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Vorwort 

1 . Gemäß § 6 Absatz 1 des Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom 14. Au- 
gust 1963 in der Fassung vom 8. November 1966 und vom 8. Juni 1967') legt der 
Sachverständigenrat sein 40. Jahresgutachten vor.^) 

Das 40-jährige Bestehen hat der Rat zum Anlass genommen, auf seine Entwicklung 
zurückzuschauen, seine Position und Wirkung als Gremium der wissenschaftlichen 
Beratung im Spannungsfeld zur Politik zu erörtern und Perspektiven für seine zu- 
künftige Arbeit zu diskutieren. Dazu fand am 6. Mai 2003 in den Räumlichkeiten 
der KfW in Berlin ein Symposium statt, zu dem Vertreter aus Politik, Wissenschaft 
und Medien geladen waren. 

2 . Die deutsche Volkswirtschaft konnte sich auch in diesem Jahr nicht aus der 
Stagnation lösen; das Bruttoinlandsprodukt verharrte auf dem Vorjahresniveau. Vor 
dem Hintergrund einer robusten weltwirtschaftlichen Belebung werden jedoch im 
kommenden Jahr die positiven außenwirtschaftlichen Einflüsse allmählich auf die 
Binnenwirtschaft ausstrahlen. In geringerem Ausmaß hängt die wirtschaftliche 
Entwicklung im Jahr 2004 auch davon ab, ob und inwieweit die vom Deutschen 
Bundestag verabschiedeten Gesetze - vor allem das Vorziehen der dritten Stufe der 
Steuerreform und die begleitenden Finanzierungsmaßnahmen - in Kraft treten wer- 
den. 

Der seit drei Jahren andauernde Rückgang der Erwerbstätigkeit setzt sich im 
Jahr 2004 zunächst fort, im weiteren Jahresverlauf nimmt die Beschäftigung dann 
aber leicht zu. Im Jahresmittel wird die Zahl der Erwerbstätigen gleichwohl zu- 
rückgehen. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen wird geringfügig über dem Vor- 
jahresniveau liegen. 

3 . Der Titel des Jahresgutachtens 2003/04 lautet: 

STAATSFINANZEN KONSOLIDIEREN - STEUERSYSTEM 
REFORMIEREN 

Der Sachverständigenrat unterstreicht damit die Bedeutung der Finanzpolitik und 
der Steuerpolitik im Rahmen einer langfristig orientierten Wirtschaftspolitik für 
mehr Wachstum und Beschäftigung. Die Lage der öffentlichen Haushalte hat sich 
in den vergangenen Jahren dramatisch verschlechtert. Durch die absehbare demo- 
graphische Entwicklung kommen in den nächsten Jahrzehnten erhebliche zusätzli- 
che Belastungen auf die Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen zu, die 
ein rechtzeitiges Umsteuem der Politik verlangen, um die Tragfähigkeit der öffent- 
lichen Finanzen nicht zu gefährden. Die anhaltende Überschreitung der Defizit- 
grenzen in einigen Mitgliedstaaten bedroht zudem den Stabilitäts- und Wachstums- 
pakt, einen Grundpfeiler der Europäischen Währungsunion. Gefordert ist vor 
diesem Hintergrund eine Finanzpolitik, die ihre Energien nicht auf kurzfristig we- 
nig effektive, langfristig oft sogar schädliche Versuche einer diskretionären Stabili- 
sierung konjunktureller Schwankungen konzentriert, sondern mit einer konsisten- 
ten Konsolidierungsstrategie die Solidität der Staatsfinanzen zurückgewinnt. Eine 
zentrale Bedeutung für eine die Wachstumskräfte stärkende Finanzpolitik kommt 
der Steuerpolitik zu. Ein systematisches, investitionsfreundliches Steuersystem 
trägt in entscheidender Weise zu günstigen Rahmenbedingungen für mehr Wachs- 
tum und mehr Beschäftigung bei und erleichtert so die notwendige Konsolidierung. 
Der Sachverständigenrat diskutiert vor diesem Hintergrund zwei mögliche Optio- 


•^Das Gesetz mit den Änderungen durch das Änderungsgesetz vom 8. November 1966 sind als 
Anhang I und die den Sachverständigenrat betreffenden Bestimmungen des „Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft“ vom 8. Juni 1967 (§§ 1 bis 3) als Anhang II ange- 
fugt. Wichtige Bestimmungen des Sachverständigenratsgesetzes sind im jeweiligen Vorwort der Jah- 
resgutachten 1964/65 bis 1967/68 erläutert. 

2) Eine Liste der bisher erschienenen Jahresgutachten und Sondergutachten ist als Anhang III abge- 
druckt. 
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nen für eine grundlegende Reform der Einkommens- und Untemehmensbesteue- 
rung und plädiert für den Übergang zu einer dualen Einkommensteuer. 

4 . Die Bundesregierung hat in diesem Jahr vor allem auf dem Arbeitsmarkt eine 
Reihe mutiger und beherzter Reformen auf den Weg gebracht, die mehr darstellen 
als nur einen ersten Schritt in die richtige Richtung. Dies schließt Kritik im Einzel- 
nen nicht aus: Elemente der beschlossenen Arbeitsmarktreformen, beispielsweise 
im Bereich des Kündigungsschutzes, sind zu zaghaft angegangen worden. In nicht 
unwichtigen Details der einzelnen arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Maßnahmen, 
beispielsweise bei der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, 
wurden wesentliche Anreizeffekte nicht hinreichend beachtet. Der Sachverständi- 
genrat legt deshalb in seinem aktuellen Jahresgutachten konkretisierende und er- 
gänzende Vorschläge für Reformen auf dem Arbeitsmarkt vor. 

Auf anderen Feldern wurden wichtige Weichenstellungen versäumt: Im Gesund- 
heitswesen stellt das GKV-Modernisierungsgesetz zwar einen ersten Schritt hin zu 
einer umfassenderen Gesundheitsreform dar. Eine richtungsweisende Neuorientie- 
rung der Finanzierung der Gesetzlichen Krankenversicherung wurde jedoch noch 
nicht in Angriff genommen. Der Sachverständigenrat erneuert deshalb sein Plädo- 
yer für eine Finanzierung der Gesetzlichen Krankenversicherung über ein Gesund- 
heitsprämienmodell. 

Erhebliche Sorge bereitet in diesem Jahr die Entwicklung der öffentlichen Flaus- 
halte. Mit einem staatlichen Defizit von 4,1 vH in Relation zum nominalen Brutto- 
inlandsprodukt wurde die Vorgabe des Stabilitäts- und Wachstumspakts im zweiten 
Jahr in Folge verletzt. Und auch im kommenden Jahr wird es voraussichtlich nicht 
gelingen, die Defizitquote unter die 3-vH-Grenze zurückzuführen. Dies bedroht 
den Stabilitäts- und Wachstumspakt in seiner Substanz. Vor dem Hintergrund der 
gegen Deutschland, Frankreich und Portugal laufenden Defizitverfahren spricht 
sich der Sachverständigenrat für eine strikte Anwendung der Regeln des Pakts aus. 
Ein erneutes Überschreiten der Defizitgrenze im kommenden Jahr, ohne dass dies 
mit Sanktionen verbunden wäre, riskiert die Demontage des Pakts. 

Konsolidierungsbedarf besteht nicht nur mit Blick auf die Vorgaben des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts. Eine Analyse der langfristigen Belastungen für die öffentli- 
chen Haushalte und Sozialsysteme aus der zukünftigen demographischen Entwick- 
lung zeigt, dass bei unveränderter Politik die Tragfähigkeit der Staatsfinanzen nicht 
gewährleistet ist. Erforderlich ist demnach das Nutzen weiterer Konsolidierungs- 
spielräume. Die Bereitschaft, entschlossen Subventionen abzubauen, ist gegenwär- 
tig vorhanden. Der Sachverständigenrat diskutiert in seinem aktuellen Jahresgut- 
achten die Grundelemente einer solchen Konsolidierungsstrategie und schlägt den 
Abbau von Finanzhilfen und Steuervergünstigungen in einem Gesamtvolumen von 
mindestens 25 Mrd Euro vor. 

Im Bereich der Steuerpolitik bestehen gegenwärtig erhebliche Defizite. Das deut- 
sche Einkommensteuerrecht wird zunehmend als chaotisch wahrgenommen. Steu- 
erpolitische Einzelmaßnahmen fügen sich nicht in eine erkennbare Systematik ein: 
Der deutschen Steuergesetzgebung fehlt das Leitbild, an dem sich die Haushalte 
und Investoren in ihrer Einkommensdisposition langfristig ausrichten könnten. Der 
Sachverständigenrat stellt in diesem Zusammenhang zwei grundlegende Reform- 
optionen zur Diskussion und plädiert für eine Reform der Einkommens- und Unter- 
nehmensbesteuerung mit einem Übergang zu einer dualen Einkommensteuer. 
Hierbei werden die unterschiedlichen Einkunftsarten zu zwei Kategorien zusam- 
mengefasst: Kapitaleinkommen und Arbeitseinkommen. Kapitaleinkommen wer- 
den mit einem niedrigen proportionalen Satz besteuert, Arbeitseinkommen 
- einschließlich der Unternehmerlöhne - werden weiterhin progressiv besteuert. 
Der Steuersatz auf Kapitaleinkommen sollte bei etwa 30 vH liegen; bei den Ar- 
beitseinkommen könnte sich der Eingangssteuersatz auf 1 5 vH und der Spitzensatz 
auf etwa 35 vH belaufen. Die Körperschaftsteuer wird in eine umfassende Besteue- 
rung der Kapitaleinkommen integriert. Die Gewerbesteuer/Gemeindewirtschafts- 
steuer ist durch ein System kommunaler Zuschläge auf die Steuern auf Kapitalein- 
kommen und Arbeitseinkommen zu ersetzen. Ein solch grundlegender Umbau des 
Steuersystems beseitigt die zahlreichen Verzerrungen, die das heutige System an 
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der Schnittstelle von Einkommens- und Unternehmensbesteuerung aufweist, es 
schafft ein investitionsfreundlicheres Umfeld und stärkt so die Wachstumskräfte 
der deutschen Volkswirtschaft. 

5 . Der gesetzlichen Regelung entsprechend schied Professor Dr. Dr. h.c. Horst 
Siebert, Kiel, am 28. Februar 2003 aus dem Sachverständigenrat aus. Herr Siebert 
hat dem Sachverständigenrat zwölf Jahre angehört. 

Als Nachfolger von Herrn Siebert wurde Professor Dr. Dr. h.c. mult. Wolfgang 
Franz, Mannheim, durch den Bundespräsidenten für die Amtsperiode bis zum 
28. Februar 2008 in den Sachverständigenrat berufen. 

6 . Der Sachverständigenrat hatte Gelegenheit, mit dem Bundeskanzler, dem Bun- 
desminister der Finanzen, dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit sowie der 
Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sicherung aktuelle wirtschafts- und 
sozialpolitische Fragen zu erörtern. 

7 . Der Präsident, der Vizepräsident und weitere Mitglieder des Vorstands der 
Deutschen Bundesbank standen wie in den vergangenen Jahren dem Sachverständi- 
genrat für ein Gespräch über die wirtschaftliche Lage und deren absehbare Ent- 
wicklung sowie über konzeptionelle und aktuelle Fragen der Geld- und Währungs- 
politik zur Verfügung. 

Mif Untersfüfzung der Deutschen Bundesbank konnten der Sachverständigenrat 
und das Ifo Institut, München, am 28. März 2003 eine Konferenz zum Thema „Ar- 
beitsmarktreformen im Niedriglohnbereich“ durchführen. 

8 . Ein ausführliches Gespräch über akfuelle arbeifsmarktpolitische Themen führte 
der Sachverständigenrat mit dem Vorstandsvorsitzenden, einem Mitglied des Vor- 
stands und leitenden Mitarbeitern der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg. 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, 
Nürnberg, hat dem Sachverständigenrat Datenmaterial aus seinem Betriebspanel 
zur Verfügung gestellf. 

9 . Mit Dr. Klaus Regling, Generaldirektor bei der Europäischen Kommission, 
diskutierte der Sachverständigenrat die konjunkturelle Lage und die wirtschaftli- 
chen Aussichten für das Jahr 2004 in den Ländern der Europäischen Union sowie 
Fragen des Stabilitäfs- und Wachstumspakts und Aspekte der Erweiterung der Eu- 
ropäischen Union. 

10 . Wie in jedem Jahr konnte der Sachverständigenrat auch in diesem Jahr mit 
den Präsidenten und leitenden Mitarbeitern der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände, des Bundesverbandes der Deutschen Industrie, des Zentral- 
verbandes des Deutschen Handwerks sowie mit führenden Vertretern des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes und des Deutschen Industrie- und Handelskammerta- 
ges aktuelle wirtschafts- und beschäftigungspolitische Fragestellungen erörtern. 

11 . Mit den Konjunkturexperten der sechs großen wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstitute diskutierte der Sachverständigenrat die Lage der deutschen 
Wirtschaft sowie weltwirtschaftliche Perspektiven. 

12 . Mit Herrn Karl-Burkhard Caspari, Vizepräsident der Bundesanstalt für Fi- 
nanzdienstleistungsaufsicht, Bonn, führte der Sachverständigenrat ein Gespräch 
zur Situation der Versicherungswirtschaft. 

1 3. Professor Dr. Christoph Spengel, Gießen, hat für den Sachverständigenrat 
eine ausführliche Expertise über Möglichkeiten der Weiterentwicklung der Ein- 
kommens- und Untemehmensbesteuerung in Deutschland erstellt und umfangrei- 
che Berechnungen zu den gegenwärtigen Kapitalkosten und effektiven Steuerbelas- 
tungen durchgeführt. 

14 . In einer gemeinsamen Expertise haben Professor Dr. Hans Fehr, Würzburg, 
und Dr. Heinrich Jess, Berlin, die Anreiz- und Verteilungswirkungen des Über- 
gangs zur nachgelagerten Besteuerung von Alterseinkünften sowie einer Reform 
der Gesetzlichen Krankenversicherung aufgezeigt und hierzu umfangreiche Be- 
rechnungen durchgeführt. 
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15. Professor Dr. Bernd Raffelhüschen, Freiburg i. Br., und seine Mitarbeiter ha- 
ben für den Sachverständigenrat Berechnungen zur Tragfähigkeit der öffentlichen 
Haushalte in Deutschland (Generationenbilanzierung) entsprechend den Vorgaben 
des Rates vorgelegt. 

16 . In einer Expertise hat Professor Dr. Friedrich Breyer, Konstanz, zur Frage der 
Reform der Systeme der Sozialen Sicherung Stellung genommen. 

17. Das Max-Planck-Institut für Geistiges Eigentum, Wettbewerbs- und Steuer- 
recht, München, Abteilung Rechnungslegung und Steuern, hat den Rat in Fragen 
der verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen für eine Einführung der dualen 
Einkommensteuer in Deutschland beraten. 

18. Professor Dr. Dr. h.c. mult. Bernd Rüthers, Konstanz, stand dem Sachverstän- 
digenrat in Fragen des gesetzlichen Kündigungsschutzes zur Seite. 

19. Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag hat auch in diesem Jahr wie- 
der die Ergebnisse der mit dem Sachverständigenrat erarbeiteten Herbstumfrage, 
die die Kammern durchgeführt haben, erörtert und dadurch die Urteilsbildung des 
Rates über die wirtschaftliche Lage der Unternehmen und die Perspektiven für das 
kommende Jahr sehr erleichtert. Der Sachverständigenrat weiß es sehr zu schätzen, 
dass die Kammern und ihre Mitglieder die nicht unerheblichen zeitlichen und fi- 
nanziellen Belastungen auf sich nehmen, die mit dieser regelmäßigen Umfrage ver- 
bunden sind. 

20 . Umfangreiches Datenmaterial für seine Analysen über wichtige Industrielän- 
der und für seine geld- und währungspolitischen Ausführungen stellten die Organi- 
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, der Internationale 
Währungsfonds, die Europäische Zentralbank, die Deutsche Bundesbank und die 
Europäische Kommission dem Rat zur Verfügung. 

Ergänzende Informationen zu ausgewählten arbeitsmarktpolitischen Fragestellun- 
gen (Arbeitslosengeld II, Kapital für Arbeit, Berufsausbildung) erhielt der Rat vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, der KfW sowie vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung, Bonn. 

Botschaften, Ministerien und Zentralbanken des Auslands haben den Rat in vielfäl- 
tiger Weise unterstützt. 

21 . Bei den Abschlussarbeiten an dem vorliegenden Gutachten fanden wir wieder 
wertvolle Unterstützung durch Professor Dr. Peter Trapp, Münster. Ihm gilt der be- 
sondere Dank des Rates. 

22 . Die Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt war auch in diesem 
Jahr ausgezeichnet. Wie in den vergangenen Jahren haben sich viele Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter des Amtes in weit über das Normale hinausgehendem Maße 
für die Aufgaben des Rates eingesetzt. Dies gilt besonders für die Angehörigen der 
Verbindungsstelle zwischen dem Statistischen Bundesamt und dem Sachverstän- 
digenrat. Der Geschäftsführer, Herr Leitender Regierungsdirektor Wolfgang 
Glöckler, und sein Stellvertreter, Herr Oberregierungsrat Bernd Schmidt, sowie die 
ständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Frau Anita Demir, Frau Monika 
Scheib, Herr Klaus-Peter Klein, Herr Uwe Krüger, Herr Volker Schmitt und Herr 
Hans- Jürgen Schwab, haben den Rat mit Tatkraft und Anregungen hervorragend 
unterstützt. Allen Beteiligten zu danken, ist uns ein ganz besonderes Anliegen. 

Die Statistischen Ämter stellten dem Sachverständigenrat für eine Untersuchung 
der Verteilung der Markteinkommen und der Einkommensteuerschuld in Deutsch- 
land faktisch anonymisiertes Stichprobenmaterial aus der Lohn- und Einkommen- 
steuerstatistik für die Veranlagungsjahre 1992, 1995 und 1998 zur Verfügung. 

23 . Auch dieses Jahresgutachten hätte der Sachverständigenrat ohne die uner- 
müdliche Arbeit seiner wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht 
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erstellen können. Dem Stab des Rates gehörten während der Arbeiten an diesem 
Gutachten an: 

Dr. Martin Albrecht, Dr. Elke Baumann, Dr. Oliver Bode, Diplom- Volkswirt 
Michael Böhmer, Dr. Christhart Bork, Dr. Annette Fröhling, Dr. Martin Gasche, 
Dr. Rafael Gerke und Dr. Stephan Kohns. 

Ein besonderes Maß an Verantwortung für die wissenschaftliche Arbeit des Stabes 
hatte der Generalsekretär des Sachverständigenrates, Diplom- Volkswirt Jens 
Ulbrich, zu tragen. Sein Vorgänger, Dr. Jens Weidmann, hat bis zu seinem Aus- 
scheiden im Frühjahr 2003 wertvolle Anregungen für dieses Jahresgutachten gege- 
ben. 

Fehler und Mängel, die das Gutachten enthält, gehen allein zu Lasten der Unter- 
zeichner. 


Wiesbaden, 7. November 2003 


Wolfgang Franz Jürgen Kromphardt Bert Rürnp Axel A. Weber Wolfgang Wiegard 
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ERSTES KAPITEL 
Eine kürzere Fassung 

Staatsfinanzen konsolidieren - Steuersystem reformieren 


1 . In Deutschland dauerte die wirtschaftliche Schwä- 
chephase das dritte Jahr in Folge an. Das Bruttoinlands- 
produkt stagnierte (Schaubild 1). Die Hoffnung des ver- 
gangenen Jahres auf eine sich allmählich kräftigende 
Erholung zerschlug sich im Frühjahr durch die Abküh- 
lung des weltwirtschaftlichen Umfelds und durch die 
Auswirkungen der Euro-Aufwertung. Dies drückte sich 
in zurückgehenden Zuwachsraten des Bruttoinlandspro- 
dukts und in einer deutlichen Verschlechterung der Lage 
am Arbeitsmarkt aus. Ab der Jahresmitte erholte sich die 
Exportkonjunktur vor dem Hintergrund einer Belebung 
der Weltwirtschaft merklich und trug maßgeblich zu den 
leicht positiven Zuwachsraten der Produktion in diesem 
Zeitraum bei. Die Binnennachfrage blieb erneut sehr 


Schaubild 1 


Voraussichtliche Wirtschaftsentwicklung^^ 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1995 
Jahresdurchschnitte^^ ■■■■ Prognose^^ 
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schwach; der außenwirtschaftliche Funke sprang in die- 
sem Jahr nicht auf die inländische Verwendung über. Die 
Aussichten für das nächste Jahr lassen zwar etwas Licht 
am konjunkturellen Horizont erkennen; mit einem An- 
stieg der gesamtwirtschaftlichen Produktion um 1,5 vH 
bleibt die Erholung jedoch verhalten und wird noch 
nicht zu einer verringerten Unterauslastung der gesamt- 
wirtschaftlichen Kapazitäten beitragen. 

Die Prognose für die gesamtwirtschaftliche Zuwachsrate 
unterstellt den gesetzgeberischen Status quo zum Zeit- 
punkt der Prognoseerstellung. Berücksichtigt wurden 
diejenigen steuerpolitischen Maßnahmen, die in diesem 
Jahr mit Wirkung für das kommende Jahr bereits gesetz- 
lich beschlossen sind und solche Maßnahmen, die 
- obgleich noch nicht verabschiedet - nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedürfen. In einer Altemativrech- 
nung wurde unterstellt, dass die im Bundesrat zustim- 
mungspflichtigen Maßnahmen, also vor allem das 
geplante Vorziehen der Steuerreform und die Konsoli- 
dierungsmaßnahmen des Haushaltsbegleitgesetzes - mit 
den von der Bundesregierung veranschlagten Entlas- 
tungs- und Belastungseffekten für die öffentlichen 
Haushalte -, für das kommende Jahr realisiert werden. 
Unter diesen Annahmen ergibt sich ein Zuwachs des 
Bruttoinlandsprodukts im kommenden Jahr von 1,7 vH. 
Die geringfügigen Unterschiede in den Zuwachsraten er- 
klären sich dadurch, dass sich die in der Altemativrech- 
nung ergebende Nettoentlastung der Haushalte und Un- 
ternehmen durch das Vorziehen der Steuerrefonn in 
Höhe von 15,6 Mrd Euro aufgrund der diversen finanz- 
politischen Sparmaßnahmen auf knapp 4 Mrd Euro re- 
duziert. 

2 . Für die Frage der Intensität der konjunkturellen Bele- 
bung ist das Wachstum des Produktionspotentials ein 
entscheidender Einflussfaktor, denn es signalisiert das 
Tempo, mit dem eine Volkswirtschaft in der mittleren 
Frist spannungsfrei wachsen kann. Je niedriger das Poten- 
tialwachstum ist, desto eher stößt ein Aufschwung an 
vorhandene Kapazitätsgrenzen und desto eher wird bei 
negativen konjunkturellen Impulsen ein Zustand der 
gesamtwirtschaftlichen Stagnation erreicht. Dem Poten- 
tialwachstum kommt damit sowohl für die Konjunktur- 
analyse, als auch für die Wirfschaftspolitik eine ent- 
scheidende Bedeutung zu. Eine empirische Analyse des 
Produktionspotentials unter Verwendung unterschiedli- 
cher Schätzverfahren zeigt, dass sich das Potentialwachs- 
tum in Deutschland in den zurückliegenden Jahren merk- 
lich verlangsamt hat und gegenwärtig bei rund 1,5 vH 
liegen dürfte (Ziffern 734 ff). Die Unterauslastung der 
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gesamtwirtschaftlichen Kapazitäten betrug im vergan- 
genen Jahr etwa 1,0 vH. Diese Werte deuten ebenfalls 
darauf hin, dass die konjunkturelle Erholung eher 
verhalten ausfallen wird. Das Potentialwachstum ist 
allerdings keine Naturkonstante, sondern durch wirt- 
schaftspolitische Maßnahmen beeinflussbar (JG 2002 
Ziffern 205 ff). 

3 . Die Gründe für die Wachstumsschwäche sind vom 
Sachverständigenrat vielfach diagnostiziert und Wege 
zu ihrer Beseitigung aufgezeigt worden, ln den vergan- 
genen Monaten hat die Bundesregierung zahlreiche Re- 
formen auf den Weg gebracht. Dies gilt vor allem für 
den Arbeitsmarkt, aber auch in der Gesetzlichen Ren- 
tenversicherung ist angesichts der belastenden Finanz- 
probleme eine Reihe langfristig angelegter Anpassungs- 
maßnahmen beschlossen worden. Schließlich wurde im 
Bereich der Gesetzlichen Krankenversicherung ein ers- 
ter Schritt in Richtung einer umfassenden Gesundheits- 
reform eingeleitet. Gegenwärtig ist für viele der 
Reformmaßnahmen noch nicht hinreichend klar, in wel- 
cher Form sie den komplizierten Gesetzgebungspro- 
zess verlassen werden; eine abschließende Beurteilung 
des „deutschen Reformherbstes“ ist deshalb zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt noch nicht möglich. Betrachtet man 
aber die bereits beschlossenen Maßnahmen und die 
Grundtendenz der sich noch im parlamentarischen Ver- 
fahren befindenden Vorschläge, dann fällt das Gesamt- 
urteil positiv aus. Die noch vor Jahresfrist richtungs- 
lose Politik hat in den vergangenen Monaten 
insbesondere mit Blick auf den Arbeitsmarkt ein Maß- 
nahmenbündel auf den Weg gebracht, das mehr ist als 
nur ein erster Schritt in die richtige Richtung. Dies 
schließt Kritik nicht aus: Einzelne Elemente der be- 
schlossenen Arbeitsmarktreformen, beispielsweise im 
Bereich des Kündigungsschutzes, sind zu zaghaft ange- 
gangen worden; in nicht unwichtigen Details der einzel- 
nen arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Maßnahmen, 
beispielsweise bei der Zusammenlegung von Arbeitslo- 
senhilfe und Sozialhilfe, wurden wesentliche Anreizef- 
fekte nicht hinreichend beachtet. Schließlich hat man in 
der Gesetzlichen Krankenversicherung eine richtungs- 
weisende Weichenstellung sowohl auf der Finanzie- 
rungsseite als auch auf der Leistungsseite in diesem 
Jahr versäumt. Bemerkenswert ist aber dennoch, dass 
sich das Diskussionsklima in der Politik spürbar gewan- 
delt hat: Sowohl für die Regierungsparteien als auch für 
die Opposition liegen von Kommissionen ausgearbei- 
tete Entwürfe zu einer weitergehenden Reform der So- 
zialsysteme vor, die bei allen Unterschieden dennoch 
richtungsweisende Gemeinsamkeiten enthalten. Ange- 
sichts der Tatsache, dass der Sachverständigenrat in sei- 
nem letzten Jahresgutachten die Reformen für die Sozi- 
alversicherungen ausführlich thematisiert hat, und da 
die Regierungskommission viele der Vorschläge auf- 
griff, werden in diesem Jahresgutachten keine weiteren 
Vorschläge unterbreitet, sondern die Ergebnisse der Rü- 
rup-Kommission dargestellt und kommentiert. Für den 
Bereich des Arbeitsmarkts stellt der Sachverständigen- 
rat in diesem Jahr Vorschläge zur Diskussion, die die 


Ausführungen des letztjährigen Gutachtens konkretisie- 
ren und ergänzen. 

4 . Die Auswirkungen der anhaltenden wirtschaftli- 
chen Schwächephase zeigten sich in diesem Jahr in aller 
Deutlichkeit in den öffentlichen Haushalten. Die Defizit- 
grenze des Stabilitäts- und Wachstumspakts wurde mit 
4,1 vH erneut deutlich überschritten, und auch im kom- 
menden Jahr wird es aller Voraussicht nach nicht gelin- 
gen, die 3 vH-Vorgabe aus Brüssel einzuhalten. Zwar ist 
ein nicht unbedeutender Teil der hohen Neuverschul- 
dung durch die schlechte Konjunktur bedingt; eine Kre- 
ditaufnahme, die bei einem gegenüber dem Vorjahr 
kaum verschlechterten Zuwachs des Bruttoinlandspro- 
dukts allein für den Bundeshaushalt die Planansätze in 
diesem Jahr um mehr als das Doppelte überstieg, signali- 
siert aber auch, dass die öffentlichen Haushalte einer 
Neuausrichtung bedürfen: Vor allem geht es darum, ver- 
lässliche Rahmenbedingungen für die Einkommenspers- 
pektiven und Einkommensdispositionen der Unterneh- 
men und Haushalte zu schaffen. Angesichts der aus dem 
Ruder laufenden staatlichen Defizite verlangt dies zum 
einen die Formulierung und Durchsetzung einer schlüs- 
sigen und auf Dauer angelegten Strategie zur Rückfüh- 
rung der staatlichen Kreditaufnahme. Die Politik hat hier 
in diesem Jahr bereits beträchtliche mittelfristige Kon- 
solidierungsschritte, vor allem in der Gesetzlichen 
Rentenversicherung und in der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung, eingeleitet. Die Umsetzung der diversen 
steuerpolitischen Maßnahmen ist jedoch gegenwärtig 
mit vielen Fragezeichen versehen. Zudem mangelt es 
den zahlreich vorgetragenen Sparmaßnahmen an einer 
klaren Systematik. Der Sachverständigenrat widmet des- 
halb der Frage der Haushaltskonsolidierung besondere 
Aufmerksamkeit. Grundsätzlich liegt in der Steuerpoli- 
tik gegenwärtig vieles im Argen: Es ist vor allem kein 
konsistentes Leitbild erkennbar, an dem sich die Steuer- 
gesetzgebung ausrichtet. Ohne ein solches Leitbild aber 
fehlt es den steuerpolitischen Einzelmaßnahmen an Sys- 
tematik, und einzelne Maßnahmen werden vielfach als 
widersprüchliche Ad-hoc-lnterventionen wahrgenom- 
men. Dieses steuerpolitische Chaos verstärkt - über das 
dem Wirtschaftsgeschehen ohnehin inhärente Ausmaß 
hinaus - die Unsicherheit bezüglich der zukünftigen 
Einkommensentwicklung und Ertragserwartungen und 
ist Gift für einen robusten Aufschwung aus eigener 
Kraft. Verlässlichkeit erfordert zudem, die mittelfristi- 
gen und langfristigen Folgen der Finanzpolitik und der 
Sozialpolitik in den Blick zu nehmen. Insbesondere 
durch die demographischen Veränderungen in den kom- 
menden Jahrzehnten ist ohne grundlegende Politikände- 
rungen die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen be- 
droht. 

Die Diskussion wirtschaftspolitischer Handlungsoptio- 
nen im Bereich der Finanzpolitik steht deshalb im Vor- 
dergrund des diesjährigen Jahresgutachtens, das unter 
den Titel „Staatsfinanzen konsolidieren - Steuersystem 
reformieren“ gestellt wurde. 
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I. Weltwirtschaft: Aufschwung bei 
anhaltenden Unsicherheiten 

5 . Geopolitische Unsicherheiten im Vorfeld des Kriegs 
im Irak sowie die Verbreitung der Lungenkrankheit 
SARS dämpften die konjunkturelle Dynamik der Welt- 
wirtschaft zu Beginn dieses Jahres. Nach dem rasehen 
Ende der militärischen Konflikthandlungen und begüns- 
tigt durch eine Erholung an den internationalen Finanz- 
märkten hellte sich das internationale Stimmungsbild ab 
dem Frühjahr auf. Die positiven Signale der Vertrauens- 
indikatoren schlugen sich ab der Jahresmitte auch zu- 
nehmend in den Produktionsdaten nieder. Vor allem in 
den Vereinigten Staaten und in Japan übertraf das Aus- 
maß der Erholung die allgemeinen Erwartungen 
(Tabelle 1). In Europa hingegen verlief die konjunktu- 
relle Entwicklung gedämpft, gleichwohl stellte sieh aueh 
hier eine leichte Verbesserung in der zweiten Jahres- 
hälfte ein. Gestützt wurde die weltwirtschaftliche Dyna- 
mik durch eine stimulierende Ausrichtung der Geld- und 
Finanzpolitik in den großen Wirtschaftsräumen mit al- 
lerdings markanten Unterschieden in der Intensität der 
diskretionären Impulse (Schaubild 2). 


Schaubild 2 
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6 . Niedrige Inflationsraten, die bereits reichlich vor- 
handene Liquiditätsausstattung sowie die Erwartung, 
dass die Notenbanken in den Industriestaaten auf abseh- 
bare Zeit nicht die zinspolitisehen Zügel straffen wer- 
den, führten in der ersten Jahreshälfte auf den intematio- 


Tabelle 1 

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
in ausgewählten Ländergruppen und Ländern 


Ländergruppe/Land 

Bruttoinlands- 

produkt 

(real)** 

Anteil an der 
Ausfuhr’* 
Deutschlands 

1 2003 1 

1 2004 1 

2002 

Veränderung 
gegenüber 
dem Vorjahr 
in vEL* 

vH 

Europäische Union'** 

+ 0,1 

+ 1,9 

54,7 

Euro-Raum'** 

+ 0,A 

+ 1,8 

42,6 

darunter: 




Deutschland 

-0,0 

+ 1,5 

X 

Frankreich 

+ 0,2 

+ 1,7 

10,8 

Italien 

+ 0,4 

+ 1,5 

7,3 

Niederlande 

-0,7 

+ 0,9 

6,1 

Vereinigtes König- 

+ 2,0 

+ 2,9 

8,4 

reich 




Vereinigte Staaten 

+ 2,9 

+ 4,0 

10,3 

Japan 

+ 2,7 

+ 1,8 

1,9 

Mittel- und Osteuropa^* 

+ 3,3 

+ 3,8 

8,8 

Lateinamerika'’* 

+ 1,0 

+ 3,7 

2,0 

Südostasiatische 




Schwellenländer’* 

+ 3,0 

+ 4,6 

3,5 


1) Eigene Schätzung auf Basis von Angaben internationaler und natio- 


naler Institutionen. - 2) Spezialhandel. Vorläufige Ergebnisse. - 3) Die 
Veränderungen gegenüber dem Vorjahr für die Ländergruppen sind 
gewichtet mit ihren Anteilen am nominalen Bruttoinlandsprodukt der 
Welt in jeweiligen Preisen und Kaufkraftparitäten im Jahr 2002. - 
4) Die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr sind gewichtet mit den 
Anteilen am realen Bruttoinlandsprodukt (in Euro) der Europäischen 
Union im Jahr 2002. - 5) Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Polen, 
Rumänien, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn. - 
6) Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien, Mexiko, Peru, Venezu- 
ela. - 7) Hongkong (China), Malaysia, Singapur, Südkorea, Taiwan, 
Thailand. 


nalen Finanzmärkten zu einem kräftigen Rückgang der 
langfristigen Zinsen. Die Renditen langfristiger Staats- 
anleihen erreichten in zahlreichen Ländern den niedrigs- 
ten Stand seit mehr als 40 Jahren. Ab der Jahresmitte 
kam es infolge des zunehmenden Optimismus darüber, 
dass die Talsohle der weltwirtschaftlichen Entwicklung 
durchschritten sei, aber auch infolge der stärker in das 
Blickfeld der Anleger rückenden gestiegenen Bud- 
getdefizite zu einem deutlichen Anstieg der langfristigen 
Nominalzinsen. Gemessen an ihren langjährigen 
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Durchschnitten lagen diese aber auch zum Jahresende 
immer noch auf einem niedrigen Niveau. 

7 . Nicht zuletzt aufgrund der schwachen Entwicklung 
in der Europäischen Währungsunion nahm die weltweite 
Produktion im Jahresdurchschnitt mit 3,5 vH lediglich 
wenig stärker zu als im vergangenen Jahr. Die Kapazi- 
tätsauslastung im globalen Maßstab lag in diesem Jahr 
noch geringfügig niedriger als in der Abschwungsphase 
zu Beginn der neunziger Jahre. Das Welthandelsvolu- 
men expandierte in diesem Jahr mit 3,7 vH nur wenig 
mehr als das globale Bruttoinlandsprodukt 
(Schaubild 3). 


Schaubild 3 



8. Die Konjunktur in den Vereinigten Staaten blieb zu 
Beginn des Jahres verhalten. Nach einem schwachen 
ersten Quartal kam es dann vor allem aufgrund gesunke- 
ner geopolitischer Unsicherheiten zu einer kräftigen Er- 
holung. Im dritten Quartal verzeichnete die Zunahme 
des Bruttoinlandsprodukts nach ersten vorläufigen 
Schätzungen die stärkste Dynamik seit dem Jahr 1984. 
Der Aufschwung wurde maßgeblich begünstigt durch 
die überaus expansive Ausrichtung der Geldpolitik und 
der Finanzpolitik: Die privaten und öffentlichen Kon- 
sumausgaben waren Motor der gesamtwirtschaftlichen 


Entwicklung (Schaubild 4). Der private Konsum wurde 
durch die neuerliche Zinssenkung der US-amerikani- 
schen Notenbank und durch zusätzliche steuerliche Ent- 
lastungen gestützt. Der Zielsatz für Tagesgeld (Federal 
Funds Rate) liegt seit Juni bei 1 %, dem niedrigsten Wert 

Schaubild 4 
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Jahr 2003^* 
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1} Eigene Schätzung aufgrund von Angaben internationaler und nationaler In- 
stitutionen.- 2) Veränderung gegenüber dem Jahr 2002 in vH.- 3) Zur Verän- 
derung des Bruttoinlandsprodukts.- 4) Einschließlich Nettozugang an Wert- 
sachen. 

SR 2003-12-0665 


seit 45 Jahren. Im Verlaufe des Jahres erreichten auch 
die Renditen der langfristigen staatlichen Schuldtitel 
Tiefstände, die letztmals im Jahr 1958 zu beobachten 
waren. Das niedrige Zinsniveau wirkte zusätzlich bele- 
bend auf den Konsum, da es den Verbrauchern erlaubte, 
bestehende Hypothekenkredite zu niedrigeren Sätzen zu 
refinanzieren und dadurch frei werdende Mittel zu Kon- 
sumzwecken zu verwenden. Mit dem Anstieg der lang- 
fristigen Zinsen ab der Jahresmitte verlor dieser Effekt 
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auf die Entwicklung des privaten Verbrauchs jedoch an 
Bedeutung. 

Im Untemehmensbereich machte die Bilanzkonsolidie- 
rung weitere Fortschritte. Die Verschuldung der nichtfi- 
nanziellen Unternehmen in Relation zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt, die von Anfang des Jahres 1998 
bis Ende des Jahres 2001 um mehr als zehn Prozent- 
punkte zunahm, hat sich seitdem stabilisiert. Die Bilanz- 
bereinigung der Unternehmen hatte deren Investitions- 
bereitschaft in den vergangenen Jahren merklich 
gedämpft. Seit dem zweiten Quartal war jedoch eine zu- 
nehmende Dynamik bei den Bruttoanlageinvestitionen 
zu verzeichnen, so dass der Aufschwung an Breite ge- 
wann. 

Die gedämpfte Entwicklung zu Jahresbeginn führte al- 
lerdings dazu, dass mit einem Zuwachs des Brutto- 
inlandsprodukts in diesem Jahr von 2,9 vH das Poten- 
tialwachstum erneut, wenn auch nur noch leicht 
unterschritten wurde. 

9 . Angesichts des an Fahrt gewinnenden Aufschwungs 
rückte die mittelfristige Ausrichtung der US-amerikani- 
schen Wirtschaftspolitik stärker in den Blickpunkt. Ins- 
besondere die Finanzpolitik hat in diesem Jahr erneut das 
öffentliche Defizit merklich ausgeweitet. Der Großteil 
des Defizitanstiegs beruhte auf zusätzlichen steuerlichen 


Entlastungen sowie gestiegenen Verteidigungsausgaben. 
Damit erhöhte sich das konjunkturbereinigte Defizit im 
Fiskaljahr 2003 auf 3,1 vH in Relation zum nominalen 
Produktionspotential. Das konjunkturbereinigte Defizit 
wird im kommenden Fiskaljahr voraussichtlich noch- 
mals um rund 0,6 Prozentpunkte ansteigen. Die Ver- 
schlechterung der US-amerikanischen Haushaltsposition 
seit dem Jahr 2000 hat, gemessen am konjunkturberei- 
nigten Defizit, die Konsolidierungserfolge der neunziger 
Jahre vollständig eliminiert (Schaubild 5). 

Konjunkturbereinigte Defizite in dieser Größenordnung 
werden in den kommenden Jahren schwer aufrechtzuer- 
halten sein. Dies nicht zuletzt, weil auch in den Vereinig- 
ten Staaten in der absehbaren Zukunft Belastungen aus 
der demographischen Entwicklung auf die öffentlichen 
Haushalte zukommen werden. Die allmähliche Rück- 
nahme der fiskalischen Stimuli und die Rückkehr zu ei- 
ner tragfähigen Haushaltspolitik ist auch angesichts des 
sich abermals ausweitenden Leistungsbilanzdefizits der 
Vereinigten Staaten ein Thema von erheblicher Relevanz 
für die Weltwirtschaft. Eine abrupte Anpassung der 
Leistungsbilanz ginge vermutlich mit einer weiteren 
massiven Abwertung des US-Dollar einher. Dies stellt 
ein nicht zu vernachlässigendes Risiko für die konjunk- 
turelle Entwicklung in Europa und damit auch in 
Deutschland dar. 


Schaubild 5 
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10. Besser als erwartet verlief die Entwicklung in 
Japan; das Bruttoinlandsprodukt nahm mit einer Rate 
von 2,7 vH zu. Hierfür war insbesondere die private In- 
vestitionstätigkeit verantwortlich. Im zweiten Halbjahr 
wirkten zusätzlich positive Impulse von der Exportseite. 
Die Tatsache, dass die konjunkturelle Dynamik nicht 
durch zusätzliche staatliche Stimulierungsmaßnahmen 
verursacht war, begründet einen vorsichtigen Optimis- 
mus, dass die zweitgrößte Volkswirtschaft ihre langan- 
haltende Stagnationsphase allmählich überwinden 
könnte. Dennoch bestehen nicht unerhebliche Risiken 
für eine nachhaltige Erholung: Die Deflation hat das 
Land weiterhin im Griff; die Arbeitslosigkeit verharrt 
auf einem für japanische Verhältnisse sehr hohen Niveau 
und die Probleme im Finanzsektor bestehen weiterhin. 
Die Quasi- Verstaatlichung einer japanischen Großbank 
in diesem Jahr war ein deutliches Signal, dass die 
Schwierigkeiten im Bankensektor alles andere als über- 
wunden sind. Der monetäre Transmissionsprozess ist 
weiterhin gestört: Eine fortgesetzt massive Ausweitung 
der Zentralbankgeldmenge schlägt sich nicht in den brei- 
ten Geldmengenaggregaten und der Kreditentwicklung 
nieder. 

11. ln den Schwellenländern Südostasiens kam es in 
diesem Jahr zu einer leicht schwächeren Entwicklung: 
Der Einfluss der Lungenkrankheit SARS, aber auch bin- 
nenwirtschaftliche Probleme in einer Reihe von Ländern 
führten insbesondere in der ersten Jahreshälfte zu einer 
merklichen Eintrübung. Mit der globalen konjunktu- 
rellen Belebung und der anziehenden Nachfrage ins- 
besondere nach Produkten der Informations- und Kom- 
munikationstechnologien seitens der Industrieländer 
verbesserte sich die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
jedoch im Jahresverlauf zunehmend. Trotz der vorhan- 
denen hemmenden Einflussfaktoren bildeten die Staaten 
des asiatisch-pazifischen Raums erneut die am dyna- 
mischsten wachsende Region der Weltwirtschaft. Insbe- 
sondere China erwies sich mit Zuwachsraten von über 
7 vH in den vergangenen Jahren als weitgehend robust 
gegenüber negativen externen Einflüssen. Hier treten ge- 
genwärtig allerdings strukturelle Probleme stärker in den 
Vordergrund der Diskussion, vor allem im Bankenbe- 
reich. Ihre Beseitigung ist eine wesentliche Vorausset- 
zung für eine allmähliche Flexibilisierung des Wechsel- 
kurses. 

12. Die konjunkturelle Dynamik im Euro-Raum kam 
in der ersten Jahreshälfte zum Erliegen. Die Bruttoanla- 
geinvestitionen verringerten sich nochmals und ent- 
täuschten die Hoffnungen des Vorjahres auf ein Ende der 
Investitionszurückhaltung. Der kräftigste negative Im- 
puls ging jedoch von der Außenwirtschaft aus: Die Ex- 
porte sanken wechselkursbedingt in den ersten beiden 
Quartalen mit einer annualisierten Rate von über 4 vH 
gegenüber dem zweiten Halbjahr des Jahres 2002. Stüt- 
zend wirkten einzig die privaten und staatlichen Kon- 
sumausgaben. Die weltwirtschaftliche Erholung ab der 
Jahresmitte erreichte den Euro-Raum mit zeitlicher Ver- 
zögerung und auch nur in abgeschwächter Form. Sie 
führte zu einer merklichen Belebung der Ausfuhr. Die 


Investitionstätigkeit blieb weiterhin schwach. Im Jahres- 
durchschnitt nahm die Produktion um 0,4 vH zu. Ge- 
messen an früheren konjunkturellen Abschwüngen er- 
wies sich im aktuellen Zyklus der Arbeitsmarkt als 
erstaunlich robust. Zwar stagnierte die Beschäftigung 
mehr oder weniger seit Ende des Jahres 2002, aber ange- 
sichts einer ebenfalls stagnierenden Produktion wären 
eher stärkere Rückgänge der Zahl der Beschäftigten zu 
erwarten gewesen. Gleiches galt mit umgekehrtem Vor- 
zeichen für die Arbeitslosenquote. In beiden Fällen dürf- 
ten sich die in den vergangenen Jahren in einer Reihe 
von Ländern durchgeführten Arbeitsmarktreformen po- 
sitiv ausgewirkt haben. 

Der konjunkturelle Verbund zwischen den Mitgliedslän- 
dern der Währungsunion hat sich seit dem Jahr 1999 er- 
kennbar verstärkt. Die kontemporäre Korrelation der na- 
tionalen gesamtwirtschaftlichen Auslastungsgrade hat 
sich zwischen den großen Volkswirtschaften des ge- 
meinsamen Währungsgebiets erhöht, und es lässt sich 
eine generelle Tendenz hin zu einem stärkeren zykli- 
schen Gleichlauf erkennen. Diese Entwicklung ist si- 
cherlich zu einem Teil durch die Tatsache erklärbar, dass 
der Abschwung der letzten beiden Jahre von einer Reihe 
symmetrisch wirkender globaler Schocks verursacht 
wurde. Ungeachtet dessen bedeutet die stärkere Paralle- 
lität der Konjunkturverläufe eine willkommene Bot- 
schaft für die gemeinsame Geldpolifik, denn je weniger 
heterogen die Zyklen in den einzelnen Mitgliedsländern 
verlaufen, desto angemessener ist für sie der von der No- 
tenbank gesetzte einheitliche Leitzins. 

Die Wirtschaftspolitik im Euro-Raum setzte im Ver- 
gleich zu den Vereinigten Staaten deutlich weniger auf 
diskretionäre antizyklische Impulse. Das konjunkturbe- 
reinigte Defizit in Relation zum nominalen Bruttoin- 
landsprodukt erhöhte sich seit dem Jahr 2000 um 
0,4 Prozentpunkte auf 2,3 vH; das unbereinigte Defizit 
(ohne UMTS-Erlöse) verschlechterte sich durch das 
Wirken der automatischen Stabilisatoren um 2,0 Pro- 
zentpunkte. Die Europäische Zentralbank senkte im 
Laufe des Jahres den Leitzins in zwei Schritten um 
75 Basispunkte auf 2 %. Die Leitzinsen haben in den 
Ländern der Europäischen Währungsunion damit das 
niedrigste Niveau in der Nachkriegszeit erreicht. Die 
zinspolitische Lockerung erfolgte dabei als Reaktion auf 
die eingetrübte realwirtschaftliche Lage. Die Inflations- 
erwartungen signalisierten zudem keine Gefahren für die 
mittelfristige Preisniveaustabilität. Die Geldpolitik blieb 
damit angesichts der schwachen konjunkturellen Ent- 
wicklung unverändert expansiv. Betrachtet man die eu- 
ropäische Geldpolitik seit Beginn der Währungsunion 
mittels der populären Taylor-Regel, dann lässt sich die 
vielfach anzutreffende Kritik, die Europäische Zentral- 
bank sei in ihren Zinsentscheidungen „auf dem konjunk- 
turellen Auge blind“, auch schon für die vergangenen 
Jahre nicht belegen. 

Am 1. Mai kommenden Jahres wird die Europäische 
Union um zehn Länder erweitert. Dazu wurde mit Ab- 
schluss der Beitrittsverhandlungen sowie der Unter- 
zeichnung und Ratifizierung des Beitrittsvertrags in die- 
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sem Jahr der Weg geebnet. Da alle beitretenden Länder 
ein deutlich geringeres Wohlstandsniveau als die bishe- 
rigen Mitgliedsländer aufweisen, wird die Struktur- und 
Regionalpolitik der Europäischen Union vor neue He- 
rausforderungen gestellt. Das Einkommen je Einwohner 
in den acht mittel- und osteuropäischen Beitrittsländem 
liegt gegenwärtig bei weniger als 50 vH des EU-Durch- 
schnitts. Zwar befinden sich diese Länder in einem real- 
wirtschaftlichen Konvergenzprozess, sollte dieser je- 
doch nicht an Tempo gewinnen, wird es noch mehrere 
Jahrzehnte dauern, bis der Einkommensrückstand zur 
Europäischen Union auch nur halbiert sein wird. Hin- 
sichtlich einer späteren Teilnahme dieser Länder an der 
Europäischen Währungsunion dürften die öffentlichen 
Defizite, vor allem in den größeren Ländern, aus heuti- 
ger Sicht die höchste Hürde im Rahmen der Maastricht- 
Kriterien darstellen. 

II. Deutschland: Außenwirtschaftliche 
Belebung bei schwacher 
Binnennachfrage 

13. Die Hoffnungen auf eine konjunkturelle Belebung 
wurden in diesem Jahr erneut enttäuscht (Tabelle 2). Das 
Bruttoinlandsprodukt stagnierte im dritten Jahr in Folge. 
Dass es in diesem Jahr nicht zu einem positiven 
Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts kam, hatte seine Ur- 
sachen in einer weiterhin sehr schwachen Inlandsnach- 
frage und in ausgeprägt dämpfenden außenwirtschaftli- 
chen Einflüssen in der ersten Jahreshälfte. Zu tief war 
nach drei Jahren der Stagnation die Skepsis über eine 
durchgreifende Verbesserung der Einkommensperspekti- 
ven und Ertragserwartungen bei den Haushalten und Un- 
ternehmen verankert, so dass selbst der kräftige Impuls 
über eine anziehende Weltkonjunktur in der zweiten Jah- 
reshälfte, der sich in einem deutlichen Exportanstieg 
niederschlug, nicht auf die Binnenwirtschaft übersprang. 
Bei einem robusten weltwirtschaftlichen Umfeld und 
ohne zusätzliche negative Wechselkurseinflüsse erholten 
sich zum Jahresende hin aber auch die Komponenten der 
Inlandsnachfrage allmählich. 

- Die Verlangsamung der weltwirtschaftlichen Dyna- 
mik zu Beginn des Jahres und die Auswirkungen der 
Aufwertung des Euro führten zu einem Rückgang der 
Ausfuhr in den ersten sechs Monaten: Der Export 
von Waren und Dienstleistungen schrumpfte in die- 
sem Zeitraum mit einer annualisierten Rate von über 
2,5 vH gegenüber dem zweiten Halbjahr des Vorjah- 
res. Mit der Verbesserung des internationalen Um- 
felds ab dem Frühjahr kam es jedoch ab dem dritten 
Quartal zu einer merklichen Erholung der Ausfuhren. 
Dies bestätigt, dass für die deutsche Ausfuhr der Ein- 
kommenseffekt eine bedeutendere Rolle spielt als der 
Wechselkurseffekt. Die schwache inländische Nach- 
frage führte zu einem Rückgang der Importe, so dass 
der Außenbeitrag in der zweiten Jahreshälfte den 
stärksten Beitrag zum Zuwachs des Bruttoinlandspro- 
dukts beisteuerte. 


- Die Investitionstätigkeit war mit einem Rückgang 
der Bruttoanlageinvestitionen um 1 ,9 vH auch in die- 
sem Jahr ein belastender Faktor. Der Abschwung der 
Investitionen, der in der zweiten Jahreshälfte 2000 
eingesetzt hatte, fand noch kein Ende. Die Ausrüs- 
tungsinvestitionen gingen erneut um 0,3 vH zurück. 
Dies kontrastierte ein wenig mit den positiven Anzei- 
chen der Geschäftsklima-Indikatoren ab der Jahres- 
mitte. Letztere signalisierten aber bereits auch schon 
im Jahr 2002 eine Erholung, die sich dann nicht in 
den Produktionsdaten wiederfand. In diesem Jahr 
dürfte die verbesserte Exportkonjunktur die Unter- 
nehmensaussichten positiv beeinflusst haben, in den 
Investitionszahlen schlug sich diese Entwicklung je- 
doch nicht nieder. Hierfür spricht auch, dass die Ver- 
besserung der Auftragslage in der zweiten Jahres- 
hälfte nahezu ausschließlich durch eine gestiegene 
Auslandsnachfrage zustande kam. Angesichts einer 
weiterhin unterdurchschnittlichen Kapazitätsauslas- 
tung konnte diese auch ohne zusätzliche Erweite- 
rungsinvestitionen befriedigt werden. Die Bauinves- 
titionen verringerten sich um 3,6 vH und trugen 
hauptsächlich zur negativen Entwicklung der Anlage- 
investitionen bei. Mit Ausnahme des Jahres 1999 war 
damit in jedem Jahr seit dem Jahr 1995 ein Rückgang 
der Bauinvestitionen zu verzeichnen. Der Investi- 
tionsrückgang verlangsamte sich allerdings in diesem 
Jahr. Hieraus lässt sich jedoch noch kein deutliches 
Signal für ein Ende des Anpassungsprozesses im 
Baugewerbe ablesen, denn die Entwicklung wurde in 
der Hauptsache durch den Wohnungsbau verursacht, 
bei dem angesichts der Diskussion um die Eigen- 
heimzulage und die Beseitigung der Flutschäden in 
Ostdeutschland in diesem Jahr Einmaleffekte zum 
Tragen kamen. 

- Der Konsum der privaten Haushalte erholte sich 
nur unmerklich. Nachdem es im vergangenen Jahr 
erstmals seit der Vereinigung zu einem Rückgang 
dieser Nachfragekomponente gekommen war, blieb 
der Zuwachs in diesem Jahr mit 0,2 vH erneut hinter 
den Erwartungen zurück: Die enttäuschende Ent- 
wicklung am Arbeitsmarkt - das bezahlte Arbeitsvo- 
lumen verringerte sich um 1 , 1 vH - sowie die ausge- 
prägte Lohndrift von minus 1 ,2 Prozentpunkten 
führten zu leicht sinkenden Bruttolöhnen und -gehäl- 
tern. Zusätzlich belasteten die über eine Ausweitung 
der Beitragsbemessungsgrenze und Beitragssatzerhö- 
hungen gestiegenen Sozialversicherungsbeiträge die 
Nettolöhne und -gehälter, die um einen vollen Pro- 
zentpunkt niedriger waren als im Vorjahr. Der sich 
dennoch ergebende Anstieg der verfügbaren Einkom- 
men der privaten Haushalte um 1,4 vH in diesem Jahr 
ist in der Hauptsache den empfangenen Sozialleistun- 
gen und Transfers geschuldet. Vor diesem Hinter- 
grund und angesichts der durch die fortgesetzten Dis- 
kussionen um steuerliche und sozialpolitische 
Maßnahmen erzeugten Ungewissheit über die zu- 
künftige Einkommensentwicklung blieb auch das 
Konsumentenvertrauen schwach. 



Drucksache 15/2000 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Tabelle 2 


Wirtschaftliche Eckdaten für Deutschland 



Einheit 

2000 

2001 

2002 

2003” 

2004” 

Bruttoinlandsprodukt 

vH” 

2,9 

0,8 

0,2 

- 0,0 

1,5 

Inlandsnachfrage^^ 

vH” 

1,8 

- 0,8 

- 1,6 

0,0 

0,9 

Ausrüstungsinvestitionen 

vH” 

10,1 

- 4,9 

- 9,1 

- 0,3 

3,0 

Bauinvestitionen 

vH” 

- 2,6 

- 4,8 

- 5,8 

- 3,6 

0,2 

Sonstige Anlagen 

vH” 

9,0 

5,6 

1,6 

1,9 

4,5 

Konsumausgaben 

vH” 

1,7 

1,3 

- 0,3 

0,3 

0,6 

Private Haushalte'*’ 

vH” 

2,0 

1,4 

- 1,0 

0,2 

0,8 

Staat 

vH” 

1,0 

1,0 

1,7 

0,6 

0,1 

Exporte von Waren und 







Dienstleistungen 

vH” 

13,7 

5,6 

3,4 

1,1 

4,8 

Importe von Waren und 







Dienstleistungen 

vH” 

10,5 

0,9 

- 1,7 

1,4 

3,4 

Erwerbstätige (Inland)^’ 

Tausend 

677 

163 

-240 

-545 

-122 

Registrierte Arbeitslose^’ 

Tausend 

-210 

-37 

208 

323 

16 

Arbeitslosenquote**’ 

vH 

9,6 

9,4 

9,8 

10,5 

10,6 

Verbraucherpreise’’ 

vH 

1,4 

2,0 

1,4 

1,1 

1,2 

Finanzierungssaldo des Staates*’ 

vH 

- 1,2 ^1 

- 2,8 

- 3,5 

- 4,1 

- 3,4 


1) Jahr 2003: eigene Schätzung, Jahr 2004: Prognose (Ziffern 360 ff). - 2) In Preisen von 1995; Veränderung gegenüber dem Vorjahr. - 3) In- 
ländische Verwendung. - 4) Einschließlich der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. - 5) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. - 6) An- 
teil der registrierten Arbeitslosen an allen zivilen Erwerbspersonen (abhängig zivile Erwerbspersonen, Selbständige, mithelfende Familienange- 
hörige). Von 2000 bis 2002 Quelle: BA. - 7) Verbraucherpreisindex (2000 = 100); Veränderung gegenüber dem Vorjahr. - 8) Finanzierungssal- 
do der Gebietskörperschaften und Sozialversicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen in Relation zum nomina- 
len Bruttoinlandsprodukt. - a) Mit Berücksichtigung der UMTS-Lizenzeinnahmen: + 1 ,3 vH. 


14. Die Situation der öffentlichen Haushalte ver- 
schlechterte sich in diesem Jahr nochmals merklich. Mit 
einem gesamtstaatlichen Defizit von 4,1 vH in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt wurde die Defizit- 
grenze des Stabilitäts- und Wachstumspakts zum zwei- 
ten Mal in Folge deutlich überschritten. Die Defizite be- 
trafen sämtliche Gebietskörperschaften - insbesondere 
den Bund und die Länder aber auch die Sozialversi- 
cherungen. Der Hauptanteil der Defizitausweitung in die- 
sem Jahr entfällt allerdings auf den Bundeshaushalt, vor 
allem bedingt durch höhere Ausgaben aufgrund der ge- 
stiegenen Arbeitslosigkeit. Bereits im Oktober legte die 
Bundesregierung einen Nachtragshaushalt vor, der eine 
Erhöhung der Nettokreditaufnahme von 1 8,9 Mrd Euro 
auf 43,4 Mrd Euro vorsah. Die höhere Neuverschuldung 
des Bundes überstieg seine investiven Ausgaben in 
Höhe von 26,7 Mrd Euro deutlich. Um nicht gegen 
Artikel 115 Absatz 1 Grundgesetz zu verstoßen, musste 
die Bundesregierung erneut eine Störung des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts erklären. Neben der 
konjunkturell verschlechterten Haushaltsposition, in der 


sich das Wirken der automatischen Stabilisatoren wider- 
spiegelt, wurde der Spielraum des Bundes aber auch 
durch strukturelle Faktoren wesentlich eingeengt. 

Die Überschreitung der 3 vH-Grenze des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts bereits im vergangenen Jahr führte zu 
der Eröffnung eines Verfahrens bei übermäßigem Defizit 
durch die Europäische Kommission und den ECOFIN- 
Rat. Im Jahresverlauf wurde zunehmend deutlich, dass 
im kommenden Jahr aller Wahrscheinlichkeit nach die 
3 vH-Grenze erneut überschritten wird. In Reaktion da- 
rauf zeichnete sich vor dem Hintergrund des parallelen 
Verfahrens gegen Frankreich ab, dass die Europäische 
Kommission Deutschland gegen eine Konsolidierungs- 
vorgabe von einem Prozentpunkt der konjunkturberei- 
nigten Defizitquote ein Überschreiten auch für das kom- 
mende Jahr zugestehen würde. 

Angesichts der ausufemden Defizite hat die Bundesre- 
gierung in diesem Jahr ein steuerpolitisches und sozial- 
politisches Maßnahmenbündel auf den Weg gebracht, 
das den Gesamtstaat in den kommenden Jahren in be- 
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trächtlichem Ausmaß entlasten wird. Für das Jahr 2005 
sind hierbei Einsparungen in Höhe von über 
20 Mrd Euro veranschlagt, die sich bis zum Jahr 2007 
auf über 26 Mrd Euro erhöhen sollen. Für das kom- 
mende Jahr bedeutet das geplante Vorziehen der dritten 
Stufe der Steuerreform jedoch einen verringerten Konso- 
lidierungsimpuls, insbesondere für die Haushalte des 
Bundes und der Länder (Tabelle 3 und Tabelle 40, 
Seite 186). Allerdings ist neben der Frage des Vorzie- 
hens der Steuerreform ein Großteil der steuerpolitischen 
Einsparmaßnahmen angesichts der Zustimmungspflicht 
des Bundesrates in ihren Auswirkungen auf die öffent- 
lichen Haushalte ungewiss. Darüber hinaus sind die 
Entlastungseffekte einiger Maßnahmen, beispielsweise 
der erwarteten Einnahmen aus der Regelung zur Steuer- 
amnestie, die mit 5 Mrd Euro veranschlagt werden, als 
überaus optimistisch zu betrachten. 

Tabelle 3 

Finanzielle Auswirkungen der Reformmaßnahmen 
der Bundesregierung" 

Mio Euro" 



2004 

2005 

2006 

2007 

Bund 

- 2 834 + 7 347 + 7 733 + 8 607 

Länder 

- 4 126 + 2 699 + 3 235 3 529 

Gemeinden 

1 443 + 4 020 4 194 4 980 

Sozialver- 





Sicherungen .... 

6 260 + 5 350 6 250 6 750 

Insgesamt 

2 643 +21 916 +23 912 +26 366 


1) Haushaltsbegleitgesetz 2004, Reform der Gewerbesteuer, Förderung 
der Steuerehrlichkeit, Korb II, Steueränderungsgesetz 2003, Altersein- 
künftegesetz, Zweites und Drittes Gesetz zur Änderung des SGB VI 


und anderer Gesetze, Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt, GKV-Modemisierungsgesetz, Gesetz zur Änderung des 
Tabaksteuergesetzes und anderer Verbrauchsteuergesetze; zu den Ein- 
zelheiten siehe Tabelle 40, Seite 186. - 2) Belastungen (-). 


15 . Im Zuge der schwachen gesamtwirtschaftlichen 
Entwieklung verschlechterte sieh die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt in diesem Jahr weiter. Es kam zu einem 
nochmals verstärkten Rüekgang der Erwerbstätigkeit 
um 1,4 vH auf 38,13 Millionen Erwerbstätige. Die re- 
gistrierte Arbeitslosigkeit nahm auf 4,38 Millionen Per- 
sonen im Jahresdurchschnitt zu. Dies entspricht einer 
Quote von 10,5 vH gegenüber 9,8 vH im Vorjahr. Ins- 
besondere in der ersten Jahreshälfte verlief die Ent- 
wicklung auf dem Arbeitsmarkt sehr schwach: Im 
Jahresverlauf stabilisierte sich die saisonbereinigte Ar- 
beitslosenzahl. Verantwortlich hierfür war allerdings 
nieht eine Verbesserung der konjunkturellen Rahmenbe- 
dingungen, sondern eine Neuausrichtung der Arbeits- 
marktpolitik an dem Prinzip „Fördern und Fordern“. 
Hierbei wurde die tatsächliche Arbeitsbereitsehaft 
durch die Arbeitsämter verstärkt überprüft und die Mel- 
depfliehten strenger durchgesetzt. Infolgedessen nah- 
men die Abmeldungen bisher registrierter Arbeitsloser 
in die Nichterwerbstätigkeit stärker zu. Zudem wurde 


die aktive Arbeitsmarktpolitik zunehmend auf die 
Förderung regulärer Beschäftigung ausgerichtet, die In- 
strumente der „Beschäftigung schaffenden Maßnah- 
men“ und der beruflichen Weiterbildung wurden merk- 
lieh zurückgefahren. Dies ist angesichts der bisher 
verfügbaren empirischen Evidenz zur Wirksamkeit die- 
ser arbeitsmarktpolitischen Instrumente ein richtiger 
Schritt. 

Das Jahr 2003 war geprägt durch eine Vielzahl von Re- 
formmaßnahmen auf dem Arbeitsmarkt. Im September 
wurde mit dem „Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt“ 
eine Neuregelung des gesetzlichen Kündigungsschutzes 
sowie der Bezugsdauer des Arbeitslosengelds verab- 
schiedet. Mit der Verkürzung der Bezugsdauer des Ar- 
beitslosengelds auf grundsätzlich maximal zwölf Mo- 
nate (18 Monate für Personen nach Vollendung des 
55. Lebensjahres) hat der Gesetzgeber einen wichtigen 
Schritt zur Verringerung der Arbeitslosigkeit getan. Es 
ist ein auch empirisch gut dokumentierter Befund, dass 
die Dauer der Unterstützungszahlungen bei Arbeitslo- 
sigkeit einen negativen Effekt auf die Höhe und die 
Dauer der Arbeitslosigkeit hat. Da die Neuregelung al- 
lerdings mit einer zweijährigen Übergangsfrist beschlos- 
sen wurde, werden die positiven Arbeitsmarkteffekte 
dieser Maßnahme (und aueh die fiskalischen Einsparun- 
gen) erst ab dem Jahr 2006 anfallen. Bei der Neurege- 
lung des Kündigungsschutzes hat den Gesetzgeber je- 
doch der reformerisehe Mut weitgehend verlassen. Dies 
betrifft sowohl die Regelung des Sehwellenwerts, ab 
dem der Kündigungsschutz greift, als aueh die Frage der 
Abfindungen bei betriebsbedingten Kündigungen. Zu 
begrüßen ist hingegen die Klarstellung der Kriterien ei- 
ner Sozialauswahl bei betriebsbedingten Kündigungen, 
die erleichterten Ausnahmeregelungen im Rahmen einer 
vorzunehmenden Sozialauswahl sowie die Einsehrän- 
kungen der gerichtlichen Überprüfbarkeit der Auswahl- 
tatbestände im Rahmen eines betrieblichen Interessen- 
ausgleichs. Die Rechtsunsicherheit für Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber im Kündigungsverfahren, die vielfach 
als das schwerstwiegende Hemmnis der bisherigen 
Regelung angesehen wird, verringert sich durch die Re- 
form jedoch nicht merklich. Der Sachverständigenrat er- 
gänzt deshalb in diesem Gutaehten seine bisherigen 
Ausführungen zu einer Reform des Kündigungsschutzes 
und stellt diese in einen engeren Zusammenhang zu 
einem weitergehenden Reformvorschlag für die Ar- 
beitslosenversieherung, da beide institutioneilen Regel- 
werke nicht unabhängig voneinander betrachtet werden 
sollten. 

16 . Die im Rahmen des Vierten „Gesetzes für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ geplante Zusam- 
menlegung der Arbeitslosenhilfe und der Sozialhilfe 
beseitigt das Nebeneinander von zwei parallelen steuer- 
finanzierten Unterstützungsleistungen bei Arbeitslosig- 
keit und ist insofern uneingeschränkt zu begrüßen. Um 
Langzeitarbeitslosigkeit zu verringern, ist es jedoch not- 
wendig, die Anreize zur Aufnahme einer regulären Er- 
werbstätigkeit stärker zu erhöhen, als dies die bisherigen 
Pläne vorsehen. Im Modell des Sachverständigenrates 
zur Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und 
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Sozialhilfe in eine einheitliche Unterstützungszahlung 
für erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger und bedürftige 
Bezieher von Arbeitslosenhilfe ist zusätzlich zu der auch 
von der Bundesregierung geplanten Regelung eine groß- 
zügigere Anrechnung von zusätzlichem Arbeitseinkom- 
men auf das neue Arbeitslosengeld II als bisher - und 
auch großzügiger als in der geplanten Neuregelung - 
vorgesehen (JG 2002 Ziffern 447 ff). Zudem wird im 
Modell des Sachverständigenrates über eine Absenkung 
des Regelsatzes für Bezieher von Arbeitslosengeld II die 
Aufnahme einer Beschäftigung am ersten Arbeitsmarkt 
attraktiver. Diese Anreizproblematik wird durch die ge- 
plante Reform des Niedriglohnsektors nicht entschieden 
genug berücksichtigt, da sie auf eine Kombination von 
mehr Hinzuverdienstmöglichkeiten und einer Absen- 
kung der Regelleistung verzichtet. Damit steht zu be- 
fürchten, dass die geplante Reform ihr Ziel, nämlich eine 
Erhöhung der Beschäftigung gering Qualifizierter, nicht 
erreichen wird. Vor diesem Hintergrund ist auch der vor- 
gesehene zweijährige Zusehlag für vormalige Bezieher 
von Arbeitslosenhilfe kontraproduktiv. Gleiches gilt für 
die Regelung, dass bei Arbeitsaufnahme ein Tariflohn 
oder ortsüblicher Mindestlohn gezahlt werden muss. Bei 
aller Kritik an dieser Abschwächung der Zumutbarkeits- 
regelung ist jedoch zu beachten, dass für Bezieher von 
Arbeitslosengeld II zukünftig jede Tätigkeit als zumut- 
bar gilt, unabhängig von ihrer Qualifikation und ihrem 
früheren Beruf. 

Die seit April gültigen Regelungen zu den Mini- und 
Midi-Jobs werden die Beschäftigungschancen gering 
Qualifizierter ebenfalls nicht wesentlich verbessern. 
Zwar bedeuten sie eine teilweise Flexibilisierung des 
Arbeitsmarkts im Bereich niedrig entlohnter Beschäfti- 
gung, wobei das zusätzliche Beschäftigungspotential ge- 
genwärtig mangels eindeutiger statistischer Angaben 
nicht exakt zu quantifizieren ist. Aber dieses Mehr an 
Beschäftigung dürfte zu einem großen Teil bei Personen- 
gruppen entstehen, die nicht zu den Problemfällen am 
Arbeitsmarkt zählen. Für Bezieher von Arbeitslosengeld 
II bleibt die Aufnahme einer Beschäftigung im Rahmen 
eines Mini- oder Midi-Jobs wegen der nur in begrenztem 
Umfang besseren Hinzuverdienstmöglichkeiten hinge- 
gen unattraktiv. 

17. Auf dem Berufsausbildungsstellenmarkt zeichnete 
sich im Laufe des Berufsberatungsjahres 2002/2003 ein 
deutlicher Bewerberüberhang ab, und zeitweise wurde 
eine Lücke von bis zu 70 000 fehlenden Lehrstellen be- 
fürchtet. Diese Entwicklung stieß, wie zu erwarten, wie- 
der einmal die Diskussion um die Einführung einer Aus- 
bildungsplatzabgabe als Instrument zur Sicherstellung 
eines ausreichenden Angebots an Ausbildungsplätzen 
an. Am Ende des Berufsberatungsjahres hatte sich die 
Schere zwischen der Zahl der noch unvermittelten Be- 
werber und den noch nicht besetzten Ausbildungsplät- 
zen zwar wieder etwas geschlossen, gleichwohl bestand 
noch ein rechnerischer Bewerberüberhang von rund 
20 000 Personen. Ob diese Lücke bis zum Jahresende 
noch geschlossen werden kann, lässt sich noch nicht ab- 
sehen, denn es kommt aufgrund von nicht angetretenen 
oder abgebrochenen Ausbildungsverhältnissen zur 


Nachmeldung sowohl von Bewerbern als auch von Aus- 
bildungsplätzen. Ungeachtet dessen hält der Sachver- 
ständigenrat das Konzept einer Ausbildungsplatzabgabe, 
wie sie inzwischen auch von Teilen der Regierungskoali- 
tion angestrebt wird, nach wie vor für nicht sachdienlich 
und im Ergebnis kontraproduktiv (JG 97 Ziffer 367). 
Eine derartige Abgabe wirft mannigfaltige Probleme 
hinsiehtlich der konkreten Ausgestaltung auf, etwa was 
die adäquate Bemessungsgrundlage oder die Behand- 
lung von Betrieben ohne Ausbildungsberechtigung an- 
geht, und zu befürchten sind neben einer teuren Bürokra- 
tisierung der Ausbildung erhebliche Mitnahmeeffekte 
auf der einen und das Loskaufen vom Zwang zur Ausbil- 
dung auf der anderen Seite. Ein Mehr an Ausbildungs- 
plätzen und eine Stärkung der Berufsausbildung werden 
dadurch nicht erreicht. 


Die voraussichtliche Entwicklung 
im kommenden Jahr 

- Die konjunkturelle Entwicklung in Deutschland 
bleibt verhalten. Sie wird sich, gezogen von dem 
weltweiten Aufschwung, im Jahr 2004 nur langsam 
beleben. Das Bruttoinlandsprodukt wird ohne Vor- 
ziehen der Steuerreform um 1 ,5 vH steigen, mit 
Steuerreform und weitgehender Gegenfinanzierung 
wird der Zuwachs 1 ,7 vH betragen. 

- Die Preisniveaustabilität ist auch im Jahr 2004 
nicht gefährdet. 

- Die Arbeitslosenquote verharrt auf über 10 vH. 


Die voraussichtliche Entwicklung im Jahr 2004: 
Konjunkturhoffnungen ruhen auf der 
Weltwirtschaft 

18. Die Hoffnungen für das Jahr 2004 richten sich dar- 
auf, dass sich der Aufschwung der Weltwirtschaft fort- 
setzt und der außenwirtschaftliche Funke im kommen- 
den Jahr auf die Binnenwirtschaft überspringt. Die 
Ausgangsbedingungen sind günstig. Insgesamt wird die 
gesamtwirtschaftliche Produktion in den meisten Indus- 
trieländern im Jahr 2004 deutlich stärker zunehmen als 
in diesem Jahr. 

Die Perspektiven für die deutsche Binnenwirtschaft sind 
weniger klar. Die Europäische Zentralbank verfolgt ei- 
nen expansiven Kurs: Die Realzinsen sind auf einem 
sehr niedrigen Stand, und gegenwärtig spricht vieles für 
ein Beibehalten des derzeitigen Leitzinsniveaus bis weit 
in das nächste Jahr hinein. Die Finanzpolitik steht unter 
Konsolidierungsdruck. In diesem Jahr wurde insbeson- 
dere in den Sozialversicherungen ein Maßnahmebündel 
beschlossen, das für das kommende Jahr beträchtliehe 
Nettoentlastungen vorsieht. Bei steuerpolitischen Vorha- 
ben ist die Umsetzung hingegen mit zahlreichen Frage- 
zeichen versehen. Dies betrifft vor allem das Vorziehen 
der Steuerreform und deren Gegenfinanzierung sowie 
die Reform der Gewerbesteuer. Die bisher beschlösse- 
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nen Sparmaßnahmen haben für sich genommen einen 
kontraktiven Effekt. Dem steht die dadurch ermöglichte 
Beitragssatzsenkung in der Gesetzlichen Krankenversi- 
eherung entgegen. Zudem sollte von den bereits in An- 
griff genommenen Strukturreformen ein positiver Er- 
wartungseffekt auf die Unternehmen ausgehen: Der 
Reformstau in Deutschland beginnt sieh aufzulösen. Mit 
raschen und kräftigen Wirkungen der Reformen ist je- 
doeh kurzfristig nieht zu reehnen; der Einfluss auf die 
inländisehe Wirtschaftsentwieklung im Jahr 2004 wird 
daher eher in einer Verbesserung des Vertrauens in die 
Handlungsfähigkeit der Politik bestehen als in konkreten 
Besehäftigungs- und Produktionseffekten. Zusammen 
mit den Impulsen aus dem Ausland dürfte dies aber aus- 
reichen, um eine moderate Erholung der Inlandsnaeh- 
frage herbeizuführen. 

19. Der Sachverständigenrat erstellt seine Prognose zur 
gesamtwirtschaftliehen Entwicklung für das kommende 
Jahr regelmäßig unter der Annahme des gesetzgeberi- 
schen Status quo. Das bedeutet, dass bei Gesetzesände- 
rungen nur diejenigen Maßnahmen einfließen, die zum 
Zeitpunkt der Prognoseerstellung bereits verabschiedet 
sind oder bei denen keine Zustimmungspflicht des Bun- 
desrates besteht. Dieses Vorgehen ist im Regelfall un- 
problematiseh. Angesiehts der Vielzahl der im kommen- 
den Jahr finanzwirksamen Gesetze, deren Umsetzung 
dureh die Beteiligung des Bundesrates im weiteren Ver- 
lauf der Gesetzgebung gegenwärtig ungewiss ist, entste- 
hen aber für die Prognose des kommenden Jahres erheb- 
liche Unsicherheiten. Dies betrifft das Vorziehen der 
Steuerreform sowie die steuerpolitischen Einsparmaß- 
nahmen (Haushaltsbegleitgesetz, Reform der Gewerbe- 
steuer, Gesetz zur Förderung der Steuerehrlichkeit, 
Korb II, Steueränderungsgesetz 2003 und Hartz IV-Ge- 
setz). Die Auswirkungen dieser Maßnahmen werden 
deshalb in der Basisprognose nicht berücksichtigt. Unter 
diesen Annahmen ergibt sich für das kommende Jahr 
eine Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts von 1,5 vH. 
In einer Altemativprognose wird unterstellt, dass die 
entspreehenden Gesetze, so wie vom Deutsehen Bundes- 
tag beschlossen, in Kraft treten. Unter dieser Annahme 
ergibt sich für das kommende Jahr eine Zuwachsrate des 
Bruttoinlandsprodukts von 1 ,7 vH. 

20 . Den beiden Prognoseszenarien unterliegt eine 
Reihe identischer Annahmen. So ist unterstellt, dass der 
Ölpreis im kommenden Jahr durchschnittlich 27 US- 
Dollar pro Barrel der Sorte Brent betragen wird. Im 
Jahresdurchschnitt wird das Welthandelsvolumen nach 
einer verhaltenen Zunahme in diesem Jahr um 3 , 7 vH im 
Jahr 2004 um 7,4 vH steigen. Der reale effektive Wech- 
selkurs des Euro bleibt gegenüber seinem Niveau vom 
November 2003 unverändert. Die Inflationsrisiken blei- 
ben niedrig und veranlassen die Europäische Zentral- 
bank nicht zu einer Änderung des gegenwärtigen Leit- 
zinsniveaus. 

21 . Im Zuge der fortgesetzten weltwirtschaftlichen Be- 
lebung wird sich der Exportzuwachs im nächsten Jahr auf 
4,8 vH belaufen. Auch die Importe werden zulegen, we- 
gen der moderaten Erholung im Inland aber schwächer als 
die Exporte. Der Beitrag des Außenhandels zum Anstieg 


der gesamtwirtschaftlichen Produktion im Inland wird in 
der Größenordnung von 0,7 Prozentpunkten liegen. 

Die Bruttoanlageinvestitionen expandieren im kommen- 
den Jahr mit 1,6 vH verhalten. Die Ausrüstungsinvesti- 
tionen erholen sich im Zuge der robusten Ausfuhr- 
konjunktur im Jahresverlauf sukzessive. Mit einer 
Steigerungsrate von 3 vH lässt sich jedoch noch keine 
durchgreifende Belebung der Investitionstätigkeit erken- 
nen. Das dominierende Investitionsmotiv werden weiter- 
hin Ersatz- und Rationalisierungsinvestitionen bleiben. 
Die Investitionstätigkeit am Bau bleibt ebenfalls ge- 
dämpft. Einzig der Wohnungsbau sollte von den Sonder- 
effekten der Diskussion um die Eigenheimzulage profi- 
tieren. Mit einer jahresdurchschnittlichen Zuwachsrate 
von 0,2 vH wird für die Bauinvestitionen der Rückgang 
im kommenden Jahr jedoch erstmals seit dem Jahr 1999 
zum Stillstand kommen. 

Die privaten Verbrauchsausgaben tragen im nächsten 
Jahr leicht zur Konjunkturbelebung bei. Nach einer Er- 
höhung um 0,2 vH in diesem Jahr ist im nächsten Jahr 
mit einem Zuwachs von 0,8 vH zu rechnen. Im 
Jahr 2004 wird das verfügbare Einkommen lediglich in 
einer ähnlichen Größenordnung zunehmen wie in die- 
sem Jahr. Die Steigerungsrate der Verbraucherpreise 
bleibt mit 1,2 vH im kommenden Jahr gegenüber diesem 
Jahr nahezu unverändert. 

22 . Der seit drei Jahren andauernde Rückgang der Er- 
werbstätigkeit setzt sich im Jahr 2004 zunächst fort, im 
weiteren Jahresverlauf kommt es dann aber zu einem 
leichten Beschäftigungsanstieg; im Jahresmittel wird die 
Zahl der Erwerbstätigen gleichwohl um 0,3 vH auf 
38,00 Millionen im Inland zurückgehen (Tabelle 48, 
Seite 245). Die Zahl der registrierten Arbeitslosen wird 
mit 4,40 Millionen nur geringfügig über dem Vorjahres- 
niveau liegen. Dies widerspricht der Erfahrung, nach der 
die Zahl der Arbeitslosen der Entwicklung der Erwerbs- 
tätigkeit nachläuft, so dass im Jahr 2004 eigentlich ein 
stärkerer Anstieg zu erwarten wäre. Dass es nicht so 
kommt, liegt daran, dass wie bereits im Jahr 2003 die 
konjunkturelle Entwicklung durch Änderungen in der 
Politik der Arbeitsverwaltung überlagert wird, die bei- 
spielsweise zu verstärkten Abgängen von Nichtleis- 
tungsempfängem aus der registrierten Arbeitslosigkeit 
führen und damit den aufgrund der Beschäftigungsent- 
wicklung eigentlich zu erwartenden Anstieg der Arbeits- 
losigkeit dämpfen. 

23 . Im kommenden Jahr wird das staatliche Finanzie- 
rungsdefizit nach einem Betrag von 86,6 Mrd Euro in 
diesem Jahr mit etwa 74,8 Mrd Euro zwar etwas vermin- 
dert, aber es befindet sich noch immer auf einem hohen 
Niveau. Das Ziel, eine Defizitquote von unter 3,0 vH zu 
realisieren, wird damit zum dritten Mal in Folge ver- 
fehlt. In der Basisprognose beträgt das Defizit in Rela- 
tion zum nominalen Bruttoinlandsprodukt 3,4 vH, in der 
Altemativprognose steigt es auf 3,6 vH. Kommt es hin- 
gegen ausschließlich zu einem Vorziehen der dritten 
Stufe der Steuerreform ohne die geplanten Konsolidie- 
rungsmaßnahmen, würde das staatliche Defizit in Rela- 
tion zum nominalen Bruttoinlandsprodukt mit 4,1 vH 
genauso hoch ausfallen wie in diesem Jahr. 
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III. Staatsfinanzen konsolidieren - 
Steuersystem reformieren 

24. Die deutsche Volkswirtschaft konnte sich auch in 
diesem Jahr nicht aus den Fesseln der Stagnation be- 
freien: Das Wenige, was sich unter der Rubrik Dynamik 
verbuchen lässt, ist in der Hauptsache außenwirtschaftli- 
chen Einflüssen geschuldet. Die Arbeitslosigkeit ist 
erneut gestiegen. Von den vier großen makroökonomi- 
schen Zielen - stabiles Preisniveau, außenwirtschaftli- 
ches Gleichgewicht, hoher Beschäftigungsstand sowie 
angemessenes und stetiges Wirtschaftswachstum -, die 
der Sachverständigenrat gemäß seinem gesetzlichen 
Auftrag zu untersuchen hat, wurden in diesem Jahr die 
beiden letztgenannten Ziele zum wiederholten Male ver- 
fehlt. Diese enttäuschende Bestandsaufnahme unter- 
scheidet sich im Grundsatz nicht von derjenigen des 
letzten Jahresgutachtens. Damals hatte der Sachverstän- 
digenrat angesichts einer weitgehend richtungslosen 
Wirtschaftspolitik das Fehlen einer in sich schlüssigen 
Strategie für mehr Wachstum und Beschäftigung konsta- 
tiert. Seitdem - und dies ist der wesentliche Unterschied 
zur Situation von vor einem Jahr - hat sich in der Wirt- 
schaftspolitik einiges bewegt. Dieses grundsätzliche 
Urteil soll nicht verdecken, dass es im Hinblick auf die 
Ungewissheit über die Umsetzung vieler Maßnahmen 
ein gehöriges Maß an Vorschusslorbeeren enthält und 
dass in Teilbereichen durchaus Kritik angebracht ist: 
Aber die Richtung stimmt und insofern fallt die Beurtei- 
lung der Wirtschaftspolitik positiver aus als noch vor 
Jahresfrist. 

25. Dieses Urteil ist allerdings zu differenzieren: Es 
gilt im Grundsatz für die eingeleiteten Maßnahmen auf 
dem Arbeitsmarkt und in den Systemen der Sozialen Si- 
cherung. Es gilt nicht für die Finanzpolitik im Allgemei- 
nen und die Steuerpolitik im Besonderen. Zwar haben 
die Probleme, vor denen die öffentlichen Haushalte ge- 
genwärtig stehen, teilweise konjunkturelle Ursachen, 
und unzweifelhaft sind sie auch zum Teil das Resultat 
nur halbherziger Reformen der Vergangenheit in den So- 
zialversicherungen. Kommt dann eines zum anderen 
sind öffentliche Defizite in der Größenordnung, wie sie 
letztes und dieses Jahr zu verzeichnen waren, die fast 
unvermeidliche Folge. Die Finanzpolitik ist aber weni- 
ger für die konjunkturbedingte Verschlechterung der öf- 
fentlichen Defizite zu kritisieren, sondern vielmehr da- 
für, dass sie in ihrer ureigenen Domäne im vergangenen 
Jahr zu wenig getan hat, die Aussiehten für mehr Wachs- 
tum und Beschäftigung zu verbessern: Die Konsolidie- 
rung der öffentlichen Haushalte mit dem Ziel einer 
Rückführung der staatlichen Verschuldung, ein Ziel, das 
der Sachverständigenrat ausdrücklich unterstützt und 
mit dem die Finanzpolitik in den vergangenen Jahren 
Vertrauenskapital aufgebaut hatte, wurde zunehmend 
unter Konjunkturvorbehalt gestellt. Die Vorgaben des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts wurden angesiehts der 
konjunkturellen Lage immer stärker als wachstumshem- 
mendes Zwangskorsett angesehen, dessen man sich über 
eine flexible Interpretation des Regelwerks entledigen 
könne. Die Nettokreditaufnahme des Bundeshaushalts 


überstieg wiederum die Ausgaben für die öffentlichen 
Investitionen, und die Verzerrungen an der Schnittstelle 
von Einkommens- und Untemehmensbesteuerung wur- 
den nicht beseitigt. Im Bereich der Steuerpolitik hat die 
Gesetzgebung nicht nur jeglichen perspektivischen Elan 
verloren, die Systematik des Einkommensteuerrechts 
schwindet zunehmend. Stattdessen gewann die Idee ei- 
ner diskretionären konjunkturstabilisierenden Rolle der 
Finanzpolitik an Prominenz. 

26. Der Sachverständigenrat beurteilt die Wirtschafts- 
politik daran, eine konsistente Strategie für mehr Wachs- 
tum und Beschäftigung zu formulieren und umzusetzen. 
Hierzu gehört auch, dass die Wirtschaftspolitik ange- 
sichts der zukünftigen demographischen Veränderungen 
die Konsequenzen der gegenwärtigen Politik unter ei- 
nem langfristigen Zeithorizont erfasst. Dies gilt insbe- 
sondere für die Finanzpolitik und die Sozialpolitik. Vor 
dem Hintergrund der eingeleiteten Reformmaßnahmen 
und der bestehenden Reformdefizite legt das diesjährige 
Jahresgutachten deshalb einen Schwerpunkt auf die 
Rolle, die der Finanzpolitik im Rahmen einer solchen 
Politikkonzeption zukommt. Angesichts der weiterhin 
bestehenden Zielverfehlungen auf dem Arbeitsmarkt 
stellt der Sachverständigenrat darüber hinaus Vorschläge 
zur Diskussion, die die bisher eingeleiteten Reformmaß- 
nahmen ergänzen sollen. 

1. Öffentliche Haushalte sanieren 

(Ziffern 390 ff.) 

27. Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jah- 
ren die Notwendigkeit einer Konsolidierung der öffentli- 
chen Haushalte zu einem integralen Bestandteil ihrer 
Finanzpolitik gemacht. In den „Finanzpolitischen Leit- 
planken“ wurden im Jahr 2000 als grundsätzliche Ziele 
der Finanzpolitik „ein Schuldenabbau für nachhaltige 
solide Staatsfinanzen“ sowie „die Förderung von Wachs- 
tum und Beschäftigung durch ein tragfähiges und ge- 
rechtes Steuer- und Abgabensystem“ formuliert. Dies 
geschah in der Erkenntnis: „Schulden von heute sind die 
Steuern und Abgaben von morgen“. Im vergangenen 
Jahr wurde jedoch das dieser Philosophie unterliegende 
strikte Konsolidierungserfordemis durch eine stärker auf 
die Stabilisierung der Konjunktur ausgerichtete Rolle 
der Finanzpolitik abgeschwächt. Es ist geplant, die dritte 
Stufe der Steuerreform vorzuziehen. Begründet wird 
dieses Vorhaben mit dem Erfordernis, die notwendigen 
Strukturreformen und den eingeschlagenen Konsolidie- 
rungskurs angesichts der schwachen gesamtwirtschaftli- 
chen Entwicklung mit einem konjunkturellen Impuls zu 
stützen. In der Tat wurde in der Steuerpolitik und in der 
Sozialpolitik ein Bündel an Maßnahmen geschnürt, das 
in den kommenden Jahren einen deutlichen Konsolidie- 
rungseffekt entfalten wird, vorausgesetzt, die Maßnah- 
men werden in der veranschlagten Größenordnung um- 
gesetzt. Hier sind aber gerade bei den steuerlichen 
Einsparmaßnahmen gegenwärtig viele Fragen, sowohl 
die Umsetzung als auch die Finanzierung betreffend, of- 
fen. Dies gilt auch für die steuerliche Entlastung selbst. 
Damit ist die Entwicklung der öffentlichen Haushalte im 
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kommenden Jahr mit erheblichen Unsicherheiten behaf- 
tet: Kommt es zu einem Vorziehen der Steuerreform und 
werden die entsprechenden Gegenfmanzierungsmaßnah- 
men über den Bundesrat realisiert, dann dürfte das Defi- 
zit der öffentlichen Haushalte im kommenden Jahr 

3.6 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt 
betragen. 

28 . Die Hoffnung auf einen mit dem Vorziehen der 
Steuerreform verbundenen positiven konjunkturellen 
Impuls nimmt in Kauf, dass im kommenden Jahr die er- 
neute Verletzung der Defizitvorgabe des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts wahrscheinlicher wird. Angesichts der 
empirischen Evidenz zu den geringen kurzfristigen ge- 
samtwirtschaftlichen Auswirkungen einer diskretionären 
kreditfinanzierten Steuersenkung ist dies ein hoher Preis, 
denn es besteht die Gefahr, dass die Finanzpolitik in dem 
Spagat zwischen langfristigen Konsolidierungserforder- 
nissen und kurzfristigem Stabilisierungsziel als inkon- 
sistent in ihren Zielen wahrgenommen wird. Der damit 
verbundene Glaubwürdigkeitsverlust wäre insbesondere 
dann groß, wenn die steuerliche Entlastung beschlossen 
würde und die steuerlichen Konsolidierungsmaßnahmen 
in den Verhandlungen zwischen Bundesregierung und 
Opposition im Vermittlungsverfahren auf der Strecke 
blieben. Dies ist aus politökonomischen Gründen nicht 
unwahrscheinlich. Das Schicksal des Steuervergüns- 
tigungsabbaugesetzes liefert das beste Anschauungs- 
beispiel, wie finanzpolitische Konsolidierungsmaßnah- 
men im System des „kooperativen Föderalismus“ 
bundesdeutscher Prägung bis zur Unkenntlichkeit ver- 
wässert werden können. Angesichts des dringlichen 
Konsolidierungsbedarfs wäre dies die schlechteste aller 
Lösungen. 

Renaissance der diskretionären Finanzpolitik 

29 . Die Vorstellung, dass mit den Instrumenten der Fi- 
nanzpolitik der gegenwärtigen konjunkturellen Schwä- 
che wirksam entgegengesteuert werden kann und sollte, 
hat in den zurückliegenden Jahren nicht nur in Deutsch- 
land an Gewicht gewonnen: Das prominenteste Beispiel 
hierfür sind die Vereinigten Staaten, die in zunehmen- 
dem Maße die Finanzpolitik diskretionär zur Stabilisie- 
rung der Gesamtwirtschaft einsetzen. Mit dem geplanten 
Vorziehen der dritten Stufe der Steuerreform beabsich- 
tigt die Bundesregierung nun ebenfalls eine teilweise 
kreditfinanzierte Entlastung in Höhe von rund 

15.6 Mrd Euro für das kommende Jahr. Auf den Bundes- 
haushalt entfallen davon rund 7 Mrd Euro, von denen 
5 Mrd Euro über eine höhere Verschuldung finanziert 
werden sollen. Für die Länder und Gemeinden ist die Fi- 
nanzierung ungeklärt. Die vorliegenden empirischen 
Studien zu den Auswirkungen einer kreditfinanzierten 
Steuersenkung kommen in der Mehrzahl zu dem Ergeb- 
nis, dass eine solche Maßnahme kurzfristig positive kon- 
junkturelle Effekte entfaltet. Die entsprechenden Multi- 
plikatoren sind aber regelmäßig gering. Eine Senkung 
der Steuerbelastung gemessen am nominalen Bruttoin- 
landsprodukt um einen Prozentpunkt erhöht demgemäß 
den Zuwachs der gesamtwirtschaftlichen Produktion 


kurzfristig um rund 0,2 bis 0,5 Prozentpunkte. Dieser 
geringe positive gesamtwirtschaftliche Impuls der steu- 
erlichen Entlastung war abzuwägen gegen den mit ei- 
nem höheren Defizit verbundenen möglichen Vertrau- 
ensverlust in die Glaubwürdigkeit des mittelfristigen 
Konsolidierungspfads. Der Sachverständigenrat hätte 
angesichts dieser Alternative und eines strukturellen De- 
fizits von y/i vH im Jahr 2003 in Relation zum nomina- 
len Bruttoinlandsprodukt von dem Vorziehen der Steuer- 
reform abgeraten. Da aber inzwischen der Deutsche 
Bundestag das Vorziehen der dritten Stufe der Steuerre- 
form beschlossen hat, sollte dieser Schritt auch umge- 
setzt werden. Das ständige Hin und Her in der Steuerpo- 
litik muss endlich ein Ende haben; denn auch so wird 
das Vertrauen der Bürger in die Handlungsfähigkeit der 
Politik beschädigt. Zu warnen ist allerdings davor, zu- 
künftig eine Renaissance der diskretionären Finanzpoli- 
tik einzuläuten. Groß sind bei nur geringen konjunktu- 
rellen Effekten die Risiken einer prozyklischen Politik, 
die daraus entstehen, dass die politischen Maßnahmen 
angesichts der zeitlichen Verzögerung im Diagnose- und 
Entscheidungsprozess zu spät kommen und nicht mehr 
antizyklisch wirken, sondern den Zyklus noch verstär- 
ken. Die Stabilisierungsaufgabe der Finanzpolitik wird 
damit nicht negiert; als Regel sollte aber gelten, dass sie 
diese Aufgabe über das Wirken der automatischen Stabi- 
lisatoren gewährleistet und nicht ihre Energien im politi- 
schen Gezerre um konjunkturstimulierende Maßnahmen 
erschöpft. Dazu sind die übrigen unerledigten Probleme 
der Finanzpolitik zu bedeutend. 


Stabilitäts- und Wachstumspakt 

- Der Stabilitäts- und Wachstumspakt ist ein sinn- 
volles und notwendiges Regelwerk. Er soll die 
Tragfähigkeit der nationalen Finanzpolitiken im 
Euro-Raum sicherstellen und möglichen Konflik- 
ten zwischen der einheitlichen Geldpolitik und den 
nationalen Finanzpolitiken Vorbeugen. 

- Die Europäische Kommission wird derzeit ihrer 
Rolle als Hüterin des Pakts nicht gerecht. Sie sollte 
den Pakt konsequent anwenden und Verstößen ge- 
gen den Pakt entschlossener entgegentreten. 

- Mehr noch als die Europäische Kommission trägt 
gegenwärtig der ECOFIN-Rat zur Demontage des 
Pakts bei. Er hat die Entscheidung über weitere 
Schritte im Defizitverfahren gegen Frankreich mit 
ungewissem Ausgang vertagt. Werden fortgesetzt 
Verstöße gegen die Vorgaben des Pakts nicht sank- 
tioniert, ist der Pakt faktisch tot. 

- Als Konsequenz der wiederholten und andauern- 
den Verstöße gegen die Haushaltsregeln des Pakts 
müssen in Deutschland umgehend entschlossene 
Konsolidierungsmaßnahmen eingeleitet werden. 
Andernfalls sind mögliche Sanktionen - zunächst 
die Hinterlegung einer zinslosen Bareinlage - zu 
akzeptieren. 
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Stabilitäts- und Wachstumspakt: Flexibilität 
überstrapaziert 

30 . Deutschland verfehlte in diesem Jahr mit einem De- 
fizit von 4,1 vH in Relation zum nominalen Bruttoin- 
landsprodukt im zweiten Jahr in Folge die Defizitober- 
grenze von 3 vH des Stabilitäts- und Wachstumspakts. 
Und auch im kommenden Jahr wird es nicht gelingen, die 
Defizitquote unter diese Grenze zurückzuführen. Mit ei- 
nem strukturellen Defizit von über 3 vH ist man zudem 
weit entfernt von dem mittelfristigen Ziel eines ausgegli- 
chenen Haushalts. Insofern war es konsequent, zu Be- 
ginn dieses Jahres ein Defizitverfahren gegen Deutsch- 
land zu eröffnen. Auch gegen Frankreich wurde ein 
Verfahren eingeleitet. Diese weitgehend zeitgleichen 
Verfahren gegen die beiden größten Länder der Europäi- 
schen Währungsunion bedeuteten die erste große Bewäh- 
rungsprobe für den Pakt. Diese endete vorläufig mit der 
Entscheidung des ECOFIN-Rates, die Empfehlungen der 
Europäischen Kommission an Frankreich im Rahmen 
des Artikel 104 Absatz 9 EG- Vertrag auf seiner Sitzung 
Anfang November zu vertagen, in einer existentiellen 
Krise des Pakts. Die Empfehlung der Europäischen 
Kommission, Frankreich gegen das Versprechen einer 
Zurückführung der konjunkturbereinigten Defizitquote 
um einen Prozentpunkt, ein Überschreiten der 3 vH- 
Grenze bis zum Jahr 2005 zu gestatten, war schon ein 
Vorgehen, mit dem die Flexibilität des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts bis an die Grenze strapaziert wurde. 
Dadurch, dass sich der ECOFIN-Rat bisher nicht mit der 
notwendigen Mehrheit auf diese ohnehin laxe Vorgabe 
einigen konnte, riskiert er die Demontage des Pakts. 

31 . Der Stabilitäts- und Wachstumspakt ist ein sinnvol- 
les Regelwerk. Er soll mögliche Konflikte zwischen der 
einheitlichen europäischen Geldpolitik und den weiter- 
hin nationalen Finanzpolitiken in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Währungsunion verhindern und darüber 
hinaus die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen si- 
chern und so die langfristigen Wachstumsaussiehten stär- 
ken. Dass solide öffentliche Finanzen einen positiven 
Einfluss auf das langfristige Niveau der Produktion ha- 
ben, findet für die Mitgliedsländer der Europäischen 
Währungsunion auch empirische Bestätigung (Zif- 
fern 789 ff). Die genannten Ziele erfordern in der Logik 
des Pakts eine ausgeglichene Haushaltsposition und da- 
mit für Länder, in denen der konjunkturbereinigte Haus- 
halt defizitär ist, eine entsprechende Konsolidierungsan- 
strengung. In einer ganzen Reihe von Ländern ist in den 
vergangenen Jahren eine deutliche Rückführung der De- 
fizite und Schuldenstandsquoten erreicht worden. Ausge- 
hend von der Situation eines ausgeglichenen Haushalts 
ist dann auch bei normalen konjunkturellen Schwankun- 
gen eine über die automatischen Stabilisatoren wirkende 
Stabilisierung durch die Finanzpolitik möglich, ohne mit 
der 3-vH-Defizitvorgabe in Konflikt zu geraten. Insofern 
ist die Möglichkeit, dass es - wie im Falle Deutschlands 
und Frankreichs - angesichts einer nicht übermäßig 
schweren gesamtwirtschaftlichen Abschwungsphase zu 
einem Überschreiten der Defizitgrenze kommt, nur mit 
einem Konsolidierungsversagen in der jüngeren Vergan- 
genheit erklärbar. 


32 . In diesem Fall ist dann in der Tat ein Zielkonflikt 
zwischen den kurzfristigen stabilisierungspolitischen Er- 
fordernissen und den Defizitvorgaben des Pakts vorhan- 
den. Die Logik des Pakts lässt den betreffenden Ländern 
aber zwei prinzipielle Möglichkeiten: Verfolgt die Poli- 
tik das Ziel, die öffentliehen Defizite unter die 3-vH- 
Grenze zu bringen, impliziert dies eine prozyklische 
Politik; will man diese vermeiden, dann ist gemäß den 
geltenden Regeln ein Defizitverfahren mit seinen mögli- 
chen Folgen zu akzeptieren. Ein Land, das sich in einer 
solch schwierigen Situation befindet, ist demnach nicht 
unter allen Umständen zu einer die Konjunkturschwan- 
kungen verstärkenden Politik gezwungen, hat dann aber 
die Konsequenzen dieser Entscheidung zu akzeptieren. 
Diesen Zielkonflikt nicht offen zu Tage treten zu lassen, 
sondern das wiederholte Überschreiten der Defizit- 
grenze ohne entsprechende Sanktionierung zu gestatten, 
eröffnet die Gefahr, dass der Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakt zu einer formaljuristischen Hülse verkommt. 
Deshalb sind die Beschlüsse der Europäischen Kommis- 
sion und des Ministerrats im laufenden Defizitverfahren 
gegenüber Frankreich so kritisch zu sehen. 

33 . Eine strikte Auslegung des Pakts würde spätestens 
Ende 2004 die Verhängung von Sanktionen erfordern, es 
sei denn, die Defizite würden im kommenden Jahr unter 
die 3-vH-Grenze geführt. Dies ist im Falle Deutschlands 
und Frankreichs unrealistisch. Als Konsequenz müssten 
dann die Regeln wie vorgesehen angewandt werden. Als 
Sanktion ist in der Regel zunächst eine unverzinsliche 
Bareinlage vorgesehen. Diese wäre in den konkreten 
Fällen vermutlich nicht vor Ende 2004 zu hinterlegen 
und würde in den Jahren 2005 und 2006 vergleichsweise 
geringe finanzielle Belastungen nach sich ziehen, da nur 
etwaige Zinszahlungen für die Finanzierung der Barein- 
lage als Kosten anfallen. Erst danach wird bei fortge- 
setztem Verstoß die Bareinlage in eine Geldbuße umge- 
wandelt. 

34 . Der Sachverständigenrat spricht sich gegen eine ra- 
dikale Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts aus. 
Keine der von der Politik oder der Wissenschaft vorge- 
schlagenen Alternativen bietet so eindeutige Vorteile, 
dass sie das Risiko einer weit reichenden Umgestaltung 
des Pakts in der gegenwärtigen Situation aufwiegen. 
Dies schließt nicht die Möglichkeit gradueller Reformen 
aus, diese lassen sich aber weitgehend im Rahmen des 
gegenwärtigen Regelwerks umsetzen. Hierzu zählt die 
Stärkung der Europäisehen Kommission bei Frühwar- 
nungen und im Verlauf des Defizitverfahrens. 


Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 

- Zur Beurteilung der Tragfähigkeit der öffentlichen 
Haushalte sind neben den expliziten staatlichen 
Schulden auch die impliziten Staatsschulden zu be- 
rücksichtigen, die insbesondere aus der Gesetzli- 
chen Rentenversicherung, der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung und den Pensionsansprüchen der 
Beamten resultieren. 
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- Die Tragfähigkeitslücke zeigt einen unabweisbaren 
finanzpolitischen und sozialpolitischen Handlungs- 
bedarf an. Nach unseren Berechnungen beträgt sie 
ein Mehrfaches der expliziten staatlichen Schul- 
denstandsquote von 60,8 vH im Basisjahr 2002. 

- Die Höhe der impliziten Staatsschuldenquote kann 
in etwa halbiert werden, wenn das gesetzliche Ren- 
teneintrittsalter langfristig von 65 auf 67 Jahre he- 
raufgesetzt und die Rentenanpassungsformel um 
einen Nachhaltigkeitsfaktor ergänzt wird. 


Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte sichern 

35 . Eines der zentralen Ziele des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts ist die Sicherung der Nachhaltigkeit 
der Finanzpolitik. Die Mitgliedsländer der Europäischen 
Währungsunion sind gemäß Artikel 121 Absatz 1 EG- 
Vertrag verpflichtet, „eine auf Dauer tragbare Finanzlage 
der öffentlichen Hand“ sicherzustellen. Die Beurteilung 
nachhaltiger öffentlicher Finanzen erfolgt dabei über die 
Höhe der gesamtstaatlichen Finanzierungssalden und 
Schuldenstände. Diese Indikatoren haben allerdings le- 
diglich eine begrenzte Aussagekraft für die Frage, ob 
eine Finanzpolitik nachhaltig ist. In ihnen drückt sich, 
im Falle der Defizitquote, lediglich die aktuelle oder, im 
Falle der Schuldenstandsquote, die vergangene Ausrich- 
tung der Finanzpolitik aus. Damit erfassen beide Indika- 
toren nicht, dass neben der verbrieften expliziten staatli- 
chen Schuld eine zweite Form der Staatsschuld existiert, 
die impliziten Verbindlichkeiten. Letztere entstehen als 
Differenz aus den auf der Grundlage der gegenwärtigen 
Politik erzeugten zukünftigen unverbrieften Leistungs- 
versprechen und den diese Ansprüche deckenden zu- 
künftigen Einnahmen. Derartige unverbriefte zukünftige 
Leistungsansprüche haben ihre Ursachen vor allem in 
den Leistungszusagen der Sozialversicherungen, aber 
auch in den zukünftig zu erfüllenden Pensionsverpflich- 
tungen des Staates. Reichen - auf die Gegenwart bezo- 
gen - die zukünftigen Einnahmen nicht aus, die zukünf- 
tigen Leistungsversprechen zu erfüllen, dann liegt eine 
implizite Schuld vor. 

36 . Damit wird deutlich, dass die Frage der nachhalti- 
gen oder tragfähigen Finanzpolitik nicht durch eine al- 
leinige Betrachtung der aktuellen öffentlichen Defizite 
oder des ausgewiesenen Schuldenstands beantwortet 
werden kann. Notwendig ist darüber hinaus vielmehr 
eine langfristige Betrachtung der Konsequenzen, die 
sich aus einer Fortschreibung der gegenwärtigen Politik 
ergeben. Der Sachverständigenrat legt in diesem Jahres- 
gutachten erstmals eine Analyse der Tragfähigkeit der 
Finanzpolitik im Rahmen des Konzepts der Generatio- 
nenbilanzierung vor. Die Ergebnisse belegen einen er- 
heblichen zukünftigen Konsolidierungsbedarf der öf- 
fentlichen Haushalte: Bezogen auf das nominale 
Bruttoinlandsprodukt des Jahres 2002 beträgt der Anteil 
der impliziten Schulden ein Mehrfaches der Quote der 
expliziten Schulden von 60,8 vH. Die gesamte Tragfä- 
higkeitslücke, definiert als Summe beider Schulden- 


standsquoten, macht im Basisszenario rund 330 vH aus. 
Eine Schließung dieser Tragfähigkeitslücke zur Gewähr- 
leistung tragfähiger öffentlicher Finanzen verlangte bei 
unveränderten Einnahmen eine Kürzung sämtlicher heu- 
tiger und zukünftiger Staatsausgaben um rund 12 vH. 
Bezogen auf das Jahr 2002 bedeutete dies eine Rückfüh- 
rung der staatlichen Ausgabenquote von 48,5 vH auf 
42,6 vH beziehungsweise eine Kürzung der laufenden 
staatlichen Ausgaben um über 120 Mrd Euro. Ange- 
sichts der vielfältigen Abgrenzungs-, Zurechnungs- und 
Prognoseprobleme, die mit einer solchen langfristigen 
Analyse verbunden sind, sollte man zwar die konkreten 
numerischen Werte für die ermittelten Tragfähigkeitslü- 
cken mit einer gewissen Vorsicht interpretieren. Deutlich 
wird aber trotz dieser qualifizierenden Einschränkung, 
dass der tatsächliche Konsolidierungsbedarf, vor dem 
die deutsche Finanzpolitik in den kommenden Jahrzehn- 
ten steht, ein Mehrfaches dessen ist, was ein Blick auf 
die laufenden Defizite und die ausgewiesene Schulden- 
standsquote suggeriert. 

37 . Eine Analyse der Ursachen der Tragfähigkeitslücke 
zeigt, dass diese in der Hauptsache durch die Kombina- 
tion zweier Sachverhalte verursacht wird: der demogra- 
phischen Entwicklung in den kommenden Jahrzehnten 
sowie der umlagefmanzierten Systeme der Sozialen Si- 
cherung. An der demographischen Entwicklung kann die 
Politik wenig ändern, deshalb muss eine Verringerung 
der Tragfähigkeitslücke an den Sozialsystemen anset- 
zen. So würde eine Rentenreform, wie sie die Kommis- 
sion „Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen 
Sicherungssysteme“ (Rürup-Kommission) vorgeschla- 
gen hat, über eine Verlängerung des gesetzlichen Ren- 
teneintrittsalters und einen die demographischen Verän- 
derungen berücksichtigenden Nachhaltigkeitsfaktor die 
Quote der impliziten Schuld nahezu halbieren. Zu be- 
herzten Reformen der Gesetzlichen Rentenversicherung 
und der Gesetzlichen Krankenversicherung gibt es vor 
diesem Hintergrund in einer den zukünftigen Herausfor- 
derungen gerecht werdenden Konsolidierungsstrategie 
keine Alternative. 


Soziale Sicherung 

- Mit der Gesundheitsreform 2003 (GKV-Modemi- 
sierungsgesetz) wurden wichtige, allerdings viel zu 
zaghafte Schritte zur Stärkung des Wettbewerbs 
vorgenommen. 

- Das vom Sachverständigenrat zur Reform des Fi- 
nanzierungssystems der Gesetzlichen Krankenversi- 
cherung vorgeschlagene Pauschalprämienmodell ist 
in allokativer, vor allem in beschäftigungspoliti- 
scher Hinsicht einer Bürgerversicherung überlegen. 

- Die Anhebung des gesetzlichen Renteneintritts- 
alters und die Ergänzung der Rentenanpassungs- 
formel um einen Nachhaltigkeitsfaktor sind dazu 
geeignet, die Gesetzliche Rentenversicherung lang- 
fristig zu stabilisieren. 
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Soziale Sicherung: Reformbemühungen und 

Reformdiskussionen 

(Ziffern 289 ff) 

38. Entsprechende Reformvorsehläge für die einzelnen 
Zweige der Sozialversicherungen wurden durch die 
Kommissionen der Bundesregierung und der CDU/CSU 
vorgelegt. Trotz aller Untersehiede in Einzelfragen 
kennzeichnet beide Reformentwürfe die Einsieht in die 
Notwendigkeit, angesiehts der demographisehen Ent- 
wicklung und der lohnabhängigen Finanzierung die Sys- 
teme der umlagefmanzierten Sozialen Sicherung neu zu 
justieren. Die Bundesregierung hat im Bereich der Ge- 
setzliehen Krankenversicherung und der Gesetzlichen 
Rentenversicherung erste gesetzgeberische Schritte zur 
Umsetzung der Vorsehläge der Rürup-Kommission ein- 
geleitet. Da der Sachverständigenrat sich in seinem letz- 
ten Jahresgutachten ausführlich zu den Reformoptionen 
im Bereich der Sozialversieherungen geäußert hat, wer- 
den für diese Politikbereiche in diesem Gutaehten die 
Maßnahmen der Bundesregierung sowie die Vorschläge 
der Rürup-Kommission anhand der Vorstellungen des 
Sachverständigenrates beurteilt. 

39. In der Gesetzliehen Krankenversicherung wurde mit 
dem GKV-Modemisierungsgesetz der Einstieg in eine 
umfassendere Gesundheitsreform eingeleitet. Das im 
Konsens mit der CDU/CSU-Opposition verabschiedete 
Gesetz sieht wichtige Maßnahmen auf der Ausgabenseite 
und zur Stärkung des Wettbewerbs vor. Dureh den ver- 
stärkten Einsatz von Zuzahlungen sowie durch die Ein- 
führung von Praxisgebühren sollen die gesetzlichen 
Krankenkassen im kommenden Jahr um 3,2 Mrd Euro 
entlastet werden. Ab dem Jahr 2005 ist mit der Ausglie- 
derung des Zahnersatzes aus dem Regelleistungskatalog 
der Gesetzlichen Krankenversicherung eine Einsparung 
von rund 3,5 Mrd Euro verbunden. Ab dem Jahr 2006 
wird das Krankengeld zumindest teilweise über einen 
Sonderbeitrag von den Versicherten allein finanziert. Die 
letztgenannte Lösung kann aus konzeptionellen Gründen 
nicht überzeugen, da der direkte Bezug zum Kranken- 
geld nicht hergestellt wurde, sondern einzig eine ein- 
malige Verschiebung in der paritätisehen Finanzierung 
herbeigeführt wird. Da sich damit die gesamte Abgaben- 
belastung für Arbeitnehmer und Arbeitgeber nieht ver- 
ändert, sind von dieser Maßnahme auch keine wesentli- 
chen Besehäftigungseffekte zu erwarten. Kritisch zu 
sehen ist auch der beschlossene Einstieg in die Finanzie- 
rung über Zusehüsse aus dem Bundeshaushalt. Gedeckt 
werden sollen damit versicherungsfremde Leistungen; 
der Zusehuss wurde aber nieht explizit an diese Ausga- 
ben gekoppelt, sondern wird als pausehale Zuweisung in 
das System eingespeist und über eine mehrstufige Erhö- 
hung der Tabaksteuer finanziert. Welche Dynamik derar- 
tige Zusehüsse, einmal etabliert, entfalten können und 
welche Einsehränkung des finanzpolitisehen Bewe- 
gungsspielraums mit ihnen verbunden sein kann, dafür 
liefert die Gesetzliche Rentenversieherung ein Beispiel 
(Ziffer 268). Im Arzneimittelvertrieb wurden erste zag- 
hafte Wettbewerbselemente beschlossen. Insgesamt 
wurde mit der Reform, nicht zuletzt durch den Einfluss 
klientelpolitiseh motivierter Interventionen im Prozess 


der Konsenssuche, der Wettbewerb auf der Ebene der 
Leistungserbringer aber nur unzureichend gestärkt. Die 
Bundesregierung erhofft sich durch die Reformmaßnah- 
men eine Senkung des Beitragssatzes auf 13,6 vH im 
kommenden Jahr. Diese Prognose erseheint zu opti- 
mistiseh. 

40. Eine Entseheidung über eine grundlegende Reform 
der Finanzierung der Gesetzlichen Krankenversicherung 
kam in diesem Jahr nieht zustande. Die Rürup-Kommis- 
sion stellte dem Gesetzgeber diesbezüglieh zwei alterna- 
tive Modelle zur Auswahl: eine Finanzierung der Ge- 
sundheitsleistungen über Pauschalprämien mit sozialem 
Ausgleieh sowie eine Finanzierung über eine Bürgerver- 
sieherung, das heißt eine einkommensbezogene Kran- 
kenversicherung mit einer Ausweitung des Kreises der 
Versicherungspflichtigen und der einzubeziehenden Ein- 
kommensarten sowie einer Anhebung der Beitragsbe- 
messungsgrenze. Der Sachverständigenrat sprach sich 
schon in seinem letzten Jahresgutachten nachdrücklich 
für ein Prämienmodell aus. Dies vor allem aus folgenden 
Gründen: Eine Prämienlösung koppelt die zukünftige 
Entwicklung der Gesundheitsausgaben von den 
bisherigen auf das Arbeitseinkommen bezogenen Beiträ- 
gen ab; dies erhöht die Arbeitsanreize für den Großteil 
der Einkommensbezieher merklich. Zudem wird die 
Äquivalenz zwischen Beiträgen zur und Leistungen aus 
der Gesetzlichen Krankenversicherung erhöht. Auch das 
Prämienmodell enthält, dies wird in der Politik und den 
Medien nicht selten verkürzt dargestellt, einen sozialen 
Ausgleich für die Bezieher niedriger Einkommen, der 
über die Ausschüttung an die Arbeitnehmer und die an- 
schließende Versteuerung des bisherigen Arbeitgeberan- 
teils zur Krankenversicherung finanziert werden soll. 

Das Altemativmodell einer Bürgerversicherung ist mit 
Blick auf die Beschäftigungseffekte den Gesundheits- 
prämien eindeutig unterlegen. Durch die Einbeziehung 
zusätzlicher Einkommen wird nur eine begrenzte Ab- 
koppelung der Beiträge vom Lohn erreicht. Dies wird er- 
kauft durch zusätzliche Verzerrungen, die über eine Er- 
höhung der Beitragsbemessungsgrenze und die 
Einbeziehung zusätzlicher Einkommen entstehen. Im 
Ergebnis sind damit sogar negative Effekte auf die 
Beschäftigung zu erwarten. Die Popularität der Bürger- 
versicherung erklärt sich primär durch die als gerechter 
empfundenen Verteilungswirkungen dieses Modells ge- 
genüber der Gesundheitsprämie. Hier sollte man aber 
bedenken, dass gerade aus Verteilungsaspekten wenig 
gewonnen ist, wenn die Verteilungsmasse durch die ver- 
meintlich gerechteren Maßnahmen eher verringert, denn 
vergrößert wird. 

41 . Im Bereich der Gesetzlichen Rentenversicherung 
drohte auch in diesem Jahr insbesondere durch die Ero- 
sion der Einnahmeseite ein Beitragssatzanstieg; und wie 
in den Vorjahren wurde diesem durch Ad-hoc-Maßnah- 
men entgegengesteuert. Dies mag man unter dem Blick- 
winkel der Beschäftigungssicherung begrüßen, das 
Vertrauen in die Verlässlichkeit der Gesetzlichen Ren- 
tenversicherung wurde dadurch aber erneut beschädigt. 
Beschlossen wurde unter anderem eine Aussetzung der 
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Rentenanpassung im Jahr 2004, eine weitere Absenkung 
der Sehwankungsreserve sowie die alleinige Finanzie- 
rung des Beitrags zur Pflegeversieherung dureh die 
Rentner im kommenden Jahr. Letzteres bedeutet eine 
faktisehe Kürzung der Nettorenten um 0,85 vH. 

Vor dem Hintergrund der anhaltenden Waehstumsschwä- 
ehe und angesichts eines sich gegenüber den Annahmen 
der Rentenreform 2001 abzeiehnenden verstärkten de- 
mographischen Drucks wurden weitere mittelfristig wir- 
kende rentenreehtliche Maßnahmen notwendig. Die 
Bundesregierung beabsichtigt vor diesem Hintergrund 
die Absehaffung der bewerteten Anreehnungszeiten bei 
schulischer Ausbildung, die Erhöhung des tatsäehlichen 
Renteneintrittsalters dureh den Abbau von Anreizen zur 
Frühverrentung sowie eine Modifikation der Rentenan- 
passungsformel, mit der sowohl einer niedrigeren Ge- 
burtenhäufigkeit als auch einer steigenden Lebenserwar- 
tung Reehnung getragen wird. Diese Maßnahmen sind 
riehtig. Insbesondere der von der Rürup-Kommission 
vorgesehlagene Nachhaltigkeitsfaktor in der Rentenfor- 
mel als Ausdruek einer einnahmeorientierten Ausgaben- 
politik ist angesiehts der demographischen Entwicklung 
eine zielführende Innovation. Die Heraufsetzung des tat- 
säehlichen Renteneintrittsalters, so begrüßenswert die 
Rüekführung der Anreize zur Frühverrentung auch ist, 
muss jedoch durch eine Anhebung des gesetzlichen Ein- 
trittsalters in die Rente ergänzt werden. Der Sachver- 
ständigenrat hat hierzu - wie die Rürup-Kommission - 
eine allmähliche Erhöhung des Renteneintrittsalters, 
beginnend ab dem Jahr 2011, als geeigneten Weg vor- 
geschlagen. Die von der Rürup-Kommission empfohle- 
nen Maßnahmen würden den Beitragssatzanstieg bis 
zum Jahr 2030 unter 22 vH begrenzen. Die sinnvolle 
Orientierung an einer derartigen stärker einnahmeorien- 
tierten Ausgabenpolitik führt allerdings zu niedrigeren 
impliziten Renditen für die mittleren und jüngeren 
Jahrgänge sowie zu einer deutliehen Absenkung des 
Bruttorentenniveaus. Im Gegenzug gewinnen die jünge- 
ren Geburtsjahrgänge aber finanziellen Spielraum für 
eine ergänzende kapitalgedeekte Eigenvorsorge, mit 
dem die Leistungsrüeknahmen des Umlagesystems ge- 
mildert oder gar - in Abhängigkeit von der erzielten 
Rendite und dem Ansparzeitraum - überkompensiert 
werden können. Vor dem Hintergrund des demographi- 
schen Drueks auf die Tragfähigkeit des umlagefinanzier- 
ten Rentensystems und damit die öffentliehen Haushalte 
befürwortet der Saehverständigenrat eine möglichst ra- 
sche Umsetzung der diesbezüglichen Vorschläge der 
Rürup-Kommission. 

42. Auch in der Sozialen Pflegeversicherung ist ange- 
siehts der Defizitentwieklung in den vergangenen Jahren 
eine Reform erforderlich. Hier hat die Bundesregierung 
jedoch noch nicht einmal den Vorsehlag der Rürup- 
Kommission aufgegriffen, der im Wesentlichen darauf 
abzielt, das derzeitige System beizubehalten und über 
eine Höherbelastung der Rentner sowie den Aufbau ei- 
nes individuellen Kapitalstocks die Beitragsbelastung 
konstant zu halten. Besser wäre ohnehin ein - aueh 
heute noch möglicher- Übergang zu einer kapitalge- 
deckten Privaten Pflegeversieherung. Die Entwieklung 


der vergangenen Jahre, in denen es zu einem merkliehen 
Absehmelzen der zunächst nach Einführung der Pflege- 
versicherung im Jahr 1995 aufgebauten Reserven kam, 
zeigt deutlieh, dass es ein Fehler war, die Pflegeversi- 
eherung in der Form einer Umlageversicherung zu orga- 
nisieren. Ein Umstand, auf den der Saehverständigenrat 
im Vorfeld mit Nachdruek hingewiesen hatte (SG 94 ab- 
gedruckt in JG 95 Anhang). 


Haushaltskonsolidierung 

- Haushaltskonsolidierung sollte der Realisierung 
langfristiger Ziele dienen. 

- Konsolidierungen durch Ausgabenkürzungen sind 
erfahrungsgemäß naehhaltiger als solche über 
Einnahmeerhöhungen. Eine erfolgreiche Haus- 
haltskonsolidierung benötigt kein günstiges kon- 
junkturelles Umfeld. 

- Der Abbau von Steuervergünstigungen zur Finan- 
zierung von Tarifsenkungen hat positive gesamt- 
wirtsehaftliehe Effekte. Eine Rückführung von 
Steuervergünstigungen ist aber auch zu Konsoli- 
dierungszwecken angebraeht. 

- Ein gezielter, kriteriengeleiteter Abbau von Finanz- 
hilfen und Steuervergünstigungen ist der Rasenmä- 
hermethode überlegen. 

- Das Volumen der hier vorgeschlagenen Ausgaben- 
kürzungen und Rücknahmen von Steuererleiehte- 
rungen beläuft sieh nach Auslaufen dieser Maßnah- 
men auf über 25 Mrd Euro pro Jahr. Nieht 
berücksichtigt sind dabei Steuervergünstigungen 
im Untemehmensbereich; ihr Abbau muss in eine 
Reform der Unternehmensbesteuerung integriert 
werden. 

- Das Ehegattensplitting ist keine Steuervergünsti- 
gung. Die Entfemungspauschale ist nicht generell 
eine Steuervergünstigung; daher ist eine Kürzung 
vertretbar. 


Konsolidierung der öffentlichen Haushalte: Strategien 
und Optionen 
(Ziffern 455 ff.) 

43. Über die Beschlüsse und Vorhaben in den Syste- 
men der Sozialen Sieherung hinaus, für die in den kom- 
menden Jahren eine beträchtliche Nettoentlastung er- 
wartet wird, hat die Bundesregierung ein umfangreiehes 
steuerliches Maßnahmenbündel auf den Weg gebracht. 
Dieses wird bei vollständiger Umsetzung - ein- 
sehließlich des Vierten Gesetzes für Moderne Dienstleis- 
tungen am Arbeitsmarkt - für die Gebietskörpersehaften 
ab dem Jahr 2005 veransehlagte jährliehe Mehrein- 
nahmen in einer Größenordnung von über 17 Mrd Euro 
erbringen. Im kommenden Jahr wird bei Vorziehen der 
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dritten Stufe der Steuerreform einschließlich der geplan- 
ten Einsparmaßnahmen allerdings eine Mindereinnahme 
von annähernd 4 Mrd Euro zu verzeichnen sein. Ange- 
sichts der aus dem Ruder laufenden Defizite und der 
festgestellten Tragfähigkeitslücke ist ein darüber hinaus- 
gehender mittelfristiger Konsolidierungsbedarf aber of- 
fensichtlich und unabweisbar: Die Hoffnung, dass allein 
über ein höheres Wirtschaftswachstum diesem Druck 
ausgewichen werden könnte, ist unrealistisch. Insoweit 
sind die Maßnahmen der Bundesregierung richtig und 
notwendig, wenn auch nur ein erster Schritt. Vor diesem 
Hintergrund wäre es fatal, wenn sich das Schicksal des 
Steuervergünstigungsabbaugesetzes erneut wiederholte. 
Die Einsicht, dass die öffentlichen Haushalte einer drin- 
genden Sanierung bedürfen, setzt sich jedoch mehr und 
mehr über die Parteigrenzen hinweg durch. In den ver- 
gangenen Monaten war beinahe ein Überbietungswett- 
lauf zu beobachten, was potentielle Sparmaßnahmen 
angeht. Woran es aber nach Einschätzung des Sachver- 
ständigenrates mangelt, das ist eine ökonomisch fun- 
dierte Analyse der Ansatzpunkte und Handlungsfelder 
einer erfolgversprechenden Konsolidierungsstrategie. 
Mit anderen Worten: Es ist ein Leichtes, eine milliarden- 
schwere Liste von Einsparmaßnahmen zusammenzustel- 
len, es ist aber ohne überzeugende Argumente ungleich 
schwerer, sie im politischen Prozess durchzusetzen. 

44 . Konsolidierung bedeutet eine Verbesserung der 
konjunkturbereinigten öffentlichen Primärsalden, also 
des Saldos aus staatlichen Einnahmen und Ausgaben 
ohne Berücksichtigung von konjunkturellen Effekten 
und ohne Berücksichtigung der Zinsausgaben der öffent- 
lichen Hand. Konsolidierungsanstrengungen können da- 
mit prinzipiell über die Ausgabenseite und/oder die Ein- 
nahmeseite des staatlichen Gesamthaushalts erfolgen. 
Die Erfahrungen von Konsolidierungsphasen in den 
Ländern der Europäischen Währungsunion belegen aber, 
dass am ehesten eine dauerhafte Verbesserung der öf- 
fentlichen Haushalte gelingt, wenn die Konsolidierung 
auf der Ausgabenseite ansetzt. Darüber hinaus zeigt 
sich, dass kräftige Sparmaßnahmen auch in einem ge- 
samtwirtschaftlich schwierigen Umfeld eingeleitet wer- 
den können, ohne dass sich die mit den kurzfristigen 
Konsolidierungsmaßnahmen befürchteten konjunkturel- 
len Verschlechterungen einstellen müssen. Oft lässt sich 
sogar der gegenteilige Effekt feststellen. Insofern ist es 
nicht angebracht, den notwendigen Konsolidierungsbe- 
darf unter den Generalvorbehalt einer günstigen kon- 
junkturellen Ausgangslage zu stellen. Der Sachverstän- 
digenrat plädiert deshalb für eine konsistente und auf 
Dauer angelegte Konsolidierungsstrategie. Diese sollte 
unabhängig von den zyklischen Schwankungen über das 
Erwirtschaften konjunkturbereinigter Primärüberschüsse 
erfolgen und die Aufgabe der konjunkturellen Stabilisie- 
rung an die automatischen Stabilisatoren delegieren. 

45 . In der politischen Diskussion über Konsolidierung 
wird oftmals ein Streichen von Steuervergünstigungen 
ohne eine entsprechende Senkung der Steuersätze als 
Steuererhöhung gebrandmarkt, die abzulehnen sei. Die- 
ses Argument überzeugt aus einer Reihe von Gründen 


nicht. So ist die Unterscheidung zwischen Steuerver- 
günstigungen und staatlichen Ausgaben oft nicht so ein- 
deutig, wie es in der öffentlichen Diskussion den 
Anschein hat. Eine ganze Reihe von Steuervergünsti- 
gungen, wie beispielsweise die Eigenheimzulage, die in 
der Finanzstatistik als Minderung der Steuereinnahmen 
verbucht wird, ist ökonomisch einer Ausgabe äquiva- 
lent. Wichtiger noch ist aber, dass die Beseitigung von 
steuerlichen Subventionstatbeständen über eine Verbrei- 
terung der steuerlichen Bemessungsgrundlage die ver- 
zerrenden Effekte und damit die Zusatzlasten der Be- 
steuerung verringert. Dies ist unmittelbar einsichtig, 
wenn gleichzeitig mit der Verbreiterung der Bemes- 
sungsgrundlage auch die Steuersätze reduziert werden. 
Es gilt aber im Grundsatz auch, wenn anstelle der Steu- 
ersatzsenkungen die öffentlichen Defizite und damit die 
zukünftigen Zinslasten des Staates zurückgeführt wer- 
den. Das Streichen von Steuervergünstigungen darf des- 
halb kein Tabu in einer glaubwürdigen Konsolidierungs- 
strategie sein. 

46 . Der Abbau von Subventionen, also Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen, sollte dabei gezielt und kri- 
teriengeleitet erfolgen. Die „Rasenmähermethode“, die 
ein Kürzen sämtlicher Tatbestände um einen einheitli- 
chen Prozentsatz bedeutet, ist deshalb abzulehnen. Nicht 
jede Finanzhilfe und Steuervergünstigung ist unberech- 
tigt und eine gleichmäßige Kürzung unterscheidet nicht 
zwischen den Sachverhalten, die stark verzerrende Ef- 
fekte aufweisen, und den Sachverhalten, bei denen dies 
nur in sehr viel geringerem Ausmaß der Fall ist oder für 
die sich gar ökonomisch gute Gründe anführen lassen. 
Das Kriterium, mit dem der Sachverständigenrat die re- 
levanten Subventionen auf ihre Berechtigung hin beur- 
teilt, ist das der Effizienz: Subventionen müssen selektiv 
gekürzt werden und zuerst und am stärksten dort, wo sie 
die größten nachteiligen Wohlfahrtseffekte hervorrufen. 
Von einer effizienzmindernden und damit Beschäftigung 
und Wachstum beeinträchtigenden Verzerrung staatli- 
cher Eingriffe spricht man üblicherweise dann, wenn die 
Entscheidung eines Individuums aufgrund eines staatli- 
chen Eingriffs, zum Beispiel einer steuerlichen Maß- 
nahme, über den primären Einkommensentzug hinaus 
verzerrt wird, kurz: wenn Zusatzlasten auftreten. 

47 . Vor diesem Hintergrund wird in diesem Jahresgut- 
achten eine Reihe von Ausgaben und Subventionen 
identifiziert und ökonomisch analysiert, von denen viele 
seit geraumer Zeit eine bedeutende Rolle in der öffentli- 
chen Diskussion um relevante Konsolidierungstatbe- 
stände spielen. Hierzu zählt der Bereich der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik als ein gewichtiger Ausgabenblock. 
Darüber hinaus werden wichtige Finanzhilfen und Steu- 
ervergünstigungen betrachtet. Das Gesamtvolumen der 
in die Betrachtung einbezogenen Maßnahmen beträgt 
rund 60 Mrd Euro. Das Gesamtvolumen der betrachteten 
und gänzlich abzuschaffenden Sachverhalte beläuft sich 
auf eine Summe von rund 25 Mrd Euro. Darüber hinaus 
lässt sich eine Reihe von Subventionen identifizieren, 
bei denen, wenn auch keine vollständige Abschaffung so 
doch eine merkliche Rückführung in Betracht kommt. 
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Ein Teil davon ist bereits im Haushaltsbegleitgesetz ent- 
halten. Ein nicht unbeträchtlicher Teil ist aber bisher 
nicht entschlossen genug angegangen worden. Diese 
Spielräume für weitere Konsolidierungen gilt es, in den 
kommenden Jahren zu nutzen. So sollte im Bereich der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik der begonnene Prozess der 
Kürzung wenig erfolgversprechender Maßnahmen zügig 
fortgesetzt werden. Hierbei handelt es sich vor allem um 
die „Beschäftigung schaffenden Maßnahmen“ sowie 
Teile des Weiterbildungsangebots. Von den gewichtigen 
Finanzhilfen sind abzuschaffen: die Zuschüsse für den 
Absatz deutscher Steinkohle sowie die Förderung des 
Wohnungsbaus (einschließlich der Eigenheimzulage). 
Im Rahmen der als Steuervergünstigung gewährten Sub- 
ventionen lässt sich keine Berechtigung der steuerfreien 
Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit be- 
gründen. Gleiches gilt beispielsweise für den Sparerfrei- 
betrag, den Sonderausgabenabzug für Beiträge zu Le- 
bensversicherungen, die Steuerfreiheit für Erträge aus 
Lebensversicherungen, die Übungsleiterpauschale und 
den Sonderausgabenabzug für Spenden an Kirchen, Par- 
feien und gemeinnüfzige Zwecke. Die heftig diskutierte 
Entfemungspauschale lässt sich demgegenüber nicht 
pauschal als Steuervergünstigung einordnen. Hier ist 
eine Reduzierung vertretbar, eine komplette Streichung 
wäre aus Effizienzüberlegungen heraus nicht begründ- 
bar. Steuersystematisch korrekt, und damit nicht abzu- 
schaffen, ist auch das Ehegattensplitting. Nicht einge- 
schlossen in diese Berechnung ist der Abbau von 
Steuervergünstigungen im Unternehmensbereich, da 
dies in eine Reform der Unternehmensbesteuerung inte- 
griert werden sollte. 

In einer Analyse zur Verteilung des Markteinkommens 
und der Einkommensteuerschuld, die der Sachverständi- 
genrat in diesem Jahr erstmals durchgeführt hat, zeigt 
sich mit Blick auf Einkünfte aus Vermietung und Ver- 
pachtung, dass rund die Hälfte der Steuerpflichtigen mit 
positiven Einkünften von über 250 000 Euro negative 
Einkünfte aus Vermietung und Verpaehtung zu verzeich- 
nen hatte. Bemerkenswert ist ferner, dass die negativen 
Einkünfte aus dieser Einkunftsart mit zunehmenden posi- 
tiven Einkünften stiegen und in den Einkommensklassen 
ab einer Summe der positiven Einkünfte von mehr als 
500 000 Euro im Durehschnitt zwischen 130 000 Euro 
und 510 000 Euro betrugen (Ziffern 822 ff). Hier liegt 
die Vermutung nahe, dass die Verluste über großzügige 
Abschreibungsregelungen rein steuerlich bedingt wa- 
ren. 


F öderalismusreform 

- Die politischen Entscheidungsprozesse in Deutsch- 
land sind langsam, undurchsichtig und unberechen- 
bar. Wichtigste Ursache für dieses Polifikversagen 
sind die föderalen Entscheidungsstrukturen. 

- Der kooperative Föderalismus muss durch einen 
wettbewerblichen Föderalismus ersetzt werden; 
Föderalismus ohne Wettbewerb ist eigentlich kein 
Föderalismus. 


- Zu einem funktionierenden Föderalismus gehört 
eine begrenzte Steuerautonomie der Bundesländer. 

- Die Mischfinanzierungen zwischen Bund und Län- 
dern sind zurückzuführen. 

- Die Rahmengesetzgebung des Bundes und die kon- 
kurrierende Gesetzgebung sind einzuschränken. 


Reform des Föderalismus: Entscheidungsblockaden 
aufbrechen 

48 . Eine auf Dauer angelegte, ökonomisch begründete 
Konsolidierungsstrategie wird sich in Deutschland nur 
dann umsetzen lassen, wenn es gelingt, politische Ent- 
scheidungsblockaden aufzubrechen. Derartige Blocka- 
den, das haben die zurückliegenden Monate erneut be- 
wiesen, liegen nur zum Teil darin begründet, dass es für 
die Politik schwierig ist, Mehrheiten in den eigenen Rei- 
hen für einen Kurs zu finden, der teilweise erhebliche 
Einschnitte mit sich bringt. Bedeutender für die quälend 
langsamen Entscheidungsprozesse ist die föderale Struk- 
tur des politischen Systems. Die politischen Entschei- 
dungsprozesse in Deutschland sind seit geraumer Zeit 
langsam, undurchsichtig und unberechenbar. Dies ver- 
unsichert die Bürger und erzeugt eine permanente Unge- 
wissheit über die Belastungen und Entlastungen selbst in 
der unmittelbaren Zukunft. So war bis Mitte November 
noch immer nicht entschieden, ob die dritte Stufe der 
Steuerreform vorgezogen wird und welche Gegenfman- 
zierungsmaßnahmen realisiert werden. Die praktische 
Ausgestaltung des Föderalismus in Deutschland bildet 
ein hohes, vielleicht sogar das höchste Hindernis für die 
Umsetzung grundlegender Reformen, unbeschadet, dass 
in einigen Fällen der Bundesrat ein sinnvolles Korrektiv 
einzelner Gesetzesvorhaben darstellen kann. Aber es 
geht hier nicht um die Inhalte einzelner Entscheidungen, 
sondern um den Entscheidungsmechanismus. Eine Re- 
form des „kooperativen Föderalismus“ ist unumgäng- 
lich, soll die Wirtschafts- und Finanzpolitik mehr Ver- 
lässlichkeit gewinnen. 

49 . Die Einsicht in die Notwendigkeit einer Föderalis- 
musreförm ist in der Politik vorhanden. Am 16. Oktober 
2003 hat der Deutsche Bundestag eine gemeinsame 
Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Moder- 
nisierung der bundesstaatlichen Ordnung eingesetzt. 
Grundsätzlich ist die Einsetzung dieser Kommission zu 
begrüßen. Zu hoffen ist, dass sie sich zu mutigen Reför- 
mempfehlungen durchringen kann, die dann auch von 
der Politik zügig umgesetzt werden. Zu befürchten ist je- 
doch, dass diese Hoffnung enttäuscht wird. Zentrale Fra- 
gestellungen sind nicht in den Untersuchungsauftrag der 
neu gebildeten Kommission eingegangen. Dazu gehören 
insbesondere eine Überarbeitung der Finanzverfassung 
mit einer Steuerentflechtung zwischen Bund und 
Ländern sowie eine damit verbundene (begrenzte) 
Steuerautonomie für die Bundesländer. Gegenwärtig ist 
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jegliche Modifikation von Steuersätzen und Bemes- 
sungsgrundlagen der Gemeinschaftssteuern - sie ma- 
ehen rund zwei Drittel des gesamten Steueraufkommens 
in Deutsehland aus - nur mittels Zustimmung des Deut- 
schen Bundestages und des Bundesrates erreichbar. Die 
dadureh möglichen Entscheidungsblockaden müssen 
aufgelöst werden, sonst bleibt jede Föderalismusreform 
unvollständig. 

50. ln Rede steht dabei nieht die Abschaffung der föde- 
ralen Struktur der Bundesrepublik. Gefordert ist aber 
eine Lösung aus der „Politikverflechtungsfalle“, die 
dureh die Versehränkungen der Gebietskörpersehaften 
auf der Einnahmeseite und im Gesetzgebungsprozess 
über den Bundesrat im Laufe der vergangenen Jahr- 
zehnte entstanden ist. Eine durehgreifende Neugestal- 
tung der bundesstaatlichen Ordnung muss auf mehr 
Wettbewerb zwischen den einzelnen staatlichen Ebenen 
setzen. Dies lässt sich nur erreichen über eine höhere 
Autonomie bei der Erfüllung der Aufgaben und vor 
allem bei der Erzielung der Einnahmen. Hier bestehen 
derzeit gravierende Mängel: Die Bundesländer haben 
praktisch keine Gestaltungsfreiheit bei den Steuerein- 
nahmen; dureh Mischfinanzierungen und Gemein- 
schaftsaufgaben kommt es zu Fehlanreizen und einer 
Vermengung von Verantwortlichkeiten; die eine Ebene 
kann über Aufgaben und Ausgaben entscheiden, die eine 
andere Ebene zu übernehmen hat. ln all diesen Berei- 
ehen besteht dringender Handlungsbedarf. Darauf hat 
der Saehverständigenrat wiederholt hingewiesen 
(JG 2000 Ziffern 169 ff.). Grundelemente eines refor- 
mierten föderalen Systems sollten sein: mehr Steuerau- 
tonomie der Länder, sei es über ein Trennsystem oder 
- die wohl realistischere Variante - über ein Zuschlag- 
system auf einen bundesweit einheitlichen abgesenkten 
Tarif beziehungsweise auf das daraus resultierende Steu- 
eraufkommen sowie ein weitgehender Abbau der zahl- 
reichen Misehfmanzierungstatbestände, bis auf die 
Fälle, bei denen ausgeprägte länderübergreifende ex- 
terne Effekte zu vermuten sind, beispielsweise in der 
Grundlagenforschung. 


Steuerpolitik 

- Deutschland ist - bezogen auf die effektiven Steu- 
erbelastungen von Unternehmen - immer noeh ein 
Hochsteuerland. 

- Die deutsehe Steuerpolitik hat aufgrund ihrer 
Sprunghaftigkeit erheblich an Glaubwürdigkeit 
eingebüßt; die Systematik des Steuerrechts hat wei- 
ter abgenommen. 

- Zur Stärkung der Standortattraktivität und zum Ab- 
bau der Verzerrungen bei den Investitions- und Fi- 
nanzierungsentseheidungen sowie bei der Reehts- 
formwahl bieten sieh entweder eine Integration der 
Körperschaftsteuer in die Einkommensteuer (Steu- 
erreformoption 1) oder eine duale Einkommen- 
steuer (Steuerreformoption 11) an. 


- Die Gewerbesteuer/Gemeindewirtsehaftssteuer ist 
in ein kommunales Zuschlagsmodell zur Einkom- 
mensteuer und Körpersehaftsteuer (Option 1) oder 
zur Steuer auf Arbeitseinkommen und Kapitalein- 
kommen (Option 11) zu überführen. 

- Der Sachverständigenrat hält die duale Einkom- 
mensteuer für die vorteilhaftere Steuerreform- 
option; der proportionale Steuersatz auf Kapital- 
einkommen sollte bei etwa 30 vH liegen, der 
Eingangssteuersatz der Besteuerung von Arbeits- 
einkommen bei 15 vH und der Spitzensteuersatz 
bei etwa 35 vH. 


2. Steuerpolitik: Vom Chaos zum System 

(Ziffern 518 ff.) 

51. Neben dem Sehuldenabbau war eine der von der 
Bundesregierung im Jahr 2000 für die Finanzpolitik for- 
mulierten zwei „Finanzpolitischen Leitplanken“ die 
„Förderung von Waehstum und Besehäftigung dureh ein 
tragfähiges und gereehtes Steuer- und Abgabensystem“. 
Das Steuersystem des Jahres 2003 ist weit entfernt von 
diesen Zielen. Eine entspreehende Untersuchung der 
steuerlichen Attraktivität von Investitionsentscheidun- 
gen im Vergleich zu wichtigen europäischen Partnerlän- 
dern anhand der effektiven Grenz- und Durchsehnitts- 
steuersätze zeigt, dass der Standort Deutsehland in den 
vergangenen beiden Jahren an Boden verloren hat. Für 
Unternehmen ist Deutschland weiterhin ein Hoehsteuer- 
land. Dies gilt für inländisehe und grenzüberschreitende 
Investitionen gleiehermaßen. 

Es ist aber nieht nur die Standortattraktivität, die gelitten 
hat. Vielmehr noeh sehwindet die Systematik des deut- 
schen Einkommensteuerrechts zusehends. Die Einkom- 
mensteuer entwickelt sieh immer mehr zu einer unsyste- 
matisehen Sehedulensteuer, ohne dass ein neues 
steuerliches Leitbild erkennbar wäre. Hinzu kommt, 
dass die deutsehe Steuerpolitik aufgrund ihrer Sprung- 
haftigkeit auch an Glaubwürdigkeit eingebüßt hat. Die 
Steuerpolitik ist zum Spielball widerstreitender Interes- 
sen innerhalb der Bundesregierung, zwisehen Bund, 
Ländern und Gemeinden sowie zwischen Regierung und 
Opposition geworden. Für die Planungssieherheit von 
Konsumenten und Investoren und für den Standort 
Deutsehland allgemein stellt dies eine fatale Entwiek- 
lung dar. 

Durchbrechung des Prinzips der synthetisehen 
Einkommensteuer im geltenden Recht und 
Reformoptionen 

52. Den Referenzpunkt des geltenden Einkommensteu- 
ersystems bildet die klassische synthetische Einkom- 
mensteuer. Im Idealfall werden hierbei sämtliche Ein- 
kommen, gleich aus welcher Einkunftsquelle und gleich 
welcher Herkunft, im Wohnsitzland besteuert. Für die 
untersehiedlichen Einkunftsarten wird dabei weder in 
der steuerliehen Bemessungsgrundlage noeh im Steuer- 
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tarif differenziert. Das gegenwärtige Steuersystem 
durchbricht dieses Prinzip in vielfältiger Weise. Von ei- 
ner einheitlichen Besteuerung der unterschiedlichen Ein- 
kunftsarten kann keine Rede sein. 

- Dieses Prinzip wird systematiseh durch die unter- 
sehiedliche Art der Einkünfteermittlung - Gewinn- 
einkünfte auf der einen Seite und Überschussein- 
künfte auf der anderen Seite - verletzt. Dies führt zu 
Unterschieden in der Besteuerung von Veräußerungs- 
gewinnen: Grundsätzliche Steuerfreiheit bei Über- 
sehusseinkünften, Steuerpflicht bei Gewinneinkünf- 
ten. Ebenfalls systematische Unterschiede zeigen sich 
in der Behandlung der Kapitaleinkünfte. Sie werden 
über den Sparerfreibetrag gegenüber anderen Ein- 
kunftsarten privilegiert. Weiterhin ergeben sich durch 
die Einführung des Halbeinkünfteverfahrens Unter- 
sehiede in der Besteuerung von ausgeschütteten Ge- 
winnen und Einkommen in gleicher Höhe aus ande- 
ren Einkunftsquellen. Einkünfte aus gewissen 
kapitalbildenden Lebensversicherungen sind steuer- 
frei. 

- Dureh das Nebeneinander von Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer entstehen Verzerrungseffekte bei den 
Finanzierungsentscheidungen und bei der Rechts- 
formwahl der Unternehmen. 

- In einer synthetisehen Einkommensteuer sind da- 
rüber hinaus Gewinne und Verluste steuerlich gleich 
zu behandeln. Das deutsche Steuerrecht enthält aber 
eine Reihe von Besehränkungen des Verlustaus- 
gleichs innerhalb einer Einkunftsart und auch über 
unterschiedliehe Einkunftsarten hinweg. 

- Ein wesentliches Prinzip der Einkommensbesteue- 
rung ist das Nettoprinzip. Es gewährleistet insbeson- 
dere die Abzugsfähigkeit der betrieblich oder beruf- 
lich veranlassten Ausgaben, den so genannten 
Erwerbsausgaben. Verstöße gegen dieses Prinzip fin- 
den sich im geltenden Einkommensteuerrecht bei- 
spielsweise in der Behandlung des Aufwands für Be- 
teiligungen an Kapitalgesellschaften sowohl von 
natürlichen Personen als auch von Körperschaften. 
Insbesondere die Frage der Absetzbarkeit des Beteili- 
gungsaufwands bei grenzüberschreitenden Beteili- 
gungen führt zudem zu erheblichen Problemen der Si- 
cherung des nationalen Steueraufkommens. 

53 . Diese Beispiele, die durchweg nicht Randbereiche 
des deutschen Einkommensteuerrechts betreffen, ma- 
chen deutlich, dass sich die deutsche Einkommensteuer 
beträchtlich von dem Idealtypus einer synthetischen Ein- 
kommensteuer entfernt hat. Der sich hieraus ergebende 
Befund ist eindeutig: Deutschland bedarf einer grundle- 
genden Reform der Einkommens- und Untemehmensbe- 
steuerung. Der Sachverständigenrat stellt hierzu in sei- 
nem Jahresgutachten zwei Reformoptionen vor. In der 
Steuerreformoption I wird die Körperschaftsteuer in die 
Einkommensteuer integriert. In der Steuerreformoption 
II, einer dualen Einkommensteuer, werden Kapitalein- 
kommen und Arbeitseinkommen unterschiedlich besteu- 
ert. Bei Zugrundelegung eines expliziten Krite- 
rienkatalogs und unter Abwägung der jeweiligen 


Vorteile und Nachteile beider Optionen spricht sich der 
Sachverständigenrat für den Übergang zu einer dualen 
Einkommensteuer aus. 

Die Steuerreformoption I bleibt dem Ideal einer synthe- 
tischen Einkommensteuer verhaftet. Mit der dualen Ein- 
kommensteuer wird hingegen eine Modifikation dieses 
Prinzips vollzogen. Hierbei ist aber zu beachten, dass 
auch mit der Steuerreformoption I nicht das Idealbild ei- 
ner synthetischen Einkommensteuer nach dem Wohn- 
sitzprinzip verwirklicht werden kann. Denn dann müsste 
konsequenterweise zu einem Vollanrechnungsverfahren 
von im Ausland erzielten Einkommen übergegangen 
werden, was angesichts der geltenden Doppelbesteue- 
rungsabkommen, die regelmäßig eine Freistellung dieser 
Einkünfte vorsehen, keine realistische Option darstellt. 
Im Bereich der Körperschaftsteuer müsste zudem auf- 
grund EG-rechtlicher Vorgaben die Belastung von Ge- 
winnen mit ausländischer Körperschaftsteuer voll ange- 
rechnet werden. Dies würde das Steueraufkommen im 
Inland unter Umständen erheblich gefährden, denn in ei- 
nem Vollanrechnungsverfahren wäre auf die im Ausland 
erzielten Einkünfte die dort gezahlte Steuer vom deut- 
schen Fiskus anzurechnen. Angesichts dieser Probleme 
ist ein Vollanrechnungsverfahren, obwohl von der Kon- 
zeption her überzeugend, keine realistische Option für 
jedweden Reformvorschlag. 

Steuerreformoption I: Integration der 
Körperschaftsteuer in die Einkommensteuer 

54 . In der Steuerreformoption I wird die Körperschaft- 
steuer in die Einkommensteuer in der Form integriert, 
dass der Spitzensatz der Einkommensteuer dem Körper- 
schaftsteuersatz entspricht. Damit die Belastung von Ka- 
pitalgesellschaften international attraktiv bleibt, muss 
ein niedriger Spitzensatz der Einkommensteuer erreicht 
werden. Ein Wert von 30 vH bis maximal 35 vH stellt 
hier eine realistische Obergrenze dar. Konsequenter- 
weise verlangt eine Angleichung der Spitzensteuersätze 
von Einkommen- und Körperschaftsteuer dann die Frei- 
stellung von im Inland erzielten Dividendeneinkommen 
und Gewinnen aus der Veräußerung von Anteilen an Ka- 
pitalgesellschaften. Andernfalls käme es auf der Anteils- 
eignerebene zu einer Höherbesteuerung von Dividenden. 
Mit der Angleichung wäre aber, solange an einem pro- 
gressiven Einkommensteuersystem festgehalten wird, 
keine Neutralität in der Wahl der Untemehmensrechts- 
form und der Finanzierung zu erreichen. 

55 . Während bei dieser Reformoption Veräußerungsge- 
winne von Anteilen an Kapitalgesellschaften steuerfrei 
sein müssen, werden die Gewinne aus einer Veräußerung 
von Anteilen an Personenuntemehmen und die Gewinne 
von im Privatvermögen gehaltenen Grundstücken in vol- 
ler Höhe der Einkommensbesteuerung unterworfen. 
Auch dies führt dazu, dass keine Rechtsformneutralität 
hergestellt werden kann. Die Freistellung von im Inland 
erzielten Dividendeneinkommen führt aufgrund EU- 
rechtlicher Diskriminierungsverbote dazu, dass auch die 
ins Ausland fließenden Dividenden nicht besteuert wer- 
den dürfen. Ebenso müssten auch die aus dem Ausland 
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empfangenen Dividendeneinkommen und Veräuße- 
rungsgewinne im Inland steuerfrei gestellt werden. Da- 
mit würde das Quellenprinzip, also die Besteuerung von 
Einkommen an dem Ort, an dem sie erwirtschaftet wur- 
den, sehr weitgehend verwirklicht. Von einer Einkom- 
mensbesteuerung nach dem Wohnsitzprinzip wäre man 
demzufolge weit entfernt. Zudem birgt eine umfassende 
Quellenbesteuerung die Gefahr eines internationalen 
Steuersenkungswettlaufs, was unter Umständen die Not- 
wendigkeit bedeutet, aus Wettbewerbsgründen den Spit- 
zensatz der Einkommensteuer weiter zu senken, mit al- 
len Folgen für das nationale Steueraufkommen. 

56 . Wenn auch mit der Steuerreformoption 1 keine 
vollständige Neutralität in der Wahl der Unternehmens- 
rechtsform erreicht werden kann und sich auch die Ver- 
zerrungen in den Finanzierungsentscheidungen nicht 
gänzlich beheben lassen, so werden beide Probleme ge- 
genüber dem Status quo doch erheblich reduziert. Die 
Koppelung des Körperschaftsteuersatzes an den Spitzen- 
satz der Einkommensteuer hat jedoch die Konsequenz, 
dass - will man ein wettbewerbsfreundliches Niveau der 
Tarifbelastung erreichen - der Einkommensteuertarif in 
der Spitze merklich abgesenkt werden muss. Dies wird 
bei Sicherung des Steueraufkommens nur gelingen, 
wenn zugleich die steuerliche Bemessungsgrundlage 
drastisch verbreitert wird. Die Attraktivität und die Er- 
folgschance dieser Reformoption hängt damit entschei- 
dend davon ab, ob ein konsequenter Abbau von Steuer- 
vergünstigungen gelingt. 

Steuerreformoption II: Duale Einkommensteuer 

57 . Die Steuerreformoption 11 modifiziert das Leitbild 
einer synthetischen Einkommensteuer. An ihre Stelle tritt 
mit der „dualen Einkommensteuer“ eine systematisch 
ausgestaltete Steuer, die zwischen zwei Einkunftsarten 
unterscheidet - umfassend definierten Kapitaleinkom- 
men und Arbeitseinkommen - und diese unterschiedlich 
besteuert. Kapitaleinkommen, bestehend aus den Gewin- 
nen von Einzelunternehmem und Personenunternehmen, 
Dividenden, Zinsen, Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung sowie privaten Veräußerungsgewinnen, 
werden mit einem niedrigen proportionalen Satz besteu- 
ert. Wie bei der ersten Steuerreformoption sollte eine 
Gesamtbelastung von 30 vH nicht überschritten werden. 
Arbeitseinkommen werden demgegenüber progressiv 
besteuert und umfassen vor allem Löhne, einschließlich 
kalkulatorischer Untemehmerlöhne, Pensionen, gesetzli- 
che Altersrenten und staatliche Transferleistungen. Zur 
Begrenzung von Steuerarbitrage sollte der Spitzensteu- 
ersatz allerdings nicht wesentlich über dem Kapitalein- 
kommensteuersatz liegen, gleichwohl besteht hier mehr 
Gestaltungsfreiheit für die Steuerpolitik als in der 
Reformoption 1. Die separate Besteuerung von Kapital- 
gesellschaften mit Körperschaftsteuer wird beibehalten. 
Allerdings sind Körperschaftsteuer und Kapitaleinkom- 
mensteuer vollständig aufeinander abgestimmt. Dies 
wird über zweierlei Maßnahmen sichergestellt: Zum ei- 
nen stimmt der Körperschaftsteuersatz mit dem proporti- 
onalen Satz der Kapitaleinkommensteuer überein. Zum 
anderen werden die Doppelbesteuerung von Ausschüt- 
tungen sowie von Gewinnen aus der Veräußerung von 


Anteilen an Kapitalgesellschaften vollständig vermie- 
den. Somit kann in der Tat von einer dualen Einkom- 
mensteuer gesprochen werden: Der Besteuerung von 
Arbeitseinkommen steht die Besteuerung von Kapi- 
taleinkommen gegenüber, mit vollständig integrierter 
Körperschaftsteuer. 

58 . Für den Übergang zu einer dualen Einkommen- 
steuer sprechen vor allem Effizienzüberlegungen. Eine 
duale Einkommensbesteuerung stärkt die Neutralität der 
Besteuerung im Hinblick auf Investitions-, Finanzie- 
rungs- und Rechtsformentscheidungen, und sie erhöht 
die Standortattraktivität vor dem Hintergrund der zuneh- 
menden internationalen Kapitalmobilität. Dies führt zu 
einer Verbesserung der Wachstumsbedingungen und der 
Chancen der Arbeitnehmer auf höhere Einkommen. 
Gegenüber den geltenden Regelungen wird zudem die 
Systematik des Steuerrechts durch eine konsistente und 
einheitliche Besteuerung von Kapitaleinkommen verbes- 
sert. Im Einzelnen bietet eine duale Einkommensteuer 
gegenüber dem geltenden System die folgenden Vor- 
teile: 

- Neutralität der Untemehmensbesteuerung: Die An- 
gleichung der Steuersätze für Untemehmensgewinne 
beziehungsweise private Kapitaleinkommen an den 
Körperschaftsteuersatz, die vollständige Integration 
der Körperschaftsteuer in die Kapitaleinkommen- 
steuer sowie durchgängig proportionale Steuersätze 
für sämtliche Kapitaleinkommen stellen grundsätz- 
lich die Finanzierungsneutralität der Besteuerung 
sicher. Sämtliche Finanzierungswege werden unab- 
hängig von den persönlichen Verhältnissen der Kapi- 
talgeber in gleicher Höhe belastet. Damit differen- 
ziert die Besteuerung auch nicht im Hinblick auf die 
Untemehmensrechtsform. 

- Standortattraktivität: Für eine Tarifdifferenzierung 
zwischen Arbeits- und Kapitaleinkommen lassen sich 
vor allem Effizienzgesichtspunkte anführen. Kapi- 
taleinkommen sind international wesentlich mobiler 
als Arbeitseinkommen. Mit der Abkoppelung des 
Steuersatzes für Kapitaleinkommen von der Besteue- 
rung der Arbeitseinkommen wird somit ein flexibles 
Instrument geschaffen, um im internationalen Steuer- 
wettbewerb bestehen zu können, ohne dass unmittel- 
bar das gesamte Steueraufkommen in Mitleidenschaft 
gezogen wird. 

- Verbesserte Systematik: Eine umfassende Besteue- 
rung der Kapitaleinkommen mit einem proportiona- 
len Satz begrenzt Möglichkeiten zur Steuerarbitrage 
zwischen den betroffenen Einkünften und vermindert 
in erheblichem Maße Abgrenzungsprobleme bei der 
Zuordnung von Einnahmen und Ausgaben. 

59 . Ebenso wie bei der Steuerreformoption 1 werden 
auch bei einer dualen Einkommensteuer die im Inland 
erzielten Dividenden freigestellt. Zwar existiert auch die 
Möglichkeit eines Vollanrechnungsverfahrens, aber die- 
ses ist angesichts der potentiellen Aufkommenswirkun- 
gen nicht zu empfehlen. Ebenfalls sind aus Praktikabili- 
tätsgründen Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen 
an Kapitalgesellschaften von der Steuer zu befreien. 
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Gleiches gilt für Auslandsdividenden und entspreehende 
Veräußerungsgewinne. Damit wird auch bei einer dualen 
Einkommensteuer die Besteuerung grenzübersehreiten- 
der Einkommen dem Quellenprinzip folgen. Im Gegen- 
satz zur Steuerreformoption I ist es bei einer dualen Ein- 
kommensteuer aufgrund der gespaltenen Steuersätze 
aber möglieh, aus Gründen der Standortattraktivität den 
Steuersatz auf Kapitaleinkommen zu senken, ohne dass 
- zumindest in Grenzen - dies eine parallele Senkung 
der Sätze in der Einkommensteuer erforderte. 

60 . Eines der wesentlichen Probleme einer dualen Ein- 
kommensteuer ist die Abgrenzung von unternehmeri- 
sehen Gewinneinkünften und Arbeitseinkommen in 
Form von Unternehmerlöhnen. Die Tatsaehe, dass Kapi- 
taleinkommen im Regelfall niedriger besteuert werden 
als Arbeitseinkommen, erzeugt bei Personenuntemeh- 
men Anreize, Arbeitseinkommen in Gewinneinkommen 
umzudeklarieren, um so die steuerliehe Gesamtbelastung 
zu senken. Eine perfekte Lösung wird hier nicht möglich 
sein. Zur Lösung der damit verbundenen Abgrenzungs- 
probleme lässt sich allerdings auf die Erfahrungen der 
skandinavischen Staaten zurückgreifen, die in der ersten 
Hälfte der neunziger Jahre zu einer dualen Einkommen- 
steuer übergegangen sind. Dort wird in der Regel das 
Gewinneinkommen über eine unterstellte Verzinsung des 
eingesetzten Eigenkapitals errechnet; das dem progressi- 
ven Einkommensteuersystem unterworfene Arbeitsein- 
kommen ergibt sich dann als Restgröße zwischen dem 
ausgewiesenen bilanziellen Gewinn und dem errechne- 
ten Gewinneinkommen. Die Anreize zur Arbitrage 
zwischen den beiden Einkunftskategorien sind umso ge- 
ringer, je weniger sich der Spitzensatz der Einkommen- 
steuer von dem auf Kapitaleinkommen unterscheidet. 
Dies spricht dafür, die Sätze relativ nahe beieinander zu 
lassen. Dann allerdings verringert sich auch der mit einer 
dualen Einkommensteuer mögliche Umverteilungsspiel- 
raum. 

Zur Reform der Gewerbesteuer: Ein Trauerspiel 

61 . Zur Stärkung der Rechtsform- und Finanzierungs- 
neutralität der Besteuerung ist die Gewerbesteuer in 
ihrer jetzigen Ausgestaltung abzuschaffen. Ein kommu- 
nales Zuschlagsrecht zur Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer, für das der Sachverständigenrat plädiert, 
lässt sich demgegenüber problemlos in eine reformierte 
Einkommen- und Körperschaftsteuer integrieren. Das 
Hin und Her um die Reform der Gewerbesteuer und ihre 
Umbenennung in „Gemeindewirtschaftssteuer“ zeigt 
nicht nur, wie quälend eine Steuerreformdiskussion sein 
kann; es verdeutlicht auch, wie durch massive Interven- 
tionen von Verbänden oder Interessenvertretern ein ur- 
sprünglich noch akzeptables Reformmodell zu einer 
selbst gegenüber dem Status quo schlechteren Lösung 
mutieren kann. 

Das vom Deutschen Bundestag am 17. Oktober dieses 
Jahres verabschiedete Gesetz sieht neben einer Anhe- 
bung der Steuermesszahl von ursprünglich vorgesehenen 
3 vH auf 3,2 vH auch unverändert die hälftige 
Zurechnung von Schuldzinsen und von anderen ertrags- 
unabhängigen Elementen vor. Der ursprüngliche Geset- 


zesentwurf der Bundesregierung vom 8. September be- 
inhaltete demgegenüber noch die nahezu vollständige 
Streichung gewinnunabhängiger Bestandteile. 

Im Vergleich zum Status quo bewirken die bislang vom 
Deutschen Bundestag beschlossenen Regelungen zur 
Gemeindewirtschaftssteuer (Ziffer 531) eine weitere 
Verschlechterung der steuerlichen Rahmenbedingun- 
gen. Bei nationaler Geschäftstätigkeit erhöhen sich bei 
Kapitalgesellschaften die effektiven Grenzsteuerbelas- 
tungen und Durchschnittssteuerbelastungen um bis zu 
einen Prozentpunkt. Richtiger wäre es gewesen, wie im 
ursprünglichen Regierungsentwurf vorgesehen, auf die 
hälftige Hinzurechnung der Dauerschuldzinsen ganz zu 
verzichten, weil dadurch der Standort Deutschland in 
steuerlicher Hinsicht an Attraktivität gewonnen hätte. 
Bei Kapitalgesellschaften wären die effektiven Grenzbe- 
lastungen bei Einbeziehung der Kapitalgeberseite und 
durchschnittlichen Finanzierungswegen um rund 2 Pro- 
zentpunkte geringer ausgefallen als bei den jetzt be- 
schlossenen Regelungen. 


Lohnpolitik und Arbeitsmarkt 

- Die Tarifvertragsparteien sollten auf einen beschäf- 
tigungsfreundlichen Kurs einschwenken und bei 
der Tariflohnentwicklung den Verteilungsspiel- 
raum nicht voll ausschöpfen. 

- Die qualifikatorische Lohnstruktur sollte insbeson- 
dere im Bereich gering qualifizierter Arbeit weiter 
gespreizt werden. 

- Das Tarifvertragsrecht ist zu flexibilisieren. 

- Das Kündigungsschutzrecht sollte modifiziert und 
erweitert werden. Dazu gehören die Einschränkun- 
gen der Beweistatbestände bei arbeitgeberseitigen 
Kündigungen und eine weitere Flexibilisierung 
durch Optionen bei Abdingung des gesetzlichen 
Kündigungsschutzes . 

- Beim Arbeitslosengeld I sollten die Anreize zu ei- 
ner zügigeren Arbeitsaufnahme verstärkt werden, 
indem diese Leistung zwar für die erste Phase der 
Arbeitslosigkeit angehoben wird, dann aber mit zu- 
nehmender Dauer der Arbeitslosigkeit sinkt. 

- Die Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitslosenversiche- 
rung sollten teilweise untemehmensspezifisch aus- 
gestaltet werden und zwar in Anlehnung an die 
Nettokosten, die betriebsbedingt entlassene Arbeit- 
nehmer des betreffenden Unternehmens bei der Ar- 
beitslosenversicherung verursachen. 

- Der Sachverständigenrat erneuert seinen Vor- 
schlag einer grundlegenden Reform der Sozial- 
hilfe/Arbeitslosengeld II, damit mehr Beschäfti- 
gung im Niedriglohnbereich geschaffen wird. Von 
der Einführung einer staatlich festgelegten Lohn- 
untergrenze im Rahmen der Zumutbarkeitsrege- 
lung sollte abgesehen werden. 
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3. Lohnpolitik und Arbeitsmarkt: 

Chancen für mehr Beschäftigung 
verantwortungsvoll wahrnehmen 

(Ziffern 633 ff) 

62. Die ohnehin bedrüekende Lage auf dem Arbeits- 
markt hat sich in diesem Jahr noch weiter verschlechtert. 
Die Bundesregierung hat allerdings mit einer Reihe mu- 
tiger Reformschritte auf die andauernde Misere reagiert. 
Wichtige Gesetzentwürfe sind auf den Weg gebracht 
worden, einige bereits verabschiedet, während andere 
noch der parlamentarischen Umsetzung harren. Letztere 
betreffen vor allem die Zusammenlegung von Arbeitslo- 
senhilfe und Sozialhilfe. Hier will die Opposition über 
ihre Bundesratsmehrheit bei der Frage der Anreize zur 
Aufnahme einer regulären Beschäftigung für die er- 
werbsfähigen Empfänger von Arbeitslosengeld 11 noch 
über die Vorhaben der Bundesregierung hinausgehen. 
Diese Überlegungen gehen aus Sicht des Sachverständi- 
genrates im Grundsatz in die richtige Richtung, weisen 
gleichwohl Probleme eigener Art auf. Die schlechteste 
Lösung für die Beschäftigungschancen der Betroffenen 
wäre es aber, wenn im Gesetzgebungsverfahren über 
eine gegenseitige Blockade kein Kompromiss zustande 
käme. Alles in allem ist aber auf dem Arbeitsmarkt eini- 
ges in Bewegung geraten. Diese Chancen für mehr Be- 
schäftigung gilt es in den kommenden Jahren zu nutzen. 
Hier stehen die Tarifvertragsparteien in einer besonderen 
Verantwortung. 

Die Verantwortung der Tarifvertragsparteien und des 
Gesetzgebers 

63. Gefordert ist eine verstetigte maßvolle Lohnpolitik. 
Diese sollte auf betriebsspezifische und qualifikatori- 
sche Belange Rücksicht nehmen und, solange eine 
Unterbeschäftigungssituation vorliegt, den Verteilungs- 
spielraum nicht ausschöpfen. Kollektive Lohnvereinba- 
rungen legitimieren sich nicht zuletzt dadurch, dass sie 
solche gesamtwirtschaftlichen Belange beachten. Der 
Sachverständigenrat erläutert in seinem diesjährigen 
Gutachten ausführlich diese lohnpolitische Konzeption 
und setzt sich mit einer Reihe von Einwänden auseinan- 
der. Diese betreffen insbesondere die Frage der gesamt- 
wirtschaftlichen Auswirkungen einer Strategie der 
Lohnzurückhaltung sowie die Frage der korrekten Be- 
messung des zur Verfügung stehenden Verteilungsspiel- 
raums. ln der Öffentlichkeit weithin beachtete Größen 
für die Ausrichtung der Lohnpolitik, insbesondere die 
Lohnstückkosten, weisen eine Reihe konzeptioneller 
Schwächen auf und sind als Indikatoren einer zurückhal- 
tenden Lohnpolitik nur sehr bedingt geeignet. Worauf es 
ankommt, das ist die Arbeitsproduktivität, und zwar die 
um Beschäftigungsänderungen bereinigte Grenzproduk- 
tivität. Wird der hierdurch definierte Verteilungsspiel- 
raum überschritten, dann kommt es zu Arbeitsplatz- 
abbau. Wird der Verteilungsspielraum vollständig 
ausgeschöpft, dann wird lediglich Arbeitsplatzabbau 
verhindert. Erst wenn ein gewisser Abschlag von der be- 
reinigten Produktivitätsentwicklung vorgenommen wird, 
entstehen per saldo Arbeitsplätze. Eine dieser Maxime 


verpflichtete Lohnpolitik sollte, um den Unternehmen 
Planungssicherheit zu gewährleisten, längerfristig ange- 
legt sein und sich an branchen- oder betriebsspezifischen 
Kennziffern ausrichten. Eine nachträgliche Beurteilung 
der Tariflohnpolitik ist allerdings angesichts erheblicher 
Datenprobleme auf eine Beurteilung der entsprechenden 
gesamtwirtschaftlichen Kennziffern angewiesen. Hier 
zeigt sich, dass die Tariflohnpolitik ihrer Verantwortung 
für mehr Beschäftigung auch im Jahr 2003 nicht nachge- 
kommen ist: Die Tarifvertragsparteien nahmen keinen 
Abschlag vom erwarteten Verteilungsspielraum vor; le- 
diglich durch Kürzungen der übertariflichen Leistungen, 
also durch eine negative Lohndrift, war es den Unterneh- 
men möglich, eine vollständige Ausschöpfung des tat- 
sächlich realisierten Verteilungsspielraums zu verhin- 
dern. 

Die vielfach geäußerte Befürchtung einer geringeren 
Nachfrage aufgrund einer solchen tarifpolitischen Stra- 
tegie, gerade wenn sie verlässlich und glaubwürdig über 
einen längeren Zeitraum angelegt ist, erweist sich nach 
Ansicht des Sachverständigenrates als nicht stichhaltig. 
Denn beschäftigungsfreundliche Anhebungen der Tarif- 
verdienste stellen eine Verbesserung der Angebotsbedin- 
gungen dar - eine Verbilligung des Faktors Arbeit, hö- 
here internationale Wettbewerbsfähigkeit und aufgrund 
höherer Gewinne potentiell auch eine Ausweitung der 
Investitionstätigkeit -, über die sich dann auch ein Be- 
schäftigungsaufbau einsfeilt. Dies bedeutet demnach 
nicht, dass die Nachfrageseite der Volkswirtschaft un- 
wichtig sei - oder gar irrelevant. Es bedeutet vielmehr, 
dass die gesamtwirtschaftliche Kausalitätskette, die von 
Lohnmoderation zu mehr Beschäftigung führt, sich nicht 
hinreichend über eine rein verwendungsseitig orientierte 
Analyse ermitteln lässt. Kurz gesagt: Beschäftigung ent- 
steht primär durch die Bedingungen auf dem Arbeits- 
markt. 

64. Die Auswirkungen der Tarifpolitik sind nicht allein 
den Tarifvertragsparteien zuzuschreiben. Vielmehr müs- 
sen auch im Tarifvertragsrecht selbst die Voraussetzun- 
gen für eine beschäftigungsfreundliche Lohnpolitik ge- 
setzt werden. Hierauf weist der Sachverständigenrat seit 
mehreren Jahren beständig hin, ohne dass bis jetzt we- 
sentliche Flexibilisierungen vorgenommen worden wä- 
ren. Zu den Forderungen in diesem Bereich gehören bei- 
spielsweise eine Neuregelung des Günstigkeitsprinzips, 
eine Aufhebung der Sperrwirkung des § 77 Absafz 3 Be- 
triebsverfassungsgesefz für tarifungebundene Arbeitneh- 
mer, die Verkürzung der Tarifbindung bei Ausfritt eines 
Unternehmens aus dem Arbeitgeberverband oder die 
Abschaffung von Allgemeinverbindlicherklärungen. 
Schließlich ist zu prüfen, inwieweit im Tarifvertragsge- 
setz eine wirksame Öffnungsklausel vorgeschrieben 
werden kann, um tarifgebundenen Unternehmen auf be- 
trieblicher Ebene Abmachungen zu ermöglichen. 

Zu den in den letzten beiden Ziffern formulierten Posi- 
tionen gibt es abweichende Meinungen, die in den Text- 
ziffem (659 ff. und 675 ff.) begründet sind. 
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Kündigungsschutz: Mehr Rechtssicherheit und 
Chancengleichheit 

65 . Zu begrüßen ist der von der Bundesregierung mit 
dem Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt modifizierte 
Kündigungsschutz insoweit, als er nun eine Eingrenzung 
der Kriterien der Sozialauswahl sowie eine einge- 
schränkte gerichtliche Überprüfbarkeit im Rahmen eines 
Interessenausgleichs zwischen Arbeitgeber und Betriebs- 
rat vorsieht. Damit sind wichtige Voraussetzungen ge- 
schaffen worden, die die Probleme des bislang geltenden 
Kündigungsschutzes in einem gewissen Ausmaß zu redu- 
zieren vermögen. Allerdings sollten darüber hinaus auch 
die Beweistatbestände bei arbeitgeberseitigen Kündigun- 
gen eingeschränkt werden, um die hier weiterhin beste- 
hende Rechtsunsicherheit im Kündigungsprozess, die 
starke Inanspruchnahme von Arbeitsgerichten und die da- 
mit einhergehenden hohen Kosten für die Unternehmen 
weiter zu verringern. Über die mit der Gesetzesänderung 
vorgesehene Möglichkeit hinaus, zum Zeitpunkt der Ent- 
lassung eine Abfindung im Rahmen eines Auflösungsver- 
trags zu vereinbaren, sollten auch Ex-ante-Regelungen 
nach Beendigung der Probezeit in Erwägung gezogen 
werden. Hierbei sind zwei Optionen möglich. Einerseits 
kann für den Fall einer späteren betriebsbedingten Kündi- 
gung freiwillig auf den Kündigungsschutz verzichtet wer- 
den, wenn gleichzeitig eine in diesem Fall zu zahlende 
Abfindung vereinbart wird. Andererseits könnte dem Ar- 
beitnehmer die Möglichkeit eingeräumt werden, im Ein- 
vernehmen mit dem Arbeitgeber vollständig auf den Kün- 
digungsschutz zu verzichten und im Gegenzug dafür ein 
höheres Gehalt auszuhandeln. Die Höhe der Abfindungen 
beziehungsweise des Lohnzuschlags sollte individuell 
zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber geregelt wer- 
den, um untemehmensspezifischen Gegebenheiten ange- 
messen Rechnung zu tragen. Mit der Realisierung dieser 
Optionen würde Arbeitnehmern und Arbeitgebern eine 
große Flexibilität eingeräumt, so dass die Präferenzen 
beider Seiten berücksichtigt würden. 

Reformvorschläge für die Arbeitslosenversicherung und 
die Mindestsicherung 

66. Die Bundesregierung hat in diesem Jahr bei den 
Lohnersatzleistungen und im Bereich der Mindestsiche- 
rung Reformen angestoßen, bei denen teilweise aber das 
Gesetzgebungsverfahren noch nicht abgeschlossen ist. 
Zu nennen sind insbesondere die Verkürzung der maxi- 
malen Bezugsdauer beim Arbeitslosengeld, das zukünf- 
tig als Arbeitslosengeld I bezeichnet wird, auf 
12 Monate und auf 18 Monate für über 5 5 -jährige 
Arbeitnehmer sowie die Zusammenlegung von Arbeits- 
losenhilfe und Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld 11. 
Obwohl einige der Regelungen dem Ziel, die Arbeits- 
anreize für erwerbsfähige Arbeitslose zu stärken, zuwi- 
derlaufen - zu nennen sind hier insbesondere der zwei- 
jährige Zuschlag zum Arbeitslosengeld II für vormalige 
Bezieher von Arbeifslosengeld I und die Einführung 
eines Mindestlohns im Rahmen der Zumutbarkeits- 
regeln -, handelt es sich gleichwohl um mutige und ziel- 
führende Reformen. Damif wurden auch einige wichtige 
Vorschläge aufgegriffen, die der Sachverständigenrat in 
seinem letzten Jahresgutachten unterbreitet hat. 


67 . Um für Bezieher von Arbeitslosengeld I die An- 
reize zu einer zügigen Arbeitssuche über die Verkürzung 
der Bezugsdauer hinaus zu stärken, entwickelt der Sach- 
verständigenrat seine Vorschläge fort und stellt eine wei- 
terführende Reform zur Diskussion: Das Arbeitslosen- 
geld I sollte zwar für die ersfe Phase der Arbeitslosigkeit 
über das bisherige Niveau angehoben werden, dann aber 
mit zunehmender Dauer der Arbeitslosigkeit sinken. Der 
genaue zeitliche Verlauf der Lohnersatzquote ist dabei 
so auszugestalten, dass die Reform für die Arbeitslosen- 
versicherung kostenneutral ist. Der erhöhte Satz für Ar- 
beifslose mit unterhaltspflichtigen Kindern ist in der Ar- 
beitslosenversicherung systemfremd und im Hinblick 
auf das Ziel der Förderung von Familien mit Kindern 
oder Alleinerziehenden nicht sachgerecht, da die Höhe 
der Förderung nicht mit der Zahl der Kinder, sondern 
mit dem früheren Arbeitseinkommen steigt: Der erhöhte 
Satz sollte daher abgeschafft und - wenn der Gesetzge- 
ber das für notwendig erachtet - durch einen steuerfi- 
nanzierten Zuschlag zum Kindergeld ersetzt werden. 

68. Fehlanreize erzeugt das gegenwärtige System der 
Arbeitslosenversicherung jedoch auch bei den Unterneh- 
men, und zwar infolge einer unzureichenden Internali- 
sierung der durch eine Entlassung verursachten Kosten; 
neben dem Verlust des betriebsspezifischen Humankapi- 
tals und des sozialen Umfelds sind dies insbesondere die 
Ausgaben der Arbeitslosenversicherung. Der einheitli- 
che Beitragssatz der Arbeitgeber führt zu einer Quersub- 
ventionierung zwischen Unternehmen mit unterschiedli- 
chem Entlassungsverhalten und zu gesamtwirtschaftlich 
ineffizienten Entlassungsentscheidungen. Anstatt zu ver- 
suchen, diese über einen rigiden, uniformen Kündi- 
gungsschutz zu kompensieren, sollte der Gesetzgeber 
sich auch auf dem Arbeitsmarkt die Lenkungswirkung 
von am Verursacherprinzip orientierten Abgaben zu- 
nutze machen. Der Sachverständigenrat wirbt daher für 
die Einführung teilweise untemehmensspezifisch diffe- 
renzierter Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitslosenversiche- 
rung, wobei die Arbeitgeberbeiträge sich an den tatsäch- 
lich bei der Arbeitslosenversicherung verursachten 
Nettokosten von betriebsbedingten Entlassungen orien- 
tieren sollten. Ein solches, in anderen Ländern auch un- 
ter dem Begriff „Experience Rating“ bekanntes System 
würde zudem durch die gezielte Verteuerung von 
gesamtwirtschaftlich kostenträchtigen Entlassungen teil- 
weise die Aufgabe des Kündigungsschutzes überneh- 
men. Dieser ließe sich im Gegenzug bei betriebsbeding- 
ten Kündigungen lockern und könnte auf den Schutz vor 
Diskriminierung und den Ausgleich von unmittelbar mit 
einer Entlassung verbundenen Nachteilen zurückgeführt 
werden. 


Geldpolitik 

- Die Geldpolitik hat ein hohes Maß an Preisniveau- 
stabilität gesichert und die Inflationserwartungen 
auf einem niedrigen Niveau verankert. Die Euro- 
päische Zentralbank sollte diese zielgerichtete Poli- 
tik fortsetzen. Die reichlich vorhandene Liquidität 
und die historisch niedrigen Zinssätze sind gute Vo- 
raussetzungen für eine Wirfschaftsbelebung. 
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- Im Zuge der Strategierevision wurde das Preis- 
niveaustabilitätsziel konkretisiert und die konzep- 
tionelle Rolle breiter Geldmengenaggregate an- 
gemessen geklärt. Die zunehmend integrierte 
Gesamtsicht aller Risiken für die Preisniveaustabi- 
lität ist sinnvoll, eine vollständige Integration bei- 
der Strategiesäulen wäre konsequenter gewesen. 

- Die Verfahren zur Bündelung der entscheidungsre- 
levanten Informationen könnten transparenter und 
nachvollziehbarer gestaltet werden. Die Europäi- 
sche Zentralbank sollte die Rolle ihrer Inflations- 
und Konjunkturprognosen in der Entscheidungsfin- 
dung und Kommunikation weiter stärken. 


4. Geldpolitik: Revision der geldpolitischen 
Strategie 

(Ziffern 719 ff) 

69. Nach mehr als vier Jahren Erfahrungen mit der ein- 
heitlichen Geldpolitik überprüfte die Europäische Zen- 
tralbank zum Beginn dieses Jahres ihre geldpolitische 
Strategie und nahm eine Reihe sinnvoller Anpassungen 
vor. Ein Resultat der Strategieüberprüfung ist die Kon- 
kretisierung der Definition von Preisniveaustabilität. 
Hierunter versteht die Europäische Zentralbank nunmehr 
einen Anstieg des Harmonisierten Verbraucherpreisin- 
dex in der mittleren Frist von „unter, aber nahe 2 vH“ 
gegenüber dem Vorjahr. Die neue Festlegung soll stärker 
als früher neben den Inflationsgefahren auch vor Defla- 
tionsrisiken schützen, mögliche statistische Messfehler 
bei der Verbraucherpreisentwicklung berücksichtigen 
und die Heterogenität der Infiationsraten im Euro-Raum 


angemessen reflektieren. Dies ist positiv zu werten, je- 
doch hätte eine genauere numerische Festlegung des In- 
flationsziels und des geldpolitischen Entscheidungshori- 
zonts zu mehr Transparenz beigetragen. Ein zweites 
Ergebnis der Strategieprüfung ist die Umstrukturierung 
und Neugewichtung der beiden Säulen der Strategie. Die 
konzeptionell richtige Klärung der Rolle breiter Geld- 
mengenaggregate ist zu begrüßen, ebenso wie die weni- 
ger prominente Rolle der Geldmenge. Konsequenter 
wäre es jedoch gewesen, die beiden Säulen der geldpoli- 
tischen Strategie zu verschmelzen. Auch sollte die Euro- 
päische Zentralbank klarer herausarbeiten, welche Infor- 
mationen sie aus den verschiedenen Indikatoren der 
wirtschaftlichen und monetären Analyse zieht, wie sie 
diese Informationen kombiniert und wechselseitig über- 
prüft und wie daraus ein entscheidungsrelevantes und 
widerspruchsfreies Bild über die Wirtschaftslage im 
Euro-Raum entsteht. Der Sachverständigenrat ist der 
Auffassung, dass dies am leichtesten durch die stärkere 
Einbindung von quantitativen Inflationsprognosen in die 
geldpolitische Strategie zu erreichen wäre. Dies sollte 
nicht als Forderung nach einer rein modellbasierten me- 
chanistischen Form der Geldpolitik interpretiert werden, 
die sich ausschließlich an formalen Modellen zu orien- 
tieren hätte, ln die Prognosen können auch modellexo- 
gene Informationen einfließen, die sich in der aktuellen 
Entscheidungssituation als relevant für die Beurteilung 
der Inflationsrisiken erweisen. Eine stärkere Fokussie- 
rung auf Prognosen würde jedoch die Transparenz der 
Entscheidungsfindung erhöhen. Ihr höherer Stellenwert 
auch in der Kommunikation würde es der Europäischen 
Zentralbank zudem erleichtern, die Markterwartungen 
im Vorfeld zinsentscheidender Sitzungen des EZB-Rates 
zu steuern, ohne deutlich einen anstehenden Zinsschritt 
signalisieren zu müssen. 
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ZWEITES KAPITEL 

Die wirtschaftliche Lage im Jahr 2003 


I. Weltwirtschaft: Erholung bei 
andauernden Unsicherheiten 

70 . Nachdem die weltwirtschaftliche Entwicklung auf- 
grund geopolitischer Unsicherheiten, vor allem verur- 
sacht durch den militärischen Konflikt im Irak, im ersten 
Quartal nur eine sehr geringe Dynamik aufgewiesen 
hatte, mehrten sich im weiteren Verlauf des Jahres zu- 
nächst zögerlich die Zeichen eines an Kraft gewinnen- 
den Aufschwungs. In wichtigen Industrieländern erhol- 
ten sich die Aktienmärkte, die Erwartungen der 
Unternehmer und Verbraucher hinsichtlich der weiteren 
Entwicklung verbesserten sich zunehmend, und auch re- 
alwirtschaftliche Indikatoren zeigten einen Aufwärts- 
trend. Der Ölpreis der Sorte Brent, zu Anfang des Jahres 
noch auf nahezu 35 US-Dollar je Barrel gestiegen, blieb 
im weiteren Verlauf des Jahres im Durchschnitt auf ei- 
nem Niveau knapp oberhalb des von der OPEC anvisier- 
ten Bands von 22 bis 28 US-Dollar. Gründe hierfür wa- 
ren die geringen Ölvorräte insbesondere in den 
Vereinigten Staaten, die eingeschränkte Produktion nicht 
nur des Irak, sondern auch, wegen innenpolitischer Pro- 
bleme, Venezuelas und Nigerias, sowie zuletzt die Ein- 
schränkung der Förderquote der OPEC. 

Zwar verschärften sich die fundamentalen Ungleichge- 
wichte in den Vereinigten Staaten - das Leistungsbilanz- 
defizit und das staatliche Haushaltsdefizit - weiter und 
nährten Zweifel an einem nachhaltigen Aufschwung. Je- 
doch ließen in diesem Jahr die Bremswirkungen der ver- 
gangenen Rezession nochmals nach, und die wirtschaft- 


liche Entwicklung gewann im Jahresverlauf zunehmend 
an Dynamik. Japan überraschte mit einer deutlich über 
den Erwartungen liegenden gesamtwirtschaftlichen Pro- 
duktion, zu der neben den Exporten erstmals seit dem 
Jahr 2000 auch die privaten Investitionen wieder positiv 
beitrugen. Deutlich verhaltener verlief die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung demgegenüber in Europa: Ohne 
einen kräftigen außenwirtschaftlichen Impuls und ange- 
sichts einer schwachen Binnennachfrage stagnierte die 
wirtschaftliche Entwicklung in der Europäischen Union 
in diesem Jahr nahezu. 

Die südostasiatischen Schwellenländer einschließlich 
China hatten zu Anfang des Jahres neben der schwachen 
weltwirtschaftlichen Entwicklung zusätzlich mit den 
Auswirkungen der Lungenkrankheit SARS (Severe 
Acute Respiratory Syndrome) zu kämpfen, die jedoch 
nach dem Abklingen der Epidemie rasch an Bedeutung 
verloren. Insgesamt expandierte diese Region zwar we- 
niger stark als im letzten Jahr, erreichte aber dennoch 

- insbesondere dank der unverändert dynamischen Ent- 
wicklung Chinas - wieder die weltweit höchste Zu- 
wachsrate der gesamtwirtschaftlichen Produktion. Brasi- 
lien und Argentinien überwanden größtenteils ihre 
innenpolitischen Schwierigkeiten, die im letzten Jahr die 
dortigen wirtschaftlichen Probleme verschärft und zu ei- 
ner Rezession in den lateinamerikanischen Schwellen- 
ländern geführt hatten, so dass diese Region einen 

- wenn auch nur schwachen - positiven Zuwachs ihres 
Bruttoinlandsprodukts verzeichnen konnte (Tabelle 4). 


Eckdaten der weltwirtsehaftlichen Entwicklung 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 


Tabelle 4 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003” 

WelthandeF* 

3,4 

4,3 

3,7 

9,1 

9,0 

7,0 

10,4 

4,4 

5,8 

12,6 

0,1 

3,2 

3,7 

Weltproduktion^’ 

1,6 

2,2 

2,4 

3,7 

3,7 

4,0 

4,2 

2,8 

3,6 

4,8 

2,4 

3,0 

3,5 

darunter 

Industrieländer'*’ 

Schwellenländer 

1,0 

1,9 

1,2 

3,1 

2,5 

2,8 

3,3 

3,0 

3,1 

3,6 

1,0 

1,6 

2,0 

darunter 

Lateinamerika**’ 

4,1 

3,5 

4,2 

5,2 

1,6 

3,7 

5,3 

2,0 

0,0 

4,1 

0,5 

-0,3 

1,0 

Südostasien**’ 

8,2 

6,9 

7,2 

8,2 

8,1 

6,6 

4,3 

-4,6 

7,1 

7,7 

1,0 

4,8 

3,0 

China 

9,2 

14,2 

13,5 

12,6 

10,5 

9,6 

8,8 

7,8 

7,1 

8,0 

7,5 

8,0 

8,5 


1) Eigene Schätzung auf Basis von Angaben internationaler und nationaler Institutionen. - 2) Waren und Dienstleistungen; Durchschnitt aus 
Ausfuhr und Einfuhr, insgesamt. - 3) Reales Bruttoinlandsprodukt. - 4) Advanced economies (siehe IWF: World Economic Outlook, September 
2003) ohne die südostasiatischen Schwellenländer Flongkong (China), Südkorea, Singapur und Taiwan. - 5) Argentinien, Brasilien, Chile, Ko- 
lumbien, Mexiko, Peru, Venezuela. - 6) Hongkong (China), Südkorea, Malaysia, Singapur, Taiwan, Thailand. 


Quelle: IWF 
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Insgesamt nahm die weltweite Produktion in diesem 
Jahr um 3,5 vH zu; dies waren wegen der zunächst nur 
zögerlichen wirtschaftlichen Entwicklung hauptsächlich 
in der ersten Jahreshälfte lediglich 0,5 Prozentpunkte 
mehr als im letzten Jahr. Das Welthandelsvolumen von 
Waren und Dienstleistungen stieg mit 3,7 vH zwar eben- 
falls 0,5 Prozentpunkte mehr als im Vorjahr; seine Zu- 
wachsrate lag damit aber immer noch knapp 3 Prozent- 
punkte unter dem Durchschnitt der letzten zehn Jahre. 

1. Vereinigte Staaten: Erhoiung bei expansiver 
Wirtschaftspoiitik 

71. Die konjunkturelle Erholung in den Vereinigten 
Staaten verlief in diesem Jahr stetiger als im Vorjahr, 
wenngleich sich die Entwicklung im dritten Quartal mit 
einer annualisierten Zuwachsrate des Bruttoinlandspro- 
dukts von 7,2 vH kräftig beschleunigte. Mit dem Nach- 
lassen der geopolitischen Unsicherheiten, die das erste 
Vierteljahr geprägt hatten, entfaltete sich eine deutliche 
wirtschaftliche Dynamik. Der größte Beitrag zur Zu- 
nahme des Bruttoinlandsprodukts kam in diesem Jahr 
wiederum vom privaten Konsum, unterstützt durch eine 
expansive Geldpolitik. Die Niedrigzinspolitik wirkte 
sich auch auf die Hypothekenzinsen aus und verstärkte 
damit den Zuwachs im privaten Wohnungsbau und die 
Refinanzierungsaktivitäten nochmals. Darüber hinaus 
wurde hauptsächlich der private Konsum von den neuer- 
lichen Steuerentlastungen stimuliert, aber auch die pri- 
vaten Investitionen in Ausrüstung und Software zeigten 
ab dem zweiten Quartal beachtliche Zuwachsraten. Da- 
neben trug der kräftige Anstieg der Staatsausgaben, ins- 
besondere für Verteidigung und Militär, wesentlich zum 
Anstieg des Bruttoinlandsprodukts bei. Gleichzeitig ver- 
bunden waren damit aber auch Zweifel an der Dauerhaf- 
tigkeit des Aufschwungs. So dehnten sich das staatliche 
Budgetdefizit und das Leistungsbilanzdefizit weiter aus. 
Ferner blieben insbesondere die Kapazitätsauslastung 
sowie die Lage am Arbeitsmarkt deutlich hinter den Er- 
wartungen zurück. Insgesamt legte die gesamtwirt- 
schaftliche Aktivität in den Vereinigten Staaten in die- 
sem Jahr um 2,9 vH zu, und damit 0,5 Prozentpunkte 
mehr als im vergangenen Jahr (Tabelle 5). Wesentliche 
Impulse auf die Konjunktur der anderen Industrieländer 
blieben allerdings auch im zweiten Jahr nach der US- 
amerikanischen Rezession aus, die nach Ansicht des Na- 
tional Bureau of Economic Research im November 2001 
beendet war (Schaubild 6). 

72. ln diesem Jahr kam es erneut zu einem kräftigen 
Produktivitätsfortschritt: Die Produktion je geleiste- 
ter Arbeitsstunde im Untemehmenssektor ohne Land- 
wirtschaft stieg um 4,3 vH rascher als im Vorjahr. Somit 
erwies sich der seit dem Jahr 1996 zu verzeichnende 
durchschnittlich höhere Anstieg der Produktivität mit 
rund 3 vH gegenüber dem Trend der 20 Jahre zuvor 
(1,4 vH) weiterhin als beständig (JG 2000 Zif- 
fern 199 ff). 

Die durchschnittliche Produktivität entwickelte sich seit 
der letzten Rezession deutlich anders als nach früheren 
Rezessionen. Während oder nach früheren Rezessionen 


Tabelle 5 

Wirtschaftsdaten für die Vereinigten Staaten 

vH'> 



2000 

2001 

2002 

2003’* 

Brattoinlandsprodukt, 
in Preisen von 1996 

3,8 

0,3 

2,4 

2,9 

Private Konsum- 
ausgaben 

4,3 

2,5 

3,1 

3,2 

Private Bruttoanlage- 
investitionen 

6,1 

-3,8 

-3,1 

4,1 

Konsum und Brutto- 
investitionen^’ des 

Staates 

2,7 

3,7 

4,4 

3,3 

Exporte von Waren und 
Dienstleistungen 

9,7 

-5,4 

-1,6 

1,3 

Importe von Waren und 
Dienstleistungen 

13,2 

-2,9 

3,7 

3,5 

Leistungsbilanzsaldo''* 

-4,2 

-3,9 

-4,6 

-5,0 

Verbraucherpreise 

3,4 

2,8 

1,6 

2,4 

Kurzfristiger 

Zinssatz (%)^* 

6,5 

3,7 

1,8 

1,2 

Langfristiger 

Zinssatz (%)*’* 

6,1 

5,6 

5,3 

4,6 

Arbeitslosenquote’* 

4,0 

4,7 

5,8 

6,0 

Beschäftigung** 

2,5 

0,0 

-0,3 

0,8 

Finanzierungssaldo des 
Staates'** 

1,4 

-0,5 

-3,4 

-5,2 

Schuldenstand des 

Staates'** 

58,8 

58,7 

60,8 

63,7 


1) Soweit nicht anders definiert: Veränderung gegenüber dem Vor- 
jahr. - 2) Eigene Schätzung auf Basis von Angaben internationaler 
und nationaler Institutionen. - 3) Bruttoanlageinvestitionen ein- 
schließlich Vorratsveränderungen. - 4) In Relation zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt in vH. - 5) Für Dreimonatswechsel (Jahres- 
durchschnitte). - 6) Für Staatsschuldpapiere mit einer Faufzeit von 
10 Jahren und mehr (Jahresdurchschnitte). - 7) Arbeitslose in vH 
der zivilen Erwerbspersonen. - 8) Zivile Erwerbstätige. 

Quelle: OECD 


nahm die Produktivität stark ab und stieg in der Folge in 
geringerem, höchstens annähernd gleichem Ausmaß wie 
das Bruttoinlandsprodukt. Demgegenüber lag der Pro- 
duktivitätsfortschritt seit der letzten Rezession in der Re- 
gel deutlich über dem Zuwachs der gesamtwirtschaftli- 
chen Aktivität. Zu beachten ist, dass seit Beginn dieser 
Rezession allerdings auch die Beschäftigungsentwick- 
lung viel schwächer verlief als im Gefolge früherer Re- 
zessionen. Als ein weiterer Grund für die anhaltend 
starke Produktivitätszunahme wird eine mögliche Unter- 
schätzung des Einflusses der Neuen Ökonomie während 
der Boomphase genannt. Danach war gerade für In- 
vestitionen in Informations- und Kommunikations- 
technologien zunächst häufig eine Reihe von Weiterbil- 
dungsmaßnahmen erforderlich, die anfangs noch nicht 
produktionswirksam wurden, sich dagegen aber direkt 
im Arbeitsvolumen niederschlugen. Im nachfolgenden 
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Abschwung und bis hinein in die Erholungsphase 
machten sich diese Investitionen durch eine höhere 
Wertschöpfung bei entlassungsbedingt niedrigerem Ar- 
beitseinsatz in der weiteren Produktivitätszunahme be- 
merkbar. 


Schaubild 6 



Da die deutliche Produktivitätszunahme teilweise entlas- 
sungsbedingt war, ist sie aber auch auf die negative Ent- 
wicklung am Arbeitsmarkt zurückzufiihren. Die Ar- 
beitslosenquote stieg noch leicht über das letztjährige 
Niveau hinaus auf 6,0 vH im Jahresdurchschnitt an. Ne- 
ben der Industrieproduktion erwies sich der Arbeits- 
markt somit als einer der wesentlichen Schwachpunkte 
der wirtschaftlichen Erholungsphase. Während andere 
wichtige Konjunkturindikatoren - das Bruttoinlandspro- 
dukt, persönliche Einkommen und Umsätze des Produ- 
zierenden Gewerbes und des Handels -, die vom Natio- 
nal Bureau of Economic Research zur Bestimmung der 
Konjunkturzyklen hauptsächlich herangezogen werden. 


bereits über ihrem Niveau vor der Rezession lagen, ging 
die Beschäftigung, das heißt die Zahl der außerhalb der 
Landwirtschaft abhängig beschäftigten Personen, um 
0,3 vH im Vergleich zum Vorjahr erneut zurück. Demge- 
genüber stieg allerdings die Zahl aller Erwerbstätigen 
um 0,8 vH im Jahresdurchschnitt an. 

Die divergierende Entwicklung zwischen der Zahl der 
abhängig Beschäftigten und derjenigen der Erwerbstäti- 
gen beruht im Wesentlichen auf der Tatsache, dass diese 
Ergebnisse aus zwei verschiedenen Befragungen - einer 
Unternehmensbefragung und einer Haushaltsbefra- 
gung - abgeleitet werden. Während die Entwicklung der 
abhängig Beschäftigten außerhalb der Landwirtschaft 
gemäß der Unternehmensbefragung seit Beginn der Re- 
zession im Mittel unverändert rückläufig war, stieg die 
Beschäftigung in der gleichen Abgrenzung gemäß der 
Haushaltsbefragung seit Beginn letzten Jahres trendmä- 
ßig leicht an. Das Bureau of Labor Statistics weist dar- 
auf hin, dass die Angaben der Unternehmensbefragung 
verlässlicher bezüglich der derzeitigen trendmäßigen 
Entwicklung der Beschäftigung seien: Zum einen basie- 
ren sie auf einer größeren Stichprobe, die rund ein Drit- 
tel aller Arbeitsplätze umfasst, und unterliegen geringe- 
ren Schwankungen; zum anderen werden ihre Angaben 
jährlich an die Referenzgröße aus den Daten der 
Arbeitslosenversicherung angepasst, die 97 vH aller 
Stellen außerhalb der Landwirtschaft abdeckt. Eine vor- 
läufige Schätzung dieser im kommenden Februar anfal- 
lenden Revision weist auf eine Abwärtskorrektur der 
Beschäftigung hin, die den gemäß dieser Umfrage zu 
verzeichnenden Rückgang der Beschäftigung zusätzlich 
bestätigt. Da im Januar dieses Jahres die Beschäftigung 
gemäß der Haushaltsbefragung deutlich nach oben an- 
gepasst wurde, die Daten der Vergangenheit diesbezüg- 
lich aber nicht korrigiert wurden, sind zudem die Be- 
schäftigungsdaten dieser Befragung vor Januar 2003 
nicht direkt mit denen danach vergleichbar. Neben die- 
sen Argumenten, die für die eher schlechte Entwicklung 
der Beschäftigung sprechen, ist allerdings eine Unter- 
schätzung der Beschäftigung durch die Unternehmens- 
befragung nicht auszuschließen. Sie könnte darauf zu- 
rückzuführen sein, dass die Zahl der per saldo neu 
gegründeten Unternehmen - für die die Angaben aus der 
Unternehmensbefragung stets korrigiert werden - auf- 
grund einer Veränderung der Sektorstruktur derzeit 
nicht korrekt geschätzt wird. Dies könnte insbesondere 
vor dem Hintergrund zunehmender Auslagerungen von 
Unternehmensteilen von Bedeutung sein. 

Die deutlich schlechtere Entwicklung der Beschäftigung 
(gemäß der Unternehmensbefragung) im Vergleich zu 
früheren auf eine Rezession folgenden Phasen könnte 
gemäß einer Studie der Federal Reserve Bank of New 
York auf eine Strukturverschiebung zurückzuführen sein, 
die mit der letzten Rezession einherging. Danach waren 
zu Beginn der Rezession im März 2001 rund 80 vH der 
Beschäftigten in einem Wirtschaftsbereich tätig, der 
auch einer nicht-konjunkturellen Änderung unterlag, 
während nur 20 vH der Beschäftigten in Bereichen ar- 
beiteten, in denen die Anpassungen der Beschäftigung in 
der Rezession und der nachfolgenden Erholung zyklisch 
bedingt waren. Damit unterscheidet sich die letzte Re- 
zession deutlich von den Rezessionen der siebziger und 
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achtziger Jahre, in denen sich zyklische und nicht-kon- 
junkturelle Anpassungen in etwa die Waage hielten. 
Selbst in der Rezession zu Beginn der neunziger Jahre 
war der Anteil zykliseher Anpassungen lediglich auf 
43 vH geschrumpft. Dabei lag nach dieser Definition 
eine nicht nur zyklisch bedingte Veränderung vor, wenn 
sowohl während der Rezession als auch in den zwölf 
dem Ende der Rezession folgenden Monaten die Be- 
schäftigungsanpassung gleichgerichtet war. Zu den da- 
von negativ betroffenen Branchen zählen insbesondere 
Unternehmensdienstleistungen, Kommunikation, elek- 
tronische Ausrüstung, Luftfahrt und Transport sowie Fi- 
nanzdienstleistungen. Unterstützt wird diese These da- 
durch, dass während der letzten Rezession der Beitrag 
permanenter Entlassungen zum Anstieg der Arbeitslo- 
senquote deutlich größer war als jener von lediglich 
temporären Entlassungen. Allerdings bleibt abzuwarten, 
ob sieh diese Veränderungen als persistent erweisen 
oder ob es sich lediglich um eine ungewöhnlich lang- 
same Beschäftigungsanpassung handelt. 

73 . Der gegenwärtige Aufschwung wird im Wesentli- 
chen von den Privaten Konsumausgaben getragen, die 
in diesem Jahr mit 3,2 vH leicht stärker als im letzten 
Jahr zulegten. Verantwortlich hierfür waren vor allem er- 
neute Rabattaktionen insbesondere in der Automo- 
bilbranche sowie ein steigendes reales verfügbares Ein- 
kommen. Dessen Zuwachs belief sich in den ersten neun 
Monaten gegenüber dem Vorjahreszeitraum auf 2,4 vH, 
im Wesentlichen hervorgerufen durch das In-Kraft-Tre- 
ten der diesjährigen Steuerreform und die damit verbun- 
denen Rückerstattungen von zuviel gezahlten Steuern ab 
Juli 2003. Auch vom Immobilienmarkt gingen in diesem 
Jahr noch positive Effekte auf den privaten Konsum aus: 
Die Hypothekenzinsen erreichten im Laufe dieses Jahres 
das niedrigste jemals realisierte Niveau; dies vergüns- 
tigte die Refinanzierung bestehender und die Aufnahme 
neuer Hypotheken. Allerdings ließen diese konjunktur- 
stimulierenden Effekte zu Mitte des Jahres aufgrund des 
Anstiegs der langfristigen Zinssätze und der dadurch 
verringerten Zinsdifferenz zwischen bestehenden und 
neuen Hypotheken nach (Kasten 1). 

74 . Ein Risiko für die private Konsumtätigkeit wird 
häufig in den seit dem Jahr 2000 eingetretenen Nettover- 
mögensverlusten infolge der Kurseinbrüche am Aktien- 
markt gesehen; diese Einbrüche konnten nur zu rund der 
Hälfte durch einen höheren Wert des Immobilienvermö- 
gens und anderen finanziellen Vermögens kompensiert 
werden. Ein Rückgang des Nettovermögens dürfte aller- 
dings, sollte er sich als permanent herausstellen, mittel- 
fristig mit niedrigeren Konsumausgaben und - als Kehr- 
seite der Konsumreaktion - einer höheren Ersparnis 
einhergehen, wenn man der permanenten Einkommens- 
hypothese folgt. Danach orientieren sich die Verbraucher 
bei ihrer Entscheidung zwischen Konsum und Ersparnis 
langfristig in erster Linie an ihrem erwarteten permanen- 
ten Einkommen. Vielfach wird befürchtet, die mit dem 
Rückgang des Nettovermögens verbundene Verringe- 
rung des permanenten Einkommens habe sich bislang 
noch nicht in einem ausreichend hohen Anstieg der 
Sparquote der privaten Haushalte niedergeschlagen. 


Nachdem die Sparquote seit dem Jahr 1992 von 8,7 vH 
- dies entsprach nahezu ihrem Mittel in den 20 Jahren 
zuvor - auf fast 2 vH zu Beginn der Rezession im 
März 2001 gefallen war, ist sie seitdem lediglich auf 
durchschnittlich 3,3 vH in diesem Jahr angestiegen. Es 
stellt sich daher die Frage, ob mittelfristig ein weitaus 
stärkerer Anstieg der Sparquote zu erwarten ist, der ei- 
nen Rückgang der Privaten Konsumausgaben und damit 
eine deutlich gedämpftere wirtschaftliche Dynamik be- 
dingen würde. 

Schätzungen eines langfristigen Konsummodells des 
Internationalen Währungsfonds auf der Grundlage der 
permanenten Einkommenshypothese, in welches das ver- 
fügbare Einkommen sowie die verschiedenen Vermö- 
gensarten - Immobilienvermögen, Aktienvermögen und 
nicht in Aktien gehaltenes finanzielles Vermögen - sepa- 
rat eingehen, geben allerdings keinen Hinweis auf ein 
signifikantes Abweichen von der Langfristbeziehung 
zwischen permanentem Einkommen und Konsum in den 
Vereinigten Staaten. Demzufolge liegt die daraus abge- 
leitete Sparquote der privaten Haushalte lediglich einen 
Prozentpunkt unterhalb ihres geschätzten Langfristni- 
veaus. Der Anstieg der Sparquote in den letzten beiden 
Jahren ist dabei im Wesentlichen auf die überproportio- 
nal starken Einkommenszunahmen sowie auf den Rück- 
gang der Aktienkurse zurückzuführen, während der kräf- 
tige Anstieg des Immobilienvermögens und anderen 
finanziellen Vermögens außer Aktien - hierzu zählen ins- 
besondere sehr liquide Anlagen wie Sichteinlagen und 
Geldmarktfondsanteile - für sich genommen die Spar- 
quote reduzierten. Käme es allerdings zu einer Anpas- 
sung der Sparquote um einen Prozentpunkt nach oben, so 
würde die Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts kurz- 
fristig um rund dreiviertel Prozentpunkte sinken. 

Auch ein Blick auf die Entwicklung des Nettovermögens 
und der Ersparnisse legt die Vermutung eines nur gerin- 
gen Anpassungsbedarfs der Sparquote nahe. Das Netto- 
vermögen der privaten Haushalte ist vom knapp Fünffa- 
chen des verfügbaren Einkommens im Jahr 1990 auf 
nahezu das 6/4 Fache im Jahr 1999 gestiegen. Seitdem 
hat es sich bis auf das Fünffache im letzten Jahr redu- 
ziert, steigt seit dem dritten Quartal 2002 aber wieder an. 
Damit ist die Nettovermögensquote seit ihrem Hoch- 
punkt im Jahr 1999 relativ weniger gefallen (- 20 vH), 
als die Sparquote seit diesem Zeitpunkt angestiegen ist 
(+38 vH). Aufgrund des inversen Zusammenhangs zwi- 
schen diesen beiden Größen scheint sich die Sparquote 
bereits im Wesentlichen an die veränderten Vermögens- 
verhältnisse angepasst zu haben. 

Selbst wenn sich die Sparquote derzeit nahe ihrem ge- 
schätzten Langfristniveau befindet, gilt dies allerdings 
nur für die jetzige Nettovermögensposition der privaten 
Haushalte. Gerade vom Immobilienmarkt geht, sofern es 
dort zu einem abrupten Preisverfall kommen sollte, das 
Risiko eines weiteren Vermögensrückgangs und damit 
einhergehend eines stärkeren Anstiegs der Sparquote aus. 
Zudem könnte der Bankensektor in Mitleidenschaft gezo- 
gen werden, dessen Gewinne in den letzten Jahren we- 
sentlich von den Hypothekengeschäften getragen wurden. 
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Kasten 1 


Die Bedeutung des US-amerikanischen Immobilienmarkts und Hypothekenmarkts 

Aufgrund ihrer Bedeutung für die Vermögenssituation der privaten Haushalte spielen der US-amerikanische Im- 
mobilienmarkt und der Markt für Hypotheken und Hypothekenanleihen eine wichtige Rolle für die dortige wirt- 
schaftliche Entwicklung. Das in den letzten Jahren rückläufige Zinsniveau und der Anstieg der Immobilienpreise 
haben zu einem Boom am Immobilienmarkt geführt, und das Volumen der Hypothekenanleihen hat sich seit dem 
Jahr 1990 verdreifacht, so dass der Hypothekenmarkt mittlerweile die Größe des Markts für Staatsanleihen er- 
reicht hat. Zwar wurde der bis zum vergangenen Jahr verzeichnete Anstieg der Immobilienpreise (bereinigt um 
den Anstieg der Verbraucherpreise) in den Vereinigten Staaten um 27 vH seit dem Jahr 1 996 von anderen Ländern 
-jeweils bezogen auf den letzten Hochpunkt -, wie zum Beispiel dem Vereinigten Königreich mit 70 vH seit dem 
Jahr 1994 oder Irland von mehr als 100 vH seit dem Jahr 1992, deutlich übertroffen. Jedoch ist die Gefahr nicht 
vemachlässigbar, dass es im Zuge einer Erhöhung des allgemeinen Zinsniveaus zu einem Immobilienpreisverfall 
kommt. Die Sorge über ein vom Immobilienmarkt ausgehendes Risiko vergrößerte sich seit Mitte dieses Jahres: 
Die Renditen an den Anleihemärkten und damit auch auf dem Hypothekenmarkt stiegen kräftig - allein zwischen 
Mitte Juni und Mitte August kletterte der Zinssatz für zehnjährige Staatsanleihen um 130 Basispunkte auf 4,5 %, 
wenngleich er am aktuellen Rand wieder geringfügig sank - und verteuerten so die Finanzierung. 

Gemäß einer Querschnittsuntersuchung des Internationalen Währungsfonds für 14 Industrieländer im Zeitraum 
der Jahre 1970 bis 2002 liegt die Wahrscheinlichkeit bei 40 vH, dass einem Immobilienboom ein plötzlicher und 
starker Fall der Immobilienpreise folgt. Im Falle des Platzens einer Blase fielen die Preise an den Immobilien- 
märkten um durchschnittlich 30 vH über einen Zeitraum von IVi Jahren. Meist waren schwere weitere ökonomi- 
sche Beeinträchtigungen die Folge. Daher ist die Frage von erheblicher Bedeutung, ob sich am Immobilienmarkt 
eine spekulative Blase gebildet hat, deren Platzen den Hypothekenmarkt und damit den privaten Konsum in Mit- 
leidenschaft ziehen würde. 

Der Immobilienmarkt 

Aus einem Preisrückgang am Immobilienmarkt können folgende Effekte resultieren. Ein starker Preisverfall dort 
verringert über eine Verminderung des Nettovermögens die Privaten Konsumausgaben. Darüber hinaus sinkt die 
Kreditvergabe, da nur noch geringere Immobilienwerte als Sicherheiten zur Verfügung stehen, was wiederum auch 
eine niedrigere Investitionstätigkeit nach sich zieht. Ein weiteres Risiko für die Immobilienpreise besteht in einem 
Anstieg des Marktzinses, der über einen höheren Schuldendienst die Nachfrage der privaten Haushalte nach Im- 
mobilien reduziert. Dies betrifft zum einen diejenigen Schuldner, die variabel verzinste Hypotheken halten; ihr 
Anteil an allen Hypothekenschuldnem ist jedoch mit 20 vH eher gering. Zum anderen werden aber Eigenheime 
insgesamt weniger erschwinglich, da sich neue Kredite verteuern. 

Um festzustellen, ob Immobilien überbewertet sind und deshalb eine Korrektur der Preise nach unten zu erwarten 
ist, können unterschiedliche Indikatoren herangezogen werden. Der starke Anstieg der Immobilienpreise relativ 
zum unterstellten Mietwert in den letzten sechs Jahren bis auf zuletzt rund 14 vH über den langfristigen Durch- 
schnitt könnte ein Hinweis auf eine Überbewertung der Immobilien sein. Der Anpassungsprozess zum langjähri- 
gen Durchschnitt muss jedoch nicht unbedingt über einen Rückgang der Immobilienpreise erfolgen. Dies ist ins- 
besondere vor dem Hintergrund relevant, dass ein Rückgang nominaler Immobilienpreise für die Vereinigten 
Staaten, zumindest für einen längeren Zeitraum, bislang nicht verzeichnet werden konnte. Vielmehr wäre auch 
eine Rückkehr zum langfristigen Durchschnitt innerhalb von zwei bis drei Jahren vorstellbar, wenn die unterstell- 
ten Mietpreise gemäß ihrem langfristigen Trend anstiegen und die Immobilienpreise gleichzeitig stagnierten. 

Relativiert werden die Risiken eines Preisverfalls auf dem US-amerikanischen Immobilienmarkt auch dadurch, 
dass die Entwicklung der realen Immobilienpreise in den letzten Jahren weitgehend von fundamentalen Faktoren, 
wie dem starken Anstieg des realen verfügbaren Einkommens und den niedrigen Zinsen in der zweiten Hälfte der 
neunziger Jahre, gestützt zu sein scheint. So ist der Index für die Erschwinglichkeit von Immobilieneigentum, der 
sich aus dem Verhältnis vom Median-Haushaltseinkommen zum Marktwert eines existierenden Einfamilienhauses 
ergibt, in den letzten Jahren konstant geblieben. Die weiterhin geringen Zinssätze haben zudem die Schulden- 
dienstlast der Haushalte unverändert gelassen. Darüber hinaus ist der Immobilienpreisanstieg von einer verstärk- 
ten Nachfrage aufgrund einer Zunahme der Einpersonen-Haushalte und eines Anstiegs der Zuwanderung begleitet 
worden. Ferner haben Effizienzverbesserungen am Hypothekenmarkt, hervorgerufen durch die gestiegene Bedeu- 
tung überregionaler Hypothekenbanken mit einheitlichen Kreditaufnahmebedingungen und standardisierten Re- 
fmanzierungsmöglichkeiten, die Transaktionskosten verringert. Empirische Untersuchungen zur Entwicklung der 
Immobilienpreise in den einzelnen Regionen haben lediglich für einige wenige Metropolen im Westen und Nord- 
osten eine Überbewertung der dortigen Immobilien festgestellt. Nicht zuletzt hat sich die Gefahr eines Einbruchs 
der Immobilienpreise durch den in letzter Zeit deutlich verlangsamten Immobilienpreisanstieg verringert. 
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Der Hypothekenmarkt 

Wesentliches Charakteristikum des US-amerikanischen Immobilienmarkts ist die Möglichkeit für den Schuldner, 
vorhandene Hypotheken ohne Vorfalligkeitsentschädigung zu kündigen und den Kredit damit jederzeit kosten- 
günstig abzulösen. Im Falle sinkender Zinsen kann eine Festzins-Hypothek gekündigt und durch eine Hypothek zu 
niedrigerem Festzins ersetzt werden. Bei 40 vH der Umfmanzierungen wird die Zinsersparnis zur Erhöhung der 
Hypothek verwendet; diese zusätzlichen Kreditmittel werden überwiegend zur Anschaffung langlebiger Konsum- 
güter genutzt. 

Die Banken ihrerseits sichern sich gegenüber dem Zinsänderungsrisiko und der dadurch ausgelösten vorzeitigen 
Tilgung der Hypotheken derart ab, dass sie die Hypothekenkredite zu Portefeuilles bündeln, welche dann über die 
Begebung spezieller Hypothekenanleihen refinanziert werden. Hierzu werden häufig die staatlich subventionier- 
ten Hypothekenagenturen Federal Home Loan Mortgage Corporation (Freddie Mac) und Federal National Mort- 
gage Association (Fannie Mae) eingeschaltet, die die Rückzahlung der Hypothekenkredite durch die Eigenheim- 
besitzer garantieren und inzwischen fast die Hälfte des Hypotheken-Sekundärmarkts abdecken. Kennzeichen der 
Hypothekenanleihen ist es, dass sie ebenfalls vorzeitig getilgt werden können. Das Zinsniveau bestimmt somit 
weitgehend das erwartete Volumen vorzeitiger Tilgungen und damit die Veränderung der Laufzeit von Hypothe- 
ken und hypothekenbesicherten Anleihen. Die Hypotheken-Refinanzierer müssen daher ihre Aktiva durch dyna- 
mische Absicherungsgeschäfte ständig anpassen, um die veränderte Laufzeit ihrer Anlagen zu kompensieren. Der 
Anpassungsbedarf im Rahmen dynamischer Absicherungsgeschäfte auf dem Hypothekenmarkt ist dabei stärker 
als bei konventionellen Anleihen. Bei einem Zinsanstieg kommt neben dem normalen Effekt, das heißt einer An- 
passung der Rendite über den Kursrückgang bei steigendem Zinsniveau, zusätzlich der Laufzeit-Effekt zum Tra- 
gen: Aufgrund der mit steigendem Zins abnehmenden Wahrscheinlichkeit der vorzeitigen Tilgung verlängert sich 
die erwartete durchschnittliche Laufzeit des Zahlungsstroms der Hypotheken. Kommt es zu einem Zinsrückgang, 
kaufen die Hypotheken-Refinanzierer Staatsanleihen oder Terminkontrakte beziehungsweise tätigen Swapge- 
schäfte. Dazu zahlen sie über einen bestimmten Zeitraum einen variablen Zins, um eine Festverzinsung zu erhal- 
ten. Erhöht sich der Marktzins, so verkaufen sie die Staatsanleihen wieder beziehungsweise zahlen im Swapge- 
schäft einen Festzins, um den im jeweiligen Zeitraum gültigen variablen Zins zu erhalten. Der Anpassungsbedarf 
der Kurssicherungsgeschäfte kann selbst bei gleichbleibendem Zins bestehen bleiben, wenn sich der Anteil vor- 
zeitiger Kündigungen über die Zeit weiter verändert. Damit verstärken die dynamischen Absicherungsgeschäfte 
die Effekte von Zinsänderungen auf den Finanzmärkten und beeinflussen insbesondere die Kurse und Zinsen am 
Markt für Staatsanleihen wesentlich. Aufgrund der riesigen Bilanzpositionen der beiden halbstaatlichen Hypothe- 
kenagenturen sind die Finanzmärkte im Falle drastischer Zinsänderungen einer erheblichen Volatilität ausgesetzt. 

Sollte es zu einem nachhaltigen Anstieg der Zinsen kommen, könnten zudem die halbstaatlichen Hypotheken-Re- 
finanzierer ein Risiko darstellen, da es Befürchtungen gibt, sie seien unzureichend kapitalisiert - ihre Kemkapital- 
quote belief sich Ende 2002 auf lediglich 3,2 vH bezogen auf die Summe der risikogewichteten Aktiva, ln diesem 
Fall könnte es diesen Instituten misslingen, die dann größtenteils langfristigen Anlagen mit niedriger Verzinsung 
durch kurzfristige Schulden mit hohen Zinssätzen zu refinanzieren. Zwar verfügen die beiden halbstaatlichen Kre- 
ditinstitute über Kreditlinien beim US-amerikanischen Finanzministerium, die als weitreichende implizite Kredit- 
garantien interpretiert werden; der US-amerikanische Staat ist aber gesetzlich nicht verpflichtet, im Ernstfall ein- 
zuspringen. Zudem bestehen ordnungspolitische Bedenken, da der Wettbewerb mit anderen Kreditinstituten 
verzerrt wird. Während in der Großen Depression die Illiquidität der Finanzmärkte die Gründung von Fannie Mae 
rechtfertigte, dürften die Hypothekenmärkte mittlerweile ohne eine solche staatlich geförderte Institution auskom- 
men. Sie reduziert jedoch die Zinskosten um etwa einen viertel Prozentpunkt, da die Anleihen dieser Institute als 
fast so sicher wie Staatsanleihen gelten. Allerdings haben in diesem Jahr eine intransparente Offenlegung einge- 
gangener Risikopositionen und Unregelmäßigkeiten bei der Bilanzierung von Gewinnen über einen Zeitraum von 
drei Jahren bei Freddie Mac zu Vertrauensverlusten geführt. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die größeren Gefahren am Immobilienmarkt von der Finanzierungsseite 
und weniger von der Entwicklung der Immobilienpreise herrühren, sollte es vom derzeit im langfristigen Ver- 
gleich immer noch niedrigen Hypothekenzinsniveau zu einem plötzlichen und starken Anstieg kommen. 


75. Die privaten Bruttoanlageinvestitionen verzeich- 
neten in diesem Jahr erstmals seit dem Jahr 2000 wieder 
einen Zuwachs, der mit 4,1 vH recht kräftig ausfiel. Er 
kam zunächst hauptsächlich vom privaten Wohnungs- 
bau, der durch die weiterhin sehr niedrigen Hypotheken- 
zinsen angetrieben wurde. Im Laufe des Jahres nahmen 
aber auch die Investitionen in Ausrüstungen und Soft- 


ware mit hohen Raten zu. Demgegenüber war der Bei- 
trag der Lagerhaltung zum Zuwachs der gesamtwirt- 
schaftlichen Produktion in diesem Jahr negativ: 
Während es im vergangen Jahr zu einem deutlichen La- 
geraufbau kam, führte die im ersten Halbjahr verstärkt 
zu spürende Unsicherheit über die weitere wirtschaftli- 
che Entwicklung zwischenzeitlich wieder zu einem Ab- 
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bau, der erst zum Jahresende in einen erneuten Aufbau 
der Lagerhaltung überging. 

Ein wesentlicher Hemmschuh für einen noch stärkeren 
gesamtwirtschaftlichen Aufschwung war die Kapazi- 
tätsauslastung der Industrie (ohne Baugewerbe), die 
nach einem leichten Anstieg in der ersten Jahreshälfte 
2002 bis Mitte dieses Jahres wieder rückläufig war. Sie 
verharrte mit durchschnittlich rund 75 vH auf äußerst 
niedrigem Niveau; niedriger war sie lediglich in den 
Rezessionsjahren 1975 und 1982. Allerdings unterschei- 
det sich die Kapazitätsauslastung relativ stark zwischen 
den Branchen: Während sie im Bereich der Hochtechno- 
logie bei lediglich knapp über 60 vH lag, wiesen Mine- 
ralöl- und Kohleindustrie Auslastungsgrade von fast 
90 vH auf 

Der Korrelationskoeffizient zwischen Auslastungsgrad 
der Industrie und privaten Bruttoanlageinvestitionen ist 
signifikant von null verschieden und beläuft sich für den 
Zeitraum seit dem Jahr 1982 auf 0,4 bei Vorlauf der Ka- 
pazitätsauslastung um vier Quartale und 0,2 bei Gleich- 
lauf der beiden Indikatoren. Die Granger-Kausalität 
wirkt in beide Richtungen, wenn auch diejenige von Ka- 
pazitätsauslastung auf Investitionen ein höheres Signifi- 
kanzniveau besitzt. Dieses Ergebnis ließe somit eine 
eher schwache private Investitionstätigkeit in der Zu- 
kunft vermuten. 

Neben der Kapazitätsauslastung spielen jedoch andere 
Faktoren eine Rolle, die für verbesserte Investitionsaus- 
sichten sprechen und den tatsächlichen realisierten Zu- 
wachs der privaten Bruttoanlageinvestitionen erklären 
können. So mögen geringere Nutzungsdauern insbeson- 
dere im Bereich der Informations- und Kommunika- 
tionstechnologien sowie ein mit durchschnittlich 
8,3 Jahren für Ausrüstung und Software relativ hohes 
Alter der Anlagen im Verarbeitenden Gewerbe dazu bei- 
getragen haben, dass die Investitionstätigkeit wieder 
stärker anstieg. Darüber hinaus ist beim Kapazitätsaus- 
lastungsgrad zu beachten, dass er nur die Industrie reprä- 
sentiert, deren Anteil am Bruttoinlandsprodukt lediglich 
bei 17 vH liegt. 

76. Die Binnennachfrage wurde auch wesentlich von 
den staatlichen Konsumausgaben und Bruttoinvesti- 
tionen gestützt, die in diesem Jahr mit 3,3 vH gegenüber 
dem Vorjahr erneut kräftig anstiegen. Hierzu trugen vor 
allem die Verteidigungsausgaben bei, die sich im 
Fiskaljahr 2003 auf Bundesebene um 16 vH erhöhten. 
Dies war die höchste Zuwachsrate während der letzten 
20 Jahre; sie lag mehr als doppelt so hoch wie die Zu- 
nahme der Staatsausgaben ohne Verteidigung (7 vH). In 
letzterem Bereich stiegen die Ausgaben für Heimat- 
schutz und Bildung besonders stark. Demgegenüber san- 
ken die Zinszahlungen auf die bundesstaatliche Ver- 
schuldung in dem im September abgelaufenen Fiskaljahr 
um knapp 10 vH. Da es sich bei der Ausgabenerhöhung 
im Bereich Verteidigung und Militär vermutlich nicht 
um eine dauerhafte Ausweitung des Staatskonsums han- 
delt, lässt dies an der Nachhaltigkeit des Aufschwungs 
in den Vereinigten Staaten zumindest teilweise zweifeln. 
Die Defizitfinanzierung dieser Maßnahmen wie auch die 


der Steuerentlastungen wird den öffentlichen Haushalt in 
der Zukunft darüber hinaus mit höheren Zinszahlungen 
belasten. 

77. Der Beitrag des Außenhandels zum Anstieg des 
Bruttoinlandsprodukts war in diesem Jahr wiederum ne- 
gativ. Zwar kam es zu einer leichten Zunahme der Ex- 
porte von Waren und Dienstleistungen, jedoch war diese 
zu schwach, um den kräftigeren Anstieg der Importe zu 
kompensieren, der sich trotz einer Abwertung des US- 
Dollar ergab. Das hatte eine nochmalige Ausweitung des 
Leistungsbilanzdefizits auf eine Rekordhöhe von 5,0 vH 
in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt zur 
Folge und stand damit neben dem ausufemden staatli- 
chen Haushaltsdefizit im Mittelpunkt der Diskussion um 
die anhaltenden Ungleichgewichte in der US-amerikani- 
schen Volkswirtschaft (Ziffern 82 ff). 

78. Die Geldpolitik der US-amerikanischen Noten- 
bank war auch im Jahr 2003 äußerst expansiv, der Ziel- 
satz der Federal Funds Rate wurde im Juni auf 1 % ge- 
senkt und war damit so niedrig wie zuletzt vor 
45 Jahren. Die Geldmenge M2 nahm in den ersten neun 
Monaten dieses Jahres um 7,5 vH im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum zu, etwas schwächer als im gleichen 
Zeitraum des letzten Jahres. Die Veränderungsrate des 
Verbraucherpreisindex stieg entgegen anfänglichen Be- 
fürchtungen hinsichtlich verstärkter deflationärer Ten- 
denzen auf 2,4 vH an, nachdem sie im letzten Jahr noch 
1,6 vH betragen hatte. Demgegenüber kam es jedoch zu 
einem Rückgang der Keminfiationsrate (Inflationsrate 
ohne Nahrungsmittel und Energie) von 2,3 vH auf 
1 ,6 vH. Die kurzfristigen Realzinsen (auf Basis des De- 
flators des Bruttoinlandsprodukts) sanken zu Beginn des 
Jahres unter null und beliefen sich auf durchschnittlich 
- 0,5 % in den ersten drei Quartalen. Auch die langfristi- 
gen Realzinsen gingen in diesem Zeitraum auf durch- 
schnittlich 3,1 % zurück. 

Allerdings gab das sehr niedrige Leitzinsniveau Anlass 
zur Sorge, die Zinspolitik würde im Falle eines deflatio- 
nären Schocks aufgrund der bindenden Nullzinsgrenze 
wirkungslos und der Realzins würde steigen. Die poten- 
tielle Gefahr negativer Inflationsraten veranlasste einige 
Mitglieder des Offenmarktausschusses deshalb zu der 
Ankündigung, im Notfall auch unkonventionelle Politik- 
maßnahmen wie den Ankauf von Staatsanleihen oder an- 
derer zinstragender Vermögenswerte vorzunehmen, um 
so die Zinsstruktur und den Wechselkurs zu beeinflus- 
sen. Allerdings wären für eine spürbare Wirkung mas- 
sive Ankäufe notwendig, deren makroökonomische Ef- 
fekte mangels Erfahrungen mit solchen Maßnahmen 
schwer einzuschätzen sind. Daher lehnte die US-ameri- 
kanische Zentralbank den Einsatz dieser Maßnahmen 
zunächst ab und versuchte über ihre Kommunikation 
nach außen, zur Senkung der langfristigen Zinsen beizu- 
tragen. So unterschied die Zentralbank in ihren Mittei- 
lungen nach den Offenmarktausschusssitzungen des Fe- 
deral Reserve Board im Mai dieses Jahres erstmals 
zwischen den konjunkturellen und den inflationären Ri- 
siken. Während sie konjunkturelle Chancen und Risiken 
als ausgeglichen einschätzte, sah sie die „Gefahr eines 
unwillkommenen substantiellen Rückgangs der Inflation 
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als - wenn auch nur geringfügig - größer an als dieje- 
nige eines Anstiegs der bereits sehr niedrigen Inflations- 
rate“. Die Märkte interpretierten diese Äußerungen als 
Hinweis auf eine Politik anhaltend niedriger Zinsen, was 
über das gesamte Laufzeitenspektrum rückläufige Zins- 
sätze zur Folge hatte. Allerdings missglüekte die Kom- 
munikationspolitik der Zentralbank insofern, als der 
Zentralbankpräsident im Sommer die Deflationssorgen 
als sehr entfernt herausstellte. Zusammen mit den insge- 
samt verbesserten Konjunkturindikatoren führte dies 
dazu, dass das niedrige Niveau langfristiger Zinssätze 
sprunghaft verlassen wurde - allein zwischen Mitte Juni 
und Mitte August stieg der Zinssatz für zehnjährige US- 
Staatsanleihen um 130 Basispunkte auf 4,5%. Wenn- 
gleich die Finanzierungsbedingungen im historisehen 
Vergleich weiter günstig waren, trafen höhere Langfrist- 
zinsen insbesondere Bauuntemehmen und Hersteller 
langlebiger Konsumgüter. Diese hatten zuvor von den 
niedrigen Zinsen profitiert, da die Verbraucher ihre Hy- 
potheken auf günstigere Zinsen umgeschuldet und damit 
zusätzliche Konsumausgaben finanziert hatten. 

79. Neben der Geldpolitik war aueh die Finanzpolitik 
erneut expansiv ausgerichtet, insbesondere dureh die 
Verabsehiedung einer erneuten Steuerreform (Jobs and 
Growth Tax Relief Reeonciliation Act of 2003), die ne- 
ben dem Vorziehen bereits im Jahr 2001 beschlossener 
zukünftiger Steuersenkungen weitere Steuervergünsti- 
gungen mit sich bringt. Über eine Laufzeit von zehn Jah- 
ren sind Steuerentlastungen in Höhe von 350 Mrd US- 
Dollar oder 0,25 vH in Relation zum über diese Jahre 
kumulierten prognostizierten nominalen Bruttoinlands- 
produkt vorgesehen, wobei 85 vH der Entlastungen auf 
die ersten drei Jahre entfallen, allein 109 Mrd US-Dollar 
oder 1 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandspro- 
dukt auf dieses Jahr. Allerdings sollen erste Vergünsti- 
gungen bereits im Jahr 2005 wieder wegfallen. 

Mit 29 Mrd US-Dollar brachte die vorgezogene Reduzie- 
rung der Einkommensteuersätze die größte Entlastungs- 
wirkung der Steuerreform in diesem Jahr mit sich. Auf 
Ebene der privaten Haushalte wurde die Einkommens- 
grenze für den Eingangssteuersatz von 10 vH für dieses 
und das kommende Jahr erhöht. Für Ehepaare, die nach 
US-amerikanischem Steuerrecht gegenüber Alleinste- 
henden benachteiligt werden (Marriage Penalty), wurde 
die bereits in der Steuerreform 2001 geplante Einfüh- 
rung eines pausehalen Freibetrags, der zunäehst dem 
Doppelten desjenigen für Alleinstehende entspricht, auf 
dieses Jahr vorgezogen. Ebenso ist der Einkommensbe- 
reich, in dem ein Steuersatz von 15 vH gilt, für Ehepaare 
auf das Doppelte des Bereichs für Alleinstehende ausge- 
dehnt worden. Familien mit geringerem Einkommen wer- 
den schließlich über die vorgezogene Erhöhung der Steu- 
ergutschrift für Kinder bessergestellt. Der Steuersatz auf 
Kapitalgewinne wurde von 20 vH auf 15 vH für die 
Jahre 2003 bis 2008 beziehungsweise für Steuerzahler in 
den unteren Einkommensklassen von 10 vH auf 5 vH für 
die ersten fünf Jahre und 0 vH für das Jahr 2008 redu- 
ziert. Für Dividenden, die bislang der unbeschränkten 
Doppelbesteuerung unterlagen, gelten ab sofort die glei- 
chen Steuersätze wie für Kapitalgewinne. Der Entlas- 
tungseffekt dieser beiden Maßnahmen beträgt in diesem 


Jahr 8 Mrd US-Dollar. Außerdem wurde der Freibetrag 
für die alternative Mindeststeuer angehoben, die auch 
angemessen hohe Steuereinnahmen von solehen Steuer- 
zahlern sichern soll, welche gemäß dem normalen Steu- 
ertarif verschiedene Vergünstigungen in Anspruch neh- 
men können und so trotz eines hohen, tatsächlichen 
Einkommens bei Anwendung des regulären Steuertarifs 
auf ein nur geringes steuerliches Einkommen kommen. 
Ziel war es, aueh dieser Steuerzahlergruppe die Entlas- 
tungen dureh die vorgezogenen Steuersatzsenkungen zu- 
kommen zu lassen. Auf Unternehmensseite stellte die 
Ausweitung der Sonderabschreibungen im Anschaf- 
fungsjahr von 30 vH auf 50 vH die mit 20 Mrd US-Dol- 
lar veranschlagte größte Entlastung in diesem Jahr dar. 
Sie ist bis Ende näehsten Jahres gültig. Des Weiteren 
wurde für diesen und die folgenden beiden Veranla- 
gungszeiträume der Betrag für sofort abziehbare Investi- 
tionsausgaben kleiner Unternehmen erhöht. Gleichzeitig 
wurde der Kreis der begünstigten kleinen Unternehmen 
dadureh ausgeweitet, dass der Schwellenwert des Inves- 
titionsvolumens, bis zu dem die Vergünstigung in An- 
spruch genommen werden kann, angehoben wurde. 

Das Gesetz trat rückwirkend zum 1 . Januar 2003 in Kraft, 
ab Juli wurden Steuersehecks für bereits zuviel geleistete 
Steuerzahlungen versandt. Diese Steuererleichterungen 
zusammen mit den Entlastungen, die in den beiden vor- 
angegangenen Jahren in Kraft getreten waren, werden ge- 
mäß Berechnungen des Institute on Taxation and Eeono- 
mic Policy das Perzentil der einkommensstärksten US- 
Amerikaner bis zum Jahr 2010 mit einer Verminderung 
ihrer Bundessteuersehuld um durchschnittlieh 15 vH am 
stärksten entlasten. Während sich die Steuerlast der un- 
tersten drei Quintile in diesem Zeitraum im Durchschnitt 
um 10 vH, 12 vH beziehungsweise 9 vH verringert, be- 
trägt die Entlastung der restlichen Einkommensgruppen 
im Durchschnitt lediglich 7 vH. Die unterproportionale 
Entlastung der mittleren Einkommensbereiehe sowie der 
lediglich temporäre Effekt aufgrund des Auslaufens vie- 
ler Vergünstigungen bereits nach wenigen Jahren werden 
vermutlich mittelfristig nur zu einer geringen Nachfrage- 
steigerung führen, abgesehen von dem dureh die Versen- 
dung der Steuerschecks entfachten Strohfeuer. Darüber 
hinaus konterkarierten Abgabenerhöhungen und Einspa- 
rungen auf der Ebene der Bundesstaaten die Entlastungs- 
wirkungen auf Bundesebene. 

Die im Wesentliehen aufgrund der Steuererleiehterungen 
gesunkenen Steuereinnahmen verzeichneten auf Bun- 
desebene mit 16,1 vH in Relation zum nominalen Brut- 
toinlandsprodukt den niedrigsten Stand seit dem 
Jahr 1962, naehdem sie noeh im Jahr 2000 einen 
Höchststand von 20,2 vH erreicht hatten. Zusätzlieh zu 
den Steuererleiehterungen legte die Bundesregierung ein 
20 Mrd US-Dollar-Programm zur Unterstützung der 
Bundesstaaten auf, das für dieses und näehstes Jahr eine 
Anhebung des Bundesanteils an den Ausgaben für Me- 
dicaid, der Krankenversieherung für Personen und Fami- 
lien mit niedrigem Einkommen und Vermögen, und die 
Bereitstellung von Mitteln für öffentliehe Dienstleistun- 
gen vorsieht. Zudem wurde der Bezug von Arbeitslosen- 
geld von 26 auf 39 Woehen verlängert. Dies war mit 
Ausgaben von insgesamt rund 7,25 Mrd US-Dollar ver- 
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bunden. Der Irak-Krieg verursachte einen zusätzlichen 
Ausgabenschub in Höhe von 79 Mrd US-Dollar, die in 
einem Nachtragshaushalt für das Fiskaljahr 2003 bewil- 
ligt wurden. Auch Hilfszahlungen an Luftfahrtgesell- 
schaften und Bundesstaaten erhöhten die öffentlichen 
Ausgaben in diesem Jahr. 

80 . Während die Steuerreform darauf abzielte, den pri- 
vaten Konsum und die Unternehmensinvestitionen zu 
stimulieren, verschlechterte sie die ohnehin durch die 
schwache wirtschaftliche Entwicklung in Mitleiden- 
schaft gezogene Haushalte der Bundesstaaten, die 

- außer Vermont - per Verfassung oder Gesetz keine De- 
fizite haben dürfen. 

Trotz der Verpflichtung zu einem ausgeglichenen Budget 
ist es den meisten Staaten erlaubt, sich auf die eine oder 
andere Art zu verschulden, zumindest für ein Fiskaljahr. 
Die Budgetregeln der Bundesstaaten können grob in drei 
Kategorien eingeteilt werden: In fast allen Staaten muss 
der Gouverneur ein ausgeglichenes Staatsbudget vorle- 
gen. In einigen Staaten gelten in dieser Hinsicht restrik- 
tivere Vorschriften, die auch die Legislative an einen 
ausgeglichen Haushalt binden - dieses Erfordernis gilt 
in 41 Bundesstaaten. Allerdings können auch hier die 
tatsächlichen Ausgaben von den erzielten Einnahmen 
abweichen. Die strikteste Form des Budgetausgleichs ist 
gegeben, wenn zusätzlich ein Deflzitvortrag ausge- 
schlossen ist, was generell eher in kleinen Staaten der 
Fall ist. Selbst bei dieser Form unterliegen nicht alle 
Ausgaben der Budgetausgleichsrestriktion. Im Falle von 
Budgetdeflziten, die sich im ein- bis zweijährigen Bud- 
getplanungszeitraum ergeben, haben die Bundesstaaten 
mehrere Optionen, diese zu finanzieren: Sie können ne- 
ben der Vornahme von Steuererhöhungen oder Ausga- 
bensenkungen bis zu einem gewissen Grad buchhalte- 
risch die Behandlung bestimmter Einnahmen und 
Ausgaben verändern, auf Rücklagen zurückgreifen oder 
teilweise auch auf kurzfristige Kassenkredite auswei- 
chen. Schließlich gibt es keinen Sanktionsmechanismus, 
der eventuelle Abweichungen vom definierten Budget- 
ausgleich bestraft. 

Die fiskalischen Auswirkungen des Steuerpakets auf die 
Haushalte der Bundesstaaten belaufen sich auf insge- 
samt etwa 3 Mrd US-Dollar für dieses und das nächste 
Fiskaljahr. Zwar haben die Steuersatzsenkungen und die 
Ausweitungen der Einkommensgrenzen keinen Einfluss 
auf die Einnahmen der Bundesstaaten, da deren Tarifge- 
staltung von der des Bundes abweicht. Vielmehr kom- 
men die Mindereinnahmen über die Ausweitung der 
Sonderabschreibungen und der Sofortabschreibung für 
kleine und mittlere Unternehmen sowie die Erhöhung 
des pauschalen Freibetrags für Ehepaare zustande, da die 
meisten Bundesstaaten ihre Steuergesetze in dieser Hin- 
sicht an das Bundessteuergesetz gekoppelt haben. 

Die Bundesstaaten erhöhten Steuern und Gebühren 

- insbesondere im Bildungsbereich - und kürzten Aus- 
gaben - hier vor allem Sozialprogramme -, um ihre 
Haushalte im jeweils erforderlichen Umfang auszuglei- 
chen. Ihr Finanzierungsdefizit im Fiskaljahr 2003, das in 
den meisten Staaten im Juli endete, betrug insgesamt 


knapp 80 Mrd US-Dollar, im folgenden Fiskaljahr wird 
es sich voraussichtlich auf insgesamt mehr als 
70 Mrd US-Dollar belaufen. Fiskalisch am stärksten be- 
einträchtigt war Kalifornien, dessen für die 
Fiskaljahre 2003 und 2004 veranschlagtes Defizit bei 
insgesamt 38,2 Mrd US-Dollar liegt. Nachdem eine Ra- 
tingagentur die Kreditwürdigkeit dieses Bundesstaates 
in mehreren Stufen auf knapp über das Niveau spekulati- 
ver Ratingklassen (Junk Bond) herabgestuft hatte, er- 
höhten sich zudem die Finanzierungskosten Kaliforniens 
drastisch. 

81 . Zusammengenommen ließen die Mehrausgaben 
und die Mindereinnahmen die Staatsverschuldung so 
stark, ansteigen dass der US-Kongress in diesem Jahr er- 
neut eine permanente Anhebung der Obergrenze für die 
Staatsverschuldung auf Bundesebene von 6,4 Billionen 
US-Dollar um 984 Mrd US-Dollar beschloss, nachdem 
sie erst letztes Jahr um 650 Mrd US-Dollar erhöht wor- 
den war. Die Defizitquote des Bundeshaushalts stieg in 
diesem Fiskaljahr deutlich um 1 ,7 Prozentpunkte auf 
5,0 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandspro- 
dukt, unter Berücksichtigung der Überschüsse in der So- 
zialversicherung lag sie bei 3,5 vH. Bezogen auf das 
Kalenderjahr 2003 nahm die gesamtstaatliche Defizit- 
quote auf 5,2 vH zu. Dieser stärkere Anstieg war im We- 
sentlichen durch weitere Mindereinnahmen infolge der 
Steuerreform sowie die in einem Nachtragshaushalt ver- 
abschiedeten zusätzlichen Ausgaben für die Aktivitäten 
im Irak und in Afghanistan bedingt. Nach Ausschaltung 
konjunktureller Effekte belief sich die Defizitquote des 
Bundes zum Ende des Fiskaljahres 2003 auf 3,2 vH, 
nachdem sie im Vorjahr noch 1,7 Prozentpunkte niedri- 
ger gelegen hatte. Damit war die diesjährige Ausweitung 
des Budgetdefizits nahezu ausschließlich strukturell be- 
dingt. 

Insgesamt haben insbesondere die seit Beginn des Ab- 
schwungs in Kraft getretenen steuerlichen Entlastungs- 
programme sowie die zusätzlichen diskretionären Aus- 
gaben im Bereich Verteidigung und Militär einen starken 
fiskalischen Stimulus bewirkt, der die zyklisch berei- 
nigte Defizitquote seit dem Jahr 2000 um 4,3 Prozent- 
punkte steigen ließ. In Kombination mit einer sehr ex- 
pansiven Geldpolitik, die die kurzfristigen Realzinsen in 
diesem Zeitraum um 4,7 Prozentpunkte reduzierte, wa- 
ren die konjunkturstimulierenden Maßnahmen in den 
Vereinigten Staaten im Vergleich zu anderen vom Ab- 
schwung betroffenen Industrieländern äußerst massiv 
(Ziffer 5). 

Durch die Steuerreform und die Finanzierung des Irak- 
Kriegs verschiebt sich der Ausgleich des Staatshaushalts 
weit über das zunächst angestrebte Jahr 2007 hinaus und 
wird gemäß Projektionen des Congressional Budget Of- 
fice frühestens im Jahr 2012 erreicht. Sollten entgegen 
den gesetzlichen Regelungen die vorübergehenden Steu- 
ersenkungen jedoch in permanente umgewandelt wer- 
den, wofür Präsident Bush bereits mehrfach plädiert hat, 
ist mit einer weiteren Verschiebung in die Zukunft zu 
rechnen. 
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Exkurs: Ist das Leistungsbilanzdeflzit der 
Vereinigten Staaten aufrechtzuerhalten? 

82. ln der wirtschaftspolitischen Diskussion über die 
Dauerhaftigkeit des US-amerikanischen Aufschwungs 
spielte das hohe Leistungsbilanzdefizit in diesem Jahr 
eine wichtige Rolle. Nachdem die Leistungsbilanz der 
Vereinigten Staaten letztmalig im Jahr 1991 einen leich- 
ten Überschuss aufgezeigt hatte, kehrte sich ihr Saldo in 
ein Defizit um, das nahezu kontinuierlich anstieg. ln die- 
sem Jahr erreichte es mit rund 550 Mrd US-Dollar be- 
ziehungsweise 5,0 vH in Relation zum nominalen Brut- 
toinlandsprodukt einen historischen Höchststand. Über 
die Beurteilung des Leistungsbilanzdefizits herrscht Un- 
einigkeit. Im Mittelpunkt der Diskussion steht die Frage, 
ob es Bestand haben kann und ob eine mögliche Korrek- 
tur derart abrupt abliefe, dass sie wirtschaftliche Pro- 
bleme in den Vereinigten Staaten mit Auswirkungen für 
den Rest der Welt auslösen würde. 

Der Leistungsbilanzsaldo entspricht der Differenz zwi- 
schen nationaler Ersparnis und inländischer Investitions- 
nachfrage, ein Defizit muss demnach über Nettokapital- 
zuflüsse aus dem Ausland finanziert worden sein. Ein 
Leistungsbilanzdefizit wird dann als tragfähig bezeich- 
net, wenn es selbst keine Marktkräfte freisetzt 
- beispielsweise eine Änderung des Wechselkurses oder 
des Zinssatzes -, die seine Höhe verändern. Dabei muss 
stets die intertemporale Budgetrestriktion eines Landes 
erfüllt sein, wonach ein heutiges Leistungsbilanzdefizit 
dem Wert der heutigen Auslandsverbindlichkeiten und 
dem Barwert zukünftig fällig werdender Forderungen 
des Auslands an Ressourcen des Inlands entspricht, die 
dann nicht für inländischen Konsum oder inländische In- 
vestitionen zur Verfügung stehen. Für die Tragfähigkeit 
ist nicht nur die Interaktion zwischen Spar- und Investi- 
tionsentscheidungen des privaten und des staatlichen 
Sektors relevant, sondern auch die Investitionsentschei- 
dungen der ausländischen Kapitalanleger spielen eine 
Rolle. Deshalb sind zur Bestimmung der Tragfähigkeit 
neben der Verwendung der Importe und der Art der Fi- 
nanzierung des Leistungsbilanzdefizits auch die Höhe 
der Zinsdifferenz und des Wechselkurses sowie die Pro- 
duktivitätsunterschiede zwischen den Vereinigten Staa- 
ten und dem Rest der Welt von Belang. Im Folgenden 
werden diese Faktoren gegeneinander abgewogen, um 
zumindest qualitative Aussagen über die Tragfähigkeit 
des US-amerikanischen Leistungsbilanzdefizits und die 
Auswirkungen möglicher Anpassungsmechanismen ab- 
leiten zu können. 

Beurteilungskriterien 

83. Ein hohes Leistungsbilanzdefizit muss für eine 
Volkswirtschaft nicht per se ein Problem darstellen. 
Vielmehr kommt es auf die Verwendung der mit dem 
Leistungsbilanzdefizit finanzierten Importe an, das 
heißt, ob sie einer Ausweitung der Investitionen oder des 
Konsums dienen. Während in den neunziger Jahren das 
Leistungsbilanzdefizit von einem starken Anstieg der In- 
vestitionen, einem deutlichen Produktivitätsfortschritt, 
hohen Renditen sowie zuletzt auch staatlichen Budget- 


überschüssen begleitet wurde, sind aufgrund der nun 
wieder steigenden Budgetdefizite und der nur zum Teil 
investiven Verwendung des Kapitals geringere Produk- 
tivitätssteigerungen und Wachstumsaussichten zu erwar- 
ten. Damit werden die Vereinigten Staaten weniger 
attraktiv für ausländisches Kapital; dies reduziert wie- 
derum die Finanzierungsbasis des Leistungsbilanzdefi- 
zits und erhöht die Abwertungswahrscheinlichkeit des 
US-Dollar. 

84. Da der Leistungsbilanzsaldo der Veränderung des 
Nettoauslandsvermögens entspricht, können auch hier- 
aus Informationen über die Tragfähigkeit des Leistungs- 
bilanzdefizits gezogen werden. Die Vereinigten Staaten 
verwandelten sich Mitte der achtziger Jahre von einem 
Nettogläubiger in einen Nettoschuldner gegenüber dem 
Ausland. Belief sich das Nettoauslandsvermögen zu An- 
fang der achtziger Jahre noch auf 13 vH in Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt, so hatten sich bis Ende 
letzten Jahres Nettoschulden gegenüber dem Ausland in 
Höhe von 23 vH in Relation zum nominalen Bruttoin- 
landsprodukt angehäuft. Dies ist zwar im Vergleich zu 
anderen Industrieländern noch nicht übermäßig viel 
- Australien hatte bereits ein Niveau von mehr als 60 vH 
Mitte der neunziger Jahre und Irland von 75 vH in den 
frühen achtziger Jahren zu verzeichnen, ohne in Zah- 
lungsschwierigkeiten zu gelangen. Allerdings ist der 
Trend deutlich aufwärts gerichtet. 

Fortschreibungen des Internationalen Währungsfonds 
zeigen, dass sich die Nettoauslandsvermögensposition 
der Vereinigten Staaten in den nächsten Jahren um wei- 
tere 10 Prozentpunkte verschlechtern wird, wenn sich 
alle makroökonomischen Variablen gemäß ihren durch- 
schnittlichen Veränderungsraten der letzten zehn Jahre 
entwickeln. Bei Auftreten eines negativen Schocks, der 
sich in den Preisen, den Zinssätzen oder dem Bruttoin- 
landsprodukt manifestieren könnte, würden sich die Net- 
toauslandsschulden sogar auf bis über 40 vH in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt erhöhen und damit 
die Tragfähigkeit des Leistungsbilanzdefizits in verstärk- 
tem Umfang in Frage stellen. 

Mit zunehmender Auslandsverschuldung muss in Zu- 
kunft ein höherer Anteil der inländischen Wertschöpfung 
zur Bedienung der im Ausland aufgenommenen Schul- 
den aufgewendet werden. Dies erhöht die Gefahr, dass 
es aufgrund verminderter Renditeaussichten und erhöh- 
ter Abwertungserwartungen für den US-Dollar zu einem 
plötzlichen Ende des Zuflusses ausländischen Kapitals 
oder gar einem Kapitalabzug kommt. Die Gefahr der 
Abwertung wird allerdings dadurch relativiert, dass der 
US-Dollar in vielen Ländern als Reserve- und Anker- 
währung fungiert. Insbesondere die feste Kopplung von 
Währungen einiger wichtiger Handelspartner, wie 
China, Hongkong, Malaysia oder Saudi-Arabien, an den 
US-Dollar und die im ersten Halbjahr ausgeprägten In- 
terventionen Japans zur Abwehr einer weiteren Yen- 
Aufwertung sprechen gegen ein plötzliches Ausbleiben 
der Kapitalzuflüsse. Die Politik dieser Länder - hierbei 
sind China mit inzwischen 21 vH und Japan mit 12 vH 
die wichtigsten Finanziers des US-Leistungsbilanzdefi- 
zits - ist derzeit auf die Erzielung von Exportüberschüs- 
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sen ausgerichtet. Ein plötzlicher Kapitalabzug ist darü- 
ber hinaus um so weniger wahrscheinlich, je mehr 
Anlagen in langfristigen Anlageformen gehalten wer- 
den. In den Vereinigten Staaten sind rund drei Viertel al- 
ler ausländischen privaten Investitionen langfristig ange- 
legt, also insbesondere als Direktinvestitionen sowie 
langlaufende Anleihen. Dies macht das Leistungsbilanz- 
defizit von dieser Seite her weniger anfällig. 

Schließlich sind nahezu die gesamten umlaufenden Aus- 
landsverbindlichkeiten in US-Dollar denominiert. Die 
Vereinigten Staaten sind demnach nicht dem Risiko aus- 
gesetzt, das für viele in ausländischer Währung hochver- 
schuldete Schwellenländer existiert. 

85 . Ein weiterer Indikator für die Tragfähigkeit des 
Leistungsbilanzdefizits ist die Zusammensetzung der 
Nettokapitalznflüsse. Während der Anteil von Unter- 
nehmensanleihen bereits seit Beginn der achtziger 
Jahre trendmäßig ansteigt, nahm im vergangenen Jahr 
auch derjenige der Nettokäufe von US-amerikanischen 
Staatsanleihen wieder zu. Demgegenüber sinkt der An- 
teil von Nettokäufen von Aktien seit dem Jahr 1999 
und von Kapitalzuflüssen durch ausländische Direkt- 
investitionen seit dem Jahr 2000. Diese Umschichtung 


hin zu im Durchschnitt weniger riskanten Anlagen ver- 
deutlicht die erhöhte Risikoaversion ausländischer 
Investoren, die zusammen mit den steigenden Budget- 
defiziten und der insgesamt zugenommenen Nettoaus- 
landsverschuldung für sich genommen die Anfälligkeit 
gegenüber einem plötzlichen Rückzug ausländischen 
Kapitals erhöhen. 

Mechanismen einer Anpassung des 
Leistungsbilanzdefizits 

86 . Bereits in den achtziger Jahren hatte sich schon 
einmal ein hohes Leistungsbilanzdefizit aufgebaut. In- 
folge einer beträchtlichen Abwertung des US-Dollar re- 
duzierte es sich (Schaubild 7). Allerdings kam es zu- 
nächst zu einem J-Kurven-Effekt, das heißt zu einer 
weiteren Ausweitung des Leistungsbilanzdefizits, und 
erst im Jahr 1987, nach einer realen Abwertung gegenü- 
ber den wichtigsten Währungen von fast 30 vH inner- 
halb von zwei Jahren, setzte die Verbesserung der Leis- 
tungsbilanz ein. Eine ähnlich verzögerte Reaktion, 
allerdings in umgekehrter Richtung, war bereits zu Ende 
der siebziger Jahre sowie - in Grenzen - auch Mitte der 
neunziger Jahre zu beobachten. 


Schaubild 7 


Leistungsbilanzsaldo und realer effektiver Wechselkurs der Vereinigten Staaten 


März 1973 = 100 
140 



1) Leistungsbilanzsaldo in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt.- 2) Gegenüber den wichtigsten Währungen (enger Index). 

Quellen: Federal Reserve Board, OECD 


SR 2003 -12 -0602 








Drucksache 15/2000 


-38- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Deutschland war von der Abwertung des US-Dollar 
Mitte der achtziger Jahre besonders betroffen: Der US- 
Dollar wertete gegenüber der Deutschen Mark von 
Anfang 1985 bis Ende 1987 real (auf Basis der Verbrau- 
cherpreise) um fast 90 vH ab. Der Zuwachs des deut- 
schen Bruttoinlandsprodukts ging in diesem Zeitraum je- 
doch nur relativ moderat von 2,2 vH auf 1,5 vH zurück. 
Dem Rückgang der Veränderungsrate der Exporte von 
7,3 vH auf 0,7 vH standen allerdings eine verstärkte Zu- 
nahme der Privaten Konsumausgaben sowie im 
Jahr 1986 auch ein deutlicher Anstieg der Bruttoinvesti- 
tionen gegenüber. 

Der reale effektive Wechselkurs des US-Dollar sank 
nach der starken Abwertung zwischen den Jahren 1985 
und 1987 in den Folgejahren bis 1995 per saldo nur noch 
leicht. Danach stieg er bis Anfang des Jahres 2002 um 
knapp 40 vH an, annähernd im gleichen Umfang und 
Zeitraum wie vor der Trendwende im Jahr 1985. Der 
Leistungsbilanzsaldo verringerte sich bereits seit dem 
Jahr 1991 wieder. 

Der US-Dollar hat real gegenüber den wichtigsten Wäh- 
rungen seit Anfang des Jahres 2002 bis Oktober 2003 
fast 20 vH beziehungsweise in einer breiteren Abgren- 
zung knapp 10 vH an Wert verloren. Dabei teilt sich 
diese Abwertung sehr ungleich über die Länder auf: 
Während der Euro gegenüber dem US-Dollar real um 
36 vH aufwertete, stieg der reale Wert des Yen lediglich 
um 24 vH an, wobei der größte Teil der Yen- Aufwertung 
seit September stattfand. Hierzu hat die Glättung der 
Wechselkursbewegungen mittels der erheblichen Inter- 
ventionen der japanischen Notenbank nicht unwesent- 
lich beigetragen: Nachdem der Yen zu Anfang des Jah- 
res gegenüber dem US-Dollar aufgewertet hatte, 
verstärkte Japan seine US-Dollarkäufe, um eine weitere 
Aufwertung des Yen zu verhindern. Gewichtet mit ihrem 
jeweiligen Handelsanteil trug der Euro damit 60 vH, der 
Yen jedoch lediglich 37 vH zum Rückgang des Index ge- 
genüber den sieben wichtigsten Währungen bei. Wegen 
der US-Dollar-Fixierung hauptsächlich asiatischer Wäh- 
rungen, werden im Falle einer Anpassung des Leistungs- 
bilanzdefizits somit vermutlich die frei schwankenden 
Währungen - insbesondere der Euro - die Hauptlast tra- 
gen müssen. 

87. Inwiefern und wann eine Abwertung des US-Dol- 
lar eine Korrektur des Leistungsbilanzdefizits auslöst, 
hängt auch von der Außenhandelsstruktur ab. Gemäß 
der Marshall-Lemer-Bedingung verringert eine reale 
Abwertung das Leistungsbilanzdefizit nur dann, wenn 
Export- und Importmengen ausreichend elastisch auf 
Veränderungen des realen Wechselkurses reagieren. 
Denn neben dem Mengeneffekt tritt bei einer realen Ab- 
wertung stets bei den Importen auch ein Werteffekt auf, 
der für sich genommen das Leistungsbilanzdefizit aus- 
weitet. 

Selbst wenn es zu einer weiteren US-Dollarabwertung 
kommt, ist eine Korrektur des Handelsbilanzdefizits, das 
heißt eine Erhöhung der Nettoexporte nicht zwingend. 
Exportunternehmen haben in stärker verflochtenen inter- 


nationalen Märkten eine geringere Preissetzungsmacht. 
Daher werden Wechselkursveränderungen - zumindest 
zu einem gewissen Grad - eher zu Schwankungen in den 
Gewinnmargen der Unternehmen als zu einer Erhöhung 
der Importpreise und damit einer Reduktion des Import- 
volumens in die Vereinigten Staaten führen. Dieses Ver- 
halten gilt gerade für die Importe der Vereinigten Staa- 
ten, die im internationalen Vergleich selbst langfristig 
eine sehr niedrige Elastizität bezüglich der Wechselkurs- 
entwicklung aufweisen, wie eine Studie der US-ameri- 
kanischen Notenbank für die G7-Länder belegt 
(Tabelle 6). 


Tabelle 6 


Preiselastizitäten’’ für den Handel von 
Waren nnd Dienstleistungen 
in den G7-Ländern 



Importe 

Exporte 

kurz- 

fristig 

lang- 

fristig 

kurz- 

fristig 

lang- 

fristig 

Deutschland 

0,2 * 

0,1 

0,1 

0,3 * 

Frankreich 

0,1 

0,4 * 

0,1 

0,2 * 

Italien 

0,0 

0,4 * 

0,0 * 

0,9 

Japan 

0,1 

0,3 * 

0,5 * 

1,0 * 

Kanada 

0,1 

0,9 * 

0,5 * 

0,9 * 

Vereinigte Staaten 

0,1 

0,3 * 

0,5 * 

1,5 * 

Vereinigtes Königreich 

0,0 

0,6 

0,2 * 

1,6 * 


1) Reaktion der Importe beziehungsweise Exporte in vH auf eine Än- 
derung des realen effektiven Wechselkurses um 1 vH. Zugrunde geleg- 
ter Zeitraum: Jahre 1960 bis 1996. 

* bezeichnet Signifikanz auf dem 5 %-Niveau. 

Quelle: Board of Governors of the Federal Reserve System 


Um der Simultaneität zwischen Einkommen, Preisen so- 
wie den Handel von Waren und Dienstleistungen Rech- 
nung zu tragen, werden die Elastizitäten mittels Kointe- 
grations- und Fehlerkorrekturmodellen für den Zeitraum 
der Jahre 1960 bis 1996 geschätzt. Danach führt eine 
zehnprozentige Abwertung des realen handelsgewichte- 
ten US-Dollar gegenüber den Währungen der übrigen 
G7-Länder kurzfristig nur zu einer Verminderung des 
Importvolumens um 1 vH und langfristig um 3 vH. Die 
Preissensitivität der Exporte liegt dagegen höher: Eine 
Abwertung des US-Dollar um 10 vH hat danach kurz- 
fristig einen Anstieg des Exportvolumens um 5 vH und 
langfristig um 15 vH zur Folge. 

Damit die Marshall-Lemer-Bedingung erfüllt ist, muss 
die Summe aus dem absoluten Wert der Exportpreiselas- 
tizität, multipliziert mit dem Werteverhältnis der Exporte 
zu den Importen, und dem absoluten Wert der Import- 
preiselastizität größer als eins sein. Für die Vereinigten 
Staaten beträgt das Werteverhältnis der Exporte zu den 
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Importen derzeit rund 0,75. In der kurzen Frist ist dem- 
nach die Marshall-Lemer-Bedingung nicht erfüllt. Erst 
langfristig fuhrt eine Abwertung des US-Dollar zu einer 
Verringerung des Leistungsbilanzdefizits. 

Zusätzlich ist aber auch die Interdependenz von realem 
Einkommen und Außenhandel im Zusammenhang mit 
einer Veränderung des realen Wechselkurses zu berück- 
sichtigen. Ein Zuwachs der gesamtwirtschaftlichen Akti- 
vität geht langfristig mit einer deutlich stärkeren Zu- 
nahme der Importe als der Exporte einher. Die 
Vereinigten Staaten weisen im Vergleich zu den anderen 
G7-Staaten langfristig eine sehr hohe marginale Import- 
neigung auf: Ein Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um 
1 vH ist von einer Ausweitung der Importe durch Ver- 
braucher und Unternehmen um 1,8 vH begleitet. Dage- 
gen nehmen die Exporte mit 0,8 vH nur unterproportio- 
nal bei einem Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts von 
1 vH zu. Unter Berücksichtigung der Einkommenselasti- 
zitäten ist eine starke Abwertung notwendig, damit der 
Außenbeitrag steigt. 

Eine weitere Liberalisierung des Dienstleistungshan- 
dels in diesem Bereich könnte allerdings eine graduelle 
Abschwächung des Leistungsbilanzdefizits unterstützen, 
da die Einkommenselastizität von Dienstleistungsimpor- 
ten geringer und diejenige von Dienstleistungsexporten 
höher ist als die entsprechenden Einkommenselastizitä- 
ten des Warenhandels. Schätzungen hierzu gehen im Be- 
reich des Dienstleistungshandels sogar von einem umge- 
kehrten Verhältnis aus, das heißt, eine Erhöhung der 
Realeinkommen ist mit einer vergleichsweise stärkeren 
Zunahme des Exportvolumens verbunden. 

Darüber hinaus würde eine kräftige wirtschaftliche 
Dynamik im Ausland die Rückführung des Leistungs- 
bilanzdefizits erleichtern. In diesem Fall würden die US- 
amerikanischen Exporte über eine anziehende Import- 
nachfrage des Auslands stimuliert, womit die Auswir- 
kungen einer Abwertung des US-Dollar abgefedert wür- 
den. 

88. Auch eine Zunahme der Ersparnis in den Verei- 
nigten Staaten, entweder über eine Ausweitung der pri- 
vaten Ersparnisse oder eine Rückführung des öffentli- 
chen Budgetdefizits, stellt eine Möglichkeit zu einem 
Abbau des Leistungsbilanzdefizits dar. Während im letz- 
ten Jahr - jeweils in Relation zum nominalen Brutto- 
inlandsprodukt - die Nettoerspamisse der privaten 
Haushalte wieder deutlich und die Nettoersparnisse der 
Unternehmen leicht zugenommen haben, ist das öffentli- 
che Budgetdefizit stark angestiegen. Das Bestehen die- 
ses so genannten Zwillingsdefizits erhöht die Wahr- 
scheinlichkeit, dass das Leistungsbilanzdefizit und die 
Nettoverbindlichkeiten der Vereinigten Staaten gegen- 
über dem Ausland weiter ansteigen. Dies verstärkt die 
Zweifel an der Tragfähigkeit des Leistungsbilanzdefi- 
zits. Zudem erwächst aus dem Budgetdefizit bei sich 
kräftigender wirtschaftlicher Entwicklung die Gefahr 
steigender Zinsen, die tendenziell private Investitionen 


verdrängen. Dies würde zwar das Leistungsbilanzdefizit 
für sich genommen verringern, aber verglichen mit dem 
Szenario einer höheren Ersparnis über sinkende Haus- 
haltsdefizite wäre dieser Anpassungsmechanismus für 
die Wachstumsaussichten der US-amerikanischen Volks- 
wirtschaft nachteilig. 

Bereits Anfang der achtziger Jahre bewegten sich die 
Defizite der Leistungsbilanz und des Staatbudgets in die 
gleiche Richtung (Schaubild 8, Seite 40). Die parallele 
Ausweitung der beiden Defizite ist auch in jüngster Zeit 
wieder zu beobachten. Allerdings scheint es zwischen 
der Entwicklung des Leistungsbilanzsaldos und des 
staatlichen Finanzierungssaldos keinen systematischen 
Zusammenhang zu geben. Beispielsweise ging der Rück- 
gang der öffentlichen Defizitquote im Laufe der neunzi- 
ger Jahre mit einem zunehmenden Leistungsbilanzdefizit 
einher. Jedoch kann das Zusammentreffen verschiedener 
Faktoren zur Entstehung eines Zwillingsdefizits beitra- 
gen. In den achtziger Jahren war zum einen die Entwick- 
lung privater Investitionen und privater Ersparnisse 
gleichgerichtet, so dass die Entwicklung des Leistungs- 
bilanzdefizits im Wesentlichen von der Entwicklung des 
staatlichen Budgetdefizits geprägt war. Zum anderen be- 
dingten die damals expansive Finanzpolitik und die rest- 
riktive Geldpolitik steigende Zinsen. Sie erhöhten in 
Verbindung mit der robusten wirtschaftlichen Dynamik 
die Attraktivität der Vereinigten Staaten als Kapitalanla- 
geland, und der US-Dollar wertete auf. Dies alles führte 
dazu, dass sich das Leistungsbilanzdefizit und die staatli- 
che Defizitquote gleichzeitig erhöhten. Während dieser 
Zusammenhang im Laufe der neunziger Jahre nicht mehr 
existierte und sich die beiden Defizite entgegengerichtet 
entwickelten, kam es mit der Abkehr von der Haushalts- 
disziplin sowie infolge der weiterhin bestehenden 
Wachstumsunterschiede zwischen den Vereinigten Staa- 
ten einerseits und der Europäischen Union und Japans 
andererseits zu einer erneuten parallelen Ausweitung der 
beiden Defizite seit dem Jahr 2001. 

89 . Eine Aussage über die Entwicklung des Leistungs- 
bilanzdefizits in der kurzen Frist zu treffen, stellt sich als 
äußerst schwierig dar. Vermutlich ist zunächst aber eine 
Stabilisierung auf dem jetzigen Niveau das wahrschein- 
lichste Szenario, da den Risiken einer Korrektur eine 
Vielzahl von Argumenten für eine Konstanz der derzeiti- 
gen Nettoschuldnerposition der Vereinigten Staaten 
entgegensteht. Nicht zu vernachlässigen ist dabei das 
ausufemde Budgetdefizit, das zu einer fortgesetzten 
Ausweitung des Leistungsbilanzdefizits beiträgt. Für 
eine graduelle Rückführung des Leistungsbilanzdefizits 
wäre daher neben einer Reduzierung der Haushaltsdefi- 
zite in den Vereinigten Staaten eine stärkere wirtschaftli- 
che Dynamik insbesondere der übrigen Industrieländer 
hilfreich, die jedoch aufgrund ihrer gegenwärtig schwa- 
chen wirtschaftlichen Entwicklung derzeit keinen aus- 
reichend starken Gegenpol zur größten Volkswirtschaft 
der Welt bilden. 
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Schaubild 8 


Leistungsbilanzsaldo und Finanzierungssaldo in den Vereinigten Staaten 


vH 


in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt 


vH 



1) Finanzierungssaido des Staates (Bund, Bundesstaaten und Gemeinden sowie Sozialversicherung). 


SR 2003-12-0608 


Quellen: BEA, OECD 


2. Japan: Wende zum Besseren? 

90. Die japanische Wirtschaft entwickelte sich in die- 
sem Jahr verglichen mit den schwachen Vorjahren uner- 
wartet positiv. Entscheidend für diese Entwicklung waren 
die japanischen Unternehmen, deren Investitionen erst- 
mals seit dem Jahr 2000 wieder anstiegen. Ein weiterer 
positiver Impuls kam in der zweiten Jahreshälfte von den 
Exporten, sowohl in die südostasiatischen Schwellenlän- 
der als auch in die Vereinigten Staaten. Nicht zuletzt trug 
der hohe statistische Überhang von 1 , 1 vH aus dem ver- 
gangenen Jahr zu dem positiven Jahresergebnis bei: Ins- 
besondere die letzten beiden Quartale des Jahres 2002 
hatten schon eine deutliche Dynamik aufgewiesen, wäh- 
rend die durchschnittliche jährliche Zuwachsrate von 
0,1 vH vom statistischen Unterhang des Jahres 2001 in 
Höhe von 1,2 vH geprägt gewesen war. Diese Effekte 
führten zusammengenommen dazu, dass das japanische 
Bruttoinlandsprodukt in diesem Jahr um 2,7 vH anstieg 
(Tabelle 7). Allerdings stellen der Arbeitsmarkt, der pri- 
vate Konsum, das immer noch anfällige Bankensystem 
sowie die Deflation weiterhin nicht zu vernachlässigende 
Risiken für eine nachhalfige Dynamik in Japan dar. 

91. Weiferhin schwach enfwickelten sich die Privaten 
Konsumausgaben, die lediglich um 1,1 vH Zunahmen, 
obwohl die realen Bruttolöhne und -gehälter und damit 
einhergehend das reale verfügbare Einkommen in die- 


sem Jahr nach Rückgängen in den vergangenen Jahren 
erstmals wieder deutlich anstiegen. Die Konsumschwä- 
che lässt sich im Wesentlichen mit der für japanische 
Verhältnisse äußerst schlechten Arbeitsmarktlage erklä- 
ren: Die Arbeitslosenquote verharrte mit 5,3 vH auch in 
diesem Jahr auf historischem Höchststand, obwohl die 
Zahl der Erwerbspersonen per saldo aus demographi- 
schen Gründen und aufgrund des Rückzugs entmutigter 
Arbeitsloser vom Arbeitsmarkt leicht abgenommen hat. 
Jedoch nahmen die Unternehmen im Zuge ihrer Restruk- 
turierungs- und Kostensenkungsmaßnahmen weiterhin 
Entlassungen und Frühverrentungen vor. Zudem belaste- 
ten Anhebungen der Tabaksteuer und der Selbstbeteili- 
gung an den Arztkosten die Privaten Konsumausgaben. 

92. Die privaten Bruttoanlageinvestitionen setzten 
ihren Ende letzten Jahres begonnenen Anstieg infolge 
verbesserter Gewinne in erheblich verstärktem Umfang 
fort (8,1 vH). Diese Zunahme ging allein auf die Aus- 
weitung der gewerblichen Investitionen zurück, während 
die Wohnungsbauinvestitionen weiter rückläufig waren. 
Ursächlich für den Anstieg der Investitionen waren die 
verbesserten Ertragsaussichten, die sich infolge zuvor 
getätigter Sanierungen vieler Unternehmen ergaben. Der 
deutliche Anstieg der Aktienkurse - der Topix stieg seit 
Ende April dieses Jahres allein in den darauffolgenden 
sechs Monaten um 43 vH, wenngleich er bis Anfang 
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Tabelle 7 

Wirtschaftsdaten für Japan 

vH') 



2000 

2001 

2002 

2003’) 

Bruttoinlandsprodukt, 
in Preisen von 1 995 

2,8 

0,4 

0,1 

2,7 

Private Konsum- 
ausgaben 

1,0 

1,7 

1,4 

1,1 

Private Bruttoanlage- 
investitionen 

7,8 

0,0 

-4,8 

8,1 

Konsum und Brutto- 
investitionen^) des 

Staates 

-0,1 

0,6 

0,3 

-1,5 

Exporte von Waren und 
Dienstleistungen 

12,4 

-6,1 

8,2 

7,8 

Importe von Waren und 
Dienstleistungen 

9,5 

0,1 

2,0 

4,1 

Leistungsbilanzsaldo'') 

2,5 

2,1 

2,8 

2,9 

Verbraucherpreise 

-0,7 

-0,7 

-0,9 

-0,3 

Kurzfristiger 

Zinssatz (%)^) 

0,2 

0,1 

0,1 

0,1 

Langfristiger 

Zinssatz (%)") 

1,7 

1,3 

1,3 

1,1 

Arbeitslosenquote’) 

4,7 

5,0 

5,4 

5,3 

Beschäftigung*) 

-0,2 

-0,5 

-1,3 

-0,1 

Finanzierungssaldo des 
Staates'') 

-7,4 

-6,1 

-7,1 

-7,4 

Schuldenstand des 

Staates'') 

133,0 

141,5 

147,3 

154,6 


1) Soweit nicht anders definiert: Veränderung gegenüber dem Vor- 
jahr. - 2) Eigene Schätzung auf Basis von Angaben internationaler 
und nationaler Institutionen. - 3) Bruttoanlageinvestitionen ein- 
schließlich Vorratsveränderungen. - 4) In Relation zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt in vH. - 5) Für Dreimonatswechsel (Jahres- 
durchschnitte). - 6) Für Staatsschuldpapiere mit einer Laufzeit von 
10 Jahren und mehr (Jahresdurchschnitte). - 7) Arbeitslose in vH 
der zivilen Erwerbspersonen. - 8) Zivile Erwerbstätige. 

Quellen: ESRI, OECD 


November wieder um 6 vH nachgab - hatte zudem die 
Finanzierungssituation der Unternehmen verbessert. Des 
Weiteren nahm die Zahl der Untemehmensinsolvenzen 
ab. Die Lager wurden im Laufe des Jahres abgebaut, mit 
abnehmenden Überkapazitäten kam es zu Jahresende 
dann wieder zu einem Lageraufbau. 

93. Der Außenhandel war zunächst noch von den 
Auswirkungen der Lungenkrankheit SARS in Form 
einer geringeren Nachfrage der betroffenen südostasiati- 
schen Länder und damit geringerer Exporte beeinträch- 
tigt. Im Zuge der verbesserten weltwirtsehaftlichen Pers- 
pektiven in der zweiten Jahreshälfte erholten sich die 
Exporte von Waren und Dienstleistungen merklich, 
konnten mit durchschnittlich 7,8 vH aber den Zuwachs 
des Vorjahres nicht überbieten. Demgegenüber nahmen 
die Importe mit 4,1 vH stärker als im letzten Jahr zu, so 


dass der Beitrag des Außenhandels zum Zuwachs des 
Bruttoinlandsprodukts mit 0,5 Prozentpunkten eher ge- 
ring war. Die Exportdynamik dürften auch die massiven 
Interventionen der japanischen Zentralbank auf dem De- 
visenmarkt begünstigt haben, welche die Kursschwan- 
kungen des Yen gegenüber dem abwertenden US-Dollar 
glätten sollten. Allein in der ersten Jahreshälfte wurden 
hierfür 7,0 Billionen Yen (dies entsprach etwa 
5 1 Mrd Euro) aufgewendet. Die Regierung begründete 
die Interventionen damit, nur über eine kräftige Export- 
nachfrage die Konjunktur stimulieren zu können. Es ge- 
lang ihr, den Yen vis-ä-vis dem US-Dollar stabil zu hal- 
ten und damit gleichzeitig auch gegenüber China, das 
seine Währung fest an den US-Dollar gekoppelt hat. Al- 
lerdings steht der Yen aufgrund des Eeistungsbilanz- 
überschusses weiterhin unter Aufwertungsdruck, ob- 
wohl er im Herbst bereits etwas aufwertete. 

94. Vom öffentlichen Sektor ging ein negativer Nach- 
frageimpuls aus, da der Ausgabenspielraum durch die 
hohe Verschuldung begrenzt war. Insbesondere die staat- 
lichen Investitionen wurden zurückgefahren. Die Schul- 
denlast implizierte eine starke Belastung durch Zinszah- 
lungen, die durch die Deflation real erhöht wurden. 
Hinzu kamen Risiken vom Anleihemarkt: Spiegelbild- 
lich zur Erholung des Aktienmarkts gaben die Anleihen 
nach, und die Renditen stiegen, was die Zinslast für neu 
ausgegebene Staatsanleihen zusätzlich ansteigen ließ. 
Die Zinszahlungen beliefen sich auf rund ein Fünftel der 
gesamten Ausgaben und auf etwa 1,5 vH in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. Die steigenden 
Zinsen treffen die öffentliehen Haushalte wegen ihrer 
hohen Bruttoschuldenaufnahme besonders hart. Dies be- 
wirkte eine weitere Zunahme des Schuldenstands in Re- 
lation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt um 7,3 Pro- 
zentpunkte auf 1 54,6 vH; die Defizitquote stieg auf 
7,4 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt 
an. Diese Situation veranlasste die Regierung, die Fi- 
nanzpolitik kontraktiv auszugestalten und insbesondere 
von fiskalischen Stimulierungsmaßnahmen abzusehen, 
so dass sich die Konsumausgaben und Bruttoinvestiti- 
onen des Staates in diesem Jahr um 1,5 vH verringerten. 

95. Die Situation im Bankensektor besserte sich in 
diesem Jahr nur teilweise. Vermehrte Anstrengungen in- 
folge des im Oktober letzten Jahres beschlossenen „Pro- 
gramms zur Belebung der japanischen Wirtschaft“ 
(JG 2002 Ziffer 55) führten zu einem Rüekgang der in 
den Bankbilanzen stehenden notleidenden Kredite zum 
Ende des Geschäftsjahres 2002 um 7,9 Billionen auf 
35,3 Billionen Yen. Den größten Rüekgang verzeichne- 
ten die Großbanken mit 6,5 Billionen auf 20,2 Billionen 
Yen, der Betrag ist jedoch immer noeh der zweithöchste 
seit dem In-Kraft-Treten des Gesetzes zum finanziellen 
Wiederaufbau aus dem Jahr 1998, das den Abbau notlei- 
dender Kredite erstmals explizit vorschrieb. Der Anteil 
notleidender Kredite am gesamten Kreditbestand verrin- 
gerte sich von 9,2 vH auf 7,5 vH. Dass es nicht zu einem 
stärkeren Rückgang dieses Anteils kam, ist auf die 
gleichzeitige und mit 4,8 vH im Vergleich zum Vor- 
jahresdurchschnitt unverändert stark rückläufige Kredit- 
vergabe zurüekzuführen. Gleiehzeitig wurden die elf 
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Großbanken erneut einer strengeren Überprüfung ihrer 
Aktiva unterzogen. Im Vergleich zum vorangegangenen 
Untersuchungszeitraum war eine Verlagerung zu 
schlechteren Risikoklassen hinsichtlich der Kreditneh- 
mer und damit ein Anstieg der Rückstellungen für Ver- 
luste aus notleidenden Krediten zu verzeichnen, obwohl 
insgesamt betrachtet das Volumen der notleidenden Kre- 
dite abgenommen hatte. 

96. Zum Ende des Geschäftsjahres im März hatten die 
japanischen Großbanken wieder Rekordverluste ver- 
bucht. Bis auf die Resona-Holding konnten sie aber ihr 
Kapital durch die Ausgabe neuer Aktien ausreichend er- 
höhen, um Dividenden zahlen zu können. Diese Maß- 
nahme wird von vielen Banken ergriffen, um eine sonst 
drohende Zwangsumwandlung staatlicher Vorzugsaktien 
in stimmberechtigte Aktien und damit eine teilweise Ver- 
staatlichung des jeweiligen Kreditinstituts zu verhin- 
dern. Die Kernkapitalquote der nur im Inland tätigen 
Resona-Bankengruppe betrug zunächst nach ihren eige- 
nen Darstellungen 6 vH in Relation zu den risikogewich- 
teten Aktiva -und damit mehr als die erforderlichen 
4 vH. Kernkapital, das neben dem Ergänzungskapital 
zum haftenden Eigenkapital gehört, besteht im Wesentli- 
chen aus dem von den Gesellschaftern eingezahlten so- 
wie aus thesaurierten Gewinnen entstandenen Eigenka- 
pital. Vor der Vorlage der Resultate für das beendete 
Geschäftsjahr 2002 verweigerten die Wirtschaftsprüfer 
ihr Testat wegen der nach ihrer Ansicht zu großzügigen 
Anrechnung vorgetragener Steuerrückerstattungen 
(Tax Deferred Assets) auf das Kernkapital. 

Im Zuge der verstärkt angemahnten Reduktion notlei- 
dender Kredite in ihren Bilanzen waren die Banken dazu 
übergegangen, häufig von zu optimistischen Gewinner- 
wartungen auszugehen und damit entsprechend hohe 
vorgetragene Steuerrückerstattungen in ihren Bilanzen 
einzustellen. Vorgetragene Steuerrückerstattungen kön- 
nen bis zur Höhe der gesamten in den nächsten fünf Jah- 
ren erwarteten Gewinne angesetzt werden; diese Ober- 
grenze ist damit kaum bindend. So belaufen sich die 
vorgetragenen Steuerrückerstattungen der Großbanken 
mittlerweile auf rund 50 vH ihres Kernkapitals. Ver- 
wendbar sind diese Steueransprüche als immaterielle 
Vermögenswerte jedoch nur, wenn innerhalb von fünf 
Jahren entsprechend hohe Gewinne erwirtschaftet wer- 
den. Bei Auftreten eines Verlusts können die Banken die- 
sen nicht mit den vorgetragenen Steuerrückerstattungen 
ausgleichen. 

Im Falle der Resona-Holding forderten die Wirtschafts- 
prüfer eine Anpassung der Gewinnerwartungen nach 
unten, die dann allerdings die Kernkapitalquote unter 
die erforderlichen 4 vH hätte sinken lassen, wobei die 
schwere Aktienbaisse und entsprechend hohe Verluste 
auf Wertpapierbestände die Lage zusätzlich verschärft 
hätten. Um die damit drohende Unterkapitalisierung zu 
vermeiden, beschloss die Regierung, öffentliches Kapital 
in Höhe von 1,96 Billionen Yen in die Bank einzubrin- 
gen, womit die Kernkapitalquote auf 12,2 vH anstieg. 
Dadurch gingen mehr als zwei Drittel der Stimmrechte 
auf den Staat über, der eine marktorientierte Neuaus- 
richtung des Instituts plant. Um einen Ansturm der Anle- 
ger auf Filialen zu vermeiden, wurden zudem sämtliche 


Einlagen staatlich gesichert; sie hatten Ende letzten 
Jahres rund 34 Billionen Yen betragen. Bereits im Zeit- 
raum der Jahre 1998 bis 2000 hatte die japanische Re- 
gierung Zahlungen in Höhe von fast 10 Billionen Yen an 
Großbanken und einige Regionalbanken geleistet. Im 
Gegenzug erhielt sie damals Vorzugsaktien im Wert von 
rund 700 Mrd Yen. 

Obwohl gemäß dem Arbeitsplan des „Programms zur 
Belebung der japanischen Wirtschaft“ bis zum Ende des 
Geschäftsjahres 2002 die Obergrenze für vorgetragene 
Steuerrückerstattungen, die in die Kernkapitalquote mit 
einbezogen werden können, reduziert und die externe 
Überprüfung der Kemkapitalquote transparenter gestal- 
tet werden sollte, konnte sich die dazu eingesetzte Kom- 
mission bislang nicht zu einem konkreten Vorschlag 
durchringen. 

97. Nach den neuen Richtlinien der Finanzaufsicht 
kann international tätigen Großbanken zum Ende des 
laufenden Geschäftsjahres am 31. März 2004, Regional- 
banken ein Jahr später die Zwangsumwandlung staatli- 
cher Vorzugsaktien in stimmberechtigte Aktien drohen. 
Dies käme bei einigen Banken, bei denen der Staat damit 
größter Aktionär würde, einer Verstaatlichung gleich. 

Eine solche Maßnahme soll erwogen werden, wenn einer 
der folgenden vier Fälle eintritt: 

- Die Bank zahlt zwei Jahre in Folge keine Dividende 
für Vorzugsaktien. Diese Regel gilt rückwirkend seit 
dem Fiskaljahr 2002. 

- Die Gewinnziffern verschlechtern sich zwei Jahre in 
Folge maßgeblich. 

- Die Bank leidet unter akuter Unterkapitalisierung, 
das heißt, sie weist eine Eigenkapitalquote von weni- 
ger als 2 vH im Falle von Regionalbanken oder weni- 
ger als 4 vH im Falle international tätiger Großban- 
ken auf. 

- Das Management der Bank verbessert sich trotz auf- 
sichtsrechtlicher Anweisungen nicht. 

Allerdings ist zu kritisieren, dass die Anforderungen sehr 
lax sind. Beispielsweise liegen die Mindest-Eigenkapi- 
talquoten nach internationalen Richtlinien bei 4 vH für 
national und 8 vH für international tätige Banken. 
Ebenso wenig unterliegt das Ergreifen von Maßnahmen 
einem Automatismus. 

98. Wegen seiner engen Kreditbeziehungen zu und 
Überkreuzbeteiligungen mit den Banken stellt sich auch 
der Bereich der Lebensversicherer als potentieller Kri- 
senherd für neue notleidende Kredite dar. Bisher gibt es 
keine Risikorückstellungen für Lebensversicherer. Sollte 
diese Branche allerdings zur Vermeidung ihres Kollap- 
ses den Garantiezins senken, müssten die Banken für 
ihre Kredite an die betreffende Versicherung vorsorglich 
Risikorückstellungen bilden, was eine deutlich negative 
Signalwirkung hätte. Dieser Fall gilt als nicht unwahr- 
scheinlich, da im Juli ein Gesetz in Kraft getreten ist, das 
es Versicherern erlaubt, den Garantiezins auch laufender 
Verträge zu senken. Allerdings betonten alle Lebensver- 
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sicherer, diese Option nicht in Anspruch nehmen zu wol- 
len. 

99. Die Geldpolitik der japanischen Zentralbank blieb 
unter dem neuen Präsidenten im Wesentlichen unverän- 
dert. Dies gilt sowohl hinsichtlich der Bestrebungen, die 
Deflation zu bekämpfen, als auch hinsichtlich der Wei- 
gerung, ein Inflationsziel einzuführen. Als Stützungs- 
maßnahme für die Aktienkurse vor Ende des japanischen 
Geschäftsjahres erhöhte die Zentralbank im März die 
Grenze für bis September 2004 vorzunehmende Aktien- 
käufe von Geschäftsbanken von 2 auf 3 Billionen Yen. 
Im Laufe des Jahres dehnte sie das Zielband für die von 
den Geschäftsbanken bei ihr gehaltenen Liquiditäts- 
reserven von 17 bis 22 Billionen Yen über 22 bis 27 Bil- 
lionen Yen auf zuletzt 27 bis 32 Billionen Yen aus. Im 
Oktober bekräftigte die japanische Notenbank zudem 
die Beibehaltung der quantitativ expansiven Geldpolitik 
explizit für solange, bis die Keminflationsrate über meh- 
rere Monate nicht mehr negativ sei. Darüber hinaus wei- 
tete sie die maximale Fristigkeit von Pensionsgeschäften 
mit Staatstiteln von einem halben auf ein ganzes Jahr 
aus. 

Das größere Angebot der Geldbasis konnte aber auch in 
diesem Jahr keinen Impuls geben, der geldpolitische 
Transmissionskanal blieb weiterhin gestört. Die Geldba- 
sis nahm mit 1 5 vH deutlich weniger zu als im vergange- 
nen Jahr (25 vH), in ähnlichem Ausmaß geringer war 
aber auch die Zunahme der nachfragerelevanten Geld- 
menge M2 plus Certificates of Deposit in Höhe von nur 
noch 1,7 vH gegenüber 3,4 vH im Vorjahr. 

100. Gemessen am Verbraucherpreisindex, der nur 
noch um 0,3 vH gegenüber 0,9 vH im Vorjahr zurück- 
ging, schien die Deflation in diesem Jahr schwächer zu 
werden. Nimmt man allerdings den Deflator des Brutto- 
inlandsprodukts als Maßstab, so hat sich das Deflations- 
problem verschärft, da der Deflator um 1 Prozentpunkt 
auf -2,6 vH fiel. Die Divergenz der beiden Indikatoren 
für das Ausmaß der Deflation lag im Wesentlichen an 
dem ölpreisbedingten Anstieg des Importpreisindex, der 
auf die Verbraucherpreise unmittelbar durchwirkt, sich 
aber im Deflator des Bruttoinlandsprodukts nicht nieder- 
schlägt. 

Als neues Mittel geldpolitischer Lockerungen im Kampf 
gegen die Deflation und zur Öffnung eines alternativen 
Transmissionskanals führte die japanische Notenbank 
Mitte dieses Jahres den Kauf verbriefter Forderungen 
ein. Zwischen Juli 2003 und März 2006 will sie von Fi- 
nanzinstituten und Unternehmen für bis zu 1 Billion Yen 
besicherte Anleihen mit einer zumindest zufriedenstel- 
lenden Bonität kaufen. Ziel ist es, einen funktionieren- 
den Markt für solche Papiere aufzubauen, um mittelstän- 
dischen Unternehmen, die sich im Vergleich zu großen 
Unternehmen im Wesentlichen über Fremdkapital finan- 
zieren, eine Alternative zur Kreditaufnahme im Banken- 
sektor zu bieten. Da der japanische Markt für forde- 
rungsbesicherte Wertpapiere kleiner und mittlerer 
Unternehmen klein ist, dürften die gesamtwirtschaftli- 
chen Auswirkungen zwar vernachlässigbar sein, aber zu- 


mindest auf Unternehmensebene ist eine leichtere Kapi- 
talbeschaffung zu erwarten. 

3. Schwellenländer auf dem Pfad der 
wirtschaftlichen Erholung 

101. Nachdem die Lungenkrankheit SARS, die in den 
ersten Monaten dieses Jahres die wirtschaftliche Ent- 
wicklung in den südostasiatischen Ländern und insbe- 
sondere in China beeinträchtigt hatte, abgeklungen war, 
erholten sich die südostasiatischen Schwellenländer 
- hierzu zählen Hongkong, Malaysia, Singapur, Südko- 
rea, Taiwan und Thailand - relativ schnell. Allerdings 
blieben sie mit einer Zunahme ihrer gesamtwirtschaftli- 
chen Aktivität von 3,0 vH hinter der im letzten Jahr 
erreichten Zuwachsrate von 4,8 vH zurück. Dies ist 
maßgeblich auf die schwächere Zunahme des Bruttoin- 
landsprodukts Hongkongs und Singapurs - sie waren am 
stärksten von SARS betroffen - zurückzuführen. Da- 
rüber hinaus war die Binnennachfrage in einigen Län- 
dern geschwächt: In Südkorea kam es aufgrund im letz- 
ten Jahr eingeführter Kreditbeschränkungen für private 
Haushalte zu einem Nachfrageeinbruch, und Hongkong 
litt weiterhin an persistenter Deflation und hoher Ar- 
beitslosigkeit. Demgegenüber verzeichneten Malaysia 
und Thailand eine stärkere Binnennachfrage, die von 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen unterstützt wurde. 
Aufgrund der insgesamt verhaltenen Inflation blieb die 
Geldpolitik in den meisten Ländern dieser Region ex- 
pansiv ausgerichtet; zusätzliche Nachfrageimpulse gin- 
gen von fiskalpolitischen Maßnahmen aus. Diese wirt- 
schaftspolitischen Maßnahmen sowie die im zweiten 
Halbjahr anziehende Erholung in den Industrieländern, 
die ein Wiedererstarken der Exporttätigkeit, insbeson- 
dere im Bereich der Güter der Informations- und Kom- 
munikationstechnologien, zur Folge hatte, kräftigten die 
wirtschaftliche Dynamik der südostasiatischen Schwel- 
lenländer und führten die Region auf ihren bisherigen 
Wachstumspfad zurück. 

102. Hervorzuheben ist die wirtschaftliche Entwick- 
lung der Volksrepublik China, die aufgrund ihrer wirt- 
schaftlichen Dynamik und des großen Handelsvolumens 
verstärkt an Bedeutung für die Weltwirtschaft gewinnt. 
Sie wies trotz SARS auch in diesem Jahr wieder die 
höchste Zuwachsrate wirtschaftlicher Aktivität in dieser 
Region auf (8,5 vH). Allerdings lasten die dort bestehen- 
den Ungleichgewichte, wie eine unterbewertete Wäh- 
rung und ein stark gestiegenes Geldangebot, auf der zu- 
künftigen Entwicklung. Der chinesische Renminbi Yuan 
ist fest an den US-Dollar gekoppelt; seit dem Jahr 1994 
wird er in einem Band über 8 Yuan je US-Dollar gehal- 
ten, derzeit zwischen 8,276 und 8,280 Yuan je US-Dol- 
lar. Aufgrund des zunehmenden Leistungsbilanzdefizits 
der Vereinigten Staaten wird nun vermehrt insbesondere 
seitens der Vereinigten Staaten auf eine Aufwertung der 
chinesischen Währung gedrungen. Der Nachteil für die 
Vereinigten Staaten aus dieser Situation wird jedoch da- 
durch gemildert, dass China im Gegenzug zum Export 
seiner Waren in die Vereinigten Staaten im Wesentlichen 
US -Staatsanleihen erwirbt: Dieser Kapitalzufluss in die 
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Vereinigten Staaten belief sich in diesem Jahr auf rund 
ein Fünftel des US-amerikanischen Leistungsbilanzdefi- 
zits. Allerdings haben der Zufluss ausländischer Direkt- 
investitionen und die Exportgewinne das chinesische 
Geldangebot stark erhöht und damit die Überhitzungser- 
scheinungen verstärkt, mit denen das Land zunehmend 
zu kämpfen hat. Eine Anpassung der chinesischen Wäh- 
rung über eine vollständige Freigabe des Renminbi wird 
von China jedoch nicht in Erwägung gezogen, da das 
chinesische Finanzsystem aufgrund der notleidenden 
Kredite und der niedrigen Eigenkapitalquote im Banken- 
sektor, der unterentwickelten Wertpapiermärkte und 
mangelnder Absicherungsinstrumente noch recht insta- 
bil ist. Eine starke Aufwertung könnte zudem dazu 
führen, dass aufgrund des reduzierten Preisvorteils für 
ausländische Unternehmen deren Direktinvestitionen in 
China unterblieben. Des Weiteren würde damit ein 
Rückfall in die auslaufende Phase sinkender Preise ge- 
fördert. 

Ein weiteres Problem, das die chinesische Volkswirt- 
schaft kennzeichnet, ist das hohe Geldangebot und der 
damit verbundene Zuwachs der Kreditvergabe. Der 
starke Geldmengenzuwachs erhöht die Gefahr, dass sich 
die zunehmende Überhitzung der Wirtschaft durch die 
Bildung spekulativer Blasen am Immobilienmarkt und 
am Aktienmarkt manifestiert. Dem versucht die chinesi- 
sche Zentralbank mittels des Verkaufs von Staatspapie- 
ren zu begegnen, um so die Liquidität zu verknappen 
und die Kreditvergabebereitschaft der Banken zu redu- 
zieren. Darüber hinaus hat sie den Mindestreservesatz 
für Einlagen bei der Notenbank um 100 Basispunkte auf 
7 % angehoben. Dies wird zwar wenig Geld aus dem 
Umlauf ziehen, könnte allerdings von den Banken als 
Signal für eine restriktivere Geldpolitik verstanden 
werden. Letztmalig war der Mindestreservesatz im 
Jahr 1998 erhöht worden. Eine weitere Maßnahme ge- 
gen Überhitzungserscheinungen am Immobilienmarkt 
war die Ausweitung der Restriktionen auf dem Hypothe- 
kenmarkt. 

103. Die Schwellenländer Lateinamerikas verzeich- 
neten nach der Rezession im letzten Jahr wieder einen 
zögerlichen Zuwachs ihrer wirtschaftlichen Aktivität in 
Höhe von 1 ,0 vH. Getragen wurde die Erholung von 
einer Zunahme der Exporte, einer zunehmenden Risiko- 
bereitschaft der dort ansässigen Investoren sowie einer 
insgesamt stabileren politischen Lage. Positiv hervorzu- 
heben ist die Erholung sowohl in Argentinien als auch 
- wenngleich in deutlich schwächerem Ausmaß - in 
Brasilien, deren wirtschaftliche Dynamik im letzten Jahr 
zusätzlich unter innenpolitischen Problemen zu leiden 
hatte. Die Verhandlungen Argentiniens mit dem Interna- 
tionalen Währungsfonds schritten zwar so langsam 
voran, dass Argentinien Anfang September mit seinen 
Rückzahlungen in Verzug geriet, letztendlich konnte 
aber eine Einigung über eine Stundung der in den kom- 
menden drei Jahren fällig werdenden Kredite in Höhe 
von rund 12,5 Mrd US-Dollar erzielt werden; nur die 
Zinszahlungen muss die argentinische Regierung leisten. 
Allerdings stehen diesem Zugeständnis kaum Zusagen 
Argentiniens gegenüber. Lediglich für das kommende 


Jahr wurde die Erzielung eines Primärüberschusses der 
öffentlichen Haushalte von 3 vH in Relation zum nomi- 
nalen Bruttoinlandsprodukt vereinbart. Auch hinsicht- 
lich der Umschuldung von Verbindlichkeiten gegenüber 
privaten Gläubigern zeigte sich die argentinische Regie- 
rung unnachgiebig, indem sie forderte, dass diese auf 
75 vH ihrer Forderungen verzichten sollten. Außerdem 
lehnte sie jegliche Verantwortung für ausgebliebene 
Zinszahlungen ab, so dass sich der Verzicht der privaten 
Gläubiger faktisch auf über 80 vH erhöhen würde. Aller- 
dings verbesserte sich die wirtschaftliche Lage in Argen- 
tinien zunehmend. Die vollständige Aufhebung der 
Sperrung von Bankeinlagen ging ohne weifere Probleme 
vonstatten, der Peso wertete deutlich auf, die kurzfristi- 
gen Zinsen waren leicht rückläufig und die Devisenre- 
serven stiegen wieder an. Die Lage in Brasilien verbes- 
serte sich insoweit, als die neue Regierung schnell 
bestehende Zweifel hinsichtlich ihrer wirtschaftspoliti- 
schen Ausrichtung aus dem Weg räumen und Strukturre- 
formen voranbringen konnte. Zudem verringerte sich der 
Anstieg der Verbraucherpreise im Laufe des Jahres deut- 
lich, was Zinssenkungen nach sich zog. Der Real wertete 
weiter auf und verringerte damit den Wert der in auslän- 
discher Währung denominierten Schulden. Dennoch 
blieb die wirtschaftliche Entwicklung verhalten. Am 
schlimmsten betroffen von den lateinamerikanischen 
Ländern war in diesem Jahr Venezuela, das über das ge- 
samte Jahr unter den Folgen des Generalstreiks zu An- 
fang des Jahres zu leiden hatte: Die Streiks in der Ölin- 
dustrie hatten den Ausstoß auf ein Viertel des bisherigen 
Niveaus fallen lassen, was die Rezession, in der sich das 
Land - bislang fünftgrößter Ölexporteur - bereits seit 
letztem Jahr befand, deutlich verschärfte. 

4. Institutioneile Regelwerke: 

Stillstand und Fortschritt 

WTO: Stillstand in der Doha-Runde 

1 04. Das Jahr 2003 markierte die Halbzeit der im 
Jahr 2001 begonnenen Doha-Runde der Welthandelsor- 
ganisation (WTO). Sie soll als Entwicklungsrunde ins- 
besondere die Interessen der Entwicklungsländer för- 
dern, die mittlerweile rund vier Fünftel aller Mitglieder 
stellen. Allerdings blieb der Stand der Zwischenergeb- 
nisse weit hinter dem Arbeitsplan zurück. So war ge- 
plant, bereits frühzeitig vor dem Ministertreffen im Sep- 
tember dieses Jahres in Cancün wichtige Abschlüsse 
hinsichtlich des Agrarhandels und der Verringerung der 
Handelszölle sowie ein Abkommen über günstigere Im- 
porte von bestimmten Arzneimitteln in Entwicklungs- 
länder zu erzielen. Stattdessen behinderten bilaterale 
Streitigkeiten Fortschritte in den Verhandlungen. 

Stand der Verhandlungen vor der Ministerkonferenz 
in Cancün 

105. Erst kurz vor dem Ministertreffen in Cancün leg- 
ten die Vereinigten Staaten und die Europäische Union 
einen gemeinsamen Vorschlag zur Rückführung von 
Handelshemmnissen im Agrarbereich vor. Eine Eini- 
gung war schließlich zum einen aufgrund der im Juni 
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dieses Jahres verabschiedeten Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik möglich geworden, die der Europäischen 
Union beim Abbau interner Stützungsmaßnahmen einen 
größeren Verhandlungsspielraum eingeräumt hatte. Zum 
anderen waren die Vereinigten Staaten der Europäischen 
Union insbesondere durch eine flexible Marktzugangs- 
formel und die Einbeziehung von Exportkrediten bei der 
Senkung von Exportsubventionen entgegengekommen. 
Der Vorschlag blieb allerdings vage hinsichtlich des 
Zeitplans und des Umfangs der Reduktion der Handels- 
beschränkungen: Viele Subventionen und Vergünstigun- 
gen sollen danach aufrecht erhalten bleiben und Einfuhr- 
zölle nur mit einem einheitlichen Prozentsatz reduziert 
werden. Insbesondere Brasilien, China, Indien sowie 
Australien lehnten das Papier als unzureichend ab, wäh- 
rend es Japan zu weit ging. 

Zusammen mit Kanada erarbeiteten die Vereinigten 
Staaten und die Europäische Union auch eine Alterna- 
tive zum bisherigen Vorschlag zur Senkung der Indu- 
striezölle. Zur Erleichterung des Handels mit Industrie- 
gütern sollen sich danach alle WTO-Mitglieder auf eine 
einfache, die Zollsätze harmonisierende Formel einigen. 
Für Entwicklungsländer sind differenzierte Bestimmun- 
gen vorgesehen, die es ihnen erlauben sollen, höhere 
Zölle zu erheben, sofern ihre wirtschaftliche Lage dies 
erfordert. 

Ende August wurde zudem der Streit um den Zugang zu 
lebenswichtigen Medikamenten zur Bekämpfung von 
Massenkrankheiten, wie Aids, Malaria oder Tuberku- 
lose, für Entwicklungsländer ohne eigene Produktions- 
kapazitäten beigelegt. Die Vereinigten Staaten gaben ih- 
ren bisherigen Widerstand gegen entsprechende 
Regelungen auf. Die erzielte Einigung gewährt armen 
Entwicklungsländern den Import kostengünstiger Medi- 
kamente aus Herstellerländern von Nachahmer-Medika- 
menten. Die Herstellerländer müssen allerdings ange- 
messene Maßnahmen ergreifen, damit die an arme 
Länder verkauften Medikamente oder Inhaltsstoffe nicht 
in reiche Länder exportiert werden. 

Ergebnisse der Ministerkonferenz 

106 . Gegenstand der Diskussion bei der Ministerkon- 
ferenz in Cancün im September waren insbesondere fol- 
gende Themen: Liberalisierung des Agrarhandels, 
Marktzugang für Nicht- Agrarprodukte, Fortsetzung der 
Zollsenkungen für Industriegüter sowie weitere handels- 
bezogene Aspekte. Zu Letzteren gehörten insbesondere 
die Singapur- Themen, nämlich die Regeln für Investitio- 
nen und Wettbewerb im Handel, die Transparenz im öf- 
fentlichen Beschaffungswesen sowie der Abbau der 
Zollbürokratie. Die Konferenz endete ohne eine Eini- 
gung auf eine Abschlusserklärung. Wesentlicher Grund 
für das Scheitern war die fehlende Übereinkunft im Be- 
reich der Singapur-Themen. Bei dieser Ministerkonfe- 
renz hatte sich erstmals eine Gruppe von 2 1 Schwellen- 
und Entwicklungsländern (G21), im Wesentlichen unter 
der Führerschaft von Brasilien, als Verhandlungsmacht 
gegenüber den Industrieländern positioniert. Diese G21- 
Länder hatten bereits im Vorfeld der Ministerkonferenz 


einer Verhandlung und Implementierung der Singapur- 
Themen kritisch gegenübergestanden, da sie diese The- 
men als nachrangig gegenüber den eigentlichen Zielen 
dieser Entwicklungsrunde ansahen. Demgegenüber hat- 
ten wichtige Industrieländer eine Verhandlung anderer 
Fragen an die Behandlung der Singapur-Themen ge- 
knüpft. In der abschließenden Ministererklärung wurde 
vereinbart, die Verhandlungen auf Arbeitsebene fortzu- 
setzen. Ihre Ergebnisse sollen bei einem weiteren Tref- 
fen vor dem 15. Dezember 2003 vorgelegt werden. 

Ausblick nach Scheitern der Ministerkonferenz 

107 . Mit dem Scheitern der Ministerkonferenz ist auch 
die Wahrscheinlichkeit, dass die Doha-Runde pünktlich 
zum Ende nächsten Jahres abgeschlossen wird, deutlich 
gesunken. Darüber hinaus wird befurchtet, dass die in 
der letzten Dekade verstärkte Tendenz, Konflikte eher 
direkt zwischen den betroffenen Regionen als mit Hilfe 
multilateraler WTO-Regeln zu lösen, intensiviert wird, 
obwohl viele Länder schwierige Themen inzwischen le- 
diglich auf der WTO-Ebene vereinbaren wollen. Insbe- 
sondere die Vereinigten Staaten haben sich bereits für 
eine Konzentration auf bilaterale Handelsvereinbarun- 
gen ausgesprochen. Ebenso ist unter den südostasiati- 
schen Staaten ein verstärktes Interesse an bilateralen 
Freihandelsabkommen zu beobachten. Derzeit sind be- 
reits 176 regionale Handelsverträge in Kraft, nur vier 
WTO-Mitglieder sind noch nicht Partner eines solchen 
Vertrags. Mitglieder derartiger regionaler Abkommen 
erhoffen sich durch Präferenzzölle, die bereits für 43 vH 
des Welthandels gelten, oder zollfreie Importe eine Aus- 
weitung ihres Handels. 

108 . Bilaterale Handelsvereinbarungen können für die 
beteiligten Länder dann vorteilhaft sein, wenn sie stark 
regional diversifiziert werden und möglichst viele Berei- 
che des Handels abdecken. Des Weiteren gelingt die Be- 
rücksichtigung bestimmter Reformaspekte zunächst häu- 
fig leichter in bilateralen Vereinbarungen. Insbesondere 
große Handelspartner haben hierbei aber auch ein 
machtpolitisches Interesse, da sie gegenüber ihren Ver- 
tragspartnern solche Normen durchsetzen können, bei- 
spielsweise im Sozial- und Umweltbereich, für die auf 
multilateraler Ebene kein Konsens gefunden werden 
kann. Seitens der kleineren Vertragspartner ist insbeson- 
dere bei Abkommen mit den Vereinigten Staaten zu 
beobachten, dass ihnen der aus den bilateralen Vereinba- 
rungen hervorgerufene Stimulus für ausländische Di- 
rektinvesfifionen häufig wichtiger ist als die eigentliche 
Liberalisierung des Marktzugangs. 

Allerdings ist eine Abkehr von multilateralen Vereinba- 
rungen kritisch zu sehen, da nicht nur weitere WTO-Ge- 
spräche in den Hintergrund gedrängt würden. Bislang 
vereinbarte Regeln, die das multilaterale Verhandlungs- 
system untermauern, könnten an Glaubwürdigkeit verlie- 
ren. Darüber hinaus können Handelsverzerrungen resul- 
tieren, wenn günstigere Produkte anderer Länder durch 
teurere Importe aus den Vertragspartnerländem substitu- 
iert werden. Die Wohlfahrt der nichtteilnehmenden Län- 
der sinkt durch den ineffizienten Ressourceneinsatz; 
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selbst für die teilnehmenden Länder ist eine Wohlfahrts- 
erhöhung nicht zwingend. Des Weiteren ist der Ver- 
waltungsaufwand hoch, zumal die Vorteile bilateraler 
Vereinbarungen aufgrund multilateraler Vorgaben häufig 
nur kurzlebig sind. Nicht selten kommt es zu einer 
Überfrachtung der Abkommen. Werden Vereinbarungen 
beispielsweise über Arbeitsbedingungen, Umweltstan- 
dards oder geistiges Eigentum nicht hinreichend genau 
ausgestaltet und kann ihre Einhaltung nicht vollständig 
überprüft werden, sind der gewünschten Handelslibe- 
ralisierung entgegenwirkende Effekte nicht auszuschlie- 
ßen. 

Zur Reform der internationalen Richtlinien zur 
Eigenkapital-Unterlegung im Kreditgeschäft 
(Basel II) 

109 . Am 29. April 2003 hat der Basler Ausschuss für 
Bankenaufsicht das nunmehr dritte Konsultationspapier 
(CP 3) zur Neufassung der Eigenkapitalanforderungen 
im Kreditgeschäft (Basel 11) veröffentlicht. Ergänzend 
wurden am 5. Mai 2003 die Ergebnisse der dritten Aus- 
wirkungsstudie (QIS 3) bekannt gegeben, an der insge- 
samt 365 Banken aus 43 Ländern teilgenommen hatten, 
darunter 93 deutsche Banken. Mit dieser Studie sollten 
die Auswirkungen der seit dem zweiten Konsultations- 
papier (CP 2) im Januar 2001 vorgenommenen Ände- 
rungen der Eigenmittelvorschriften abgeschätzt und In- 
formationen für die „Feinkalibrierung“ der Vorschriften 
im dritten Konsultationspapier zusammengetragen wer- 
den. Der neue Basler Akkord soll - wie bei seiner jüngs- 
ten Modifikation im Oktober 2003 festgelegt - in der 
endgültigen Fassung nicht später als Mitte des Jahres 
2004 verabschiedet werden und zum Jahresende 2006 
den alten Eigenkapitalakkord von 1988 (Basel 1) ablö- 
sen. 

Das Drei-Säulen-Konzept 

110. Das Basel 11-Konzept besteht aus drei Säulen: Im 
Rahmen der ersten Säule wird die Unterlegung von Risi- 
kopositionen aus dem Kreditgeschäft mit Eigenkapital 
geregelt, ln diesem Zusammenhang erfolgte die Einfüh- 
rung einer neuen Risikokategorie „Operationelle Risi- 
ken“ - mögliche Verluste als Folge von unzulänglichen 
Geschäftsabläufen, Sicherheitsmängeln, Rechtsrisiken, 
menschlichem Versagen oder bankextemen Ereignissen. 
Die Eigenkapitalunterlegung der Banken wird im Rah- 
men der zweiten Säule permanent durch die Bankenauf- 
sicht vor Ort kontrolliert. Jede Bank muss künftig über 
ein internes Verfahren verfügen, in dem das vorzuhal- 
tende Eigenkapital in Relation zum Risikoprofil der 
Bank festgelegt wird. Die Bankenaufsicht muss die Ver- 
fahrensqualität beurteilen und gegebenenfalls auf Unzu- 
länglichkeiten hinweisen. Die dritte Säule soll eine 
größere Transparenz der Eigenmittelunterlegung garan- 
tieren. Sie basiert auf erweiterten Offenlegungspflichten 
zur Kontrolle durch den Markt. 

111 . Die erste Säule steht im Mittelpunkt der Reform. 
Hier soll vor allem eine - verglichen mit dem gültigen 


Basel 1-Akkord - differenziertere Verknüpfung von Kre- 
ditrisiko und Eigenkapitalunterlegung vorgenommen 
werden. Trotz der differenzierten Bewertungsmethodik 
ist es explizite Vorgabe der Reform, dass die Eigenkapi- 
talunterlegung im Durchschnitt über alle Institute wei- 
terhin 8 vH der risikogewichteten Aktiva beträgt. 
Basel 11 lässt den Instituten die Wahl zwischen zwei 
grundsätzlichen Methoden zur Bewertung des Kreditri- 
sikos - dem Standardansatz und dem internen Rating 
(IRB-Ansatz). Beim internen Rating wird zudem zwi- 
schen dem Basisansatz und dem fortgeschrittenen An- 
satz unterschieden. Beim Standardansatz werden verge- 
bene Kredite in Abhängigkeit von Ratings externer 
Agenturen in bonitätsabhängige Risikogruppen einge- 
stuft, denen spezielle Risikogewichte zugeordnet sind 
(Schaubild 9 sowie JG 2001 Ziffer 82). 

Beim internen Rating (IRB-Ansatz) ist das Risikoge- 
wicht beziehungsweise die Risikogewichtungsfunktion 
ebenfalls abhängig von der zugrunde liegenden Risiko- 
klasse sowie darüber hinaus von den Größen Aus- 
fallwahrscheinlichkeit (PD), Verlustrate (LGD) und 
Restlaufzeit (M). Diese Komponenten werden im Basis- 
ansatz größtenteils extern vorgegeben; im fortgeschritte- 
nen IRB-Ansatz müssen sie überwiegend bankintem er- 
mittelt werden. Das Risikogewicht nimmt dabei mit den 
genannten Kennziffern zu. Überdies werden Privatkun- 
denportfolios als risikoärmer eingeschätzt und haben 
deshalb grundsätzlich niedrigere Risikogewichte als Un- 
temehmenskredite, das heißt, die Risikogewichtungs- 
funktion für Privatkundenkredite verläuft flacher. Lang- 
fristig wird die Ermittlung der Eigenkapitalvorhaltung 
auf der Basis interner Ratings angestrebt. Die Banken 
sollen zügig Methoden zur internen Bewertung entwi- 
ckeln, und es sollen Anreize für die Banken geschaffen 
werden, diese Methoden im Laufe der Zeit zu verbes- 
sern. 

Beseitigung von Kritikpunkten am zweiten 
Konsultationspapier 

112 . Nach Veröffentlichung des zweiten Konsultati- 
onspapiers im Januar 2001 entbrannte heftige Kritik am 
Basel 11-Konzept (JG 2001 Ziffern 83 ff). Insbesondere 
in Deutschland wurde vielfach befürchtet, die mittelstän- 
dische Wirtschaft könne durch die Reform per saldo ei- 
nen relativen oder absoluten Finanzierungsnachteil erlei- 
den. Diese befürchteten Auswirkungen führten zu zwei 
in das dritte Konsultationspapier aufgenommenen we- 
sentlichen Änderungen: Untemehmenskredite von bis zu 
1 Mio Euro können dem Privatkundenportfolio zugeord- 
net werden (Standard- und IRB-Ansatz) und erhalten 
damit geringere Risikogewichte. Überdies wurden die 
Risikogewichte für Kredite an mittelständische Unter- 
nehmen mit bis zu 50 Mio Euro Jahresumsatz gesenkt 
(IRB-Ansatz). Eine Begründung hierfür liegt in der stär- 
keren Berücksichtigung von Granularitätseffekten, also 
der Tatsache, dass mittelständische Kreditportfolios der 
Banken generell weniger großvolumige Kredite enthal- 
ten. 
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Schaubild 9 


Möglichkeiten zur Bewertung des Kreditrisikos nach Basel II 


Standard-Ansatz: 




Exposure-at-Default (EAD) 

^ im Wesentlichen die 
Kredithöhe 


Risikogewicht: 

Festlegung durch externe Rating-Agenturen 
in Abhängigkeit von der jeweiligen 
Risikoklasse 



Eigenmittel- 

Unterlegung 

= 

★ 

★ 

Solvabilitäts- 
koeffizient (8 vH) 








IRB-Ansatz: 


Eigenmittel- 

Unterlegung 


Exposure-at-Default (EAD) 

- einfacher IRB-Ansatz: 

=> bankenaufsichtlich 

vorgegeben 

- fortgeschrittener IRB-Ansatz: 
=> bankinterne Schätzung 


Risikogewicht: 

Festlegung über unterschiedliche Risiko- 
gewichtungsfunktionen in Abhängigkeit 
von der jeweiligen Risikoklasse und den 
Größen PD, LGD sowie M: 

- einfacher IRB-Ansatz: 

PD : bankinterne Schätzung 
LGD: bankenaufsichtlich vorgegeben 
M : keine explizite Anrechnung 

- fortgeschrittener IRB-Ansatz: 

PD : bankinterne Schätzung 
LGD: bankinterne Schätzung 

M : bankenaufsichtlich vorgegeben 


★ 


Solvabilitäts- 
koeffizient {8 vH) 


EAD = Exposure-at-Default (erwartete ausstehende Forderungen bei Ausfall) 
PD = Probability of Default (Ausfallwahrscheinlichkeit) 

LGD = Löss Given Default (Verlustrate) 

M = Maturity (Restlaufzeit) 


SR 2003 -12 -0669 


Die Ergebnisse der dritten Auswirkungsstudie zeigen, 
dass durch diese Neuerungen die zumeist stark im mittel- 
ständischen Kreditgeschäft engagierten kleineren Insti- 
tute (Gruppe 2-Banken) größere Vorteile dureh den 
Basel II-Akkord haben als große Institute (Gruppe 1 - 
Banken), die sieh im Kreditgeschäft auf große Firmen- 
kunden konzentrieren. Gruppe 2-Banken können teil- 
weise deutliche Reduzierungen bei ihren Eigenkapitalan- 
forderungen - um bis zu 10 vH in Deutschland und 19 vH 
im Durchschnitt der GlO-Länder- erwarten (Tabelle 8, 
Seite 48). Gruppe 1 -Banken werden dagegen maximal 
um 2 vH entlastet. Die Ergebnisse der dritten Auswir- 
kungsstudie zeigen überdies, dass die Kapitalanforderun- 
gen für Kredite an kleine und mittlere Unternehmen in 
Deutschland und den GlO-Ländem grundsätzlieh nicht 
höher sein werden als jetzt, sondern meistens - um bis zu 
26 vH - niedriger. Es stellt sich jedoch die Frage, ob an- 
gesichts der empirisch vielfach bestätigten höheren Aus- 
fallwahrscheinlichkeit von Krediten an kleine und mitt- 
lere Unternehmen die aktuellen Modifikationen durch 
eine unangemessene Entlastung dieses Kreditsegments 
über das Ziel hinausgeschossen sein könnten. 

113. Befürchtet wurden zudem prozyklische Effekte 
bei der Kreditvergabe, welche aus der stärkeren Risiko- 
sensitivität des Basel II-Konzepts resultieren. Zum Bei- 
spiel halten sich Finanzinstitute in einer konjunkturellen 
Abschwungphase aufgrund gestiegener Kosten durch 


höhere notwendige Rückstellungen für unsieher gewor- 
dene Kredite bei der Kreditvergabe zurück. Ein höherer 
Bedarf an regulatorischem Eigenkapital dureh eine nied- 
rigere Bonitätsbewertung im Abschwung könnte diese 
Wirkung verstärken. Dieser Effekt wurde durch die Ab- 
flachung der Risikogewichtungsfunktionen reduziert. 
Eine gewisse Prozyklizität ist einem risikosensitiven 
Ansatz jedoch systemimmanent und lässt sich daher nie 
ganz vermeiden. Die daraus resultierenden Gefahren 
werden vom Basler Ausschuss jedoch als gering einge- 
schätzt, verglichen mit den Vorteilen einer stärker boni- 
tätsorientierten Kreditrisikobewertung. 

Es ist von wissenschaftlicher Seite zudem betont worden, 
dass Risiko aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive eine 
endogene Größe sei, die sich aus dem Zusammenspiel 
der beteiligten Akteure ergibt. Durch gleichgerichtetes 
Verhalten der Marktteilnehmer besteht nämlich die Ge- 
fahr, dass negative Tendenzen verstärkt werden. Bankin- 
terne Risikomodelle vernachlässigen regelmäßig diese 
Dimension und behandeln Risiko als exogene, für das 
Institut gegebene Größe. Dies ist unter normalen wirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen unbedenklich, in öko- 
nomischen Ausnahmezeiten, das heißt unter krisenhaften 
Umständen, ist diese Annahme jedoch nicht mehr gültig. 
Dieser Spielart prozyklischen Verhaltens unter ungünsti- 
gen Rahmenbedingungen wird durch einige Neuerun- 
gen im dritten Konsultationspapier Rechnung getragen: 
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Tabelle 8 


Eigenkapitalanforderungen: Änderungen durch Basel II gegenüber Basel I 

vH 


F orderungskategorien 


Standardansatz 



Einfacher IRB-Ansatz 


Fortgeschrittener 

IRB-Ansatz** 

1 Gruppe 1 -Banken^’ | 

1 Gruppe 2-Banken^’ | 

1 Gruppe 1 -Banken^* | 

1 Gruppe 2-Banken^* | 

Gruppe 1 -Banken^* 


RWA'*’ 

1 Beitragt* | 

1 RWA'*’ 

1 Beitragt* | 

1 RWA'*’ 

1 Beitragt* | 

1 RWA'*’ 1 

Beitragt* | 

1 RWA“** 

1 Beitragt’ 

Gesamtänderung 

12 

12 

+0 

+0 

Deutschland 

16 16 

-10 

-10 

5 

5 

Kreditrisiko insgesamt .. 

6 

6 

-9 

-9 

6 

6 

-18 

-18 

-6 

-6 

darunter: 

Unternehmen 

5 

1 

-2 

-0 

7 

2 

-22 

-5 

1 

0 

KMU gesamt^* 

-4 

-1 

-11 

-4 

-22 

-4 

-17 

-5 

-26 

-7 

Operationelles Risiko .... 

- 

6 

- 

9 

- 

9 

- 

8 

- 

11 

Gesamtänderung 

11 

11 

3 

3 

GlO-Ländcr^* 

3 3 

-19 

-19 

-2 

-2 

Kreditrisiko insgesamt .. 

0 

0 

-11 

-11 

-7 

-7 

-26 

-27 

-13 

-13 

darunter: 

Unternehmen 

1 

1 

-10 

-1 

-9 

-2 

-27 

-4 

-14 

-4 

KMU gesamt’’^ 

-4 

-1 

-6 

-2 

-15 

-2 

-17 

-4 

-13 

-3 

Operationelles Risiko .... 

- 

10 

- 

15 

- 

10 

- 

7 

- 

11 


1) Die Gesamtänderung der risikogewichteten Aktiva (RWA) für deutsche Gruppe 2-Banken im fortgeschrittenen IRB-Ansatz beläuft sich auf 
-8 vH, aufgrund der geringen Fallzahlen ist dieses Ergebnis vorsichtig zu interpretieren, für die GlO-Länder ist kein Ergebnisnachweis möglich. 

2) Große international tätige Banken mit einem Kemkapital von mindestens 3 Mrd Euro. - 3) Kleinere und mittlere Banken. - 4) Änderung der 


risikogewichteten Aktiva (RWA). - 5) Beitrag eines Portfolios zur Gesamtänderung der RWA, das heißt Änderung der RWA in einer Forderungs- 
klasse gewichtet mit dem Anteil dieser Forderungsklasse an den derzeitigen Eigenkapitalanforderungen. - 6) Forderungskategorie für kleine und 
mittlere Unternehmen. - 7) Alle 13 Mitgliedsländer des Basler Ausschusses: Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Japan, Kanada, Luxem- 
burg, Niederlande, Schweden, Schweiz, Spanien, das Vereinigte Königreich und die Vereinigten Staaten. Zu den Einzelheiten siehe: Bank for In- 
ternational Settlements (2003) Quantitative Impact Study 3 (QIS 3) - OverView of Global Results, S. 5 ff sowie Deutsche Bundesbank (2003) 
Ergebnisse der dritten Auswirkungsstudie zu Basel II - Länderbericht Deutschland, S. 3 ff 


So müssen Banken, die den IRB-Ansatz verwenden, über 
fundierte Stresstest-Verfahren zur Beurteilung der 
Angemessenheit ihrer Eigenkapitalausstattung verfügen. 
Neben diesen grundsätzlichen Tests müssen die von den 
Banken intern ermittelten Größen Ausfallwahr- 
scheinlichkeit, Verlustquote bei Ausfall und erwarteter 
Forderungsausfall hinreichend stress-getestet sein, das 
heißt, ihre Höhe muss auch die Auswirkungen von 
leichten Rezessions-Szenarien -wie einen Null-Zu- 
wachs in zwei aufeinander folgenden Quartalen - wi- 
derspiegeln. 

114. Auch die Benachteiligung der für Deutschland ty- 
pischen langfristigen Kreditverträge scheint beseitigt zu 
sein, denn mit dem dritten Konsultationspapier wird es 
keine Laufzeitzuschläge im Standardansatz, im einfa- 
chen IRB-Ansatz sowie für das Privatkundengeschäft 
geben. Zudem gelten im IRB-Ansatz Ausnahmeregelun- 
gen für Kredite an Unternehmen mit einem Jahresumsatz 
und einer Bilanzsumme von bis zu 500 Mio Euro. 

Ergänzende Neuerungen 

115 . Erstmals enthält das dritte Konsultationspapier 
ein schlüssiges Gesamtkonzept zur Behandlung von 


Verbriefungen, wie zum Beispiel forderungsbesicherte 
Wertpapiere (Asset Backed Securities-ABS), mit deren 
Hilfe Banken Kreditrisiken am Markt Weiterverkäufen 
können. Durch die Neuerung erkennt der Basler Aus- 
schuss die Bedeutung von Verbriefungen für die Risiko- 
streuung und die Finanzmarktstabilität an. Gleichzeitig 
werden für den stark wachsenden Verbriefungsmarkt 
verbesserte Wettbewerbsbedingungen geschaffen. Au- 
ßerdem bestünde ohne eine entsprechende Regelung die 
Gefahr der Eigenkapitalarbitrage, da einige Verbrie- 
fungstransaktionen es den Banken im Rahmen der aktu- 
ellen Eigenkapitalvereinbarung ermöglichen, geringere 
Eigenmittel zu halten, als angesichts der Risiken, denen 
sie ausgesetzt sind, angemessen wäre. Bei der Messung 
des Kreditrisikos von Verbriefungen stehen ebenfalls 
Standard- und IRB-Ansätze zur Verfügung. Mit der im 
Oktober 2003 vorgenommenen Modifikation des dritten 
Konsultationspapiers wurde die Behandlung von aktiva- 
besicherten Wertpapieren weiter vereinfacht, und die 
vergleichsweise niedrigen Kapitalanforderungen im in- 
ternen Ratingansatz für das Privatkundengeschäft wur- 
den auf die Verbriefungsregeln übertragen. Die zuvor 
gültige Regelung setzte kaum Anreize zur Verbriefung 
von Krediten an kleine und mittlere Unternehmen. 
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Das mögliche Volumen für Verbriefungen in Form von 
ABS wird in Europa auf über 300 Mrd Euro geschätzt. 
Das tatsächliche Verbriefungsvolumen in Deutschland 
lag jedoch im Jahr 2002 mit 10,0 Mrd Euro im europäi- 
schen Vergleich hinter dem im Vereinigten Königreich 
(53,1 Mrd Euro), in Italien (24,1 Mrd Euro), den Nieder- 
landen (21,8 Mrd Euro), Spanien (19,8 Mrd Euro) und 
Frankreich (10,3 Mrd Euro) nur auf dem sechsten Platz. 

Ursache für die mangelnde Verbreitung von Verbriefun- 
gen in Deutschland, bei denen sowohl das Kreditrisiko 
als auch die Forderung selbst gebündelt an eine Zweck- 
gesellschaft verkauft, in Wertpapiere umgewandelt und 
am Kapitalmarkt platziert werden, war lange Zeit vor al- 
lem die Ausgestaltung des deutschen Gewerbesteuerge- 
setzes, welches die Zweckgesellschaften der Gewerbe- 
steuer unterwarf. Wegen dieser steuerlichen Hürde griff 
die deutsche Finanzbranche bisher vor allem auf syn- 
thetische Verbriefungen zurück, bei denen nur das 
Kreditausfallrisiko ausplatziert wird, ohne dass die For- 
derungen verkauft werden. Mit der Abschaffung der Ge- 
werbesteuer für Verbriefungen -die auch auf eine vom 
Bundesministerium der Finanzen Anfang des Jahres ins 
Leben gerufene „ Verbriefungsinitiative “ zurückgeht - 
ist das Haupthindernis zur Gründung von Zweckgesell- 
schaften und damit für die stärkere Verbreitung von Ver- 
briefungen aus dem Weg geräumt worden. 

Fast zeitgleich mit der Gesetzesänderung haben 
13 Banken Mitte des Jahres eine Absichtserklärung für 
die Gründung einer ersten Zweckgesellschaft zur Kredit- 
verbriefung in Deutschland unterzeichnet. Diese soll als 
GmbH einen Sitz in Frankfurt am Main erhalten und 
wird nicht nur Kreditportfolios der Gesellschafter, son- 
dern auch von nicht-beteiligten Banken verbriefen. Da- 
bei werden ausschließlich Kredite berücksichtigt, die 
stets ordnungsgemäß bedient worden sind - ohne Zah- 
lungsverzug oder Ausfälle. 

116. Für die Messung des operationeilen Risikos fin- 
den sich in der neuesten Version des Akkords deutlich 
konkretere Vorgaben als im zweiten Konsultationspa- 
pier: Es kann grundsätzlich zwischen einfachen und fort- 
geschrittenen Verfahren unterschieden werden. Die bei- 
den einfachen Messansätze - der Basisindikatoransatz 
und der Standardansatz - richten sich vor allem an Ban- 
ken mit geringeren operationeilen Risiken. Im Rahmen 
dieser Ansätze muss das operationeile Risiko mit Eigen- 
kapital in Höhe eines festen Prozentsatzes einer spezifi- 
schen Risikomessgröße unterlegt werden. Beim Basis- 
indikatoransatz beträgt die Eigenkapitalunterlegung 
15 vH des durchschnittlichen jährlichen Bruttoertrags ei- 
ner Bank in den vorangegangenen drei Jahren. Beim 
Standardansatz werden die Tätigkeiten der Bank in meh- 
rere Geschäftsfelder aufgeteilt. Auf den Bruttoertrag 
dieser Geschäftsfelder werden festgelegte Sätze ange- 
wendet, die zwischen 12 vH und 18 vH liegen. Die ge- 
samte Eigenkapitalanforderung ergibt sich dann aus der 
Summe des aufsichtsrechtlichen Eigenkapitalbedarfs für 
jedes der Geschäftsfelder. Voraussetzung für die Ver- 
wendung dieses Ansatzes ist die Existenz eines bankei- 
genen Systems zur Messung des operationellen Risikos, 
das den Mindestkriterien des dritten Konsultationspa- 
piers entspricht. Bei den fortgeschrittenen Messverfah- 
ren (Advanced Measurement Approaches) können Ban- 


ken ihre eigenen Beurteilungsmethoden für das 
Operationelle Risiko anwenden, solange diese ausrei- 
chend umfassend und systematisch sind. Diese Ansätze 
sollen vor allem von international tätigen Banken und 
Banken mit hohen operationeilen Risiken angewendet 
werden. Unter bestimmten Voraussetzungen wird es den 
Instituten erlaubt sein, die fortgeschrittenen Messverfah- 
ren zeitlich befristet auch nur für einzelne Geschäftsfel- 
der anzuwenden. Die dritte Auswirkungsstudie hat erge- 
ben, dass bei in GlO-Staaten ansässigen Banken die 
einfacheren Ansätze zur Messung des operationellen Ri- 
sikos überwiegend zu einer Eigenkapitalunterlegung in 
Höhe von 12 vH der gegenwärtigen Mindesteigenkapi- 
talanforderung führen, was der Zielsetzung entspricht. 
Allerdings wiesen die Ergebnisse der Banken je nach 
Land erhebliche Unterschiede auf. 

117. Im dritten Quartal des Jahres 2003 wurden von 
der US-amerikanischen Bankenaufsicht Forderungen 
vorgebracht, es solle ausschließlich für unerwartete 
Verluste Eigenkapital vorgehalten werden, weil erwar- 
tete Verluste bereits durch Risikovorsorge und Wertbe- 
richtigungen abgesichert seien und keiner zusätzlichen 
Eigenkapital-Unterlegung bedürften. Der Basler Aus- 
schuss hatte ähnliche Forderungen von deutscher Seite 
im Jahr 2001 mit der Begründung abgelehnt, Rücksicht 
auf unterschiedliche Wertberichtigungspraktiken in ein- 
zelnen Ländern nehmen zu wollen. Daher sah das Dritte 
Konsultationspapier noch eine Eigenkapitalunterlegung 
unerwarteter und erwarteter Verluste im internen Rating- 
ansatz vor. Allerdings konnten Wertberichtigungen so- 
wie teilweise Zinsmargen mit dem erwarteten Verlust 
verrechnet werden. Die von den US-Banken geforderte 
Konzentration auf unerwartete Verluste hätte im Rah- 
men der bestehenden Regelung eine Verletzung des Ka- 
pitalziels von 8 vH sowie eine unerwünschte Verände- 
rung des Verhältnisses von Kern- und Ergänzungskapital 
bedeutet. Um die ebenfalls von den US-amerikanischen 
Banken angeregte Neudefinition des Kemkapitals und 
damit verbundene langwierige Debatten sowie eine Au- 
ßerkraftsetzung des Zeitplans zu umgehen, hat der Bas- 
ler Ausschuss am 1 1 . Oktober 2003 folgende Änderun- 
gen des Akkords vorgenommen, die bis zum Ende des 
Jahres von den Banken kommentiert werden sollten: 

- Erstens müssen nur noch unerwartete Verluste zu den 
risikogewichteten Aktiva hinzugerechnet und mit Ei- 
genkapital unterlegt werden. Sind die erwarteten Ver- 
luste größer als die vorgenommenen Wertberichti- 
gungen (Shortfall-Position), so reduziert dies das 
anrechenbare Eigenkapital, im umgekehrten Fall (Ex- 
cess-Position) gilt dies analog. 

Shortfall-Positionen müssen vom haftenden Eigenka- 
pital abgezogen werden -zu 50 vH vom Kernkapital 
(Tier-One) und zu 50 vH vom Ergänzungskapital 
(Tier-Two). Excess-Positionen können dem Ergänz- 
ungskapital hinzugerechnet werden. Allerdings darf 
der Anteil der Excess-Positionen am Ergänzungs- 
kapital 20 vH nicht übersteigen. Diese Behandlung 
von Excess-Positionen entspricht der Beschränkung 
des Wertberichtigungsanteils am Ergänzungskapital 
nach Maßgabe des dritten Konsultationspapiers. 
Durch sie sollen ausreichende Anreize für die Banken 
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gesetzt werden, Wertberichtigungen für erwartete 
Verluste vorzunehmen. 

- Zweitens wird die mit der Herausreehnung „erwarte- 
ter Verluste“ verbundene Verringerung des Eigenkapi- 
talbedarfs durch eine Anhebung der Risikogewichte je 
Ausfallwahrscheinlichkeit, differenziert nach den 
fünf Basel 11-Kreditklassen ausgeglichen. 

Eine Neudefinition des Kemkapitals ist damit zunächst 
nicht mehr notwendig. Und auch die Eigenkapital-Er- 
mittlung im Standardansatz bleibt unverändert. 

Abschließende Bewertung 

118. Die Ziele des Basler Ausschusses werden auf 
GlO-Ebene, aber auch in Deutschland insgesamt er- 
reicht. Zum einen bleibt die Eigenkapitalunterlegung 
nach Angaben der Deutschen Bundesbank im gesamten 
deutschen Bankensystem nahezu unverändert. Zum an- 
deren zeigt sich, dass aus Sicht der Banken hoch entwi- 
ckelte Bewertungsmethoden zur Berechnung des Kredit- 
risikos einfacheren Risikokontrollmethoden vorzuziehen 
sind, da bei ersteren - vor allem für das Kreditrisiko - 
tendenziell weniger Eigenkapital gehalten werden muss. 
Die Entlastung steigt dabei - wie vom Basler Ausschuss 
beabsichtigt - mit zunehmender Differenzierung der Ri- 
sikoberücksichtigung an: Im Vergleich zum Standardan- 
satz ist das Eigenmittelerfordernis für Kreditrisiken im 
IRB-Ansatz zum Beispiel um bis zu 15 Prozentpunkte 
geringer (Tabelle 8). Basel 11 setzt somit die gewünsch- 
ten Anreize einer höheren Sensitivität für das Ausmaß 
an Bankrisiken. Allerdings zeigen die Einzelergebnisse 
eine zum Teil breite Streuung zwischen den teilnehmen- 
den Banken. Der Basler Ausschuss führt dieses unein- 
heitliche Abschneiden auf zwei Ursachen zurück. Zum 
einen variiert der Anteil des risikoärmeren Privatkun- 
denbereichs am gesamten Bankgeschäft zwischen den 
Instituten sehr stark. Zum anderen müssen insbesondere 
spezialisierte Banken durch die nunmehr berücksichtig- 
ten Operationellen Risiken deutlich mehr Eigenkapital 


Vorhalten als unter Basel 1. Es ist aber zu erwarten, dass 
sich die Resultate im Laufe der Zeit annähem, wenn die 
Institute größere Erfahrungen mit der Anwendung der 
neuen Regelungen haben. 

Vielfach wurde kritisiert, dass in den Vereinigten Staaten 
lediglich zehn bis zwölf Institute auf den Akkord ver- 
pflichtet werden. Über die Brüsseler Richtliniensetzung 
werden Basler Regelungen dagegen auf alle Kreditinsti- 
tute und Wertpapierhäuser in der Europäischen Union 
anzuwenden sein. Der eingeschränkte Anwendungs- 
kreis von Basel II in den Vereinigten Staaten ist zwar 
- nach heutiger Kenntnis - kein allzu großer Wettbe- 
werbsnachteil für europäische Institute: Zum einen ent- 
fallen auf die zehn bis zwölf größten Banken in den Ver- 
einigten Staaten etwa 95 vH des internationalen 
Geschäftsvolumens aller US-amerikanischen Banken; 
erwartet wird zum anderen, dass weitere zehn große 
Banken freiwillig den neuen Basler Standard anwenden, 
so dass ein Abdeckungsgrad von 99 vH erreicht wird. Es 
ist aber nicht ausgeschlossen, dass regional tätige ameri- 
kanische Banken, die nicht Basel 11 unterliegen, Kredite 
an ausländische Kunden vergeben und somit zu Konkur- 
renten von europäischen Banken werden. Zudem ist die 
Befürchtung geäußert worden, Kreditinstitute könnten 
mit im Ausland ansässigen Tochterunternehmen unter- 
schiedlichen Regelungen unterliegen und es könnte 
durch die unterschiedliche Ausübung von nationalen 
Wahlrechten sowie differierende Zulassungsverfahren 
für interne Risikomessmethoden zu Doppelrechnungen 
und Mehraufwand kommen. Um solche Probleme mög- 
lichst zu vermeiden, wurde mit der „Accord Implemen- 
tation Group“ des Basler Ausschusses eigens ein Forum 
geschaffen, in dem über Fragen der Implementierung der 
neuen Regelungen diskutiert werden kann. Insgesamt 
bleibt zu wünschen, dass der vorgesehene Zeitplan zur 
Einführung des neuen Akkords eingehalten wird, damit 
die Stabilität des internationalen Finanzsystems durch 
zeitgemäße Eigenkapitalregeln für Kreditinstitute und 
eine wirksame Bankenaufsicht gestärkt wird. 


Tabelle 9 


Ausgewählte wirtschaftspolitische Ereignisse im Ausland 


Datum 


2003 

Internationale Ereignisse 

24. Januar 

Der Internationale Währungsfonds gewährt Argentinien einen Zahlungsaufschub für seine bis 
August fälligen Kredite in Höhe von rund 6,6 Mrd US-Dollar. Auf diese Vereinbarung sollte 
nach den Präsidentschaftswahlen im April ein längerfristiges Abkommen mit der neuen Regie- 
rung folgen. 

1.-3. Juni 

G8-Gipfel in Evian-les-Bains, Frankreich. Die Teilnehmer einigen sich auf eine Stärkung des 
weltweiten Wachstums durch Voranbringen von Strukturreformen und zielführenden Verhand- 
lungen in der Welthandelsrunde von Doha, eine Förderung der nachhaltigen Entwicklung in den 
Entwicklungsländern und eine Verbesserung der internationalen Sicherheitslage. Darüber hin- 
aus findet ein Dialog der G8-Staaten mit zwölf Staats- und Regierungschefs aus Schwellen- und 
Entwicklungsländern statt, darunter auch die Fortsetzung der besonderen Gespräche mit Afrika. 
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noch: Ausgewählte wirtschaftspolitische Ereignisse im Ausland 


Datum 


noch 2003 

noeh Internationale Ereignisse 

29. Juni 

Die Volksrepublik China schließt mit Hongkong eine Vereinbarung zur engen wirtschaftliehen 
Zusammenarbeit, die insbesondere Zollsenkungen seitens des chinesischen Festlands und einen 
besseren Marktzugang für Dienstleistungen vorsieht. 

25. August 

Der Mereosur - bestehend aus Brasilien, Argentinien, Uruguay und Paraguay sowie Bolivien 
und Chile als assoziierte Mitglieder - schließt ein Freihandelsabkommen mit Peru ab. Das Ab- 
kommen sieht ein stufenweises Auslaufen der Zölle vor. Außerdem eröffnet es die Möglichkeit 
bilateraler Abkommen zwischen dem Mereosur und anderen Andenländern. 

10.-14. 

WTO-Ministerkonferenz in Caneün, Mexiko. 

September 

- Gegenstand der Diskussion: Liberalisierung des Agrarhandels, Marktzugang für Nicht- 
Agrarprodukte, Fortsetzung der Zollsenkungen für Industriegüter sowie weitere handelsbe- 
zogene Aspekte, insbesondere die Singapur-Themen (Regeln für Investitionen und Wettbe- 
werb im Handel, Transparenz im öffentlichen Beschaffungswesen sowie Abbau der Zoll- 
bürokratie). 


- Die Konferenz endet ohne eine Einigung auf eine Abschlusserklärung. Abschluss der Doha- 
Runde innerhalb der geplanten Zeit - bis Ende 2004 - gefährdet. 


- Mit Kambodscha und Nepal werden zum ersten Mal zwei der ärmsten Entwieklungsländer 
in die WTO aufgenommen, die damit auf 148 Mitglieder angewachsen ist. Der Beitritt die- 
ser Länder wird formell 30 Tage nach Unterzeichnung des Vertrags durch die nationalen 
Parlamente vollzogen. 

11. September 

Der Internationale Währungsfonds und Argentinien unterschreiben eine gemeinsame Absiehts- 
erklärung über ein drei Jahre laufendes Kreditabkommen im Umfang von 12,5 Mrd US-Dollar, 
nachdem Argentinien tags zuvor die Rüekzahlung der fälligen Kredittranche in Höhe von 
2,9 Mrd US-Dollar an den Internationalen Währungsfonds verweigert hatte. Dabei kommt der 
Fonds weitgehend Argentinien entgegen, indem er auf einen Zeitplan verzichtet, der festlegt, 
wie die Gesehäftsbanken für die ihnen entstandenen Schäden durch die gespaltene Umrechnung 
bei der Umwandlung in Peso von der Regierung entschädigt werden sollten. Außerdem fallen 
die Zielvorgaben für die Primärüberschüsse der nächsten Jahre vage aus. Schließlich erhalten 
auch die argentinischen Versorgungsuntemehmen zunächst keine Zusagen, ihre Tarife erhöhen 
zu dürfen. Mit dieser Absiehtserklärung ist neben der Stabilisierung der Wirtsehaft und dem 
Vorhandensein einer handlungsfähigen Regierung die letzte Voraussetzung für die Aufnahme 
von Umschuldungsgespräehen geschaffen. 

21. September 

Treffen der Finanzminister beim Jahrestreffen der Weltbank und des Internationalen Währungs- 
fonds in Dubai, Vereinigte Arabische Emirate. Forderung nach Strukturreformen und Fortfüh- 
ren der in Caneün abgebrochenen WTO-Verhandlungen. Darüber hinaus sollen Wechsel- 
kursthemen vom Internationalen Währungsfonds weiterhin thematisiert werden. Die 
Mitgliedsländer sprechen sich für flexible Weehselkurse aus. 

5.-8. Oktober 

ASEAN-Gipfel auf Bali, Indonesien. Gemäß der Bali-II-Übereinstimmung wollen die ASEAN- 
Mitgliedsländer bis zum Jahr 2020 einen gemeinsamen Markt schaffen. Genehmigung bilatera- 
ler Abkommen, solange diese offen für weitere Teilnehmer sind. Neben den Vertretern der zehn 
Mitgliedsländer nehmen aueh Staats- und Regierungschefs aus China, Japan, Südkorea und In- 
dien teil, mit denen der Aufbau und Ausbau einer engen Zusammenarbeit vereinbart wird. Mit 
China, Indien und Japan sollen in den nächsten zehn Jahren Freihandelszonen umgesetzt wer- 
den. 

20. - 21. Oktober 

Gipfeltreffen der 21 Pazifikanrainerstaaten der Asien-Pazifik-Kooperation (APEC) in Bang- 
kok, Indonesien. Die Teilnehmer einigen sich auf die Förderung von Handels- und Investitions- 
liberalisierung im multilateralen Rahmen. Diese Liberalisierung solle nicht zu Lasten der öf- 
fentlichen Sieherheit gehen: Einigung auf gemeinsames Vorgehen zur Verhinderung von 
Terrorismus und bei der Bekämpfung schwerer Krankheiten wie SARS oder Aids. 
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noch: Ausgewählte wirtschaftspolitische Ereignisse im Ausland 


Datum 


noch 2003 

noch Internationale Ereignisse 

26. - 27. Oktober 

Jahrestagung der Finanzminister und Notenbankpräsidenten der wichtigsten Industrie- und 
Schwellenländer (G20) in Morelia, Mexiko. Diskussion über Krisenvorbeugung und -bewälti- 
gung, über die Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung sowie über die Finanzierung der Ent- 
wicklungshilfe. Der Abschluss multilateraler Handelsvereinbarungen soll gefördert werden. 

2002 

Vereinigte Staaten 

25. November 

Präsident Bush unterzeichnet ein Gesetz zur Schaffung eines eigenständigen Ministeriums für 
Heimatschutz (Department of Homeland Security). Durch eine Reorganisation der Bundesver- 
waltung sollen 22 bereits bestehende Behördenstellen mit fast 170 000 Mitarbeitern in dieses 
neue Ministerium überführt werden. 

26. November 

Präsident Bush unterzeichnet ein Gesetz zur Terrorismusversicherung. Darin wird Anbietern 
von Terrorismusversicherungen eine zeitlich befristete staatliche Beteiligung an durch Terroris- 
mus ausgelöste Schäden zugesichert, die in den Jahren 2003 bis 2005 jeweils 90 vH der über ei- 
nen Betrag von 10 Mrd US-Dollar (15 Mrd US-Dollar im Jahr 2005) liegenden Schadens- 
summe als Folge eines Terroranschlags beträgt. 

2003 


8. Januar 

Präsident Bush unterzeichnet ein Gesetz zur Verlängerung der Arbeitslosengeldbezugsdauer. Es 
gewährt Arbeitslosen nach dem Auslaufen ihres auf 26 Wochen begrenzten Arbeitslosen- 
geldanspruchs finanzielle Unterstützung für weitere 13 Wochen. Die gesamten Ausgaben der 
Verlängerung belaufen sich planmäßig auf rund 7,25 Mrd US-Dollar, wobei jeder Arbeitslose 
im Durchschnitt 250 US-Dollar pro Woche erhält. 

9. Januar 

Die Federal Reserve führt neue Kreditprogramme im Diskontgeschäft, dem so genannten Dis- 
kontfenster, ein. Der neue Primary Credit ersetzt die bisherigen Anpassungskredite und der 
Secondary Credit die Überbrückungskredite. Diese unterscheiden sich von ihren Vorgängerpro- 
grammen im Wesentlichen dadurch, dass die Zinssätze oberhalb der Federal Funds Rate gesetzt 
werden und die Restriktionen zur Nutzung des Primary Credit deutlich geringer für die Ge- 
schäftsbanken sind, solange ihr finanzieller Status gesund ist. Der Secondary Credit, dessen 
Zinssatz über dem für den Primary Credit liegt, ist für jene Kreditinstitute gedacht, die den Pri- 
mary Credit nicht in Anspruch nehmen können. Das Diskontfenster stellt lediglich eine zusätz- 
liche Finanzierungsquelle dar, die Kredite sollen die Finanzierung im Falle eines temporären 
Liquiditätsengpasses gewährleisten; in der Regel werden sich Banken aber über andere, günsti- 
gere Quellen finanzieren. 

16. Januar 

ln Chicago wird von 1 3 größeren Unternehmen und der Stadtverwaltung die erste Klimabörse 
für Treibhausgase (Chicago Climate Exchange) gegründet. Die von den Teilnehmern dieses 
Projekts vereinbarte Reduktion der Konzentration des Kohlenstoffdioxids und anderer Treib- 
hausgase beträgt 4 vH gegenüber den eigenen durchschnittlichen Emissionen der Jahre 1998 
bis 2001. Dieser Wert muss über die nächsten vier Jahre erreicht werden. Bei einer Reduktion 
über dieses Ziel hinaus werden Gutschriften erteilt, die an der Börse veräußert werden können. 

22. März 

Die US-amerikanische Regierung nimmt ein Jahr nach der Verhängung von Strafzöllen auf 
Stahlimporte weitere 295 Produktkategorien von der Maßnahme aus, nachdem sie bereits im 
vergangenen Jahr 727 Produktkategorien mit einem Importvolumen von 3 Mio Tonnen befreit 
hatte. Die neuerliche Befreiung umfasst etwa 0,4 Mio Tonnen. Die Stahlimporte werden im 
zweiten Jahr der drei Jahre währenden Regelung mit Zollzuschlägen zwischen 7 vH und 24 vH 
belastet. 

16. April 

Präsident Bush unterzeichnet einen Nachtragshaushalt in Höhe von 79 Mrd US-Dollar für die 
Ausgaben im Irak-Krieg, aber auch für internationale Unterstützung und den Wiederaufbau im 
Irak, für die innere Sicherheit und Finanzhilfen für die Luftfahrtindustrie. 
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6. Mai 

Die US-amerikanische Notenbank unterscheidet in ihren Mitteilungen nach den Offenmarkt- 
ausschusssitzungen des Federal Reserve Board für den Ausblick der nächsten Quartale erstmals 
in konjunkturelle und inflationäre Risiken. Während sie die konjunkturellen Risiken für ausge- 
wogen hält, sei ihrer Ansicht nach die „Wahrseheinlichkeit eines unwillkommenen substantiel- 
len Rüekgangs der Inflation - wenn auch nur geringfügig - größer als diejenige eines Anstiegs 
der bereits sehr niedrigen Inflationsrate“. 

27. Mai 

Die gesetzlich festgelegte Obergrenze für die Staatsverschuldung wird permanent um 
984 Mrd US-Dollar auf 7,384 Billionen US-Dollar angehoben. 

28. Mai 

Präsident Bush unterzeichnet den Jobs and Growth Tax Relief Reconciliation Act of 2003, der 
über eine Laufzeit von zehn Jahren Steuerentlastungen in Höhe von 350 Mrd US-Dollar vor- 
sieht und zurückwirkend ab dem 1 . Januar 2003 in Kraft tritt. 

25. Juni 

Die US-amerikanische Zentralbank senkt die Federal Funds Rate und den Diskontsatz (Primary 
Credit Rate) um je 25 Basispunkte auf 1 % beziehungsweise 2 %. 

15. Juli 

Gemäß dem überarbeiteten Haushalt für das Fiskaljahr 2004 betragen die planmäßigen Ausga- 
ben 2,270 Billionen US-Dollar, wovon 55 vH auf gesetzlieh vorgegebene Ausgaben entfallen. 
Diskretionäre Ausgaben werden um 3,5 vH gegenüber dem vorherigen Fiskaljahr ansteigen, 
wobei der größte Zuwachs bei den Nieht-Verteidigungs- Ausgaben für Heimatschutz liegt 
(20,3 vH), absolut aber die Zunahme der Ausgaben des Verteidigungsministeriums mit 
15 Mrd US-Dollar am höchsten ist. 

3. September 

Präsident Bush unterzeichnet Freihandelsabkommen mit Chile und Singapur. Das Abkommen 
mit Chile enthält Bestimmungen über die Behandlung geistigen Eigentums, einen verbindli- 
chen Rechtsrahmen für US-Investoren sowie Bestimmungen zu Arbeits- und Umweltschutzbe- 
dingungen und sieht darüber hinaus die Abschaffung oder die Senkung der Zölle bei 85 vH der 
Waren im Handel zwischen den beiden Ländern vor. Mit Singapur, dem mittlerweile zwölft- 
größten Handelspartnerland der Vereinigten Staaten, wurden neben Bestimmungen zu Arbeits- 
und Umweltsehutzbedingungen auch Regelungen für geistiges Eigentum und Internethandel 
getroffen. 

1. Oktober 

Präsident Bush unterzeichnet erstmals ein Gesetz zur Bereitstellung von Mitteln für das neue 
Heimatsehutzministerium. Es erhält ein Budget von 37,6 Mrd US-Dollar für das Fiskaljahr 2004. 

6. November 

Präsident Bush unterzeichnet einen Naehtragshaushalt für das Fiskaljahr 2004 in Höhe von 
87,5 Mrd US-Dollar für das US-Engagement im Irak und in Afghanistan. Danaeh sind 
65 Mrd US-Dollar für US-Truppen in den beiden Ländern und 18,6 Mrd US-Dollar für den 
Wiederaufbau im Irak vorgesehen. 

2002 

Japan 

22. November 

Das Kabinett beschließt einen Nachtragshaushalt in Höhe von 3 Billionen Yen, der jeweils hälf- 
tig für soziale Sicherungsmaßnahmen für Leidtragende einer beschleunigten Banksanierung 
und für öffentliche Infrastrukturprojekte verwendet werden soll. Darüber hinaus sind 

1 ,2 Billionen Yen für Maßnahmen der Sozialen Sicherung und zur Katastrophenbehebung, wei- 
tere 2 Billionen Yen als Ausgleieh für die erwarteten Steuermindereinnahmen vorgesehen. Da- 
mit steigt die Gesamtsumme der Anleihen im Fiskaljahr 2002 über die von Premierminister 
Koizumi angestrebte Höchstgrenze von 30 Billionen Yen. 

29. November 

Start des Aktienankaufsprogramms der japanischen Notenbank. 
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11. Dezember Verabschiedung eines Gesetzentwurfs zur Verbesserung des Einlagensicherungsgesetzes. Da- 
nach sind Kontokorrenteinlagen, reguläre und spezifizierte Einlagen bis zum 31. März 2005 
vollständig gesichert, über diese Frist hinaus werden nur noch solche, die keine Zinsen tragen. 
Demgegenüber besteht für andere Einlagen wie Termineinlagen permanent nur bis zu 
10 Mio Yen einschließlich Zinsen eine Sicherungsgarantie. 

13. Dezember Die drei Regierungsparteien geben Einzelheiten der Steuerreform für das Haushaltsjahr 2003 
bekannt. Während für die kommenden Jahre per saldo Steuererhöhungen vorgesehen sind, 
kommt es im nächsten Fiskaljahr zu einer Nettoentlastung als Maßnahme gegen die Deflation: 
Die Steuersenkungen von bis zu 2 Billionen Yen überwiegen die vorgesehenen Steuererhöhun- 
gen von bis zu 200 Mrd Yen. Im Einzelnen handelt es sich um folgende Maßnahmen: 

- Erhöhung der Steuern auf Malzbier, Wein und Zigaretten. 

- Abschaffung des Sonderabzugs für Ehegatten bei der Einkommensteuer. 

- Einführung einer Einheitssteuer für Unternehmen (Veranlagung nach Untemehmensgröße), 
die von den Präfekturen erhoben werden soll. 

- Steuersenkungen und -Vergünstigungen für Unternehmen (Forschungs- und Entwicklungs- 
ausgaben sowie Investitionen). 

- Senkung der steuerlichen Belastung auf Erträge von Wertpapieren. 

- Steuersenkung bei Eigentumsumschreibungen im Zuge von Immobilieninvestitionen und 
Einfrieren der Grundsteuer mit dem Ziel der Stimulation der stagnierenden Grundstücksver- 
käufe. 

2003 

20. März Toshihiko Fukui, der bereits zwischen 1994 und 1998 stellvertretender Notenbankgouvemeur 

war, wird neuer Gouverneur der japanischen Notenbank. 

25. März Auf einer Sondersitzung nach Beginn des Irak-Kriegs beschließt die japanische Notenbank, 

die Grenze für Aktienkäufe von Banken von 2 auf 3 Billionen Yen zu erhöhen. Begründet 
wird der Schritt damit, dass die Bereitstellung zusätzlicher Liquidität angesichts der Irak- 
Krise allein nicht ausreiche, die Stabilität des Markts zu sichern. Zudem wird die Ober- 
grenze für den Aufkauf von Wertpapieren insgesamt praktisch außer Kraft gesetzt. Darüber 
hinaus verzichtet die Zentralbank auf unbegrenzte Zeit darauf, die Anzahl der Arbeitstage, 
an denen der Diskontsatz bei der Lombard-Refinanzierung angewandt werden darf, zu be- 
schränken. 

28. März Verabschiedung des Haushalts für das Fiskaljahr 2003 mit einem Gesamtvolumen von 

81,79 Billionen Yen. Vorgesehen ist ein sehr geringer Anstieg der Staatsausgaben um 0,7 vH, 
der im Wesentlichen auf die durch die demographische Entwicklung bedingten höheren Ausga- 
ben für Soziale Sicherung (+ 3,9 vH) zurückzuführen ist. Die vorgesehene Neuemission von 
Staatsanleihen beträgt mehr als 36 Billionen Yen (-1-21,5 vH), womit der Anteil an den Gesamt- 
einnahmen erstmals bei deutlich mehr als 40 vH liegen wird. 

1 . April Das staatliche Postunternehmen wird in ein Postdienstleistungsuntemehmen in der Rechtsform 

einer unabhängigen öffentlichen Körperschaft umgewandelt. Das Unternehmen bietet neben 
dem Postzustelldienst auch Postspardienstleistungen sowie Lebensversicherungen an und stellt 
somit die weltgrößte Finanzinstitution dar: Sie hält rund ein Drittel aller privaten japanischen 
Ersparnisse, und ihr Marktanteil an Versicherungsanteilen liegt bei 40 vH. 
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4. April 

Die japanische Finanzaufsichtsbehörde veröffentlicht neue Regeln zur Verstaatlichung von 
Banken, das heißt zur Umwandlung von stimmrechtslosen Vorzugsaktien, die der Staat hält, in 
stimmberechtigte Aktien. 

30. April 

Die japanische Notenbank beschließt angesichts der weiterhin volatilen Verfassung der Finanz- 
märkte und der schwachen konjunkturellen Entwieklung, das Zielband für die von den Ge- 
schäftsbanken bei ihr gehaltenen Liquiditätsreserven von 1 7 bis 22 Billionen Yen auf 22 bis 
27 Billionen Yen zu erhöhen. 

8. Mai 

Die Industrial Revitalization Corporation, die in den nächsten fünf Jahren hochverschuldete, 
aber insgesamt zukunftsfähige Unternehmen bei ihrer Umstrukturierung unterstützen soll, 
nimmt ihre Arbeit auf. Sie wird in Höhe von 10 Billionen Yen mit öffentliehen Geldern sowie 
zusätzlich von Banken und Investmentfonds finanziert. Im Unterschied zur staatliehen Auf- 
fanggesellschaft, der Resolution and Collection Corporation, kann sie den Kaufpreis für die 
Kredite selbst bestimmen. 

20. Mai 

Die japanisehe Notenbank beschließt angesichts der zunehmenden Unsieherheiten über die 
wirtschaftliche Erholung in den Vereinigten Staaten und in Europa, den unsicheren Folgen der 
Lungenkrankheit SARS, instabilen Aktien- und Devisenmärkten sowie zur Beruhigung der An- 
leger im Hinblick auf die Verfassung des Bankensystems, das Zielband für die von den Ge- 
schäftsbanken bei ihr gehaltenen Liquiditätsreserven abermals von 22 bis 27 Billionen Yen 
auf 27 bis 30 Billionen Yen zu erhöhen. 

10. Juni 

Die Regierung beschließt offiziell die Kapitalspritze in Höhe von 1,96 Billionen Yen für die 
Resona-Bankengruppe, die die Bankengruppe am 30. Mai 2003 beantragt hatte. 

1 1 . Juni 

Die japanische Notenbank kündigt an, zwisehen Juli 2003 und März 2006 für bis zu 

1 Billion Yen besieherte Anleihen mit einer zumindest zufriedenstellenden Bonität direkt von 
Finanzinstituten und Unternehmen kaufen zu wollen. Damit will sie die Deflation bekämpfen, 
da Unternehmen somit ein alternatives Finanzierungsinstrument zur Verfügung steht. 

25. Juli 

Das japanische Unterhaus verabsehiedet ein Gesetz, das es den Lebensversieherem gestattet, 
ihren Garantiezins in laufenden Verträgen nachträglieh zu senken, um dadurch einen Zusam- 
menbruch abzuwenden. Das Gesetz tritt Ende Juli in Kraft. 

20. September 

Bei den Wahlen zum Vorsitz der Liberaldemokratischen Partei wird Ministerpräsident Koizumi 
im Amt bestätigt; er betont, den eingeschlagenen Kurs bei den Strukturreformen fortsetzen zu 
wollen. 

10. Oktober 

Die japanisehe Notenbank weitet das Zielband für die von den Geschäftsbanken bei ihr gehalte- 
nen Liquiditätsreserven von 27 bis 30 Billionen Yen auf 27 bis 32 Billionen Yen aus. Darüber 
hinaus erhält sie die akzeptierte Restlaufzeit von Staatspapieren für Repo-Gesehäfte von bis zu 
seehs Monaten auf bis zu ein Jahr. Sie entschließt sieh zudem, ihre geldpolitischen Entschei- 
dungen und ihre Beurteilung der realwirtsehaftlichen und monetären Entwieklung rascher und 
transparenter nach den geldpolitischen Treffen zu veröffentlichen. Sie bekräftigt, die quantitativ 
expansive Geldpolitik solange beizubehalten, bis die Keminflationsrate über mehrere Monate 
nicht mehr negativ ist. 
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II. Europäische Union: Reformen in 
stagnierendem Umfeld 

119. Die wirtschaftliche Entwicklung im Euro-Raum 
verlief in diesem Jahr äußerst schwach; das Bruttoin- 
landsprodukt nahm nur um 0,4 vH gegenüber dem Vor- 
jahr zu. Bei verhaltener außenwirtschaftlicher Entwick- 
lung gingen die stärksten Impulse vom privaten Konsum 
aus. Die Eage der öffentlichen Haushalte im Euro-Raum 
verschlechterte sich weiter, und einige Mitgliedsländer 
verfehlten erneut das Defizitkriterium des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts. Deutlich günstiger verlief die kon- 
junkturelle Entwicklung im Vereinigten Königreich so- 
wie in den mittel- und osteuropäischen Beitrittsländern. 
Die monetären Rahmenbedingungen im Euro-Raum wa- 
ren bei sinkenden Eeitzinsen und allgemein niedrigen 
kurzfristigen und langfristigen Realzinsen erneut expan- 
siv. Von dem weiterhin hohen Liquiditätszuwachs, der 
vor allem auf Portfolioumschichtungen und das niedrige 
Zinsniveau zurückzuführen war, ging wie im Vorjahr 
kein Inflationsdruck aus. Der wegen der verhaltenen 
konjunkturellen Entwicklung und der Euro-Aufwertung 
geringe realwirtschaftliche Inflationsdruck führte dazu, 
dass die Inflationsrate auf einem Niveau von durch- 
schnittlich 2,0 vH verharrte; dies entsprach etwa der im 
Rahmen der Strategierevision konkretisierten Zielvor- 
gabe von „unter“, aber „nahe 2 vH“. Die Verhandlungen 
über die Osterweiterung der Europäischen Union wur- 
den im Dezember vergangenen Jahres abgeschlossen. 
Trotz einiger bislang noch bestehender Defizite in den 
Bereichen Marktwirtschaft und Wettbewerb, zwei der 
Kopenhagener Kriterien, werden im Mai 2004 zehn Län- 
der der Europäischen Union beitreten. Vor dem Hinter- 
grund der Erweiterung legte der Konvent zur Zukunft 
Europas einen Entwurf über eine europäische Verfas- 
sung vor. Diese soll sowohl die Handlungsfähigkeit ei- 
ner auf 27 oder mehr Mitglieder erweiterten Europäi- 
schen Union gewährleisten als auch Demokratie und 
Transparenz auf europäischer Ebene erhöhen. Um die 
Handlungsfähigkeit des geldpolitischen Entscheidungs- 
gremiums nach der Osterweiterung zu gewährleisten, hat 
auch der EZB-Rat eine Reform der Abstimmungsregeln 
beschlossen. Eine Reform war zudem in der Europäi- 
schen Agrarpolitik zu verzeichnen. Sie betraf die lang- 
same Zurückführung der Direktzahlungen und ihre Ent- 
koppelung von der Produktion. Ein darüber hinaus 
gehender großer Wurf wurde jedoch nicht gewagt. 

1. Konjunkturelle Belebung Meß weiter 
auf sich warten 

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung im Euro-Raum 

120. Nachdem die wirtschaftliche Aktivität im Euro- 
Raum bereits in den beiden vergangenen Jahren sehr 
verhalten gewesen war, ließ sie im Jahr 2003 nahezu jeg- 
liche Dynamik vermissen. Die für den späferen Jahres- 
verlauf zunächsf erwarfete konjunkfurelle Belebung fiel 
schwach aus; eine durchgreifende Erholung war noch 
nicht zu beobachten. Der Zuwachs des Brutto- 
inlandsprodukts betrug im Euro-Raum nur 0,4 vH und 
in der Europäischen Union 0,7 vH (Tabelle 10, Seite 58). 
Berücksichtigt man den statistischen Überhang aus dem 


Jahr 2002 in Höhe von 0,3 Prozentpunkten, so zeigt 
sich, dass die gesamtwirtschaftliche Aktivität im Euro- 
Raum in diesem Jahr annähernd stagnierte. Nur Grie- 
chenland und Spanien wiesen mit Zuwachsraten von 
4,0 vH respektive 2,3 vH eine dynamische Entwicklung 
auf. Griechenland, wo der durch den Beitritt zum Euro- 
Raum induzierte Investitionsschub andauerte, erlebte zu- 
sätzlich eine Sonderkonjunktur durch die Vorbereitun- 
gen auf die Olympischen Spiele in Athen im kommen- 
den Jahr. Demgegenüber befanden sich die Niederlande 
und Portugal mit Rückgängen des Bruttoinlandsprodukts 
von 0,7 vH und 0,8 vH in einer Rezession. Während 
noch im Vorjahr der Außenbeitrag maßgeblich für die 
wirtschaftliche Dynamik im Euro-Raum verantwortlich 
gewesen war, bremste er im Jahr 2003 die konjunktu- 
relle Entwicklung. Der größte Beitrag entfiel auf die Pri- 
vaten Konsumausgaben, gefolgt vom öffentlichen Kon- 
sum; die Investitionstätigkeit war wiederum rückläufig. 

121. Die Privaten Konsumausgaben nahmen in die- 
sem Jahr mit 1,1 vH stärker zu als im Vorjahr (0,5 vH) 
und leisteten damit auf der Verwendungsseite den ent- 
scheidenden Beitrag dafür, dass die Veränderung des 
Bruttoinlandsprodukfs positiv ausfiel. Diese relativ ro- 
buste Entwicklung wurde begünstigt durch die Aufwer- 
tung des Euro, welche die Importe verbilligte und die 
Kaufkraft der realen Einkommen erhöhte. Unterstützt 
durch die Wechselkursentwicklung stieg der Harmoni- 
sierte Verbraucherpreisindex (HVPl) im Frühjahr lang- 
samer und stabilisierte sich im weiteren Jahresverlauf 
bei Werten um 2 vH, was den Zuwachs der Realeinkom- 
men der privaten Haushalte im Vergleich zu vormals hö- 
heren Inflationsraten ebenfalls begünstigte. Zudem er- 
höhten sich die Kurse an den Aktienmärkten nach den 
massiven Kursrückgängen wieder und wirkten positiv 
auf die Vermögen der Verbraucher. Seit ihren Tiefstän- 
den im März verzeichneten bis Ende Oktober dieses Jah- 
res beispielsweise der DAX, der französische CAC und 
der italienische MIB Zuwächse in Höhe von 60 vH, 
40 vH beziehungsweise 30 vH; der Euro-STOXX 50 ge- 
wann um 40 vH an Wert. Förderlich für den Konsum 
war ferner die Lohnentwicklung der Arbeitnehmer. Die 
reale Entlohnung je Beschäftigten stieg in diesem Jahr 
um 0,6 vH; die realen verfügbaren Einkommen erhöhten 
sich um 1 ,2 vH. Bei annähernd konstanter Sparquote 
konnten somit die Verbrauchsausgaben mit ähnlicher 
Rate zunehmen. Jedoch zeigte der von der Europäischen 
Kommission erhobene Indikator des Konsumentenver- 
trauens, der sich nach starken Rückgängen im vergange- 
nen Winterhalbjahr seit dem zweiten Quartal dieses Jah- 
res leicht erhöht hat, bis zum Herbst keine 
durchgreifende Erholung und lag weit unterhalb seines 
langjährigen Durchschnitts (Schaubild 10). 

122. Die Arbeitsmarktentwicklung im Euro-Raum 
verlief vor dem Hintergrund der schwachen konjunktu- 
rellen Lage verhältnismäßig robust. Die Zahl der Be- 
schäftigten war in diesem Jahr leicht rückläufig, nach- 
dem Ende der neunziger Jahre jährliche Zuwachsraten 
von rund 2 vH verzeichnet worden waren und die Be- 
schäftigung im Vorjahr noch um 0,5 vH zugenommen 
hatte. Insgesamt waren im Euro-Raum im Jahr 2003 
rund 131 Millionen Personen beschäftigt. Bei einer Aus- 
weitung der Zahl der Erwerbspersonen um 0,5 vH nahm 
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Schaubild 10 


Konjunkturindikatoren für den Euro-Raum 

Saisonbereinigt 

Vertrauensindikatoren^^ 


Durchschnitt für die Verarbeitende Industrie 1991 bis 2002 

— ■ — Durchschnitt für das Verbrauchervertrauen 1 991 bis 2002 



Kapazitätsauslastung"^^ 

■ Durchschnitt 1991 bis 2002 


vH vH 



1) Saldo zwischen dem jeweiligen Prozentsatz der positiven und ne- 
gativen Antworten.- 2} Arithmetisches Mittel aus den Indikatoren: 
Produktionsaussichten, Fertigwarenlager und Auftragsbestand.- 
3) Der Indikator entspricht dem arithmetischen Mittel der Ergebnisse 
auf fünf Fragen, nämlich der zwei Fragen über die finanzielle Lage 
der Haushalte (jeweils in den letzten und den nächsten 12 Monaten}, 
der zwei Fragen über die allgemeine Wirtschaftslage (jeweils in den 
letzten und den nächsten 12 Monaten) und der Frage nach den 
größeren Anschaffungen.- 4) Nach Befragung der Unternehmen in 
der Verarbeitenden Industrie. 

Quelle: EU 

SR 2003- 12-0603 


die Arbeitslosigkeit im Jahresverlauf zu; im Jahres- 
durchschnitt lag die Arbeitslosenquote bei 8,9 vH nach 
8,4 vH im Vorjahr. Die mit Abstand höchste Arbeits- 
losenquote wies erneut Spanien auf (11,3 vH); ebenso 
wie die übrigen Mittelmeeranrainerstaaten verzeichne- 
ten auch Finnland und Deutschland eine überdurch- 
schnittliche Arbeitslosigkeit. Deutlich günstiger stellte 
sich die Arbeitsmarktlage nach wie vor in den kleineren 
Ländern dar, allen voran in Luxemburg, aber selbst in 
der von einer Rezession betroffenen niederländischen 
Volkswirtschaft. 

123. Die öffentlichen Konsumansgaben erhöhten 
sich in diesem Jahr um 1,6 vH und damit deutlich gerin- 
ger als in den Vorjahren, in denen die Zuwächse bei über 

2 vH gelegen hatten. Die schwächere Ausdehnung des 
öffentlichen Verbrauchs erstreckte sich über alle Länder 
des Euro-Raums; in Portugal und Österreich waren so- 
gar Rückgänge zu verzeichnen. In dieser Entwicklung 
spiegeln sich die Bemühungen vieler Länder wider, ihre 
konjunkturbereinigten öffentlichen Defizite zu verrin- 
gern oder auf einem niedrigen Niveau zu halten. Konter- 
kariert wurden diese Anstrengungen durch zusätzliche 
Sozialausgaben im Zuge der konjunkturellen Schwäche 
und des Anstiegs der Arbeitslosigkeit. Im Rahmen der 
schwachen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung trugen 
die öffentlichen Konsumausgaben mit einem Beitrag 
von 0,3 Prozentpunkten gleichwohl maßgeblich zum Zu- 
wachs des Bruttoinlandsprodukts bei. 

124. Nach dem Rückgang im Vorjahr von annähernd 

3 vH begannen sich die Bruttoanlageinvestitionen im 
Verlauf dieses Jahres zu stabilisieren. Das Niveau des 
Jahres 2002 wurde im Durchschnitt des Euro-Raums je- 
doch noch einmal um 1,1 vH unterschritten. Deutlichen 
Investitionsausweitungen vor allem in Griechenland, aber 
auch in Spanien, standen Rückgänge in den meisten übri- 
gen Ländern gegenüber, insbesondere in Portugal, den 
Niederlanden und Finnland. Insgesamt lagen in diesem 
Jahr noch keine Voraussetzungen für eine durchgreifende 
Investitionsbelebung vor. Wenngleich die Zinsen auf ein 
sehr niedriges Niveau sanken, blieb das Investitionsum- 
feld angespannt. Mit der Unsicherheit über die künftige 
konjunkturelle Entwicklung in Europa und in den Verei- 
nigten Staaten und damit über die Produktions- und Ab- 
satzmöglichkeiten der Unternehmen, dem Druck auf die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit im Zuge der Aufwertung 
des Euro und der nach wie vor unterdurchschnittlichen 
Kapazitätsauslastung bestanden Hemmnisse, die die Un- 
ternehmen von (Erweiterungs-) Investitionen in größe- 
rem Umfang abhielten. Der Auslastungsgrad in der Ver- 
arbeitenden Industrie nahm bis zum dritten Quartal des 
Jahres weiter ab und blieb mit 80,6 vH unter seinem lang- 
fristigen Durchschnitt von 82,0 vH. Angesichts zurück- 
haltender Produktionserwartungen wurden die bestehen- 
den Produktionskapazitäten in einem Großteil der 
Unternehmen als ausreichend erachtet. Neben den rück- 
läufigen Ausrüstungsinvestitionen wirkte auch die Bau- 
konjunktur bremsend; hierfür war die Entwicklung in 
Portugal und vor allem in Deutschland verantwortlich. 
Die zurückhaltende private Bauinvestitionstätigkeit 
wurde zum Teil durch öffentliche Investitionen - mit ei- 
nem Zuwachs von über 2,0 vH - kompensiert. 
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Tabelle 10 


Wirtschaftsdaten für die Länder der Europäischen Union 


Land/Ländergruppe 

Bruttoinlandsprodukt 

1)2) 


2000 1 

2001 

2002 

IKBBEilll 

Belgien 

+ 3,8 

+ 0,6 

+ 0,7 

+ 0,8 

Deutschland 

+ 2,9 

+ 0,8 

+ 0,2 

- 0,0 

Finnland 

+ 5,1 

+ 1,2 

+ 2,2 

+ 1,3 

Frankreich 

+ 3,8 

+ 2,1 

+ 1,2 

+ 0,2 

Griechenland^^ 

+ 4,4 

+ 4,0 

+ 3,8 

+ 4,0 

Irland 

+10,1 

+ 6,2 

+ 6,9 

+ 1,6 

Italien 

+ 3,1 

+ 1,8 

+ 0,4 

+ 0,4 

Luxemburg 

+ 9,1 

+ 1,2 

+ 1,3 

+ 1,3 

Niederlande 

+ 3,5 

+ 1,2 

+ 0,2 

- 0,7 

Österreich 

+ 3,4 

+ 0,8 

+ 1,4 

+ 0,8 

Portugal 

+ 3,7 

+ 1,6 

+ 0,4 

- 0,8 

Spanien 

+ 4,2 

+ 2,8 

+ 2,0 

+ 2,3 

Euro-Raum** 

+ 3,5 1 

+ 1,6 

+ 0,9 

+ 0,4 

Dänemark 

+ 2,9 

+ 1,4 

+ 2,1 

+ 0,7 

Schweden 

+ 4,4 

+ 1,1 

+ 1,9 

+ 1,4 

Vereinigtes Königreich 

+ 3,8 

+ 2,1 

+ 1,7 

+ 2,0 

EU -15 

+ 3,6 

+ 1,7 

+ 1,0 

+ 0,7 


Industrieproduktion 

!) 


2000 1 

2001 

2002 

1 2003'* 


Konsumausgaben 


der Privaten Haushalte ^ des Staates ^ 


2000 


+ 3,4 + 0,8 + 1,1 + 1,6 

+ 2,0 + 1,4 - 1,0 + 0,2 

+ 3,1 + 2,0 + 1,5 + 3,2 

+ 2,6 + 2,7 + 1,2 +1,4 

+ 2,0 + 2,9 + 2,8 + 2,9 + 2,2 - 1,0 + 5, 

+ 8,3 + 5,3 + 2,0 + 2,0 + 8,4 +11,5 +10,' 

+ 2,7 + 1,0 + 0,4 + 1,9 + 1,6 + 3,6 + 1, 

+ 4,6 + 4,5 + 2,3 + 1,8 + 4,8 + 7,0 + 4,' 

+ 3,5 + 1,4 + 0,8 - 1,0 + 2,0 + 4,2 + 3,: 

+ 3,3 + 1,4 + 0,8 + 1,2 - 0,1 - 1,4 + 0, 

+ 2,6 + 1,2 + 0,6 - 0,9 + 4,0 + 3,4 + 2 ; 

+ 4,0 + 2,8 + 2,6 + 3,1 + 5,1 + 3,6 + 4,. 

+ 2,7 I + 1,8 + 0,5 + 1,1 + 2,1 I + 2,4 + 2 ,; 

- 1,9 + 0,4 + 1,9 + 0,9 + 1,1 + 2,1 + 2, 

+ 4,9 + 0,2 + 1,3 + 1,8 - 1,1 + 0,9 + 2, 

+ 4,6 + 3,1 + 3,6 + 2,4 + 1,9 + 1,7 + !,■ 

+ 3,0 + 2,0 + 1,0 + 1,3 + 1,9 + 2,3 + 2 ,' 


Belgien 

Deutschland 

Finnland 

Frankreich 

Griechenland^^ 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Österreich 

Portugal 

Spanien 

Euro-Raum^^ 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes Königreich 
EU-15 


Land/Ländergruppe 



Zinssätze in Prozent p.a. 


kurzfristig ‘ 



2000 1 

2001 1 

2002 1 

2003 

2000 

Belgien 

X 

X 

X 

X 

5,6 

Deutschland 

X 

X 

X 

X 

5,3 

Finnland 

X 

X 

X 

X 

5,5 

Frankreich 

X 

X 

X 

X 

5,4 

Griechenland^^ 

7,7 

X 

X 

X 

6,1 

Irland 

X 

X 

X 

X 

5,5 

Italien 

X 

X 

X 

X 

5,6 

Luxemburg 





5,5 

Niederlande 

X 

X 

X 

X 

5,4 

Österreich 

X 

X 

X 

X 

5,6 

Portugal 

X 

X 

X 

X 

5,6 

Spanien 

X 

X 

X 

X 

5,5 

Euro-Raum** 

4,4 

4,3 

3,3 

2,4 

5,4 

Dänemark 

5,0 

4,7 

3,5 

2,5 

5,6 

Schweden 

4,1 

4,1 

4,2 

3,3 

5,4 

Vereinigtes Königreich 

6,2 

5,0 

4,1 

3,7 

5,3 

EU-15 

4,8 

4,4 

3,5 

2,6 

5,4 


langfristig 


2001 


5,1 5 


1 Arbeitslosenquote” 

2000 1 

2001 1 

2002 1 

2003'** 

6,9 

6,7 

7,3 

8,1 

7,8 

7,8 

8,6 

9,3 

9,8 

9,1 

9,1 

9,3 

9,3 

8,5 

8,8 

9,4 

11,0 

10,4 

10,0 

9,5 

4,3 

3,9 

4,4 

4,9 

10,4 

9,4 

9,0 

8,8 

2,3 

2,1 

2,8 

3,7 

2,8 

2,4 

2,7 

4,2 

3,7 

3,6 

4,3 

4,5 

4,1 

4,1 

5,1 

6,6 

11,3 

10,6 

11,3 

11,3 

8,4 1 

8,0 

8,4 

8,9 

4,4 

4,3 

4,5 

5,6 

5,6 

4,9 

4,9 

5,5 

5,4 

5,0 

5,1 

5,0 

7,8 

7,4 

7,7 

8,1 

Geldmenge M3^**'* 

2000 1 

2001 1 

2002 1 

2003 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

+11,1 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

+ 4,3 1 

+ 8,0 

+ 6,6 

+ 7,8 

- 3,2 

+ 7,9 

+10,7 

+20,2 

+ 2,8 

+ 6,7 

+ 4,5 

+ 4,8 

+11,4 

+10,8 

+ 4,3 

- 3,7 

+ 5,6 

+ 9,1 

+ 4,6 

+ 5,3 


1) In Preisen von 1995. - 2) Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH. - 3) Einschließlich Konsumausgaben der privaten Organisationen ohne 
Erwerbszweck. - 4) Eigene Schätzung. - 5) Bis 2000 nicht Mitglied in der Europäischen Währungsunion. - 6) Ab 2001 einschließlich Griechen- 
land . - 7) Für Finnland und Portugal: Januar bis September. Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, Nieder- 
lande, Schweden, Spanien und Vereinigtes Königreich: Januar bis August. Für Griechenland: Januar bis Juli. Für Österreich: Januar bis März. - 
8) Von der EU harmonisierte Arbeitslosenquoten. Arbeitslose in vH der Erwerbspersonen. - 9) Für Dreimonatsgeld. Für 2003 Durchschnitt der 
Monate Januar bis September. - 10) Von der EU harmonisierte Staatsanleihen (einschließlich Reihen des Konvergenzkriteriums der WWU) mit 
einer Restlaufzeit von mindestens 10 Jahren. Für 2003 Durchschnitt der Monate Januar bis September. - 1 1) Jahresdurchschnitte; für 2003: Mo- 
natsdurchschnitte Januar bis August 2003; für Dänemark: Januar bis September 2003. 


























































Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-59- 


Drucksache 15/2000 


Tabelle 10 


Wirtschaftsdaten für die Länder der Europäischen Union 


Bruttoanlageinvestitionen'^^^ 

2000 1 

2001 

2002 

1 2003“’ 

+ 4,4 

+ 0,3 

- 2,5 

+ 0,0 

+ 2,7 

- 4,2 

- 6,7 

- 1,9 

+ 4,1 

+ 4,3 

- 4,0 

- 2,9 

+ IJ 

+ 2,3 

- 1,6 

- 1,2 

+ 8,0 

+ 6,5 

+ 5,7 

+ 8,8 

+ v,i 

+ 0,2 

+ 1,5 

- 1,0 

+ 7,1 

+ 2,6 

+ 0,5 

- 2,1 

- 3,5 

+ 10,1 

- 1,4 

- 1,6 

+ 1,4 

- 0,1 

- 4,5 

- 3,0 

+ 6,2 

- 2,3 

- 2,8 

+ 2,1 

+ 4,4 

+ 0,1 

- 5,1 

- 9,2 

+ 5,7 

+ 3,3 

+ 1,0 

+ 2,8 

+ 4,9 1 

- 0,1 

- 2,9 

- 1,1 

+ 8,6 

+ 2,1 

+ 0,3 

- 2,2 

+ 6,6 

+ 0,8 

- 2,5 

- 1,0 

+ 3,6 

+ 3,6 

+ 1,8 

+ 3,1 

+ 4,9 

+ 0,4 

- 2,2 

- 0,6 

Lohnstückkosten^’'"'’ | 

2000 1 

2001 

2002 

IKBIiEia 


Leistungsbilanzsaldo*’* 


2001 

2002 

2003“’ 

+ 4,0 

+ 4,7 

+ 4,9 

+ 0,2 

+ 2,7 

+ 2,4 

+ 7,2 

+ 7,6 

+ 6,6 

+ 1,6 

+ 2,0 

+ 0,8 

- 6,2 

- 6,4 

- 5,5 

- 0,7 

- 0,7 

- 0,7 

- 0,1 

- 0,6 

- 0,8 

+ 9,0 

+10,9 

+10,0 

+ 2,0 

+ 1,4 

+ 2,4 

- 1,9 

+ 0,4 

+ 0,0 

- 9,4 

- 7,1 

- 5,0 

- 2,8 

- 2,4 

- 2,9 

+ 0,2 

+ 1,1 

+ 1,1 

+ 3,1 

+ 2,5 

+ 3,0 

+ 3,9 

+ 4,1 

+ 3,8 


Exporte * ' * 


2000 2001 2002 




Finanzierungssaldo*^* 


Land/Ländergruppe 


Belgien 

Deutschland 

Finnland 

Frankreich 

Griechenland^^ 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Österreich 

Portugal 

Spanien 

Euro-Raum^^ 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes Königreich 

EU-15 


Land/Ländergruppe 


Belgien 

Deutschland 

Finnland 

Frankreich 

Griechenland^^ 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Österreich 

Portugal 

Spanien 

Euro-Raum^^ 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes Königreich 
EU-15 


Land/Ländergruppe 



2000 1 

2001 1 

2002 1 

2003“’ 


+ 0,2 

+ 0,6 

+ 0,1 

- 0,1 

Belgien 

+ 1,3 

- 2,8 

- 3,5 

- 4,1 

Deutschland 

+ 7,1 

+ 5,2 

+ 4,2 

+ 2,5 

Finnland 

- 1,4 

- 1,5 

- 3,1 

- 4,1 

Frankreich 

- 1,9 

- 1,5 

- 1,2 

- 1,7 

Griechenland^^ 

+ 4,4 

+ 0,9 

- 0,2 

- 1,0 

Irland 

- 0,6 

- 2,6 

- 2,3 

- 2,7 

Italien 

+ 6,4 

+ 6,1 

+ 2,5 

- 0,4 

Luxemburg 

+ 2,2 

+ 0,0 

- 1,6 

- 2,4 

Niederlande 

- 1,5 

+ 0,3 

- 0,2 

- 1,2 

Österreich 

- 2,8 

- 4,2 

- 2,7 

- 3,0 

Portugal 

- 0,8 

- 0,3 

+ 0,1 

+ 0,0 

Spanien 

+ 0,2 

- 1,6 

- 2,2 

- 2,9 

Euro-Raum*’ 

+ 2,6 

+ 3,1 

+ 2,1 

+ 1,2 

Dänemark 

+ 3,4 

+ 4,5 

+ 1,3 

+ 0,2 

Schweden 

+ 3,8 

+ 0,7 

- 1,5 

- 2,9 

Vereinigtes Königreich 

+ 1,0 

- 0,9 

- 1,9 

- 2,7 

EU-15 


12) Waren und Dienstleistungen. - 13) Arbeitnehmerentgelte in Relation zum realen Bruttoinlandsprodukt. Gesamtwirtschaft. - 14) Erzeuger- 
preise: Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Portugal, Schweden, Spanien, Vereinig- 
tes Königreich. Großhandelspreise: Österreich, Griechenland (Industriegüter). - 15) Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI). - 16) 1. Halb- 
jahr 2003 gegenüber 1. Halbjahr 2002. - 17) Leistungsbilanzsaldo in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH. - 18) Staatsausgaben 
in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH; ab 2000 mit Griechenland. - 19) Finanzierungsdefizit (-) / -Überschuss (+) des Staates in 
Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH; ab 2000 mit Griechenland. Deutschland: 2000 einschließlich UMTS-Erlöse. 


Quellen: EU, OECD 
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125. Im Gegensatz zu früheren Jahren ging vom Au- 
ßenbeitrag in diesem Jahr kein positiver Impuls auf die 
konjunkturelle Entwicklung im Euro-Raum aus. Die Ex- 
porte von Waren und Dienstleistungen stagnierten, nach 
einer Zunahme von 1,7 vH im Vorjahr. Durch die Aus- 
dehnung der Importe um 1,6 vH -nach 0,1 vH im 
Vorjahr - verringerte sich der Außenbeitrag. Eine Aus- 
weitung der Exporte wurde im Wesentlichen durch zwei 
Faktoren verhindert: Zum einen stellte sich die weltwirt- 
schaftliche Lage als zu labil dar, so dass von außerhalb 
des Euro-Raums keine starken zusätzlichen Nachfrage- 
impulse ausgingen. Zum anderen wirkte sich die Auf- 
wertung des Euro negativ auf die preisliche Wettbe- 
werbsfähigkeit der europäischen Unternehmen aus. 
Wenngleich der im Jahresverlauf starke Aufwertungs- 
druck zwischenzeitlich abnahm, stieg der reale effektive 
Wechselkurs des Euro (gegenüber 38 Handelspartnerlän- 
dem) in den ersten neun Monaten des Jahres um 5,4 vH. 
Zwar wirkt eine Aufwertung in der Regel erst mit mehr- 
monatiger Verzögerung auf das Außenhandelsvolumen 
- insbesondere aufgrund von Währungssicherungsge- 
schäften und kurzfristigen Inflexibilitäten auf Seiten der 
ausländischen Abnehmer-, nachdem der Euro jedoch 
bereits im vergangenen Jahr deutlich an Wert gewonnen 
hatte, ergaben sich im gesamten Jahresverlauf wäh- 
rungsbedingte Belastungen für den Export. Vor diesem 
Hintergrund überrascht es nicht, dass im Jahr 2003 die 
Lieferungen von Waren in Länder außerhalb des Wäh- 
rungsgebiets stärker zurückgingen als die Ausfuhren in- 
nerhalb des Euro-Raums. 

Seit Beginn der dritten Stufe der Europäisehen Wäh- 
rungsunion im Jahr 1999 hat sich die regionale Vertei- 
lung des Güteraustaus chs weiter zu Gunsten des Euro- 
Raums verschoben. Während die gesamten Warenaus- 
fuhren des Euro-Raums im Zeitraum der Jahre 1999 
bis 2002 um 32 , 7 vEl Zunahmen, wurden innerhalb des 
Euro-Raums 35,2 vH mehr Waren grenzüberschreitend 
gehandelt; die Ausfuhren in Drittländer erhöhten sich 
um 30,2 vH. Hinsichtlich der Importe war der Unter- 
schied der Zuwachsraten zwischen den beiden Regionen 
mit annähernd neun Prozentpunkten noch größer. Somit 
konnte der Anteil der Wareneinfuhren aus dem Euro- 
Raum an allen Wareneinfuhren um 1, 7 Prozentpunkte 
auf 49,0 vH zulegen, dies entspricht einem Wert von 
977 Mrd Euro. Der entsprechende Anteil der Wa- 
renexporte stieg um rund einen Prozentpunkt und be- 
trug im vergangenen Jahr erstmals mehr als 50 vH 
( 1 07 8 Mrd Euro) . Diese Entwicklung der regionalen 
Außenhandelsstruktur der Länder des Euro-Raums in 
den ersten vier Jahren der Europäischen Währungsu- 
nion deutet darauf hin, dass ein Ziel der Gemeinschafts- 
währung, die Intra-EWU-Handelsbewegungen zu inten- 
sivieren, bereits erreicht wird. Nach Schätzungen der 
Europäischen Kommission sind je nach Ansatz zwischen 
7 vH und 18 vH des zusätzlichen Handels auf den Ein- 
fluss der Währungsunion zurückzuführen. Die starke Zu- 
nahme des Gesamthandelsvolumens liefert zudem einen 
Hinweis darauf, dass durch die Gemeinschaftswährung 
zusätzlicher Handel induziert wurde. Die Daten spre- 
chen nicht dafür, dass durch den Rückgang der wäh- 
rungsbedingten Transaktionskosten im Euro-Raum der 


Handel mit Drittstaaten in bedeutendem Maße umge- 
lenkt wurde. 

1 26. Auf der Entstehungsseite hat der Dienstleistungs- 
bereich, aus dem rund zwei Drittel der Wertschöpfung 
des Euro-Raums stammen, im Vergleich zu den vergan- 
genen Jahren an Kraft eingebüßt. Ursächlich hierfür war 
unter anderem, dass in den Vorjahren stärkere Impulse 
von Deregulierungsmaßnahmen auf den Gütermärkten 
- wie beispielsweise im Telekommunikationsbereich - 
ausgingen, als dies in diesem Jahr der Fall war. Zudem 
entwickelte sich der Bereich der Informations- und 
Kommunikationstechnologien seit dem Boom zu Beginn 
des Jahrzehnts moderater. Bremsend auf den Dienstleis- 
tungsbereich wirkten ferner die weltweiten politischen 
Unsicherheiten, die insbesondere die Tourismusbranche 
nicht unberührt ließen. Schließlich litten Finanzdienst- 
leister unter dem starken Rückgang der Aktienkurse in 
den zurückliegenden Jahren, ln der Folge war eine zu- 
rückhaltendere und risikoaversere Geschäftstätigkeit zu 
beobachten. 

127. Auch die Produktion im Verarbeitenden Ge- 
werbe verlief äußerst schleppend, ln den ersten acht 
Monaten des Jahres ging die Industrieproduktion (ohne 
Baugewerbe) um 0,4 vH zurück; im Vorjahresvergleich 
entspricht dies einem Rückgang von 0,3 vH. Diese 
Werte korrespondierten zunächst mit schwach ausge- 
prägten Indikatoren des Industrievertrauens im ersten 
Halbjahr 2003. Erst im Herbst dieses Jahres hellten sich 
die Stimmungsindikatoren auf. Das Vertrauen in der 
Bauwirtschaft blieb weiterhin gedämpft. Dort ent- 
wickelte sich die Produktion mit einer Zunahme von 
1 ,4 vH in den ersten sechs Monaten des Jahres nur etwas 
günstiger als in der Industrie; wiederum bremste die 
schwache deutsche Baukonjunktur maßgeblich. Belas- 
tend wirkten neben den Konsolidierungsprozessen in 
den öffentlichen Haushalten einiger Länder die pessi- 
mistischen Konjunkturerwartungen der Unternehmen 
wie der privaten Haushalte, die sich in der Folge bei 
Bauvorhaben zurückhielten. 

128. Die Lage der öffentlichen Finanzen in den Län- 
dern des Euro-Raums hat sich als Folge der konjunk- 
turellen Schwäche weiter verschlechtert; mit Ausnahme 
von Finnland und Spanien wiesen im Jahr 2003 die öf- 
fentlichen Haushalte aller Mitgliedsländer negative Fi- 
nanzierungssalden auf (Tabelle 11). Damit verfehlten 
beinahe sämtliche Länder die Vorgaben ihrer aktuellen 
Stabilitätsprogramme, denen zu optimistische Konjunk- 
turerwartungen zugrunde lagen. Das aggregierte Defizit 
der Länder des Euro-Raums, das bereits im vergangenen 
Jahr auf 2,2 vH in Relation zum nominalen Bruttoin- 
landsprodukt angestiegen war, verschlechterte sich noch 
einmal und betrug in diesem Jahr 2,9 vH. Es ist jedoch 
zu berücksichtigen, dass die Defizitausweitung -mit 
Ausnahme von Frankreich - überwiegend konjunkturell 
bedingt ist. Das konjunkturbereinigte Defizit sank ge- 
mäß Berechnungen der Europäischen Kommission in 
diesem Jahr leicht um 0,1 Prozentpunkte auf 2,3 vH. Da- 
mit stellt sich die Haushaltssituation für die meisfen der- 
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Tabelle 11 


Finanzplanung der öffentlichen Hand in den Ländern der Europäischen Union 


Länder 


Ist 

F inanzierungssaldo ' ^ 

Planung^^ 



Ist 

Schuldenstand^^ 

Planung^^ 



2002 

2003'" 

2003 

2004 

2005 

2006 

2002 

2003'** 

2003 

2004 

2005 

2006 

Belgien 

+ 0,1 

-0,1 

+ 0 

+ 0,3 

+ 0,5 


106,1 

103,9 

102,3 

97,9 

93,6 


Deutschland 

-3,5 

-4,1 

-2,8 

- 1.5 

- 1,0 

+ 0 

60,8 

64,2 

61,5 

60,5 

59,5 

57,5 

Finnland 

+ 4,2 

+ 2,5 

+ 2,7 

+ 2,1 

+ 2,6 

+ 2,8 

42,7 

39,2 

41,9 

41,9 

41,4 

40,7 

Frankreich 

-3,1 

-4,1 

-2,6 

-2,1 

- 1,6 

- 1.0 

59,0 

62,0 

59,1 

58,9 

58,3 

57,0 

Griechenland 

- 1,2 

- 1,7 

-0,9 

-0,4 

+ 0,2 

+ 0,6 

104,7 

98,6 

100,2 

96,1 

92,1 

87,9 

Irland 

-0,2 

- 1,0 

-0,7 

- 1.2 

- 1,2 


32,4 

32,4 

34,0 

34,5 

34,9 


Italien 

-2,3 

-2,7 

- 1,5 

-0,6 

-0,2 

+ 0,1 

106,7 

105,9 

105,0 

100,4 

98,4 

96,4 

Luxemburg 

+ 2,4 

-0,4 

-0,3 

-0,7 

-0,1 


5,7 

5,9 

4,1 

3,8 

2,9 


Niederlande 

- 1,6 

-2,4 

- 1,0 

-0,7 

-0,4 

+ 0,1 

52,4 

53,7 

51,2 

49,0 

47,4 

45,3 

Österreich 

-0,2 

- 1,2 

+ 0 

+ 0,2 

+ 0,5 


66,7 

66,5 

57,2 

54,7 

52,1 


Portugal 

-2,7 

-3,0 

-2,4 

- 1.9 

- 1,1 

-0,5 

58,1 

59,6 

58,7 

57,5 

55,3 

52,6 

Spanien 

+ 0,1 

+ 0,0 

+ 0 

+ 0 

+ 0,1 

+ 0,2 

53,8 

50,6 

53,1 

51,0 

49,0 

46,9 

Euro-Raum 

-2,2 

-2,9 

-1,8 

-1,1 

-0,7 


69,0 

70,2 

68,6 

66,8 

65,4 


Dänemark 

+ 1,9 

+ 1,2 

+ 2,2 

+ 2,5 

+ 2,4 

+ 2,2 

45,5 

43,0 

42,1 

39,2 

36,7 

24,6 

Schweden 

Vereinigtes 

+ 1,3 

+ 0,2 

+ 1,5 

+ 1,6 



52,7 

50,7 

50,9 

49,3 



Königreich 

- 1,5 

-2,9 

-2,2 

- 1.7 

- 1,6 

- 1,6 

38,5 

39,7 

38,8 

38,9 

38,9 

39,1 


1) Finanzierungsdefizit (-) / -Überschuss (+) des Staates in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (ESVG 1995) in Rela- 
tion zum nominalen Bmttoinlandsprodukt in vH. - 2) Schuldenstand in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH gemäß Maastricht- 
Vertrag. - 3) Gemäß den Stabilitätsprogrammen der Mitgliedstaaten der Europäischen Währungsunion sowie den Konvergenzprogrammen der 
übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union vom Oktober 2002 bis Januar 2003. - 4) Eigene Schätzung. 

Quelle: EU 


jenigen Länder, deren Konsolidierungsbemühungen der 
vergangenen Jahre bereits zu einem (nahezu) ausgegli- 
ehenen konjunkturbereinigten Haushalt führten, als ver- 
hältnismäßig unproblematiseh dar. Im Zuge der Auswei- 
tung der nieht bereinigten Defizite stieg nach Jahren der 
Rückführung die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote 
erstmals wieder. Der aggregierte öffentliche Schulden- 
stand der Länder des Euro-Raums erhöhte sich um 
1,2 Prozentpunkte und betrug in diesem Jahr 70,2 vH in 
Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. 

129 . Deutschland und Frankreich überschritten - zum 
wiederholten Male - die im Stabilitäts- und Wachstum- 
spakt festgeschriebene Obergrenze für das gesamtstaat- 
liche Defizit von 3 vH. Auch die Schuldenstände nah- 
men in diesen Ländern besonders stark zu. Durch einen 
Zuwachs der Schuldenstandsquote um 3,0 Prozent- 
punkte stieg die gesamtstaatliche Verschuldung in 
Frankreich in diesem Jahr auf 62,0 vH und lag damit 
erstmals oberhalb der Grenze von 60 vH in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt; in Deutschland 
nahm die entsprechende Quote um 3,4 Prozentpunkte 
auf 64,2 vH zu. 

130 . Bereits im November vergangenen Jahres als 
- auf Basis der Herbstvorausschätzungen der Europäi- 
schen Kommission und zuvor durch eine entsprechende 


Meldung des Bundesfinanzministers - deutlich wurde, 
dass Deutschland im Jahr 2002 das 3-vH-Kriterium ver- 
fehlen würde - das Defizit belief sich schließlich auf 
3,5 vH -, verabschiedete die Brüsseler Behörde einen 
Bericht zur Lage der Staatsfinanzen in Deutschland und 
leitete damit ein Verfahren bei einem übermäßigen 
Defizit gemäß Artikel 104 Absatz 3 EG- Vertrag ein. An- 
fang Januar 2003 legte die Europäische Kommission in 
einem weiteren Schritt gemäß Artikel 104 Absatz 5 EG- 
Vertrag dem ECOFIN-Rat eine Stellungnahme vor, in 
der sie zu dem Schluss kam, dass in Deutschland ein 
übermäßiges Defizit bestehe. Der ECOFIN-Rat schloss 
sich wenig später dieser Auffassung an und führte das 
Strafverfahren fort. Deutschland wurde eine Frist bis 
zum 21. Mai dieses Jahres gesetzt, wirksame Maßnah- 
men zur Rückführung des Haushaltsfehlbetrags zu er- 
greifen. Es wurde betont, dass das übermäßige Defizit 
weder aus ungewöhnlichen Ereignissen, die Deutschland 
nicht zu vertreten habe, noch aus einer (ernsten) Rezes- 
sion resultiere. Vielmehr seien die Ursachen in einem 
seit dem Jahr 2000 gestiegenen konjunkturbereinigten 
Defizit, in einer Unterschätzung der Folgen der Körper- 
schaftsteuerreform und in Ausgabenüberschreitungen 
insbesondere im Gesundheitswesen zu suchen. Deutsch- 
land erhielt die Auflage, das öffentliche Defizit im 
Jahr 2003 zurückzuführen, jedoch nur, falls der Zuwachs 
des Bruttoinlandsprodukts nicht deutlich schlechter 
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ausfällt als im Haushalt unterstellt - seinerzeit rechnete 
die deutsche Bundesregierung mit einer Rate von 1 vH. 

Für den Fall, dass nach 2003 auch im kommenden Jahr 
die Grenze von 3 vH überschritten werden sollte, drohen 
Deutschland gemäß Artikel 104 Absatz 11 EG- Vertrag 
prinzipiell Sanktionen; im Regelfall sollen dies unver- 
zinsliche Einlagen beziehungsweise Geldbußen in Höhe 
von bis zu 0,5 vH in Relation zum nominalen Bruttoin- 
landsprodukt sein. Eine derartige Sanktion würde indes 
erst einige Jahre nach dem Auftreten des Defizits fällig, 
da Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1467/97, 
die Artikel 104 EG- Vertrag konkretisiert, vorsieht, dass 
die Korrektur eines übermäßigen Defizits nicht im Fol- 
gejahr der Realisierung, sondern erst im Folgejahr der 
Feststellung erreicht werden soll. Gegenwärtig ruht das 
Defizitverfahren gegen Deutschland. Ein derartiges Ver- 
fahren wird beendet, sobald das betroffene Land die 
3-vH-Grenze erstmals wieder unterschreitet, unabhängig 
davon, in welchem Stadium des Sanktionsverfahrens es 
sich befindet. 

Neben Deutschland wurde auch gegen Frankreich, das 
im Jahr 2002 eine gesamtstaatliche Defizitquote von 
3,1 vH aufwies, ein Verfahren bei übermäßigem Defizit 
eingeleitet. Zuvor hatte die Europäische Kommission in 
ihrer Bewertung des aktualisierten französischen Stabili- 
tätsprogramms mangelnde Anstrengungen zur Rückfüh- 
rung des konjunkturbereinigten Defizits in Frankreich 
kritisiert, ln der Feststellung eines übermäßigen Defizits 
durch die Europäische Kommission und den ECOFIN- 
Rat wurde betont, dass die schwache konjunkturelle Ent- 
wicklung allein die Ausweitung der Neuverschuldung 
nicht erklären könne und es sich hierbei mithin nicht um 
ein vorübergehendes Phänomen handele. Vielmehr seien 
Ausgabenüberschreitungen und Steuersenkungen in 
Höhe eines halben Prozentpunkts in Relation zum nomi- 
nalen Bruttoinlandsprodukt die Hauptursachen; die Ver- 
schlechterung der französischen Haushaltstage im 
Jahr 2002 sei zu zwei Dritteln auf einen Anstieg des 
konjunkturbereinigten Defizits zurückzuführen. Frank- 
reich wurde zunächst aufgefordert, das übermäßige De- 
fizit so rasch wie möglich, spätestens im kommenden 
Jahr zurückzuführen - später wurde diese Frist bis zum 
Jahr 2005 verlängert - und bis zum 3. Oktober dieses 
Jahres entsprechende Maßnahmen einzuleiten. Im Ge- 
gensatz zu Deutschland weigerte sich die französische 
Regierung jedoch wiederholt, für dieses Jahr Anstren- 
gungen zur Haushaltssanierung zu unternehmen; dies 
schloss auch die Ablehnung ein, das konjunkturberei- 
nigte Defizit - wie im vergangenen Herbst von der Euro- 
päischen Kommission angemahnt - jährlich um 0,5 Pro- 
zentpunkte zu verringern. Erst für das Jahr 2005 strebe 
man eine Rückführung unter das Limit von 3 vH an. 

Anfang Oktober dieses Jahres wurde das Defizitverfah- 
ren gegen Frankreich fortgeführt, indem die Europäische 
Kommission feststellte, dass Frankreich keine wirksa- 
men Maßnahmen ergriffen habe, das gesamtstaatliche 
konjunkturbereinigte Defizit zurückzuführen. Dieser 
Entschließung zufolge sollte Frankreich, neue Maßnah- 
men ergreifen, um das Haushaltsdefizit zu verringern. 
Unter Berücksichtigung der konjunkturellen Schwäche 
in diesem Jahr wurde Frankreich dabei zugestanden, erst 


im Jahr 2005 das Defizit unter die Marke von 3 vH zu 
führen. Gleichzeitig ist die Auflage seitens der Europäi- 
schen Kommission vorgesehen, das konjunkturberei- 
nigte Defizit im kommenden Jahr um einen Prozent- 
punkt zu verringern - zuvor waren 0,5 Prozentpunkte 
gefordert worden, der französische Haushaltsentwurf 
sah einen Wert von 0,7 Prozentpunkte vor. Zudem soll 
Frankreich verpflichtet werden, etwaige gegenüber den 
Erwartungen höhere Einnahmen im kommenden Jahr 
zum Defizitabbau zu verwenden und das konjunkturbe- 
reinigte Defizit schneller zurückzuführen. Darüber hin- 
aus soll Frankreich der Europäischen Kommission bis 
zum 15. Dezember dieses Jahres einen Bericht vorlegen, 
aus dem hervorgeht, welche konkreten Maßnahmen zum 
Abbau des Haushaltsfehlbetrags ergriffen werden sollen. 
Der ECOFIN-Rat, der über diese Empfehlung der Euro- 
päischen Kommission entscheiden muss, hat eine Be- 
schlussfassung innerhalb der vorgesehenen Frist gemie- 
den und diese am 4. November auf Ende November 
vertagt (Ziffer 426). 

Auch die Lage der öffentlichen Finanzen in Italien war 
Gegenstand der Kritik durch die Europäische Kommis- 
sion. Es wurde bemängelt, dass die Einhaltung der 3-vH- 
Grenze wesentlich durch kurzfristige Einmalmaßnah- 
men wie Veräußerungen und Verbriefungen von Immo- 
bilien erreicht würde und der Konsolidierungspfad für 
die folgenden Jahre zu vage formuliert sei. Zudem wur- 
den die von der italienischen Regierung im Stabilitäts- 
programm zugrunde gelegten Zuwachsraten des Brutto- 
inlandsprodukts als zu optimistisch betrachtet, ln der 
Folge sah die Europäische Kommission die Gefahr, dass 
Italien im Jahr 2004 das Limit von 3 vH überschreiten 
könnte. 

131 . Die verschlechterte Haushaltssituation vor allem 
in den großen Ländern des Euro-Raums, die bisher un- 
zureichend konsolidiert haben, löste eine heftige Dis- 
kussion um Modifikationen des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts aus (Ziffern 434 ff). Die Europäische 
Kommission signalisierte bereits im Jahr 2002 die Be- 
reitschaft, die Regelungen des Pakts flexibler anzuwen- 
den als zuvor sowie die Grenze von 3 vH nicht mehr als 
alleiniges Kriterium zur Einleitung eines Defizitverfah- 
rens heranzuziehen. Sie weist nunmehr darauf hin, dass 
im Rahmen der mittelfristigen Konsolidierung unter 
Berücksichtigung der konjunkturellen Entwicklung die 
Reduktion des konjunkturbereinigten Defizits um 
0,5 Prozentpunkte pro Jahr Vorrang vor der jährlichen 
Rückführung des nominalen Defizits habe, ln diesem 
Zusammenhang wurde Deutschland ausdrücklich zuge- 
standen, der Gefahr einer erneuten Überschreitung der 
Defizitgrenze in diesem Jahr nicht entgegenwirken zu 
müssen, falls - und dies ist eingetreten - der Zuwachs 
des Bruttoinlandsprodukts deutlich unter der im 
Haushalt 2003 unterstellten Rate von 1 vH liegen würde. 
Auch kann unter Umständen eine vorübergehende Ver- 
schlechterung des konjunkturbereinigten Haushaltssal- 
dos in einem Mitgliedstaat hingenommen werden, falls 
diese Verschlechterung als Folge einer umfangreichen 
Strukturreform auftritt und die 3-vH-Grenze nicht über- 
schritten wird. Ferner ist die Europäische Kommission 
bestrebt, künftig stärker das Kriterium des Schulden- 
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auch gegen hochverschuldete Länder, die ihren Schul- 
denstand nicht rasch genug unter die Grenze von 60 vH 
zurückfuhren, ein Defizitverfahren gemäß Artikel 104 
EG- Vertrag einzuleiten. In Ländern hingegen, deren ge- 
samtstaatliche Verschuldung deutlich unter dem Refe- 
renzwert von 60 vH liegt, könnten längerfristige geringe 
Abweichungen von der Anforderung eines (nahezu) aus- 
geglichenen Haushalts toleriert werden. Mit dieser Fle- 
xibilisierung gibt die Europäische Kommission zusätzli- 
chen Spielraum, die automatischen Stabilisatoren wirken 
zu lassen, kommt Kritikern entgegen, die den Stabilitäts- 
und Wachstumspakt als zu starr erachten, und versucht 
somit, Bestrebungen entgegenzuwirken, den Pakt grund- 
legend zu verändern oder gar abzuschaffen. 

132 . Bereits im Vorfeld der Europäischen Währungsu- 
nion war, im Vergleich zu den siebziger und achtziger 
Jahren, eine Stärkung des Konjunkturverbunds zwi- 
schen den Ländern des Euro-Raums zu beobachten 
(JG 98 Ziffern 266 ff). Eine weitgehend symmetrische 
Einkommensentwicklung, die sich in einem Gleichlauf 
der Konjunkturen ausdrückt, ist eine wichtige Vorausset- 
zung für die Vorteilhaftigkeit eines einheitlichen Wäh- 
rungsgebiets. Dies ist damit zu begründen, dass im Falle 
asymmetrischer Schocks oder erheblicher Unterschiede 
in den Wirtschaftsstrukturen bei geringer Mobilität und 
Flexibilität der Arbeitskräfte nominale Wechselkurs- 
änderungen eine rasche Stabilisierung bewirken können. 
Diesen wichtigen Anpassungsmechanismus gibt es in 
der Währungsunion aber nicht. Ferner besteht 
- abhängig von der Homogenität des geldpolitischen 
Transmissionsmechanismus - die Gefahr, dass eine ge- 
meinsame Geldpolitik, die sich am Währungsgebiet als 
Ganzem orientiert, für einige Länder suboptimal sein 
könnte. Für diejenigen Mitgliedsländer, die sich am obe- 
ren Rand des Konjunkturspektrums befinden, wäre die 
Geldpolitik gegebenenfalls zu expansiv ausgerichtet, für 
jene am unteren Rand zu restriktiv. Auch die Homogeni- 
tät der Inflationsraten zwischen den Mitgliedsländern 
wird durch einen Gleichlauf der Konjunkturzyklen er- 
höht: Je weniger die Output-Lücken in den einzelnen 
Ländern zu einem jeweiligen Zeitpunkt differieren, 
desto geringer sind die Unterschiede hinsichtlich des 
konjunkturbedingten Einflusses auf die Inflation. 

133 . Zur Analyse der Veränderung des Konjunkturver- 
bunds zwischen den Ländern des Euro-Raums seit Be- 
ginn der Europäischen Währungsunion wird auf zwei 
Maße abgestellt. Zum einen wird untersucht, ob die kon- 
temporären Korrelationen der Konjunkturverläufe seit 
dem Jahr 1999 zugenommen haben. Zum anderen wird 
mittels dynamischer Korrelationen betrachtet, wie sich 
der konjunkturelle Vorlauf oder Nachlauf verändert hat. 
Dabei dient die Output-Lücke als Maß für die Konjunk- 
turkomponente. Die zwei miteinander verglichenen Un- 
tersuchungszeiträume umfassen die Jahre 1991 bis 1998 
sowie 1999 bis 2003 (2. Quartal). 

Verwendet werden saisonbereinigte Quartalsdaten von 
Eurostat für das Bruttoinlandsprodukt, die Konsumaus- 
gaben, die Bruttoanlageinvestitionen sowie die Exporte 
von Waren und Dienstleistungen. Aus Gründen der 
Übersichtlichkeit beschränkt sich der betrachtete Län- 


und die Niederlande. Diese fünf Volkswirtschaften er- 
wirtschaften rund 87 vH des Bruttoinlandsprodukts des 
Euro-Raums. Zur Ermittlung der Output-Lücken werden 
die logarithmierten Quartalsdaten für die einzelnen 
Aggregate mit Hilfe des Hodrick-Prescott-Filters (HP- 
Filter) in eine Trendkomponente und eine Konjunktur- 
komponente zerlegt. Als Glättungsparameter wird - wie 
für Quartalsdaten üblich - der Wert 1600 gewählt. Da- 
bei entspricht die Output-Lücke der Differenz zwischen 
den Ausgangsdaten und den durch den HP-Filter geglät- 
teten Werten. 

134 . Schon vor Beginn der Europäischen Währungsu- 
nion wiesen die Konjunkturverläufe der einzelnen Län- 
der - mit Korrelationskoeffizienten in einer Bandbreite 
von 0,47 für Deutschland und die Niederlande bis 0,88 
für Spanien und die Niederlande - vergleichsweise enge 
Zusammenhänge auf. In Bezug auf Deutschland ist zu 
bemerken, dass durch die vereinigungsbedingte Sonder- 
konjunktur ab Ende 1991 die bilateralen Korrelationen 
für die Jahre 1991 bis 1998 tendenziell geringer ausfal- 
len als zwischen den übrigen Ländern. Für die zweite 
Periode nach Beginn der Europäischen Währungsunion 
ist für alle Länderpaare eine deufliche Zunahme der Kor- 
relafionen zu beobachten; Koeffizienten von bis zu 0,95 
weisen auf einen ausgeprägten kontemporären Verbund 
der Konjunkturverläufe hin (Schaubild 11). 


Schaubild 11 

Kontemporäre Korrelationen der Konjunkturverläufe^) 


1999-2003 



1991 - 1998 

1) Differenzen der Output-Lücken in den betrachteten Zeiträumen. Be- 
trachtete Länder: Deutschland (DE), Finnland (Fl), Frankreich (FR), Ita- 
lien (IT), Niederlande (NL), Spanien (ES). 
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Allerdings werden mit diesem Maß die sich über meh- 
rere Quartale erstreckenden Zusammenhänge, das heißt 
die dynamischen Beziehungen, nicht erfasst. Diese kön- 
nen mit Hilfe von dynamischen Korrelationen gemessen 
werden. Hier wird der Zusammenhang der Output-Lü- 
cken eines Landes mit den um bis zu acht Quartale ver- 
zögerten oder vorlaufenden Output-Lücken eines ande- 
ren Landes betrachtet. Dabei deutet eine hohe 
Korrelation zwischen dem Konjunkturverlauf des ersten 
Landes und dem entsprechenden vorlaufenden Wert des 
anderen Landes auf einen Nachlauf des zweiten Landes 
hin; so läuft beispielsweise in der Periode ab 1999 die 
italienische der spanischen und der niederländischen 
Konjunktur leicht nach. Diese Analyse zeigt insgesamt 
eine Stärkung des konjunkturellen Gleichlaufs zwischen 
den betrachteten Ländern (Schaubild 12). 

Betrachtet man die einzelnen Hauptaggregate des Brut- 
toinlandsprodukts, so zeigt sich ein weniger einheitli- 
ches Bild. Während sich die Zusammenhänge bei den 
Bruttoanlageinvestitionen ähnlich darstellen wie beim 
Bruttoinlandsprodukt, zeigen die Exporte erst seit Be- 
ginn der Europäischen Währungsunion einen ausgepräg- 
ten Gleichlauf; die kontemporären Korrelationen liegen 
jeweils über denen der neunziger Jahre. Diese Ent- 
wicklung ist aufgrund der Absenz von bilateralen 
Wechselkursveränderungen seit dem Jahr 1999 nicht 
verwunderlich. Betrachtet man die dritte Hauptverwen- 
dungskomponente, die Konsumausgaben, so wird deut- 
lich, dass sich der Zusammenhang in diesem Bereich 
zwar verstärkt hat, zwischen einigen Ländern jedoch bis 
heute noch nicht von einem ausgeprägten Verbund ge- 
sprochen werden kann. 

135 . Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu be- 
rücksichtigen, dass die zweite Periode von 1999 bis 
Mitte 2003 mit nur 1 8 beobachteten Quartalen sehr kurz 
ist und dass die Konjunktur im Euro-Raum seit dem 
Jahr 2000 wesentlich durch symmetrische Schocks wie 
den Abschwung in den Vereinigten Staaten oder die Öl- 
preisentwicklung beeinflusst war. Insgesamt lässt sich 
festhalten, dass der Gleichlauf zwischen den Konjunk- 
turverläufen in den betrachteten Ländern seit Beginn der 
Europäischen Währungsunion zugenommen hat. Sowohl 
die kontemporären Korrelationen als auch die dynami- 
schen Korrelationen zeigen einen enger werdenden Kon- 
junkturverbund seit dem Jahr 1999 an. Insoweit ist die 
Aufgabe der Europäischen Zentralbank, eine gemein- 
schaftsorientierte Geldpolitik zu betreiben, bislang von 
parallelen Konjunkturverläufen begünstigt worden. Die 
Analyse zeigt auch, dass sich der Euro-Raum in dieser 
Hinsicht in den vergangenen Jahren weiter in Richtung 
eines homogeneren Währungsraums entwickelt haben 
dürfte. 

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung im Vereinigten 
Königreich 

136 . Die konjunkturelle Lage stellte sich auch im 
Jahr 2003 im Vereinigten Königreich deutlich besser 
dar als im Euro-Raum. Das Bruttoinlandsprodukt 
nahm in diesem Jahr um 2,0 vH zu, nach 1,7 vH im 


Vorjahr. Die Privaten Konsumausgaben - weiterhin 
Stütze der Konjunktur - entwickelten sich mit einer Zu- 
wachsrate von 2,4 vH schwächer als im Vorjahr 
(3,6 vH). Neben den niedrigen Zinsen wirkten bei breit 
gestreutem Immobilienbesitz die nach wie vor gestiege- 
nen Hauspreise unterstützend, da sie für das Gros der 
Konsumenten abermals einen positiven Vermögensef- 
fekt bedeuteten und die Möglichkeiten zur Aufnahme 
von Konsumentenkrediten verbesserten. Allerdings ver- 
lief die Hauspreisentwicklung im Jahr 2003 langsamer 
als zuvor - die monatlichen Preissteigerungen fielen 
mit einer durchschnittlichen Rate von 1,3 vH in den 
ersten zehn Monaten des Jahres um rund ein Drittel 
niedriger aus als im Vorjahr-, was die Gefahr plötzli- 
cher Preisrückgänge mindert. 

Weitere Unterstützung erhielt der private Konsum von 
der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt. Im Gegensatz 
zum Euro-Raum stieg im Vereinigten Königreich die Be- 
schäftigung in diesem Jahr weiter an und erhöhte sich 
um 0,7 vH. Die Arbeitslosenquote, berechnet nach der 
von der Europäischen Union verwendeten Definition, 
sank gegenüber dem Vorjahr leicht auf 5,0 vH. Aller- 
dings entfiel ein Großteil des Beschäftigungsaufbaus auf 
den öffentlichen Bereich und hier vor allem auf das Ge- 
sundheitswesen. So waren die Ausgaben des Staates 
auch die zweite wichtige Stütze der Konjunktur. Neben 
den Konsumausgaben (-1- 3,7 vH) erhöhte der Staat vor 
allem seine Investitionen stark (-1- 29 vH) und setzte da- 
mit die im Vorjahr eingeleitete finanzpolitische Kehrt- 
wende fort. Die höhere Staatstätigkeit resultierte neben 
einer Expansion der Militärausgaben vor allem in der 
ersten Jahreshälfte daher, dass die bereits zuvor eingelei- 
teten Anstrengungen zur Verbesserung des staatlichen 
Gesundheitssystems und der öffentlichen Infrastruktur 
fortgesetzt wurden. Mit einem Anteil der öffentlichen 
Investitionen am Bruttoinlandsprodukt von immer noch 
weniger als 2 vH befand sich das Vereinigte Königreich 
gleichwohl noch leicht unterhalb des Durchschnitts des 
Euro-Raums, ln Folge der zusätzlichen öffentlichen 
Ausgaben verschlechterte sich der Finanzierungssaldo 
des Staates weiter und belief sich in diesem Jahr auf 
- 2,9 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandspro- 
dukt nach - 1,3 vH im Vorjahr. Als Nicht-Mitglied der 
Europäischen Währungsunion hätte das Vereinigte Kö- 
nigreich jedoch auch bei einer Defizitquote von über 
3 vH keine Sanktionen seitens der Europäischen Union 
zu befürchten. Bremsend auf die konjunkturelle Ent- 
wicklung wirkten die privaten Investitionen und der Au- 
ßenbeitrag. Trotz gesunkener Zinsen verhielten sich die 
Unternehmen sehr zurückhaltend und ließen ihr Investi- 
tionsniveau im Vergleich zum Vorjahr konstant. Hier 
spiegelten sich die nach wie vor dümpelnde Industrie- 
produktion, die in den ersten acht Monaten des Jahres 
um 0,5 vH zurückging, und die schwache Exportent- 
wicklung im Zuge konjunktureller Schwächen in ande- 
ren Regionen der Welt wider. Die Ausfuhr nahm mit ei- 
ner Rate von 0,7 vH in diesem Jahr sogar ab; die Einfuhr 
wurde um 0,9 vH gesteigert; der Außenbeitrag fiel wie 
schon in den Vorjahren negativ aus. 
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Schaubild 12 

Dynamische Korrelationen zwischen den Konjunkturverläufen ausgewählter Länder^) 

Periode I: 1. Vj. 1991 bis 4. Vj. 1998 ^ — Periode ii: 1. Vj. 1999 bis2. Vj. 2003 


Deutschland - Spanien Deutschland - Frankreich 



-8 -7 -6 -5 -4 -3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6 7 8 -8 -7 -6 -5 -4 -3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6 7 8 

Deutschland - Italien Deutschland - Niederlande 



-8 -7 -6 -5 -4 -3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6 7 8 -8 -7 -6 -5 -4 -3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6 7 8 

Spanien - Frankreich Spanien - Italien 



-8 -7 -6 -5 -4 -3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6 7 8 -8 -7 -6 -5 -4 -3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6 7 8 

Spanien - Niederlande Frankreich - Italien 



-8 -7 -6 -5 -4 -3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6 7 8 -8 -7 -6 -5 -4 -3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6 7 8 

Frankreich - Niederlande Italien - Niederlande 



-8 -7 -6 -5 -4 -3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6 7 8 -8 -7 -6 -5 -4 -3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6 7 8 

1) Differenz zwischen dem logarithmierten Bruttoinlandsprodukt und dem Hodrick-Prescott [1600] Trend im erstgenannten Land zum zweitgenannten Land 
mit acht bis nuli Quartaien Verzögerung und einem bis acht Quartaien Vorlauf. Ein rechtsschiefer (iinksschiefer) Verlauf der dynamischen Korreiationen zeigt 
einen Voriauf (Nachiauf) des erstgenannten Landes. 
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Vor dem Hintergrund der zunächst etwas zurückhalten- 
deren Konjunkturentwicklung senkte die Bank of Eng- 
land den Leitzins im Februar und Juli dieses Jahres um 
insgesamt 50 Basispunkte auf 3,5 %; dies war der tiefste 
nominale Leitzinssatz seit dem Jahr 1954. Zwar lag der 
für die Notenbank relevante Verbraucherpreisindex 
RPIX bis September dieses Jahres stets über der Ziel- 
marke von 2,5 vH, die Bank of England vertrat jedoch 
zunächst die Ansicht, dass die moderaten Zinssenkungen 
langfristig nicht dazu führten, die Inflationserwartungen 
und nachfolgend die Inflationsraten zu erhöhen. Erst als 
sich im Herbst dieses Jahres die Inflationsrisiken kon- 
junkturbedingt erhöhten, leitete die britische Notenbank 
mit einer Erhöhung des Repro-Satzes um 25 Basispunkte 
eine Zinswende ein. 

Seit Ende des Jahres 2003 zieht die Bank of England nicht 
mehr den nationalen Konsumentenpreisindex (RPIX) als 
Maßstab ihrer Geldpolitik heran, sondern orientiert sich 
wie die Europäische Zentralbank am Harmonisierten Ver- 
braucherpreisindex (HVPI). Zugleich wurde der numeri- 
sche Wert des Inflationsziels herabgesetzt. Die Unter- 
schiede zwischen beiden Indizes machten in den 
vergangenen Jahren jeweils mehrere zehntel Prozent- 
punkte aus. Ursächlich hierfür war vor allem, dass Immo- 
bilienpreise im HVPI ein geringeres Gewicht aufweisen 
als im RPIX und dies insbesondere bei den stark gestiege- 
nen Hauspreisen im Vereinigten Königreich in den ver- 
gangenen Jahren beträchtlich zu Buche schlug. Zudem 
spielen bei der geometrischen Mittelung der Preissteige- 
rungsraten im HVPI Ausreißer eine geringere Rolle als 
bei der arithmetischen Mittelwertberechnung des RPIX. 

Am 9. Juni dieses Jahres beschloss die britische Regie- 
rung, weiterhin von einem Beitritt zur Europäischen 
Währungsunion abzusehen und kein Referendum über 
diese Frage abzuhalten. Wenngleich ein prinzipieller 
Nutzen der Euro-Einführung für das Vereinigte König- 
reich konzediert wurde, sei ein Beitritt zur Währungsu- 
nion zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht vorteilhaft. Auf 
Grundlage von 1 8 Studien entschied die Regierung, dass 
vier der fünf von ihr aufgestellten so genannten ökono- 
mischen Kriterien derzeit nicht erfüllt seien. Allein die 
Wettbewerbsfähigkeit des britischen Finanzsektors 
würde gegenwärtig Vorteile aus einer Ausweitung der 
Gemeinschaftswährung auf das Vereinigte Königreich 
haben. Gleichzeitig wurde angekündigt, dass sich eine 
künftige Überprüfung der Beitrittsfähigkeit auf zwei Kri- 
terien beschränken werde. Erstens: Sind die Konjunktur- 
zyklen und ökonomischen Strukturen beider Währungs- 
räume kompatibel, so dass beide Ökonomien dauerhaft 
mit einem einheitlichen Zinssatz leben könnten? Zwei- 
tens: Verfügt man, sollten Schwierigkeiten auftreten, 
über genügend Flexibilität, diese zu lösen? Wann eine 
nächste Überprüfung stattfinden soll, ist offen. 

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den 
Beitrittsländern 

1 37 . Auch im Jahr 2003 zeigten sich die mittel- und ost- 
europäischen Beitrittsländer verhältnismäßig robust ge- 
genüber der konjunkturellen Flaute im Euro-Raum. Das 
Bruttoinlandsprodukt der acht Staaten nahm in diesem 


Jahr insgesamt um 3,1 vH und damit etwas stärker als im 
Vorjahr zu. Der realwirtschaftliche Aufholprozess gegen- 
über den Ländern des Euro-Raums setzte sich fort. Je- 
doch fiel der Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts in den 
meisten Beitrittsländem etwas geringer aus als im 
Jahr 2002, und der stärkere Zuwachs in der gesamten Re- 
gion war im Wesentlichen durch die positive Entwick- 
lung in Polen begründet (Tabelle 12). Diese mit Abstand 
größte Volkswirtschaft der mittel- und osteuropäischen 
Beitrittsländer, in der die Konjunktur in den Vorjahren 
äußerst schwach verlaufen war, näherte sich mit einer 
Steigerung des Bruttoinlandsprodukts um 3,1 vH lang- 
sam wieder den Raten Ende der neunziger Jahre an. Die 
baltischen Staaten waren mit Zuwachsraten zwischen 
4,7 vH und 6,5 vH weiterhin die sich am dynamischsten 
entwickelnden Länder. Allerdings befinden sich diese 
Staaten hinsichtlich ihrer Einkommensposition noch im- 
mer auf dem niedrigsten Niveau aller Beitrittsländer. Wie 
schon in den Vorjahren wurde die gesamtwirtschaftliche 
Position der mittel- und osteuropäischen Länder durch 
den Prozess des Beitritts zur Europäischen Union unter- 
stützt. Gleichwohl sollte nicht erwartet werden, dass 
diese Länder im kommenden Jahr allein durch den for- 
malen Beitritt einen bedeutenden Wachstumsschub er- 
fahren werden. Die Integration der Beitrittsländer in die 
Europäische Union begann vor mehr als zehn Jahren; be- 
reits während der Vor-Beitrittsphase wurden Güterhandel 
und Kapitalverkehr weitgehend liberalisiert, und die 
Freizügigkeit von Arbeitnehmern aus den Beitrittslän- 
dem, die tendenziell eine bremsende Wirkung auf ihre 
wirtschaftliche Entwicklung hätte, bleibt auch nach dem 
1 . Mai 2004 zunächst ausgesetzt. 

Die Privaten Konsumausgaben stellten wiedemm die 
wichtigste Stütze der Wirtschaftsentwicklung in den 
Beitrittsländem dar; sie nahmen in diesem Jahr um 
4,5 vH zu. Neben weiter gesunkenen Zinsen war dies 
darauf zurückzuführen, dass der Abbau der Beschäfti- 
gung zum Stillstand kam; nach einem Rückgang von 
0,6 vH im Vorjahr. Die Arbeitslosenquote stieg jedoch 
weiter leicht an und betmg im Jahresdurchschnitt 
15,0 vH (gemäß Definition der Europäischen Union). 
Aufgrund der starken Produktivitätszuwächse in den 
Beitrittsländern bestehen weiterhin hohe Beschäfti- 
gungsschwellen, so dass die beachtlichen Zuwachsraten 
des Bruttoinlandsprodukts bisher nicht ausreichend wa- 
ren, um die Beschäftigung zu erhöhen. Die Investi- 
tionstätigkeit wurde in diesem Jahr wieder ausgeweitet 
(2,4 vH). Hier spiegeln sich die nach wie vor reichlich 
fließenden ausländischen Direktinvestitionen sowie die 
Vorbereitungen auf den EU-Beitritt wider. 

Die Beitrittsländer konnten trotz der konjunkturellen 
Flaute in den Partnerländern - rund zwei Drittel der Ex- 
porte entfallen auf die Europäische Union - ihre Export- 
position stärken. Unterstützung erfuhr die Ausfuhr von 
den Abwertungen einiger Währungen. So gaben in den 
ersten zehn Monaten des Jahres der ungarische Forint 
um 8,4 vH und der polnische Zloty um 15,3 vH gegen- 
über dem Euro nach. Bei gleichzeitig weiterhin hohen 
Importzuwächsen blieben die Leistungsbilanzen - mit 
Ausnahme Sloweniens - jedoch mit einem durchschnitt- 
lichen negativen Saldo von 4,2 vH in Relation zum 
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Tabelle 12 


Wirtschaftsdaten für ausgewählte mittel- und osteuropäische Länder 



Jahr 

Bul- 

garien 

Estland 

Lettland 

Litauen 

Polen 

Rumä- 

nien 

Slowa- 

kei 

Slowe- 

nien 

Tsche- 

chische 

Republik 

Ungarn 

Bruttoinlandsprodukt, real^^ 

2000 

5,4 

7,3 

6,8 

4,0 

4,0 

2,2 

2,2 

4,1 

3,3 

5,2 


2001 

4.1 

6,5 

7,9 

6,5 

1.0 

5,7 

3,3 

2,9 

3,1 

3,9 


2002 

4,8 

6,0 

6.1 

6,7 

1.4 

4,9 

4,4 

3,0 

2,0 

3,5 


2003^’ 

4,5 

4,7 

5,9 

6,5 

3,1 

4,5 

3.9 

2,4 

2,2 

2,9 

Bruttoinlandsprodukt^^ pro Kopf 












- in Kaufkraftstandards (KKS) 

2000 

5 780 

9 080 

6 970 

7 990 

9 150 

5 290 

10 660 

15 890 

12 700 

11 240 


2001 

5 750 

9 360 

7 840 

8 880 

9 430 

5 620 

11 200 

16 830 

13 810 

12 270 


2002 

5 940 

10 020 

8 460 

9 390 

9 460 

5 890 

11 350 

17 710 

14 370 

13 420 

-EU-15- 100 (vH)^^ 

2000 

25,5 

40,1 

30,7 

35,2 

40,4 

23,3 

47,0 

70,1 

56,0 

49,6 


2001 

24,6 

40,1 

33,6 

38,0 

40,4 

24,1 

48,0 

72,1 

59,1 

52,5 


2002 

24,7 

41,7 

35,2 

39,1 

39,4 

24,5 

47,3 

73,7 

59,8 

55,9 

- in Euro 

2000 

1 680 

4 070 

3 280 

3 460 

4 610 

1 800 

4 059 

10 270 

5 430 

4 960 


2001 

1 930 

4 580 

3 650 

3 810 

5 290 

2 000 

4 340 

10 920 

6 220 

5 680 


2002 

2 110 

5 070 

3 820 

4 220 

5 180 

2 160 

4 680 

11 700 

7210 

6 780 

Verbraucherpreise (HVPI)^^ 

2000 

10,3 

3,9 

2.6 

0,9 

10,1 

45,7 

12,2 

8,9 

3,9 

10,0 


2001 

7,4 

5,6 

2,5 

1,3 

5,3 

34,5 

7.0 

8,6 

4,5 

9,1 


2002 

5,8 

3,6 

2,0 

0,4 

1.9 

22,5 

3,3 

7,5 

1,4 

5,2 


2003^’ 

3,0 

1,7 

2,6 

- 0,9 

0,7 

15,5 

8.1 

5,8 

0,1 

4,7 

Finanzierungssaldo des Staates^^ 

2000 

- 0,5 

- 0,3 

- 2.7 

- 2,3 

- 2,5 

- 4,6 

- 13,5 

- 3,1 

- 4,0 

- 3,0 


2001 

0,2 

0,3 

- 1.6 

- 2,2 

- 3,1 

- 3,3 

- 7.2 

- 1,3 

- 5,8 

- 4,2 


2002 

- 0.7 

0,9 

- 3,0 

- 1,7 

- 3.9 

- 2,6 

- 7.2 

- 2,3 

- 7,1 

- 9,2 


2003^’ 

- 0,6 

- 0,1 

- 2,8 

- 2,4 

- 4,4 

- 2,7 

- 5,0 

- 1,9 

- 7,8 

- 5,2 

Bruttoschuldenstand des Staates^^ 

2000 

73,6 

5,0 

13,9 

24,3 

37,2 

23,9 

46,9 

26,4 

16,6 

55,5 


2001 

66,2 

4,7 

15,7 

23,4 

37,2 

23,1 

48,8 

25,9 

23,3 

53,4 


2002 

53,2 

5,7 

15,2 

22,7 

41,6 

22,7 

44,3 

27,0 

27,1 

56,3 


2003^’ 

50,8 

5,4 

16,7 

23,3 

45,1 

21,5 

45,1 

27,4 

30,7 

57,9 

Leistungsbilanzsaldo^^ 

2000 

- 5,5 

- 5,8 

- 6,9 

- 6,0 

- 6,1 

- 4,1 

- 2,5 

- 2,8 

- 5,3 

- 6,3 


2001 

- 6,1 

- 6,0 

- 9.6 

- 4,8 

- 2,9 

- 5,6 

- 7,4 

0,1 

- 6,2 

- 3,4 


2002 

- 4.7 

- 12,3 

- 7,8 

- 5,4 

-3,5 

- 3,5 

- 8,1 

1,7 

- 5,3 

- 4,0 


2003^> 

- 5,8 

- 15,0 

- 8.8 

- 5,6 

- 3,0 

- 4,0 

- 3,8 

0,5 

- 6,5 

- 6,1 

Arbeitslosenquote (vH)^^ 

2000 

16,4 

12,5 

13,7 

15,7 

16,4 

6,8 

18,7 

6,6 

8,7 

6,3 


2001 

19,2 

11,8 

12,8 

16,1 

18,5 

6,6 

19,4 

5,8 

8,0 

5,6 


2002 

18,1 

9,1 

12,8 

13,1 

19,9 

7,0 

18,6 

6,0 

7,3 

5,6 


2003^> 

16,0 

8,8 

12,2 

12,0 

20,0 

7,5 

17,8 

6,4 

7,6 

5,7 

Nachrichtlich: 

Deutsche Netto-Direktinvestitionen^^ 












Mio Euro (Kapitalexport: - ) 

2000 

- 45 

- 10 

-46 

- 4 

- 839 

- 160 

-1 042 

-64 

-1 234 

-1 162 


2001 

- 65 

+ 3 

-65 

-53 

-1 369 

- 124 

- 455 

+ 7 

- 972 

- 995 


2002 

- 58 

- 14 

+ 45 

-51 

- 705 

- 176 

-2 078 

-25 

-4 728 

- 434 


2003*’ 

- 150 

- 2 

- 6 

- 8 

- 485 

- 61 

- 84 

- 6 

+ 762 

+ 132 

Deutsche Exporte^^ 

2000 

0.1 

0,1 

0.1 

0,2 

2,4 

0,4 

0.6 

0,4 

2,1 

1,7 


2001 

0,2 

0,1 

0.1 

0,2 

2,4 

0,5 

0,6 

0,4 

2,3 

1,6 


2002 

0,2 

0,1 

0,1 

0,2 

2,5 

0,5 

0,6 

0,4 

2,5 

1,7 


1) Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH. - 2) Eigene Schätzung aufgrund von Angaben nationaler und internationaler Institutionen. - 3) In 
jeweiligen Preisen. - 4) Bezogen auf KKS. - 5) In Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH. - 6) Arbeitslose in vH der Erwerbsperso- 
nen (ILO-Konzept). - 7) Ohne reinvestierte Gewinne und ohne Verluste. - Quelle: Deutsche Bundesbank. - 8) Für 2003 : 1 . Halbjahr. - 9) Anteil 
an der Gesamtausfuhr Deutschlands (Spezialhandel) in vH; Jahr 2002 vorläufige Ergebnisse. 


Quellen: EU, OECD 
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nominalen Bruttoinlandsprodukt auch in diesem Jahr 
stark defizitär. Berücksichtigt man die nach wie vor ho- 
hen Zuflüsse von Direktinvestitionen in die meisten 
Länder - in der Tschechischen Republik beispielsweise 
überschritten im vergangenen Jahr die ausländischen Di- 
rektinvestitionen das Leistungsbilanzdefizit um das 
Doppelte -, ist diese Situation jedoch prinzipiell nicht 
problematisch (JG 2002 Ziffer 71). Zudem ist davon 
auszugehen, dass sich die Situation der Leistungsbilan- 
zen ab dem kommenden Jahr tendenziell verbessern 
wird, da alle Länder nach dem Beitritt zur Europäischen 
Union Nettoempfänger gegenüber der Europäischen 
Union sein werden (Ziffer 158). Die öffentlichen Hans- 
halte der Beitrittsländer waren im Jahr 2003 ausnahms- 
los defizitär, mit einem Durchschnitt von - 4,8 vH in Re- 
lation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. Estland und 
Slowenien standen hier mit Haushaltsfehlbeträgen von 
weniger als 2 vH am günstigsten da. Problematisch blieb 
die Situation in den größeren Beitrittsländem Polen, der 
Slowakei, der Tschechischen Republik und Ungarn, die 
öffentliche Defizite zwischen 4,4 vH und 7,8 vH aufwie- 
sen. Im Hinblick auf einen späteren Beitritt zur Europäi- 
schen Währungsunion dürfte dieses Kriterium die 
höchste Hürde darstellen. 


Die Inflationsraten waren im Durchschnitt in den Bei- 
trittsländern in diesem Jahr wiederum moderat. Der 
Verbraucherpreisindex über alle Länder stieg um 
2,1 vH. Angesichts dieser Entwicklung wurden die 
geldpolitischen Zügel in einigen Ländern weiter gelo- 
ckert. Die tschechische Notenbank reduzierte ihren 
Hauptzinssatz für Refinanzierungsgeschäfte bis zum 
Herbst des Jahres um 75 Basispunkte auf nunmehr 
2,0 %. Um den Zufluss spekulativen Kapitals zu ver- 
hindern, folgt die Geldpolitik in der Tschechischen Re- 
publik bereits seit einiger Zeit den geldpolitischen Ent- 
scheidungen der Europäischen Zentralbank. Resultat 
dieser Strategie sind neben einem niedrigen Zinsniveau 
die seitdem geringsten Wechselkurschwankungen aller 
Beitrittsländer mit flexiblem Wechselkurs gegenüber 
dem Euro. Der polnische Zloty hingegen erfuhr nicht 
zuletzt wegen kurzfristig abfiießenden Kapitals zu Be- 
ginn des Jahres einen deutlichen Wertverlust. Die Zen- 
tralbank in Warschau, die keine Wechselkurspflege be- 
treibt, senkte unterdessen den Leitzins in sechs 
Schritten um insgesamt 150 Basispunkte auf 5,25%, 
bei einem Preisniveauanstieg von nur 0,7 vH bleibt die 
polnische Geldpolitik damit jedoch restriktiv ausgerich- 
tet. 


Tabelle 13 


Kalendarium für die Europäische Union 


Datum 


2002 

Europäische Union 

19. November 

Die Europäische Kommission eröffnet gemäß Artikel 104 Absatz 3 EG- Vertrag ein Verfahren 
bei einem übermäßigen Defizit gegen Deutschland (Zifferl30). 

25. November 

Der Rat der Europäischen Union beschließt, die europäischen Märkte für Strom und Gas weiter 
zu liberalisieren. Derzeit ist nur für Großkunden die freie Wahl des Energielieferanten vorge- 
schrieben. Gemäß der Entscheidung des Ministerrates, die das Europäische Parlament am 
4. Juni 2003 bestätigt, wird diese Marktöffnung ab dem 1. Juli 2004 auf alle Unternehmen aus- 
geweitet. Spätestens am 1 . Juli 2007 müssen die Energiemärkte vollständig, also auch für Pri- 
vatkunden, geöffnet werden. Zudem werden die europäischen Energieuntemehmen zur Tren- 
nung von Netz und Vertrieb verpflichtet. 

27. November 

Der Rat der Europäischen Union beschließt eine Reform des EU-Kartellrechts. Das neue Regel- 
werk basiert auf zwei Hauptpfeilem. Erstens wird das bisherige Anmelde- und Genehmigungs- 
verfahren durch ein „Legalausnahmensystem“ ersetzt. Das heißt, dass Unternehmen selbst 
darauf achten müssen, dass ihre Vereinbarungen untereinander, etwa über Forschungszusam- 
menarbeit, mit dem EU-Kartellrecht konform sind. Bislang sind sämtliche dieser, meist harm- 
losen Absprachen bei der Europäischen Kommission anzumelden, was für beide Seiten einen 
erheblichen administrativen Aufwand mit sich bringt. Zweitens gibt die Europäische Kommis- 
sion ihr bisheriges Monopol hinsichtlich der europäischen Wettbewerbsregeln auf. Künftig 
wird sie gemeinsam mit den nationalen Wettbewerbsbehörden das EU-Kartellrecht anwenden. 
Sie behält jedoch das Recht, grenzüberschreitende Fälle an sich zu ziehen. Die Verordnung tritt 
am 1 . Mai 2004 in Kraft. 

12. /13. Dezember 

Der Europäische Rat schließt bei seiner Tagung in Kopenhagen die Verhandlungen mit zehn 
Staaten über den Beitritt zur Europäischen Union am 1. Mai 2004 ab (Ziffern 156 ff.). 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-69- 


Drucksache 15/2000 


noch Tabelle 13 


noch: Kalendarium für die Europäische Union 


Datum 


noch 2002 

noeh Europäische Union 

19. Dezember 

Das Europäische Parlament verabschiedet den EU-FIaushalt für das Jahr 2003. Er umfasst 
99,69 Mrd Euro, dies sind 0,26 vH mehr als im Vorjahr. Die Ausgaben entsprechen 1,02 vH in 
Relation zum gemeinschaftliehen nominalen Bruttovolkseinkommen. Der größte Budgetposten 
entfallt mit 48,4 Mrd Euro oder 48,6 vH des Gesamthaushalts auf die Ausgaben für die Ge- 
meinsame Agrarpolitik einschließlieh ländliche Entwicklung, gefolgt von den Ausgaben für re- 
gionalpolitisehe Maßnahmen mit einem Volumen von 21,9 Mrd Euro (22,0 vH des EU-Haus- 
halts). 

2003 


1. Januar 

Griechenland übernimmt den Vorsitz des Rates der Europäischen Union. 

1. Februar 

Der Vertrag von Nizza tritt in Kraft (JG 2001 Ziffern 126 ff.). 

3. März 

Der Rat der Europäisehen Union beschließt die Einführung eines EU-Gemeinschaftspatents. 
Damit soll innerhalb der Europäisehen Union ein kostengünstigerer Patentsehutz gewährleistet 
werden. Die Einigung sieht zudem die Einriehtung eines EU-Patentgerichtes in Luxemburg vor. 
Um ein Gemeinschaftspatent zu erhalten, muss dieses künftig in den drei Amtsspraehen 
(deutsch, englisch und französisch) des Europäischen Patentamts (EPA), München, angemeldet 
werden. Die Patentansprüche sind jedoch - spätestens zwei Jahre naeh Patenterteilung - in alle 
EU-Amtssprachen zu übersetzen. Neben dem Gemeinschafspatent wird es auch in Zukunft das 
ebenfalls vom EPA vergebene Europäische Patent geben. Dieses beschränkt sich auf vom An- 
tragsteller auszuwählende Mitgliedsländer, wodurch im Vergleich zum EU-Gemeinschaftspa- 
tent Übersetzungskosten gespart werden können. 

20. März 

Der ECOFIN-Rat beschließt bei seiner Tagung in Brüssel eine Teilharmonisierung der Energie- 
besteuerung. Gemäß dieser Richtlinie, die zu Beginn des Jahres 2004 in Kraft tritt, sind Min- 
destsätze für die Verbrauchsteuem auf alle konkurrierenden Energieträger, soweit sie als Treib- 
stoff oder zur Heizung eingesetzt werden, zu erheben. Die bisherige Regelung erfasst nur 
Mineralöl. Zudem werden die seit dem Jahr 1992 unveränderten Mindestsätze für Mineralöl er- 
höht. Allerdings können die Mitgliedstaaten energieintensiven Betrieben unter bestimmten 
Umständen Steuerermäßigungen von bis zu 100 vH gewähren; bei den übrigen Unternehmen 
können die Abzüge bis zu 50 vH betragen. 

2. April 

Die Europäische Kommission eröffnet gemäß Artikel 104 Absatz 3 EG- Vertrag ein Verfahren 
bei einem übermäßigen Defizit gegen Frankreich (Ziffer 130). 

16. April 

In Athen wird der Vertrag über den Beitritt von zehn neuen Mitgliedstaaten zur Europäischen 
Union unterzeiehnet. 

13. Mai 

Der Europäische Gerichtshof entscheidet in den Fällen einiger spaniseher Unternehmen und ei- 
nes britischen Unternehmens, dass die dort bestehenden staatlichen Sonderstimmreehte in Form 
von „Goldenen Aktien“ nicht mit dem freien Kapitalverkehr in der Europäischen Union verein- 
bar sind. Das Gericht sieht das Gebot der Nicht-Diskriminierung von Ausländem beziehungs- 
weise das Prinzip der Verhältnismäßigkeit - unter bestimmten Umständen wäre eine öffentliche 
Einflussnahme gereehtfertigt - in den vorliegenden Fällen verletzt. 

Der Rat der europäischen Finanzminister verabschiedet eine Richtlinie zu Pensionsfonds. Da- 
mit werden die bisher sehr untersehiedlichen Vorschriften zum Verbraucherschutz und zur Ka- 
pitalanlage für Pensionsfonds in der Europäisehen Union vereinheitlieht. Die Riehtlinie sieht 
vor, dass Pensionsfonds bis zu 70 vH ihres Portfolios in Aktien und bis zu 30 vH ihres Kapitals 
in ausländischen Wähmngen halten dürfen. 
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noch: Kalendarium für die Europäische Union 


Datum 


noch 2003 

noch Europäische Union 

3. Juni 

Der ECOFIN-Rat verabschiedet eine Richtlinie über die Einführung einer grenzüberschreiten- 
den Zinsbesteuerung. Ab dem 1. Januar 2005 tauschen zwölf Mitgliedsländer automatisch In- 
formationen über Kapitalerträge von EU-Ausländern untereinander aus; Belgien, Luxemburg 
und Österreich erheben stattdessen zunächst eine Quellensteuer auf die Kapitalerträge in 
Höhe von 15 vH (in den Jahren 2005 bis 2007), 20 vH (in den Jahren 2008 bis 2010) bezie- 
hungsweise 35 vH (ab dem Jahr 2011). Das Aufkommen aus der Quellensteuer fließt zu 
75 vH in das Steuersitzland des Anlegers und verbleibt zu 25 vH in dem erhebenden Land. 
Mit Drittländern wie der Schweiz soll bis spätestens Mitte 2004 eine ähnliche Regelung wie 
für Belgien, Luxemburg und Österreich vereinbart werden. Diese drei Länder müssen zum 
automatischen Informationsaustausch übergehen, wenn die in die Vereinbarung einbezogenen 
Drittstaaten einen Informationsaustausch auf Anfrage gemäß den Standards der OECD leis- 
ten. 

19./20. Juni 

Der Europäische Rat begrüßt bei seiner Tagung in Thessaloniki den vom Europäischen Kon- 
vent vorgelegten Verfassungsentwurf und beschließt auf Grundlage dieses Entwurfs, ab Okto- 
ber dieses Jahres eine Regierungskonferenz einzuberufen, die die Aufgabe hat, einen endgülti- 
gen Verfassungsvertrag auszuhandeln (Ziffern 173 ff). 

1 . Juli 

Italien übernimmt den Vorsitz des Rates der Europäischen Union. 

2. Juli 

Das Europäische Parlament beschließt auf Grundlage einer Entscheidung der EU-Umweltmi- 
nister vom 9. Dezember 2002, ab dem Jahr 2005 einen Handel mit C02-Zertifikaten einzufüh- 
ren. Die Regelung umfasst zunächst den C02-Ausstoß bei der Stromerzeugung sowie bei der 
Stahl-, Glas-, Papier- und Zementproduktion. Die Teilnahme ist für die rund 10 000 betroffenen 
Unternehmen in der Europäischen Union ab dem Jahr 2008 verbindlich. Zuvor ist eine Freistel- 
lung möglich, sofern die nationalen Emissionsziele gemäß der Kyoto-Vereinbarung etwa durch 
eine Selbstverpflichtung oder durch eine Ökosteuer erreicht werden. Den teilnehmenden Unter- 
nehmen werden Zertifikate kostenlos auf Grundlage historischer Referenzwerte zugeteilt 
(Grandfathering). Dazu müssen die Mitgliedsländer der Europäischen Kommission bis zum 
Frühjahr 2004 ihre Zuteilungspläne für die Emissionsrechte vorlegen. Mit Hilfe des Emissions- 
handels strebt die Europäische Union an, ihre in der Vereinbarung von Kyoto eingegangenen 
Verpflichtungen zu erfüllen; danach muss der Ausstoß von Treibhausgasen bis zum Jahr 2012 
um 8 vH gegenüber dem des Jahres 1 990 zurückgeführt werden. 

4. Oktober 

ln Rom tritt die Regierungskonferenz über den Vertragsentwurf über eine Verfassung für Eu- 
ropa erstmals zusammen. 

16./17. Oktober 

Der Europäische Rat beschließt bei seiner Tagung in Brüssel, eine europäische Wachstums- 
initiative einzuleiten. Dabei fordert er die Europäische Kommission, die Europäische Investi- 
tionsbank und zuständige Ministerräte auf, Vorschläge vorzulegen, auf deren Basis der Euro- 
päische Rat bei seiner Tagung im Dezember dieses Jahres konkrete Beschlüsse fassen kann. 
Bereits am 1. Oktober 2003 verabschiedet die Europäische Kommission erste Vorschläge für 
eine Wachstumsinitiative. Die Vorschläge konzentrieren sich auf Projekte der Transeuropäi- 
schen Netze (TEN) sowie auf Forschung, Entwicklung und Innovationen. Die TEN-Vorha- 
ben, mit denen unter anderem grenzüberschreitende Verkehrsinfrastruktur finanziert werden 
soll, umfassen 29 Projekte mit veranschlagten Gesamtkosten in Höhe von rund 220 Mrd Euro 
bis zum Jahr 2020. Die europäische Wachstumsinitiative soll im Wesentlichen durch Mittel 
der Europäischen Investitionsbank, darüber hinaus durch den EU-Haushalt gewährleistet wer- 
den. 
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2003 

Frankreich 

17. März 

Eurostat stellt fest, dass das gesamtstaatliche Defizit im Jahr 2002 in Frankreich die Referenz- 
marke von 3 vH überschritten hat, in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt korrigiert 
das europäische Statistische Amt den von der französischen Regierung gemeldeten Wert 
von 3,04 auf 3,13. Grund für diese Korrektur, die ein Verfahren wegen übermäßigen Defizits 
gegen Frankreich nach sich zieht, ist die Berücksiehtigung von Zahlungen an das für das fran- 
zösische Schienennetz verantwortliehe Staatsuntemehmen Reseau Ferre de Franee in Höhe von 
1,36 Mrd Euro. 

24. Juli 

Die französische Nationalversammlung verabschiedet eine Reform der Gesetzliehen Renten- 
versicherung. Die Reform sieht vor, bis zum Jahr 2008 die zum Bezug einer abschlagsfreien 
Rente erforderliche Beitragszeit der Beschäftigten des Öffentlichen Diensts - bislang 
37,5 Jahre - auf 40 Jahre an die der Arbeitnehmer in privaten Unternehmen anzupassen. An- 
schließend soll die Beitragszeit für beide Gruppen bis zum Jahr 2012 auf 41 Jahre und bis zum 
Jahr 2020 auf 42 Jahre angehoben werden. Zudem wird mit der Reform die staatliehe Förde- 
rung der privaten Altersvorsorge auf alle Besehäftigten ausgedehnt. 

25. September 

Die französische Regierung legt ihren Haushaltsentwurf für das Jahr 2004 vor. Der Etat, der 
auf einem Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts von 1,7 vH basiert, sieht einen Anstieg der 
Ausgaben um 1,5 vH auf 278 Mrd Euro vor. Die Nettoneu Verschuldung soll 56 Mrd Euro be- 
tragen; daraus ergibt sieh zusammen mit den übrigen Gebietskörperschaften und den Sozial- 
versicherungen ein gesamtstaatliches Defizit in Höhe von 3,6 vH in Relation zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt. Dabei soll im kommenden Jahr das konjunkturbereinigte Defizit um 
0,7 Prozentpunkte zurückgeführt werden. Insgesamt sieht der Haushaltsentwurf 23 fiskalische 
Maßnahmen vor, von denen nur die Anhebung der Dieselsteuer eine Steuererhöhung betrifft. 
Demgegenüber ist für das Jahr 2004 eine weitere Senkung der Einkommensteuer um 3 vH 
vorgesehen; dies führt zu Steuermindereinnahmen von 1,8 Mrd Euro. Weiterhin wurde 
beschlossen, die Zahl der Besehäftigten im Öffentliehen Dienst im kommenden Jahr um 
4 500 Personen zu reduzieren. 

1. November 

Christian Noyer wird neuer Gouverneur der Banque de France. Das vormalige Mitglied des 
EZB-Direktoriums folgt Jean-Claude Trichet naeh, der Präsident der Europäischen Zentralbank 
wird. 

2002 

Italien 

27. Dezember 

Das italienisehe Parlament verabschiedet das Haushaltsgesetz für das Jahr 2003. Dies sieht un- 
ter anderem weitere Amnestien für Steuersünder vor, von denen sich die italienisehe Regierung 
Mehreinnahmen in Höhe von 8 Mrd Euro versprieht. Die Steueramnestie für illegales Kapital, 
das repatriiert wird, gilt künftig außer für natürliehe Personen auch für juristische Personen. Zu- 
dem sinkt die Besteuerung von durch Privatpersonen legalisiertem Schwarzgeld. Ferner werden 
Steuerentlastungen für Bezieher niedriger Einkommen sowie eine Reduktion der Körperschaft- 
steuer von 36 vH auf 34 vH - einhergehend mit der Abschaffung von steuerlichen Ausnahme- 
tatbeständen - ab dem 1 . Januar 2003 beschlossen. 

2003 


6. Februar 

Das italienische Parlament verabsehiedet eine punktuelle Reform des Arbeitsmarkts. Die 
Änderungen sehen eine Privatisierung der Arbeitsvermittlung sowie die Zulassung neuer, je- 
doeh stark reglementierter Besehäftigungsformen wie des „Job-Sharing“ oder „Job-Leasing“ 
vor. Zudem wird die aueh bislang sehon mögliche Inanspruchnahme von Teilzeitarbeit erleieh- 
tert. 
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noch Tabelle 13 


noch: Kalendarium für die Europäische Union 


Datum 


noch 2003 

noch Italien 

15. September 

Die italienische Regierung beschließt eine Reform der Rentengesetzgebung, die im Jahr 2008 
in Kraft treten soll. Dem Vorstoß zufolge wird die Schwelle für eine frühzeitige Pensionierung 
auf 40 Berufsjahre erhöht. Bislang können Arbeitnehmer, die Ende des Jahres 1995 mehr als 
18 Beitragsjahre vorweisen konnten, bereits im Alter von 57 Jahren in Rente gehen, sofern sie 
35 Berufsjahre hinter sich haben. Personen hingegen, die nach dem Jahr 1996 ins Erwerbsleben 
eintraten, haben keinen Anspruch auf eine derartige Frühverrentung. Ihr Rentenanspruch be- 
misst sich ausschließlich an der Höhe der geleisteten Beiträge, so dass ein Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben vor dem gesetzlichen Renteneintrittsalter (65 Jahre für Männer und 60 Jahre für 
Frauen) mit Abschlägen verbunden ist. Die Regierung erwartet durch diese Reform ab Mitte 
des kommenden Jahrzehnts Einsparungen in Höhe von etwa 12 Mrd Euro. Die parlamentari- 
sche Verabschiedung steht noch aus. 

29. September 

Die italienische Regierung legt ihren Budgetentwurf für das Jahr 2004 vor. Dieser sieht Entlas- 
tungen für den Haushalt in Höhe von 16 Mrd Euro vor. Ähnlich wie in den Vorjahren entfallen 
rund zwei Drittel dieses Betrags auf Einmalmaßnahmen. So sieht der Entwurf weitere umfang- 
reiche Immobilienverkäufe in Höhe von 5 Mrd Euro vor. Etwa der gleiche Betrag soll durch 
verschiedene (erneute) Amnestien für Steuer-, Sozialabgaben- und Baudelikte eingenommen 
werden. Längerfristig wirksame Einschnitte sind in einer Höhe von 5,5 Mrd Euro vorgesehen; 
diese betreffen vor allem Transferzahlungen an die Kommunen und die Gesundheitsausgaben. 
Mit Hilfe dieser Einsparmaßnahmen - denen veranschlagte Ausgabenerhöhungen in einem Vo- 
lumen von 5 Mrd Euro gegenüberstehen - hofft die italienisehe Regierung das gesamtstaatliche 
Defizit im kommenden Jahr auf 2,2 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt redu- 
zieren zu können. 

2003 

Vereinigtes Königreich 

6. Februar 

Die Bank of England senkt den Repo-Satz von 4 % auf 3,75 %. 

9. April 

Der britische Finanzminister Brown legt seinen Haushaltsentwurf für das Fiskaljahr 2003/2004 
vor. Dieser umfasst Ausgaben in Höhe von 456 Mrd Pfund Sterling. Die beiden größten Bud- 
getpositionen bilden die Ausgaben für soziale Sicherung mit 133 Mrd Pfund Sterling sowie die 
Aufwendungen für Gesundheit mit 72 Mrd Pfund Sterling. Dem Entwurf liegt die Annahme ei- 
nes Zuwachses des Bruttoinlandsprodukts von gut 2 vH in diesem und gut 3 vH im kommenden 
Jahr zugrunde. 

9. Juni 

Die britische Regierung entscheidet erneut gegen eine baldige Teilnahme des Vereinigten Kö- 
nigreichs an der Europäischen Währungsunion (Ziffer 136). 

1 . Juli 

Mervyn King wird neuer Gouverneur der Bank of England. Der vormalige ChefÖkonom und 
Vize-Gouvemeur der Notenbank löst Sir Edward George ab. 

10. Juli 

Die Bank of England senkt den Repo-Satz von 3,75 % auf 3,5 %. 

6. Oktober 

Die zuvor geltende Mindesteinkommensgarantie für einkommensschwache Rentner und Pen- 
sionäre wird durch ein neues System der „Pension Credits“ abgelöst. Dadurch wird die staatli- 
che Basisrente von 77,45 Pfund Sterling auf 102,10 Pfund Sterling je Woche angehoben. Für 
Ehepaare gilt ein Satz von 155,80 Pfund Sterling. Nach Regierungsangaben wird durch dieses 
Instrument, für das die Hälfte der 1 1 Millionen britischen Rentner anspruchsberechtigt ist, das 
durchschnittliche Renteneinkommen um 400 Pfund Sterling pro Jahr steigen. Die Bezugsbe- 
rechtigung von „Pension Credits“ ist wie im vorherigen System an die wirtschaftliche Situation 
der Rentner gekoppelt. Jedoch sind die Transferentzugsraten für zusätzliches Einkommen oder 
Vermögen deutlich reduziert. Zudem wird die Regelung, dass Pensionäre den Behörden wö- 
chentlich ihre finanzielle Situation offen legen müssen, durch eine Überprüfung mit bis zu fünf- 
jähriger Gültigkeit ersetzt. 

6. November 

Die Bank of England erhöht den Repo-Satz von 3,5 % auf 3,75 %. 
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2. Der monetäre Rahmen im Euro-Raum 
- Geldpolitik weiterhin expansiv 

138 . Die Europäische Zentralbank hat seit Ende letzten 
Jahres den Mindestbietungssatz für die Hauptrefinanzie- 
rungsgeschäfte in drei Schritten um insgesamt 125 Ba- 
sispunkte auf 2,0 % gesenkt: am 5. Dezember 2002 und 
am 5. Juni 2003 jeweils um 50 Basispunkte sowie am 
6. März 2003 um 25 Basispunkte. Die Zinssätze für die 
Spitzenrefmanzierungsfazilität und die Einlagefazilität 
wurden seitdem im insgesamt gleichen Ausmaß auf 
3,0 % beziehungsweise 1,0 % verringert. Damit erreich- 
ten die Leitzinsen in den Mitgliedsländern der Europäi- 
schen Währungsunion das niedrigste Niveau der Nach- 
kriegszeit. 

Die Geldpolitik hat somit in diesem Jahr vor dem Hin- 
tergrund der schwachen konjunkturellen Entwicklung 
im Euro-Raum eine expansive Wirkung entfaltet. Die 
durch die Aufwertung des Euro ermöglichten Zinssen- 
kungsspielräume wurden genutzt. Zwar signalisierte die 
Entwicklung des breiten Geldmengenaggregats M3 eine 
ungebrochen dynamische Liquiditätsversorgung; ange- 
sichts der weiterhin gedämpften Kreditentwicklung 
dürfte von dem entstandenen Liquiditätsüberschuss je- 
doch zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine unmittelbare 


Inflationsgefahr ausgehen. Allerdings verlangt die über- 
reichliche Liquiditätsausstattung in einem im kommen- 
den Jahr verbesserten gesamtwirtschaftlichen Umfeld 
eine erhöhte Aufmerksamkeit seitens der Notenbank. 

Die im Mai abgeschlossene Überprüfung der geldpoliti- 
schen Strategie hat neben einer Klarstellung des Stabili- 
tätsziels vor allem die Rolle der monetären Analyse kon- 
zeptionell präzisiert. Die trendmäßige Veränderung des 
Geldmengenwachstums soll in einer Gesamtschau der In- 
flationsrisiken fortan die Informationen der realwirt- 
schaftlichen Indikatoren, die zur Analyse der kurzfristigen 
bis mittelfristigen Inflationsentwicklung verwendet wer- 
den, aus mittelfristiger bis langfristiger Sicht ergänzen. 

Preisniveaustabilität: Inflationsraten auf niedrigem 
Niveau 

139 . Im Rahmen der Strategierevision wurde die Defi- 
nition des Ziels der Preisniveaustabilität konkretisiert. 
Es ist nun erreicht, wenn die jährliche Steigerungsrate 
des Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI) mit- 
telfristig „unter“, aber „nahe 2 vH“ liegt. Mit einem 
durchschnittlichen Wert von 2,1 vH in den ersten neun 
Monaten lag die Infiationsrate im Euro-Raum erneut ge- 
ringfügig über dieser Obergrenze (Schaubild 13). Nach 


Schaubild 13 


Entwicklung der Verbraucherpreise und der Kerninflation im Euro-Raum^) 


Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum 



1) Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPi) insgesamt beziehungsweise ohne schwankungsanfällige Teilkomponenten, 1996=100; Angaben in Klammern: 
Wägungsgewichte in vH für das Jahr 2003. 

Quelle: EU 


SR 2003-12-0604 
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einem leichten Abwärtstrend der jährlichen Steigerungs- 
rate des HVPl im zweiten Quartal stabilisierte sich die 
Inflationsrate im weiteren Verlauf des Jahres auf einem 
Niveau von 2,0 vH. 

Maßgeblich für die - wenn auch geringen - Schwankun- 
gen im Jahresverlauf waren zum einen die vor allem 
durch die Ölpreisentwicklung getriebene Veränderung 
der Energiepreise und zum anderen der Euro-Außen- 
wert. Vor allem im ersten Quartal spielten auch Basisef- 
fekte bei unverarbeiteten Nahrungsmitteln, bei Dienst- 
leistungen und bei Energiepreisen eine Rolle. 

Die Preisniveauentwicklung in den Mitgliedsländern 
des Euro-Ranms verlief auch in diesem Jahr relativ he- 
terogen (Schaubild 14). Am deutlichsten stieg das Preis- 
niveau während der ersten drei Quartale in Irland 
(4,3 vH), Portugal (3,5 vH) und Griechenland (3,6 vH); 
zu den Ländern mit den niedrigsten Inflationsraten zähl- 
ten Deutschland (1,0 vH), Finnland (1,4 vH) und Öster- 
reich (1,3 vH). 

Die Entwicklung der Inflationsraten scheint im Vergleich 
zur Periode vor Beginn der Europäischen Währungs- 
union ferner durch eine zunehmende Dispersion gekenn- 
zeichnet zu sein. Auskunft hierüber geben alternative 
statistische Kennziffern zur Streuung der Inflationsraten. 
Das Inflationsgefälle kann beispielsweise durch die Dif- 
ferenz zwischen der höchsten und der niedrigsten Inflati- 
onsrate, durch die Standardabweichung der nationalen 
Teuerungsraten oder als Verhältnis der Standardabwei- 
chung zum Mittelwert der Inflationsraten (Variations- 
koeffizient) gemessen werden. Die ungewichtete Stan- 
dardabweichung misst allen Ländern dieselbe 
Bedeutung bei, während der gewichtete Messwert die 
Größe der Länder - entsprechend den HVPI-Gewichten 
auf Basis der Ausgaben für den privaten Verbrauch - be- 
rücksichtigt. 

Die gewichtete Standardabweichung der Inflationsraten 
im Euro-Raum zeigt, dass die Verbraucherpreisentwick- 
lung in den zwölf Euro-Teilnehmerländern seit Beginn 
der dritten Stufe der Währungsunion heterogener gewor- 
den ist: Zwischen Januar 1996 und Februar 1999 sank 
die gewichtete Standardabweichung von 2,2 auf ein 
Minimum von 1,0. Danach hat die Heterogenität der 
Inflationsentwicklung wieder zugenommen. Seit dem 
Jahr 2001 stabilisierte sich die Standardabweichung um 
den Wert 1,8. Bei Betrachtung der ungewichteten Stan- 
dardabweichung ergibt sich ein ganz ähnliches Bild, 
allerdings sind die Schwankungen etwas geringer. Die 
Europäische Zentralbank führt die derzeitigen Inflati- 
onsunterschiede auf national differierende Entwicklun- 
gen von Gewinnmargen und Lohnstückkosten, Abwei- 
chungen bei den administrierten Preisen und indirekten 
Steuern sowie Unterschiede in den jeweiligen konjunktu- 
rellen Zyklen zurück. Neben diesen Faktoren spielen 
auch Effekte der nominalen Konvergenz durch die Wäh- 
rungsunion, die Auswirkungen von strukturellen Rigidi- 
täten sowie Auswirkungen der Einkommenskonvergenz 
und des Balassa-Samuelson-Effekts eine Rolle. Die Eu- 
ropäische Zentralbank weist darauf hin, dass die Infla- 
tionsunterschiede nach wie vor nicht größer sind als 


zwischen den Regionen in den Vereinigten Staaten 
(JG 2001 Ziffern 485 ff). 

140. Bei der Analyse der Inflationsursachen wird häu- 
fig auf bestimmte Kerninflationsraten abgestellt, die 
durch Bereinigung des HVPl um unterschiedliche 
schwankungsanfällige Teilkomponenten ermittelt wer- 
den. Gemessen an der Entwicklung des HVPl ohne Nah- 
rungsmittel und Energie sank die Kerninflationsrate im 
ersten Quartal dieses Jahres auf ein Niveau unterhalb der 
Inflationsrate des HVPl. Dies verdeutlicht den dominie- 
renden Einfluss der Energiepreise auf den Inflationsan- 
stieg zu Jahresbeginn. Seit April waren Richtung und 
Niveau von Kerninflationsrate und HVPl-lnflationsrate 
nahezu gleich. 

141. Auf den Vorstufen der Verbraucherpreisebene 

lag der Preisniveauanstieg im Euro-Raum, gemessen am 
Index der industriellen Erzeugerpreise (ohne Bauge- 
werbe), im Durchschnitt der ersten sieben Monate bei 
1,9 vH. Die im Jahresverlauf schwankende Entwicklung 
der Produzentenpreise kann ebenfalls primär auf die 
Energiepreise und damit auf den Rohölpreis zurückge- 
führt werden (Schaubild 15, Seite 76). Dieser stieg An- 
fang März wegen des Generalstreiks in Venezuela, der 
global niedrigen Lagerbestände und des drohenden 
Kriegsausbruchs im Irak auf ein Höchstniveau von 
34 US-Dollar je Barrel der Sorte Brent. Nach Beendi- 
gung des Kriegs sank der Ölpreis - unterstützt durch die 
allgemein geringere Ölnachfrage sowie die Entspannung 
der Lage in Venezuela- vorübergehend bis auf ein 
Niveau von 23 US-Dollar je Barrel Ende April. Ein Ge- 
neralstreik in Nigeria, Anschläge auf Pipelines der iraki- 
schen Ölindustrie sowie damit verbundene Unsicherhei- 
ten über die Zukunft der irakischen Exporte trugen 
jedoch dazu bei, dass der Ölpreis - trotz guter 
Angebotslage - bis Anfang August wieder auf ein Ni- 
veau von über 30 US-Dollar je Barrel anstieg. Mit der 
schwindenden Sorge über zu geringe Rohölvorräte in 
den Vereinigten Staaten gab der Ölpreis erneut nach. Bei 
einem Wert von 26 US-Dollar je Barrel Rohöl Ende Sep- 
tember stoppte die OPEC den Ölpreisrückgang durch 
Ankündigung reduzierter Förderquoten ab November, so 
dass der Ölpreis Mitte Oktober erneut Werte von 31 US- 
Dollar je Barrel erreichte, zum Monatswechsel aber wie- 
der auf 28 US-Dollar je Barrel sank. Im Durchschnitt der 
ersten zehn Monate lag der Ölpreis mit 29 US-Dollar je 
Barrel um mehr als 3 US-Dollar oberhalb des Vorjahres- 
niveaus. 

Außenwert des Euro: Zwischenzeitlich auf Rekordhoch 

142. Von der Entwicklung des Euro ging ein inflations- 
dämpfender Effekt aus: Die Mitte 2001 begonnene Auf- 
wertung des Euro gegenüber dem US-Dollar, dem briti- 
schen Pfund Sterling und dem japanischen Yen sowie 
den wichtigsten anderen Währungen setzte sich im Ver- 
lauf dieses Jahres fort. So stieg der Euro von 1,05 US- 
Dollar je Euro Anfang des Jahres 2003 auf ein Niveau 
von fast 1,19 US-Dollar je Euro Mitte Juni (Schau- 
bild 16, Seite 77). Zwischen Mitte Juni und Anfang Sep- 
tember büßte der Euro einen Teil seiner vorherigen 
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Schaubild 14 


Entwicklung der Verbraucherpreise in Ländern des Euro-Raums^* 


Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum 



Streuung der Inflationsraten im Euro-Raum 

(gewichtete Standardabweichung)^^ 


Monatswerte 

Jahresdurchschnitte 



1) Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI), 1996=100 - 2) Ab 2001 einschließlich Griechenland {EU-12}.- 3) Berechnet mit den Ländergewichten des Har- 
monisierten Verbraucherpreisindex: Bis 1 998 mit den Gewichten des Jahres 1 998, ab 1 999 mit denen des jeweiligen Jahres. 

Quelle: EU 

SR 2003- 12-0605 
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Schaubild 15 


Entwicklung der Erzeugerpreise im Euro-Raum und des Preises für Rohöl am Weltmarkt 
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1) Gesamtindex der industriellen Erzeugerpreise (ohne Baugewerbe}; 2000=100. Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH.- 2) Weltmarktpreis für Rohöl, Brent. 


SR 2003 - 12 -0606 


Quellen: EU, IWF 


Kursgewinne gegenüber (fast) allen Währungen wieder 
ein, stieg jedoch seit Anfang September erneut an, so 
dass der bilaterale Wechselkurs Ende Oktober wieder ein 
Niveau von 1,16 US-Dollar je Euro erreichte. Maßgeb- 
lich für die schwankende Entwicklung des Euro-Kurses 
in diesem Jahr war das zwiespältige Bild der US-ameri- 
kanischen Daten: Auf der einen Seite stärkten die Sorge 
um das US-amerikanische Zwillingsdefizit und die zu- 
nächst positive Zinsdifferenz zwischen dem Euro-Raum 
und den Vereinigten Staaten den Euro. Hinzu kam, dass 
die Dollar-Abwertung wegen Interventionen im asiati- 
schen Raum - insbesondere in der ersten Jahreshälfte - 
vor allem den Euro traf. Auf der anderen Seite haben die 
in der zweiten Jahreshälfte anziehende Konjunktur in 
den Vereinigten Staaten, die sich ausweitende Wachs- 
tumsdifferenz zum Euro-Raum sowie der stärkere An- 
stieg der US-amerikanischen Zinsen und die damit ver- 
bundene vorübergehende Umkehr der internationalen 
Zinsdifferenz vor allem zu Beginn des dritten Quartals 
zu verstärkten Dollarkäufen geführt. Im Mittel der ersten 
zehn Monate belief sich der Wert des Euro-Kurses auf 
1,12 US-Dollar je Euro. Damit entsprach er ungefähr 
seinen historischen Durchschnittswerten, gemessen ab 
dem Jahr 1979 und bei Zugrundelegung des ECU-Kur- 
ses zum US-Dollar für die Zeit vor Beginn der Europäi- 
schen Währungsunion, lag aber um ungefähr 0,17 US- 
Dollar - das sind 1 8 vH - über seinem durchschnittli- 
chen Vorjahresniveau. 

Die Entwicklung des Euro zum japanischen Yen und 
zum britischen Pfund Sterling entsprach bis Mitte Sep- 
tember weitgehend derjenigen zum US-Dollar. Seitdem 
wertete dieser gegenüber dem Euro ab, während der Yen 


seinen im Juni begonnenen Aufwärtstrend gegenüber 
dem Euro fortsetzte. Der nominale effektive Wechsel- 
kurs, welcher sich als gewogener Durchschnitt der Euro- 
Wechselkurse für ausgewählte Währungen ergibt, ent- 
wickelte sich weitgehend parallel zum US-Dollar und ist 
seit Jahresbeginn um 6 vH gestiegen. 

143. Die Auswirkungen einer Abwertung des US- 
Dollar auf die Inflation im Euro-Raum lassen sich mit 
Hilfe von unterschiedlichen makroökonometrischen 
Mehrländermodellen simulieren. Entsprechende Stu- 
dien der OECD und der Deutschen Bundesbank deuten 
daraufhin, dass eine zehnprozentige Abwertung des US- 
Dollar zu einer Verringerung der europäischen Inflati- 
onsrate um 0,4 bis 0,7 Prozentpunkte in den beiden Fol- 
gejahren führt (Deutschland: 0,1 bis 0,5 Prozentpunkte). 
Im gleichen Zeitraum würde sich die Zuwachsrate des 
Bruttoinlandsprodukts im Euro-Raum (genauso wie in 
Deutschland) um 0, 1 bis 0,4 Prozentpunkte verringern, 
ln den Vereinigten Staaten wäre infolge der Abwertung 
des US-Dollar ein Anstieg der Inflationsrate um 0,6 bis 
1,1 Prozentpunkte sowie eine um 0,2 bis 0,7 Prozent- 
punkte höhere Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts 
zu erwarten. 

Internationale Aktienmärkte: Erholung im Jahresverlauf 

144. Nachdem sich die Aktienmärkte in Europa und in 
den Vereinigten Staaten zum Ende des Jahres 2002 noch 
leicht erholt zeigten, sanken die Aktienpreise im ersten 
Quartal des Jahres unter dem Eindruck der zunehmenden 
geopolitischen Spannungen sowie aufgrund nach unten 
korrigierter Gewinnprognosen. Im Euro-Raum kamen 
enttäuschte Konjunkturerwartungen erschwerend hinzu. 
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Schaubild 16 


Nominaler Außenwert des Euro gegenüber ausgewählten Währungen^) 



1 ) Wochendurchschnitte.- 2) Berechnungen der Europäischen Zentralbank anhand der gewogenen Durchschnitte der Euro-Wechselkurse für ausgewählte 
Währungen. Die Gewichte beruhen auf dem Handel mit gewerblichen Erzeugnissen von 1995 bis 1997 mitfoigenden Handelspartnern: Australien, Dänemark, 
Griechenland (bis Dezember 2000}, Hongkong (China), Japan, Kanada, Südkorea, Norwegen, Schweden, Schweiz, Singapur, Vereinigtes Königreich, Ver- 
einigte Staaten. 


Im März fielen die Kurse auf den tiefsten Stand seit dem 
Jahr 1996 (Schaubild 17, Seite 78). Der Kursrückgang 
war begleitet von einer großen Unsicherheit - gemessen 
etwa an einer bis Mitte März hohen impliziten Volatilität 
des DAX 30. 

Die implizite Volatilität von Aktienindizes wird aus Prei- 
sen von Optionen auf diese Aktien indizes abgeleitet. Sie 
beschreibt die erwartete Standardabweichung der pro- 
zentualen Veränderungen der Aktienkurse in einem Zeit- 
raum von bis zu drei Monaten. 

Unter dem Eindruck abnehmender Unsicherheit nach 
dem Kriegsende im Irak sank auch die implizite Volatili- 
tät wieder deutlich, und die Anleger begannen, ihr Ver- 
mögen aus weniger risikobehafteten Anlagen wie Anlei- 
hen und Gold in Aktien zurückzuschichten. Hinzu traten 
- vor allem in den Vereinigten Staaten - positive Daten 
zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung sowie ein zu- 
nehmender Optimismus über die Ertragsaussichten der 
Unternehmen. 

Die positivere Entwicklung am europäischen Aktien- 
markt schlug sich im Kurs-Gewinn-Verhältnis (KGV) des 
Dow-Jones-Euro-STOXX nieder. Es ist definiert als 
Quotient aus dem Aktienkursindex sowie den gewichte- 
ten (erwarteten) Gewinnen der in diesem Index notierten 
Unternehmen und lag im Mittel des Jahres 2002 


bei 16,1. Mit einem durchschnittlichen Wert von 13,8 lag 
das KGV in den ersten neun Monaten des Jahres 2003 
um 14 vH unterhalb des Vorjahresniveaus, stieg aber im 
Verlaufe des Jahres an. 

Die Aktienmärkte in Deutschland und im übrigen Eu- 
ropa vollzogen im Wesentlichen die Entwicklungen in 
den Vereinigten Staaten nach, allerdings mit größerer 
Amplitude: So fiel der S&P 500-Index im ersten Quartal 
dieses Jahres „lediglich“ um 10 vH, während der Dow- 
Jones-Euro-STOXX sowie der DAX 30 Wertverluste in 
doppeltem Ausmaß verzeichneten. Mitte Juni erreichten 
alle Aktienindizes wieder ihr Niveau vom Ende des 
Jahres 2002, und bis November waren weitere Kursan- 
stiege zu verzeichnen. 

Rentenmärkte: Im Zeichen der Zinswende 

145 . Wegen der geopolitischen Unsicherheiten und da- 
mit verbundener Portfolioumschichtungen aus Aktien in 
Rentenwerte setzte sich zu Beginn des Jahres der seit 
dem Frühjahr 2002 anhaltende Renditerückgang zehn- 
jähriger Staatsanleihen fort. Verstärkt wurde diese Ent- 
wicklung durch die verschlechterten Konjunkturaussich- 
ten. Über das gesamte Laufzeitenspektrum hinweg waren 
rückläufige Renditen zu beobachten, die vor allem durch 
Äußerungen US-amerikanischer Notenbankvertreter 
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Schaubild 17 


Entwicklung der Aktienkurse und ihre Volatilität in Deutschland und im Euro-Raum 
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1) Dow-Jones-Euro-STOXX-Index für das Euro-Währungsgebiet; Wochendurchschnitte.- 2) Deutscher Aktien Index; Wochendurchschnitte.- 3) Die implizite 
Volatiiität von Aktienindizes wird aus Preisen von Optionen auf diese Aktienindizes abgeieitet und beschreibt die erwartete Standardabweichung der prozen- 
tuaien Veränderungen der Aktienkurse in einem Zeitraum von bis zu drei Monaten. 

Queile: Deutsche Bundesbank 
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über Deflationsgefahren und mögliche Interventionen 
am Sekundärmarkt hervorgerufen wurden. Mitte Juni 
sanken die Renditen zehnjähriger europäischer Staatsan- 
leihen auf einen historischen Tiefstand von 3,5 %. Seit 
Juni war im Euro-Raum ein kräftiger Zinsanstieg zu be- 
obachten, der auf abflauende Deflationsängste und stei- 
gende Vertrauensindikatoren sowie das damit verbun- 
dene erneute Interesse an Aktien zurückgeführt werden 
kann. Im August erreichten die Renditen der zehnjähri- 
gen Staatsanleihen mit 4,2 % wieder das Niveau des Jah- 
resbeginns und stiegen bis Anfang November um wei- 
tere 15 Basispunkte an. 

146 . Ein ganz ähnliches Verlaufsmuster wiesen in die- 
sem Jahr sowohl die langfristigen als auch die kurzfristi- 
gen Realzinsen auf. Die Differenz zwischen den Nomi- 
nalzinsen zehnjähriger europäischer Staatsanleihen und 
den Inflationserwartungen - gemessen mit Hilfe franzö- 
sischer indexierter Staatsanleihen - betrug im Juni 2,1 % 
und lag somit rund 40 Basispunkte unterhalb des Ni- 
veaus zum Jahresbeginn. Gemessen anhand der tatsäch- 
lichen Veränderungsrate des HVPl verringerten sich die 
Realzinsen im gleichen Zeitraum um 35 Basispunkte auf 
1,8 %. Dem gleichen Trend folgten auch die Realzinsen 
der zweijährigen Staatsanleihen, welche zur Jahresmitte 
nahezu bei null lagen und sich damit um 250 Basis- 
punkte unterhalb ihres Durchschnitts der vergangenen 
zehn Jahre bewegten, ln der zweiten Jahreshälfte stiegen 
die Realzinsen wieder leicht an und erreichten im Au- 


gust ihr Jahresanfangsniveau. Im Durchschnitt lagen die 
Renditen der zehnjährigen Staatsanleihen auf einem Ni- 
veau von 2,0 % und die der zweijährigen bei 0,4 %. Legt 
man bei der Ermittlung der Realzinsen wiederum die aus 
französischen indexierten Anleihen abgeleiteten Inflati- 
onserwartungen zugrunde, so ergeben sich mit 2,2 % be- 
ziehungsweise 0,6 % etwas höhere Durchschnittswerte. 
Im Vergleich zum Vorjahr weitete sich der reale Rendite- 
abstand zwischen zehn- und zweijährigen Staatsanleihen 
im Euro-Währungsgebiet - unabhängig vom zugrunde 
liegenden Messkonzept - um rund 40 Basispunkte aus. 

Die Renditen der Unternehmensanleihen folgten dem 
Trend der Staatsanleihen und gaben bis Juni 2003 eben- 
falls nach. Vor allem Schuldner geringer Bonität parti- 
zipierten an dem Anstieg der Nachfrage nach rendite- 
trächtigeren Anleihetiteln. Die Renditedifferenz von 
Unternehmensanleihen geringer Bonität zu Staatsanlei- 
hen sank im Zeitablauf deutlich und unterschritt seit Juni 
das Niveau des Jahres 1999. Die Risikoaufschläge für 
Unternehmensanleihen guter Bonität nahmen ebenfalls 
ab, wenn auch in geringerem Umfang (Schaubild 18). 
Diese Entwicklung dürfte durch die Bemühungen der 
emittierenden Unternehmen, ihren relativen Verschul- 
dungsgrad zu senken, gefördert worden sein. Insgesamt 
haben sich die Finanzierungsbedingungen auf dem 
Markt für Unternehmensanleihen im Euro-Raum günstig 
entwickelt. 
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Zinsdifferenzen am europäischen Rentenmarkt für unterschiedliche Schuldnerkiassen^) 
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147. Die internationale Zinsdifferenz zwischen den 
zehnjährigen Staatsanleihen des Euro-Raums und denen 
der Vereinigten Staaten unterlag im Jahresverlauf 
Sehwankungen mit einer Spannbreite von 80 Basispunk- 
ten. Naehdem sieh der Zinsabstand zunäehst ausweitete 
und die europäisehen Renditen die US-amerikanisehen 
um bis zu 48 Basispunkte übertrafen, kehrte sieh die 
Zinsdifferenz zur Jahresmitte um. Im August lagen die 
Renditen der zehnjährigen US-amerikanischen Staatsan- 
leihen um bis zu 35 Basispunkte oberhalb der europäi- 
sehen. Die Umkehr der internationalen Zinsentwicklung 
war maßgeblich auf den außergewöhnlieh starken Ren- 
diteanstieg der US-amerikanisehen Anleihen zurück- 
zuführen. Ursäehlieh hierfür waren das mit der hohen 
amerikanischen Staatsverschuldung steigende US-ame- 
rikanische Anleihe-Angebot und die vor allem in den 
Vereinigten Staaten verbesserten Konjunkturaussichten. 
Bis September sanken die amerikanisehen Renditen 
- vor allem wegen der weniger erfreulichen amerikani- 
sehen Arbeitsmarktdaten - wieder auf das europäisehe 
Niveau. Seitdem schwankte die Zinsdifferenz um null. 

Geldmarkt: Tiefstand der Zinsen 

148. Die Situation am Geldmarkt wird vor allem beein- 
flusst dureh die (erwartete) Entwicklung der Leitzinsen. 
Bis zum Juli dieses Jahres setzte sieh der seit Mitte 
Mai 2002 zu beobachtende Rüekgang der Geldmarktzin- 
sen fort. Die Zinssätze am kurzen Ende des Geldmarkts 
sanken seit November 2002 - bedingt dureh die Leit- 


zinsänderungen der Europäisehen Zentralbank - von 
3,2% schrittweise auf 2,1% im Juni dieses Jahres 
(Tabelle 14, Seiten 82 ff.). Der Zins der Übemachteinla- 
gen, EONIA, lag bis auf wenige Ausnahmen stabil am 
Mindestbietungssatz für Hauptrefinanzierangsgeschäfte. 
Die Entwieklung der Geldmarktzinsen am langen Ende 
verlief bis Mitte Juni parallel zu der am kurzen Ende, al- 
lerdings bei inverser Zinsstruktur (Schaubild 19, 
Seite 80). Seit Mitte Juni stiegen die Zinsen für Zwölf- 
monatsgelder deutlich stärker an als die kurzfristigen, 
und seit August hat sieh die Zinsdifferenz zwischen Drei- 
und Zwölfmonatsgeld wieder normalisiert. Dies deutet 
darauf hin, dass die Märkte im Jahresverlauf eher stei- 
gende Kurzfristzinsen erwarteten. Gestützt wird diese 
Einsehätzung dureh die Tatsaehe, dass sich der Dreimo- 
nats-EURIBOR seit Juni um ungefähr 13 Basispunkte 
oberhalb des Hauptrefmanziemngssatzes bewegte. 
Schließlieh zeigt auch der Vergleieh von Dreimonats- 
zinssätzen und Preisen für entsprechende Terminkon- 
trakte im Euro-Währangsgebiet seit dem Ende des drit- 
ten Quartals höhere Zinserwartungen für den Geldmarkt 
an: Anfang Juli lagen die Zinsen für Dreimonats-Ter- 
minkontrakte mit Fälligkeit im September und Dezem- 
ber 2003 sowie im März und Juni 2004 noeh unterhalb 
des zu diesem Zeitpunkt geltenden Dreimonats- 
EURIBOR. Anfang September waren die Terminzins- 
sätze für Kontrakte mit identischer Fälligkeit dagegen 
um bis zu 55 Basispunkte höher als der - zu diesem Zeit- 
punkt gestiegene - Dreimonats-EURIBOR. 





Drucksache 15/2000 


-80- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Schaubild 19 


Zinsdifferenzen im Euro-Raum^) 
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1) Wochen-Endstände.- 2} Rendite von langfristigen Staatsanleihen (1 0 Jahre) abzüglich Zinssatz für Zwölfmonats-EURIBOR.- 3) Zinssatz für Zwölfmonats- 
EURIBOR abzüglich Zinssatz für Dreimonats-EURIBOR. 
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M3-Zuwachs: Weiterhin deutlich oberhalb des 
Referenzwerts 

149 . Auch in diesem Jahr setzte sich die Geldmengen- 
expansion ungebremst fort: So stieg die Geldmenge M3 
in den ersten neun Monaten um durchschnittlich 8,1 vH 
gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 
(Schaubild 20). Zwar war zur Mitte des Jahres eine 
leichte Abschwächung der Expansion zu beobachten, 
insgesamt lag die Zuwachsrate von M3 jedoch weiterhin 
deutlich über dem im Dezember 2002 bestätigten Refe- 
renzwert in Höhe von 4,5 vH. Ursächlich hierfür war 
- wie im vergangenen Jahr - die starke Ausweitung der 
Geldmenge Ml sowie der marktfähigen Finanzinstru- 
mente, unter denen den Geldmarktfondsanteilen nach 
wie vor ein besonderes Gewicht zukam. 

Die marktfähigen Finanzinstrumente umfassen die 
Repogeschäfte, Geldmarktfondsanteile und Geldmarkt- 
papiere sowie Schuldverschreibungen mit einer Ur- 
sprungslaufzeit von bis zu zwei Jahren. Sie entsprechen 
somit der Differenz zwischen den Geldmengen M3 
und M2. Der Bestand an marktfähigen Finanzinstrumen- 
ten lag in der ersten Jahreshälfte im Durchschnitt rund 
8 vH oberhalb des Vorjahresniveaus und 45 vH über 
dem Niveau des Jahres 1998. Als Gründe für diese ho- 
hen Zuwachsraten können wie in den vergangenen Jah- 


ren die hohe Unsicherheit an den Finanzmärkten und die 
konjunkturellen wie geopolitischen Risiken angeführt 
werden. Diese veranlassten die Anleger, ihre Bestände 
an relativ risikoreichen Vermögenswerten wie Aktien 
gegen die relativ liquiden und risikoärmeren, in M3 ent- 
haltenen Vermögenswerte zu substituieren. Eine Korrek- 
tur der Zunahme des Bestands an marktfähigen Finanz- 
instrumenten - und damit auch von M3 - blieb bisher 
aus. 

Da auch die Bestandteile des engen Geldmengenag- 
gregats Ml als sicherer Hafen gelten, in den bei Unsi- 
cherheiten von den Kapitalmärkten abgezogene Mittel 
fließen, war ebenso wie bei den marktfähigen Finanzin- 
strumenten auch bei der Geldmenge Ml eine überpro- 
portionale Veränderung zu beobachten. Hier spielten 
aber auch die aufgrund des niedrigen Zinsniveaus im 
Euro- Währungsgebiet geringen Opportunitätskosten der 
Geldhaltung eine Rolle. Auffällig war auch, dass der 
kontraktiven Entwicklung der Bargeldmenge im Jahr 
2002 in den ersten Monaten dieses Jahres eine sehr aus- 
geprägte Ausdehnung der Bargeldbestände mit Raten 
um bis zu 30 vH folgte. Offenbar wurden die Bargeld- 
bestände wieder aufgebaut, nachdem im Vorfeld der 
Euro-Bargeldeinführung zu Beginn des Jahres 2002 eine 
vorübergehende Umschichtung in kurzfristige Einlagen 
eingesetzt hatte. Hinzu kam eine steigende Euro- 
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Monetäre Entwicklung im Euro-Raum 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr 


Geldmenge M3 




1) Geldmenge Ml zuzüglich Einlagen mit vereinbarter Laufzeit und 
vereinbarter Kündigungsfrist bis zu drei Monaten (ohne Einlagen der 
Zentralstaaten} zuzüglich Repogeschäfte, Geldmarktpapiere sowie 
Schuldverschreibungen bis zu zwei Jahren - 2) Ordinatenmaßstab 
gegenüber der Darstellung von M3 gestaucht.- 3) Bargeldumlauf, 
täglich fällige Einlagen (ohne Einlagen von Zentralstaaten) und mo- 
netäre Verbindlichkeiten der Zentralstaaten.- 4) Kredite von mone- 
tären Finanzinstituten. 

Quelle: EZB 


Bargeldnachfrage von Ansässigen außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets. Insgesamt wurde in diesem Jahr wie- 
der das Niveau der Bargeldbestände aus dem Jahr 2001 
erreicht. Im Gegenzug normalisierte sich die Entwick- 
lung der täglich fälligen Einlagen. 

Die weiterhin reichliche Liquiditätsversorgung spie- 
gelte sich ebenfalls in den Indikatoren der Überschussli- 
quidität wider. So überstiegen die Werte der nominalen 
und der realen Geldlücke erneut ihre Vorjahresniveaus 
(Schaubild 21, Seite 82). 

Die nominale Geldlücke beschreibt die relative Abwei- 
chung des tatsächlichen M3-Geldmengenbestands von 
einer hypothetischen Geldmenge, die sich aus einem 
dem Referenzwert entsprechenden monetären Zuwachs 
ergeben hätte. Die reale Geldlücke gibt analog die Ab- 
weichung des realen Geldmengenbestands von der oben 
beschriebenen Referenz-Geldmenge an, wenn man diese 
mit einem hypothetischen, dem Preisniveaustabilitätsziel 
der Europäischen Zentralbank genügenden Preisindex 
deflationiert. 

150 . Bei den zuvor beschriebenen Gründen für die 
starke Expansion der Geldmenge M3 und dem damit 
verbundenen Aufbau von Überschussliquidität handelt 
es sich hauptsächlich um Sondereffekte, die sich der üb- 
lichen Modellierung im Rahmen von Geldnachfrage- 
funktionen weitgehend entziehen. Dass das hohe M3- 
Wachstum überwiegend durch Portfolioumschichtungen 
zu begründen ist, zeigt sich auch an den Gegenposten 
der Geldmenge: So sank die Zuwachsrate der Kredite 
von Monetären Finanzinstituten an Ansässige im Euro- 
Währungsgebiet (ohne Monetäre Finanzinstitute und öf- 
fentliche Haushalte) im ersten Quartal dieses Jahres auf 
unter 5,0 vH und hat sich seitdem auf diesem Niveau 
stabilisiert. Insgesamt spricht das niedrige Niveau des 
Kreditwachstums dafür, dass der Liquiditätsüberhang 
bisher keine Tendenz anzeigt, realwirtschaftlich nachfra- 
gewirksam zu werden und sich auf mittlere Frist in 
Preisniveausteigerungen zu entladen. Auch die bislang 
trotz sehr günstiger Finanzierungsbedingungen verhal- 
tene Investitionstätigkeit und die niedrige Kapazitätsaus- 
lastung im Euro-Raum lassen dieses Szenario als wenig 
wahrscheinlich erscheinen. 

151 . Das Vorliegen geringer Inflationsrisiken spiegelt 
sich ferner in den stabilen Inflationserwartungen wi- 
der. Die von der Europäischen Zentralbank im August 
dieses Jahres veröffentlichten Ergebnisse der Umfragen 
unter Prognostikern (Survey of Professional Forecasters) 
weisen längerfristige Inflationserwartungen in Höhe von 
1,9 vH aus. Werden die langfristigen Inflationserwartun- 
gen alternativ aus der Renditedifferenz zwischen nomi- 
nalen und an den HVPI des Euro-Raums indexierten 
französischen Staatsanleihen abgeleitet, so ergibt sich 
für dieses Jahr ein durchschnittlicher Wert in Höhe von 
1,8 vH. Damit zeigen beide Indikatoren weitgehend kon- 
stante Inflationserwartungen an, was darauf hinweist, 
dass die Märkte - ebenso wie die Notenbank - in dem 
aufgebauten Liquiditätsüberschuss kein Inflationsrisiko 
sehen. 
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1) Basisperiode für die Berechnung der Geidiücken: Dezember 1998.- 2) Relative Abweichung der nominalen Geldmenge M3 von einer mit dem Referenzwert- 
wachstum von 4,5 vH kompatiblen Geidmenge.- 3) Reiative Abweichung der reaien Geidmenge M3 von der gieichgewichtigen realen Geldmenge (Annahme: 
Zuwachs der nominalen Geldmenge M3 von 4,5 vH gegenüber Vorjahr, gleichgewichtiger HVPi-Anstieg von 1 ,5 vH gegenüber Vorjahr). 

Queiie für Grundzahien: EZB 
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Tabelle 14 

Geldpolitisch und währungspolitisch wichtige Ereignisse 

Datum 

2002 

5. Dezember Der EZB-Rat senkt den Mindestbietungssatz für die Hauptrefinanzierungsgeschäfte - begin- 
nend mit dem am 1 1 . Dezember 2003 abzuwickelnden Geschäft - um 50 Basispunkte auf 
2,75 %. Gleichzeitig senkt er die Zinssätze für die Spitzenrefinanzierungsfazilität und die Ein- 
lagefazilität mit Wirkung vom 6. Dezember 2003 um jeweils 50 Basispunkte auf 3,75 % bezie- 
hungsweise 1,75 %. 

Des Weiteren legt der EZB-Rat einen mit 4!/2 vH unveränderten Referenzwert für das Wachs- 
tum der Geldmenge M3 fest. Den Berechnungen liegen die folgenden Annahmen zugrunde: 
Eine trendmäßige Abnahme der Umlaufgeschwindigkeit von M3 in einer Größenordnung von 
'A vH bis 1 vH, ein Potentialwachstum zwischen 2 vH und 2 V 2 vH sowie eine mittelfristige 
Zielmarke für die Preisniveaustabilität in Höhe von unter 2 vH. 





Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-83- 


Drucksache 15/2000 


noch Tabelle 14 

noch: Geldpolitisch und währungspolitisch wichtige Ereignisse 

Datum 

2003 

6. März Der EZB-Rat senkt den Mindestbietungssatz für die Hauptrefinanzierungsgeschäfte - begin- 

nend mit dem am 12. März 2003 abzuwickelnden Geschäft - um 25 Basispunkte auf 2,50 %. 
Außerdem senkt er die Zinssätze für die Spitzenrefinanzierungsfazilität und die Einlagefazilität 
mit Wirkung vom 7. März 2003 um jeweils 25 Basispunkte auf 3,50 % beziehungsweise 
1,50%. 

Bundesfinanzminister Hans Eichel stellt den Finanzmarktforderplan 2006 vor. Ziel dieses Plans 
ist es, den Anlegerschutz weiter zu verbessern und den deutschen Kapitalmarkt - auch im Ver- 
gleich zu seiner internationalen Konkurrenz - zu stärken. Der Plan ist eng verknüpft mit der 
Schaffung eines einheitlichen europäischen Finanzmarkts, wie er durch die Umsetzung des EU- 
Aktionsplans Finanzdienstleistungen im Jahr 2005 entstehen soll. Der Finanzmarktforderplan 
enthält die Elemente des am 25. Februar 2003 vorgestellten 10-Punkte Programms der Bundes- 
regierung zur Verbesserung der Untemehmensintegrität und des Anlegerschutzes. Ein weiterer 
wesentlicher Bestandteil ist das Investmentgesetz 2003. Dieses schafft erstmals in Deutschland 
einen gesetzlichen Rahmen für Anbieter von Hedge-Fonds. Es soll zudem Wettbewerbsnach- 
teile des Standorts Deutschland bei Fonds beseitigen, das Umfeld und die Verwaltung von In- 
vestmentfonds verbessern und die vielfältigere Ausgestaltung von Fonds ermöglichen. Schließ- 
lich sieht der Finanzmarktforderplan neue Wege bei der Erschließung des Markts für 
Verbriefungen (Asset-Backed-Securities) vor. Kreditinstitute können nunmehr in Deutschland 
ihre Kreditforderungen und Kreditrisiken in Zweckgesellschaften bündeln und daraus Wertpa- 
piere an den Kapitalmarkt bringen. 

21. März Der Europäische Rat verabschiedet den vom EZB-Rat am 3. Februar empfohlenen Beschluss 

über eine Änderung der Abstimmungsregeln im EZB-Rat. Zu den Einzelheiten siehe 
Ziffern 176 ff. 

24. März Die am 1. Januar 2003 begonnene Neustrukturierung des deutschen Aktienmarkts ist abge- 

schlossen. Mit dem Inkrafttreten der geänderten Börsenordnung wurden zwei zentrale Seg- 
mente an der Frankfurter Wertpapierbörse eingeführt: der Prime Standard und der General 
Standard. Im Unterschied zu Unternehmen des General Standard müssen - inländische wie 
ausländische - Unternehmen des Prime Standard zusätzlich zu den gesetzlichen Anforderun- 
gen internationale Berichtspfiichten erfüllen. Die Entwicklung aller deutschen Werte des 
Prime und des General Standard, also des gesamten Deutschen Aktienmarkts wird durch den 
CDAX-Index gemessen, der zu den sogenannten Benchmark-Indizes gehört; ebenso wie der 
Prime All Share-Index, der lediglich die im Prime Standard enthaltenen Unternehmen um- 
fasst. Der Prime All Share-Index ist in 18 Branchenindizes eingeteilt. Diese werden ab dem 
24. März in einer einheitlichen Struktur und ausschließlich für das Prime-Segment berechnet 
und setzen die Indexhistorie der CDAX-Branchen fort. Auch für die Aufnahme von Unfemeh- 
men in die Auswahlindizes DAX, MDAX, SDAX und TecDAX ist die Zulassung zum Prime 
Standard Voraussetzung. Der DAX bleibt im Zuge der Neustrukturierung unverändert und 
umfasst weiterhin die 30 größten deutschen Unternehmen. Der MDAX wird verkleinert auf 
die 50 vorwiegend mittelständische Unternehmen (Midcaps) der klassischen Branchen; ge- 
nauso wie der SDAX, der in Zukunft nur noch die 50 kleineren Unternehmen (Smallcaps) der 
klassischen Branchen umfaßt. Die 30 größten Werte der Technologiebranche finden sich in 
dem am 24. März neu eingeführten TecDAX - dem verkleinerten Nachfolgeindex von 
NEMAX 50, der zum Ende des Jahres 2004 ausläuft. Die Werte von DAX, MDAX und 
TecDAX bilden zusammen das Indexportfolio des HDAX, dessen Historie direkt aus der vom 
DAX 100 hervorgeht. 

8. Mai Der EZB-Rat gibt die Ergebnisse der Überprüfung der geldpolitischen Strategie bekannt. Zu 

den Einzelheiten siehe Ziffern 152 ff. und Ziffern 723 ff. 
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noch Tabelle 14 


noch: Geldpolitisch und währungspolitisch wichtige Ereignisse 


Datum 


noch 2003 


1. Juni 

Die ehemalige Vizegouvemeurin der Österreichischen Nationalbank, Gertrude Tumpel- 
Gugerell, tritt die Nachfolge der Finnin Sirkka Hämäläinen als Mitglied des sechsköpfigen 
EZB-Direktoriums an. 

5. Juni 

Der EZB-Rat senkt den Mindestbietungssatz für die Hauptrefinanzierungsgeschäfte - begin- 
nend mit dem am 9. Juni 2003 abzuwickelnden Geschäft - um 50 Basispunkte auf 2,0 %. Au- 
ßerdem senkt er die Zinssätze für die Spitzenrefinanzierungsfazilität und die Einlagefazilität 
mit Wirkung vom 6. Juni 2003 um jeweils 50 Basispunkte auf 3,0 % beziehungsweise 1,0 %. 

9. Juni 

Die britische Regierung beschließt, weiterhin von einem Beitritt zur Europäischen Währungs- 
union abzusehen und kein Referendum über diese Frage abzuhalten. Zu den Einzelheiten siehe 
Ziffern 136. 

9. Juli 

Die sogenannte „True Sales Initiative (TSl)“ wird ins Leben gerufen: 13 Banken Unterzeichen 
eine Absichtserklärung für die Gründung einer Zweckgesellschaft zur Kreditverbriefung in 
Deutschland. Teilnehmer dieser Verbriefungsinitiative sind die staatliche Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau (KfW), vier deutsche Großbanken (Deutsche Bank, Dresdner Bank, Commerzbank, 
HypoVereinsbank) sowie ihr Joint Venture Eurohypo, die genossenschaftliche DZ-Bank, die 
Citigroup sowie fünf Institute aus dem Sparkassen- und Landesbankensektor (Bayrische Lan- 
desbank, DekaBank, Helaba, HSH Nordbank, WestLB). Vorausgegangen war am 6. Juni der 
Beschluss des Kleinunternehmerförderungsgesetzes (KFG) durch den Bund und im Rahmen 
dieses Artikelgesetzes eine gewerbesteuerliche Entlastung vom Zweckgesellschaften zur Kre- 
ditverbriefung. Dadurch wurden steuerliche Nachteile von Verbriefungen im Vergleich zum 
Ausland beseitigt. Zuvor hatte Bundesfinanzminister Eichel am 29. Januar eine „Verbriefung- 
sinitiative“ ins Leben gerufen. 

14. Juli 

Die Auffanggesellschaft „Protektor Lebensversicherungs-AG“, die im Falle der finanziellen 
Notsituation einer Lebensversicherung deren vertragliche Pflichten gegenüber den Kunden 
übernimmt, beginnt mit der Übernahme der Policen der Mannheimer Lebensversicherung ihre 
Arbeit, nachdem sie im November 2002 erstmals der Öffentlichkeit präsentiert wurde. Die zehn 
Gründungsunternehmen von Protektor haben 3,2 Mio Euro Grundkapital eingezahlt. Alle 
120 Lebensversicherer, die Mitglied im Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft 
(GDV) sind, mussten Protektor beitreten und maximal ein Prozent ihrer eigenen Kapitalanlagen 
zur Sanierung der Bestände zur Verfügung stellen. Damit ist sichergestellt, dass Protektor im 
Bedarfsfall ausreichend Kapital - maximal 5,2 Mrd Euro - zur Verfügung steht. 


Der Garantiezins für alle Neuverträge im Bereich der Lebensversicherungen wird ab dem 1. Ja- 
nuar 2004 auf 2,75 % gesenkt. Jahrzehntelang lag der Garantiezins bei 3 %, ehe er im Jahr 1987 
auf 3,5 % sowie im Jahr 1995 auf 4 % erhöht und im Jahr 2000 wieder auf 3,25 % reduziert 
wurde. 

15. August 

Das Gesetz zur Neustrukturierung der Förderbanken des Bundes tritt in Kraft. Es setzt die Zu- 
sammenlegung der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und der Deutschen Ausgleichsbank 
(DtA) als Bestandteil der Mittelstandsoffensive der Regierung sowie die Verständigung mit der 
EU-Kommission zu Anstaltslast und Gewährträgerhaftung vom 27. März 2002 hinsichtlich der 
selbständigen öffentlich-rechtlichen Förderbanken des Bundes um. Verbunden mit der Zusam- 
menlegung von KfW und DtA ist die Übertragung des Vermögens der DtA auf die KfW unter 
Auflösung der DtA. 
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noch: Geldpolitisch und währungspolitisch wichtige Ereignisse 


Datum 
noch 2003 


14. September 


19. September 


7. Oktober 


11. Oktober 


1. November 


Die schwedisehen Wähler entscheiden sich in einem Referendum erneut gegen die Einführung 
des Euro: 56,1 vH der Wähler sprechen sieh gegen einen Beitritt ihres Landes zur Europäischen 
Währungsunion aus, 41,8 vH stimmen dafür. Die Wahlbeteiligung beträgt 81,2 vH. Mit diesem 
negativen Votum ist eine Beteiligung Schwedens an der Gemeinschaftswährung in weite Ferne 
gerüekt. Aueh ohne Ausnahmeregelungen, wie sie für das Vereinigte Königreich und Dänemark 
gelten, kann Schweden so lange auf einen Beitritt zur Europäischen Währungsunion verziehten, 
wie es nicht mindestens zwei Jahre lang dem Europäisehen Währungssystem II angehört; ein 
Beitritt zu diesem System ist jedoch freiwillig. 

Die Europäische Zentralbank unterbreitet im Rahmen ihrer auf Ersuchen des Rates der Euro- 
päischen Union verabschiedeten Stellungnahme einige Verbesserungsvorschläge zu dem Ent- 
wurf eines Vertrags über eine Verfassung für Europa. Diese beziehen sich vor allem auf die Ar- 
tikel 1-3 und 1 - 29. Zu den zentralen Forderungen der Europäischen Zentralbank gehört 
erstens die Aufnahme eines Hinweises auf „nichtinflationäres Wachstum“ oder „Preisstabilität“ 
in den Zielkatalog der Union. Gemäß der gegenwärtigen Ausgestaltung wird das Ziel der Preis- 
stabilität erst im Zusammenhang mit der Europäischen Zentralbank genannt. Im Zielkatalog des 
EG- Vertrages sind dagegen ein „nichtinflationäres Waehstum“ und „stabile Preise“ als Ziele der 
Europäischen Union enthalten. Zweitens fordert die Europäisehe Zentralbank eine Klarstellung 
des Verfassungsentwurfs in der Hinsicht, dass die sie zwar Teil des institutionellen Rahmens 
der Union ist, aufgrund ihrer speziellen institutioneilen Eigenschaften aber nicht zu den Orga- 
nen der Union gehört. Im Entwurf rangiert die Europäisehe Zentralbank zusammen mit dem 
Rechnungshof unter „Sonstige Organe und Einriehtungen“ und wird aueh explizit als Organ be- 
zeichnet. Als Organ wäre die Europäische Zentralbank verpflichtet, mit den anderen Organen 
der Europäischen Union „loyal zusammenzuarbeiten“. Drittens fordert die Europäisehe Zen- 
tralbank die Aufnahme eines Hinweises auf die Unabhängigkeit der nationalen Zentralbanken 
zusätzlich zu ihrer eigenen Unabhängigkeit. 

Der EZB-Rat erlässt die Verordnung EZB/2003/9, welche ab März 2004 Änderungen im geld- 
politisehen Handlungsrahmen des Eurosystems vorsieht und auf eine Entscheidung des EZB- 
Rates vom 23. Januar 2003 zurüekgeht: Zum einen beginnt die Mindestreserve-Erfüllungsperi- 
ode künftig immer am Abwicklungstag des Hauptrefmanzierungsgesehäfts, das im Anschluss 
an die EZB-Ratssitzung durehgeführt wird, in welcher die monatliehe Erörterung der Geldpoli- 
tik erfolgt. Zum zweiten wird die Laufzeit der Hauptrefinanzierungsgeschäfte von zwei Wo- 
chen auf eine Woche verkürzt. Von einer - ursprünglich ebenfalls vorgesehenen - Aussetzung 
der längerfristigen Refinanzierungsgeschäfte (LRGs) wurde dagegen abgesehen. Mit diesen 
Maßnahmen soll im Wesentlichen verhindert werden, dass während einer Erfüllungsperiode 
aufkommende Zinsänderungsspekulationen die Bedingungen am ganz kurzen Ende des Geld- 
marktes negativ beeinflussen. 

Der Basel II-Akkord zur Neufassung der Eigenkapitalanforderungen im Kreditgeschäft wird er- 
neut modifiziert und seine Verabsehiedung um ein halbes Jahr auf Mitte 2004 verschoben. Zu- 
vor waren am 5. Mai die dritte Auswirkungsstudie (QIS 3) und am 29. April das dritte Konsul- 
tationspapier (CP 3) veröffentlicht worden. Zu den Einzelheiten siehe Ziffern 109 ff. 

Der ehemalige Chef der Banque de France, Jean-Claude Trichet, tritt die Naehfolge von Willem 
F. Duisenberg als Präsident der Europäischen Zentralbank für eine Amtszeit von acht Jahren an. 
Neuer Chef der französischen Zentralbank wird Christian Noyer, der am 1. Juni 2002 von sei- 
nem Amt als Vizepräsident der Europäischen Zentralbank zurückgetreten war. 
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noch: Geldpolitisch und währungspolitisch wichtige Ereignisse 


Datum 


noch 2003 

3. November 

Die Deutsche Börse verkürzt die Handelszeiten im elektronischen Xetra-Handel und verlegt 
den Handelsschluss von bisher 20 Uhr wieder auf 17.30 Uhr vor. Die Ausweitung bis 20 Uhr 
hatte auf dem Höhepunkt des Börsenbooms vor drei Jahren stattgefunden, um die Reaktionszeit 
auf die US-Börsenentwicklung zu verlängern und der stark gestiegenen Zahl der Privatanleger 
den Handel zu erleichtern. Die Hoffnungen der Deutschen Börse auf einen verstärkten Umsatz 
in den Abendstunden erfüllten sich jedoch nicht. Zudem war der Abendhandel für die Banken 
mit einem hohen Personalaufwand verbunden. Der Parketthandel wird unverändert bis 20 Uhr 
fortgeführt. 


Exkurs: Strategieanpassung der Europäischen Zen- 
tralbank - Auf dem Weg zur Inflationssteuerung? 

152 . Am 8. Mai 2003 verkündete die Europäische Zen- 
tralbank die Ergebnisse der seit Dezember 2002 durch- 
gefuhrten Revision ihrer geldpolitischen Strategie. Ziel 
war es, diese vor dem Hintergrund der praktischen 
Erfahrungen, der öffentlichen Diskussion sowie einer 
Reihe von theoretischen Analysen zu überprüfen und ge- 
gebenenfalls anzupassen. Als Ergebnis der Überprüfung 
lassen sich folgende Änderungen festhalten: 

- Erstens hat die Europäische Zentralbank ihre Defini- 
tion des Preisniveaustabilitätsziels konkretisiert: Es 
ist dabei geblieben, dass Preisniveaustabilität als An- 
stieg des Harmonisierten Verbraucherpreisindex von 
„unter 2 vH“ gegenüber dem Vorjahr definiert wird. 
Diese muss mittelfristig gewährleistet sein. Aller- 
dings wird die Europäische Zentralbank in Zukunft 
versuchen, die Preisniveausteigerungsrate „nahe 
2 vH“ zu halten. 

- Zweitens haben die „Einleitenden Bemerkungen“ 
des EZB-Präsidenten - die monatliche öffentliche Er- 
läuterung der geldpolitischen Maßnahmen - eine 
neue Struktur erhalten: Seit Mai beginnen sie mit 
den Ergebnissen der „wirtschaftliehen Analyse“ zur 
Ermittlung der kurzfristigen bis mittelfristigen Risi- 
ken für die Preisniveaustabilität. Diese Strategiesäule 
umfasst vor allem die Analyse realwirtschaftlicher 
Indikatoren mit Blick auf ihre Inflationseffekte. Hier- 
auf erfolgt die Darstellung der Ergebnisse der „mone- 
tären Analyse“, bei der mittelfristige bis langfristige 
Inflationsrisiken mit Hilfe einer Reihe von monetären 
Indikatoren bewertet werden. 

- Drittens hat die Europäische Zentralbank beschlos- 
sen, die Überprüfung des Referenzwerts für das an- 
gestrebte Geldmengenwachstum nicht mehr jährlich, 
sondern nur noch bei Änderungen des langfristigen 
Wachstumspfads vorzunehmen. 

153 . Mit der „Klarstellung“ der Definition von Preis- 
niveaustabilität will die Europäische Zentralbank vor 


allem ihre Verpflichtung unterstreichen, für eine aus- 
reichende Sicherheitsmarge zum Schutz gegen De- 
flationsrisiken, gegen eventuelle Messfehler beim 
HVPl und gegen die Auswirkungen von Inflationsun- 
terschieden innerhalb des Euro-Währungsgebiets zu 
sorgen (JG 2001 Ziffern 480 ff). Außerdem wird durch 
eine leicht positive Inflationsrate die Flexibilität der 
Reallöhne, welche die Anpassungsfähigkeit der Ar- 
beitsmärkte infolge externer Schocks bei nach unten 
starren Nominallöhnen positiv beeinflusst, tendenziell 
erhöht. 

Die neue Struktur der „Einleitenden Bemerkungen“ soll 
besser verdeutlichen, dass die beiden Säulen einander er- 
gänzende Analyserahmen darstellen und dass die mone- 
täre Analyse in erster Linie dazu dient, die Aussagen der 
wirtschaftlichen Analyse aus mittelfristiger bis langfris- 
tiger Perspektive zu überprüfen. Faktisch bedeutet die 
Modifikation eine veränderte Gewichtung von erster und 
zweiter Säule der geldpolitisehen Strategie und kommt 
einer Herabstufung der Bedeutung der Geldmenge 
gleich. Dadurch soll die Kommunikation bei einem Auf- 
treten von widersprüchlichen Informationen hinsicht- 
lich der Risiken für die Preisniveaustabilität vereinfacht 
werden. 

Trotz gegenteiliger Aussagen der Europäischen Zentral- 
bank mag die ursprünglich jährliche Überprüfung des 
Referenzwerts zudem den Eindruck erweckt haben, es 
handele sich dabei um eine Zwischenzielgröße, deren 
Verfehlung zwingend Reaktionen der Zentralbank her- 
vorrufe. Dies schuf einen Erklärungsbedarf für die Euro- 
päische Zentralbank, wenn es zu Abweichungen des tat- 
sächlichen Geldmengenzuwachses vom Referenzwert 
kam. Durch die nur noch bei Änderungen in den 
langfristigen Rahmenbedingungen vorgenommene 
Überprüfung des Referenzwerts soll dessen Natur als 
längerfristiger Richtwert für das Geldmengenwachstum 
unterstrichen werden. 

1 54 . Insgesamt kann davon ausgegangen werden, dass 
die von der Europäischen Zentralbank praktizierte Geld- 
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Politik sich durch die beschriebenen Modifikationen der 
Strategie nicht grundlegend ändern wird. Ihre Klar- 
stellung stellt eher eine Anpassung an die bereits 
praktizierte Vorgehensweise bei geldpolitischen Ent- 
scheidungen dar. Daher erscheinen Befürchtungen als 
unbegründet, die Europäische Zentralbank könne ihre 
Politik zukünftig stärker an konjunkturellen Belangen 
ausrichten und so eine offene Flanke gegenüber politi- 
schem Druck bieten. Ein Bliek auf die unveränderten In- 
flationserwartungen zeigt, dass diese Geringsehätzung 
der angesprochenen Gefahren von den Marktteilneh- 
mern geteilt wird. 

Kritisiert wird die nach wie vor wenig scharfe Definition 
des Preisniveaustabilitätsziels. Manche Beobachter der 
Europäischen Zentralbank hätten daher statt der vagen 
Zieldefmition - unter, aber nahe 2 vH - ein konkretes 
Punktziel bevorzugt. Die vermeintliehen Nachteile eines 
gewissen Unschärfebereichs bei der Zielfestlegung 
scheinen in der Praxis jedoch nicht von Bedeutung zu 
sein (Ziffer 726). 

Die Konkretisierung des Verhältnisses der beiden Strate- 
giesäulen zueinander mag zu einem besseren Verständ- 
nis des geldpolitischen Konzepts beitragen. Offen bleibt 
jedoch weiterhin, wie die Europäische Zentralbank die 
in die monetäre und wirtschaftliche Analyse einbezo- 
genen Variablen, ihre quantitative Bedeutung für die 


künftige Inflation im Euro-Raum und ihre Gewichtung 
im geldpolitischen Entscheidungsprozess konkret spe- 
zifiziert. Möglich wäre zum Beispiel eine Verdichtung 
der Einzelindikatoren zu einer Inflationsprognose, unter 
deren Verwendung die geldpolitischen Maßnahmen ent- 
schieden und kommuniziert werden. Eine solche Vorge- 
hensweise steht im Zentrum der (direkten) Inflations- 
steuerung (Kasten 2). Diese würde aueh eine stärkere 
Integration und interaktive Interpretation der Indikato- 
ren der beiden Strategiesäulen erlauben (JG 2002 Zif- 
fern 565 ff.). 

155 . Mit den durchgeführten Strategieänderungen hat 
die Europäisehe Zentralbank bewusst auf eine stärkere 
Anlehnung an das Konzept der Inflationssteuerung ver- 
zichtet. Statt dessen betont sie, dass ihr geldpolitischer 
Ansatz weiterhin eine wirtschaftliche und eine monetäre 
Analyse beinhaltet und somit das „Zwei-Säulen-Konzept 
bei der Aufarbeitung, der Beurteilung und der Gegen- 
prüfung der für die Geldpolitik relevanten Informatio- 
nen“ beibehält. Als Begründung für die Beibehaltung 
der beiden Strategiesäulen verweist die Europäische 
Zentralbank auf Vorteile ihrer Konzeption bei der Be- 
rücksichtigung instabiler Vermögenspreise oder Immo- 
bilienpreise. De facto bestehen jedoch große Ähnlichkei- 
ten zwischen der Inflationssteuerung und der EZB- 
Strategie. 


Kasten 2 


Inflationssteuerung: Ausgestaltungsmöglichkeiten und empirische Ergebnisse 

Inflationssteuerung als geldpolitische Strategie 

Eine geldpolitische Strategie hat zwei wesentliche Aufgaben zu erfüllen: Zum einen soll sie einen bindenden Rah- 
men für das geldpolitische Handeln und damit eine klare Struktur liefern, um die Entscheidungsfindung der geld- 
politisch Verantwortlichen zu erleichtern. Zum anderen soll sie im Rahmen der Kommunikation mit der Öffent- 
lichkeit helfen, die Entscheidungen der Notenbank verständlich zu machen und so die Glaubwürdigkeit der 
Geldpolitik fördern. Ein hohes Maß an Glaubwürdigkeit ist eine notwendige Voraussetzung für die Stabilisierung 
der Inflationserwartungen auf einem niedrigen Niveau und damit für eine stabilitätsorientierte Geldpolitik. Von ei- 
ner verbesserten Kommunikation mit der Öffentlichkeit ist zudem eine schnellere Reaktion der Markterwartungen 
auf eventuelle Politikänderungen und eine besehleunigte Transmission geldpolitischer Impulse über die Anpas- 
sung von Löhnen, Wechselkursen, Aktienpreisen und Zinsen zu erwarten. 

Zwischenzielregeln nahmen lange Zeit eine prominente Stellung unter den geldpolitischen Strategien ein. Die von 
den Zentralbanken traditionell verwendeten Zwischenziele, in der Regel die Geldmenge oder der Wechselkurs, er- 
wiesen sich jedoch angesichts der neueren Erfahrungen mit instabilen Geldnachfragefunktionen und krisenhaften 
Wechselkursschwankungen - wie etwa aufgrund spekulativer Attacken - zunehmend als problematischer geldpo- 
litischer Anker ohne Halt. Einfache Instrumentenregeln - beispielsweise in Gestalt einer Taylor-Regel - sind da- 
gegen zu mechanistisch, um der Komplexität des geldpolitischen Entscheidungsprozesses gerecht zu werden. 
Diese unterschiedlichen Probleme alternativer geldpolitischer Strategien förderten die rasche Verbreitung der (di- 
rekten) Inflationssteuerung (Inflation Targeting). Eine (direkte) Inflationssteuerung wurde erstmals im Jahr 1990 
von der neuseeländischen Notenbank eingeführt. In den Folgejahren übernahm eine ganze Reihe von Ländern 
diese neue Form der geldpolitischen Strategie (unter anderem Kanada 1991, das Vereinigte Königreich und 
Israel 1992, Finnland und Schweden 1993, Australien und Spanien 1994, die Tscheehische Republik und 
Polen 1998, Norwegen und Ungarn 2001). 
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Die (direkte) Inflationssteuerung lässt sich im Rahmen der geldtheoretischen Literatur den so genannten Steue- 
rungsregeln (Targeting Rules) zurechnen. Unter einer Steuerungsregel wird eine monetäre Regel verstanden, bei 
der die Zielfunktion einer Notenbank über endogene Zielvariablen (hier: Steuerungsvariablen) optimiert wird. 
Standardmäßig wird angenommen, die zu minimierende Verlustfunktion der Notenbank 







sei linear-quadratisch und berücksichtige die Abweichung der Inflation von einem Inflationsziel sowie die 
Stabilisierung der Realwirtschaft - ausgedrückt durch die Outputlücke ys. Als Nebenbedingung muss der Trans- 
missionsweg monetärer Impulse berücksichtigt werden. Verfolgt die Zentralbank eine strikte Inflationssteuerung, 
so geht einzig die Abweichung der tatsächlichen Inflationsrate von einer bestimmen Zielrate in die Zielfunktion 
der Notenbank ein {Ä = 0). 

Eine Inflationssteuerung ist - nach Svensson (2000) und Bernanke et al. (1999)- durch drei Kennzeichen ge- 
prägt: Erstens verfolgt die Zentralbank das langfristige geldpolitische Ziel einer niedrigen Inflationsrate. Für das 
Inflationsziel wird über einen bestimmten Zeithorizont ein offizieller quantitativer Zielwert oder Zielbereich fest- 
gelegt. Angesichts der verzögerten Wirkung monetärer Impulse auf die Inflation können jedoch nicht die tatsächli- 
chen Werte der Inflation von der Notenbank gesteuert werden, sondern Prognosen dieser Größe. Zweitens steht 
daher die Erstellung von Inflationsprognosen im Mittelpunkt der Inflationssteuerung, welche im Rahmen von In- 
flationsberichten veröffentlicht werden und eine intensive Kommunikation der Notenbank mit der Öffentlichkeit 
ermöglichen. Wegen der zentralen Bedeutung der Inflationsvorhersage als Zwischenziel für die Zinsentscheidung 
der Notenbank wird die Strategie der Inflationssteuerung auch als Inflationsprognosesteuerung (Inflation Forecast 
Targeting) charakterisiert. Drittens existieren neben den Inflationsberichten üblicherweise institutionelle Mecha- 
nismen zur Sicherung der Rechenschaftspflicht der Zentralbank. Beispiele für derartige Mechanismen in anderen 
Ländern sind die gerichtliche Überprüfung der von der Zentralbank durchgeführten Maßnahmen oder finanzielle 
Sanktionen bis hin zur Entlassung von Mitgliedern der geldpolitischen Beschlussorgane bei deutlichen Verfehlun- 
gen der geldpolitischen Ziele. 

Im Rahmen der strikten Inflationssteuerung lässt sich vor dem Hintergrund der verwendeten einfachen Modelle 
eine optimale Entscheidungsregel für die Geldpolitik formulieren: Der Leitzins ist dann bestmöglich gesetzt, wenn 
die Inflationsprognose für einen bestimmten Zeitpunkt, zu dem der geldpolitische Übertragungsprozess weitge- 
hend abgeschlossen ist, dem Inflationsziel entspricht. Liegt die Inflationsprognose über (unter) dem Zielwert, so 
sollte die Notenbank die Leitzinsen erhöhen (verringern). Eine solche Geldpolitik, die einzig die strikte Verfol- 
gung des Preisniveaustabilitätsziels im Auge behält, erzeugt im Mittel jedoch eine hohe Volatilität der Produktion: 
ln Erwartung beispielsweise eines Angebotsschocks, der zu einem Anstieg der Inflationsprognose bei gleichzeitig 
verringertem Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts führen würde, müsste die Geldpolitik bei strikter Regelanwen- 
dung restriktiv agieren, um die Inflationsprognose mit dem angestrebten Zielwert in Übereinstimmung zu bringen. 
Diese Maßnahme würde den Produktionsrückgang zusätzlich verstärken. Viele Zentralbanken verfolgen daher 
eine flexible Inflationssteuerung. Dabei beinhaltet die Zielfunktion der Notenbank neben dem Ziel der Preisni- 
veaustabilität auch ein realwirtschaftliches Stabilisierungsziel in Gestalt der Vorgabe, die Differenz zwischen tat- 
sächlicher Produktion und Produktionspotential zu minimieren; es gilt Ä> 0. Bei der flexiblen Inflationssfeuerung 
werden die geldpolitischen Entscheidungsträger eine drohende Abweichung der Inflationsprognose vom Inflati- 
onsziel - beispielsweise infolge eines Angebotsschocks - somit nicht vollständig korrigieren, um eine Verstär- 
kung der Schockwirkung zu vermeiden. 

Die relativ einfachen Entscheidungsregeln werden als Hauptvorteil der Inflationssteuerung betrachtet. Sie ermög- 
lichen eine klar strukturierte Kommunikation der Notenbank mit der Öffentlichkeit - etwa mit Hilfe eines 
Inflationsberichts - und sichern damit ein hohes Maß an Transparenz der Geldpolitik. Gleichzeitig vereinfachen 
eine verbesserte Kommunikation und eine größere Transparenz die Erfüllung der Rechenschaftspflicht. Schließ- 
lich wird als Vorteil der Inflationssteuerung angeführt, diese Strategie ermögliche es - anders als traditionelle 
Zwischenzielstrategien -, alle geldpolitisch relevanten Variablen ihrer jeweiligen Prognosequalität entsprechend 
in den Entscheidungsprozess einzubeziehen. Hierbei besteht auch die Möglichkeit, diskretionäre Entscheidungs- 
spielräume im Prognoseverfahren zu bewahren. Die Inflationssteuerung ist damit kein rein mechanistisch modell- 
basiertes Konzept. 
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Als Nachteil der Inflationssteuerung wird häufig gerade dieser diskretionäre Spielraum betrachtet, der unter Um- 
ständen dazu fuhrt, dass die Geldpolitik sich zu sehr an Fehlentwicklungen der Vergangenheit orientiert. Überdies 
könnte fälschlicherweise der Eindruck entstehen, die Zentralbank habe eine vollständige Kontrolle über die Infla- 
tion. Eine Begründung von Zielverfehlungen ist daher für die Sicherung der Glaubwürdigkeit der geldpolitischen 
Instanz von großer Bedeutung. Insofern relativieren sich die Vorteile einer geldpolitischen Strategie der Inflations- 
steuerung im Vergleich zu traditionellen Zwischenzielregeln. Die Notwendigkeit zur Verankerung der Inflationser- 
wartungen durch die Inflationsprognosen verdeutlicht, warum den zusätzlichen Mechanismen der Rechenschafts- 
pflicht und der Kommunikation eine besondere Bedeutung zukommt. 

Inflationssteuerung: Das Beispiel der Bank of England 

Eine verständliche Kommunikationsstrategie, hohe Transparenz sowie schnelle Entscheidungsprozesse kenn- 
zeichnen die Geldpolitik der Bank of England. Dort hat die Politik der Inflationssteuerung in den vergangenen 
zehn Jahren zu einem hohen Grad an Preisniveaustabilität bei gleichzeitig kräftigem Wirtschaftswachstum beige- 
tragen. 

Formal ist die Bank of England - wie die Europäische Zentralbank und im Unterschied zur US-amerikanischen 
Zentralbank - dem Ziel der Gewährleistung von Preisniveaustabilität verpflichtet (Tabelle 15). Die Festlegung des 
Zielwerts obliegt dem Finanzminister - im Unterschied zum Eurosystem, wo Preisniveaustabilität vom EZB-Rat 
quantifiziert wird. Im Mittelpunkt der geldpolitischen Strategie der Bank of England steht die Inflationsprognose 
des Geldpolitischen Ausschusses. Es handelt sich dabei um eine bedingte Prognose, das heißt, es werden für den 
Prognosezeitraum konstante Leitzinsen unterstellt. Die wichtigsten Informationen aus der Inflationsprognose für 
einen Zeithorizont von 24 Monaten werden in einem Fächerdiagramm zusammengefasst. Dieses Diagramm 
nimmt eine herausragende Stellung im Inflationsbericht der Bank of England ein. Grundlage der Inflationsprog- 
nose sind mehrere in der Bank of England entwickelte alternative Prognosemodelle. Im Mittelpunkt steht ein gro- 
ßes makroökonometrisches Modell. Ergänzend werden mehrere kleinere Modelle herangezogen. Daneben fließen 
auch subjektive Urteile der Mitglieder des Geldpolitischen Ausschusses in die Prognose ein. Das wahrschein- 
lichste Szenario bildet die Basis für die zentrale Projektion des Ausschusses. Zusätzlich werden Prognosen über 
die Produktionsentwicklung erstellt sowie in eigenständigen Fächerdiagrammen veröffentlicht und verschiedene 
Schocks analysiert, deren mögliche Auswirkungen in der Fächerbreite der Inflationsrate - also bei der Beschrei- 
bung der Prognoseungenauigkeit - berücksichtigt werden. 

Weil die britische Notenbank eine flexible Inflationssteuerung verfolgt, wird der Leitzins grundsätzlich so gesetzt, 
dass die Inflationsprognose für den Zeithorizont von 24 Monaten, innerhalb dessen der geldpolitische Übertra- 
gungsprozess weitgehend abgeschlossen ist, dem Inflationsziel entspricht. Lediglich im Falle gravierender Abwei- 
chungen der Inflationsprognose vom Zielwert aufgrund von Schocks wird diese einfache Entscheidungsregel fle- 
xibel gehandhabt. Um den Eindruck zu vermeiden, das Einfließen subjektiver Einschätzungen in die Vorhersage 
führe zu einer bewussten Verzerrung der Inflationsprognose, sichern mehrere Vorkehrungen eine hohe Qualität der 
Vorhersagen: Zum einen wird die Prognose umfassend erläutert und mit anderen Prognosen verglichen. Zum ande- 
ren ließe sich im Nachhinein ohne großen Aufwand feststellen, ob sich der Geldpolitische Ausschuss systematisch 
verschätzt hat. Schließlich ist der Gouverneur der Bank of England im Falle einer Verfehlung der Zielinflations- 
rate um mehr als einen Prozentpunkt verpflichtet, einen offenen Brief an den Finanzminister zu schreiben und da- 
rin zu erläutern, warum die Inflationsrate den Toleranzbereich überschritten hat und durch welche Maßnahmen 
eine Rückkehr zum Ziel gewährleistet werden soll. Bisher war dies jedoch nicht erforderlich. 

Empirische Beurteilung der Erfolge von Inflationssteuerung 

Eine Reihe von empirischen Studien zur Inflationssteuerung untersucht, ob sich das ökonomische Umfeld in Län- 
dern, die eine Strategie der Inflationssteuerung eingeführt haben, gemessen an dem Niveau sowie der Variabilität 
der Größen Inflation, Produktion und Zinsen positiv entwickelt hat. Die Studien weisen nach, dass die Verbesse- 
rungen im Vergleich zu Ländern ohne Inflationssteuerung im selben Zeitraum überdurchschnittlich waren. Die Be- 
rücksichtigung dieser Kontrollgruppe soll ausschließen, dass die globale Änderung des ökonomischen Umfelds 
oder eine stärkere Inflationsaversion die positive Entwicklung in Ländern mit Inflationssteuerung ausgelöst haben. 

Unberücksichtigt bleiben bei den Studien zumeist jedoch die unterschiedlichen Ausgangssituationen in den einzel- 
nen Ländern. Dies führt zu einer Verzerrung der Ergebnisse, da ein Wechsel zur Inflationssteuerung häufig gerade 
als Folge einer ausgeprägten Inflationsphase in dem betroffenen Land stattfand und dementsprechend eine über- 
durchschnittliche Inflationsverringerung nach der Strategieänderung nicht allzu überraschend ist. Bei Berücksich- 
tigung derartiger Anfangseffekte sind die Ergebnisse der empirischen Studien zur Inflationssteuerung weniger 
klar. Die Überlegenheit dieser Strategie ist empirisch somit nicht eindeutig belegbar. Allerdings liefern die Unter- 
suchungen auch keine Argumente, die gegen eine Hinwendung zu einer Inflationssteuerung sprechen. 
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Tabelle 15 


Geldpolitische Konzeptionen im Vergleich^) 



US Federal Reserve 

Eurosystem 

Bank of England 

Ziele 




Festlegung eines vorrangigen 
Endziels 

Nein; vier gleichbe- 
rechtigte Ziele: Wirt- 
schaftswachstum, 
hohes Beschäftigungs- 
niveau, stabile Preise, 
angemessenes langfris- 
tiges Zinsniveau 

Preisniveaustabilität 

Preisniveaustabilität 

Quantifizierung des Endziels 

Nein 

Quantitative Defini- 
tion durch EZB-Rat 

Inflationsziel der 
Regierung 

Strategie 




Bekanntgabe und Begründung 
der geldpolitischen Strategie 

Nein 

Zwei-Säulen-Strategie 

Inflation Targeting 

Bekanntgabe eines Zwischen- 
ziels 

Nein 

Nein 

Inflationsprognose als 
Zwischenzielersatz 

Bekanntgabe herausgehobener 
Indikatoren 

Zielbereiche für Geld- 
mengen- und Kredit- 
wachstum') 

Referenzwert für M3- 
Wachstum 

Keine spezifischen 

Daten und Prognosen 




Veröffentlichung von Daten 
über Zwischenziele/lndikatoren 
und Erläuterung möglicher Ab- 
weichungen 

Ja2) 

Ja 

Ja 

Veröffentlichung einer Infla- 
tionsprognose und Erläuterung 
von Zielabweichungen 

Zweimal im Jahr^) 

Halbjährliche Infla- 
tions- und Wachstums- 
prognosen seit Dezem- 
ber 2000; (spielen nur 
eine Nebenrolle in der 
EZB-Strategie) 

Vierteljährlich 

Entscheidungen 




Bekanntgabe der geldpolitischen 
Beschlüsse 

Ja 

Ja 

Ja 

Richtungsaussagen 
zur künftigen Zins- 
politik 

Risikobewertung des 
FOMC (zuvor: Zins- 
bias) 

Gelegentlich 

Nein 
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noch Tabelle 15 


Geldpolitische Konzeptionen im Vergleich 



US Federal Reserve 

Eurosystem 

Bank of England 

Kommunikationsmittel 




Jahresbericht 

Ja 

Ja 

Ja 

Parlamentarische Anhörungen 

Mindestens zweimal im 
Jahr 

Mindestens viermal im 
Jahr 

Regelmäßig'*) 

Berichte zur Wirtschaftslage und 
zur Geldpolitik 

Halb) ahresbericht 
(Monatsbericht) 

Monatsbericht 

Vierteljährlicher 

Inflationsbericht 

Pressekonferenzen zur Wirt- 
schaftslage und zur Geldpolitik 

Nein 

Monatlich^) 

Vierteljährlich zum 
Inflationsbericht 

Publikation der Sitzungsproto- 
kolle 

Nach sechs bis acht 
Wochen 

Nein 

Nach zwei Wochen 

Publikation des Abstimmungs- 
verhaltens der einzelnen Mit- 
glieder 

Nach sechs bis acht 
Wochen 

Nein 

Nach zwei Wochen 


1) Zu den Angaben siehe Deutsche Bundesbank (2002) Transparenz in der Geldpolitik, in: Monatsbericht März, Seite 20, sowie Bley, Andreas 
(2003) Was kann die Europäische Zentralbank von der Bank of England lernen? in: Wirtschaftsdienst, Heft 7, Seite 478 bis 484. - 2) Durch 
Gesetz vorgeschrieben; in der praktischen Geldpolitik jedoch heute von untergeordneter Bedeutung. - 3) Im Rahmen der Berichte, die der Prä- 
sident des Federal Reserve Board nach dem Humphrey-Hawkins-Act vor dem Kongress abzugeben hat. - 4) Außerdem Rechenschaftspflicht 
des Zentralbankgouverneurs gegenüber der Regierung, wenn die Inflation das Zielband verlässt. - 5) Unmittelbar im Anschluss an die erste 
EZB-Ratssitzung des Monats. 
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3. EU-Osterweiterung und institutionelle 
Entwicklungen 

Beitrittsverhandlungen erfolgreich abgeschlossen 

156 . Am 13. Dezember 2002 schloss der Europäische 
Rat bei seiner Tagung in Kopenhagen mit zehn Ländern 
die Verhandlungen über den Beitritt zur Europäi- 
schen Union ab. Die acht mittel- und osteuropäischen 
Länder Estland, Lettland, Litauen, Polen, die Slowakei, 
Slowenien, die Tschechische Republik und Ungarn so- 
wie Malta und Zypern werden ab dem 1 . Mai 2004 der 
Europäischen Union angehören. Da es zwischen beiden 
Teilen Zyperns nicht zu einer Einigung hinsichtlich einer 
Überwindung der Teilung gekommen ist, wird die An- 
wendung des gemeinsamen Besitzstands (Acquis Com- 
munautaire) auf den Nordteil ausgesetzt. Bulgarien und 
Rumänien, mit denen die Verhandlungen noch nicht so 
weit fortgeschritten sind, wurde ein Beitritt im Jahr 2007 
in Aussicht gestellt. Bezüglich der Türkei beschloss der 
Europäische Rat, über eine mögliche Eröffnung von Bei- 
trittsverhandlungen im Dezember 2004 zu entscheiden. 

Nachdem Anfang April dieses Jahres das Europäische 
Parlament dem Beitritt jedes der zehn Kandidatenländer 
mit jeweils großer Mehrheit zugestimmt hatte, wurde am 
16. April 2003 in Athen der Vertrag über den Beitritt 
dieser Länder zur Europäischen Union unterzeichnet. 
Bevor der Vertrag in Kraft tritt, muss er von allen Unter- 
zeichnerstaaten ratifiziert werden, ln den bisherigen 
Mitgliedsländern erfolgt dies durch die nationalen Parla- 
mente. Die Beitrittsländer hingegen - außer Zypern - 
hielten Volksabstimmungen ab, die mit Ausnahme von 
Estland und Malta für die jeweiligen nationalen Parla- 
mente bindend waren, ln der Tschechischen Republik er- 
setzte ein solches positives Votum die Zustimmung des 
Parlamentes, ln allen abstimmenden Kandidatenländem 
sprach sich eine meist deutliche Mehrheit der Wähler für 
die Mitgliedschaft ihres Landes in der Europäischen 
Union aus, und die in einigen Ländern erforderliche 
Wahlbeteiligung von 50 vH der Wahlberechtigten wurde 
bei allen Referenden erreicht (Tabelle 16). 

157 . Grundsätzlich werden die Beitrittsländer den 
Acquis Communautaire der Europäischen Union ab dem 
1 . Mai 2004 vollständig übernehmen. Um weiteren An- 
passungserfordernissen Rechnung zu tragen, wurden je- 
doch in einigen Bereichen zeitlich befristete Über- 
gangsregelungen vereinbart. Schwierig gestalteten sich 
hierbei bis zuletzt die Kapitel Landwirtschaft sowie Fi- 
nanz- und Budgetvorgaben. Im Bereich der finanzinten- 
siven Regionalpolitik wird der Acquis Communautaire 
unmittelbar zur Anwendung kommen. Über den eben- 
falls sensiblen Aspekt der Freizügigkeit von Arbeitskräf- 
ten konnte bereits zuvor Übereinkunft erzielt werden 
(JG 2002 Ziffer 110). 

158 . Mit dem Tag der Erweiterung werden die Bei- 
trittsländer in vollem Umfang zur Finanzierung der Aus- 
gaben der Europäischen Union beitragen. Gleichzeitig 
fallen für diese Länder die Vor-Beitrittshilfen weg. 


Tabelle 16 


Ergebnisse der Volksabstimmungen 
in den zehn EU-Beitrittsländern 



Wahl- 

beteiligung 

Zu- 

stimmungs- 

quote 

Nachrichtlich: 

Wahl- 

berechtigte 



Tausend 


vH') 

vff» 

Personen 

Estland 

64,1 

66,8 

868 

Lettland 

72,5 

67,0 

1 416 

Litauen 

63,4 

91,1 

2 639 

Malta 

91,0 

53,6 

297 

Polen 

58,9 

77,5 

29 868 

Slowakei 

52,2 

92,5 

4 174 

Slowenien 

Tschechische 

60,3 

89,6 

1 610 

Republik 

55,2 

77,3 

8 260 

Ungarn 

45,6 

83,8 

8 042 

Zypern 

kein Referendum 


1) In vH der Wahlberechtigten. - 2) Anteil an den gültigen Stimmen. 


Quelle: EU 

Um zu verhindern, dass sich ein Beitrittsland ab dem 
Jahr 2004 finanziell schlechter stellt als in der Vor-Bei- 
trittsphase, gewährt die Europäische Union Malta, Slo- 
wenien, der Tschechischen Republik und Zypern vorü- 
bergehende Ausgleichszahlungen. Für diese Zahlungen 
sind bis zum Jahr 2006 insgesamt rund 1 , 1 Mrd Euro an- 
gesetzt. Da diese, wie andere Summen, in Preisen 
von 1999 ausgedrückt sind, liegen die nominalen Werte 
darüber. 

Auch ohne diese Ausgleichszahlungen wäre die Gefahr 
für einzelne Länder, zu Nettozahlern zu werden, gering. 
Nach Berechnungen des Wiener Instituts für Internatio- 
nale Wirtschaftsvergleiche (WIIW) müssten die Beitritts- 
länder in den ersten drei Jahren ihrer Mitgliedschaft in 
der Europäischen Union mindestens 44 vH, 30 vH bezie- 
hungsweise 18 vH der ihnen zur Verfügung stehenden 
Strukturmittel abrufen, um nieht in eine Nettozahlerposi- 
tion zu geraten. Trotz der hohen formalen und materiel- 
len Anforderungen bei der Nutzung der Strukturfonds er- 
scheinen diese Werte erreichbar. Zudem weist das WIIW 
darauf hin, dass die neuen Mitgliedsländer in den ersten 
Jahren eine Nettoempfängerposition gegenüber dem 
EU-Haushalt von höchstens 0,9 vH in Relation zu ihrem 
jeweiligen nominalen Bruttoinlandsprodukt einnehmen 
werden, sie erhalten damit deutlich weniger als die Mit- 
gliedstaaten Griechenland und Portugal. 

Zudem werden allen zehn Beitrittsländern bis zum 
Jahr 2006 als „besondere Cashflow-Fazilitäten“ dekla- 
rierte Zahlungen in Höhe von insgesamt 2,2 Mrd Euro 
gewährt, um die nationale Haushaltssituation zu verbes- 
sern. Letztlich ist dies ein zusätzlicher Transfer, den die 
Beitrittsländer aushandeln konnten. Diese Summe bein- 
haltet allerdings I Mrd Euro allein für Polen und 
100 Mio Euro für die Tschechische Republik, die aus 
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künftigen Strukturfondsmitteln für diese Länder umge- 
widmet wurden. Vorteilhaft ist diese Verschiebung für 
die Empfänger, weil die Mittel im Haushalt nunmehr frei 
verfügbar und nicht wie Strukturfondsmittel an feste 
Projekte gebunden sind, die zudem national kofmanziert 
werden müssen. Aus Sicht der Europäischen Union hin- 
gegen bedeutet diese Maßnahme eine Schwächung der 
Strukturkomponente der Gesamttransfers. 

Die budgetären Kosten der Osterweiterung betragen 
gemäß EU-Planungen 40,85 Mrd Euro bis zum 
Jahr 2006 (Tabelle 17). Sie liegen damit etwas über der 
ursprünglichen Verhandlungsposition, jedoch deutlich 
unter den Ansätzen der Agenda 2000. Damit besteht 
keine Gefahr, durch die Erweiterung in Konflikt mit der 
vom Europäischen Rat im Jahr 1999 in Berlin vereinbar- 
ten Eigenmittelobergrenze in Höhe von 1,24 vH (in 
vormaliger Rechnung 1 ,27 vH) in Relation zum ge- 
meinschaftlichen Bruttonationaleinkommen zu geraten 
(JG 2002 Ziffer 214). 

Tabelle 17 


Finanzrahmen für die Osterweiterung der 
Europäischen Union für die Jahre 2004 bis 2006 

Mio Euro in Preisen von 1999 



2004 

2005 

2006 

Mittel für Verpflichtungen 




insgesamt 

11 200 

13 813 

15 841 

darunter: 




Landwirtschaft 

1 897 

3 747 

4 147 

Strukturpolitische 




Maßnahmen 

6 070 

6 907 

8 770 

Interne Politikbereiche 

1 457 

1 428 

1 372 

Verwaltung 

503 

558 

612 

Rubrik X'> 

1 273 

1 173 

940 


1) Besondere Cashflow-Fazilität und vorübergehende Ausgleichszah- 
lungen. 


Quelle: EU 


159. Im Kapitel Landwirtschaft wurde vereinbart, die 
Direktzahlungen an die Landwirte der Beitrittsländer nur 
schrittweise einzuführen. Damit soll verhindert werden, 
dass die starke landwirtschaftliche Orientierung vieler 
mittel- und osteuropäischer Länder zementiert wird und 
infolge ausbleibender Umstrukturierungen die Produkti- 
vität in diesem Sektor auf dem derzeit niedrigen Niveau 
verbleibt. Zudem würde eine unmittelbare vollständige 
Einführung der Beihilfen die Einkommen der Landwirte 
weit über das Durchschnittseinkommen in diesen Län- 
dern steigen lassen. Ab dem Jahr 2004 werden die Di- 
rektzahlungen in den Beitrittsländern zunächst 25 vH 
des Niveaus in der bisherigen Europäischen Union aus- 
machen und in den beiden Folgejahren auf 30 vH bezie- 
hungsweise 35 vH ansteigen. Nach weiteren schrittwei- 
sen Anhebungen soll die Förderung im Jahr 2013 dem 
dann gültigen - im Vergleich zu heute niedrigeren - EU- 


Niveau entsprechen. Da die Beitrittsländer in diesem 
System eine Ungleichbehandlung zwischen alten und 
neuen Mitgliedern sahen, wurde ihnen zugestanden, 
diese Förderung aufzustocken. Es besteht die Möglich- 
keit, auf nationaler Basis entweder die Direktzahlungen 
um bis zu 30 Prozentpunkte über das jährliche Fördemi- 
veau zu erhöhen oder sie bis zu 1 10 vH der Höhe der Di- 
rektzahlungen aufzustocken, welche die Landwirte vor 
dem Beitritt im Rahmen einer vergleichbaren nationalen 
Regelung erhalten haben. In jedem Fall dürfen die Zah- 
lungen nicht das Niveau der Direktzahlungen über- 
schreiten, die ein vergleichbarer Landwirt in einem der- 
zeitigen Mitgliedstaat erhält. Bis zum Jahr 2006 kann 
diese Aufstockung mit bis zu 40 vH aus EU-Mitteln für 
ländliche Entwicklung finanziert werden; danach muss 
die Finanzierung zusätzlicher Zahlungen ausschließlich 
aus den nationalen Haushalten geleistet werden. Insge- 
samt verfügen die Beitrittsländer für die Entwicklung 
des ländlichen Raums kumuliert bis zum Jahr 2006 über 
Mittel in Höhe von 5,1 Mrd Euro (in Preisen von 1999) 
und damit über eine relativ bessere Mittelausstattung, als 
sie den bisherigen Mitgliedstaaten für vergleichbare 
Maßnahmen zur Verfügung steht. Für den gesamten Be- 
reich Landwirtschaft beläuft sich die Summe für die Bei- 
trittsländer bis zum Jahr 2006 auf 9,8 Mrd Euro. 

160. Die Strukturpolitik, bei der keine der Verhand- 
lungsparteien Übergangsregelungen anstrebte, stellt mit 
einem Volumen von 21,8 Mrd Euro die größte Haus- 
haltsposition im Zusammenhang mit den Transfers zur 
Osterweiterung dar. Das vergleichsweise große Volumen 
der Mittel für Verpflichtungen in diesem Bereich resul- 
tiert daraus, dass im Gegensatz zu den Direktzahlungen 
in der Landwirtschaft die strukturpolitischen Maßnah- 
men unmittelbar in voller Höhe auf die Beitrittsländer 
übertragen werden. Zudem sind 37 der 41 Regionen der 
Beitrittsländer so genannte Ziel- 1 -Regionen mit einem 
Einkommen je Einwohner (in Kaufkraftstandards) von 
weniger als 75 vH des EU-Durchschnitts - in den bishe- 
rigen EU-Regionen lautet das Verhältnis 47 zu 208. Nur 
Prag (121 vH), Bratislava (98 vH), Zypern sowie Kö- 
zep-Magyarorszäg (jeweils 76 vH) befinden sich nicht 
auf der höchsten Förderstufe, der 93,5 vH aller Struktur- 
fondsmittel für die Beitrittsländer gewidmet sind. Durch 
die Osterweiterung fallen rechnerisch zahlreiche heutige 
Ziel- 1 -Regionen, die im vergangenen Jahr 63 vH der 
Mittel der Strukturfonds erhielten, aus dieser höchsten 
Förderstufe heraus. Es wäre angezeigt, dies in der kom- 
menden Finanzplanungsperiode ab dem Jahr 2007 zu be- 
rücksichtigen und die Förderung der dann relativ reicher 
gewordenen Regionen tatsächlich zurückzuführen. In- 
wieweit dies politisch gewollt und durchsetzbar ist, 
bleibt indes abzuwarten. 

Die Strukturpolitik der Europäischen Union umfasst im 
Wesentlichen die Strukturfonds und den Kohäsionsfonds. 
Mit den Strukturfonds wird das Ziel verfolgt, durch fi- 
nanzielle Hilfen zur Beseitigung struktureller wirtschaft- 
licher und sozialer Probleme in einzelnen Regionen bei- 
zutragen. Das höchste Förderniveau erhalten die 
europäischen Regionen, deren Einkommen je Einwohner 
unter 75 vH des EU-Durchschnitts liegt. Dazu gehören 
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gegenwärtig unter anderem alle Regionen Ostdeutsch- 
lands. Für die Förderung dieser Regionen stehen vier 
verschiedene Fonds zur Verfügung: 

- Mit Flilfe des Europäisehen Fonds für regionale Ent- 
wieklung werden Maßnahmen zur Beseitigung von 
Ungleichgewiehten zwischen Regionen oder sozialen 
Gruppen unterstützt. Dies können etwa Investitionen 
in Infrastruktur oder die Unterstützung kleiner und 
mittlerer Unternehmen sein. 

- Aus dem Europäischen Sozialfonds werden Maßnah- 
men zur Beschäftigungsförderung, wie zum Beispiel 
berufliche Eingliederungsmaßnahmen, finanziert. 

- Der Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtsehaft, Abteilung Ausrichtung, hat 
die Aufgabe, Strukturreformen in der Landwirtschaft 
und Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen 
Raums zu unterstützen. 

- Mit dem Finanzinstrument für die Ausriehtung der 
Fischerei werden Strukturreformen in diesem Bereich 
gefördert. 

Im Untersehied zum regionenspeziflsehen Ansatz der 
Strukturfonds hat der Kohäsionsfonds einen nationalen 
Fokus. Er wurde mit dem Vertrag von Maastricht einge- 
richtet, damit weniger wohlhabende Mitgliedstaaten im 
Rahmen ihres realwirtschaftlichen Aufholprozesses um- 
fangreiche Investitionen tätigen können, gleichzeitig 
aber in der Lage sind, die fiskalischen Vorgaben des Ver- 
trages von Maastricht bei Teilnahme an der Europäi- 
schen Währungsunion einzuhalten. In Ländern, in denen 
das Einkommen je Einwohner unterhalb von 90 vH des 
Durchschnitts der Europäischen Union liegt, werden aus 
dem Kohäsionsfonds insbesondere Projekte, die die Um- 
welt und die Verkehrsinfrastruktur fördern, unterstützt. 
Im Widerspruch zu der Motivation dieses Fonds steht die 
Tatsache, dass die Kohäsionsländer - Griechenland, Ir- 
land, Portugal und Spanien - nach wie vor mit diesem 
Instrument gefördert werden, obschon sie der Europäi- 
schen Währungsunion angehören; zudem weist Irland 
mittlerweile ein überdurchschnittliches Einkommen je 
Einwohner auf. 

Die Europäische Kommission wies im Sommer dieses 
Jahres darauf hin, dass die Vorbereitungen der Beitritts- 
länder auf den Empfang von Struktur- und Kohäsions- 
mitteln bislang ungenügend seien. Vor diesem Hinter- 
grund und aus der Erfahrung der Vor-Beitrittsphase ist 
davon auszugehen, dass die Mittel für Verpflichtungen 
für strukturpolitische Maßnahmen -21,8 Mrd Euro bis 
zum Jahr 2006 - bei weitem nicht ausgeschöpft werden. 

Um die Fördermittel der Strukturpolitik zu erhalten, sind 
umfangreiche Vorgaben hinsichtlich der Beantragung, 
Genehmigung, Durchführung und Kontrolle der geför- 
derten Maßnahmen zu erfüllen. Laut Europäischer Kom- 
mission wiesen die dazu notwendigen gesetzlichen und 
institutionellen Rahmenbedingungen in den Beitrittslän- 
dern zahlreiche Mängel auf. Darüber hinaus fehle es in 
den meisten Ländern an gezielten Mittelansätzen und 
Zeitplänen für künftige Projekte. Für den Bereich der 
Strukturfonds könne ferner auch die schwierige Lage in 
den öffentlichen Haushalten dazu beitragen, dass die 


notwendige nationale Kofinanzierung eines Projekts 
nicht gewährleistet werden kann. Innerhalb der mittel- 
und osteuropäischen Länder werden der Tschechischen 
Republik und Estland die besten Voraussetzungen attes- 
tiert; die größten Mängel wiesen die Slowakei und Lett- 
land auf. 

161 . Nach Erweiterung der Europäischen Union müs- 
sen gemäß dem Vertrag von Nizza, der am 1. Februar 
2003 in Kraft trat, die Stimmengewichte im Europäi- 
schen Parlament und im Europäischen Rat sowie die 
Zusammensetzung der Europäischen Kommission ange- 
passt werden. Zwischen Mai 2004 und der Konstituie- 
rung des im Juni 2004 neu zu wählenden Europäischen 
Parlamentes werden die neuen Mitgliedstaaten durch 
eine entsprechende Anzahl von Abgeordneten repräsen- 
tiert, die von den nationalen Parlamenten berufen wer- 
den. ln der Legislaturperiode 2004 bis 2009 wird das 
Europäische Parlament gemäß dem Vertrag von Nizza 
dann 732 Sitze umfassen; das sind 106 Sitze mehr als 
gegenwärtig. Im Sinne einer höheren Effizienz und einer 
Begrenzung des administrativen Aufwands wäre zumin- 
dest eine Stabilisierung der Zahl der Sitze wünsehens- 
wert gewesen. Es wurde nicht einmal auf die bereits für 
Bulgarien und Rumänien vorgesehenen 50 Sitze ver- 
zichtet, die stattdessen auf die 25 Mitgliedsländer ver- 
teilt werden; zusätzlich erhalten die Tschechische Repu- 
blik und Ungarn je drei weitere Sitze (Tabelle 18). Für 
die Zeit vom 1 . Mai bis zum 3 1 . Oktober 2004 werden 
die Stimmengewichte im Europäischen Rat gemäß dem 
Vertrag von Maastricht zunächst beibehalten und die 
neuen Mitgliedsländer in dieses System einbezogen. Die 
Schwelle für eine qualifizierte Mehrheit liegt dann 
bei 88 von 124 Stimmen. Im November 2004 treten die 
Bestimmungen des Vertrages von Nizza über die Be- 
schlussfassung im Europäischen Rat und über die Euro- 
päische Kommission in Kraft (JG2001 Ziffern 126 ff, 
Tabelle 13). Vom 1. Mai kommenden Jahres werden 
zehn vom Europäischen Rat zu ernennende Kommissare 
die Europäische Kommission auf 25 Mitglieder vergrö- 
ßern, die mit Zustimmung des Europäischen Parlamen- 
tes im November 2004 eingesetzt wird. Erst die An- 
nahme des vom Konvent zur Zukunft Europas 
vorgelegten Verfassungsentwurfs würde eine Reduzie- 
rung der Zahl der (stimmberechtigten) Kommissare nach 
sich ziehen. 

162 . Anfang Juni dieses Jahres beschloss das Europäi- 
sche Parlament, die Besoldung der Abgeordneten auf 
eine einheitliche Rechtsgrundlage zu stellen. Bislang 
orientieren sich die Diäten an nationalem Recht, das 
heißt im Wesentlichen an den Bezügen der nationalen 
Parlamentarier. Dass die Mitglieder des Europäischen 
Parlamentes nicht die Europäische Union, sondern ge- 
mäß Artikel 189 EG- Vertrag die „Völker der in der Ge- 
meinschaft zusammengeschlossenen Staaten“ repräsen- 
tieren, rechtfertigt die bisherige Regelung. Ab der 
kommenden Legislaturperiode sollen demgegenüber 
- vorbehaltlich der Zustimmung des Rates - die Diäten 
für alle Mitglieder des Europäischen Parlamentes auf 
monatlich 8 671 Euro vereinheitlicht und zudem in das 
günstige Steuersystem für EU-Beamte einbezogen wer- 
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Sitze und Stimmengewichte nach Erweiterung der Europäischen Union 
gemäß dem Vertrag von Nizza 


Tabelle 18 



Sitze im Europäischen Pariament 

Stimmen im Europäischen Rat 

Nachrichtlich: 

Bevölkerung^' 


1999 bis 2004 

2004 bis 2009 

1 . Mai bis 3 1 . Oktober 2004 ** 

ab 1 . November 2004 

Anteil in vH 


Anzahl 

vH 

Anzahl 

vH 

Anzahl 

vH 

Anzahl 

vH 

EU-25 = 100 

Deutschland 

99 

15,8 

99 

13,5 

10 

8,1 

29 

9,0 

18,1 

Vereinigtes 
Königreich 

87 

13,9 

78 

10,7 

10 

8,1 

29 

9,0 

13,1 

Frankreich 

87 

13,9 

78 

10,7 

10 

8,1 

29 

9,0 

13,4 

Italien 

87 

13,9 

78 

10,7 

10 

8,1 

29 

9,0 

12,7 

Spanien 

64 

10,2 

54 

7,4 

8 

6,5 

27 

8,4 

8,9 

Polen 



54 

7,4 

8 

6,5 

27 

8,4 

8,5 

Niederlande 

31 

5,0 

27 

3,7 

5 

4,0 

13 

4,0 

3,5 

Griechenland 

25 

4,0 

24 

3,3 

5 

4,0 

12 

3,7 

2,4 

Tschechische 
Republik 



24 

3,3 

5 

4,0 

12 

3,7 

2,2 

Belgien 

25 

4,0 

24 

3,3 

5 

4,0 

12 

3,7 

2,3 

Ungarn 



24 

3,3 

5 

4,0 

12 

3,7 

2,2 

Portugal 

25 

4,0 

24 

3,3 

5 

4,0 

12 

3,7 

2,3 

Schweden 

22 

3,5 

19 

2,6 

4 

3,2 

10 

3,1 

2,0 

Österreich 

21 

3,4 

18 

2,5 

4 

3,2 

10 

3,1 

1,8 

Slowakei 



14 

1,9 

3 

2,4 

7 

2,2 

1,2 

Dänemark 

16 

2,6 

14 

1,9 

3 

2,4 

7 

2,2 

1,2 

Finnland 

16 

2,6 

14 

1,9 

3 

2,4 

7 

2,2 

1,1 

Irland 

15 

2,4 

13 

1,8 

3 

2,4 

7 

2,2 

0,9 

Litauen 



13 

1,8 

3 

2,4 

7 

2,2 

0,8 

Lettland 



9 

1,2 

3 

2,4 

4 

1,2 

0,5 

Slowenien 



7 

1,0 

3 

2,4 

4 

1,2 

0,4 

Estland 



6 

0,8 

3 

2,4 

4 

1,2 

0,3 

Zypern 



6 

0,8 

2 

1,6 

4 

1,2 

0,2 

Luxemburg 

6 

1,0 

6 

0,8 

2 

1,6 

4 

1,2 

0,1 

Malta 



5 

0,7 

2 

1,6 

3 

0,9 

0,1 

Alle Länder 

626 

100 

732 

100 

124 

100 

321 

100 

100 


1) Für die bisherigen Mitgliedstaaten entspricht dies auch der Stimmenverteilung in der EU-15. - 2) Im Jahr 2002. 


Quelle: EU 


den. Bei einem bisherigen Durchschnitt von 5 677 Euro 
käme diese Harmonisierung einer deutlichen Diätener- 
höhung für die Abgeordneten fast aller Mitgliedsländer 
gleich. Auch die vereinbarte Übergangsoption für die 
neuen Mitgliedsländer würde diesen Umstand nicht zu 
heilen vermögen. Für Abgeordnete einiger Länder 
könnte sich die Situation ergeben, dass ihr Verdienst 
künftig über dem von Ministern oder gar des Minister- 
präsidenten liegt. 

163 . Dem Beitritt eines neuen Mitgliedslands geht die 
Prüfung seiner Beitrittsfähigkeit zur Europäischen 
Union voraus. Im Jahr 1993 entschied der Europäische 
Rat bei seiner Tagung in Kopenhagen, dass die Mitglied- 
schaft in der Europäischen Union an eine Reihe von Kri- 
terien gebunden ist, die ein Kandidatenland erfüllen 
muss. Diese so genannten Kopenhagener Kriterien 
umfassen drei Bereiche: 

- Das politische Kriterium erfordert „eine institutio- 
neile Stabilität als Garantie für die demokratische und 


rechtsstaatliche Ordnung, Wahrung der Menschen- 
rechte sowie Achtung und Schutz von Minderheiten.“ 

- Das ökonomische Kriterium erfordert „eine funkti- 
onsfähige Marktwirtschaft sowie die Fähigkeit, dem 
Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb 
der Union standzuhalten.“ 

- Das dritte Kriterium (Besitzstandskriterium) bezieht 
sich auf die Umsetzung und Anwendung des Acquis 
Communautaire und verlangt „die Fähigkeit, die aus 
einer Mitgliedschaft erwachsenen Verpflichtungen zu 
übernehmen und sich auch die Ziele der politischen 
Union sowie der Wirtschafts- und Währungsunion zu 
eigen zu machen.“ 

Bei Abschluss der Verhandlungen über den Beitritt im 
vergangenen Jahr wurde den Kandidatenländern die 
Erfüllung des politischen Kriteriums bescheinigt und 
die Überzeugung geäußert, dass die zehn Länder außer- 
dem bis zum Jahr 2004 in der Lage sein werden, das 
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ökonomische Kriterium sowie das Besitzstandskriterium 
vollständig zu erfüllen. Das wirtschaftliche Kriterium 
wird in die beiden Subkriterien „funktionierende Markt- 
wirtschaft“ und „Wettbewerbsfähigkeit“ aufgespalten, 
die mit Hilfe einer Reihe von Merkmalen operationali- 
siert werden (Tabelle 19). 

Die Fortschrittsberichte der Europäischen Kommission 
sowie eine Analyse des Osteuropa-Instituts, München, 
zeigen, dass die Beitrittsländer im Wesentlichen funkti- 
onsfähige Marktwirtschaften sind, jedoch bei dem Wett- 
bewerbskriterium noch einige Defizite aufweisen. 

1 64. Mit Blick auf das Kriterium einer funktionsfähi- 
gen Marktwirtschaft wurde festgestellt, dass die au- 
ßenwirtschaftliche Liberalisierung der Beitrittsländer 
weit fortgeschritten ist und sich der Güteraustausch mit 
anderen Ländern auf hohem Niveau befindet. Hingegen 
sind im Bereich der Preisliberalisierung noch Defizite 
festzustellen, die sich aus dem relativ hohen Anteil ad- 
ministrierter Preise ergeben. Bezüglich des Abbaus von 
Markteintrittsschranken und Marktaustrittsschranken 
sind Estland und Ungarn am weitesten fortgeschritten. 
Aber auch in den übrigen Beitrittsländem bestehen keine 
wesentlichen Hürden zum Markteintritt. Schwieriger ge- 
stalten sich Marktaustritte, bei denen größere rechtliche 
und institutioneile Hindernisse zu überwinden sind. Ins- 
besondere wird die mangelnde Durchführung von Insol- 
venzverfahren aufgrund ungenügender Verwaltungska- 
pazitäten beklagt. Ein sicherer Rechtsrahmen mit klar 
definierten und durchsetzbaren Eigentumsrechten ist un- 
erlässlich für eine funktionierende Marktwirtschaft und 
vielleicht das wichtigste der betrachteten Merkmale. Al- 
len Beitrittsländem wird bescheinigt, dass die rechtli- 
chen Rahmenbedingungen an entsprechende marktwirt- 
schaftliche Erfordernisse angepasst wurden, wenngleich 


die Standards der gegenwärtigen EU-Länder noch nicht 
erreicht werden. Auffällig ist das Ausmaß der Korrup- 
tion, das in allen Ländern außer Estland und Slowenien 
als ernstes Problem eingestuft wird. 

Die Aspekte der makroökonomischen Stabilität werden 
zum Teil durch die Konvergenzkriterien zur Teilnahme 
an der Europäischen Währangsunion erfasst. Darüber hi- 
naus erfordert makroökonomische Stabilität eine tragfä- 
hige Leistungsbilanz. Diese ist in den meisten Beitritts- 
ländern defizitär, stellt jedoch aufgmnd des hohen 
Zuflusses ausländischer Direktinvestitionen und ausrei- 
chend vorhandener Währungsreserven keine ernsthafte 
Gefahr dar. Dem Merkmal des Konsens in der Wirt- 
schaftspolitik liegt der Gedanke zugrande, dass bei ei- 
nem Regierungswechsel nicht die Gefahr einer Abkehr 
der eingeschlagenen marktorientierten Wirtschaftspoli- 
tik bestehen sollte. Dies ist in keinem der Beitrittsländer 
der Fall. Gleichwohl sind vereinzelt heftige Auseinan- 
dersetzungen über die großen wirtschaftspolitischen Li- 
nien zu beobachten wie beispielsweise der - mittlerweile 
zugunsten der Zentralbank beigelegte - Disput über die 
Unabhängigkeit der polnischen Notenbank. 

Schließlich ist die Entwicklung des Finanzbereichs ein 
Indikator dafür, inwieweit zur Verfügung stehendes Ka- 
pital effizient alloziiert werden kann. Hier zeigt sich die 
Grappe der Beitrittsländer sehr heterogen. So ist die 
Kreditvergabe an Private insbesondere in Polen und in 
Litauen noch vergleichsweise unterentwickelt. Erhebli- 
che Fortschritte sind hingegen bei der Privatisierung von 
Unternehmen der Finanzbranche festzustellen. Insge- 
samt muss jedoch konstatiert werden, dass trotz Verbes- 
serangen in den vergangenen Jahren die Verfassung des 
Finanzbereichs in den Beitrittsländern das EU-Niveau 
noch nicht erreicht hat. 


Tabelle 19 


Ökonomische Anforderungen an den Beitritt zur Europäischen Union 


Funktionsfähige Marktwirtschaft 

Wetthewerhskriterium 

- Preis- und Außenhandelsliberalisierung 

- Keine nennenswerten Schranken beim Markteintritt 
und Marktaustritt 

- Stabiler Rechtsrahmen (insbesondere Eigentum) und 
Gewährleistung der Durchsetzung von Gesetzen und 
Verträgen 

- Makroökonomische Stabilität einschließlich ange- 
messener Preisniveaustabilität, tragfähiger öffentli- 
cher Finanzen und Leistungsbilanzen 

- Breiter Konsens über Eckpunkte der Wirtschaftspoli- 
tik 

- Entwickelter Finanzsektor, um Ersparnisse in produk- 
tive Investitionen umzuleiten 

- Funktionsfähige Marktwirtschaft und makroökono- 
mische Stabilität 

- Ausreichende Human- und Sachkapitalausstattung 

- Effiziente Wettbewerbspolitik, geringe staatliche Bei- 
hilfen 

- Dynamische betriebliche Investitionen zur Umstruk- 
turierung und Produktivitätssteigerung 

- Fortgeschrittenes Integrationsniveau bezogen auf die 
Ökonomien der Europäischen Union, Volumen und 
Struktur des Außenhandels 

- Hoher Anteil und hohe Dynamik kleiner und mittle- 
rer Unternehmen 


Quelle: Osteuropa-Institut 
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165 . Eine funktionsfähige Marktwirtschaft mit stabi- 
lem makroökonomischem Umfeld ist eine erste Voraus- 
setzung, um dem Wettbewerbsdruck innerhalb der Euro- 
päischen Union standzuhalten, und wird somit als 
Merkmal zur Überprüfung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Beitrittsländer herangezogen. Weiter bewertet die 
Europäische Kommission die Ausstattung mit Sachkapi- 
tal und Humankapital als Voraussetzung für eine wettbe- 
werbsfähige Produktion. Die öffentliche Infrastruktur ist 
insbesondere in Estland, der Tschechischen Republik, 
Slowenien und Ungarn bereits verhältnismäßig gut aus- 
gebaut, wohingegen in Polen in diesem Bereich die 
größten Defizite konstatiert werden. Hinsichtlich der 
Humankapitalausstattung sieht die Europäische Kom- 
mission dieselben vier Länder in der Spitzenposition, die 
auch über die beste Infrastrukturausstattung verfugen. 
Die staatliche Einflussnahme auf die Wirtschaftstätigkeit 
ist in den Beitrittsländem im Durchschnitt deutlich hö- 
her als in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union; 
entsprechend ausgeprägter sind die sich ergebenden 
Wettbewerbsverzerrungen. Neben offenen staatlichen 
Beihilfen sind hier vor allem versteckte Subventionen, 
etwa in Form von tolerierten Zahlungsrückständen von 
Steuern und Sozialabgaben, zu bemängeln. 

Die privaten Investitionen als weiteres Merkmal der 
Wettbewerbsfähigkeit waren in den vergangenen Jahren 
in den Beitrittsländern unterschiedlich ausgeprägt. Wäh- 
rend Litauen, die Slowakei und die Tschechische Repub- 
lik nur einen schwachen Zuwachs der privaten Investiti- 
onen verzeichneten, herrschte in Lettland, Slowenien 
und Ungarn eine dynamische Investitionstätigkeit. Von 
großer Bedeutung war in allen Ländern der Zufluss aus- 
ländischer Direktinvestitionen, die durch Modernisie- 
rung des Kapitalbestands und durch den Transfer von 
Wissen zur Umstrukturierung und Stärkung der Wettbe- 
werbsposition der Volkswirtschaften beitrugen. 

Die außenwirtschaftlichen Verflechtungen mit der Euro- 
päischen Union befinden sich nach Jahren stark zuneh- 
mender Integration auf hohem Niveau. Nicht nur das 
Handelsvolumen - rund zwei Drittel der Ausfuhr der 
Beitrittsländer gehen in die Europäische Union -, son- 
dern auch die Handelsstruktur spricht für eine fortge- 
schrittene Eingliederung in die internationale Arbeitstei- 
lung. So liegt der Anteil der Zwischenerzeugnisse am 
Gesamthandel in der Regel über 50 vH; gleichzeitig ist 
der Anteil der Investitionsgüter an den Exporten stark 
angestiegen. Auch hat der Anteil des intra-industriellen 
Handels deutlich zugenommen, wenngleich noch über- 
wiegend in unteren Qualitätssegmenten. Diese Indikato- 
ren unterstreichen die weit reichenden Produktionsver- 
flechtungen zwischen den mittel- und osteuropäischen 
Ländern sowie der Europäischen Union. Das Merkmal 
der Verbreitung kleiner und mittlerer Unternehmen wird 
von der Europäischen Kommission unter der These her- 
angezogen, dass diese einen Indikator für Marktzu- 
gangsmöglichkeiten darstellten und zu einer höheren 
Wettbewerbsintensität beitrügen. Es ist jedoch, abhängig 
vom Grad der Produktheterogenität und der Markttrans- 
parenz, keineswegs sicher, dass Polypole Oligopolen un- 
ter Wettbewerbsaspekten überlegen sind. Zudem wird 


argumentiert, dass diese Unternehmen auch aus beschäf- 
tigungspolitischer Sicht eine entscheidende Rolle dabei 
spielen würden, Arbeitskräfte aus schrumpfenden Bran- 
chen zu absorbieren. In der Tat vollzog sich in den zu- 
rückliegenden Jahren in allen Ländern eine deutliche 
Entwicklung von Großunternehmen hin zu kleineren Be- 
triebsgrößen, wenngleich gerade in der Slowakei und in 
Slowenien Großunternehmen noch eine dominante Stel- 
lung einnehmen. Gleichwohl kritisiert die Europäische 
Kommission nach wie vor unzureichende Fremdfman- 
zierungsmöglichkeiten, bürokratische Hemmnisse, Kor- 
ruption und mangelhaften Zugang zu unternehmensbe- 
zogenen Dienstleistungen. 

166 . Seit Beginn des Beitrittsprozesses haben die einst 
als zentrale Lenkungswirtschaften organisierten mittel- 
und osteuropäischen Länder in Tempo und Ausmaß au- 
ßergewöhnliche Fortschritte in Richtung funktionsfähi- 
ger und wettbewerbsfähiger Marktwirtschaften erzielt. 
Ein halbes Jahr vor Erweiterung der Europäischen 
Union sind die noch bestehenden Mängel im Vergleich 
zur zurückgelegten Wegstrecke verhältnismäßig gering. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass die Beitritts- 
länder neben dem Kriterium einer funktionsfähigen 
Marktwirtschaft bis zum 1 . Mai 2004 auch die Anforde- 
rung, dem Wettbewerbsdruck in der Europäischen Union 
standzuhalten, in ausreichendem Maße erfüllen werden. 

167 . Die ökonomischen Folgen des formalen Schritts 
der Osterweiterung der Europäischen Union am 1 . Mai 
kommenden Jahres werden sich für die bisherigen Mit- 
gliedsländer aus zwei Gründen in sehr engen Grenzen 
halten. Zum einen sind die beitretenden Volkswirtschaf- 
ten auch in ihrer Summe schlicht zu klein, um einen be- 
deutenden Einfluss auszuüben. Ihre aggregierte Wirt- 
schaftsleistung entspricht in Euro gerechnet rund 4 vH 
derjenigen der Europäischen Union; in Kaufkraftstan- 
dards gerechnet sind dies etwa 9 vH. Zum anderen wird 
die Integration in den Europäischen Binnenmarkt im 
kommenden Jahr nur wenige Fortschritte erfahren. Seit 
Beginn der Vor-Beitrittsphase Anfang der neunziger 
Jahre sind die Bereiche Warenverkehr und Dienstleis- 
tungsverkehr, Kapitalverkehr und Niederlassungsfreiheit 
bereits weitgehend liberalisiert und binnenmarktadäquat 
ausgestaltet worden. Bislang verbliebene Barrieren, die 
im kommenden Jahr abgebaut werden, beschränken sich 
auf wenige nicht-tarifäre Handelshemmnisse wie etwa 
die gegenseitige Anerkennung von Qualitätsstandards. 
Die Freizügigkeit von Arbeitskräften aus den Beitritts- 
ländern bleibt auch nach der Osterweiterung zunächst 
ausgesetzt; ähnliches gilt für wenige Bereiche der Kapi- 
talverkehrsfreiheit (JG 2002 Ziffer 110). So kommt auch 
die Europäische Kommission in einer früheren Simulati- 
onsstudie, wenn auch auf Basis eines enger gefassten 
Beitrittsszenarios nur zu äußerst geringen makroökono- 
mischen Auswirkungen der Osterweiterung auf die bis- 
herigen Mitgliedsländer. Über einen Zeitraum von zehn 
Jahren würde sich das EU-Bruttoinlandsprodukt nur um 
0,5 vH gegenüber dem Referenzszenario ohne Beitritt 
erhöhen; klammert man die positiven Wirkungen der un- 
terstellten zusätzlichen Migration aus, beträgt der Zu- 
wachs nur 0,2 vH. 
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Exkurs: Konvergenz zwischen den Beitrittsländern 
und der Europäischen Union 

168. Zu Beginn der ökonomischen Transformation in 
den mittel- und osteuropäischen Beitrittsländem Anfang 
der neunziger Jahre war - einhergehend mit einem 
schrumpfenden Bruttoinlandsprodukt - ein realwirt- 
schaftlicher Divergenzprozess zu den Ländern der Euro- 
päischen Union zu beobachten. Mitte des letzten Jahr- 
zehnts kehrte sich diese Entwicklung um, und im Zuge des 
einsetzenden Konvergenzprozesses begannen sich die 
Einkommensrückstände zu den EU-Ländem zu verrin- 
gern. Zur Messung dieser Konvergenz wird in der Regel 
auf die Einkommensentwicklung in (nominalen) Kauf- 
kraftstandards (KKS) abgestellt, ln diesem Konzept wird 
das Bruttoinlandsprodukt um divergierende Preisniveaus 
in den einzelnen Ländern bereinigt. Diese ergeben sich vor 
allem aufgrund von nicht-handelbaren Gütern, deren 
Preise sich nicht über den Wechselkursmechanismus an 
einen international einheitlichen Preis anpassen können. 
Dies erklärt auch die teils beträchtlichen Unterschiede 
zwischen den Messungen in Kaufkraftstandards und zu 
jeweiligen Wechselkursen. Mit Hilfe der Kaufkraftstan- 
dards kann somit der Tatsache Rechnung getragen wer- 
den, dass das Preisniveau insgesamt in den Beitrittslän- 
dem niedriger liegt, als dies durch den Wechselkurs der 
jeweiligen Wähmng zum Euro ausdrückt. Insbesondere 
als Determinante für Migrationsentscheidungen ist die 
Messung der Einkommensrelationen in diesem Konzept 
aussagekräftiger als zu jeweiligen Wechselkursen. 

Die eindmcksvollsten Entwicklungen unter den acht mit- 
tel- und osteueropäischen Ländern, die im kommenden 
Jahr der Europäischen Union beitreten werden, sind in 
den baltischen Staaten zu beobachten, ln Lettland nahm 
das Brattoinlandsprodukt je Einwohner in den Jah- 
ren 1995 bis 2002 - in Kaufkraftstandards gerechnet - 
um durchschnittlich 9,9 vH pro Jahr zu; dies entspricht 
für den Gesamtzeitraum einer Einkommenssteigemng 
von 93 vH. Litauen (-t 82 vH) und Estland (-t 72 vH) 
blieben etwas hinter dieser Entwicklung zurück. Auch der 
Großteil der übrigen Beitrittsländer konnte bedeutende 
Einkommenszuwächse verzeichnen. Allein die Tschechi- 
sche Republik, die Ende der neunziger Jahre eine ausge- 
prägte Schwächephase zu verkraften hatte, ist erst zu Be- 
ginn dieses Jahrzehnts auf den Konvergenzpfad 
eingeschwenkt. Im Zeitraum der Jahre 1995 bis 2002 
ging dort die relative Einkommensposition gegenüber der 
Europäischen Union sogar zurück (- 3,5 vH). Polen liegt 
mit einer jahresdurchschnittlichen Zuwachsrate des Brat- 
toinlandsprodukts in Kaufkraftstandards von 5,8 vH in 
Höhe des Durchschnitts der acht mittel- und osteuropäi- 
schen Beitrittsländer; damit haben diese Länder seit Mitte 
der neunziger Jahre jedes Jahr im Mittel 1,4 vH ihres Ein- 
kommensrückstands auf die Europäische Union aufgeholt 
(Schaubild 22). Dieser als Konvergenzrate bezeichnete 
Wert bildet das Verhältnis der Zuwachsraten des Bruttoin- 
landsprodukts in beiden betrachteten Gebieten ab. Es 
muss jedoch berücksichtigt werden, dass die Werte für 
das Jahr 2002 bislang noch vorläufig und erhebliche Re- 
visionen möglich sind, die sich auch in der ermittelten 
Konvergenzrate niederschlagen können. 


169. Dass die hohen Zuwachsraten des Bruttoinlands- 
produkts nicht zuletzt Ausdruck des geringen Ausgangs- 
niveaus in den Beitrittsländem sind, wird in der Betrach- 
tung der so genannten ß -Konvergenz dieser Länder 
deutlich, ln diesem Konzept, dem die Hypothese einer un- 
bedingten Konvergenz der Einkommensniveaus zugmnde 
liegt, wird das logarithmierte Bmttoinlandsprodukt je 
Einwohner in Kaufkraftstandards in der Ausgangsperiode 
- hier das Jahr 1995 - den durchschnittlichen Zuwachsra- 
ten in den Folgeperioden gegenübergestellt. Für die Bei- 
trittsländer ist ein deutlicher negativer Zusammenhang 
zwischen beiden Größen festzustellen; dies gilt auch im 
Vergleich zur Europäischen Union (Schaubild 23, Seite 
100). Es muss jedoch berücksichtigt werden, dass in dem 
relativ kurzen Betrachtungszeitraum, der aufgmnd der 
Transformationskrisen zu Beginn der neunziger Jahre 
nicht länger gewählt wurde, konjunkturelle Effekte 
Wachstumsaspekte überlagern können. 

Trotz dieses deutlichen Aufholprozesses unterscheiden 
sich die Einkommensniveaus in beiden Ländergrappen 
nach wie vor erheblich. Das durchschnittliche Einkom- 
men je Einwohner lag im Jahr 2002 in den Beitrittslän- 
dern bei nur 47 vH des Niveaus in der Europäischen 
Union. Als einziges der Beitrittsländer hat Slowenien 
mit einem relativen Einkommen von 74 vH Anschluss 
an die ärmeren der bisherigen Mitgliedsländer gefunden 
und liegt im Bereich von Portugal und Griechenland 
(Tabelle 20). Die hohen Konvergenzraten in den balti- 
schen Ländern sind hingegen unter anderem Ausdmck 
des niedrigen Ausgangsniveaus. Trotz der starken Zu- 
wachsraten des Bmttoinlandsprodukts bildeten Lettland, 
Litauen und Estland mit relativen Einkommen je Ein- 
wohner zwischen 35 vH und 42 vH des Niveaus in der 
Europäischen Union im vergangenen Jahr noch mit Ab- 
stand das Schlusslicht unter den beitretenden Ländern. 

Tabelle 20 


Einkommensniveaus in den mittel- und 
osteuropäischen Beitrittsländern im Jahr 2002" 

EU-15 = 100 



Bruttoinlandsprodukt" je 
Einwohner in 

KKS" 

Euro 

Estland 

41,7 

21,1 

Lettland 

35,2 

15,9 

Litauen 

39,1 

17,6 

Polen 

39,4 

21,6 

Slowakei 

47,3 

19,5 

Slowenien 

73,7 

48,7 

Tschechische Republik 

59,8 

30,0 

Ungarn 

55,9 

28,2 


1) Im Vergleich zur Europäischen Union. - 2) In jeweiligen Preisen. - 
3) Kaufkraftstandards; zur Methode siehe Eurostat: Statistik kurz ge- 
fasst, Wirtschaft und Finanzen, Thema 2 „Preise und Kaufkraftparitä- 
ten“. 

Quelle: EU 
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Schaubild 22 



Unterstellt man eine in Zukunft gleichbleibende Konver- 
genzrate von 1,4 vH pro Jahr, so würde es rund 50 Jahre 
dauern, bis sieh der gegenwärtige Einkommensunter- 
schied - gemessen in Kaufkraftstandards - halbiert hat. 

Betrachtet man die Einkommensniveaus in Euro statt in 
Kaufkraftstandards, so stellt sich die relative Position der 
Beitrittsländer deutlich schlechter dar. Die Einkommens- 
position in Euro ist für mögliche Pendler und Migranten 
aus den Beitrittsländern, die einen Teil ihres Einkom- 
mens in ihr Heimatland überweisen, die relevante Be- 
zugsgröße. Dabei betrug das relative Einkommensniveau 
in den Beitrittsländem im vergangenen Jahr etwa 25 vH 
des EU-Niveaus. Nur in Slowenien lag das Verhältnis bei 
fast 50 vH und damit nur knapp unter dem der beiden ein- 
kommensschwächsten EU-Länder Griechenland und 
Portugal. Die relativen Positionen der Beitrittsländer un- 
tereinander werden durch die Betrachtung in Euro statt in 
Kaufkraftstandards nicht entscheidend berührt. 

170 . Die Beitrittsländer unterliegen hinsichtlich der 
Teilnahme an der Europäischen Währungsunion solange 
einer Ausnahmeregelung gemäß Artikel 122 EG- Ver- 
trag, bis sie - frühestens im Jahr 2006 - die Bedingun- 
gen zur Einführung des Euro erfüllen (Maastricht- 
Kriterien). Dieses Datum ergibt sich, da eines der 
Konvergenzkriterien des EG- Vertrages eine mindestens 


zweijährige spannungsfreie Teilnahme, insbesondere 
ohne Abwertungen, am Wechselkursmechanismus des 
Europäischen Währungssystems (WKM II) vorsieht. Die 
Beitrittsländer können jedoch am WKM II frühestens ab 
dem Beitritt zur Europäischen Union im Jahr 2004 teil- 
nehmen. Doch diese eher technische Beschränkung tritt 
in ihrer Bedeutung hinter die materielle Erfüllung der 
Konvergenzkriterien zurück. Im Allgemeinen wird eine 
Teilnahme der Beitrittsländer an der Europäischen Wäh- 
rungsunion gegen Ende dieses Jahrzehnts erwartet. 

171 . In der Tat weisen die meisten Beitrittsländer so- 
wohl hinsichtlich der fiskalischen als auch hinsichtlich der 
monetären Konvergenzkriterien bisher noch Defizite auf; 
hier werden die Konvergenzdaten bis zum Ende des 
Jahres 2002 unterstellt. Während der Bruttoschuldenstand 
in allen acht mittel- und osteuropäischen Beitrittsländem 
- meist deutlich - unterhalb des Referenzwerts von 60 vH 
in Relation zum nominalen Bmttoinlandsprodukt liegt, 
sind die öffentlichen Finanziemngssalden in zahlreichen 
Ländern nicht mit den Anforderungen des Vertrages von 
Maastricht vereinbar (Tabelle 21, Seite 101). Allein Est- 
land wies im Jahr 2002 einen überschüssigen öffentlichen 
Haushalt auf; vier Länder hingegen überschritten den Re- 
ferenzwert einer Nettokreditaufnahme von 3 vH in Rela- 
tion zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. Vor allem 
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Schaubild 23 


ß-Konvergenz der Einkommensniveaus für die mittel- und osteuropäischen Beitrittsländer zur Europäischen Union 

Zeitraum 1995 bis 2002 


- 

^Lettland 




Litauen 




♦ 




^ Estland 




^ Ungarn 




MOEL-8®> 

^ Slowenien 



Polen ♦ 

♦ 



- 

Slowakei 


Europäische Union 


♦ 


J Euro-Raum 

- 


^Tschechische Republik 

Deutschiand 




♦ 


8,25 8,50 8,75 9,00 9,25 9,50 9,75 10,00 

Logarithmiertes Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in KKS 1995 


1) Durchschnittlich jährliche Veränderung des Bruttoinlandsprodukts je Einwohner in KKS a) Mittel- und osteuropäische Länder (Estland, Lettland, Litauen, 
Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn). 
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Quelle für Grundzahlen: EU 


Ungarn und die Slowakei, aber auch die Tschechische Re- 
publik und Polen bedürfen massiver Rückführungen ihrer 
strukturell bedingten Defizite zur Erfüllung des Defizit- 
kriteriums. 

Alle Beitrittsländer vermochten ihre Inflationsraten, die 
im Zuge des Transformationsprozesses zunächst nach 
oben geschnellt waren, in den vergangenen Jahren deut- 
lich zurückzuführen. In Polen beispielsweise, das noch 
im Jahr 2000 einen Zuwachs des Verbraucherpreisindex 
von über 10 vH verzeichnete, lag die Inflationsrate in 
diesem Jahr unter 1 vH. Im Jahr 2002 hätten mit Est- 
land, Ungarn, Slowenien und der Slowakei noch vier 
Länder das Inflationskriterium nicht erfüllt; der Refe- 
renzwert hätte bei einem Zuwachs des HVPI von 2,5 vH 
gelegen. Dieser ergibt sich aus dem Durchschnitt der In- 
flationsraten in den drei preisstabilsten Mitgliedsländern 
- im vergangenen Jahr waren dies Litauen, Deutschland 
und das Vereinigte Königreich - zuzüglich 1 ,5 Prozent- 
punkten. Unterstellt man einerseits, dass der jüngste 
Rückgang der Inflationsraten nicht nur konjunkturell 
bedingt ist und dass die nationalen Notenbanken ihre in 
den vergangenen Jahren erfolgreich betriebene Stabili- 
sierungspolitik auch künftig fortführen werden, so 
dürfte der Inflationsdruck in den Beitrittsländem weiter 
gering bleiben. Auf der anderen Seite spricht der Ba- 
lassa-Samuelson-Effekt im Zuge der realwirtschaftli- 


chen Konvergenz der Beitrittsländer dafür, dass die In- 
flationsraten geringfügig über denen in den bisherigen 
Mitgliedsländern der Europäischen Union liegen wer- 
den (JG 2001 Ziffern 480 ff). 

Eine niedrige Hürde dürfte für alle Beitrittsländer das 
Kriterium der langfristigen Zinsen darstellen. Im 
Jahr 2002 hätte der Referenzwert 7,2 % betragen, ent- 
sprechend dem Durchschnitt der langfristigen Zinssätze 
in den drei preisstabilsten Mitgliedsländern zuzüglich 
2 Prozentpunkten. In der fortgeschrittenen Zinskonver- 
genz spiegelt sich die bereits weitgehende wirtschaftli- 
che Integration der Beitrittsländer in die Europäische 
Union und eine glaubwürdige, an Preisniveaustabilität 
orientierte Geldpolitik der mittel- und osteuropäischen 
Zentralbanken wider. 

Inwieweit eine zweijährige spannungsfreie Teilnahme 
der Währungen der Beitrittsländer am WKM II gewähr- 
leistet wäre, kann aus heutiger Sicht nicht beurteilt wer- 
den. Gleichwohl können die bilateralen Wechselkursent- 
wicklungen zum Euro in den Jahren 2001 und 2002 
einen Anhaltspunkt über die externe Stabilität der Wäh- 
rungen der Beitrittsländer geben. Estland und Litauen 
schalten schon seit dem Jahr 1992 beziehungsweise 2002 
durch ein Currency Board gegenüber dem Euro (in Est- 
land zuvor gegenüber der D-Mark) bilaterale Wechsel- 







Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 101 - 


Drucksache 15/2000 


Tabelle 21 


Konvergenzdaten zur Europäischen Währungsunion: Situation in den 
mittel- und osteuropäischen Beitrittsländern im Jahr 2002 



Fiskalische Kriterien'* 

Monetäre Kriterien 

Finanzie- 

rungssaldo 

Schulden- 

stand 

Inflation^’ 

langfristiger 

Zinssatz^* 

Wechsel- 

kurs"' 

-3,0 

60 

Referenzwert^' 

2,5 

7,2 

max. ±15 

Estland 

0,9 

5,7 

3,6 


0,0 

Lettland 

-3,0 

15,2 

2,0 

5,3 

7,6 

Litauen 

-1,7 

22,7 

0,4 

6,0 

8,5 

Polen 

-3,9 

41,6 

1,9 

7,3 

12,2 

Slowakei 

-7,2 

44,3 

3,3 

6,9 

4,3 

Slowenien 

-2,3 

27,0 

7,5 

3,4 

3,7 

Tschechische Republik 

-7,1 

27,1 

1,4 

4,9 

9,5 

Ungarn 

-9,2 

56,3 

5,2 

7,1 

7,0 


1) In Relation zum nominalen Bmttoinlandsprodukt in vH. - 2) Veränderung des HVPI gegenüber dem Vorjahr in vH. - 3) In % mit einer Rest- 
laufzeit von mindestens 10 Jahren; für Lettland und Slowenien von mindestens 5 Jahren. - 4) Maximale relative Abweichung vom Mittelwert 
in vH; Betrachtungszeitraum 1. Januar 2001 bis 31. Dezember 2002. - 5) Fälle, in denen die Referenzwerte für die Kriterien überschritten wur- 
den, sind grau unterlegt. 

Quelle für Grundzahlen: EU 


kursschwankungen aus. Es ist jedoch derzeit offen und 
letztlich eine politische Entscheidung, ob ein solches 
Wechselkursregime mit den Anforderungen des WKM II 
vereinbar ist. Der ECOFIN-Rat gab in einer Stellung- 
nahme im Jahr 2000 diesbezüglich eine ablehnende Hal- 
tung zum Ausdruck, da ein Currency Board eine markt- 
mäßige Überprüfung der Stabilität des Wechselkurses 
nicht zulasse. Gleichzeitig fügte er jedoch hinzu, dass 
diese feste Anbindung „unter Umständen“ durchaus mit 
dem WKM II kompatibel sei. In den meisten übrigen 
Ländern dürften die Wechselkursentwicklungen mit den 
Anforderungen des WKM II vereinbar sein. Im Betrach- 
tungszeitraum waren Schwankungsbreiten um den Mit- 
telwert in der Regel gering, in jedem Fall bewegten sie 
sich innerhalb des Korridors von ±15 vH, der die maxi- 
mal mögliche Schwankungsbreite innerhalb des WKM II 
darstellt. Allerdings muss berücksichtigt werden, dass 
der Mittelwert, der sich aus der Zeitreihe ergibt, nicht 
identisch sein dürfte mit einem später festzulegenden 
Leitkurs; auch die zulässige Bandbreite dürfte unterhalb 
von ± 15 vH festgelegt werden. Dies bedeutet, dass ge- 
rade für ein Land wie Polen dessen Wechselkurs im Be- 
trachtungszeitraum überdurchschnittlich volatil war, eine 
Aussage über die Konformität dieser Entwicklung mit 
den Anforderungen des WKM II nur eingeschränkte 
Gültigkeit haben kann. 

172. Über die Konvergenzkriterien des Artikel 121 
EG- Vertrag hinaus ist es für den Erfolg der Europäi- 
schen Geldpolitik von Bedeutung, inwieweit die beiden 
Regionen einen ähnlichen Konjunkturzyklus aufweisen 
(Ziffern 132 ff). Unzureichende empirische Daten set- 
zen hier einer detaillierten Analyse Grenzen. Hinsicht- 
lich der Länder Estland, Litauen, Slowenien, Tschechi- 


sche Republik und Ungarn ist zu beobachten, dass deren 
Konjunkturverläufe bis zum Jahr 2000 wenig mit der 
konjunkturellen Entwicklung im Euro-Raum gemein 
hatten (Schaubild 24, Seite 102). Danach ist mit Aus- 
nahme Litauens ein stärkerer Gleichlauf der Beitrittslän- 
der, insbesondere in Slowenien und Ungarn, mit dem 
Euro-Raum festzustellen. Jedoch ist der Betrachtungs- 
zeitraum bislang zu kurz, um eine valide Aussage über 
eine stabile Beziehung der Konjunkturverläufe machen 
zu können, zumal der stärkere Gleichlauf hauptsächlich 
in eine Abschwungphase fallt und noch keinen vollstän- 
digen Konjunkturzyklus umfasst. 

Konvent zur Zukunft Europas - Auf dem Weg zu 
einer europäischen Verfassung 

173. Im Dezember 2001 hatte der Europäische Rat bei 
seiner Tagung in Laeken beschlossen, einen Konvent zur 
Zukunft Europas einzuberufen (JG 2002 Ziffer 115). 
Dieser hatte die Aufgabe, Vorschläge zu unterbreiten, 
um die Europäische Union effizienter, transparenter und 
demokratischer zu gestalten. Damit reagierte man auf 
die im Vertrag von Nizza verbliebenen Defizite im Hin- 
blick auf die Funktionsfähigkeit einer auf 27 oder mehr 
Mitglieder erweiterten Europäischen Union. Am 18. Juli 
dieses Jahres legte der unter Vorsitz des ehemaligen 
französischen Staatspräsidenten Valery Giscard d’Es- 
taing tagende Konvent einen Entwurf eines Vertrages 
über eine Verfassung für Europa vor. Die im Oktober 
einberufene Regierungskonferenz soll bis Ende dieses 
oder bis Beginn des kommenden Jahres eine endgültige 
Fassung des Vertrages beschließen. Die Verfassung 
könnte im Mai 2004 von den dann 25 Mitgliedstaaten 
unterzeichnet werden und nach dem Ratifizierungs- 
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Schaubild 24 


Output-Lücken im Euro-Raum und in ausgewählten Beitrittsländern'') 


vH vH 



1) Erläuterung zur Berechnungsmethode siehe Ziffer 133. 
SR 2003 -12 -0625 


Quelle für Grundzahlen: EU 


prozess im Jahr 2006 in Kraft treten. Der 'Verfassungs- 
entwurf sieht vor allem Änderungen bei den Organen 
und damit auch in den Entscheidungsprozessen der Eu- 
ropäischen Union sowie bei den Zuständigkeiten der 
verschiedenen föderalen Ebenen vor. 

- Die Rolle des Europäischen Parlamentes, das künf- 
tig (bis zu) 736 Sitze umfasst, wird gestärkt. Der Ent- 
wurf sieht ausdrücklich vor, dass das Europäische 
Parlament gemeinsam mit dem Ministerrat als Ge- 
setzgeber tätig wird; dabei wird die Zahl der Gesetz- 
gebungsbereiche, die dem Mitentscheidungsverfah- 
ren unterliegen, deutlich ausgedehnt. Auch wird die 
Entscheidungskompetenz über den EU-Haushalt ge- 
stärkt. Darüber hinaus wählen die Abgeordneten auf 
Vorschlag des Europäischen Rates den Präsidenten 
der Europäischen Kommission. 

- Das Prinzip der halbjährlichen Rotation des Vorsitzes 
des Europäischen Rates wird aufgegeben. Um die 
Kontinuität in der Arbeit dieses Organs zu stärken, 
wird stattdessen das Amt des Präsidenten des Euro- 
päischen Rates eingeführt. Dieser wird vom Europäi- 
schen Rat mit qualifizierter Mehrheit für einen Zeit- 
raum von zweieinhalb Jahren gewählt; er kann 
einmal wiedergewählt werden. Unbeschadet der Zu- 
ständigkeiten des künftig ebenfalls neu zu schaffen- 
den Amtes eines EU-Außenministers nimmt der Prä- 
sident die Außenvertretung der Europäischen Union 


in Angelegenheiten der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik wahr. Er darf kein staatliches Amt 
in einem der Mitgliedsländer innehaben und genießt 
das gleiche Stimmrecht wie die übrigen Mitglieder 
des Rates. 

- Der Vorsitz des Ministerrates in seinen verschiede- 
nen Zusammensetzungen wird für die Dauer von je- 
weils mindestens einem Jahr nach dem Prinzip der 
gleichberechtigten Rotation von den vertretenen 
Fachministem wahrgenommen. Die einzige Aus- 
nahme bildet die Zusammensetzung „Auswärtige An- 
gelegenheiten“, deren Vorsitz der EU-Außenminister 
führt. In diesem Bereich - wie in wenigen anderen, 
etwa der Steuergesetzgebung - bleibt das Prinzip der 
Einstimmigkeit erhalten. Das Einstimmigkeitserfor- 
demis kann jedoch ohne ein formales Verfahren zur 
Verfassungsänderung durch einstimmigen Beschluss 
im Europäischen Rat aufgehoben werden. Für die 
Gesetzgebung in den meisten übrigen Bereichen, in 
denen mit qualifizierter Mehrheit entschieden wird, 
sollte zunächst ein Rat „Allgemeine Angelegenheiten 
und Gesetzgebung“ eingerichtet werden. Der Verfas- 
sungsentwurf sieht vor, dass dieser Rat, wenn er in 
seiner Eigenschaft als Gesetzgeber tagt, in der Vertre- 
tung der Mitgliedstaaten zusätzlich jeweils ein oder 
zwei Fachvertreter auf Ministerebene umfasst. Die 
jeweiligen Fachministerräte wären somit formal nicht 
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mehr gesetzgeberisch tätig. Dieser Vorschlag ist je- 
doch bereits zu Beginn der Regierungskonferenz auf 
allgemeine Ablehnung gestoßen, und es zeichnet sich 
bereits heute ab, dass er keinen Eingang in eine euro- 
päische Verfassung finden wird. Eine qualifizierte 
Mehrheit ist künftig dann gegeben, wenn diese die 
Mehrheit der Mitgliedstaaten und mindestens drei 
Fünftel der Bevölkerung der Europäischen Union re- 
präsentiert. In Fällen, in denen der Ministerrat einen 
Beschluss nicht auf Grundlage eines Vorschlags der 
Europäischen Kommission fasst, entspricht die quali- 
fizierte Mehrheit bei gleichem Bevölkerungskrite- 
rium zwei Dritteln der Mitgliedstaaten. Die Bestim- 
mungen zur Neuabgrenzung der qualifizierten 
Mehrheit treten jedoch erst am 1. November 2009 
nach den Wahlen zum Europäischen Parlament in 
Kraft. 

- Ebenfalls ab dem Jahr 2009 wird die Europäische 
Kommission auf 15 stimmberechtigte Mitglieder 
verkleinert. Sie besteht dann aus dem vom Europäi- 
schen Parlament gewählten Kommissionspräsiden- 
ten, dem EU- Außenminister, der gleichzeitig den 
Posten des Vizepräsidenten innehat, und aus 13 Kom- 
missaren, die nach einem System der gleichberech- 
tigten Rotation zwischen den Mitgliedsländern aus- 
gewählt werden. Dabei erstellt jeder durch das 
Rotationssystem bestimmte Mitgliedstaat eine Liste 
von drei Personen, aus der der Kommissionspräsident 
jeweils einen Kommissar auswählt. Dazu ernennt er 
aus den übrigen Ländern je einen Kommissar ohne 
Stimmrecht, wobei die konkrete Stellung jener Kom- 
missare innerhalb der Europäischen Kommission 
unklar ist. Bei der Aufteilung zwischen den stimm- 
berechtigten und den nicht-stimmberechtigten Kom- 
missaren ist darauf zu achten, dass das demographi- 
sche und geographische Spektrum der Gesamtheit der 
Mitgliedstaaten angemessen repräsentiert ist. Dies 
hat zur Konsequenz, dass größere Länder häufiger ei- 
nen stimmberechtigten Kommissar stellen werden als 
kleinere Länder. 

- Das Amt des Außenministers der Europäischen 
Union wird neu geschaffen. Es vereint die bisherigen 
Ämter des EU-Kommissars für Auswärtige Angele- 
genheiten und des Flohen Repräsentanten für die Ge- 
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik. Der EU- 
Außenminister wird mit qualifizierter Mehrheit vom 
Europäischen Rat und mit Zustimmung des Präsiden- 
ten der Europäischen Union ernannt. Er wird von ei- 
nem neu einzurichtenden Europäischen Auswärtigen 
Dienst unterstützt. 

174 . Zur Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen 
der Europäischen Union und den Mitgliedstaaten und 
um eine schleichende Zentralisierung einzudämmen, 
wurde in den Vertrag von Maastricht das Subsidiaritäts- 
prinzip aufgenommen. Dieses Prinzip ist bislang jedoch 
nicht hinreichend präzisiert; es obliegt den EU-Organen 
festzustellen, ob sie oder untergeordnete föderale Ebe- 
nen mit einer Aufgabe betraut werden sollen. Der Ver- 
fassungsentwurf grenzt unter Berücksichtigung des Prin- 


zips der Subsidiarität explizit die Bereiche ab, die in die 
Zuständigkeit der EU-Ebene fallen. Demnach liegen in 
ausschließlicher Zuständigkeit der Europäischen Union 
die Währungspolitik, die Handelspolitik (einschließlich 
des Handels mit Dienstleistungen), die Zollunion sowie 
die Erhaltung der biologischen Meeresschätze im Rah- 
men der gemeinsamen Fischereipolitik. Daneben gibt es 
einen Katalog von Politikbereichen mit geteilter Zustän- 
digkeit - beispielsweise Binnenmarkt, Landwirtschaft, 
Umwelt und Teile der Sozialpolitik -, in denen die Mit- 
gliedstaaten ihre Zuständigkeit wahrnehmen können, so- 
weit die EU-Ebene sie nicht ausübt; Gemeinschaftsrecht 
kann hier an die Stelle nationalen Rechts treten. Zusätz- 
lich kann die Europäische Union in vielen Bereichen un- 
terstützend tätig werden, ohne dadurch in Konkurrenz zu 
nationalstaatlichen Zuständigkeiten zu treten. Beispiele 
hierfür sind die Bereiche Industrie, Gesundheitsschutz, 
Sport und Kultur. Die nationalen Parlamente erhalten die 
Möglichkeit, Gesetzgebungsvorschläge auf ihre Verein- 
barkeit mit dem Subsidiaritätsprinzip hin zu prüfen und 
gegebenenfalls Einwände gegenüber dem Vorhaben zu 
erheben. Hält die Europäische Kommission gleichwohl 
an ihrem Vorschlag fest, steht den Parlamenten die Mög- 
lichkeit offen, beim Europäischen Gerichtshof eine 
Klage wegen Verstoßes eines Gesetzgebungsakts gegen 
das Subsidiaritätsprinzip anzustrengen. 

Weitere bedeutende Änderungen im Vergleich zum ge- 
genwärtigen Vertrag sieht der Verfassungsentwurf im 
Hinblick auf das Verfahren bei einem (drohenden) über- 
mäßigen öffentlichen Defizit gegenüber einem Land 
des Euro-Raums vor. Die Europäische Kommission er- 
hält das Recht, selbst eine frühzeitige Warnung an ein 
Mitgliedsland zu richten; diese Warnung kann vom Mi- 
nisterrat nicht gestoppt werden. Auch innerhalb eines 
Verfahrens wegen Überschreitung des Defizitkriteriums 
wird die Position der Europäischen Kommission ge- 
stärkt. So können die von ihr vorgelegten wirtschaftspo- 
litischen Vorschläge gegenüber dem betreffenden Mit- 
gliedstaat zur Rückführung des Defizits vom Ministerrat 
nunmehr einstimmig statt wie bisher mit qualifizierter 
Mehrheit abgelehnt werden. Dabei beschließt der Minis- 
terrat ohne Berücksichtigung des Stimmrechts des Lan- 
des, gegen das das Verfahren anhängig ist. Im Unter- 
schied zur gegenwärtigen Rechtslage sind in einem 
solchen Verfahren nur die Mitgliedsländer der Wäh- 
rungsunion stimmberechtigt. 

175 . Mit der Annahme des Verfassungsentwurfs durch 
die Regierungskonferenz könnten die Entscheidungspro- 
zesse in der Europäischen Union demokratischer und 
deutlich effektiver gestaltet werden. Die Ausweitung der 
Kompetenzen des Europäischen Parlamentes stärkt das 
demokratische und repräsentative Element der Europäi- 
schen Union zu Lasten einer Politik, die sich vornehm- 
lich zwischen den nationalen Regierungen abspielt. Un- 
ter Effizienzgesichtspunkten ist die Abschaffung der 
Rotation des EU-Ratsvorsitzes im Halbjahresrhythmus 
zu begrüßen. Die Ausweitung des Vorsitzes auf einen 
Zeitraum von mindestens zweieinhalb Jahren und die 
Hauptamtlichkeit des Präsidenten dürften der Kontinui- 
tät und Sorgfalt sowie der langfristigen Orientierung der 
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Politik des Europäischen Rates forderlich sein. Auch die 
Straffung der Europäischen Kommission ist positiv zu 
beurteilen; die Größe einer Behörde sollte sich am Um- 
fang ihrer Aufgaben orientieren, nicht an der Zahl der 
von ihr vertretenen Einwohner. Aus diesem Grund sind 
die während der Regierungskonferenz vorgebrachten 
Bestrebungen, weiterhin jedem Mitgliedsland einen ei- 
genen stimmberechtigten Kommissar zuzugestehen, ab- 
zulehnen. Zu begrüßen ist die Konkretisierung des Sub- 
sidiaritätsprinzips durch eine explizite Abgrenzung der 
Zuständigkeiten. Dies dürfte einen Beitrag gegen eine 
weitere schleichende Zentralisierung von Zuständigkei- 
ten leisten - wenngleich sie diese nicht verhindern kön- 
nen, wie die Erfahrungen mit dem deutschen Grundge- 
setz nahe legen. Diese Kompetenzverschiebung zur 
Zentralebene hat nicht zuletzt der in Streitfällen zustän- 
dige Europäische Gerichtshof durch „europafreundli- 
che“ Entscheidungen in den letzten Jahren gefördert. 

Als problematisch hingegen erscheinen einige der Berei- 
che, für die eine geteilte Zuständigkeit vorgesehen ist, 
denn Eingriffe auf EU-Ebene können aus ökonomischer 
Sicht nur in Betracht gezogen werden, falls die Tätigkei- 
ten Größenvorteile oder Extemalitäten aufweisen und 
soweit die Präferenzen der beteiligten Länder homogen 
sind. Diese Kriterien werden beispielsweise für die 
Agrarpolitik, für die Energiepolifik und für weite Teile 
der Umweltpolitik nicht erfüllt, insofern wäre ein Han- 
deln auf europäischer Ebene gemessen an diesen Krite- 
rien nicht angezeigt. Hier wäre eine mutige Abkehr vom 
gegenwärtigen Zentralisierungsgrad wünschenswert ge- 
wesen. Die Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen 
und die Vereinfachung, in weiteren Bereichen das Ein- 
stimmigkeitserfordemis durch Ratsbeschluss anstelle 
einer Vertragsänderung aufzuheben, ist ambivalent zu 
betrachten. Auf der einen Seite dürfte sich der Entschei- 
dungsprozess im Ministerrat effizienter gestalten. Auf 
der anderen Seite wird ohne Einstimmigkeitserfordernis 
die Zahl der Entscheidungen auf EU-Ebene zunehmen 
und die Tendenz zur Vergemeinschaftung gefördert. 
Welches Verfahren per saldo die geringeren aggregierten 
Kosten für die Mitgliedstaaten verursacht, hängt wesent- 
lich vom Homogenitätsgrad der Präferenzen ab und ist 
offen. Eine gewisse Kompensation hinsichtlich zusätzli- 
cher EU-Gesetzgebung durch den Ministerrat ist durch 
die Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens durch 
das Europäische Parlament zu erwarten. 

Mit dem neu einzurichtenden Auswärtigen Dienst, der 
den europäischen Außenminister unterstützen soll, wird 
gleichsam eine neue Bürokratie geschaffen. Auch der 
künftige hauptamtliche Präsident der Europäischen 
Union benötigt einen erheblichen administrativen Unter- 
bau. Zu kritisieren ist schließlich die Verschiebung der 
Reform der Europäischen Kommission und der Abgren- 
zung der qualifizierten Mehrheit auf das Jahr 2009. 
Diese Konzession gegenüber Spanien, das so mit dem in 
Nizza ausgehandelten überproportionalen Stimmgewicht 
an den Entscheidungen über die nächsten beiden mittel- 
fristigen Finanzplanungsperioden - die etwa bis ins 
Jahr 2020 reichen - teilnehmen kann, ist mit der Motiva- 
tion des Konvents kaum vereinbar. Wenn eine institutio- 


neile Reform aufgrund der Erweiterung der Europäi- 
schen Union als notwendig erachtet wird, so sollte diese 
auch zeitnah umgesetzt werden. 

Änderung der Abstimmungsregeln im EZB-Rat 

176 . Der für die F estlegung der europäischen Geldpoli- 
tik zuständige EZB-Rat besteht nach der derzeitigen Re- 
gelung aus den sechs Direktoriumsmitgliedem und allen, 
gegenwärtig zwölf, nationalen Zentralbankpräsidenten 
der zum Euro-Raum gehörenden Länder. Die Ratsbe- 
schlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Dabei 
hat jedes Mitglied eine gleichgewichtete Stimme. In ei- 
nigen Jahren könnte sich die Zahl der an der Europäi- 
schen Währungsunion teilnehmenden Länder - unter 
Berücksichtigung der noch nicht zum Euro-Raum gehö- 
renden EU-Länder Schweden, Großbritannien und 
Dänemark - auf bis zu 27 vergrößern. Bei der gegenwär- 
tigen Ausgestaltung wäre damit eine Erweiterung des 
EZB-Rates auf bis zu 33 stimmberechtigte Mitglieder 
verbunden. Unter Beibehaltung der momentan geltenden 
Abstimmungsregeln würde die Effizienz der geldpoliti- 
schen Entscheidungsfindung im EZB-Rat leiden. Außer- 
dem verschöben sich die Abstimmungsgewichte stark 
zugunsten der kleinen Länder und der relative Einfluss 
des Direktoriums reduzierte sich. Vor diesem Hinter- 
grund bestand weitgehende Einigkeit darüber, dass die 
Abstimmungsregeln reformiert werden müssen. Die ge- 
setzliche Grundlage für eine Änderung der in Artikel 1 0 
Absatz 2 der Satzung des Europäischen Systems der 
Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank festge- 
legten Abstimmungsregeln bildet der mit dem Vertrag 
von Nizza neu eingeführte Artikel 10 Absatz 6 (Ermäch- 
tigungsklausel). Danach kann eine Änderung der Ab- 
stimmungsregeln im EZB-Rat durch den Europäischen 
Rat in der Zusammensetzung der Staatschefs und Regie- 
rungschefs, gestützt auf eine Empfehlung der Europäi- 
schen Zentralbank, erfolgen. 

177 . Aufgrund der Einschränkungen durch die Er- 
mächtigungsklausel sowie wegen ihrer allgemeinen 
geldpolitischen Konzeption orientierte sich die Europäi- 
sche Zentralbank beim Entwurf ihres Reformvorschlags 
an den folgenden fünf Grundsätzen: Bei der Beschluss- 
fassung sollte weiterhin das Prinzip „ein Mitglied - eine 
Stimme“ gelten. Alle - auch die nicht-stimmberechtig- 
ten - nationalen Notenbankpräsidenten sollten weiterhin 
persönlich und in Unabhängigkeit an den Sitzungen des 
EZB-Rats teilnehmen können (persönliche Teilnahme, 
Artikel 10 Absatz 1). Dies soll zum einen gewährleisten, 
dass die nationalen Notenbankgouvemeure im EZB-Rat 
als europäische Experten, nicht als nationale Reprä- 
sentanten, entscheiden und damit die persönliche Un- 
abhängigkeit stärken. Zum anderen vereinfacht die 
Einbeziehung aller Zentralbankpräsidenten in die Ent- 
scheidungen die Rechenschaftslegung im Heimatland, 
und die nationalen Zentralbankpräsidenten liefern wich- 
tige Informationen für geldpolitische Entscheidungen. 
Des Weiteren sollten die stimmberechtigten Zentral- 
bankpräsidenten aus Mitgliedstaaten stammen, die zu- 
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sammen als repräsentativ für die Wirtschaftsstruktur im 
Euro-Währungsgebiet angesehen werden (Repräsentati- 
vität), und das neue Abstimmungsverfahren sollte so be- 
ständig sein, dass es sich bei jedem Beitritt eines neuen 
Mitgliedstaates zum Euro-Währungsgebiet automatisch 
anpasst (Automatismus). Gleichzeitig sollte eine Erwei- 
terung auf bis zu 27 Länder in jeder erdenklichen Rei- 
henfolge möglich sein. Schließlich sollten die wesentli- 
chen Merkmale und die Funktionsweise des neuen 
Abstimmungsverfahrens problemlos vermittelt werden 
können. Der Wortlaut des geänderten Artikels 10 
Absatz 2 sollte hinreichend verständlich sein und den 
Anforderungen des primären Gemeinschaftsrechts ent- 
sprechen (Transparenz). Eine Reform auf Basis dieser 
Kriterien würde nach Ansicht der Europäischen Zentral- 
bank zur Kontinuität und damit zur Glaubwürdigkeit der 
Geldpolitik beitragen. 

178. Am 21. März 2003 ist der vom EZB-Rat vorge- 
schlagene Reformentwurf vom Europäischen Rat ver- 
abschiedet worden. Er muss nun noch von den nationa- 
len Parlamenten ratifiziert werden. Das von der 
Europäischen Zentralbank vorgeschlagene Abstim- 
mungssystem basiert auf einem (asymmetrischen) Rota- 
tionsprinzip. In diesem System wird die Gesamtzahl der 
Stimmrechte auf 21 beschränkt. Sie ergibt sich aus sechs 
permanenten Stimmrechten für die Mitglieder des Direk- 
toriums und 1 5 Stimmrechten für die Präsidenten der na- 
tionalen Zentralbanken. Sobald die Zahl der EWU-Mit- 
gliedsländer und der nationalen Notenbankpräsidenten 
1 5 übersteigt, tritt der Rotationsmechanismus in Kraft. 
Dazu werden die Präsidenten der nationalen Zentralban- 
ken in Gruppen eingeteilt, deren Mitglieder unterschied- 
lich häufig stimmberechtigt sind. Die Gruppeneinteilung 
hängt von zwei Kriterien ab: Der Anteil des Mitglied- 
staates am aggregierten Bruttoinlandsprodukt des Euro- 
Raums geht als Indikator für seine wirtschaftliche Be- 
deutung mit einem Gewicht von fünf Sechsteln ein; der 
Anteil eines Mitgliedstaates an der gesamten aggregier- 
ten Bilanz der Monetären Finanzinstitute der Euro-Mit- 
gliedsländer geht als Indikator für die Größe des Finanz- 
sektors mit einem Gewicht von einem Sechstel ein. Auf 
der Basis dieses zusammengesetzten Kriteriums kann 
eine Rangfolge der Mitgliedsländer aufgestellt werden, 
welche die Grundlage für die Gruppeneinteilung der 
Länder bildet (Tabelle 22, Seite 106). 


Schaubild 25 


Beispiel für die Zusammensetzung 
des EZB-Rates bei 25 Mitgliedsländern 



1) Ländergruppierung durch Gewichtung von Bruttoinlandsprodukt (5/6) und ag- 
gregierter Bilanz der Monetären Finanzinstitute (1/6) der Mitgliedstaaten.- 

2) Hier berechnet mit den Daten des Jahres 2002: 

1 . Gruppe (immer 5 NZB-Präsidenten): Deutschland, Vereinigtes Königreich, 
Frankreich, Italien, Spanien. 

2. Gruppe (die Hälfte aller NZB-Präsidenten): Niederlande, Belgien, Schweden, 
Österreich, Dänemark, Irland, Polen, Portugal, Griechenland, Luxemburg, Finn- 
land, Tschechische Republik, Ungarn. 

3. Gruppe (die restlichen NZB-Präsidenten): Slowakei, Slowenien, Litauen, 
Zypern, Lettland, Estland, Malta. 


Quelle: EZB 

SR 2003-12-0638 


bei 25 Euro-Teilnehmerländem die 13 nächsfgrößeren 
Mitglieder. Diese müssen sich acht Stimmrechte teilen. 
Die dritte Gruppe umfasst die übrigen Mitgliedsländer. 
Auf diese entfallen drei Stimmrechte. Die genauen 
Durchführungsbestimmungen für die Rotation der 
Stimmrechte in den einzelnen Gruppen (zum Beispiel 
der zeitliche Abstand zwischen den Rotationszyklen) 
sind noch nicht festgelegt worden. Sie werden vom 
EZB-Rat auf der Grundlage einer im neuen Artikel 10 
Absatz 2 enthaltenen Bestimmung beschlossen. 


179. Das Rotationssystem wird in zwei Stufen einge- 
führt: Liegt die Zahl der EWU-Mitgliedsländer 
zwischen 1 6 und 2 1 , so tritt die erste Stufe in Kraft, in- 
nerhalb derer die Notenbankpräsidenten zwei Gruppen 
bilden: Die erste Gruppe besteht aus den Zentralbank- 
präsidenten der fünf größten Euro-Länder und muss sich 
zunächst fünf, ab dem 19. Mitgliedsfaat vier Stimm- 
rechte teilen. Die zweite Gruppe besteht aus allen übri- 
gen Zentralbankpräsidenten und erhält maximal elf 
Stimmrechte. Ab dem 21. Mitgliedstaat tritt die zweite 
Stufe in Kraft, und die Rotation erfolgt auf der Basis von 
drei Gruppen (Schaubild 25): Die erste Gruppe mit den 
fünf größten Mitgliedsländern erhält weiterhin vier 
Stimmrechte. Die zweite Gruppe umfasst immer mindes- 
tens die Hälfte der Mitgliedsländer, also beispielsweise 


1 80. Mit seinem Reformvorschlag hat sich der EZB-Rat 
bemüht, dem Grundsatz der Beständigkeit Rechnung zu 
tragen, indem er eine fließende Veränderung der relativen 
Stimmhäufigkeit bei jedem Zutritt eines neuen Mitglieds- 
landes vorsieht. Auch die Stärkung des Direktoriums 
durch dauerhafte Stimmrechte und die Begrenzung der 
Gesamtstimmenzahl ist als positiv zu bewerten. Durch 
die Gruppeneinteilung konnte die Diskrepanz zwischen 
dem wirtschaftlichen Gewicht und den Stimmrechtsantei- 
len der Länder tendenziell verringert und der Repräsenta- 
tivitätsgrundsatz erfüllt werden, obwohl das Kriterium 
zur Abgrenzung in „große“ und „kleine“ Länder grund- 
sätzlich umstritten ist: Luxemburg erhält beispielsweise 
- wegen der Berücksichtigung des Finanzmarktgewichts - 
relativ zu seiner Bevölkerungszahl ein hohes Gewicht 
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Tabelle 22 


Zusammensetzung des EZB-Rates: 

Mögliche Rangfolgen als Grundlage der Gruppenbildung 
für das Rotationsprinzip bei 25 Teilnehmer-Ländern (Stand: Jahr 2002) 




Geplante 
Rangfolge'* 
Gewichtung: 
Brutto- 
inlands- 
produkt (5/6), 
Finanz- 
sektor (1/6) 


Alternative Rangfolgen^*: 




Nominales 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

Bevölkerung 

Gewichtung: 
Brutto- 
inlands- 
produkt (1/2), 
Bevölke- 
rung (1/2) 

Bank- 

vermögen 



(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

Gruppe 1 

Deutschland 

Vereinigtes 

Königreich 

Frankreich 

Italien 

Spanien 

1 

2 

3 

4 

5 

1 

2 

3 

4 

5 

1 

2 

3 

4 

5 

1 

2 

3 

4 

5 

1 

5 

8 

13 

7 


Niederlande 

6 

6 

7 

6 

4 


Belgien 

7 

7 

9 

7 

2 


Schweden 

8 

8 

13 

9 

16 


Österreich 

9 

9 

14 

11 

3 


Dänemark 

10 

11 

16 

14 

20 


Irland 

11 

15 

18 

17 

19 

Gruppe 2 

Polen 

12 

10 

6 

7 

22 

Portugal 

13 

14 

12 

12 

10 


Griechenland 

14 

13 

8 

9 

17 


Luxemburg 

15 

20 

24 

22 

12 


Finnland 

Tschechische 

16 

12 

17 

16 

15 


Republik 

17 

16 

10 

12 

11 


Ungarn 

18 

17 

11 

15 

21 


Slowakei 

19 

19 

15 

18 

14 


Slowenien 

20 

18 

21 

19 

18 


Litauen 

21 

21 

19 

20 

25 

Gruppe 3 

Zypern 

22 

22 

23 

23 

9 


Lettland 

23 

23 

20 

21 

24 


Estland 

24 

24 

22 

24 

23 


Malta 

25 

25 

25 

25 

6 


1) Vorschlag des EZB-Rates. Nach dem geplanten Rangfolgekriterium würde bei einer Erweiterung auf 27 (28) Mitgliedsländer Rumänien den 
Rang 18a, Bulgarien den Rang 20a einnehmen; die Türkei würde Rang 13a belegen. - 2) Nach Angaben von: Meade, Ellen E. (2003) A (Critical) 
Appraisal of the ECB’s Voting Reform, in: Intereconomics, May/June, Table 1, S. 131, sowie Gros, Daniel (2003) An Opportunity Missed!, in: 
Intereconomics, May/June, Table 1, S. 125. 


und ähnlich viele Stimmrechte wie Polen. Alternative 
Kriterien fuhren zu abweichenden Rangfolgen. 
Verbunden mit der besseren Erfüllung des Repräsentati- 
vitätsgrundsatzes ist allerdings eine Verletzung des Prin- 
zips „ein Mitglied - eine Stimme“. Denn Letzteres gilt 
nur noch für die jeweils stimmberechtigten Zentralbank- 
präsidenten. Dadurch kommt es zu einer zeitweisen Un- 
gleichbehandlung großer und kleiner Länder und einer 


Verringerung der persönlichen Verantwortung der rotie- 
renden Mitglieder für geldpolitische Entscheidungen in 
bestimmten Zeiträumen. Da somit unter Umständen der 
Eindruck entsteht, dass die nationale Herkunft im geld- 
politischen Entscheidungsprozess wichtiger ist als geld- 
politisches Expertentum, fördert die Verletzung dieses 
Prinzips das Denken in nationalstaatlichen Interessen. 
Auch ist der Reformvorschlag kompliziert sowie zum 
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Teil (noch) unzureichend spezifiziert, was eine Verlet- 
zung des Transparenz-Kriteriums bedeutet. Schließlich 
ist die Begrenzung der Gesamtzahl der Stimmrechte 
auf 21 sehr großzügig gewählt, so dass die Effizienz und 
Rechtzeitigkeit der geldpolitischen Beschlüsse durch den 
EZB-Vorschlag kaum erhöht werden dürfte. 

Reform der Europäischen Agrarpolitik: 

Zu kurz gesprungen 

181 . Mit der im Sommer des vergangenen Jahres vor- 
gelegten Halbzeitbewertung der Gemeinsamen Agrarpo- 
litik für die bis zum Jahr 2006 laufende Finanzplanungs- 
periode verband die Europäische Kommission die 
Absicht, bereits ab dem Jahr 2004 Reformen in diesem 
Politikbereich durchzusetzen (JG 2002 Ziffer 114). 
Diese Vorschläge lösten heftigen Widerstand in einigen 
Mitgliedstaaten aus; insbesondere Frankreich lehnte zu- 
nächst jegliche Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 
in der laufenden Finanzplanungsperiode ab. Der Europä- 
ische Rat schrieb im Oktober des vergangenen Jahres 
ohne zwingende Notwendigkeit einen Anstieg der Aus- 
gaben für die Gemeinsame Agrarpolitik (mit Ausnahme 
der Mittel für ländliche Entwicklung) in der kommenden 
Finanzplanungsperiode, welche die Jahre 2007 bis 2013 
umfasst, um jährlich nominal 1 vH fest. Außerdem ver- 
warf er das Kommissionsvorhaben, die Direktzahlungen 
an die Landwirte bereits ab dem Jahr 2004 zu reduzie- 
ren. Beides veranlasste die Europäische Kommission, im 
Januar dieses Jahres modifizierte und längerfristig orien- 
tierte Vorschläge vorzulegen. Diese bildeten für den Rat 
der Europäischen Union in Zusammensetzung der Land- 
wirtschaftsminister die Grundlage, am 26. Juni 2003 
eine Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik zu beschlie- 
ßen. Die wichtigsten Punkte der Reform, die im Wesent- 
lichen im Jahr 2005 in Kraft tritt, sind: 

- Die bisher gewährten Direktzahlungen, die mehr als 
die Hälfte aller Ausgaben für die Gemeinsame Agrar- 
politik ausmachen, werden grundsätzlich von der 
Produktion beziehungsweise von der bewirtschafte- 
ten Fläche entkoppelt. Die Landwirte erhalten statt- 
dessen eine Betriebsbeihilfe, deren Höhe auf den 
Zahlungen im Referenzzeitraum der Jahre 2000 
bis 2002 basiert. Von dieser grundsätzlichen Entkop- 
pelung gibt es jedoch eine Vielzahl von Ausnahmen. 
Darüber hinaus können die Mitgliedsländer die EU- 
Zahlungen um bis zu 10 vH aufstocken, wenn sie dies 
mit der Förderung spezifischer Arten der Landwirt- 
schaft, die umweit- oder qualitätsverbessernd wirken, 
begründen. Diese Regelungen sollen im Jahr 2005 in 
Kraft treten. Es wird den einzelnen Ländern jedoch 
zugestanden, bis zum Jahr 2007 das gegenwärtige 
System der Direktzahlungen beizubehalten. Der Be- 
reich der Milchwirtschaft muss erst im Jahr 2008 ver- 
bindlich einbezogen werden. Mit den zahlreichen 
Ausnahmen ist eine vollständige Entkoppelung der 
Agrarsubventionen von der Produktion bei weitem 
nicht gelungen. 

- Unter dem Begriff Cross-Compliance wird die Zah- 
lung der Subventionen davon abhängig gemacht, dass 


die begünstigten Landwirte eine Reihe gesetzlicher 
Standards in den Bereichen Umweltschutz, Lebens- 
mittelsicherheit, Pflanzenschutz, Tiergesundheit so- 
wie Tierschutz einhalten und ihre Flächen in gutem 
agronomischem Zustand halten. Bei Nichteinhaltung 
der Bestimmungen der Cross-Compliance, die auch 
zur Erhaltung des ländlichen Raums beitragen soll, 
werden die Direktzahlungen im Verhältnis zum ent- 
standenen Risiko oder Schaden gekürzt. 

- Die Mittel zur Entwicklung des ländlichen Raums, 

auf die bislang rund 1 0 vH der gemeinschaftlichen 
Agrarausgaben entfallen, sollen deutlich aufgestockt 
werden; dies hebt die Bedeutung der Landwirte für 
die Landschaftspflege hervor. Im Rahmen der so ge- 
nannten Modulation werden die Direktzahlungen in 
den Jahren 2005 und 2006 um 3 vH beziehungsweise 
4 vH sowie zwischen den Jahren 2007 und 2013 um 
jährlich 5 vH gekürzt und für die ländliche Entwick- 
lung umgewidmet. Von den Kürzungen ausgenom- 
men sind Betriebe, die bisher weniger als 5 000 Euro 
Direktzahlungen erhalten, und solche, die in periphe- 
ren Regionen angesiedelt sind. Von den durch die 
Modulation frei gewordenen Mitteln verbleibt ein 
Prozentpunkt - dies entspricht zu Beginn einem Drit- 
tel der eingesparten Zahlungen - unmittelbar bei dem 
jeweiligen Mitgliedsland; der übrige Betrag wird in- 
nerhalb der Europäischen Union aufgeteilt, wobei 
jeder Mitgliedstaat mindestens 80 vH seiner Modula- 
tionsmittel zurückerhält. In den Beitrittsländem wer- 
den die Direktzahlungen erst dann gekürzt, wenn 
diese nach der schrittweisen Einführung das EU- 
Niveau erreicht haben. 

- Des Weiteren wurden einzelne Änderungen in den 
Marktorganisationen beschlossen. So soll für Ener- 
giepflanzen eine Beihilfe von 45 Euro je Hektar ge- 
zahlt werden. Hingegen werden die Preisstützungen 
für Milchprodukte reduziert. Der Interventionspreis 
für Butter wird schrittweise um 25 vH und der für 
Magermilchpulver um 1 5 vH gekürzt. Diese Maß- 
nahmen gehen jedoch kaum über die Beschlüsse der 
Agenda 2000 hinaus. Der Interventionspreis für Reis 
wird um 50 vH zurückgeführt. 

- Mit der Reform wurde eine Reihe neuer Subven- 
tionstatbestände eingeführt. So werden Landwirte 
künftig bei der Teilnahme an Programmen zur Quali- 
tätsverbesserung, bei Maßnahmen zur Verbraucherin- 
formation oder bei der Inanspruchnahme von Be- 
triebsberatungsdiensten finanziell unterstützt. Auch 
ein über die Mindestanforderungen hinausgehender 
Tierschutz wird honoriert. 

182 . Die Europäische Union führt zur Begründung der 
Agrarreform Vorteile für Verbraucher und für Produzen- 
ten an. So kämen den Verbrauchern auf der einen Seite 
ein intakter ländlicher Raum sowie qualitativ hochwer- 
tige Lebensmittel zugute; gleichzeitig würden sie durch 
die Stabilisierung der Agrarausgaben finanziell nicht 
überfordert. Auf der anderen Seite hätten die Landwirte 
künftig die Freiheit, marktorientierter zu produzieren 
und könnten dadurch wettbewerbsfähiger werden; 
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gleichwohl bleibe ihnen eine zuverlässige Einkommens- 
unterstützung erhalten. Von Bedeutung ist zudem, dass 
die von der Produktion entkoppelten Beihilfen mit den 
Regeln der Welthandelsorganisation vereinbar sind, de- 
nen zufolge produktionsunabhängige Zahlungen keinen 
Reduzierungsverpfhchtungen unterliegen. 

183 . Die Entkoppelung von der Produktion und die 
schrittweise Rückführung der Direktzahlungen sind zu 
begrüßen. Damit wird den Landwirten grundsätzlich der 
Anreiz genommen, unwirtschaftliche und nicht markt- 
konforme Produktion weiterzuführen oder gar auszudeh- 
nen. Vor dem Hintergrund dieses Ziels einer stärkeren 
Marktorientierung weist die Reform der europäischen 
Landwirtschaft gleichwohl noch erhebliche Mängel auf 
Bedenklich ist zunächst, dass das hohe Subventionsni- 
veau für die kommenden zehn Jahre festgeschrieben 
wurde. Damit bleibt die europäische Agrarpolitik fest in 
supranationaler Hand, obschon unter Subsidiaritätsge- 
sichtspunkten eine zumindest teilweise Rückverlagerung 
auf die nationale Ebene angezeigt wäre. Hinsichtlich des 
Budgets kommt hinzu, dass die Deckelung nicht die 
Ausgaben für die ländliche Entwicklung einschließt, so 
dass der Agrarhaushalt - in diesem Jahr belief er sich 
auf 48,4 Mrd Euro oder 48,6 vH des EU-Gesamthaus- 
halts - insgesamt auch um mehr als nominal 1 vH jähr- 
lich bis zum Jahr 2013 erhöht werden kann. Da es sich 
bei der ländlichen Entwicklung, die gegenwärtig knapp 
1 0 vH des europäischen Agrarbudgets ausmacht, um ein 
Sammelbecken vielfältiger und gestaltbarer Subventio- 
nen handelt, ist zu befurchten, dass die vereinbarte Aus- 
gabensteigerung umgangen werden wird. Zudem haben 
die Landschaftspflege - wie auch Umweltschutzmaß- 
nahmen - in der Regel lokalen Charakter, so dass gemäß 
dem Subsidiaritätsprinzip eine grundsätzliche Umwid- 
mung der durch die Modulation frei werdenden Mittel in 
die nationalen Haushalte angezeigt wäre. Ferner wird die 
Entkoppelung der Direktzahlungen von der Produktion 
nicht konsequent betrieben. Mit den großzügigen Aus- 
nahmeregelungen in bedeutenden Bereichen bleiben An- 
reize bestehen, nicht marktkonform zu produzieren und 
überkommene Strukturen beizubehalten. 

Problematisch ist darüber hinaus die Verknüpfung der 
Einkommensbeihilfen, die das vorrangige Ziel der Ein- 
kommenssicherung der Landwirte haben, mit anderen, 
sachlich davon losgelösten Zielen wie dem Umwelt- 
schutz. Verfolgt man das Ziel des Umweltschutzes, so ist 
nicht ersichtlich, warum die Kosten etwaiger Zielverlet- 
zungen in Abhängigkeit von der Höhe der Einkommens- 
hilfen getragen werden müssen. Bedenklich ist zudem, 
dass der Interventionspreis für Getreide - entgegen ur- 
sprünglicher Absicht - auf Drängen Frankreichs nicht 
gesenkt wurde und auch der Milchmarkt von weiter rei- 
chenden Kürzungen verschont blieb; es wurden im Ge- 
genteil für einige Länder die Milchquoten noch erhöht. 
Statt der ursprünglich vorgesehenen Abschaffung der 
Milchquoten im Jahr 2008 wurde eine Beibehaltung bis 
zu den Jahren 2014/2015 beschlossen. Ein weiterer 
Schwachpunkt der Reform ist die Einführung neuer Sub- 
ventionstatbestände. So ist eine finanzielle Unterstüt- 
zung für die Inanspruchnahme von Beratungsdienstleis- 


tungen durch die Landwirte oder für verschiedene 
Werbemaßnahmen nicht zu rechtfertigen. Derartige neue 
Beihilfen laufen dem Ziel einer stärkeren Marktorientie- 
rung zuwider. Schließlich blieben einige Märkte bei der 
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik außen vor. Für 
die Produktbereiche Olivenöl, Tabak und Baumwolle 
leitete die Europäische Kommission im September die- 
ses Jahres eine Initiative ein; der weithin geschützte Zu- 
ckermarkt hingegen findet in der vorliegenden Reform 
keinerlei Erwähnung. 

Eine Verbesserung gegenüber dem ursprünglichen Kom- 
missionsvorschlag ist darin zu sehen, dass auf eine 
Deckelung der Beihilfen in Höhe von 300 000 Euro je 
Betrieb verzichtet wurde. Damit wird eine Ungleichbe- 
handlung von kleinen und großen Betrieben vermieden. 
Bei der verzögerten und in Teilen nur schrittweisen Ein- 
führung der Reform ist zu bedauern, dass es den vor 
allem an Verteilungsmaßnahmen orientierten reform- 
scheuen Ländern gelungen ist, den übrigen Mitgliedstaa- 
ten die vorteilhaften Allokationswirkungen der Refor- 
men zunächst teilweise vorzuenthalten. Eine Sorge der 
landwirtschaftlichen Interessenvertreter besteht darin, 
dass in der öffentlichen Wahrnehmung die produktions- 
unabhängigen Beihilfen als eine Bezahlung „für das 
Nichtstun“ oder „nur“ für die Landschaftspflege gesehen 
werden. Eine möglicherweise derart veränderte Wahr- 
nehmung hätte jedoch durchaus positive Aspekte, denn 
eine daraus resultierende sinkende öffentliche Akzeptanz 
für das derzeitige Niveau der Beihilfen dürfte eine not- 
wendige Voraussetzung für einen substantiellen Abbau 
der Subventionen in der Landwirtschaft sein. 

III. Deutschland in der Stagnation 

184 . Die schwache wirtschaftliche Entwicklung des 
letzten Jahres setzte sich in diesem Jahr fort, eine leichte 
Belebung konnte lediglich in der zweiten Jahreshälfte 
beobachtet werden. Vom Außenhandel gingen im Jahres- 
verlauf gegensätzliche Impulse aus. Die schwache 
Exportentwicklung des ersten Halbjahres belastete die 
labile Binnennachfrage, die kräftigen außenwirtschaftli- 
chen Impulse der zweiten Jahreshälfte fanden bis zum 
Jahresende keinen Niederschlag in der inländischen Ver- 
wendung. Die Privaten Konsumausgaben nahmen nur 
geringfügig zu, der Rückgang der Ausrüstungsinvestitio- 
nen setzte sich auch in diesem Jahr fort, wenngleich mit 
deutlich verringerter Rate. Das Preisniveau erhöhte sich 
kaum; Deutschland wies, wie im letzten Jahr, die nied- 
rigste Preissteigerungsrate im Euro-Raum auf. Aufgrund 
der schwachen konjunkturellen Entwicklung kam es zu 
einem weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit und einem 
überraschend starken Abbau der Beschäftigung; entge- 
gen den Erwartungen wurde die Talsohle am Arbeits- 
markt noch nicht erreicht. In Folge der durch die „Kom- 
mission für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 
angestoßenen Reformen wurden die Mitwirkungsanfor- 
derungen an die Arbeitslosen verschärft, es kam zu einer 
deutlichen Rückführung von „Beschäftigung schaffen- 
den Maßnahmen“ sowie der beruflichen Weiterbildung. 
Die öffentlichen Finanzen standen unter erheblichem Fi- 
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der hohen Arbeitslosigkeit ließen die öffentlichen Haus- 
halte erneut aus dem Ruder laufen. Auf der Einnahme- 
seite waren angesichts der Stagnation der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung kaum Verbesserungen zu 
verzeichnen. Das staatliche Finanzierungsdefizit über- 
schritt zum zweiten Mal in Folge die Defizitobergrenze 
des Maastricht- Vertrages und des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts. 

1. Binnenkonjunktur bleibt schwach 

185. Nach einer bereits zum Ende des vergangenen 
Jahres kraftlosen Entwicklung verringerte sich die Wirt- 
schaftsleistung in Deutschland saisonbereinigt in den 
ersten beiden Quartalen des Jahres 2003; in der zweiten 
Jahreshälfte kam es lediglich zu einem geringen Zu- 
wachs der gesamtwirtschaftlichen Aktivität, so dass im 
Jahresdurchschnitt das Bruttoinlandsprodukt stagnierte 
(Schaubild 26). Das Verarbeitende Gewerbe wies einen 
geringen Zuwachs auf, der Dienstleistungsbereich ent- 
wickelte sich schwach und konnte damit keinen nen- 
nenswerten Impuls leisten. Vom Außenhandel gingen bis 
zur Jahresmitte bremsende Einflüsse auf die Wirtschafts- 
entwicklung aus, der Außenbeitrag lag geringfügig unter 
dem Niveau des Vorjahres. Die schwache Binnennach- 
frage konnte die nachlassende Exportdynamik des ersten 
Halbjahres nicht kompensieren, die kräftigen außenwirt- 
schaftlichen Impulse des zweiten Halbjahres fanden kei- 


niedriger Inflationsrate nahmen die Privaten Konsum- 
ausgaben infolge geringer Zuwächse des verfügbaren 
Einkommens nur unwesentlich zu, und auch die 
sinkende Erwerbstätigkeit sowie die höhere Arbeitslo- 
sigkeit verhinderten einen kräftigeren Zuwachs des Kon- 
sums. Die Abwärtsentwicklung der Ausrüstungsinvesti- 
tionen verlangsamte sich nach den starken Rückgängen 
der vorangegangenen Jahre, eine Stabilisierung zeich- 
nete sich aber noch nicht ab. Der Rückgang der Bauin- 
vestitionen dauerte bis zum Jahresende an, wurde aber 
durch Sondereinflüsse im Wohnungsbau gebremst; eine 
Trendwende fand indes noch nicht statt. 

Schwaches Potentialwachstum 

1 86 . Das Bruttoinlandsprodukt nahm im dritten Jahr in 
Folge kaum zu. Eine vergleichbar hartnäckige Schwä- 
chephase ließ sich in den vergangenen dreißig Jahren le- 
diglich zu Beginn der achtziger Jahre für das frühere 
Bundesgebiet beobachten. Damit stellt sich die Frage, ob 
vorrangig eine längere konjunkturelle Schwäche oder 
eine Wachstumsschwäche die fehlende wirtschaftliche 
Dynamik der zurückliegenden Jahre erklärt. Unter 
Wachstum versteht man in diesem Zusammenhang die 
langfristige Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts bei 
voller oder zumindest normaler Auslastung aller Ka- 
pazitäten, also die Veränderung des Produktionspoten- 
tials. Im Allgemeinen weicht hiervon die Entwicklung 
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Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts^) 

In Preisen von 1995 
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1) Saison- und kalenderbereinigte Ergebnisse nach dem Census-Verfahren X-12-ARIMA.- 2) Abweichung des Jahresdurchschnitts vom saisonbereinigten 
Ergebnis für das 4. Quartal in vH.- a) Jahresdurchschnitt sowie 3. und 4. Quartai eigene Schätzung. 
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des Bruttoinlandsprodukts aufgrund konjunktureller 
Schwankungen ab. Konjunkturschwankungen können 
daher als Schwankungen im Auslastungsgrad des Pro- 
duktionspotentials verstanden werden. Der Zuwachs des 
Bruttoinlandsprodukts wird, dieser Vorstellung folgend, 
im Wesentlichen durch die Entwicklung zweier Kompo- 
nenten, einer konjunkturellen und einer langfristigen 
(Wachstums-)Komponente, determiniert. Die langfris- 
tige Komponente, die maßgeblich durch die Sachkapital- 
bildung im Unternehmenssektor sowie durch die 
Humankapitalbildung und die Forschungs- und Entwick- 
lungstätigkeit bestimmt wird, ist ein Maß für das mittel- 
bis langfristig spannungsfreie Expansionstempo einer 
Volkswirtschaft. Geringe Zuwachsraten des Bruttoin- 
landsprodukts sind weniger bedenklich, wenn sie kon- 
junkturell bedingt und damit vorübergehender Natur 
sind, sich eine Volkswirtschaft somit lediglich in einer 
ungünstigen Phase des Konjunkturzyklus befindet. 
Grundsätzlich ist daher zu prüfen, ob für die geringen 
Zuwachsraten der jüngeren Vergangenheit vorrangig 
konjunkturell dämpfende Effekte oder ein geringes 
Wachstum des Produktionspotentials verantwortlich wa- 
ren. Jüngste Berechnungen des Sachverständigenrates 
zum Potentialwachstum deuten auf eine bereits seit 
Mitte der neunziger Jahre geringe Dynamik in der Zu- 
nahme der Produktionskapazitäten hin (Ziffern 734 ff). 
Demnach liegt der Potentialwachstumspfad der deut- 
schen Volkswirtschaft gegenwärtig in einem Bereich von 
lediglich 1,5 vH pro Jahr. 

Im schwachen Potentialwachstum spiegeln sich, gleich- 
sam gebündelt, die zahlreichen Problemfelder der deut- 
schen Volkswirtschaft wider, die zu dem in den vergan- 
genen Jahren beobachtbaren Wachstumsrückstand 
gegenüber anderen Ländern des Euro-Raums geführt ha- 
ben (JG 2002 Ziffern 333 ff). Ein gedämpftes Potential- 
wachstum birgt auch Probleme für die kurzfristige Ent- 
wicklung der gesamtwirtschaftlichen Aktivität, indem 
bei einer an Kraft gewinnenden konjunkturellen Erho- 
lung die Auftriebskräfte frühzeitig gebremst werden 
können oder weil negative Impulse, wie sie in diesem 
Jahr von der Wechselkursentwicklung ausgingen, die 
Wirtschaft an der Grenze zur Stagnation verharren las- 
sen. Konjunkturelle Belebungstendenzen bleiben in ei- 
nem solchen Umfeld in der Hauptsache abhängig vom 
Ausmaß der Erholung in anderen Wirtschaftsräumen 
und sind insofern labil. Es erstaunt demzufolge nicht, 
dass trotz der sich ab Jahresmitte abzeichnenden leichten 
zyklischen Erholung die Investitionstätigkeit insgesamt 
weiter verhalten blieb. 

187. Während die langfristige Entwicklung des Brutto- 
inlandsprodukts wesentlich durch die Determinanten des 
wirtschaftlichen Wachstums bestimmt wird (JG 2002 
Ziffern 337 ff), wird die kurzfristige und damit kon- 
junkturelle Entwicklung stark von Schwankungen ein- 
zelner Nachfrageaggregate beeinflusst. Für die zurück- 
liegenden Jahre ist charakteristisch, dass die 
Außenhandelsverflechtung der deutschen Volkswirt- 
schaft bei Waren und Diensten, zusammengefasst im so 
genannten Außenbeitrag, wesentlich die konjunkturelle 
Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts geprägt hat 


(Schaubild 27). Im Gegensatz zu den vorangegangenen 
Jahren leistete der Außenbeitrag in diesem Jahr aufgrund 
der schwachen Exportentwicklung in der ersten Jahres- 
hälfte keinen positiven Beitrag zum Zuwachs des Brut- 
toinlandsprodukts. Die Privaten Konsumausgaben, die 
im letzten Jahr die Veränderung des Bruttoinlandspro- 
dukts negativ beeinflussten, stützten in diesem Jahr die 
konjunkturelle Entwicklung ebenfalls nur gering mit ei- 
nem Beitrag von 0,1 Prozentpunkten. Die Ausrüstungs- 
investitionen, die in den beiden vorangegangen Jahren 
die konjunkturelle Entwicklung belastet hatten, waren in 
diesem Jahr, aufgrund der leichten Zuwächse der Unter- 
nehmensinvestitionen im ersten Quartal „neutral“ hin- 
sichtlich des Zuwachses des Bruttoinlandsprodukts. Die 
anhaltend rückläufige Entwicklung der Bauinvestitionen 
schlug sich auch in diesem Jahr in einem negativen Bei- 
trag nieder, sie bremsten den gesamtwirtschaftlichen Zu- 
wachs in diesem Jahr um 0,4 vH. 

Anhaltende Investitionsschwäche 

1 88. Der Rückgang der Bruttoanlageinvestitionen um 

1,9 vH bremste abermals die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung. Die Ausrüstungsinvestitionen sanken auch in 
diesem Jahr, wenngleich mit deutlich geringerer Rate. 
Keine Stabilisierungstendenzen waren für die Bauinves- 
titionen zu erkennen, sie nahmen abermals deutlich um 
3,6 vH ab. Die Investitionen in Sonstige Anlagen ent- 
wickelten sich auch in diesem Jahr nur verhalten, die ho- 
hen Zuwachsraten der späten neunziger Jahre wurden 
wie bereits im letzten Jahr nicht erreicht; sie erhöhten 
sich, wenn auch mit abermals verlangsamter Jahresrate, 
um 1,9 vH, allerdings umfassen sie lediglich 7,2 vH der 
gesamten Investitionen. 

Ausrüstungsinvestitionen: Noch keine Stabilisierung 
in diesem Jahr 

189. Obschon die Ausrüstungsinvestitionen im vier- 
ten Quartal des Jahres 2002 erstmals seit zwei Jahren ge- 
genüber dem Vorquartal um 0,6 vH gestiegen waren, 
ließ sich bis Herbst dieses Jahres, nicht zuletzt wegen 
ausgeprägter Unsicherheiten, der schwachen Entwick- 
lung der Exporte im ersten Halbjahr sowie einer andau- 
ernd geringen Kapazitätsauslastung bis zum Jahresende 
noch keine nachhaltige Stabilisierung feststellen (Schau- 
bild 28, Seite 112). Trotz des starken außenwirtschaftli- 
chen Impulses in der zweiten Jahreshälfte unterschritten 
sie den Durchschnitt des Jahres 2002 um 0,3 vH. 

190. Die Ergebnisse der Unternehmensbefragung des 
DIHK im Herbst 2003 legen nahe, dass die Investitions- 
ausgaben im nächsten Jahr wieder zunehmen werden 
(Schaubild 29, Seite 112). Der Saldo aus positiven und 
negativen Investitionsabsichten war zwar weiterhin ne- 
gativ, aber der Anteil der Unternehmen mit rückläufigen 
Investitionsplanungen ging deutlich zurück. Der Anteil 
der Unternehmen mit expansiven Investitionsplanungen 
blieb hingegen unverändert. Aufgrund von gestiegenen 
Exporterwartungen verbesserte sich der Saldo im Be- 
reich der Industrie insbesondere im Maschinenbau und 
in der Elektrotechnik deutlich. Auch im Handel und bei 
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Gesamtwirtschaftliche Entwicklung und der Beitrag der Verwendungskomponenten 
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Bruttoinlandsprodukt' 
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Verwendungskomponenten^^: 

Private Konsumausgaben'^^ | | Konsumausgaben des Staates Ausrüstungsinvestitionen 

I I Bauinvestitionen | | Sonstige Anlagen Vorratsveränderungen^^ | | Außenbeitrag®^ 



1) Errechnet aus den absoluten Veränderungen in Mrd Euro in Preisen von 1995.- 2) Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH.- 3) Beitrag der einzelnen 
Verwendungskomponenten zur Veränderung des Bruttoinlandsprodukts.- 4) Private Haushalte und Private Organisationen ohne Erwerbszweck.- 5) Vor- 
ratsveränderungen und Nettozugang an Wertsachen.- 6) Exporte abzüglich Importe von Waren und Dienstleistungen.- a) Eigene Schätzung. 
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den Dienstleistungen stieg die Investitionsbereitschaft. 
Die Investitionspläne der Unternehmen werden maßgeb- 
lich durch das Ersatz- und Rationalisierungsmotiv ge- 
prägt, wobei das Ersatzmotiv im Vergleich zum Vorjahr 
weiter an Bedeutung gewann und den höchsten Zuwachs 
unter allen Motiven erkennen ließ. Mit Hilfe von Ratio- 
nalisierungsinvestitionen versuchten die Unternehmen 
vorrangig ihre Produktionskosten weiter zu senken, um 
so ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. Die Kapazitäts- 
erweiterung verlor weiter an Bedeutung; offenkundig ge- 
hen die Unternehmen davon aus, eine höhere Nachfrage 
mit den bestehenden Kapazitäten bedienen zu können. 

191 . Mit dem saisonbereinigten Rückgang der vom 
Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München, erhobe- 
nen Kapazitätsauslastung im Verarbeitenden Gewerbe 
zu Beginn des Jahres setzte sich die unbefriedigende 
Entwicklung des letzten Jahres fort, die Kapazitätsaus- 
lastung bewegte sich im Jahresverlauf auf einem unter- 
durchschnittlichen Niveau. Eine durchgreifende Erho- 
lung der unternehmerischen Investitionen konnte vor 
diesem Hintergrund kaum erwartet werden. Im Durch- 


schnitt der ersten drei Quartale dieses Jahres lag die Ka- 
pazitätsauslastung in Westdeutschland mit 82,5 vH um 
1,8 Prozentpunkte unterhalb ihres langfristigen Durch- 
schnitts der Jahre 1993 bis 2002. Etwas stabilisiert hat 
sie sich lediglich im Nahrungs- und Genussmittelge- 
werbe, während die Hersteller von Grundstoff- und Pro- 
duktionsgütem, von Investitionsgütern sowie von Ver- 
brauchsgütem bis zur Jahresmitte einen sinkenden 
Auslastungsgrad verzeichneten. 

Die unstete Entwicklung der Indikatoren des Geschäfts- 
klimas zu Beginn dieses Jahres spiegelte das hohe Maß 
an Unsicherheit im Vorfeld des Irak-Kriegs wider. Nach 
dem deutlichen Rückgang im zweiten Halbjahr des 
Jahres 2002, pendelte der Geschäftsklima-Index in den 
ersten Monaten dieses Jahres deutlich unter seinem lang- 
fristigen Durchschnitt. Eine Verbesserung stellte sich 
nur zögerlich ein; Die sich im Jahresverlauf aufhellende 
Stimmung basierte im Wesentlichen auf einer Verbesse- 
rung der Geschäftserwartungen, während die Beurtei- 
lung der aktuellen Lage bis in den Herbst dieses Jahres 
keine nachhaltige positive Entwicklung erkennen ließ. 


Drucksache 15/2000 


- 112 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Schaubild 28 


Schaubild 29 
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1) In Preisen von 1995. Saison- und kalenderbereinigte Ergebnisse 
nach dem Census-Verfahren X-12-ARIMA. 


Die im Jahresverlauf optimistischere Stimmung spie- 
gelte sich ebenfalls in der Erholung an den Aktienbörsen 
wider und wurde von den im Jahresverlauf sich deutlich 
verbessernden US-amerikanischen Konjunkturdaten ge- 
stützt. Die Diskussion um das Vorziehen von Steuerent- 
lastungen sowie die Zinssenkungen der Europäischen 
Zentralbank dürften die Stimmungslage in diesem Jahr 
zumindest zeitweilig positiv beeinflusst haben. Das hohe 
Ölpreisniveau und die Aufwertung des Euro gegenüber 
dem US-Dollar dämpften allerdings die Exportperspek- 
tiven der Unternehmen. Zwar entlasteten die Abwertung 
des US-Dollar und die bis zur Jahresmitte fallenden Im- 
portpreise die Kostenseite der Unternehmen, aber insbe- 
sondere den Exporteuren blieb vor dem Hintergrund der 
Aufwertung des Euro wenig Spielraum zu Preisüberwäl- 
zungen. Die Importpreise gingen in den ersten acht Mo- 
naten dieses Jahres im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
um 1,6 vH zurück, während die Erzeugerpreise im glei- 
chen Zeitraum um 1,7 vH Zunahmen. 

192. Die Finanzierung der gesamtwirtschaftlichen 
Ausrüstungsinvestitionen wurde in diesem Jahr durch 
günstige Bedingungen insbesondere am Wertpapier- 
markt erleichtert. Zwar entwickelte sich der Umfang der 
Außenfinanzierung der Unternehmen über Banken leicht 


Investitionsmotive deutscher Unternehmen^) 
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1} Umfragen des Deutschen Industrie- und Handelskammertages im 
Herbst 2002 (für 2003) und Herbst 2003 (für 2004} bei seinen Kam- 
mern in Deutschland, wobei Antworten von mehr als 25 000 Mit- 
gliedsunternehmen, unter Berücksichtigung von Mehrfachnennun- 
gen, ausgewertet wurden. 

Quelle: DIHK 
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rückläufig, jedoch waren die Finanzierungsbedingungen 
am Kapitalmarkt in diesem Jahr besser als im vorausge- 
gangen Jahr. 

Die Außenfinanzierung der Unternehmen am Kapital- 
markt wurde zu Beginn des Jahres von der schwachen 
Verfassung des Aktienmarkts belastet. Im März dieses 
Jahres setzte eine Erholung ein, und der deutsche Akti- 
enindex legte bis Ende Oktober um etwa 60 vH zu, 
damit verbesserten sich die allgemeinen Finanzierungs- 
bedingungen der Unternehmen. Auch die Finanzierungs- 
bedingungen am Anleihemarkt waren in diesem Jahr 
günstig, das geringe Zinsniveau sowie die geringen Ren- 
diteaufschläge für Anleihen sowohl für Unternehmen 
mit sehr guter Bonität als auch für Unternehmen mit 
mittlerem Rating (Ziffer 146) erleichterten die Mittelbe- 
schaffung. Die Finanzierung über Untemehmensanlei- 
hen spielt bislang jedoch, trotz eines kräftigen Anstiegs 
der entsprechenden Emissionen, für den Unternehmens- 
sektor insgesamt keine bedeutsame Rolle. 

Die klassische Form der Außenfinanzierung der Unter- 
nehmensinvestitionen über Banken war in diesem Jahr 
leicht rückläufig. Die Kredite an inländische Unterneh- 
men gingen im ersten Halbjahr dieses Jahres um 0,3 vH 
zurück. Der leichte Rückgang des Kreditvolumens war 
auf eine Abnahme der Kreditvergabe vieler Bankengrup- 
pen zurückzuführen, lediglich die Regional- und Lan- 
desbanken sowie die Sparkassen wiesen in den ersten 
sechs Monaten dieses Jahres gegenüber dem Vorjahr je- 
weils ein etwas höheres Kreditvergabevolumen aus. Das 
geringe Volumen der Bankkredite an Unternehmen 
dürfte hierbei, analog zum vorausgegangenen Jahr, in 
erster Linie auf die konjunkturell bedingt verhaltene 
Nachfrage nach Fremdkapital zurückzuführen sein, 
wenngleich sich die Kreditvergabebedingungen in die- 
sem Jahr weiter leicht verschärften und auch eine anbie- 
terseitige Einschränkung des Kreditvolumens in Einzel- 
fällen Vorgelegen haben kann (Kasten 3). Unterscheidet 


man die Kreditvergabe der Banken hinsichtlich ihrer 
Fristigkeit, ließ sich bis Mitte des Jahres eine Verschie- 
bung der Laufzeiten der Verbindlichkeiten erkennen: 
Die Verbindlichkeiten mit kurzer Fristigkeit wurden auf- 
grund der Zinsstruktur stärker zurückgeführt als Ver- 
bindlichkeiten mit längeren Laufzeiten. 

Hinsichtlich der Finanzierungsquellen konnte gemäß 
der Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank 
für das Jahr 2002 eine bemerkenswerte Verschiebung 
beobachtet werden. Die Innenflnanziemng der Unter- 
nehmen, die sich aus nicht entnommenen Gewinnen und 
Abschreibungen zusammensetzt, nahm im vergangenen 
Jahr wieder ihre traditionelle dominierende Stellung 
ein, nachdem sie im Zuge des zurückliegenden Börsen- 
booms stark an Bedeutung verloren hatte. Mit einem 
Anteil von 72 vH erreichte sie fast den Höchstwert des 
Jahres 1995. Ausschlaggebend hierfür waren zum einen 
die nicht entnommenen Gewinne, die erstmals seit dem 
Jahr 1998 wieder positiv ausfielen - zuvor waren aus 
steuerlichen Gründen umfangreiche Ausschüttungen an 
die Anteilseigner vorgenommen worden - und zum an- 
deren die deutliche Reduktion der Außenfinanzierung. 
Vor dem Hintergrund zurückgehender Bruttoinvestitio- 
nen und einer deutlichen Rückführung der Geldvermö- 
gensbildung lag die Außenfinanzierung im Jahr 2002 
nur noch bei einem Drittel des Werts des Vorjahres be- 
ziehungsweise bei einem Sechstel des Volumens im 
Jahr 2000. Das Zusammentreffen von schwacher Inves- 
titionstätigkeit und hoher Ersparnisbildung führte erst- 
mals zu einem Finanzierungsüberschuss im Unterneh- 
menssektor, der traditionell auf Mittel von außen 
angewiesen ist. Der Unternehmenssektor, der bis zum 
Ende der neunziger Jahre durch hohe Investitionen und 
insbesondere umfangreiche Akquisitionen sowie einen 
zunehmenden Schuldenstand gekennzeichnet war -der 
Schuldenstand erreichte im Jahr 1999 seinen bislang 
höchsten Wert-, hat seitdem begonnen, seinen Schul- 
denstand zu reduzieren. 


Kasten 3 


Zur Kreditvergabe der deutschen Banken 

Die in den ersten Monaten des Jahres anhaltende Aktienmarktschwäche und die fortgesetzten konjunkturellen Pro- 
bleme haben Befürchtungen über mögliche Restriktionen auf der Kreditangebotsseite mit negativen gesamtwirt- 
schaftlichen Auswirkungen geweckt. Ein störungsfreier Bankensektor ist elementar für die Finanzmarktstabilität 
und damit von besonderer Bedeutung für die Geldpolitik. Instabilitäten im Bankensystem beeinträchtigen die 
Transmission monetärer Impulse und damit die Effektivität der Geldpolitik. Sie können sowohl das Ausmaß als 
auch die Dauer konjunktureller Schwächephasen erhöhen. Mit der Erholung der Aktienmärkte seit dem Frühjahr 
hat sich die Diskussion jedoch etwas abgeschwächt: Die Gefahr einer sich verschärfenden anbieterseitigen Stö- 
rung des Kreditvergabeprozesses scheint sich nicht bestätigt zu haben. 
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Zur Lage der deutschen Banken 

Die Stabilität des Bankensystems wird im Zuge einer Aktienmarktschwäche vor allem durch die Verringerung des 
Nettovermögens beeinträchtigt. Außerdem kann eine endogene Verschärfung drohen, wenn die Banken ihre Akti- 
enbestände bei fallenden Kursen verkaufen und damit weitere Kursrückgänge auslösen. ln Deutschland wird die 
Lage der Banken zudem durch die nach wie vor bestehenden Strukturprobleme und die Ertragsschwäche beein- 
trächtigt (JG 2002 Ziffer 165). 

Die mit diesen Problemen verbundene Verschlechterung der Bonität deutscher Finanzinstitutionen in den letz- 
ten Jahren manifestiert sich im Urteil von Ratingagenturen. Hier wurde der bereits Ende der neunziger Jahre 
begonnene Trend einer Herabstufung des Rating deutscher Großbanken fortgesetzt. Zudem entwickelten sich 
die Aktienkurse der Banken vom Beginn des Jahres 2002 bis zum Juni 2003 in einem generell schwachen 
Marktumfeld deutlich schlechter als der Gesamtmarkt (Schaubild 30). Seit März 2003 hat sich die Situation am 
Aktienmarkt jedoch entspannt, und seit Juni haben die Kurse der Bankaktien stärker aufgeholt als die des Ge- 
samtmarkts. Auch die Marktkapitalisierung der deutschen Banken nahm nach großen Verlusten zwischen 
Dezember 1999 und März 2003 in Höhe von 106 Mrd Euro - das entspricht 68 vH - bis August 2003 wieder 
um 20 Mrd Euro - das entspricht 40 vH - zu. Auf dem Gesamtmarkt waren die Schwankungen mit Verlusten in 
Höhe von 63 vH und einer Zunahme der Marktkapitalisierung in Höhe von 32 vH im gleichen Zeitraum weni- 
ger stark ausgeprägt. 

Nachdem sich die aggregierte Eigenkapitalrentabilität nach Steuern aller deutschen Banken im Geschäftsjahr 2002 
noch auf 2,78 vH verringert hatte (Tabelle 23), zeichnet sich für das Geschäftsjahr 2003 eine Entspannung der Er- 
tragssituation der Banken ab - vor allem weil die Verwaltungskosten und der Bewertungsaufwand sinken dürften. 
Insbesondere ein gestiegener Aufwand für Wertberichtigungen und Risikovorsorge für das Kredit- und Wert- 
papiergeschäft war - neben rückläufigen Überschüssen aus dem Provisionsgeschäft - ursächlich für die Ver- 
schlechterung der Ertragslage im Jahr 2002 gewesen. 


Schaubild 30 


Entwicklung der Aktienkurse von Banken^) 


1. Mai 2002 = 100 


1. Mai 2002 = 100 



1) Wochendurchschnitte.- 2) Im März 2003 von der Deutschen Börse neu eingeführter, breit angelegter Benchmark-Index. In ihm enthalten sind unter ande- 
rem der DAX 30 und der HDAX als Nachfolger des alten DAX 100. Er misst die Entwicklung aller im Prime Standard enthaltenen Unternehmen der klassi- 
schen Branchen sowie der Technologiebranchen und ist in 1 8 Branchenindizes eingeteilt.- 3) Teilindex Banken des Prime Standard, der die Indexhistorie 
des CDAX-Banken weiterführt. 

Quelle für Grundzahlen: Deutsches Aktieninstitut 
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Zum Zusammenhang von Bankensituation und angebotsseitigen Kreditvergaberestriktionen 

Das Kreditangebot der Banken wird vor allem von zwei Faktoren beeinflusst: der finanziellen Lage der Banken 
selbst und der Bonität der Kreditnehmer. Im monetären Transmissionsprozess betrifft der erste Fall den Bank- 
kreditkanal, der zweite den Bilanzkanal. 


Tabelle 23 


Ertragslage der deutschen Kreditinstitute" 

vH" 



1999 

2000 

2001 

2002 

Teilbetriebsergebnis 

0,50 

0,41 

0,34 

0,45 

davon: 

Zinsüberschuss 

1,28 

1,14 

1,13 

1,20 

davon: 

Zinsertrag 

5,33 

5,51 

5,51 

4,85 

Zinsaufwendungen 

4,05 

4,36 

4,39 

3,64 

Provisions- 
überschuss 

0,37 

0,42 

0,36 

0,34 

Allgemeine 

V erwaltungsauf- 
wendungen 

1,16 

1,16 

1,15 

1,10 

Betriebsergebnis" 

0,41 

0,30 

0,19 

0,10 

darunter: 

Bewertungsergebnis 

- 0,19 

- 0,24 

- 0,28 

- 0,44 

Jahresüberschuss 
vor Steuern" 

0,35 

0,29 

0,20 

0,15 

nach Steuern" 

0,20 

0,19 

0,15 

0,10 

Nachrichtlich: 

Eigenkapitalrentabilität" (vH) 
vor Steuern 

11,22 

9,32 

6,39 

4,38 

nach Steuern 

6,51 

6,07 

4,73 

2,78 

Durchschnittliche Bilanzsumme 
(Mrd Euro) 

6056 

6716 

7091 

7105 


1) Für alle Bankengruppen. - 2) Jeweils in vH der durchschnittlichen Bilanzsumme. - 3) Teilbe- 
triebsergebnis einschließlich Netto-Ergebnis aus Finanzgeschäften, Saldo der sonstigen betrieb- 
lichen Erträge und Aufwendungen, Bewertungsergebnis. - 4) Betriebsergebnis plus Saldo der an- 
deren und außerordentlichen Erträge und Aufwendungen. - 5) Jahresüberschuss vor Steuern ab- 
züglich Steuern vom Einkommen und Ertrag. - 6) Jahresüberschuss in vH des durchschnittlichen 
bilanziellen Eigenkapitals. 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Durch eine Aktienmarktschwäche sinkt das Nettovermögen der Kreditinstitute, und das Vermögensrisiko der Bank 
steigt an. Dies kann Banken dazu veranlassen, ihr Portfolio in Richtung weniger riskanter Anlagen umzuschich- 
ten, um die optimale Kombination aus Risiken und Erträgen wieder herzustellen. Dabei würden alle riskanten Ak- 
tiva - also auch die Unternehmenskredite - unabhängig von ihrem erwarteten Ertrag zu Gunsten risikoloser Ver- 
mögenswerte reduziert. Außerdem führt das gesunkene Nettovermögen der Kreditinstitute zu einer Verringerung 
des Kapital-Kredit- Verhältnis der Banken. Die einfachste Möglichkeit zur Korrektur dieses Effekts ist eine Ein- 
schränkung der Kreditvergabe. Dieser Mechanismus kann durch regulatorische Eingriffe wie höhere Eigenkapi- 
talanforderungen der Zentralbank genauso wie durch eine verschlechterte Ertragslage der Banken aufgrund struk- 
tureller Schwächen verstärkt werden, ln diesem Fall liegen die Ursachen für die angebotsseitigen Friktionen im 
Bankenbereich selbst (Bankkreditkanal). Tragen diese Faktoren signifikant zur Schwäche des Kreditzuwachses 
bei, so liegt eine Kreditklemme vor. Betrachtet man das Geldvermögen aller deutschen Banken, so ist zunächst 
ersichtlich, dass es zu einem verhältnismäßig geringen Teil aus Aktien und Investmentzertifikaten besteht, obwohl 
der Aktienanteil in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen ist. Zu ungefähr 60 vH besteht das Geldvermögen 
der Kreditinstitute aus vergebenen Krediten. Des Weiteren haben Rentenpapiere mit über 20 vH einen relativ 
großen Anteil. Vor diesem Hintergrund ist kein allzu großer direkter Einfluss von Aktienkursänderungen auf die 
Vermögensposition der Banken insgesamt zu erwarten. Hinzu kommt, dass die durchschnittliche Eigenkapital- 
quote der deutschen Banken - das verfügbare Eigenkapital in Relation der risikogewichteten Aktiva - trotz der 
verschlechterten Ertragslage der Banken in den letzten Jahren angestiegen ist; eine Eigenkapitalverknappung, wel- 
che angebotsseitige Kreditrestriktionen über den Bankkreditkanal begründen könnte, ist somit nicht zu beobach- 
ten. 

Bedeutsamer für eine mögliche Kreditangebotsrestriktion durch die Banken sind indirekte Effekte aufgrund 
erhöhter Kreditausfallrisiken. In diesem Fall lässt sich die mangelnde Kreditvergabebereitschaft der Banken durch 
bestimmte Eigenschaften der Kreditnehmer erklären (Bilanzkanal); Kursrückgänge an den Finanzmärkten verrin- 
gern das Nettovermögen der Kreditnehmer. Im Verbund mit der konjunkturellen Schwäche sinkt der Cash-Flow 
der kreditsuchenden Unternehmen, die Gefahr von Kreditausfällen nimmt zu. Die Reaktion der Kreditvergabe der 
Banken auf die damit verbundene Verschlechterung des Kreditrisikos - beispielsweise in Form höherer Zinsen 
oder geringerer Kreditvolumina - kann durch regulatorische Eingriffe wie Basel II verstärkt werden. Die in den 
vergangenen Jahren deutlich gestiegene Zahl der Insolvenzen im Untemehmenssektor sowie der gestiegene Risi- 
kovorsorgeaufwand der Banken für das Kreditgeschäft im Jahr 2002 belegen die verschlechterte Bonität der kre- 
ditsuchenden Unternehmen. Besorgniserregend ist insbesondere die Ertragssituation der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen (Deutsche Bundesbank, 2003c). Dies spricht für eine stärkere Relevanz des Bilanzkanals. Empirisch 
gestützt wird die Vermutung, dass die niedrigere Kreditvergabe - neben einer gedämpften Kreditnachfrage - vor 
allem durch die verschlechterte Bonität der kreditsuchenden Unternehmen zu begründen ist und weniger aus den 
direkten Vermögenseffekten im Bankenbereich resultiert, auch durch inzwischen verfügbare Umfrageergebnisse 
zum Kreditvergabeverhalten der Banken. 

Empirische Ergebnisse zum Kreditvergabeverhalten der Banken 

Im Januar 2003 haben die Zentralbanken des Eurosystems mit einer vierteljährlichen Befragung ausgewählter 
Banken im Euro-Raum zu ihrem Kreditgeschäft begonnen (Bank Lending Surveys). Mit Hilfe dieser Umfrage sol- 
len Informationen über die Einschätzung angebots- und nachfrageseitiger Einflüsse der Kreditentwicklung durch 
die Banken gewonnen werden. An der Befragung nehmen 86 europäische Kreditinstitute teil, unter ihnen 
17 deutsche, deren Zusammensetzung die deutsche Bankenstruktur sowie das deutsche Buchkreditgeschäft reprä- 
sentieren soll. Die deutschen Befragungsergebnisse gehen mit einem Gewicht von 36,2 vH in die Gesamtergeb- 
nisse ein. Die Umfrage umfasst auf der Kreditangebotsseite vor allem die bankinternen Kreditrichtlinien und die 
Bedingungen für die Kreditgewährung, zum Beispiel den Zinssatz, den Risikoaufschlag, die Sicherheitenerforder- 
nisse, die Fristigkeit oder das Kreditvolumen. Auf Seiten der Kreditnachfrage ist vor allem die Einschätzung von 
Faktoren im Zusammenhang mit dem Finanzierungsbedarf und der Nutzung alternativer Finanzierungsquellen von 
Interesse. 

Die bisherigen Befragungsergebnisse deuten für Deutschland auf eine leichte Verschärfung der Kreditrichtlinien 
hin, die vor allem aus der verschlechterten Kreditrisikoeinschätzung resultiert. Das Ausmaß der Verschärfung hat 
jedoch seit Jahresbeginn stetig abgenommen (Schaubild 31). Ursächlich für die Verschärfung waren nach Anga- 
ben der Banken die allgemeinen Konjunkturaussichten sowie branchenspezifische oder untemehmensspezifische 
Faktoren und die Werthaltigkeit der Sicherheiten, das heißt, vor allem Größen, die den Bilanzkanal, also die Un- 
ternehmenssituation, betreffen. Finanzierungskosten und bilanzielle Restriktionen der Banken trugen - über den 
Bankkreditkanal - ebenfalls zu einer leichten Verschärfung der Vergabebedingungen bei. Letztere schlug sich bei 
den Konditionen in einer abermaligen Zunahme der Margen insbesondere für risikoreichere Kredite, stärkeren Vo- 
lumenbeschränkungen und höheren Sicherheitenerfordernissen nieder. Teilweise wurde auch die Fristigkeit rest- 
riktiver gehandhabt. 
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Außerdem zeigen die Umfrageergebnisse, dass die Kreditnachfrage von Unternehmen in der Einschätzung der 
Banken gesunken ist, allerdings scheint ein Ende der Kreditnachfrageschwäche - zumindest im Untemehmenssek- 
tor - absehbar. 

Insgesamt deuten die bisherigen Umfrageergebnisse - ähnlich wie im Euro-Gebiet als Ganzem - auf eine etwas 
restriktivere Kreditvergabe der Banken - also eine angebotsseitige Krediteinschränkung - hin, aber auch auf eine 
geringere Kreditnachfrage. Indizien für eine Kreditklemme im Sinne einer überwiegend durch die Lage der Ban- 
ken begründeten Schwäche des Kreditzuwachses liefern die Umfrageresultate nicht. 


Schaubild 31 



Auch der Sachverständigenrat hat die Probleme am Kreditmarkt im Rahmen einer empirischen Studie untersucht 
(JG 2002 Ziffern 153 ff). Dabei stand die Stabilität der Beziehung zwischen der Kreditentwicklung und ihren 
nachfrageseitigen Determinanten - dem Bruttoinlandsprodukt und den Zinsen - im Vordergrund. Nach wie vor 
lässt sich weder ein Strukturbruch in der Beziehung der drei Größen erkennen, noch zeigt die Schätzung eine wei- 
tere Verschlechterung der Lage auf dem Kreditmarkt an. Eine vom Internationalen Währungsfonds durchgeführte 
Studie kommt zu ähnlichen Ergebnissen. 
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193 . Die Erholung an den Finanzmärkten deutete auf 
eine allgemeine Verbesserung der Ertragserwartungen 
hin. Inwieweit sich in dieser Aufwärtsbewegung tatsäch- 
lich eine Verbesserung der Unternehmensgewinne wi- 
derspiegelt, kann mangels zeitnaher Daten für den Un- 
temehmenssektor als Ganzes noch nicht festgestellt 
werden. Schätzungen des Gewinnwachstums, die auf der 
Marktkapitalisierung und dem Kurs-Gewinnverhältnis 
börsennotierter Unternehmen basieren, deuten darauf 
hin, dass in diesem Jahr die Gewinnentwicklung bis Ok- 
tober gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 
insgesamt rückläufig war, wenngleich sich seit Jahres- 
mitte eine leichte Erholung abzeichnete. 

Detaillierte Angaben über die Ertragssituation liefert 
die Unternehmensbilanzstatistik der Deutschen Bundes- 
bank. Im Frühjahr dieses Jahres erschien ihre Analyse 
der Ertragslage und Finanzierungsverhältnisse deut- 
scher Unternehmen für das Jahr 2001. Demnach schlug 
sich die konjunkturelle Abschwächung im Jahr 2001 
deutlich in den Gewinn- und Verlustrechnungen der Un- 
ternehmen im Produzierenden Gewerbe, im Handel und 
im Verkehr nieder (Schaubild 32). Insgesamt verschlech- 
terte sich für die Unternehmen des Produzierenden Ge- 
werbes, Handel und Verkehrs die Ertragsentwicklung er- 
heblich, das Jahresergebnis vor Steuern sank um 
12,5 vH, während es im Jahr zuvor noch um 5,5 vH ge- 
stiegen war. Damit wurde die Verbesserung der Ertrags- 
position seit dem Jahr 1996 weitgehend aufgezehrt. Die 
Bruttoumsatzrendite, die das Verhältnis des Jahreser- 
gebnisses vor Steuern zum Umsatz der Unternehmen an- 
gibt, unterschritt mit knapp 3 vH den Vorjahreswert um 
einen halben Prozentpunkt. Besonders stark fiel die Er- 
tragsverschlechterung im Baugewerbe aus, die Gewinne 
und Verluste hielten sich in etwa die Waage. Das Verar- 
beitende Gewerbe verzeichnete die schwersten Gewinn- 
einbrüche seit dem Jahr 1993, so dass die Bruttoumsatz- 
rendite um knapp einen Prozentpunkt auf 3,5 vH 
zurückging. Auch im Großhandel und im Verkehr 
reduzierten sich die Bruttoumsatzrenditen auf 1,5 vH 
beziehungsweise 2,3 vH, während die Umsatzrenditen 
im Einzelhandel mit 2 vH praktisch unverändert blie- 
ben. 

Die schwache wirtschaftliche Entwicklung der vergan- 
genen Jahre dürfte die kleineren und mittleren Unter- 
nehmen besonders in Mitleidenschaft gezogen haben. 
Eine von der Deutschen Bundesbank im Herbst erstmals 


vorgelegte Auswertung der Unternehmensbilanzstatistik 
nach Größenklassen für die Zeit von 1994 bis 2001 er- 
gab, dass die Erträge kleinerer und mittlerer Unterneh- 
men sich deutlich schlechter entwickelt haben als die Er- 
träge größerer Unternehmen. Maßgeblich hierfür ist 
gewesen, dass die inländische Nachfrage in den zurück- 
liegenden Jahren langsamer stieg als die Nachfrage aus 
dem Ausland. Da kleinere und mittlere Unternehmen 
eine höhere binnenwirtschaftliche Orientierung aufwei- 
sen als größere Unternehmen, werden diese von einer 
schwachen binnenwirtschaftlichen Entwicklung stärker 
erfasst. Die schon seit geraumer Zeit andauernde Kon- 
junktur- und Wachstumsschwäche im Inland hat bei vie- 
len dieser Unternehmen zu einer Erosion der Erträge 
und zu einem Abschmelzen der finanziellen Reserven ge- 
führt. Hinzu kommt, dass die Bauwirtschaft, die seit 
mehreren Jahren einen schmerzhaften Anpassungspro- 
zess zu durchlaufen hat, bei den kleineren und mittleren 
Unternehmen stark vertreten ist. Zudem scheinen diese 
in den zurückliegenden Jahren weniger als größere Un- 
ternehmen in der Lage gewesen zu sein, Rationalisie- 
rungspotentiale zu nutzen und den Kostenanstieg zu 
dämpfen. Dabei kann vermutet werden, dass kleinere 
und mittlere Unternehmen die in den Tarifverträgen ver- 
einbarte Flexibilität bei der Arbeitszeitgestaltung weni- 
ger intensiv nutzen können als größere Unternehmen. 
Die schon seit geraumer Zeit angespannten Finanzie- 
rungsbedingungen belasten zusätzlich diese Unterneh- 
men, deren geringe Eigenkapitalausstattung eine 
Schwachstelle darstellt. Angesichts einer hohen Banken- 
abhängigkeit und eines gestiegenen Risikobewusstseins 
der Kreditinstitute dürfte die Verbesserung des haften- 
den Kapitals für viele kleinere und mittlere Unterneh- 
men in den nächsten Jahren einen hohen Stellenwert be- 
sitzen. 

194 . Die aus der Unternehmensbilanzstatistik abgelei- 
teten Ergebnisse über die Ertragssituation der Unterneh- 
men sind insofern unvollständig, als die Insolvenzen 
von Unternehmen im jeweiligen Berichtszeitraum nicht 
berücksichtigt werden können. Im ersten Halbjahr dieses 
Jahres erreichte die Zahl der insolventen Unternehmen 
mit knapp 20 000 einen neuen Höchststand. Der Anstieg 
zum entsprechenden Vorjahreszeitraum betrug damit 
9,1 vH, wobei fast alle Wirtschaftsbereiche eine Zu- 
nahme der Insolvenzen hinnehmen mussten. Die Insol- 
venzverfahren im Dienstleistungsbereich verzeichneten 
sowohl den höchsten Anteil am Insolvenzgeschehen als 
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Schaubild 32 
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auch eine starke Veränderung von 13,6 vH. Bemerkens- 
wert war, dass trotz anhaltend schlechter Entwicklung 
der Baubranche die Insolvenzverfahren in diesem Wirt- 
schaftsbereich sogar um 1,8 vH abnahmen, während im 
Verarbeitenden Gewerbe ein Zuwachs von 9,7 vH zu be- 
obachten war. 

Bei der Interpretation der Insolvenzzahlen darf nicht au- 
ßer Acht gelassen werden, dass eine „Alternative“ zur 
Insolvenz die Betriebsschließung darstellt. Dies bedeu- 
tet, dass die Unternehmens- oder Betriebsleitung auf- 
grund pessimistischer Ertragsaussichten sich vor einer 
etwaigen Insolvenz dazu entschließt, die noch beste- 
hende Unternehmenssubstanz zu retten oder nicht weiter 
aufzuzehren. Insbesondere die deutliche Zunahme von 
Abmeldungen in den neuen Bundesländern könnte dar- 
auf hinweisen, dass der Rückgang der Unternehmensin- 
solvenzen in Ostdeutschland durch die Zunahme der Lö- 
schungen kompensiert wurde. Vor diesem Hintergrund 
signalisiert die Abnahme der Insolvenzverfahren in der 
Baubranche keine Entlastung der angespannten Lage. 

Die schwache konjunkturelle Entwicklung bremste im 
ersten Halbjahr dieses Jahres ebenfalls die Gründungs- 
aktivitäten. Dies zeigte sich am Rückgang der Untemeh- 
mensneuanmeldungen in den Gewerbe- und Handelsre- 
gistern. Nach Angaben von Creditreform gingen diese 
gegenüber dem entspreehenden Vorjahreszeitraum um 
3,7 vH zurück. Gleichzeitig stieg die Zahl der Gewerbe- 
abmeldungen um 0,3 vH. Der Großteil der Untemeh- 
mensgründungen fand im Dienstleistungssektor statt 
(56 vH). Im Handel und Bau lagen die Anteile mit 28 vH 
beziehungsweise 10 vH deutlich darunter, lediglich 6 vH 
aller Neugründungen fanden im Verarbeitenden Ge- 
werbe statt. 


Bauinvestitionen: Baukrise im neunten Jahr 

1 95. Wie in den Jahren zuvor belasteten die Bauinves- 
titionen die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Der seit 
Mitte der neunziger Jahre zu beobachtende Abwärts- 
trend schwächte sich in diesem Jahr zwar ab, zu einer 
Trendwende kam es jedoch nicht (Schaubild 33, 
Seite 120). Die Bautätigkeit, die zu Jahresbeginn - nicht 
zuletzt aufgrund der kalten Witterung - stark abgenom- 
men hatte, schrumpfte im Jahresdurchschnitt um 3,6 vH 
und damit geringer als im Jahr zuvor. Die andauernde 
konjunkturelle Schwäche, die auch den Dienstleistungs- 
sektor traf, führte zu Überkapazitäten bei Büro- und La- 
gergebäuden in Westdeutschland, die mit den bereits ho- 
hen Leerständen in Ostdeutschland das Baugewerbe 
insgesamt belasteten. Im Wohnungsbau war der Rück- 
gang der Investitionstätigkeit mit 2,7 vH weniger stark 
ausgeprägt, nicht zuletzt da sich ab der zweiten Jahres- 
hälfte der zu Jahresbeginn deutliche Anstieg der Bauge- 
nehmigungen in der Bautätigkeit niederschlug. Dämp- 
fend wirkte der angespannte Arbeitsmarkt und die damit 
verbundene Einkommensunsicherheit; die niedrigen Hy- 
pothekenzinsen ermöglichten eine günstige Finanzierung. 
Nur geringe Impulse dürften vom „Wohnraum-Modemi- 
sierungs-Programm 2003“ der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau ausgegangen sein, mit dem Modemisierungs- und 
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Schaubild 33 



Instandsetzungsmaßnahmen an Wohngebäuden geför- 
dert wurden. Die öffentlichen Bauinvestitionen nahmen 
angesichts der angespannten Haushaltslage um 6,4 vH 
ab, wobei die Wiederaufbaumaßnahmen der Infrastruk- 
tur in flutgeschädigten Gebieten Ostdeutschlands den 
Rückgang etwas gemildert haben. Insbesondere die Ge- 
meinden schränkten ihre Bautätigkeit weiter ein. 

196 . Die Ankündigung der Bundesregierung, die Ei- 
genheimzulage zu kürzen oder abzuschaffen, ließ die 
Baugenehmigungen in diesem Jahr deutlich ansteigen; 


deren starke Zunahme, die bereits zum Ende des vergan- 
genen Jahres eingesetzt hatte, setzte sich zu Beginn die- 
ses Jahres fort, verlor im weiteren Verlauf des Jahres je- 
doch deutlich an Dynamik. Im Hochbau wurden für die 
Errichtung neuer Gebäude zwischen Januar und August 
mehr Baugenehmigungen erteilt als im Vorjahreszeit- 
raum; gemessen am Rauminhalt war ein Zuwachs von 
2,9 vH zu beobachten. Der Zuwachs der Baugenehmi- 
gungen für Wohngebäude insgesamt (einschließlich 
Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden) betrug, ge- 
messen an den veranschlagten Kosten des Bauwerks, in 
den ersten acht Monaten dieses Jahres gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum, 13,3 vH. Im Wirtschaftsbau setzte 
sich der rückläufige Trend bei den Baugenehmigungen 
fort, wenn auch mit verlangsamter Rate. Entsprechend 
verringerten sich die Baugenehmigungen, gemessen an 
den veranschlagten Kosten des Bauwerks, von Januar 
bis August 2003 gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 
6,7 vH. 

197 . Die rückläufige Entwicklung der Nachfrage nach 
Bauleistungen des Bauhauptgewerbes setzte sich auch in 
diesem Jahr fort. Das Auftragsvolumen sank seit Jahres- 
beginn kontinuierlich und lag im Zeitraum von Januar 
bis August um 10,9 vH unter dem Niveau des entspre- 
chenden Vorjahreszeitraums. Die Nachfrage im Bereich 
des Wohnungsbaus ging in den ersten acht Monaten die- 
ses Jahres mit 9,2 vH weniger zurück als im Vorjahr, 
während im Nichtwohnungsbau der Rückgang mit 
17,5 vH nochmals deutlicher ausfiel als im Jahr zuvor. 
Die Nachfrage im Tiefbau, die im letzten Jahr noch ein 
leichtes Plus verzeichnen konnte, sank in diesem Jahr 
um 6,6 vH. 

Der hohe Zuwachs der Baugenehmigungen in diesem 
Jahr spiegelte sich bis Oktober nur in einem geringen 
Ausmaß in den Auftragseingängen und der Nettoproduk- 
tion im Baugewerbe wider, so dass nur ein Teil der Ge- 
nehmigungen bislang bauwirksam geworden sein dürfte. 
Ein starker Vorzieheffekt der Bautätigkeit aufgrund der 
Diskussion um die Eigenheimzulage ließ sich im ersten 
Halbjahr nicht feststellen, unter anderem weil die erteil- 
ten Genehmigungen im Wohnungsbau eine Gültigkeit 
über einen Zeitraum von drei Jahren besitzen, mit der 
Option auf eine weitere Fristverlängerung. 

Konsum: Zögerliche Verbesserung der 
Konsumentenstimmung 

198 . Nach einem Rückgang im letzten Jahr stiegen die 
Privaten Konsumausgaben in diesem Jahr nur geringfü- 
gig um 0,2 vH (Schaubild 34). Sondereffekte wie die 
lange Frostperiode und die damit verbundenen hohen 
Heizölkäufe führten zu Beginn des Jahres zu einem ver- 
gleichsweise kräftigen Zuwachs; entscheidend für die 
verhaltene Entwicklung im Jahresverlauf war die schwa- 
che Einkommensentwicklung sowie der fortdauernde 
Abbau der Beschäftigung. 

Bei einer geringen Inflationsrate in diesem Jahr von 
1 , 1 vH, gemessen am Verbraucherpreisindex für Deutsch- 
land, sowie einer Zunahme der Tariflöhne je Arbeits- 
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stunde um 2,3 vH nahmen die Tarifverdienste je Arbeits- 
stunde inflationsbereinigt um 1,2 vH zu. Der 
Tariflohnerhöhung stand allerdings eine Kürzung der 
übertariflichen Bestandteile entgegen, so dass die Effek- 
tivlöhne nur um 1 ,0 vH stiegen. Die Entwicklung der 
Lohnsumme fiel aufgrund der negativen Beschäfti- 
gungsentwicklung nochmals schwächer als im Vorjahr 


aus. Die Arbeitnehmerentgelte stiegen lediglich um 
0,3 vH, die Bruttolöhne und -gehälter nahmen um 
0,1 vH ab, nach Abzug der Sozialversicherungsbeiträge 
und der Lohnsteuer, die in diesem Jahr einen Zuwachs 
von rund 2,5 vH beziehungsweise 0,8 vH aufwiesen, 
war ein Rückgang der Nettolöhne und -gehälter um 
1 ,0 vH zu verzeichnen. 

Das verfügbare Einkommen, der bedeutendste Bestim- 
mungsfaktor der Privaten Konsumausgaben, erhöhte 
sich dennoch um 1 ,4 vH. Dies lag vor allem an der deut- 
lichen Zunahme der empfangenen monetären Sozialleis- 
tungen, die einen Zuwachs von 3,4 vH verzeichneten, 
als auch am Zuwachs der übrigen Primäreinkommen der 
privaten Haushalte, die um 1,8 vH anstiegen. 

199 . Dämpfend auf die Konsumgüternachfrage wirkte 
ebenfalls, dass die Sparquote um 0,4 Prozentpunkte zu- 
nahm, sie betrug in diesem Jahr 11,0 vH. Die Sparquote, 
die in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen als 
der Anteil des Sparens der privaten Haushalte am ver- 
fügbaren Einkommen zuzüglich der Zunahme betriebli- 
cher Versorgungsansprüche definiert ist, spiegelte vor 
dem Hintergrund der angespannten Lage am Arbeits- 
markt einerseits ein hohes Maß an Einkommens- und 
Arbeitsplatzunsicherheit wider (Kasten 4, Seite 122), an- 
dererseits auch die zunehmende Einsicht, vermehrt pri- 
vat für die Altersvorsorge sparen zu müssen. Die stei- 
gende Bedeutung einer privaten Altersvorsorge zeigte 
sich auch in diesem Jahr im deutlichen Zuwachs der be- 
trieblichen Versorgungsansprüche der privaten Haus- 
halte. Diese Ansprüche, die bereits seit einigen Jahren 
deutlich ansteigen, nahmen in diesem Jahr um etwa 
20 vH zu. Ihr Anteil an der gesamten Ersparnis der pri- 
vaten Haushalte betrug damit deutlich über 10 vH. 

Gemäß der Finanzierungsrechnung der Deutschen Bun- 
desbank erreichte die Ersparnis der privaten Haushalte 
im Jahr 2002 rund 162 Mrd Euro (einschließlich emp- 
fangener Nettovermögensübertragungen) . Der höheren 
Ersparnis stand eine abermalige Reduktion der Kredit- 
aufnahme gegenüber. Das gesamte Mittelaufkommen der 
privaten Haushalte, also die Summe aus Ersparnis und 
Kreditaufnahme, lag im Jahr 2002 damit nur geringfü- 
gig über dem Niveau des Vorjahres. Das geringe Niveau 
der Kreditaufnahme ging mit einer abermaligen Reduk- 
tion der Nettoinvestitionen der privaten Haushalte ein- 
her, so dass diese mit 3 vH in Relation zum verfügbaren 
Einkommen abermals einen Tiefstand erreichte. Maß- 
geblich hierfür war die weiter rückläufige Entwicklung 
im Eigenheimbau. Aufgrund der schwachen Bauaktivitä- 
ten der privaten Haushalte und des damit verbundenen 
geringen Umfangs der Fremdfinanzierung fiel der An- 
stieg der Verschuldung der privaten Haushalte gering 
aus. Die Schuldenquote, das Verhältnis der Verbindlich- 
keiten zum verfügbaren Einkommen, sank gegenüber 
dem Vorjahr um 0,1 Prozentpunkte auf 110,7 vH. Ange- 
sichts der schwachen Investitionstätigkeit flössen drei 
Viertel der gesamten Mittel in die GeldvermögensbU- 
dung. 

200 . Die gedämpfte Stimmung der Verbraucher deckte 
sich zu Beginn des Jahres nicht mit dem leichten 
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Zuwachs der Privaten Konsumausgaben. Der von der 
Europäisehen Kommission für Deutschland erhobene 
Indikator für das Verbrauchervertrauen sank seit 
Herbst letzten Jahres kontinuierlieh und erreichte im 
Frühjahr dieses Jahres seinen Jahrestiefstand. Mit der 
einsetzenden Stimmungsaufhellung im Unterneh- 
mensbereieh und an den Kapitalmärkten verbesserte 
sich bis Oktober dieses Jahres aueh das Konsumklima, 
das sieh im Jahresdurchsehnitt aber auf einem insge- 
samt niedrigen Niveau bewegte. Die im Jahresverlauf 
etwas optimistischere Grundhaltung der Konsumenten 


basierte unter anderem auf der verbesserten Einschät- 
zung der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung so- 
wie einer leicht optimistischeren Einschätzung der ei- 
genen zukünftigen finanziellen Situation. Dennoch 
wurde eine leicht steigende Sparbereitschaft signali- 
siert, die die hohe Einkommensunsicherheit reflektiert. 
Die Einschätzung der Entwicklung der Arbeitslosig- 
keit blieb bis Oktober dieses Jahres weitgehend unver- 
ändert, hier schien die Überzeugung vorzuherrschen, 
dass eine Talsohle auf dem Arbeitsmarkt erreicht wor- 
den sei. 


Kasten 4 


Empirische Analyse zum Einfluss von (Einkommens-)Unsicherheit und 
Verbrauchervertrauen auf die Privaten Konsumausgaben 

Hinsichtlich der Konsumnachfrage ist in der ökonomischen Theorie des Konsumentenverhaltens weitgehend un- 
strittig, dass die privaten Haushalte wünschen, ihr Konsumprofil über die Zeit zu glätten. Da man generell unter- 
stellt, dass die meisten Haushalte risikoavers sind, besitzen sie zudem ein Interesse, eine Glättung ihres 
gewünschten Konsumniveaus über unterschiedliche wirtschaftliche Situationen vorzunehmen. Die Konsument- 
scheidungen sind daher prinzipiell davon abhängig, wie hoch das zukünftige Risiko, und hier insbesondere das 
Einkommensrisiko, eingeschätzt wird. Schätzen die privaten Haushalte das Risiko hoch ein, in der Zukunft den 
Arbeitsplatz zu verlieren, werden sie einen größeren Teil ihres gegenwärtigen Einkommens sparen, als wenn sie 
das Risiko als eher gering einstufen. 

Die Zuwachsraten der Privaten Konsumausgaben in den vergangenen Jahren waren unterdurchschnittlich. Es liegt 
daher nahe, Unsicherheit hinsichtlich des zukünftigen Einkommens mit den geringen Zuwachsraten der Privaten 
Konsumausgaben in einen kausalen Zusammenhang zu stellen, insbesondere vor dem Hintergrund, dass in den zu- 
rückliegenden Jahren die Beschäftigtenzahlen deutlich zurückgegangen sind. Die folgende empirische Analyse 
untersucht daher, ob und in welchem Umfang Unsicherheit hinsichtlich des Arbeitsplatzes oder die Entwicklung 
des Verbrauchervertrauens zur Erklärung der Konsumausgaben der privaten Haushalte beitragen. Da die Entwick- 
lung am Arbeitsmarkt in den vorangegangen Jahren negativ war, ist zu vermuten, dass neben dem verfügbaren 
Einkommen und dem Vermögen der privaten Haushalte auch die Einkommensunsicherheit die Konsumausgaben 
in der jüngeren Vergangenheit beeinflusst haben. 

So bedeutsam das Konzept der Unsicherheit für die vorliegende Fragestellung ist, so schwierig ist seine empiri- 
sche Erfassung. Da kein allgemeingültiges Maß für Unsicherheit existiert, werden in den nachfolgenden Schät- 
zungen alternative Maße verwendet, die die Einschätzungen der Haushalte widerspiegeln. Damit ist offensicht- 
lich, dass die hier verwendeten Größen eine subjektiv empfundene Einkommensunsicherheit nur als Näherung 
widerspiegeln können. In Anlehnung an Muellbauer und Lattimore (1995) wird als Maß für Unsicherheit die 
Veränderung der Arbeitslosenquote gewählt. Ergänzend oder alternativ zur Veränderung der Arbeitslosenquote 
wird für die zugrundeliegende Fragestellung zusätzlich auf Stimmungsindikatoren zurückgegriffen, die das Ver- 
brauchervertrauen der privaten Haushalte abbilden. Hierbei liegt die Annahme zugrunde, dass das Verbraucher- 
vertrauen und die Unsicherheit in einem inversen Zusammenhang stehen, das heißt, je höher das Verbraucher- 
vertrauen, desto geringer die Unsicherheit der privaten Haushalte. Neben dem oben genannten Maß für 
Unsicherheit werden daher ergänzend das von der Europäischen Kommission erhobene Verbrauchervertrauen 
für Deutschland und die dazugehörigen Teilkomponenten verwendet. Folgende Stimmungsindikatoren gehen in 
die Schätzungen ein: das Verbrauchervertrauen, die Erwartungen der Haushalte bezüglich der Arbeitslosigkeit 
innerhalb der nächsten zwölf Monate, die Einschätzung der Haushalte über die eigene finanzielle Situation in 
den nächsten zwölf Monaten sowie die Einschätzung der Haushalte über das ökonomische Umfeld innerhalb 
der nächsten zwölf Monate. 
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Der Einfluss der Unsicherheit beziehungsweise des Verbrauchervertrauens auf die Privaten Konsumausgaben wird 
im Folgenden auf zweierlei Art empirisch überprüft. Zum einen werden Fehlerkorrektur-Modelle geschätzt, die 
neben den Privaten Konsumausgaben und dem realen verfügbaren Einkommen noch eine Vermögensvariable ent- 
halten, wobei als Vermögen näherungsweise das Netto-Finanzvermögen der Haushalte gewählt wurde. Diese Ein- 
zelgleichungen enthalten zusätzlich entweder ein Maß für das Verbrauchervertrauen oder als Maß für Unsicherheit 
die Veränderung der Arbeitslosenquote. Zum anderen werden basierend auf Vektorautoregressiven Modellen Im- 
puls-Antwort-Funktionen geschätzt, die beschreiben, wie die Privaten Konsumausgaben auf eine Veränderung der 
Unsicherheit (in Höhe eines Standardfehlers) oder auf eine entsprechende Verbesserung des Verbrauchervertrau- 
ens reagieren. Die Gleichungen werden jeweils für den Zeitraum der Jahre 1991 bis 2002 geschätzt, aktuell vor- 
liegende Quartalswerte der Privaten Konsumausgaben und des verfügbaren Einkommens des Jahres 2003 können 
bei der Schätzung für die Fehlerkorrektur-Modelle nicht berücksichtigt werden, da die aus der Finanzierungsrech- 
nung der Deutschen Bundesbank stammenden Angaben zum Nettofinanzvermögen derzeit nur bis Ende 2002 vor- 
liegen. Den Schätzungen liegen saisonbereinigte Quartalsdaten für die Privaten Konsumausgaben und das verfüg- 
bare Einkommen zugrunde. Die weiteren Variablen der Analyse sind auf Monatsbasis erhobene Zeitreihen, die in 
Quartalsreihen transformiert wurden. 

Die Spezifikation der Konsumgleichung ist an Lettau und Ludvigson (2003) angelehnt. Diese haben gezeigt, dass 
unter bestimmten Annahmen eine gleichgewichtige Beziehung zwischen den logarithmierten Werten des Kon- 
sums der privaten Haushalte, des Arbeitseinkommens und des Vermögens besteht. Diesem Ansatz folgend wird 
hier eine gleichgewichtige Beziehung für die je Einwohner gerechneten Größen im Rahmen eines Fehlerkorrektur- 
Modells geschätzt, wobei anstelle des Arbeitseinkommens das verfügbare Einkommen und für das Vermögen das 
Nettofinanzvermögen der Haushalte verwendet werden. In die gleichgewichtige Beziehung wird zusätzlich je- 
weils eines der oben genannten Unsicherheitsmaße in nicht logarithmierter Form aufgenommen. 

Die Ergebnisse für den Zeitraum von 1991 bis 2002 lassen sich wie folgt zusammenfassen. Die Schätzungen der 
Fehlerkorrektur-Modelle stützen die Hypothese, dass zurückgehende Unsicherheit beziehungsweise zunehmendes 
Verbrauchervertrauen einen positiven Einfluss auf die Privaten Konsumausgaben besitzen. Die Koeffizienten wei- 
sen in den jeweiligen Schätzgleichungen das postulierte Vorzeichen auf und sind statistisch signifikant. So wirken 
sich beispielsweise sowohl eine Verbesserung der Erwartungen hinsichtlich der zukünftigen ökonomischen Rah- 
menbedingungen als auch eine bessere Einschätzung der finanziellen Lage der privaten Haushalte signifikant po- 
sitiv auf die Privaten Konsumausgaben aus. Die Schätzungen stützen daher die These, dass eine geringere Unsi- 
cherheit hinsichtlich des zukünftigen Einkommens beziehungsweise ein zunehmendes Verbrauchervertrauen die 
Konsumausgaben in der Tendenz positiv beeinflussen. Allerdings ist der Einfluss aller Variablen, die in der vorlie- 
genden Analyse Unsicherheit beziehungsweise Verbrauchervertrauen repräsentieren, vergleichsweise moderat: So 
erhöhen sich beispielsweise die Privaten Konsumausgaben um rund 0,3 vH, wenn sich die Unsicherheit um eine 
Einheit reduziert. 

Auch die Impuls-Antwort-Folgen weisen einen plausiblen Verlauf auf und stützen damit die Hypothese, dass Ein- 
kommensunsicherheit die Privaten Konsumausgaben negativ beeinflusst. Die geschätzten Impuls-Antwort-Folgen 
basieren auf Vektorautoregressiven Modellen, die neben den Konsumausgaben und dem realen verfügbaren Ein- 
kommen eine Variable enthalten, die die Unsicherheit oder das Verbrauchervertrauen repräsentiert. Alternative 
Schätzungen der Vektorautoregressiven Modelle, die zusätzlich das Nettofinanzvermögen enthalten oder nach 
dem Johansen- Verfahren als Kointegrationsbeziehung geschätzt wurden, bestätigen die Ergebnisse. Eine Zunahme 
des Verbrauchervertrauens in Höhe eines Standardfehlers erhöht die Privaten Konsumausgaben, während eine Er- 
höhung der Veränderung der Arbeitslosenquote (also eine Zunahme der Unsicherheit) in Höhe eines Standardfeh- 
lers die Konsumausgaben negativ beeinflusst (Schaubild 35, Seite 124). 

Die geschätzten Impuls-Antwort-Folgen zeigen, dass eine nachlassende Unsicherheit beziehungsweise ein zuneh- 
mendes Verbrauchervertrauen im Mittel einen positiven Einfluss auf den Konsum besitzen. Jedoch sind die Konfi- 
denzintervalle der Schätzer recht breit und weisen in der mittleren Frist keinen signifikanten Einfluss aus. Basie- 
rend auf diesen Schätzungen kann demnach gefolgert werden, dass für den betrachteten Zeitraum 
Einkommensunsicherheit zumindest kurzfristig einen signifikanten negativen Einfluss auf die Privaten Konsum- 
ausgaben ausüben. 
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Schaubild 35 
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Volatiler Außenhandel 

201 . Die rückläufigen Ausrüstungsinvestitionen sowie 
der geringe Zuwachs der Privaten Konsumausgaben 
wurden in diesem Jahr von einer wechselhaften Ent- 
wicklung des Außenhandels begleitet. Die Exporte von 
Waren und Dienstleistungen waren bis zur Jahresmitte 
stark rückläufig (Schaubild 36). Sie gewannen jedoch in 
der zweiten Jahreshälfte wieder deutlich an Fahrt. Der 
Zuwachs der Gesamtausfuhr fiel aufgrund der starken 
Rückgänge in der ersten Jahreshälfte im Jahresdurch- 
schnitt mit 1,1 vH jedoch vergleichsweise moderat aus. 
Das außenwirtschaftliche Umfeld war insbesondere in 
der ersten Jahreshälfte von der schwachen Wirtschafts- 
aktivität wichtiger Handelspartner geprägt, sowohl das 
Handelsvolumen im Euro-Raum als auch das Welthan- 


delsvolumen stiegen langsamer als im langjährigen 
Durchschnitt. Die stetige Aufwertung des Euro gegen- 
über dem US-Dollar bis Mitte des Jahres wirkte dämp- 
fend auf die preisliche Wettbewerbsfähigkeit. Eine deut- 
liche Belebung des außenwirtschaftlichen Umfelds 
setzte mit Beginn der zweiten Jahreshälfte ein, einmal 
mehr übernahmen die Vereinigten Staaten die Rolle des 
konjunkturellen Impulsgebers. Die Importe von Waren 
und Dienstleistungen gingen bis zum Herbst zurück, 
erst zum Ende des Jahres hin stiegen die Importe wieder 
an. Die deutlichen Zuwächse zu Beginn des Jahres dürf- 
ten wesentlich durch Vorratseinkäufe von Energiestoffen 
im Zusammenhang mit dem Irak-Krieg sowie durch die 
Verbilligung der Importwaren infolge der Euro-Aufwer- 
tung beeinflusst worden sein. Der Zuwachs der Importe 
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betrug 1,4 vH, nicht zuletzt aufgrund des hohen statisti- 
schen Überhangs am Ende des vorangegangenen Jahres. 
Die im Jahresverlauf etwas kräftigere Entwicklung der 
Importe im Vergleich zu den Exporten bremste in diesem 
Jahr den Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts; vom Au- 
ßenbeitrag gingen in diesem Jahr keine Impulse aus. 

202. Die internationale preisliche Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Unternehmen hat sich infolge der 
Aufwertung des Euro im Jahresverlauf verringert. Legt 
man den von der Deutschen Bundesbank ermittelten In- 
dikator der preislichen Wettbewerbsfähigkeit Deutsch- 
lands zugrunde, der die Preisentwicklung Deutschlands 
in Relation zu den Preisen in 1 9 Industrieländern unter 
Berücksichtigung von Wechselkursveränderungen misst, 
verringerte sich im Jahresverlauf die internationale 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit aufgrund der Aufwer- 
tung des Euro; allerdings befand sie sich immer noch 
nahe ihrem langfristigen Durchschnittswert seit dem 
Jahr 1975. Dieser Indikator zeigte am Ende des dritten 
Quartals des Jahres 2003 eine um 2,9 vH höhere preisli- 
che Wettbewerbsfähigkeit im Vergleich zum langfristi- 


gen Durchschnittswert an sowie ein leicht besseres 
Niveau als zu Beginn des Jahres 1999. 

Nominale Wechselkursschwankungen beeinflussen auf 
der Ausfuhrseite die Absatzpreise und die Gewinnmar- 
gen der Exporteure und damit auch deren Wettbewerbs- 
fähigkeit. Die Absatzpreise der Exporteure werden vom 
Ausmaß der Überwälzbarkeit und von den genutzten Ab- 
sicherungsinstrumenten wie Termin- und Optionsge- 
schäften mitbestimmt. Die Schwankungen des US-Dollar 
gegenüber dem Euro üben eine direkte Wirkung auf den 
deutschen Warenaustausch mit den Vereinigten Staaten 
aus, denn ungefähr 10 vH der deutschen Ausfuhren wer- 
den dort abgesetzt. Darüber hinaus konkurrieren deut- 
sche Unternehmen auch auf internationalen Gütermärk- 
ten mit US-amerikanischen Produzenten, so dass die US- 
Währung - unter Berücksichtigung dieser so genannten 
Drittmarkteffekte - nach Angaben der Deutschen Bun- 
desbank mit 13,5 vH ein höheres Gewicht besitzt. Ein 
anderes Maß für die Bedeutung des US-Dollar ergibt 
sich daraus, dass insgesamt 18 vH aller Ausfuhrgüter 
(hierunter zählen auch diejenigen Güter, die in US-Dol- 
lar abgerechnet werden, jedoch nicht in Konkurrenz zu 

Schaubild 36 
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einem US-amerikanischen Produkt stehen) in US-Dollar 
fakturiert werden. Der Anteil der Importe aus den Verei- 
nigten Staaten an den deutschen Importen beträgt 8 vH, 
doch ist der US-Dollar für die Importe bedeutsamer, da 
ungefähr 21 vH aller Einfuhrgüter direkt in US-Dollar 
abgerechnet werden. 

Um die internationale preisliche Wettbewerbsposition 
der deutschen Volkswirtschaft zu messen, sind neben 
dem US-Dollar auch die Kursveränderungen gegenüber 
anderen wichtigen Währungen einzubeziehen. Daneben 
ist zu berücksichtigen, dass der Handel mit den übrigen 
Ländern des Euro-Raums eine maßgebliche Rolle für die 
heimischen Unternehmen spielt. Einen umfassenderen 
Eindruck über die internationale preisliche Wettbe- 
werbsfähigkeit vermittelt daher der Indikator der preisli- 
chen Wettbewerbsfähigkeit. Hieran gemessen hat sich 
die preisliche Wettbewerbsfähigkeit weniger stark ver- 
ringert, als die Aufwertung des Euro gegenüber dem US- 
Dollar vermuten lässt. Die Relativierung des Aufwer- 
tungseffekts geht im Wesentlichen darauf zurück, dass 
rund 43 vH aller Ausfuhren in den Euro-Raum geliefert 
werden und daher von nominalen Wechselkursschwan- 
kungen unabhängig sind. 

Neben preislichen und kostenmäßigen Faktoren wird die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit noch durch eine 
Reihe weiterer Größen wie Produktqualität, Kundenser- 
vice und Innovationsfähigkeit beeinflusst. Da der Ein- 
fluss dieser Größen schwierig zu quantifizieren ist, kön- 
nen zur Einschätzung der Wettbewerbsfähigkeit die 
Weltmarktanteile herangezogen werden. In diesem Indi- 
kator schlagen sich prinzipiell sämtliche Faktoren nie- 
der, welche die Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirt- 
schaft bestimmen. Um etwaige Verzerrungen durch 
starke nominale Wechselkurveränderungen zu vermei- 
den, werden nach Angaben der Deutschen Bundesbank 
die nominalen Weltmarktanteile um Wechselkurs- und 
Preiseffekte bereinigt. In den zurückliegenden Jahren 
haben sich die so errechneten realen Weltmarktanteile 
der deutsehen Volkswirtschaft analog zur preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit auf den Weltmärkten entwickelt. 
Seit Mitte der neunziger Jahre ist der reale Weltmarktan- 
teil kräftig gestiegen; auch nach Beginn der Währungs- 
union hat sich diese Entwicklung fortgesetzt. Bemer- 
kenswert ist hierbei, dass von allen Ländern des Euro- 
Raums, deren preisliche Wettbewerbsfähigkeit auf den 
Weltmärkten durch die Euro-Entwicklung in ähnlicher 
Weise beeinflusst wurde, vor allem Deutschland seinen 
realen Weltmarktanteil seit Beginn der Währungsunion 
ausbauen konnte, während der Anteil der übrigen Län- 
der des Euro-Raums an den realen weltweiten Anteilen 
zusammen genommen nahezu unverändert blieb. Be- 
deutsam für die Entwicklung der (realen) Weltmarktan- 
teile war unter anderem, dass sich der wechselseitige 
Warenaustausch mit den mittel- und osteuropäischen 
Ländern bis zuletzt ausgesprochen lebhaft entwickelt 
hat. 

Etwas gemildert wurden die negativen Effekte der nomi- 
nalen Wechselkurserhöhung durch die Preisniveaustei- 
gerungen in Deutschland in diesem Jahr, die geringer 
ausfielen als im Durchschnitt des Euro-Raums. Gemes- 


sen an der Entwicklung der Lohnstückkosten im europä- 
ischen Vergleich ließ sich in diesem Jahr keine Ver- 
schlechterung der Wettbewerbsposition Deutschlands 
gegenüber den Mitgliedern der Europäischen Union er- 
kennen. Nach Berechnungen der Europäischen Kommis- 
sion verzeichnete Deutschland in diesem Jahr geringere 
Zuwachsraten der realen Stückkosten als wichtige Han- 
delspartner innerhalb und außerhalb der Europäischen 
W ährungsunion. 

203. Gemäß der von der Außenhandelsstatistik erhobe- 
nen regionalen Strnktnr der Warenansfuhr rührte die 
schwache Exportdynamik in der ersten Jahreshälfte aus 
Umsatzrückgängen sowohl innerhalb als auch außerhalb 
der Europäischen Währungsunion; positiv hiervon hob 
sich die Ausfuhr in die Beitrittsländer ab. Obschon der 
Zuwachs der Ausfuhr in den Euro-Raum von Januar bis 
August gegenüber dem Vorjahreszeitraum 2,0 vH be- 
trug, gingen die Umsätze mit einer Reihe wichtiger Han- 
delspartner bis zur Jahresmitte merklich zurück 
(Tabelle 24). Die regionale Exportentwicklung wurde 
dabei maßgeblich von der konjunkturellen Entwicklung 
in den Volkswirtschaften der Handelspartner geprägt. 
Außerhalb des Euro- Währungsgebiets bremste die hohe 
Notierung des Euro zusätzlich die Ausfuhr. Das Zusam- 
menspiel von schwacher konjunktureller Lage und 
Rückgang der preislichen Wettbewerbsfähigkeit er- 
schwerten die Ausfuhr in das Vereinigte Königreich, in 
die Vereinigten Staaten sowie nach Japan. Während die 
Exporte in das Vereinigte Königreich in den ersten acht 
Monaten noch um 1,0 vH Zunahmen, verringerte sich im 
selben Zeitraum die Ausfuhr in die Vereinigten Staaten 
und nach Japan um 6,4 vH beziehungsweise 3,9 vH. Po- 
sitive Nachfrageimpulse gingen hingegen von den mit- 
tel- und osteuropäischen Ländern wie auch von China 
aus. Hier waren Zuwächse von Januar bis August in 
Höhe von 8,2 vH beziehungsweise 28,2 vH zu beobach- 
ten. 

Die Güterstruktur des Außenhandels verdeutlicht, dass 
die Ausfuhr, nach Branchen differenziert, sich unein- 
heitlich entwickelte. Während die Hersteller von Vor- 
leistungsgütem, wie etwa die Produzenten chemischer 
Erzeugnisse sowie die Hersteller von Stahl- und 
Metallerzeugnissen, in den ersten acht Monaten dieses 
Jahres ihre Ausfuhr steigern konnten, standen insbe- 
sondere der Maschinenbau, die Hersteller von Büro- 
maschinen und Datenverarbeitungsgeräten sowie von 
Nachrichten- und Rundfunktechnik einer stagnierenden 
beziehungsweise rückläufigen Nachfrage gegenüber. 

204. Der Überschuss der Leistungsbilanz, die im 
Jahr 2001 erstmals seit der Vereinigung Deutschlands 
wieder positiv war, verzeichnete im letzten Jahr einen 
kräftigen Zuwachs und erreichte ein Niveau von 2,8 vH 
in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. Auch 
in den ersten acht Monaten dieses Jahres war der Leis- 
tungsbilanzsaldo mit rund 22 Mrd Euro positiv, aller- 
dings reduzierte sich der Überschuss deutlich um rund 
29 vH. Während das Defizit der Dienstleistungsbilanz 
im genannten Zeitraum um 11,0 vH abnahm, erhöhten 
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Tabelle 24 


Entwicklung des deutschen Außenhandels nach Ländern und Ländergruppen'' 


Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum in vH 





Ausfuhr 





Einfuhr 



Länder und Ländergruppen 

Anteil 

2002 

invtf» 

2000 

2001 

2002^' 

2003 

Jan/Aug^' 

Anteil 

2002 

invtf» 

2000 

2001 

2002'” 

2003 

Jan/Aug^* 

Insgesamt^^ 

100 

17,1 

6,8 

1,6 

0,9 

100 

21,0 

0,8 

- 3,8 

2,2 

Europäische Union 

54,7 

15,0 

4,2 

0,9 

2,1 

51,5 

14,3 

1,1 

- 2,9 

0,6 

Euro-Raum^^ 

41,8 

15,3 

3,9 

0,4 

2,0 

41,3 

13,0 

1,7 

- 2,0 

0,6 

Belgien und Luxemburg 

5,3 

13,6 

7,5 

- 3,0 

0,2 

5,5 

14,6 

8,7 

1,0 

- 3,6 

Finnland 

1,0 

20,5 

- 4,6 

- 0,6 

2,9 

1,0 

25,8 

9,9 

- 15,8 

1,6 

Frankreich^^ 

10,8 

15,1 

3,2 

0,3 

- 0,8 

9,5 

11,6 

- 2,2 

- 0,7 

- 1,6 

Griechenland 

0,8 

12,2 

10,3 

- 3,2 

8,7 

0,3 

- 5,7 

2,8 

- 8,3 

- 1,8 

Irland 

0,6 

24,2 

8,8 

1,0 

- 12,7 

2,5 

- 5,3 

46,3 

- 16,1 

0,3 

Italien 

7,3 

17,4 

4,7 

0,7 

2,1 

6,4 

8,1 

- 1,4 

- 4,7 

1,0 

Niederlande 

6,1 

13,5 

2,6 

- 1,2 

3,1 

8,3 

24,0 

- 3,4 

- 0,3 

4,0 

Österreich 

5,1 

14,6 

3,2 

- 0,6 

4,7 

4,1 

12,1 

0,8 

2,5 

0,5 

Portugal 

1,0 

6,4 

1,8 

6,7 

- 7,9 

1,0 

14,6 

- 6,3 

- 0,4 

3,0 

Spanien 

4,6 

17,8 

4.1 

6,5 

8,8 

3,0 

9,7 

- 5,4 

3,3 

5,3 

Dänemark 

1,7 

9,7 

9,2 

3,8 

8,7 

1,8 

19,3 

2,4 

0,7 

6,8 

Schweden 

2,1 

16,0 

- 4,0 

3,8 

7,4 

1,7 

22,8 

- 11,8 

- 0,8 

8,4 

Vereinigtes Königreich 

8,4 

14,5 

6,9 

2,8 

1,0 

6,4 

20,0 

0,9 

- 9,7 

- 3,3 

Übrige Industrieländer^^ 

20,4 

19,9 

6,4 

- 0,9 

- 2,1 

20,2 

24,1 

- 2,2 

- 9,1 

1,0 

darunter: 

Vereinigte Staaten 

10,3 

20,1 

9,8 

- 1,8 

- 6,4 

7,7 

28,1 

- 2,4 

- 13,0 

- 0,7 

Kanada 

0,9 

27,0 

22,2 

6,1 

- 7,3 

0,5 

33,9 

- 4,3 

- 14,5 

- 20,2 

Japan 

1,9 

27,3 

- 0,7 

- 7,1 

- 3,9 

3,6 

23,3 

- 14,7 

- 16,9 

- 0,6 

Norwegen 

0,7 

9,9 

14,3 

- 7,0 

- 0,6 

2,2 

52,1 

9,0 

- 2,6 

28,2 

Schweiz 

4,1 

12,2 

7,4 

- 3,1 

- 0,5 

3,7 

10,1 

5,1 

- 1,2 

- 2,7 

EU-Beitrittskandidaten*^ 

8,9 

21,1 

10,5 

6,1 

6,8 

10,6 

22,3 

13,0 

6,2 

8,0 

Mittel- und osteuropäische 
Länder^^ 

3,0 

26,1 

41,4 

11,8 

8,2 

3,3 

64,4 

0,6 

- 9,6 

2,3 

darunter: 

Russland 

1,8 

31,7 

54,2 

10,6 

7,5 

2,5 

75,5 

- 1,0 

- 10,5 

0,3 

Ostasiatische Schwellenländer^^^ 

3,5 

29,1 

1,4 

2,5 

- 1,7 

4,2 

35,4 

- 8,2 

- 8,1 

- 2,2 

darunter: 

Südkorea 

0,9 

39,7 

2,0 

20,8 

- 1,2 

0,9 

43,2 

- 16,8 

- 4,5 

14,6 

Taiwan 

0,6 

18,0 

- 16,5 

- 0,8 

- 8,7 

1,1 

31,1 

- 9,6 

- 12,5 

- 9,7 

Volksrepublik China 

2,2 

36,1 

28,1 

19,6 

28,2 

4,0 

34,5 

7,5 

5,6 

18,0 

Lateinamerika' 

2,2 

7,2 

10,2 

- 10,8 

- 9,2 

1,8 

16,6 

0,6 

- 6,5 

2,1 

darunter: 

Brasilien 

0,8 

9,3 

13,5 

- 14,2 

- 15,9 

0,7 

18,7 

5,2 

- 8,4 

2,5 

Mexiko 

0,8 

19,2 

6,5 

- 3,2 

- 6,6 

0,2 

6,3 

6,7 

- 17,9 

14,3 

Weitere Entwicklungsländer ... 

2,3 

6,5 

6,2 

3,2 

- 0,7 

2,9 

29,1 

4,4 

- 2,9 

- 1,5 

OPEC-Länder'^' 

2,2 

17,7 

27,4 

6,7 

- 3,7 

1,3 

59,9 

- 19,7 

- 15,3 

10,2 

darunter: 

Indonesien 

0,2 

20,6 

19,7 

0,4 

- 15,1 

0,4 

29,1 

- 5,5 

- 6,4 

- 7,4 

Nachrichtlich: 

Insgesamt, Mrd Euro 


597,44 

638,27 

648,31 

432,21 


538,31 

542,77 

522,06 

348,51 


1) Spezialhandel nach Bestimmungs-ZUrsprungsländern. - 2) Anteil an der GesamtausfuhrZ-einfiihr. - 3) Vorläufige Ergebnisse. - 4) Einschließ- 
lich des nicht zuordenbaren Intrahandels, der nicht ermittelten Bestimmungs-ZUrsprungsländer, des Schiffs- und Luftfahrzeugbedarfs sowie der 
Zuschätzungen für Meldebefreiungen. - 5) Ab 1. Januar 2001 einschließlich Griechenland. - 6) Einschließlich Reunion, Guadeloupe, Martinique, 
Französisch-Guyana. - 7) Australien, Japan, Kanada, Neuseeland, Republik Südafrika, Vereinigte Staaten sowie Europa ohne die Länder der Eu- 
ropäischen Union, Malta, Zypern. - 8) Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn, 
Zypern. - 9) Albanien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina, Bundesrepublik Jugoslawien, Mazedonien und die GUS-Staaten. - 10) Hongkong (Chi- 
na), Malaysia, Südkorea, Singapur, Taiwan, Thailand. - 1 1) Mittel- und Südamerika (ohne Venezuela). - 12) Afrika (ohne Republik Südafrika), 
Asien (ohne Japan, Ostasiatische Schwellenländer und Volksrepublik China), Ozeanien; ohne OPEC-Länder. - 13) Algerien, Gabun, Indonesien, 
Irak, Iran, Katar, Kuwait, Libyen, Nigeria, Saudi-Arabien, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate. 
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sich die negativen Salden der Erwerbs- und Vermögens- 
einkommen und der laufenden Übertragungen. Der 
Saldo der Handelsbilanz, der auch in diesem Jahr einen 
Überschuss auswies, reduzierte sich im Vergleich zu den 
ersten acht Monaten des Vorjahres um 2,9 vH. Die Re- 
duktion des Handelsbilanzüberschusses spiegelte dabei 
insbesondere den schwachen Zuwachs der Warenausfuhr 
in der ersten Jahreshälfte wider; in den ersten acht Mo- 
naten dieses Jahres verzeichneten die Warenausfuhren 
einen Zuwachs von 1,7 vH, während die Warenimporte 
sich um 2,9 vH erhöhten. 

205. Wie bereits im letzten Jahr verzeichnete die Kapi- 
talbilanz im ersten Halbjahr dieses Jahres einen Netto- 
Kapitalexport. Maßgeblich zu diesem Netto-Export an 
Kapital trug der nicht verbriefte Kreditverkehr bei, im 
Wertpapierverkehr und im Bereich der Direktinvestitio- 
nen überwogen die Kapitalimporte. 

Im Wertpapierverkehr, der im Allgemeinen sensibel 
auf Änderungen der Anlegerpräferenzen und -einschät- 
zungen reagiert, spiegelte sich zu Beginn des Jahres die 
von weltpolitischen und wirtschaftlichen Unsicherheiten 
geprägte Grundstimmung wider. Während sich ausländi- 
sche Investoren im ersten Quartal verstärkt dem deut- 
schen Markt zuwandten, zogen inländische Investoren 
Kapital von den ausländischen Wertpapiermärkten ab, so 
dass ihr Bestand reduziert wurde. Nach Ende des Irak- 
Kriegs wich die Zurückhaltung der inländischen Inves- 
toren hinsichtlich eines Auslandsengagements; die Be- 
stände an verbrieften Anlagen anderer Länder wurden 
wieder deutlich aufgestockt. Stark nachgefragt wurden 
ausländische Rentenwerte, die eine etwas höhere Ren- 
dite aufwiesen als vergleichbare Bundesanleihen, wäh- 
rend die Bestände an ausländischen Aktien, vor dem 
Hintergrund einer vergleichsweise verhaltenen Entwick- 
lung an den internationalen Aktienbörsen sowie einer 
ausgeprägten Unsicherheit hinsichtlich der Wechselkurs- 
entwicklung des Euro, nur geringfügig erhöht wurden. 
Ausländische Investoren zeigten in der ersten Jahres- 
hälfte dieses Jahres ein fortlaufendes Interesse an An- 
lagen im Inland. Im Zentrum des Interesses standen 
Bankschuldverschreibungen, aber auch öffentliche Ren- 
tenwerte trafen auf eine stetige Auslandsnachfrage. Das 
Interesse an heimischen Dividendentiteln war uneinheit- 
lich; nach Netto Verkäufen zu Beginn des Jahres konnte 
mit dem Beginn der Hausse an den deutschen Aktienbör- 
sen ein deutlicher Umschwung im Anlegerverhalten be- 
obachtet werden. Per saldo kam es im ersten Halbjahr 
über den Wertpapierverkehr zu Mittelzuflüssen in Höhe 
von 43,5 Mrd Euro. 

Auch im Bereich der Direktinvestitionen waren im ers- 
ten Halbjahr, wie im letzten Jahr, Kapitalzuflüsse zu ver- 
zeichnen, nachdem zu Jahresbeginn per saldo noch Ka- 
pital ins Ausland transferiert worden war. Während im 
ersten Quartal das Investitionsverhalten inländischer 
Unternehmen durch ein verstärktes Engagement im Aus- 
land gekennzeichnet war - ein großer Teil fiel auf Kre- 
dite, die hiesige Eigner ihren ausländischen Niederlas- 
sungen zur Verfügung stellten -, überwogen im zweiten 


Quartal kurzfristige Kredite die Auslandstransaktionen 
deutscher Unternehmen, die Tochterunternehmen an ihre 
Muttergesellschaften gewährten (JG 2002 Ziffer 149). 
Die Direktinvestitionen ausländischer Firmen entwickel- 
ten sich hingegen stetig, so stockten ausländische Eigner 
ihre Bestände im ersten Halbjahr kontinuierlich auf. Im 
Mittelpunkt standen dabei Kapitalzuflüsse in Form kurz- 
fristiger Kredite. Per saldo wurden über die Direktinves- 
titionen bis zur Mitte des Jahres 14,2 Mrd Euro an Kapi- 
tal importiert. 

Im nicht verbrieften Kreditverkehr kam es zu Netto- 
Kapitalexporten, die sich bis zur Mitte des Jahres auf 
102,6 Mrd Euro beliefen. Hierzu trugen Wirtschaftsun- 
temehmen und Privatpersonen bei, die Gelder ins Aus- 
land verlagerten, indem sie ihre Guthaben bei ausländi- 
schen Banken mit Erlösen aus Wertpapierverkäufen 
aufstockten. Das Bankensystem erhöhte insbesondere 
seine kurzfristigen Forderungen gegenüber gebietsfrem- 
den Schuldnern. Im ersten Halbjahr verzeichnete die 
deutsche Volkswirtschaft insgesamt einen Netto-Kapital- 
export von 45,2 Mrd Euro. 

Entstehungsseite: Industrie und Dienstleistungen 
schwach 

206. Die seit Frühjahr beobachtbare Verbesserung des 
Geschäftsklimas spiegelte sich bis zur Jahresmitte nicht 
in der Entwicklung der Auftragseingänge wider, weder 
von der Inlandsnachfrage noch von der Auslandsnach- 
frage gingen bis zur Jahresmitte nachhaltige Impulse aus 
(Schaubild 37). Die Inlandsnachfrage fiel, nach einer 
Stabilisierung in der zweiten Hälfte des Vorjahres, konti- 
nuierlich seit Beginn des Jahres; erst in der zweiten Jah- 
reshälfte zeichnete sich eine leichte Erholung ab. Im 
Zeitraum der ersten acht Monate lagen die Bestellungen 
aus dem Inland um 1,0 vH unter dem Wert des Vorjah- 
reszeitraums. Insbesondere in der Konsumgüterindustrie 
setzte sich die negative Tendenz fort, hier betrug der 
Rückgang der inländischen Nachfrage 5,9 vH, der Rück- 
gang bei den Vorleistungsgüterproduzenten fiel ver- 
gleichsweise moderat aus. Die in der zweiten Hälfte des 
Vorjahres zu beobachtende Aufwärtsbewegung der in- 
ländischen Auftragseingänge bei den Produzenten der 
Investitionsgüter wurde seit Beginn dieses Jahres von ei- 
ner Abwärtsbewegung abgelöst, hier betrug aufgrund ei- 
nes Basiseffekts der Zuwachs in den ersten acht Mona- 
ten dieses Jahres gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahreszeitraum 0,4 vH. Die schwache Entwicklung 
der Industrieproduktion wurde durch das Zurückgehen 
der Auftragseingänge aus dem Ausland, die bereits seit 
Mitte letzten Jahres an Schwung verloren hatten, weiter 
verstärkt. In den ersten acht Monaten dieses Jahres lag 
ihr Volumen um 0,4 vH unter dem entsprechenden Vor- 
jahreszeitraum. Die stärksten Einbußen verzeichneten 
hierbei die Produzenten der Konsumgüter mit 2,4 vH 
aber auch die Produzenten der Investitionsgüter mussten 
seit Beginn des Jahres einen Rückgang der Auslandsauf- 
träge von 0,9 vH verzeichnen. Die schwache Entwick- 
lung der Auftragseingänge in der ersten Jahreshälfte er- 
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1) Auftragseingang: Volumenindex für das Verarbeitende Gewerbe ohne Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung: ohne Kokerei, Mineraiöiverarbeitung, 
Hersteliung und Verarbeitung von Spait- und Brutstoffen. Nettoproduktion: Verarbeitendes Gewerbe, soweit nicht der Hauptgruppe Energie zugeordnet, so- 
wie Erzbergbau, Gewinnung von Steinen und Erden.- 2} Gleitende 3-Monatsdurchschnitte der saisonbereinigten Monatswerte (bei der Nettoproduktion wur- 
den die auf Basis 1995 = 100 voriiegenden Indizes auf das Jahr 2000 = 100 umbasiert): Saisonbereinigung nach dem Census-Verfahren X-12-ARiMA. 


fasste alle Branchen, wenngleich sich auch die 
Ausgangslage zu Beginn des Jahres unterschied. Wäh- 
rend sich in der Chemischen Industrie, im Maschinen- 
bau, in der Metallerzeugung und -bearbeitung sowie bei 
den Produzenten von Kraftwagen und -teilen der Rück- 
gang bereits seit Mitte letzten Jahres abgezeichnet hatte, 
wurde der Rückgang bei den Herstellern von Büroma- 
schinen- und Datenverarbeitungsgeräten erst zu Beginn 
des Jahres spürbar. Aufgrund der schwachen wirtschaft- 
lichen Entwicklung im ersten Halbjahr verringerten sich 
die Auftragseingänge für die Industrie insgesamt im 
Zeitraum der ersten acht Monate dieses Jahres im Ver- 
gleich zum Vorjahreszeitraum um 0,7 vH. 

207 . Die Entwicklung der Nachfrage nach Industriegü- 
tern schlägt sich in der Relation von Auftragseingängen 
zu Kapazitäten (Order-Capacity-Ratio) im Verarbeiten- 


den Gewerbe nieder (Schaubild 38, Seite 130). In den 
ersten neun Monaten dieses Jahres lag diese Relation un- 
terhalb des durchschnittlichen Niveaus des Vorjahres, 
wobei sie in der ersten Jahreshälfte zunächst zurückging 
und im dritten Quartal wieder leicht anstieg. Dabei lag 
das Auftrags-Kapazitäts-Verhältnis saisonbereinigt mit 
81,8 vH zwar leicht über seinem langfristigen Durch- 
schnitt seit dem Jahr 1991 von 79,8 vH, jedoch auf dem 
niedrigsten Stand seit dem Jahr 2000. Die vom Ifo-Insti- 
tut für Wirtschaftsforschung, München, erhobene Reich- 
weite der Auftragsbestände im westdeutschen Verarbei- 
tenden Gewerbe blieb im Jahresdurchschnitt konstant. 
Sie lag bis zum Ende des dritten Quartals 2003 bei 
durchschnittlich 2,8 Monaten und damit auf dem Niveau 
des Vorjahres. Sie entsprach damit dem langfristigen 
Durchschnitt seit dem Jahr 1991. 
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208 . Die schwache Entwicklung der Nachfrage schlug 
sich in der Industrieproduktion nieder; bis zur Mitte 
dieses Jahres sank der Nettoproduktionsindex der In- 
dustrie fast auf das Ausgangsniveau des Jahres 2002. 
Die Entwicklung in den einzelnen Hauptgruppen und 
Branchen verbesserte sich ab Jahresmitte nur wenig und 
nicht ganz einheitlich: Während die Nettoproduktion 
der Konsumgüter der schwachen Nachfrage folgte, ent- 
wickelten sich die Produktion im Energiesektor und die 
Produktion der Vorleistungs- beziehungsweise Investi- 
tionsgüter etwas besser, sie erhöhten sich in den ersten 
acht Monaten dieses Jahres gegenüber dem Vorjahres- 
zeitraum um 4, 1 vH, 0,4 vH beziehungsweise 0,9 vH. 


Die Produktion von Büromaschinen- und Datenverar- 
beitungsgeräten sowie die Produktion von Kraftwagen 
und -teilen (die Herstellung von Kraftfahrzeugen wer- 
den der Investitionsgüterproduktion zugerechnet) nahm 
in den ersten acht Monaten gegenüber dem Vorjahres- 
zeitraum zu, die Produktion chemischer Erzeugnisse 
stagnierte. Die Produktion im Maschinenbau sowie die 
Metallerzeugung und -bearbeitung fiel gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum um 1,5 vH beziehungsweise 0,9 vH, 
hier setzte sich der rückläufige Trend des Vorjahres in 
der Produktion fort. Insgesamt nahm in den ersten acht 
Monaten des Jahres gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahreszeitraum die Nettoproduktion der Industrie um 
0,4 vH zu. 

209 . Der noch im letzten Jahr beobachtete aufwärtsge- 
richtete Trend der Industrieproduktion in Ostdeutsch- 
land flachte sich in diesem Jahr merklich ab; die kon- 
junkturelle Schwäche erfasste auch die ostdeutsche 
Industrie. Seit Beginn dieses Jahres ließ die Produk- 
tion keine Dynamik erkennen, das Volumen nahm in 
den neuen Bundesländern von Januar bis August ledig- 
lich um 1,4 vH zu, während im früheren Bundesgebiet 
sich die kraftlose Entwicklung des Vorjahres fortsetzte. 
Der noch bis zum Jahresende 2002 anhaltende Zu- 
wachs der Auftragseingänge in Ostdeutschland wurde 
seit Beginn des Jahres von einer Abwärtsbewegung ab- 
gelöst, die Auftragseingänge gingen seit Jahresbeginn 
um 2,2 vH zurück. Die Auftragseingänge in den alten 
Bundesländern hingegen, die bereits seit Mitte letzten 
Jahres stagnierten, gingen seit Beginn dieses Jahres um 
2,6 vH zurück. 

210 . Ein weiteres Maß für die gesamtwirtschaftliche 
Aktivität in der Industrie und im Dienstleistungsbereich 
stellt deren Wertschöpfung dar. Die in den Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen ermittelte Bruttowert- 
schöpfung stieg im Jahresverlauf, der Zuwachs von 
0,2 vH war allerdings so gering wie seit dem Jahr 1993 
nicht mehr. Das Verarbeitende Gewerbe, auf das rund 
90 vH der Wirtschaftsleitung des Produzierenden Ge- 
werbes (ohne Baugewerbe) entfällt, trug in diesem Jahr 
mit 20,9 vH zur Entstehung des Bruttoinlandsprodukts 
bei. 

Der Zuwachs der Wertschöpfung im Dienstleistungsbe- 
reich schwächte sich abermals merklich auf 0,6 vH ab, 
dies ist der geringste Anstieg seit mehr als zehn Jahren. 
Der schwache Zuwachs der Wertschöpfung spiegelte 
sich in allen Branchen des Dienstleitungsgewerbes wi- 
der, wobei das kraftlose erste Halbjahr von einer leichten 
Belebung im weiteren Jahresverlauf abgelöst wurde. Im 
bedeutendsten Dienstleistungsbereich Finanzierung, 
Vermietung und Untemehmensdienstleistungen, mit ei- 
nem Anteil von rund 45 vH an der Wertschöpfung des 
gesamten Dienstleistungsbereichs, reduzierte sich der 
Zuwachs auf 0,5 vH; auch hier konnte ab Jahresmitte 
eine leicht kräftigere Entwicklung beobachtet werden. 
Die Wertschöpfung der privaten und öffentlichen Anbie- 
ter von Dienstleistungen, die knapp 29 vH zur Wirt- 
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Schaftsleistung im Dienstleistungsbereich beitrugen, 
nahm lediglich um 0,2 vH zu. 

211 . Gemäß der DIHK-Umfrage unter mehr als 
25 000 Unternehmen im Herbst 2003 wurde die wirt- 
sehaftliche Lage im Dienstleistungsbereich binnen Jah- 
resfrist wieder besser bewertet. Auch innerhalb des 
Dienstleistungssektors scheinen die untemehmensinter- 
nen Restrukturierungs- und Rationalisierungsmaßnah- 
men allmählich ihre Wirkung zu entfalten. Die Ge- 
sehäftslage in den zuletzt unter Druck geratenen 
Branchen, hierunter zählen unter anderem die Kredit- 
wirtschaft, die Finanzdienstleister und die Versiche- 
rungswirtschaft, wird wieder deutlich optimistischer 
eingeschätzt. Die inländische Investitionszurückhal- 
tung und die hohe Zahl der Insolvenzen belasteten aber 
weiterhin das Kreditgewerbe. Die Geschäftserwartun- 
gen im Einzelhandel sowie im Dienstleistungsbereich 
verbesserten sich im Jahresverlauf, wenngleich für den 
Einzelhandel, für das Gastgewerbe und für die Ver- 
kehrswirtschaft weiterhin Negativsalden zu verzeich- 
nen waren. 

212 . Trotz der verhaltenen Stimmung der Verbraucher 
stieg die Wertschöpfung des Einzelhandels (ohne Kraft- 
fahrzeuge, Reparatur von Gebrauchsgütem) aufgrund 
starker Zuwächse in der ersten Jahreshälfte um 1,4 vH. 
Die deutlichen Umsatzeinbußen, die im letzten Jahr zu 
verzeichnen waren, konnten in diesem Jahr jedoch nicht 
kompensiert werden. Die schwache Entwicklung der ge- 
samtwirtschaftlichen Aktivität und der fortgesetzte Be- 
schäftigungsabbau prägten auch die Umsatzentwick- 
lung. Die erzielten Umsätze im Einzelhandel lagen 
preisbereinigt in den ersten acht Monaten um 0,9 vH un- 
ter dem entsprechenden Vorjahreszeitraum, wobei die 
Zurückhaltung der Verbraucher weite Teile des Einzel- 
handels betraf. 


Preisentwicklung: Niedrige Inflationsraten - aber 
keine Deflation 

213 . Nach einer Vorjahresdurchschnittsrate in Höhe 
von 1,4 vH pendelte die Inflationsrate - gemessen am 
Verbraucherpreisindex- im Jahresverlauf um 1,1 vH, 
mit leicht abnehmender Tendenz zum Jahresbeginn und 
leicht steigender Tendenz zum Jahresende (Schau- 
bild 39). Damit wies Deutschland erneut die niedrigste 
Inflationsrate unter den Mitgliedern des Euro-Raums 
auf. Verantwortlich für die - wenn auch geringen - 
Schwankungen war vor allem die maßgeblich ölpreisbe- 
dingte Entwicklung der Energiepreise sowie der schwan- 
kende Euro-Wechselkurs. Mit dem Anziehen der Öl- 
preise und der Korrektur des Euro-Wechselkurses im 
zweiten Halbjahr ebbte die - vor allem im zweiten Quar- 
tal aufkeimende - Diskussion um potentielle Deflations- 
gefahren wieder ab. 

214 . Die durch die geopolitischen Unsicherheiten ver- 
stärkten Schwankungen in der Ölpreisentwicklung sowie 
des Euro- Wechselkurses waren auch ursächlich für den 


Schaubild 39 
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1} Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI); index 1996 = 100. 
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unsteten Verlauf der Importpreise. Der entlastenden Wir- 
kung der Euro-Aufwertung stand zunächst ein anstei- 
gender Ölpreis entgegen, so dass sich die Wechselkurs- 
bewegung nicht im Index der Importpreise niederschlug 
(Schaubild 40, Seite 132). Erst mit dem sich abzeichnen- 
den Abschluss der Kampfhandlungen im Irak Ende März 
begannen die Ölpreise zu sinken und wirkten nun in die 
gleiche Richtung wie die Euro-Aufwertung, so dass sich 
auch die Importpreise verringerten. Der Ölpreisanstieg 
im Juni und das vorübergehende Ende der Euro-Aufwer- 
tung kehrten die Importpreisentwicklung um. Die Erzeu- 
gerpreise stiegen im Januar und Februar aufgrund anzie- 
hender Energiepreise zunächst noch, gingen von April 
bis Mai vorübergehend energiepreisbedingt zurück, um 
im weiteren Jahresverlauf mit dem Ölpreisanstieg wie- 
der anzuziehen. 

215 . Von den übrigen Komponenten des Verbraucher- 
preisindex stiegen vor allem die Preise im Dienstleis- 
tungsbereich an. Der Preisrückgang bei Nahrungsmit- 
teln verringerte sich bis zur Jahresmitte und ging dann 
in leicht positive Inflationsraten über. Die Preise für 
gewerbliche Waren blieben im Jahresverlauf weitge- 
hend konstant. Die deutsche Kerninflationsrate - ohne 
Energie und unverarbeitete Nahrungsmittel - lag im 
Jahresverlauf auf einem Niveau zwischen 0,7 vH und 
1,0 vH. 
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Schaubild 40 


Entwicklung der Außenhandelspreise, 
Rohstoffpreise und Erzeugerpreise 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr 


Außenhandelspreise und Rohstoffpreise 
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1) HWWA-Index der Weltmarktpreise für Rohstoffe auf Euro-Basis 
(2000=100). Energierohstoffe (Kohle und Rohöl). Skala gegenüber 
der bei den Außenhandelspreisen gestaucht.- 2) Index der Einfuhr- 
und Ausfuhrpreise (1995=100).- 3) Index der Erzeugerpreise ge- 
werblicher Produkte (1995=100) nach dem Systematischen Gü- 
terverzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1995. Die Zah- 
len in Klammern geben das jeweilige Gewicht am Gesamt-index 
zum Zeitpunkt des Basisjahres in vH an. 


2. Arbeitsmarkt: Weiterhin Warten 
auf die Wende 

216 . Die Entwicklung am Arbeitsmarkt hat im 
Jahr 2003 entgegen den Erwartungen die Talsohle noch 
nicht erreicht. Stattdessen kam es zu einer weiteren Ver- 
schlechterung der Lage, die sich im Jahresverlauf etwas 
abflachte. Die Zahl der Erwerbstätigen ging im Vergleich 
zum Vorjahr überraschend stark um 545 000 Personen 
auf 38,13 Millionen Personen zurück; die Arbeitslosig- 
keit stieg um 323 000 Personen auf 4,38 Millionen Per- 
sonen (Tabelle 25). Im April und im Mai dieses Jahres er- 
reichte sie sogar die jeweils höchsten Werte für diese 
Monate seit der deutschen Vereinigung. Die verdeckte 
Arbeitslosigkeit hingegen nahm weiter ab und belief sich 
im Jahresmittel auf 1,61 Millionen Personen. Im Gefolge 
der durch die Vorschläge der „Kommission für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ (Hartz-Kommission) 
angestoßenen Reformen wurden die Mitwirkungsanfor- 
derungen an Arbeitslose verschärft, und es kam zu einem 
deutlichen Rückgang von „Beschäftigung schaffenden 
Maßnahmen“ sowie der beruflichen Weiterbildung. Be- 
schlossen wurden außerdem ein Umbau der Bundesan- 
stalt für Arbeit und mit der Integration der Arbeitslosen- 
hilfe in eine neue Sozialhilfe eine umfassende Reform 
der Lohnersatzleistungen, doch bedürfen wichtige Teile 
der Reform noch der Zustimmung des Bundesrates. 

Erwerbstätigkeit und Zahl der Erwerbspersonen 
rückläufig 

217 . Die Zahl der Erwerbstätigen ging im Jahr 2003 im 
Vergleich zum Vorjahr um 1,4 vH zurück. Dies war der 
stärkste Einbruch seit dem Jahr 1993. Wie bereits im 
vergangenen Jahr gab es einen überdurchschnittlich star- 
ken Beschäftigungsabbau im Verarbeitenden Gewerbe 
und im Baugewerbe. Bei den Dienstleistungen nahm die 
Beschäftigung in den Bereichen „Finanzierung und Ver- 
mietung“ und „öffentliche und private Dienstleister“ 
noch geringfügig zu, während sie sich in den Bereichen 
„Handel“, „Gastgewerbe“ und „Verkehr“ verringerte. 
Mit dem allgemeinen Rückgang der Beschäftigung sank 
auch die Nachfrage nach ausländischen Fachkräften für 
Informations- und Kommunikationstechnologien. Ende 
September waren seit Einführung der Green-Card-Ver- 
ordnung 15 065 entsprechende Arbeitserlaubnisse er- 
teilt worden. Gegenüber Jahresbeginn bedeutete dies 
zwar noch eine Zunahme um 2 479 Fälle, doch flachte 
der Zuwachs im Vergleich zum Vorjahreszeitraum etwas 
ab. Die Verordnung, die zum 31. Juli dieses Jahres aus- 
gelaufen wäre, wurde gleichwohl bis zum Ende des 
Jahres 2004 verlängert. 

218 . Eine Unterscheidung der Erwerbstätigkeit in 
Deutschland nach Gebietsständen ist - allerdings nur 
näherungsweise - anhand der sozialversicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung möglich. Sie sank im gesam- 
ten Bundesgebiet prozentual noch deutlich stärker als 
die Zahl der Erwerbstätigen, wobei der Rückgang der 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in Ost- 
deutschland und dort speziell im Baugewerbe besonders 
ausgeprägt war. Die Zahl der Selbständigen in Deutsch- 




Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 133- 


Drucksache 15/2000 


Tabelle 25 


Der Arbeitsmarkt in Deutschland'* 



2000 

2001 

2002 

2003^* 

2000 

2001 

2002 

2003^* 





Personen 






Tausend 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Tausend 

Erwerbspersonen^^"^^ 

41 746 

41 961 

42 006 

41 741 

407 

215 

45 

-265 

Erwerbslose^^ 

3 065 

3 110 

3 396 

3 675 

-268 

45 

286 

279 

Pendlersaldo^^ 

67 

60 

61 

60 

2 

-7 

1 

- 1 

Erwerbstätige^^ 

38 748 

38 911 

38 671 

38 126 

677 

163 

-240 

-545 

Selbständige 

4 001 

4 077 

4 090 

4 134 

62 

76 

13 

44 

Arbeitnehmer 

34 747 

34 834 

34 581 

33 992 

615 

87 

-253 

-589 

Registrierte Arbeitslose^^ 

3 889 

3 852 

4 060 

4 383 

-210 

-37 

208 

323 

davon: 









im früheren Bundesgebiet ohne Berlin .. 

2 380 

2 320 

2 498 

2 755 

-224 

-60 

178 

257 

in den neuen Bundesländern und Berlin 

1 508 

1 532 

1 563 

1 628 

13 

24 

31 

65 

Verdeckt Arbeitslose^^ 

1 810 

1 760 

1 749 

1 612 

- 121 

-50 

- 11 

- 137 

davon: 









im früheren Bundesgebiet ohne Berlin .. 

978 

1 015 

1 061 

1 040 

5 

37 

46 

-21 

in den neuen Bundesländern und Berlin 

832 

744 

687 

571 

- 126 

-88 

- 57 

- 116 

Gemeldete offene Stellen****** 

514 

506 

451 

351 

58 

-8 

- 55 

- 100 





Quoten (vH) 




Arbeitslosenquote^^^^^ 

9,6 

9,4 

9,8 

10,5 





Quote der offenen und verdeckten 







^ 


Arbeitslosigkeit*^* 

IS, 2 

12,9 

13,4 

13,9 





EU-standardisierte Erwerbslosenquote^^^ .. 

7,8 

7,8 

8,6 

9,3 






1) Jahresdurchschnitte. - 2) Eigene Schätzung. - 3) Personen im erwerbsfähigen Alter, die ihren Wohnort in Deutschland haben (Inländerkon- 
zept). - 4) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. - 5) Abgrenzung nach der Definition der Internationalen Arbeits- 
organisation (ILO). - 6) Saldo der erwerbstätigen Einpendler aus dem Ausland / Auspendler in das Ausland. - 7) Erwerbstätige Personen, die 
einen Arbeitsplatz in Deutschland haben, unabhängig von ihrem Wohnort (Inlandskonzept). - 8) Quelle: Bundesanstalt für Arbeit. - 9) Erläu- 
terungen siehe Tabelle 26, Seite 137. - 10) Für eine Beschäftigung von voraussichtlich mehr als sieben Kalendertagen. - 1 1) Anteil der regis- 
trierten Arbeitslosen an allen zivilen Erwerbspersonen (abhängige zivile Erwerbspersonen, Selbständige, mithelfende Familienangehörige). - 
12) Registrierte (offene) und verdeckt Arbeitslose in vH der Erwerbstätigen (Inländerkonzept) abzüglich der Differenz zwischen den registrier- 
ten Arbeitslosen und den Erwerbslosen (ILO-Defmition) plus offen und verdeckt Arbeitslose abzüglich subventioniert Beschäftigte (Inländer- 
konzept). - 13) Erwerbslose nach dem auf der Abgrenzung des ILO basierenden Konzepts der EU, bezogen auf alle Erwerbspersonen. 


land hingegen betrug 4,13 Millionen Personen und nahm 
gegenüber dem Vorjahr merklich zu. 

Anders als in den Vorjahren ging das geleistete Arbeits- 
volumen mit 1 ,4 vH ähnlich stark zurück wie die Er- 
werbstätigkeit. Das Angebot an gemeldeten Stellen 
verringerte sich im Jahresmittel auf 351 000 Stellen und 
lag um 100 000 Stellen unter dem des Vorjahres. 

219 . Welche Bedeutung die zum 1. April 2003 in Kraft 
getretene Reform der geringfügigen Beschäftigungs- 
verhältnisse für die Entwicklung der Erwerbstätigkeit 
und des Arbeitsvolumens hat, lässt sich noch nicht ver- 
lässlich abschätzen. Ende September 2003 lagen der 
nunmehr als zentrale Melde- und Einzugsstelle fungie- 
renden Bundesknappschaft etwa 5,88 Mio Meldungen 
über geringfügig Beschäftigte vor, doch lässt sich diese 


Zahl konzeptionell nicht direkt mit den von der Bundes- 
anstalt für Arbeit ermittelten Zahlen vergleichen, die 
sich im Vorjahresmonat auf 4,10 Millionen und im 
März 2003 auf 4,14 Millionen geringfügig Beschäftigte 
beliefen, denn die Bundesanstalt wies im Unterschied 
zur Bundesknappschaft bisher nicht alle geringfügig Be- 
schäftigten, sondern nur geringfügig Beschäftigte ohne 
sozialversicherungspflichtige Hauptbeschäftigung aus. 
Die Differenz zwischen den Zahlen der Bundesknapp- 
schaft und denjenigen der Bundesanstalt für Arbeit ist 
daher nicht nur auf neue Stellen, die Ummeldung von 
Stellen mit Bruttoeinkommen zwischen dem alten und 
dem neuen, höherem Schwellenwert oder die Legalisie- 
rung bestehender Stellen zurückzuführen, sondern 
beruht zu einem ganz erheblichen Teil auch auf 
Nebenbeschäftigungen von Personen, die bereits eine 
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sozialversicherungspflichtige Hauptbeschäftigung ausü- 
ben. Derartige Nebenbeschäftigungen sind unter dem Ge- 
sichtspunkt der Steuer- und Abgabenbelastung nach der 
Reform wieder deutlich attraktiver geworden und werden 
von der Bundesanstalt für Arbeit erst seit April 2003 er- 
fasst, die für den betreffenden Monat eine Zahl von 
1,21 Millionen Personen mit geringfügig entlohnten Ne- 
bentätigkeiten ausweist. Gleichzeitig stieg gegenüber 
März 2003 die Zahl der geringfügig Beschäftigten ohne 
sozialversicherungspflichtige Hauptbeschäftigung um 
1 52 000 Personen, wobei der größte Teil des Anstiegs auf 
die Ummeldung von Stellen zurückzufiühren sein dürfte. 

Betrachtet man, unter Berücksichtigung der einge- 
schränkten Vergleichbarkeit, die jeweiligen Anteile von 
Personen im Alter von mindestens 55 Jahren sowie von 
Personen jünger als 20 Jahre an allen geringfügig ent- 
lohnten Beschäftigten, so ergeben sich zumindest Hin- 
weise für eine gewisse Sfrukturverschiebung. Ende 
September 2002 - zur Ausschaltung von Saisoneffekten 
ist ein Vergleich mit dem Vorjahresmonat statt mit den 
aktuelleren Daten für den März 2003 sinnvoll - betrug 
der Anteil der unter 25-Jährigen an den geringfügig ent- 
lohnten Beschäftigten ohne sozialversicherungspflich- 
tige Hauptbeschäftigung 19,0 vH, von denen etwa drei 
Fünftel unter 20 Jahre alt und damit häufig Schüler wa- 
ren. Ende September 2003 belief sich der Anteil der un- 
ter 25-Jährigen an allen geringfügig entlohnten Beschäf- 
tigten auf 19,8 vH, doch waren von ihnen etwas weniger 
als die Hälfte (46,5 vH) jünger als 20 Jahre. Bei Perso- 
nen im Alter von mindestens 55 Jahren, viele von ihnen 
typischerweise Rentner oder Pensionäre, machte der An- 
teil an den erfassten geringfügig entlohnten Beschäftig- 
ten ohne sozialversicherungspflichtige Hauptbeschäfti- 
gung Ende September 2002 3 1 ,4 vH aus, während sich 
der entsprechende Anteil an allen geringfügig entlohnten 
Beschäftigten im September 2003 auf nur 25,0 vH be- 
lief. Dies stellt zumindest ein gewisses Indiz dafür dar, 
dass durch die Reform der Niedriglohnbereich für zu- 
sätzliche Personengruppen erschlossen wurde. 

220. Die Zahl der Erwerbspersonen ging gegenüber 
dem Vorjahr deutlich zurück. Das Erwerbspersonen- 
potential hingegen stieg nach Berechnungen des Instituts 
für Arbeitsmarkf- und Berufsforschung (lAB), Nürnberg, 
im Jahresdurchschnift um efwa 100 000 Personen. Dabei 
übertrafen in Westdeutschland die Effekte aus dem wei- 
teren Anstieg der Erwerbsneigung der Frauen und ein 
positiver Saldo aus Wanderungen und Pendlern den alte- 
rungsbedingten Rückgang der Erwerbspersonenzahl. In 
Ostdeutschland hingegen hielten sich die gegenläufigen 
Effekte aus Demographie und Verhaltensänderungen in 
etwa die Waage, so dass der Hauptbeitrag zur Verringe- 
rung des Arbeitsangebots aus Wanderungsverlusten ins- 
besondere gegenüber Westdeutschland und einem weite- 
ren Anstieg des Pendlersaldos resultierte. Während sich 
im Jahr 2002 die Erwerbsquoten der Männer, bezogen 
auf die Zahl der Männer im erwerbsfähigen Alter, zwi- 
schen den beiden Gebietsständen kaum unterschieden, 
belegt bei den Frauen eine Erwerbsquote von 63,6 vH in 
Westdeutschland gegenüber einer Erwerbsquote von 
72,6 vH in den neuen Bundesländern die weiterhin beste- 
henden merklichen Unterschiede in der Erwerbsneigung. 


Arbeitslosigkeit weiter gestiegen 

221. Nach einer starken Zunahme im ersten Quartal 
verlangsamte sich in den folgenden Quartalen der An- 
stieg der saisonbereinigten Arbeitslosigkeit und kam in 
der zweiten Jahreshälfte zum Stillstand (Schaubild 41). 
Im Jahresdurchschnitt stieg die Arbeitslosigkeit auf 
4,38 Millionen Arbeitslose und lag damit um 
323 000 Personen höher als im Vorjahr. Die Arbeits- 
losenquote, gemessen als Anteil der registrierten Ar- 
beitslosen an allen zivilen Erwerbspersonen, stieg um 
0,7 Prozentpunkte auf 10,5 vH. Die international ver- 
gleichbare standardisierte Erwerbslosenquote, bei der 
die Definition der Arbeitslosigkeit im Ergebnis enger 
abgegrenzt ist, nahm ebenfalls um 0,7 Prozentpunkte auf 
9,3 vH zu und befand sich damit wie bereits im Vorjahr 
über dem Durchschnitt des Euro-Raums (Ziffer 122). 

Die Arbeitslosenquote für Wesfdeutschland lag nach na- 
tionaler Abgrenzung bei 8,4 vH und damit um 0,8 Pro- 
zentpunkte höher als im Jahr 2002. In Ostdeutschland 
(einschließlich Berlin) ist sie mit 18,6 vH weiterhin 
mehr als doppelt so hoch; dort betrug die Zunahme ge- 
genüber dem Vorjahr 0,9 Prozentpunkte. 

Bei den Arbeitslosenquoten für Westdeutschland und 
Ostdeutschland ist zu berücksichtigen, dass in der Statis- 
tik der Bundesanstalt für Arbeit seit Jahresbeginn Berlin 
zu den neuen Bundesländern gezählt wird, wodurch die 
in der Vergangenheit immer wieder aufgetretenen Ab- 
grenzungsprobleme in den Arbeitsamtsbezirken Berlins 
entfallen. Da die Arbeitslosenquote in Berlin höher als 
im Mittel des übrigen früheren Bundesgebiets, aber 
niedriger als im Mittel des Beitrittsgebiets ist, sind durch 
die Umstellung der Statistik die Arbeitslosenquoten in 
beiden Gebietsständen etwas niedriger als nach der al- 
ten Abgrenzung. Die gesamtdeutsche Arbeitslosenquote 
ändert sich dadurch selbstverständlich nicht. 

222. Für den September 2003 liegen detailliertere In- 
formationen zur Struktur der Arbeitslosigkeit vor. Da- 
nach betrug der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen 
Arbeitslosen 36,4 vH und lag damit leicht über dem Vor- 
jahr. Arbeitslose älter als 55 Jahre, die 11,3 vH aller 
Arbeitslosen ausmachten, waren unter den Langzeitar- 
beitslosen mit einem Anteil von 17,0 vH deutlich über- 
repräsentiert, während Personen ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung 34,4 vH aller Arbeitslosen und 36,1 vH 
aller Langzeitarbeitslosen stellen. Der Anteil von Ar- 
beitslosen unter 25 Jahren belief sich auf 12,3 vH aller 
Arbeitslosen, wobei der Anteil der unter 20-Jährigen mit 
2,2 vH weiterhin sehr niedrig war. Für die Langzeitar- 
beitslosigkeit haben Jüngere keine Bedeutung, der An- 
teil der unter 25-Jährigen betrug lediglich 2,6 vH. 

223. In diesem Jahr verstärkten sich die Abgänge aus 
der Arbeitslosigkeit, insbesondere solche in sonstige 
Nichterwerbstätigkeit und in Selbständigkeit, weiter 
(Schaubild 42, Seite 136). Der Anstieg der Abgänge in 
sonstige Nichterwerbstätigkeit ist auf Nichtemeuerung der 
Meldung, auf fehlende Mitwirkung und auf Austritte nach 
der vorruhestandsähnlichen Regelung des § 428 SGB III 
zurückzuführen. Die Zunahme der ersten beiden Gründe 
hat ihre Ursache insbesondere in den unter dem Schlag- 
wort „Fördern und Fordern“ zusammengefassten höhe- 
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Schaubild 41 


Entwicklung der registrierten Arbeitslosigkeit^) 


Jahresdurchschnitte^) 



1) Monatsendstände. Dünne Linien: Grundzahlen; dicke Linien: Saisonbereinigte Werte; Bereinigung nach dem Census-Verfahren II, Version X-1 1 2) Jahr 2003: 
Eigene Schätzung. 

Quelle für Grundzahlen: BA 

SR 2003-12-0642 


ren Anforderungen an die Mitwirkung und die Eigenini- 
tiative der Arbeitslosen. Ein Indiz für die zumindest 
vorübergehende Abmeldung von Nichtleistungsempfän- 
gem ist zudem der Anstieg der Leistungsempfanger- 
quote, die als der Anteil der arbeitslosen Empfänger von 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Eingliede- 
rungshilfe, nicht aber beispielsweise der Bezieher von 
Arbeitslosengeld gemäß § 428 SGB III (vorzeitiger Ru- 
hestand), an allen registrierten Arbeitslosen definiert ist. 
Die Leistungsempfängerquote stieg von 78,8 vH im 
Jahr 2002 auf zuletzt 81,4 vH Ende August. Die Zu- 
nahme der Abgänge in Selbständigkeit kann durch die 
vermehrt in Anspruch genommene direkte Förderung re- 
gulärer Beschäftigung erklärt werden, mit der sowohl 
der Übergang in eine abhängige als auch in eine selb- 
ständige Beschäftigung unterstützt wird. Im Oktober lag 


der Teilnehmerbestand mit 296 000 Personen um 
22,0 vH höher als im Vorjahr. Besonders stark ausgewei- 
tet wurden Einstellungszuschüsse bei Neugründungen 
(28,9 vH), das Überbrückungsgeld (19,7 vH) und der 
neu eingeführte Existenzgründungszuschuss, den im Ok- 
tober knapp 73 000 Personen in Anspruch nahmen. 

In Übereinstimmung mit dem kräftigen Rückgang der 
Zahl der Erwerbstätigen gab es merklich mehr Zugänge 
in Arbeitslosigkeit aus Erwerbstätigkeit. Dies verdeut- 
licht, dass trotz des in einigen Monaten zu beobachten- 
den Rückgangs der saisonbereinigten Arbeitslosigkeit 
noch keine Entspannung am Arbeitsmarkt eintrat, zumal 
das Potential zur Verringerung der registrierten Arbeits- 
losigkeit, das sich aus den verschärften Anforderungen 
an die Mitwirkung der Arbeitslosen ergibt, zwar noch 
vorhanden, aber gleichwohl begrenzt ist. 









Drucksache 15/2000 


- 136- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Schaubild 42 



224. Die verdeckte Arbeitslosigkeit sank, verstärkt 
durch ein kräftiges Umsteuem im arbeitsmarktpoliti- 
schen Instrumentarium, im Vergleich zum Vorjahr um 
137 000 Personen auf 1,61 Millionen Personen; auf- 
grund des weiterhin fallenden Trends wurde gegen Ende 
des Jahres die Schwelle von 1,6 Millionen deutlich un- 
terschritten (Tabelle 26). Zwar stieg die Inanspruch- 
nahme der vorruhestandsähnlichen Regelung des § 428 
SGB III auf 357 000 Personen. Dieser Anstieg wurde je- 
doch insbesondere durch eine deutliche Rückführung 
von „Beschäftigung schaffenden Maßnahmen“ und 
„Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung“ sowie 
durch eine geringe Anzahl von Beziehern von Rente we- 
gen Arbeitslosigkeit überkompensiert. Insgesamt sank 
die Zahl der in „Beschäftigungsschaffende Maßnahmen“ 
Tätigen um 27,5 vH, die Zahl der Teilnehmer an „Maß- 
nahmen der beruflichen Weiterbildung in Vollzeit“ um 
27,7 vH und die Zahl der Bezieher von Rente wegen Ar- 
beitslosigkeit um 10,4 vH im Vergleich zum Jahr 2002. 
Auch die Zahl der Kurzarbeiter ging leicht auf 
202 000 Personen zurück. 

Die im Rahmen der Umsetzung der Vorschläge der 
Hartz-Kommission neu eingeführten arbeitsmarktpoliti- 
schen Instrumente der Personal-Service-Agenturen 


(PSA) und des Existenzgründungszuschusses („Ich- 
AG“) erfordern eine Überprüfung der bisherigen Ab- 
grenzung der subventioniert Beschäftigten als Teil der 
verdeckten Arbeitslosigkeit. Zu den subventioniert Be- 
schäftigten zählt der Sachverständigenrat diejenigen 
Personen, deren verdeckte Arbeitslosigkeit sich wie etwa 
die der in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen Tätigen 
quantifizieren lässt (Anhang IV B), jedoch keine Perso- 
nen, die durch die Förderung eine Stelle auf dem ersten 
Arbeitsmarkt finden, wie beispielsweise die Empfänger 
einer Lohnsubvention. Da die in PersonaTService-Agen- 
turen Beschäftigten und die Bezieher eines Existenz- 
gründungszuschusses auf dem ersten Arbeitsmarkt tätig 
sind, werden auch sie nicht zu den verdeckt Arbeitslosen 
gezählt. Zusätzlich zu berücksichtigen wären hingegen 
die Teilnehmer an den von der Bundesregierung in die- 
sem Jahr neu aufgelegten Programme gegen Langzeit- 
arbeitslosigkeit („Arbeit für Langzeitarbeitslose“ für 
Arbeitslose ab 25 Jahren und „JUMP-Plus “für Jugend- 
liche zwischen 15 und 25 Jahren). Die Programme be- 
finden sich mit Teilnehmerzahlen um 1 800 beziehungs- 
weise 9 600 (Stand Ende Oktober) gegenwärtig jedoch 
noch in der Anlaufphase, so dass stärkere Auswirkungen 
auf die verdeckte Arbeitslosigkeit gegebenenfalls erst im 
Jahr 2004 zu erwarten sind. 

225. Eine Verzerrung bei der Erfassung der Arbeits- 
losigkeit ergibt sich auch dadurch, dass unter den regist- 
rierten Arbeitslosen Personen sind, die dem Arbeits- 
markt nicht zur Verfügung stehen, keine Leistungen 
beziehen und sich nur zur Wahrung sozialrechtlicher An- 
sprüche arbeitslos melden, ohne aktiv eine Arbeit zu su- 
chen. Während die verdeckt Arbeitslosen und die 
- allerdings nur schwer zu quantifizierende - Stille Re- 
serve zur Zahl der registrierten Arbeitslosen hinzuge- 
rechnet werden müssen, um die tatsächliche Zahl der Ar- 
beitssuchenden auszuweisen, müssten diese auf dem 
Arbeitsmarkt nicht aktiven, nur durch das Sozialrecht als 
arbeitslos registrierten Personen von der Zahl der regist- 
riert Arbeitslosen abgezogen werden. Auf der Basis ei- 
ner Befragung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be- 
rufsforschung (lAB), Nürnberg, aus dem Jahr 2000 liegt 
ihr Anteil an allen Arbeitlosen bei rund 1 vH. Da dieser 
Personenkreis jedoch nur mit großer Ungenauigkeit be- 
stimmt werden kann, unterbleibt eine Berücksichtigung 
bei der offenen Arbeitslosigkeit. 

Berufsausbildungsstellenmarkt angespanut 

226. Die Lage auf dem Berufsausbildungsstellenmarkt 
stellte sich aufgrund eines deutlich gestiegenen Bewer- 
berüberhangs von 20 175 Personen noch angespannter 
dar als im Vorjahr und stieß erneut eine Diskussion über 
die Möglichkeiten einer staatlichen Intervention in Form 
einer Ausbildungsplatzabgabe an. Während die Bewer- 
berzahlen leicht um 1 , 1 vH Zunahmen, ging die Zahl der 
gemeldeten Berufsausbildungsstellen deutlich um 6,7 vH 
zurück (Tabelle 27, Seite 138). Selbst in Westdeutsch- 
land, wo, mit Ausnahme der Jahre 1997 und 1998, seit 
der Vereinigung am Ende des Berufsberatungsjahres ein 
Stellenüberhang vorlag, ergab sich ein Bewerberüber- 
hang von 8 273 Personen. In Ostdeutschland sank das 
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Tabelle 26 


Offene und verdeckte Arbeitslosigkeit in Deutschland" 

Tausend Personen 


Zeitraum^* 

Offene 

und ver- 
deckt 

Arbeits- 

lose 

(2) + (3) 

Regist- 

rierte 

(offene) 

Arbeits- 

lose" 

Verdeckt Arbeitslose^* 

Nach- 

richtlich: 

Anzahl 

der 

Kurz- 

arbeiter 

zusam- 

men 

(4) bis 
(11) 

davon 

Teilnehmer an 

Personen in vorzeitigem Ruhestand 

Leis- 

tungs- 
empfän- 
ger nach 
§ 126 
SGB IIl“** 

Kurz- 

arbeiter: 

Arbeits- 

losen- 

äquiva- 

lent**^ 

beschäfti- 

gungs- 

schaffen- 

den 

Maßnah- 

men"" 

berufli- 

cher 

Weiter 
bildung 
in Voll- 
zeit"" 

Deutsch- 

Sprach- 

lehrgän- 

4) 

gen 

Per- 

sonen 

nach 
§428 
SGB Ilf* 

Freistel- 

lungs- 

phase 

Alters- 

teil- 

zeit"" 

Alters- 

rente 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit^* 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) 

(8) 

(9) 

(10) 

(11) 

(12) 







Deutschland 






1999 

6 030 

4 099 

1 931 

430 

333 

27 

200 

16 

810 

65 

50 

119 

2000 

5 699 

3 889 

1 810 

316 

324 

28 

192 

32 

797 

75 

46 

86 

2001 

5 612 

3 852 

1 760 

243 

315 

25 

228 

49 

765 

76 

59 

123 

2002 

5 810 

4 060 

1 749 

193 

300 

24 

294 

61 

705 

85 

88 

207 

2003 

5 995 

4 383 

1 612 

138 

217 

22 

357 

69 

632 

88 

88 

202 

2002 l.Vj. 

5 960 

4215 

1 744 

197 

293 

27 

265 

58 

731 

78 

95 

239 

2.Vj. 

5 756 

4 009 

1 747 

185 

309 

23 

286 

59 

714 

86 

85 

216 

3.Vj. 

5 736 

4 004 

1 730 

190 

293 

21 

306 

61 

697 

80 

82 

178 

4.Vj. 

5 784 

4 013 

1 773 

198 

303 

24 

319 

64 

679 

96 

88 

194 

2003 l.Vj. 

6 280 

4 582 

1 699 

157 

264 

27 

332 

67 

660 

91 

100 

222 

2.Vj. 

6 062 

4 423 

1 639 

138 

230 

22 

352 

67 

640 

95 

95 

230 

3.Vj. 

5 869 

4 299 

1 569 

133 

197 

19 

368 

70 

620 

86 

76 

172 

4.Vj. 

5 769 

4 226 

1 543 

129 

176 

21 

377 

71 

607 

81 

81 

184 






Früheres Bundesgebiet ohne Berlin 





1999 

3 577 

2 604 

973 

67 

182 

20 

107 

12 

511 

38 

36 

90 

2000 

3 358 

2 380 

978 

59 

177 

21 

104 

25 

517 

43 

32 

59 

2001 

3 335 

2 320 

1 015 

53 

169 

19 

134 

39 

514 

45 

43 

94 

2002 

3 559 

2 498 

1 061 

42 

162 

18 

183 

48 

493 

51 

64 

162 

2003 

3 795 

2 755 

1 040 

30 

124 

17 

227 

54 

463 

55 

70 

165 

2002 l.Vj. 

3 636 

2 584 

1 052 

44 

155 

21 

162 

46 

503 

47 

75 

198 

2.Vj. 

3 506 

2 442 

1 065 

42 

168 

18 

177 

46 

497 

51 

66 

176 

3.Vj. 

3 511 

2 461 

1 050 

42 

159 

16 

191 

48 

490 

49 

55 

128 

4.Vj. 

3 584 

2 505 

1 079 

41 

166 

19 

201 

51 

483 

57 

61 

147 

2003 l.Vj. 

3 945 

2 871 

1 074 

35 

144 

22 

211 

53 

475 

56 

78 

181 

2.Vj. 

3 823 

2 766 

1 057 

31 

132 

18 

222 

52 

467 

58 

77 

190 

3.Vj. 

3 726 

2 705 

1 021 

28 

116 

15 

234 

55 

458 

54 

61 

140 

4.Vj. 

3 688 

2 678 

1 010 

27 

104 

16 

240 

56 

452 

52 

63 

150 






Neue Bundesländer nnd Berlin 





1999 

2 453 

1 495 

958 

363 

151 

6 

93 

5 

299 

27 

14 

29 

2000 

2 340 

1 508 

832 

257 

148 

6 

88 

7 

280 

32 

14 

27 

2001 

2 276 

1 532 

744 

190 

146 

6 

94 

10 

251 

32 

16 

29 

2002 

2 250 

1 563 

687 

150 

138 

5 

112 

13 

212 

34 

23 

45 

2003 

2 199 

1 628 

571 

108 

92 

5 

131 

15 

169 

33 

18 

37 

2002 l.Vj. 

2 325 

1 632 

693 

154 

138 

6 

103 

13 

228 

32 

20 

41 

2.Vj. 

2 250 

1 567 

683 

143 

142 

5 

109 

13 

217 

35 

19 

40 

3.Vj. 

2 224 

1 543 

681 

148 

134 

4 

115 

13 

207 

31 

27 

50 

4.Vj. 

2 202 

1 508 

694 

158 

138 

5 

118 

14 

196 

38 

27 

48 

2003 l.Vj. 

2 336 

1 711 

625 

123 

119 

6 

122 

14 

185 

35 

21 

41 

2.Vj. 

2 239 

1 658 

581 

107 

98 

5 

130 

14 

173 

37 

18 

39 

3.Vj. 

2 143 

1 594 

549 

105 

81 

4 

134 

15 

162 

32 

16 

32 

4.Vj. 

2 081 

1 548 

533 

102 

72 

5 

137 

15 

155 

29 

18 

34 


1) Zu den Einzelheiten siehe Anhang IV B. - 2) Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. Jahreswerte aus gerundeten Quartals- 


werten berechnet. 4. Vierteljahr 2003 und Jahreswert 2003 eigene Schätzung. - 3) Einschließlich weiterer Personen in vorzeitigem Ruhestand 
(Empfänger von Altersübergangsgeld und Vorruhestandsgeld, im Jahr 1999: 527 Personen). - 4) Vierteljahresdurchschnitte aus Monatsendstän- 
den berechnet, wobei der Stand am Ende des letzten Monats des Vorquartals und am Ende des dritten Monats des Berichts'quartals jeweils zur 
Hälfte berücksichtigt werden. - 5) Neben den Teilnehmern an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (§§ 260 bis 271, 416 SGB III) sind auch die Teil- 
nehmer an Strukturanpassungsmaßnahmen (§§ 272 bis 279, einschließlich § 415 SGB III bis 31.12.2002) und in beschäftigungsschaffenden Inffa- 
strukturmaßnahmen (§ 279a SGB III) berücksichtigt. - 6) Erfasst nach dem Wohnortprinzip (ohne Einarbeitung). - 7) 58-jährige und ältere Leis- 
tungsempfänger, die der Arbeitsvermittlung nicht mehr zur Verfügung stehen müssen und nicht als registrierte Arbeitslose gezählt werden. - 
8) Personen in vorzeitigem Ruhestand, die sich in der Freistellungsphase Altersteilzeit befinden (nur von der Bundesanstalt für Arbeit geförderte 
Fälle). - 9) 60- bis unter 65-Jährige. Eigene Schätzung nach Angaben des BMWA, des VOR und der Bundesknappschaft; früheres Bundesgebiet 
und Berlin-West, neue Bundesländer und Berlin-Ost. - 10) Arbeitsunfähige Personen, die Leistungen empfangen, aber nicht als registrierte Ar- 
beitslose gezählt werden. - 1 1) Anzahl der Kurzarbeiter multipliziert mit ihrem durchschnittlichen Arbeitsausfall. 


Quelle für Grundzahlen: BA 
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Tabelle 27 


Berufsausbildungsstellenmarkt in Deutschland 




1994/95 

1995/96 

1996/97 

mim 

1998/99 

1999/2000 

2000/01 

2001/02 

2002/03 

Bei den Arbeitsämtern gemel- 
dete Berufsausbildungsstellen .. 

Personen 

512 811 

490 092 

Früheres Bundesgebiet 

Im Berichtszeitraum (Oktober bis September) 

476 379 473 810 491 122 498 098 497 275 

465 051 

427 287 


vH‘> 

- 8,7 

- 4,4 

- 2,8 

- 0,5 

3,7 

1,4 

- 0,2 

- 6,5 

- 8,1 

Bewerber 

Personen 

478 383 

508 038 

546 390 

567 273 

568 027 

545 952 

509 012 

491 237 

501 956 


vH‘> 

5,1 

6,2 

7,5 

3,8 

0,1 

- 3,9 

- 6,8 

- 3,5 

2,2 

Unbesetzte Berufsausbildungs- 
stellen 

Personen 

43 231 

33 866 

Am Ende des Berichtszeitraums (September) 

25217 22 873 22 748 24 906 23 618 

17 123 

13 994 

Noch nicht vermittelte 

Bewerber 

Personen 

19 396 

24 637 

32 190 

23 359 

19 592 

15 174 

11 962 

13 180 

22 267 

Stellenüberhang 

Personen 

23 835 

9 229 

. 

. 

3 156 

9 732 

11 656 

3 943 

- 

Bewerberüberhang 

Personen 

- 

- 

6 973 

486 

- 

- 

- 

- 

8 273 

Bei den Arbeitsämtern gemel- 
dete Berufsausbildungsstellen .. 

Personen 

120 129 

119 040 

Neue Bundesländer^* 

Im Berichtszeitraum (Oktober bis September) 

131 036 130 480 138 129 127 344 133 773 

121 093 

119 373 


vH‘> 

- 1,6 

- 0,9 

10,1 

- 0,4 

5,9 

- 7,8 

5,0 

- 9,5 

- 1,4 

davon: 

betrieblich besetzbar^ 

Personen 

99 072 

98 254 

98 162 

92 495 

86 932 

87 854 

87 342 

76 619 

72 416 


vH‘> 

4,4 

- 0,8 

- 0,1 

- 5,8 

- 6,0 

1,1 

- 0,6 

- 12,3 

- 5,5 

in über-/außerbetrieblichen 
Einrichtungen^^ 

Personen 

21 057 

20 786 

32 874 

37 985 

51 197 

39 490 

46 431 

44 474 

46 957 

Bewerber 

Personen 

191 692 

208 754 

226 028 

229 293 

234 621 

224 396 

228 785 

220 156 

217615 


vH‘> 

12,0 

8,9 

8,3 

1,4 

2,3 

- 4,4 

2,0 

- 3,8 

- 1,2 

Unbesetzte Berufsausbildungs- 
stellen 

Personen 

983 

1 081 

Am Ende des Berichtszeitraums (September) 

647 531 691 784 917 

882 

846 

Noch nicht vermittelte 

Bewerber 

Personen 

5 566 

13 821 

15 231 

12316 

9 773 

8 468 

8 500 

10 203 

12 748 

Stellenüberhang 

Personen 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Bewerberüberhang 

Personen 

4 583 

12 740 

14 584 

11 785 

9 082 

7 684 

7 583 

9 321 

11 902 


1) Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum. - 2) Bis 1995/96 einschließlich Berlin-Ost; ab 1996/97 einschließlich Berlin insgesamt. - 
3) Durch die unterschiedliche Behandlung der außerbetrieblichen Ausbildungsstellen für Rehabilitanden 2000/2001 ist der Vorjahresvergleich 
eingeschränkt. - 4) Gemäß § 241 (2) SGB III (vorher § 40c AFG) einschließlich Berufsausbildungsstellen für Rehabilitanden (2001/2002), Ge- 
meindeinitiativen Ost (1993 bis 1995), Lehrstelleninitiativen (1996 bis 1998), Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit (ab 1999) 
und Ausbildungsplatzprogramm (ab 1999). 

Quelle: BA 


Verhältnis zwischen unbesetzten Berufsausbildungsstel- 
len und der Zahl der noch nicht vermittelten Bewerber 
weiter von 0,09 im Berufsberatungsjahr 2001/2002 auf 
knapp 0,07 in diesem Jahr (Kasten 5). Gemäß dem jähr- 
lich von der Bundesregierung herausgegebenen Berufs- 
bildungsbericht ist davon auszugehen, dass die Zahl der 


Ausbildungsplatzsuchenden in den alten Bundesländern 
bis zum Jahr 2008 ansteigen wird, um dann in den fol- 
genden Jahren wieder langsam abzufallen. In den neuen 
Bundesländern hingegen dürfte sich ab Mitte des Jahr- 
zehnts der bisher geringfügige Rückgang der Bewerber- 
zahlen beschleunigen. 
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Kasten 5 


Der Berufsausbildungsstellenmarkt in Deutschland 

Wichtig zur Charakterisierung des Berufsausbildungsstellenmarkts sind die jeweiligen Merkmale der Auszubil- 
denden und der Betriebe, einschließlich deren Ausbildungsverhalten, und die Eigenschaften der Ausbildungsver- 
hältnisse wie beispielsweise deren Dauer oder die Höhe der Vergütungen. Da die betrachteten Kenngrößen noch 
nicht alle für das Jahr 2002 vorliegen, werden im Folgenden ergänzend auch Daten der Vorjahre verwendet. Im 
Jahr 2002 verfügten Auszubildende mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag am häufigsten über einen Real- 
schulabschluss, und dies ist auch der am stärksten vertretene Abschluss in dem mit Abstand größten Ausbildungs- 
bereich „Industrie und Handel“, in dem über die Hälfte aller betrachteten Personen eine Berufsausbildung aufnah- 
men (Tabelle 28). Im Handwerk hingegen, dem zweitgrößten Ausbildungsbereich, besaßen rund die Hälfte einen 
Hauptschulabschluss . 


Tabelle 28 


Neu abgeschlosseue Ausbilduugsverträge im Jahr 2002 iu Deutschlaud 
uach Ausbilduugsbereicheu uud Schulbilduug der Auszubildeudeu 




1 Davon im 

jeweiligen Ausbildungsbereich (vH) | 

Sehulisehe Vorbildung 
des Auszubildenden'* 

Aus- 

zubil- 

vH 

Industrie 

und 

Hand- 

werk 

Land- 

wirt- 

Öffent- 

licher 

Freie 

Berufe"' 

Haus- 

wirt- 

See- 

schiff- 


dende 


HandeF’ 

Schaft 

DiensÖ 

Schaft 

fahrt 

Hauptschule ohne Absehluss . 

15 855 

2,8 

1,1 

5,3 

8,4 

0,1 

0,9 

25,8 

1,3 

Hauptschule mit Abschluss .... 
Realschul- oder gleieh- 

175 286 

30,9 

22,5 

49,5 

38,0 

5,7 

21,1 

33,4 

11,9 

wertiger Abschluss 

Hochschul-/ Fachhoch- 

208 755 

36,7 

38,3 

28,3 

30,8 

63,7 

53,2 

6,5 

67,9 

schulreife 

Schulisches 

77 423 

13,6 

19,0 

3,7 

7,8 

22,2 

16,2 

0,7 

17,6 

Berufsgrundbildungsjahr 

14 050 

2,5 

1,6 

4,5 

5,7 

0,6 

0,4 

3,5 

1,3 

Berufsfachschule 

42 470 

7,5 

10,9 

3,5 

0,7 

3,8 

4,0 

6,1 

- 

Berufsvorbereitungsjahr 

12 082 

2,1 

2,2 

2,5 

2,8 

0,1 

0,2 

10,6 

- 

Sonstige und ohne Angabe .... 

22 161 

3,9 

4,4 

2,6 

5,6 

3,9 

4,1 

13,5 

- 

Verteilung auf die 










Ausbildungsbereiche 
Auszubildende, insgesamt .... 

568 082 

X 

305 003 

177 042 

14 169 

14 680 

52 160 

4 869 

159 

Anteil in vH 

X 

100 

53,7 

31,2 

2,5 

2,6 

9,2 

0,9 

0,0 


1) Oder zuletzt erreichter Abschluss. - 2) Einschließlich Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe. Einschließlich neu abge- 
schlossener Anschlussverträge in Stufenausbildung. - 3) Ohne diejenigen Auszubildenden, deren Ausbildungsverträge nach dem Berufs- 
bildungsgesetz bei anderen zuständigen Stellen (Kammern) außerhalb dieses Ausbildungsbereichs registriert werden. 


Im Jahr 2002 betrug das durchschnittliche Alter der Auszubildeudeu mit neu abgeschlossenem Ausbildungsver- 
trag etwa 19 Jahre. Es hatte zwischen den Jahren 1970 und 1990 von knapp 17 Jahren auf 19 Jahre zugenommen 
und blieb seitdem, bedingt dureh die kürzere Schuldauer in den neuen Bundesländern, unverändert auf diesem Ni- 
veau. Der Anstieg seit den siebziger Jahren wurde neben einer Verlängerung der Sehulzeiten in der 
Sekundarstufe I dureh einen höheren Anteil von Abiturienten sowie eine hohe Zahl von Absolventen beruflicher 
Vollzeifschulen verursacht. Betrachtet man einzelne Altersklassen, so war unter den neuen Auszubildenden, für 
die Altersangaben vorliegen, die am stärksten besetzte Altersklasse die der 17-Jährigen mit einem Anteil von 
23,4 vH. Insgesamt waren nahezu drei Viertel dieser neuen Auszubildenden nieht älter als 19 Jahre. 
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Der Anteil der ausländischen Auszubildenden an allen Auszubildenden in den alten Bundesländern einschließ- 
lich Berlin sank von 8,7 vH im Jahr 1997 auf 6,8 vH im Jahr 2001, während es in den neuen Bundesländern 
fast keine ausländischen Auszubildenden gab. Der Ausländeranteil an der Gesamtbevölkerung hingegen ging 
im gleichen Zeitraum nur unwesentlich von 9,0 vH auf 8,9 vH zurück. 

Zahl und Inhalt der Ausbildungsberufe werden in unregelmäßigen Abständen an gewandelte Erfordernisse an- 
gepasst. Zur Zeit können Bewerber zwischen 350 Ausbildungsberufen wählen, von denen im abgelaufenen 
Jahr sieben neu hinzukamen und 21 überarbeitet wurden. Die überwiegende Zahl der Ausbildungsplätze wurde 
in Betrieben, einschließlich Verwaltungsbetrieben, angeboten; im Jahr 2002 betrug der Anteil der zu besetzen- 
den nichtbetrieblichen Ausbildungsplätze 9,9 vH. Hinter dieser Zahl verbirgt sich eine beträchtliche Diskre- 
panz zwischen den alten Bundesländern, in denen er bei nur 4,5 vH lag, und den neuen Bundesländern mit 
29,4 vH. 

Der Umfang der Ausbildungstätigkeit von Betrieben lässt sich über das Betriebspanel des Instituts für Ar- 
beitsmarkt- und Berufsforschung (lAB), Nürnberg, ermitteln. Am Stichtag der Erhebung, dem 30. Juni 2001, 
betrug die Ausbildungsquote, das heißt der Anteil der Auszubildenden an allen Beschäftigten, 4,9 vH. In den 
alten Bundesländern belief sich die durchschnittliche Ausbildungsquote auf 4,6 vH und nahm mit der Betriebs- 
größe tendenziell ab. In den neuen Bundesländern hingegen betrug sie 6,2 vH und stieg mit der Betriebsgröße. 
Systematische Unterschiede zwischen den Gebietsständen bestanden auch hinsichtlich der Ausbildungsberech- 
tigung und der Ausbildungstätigkeit. Zwar waren unter den Betrieben mit Ausbildungsberechtigung die Anteile 
der tatsächlich ausbildenden Betriebe mit 54,5 vH in den alten und 55,5 vH in den neuen Bundesländern fast 
identisch, doch unterscheiden sich die jeweiligen Grundgesamtheiten: Während von den 1,67 Mio Betrieben in 
den alten Bundesländern 30,4 vH ausbildeten, aber 25,4 vH dies trotz einer Ausbildungsberechtigung nicht ta- 
ten und 44,2 vH keine Ausbildungsberechtigung besaßen, war in den neuen Bundesländern der Anteil an den 
467 000 Betrieben, die keine Ausbildungsberechtigung besaßen, mit 51,3 vH merklich höher; entsprechend bil- 
deten dort nur 27,0 vH der Betriebe aus, während 21,7 vH trotz Ausbildungsberechtigung keine Auszubilden- 
den beschäftigten. 

Die Dauer der Berufsausbildung liegt je nach Ausbildungsordnung zwischen 24 Monaten und 42 Monaten. 
Die durchschnittliche voraussichtliche Dauer der im Jahr 2001 neu abgeschlossenen Verträge betrug unter Be- 
rücksichtigung der Möglichkeit zur Verkürzung der Ausbildung aufgrund bereits erworbener allgemeinbilden- 
der oder berufsbildender Abschlüsse, die von etwa 1 6 vH der neuen Auszubildenden wahrgenommen wurde, 
knapp drei Jahre. Die tarifliche Ausbildungsvergütung belief sich im Jahr 2002, jeweils gemittelt über Aus- 
bildungsberufe und Ausbildungsjahre, in den alten Bundesländern auf 598 Euro und in den neuen Bundeslän- 
dern auf 508 Euro. Bei der Interpretation der Zahlen ist zu berücksichtigen, dass die Vergütungen über die Ge- 
bietsstände, die Ausbildungsberufe und die Ausbildungsjahre stark streuten: So betrug Ende des Jahres 2002 
die monatliche Vergütung in den drei Ausbildungsjahren in der Bauwirtschaft (ohne kaufmännische Auszubil- 
dende) in Westdeutschland (ohne Berlin) 541 Euro, 840 Euro und 1 061 Euro, in Ostdeutschland hingegen 
479 Euro, 668 Euro und 844 Euro. Demgegenüber wurden monatlich im Friseurhandwerk in Nordrhein- West- 
falen in den drei Ausbildungsjahren 313 Euro, 425 Euro und 527 Euro und im Friseurhandwerk in Sachsen 
195 Euro, 230 Euro und 320 Euro gezahlt. Im zeitlichen Verlauf lag die Zuwachsrate der Ausbildungsvergü- 
tungen meist etwas niedriger als die aller Tarifverdienste, nicht aber in den vergangenen drei Jahren in West- 
deutschland. Die Stagnation in den alten Ländern im Jahr 1997 sowie die Rückgänge in den neuen Ländern in 
den Jahren 1997 und 1999 sind auf Kürzungen der Ausbildungsvergütungen in den gewerblichen Berufen des 
Bauhauptgewerbes zurückzuführen (Schaubild 43). 

Im Jahr 2002 wurden gut 151 000 Ausbildungsverträge vorzeitig gelöst, das sind 24,1 vH der neu abgeschlos- 
senen Verträge. Dabei war der Anteil der vorzeitig gelösten Verträge in den neuen Bundesländern mit 26,1 vH 
etwas höher als in den alten Bundesländern (23,5 vH). In der Hälfte der Fälle führte die Vertrags lösung indes 
nicht zum endgültigen Abbruch der Berufsausbildung, sondern sie wurde in einem anderen Betrieb fortgesetzt; 
arbeitslos gemeldet waren nach dem Abbruch der Berufsausbildung 17 vH aller Abbrecher. Als häufigster 
Grund für die Lösung des Ausbildungsverhältnisses - bei der Umfrage waren Mehrfachnennungen von Grün- 
den möglich - wurden von den Auszubildenden mit 70 vH betriebliche Gründe und unter diesen wiederum am 
häufigsten Konflikte mit Ausbildern und Vorgesetzten genannt, gefolgt von persönlichen Gründen mit 46 vH. 
Eine Fehleinschätzung in der Berufswahl hingegen gaben nur 34 vH der Auszubildenden als Grund für die Ver- 
fragslösung an. 
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Schaubild 43 


Entwicklung der Ausbildungsvergütung und der Tarifverdienste 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

Tarifliche Ausbildungsvergütung^^ | | Tarifverdienste in der Gesamt\A/irtschaft^^ 


Früheres Bundesgebiet 


Neue Bundesländer 


tUmM. 



1994 ' 95 ' 96 ' 97 ' 98 ' 99 ' 2000 01 02 

1) Veränderung der über die Ausbildungsberufe und Ausbildungsjahre gemittelten tariflichen Ausbildungsvergütungen.- 2) Veränderung der über die Tarifbereiche 
gemittelten Tarifverdienste (auf Monatsbasis) für alle Arbeiter und Angestellten. 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Deutsche Bundesbank 

SR 2003-12-0648 


Von denjenigen Auszubildenden, die im Jahr 2001 ihre Ausbildung erfolgreich abschlossen, wurden gemäß 
Hochrechnungen aus dem Betriebspanel des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB), Nürnberg, 
in den alten Bundesländern 58,8 vH vom ausbildenden Betrieb übernommen. Die Übernahmequote stieg mit 
der Betriebsgröße: In Betrieben mit mehr als 500 Beschäftigten wurden mehr als drei Viertel der Auszubilden- 
den übernommen, in Betrieben mit bis zu neun Beschäftigten hingegen weniger als die Hälfte. Mit mehr als 
80 vH war die Übernahmequote besonders hoch in den Bereichen „Bergbau, Energie, Wasserwirtschaft“, „Inves- 
titionen und Gebrauchsgüter“ und im „Kredit- und Versicherungsgewerbe“. In den neuen Bundesländern lag die 
Übernahmequote bei nur 42,7 vH. Ein eindeutiger Zusammenhang zwischen der Betriebsgröße und der Über- 
nahmequote bestand in den neuen Bundesländern nicht, aber auch dort war die Übemahmequote in den Berei- 
chen „Investitionen und Gebrauchs güter“ und im „Kredit- und Versicherungsgewerbe“ mit Werten jeweils über 
70 vH überdurchschnittlich hoch. Eine mögliche Erklärung für dieses Phänomen ist, dass in diesen Wirtschafts- 
bereichen die Auszubildenden nach der Ausbildung über ein besonders hohes untemehmensspezifisches Hu- 
mankapital verfügen, das durch einen Wechsel des Arbeitgebers verloren ginge. Nach Angaben der Bundesan- 
stalt für Arbeit meldeten sich im Jahr 2001 rund 22 vH der Absolventen einer dualen Ausbildung als arbeitslos, 
16,9 vH in den alten und 39,6 vH in den neuen Bundesländern. Mögliche Erklärungen für die verbleibende 
Lücke zu den genannten Ausbildungsquoten sind der unmittelbare Wechsel zu einem anderen Arbeitgeber, die 
Ableistung von Wehrdienst oder Zivildienst, die Aufnahme eines Studiums oder das (möglicherweise nur 
vorübergehende) Ausscheiden aus dem Erwerbsleben. 
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227 . Der bereits Anfang des Jahres 2003 absehbare Be- 
werberüberhang führte zu einer Reihe arbeitsmarkt- 
politischer Maßnahmen der Bundesregierung speziell 
für Jugendliche. In einer Ausbildungsoffensive warben 
die Bundesregierung und die Wirtschaftsverbände für 
die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze. Um deren 
Attraktivität zu erhöhen, dehnte die Bundesregierung 
das Kreditprogramm „Kapital für Arbeit“ der Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau, über das Unternehmen für die 
Einstellung eines Arbeitslosen, eines von Arbeitslosig- 
keit Bedrohten oder eines geringfügig Beschäftigten ei- 
nen zinsvergünstigten Kredit in Höhe von bis zu 
100 000 Euro beziehen können, auf die zusätzliche Ein- 
stellung von Auszubildenden aus. Das „Sofortprogramm 
zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit (JUMP)“ wurde 
um berufsbezogene Sprachkurse für arbeitslose Jugend- 
liche ausländischer Abstammung mit Defiziten in der 
deutschen Sprache ergänzt. Außerdem sollten die Quali- 
fizierungsmaßnahmen für noch nicht ausbildungsgeeig- 
nete Jugendliche praxisnäher gestaltet und intensiviert 
werden. Allerdings läuft die Förderung von Neufällen 
zum Ende des Jahres 2003 aus. 

Als weitere Maßnahme für arbeitslose Jugendliche initi- 
ierte die Bundesregierung zum 1 . Juli 2003 das Pro- 
gramm JUMP-Plus, das bis Ende 2004 befristet ist. Die 
Zielgruppe sind jugendliche Sozialhilfebezieher und Ar- 
beitslosenhilfebezieher im Alter von 15 bis 25 Jahren in 
strukturschwachen Regionen, insbesondere in den neuen 
Bundesländern, die bereits langzeitarbeitslos sind oder 
dies zu werden drohen. Durch das Programm sollen 
100 000 Jugendliche in Beschäftigung oder eine Qualifi- 
zierungsmaßnahme vermittelt werden. Das Finanzvolu- 
men von 330 Mio Euro dient sowohl der Finanzierung 
des dazu benötigten Personals als auch der Förderung 
kommunaler Eingliederungsmaßnahmen. 

Wie insbesondere von Unternehmensverbänden gefor- 
dert, wurden zusätzlich auf zwei Jahre verkürzte pra- 
xisbezogene Ausbildungsgänge geschaffen. Sie sollen 
eine Alternative für diejenigen bieten, die Schwierigkei- 
ten insbesondere mit dem in den Berufsschulen vermit- 
telten Theorieteil der traditionellen Ausbildungsgänge 
haben. 

Arbeitsmarktreformen und die Umsetzung der 
Vorschläge der Hartz-Kommission 

228 . Seit November 2002 wurde zur Reform des 
Arbeitsmarktes eine ganze Reihe von Gesetzen be- 
schlossen oder als Entwürfe in die parlamentarischen 
Beratungen eingebracht. Sie betreffen insbesondere die 
Eohnersatzleistungen, die Arbeitsverwaltung einschließ- 
lich des arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums, den 
Kündigungsschutz und den Niedriglohnbereich (Tabel- 
le 29). 

Reform der Lohnersatzleistungen 

229 . Bereits aus den noch Ende des Jahres 2002 verab- 
schiedeten „Gesetzen für moderne Dienstleistungen 


am Arbeitsmarkt“ („Hartz-I“ und „Hartz-II“) ergaben 
sich einige Änderungen der Lohnersatzleistungen. So 
wurden die Dynamisierung des Arbeitslosengelds, der 
Arbeitslosenhilfe und des Unterhaltsgelds, das heißt die 
jährliche Anpassung des für die Höhe dieser Leistungen 
maßgeblichen Bemessungsentgelts an die Entwicklung 
der Löhne und Gehälter, abgeschafft. Weiterhin entfiel 
das Anschlussunterhaltsgeld, das im Anschluss an eine 
Maßnahme der beruflichen Weiterbildung bei fehlendem 
oder nur noch kurzem Anspruch auf Arbeitslosengeld 
gezahlt wurde; die Bezugsdauer von Unterhaltsgeld wird 
nun hälftig auf die Anspruchsdauer von Arbeitslosen- 
geld angerechnet. Seit dem 1 . Juli 2003 sind Arbeitneh- 
mer außerdem verpflichtet, sich bereits dann als arbeits- 
suchend zu melden, wenn sie den Zeitpunkt der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses kennen, um so die 
Chancen einer raschen Vermittlung auf eine neue Stelle 
zu erhöhen. Erfolgt die Meldung später als eine Woche 
nach dem Zeitpunkt, zu dem der Arbeitnehmer von der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses erfährt, so wird das 
Arbeitslosengeld in Abhängigkeit von der Höhe des An- 
spruchs gekürzt. Ferner wurden die Möglichkeiten des 
Arbeitsamts zur Verhängung differenzierter Sperrzeiten 
erweitert und die Beweislast umgekehrt, so dass nun der 
Arbeitslose nachweisen muss, dass er die Arbeitslosig- 
keit nicht selbst verschuldet beziehungsweise die Auf- 
nahme einer Tätigkeit nicht schuldhaft verhindert hat; 
bisher musste das Arbeitsamt den umgekehrten Nach- 
weis erbringen. Die höhere Flexibilität in der Handha- 
bung von Sperrzeiten und die erhöhten Anforderungen 
der Arbeitsämter an die Mitwirkung und die Eigeninitia- 
tive der Arbeitslosen führten zu einem deutlichen An- 
stieg der Sperrzeiten. Während im Jahr 2002 insgesamt 
85 000 Sperrzeiten wegen der Ablehnung einer Beschäf- 
tigung oder einer beruflichen Eingliederungsmaßnahme 
sowie wegen Abbruchs einer solchen Maßnahme ver- 
hängt wurden, belief sich die entsprechende Zahl der bis 
Ende Oktober dieses Jahres verhängten Sperrzeiten be- 
reits auf 132 000. 

Als weitere Maßnahme wurden die Vermögensfreibe- 
träge bei der Arbeitslosenhilfe von 520 Euro auf 
200 Euro pro Lebensjahr für Alleinstehende und von 
1 040 Euro auf 400 Euro für Verheiratete und Partner in 
eheähnlichen Gemeinschaften oder Lebenspartnerschaf- 
ten gesenkt. Für Personen, die im Januar des Jahres 2003 
mindestens 55 Jahre alt waren, gelten aus Gründen des 
Vertrauensschutzes indes dauerhaft weiterhin die alten 
Freibeträge. Schließlich wurde noch der Mindestfreibe- 
trag für das anzurechnende Einkommen des Partners 
- grundsätzlich wird dessen hypothetischer Anspruch 
auf Arbeitslosenhilfe als Freibetrag angesetzt - auf 
80 vH des steuerlichen Existenzminimums gesenkt. Im 
Gegensatz zu den Vermögensgrenzen führt ein Über- 
schreiten dieser Einkommensgrenzen nicht zum Verlust 
des Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe, sondern lediglich 
zur vollen Verrechnung des die Freibeträge übersteigen- 
den Einkommens mit dem Anspruch auf Arbeitslosen- 
hilfe. 
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Tabelle 29 


Gesetze zur Reform des Arbeitsmarkts 


Gesetz 

Wichtige Inhalte 

vom Deutschen Bundestag und Bundesrat beschlossen 

„Erstes Gesetz für moderne Dienstleis- 
tungen am Arbeitsmarkt“ („Hartz I“) 

Einrichtung von Personal-Service-Agenturen, Reform des Arbeitneh- 
merüberlassungsgesetzes 

Änderungen im Leistungsrecht (Wegfall der Dynamisierung, Flexibi- 
lisierung der Sperrzeiten, leichte Verschärfung der Zumutbarkeit) 
Einführung von Bildungsgutscheinen 

„Zweites Gesetz für moderne Dienstleis- 
tungen am Arbeitsmarkt“ („Hartz 11“) 

Existenzgründungszuschuss (Ich- AG) 

Reform der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse (Mini-Jobs) 
Einführung einer Gleitzone 

Förderung haushaltsnaher Dienstleistungen 

dem Bundesrat vorgelegt, nicht zustimmungspflichtig 

„Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt“ 

Reform des Kündigungsschutzes 

Anhebung der maximalen Befristungsdauer bei befristeten Beschäfti- 
gungsverhältnissen in neu gegründeten Unternehmen 

Verkürzung der Bezugsdauer des Arbeitslosengelds 

„Gesetz zur Änderung der Handwerksord- 
nung und zur Förderung von Kleinunter- 
nehmen“ („kleine Handwerksnovelle“) 

Ausübung einfacher Tätigkeiten, die nicht zum Kembereich eines 
Handwerks gehören, durch Nichthandwerksbetriebe 

„Drittes Gesetz für moderne Dienstleis- 
tungen am Arbeitsmarkt“ („Hartz III“) 

Reform der Bundesanstalt für Arbeit 

dem Bundesrat vorgelegt, zustimmungspflichtig 

„Drittes Gesetz zur Änderung der Hand- 
werksordnung und anderer handwerks- 
rechtlicher Vorschriften“ („große 
Handwerksnovelle“) 

Verringerung der Zahl der Gewerbe mit Meisterzwang 

Erleichterung der Übernahme eines Handwerksbetriebs durch erfah- 
rene Gesellen 

Aufgabe des Inhaberprinzips 

„Viertes Gesetz für moderne Dienstleis- 
tungen am Arbeitsmarkt“ („Hartz IV“) 

Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, Arbeits- 
losengeld II 


Im Rahmen des im Bundesrat nicht zustimmungspflich- 
tigen „Gesetzes zu Reformen am Arbeitsmarkt“ wird die 
maximale Bezugsdauer von Arbeitslosengeld, die in 
Abhängigkeit vom Lebensalter und den Beitragszeiten 
bis zu 32 Monate betragen konnte, auf maximal 
1 8 Monate für Personen mit einem Alter von mindestens 
55 Jahren und auf 12 Monate für alle übrigen Personen 
begrenzt. Zwar soll das Gesetz zum 1 . Januar 2004 in 
Kraft treten, doch werden die verkürzten Bezugsdauem 
aufgrund einer mit dem Vertrauensschutz der Versicher- 
ten begründeten 25-monatigen Übergangsfrist erst im 
Jahr 2006 und auch dann nur für Neufälle wirksam. Die 
Einsparungen und Anreizeffekte, die sich aus diesem 
auch vom Sachverständigenrat angemahnten Reform- 


schritt ergäben (JG 2002 Ziffer 441), entlasten somit erst 
mittelfristig den Arbeitsmarkt. 

230 . Durch das vom Deutschen Bundestag am 
17. Oktober 2003 beschlossene und im Bundesrat nicht 
zustimmungspflichtige „Dritte Gesetz für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ („Hartz-III“) erge- 
ben sich beim Arbeitslosengeld, das fortan als 
Arbeitslosengeld I bezeichnet wird, nur geringfügige 
Änderungen; so entfällt ab dem Jahr 2005 der Abzug der 
Kirchensteuer bei der Berechnung des individuellen 
Bemessungsentgelts, aus dem der Anspruch auf Arbeits- 
losengeld ermittelt wird, da nicht mehr davon aus- 
gegangen werden kann, dass in Zukunft eine deutliche 
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Mehrheit der Bezieher von Arbeitslosengeld Mitglied ei- 
ner Kirchensteuer erhebenden Kirche ist. Diese Ände- 
rung erhöht den durchschnittlichen Leistungsanspruch 
und kann damit die in bestimmten Fällen leistungsmin- 
demde Wirkung einer Reihe weiterer, verwaltungsver- 
einfachender Änderungen bei der Berechnung des 
Arbeitslosengelds ausgleichen (§§ 130 ff. SGB III). Au- 
ßerdem soll das Unterhaltsgeld nun gänzlich im Arbeits- 
losengeld aufgehen, so dass auch bei der Teilnahme an 
einer Maßnahme der beruflichen Weiterbildung 
Arbeitslosengeld I gezahlt wird und diese nicht mehr zu 
einer Verlängerung des Anspruchs auf Arbeitslosen- 
geld I führt (JG 2002 Ziffer 441). 

231 . Deutlich weitergehende Änderungen bei den 
Lohnersatzleistungen sind mit dem im Bundesrat zu- 
stimmungspflichtigen „Vierten Gesetz für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ („Hartz-IV“) ge- 
plant, das zusammen mit dem Hartz-III-Gesetz vom 
Deutschen Bundestag beschlossen wurde, bei der Bun- 
desratsmehrheit aber in wichtigen Teilen auf Ablehnung 
stößt. Hauptgegenstand des Hartz-IV-Gesetzes ist die 
Zusammenführung der Arbeitslosenhilfe und der Sozial- 
hilfe zum Arbeitslosengeld II, einer neuen einheitlichen 
Leistung für all diejenigen, die bedürftig und erwerbsfä- 
hig, aber nicht erwerbstätig sind. Das Arbeitslosen- 
geld II soll in einem eigenen, neu geschaffenen 
Zweiten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB II) geregelt 
werden. Die Leistungen für nicht erwerbsfähige Haus- 
haltsangehörige der Bezieher von Arbeitslosengeld II 
werden im Gesetz als Sozialgeld bezeichnet (§ 28 
SGB II), doch im Folgenden wird vereinfachend nur die 
Bezeichnung Arbeitslosengeld II verwendet. Die neue 
Sozialhilfe hingegen, künftig im ebenfalls neu geschaf- 
fenen, das Bundessozialhilfegesetz ersetzenden Zwölf- 
ten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB XII) geregelt, 
wird nur noch an bedürftige Personen gezahlt, die zwar 
noch im erwerbsfähigen Alter sind, aber zumindest vor- 
übergehend keine Erwerbstätigkeit aufnehmen können, 
beispielsweise Bezieher einer Zeitrente wegen Erwerbs- 
minderung, längerfristig Erkrankte oder in Einrichtun- 
gen betreute Menschen. Das Bundesministerium für Ge- 
sundheit und Soziale Sicherung beziffert ihre Zahl auf 
etwa 200 000 Personen, zu denen noch einmal etwa 
1 Million weitere nicht erwerbsfähige Leistungsberech- 
tigte, insbesondere behinderte und pflegebedürftige Per- 
sonen, hinzuzurechnen sind. Bedürftige Personen im Al- 
ter von mindestens 65 Jahren schließlich erhalten weiter 
die bereits existierenden Leistungen der Grundsicherung 
(JG 2001 Ziffer 253). Bei den Beziehern von Arbeitslo- 
sengeld II handelt es sich demnach um die bisherigen 
Bezieher von Arbeitslosenhilfe, soweit sie bedürftig 
nach den Kriterien des Arbeitslosengelds II sind, und die 
erwerbsfähigen Bezieher von Sozialhilfe. Das Vorliegen 
von Erwerbsfähigkeit orientiert sich dabei an den renten- 
rechtlichen Bestimmungen (SGB VI), das heißt als er- 
werbsfähig soll gelten, wer gegenwärtig oder voraus- 
sichtlich innerhalb von sechs Monaten mindestens drei 
Stunden täglich einer Beschäftigung nachgehen kann. 
Geplant ist, diese neue Leistung ab dem 1 . Juli 2004 an 
voraussichtlich 4,3 Millionen Personen in 2,1 Millionen 


Haushalten auszuzahlen (gemäß Berechnungen der „Ar- 
beitsgruppe ,Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe‘ der Kommis- 
sion zur Reform der Gemeindefinanzen“). Als voll er- 
werbsfähig gelten davon etwa 2,4 Millionen Personen, 
weitere 400 000 Personen sind, beispielsweise wegen ei- 
ner häuslichen Bindung, eingeschränkt verfügbar. Zu- 
ständig für die Betreuung soll die künftige Bundesagen- 
tur für Arbeit, das heißt die Bundesanstalt für Arbeit 
nach Umsetzung der im Hartz-III-Gesetz geregelten 
Neuorganisation, sein. 

232 . Bei der Bestimmung der Bedürftigkeit soll die 
Anrechnung von Vermögen nach den oben genannten 
Grenzen der Arbeitslosenhilfe, die Berücksichtigung ei- 
nes Partnereinkommens nach den Regeln der bisherigen 
Sozialhilfe erfolgen. Letzteres führt dazu, dass voraus- 
sichtlich etwa ein Fünftel der bisherigen Empfanger- 
haushalte von Arbeitslosenhilfe keinen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld II haben. Bei zur Altersvorsorge be- 
stimmtem Vermögen soll ein zusätzlicher Freibetrag in 
Höhe von nochmals 200 Euro pro Lebensjahr gewährt 
werden. Für den Haushaltsvorstand ist sowohl beim 
Arbeitslosengeld II als auch bei der neuen Sozialhilfe 
ein Regelsatz von 345 Euro in den alten und 33 1 Euro in 
den neuen Bundesländern vorgesehen. Dieser ist höher 
als der durchschnittliche Regelsatz der Sozialhilfe in ih- 
rer bisherigen Form, enthält aber eine Pauschale für die 
bisher zusätzlich auf Einzelantrag gewährten einmaligen 
Leistungen, die bis auf wenige Ausnahmetatbestände 
durch die Pauschalen abgegolten sein sollen. Diese vor- 
gesehene Pauschalierung ist sinnvoll, weil sie den Ver- 
waltungsvollzug vereinfacht und bei den Leistungsemp- 
fängern die Anreize zu eigenständigem Wirtschaften 
stärkt. Des Weiteren soll wie bisher die angemessene 
Warmmiete erstattet werden; ein Anspruch auf Wohn- 
geld, der bisher verwaltungsintem verrechnet wurde, be- 
steht hingegen nicht mehr. Für Haushaltsangehörige ist 
geplant, sie zukünftig in zwei statt bisher vier Alters- 
gruppen zusammenzufassen. 

233 . Empfängern von Arbeitslosengeld II, die zuvor 
Arbeitslosengeld I bezogen haben, soll ergänzend ein 
zweijähriger Zuschlag gezahlt werden. Im ersten Jahr 
beträgt dieser zwei Drittel der Differenz zwischen dem 
zuletzt bezogenen Arbeitslosengeld I, zuzüglich eines 
eventuellen Anspruchs auf Wohngeld, und dem An- 
spruch auf Arbeitslosengeld II, jedoch nicht mehr als 
160 Euro für Alleinstehende und 320 Euro für Verheira- 
tete; darüber hinaus wird ein Zuschlag von 60 Euro für 
jedes Kind gewährt. Im zweiten Jahr des Bezugs von 
Arbeitslosengeld II halbieren sich die Höchstgrenzen 
und der Zuschlag, der somit noch ein Drittel der genann- 
ten Differenz beträgt. Alle Empfänger von Arbeitslosen- 
geld II sollen in der Gesetzlichen Krankenversicherung 
mit einer monatlichen Pauschalprämie von 110 Euro, in 
der Sozialen Pflegeversicherung mit 13 Euro sowie in 
der Gesetzlichen Rentenversicherung über den Mindest- 
pflichtbeitrag, der zuletzt 78 Euro betrug (und jährlich 
mit der Entwicklung der Rentenversicherungsbeiträge 
angepasst wird) versichert werden. Die entsprechenden 
Ausgaben trägt ebenfalls der Bund. Da gegenwärtig rund 
70 vH der Arbeitslosenhilfebezieher monatlich nicht 
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mehr als 600 Euro und etwa 96 vH monatlich nicht mehr 
als 900 Euro an Arbeitslosenhilfe erhalten und sich zu- 
letzt die Krankenkassenbeiträge an der tatsächlich ge- 
zahlten Unterstützungszahlung bemaßen, dürfte der 
durchschnittlich für einen Empfänger von Arbeitslosen- 
hilfe geleistete Beitrag zur Gesetzlichen Krankenversi- 
cherung niedriger als die Pauschalbeträge sein, so dass 
sieh die Einnahmesituation der Gesetzlichen Kranken- 
kassen durch die Umstellung auf Pausehalzahlungen 
nicht wesentlich verschlechtert sondern vermutlich so- 
gar verbessert. 

234. Auch bei der Zumutbarkeit von angebotenen 
Stellen ist eine Anpassung an die Bestimmungen der bis- 
herigen Sozialhilfe geplant. Für Bezieher von Arbeitslo- 
sengeld II soll nunmehr unabhängig von ihrer Qualifika- 
tion und ihrem früheren Beruf jede Art von Arbeit 
zumutbar sein, insbesondere auch eine geringfügige Be- 
schäftigung; Bedingung ist jedoch, dass das Arbeitsent- 
gelt nicht unterhalb des für die Tätigkeit maßgebliehen 
Tariflohns oder, wenn keine tarifvertragliehe Regelung 
existiert, nieht unterhalb des ortsüblichen Lohns liegt. 
Als unzumutbar gelten soll eine Stelle ferner bei zu ho- 
her körperlicher Belastung oder wenn die Betreuung und 
Erziehung von Kindern beziehungsweise die Pflege von 
Angehörigen nicht mehr siehergestellt ist; bei Kindern 
von mindestens drei Jahren soll eine Tätigkeit dann als 
zumutbar gelten, wenn die Betreuung in einer Tagesein- 
richtung oder in Tagespflege sichergestellt ist. Wird eine 
angebotene zumutbare Stelle abgelehnt, kann nach der 
Reform das Arbeitslosengeld II um 30 vH gekürzt und 
der Zuschlag für vormalige Bezieher von Arbeitslosen- 
geld I ganz gesperrt werden. Bei Jugendlichen unter 
25 Jahren ist vorgesehen, dass das Arbeitslosengeld II für 
bis zu drei Monate sogar ganz gestrichen werden kann. 
Bei der Ablehnung von Eingliederungsmaßnahmen oder 
bei fehlender Eigeninitiative wären für die Bezieher von 
Arbeitslosengeld II ebenfalls Kürzungen möglich. 

235. Um die Anreize zur Aufnahme einer Beschäfti- 
gung zusätzlich zu erhöhen, sollen gemäß § 30 SGB II 
die Freibeträge für Erwerbseinkommen geändert wer- 
den (JG 2002 Ziffer 444). Der Basisfreibetrag, bis zu 
dem Einkommen nicht angerechnet wird, beträgt nach 
der Reform 20 vH des neuen, höheren Regelsatzes und 
liegt damit nur leicht unterhalb des alten Basisfreibe- 
trags, der 25 vH des bisherigen Regelsatzes beträgt. Die 
Verbleibsrate für das diesen Basisfreibetrag überstei- 
gende Einkommen soll sich weiterhin auf 15 vH belau- 
fen, doch der maximale Freibetrag für die Anrechnung 
von Erwerbseinkommen, der in der bisherigen Sozial- 
hilfe 148 Euro in den alten und 143 Euro in den neuen 
Bundesländern, das heißt 50 vH des jeweiligen Eckre- 
gelsatzes von 295 Euro beziehungsweise von 285 Euro 
beträgt (Stand 1. Juli 2003), steigt durch die Reform nun 
mit der Haushaltsgröße: Er beginnt mit einem Satz von 
45 vH des neuen Regelsatzes für Alleinstehende, steigt 
auf 50 vH bei Zweipersonenhaushalten und wächst für 
jede weitere im Haushalt lebende Person um 10 Prozent- 
punkte bis zu einer Grenze von 80 vH. Darüber hinaus 
soll für eine Dauer von bis zu zwei Jahren ein als Ein- 
stiegsgeld bezeiehneter und als Ermessensleistung aus- 


gestalteter befristeter Arbeitnehmerzuschuss gewährt 
werden können, dessen Bemessung vom Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und Arbeit durch Rechtsverordnung 
festgelegt wird und sich an der Dauer der Arbeitslosig- 
keit sowie der Größe der Bedarfsgemeinsehaft zu orien- 
tieren hat (§ 29 Absatz 3 SGB II). 

236. Der Erhöhung der Arbeitsanreize und der Vermei- 
dung des Sozialhilfebezugs von Familien mit Kindern 
soll auch der Kinderzuschlag in Höhe von bis zu 
140 Euro je Kind dienen (§ 6a Bundeskindergeldgesetz). 
Er soll zusätzlich zum Kindergeld für eine Dauer von bis 
zu drei Jahren an Personen mit im Haushalt lebenden 
minderjährigen Kindern gezahlt werden, für die ein An- 
spruch auf Kindergeld besteht, und ist so ausgestaltet, 
dass erstens nur diejenigen den Zuschlag erhalten, die 
nur infolge des Kindes einen Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld II haben, und zweitens der Zuschlag das Einkom- 
men des Haushalts so weit erhöht, dass kein Anspruch 
auf Arbeitslosengeld II mehr besteht. Der Kinderzu- 
schlag soll sich bei Vorliegen von Vermögen oder Ein- 
kommen des Kindes eins zu eins sowie mit steigendem 
elterlichem Einkommen mit Transferentzugsraten von 
70 vH bei Erwerbseinkommen und wiederum 100 vH 
bei sonstigem Einkommen mindern. Vorgesehen ist, dass 
ebenso wie das Kindergeld selbst auch der Kinderzu- 
schlag durch die Bundesagentur für Arbeit aus Mitteln 
und im Auftrag des Bundes gezahlt wird. 

237. Als Alternative zu der im Hartz-IV-Gesetz vorge- 
sehenen Art der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe wurde vom Bundesland Hessen und der 
Bundestagsfraktion der CDU/CSU der Entwurf eines 
„Gesetzes zur Sicherung der Existenzgrundlagen“ 
(„Hessen-Modell“) in das Gesetzgebungsverfahren ein- 
gebracht, durch das die bisher im Bundessozialhilfege- 
setz oder dem dritten Buch des Sozialgesetzbuches defi- 
nierten Leistungen in einem neuen, zwölften Buch des 
Sozialgesetzbuches (SGB XII) zusammengefasst wür- 
den. Wichtige Unterschiede zwisehen der darin definier- 
ten „Hilfe zur Existenzsicherung“, die für erwerbsfähige 
Bezieher die bisherige Hilfe zum Lebensunterhalt und 
die Arbeitslosenhilfe ersetzt, und dem Arbeitslosen- 
geld II finden sich bei der Trägerschaft, den Anspruchs- 
voraussetzungen, der Berücksichtigung von Erwerbsein- 
kommen und den Pfliehten des Beziehers. 

Träger der Hilfe zur Existenzsicherung sind nach diesem 
Entwurf an Stelle der Bundesagentur für Arbeit die 
Kommunen in der Form der kreisfreien Städte und der 
Landkreise; ihre adäquate Ausstattung mit den benötig- 
ten finanziellen Mitteln soll grundgesetzlich verankert 
werden. Vorgesehen ist, dass die Träger nicht nur für die 
Abwicklung der Leistungen, sondern auch für die Ver- 
mittlung in Erwerbstätigkeit zuständig sind und darüber 
hinaus unmittelbar oder über Dritte Arbeitsgelegenhei- 
ten oder „Hilfen zur Verbesserung der Beschäftigungsfä- 
higkeit“ anbieten sollen, beispielsweise Praktika oder 
Qualifizierungsmaßnahmen, die die Leistungsbezieher 
wahmehmen müssten, um ihren Anspruch auf Hilfe zur 
Existenzsicherung zu erhalten. Das Existenzgrund- 
lagengesetz legt besonderen Wert auf den Übergang der 
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Leistungsbezieher in eine sozialversicherungspflichtige 
Vollzeittätigkeit oder eine selbständige Tätigkeit: So ist 
geplant, dass Teilzeitbeschäftigte, die aufgrund ihres 
Einkommens weiterhin Anspruch auf Hilfe zur Existenz- 
sicherung haben, an den Beschäftigungsmaßnahmen 
teilnehmen müssen, um ihren Anspruch zu wahren. Des 
Weiteren sollen Einkommen unter 400 Euro, typischer- 
weise Entgelte aus einer geringfügig entlohnten Be- 
schäftigung, voll auf die Hilfe zur Existenzsicherung an- 
gerechnet werden, das heißt, die Transferentzugsrate 
beträgt in diesem Einkommensbereich 100 vH. Bei darü- 
ber hinausgehendem Einkommen sollen die Anrech- 
nungsregeln, die im Gesetzentwurf als Lohnfreistellung 
bezeichnet werden, hingegen großzügiger ausgestaltet 
werden als im Status quo: Bis zu einem Bruttoeinkom- 
men von 1 100 Euro wird das über 400 Euro hinausge- 
hende Einkommen nur hälftig und danach zu 85 vH auf 
die Hilfe zur Existenzsicherung angerechnet, und erst ab 
einem Bruttoeinkommen von 2 200 Euro setzt wieder 
die vollständige Anrechnung ein. Ferner sieht das Exis- 
tenzgrundlagengesetz noch eine in einem eigenen Ge- 
setz geregelte Hilfe für Niedrigeinkommensbezieher vor, 
die keinen Anspruch auf die Hilfe zur Existenzsicherung 
haben; die Leistung wird als Lohnzuschlag bezeichnet 
und soll für den Transferentzug die gleichen Regeln auf- 
weisen wie die Lohnfreistellung. 

238 . Die unterschiedlichen Anreizwirkungen der bei- 
den Vorschläge lassen sich über einen Vergleich der 
Grenzbelastungen, die für einen (potentiellen) Em- 
pfänger der jeweiligen Leistung entstünden, veranschau- 
lichen. Diese Darstellungsform hat der Sachverständi- 
genrat auch für seinen im Jahresgutachten 2002 
entwickelten Vorschlag zur Reform der Sozialhilfe ver- 
wendet (JG 2002 Kasten 11). Der jeweils als Referenz- 
maßstab abgetragene Status quo enthält noch nicht die 
Auswirkungen der zum 1 . April dieses Jahres in Kraft 
getretenen Reform der geringfügigen Beschäftigungs- 
verhältnisse und der gleichzeitig eingeführten Gleitzone. 
Diese Reformen haben zur Folge, dass sich gegenüber 
dem Rechtsstand vor dem 1 . April die Geringfügigkeits- 
schwelle nicht nur von 325 Euro nach rechts verschiebt, 
sondern dass sie aufgrund der niedrigeren Arbeitneh- 
merbeiträge zur Sozialversicherung in der Gleitzone 
auch weniger stark ausgeprägt ist. Umgekehrt ist jedoch 
im Bereich der Gleitzone aufgrund der aus Sicht des Ar- 
beitnehmers steigenden effektiven Beitragssätze zur So- 
zialversicherung die Transferentzugsrate geringfügig hö- 
her. Auf eine Darstellung der Grenzbelastungen gemäß 
dem Rechtsstand vom 1. April 2003 wird jedoch ver- 
zichtet: Die beiden Effekte zeigen sich auch beim 
Arbeitslosengeld II, da die dort vorgenommenen Ände- 
rungen bei der Anrechnung von Erwerbseinkommen 
nicht das Anrechnungsprinzip, sondern nur die dabei re- 
levanten Einkommensgrenzen betreffen (Schaubild 44 
und 45), so dass zumindest im Einkommensbereich der 
Gleitzone der Verlauf der Grenzbelastung ganz ähnlich 
wie im Status quo ist. Aufgrund der höheren Zuver- 
dienstgrenzen wird beim Arbeitslosengeld II der Be- 
reich, ab dem eine konfiskatorische Transferentzugsrate 
von 100 vH einsetzt, jedoch kleiner. Dies gilt sowohl für 
Alleinstehende als auch für Mehrpersonenhaushalte. Bei 
Haushalten mit Kindern, für die Kindergeld gezahlf 


wird, isf darüber hinaus noch der Kinderzuschlag zu be- 
rücksichtigen. Die hohen Grenzbelastungen, die sich bei 
den für die Berechnungen gewählten Einkommensinter- 
vallen auf bis zu 186 vH belaufen, resultieren daraus, 
dass bei dem Erwerbseinkommen, bei dem der Anspruch 
auf den Kinderzuschlag endet, dieser erst auf rund 
40 Euro abgeschmolzen ist. 

Ein gänzlich anderes Verlaufsmuster der Grenzbelastun- 
gen findet sich beim Hessen-Modell (Schaubild 44 
und 45). Da das Existenzgrundlagengesetz die Höhe der 
Eckregelsätze den Ländern überlässt, wurden im Folgen- 
den der aktuelle durchschnittliche Eckregelsatz für 
Westdeutschland sowie bei weiteren Haushaltsmitglie- 
dem die bisher geltenden Aufschläge unterstellt; für das 
Verlaufsmuster der Grenzbelastungen sind diese Größen 
nicht von Bedeutung. Aufgrund der Vollanrechnung von 
Einkommen aus Mini-Jobs beträgt die Transferentzugs- 
rate anfangs 100 vH, fällt dann aber auf wesentlich nied- 
rigere Niveaus als beim Arbeitslosengeld oder dem 
Vorschlag des Sachverständigenrates (JG 2002 Schau- 
bilder 61 und 62). Auch bei dem hier betrachteten Mehr- 
personenhaushalt ist die Transferentzugsrate bei einem 
Bruttoeinkommen von mehr als 400 Euro stets kleiner 
als 1 00 vH, steigt aber schließlich wieder auf über 90 vH 
an. Die großzügigere Nichtanrechnung von Erwerbsein- 
kommen hat allerdings zur Folge, dass sich insbesondere 
bei Mehrpersonenhaushalten der Auslaufbereich der 
Transferzahlungen nach rechts verschiebt und somit zu- 
sätzliche Bedarfsgemeinschaften Anspruch auf die staat- 
liche Mindestsicherung haben. 

Vergleicht man den Reformvorschlag, den der Sachver- 
ständigenrat in seinem letzten Jahresgutachten unterbrei- 
tet hat (JG 2002 Ziffern 442 ff), mit den beiden Model- 
len, so findet sich eine größere Ähnlichkeit mit dem im 
Existenzgrundlagengesetz verkörperten Entwurf. Unter 
Anreizaspekten ist am Hessen-Modell die insbesondere 
im Vergleich zum Arbeitslosengeld II niedrigere Trans- 
ferentzugsrate positiv hervorzuheben, ebenso die noch 
konsequentere Ausrichtung auf eine Mobilisierung der 
Leistungsbezieher für eine Erwerbsfätigkeit. Unter- 
schiede ergeben sich hingegen bei der Behandlung ge- 
ringfügiger Beschäftigungsverhälfnisse und von Teil- 
zeitarbeit, die im Vorschlag des Sachverständigenrates 
nicht zugunsten einer Vollzeittätigkeit diskriminiert wer- 
den, sowie im Hinblick auf eine weitergehende Förde- 
rung des Niedriglohnbereichs. Der im Existenzgrundla- 
gengesetz vorgesehene Lohnzuschlag für Nichfhezieher 
der Exisfenzsicherung erhöht zwar zusätzlich die Attrak- 
tivität einer Tätigkeit im Niedriglohnbereich, ist aber mit 
potentiell nicht unerheblichen fiskalischen Kosten ver- 
bunden und zudem noch stärker auf eine Dauersubven- 
tionierung in diesem Arbeitsmarktsegment angelegt. 

Bundesanstalt für Arbeit: Umbau eingeleitet und neue 
Aufgaben zugewiesen 

239 . In der Bundesanstalt für Arbeit, der bei der Imple- 
mentierung gerade auch der Reform der Lohnersatzleis- 
tungen eine Schlüsselrolle zukommt, finden im Falle der 
Umsetzung des entsprechenden Gesetzes („Hartz-III“) in 
den nächsten Jahren maßgebliche Änderungen in der Or- 
ganisation, dem Aufgabenbereich und den Instrumenten 
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Schaubild 44 



statt. Als äußeres Zeichen für diese Neuausrichtung soll 
sie in „Bundesagentur für Arbeit“ umbenannt werden; 
die Arbeitsämter heißen zukünftig entsprechend „Agen- 
turen für Arbeit“. Die Arbeitsverwaltung gliedert sich 
nach der Reform mit der Bundesagentur für Arbeit, ihren 
Regionaldirektionen (den früheren Landesarbeitsämtem) 
und den Agenturen für Arbeit weiter in drei Ebenen. Wie 
bereits der Vorstand der Bundesagentur sollen aueh die 
Geschäftsführungen der Agenturen und der Regionaldi- 
rektionen aus jeweils drei Mitgliedern mit eigenem Ver- 
antwortungsbereich bestehen, die auf Zeit vom Vorstand 
der Bundesagentur berufen werden. Die Reform des 
SGB III soll es der Bundesregierung außerdem ermögli- 
ehen, mit der Bundesagentur für Arbeit Vereinbarungen 
über besehäftigungspolitisehe Ziele zu schließen, die 
diese dann in größerer Eigenverantwortung bei der Wahl 
der Instrumente verfolgen kann (§ 1 Absatz 3 SGB III). 
Die Selbstverwaltungsorgane, also der Verwaltungsrat in 
der Bundesagentur sowie die Verwaltungsausschüsse in 
den Regionaldirektionen und den einzelnen Agenturen, 
sollen stärker auf eine Kontrollfunktion besehränkt wer- 
den, damit Zuständigkeit und Verantwortung für die Tä- 
tigkeit der Arbeitsverwaltung und die Mittelverwendung 
allein beim Vorstand der Bundesagentur und den Ge- 
schäftsführungen der Regionaldirektionen sowie der 
Agenturen vor Ort liegen. 


240. Eine erhebliehe Erweiterung des Aufgabenbe- 
reichs der Bundesagentur für Arbeit bedeutet die vorge- 
sehene Zuständigkeit für die Empfänger des Arbeitslo- 
sengelds II und damit die zusätzliche Übernahme von 
etwa 1 ,3 Millionen erwerbsfähigen Sozialhilfeempfän- 
gem sowie deren Angehörigen von den Kommunen. 
Trotz der gestiegenen Zahl an Leistungsempfangern sol- 
len die zukünftig als Fallmanager bezeiehneten Vermitt- 
ler im Durehsehnitt jeweils nicht mehr als 75 Arbeits- 
lose betreuen, während die entsprechende Zahl im 
Jahr 2002 noeh bei etwa 400 lag. Reehnerisch werden 
dazu 1 1 800 zusätzliche Fallmanager mit Kosten in 
Höhe von 760 Mio Euro benötigt, doeh soll der Mehrbe- 
darf nur durch Umsetzungen von Angestellten der Ar- 
beitsverwaltung und der Kommunen sowie externe Auf- 
tragsvergaben gedeckt werden, zumal unbeschadet der 
alleinigen Zuständigkeit der Bundesagentur für Arbeit 
für die Bezieher von Arbeitslosengeld II mit den Kom- 
munen bei der Betreuung in den als gemeinsame An- 
laufstelle konzipierten Job-Centern kooperiert werden 
soll (§ 394 Absatz 1 Nr. 11 SGB III). Die Aufwendun- 
gen für das Arbeitslosengeld II und das Sozialgeld so- 
wie für die Eingliederungsmaßnahmen der Bezieher von 
Arbeitslosengeld II werden einschließlich der zugehöri- 
gen Verwaltungsausgaben nicht aus Beiträgen zur Ar- 
beitslosenversicherung, sondern aus Steuern finanziert. 
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Schaubild 45 


Arbeitslosengeld II (Hartz-IV-Gesetz) und Existenzsicherung (Hessen-Modell): 
Grenzbelastung für Ehepaare mit einem Kind^) 


Grenzbelastung 


Hartz-IV-Gesetz 


Grenzbelastung 
vH 



500 1 000 1 500 

Bruttoarbeitseinkommen (Euro) 


2 000 


Grenzbelastung 


Hessen-Modell 


100 


60 


40 


Grenzbelastung 
vH 



500 1 000 1 500 

Bruttoarbeitseinkommen (Euro) 


2 000 


1} Neben den Bestimmungen des angegebenen Transfersystems (Hartz-IV-Gesetz oder Hessen-Modell) berücksichtigen die Grenzbelastungen für das je- 
weilige Bruttoentgelt, soweit anwendbar, die Beiträge zu den Sozialversicherungen (Gesetzliche Krankenversicherung: 14,4 vH; Gesetzliche Rentenver- 
sicherung: 1 9,5 vH; Arbeitslosenversicherung: 6,5 vH; Soziale Pflegeversicherung: 1 ,7 vH), Kindergeld und das Wohngeld. Der Status quo bezieht sich auf 
den Rechtsstand vor dem 1. April 2003, das heißt vor der Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse: die dargestellten Reformvorschläge 
berücksichtigen die Rechtsänderungen nach dem 1. April 2003. 
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während bisher Eingliederungsmaßnahmen für Empfän- 
ger von Arbeitslosenhilfe aus Beitragsmitteln bestritten 
werden. 

Die Bundesanstalt für Arbeit plant vor diesem Hinter- 
grund die Einführung einer getrennten Buchhaltung für 
Beitrags- und Steuermittel und eines Controllings, um 
die Verwendung der jeweiligen Mittel transparenter zu 
machen. Nach Schätzungen werden sich die Ausgaben 
des Bundes für die Bezieher von Arbeitslosengeld II auf 
voraussichtlich etwa 26 Mrd Euro im Jahr 2005 belau- 
fen, verglichen mit Aufwendungen für die Arbeitslosen- 
hilfe von 1 6,6 Mrd Euro in diesem Jahr. Die Kommunen 
werden durch die Abgabe der Zuständigkeit für die er- 
werbsfähigen Sozialhilfeempfanger und ihre Angehöri- 
gen nach Schätzungen der Bundesregierung zunäehst ab 
dem Jahr 2005 pro Jahr um 11,6 Mrd Euro entlastet. Ein 
großer Teil dieser Eastenverschiebung soll indes wieder 
ausgeglichen werden, indem die Länder zugunsten des 
Bundes auf 2,1 Umsatzsteuerpunkte verziehten und im 
Gegenzug die Zuweisungen an ihre Kommunen reduzie- 
ren. Per saldo ergeben sieh für die Kommunen Einspa- 
rungen von 1,9 Mrd Euro im Jahr 2004 und von 
2,5 Mrd Euro in den folgenden Jahren. Aufgrund von 
Übergangsfristen werden darüber hinaus die Empfänger 
von Arbeitslosenhilfe bis Ende des Jahres 2004 und die 
erwerbsfähigen Empfänger der Sozialhilfe bis Ende des 


Jahres 2006 in das Arbeitslosengeld II überführt, so dass 
das volle Ausmaß der jeweiligen Belastungen und Ent- 
lastungen erst im Jahr 2007 greift. Geplant ist, dass in 
der Übergangszeit die Kommunen das Arbeitslosen- 
geld II im Auftrag der Bundesagentur für Arbeit gewäh- 
ren, die den Kommunen die Verwaltungsaufwendungen 
ganz und die Leistungen zu zwei Dritteln erstatten 
(§ 65 SGB II). Entlastet werden soll der Bund aueh 
durch die Einführung eines Aussteuerungsbetrags, den 
die Bundesagentur für Arbeit gleichsam als Strafzahlung 
für diejenigen Arbeitslosen zahlt, die nach Ausschöpfen 
ihres Anspruchs auf Arbeitslosengeld I das Arbeitslo- 
sengeld II beziehen. Als Absehlagszahlung für das 
Jahr 2004 ist ein Betrag von 3,1 Mrd Euro festgelegt 
(§ 46 SGB II). Der Bund ist jedoch weiterhin verpflich- 
tet, der Bundesagentur für Arbeit bei Bedarf einen zins- 
losen Kredit zur Erfüllung ihrer Gesehäfte zur Verfü- 
gung zu stellen, der am Ende des Jahres in einen 
Zuschuss umgewandelt wird, wenn er nicht zurückge- 
zahlt werden kann (§§ 364 f. SGB III). Insofern ist zu 
befürchten, dass die Lenkungswirkung des Aussteue- 
rungsbetrags über die Zuschusspflieht wieder ge- 
schwächt oder ganz neutralisiert wird. 

241 . Nachdem bereits im vergangenen Jahr der Bundes- 
zuschuss mit 5,6 Mrd Euro erheblich über dem im Haus- 
haltsplan vorgesehenen Betrag von 2 Mrd Euro lag, ver- 
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fehlte die Bundesanstalt für Arbeit in diesem Jahr 
aufgrund der unerwartet hohen Arbeitslosigkeit ihr Plan- 
ziel noch deutlicher. Zum Ausgleich des Haushalts wurde 
ein Bundeszuschuss von 7,5 Mrd Euro benötigt, obwohl 
die Bundesanstalt für Arbeit deutliche Sparanstrengun- 
gen unternahm. Bereits zu Beginn des Jahres begann sie, 
beim Einsatz des arbeitsmarktpolitischen Instrumentari- 
ums umzusteuem: Während die direkte Förderung regu- 
lärer Beschäftigung merklich zunahm, gingen die Förder- 
zahlen bei den in der Vergangenheit häufig kritisierten 
„Beschäftigung schaffenden Maßnahmen“ und bei den 
„Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung“ deutlich 
und teilweise sogar drastisch zurück. Um über eine Inten- 
sivierung des Wettbewerbs zwischen den Weiterbil- 
dungsträgem die Effizienz der geforderten Maßnahmen 
zu erhöhen, erhalten darüber hinaus Arbeitslose, die an 
einer Weiterbildungsmaßnahme teilnehmen, seit Beginn 
des Jahres Bildungsgutscheine, die sie bei dem von ih- 
nen gewählten Träger einlösen können. Der in diesen 
Schritten zum Ausdmck kommende Strategiewechsel re- 
flektiert das Bemühen, bei den einzelnen Maßnahmen 
stärker auf das Kosten-Nutzen- Verhältnis und den Ein- 
gliedemngserfolg zu achten; beides lässt sich empirisch 
allerdings nur mit einigem Aufwand ermitteln. Für eine 
Einschätzung des Eingliederungserfolgs muss nämlich 
streng genommen der differenzielle Effekt einer Maß- 
nahme bestimmt werden, das heißt die durch die Teil- 
nahme bewirkte Ändemng der Wahrscheinlichkeit, dass 
ein Arbeitsloser aus der Arbeitslosigkeit in die Erwerbs- 
tätigkeit wechselt. Dieser Effekt lässt sich nur über Eva- 
luationsstudien ermitteln, in denen die Maßnahmenteil- 
nehmer mit anderen Personen verglichen werden, die mit 
den Teilnehmern bis auf die Teilnahme selbst möglichst 
ähnlich und im Idealfall identisch sind; eine entspre- 
chende Kontrollgruppe von Vergleichspersonen lässt sich 
über natürliche Experimente, die zufällige Auswahl von 
Maßnahmenteilnehmern oder, wenn diese Wege nicht zur 
Verfügung stehen, über ökonometrische Verfahren kon- 
struieren. Dieses Vorgehen erlaubt die Berücksichtigung 
einer ganzen Reihe von Faktoren, die den Erfolg einer 
Maßnahme bei einer bestimmten Person und auch die Be- 
reitschaft zur Teilnahme beeinflussen und die, wie etwa 
bestimmte Merkmale der Teilnehmer, mit der Maßnahme 
selbst in keinem unmittelbaren Zusammenhang stehen. 
Eine Beurteilung der Maßnahme allein anhand der Wahr- 
scheinlichkeit, mit der Teilnehmer im Anschluss an die 
Maßnahme innerhalb eines gewissen Zeitraums von bei- 
spielsweise einem Jahr eine sozialversicherungspflich- 
tige Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt gefun- 
den haben (Eingliederungsquote), führt demgegenüber 
in die Irre, weil sie den Einfluss all dieser Faktoren ein- 
seitig der Maßnahme zurechnet. 

Vergleicht man etwa zwei Maßnahmen A und B mit (hy- 
pothetischen) Eingliederungsquoten von 30 vH und 
80 vH, so kann A dennoch die erfolgreichere sein. Sind 
die Teilnehmer an A beispielsweise schwer vermittelbare 
Langzeitarbeitslose, die ohne die Teilnahme an einer 
Maßnahme nur mit einer Wahrscheinliehkeit von 10 vH 
eine Stelle gefunden hätten, während an B eher gut qua- 
lifizierte Arbeitnehmer teilnehmen, die im Mittel ohne- 
hin nur wenige Wochen arbeitslos sind und daher auch 
ohne die Maßnahme eine Beschäftigungswahrschein- 


lichkeit von 70 vH hätten, so ist Maßnahme A trotz der 
niedrigeren Eingliederungsquote die bei weitem effekti- 
vere Maßnahme. Nimmt man zusätzlich an, dass sich 
aufgrund der Modalitäten des Anmeldeverfahrens und 
des Auswahlverfahrens für Maßnahme B tendenziell 
eher besonders motivierte und leistungsbereite Personen 
bewerben, so würde der an der Eingliederungsquote ge- 
messene Erfolg der Maßnahme zusätzlich überschätzt. 

Von der Bundesanstalt für Arbeit sollen zukünftig nur 
noch „Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung“ ge- 
fördert werden, die eine Verbleibsquote von mindestens 
70 vH aufweisen. Zu berücksichtigen ist, dass die Ver- 
bleibsquote nicht einmal den durch die Maßnahme be- 
wirkten Eingliederungserfolg auf dem regulären Arbeits- 
markt, sondern lediglich den Anteil der Personen, die 
sechs Monate nach der Teilnahme an einer bestimmten 
Maßnahme nicht mehr als arbeitslos registriert sind, 
misst und daher als Beurteilungsmaßstab zumindest 
ebenso problematisch ist wie die Eingliederungsquote, 
die rund 1 8 Prozentpunkte niedriger war als die Ver- 
bleibsquote von etwa 57 vH im Jahr 2002. Vor dem Hin- 
tergrund der genannten Probleme, Eingliederungsquoten 
und Verbleibsquoten als Indikatoren für den Erfolg einer 
Maßnahme zu verwenden, bleibt es damit eine besondere 
Aufgabe der Bundesagentur für Arbeit, darauf zu achten, 
dass die Orientierung an der Verbleibsquote nicht zur 
Förderung von Maßnahmen mit großen Mitnahmeeffek- 
ten führt, während erfolgreiche Projekte für schwer ver- 
mittelbare Arbeitslose, bei denen die Verbleibsquote na- 
turgemäß wesentlich niedriger ist, aus der Förderung 
herausfallen. Bei „Beschäftigung schaffenden Maßnah- 
men“ indes wird in Zukunft ganz auf das Kriterium des 
Eingliederungserfolgs verzichtet und stattdessen nur 
noch der Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit verlangt, 
wie immer dieser auch gemessen wird. Darüber hinaus 
sollen im Rahmen des Hartz-III-Gesetzes die Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen und die Strukturanpassungsmaß- 
nahmen zusammengelegt und für Teilnehmer an diesen 
Maßnahmen keine Beiträge mehr an die Arbeitslosenver- 
sicherung entrichtet werden, so dass die Teilnahme an ei- 
ner solchen Maßnahme keine Ansprüche auf Arbeitslo- 
sengeld mehr begründet. Diese vorgesehene Änderung 
ist begrüßenswert, denn ansonsten entstünden neue Ver- 
schiebebahnhöfe innerhalb der Bundesagentur für Arbeit 
zwischen dem beitragsfmanzierten Arbeitslosengeld I 
und dem steuerfmanzierten Arbeitslosengeld II. 

242. Bereits im vergangenen Jahr führte die Bundesre- 
gierung als zusätzliche Instrumente unter anderem Ver- 
mittlungsgutscheine und Einstellungszuschüsse bei 
Vertretung („Jobrotation“) ein. Nachdem im vergange- 
nen Jahr von der Einführung im April bis zum Jahres- 
ende rund 207 000 Vermittlungsgutscheine ausgegeben 
und davon knapp 13 000 eingelöst worden waren, belief 
sich die Zahl der von Anfang des Jahres bis Ende Ok- 
tober ausgegebenen Vermittlungsgutscheine auf etwa 
377 000, wobei die Zahl der monatlich ausgegebenen 
Gutscheine seit ihrer Einführung trendmäßig immer 
noch ansteigt. Eingelöst wurden bis zum Oktober dieses 
Jahres rund 29 000 Gutscheine. Über die Hälfte der Gut- 
scheine wurde in Ostdeutschland ausgegeben, und der 
entsprechende Anteil an den eingelösten Gutscheinen 
betrug sogar zwei Drittel. Für die verglichen mit der 
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Zahl der Arbeitslosen eher bescheidene Inanspruch- 
nahme und die geringe Einlösequote werden neben der 
Überforderung vieler Arbeitsloser mit der Auswahl ei- 
nes geeigneten Vermittlers insbesondere die zu geringe 
Attraktivität gerade für professionelle private Vermittler 
angeführt. Abgesehen von einer gerade angesichts 
schwer zu vermittelnder Arbeitsloser ungenügenden 
Höhe der Vermittlungsgebühr spielt dabei auch eine 
Rolle, dass ein Arbeitsloser mehrere Vermittler parallel 
einschalten darf, von denen nur einer die Vermittlungs- 
prämie erhalten kann (JG 2002 Ziffer 189). 

Die „Jobrotation“ wurde mit einer Teilnehmerzahl von 
etwa 1 000 Personen (Ende Oktober) weiterhin nur ver- 
einzelt genutzt. Ebenfalls deutlich unter den Erwartun- 
gen lag die Inanspruchnahme des im Rahmen der 
Umsetzung der Vorschläge der Hartz-Kommission auf- 
gelegten Programms „Kapital für Arbeit“, das von der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau betreut wird und zum 
1 . November 2002 in Kraft getreten war. Bis Anfang 
November dieses Jahres wurden zur Förderung von 
8 898 Einstellungen, darunter knapp 900 Ausbildungs- 
verhältnisse, 2 201 Darlehen mit einem Gesamtvolumen 
von 636 Mio Euro vergeben. 

Zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit bei Perso- 
nen im Alter von über 25 Jahren beschloss die Bundesre- 
gierung das Programm „Arbeit für Langzeitarbeitslose“. 
Über kommunale Beschäftigungsangebote soll die Ein- 
gliederung von 100 000 Arbeitslosen gefördert werden, 
die seit mindestens sechs Monaten arbeitslos sind 
- angestrebt sind 60 000 Arbeitslosenhilfebezieher und 
40 000 Sozialhilfeempfänger. Das Programm begann am 
1 . September 2003 und besitzt eine Laufzeit von zwei 
Jahren sowie ein Finanzvolumen von 860 Mio Euro. 

Neue Instrumente: Personal-Service-Agenturen, Mini- 
Jobs und Ich- AG 

243 . Durch das „Erste Gesetz für moderne Dienstleis- 
tungen am Arbeitsmarkt“ wurde mit dem Ziel, den 
Einsatz von Leiharbeit und damit auch die Arbeit der 
Personal-Service-Agenturen zu erleichtern, zudem das 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) geändert. Es 
entfielen das Verbot befristeter Beschäftigungsverhält- 


nisse zwischen Leiharbeitnehmer und Verleihbetrieb, 
das Synchronisationsverbot, das heißt die zeitliche Be- 
schränkung des Beschäftigungsverhältnisses auf die 
Dauer eines Verleiheinsatzes, das Wiedereinstellungs- 
verbot, das nach einer Kündigung die erneute Beschäfti- 
gung eines vormals bereits beim Verleihbetrieb beschäf- 
tigten Arbeitnehmers untersagte, und die Begrenzung 
der maximalen Verleihdauer auf 24 Monate. Darüber hi- 
naus wurde der Verleih von Arbeitnehmern im Bauge- 
werbe erleichtert, sofern ein für allgemeinverbindlich er- 
klärter Tarifvertrag die Arbeitnehmerüberlassung zulässt 
(§ Ib Satz 2 AÜG). 

Im Gegenzug wurde der Gleichbehandlungsgrundsatz 
neu in das Gesetz eingefügt (§ 3 Absatz 1 Nr. 3 AÜG), 
demzufolge die wesentlichen Arbeitsbedingungen ein- 
schließlich des Arbeitsentgelts für Leiharbeitnehmer und 
in den Entleihbetrieben vergleichbar Beschäftigten sich 
entsprechen müssen. Ausgenommen davon sind in allen 
Betrieben nur die ersten sechs Wochen des Verleihein- 
satzes, in denen das Arbeitslosengeld die Untergrenze 
für das Nettoarbeitsentgelt darstellt, sowie diejenigen 
Betriebe, in denen ein Tarifvertrag eine andere Entloh- 
nung vorsieht. Durch diese Regelung wird der Einfluss 
der Tarifvertragsparteien auf einen bisher nur schwach 
organisierten Wirtschaftsbereich ausgeweitet. Die Ände- 
rungen werden zum 1. Januar 2004 wirksam. Tritt je- 
doch bereits früher ein Tarifvertrag für das Leiharbeits- 
gewerbe in Kraft, so entfallen für das betreffende 
Unternehmen schon ab diesem Zeitpunkt das Befris- 
tungsverbot, das Synchronisationsverbot, das Wieder- 
einstellungsverbot und die Beschränkung der Verleih- 
dauer (§19 AÜG). Welchen Einfluss diese Änderungen 
auf den verglichen mit anderen Ländern unterdurch- 
schnittlichen Umfang der Leiharbeit in Deutschland ha- 
ben werden, lässt sich noch nicht abschätzen, zumal 
auch im internationalen Vergleich kein eindeutiger Zu- 
sammenhang zwischen der Regulierungsdichte von 
Leiharbeit und ihrem Anteil an der Gesamtbeschäfti- 
gung besteht (Kasten 6). Es ist jedoch zu befürchten, 
dass die den genannten Lockerungen der Leiharbeit ent- 
gegenlaufende Einführung des Gleichbehandlungs- 
grundsatzes insbesondere die Beschäftigungschancen 
von Geringqualifizierten, bei denen der Lohnhöhe eine 
größere Bedeutung zukommt, verschlechtert. 


Kasten 6 


Befristete Beschäftigung und Leiharbeit im internationalen Vergleich 

Befristete Beschäftigungsverhältnisse gewannen in den vergangenen Jahren insbesondere in Europa zunehmend 
an Bedeutung. Aufgrund unterschiedlicher nationaler Abgrenzungen werden im Folgenden die Definition und, so- 
fern verfügbar, Daten der OECD zugrunde gelegt, die unter befristeter Beschäftigung abhängige Beschäftigungs- 
verhältnisse versteht, die so gut wie keine Aussicht auf eine längerfristige Beschäftigung bieten (OECD, 2002). 
Die in den OECD-Ländem anzutreffenden Vertragsformen lassen sich in die Kategorien Leiharbeit, befristete Be- 
schäftigungsverhältnisse im engeren Sinne (Arbeitsverträge mit fester Dauer oder festem Endzeitpunkt), Saison- 
arbeit, Bereitschaftskräfte und sonstige befristete Beschäftigungsverhältnisse wie Krankheitsvertretungen oder 
Ausbildungsverhältnisse unterteilen. Auch wenn in einigen Ländern unbefristete Verträge zwischen Arbeitnehmer 
und Verleiher existieren, wird Leiharbeit aufgrund einer ganzen Reihe von Gemeinsamkeiten zu den befristeten 
Beschäftigungsverhältnissen gezählt, zumal die Verleiheinsätze in der Regel befristet sind. 
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Befristete Besehäftigungsverhältnisse im Allgemeinen 

Zwischen den Jahren 1985 und 2000 stieg in den OECD-Ländem der Anteil der befristet Beschäftigten an allen 
abhängig Beschäftigten von rund 10 vH auf etwa 12 vH, doch unterschieden sich Niveau und zeitliche Entwick- 
lung zwischen den einzelnen Volkswirtschaften deutlich. Im Jahr 2000 etwa variierte der Anteil befristeter Be- 
schäftigung zwischen weniger als 5 vH in den Vereinigten Staaten, Euxemburg und der Slowakei auf der einen 
und etwa einem Drittel in Spanien auf der anderen Seite. Obwohl in vielen Ländern der Anteil befristeter Beschäf- 
tigung zwischen den Jahren 1985 und 2000 zunahm, verlief der Anstieg nicht monoton, und in einigen Ländern 
(Dänemark, Griechenland, Irland, Luxemburg und Vereinigtes Königreich) ging der Anteil sogar zurück. Ähnlich 
heterogen war die Verteilung auf die oben genannten Kategorien und der Beitrag befristeter Beschäftigungsver- 
hältnisse zum Beschäftigungszuwachs zwischen den Jahren 1990 und 2000. Diese Heterogenität erschwert die 
Identifikation von Bestimmungsgründen für die Entwicklung der befristeten Beschäftigung als Ganzes. Zwar legt 
der eher hohe Anteil befristeter Beschäftigungsverhältnisse in Frankreich oder Spanien, die jeweils über einen ri- 
gorosen Entlassungsschutz für Festangestellte verfügen und zugleich befristete Beschäftigungsverhältnisse dere- 
guliert haben, die Vermutung nahe, dass befristete Beschäftigungsverhältnisse ein Mittel zur Umgehung oder Ab- 
federung eines hohen Entlassungsschutzes sind, doch ist die Korrelation zwischen diesen beiden Größen nur sehr 
schwach. Stärker ist die Korrelation hingegen zwischen dem Entlassungsschutz und dem Anteil der befristet 
Beschäftigten unter den Arbeitnehmern im Alter von 20 bis 29 Jahren (OECD, 1999). Es finden sich ferner 
Hinweise darauf, dass befristete Beschäftigungsverhältnisse im Gefolge einer lang anhaltenden Rezession zuneh- 
men, etwa weil es in einem solchen Umfeld wichtiger ist, im Hinblick auf die Beschäftigung flexibel reagieren zu 
können. 

Arbeitnehmer im Alter von 15 bis 24 Jahren sowie Geringqualifizierte sind unter befristet Beschäftigten überpro- 
portional häufig vertreten. Jüngere haben eine dreimal höhere Wahrscheinlichkeit, befristet beschäftigt zu sein als 
Arbeitnehmer im Alter von mehr als 55 Jahren; in Spanien waren im Jahr 2000 sogar zwei Drittel aller Jüngeren 
befristet beschäftigt. Der mit dem Alter abnehmende Anteil befristeter Beschäftigung und die positive Korrelation 
zwischen der Stringenz des Entlassungsschutzes und dem Anteil der befristet Beschäftigten unter den jüngeren 
Arbeitnehmern sprechen für eine gewisse Bedeutung der befristeten Beschäftigungsverhältnisse als Eingangstor 
zu einer Festanstellung. Gegen die Hypothese, dass befristet Beschäftigte nur in einigen Randbereichen der Wirt- 
schaft tätig sind, spricht, dass sie im Mittel der OECD-Länder in den gleichen Klassen hinsichtlich der Alters- 
struktur, den Wirtschaftszweigen, den Tätigkeitsfeldern und den Betriebsgrößen vertreten sind wie unbefristet Be- 
schäftigte, wenn auch, wie ausgeführt, mit anderen Häufigkeitsverteilungen. Diese Unterschiede zu unbefristet 
Beschäftigten müssen bei der Beurteilung der Arbeitsplatzqualität, der Lohnposition und der Erwerbsmobilität be- 
rücksichtigt werden. 

Befristet Beschäftigte sind auch im Hinblick auf sonstige Arbeitplatzmerkmale benachteiligt: Sie üben häufiger 
monotone Tätigkeiten oder Schichtarbeit aus, sind eher in starre Arbeitsabläufe eingebunden und haben einen 
erschwerten Zugang zu Weiterbildung. Die Höhe der Vergütung von befristet Beschäftigten relativ zu der von 
fest angestellten Beschäftigten ist aus theoretischer Sicht unbestimmt, denn obwohl beispielsweise die Theorie 
dualer Arbeitsmärkte niedrigere Löhne erwarten lässt, könnten nach der Theorie kompensierender Lohndiffe- 
rentiale als Ausgleich für die höhere Arbeitsplatzunsicherheit die Löhne, verglichen mit einem unbefristet Be- 
schäftigten, auch höher sein. Allerdings gibt es in der Literatur nur schwache empirische Belege für die letztge- 
nannte Theorie. Entsprechend finden Studien teilweise beträchtliche Lohnabschläge für befristet Beschäftigte, 
die bisweilen bei späterer Festanstellung noch fortwirken (OECD, 2002). Vergleicht man mit Hilfe des EU- 
Haushaltspanels aus dem Jahr 1997 für die EU-Staaten (ohne Luxemburg und Schweden) jeweils die unbeding- 
ten Lohnverteilungen von befristet und unbefristet Beschäftigten, so finden sich Lohndifferenzen zwischen 
47 vH in Spanien und 17 vH in Deutschland. Gleichzeitig aber erhält ein nicht unerheblicher Anteil der befris- 
tet Beschäftigten auch überdurchschnittliche Löhne. In neun der 13 Länder ist das 75 vH-Quantil der Lohnver- 
teilung der befristet Beschäftigten mindestens so groß wie der Median der Lohnverteilung der unbefristet Be- 
schäftigten. Zumindest in der Europäischen Union sind demnach befristet Beschäftigte nicht zwingend nur im 
Niedriglohnbereich tätig, denn in diesem Fall sollten sich die Lohnverteilungen von befristet und unbefristet 
Beschäftigten kaum überlappen. Berücksichtigt man in multivariaten Regressionen zusätzlich die oben darge- 
stellten strukturellen Unterschiede zwischen befristet und unbefristet Beschäftigten, so sind die um die Hetero- 
genität der befristet Beschäftigten bereinigten Lohndifferenzen geringer, bleiben aber in allen Ländern signifi- 
kant und sind bei Frauen tendenziell etwas größer. In Deutschland betragen sie nun noch 10 vH für Männer und 
16 vH für Frauen, in Spanien 15 vH für Männer und 17 vH für Frauen. Die höchste Lohndifferenz von 21 vH 
findet sich in den Niederlanden bei Männern. 
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Die beträchtliche Fluktuation unter befristet Beschäftigten und die damit einhergehende Einkommensunsicher- 
heit ist insbesondere dann ein Problem, wenn Arbeitnehmer lange in diesem Arbeitsmarktsegment verbleiben. 
Empirische Untersuchungen zeigen, dass befristet Beschäftigte zwar ein merklich höheres Arbeitslosigkeitsrisiko 
haben, zugleich aber ein nicht unerheblicher Anteil von ihnen später eine Festanstellung findet (OECD, 2002, 
S. 159 ff). Dieser Anteil nimmt meist nach einem Jahr befristeter Beschäftigung sogar noch zu, wobei allerdings 
die Länder gerade in ihren Übergangswahrscheinlichkeiten sehr heterogen sind. Geschlechterunterschiede in den 
Übergangswahrscheinlichkeiten finden sich kaum: Für Frauen ist das Arbeitslosigkeitsrisiko nur unwesentlich hö- 
her und die Wahrscheinlichkeit eines Wechsels in eine Festanstellung kaum niedriger als bei Männern. Eine Unter- 
suchung für Deutschland hat das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim, anhand des 
Sozio-oekonomischen Panels durchgeführt (Hagen, 2003). Die Evaluationsstudie kommt zu dem Schluss, dass die 
Tätigkeit in einem befristeten Beschäftigungsverhältnis die Wahrscheinlichkeit, eine Festanstellung zu finden, er- 
höht. Das Risiko, arbeitslos zu bleiben, reduziert sich indes langfristig nicht, vielmehr sinkt die Wahrscheinlich- 
keit, in die stille Reserve zu wechseln oder ganz aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. 

Der Einsatz befristeter Beschäftigungsverhältnisse als Instrument der aktiven Arbeitsmarktpolitik ist Gegen- 
stand einer ausführlichen Untersuchung für die Schweiz (Gerfin und Rechner, 2003). Anhand eines sehr detaillier- 
ten Datensatzes wurde der Erfolg für verschiedene Programme verglichen, und zwar gemessen als die Wahr- 
scheinlichkeit, mit der die Teilnehmer ab dem Beginn des Programms eine Stelle auf dem ersten Arbeitsmarkt 
fanden. Von den betrachteten Maßnahmen - verschiedene Formen der Weiterbildung, Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen und subventionierte befristete Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt - stellten einzig die befristeten 
Beschäftigungsverhältnisse Arbeitslose eindeutig besser als die Nichtteilnahme an anderen Programmen gleich 
welcher Art. Dies galt insbesondere für diejenigen Arbeitslosen, die bereits länger arbeitslos waren. 

Leiharbeit 

Leiharbeit ist wegen der im Vergleich zu unbefristeten Beschäftigungsverhältnissen höheren Fluktuation statistisch 
noch schwerer zu erfassen. Empirische Untersuchungen zur Leiharbeit basieren daher im Allgemeinen nicht auf 
Daten aus Erwerbstätigenstatistiken, sondern auf gesonderten Erhebungen, etwa der jeweiligen Unternehmensver- 
bände. In einigen Ländern hat zwischen den Jahren 1992 und 2000 die Zahl der Leiharbeitnehmer ganz erheblich 
zugenommen: So kam es in Österreich zu einer Vervierfachung und in Dänemark, Schweden, Italien und Spanien 
sogar zu einer Verfünffachung. Dennoch war verglichen mit der Bedeutung befristeter Beschäftigungsverhältnisse 
insgesamt der Anteil von Leiharbeitnehmem an der Gesamtbeschäftigung in der Europäischen Union ohne Finn- 
land, Griechenland, Italien und Österreich mit geschätzten 1,3 vH in den Jahren 1998/1999 eher niedrig. Nach ei- 
ner neueren Erhebung für die Jahre 2000/2001 ist der Anteil merklich auf geschätzte 2,1 vH gestiegen. Nicht ganz 
klar ist, inwiefern diese starke Änderung innerhalb von nur zwei Jahren auf eine tatsächliche Zunahme der Leihar- 
beit oder auch auf Probleme einer über die Zeit nicht vergleichbaren Erfassung von Leiharbeit zurückzuführen ist. 
In Deutschland verdreifachte sich seit dem Jahr 1993 sowohl die Zahl der Leiharbeitnehmer als auch deren Anteil 
an der Gesamtbeschäftigung, der mit rund 1,3 vH im Jahr 2001 aber noch deutlich unter dem Durchschnitt der be- 
trachteten EU-Länder lag. Ebenso wie bei den befristet Beschäftigten, sind institutioneile Bestimmungsgründe für 
die quantitative Bedeutung der Leiharbeit indes nur schwer zu identifizieren. So findet sich für den Querschnitt der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union kein robuster Zusammenhang zwischen der anhand eines Indikators der 
OECD gemessenen Regulierungsdichte der Leiharbeit und ihrem Anteil an der Gesamtbeschäftigung. 

Die Anteile von Männern, Jüngeren, Ausländem und Geringqualifizierten sind unter Leiharbeitnehmern höher im 
Vergleich zur Gesamtheit der Beschäftigten und folgen zum Teil auch entgegengesetzten Trends. Während bei- 
spielsweise in Westdeutschland zwischen den Jahren 1985 und 2001 der Anteil Geringqualifizierter an allen Ar- 
beitnehmern von 29 vH auf 17 vH abnahm, stieg er in der Leiharbeitsbranche von 23 vH auf knapp 35 vH. 

Bei der Vergütung müssen Leiharbeitnehmer ebenfalls merkliche Lohnabschläge in Kauf nehmen (gemessen an 
den unbedingten Lohnverteilungen, das heißt ohne Berücksichtigung individueller lohnrelevanter Merkmale). 
Denkbare Ursachen hierfür sind eine teilweise Überwälzung der Gebühren, die das Entleihuntemehmen an den 
Verleiher zahlt, auf den Leiharbeitnehmer, die verleihfreie Zeit, in der der Leiharbeitnehmer vom Verleiher weiter- 
hin einen Lohn erhält, sowie die individuellen Merkmale der Leiharbeitnehmer, die diese von unbefristet Beschäf- 
tigten unterscheiden. Im Jahr 1999 betrug die Lohndifferenz im Vereinigten Königreich über 30 vH und in 
Deutschland bis zu 40 vH. In Spanien, wo die Lohndifferenz vor dem Jahr 1999 etwa 10 vH bis 15 vH betragen 
hatte, wurde in jenem Jahr festgelegt, dass Leiharbeitnehmem der im Entleihbetrieb geltende Tariflohn für unbe- 
fristet Beschäftigte in vergleichbarer Position gezahlt werden muss. Dieses Beispiel erlaubt, die möglichen Wir- 
kungen einer arbeitsmarktpolitischen Intervention zur Beseitigung der Lohnabschläge abzuschätzen. Es kam in 
Spanien nach Angaben der Zeitarbeitsunternehmen zu einem Anstieg der Leiharbeitnehmerlöhne um 20 vH, so 
dass die Lohndifferenz in etwa geschlossen wurde (lAB, 2002a; Storrie, 2002, S. 54). Dieser Anstieg ist eine mög- 
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liehe Erklärung für den zwischen den Jahren 1998/1999 und 2000/2001 beobaehteten leichten Rückgang der Leih- 
arbeitnehmerquote in Spanien von 0,8 vH auf 0,7 vH. In Deutsehland rechnen einer Umfrage des Zentrums für 
Europäisehe Wirtsehaftsforschung (ZEW), Mannheim, zufolge etwa 85 vH der Zeitarbeitsuntemehmen mit einer 
Zunahme ihrer Personalkosten aufgrund der gesetzliehen Neuregelung. Da bisher vor allem geringqualifizierte 
Leiharbeitnehmer niedriger bezahlt wurden als vergleichbare, in den Entleihbetrieben fest angestellte Arbeitneh- 
mer, ist zu erwarten, dass die Neuregelung zu einer Verteuerung insbesondere bei diesen Personen und entspre- 
chend zu einer niedrigeren Arbeitsnaehfrage führt (ZEW, 2003). 

Eine neuere Untersuchung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforsehung, Berlin, (DIW, 2002) für Deutschland 
unterstreicht, dass ebenso wie bei den befristeten Besehäftigungsverhältnissen zur Beurteilung der Lohndifferenz 
die individuellen Merkmale der Leiharbeitnehmer berücksichtigt werden müssen. Betraehtet man Arbeitnehmer, 
die zwisehen den Jahren 1991 und 1995 als Leiharbeitnehmer tätig waren, so lassen sieh bei den Frauen etwa 
34 vH und bei den Männern 43 vH der unbedingten Lohndifferenz von 28,7 vH beziehungsweise 26,2 vH dureh 
individuelle Merkmale erklären. Darüber hinaus zeigt die Studie, dass Leiharbeit keine Lohneinbußen in späteren 
Festanstellungen zur Folge hat, sofern der Arbeitnehmer binnen eines Jahres naeh Beendigung der Leiharbeit 
eine Stelle auf dem regulären Arbeitsmarkt findet. Leiharbeit seheint demnaeh keinen Stigmatisierungseffekt zu 
haben. 

Die Entleihdauer ist im Mittel niedriger als die Besehäftigungsdauer bei befristeten Beschäftigungsverhältnissen 
insgesamt, und zumindest für Deutschland und Frankreich gibt es Belege dafür, dass die Zahl der Leiharbeitneh- 
mer stärkeren Sehwankungen im Konjunkturzyklus unterliegt als die der befristeten Besehäftigungsverhältnisse 
insgesamt (OECD, 2002). In Deutschland und den meisten übrigen EU-Ländem ist die Einsatzdauer in 90 vH der 
Fälle kürzer als sechs Monate, in Spanien und Frankreieh liegt sie in 80 vH der Fälle sogar unter einem Monat. 
Hingegen ist in den Niederlanden und in Österreich, Länder, die die Verleihdauer nieht gesetzlich beschränken, die 
Einsatzdauer nur in 70 vH beziehungsweise in 66 vH der Fälle kürzer als sechs Monate. 

Für Deutsehland, Frankreieh, das Vereinigte Königreieh, die Niederlande und Spanien liegen aueh Daten aus dem 
Jahr 1999 zum vorherigen und anschließenden Erwerbsstatus vor (lAB, 2002a). So waren in diesen Ländern 
durehschnittlieh 34 vH der Leiharbeitnehmer vor dem Verleiheinsatz nieht erwerbstätig, während von den vorher 
Erwerbstätigen 17 vH bei anderen Verleihern, 12 vH in sonstiger befristeter Besehäftigung und 32 vH fest ange- 
stellt waren. Einer anderen Erhebung zufolge belief sich in Deutschland der Anteil der zuvor nicht erwerbstätigen 
Leiharbeitnehmer sogar auf 61,6 vH (lAB, 2002b). Ein Jahr naeh Beginn der Überlassung erhielten im Mittel der 
fünf Länder 43 vH der Leiharbeitnehmer ein befristetes oder unbefristetes Arbeitsplatzangebot auf dem ersten Ar- 
beitsmarkt. In Spanien betrug der entsprechende Prozentsatz 50 vH, in Deutschland 29 vH. Für eine Einschätzung 
der Personal-Serviee-Agenturen wären Evaluationsstudien, die, aufgegliedert nach individuellen Merkmalen, den 
tatsächlieh auf die Leiharbeit zurüekzuführenden Besehäftigungseffekt bestimmen und dazu die alternative Ent- 
wieklung der Arbeitnehmer außerhalb der Verleihbranehe berücksiehtigen, wertvoll. 
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244. Aufgrund vergaberechtlicher Bestimmungen en- 
deten die Ausschreibungen für die neu einzurichtenden 
Personal-Service-Agenturen (PSA) erst im April die- 
ses Jahres. Die Ausschreibungen sahen als Vergütung 
der Verleihuntemehmen eine degressive Fallpauschale 
und eine degressive Vermittlungspauschale vor, deren 
genaue Höhe zwischen den ausschreibenden Arbeitsäm- 
tern variieren kann; die Beschäftigungsdauer in einer 
Personal-Service-Agentur wurde, je nach Agentur, auf 
neun bis zwölf Monate begrenzt. Entgegen den ur- 
sprünglichen Erwartungen von 50 000 Teilnehmern im 
Mittel des Jahres 2003 verliefen die Beschäftigungsent- 
wicklung und der Verleihbetrieb in den Agenturen an- 
fangs schleppend. Ende Oktober waren in 952 Personal- 
Service-Agenturen mit einer Kapazität von nicht ganz 
43 000 Plätzen rund 25 000 Personen beschäftigt. 

245. Mit der Ich- AG, das heißt dem Existenzgrün- 
dungszuschuss nach § 421/ SGB III, wurde neben den 
Personal-Service-Agenturen und den Mini-Jobs ein wei- 
terer Vorschlag der Hartz-Kommission zur Förderung 
von regulärer Beschäftigung umgesetzt. Seit Januar des 
Jahres 2003 kann dieses Förderinstrument der Bundes- 
anstalt für Arbeit in Anspruch genommen werden. Die 
Teilnehmerzahlen sind rasch auf zuletzt kanpp 
73 000 Fälle angestiegen, wobei die Förderung von Neu- 
fällen bis Ende des Jahres 2005 befristet ist. Anspruchs- 
berechtigt sind Bezieher von Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe sowie Teilnehmer an Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen und Strukturanpassungsmaßnahmen. 
Das Arbeitseinkommen nach Aufnahme der selb- 
ständigen Tätigkeit darf 25 000 Euro im Jahr nicht über- 
schreiten. Nach einer anfänglichen Beschränkung auf 
Familienangehörige dürfen mittlerweile auch andere Ar- 
beitnehmer beschäftigt werden. Unter diesen Vorausset- 
zungen wird der Zuschuss für bis zu drei Jahre gewährt 
und beträgt jeweils monatlich im ersten Jahr 600 Euro, 
im zweiten Jahr 360 Euro und im dritten Jahr 240 Euro. 
Er wird jährlich neu bewilligt, doch bei Wegfall der An- 
spruchsvoraussetzungen, insbesondere bei Überschrei- 
ten der Einkommensgrenzen, müssen bis dahin gezahlte 
Zuschüsse nicht erstattet werden. Der Bezieher hat die 
Pflicht, sich in der Gesetzlichen Rentenversicherung zu 
versichern, während die Mitgliedschaft in der Gesetzli- 
chen Krankenversicherung und der Gesetzlichen Pflege- 
versicherung nicht zwingend vorgeschrieben, aber zu 
Sonderkonditionen möglich ist. Eine Wiederaufnahme 
des Leistungsbezugs von Arbeitslosengeld oder Arbeits- 
losenhilfe, beispielsweise bei einem Fehlschlagen der 
Existenzgründung, ist möglich, sofern seit der Entste- 
hung des Anspruchs nicht mehr als vier Jahre vergangen 
sind (§ 147 SGB III). 

246. Ein weiteres, bereits seit einigen Jahren eingesetz- 
tes Instrument zur Förderung einer selbständigen Be- 
schäftigung ist das Überbrückungsgeld gemäß 
§ 57 SGB III, für das der gleiche Personenkreis wie 
beim Existenzgründungszuschuss anspruchsberechtigt 
ist. Welche der beiden Maßnahmen, die nicht gleichzei- 
tig bezogen werden können, sich für einen potentiellen 
Selbständigen eher eignet, hängt vor allem von den Ge- 


schäftserwartungen und der Höhe der bisher bezogenen 
Lohnersatzleistungen ab. Beim Überbrückungsgeld ist 
die Förderdauer mit sechs Monaten wesentlich kürzer, 
allerdings gibt es keine Obergrenze für das Einkommen 
aus der neu aufgenommenen selbständigen Tätigkeit. 
Außerdem ist das ebenfalls monatlich gewährte Über- 
brückungsgeld nicht pauschaliert, sondern entspricht 
dem bis dahin geleisteten Arbeitslosengeld oder der Ar- 
beitslosenhilfe, jeweils zuzüglich der bisher vom Ar- 
beitsamt abgeführten Sozialversicherungsbeiträge. Art 
und Umfang der sozialen Absicherung obliegen dem Be- 
zieher von Überbrückungsgeld, eine Mitgliedschaft in 
einem bestimmten Sozialversicherungszweig ist nicht 
vorgeschrieben. Diese Leistung ist demnach dann attrak- 
tiver als der Existenzgründungszuschuss, wenn ein 
hoher Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen- 
hilfe besteht und voraussichtlich rasch die Einkommens- 
grenze von 25 000 Euro überschritten wird. Als weiterer 
wichtiger Unterschied zwischen den beiden Förder- 
instrumenten findet beim Überbrückungsgeld im Gegen- 
satz zum Existenzgründungszuschuss eine Prüfung der 
Geschäftsidee statt, denn bei der Beantragung ist gemäß 
§ 57 Absatz 2 Nr. 2 SGB III die „Stellungnahme einer 
fachkundigen Stelle über die Tragfähigkeit der Existenz- 
gründung“ vorzulegen. Sofern diese Art der Qualitäts- 
kontrolle von Existenzgründungen mehr als ein lediglich 
formales Kriterium darstellt, also wirklich eine materi- 
elle Prüfung der Geschäftsidee erfolgt, legt dieser Unter- 
schied nahe, dass die Überlebenswahrscheinlichkeit ei- 
ner über den Existenzgründungszuschuss anstelle des 
Überbrückungsgelds geförderten selbständigen Beschäf- 
tigung und damit auch die durch dieses Instrument er- 
reichbare Eingliederungsquote niedriger sein dürften. 
Für eine solche Beurteilung ist es jedoch noch zu früh, 
zumal sich aufgrund der unterschiedlichen Förderkrite- 
rien die jeweils geförderten Geschäftsideen systematisch 
unterscheiden dürften und einen unmittelbaren Vergleich 
der Eingliederungsquoten damit erschweren. Eine empi- 
rische Untersuchung zu den Auswirkungen des Überbrü- 
ckungsgelds zeigt jedenfalls, dass dieses den Übergang 
in eine selbständige Tätigkeit erleichtert und die Überle- 
benswahrscheinlichkeit der Neugründungen erhöht. 

247. Zum 1. April 2003 trat eine umfassende Reform 
der geringfügigen Beschäftignng (§§ 8 ff SGB IV) und 
von Beschäftigungsverhältnissen im Niedriglohnbe- 
reich in Kraft, den so genannten Mini-Jobs beziehungs- 
weise Midi-(„Niedriglohn“-)Jobs. Die geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisse gliedern sich seitdem in ge- 
ringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnisse, gering- 
fügige Beschäftigung in Privathaushalten und kurzfris- 
tige Beschäftigung. Im Bereich der geringfügig 
entlohnten Beschäftigungsverhältnisse wurde die Ent- 
geltgrenze von 325 Euro auf 400 Euro angehoben und 
die Beschränkung der Wochenarbeitszeit auf nicht mehr 
als 15 Stunden gestrichen. Die gleichen Bestimmungen 
gelten für die geringfügige Beschäftigung in Privathaus- 
halten. Mini-Jobs sind für den Arbeitnehmer weiterhin 
abgabenfrei. Der Arbeitgeber entrichtet eine Pauschalab- 
gabe in Höhe von 25 vH des Lohns, die sich aus Beiträ- 
gen von 1 2 vH für die Gesetzliche Rentenversicherung, 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 155- 


Drucksache 15/2000 


11 vH für die Gesetzliche Krankenversicherung und 
2 vH an Steuern zusammensetzt. Bei geringfügiger Be- 
schäftigung in Privathaushalten beträgt der Abgabensatz 
nur 12 vH, davon fließen je 5 vH an die Gesetzliehe 
Rentenversicherung und die Gesetzliehe Krankenversi- 
eherung sowie 2 vH als Steuern an den Fiskus; für Per- 
sonen, die niehf in der Gesetzliehen Krankenversiehe- 
rung versichert sind, entfallen die entsprechenden 
Beiträge. Arbeitgeber mit bis zu 30 Beschäftigten, wobei 
Teilzeitbesehäftigte nur anteilig gezählt werden, entrich- 
ten zudem für jeden Mini-Job eine Umlage von 1,3 vH 
des Verdienstes an die Lohnfortzahlungsversicherung, 
die Lasten aus der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
oder bei Kuren teilweise sowie Leistungen des Arbeitge- 
bers nach dem Mutterschaftsgesetz ganz ausgleicht. Wie 
bei der bisherigen Regelung der geringfügig entlohnfen 
Besehäftigung entstehen durch die Pausehaizahlungen 
des Arbeitgebers keine zusätzlichen Ansprüche an die 
Gesetzliche Krankenversicherung und reduzierte An- 
sprüche an die Gesetzliche Rentenversicherung. Gering- 
fügig entlohnte Beschäftigte und geringfügig Beschäf- 
tigte in Privathaushalten haben aber auch weiterhin die 
Mögliehkeit, durch Aufstockung des Pauschalanteils 
von 12 vH beziehungsweise 5 vH auf den vollen Pflicht- 
beitrag zur Gesetzliehen Rentenversieherung Ansprüehe 
auf das gesamte Leistungsspektrum der Gesetzliehen 
Rentenversieherung zu erwerben. Wieder eingeführt 
wurde die Mögliehkeit einer sozialversieherungsfreien 
geringfügigen Nebentätigkeit, das heißt, neben einer so- 
zialversicherungspflichtigen Hauptbesehäftigung kann 
eine geringfügig entlohnte Beschäftigung oder eine ge- 
ringfügige Beschäftigung in Privathaushalten ausgeübt 
werden, ohne dass diese mit der Hauptbeschäftigung zu- 
sammengezählt und entspreehend höher mit Abgaben 
belastet wird. Jeder weitere Mini- Job wird jedoch mit 
der Hauptbeschäftigung zusammengerechnet. 

Zur Verwaltungsvereinfaehung müssen die jeweiligen 
Anteile des Arbeitgeberbeitrags nieht mehr an die für die 
einzelnen Beschäftigten zuständigen Kassen, sondern an 
die Bundesknappsehaft überwiesen werden, die dann die 
Verteilung an die einzelnen gesetzlichen Krankenkassen, 
die Rentenversicherungsträger und den Fiskus über- 
nimmt. Diese Vereinfachung dürfte auch zu einer ver- 
besserten statistisehen Erfassung von geringfügigen Be- 
schäftigungsverhältnissen beitragen. 

248 . Um den sprunghaften Anstieg der Grenzbelastung 
an der früheren Geringfügigkeitssehwelle zu vermeiden, 
bei der es infolge des Einsetzens der Sozialversiche- 
rungspflicht zu extrem hohen Grenzbelastungen bei ei- 
nem Anstieg des Einkommens über 325 Euro kam, 
wurde eine Gleitzone für Bruftoarbeitseinkommen zwi- 
sehen 400 Euro und 800 Euro, das heißt für den Bereieh 
der so genannten Midi-Jobs, eingeführt, in der der Ar- 
beitgeber seinen vollen Sozialversicherungsbeitrag zahlt, 
der effektive Beitragssatz des Arbeitnehmers hingegen 
linear von gegenwärtig 4,15 vH auf den vollen Arbeit- 
nehmeranteil von 20,85 vH (bei unterstellten Beiträgen 
zur Gesetzliehen Krankenversicherung von 14,0 vH) an- 
steigt. Auf diese Weise schließt die Beitragsbelastung in 


der Gleitzone nahtlos an die Pauschalabgabe von 25 vH 
bei geringfügig entlohnten Besehäftigungsverhältnissen 
an. Für Leistungen der Sozialversicherungen, die vom 
beitragspflichtigen Einkommen abhängen, ist in der 
Gleitzone nieht der Bruttolohn, sondern ein reduziertes 
beitragspflichtiges Einkommen (Bemessungsentgelt) 
maßgeblich. 

Das Gesetz gibt als Formel zur Bestimmung des Bemes- 
sungsentgelts BME in der Gleitzone, auf das dann der 
volle Beitragssatz angewendet wird, die Formel 
BME = F*400+(2-F)*(AE-400) an (§226 Absatz 4 
SGB V). Dabei bezeiehnen AE das Arbeitseinkommen 
und F = 0,25/SVS den Faktor, der sich ergibt, wenn die 
Pausehaiabgabe bei geringfügig entlohnter Beschäfti- 
gung (25 vFl = 0,25) durch SVS, den durchschnittlichen 
Sozialversicherungsbeitrag aller Versicherten ein- 
schließlich des Arbeitgeberanteils (4f7 vH = 0,417), di- 
vidiert wird; für das Jahr 2003 beträgt der Faktor folg- 
lich gerundet 0,5995. Die Formel für BME erklärt sich 
wie folgt, wobei zur Vereinfachung die Währungseinheit 
Euro weggelassen wird: Der Sozialversicherungsbeitrag 
SV ist das Produkt aus Bemessungsentgelt und Sozial- 
versicherungsbeitragssatz, SV = BME*SVS. Unmittel- 
bar vor dem Beginn der Gleitzone, das heißt bei einem 
Einkommen von exakt 400, liegt noch ein geringfügig 
entlohntes Beschäftigungsverhältnis vor, für das nur der 
Arbeitgeber den Pauschalsatz von 0,25 entrichtet. Die 
Abgabenbelastung beträgt bei diesem Einkommen 
folglich 0,25*400. Bei einem Einkommen von 800 
hingegen, das heißt am Ende der Gleitzone, wird der 
volle Sozialversicherungsbeitrag von SVS*800 erhoben. 
Damit die Sozialversicherungsbeiträge linear von 
0,25*400 bei einem Einkommen von 400 bis auf 
SVS*800 am Ende der Gleitzone steigen, muss für ein 
Einkommen AE zwischen 400 und 800 die Beziehung 
SV ^ 0,25*400+(2*SVS-0,25)*(AE-400) gelten, so dass 
für Einkommen zwischen diesen beiden Grenzen die 
Sozialversicherungsbeiträge linear mit der Rate 
2*SVS-0,25 steigen. Da der Beitragssatz zur Sozialversi- 
cherung SVS größer als 0,25 ist, steigen die Sozialversi- 
cherungsbeiträge in der Gleitzone mit einer höheren 
Rate als in normalen Einkommensbereichen, um, ausge- 
hend von dem niedrigeren Niveau bei geringfügig ent- 
lohnten Beschäftigungsverhältnissen, bis zum Ende der 
Gleitzone das höhere Beitragsniveau von normalen sozi- 
alversicherungspßichtigen Beschäftigungsverhältnissen 
gleichsam einzuholen. Entsprechend höher ist damit al- 
lerdings auch die Grenzbelastung, zumal das Arbeitsein- 
kommen in Abhängigkeit von den übrigen Einkommen 
des Arbeitnehmers gegebenenfalls auch noch zu versteu- 
ern ist. Setzt man diese Beziehung für die in der Gleit- 
zone anfallenden Sozialversicherungsbeiträge in den 
Ausdruck SV = BME*SVS ein und löst nach BME auf, so 
erhält man die Formel für BME. Der Sozialversiche- 
rungsbeitrag des Arbeitnehmers ergibt sich dann als 
Differenz aus den so ermittelten gesamten Sozialversi- 
cherungsbeiträgen SV und dem Teil der Arbeitgeber in 
Höhe von 0,5*SVS*AE. 

Durch die Einführung der Gleitzone entstanden große 
Überlappungen mit dem Mainzer Modell. Die Förderung 
von Neufällen wurde daher zum 31. März 2003 einge- 
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stellt. Bis zu diesem Zeitpunkt hatten 11 300 Personen 
seit der bundesweiten Einführung im März 2002 eine 
durch das Mainzer Modell geforderte Beschäftigung 
aufgenommen. 

249. Durch die Reform der geringfügigen Beschäfti- 
gung und die Einführung der Gleitzone wird die Attrak- 
tivität einer Tätigkeit im Niedriglohnbereich deutlich er- 
höht. Neben der Anhebung der Geringfügigkeitsgrenze 
und der Einführung der Gleitzone, durch welche die 
Grenzbelastung bei Überschreitung der Einkommens- 
schwelle von 400 Euro merklich verringert wird, dürfte 
insbesondere die Möglichkeit, ein geringfügiges Be- 
schäftigungsverhältnis als Nebentätigkeit zusätzlich zu 
einer sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäfti- 
gung auszuüben, zu einer Ausweitung dieser Beschäfti- 
gungsform beziehungsweise zur Legalisierung von Be- 
schäftigungsverhältnissen in der Schattenwirtschaft 
führen. Dafür spricht nicht zuletzt auch der deutliche 
Rückgang der Zahl geringfügiger Nebenbeschäftigungen 
nach der Reform des Jahres 1999, als die Möglichkeit 
von abgabenfreien Nebenbeschäftigungen stark einge- 
schränkt wurde. 

Ob die Reform, wie von den Initiatoren erhofft, einen si- 
gnifikanten Beitrag zu einer Erhöhung der Beschäfti- 
gung und insbesondere zum Abbau der Arbeitslosigkeit 
leisten wird, bleibt indes abzuwarten. Geringfügige Be- 
schäftigungsverhältnisse als Nebenbeschäftigungen füh- 
ren unmittelbar weder zu einer höheren Zahl an 
Erwerbstätigen noch zu einer Verringerung der Arbeits- 
losigkeit, und die Aufnahme einer geringfügigen Be- 
schäftigung von Personen aus der Stillen Reserve, bei- 
spielsweise Rentnern, Schülern oder bisher nicht 
erwerbstätigen Ehepartnern, erhöht zwar die Erwerbs- 
quote, reduziert aber ebenfalls nicht die registrierte Ar- 
beitslosigkeit. Zu einem indirekten Effekt auf die Ar- 
beitslosigkeit kommt es allenfalls insofern, wenn sich 
durch die Nebentätigkeiten das Haushaltseinkommen 
und damit die Güternachfrage per saldo erhöhen. Gegen- 
zurechnen ist diesem Effekt jedoch eine die Arbeitslo- 
sigkeit tendenziell erhöhende Verdrängung regulärer Be- 
schäftigungsverhältnisse infolge einer Aufspaltung in 
mehrere Mini-Jobs oder Midi-Jobs; darüber hinaus 
kommt es für sich genommen durch die Gleitzone zu 
Einnahmeausfällen in den Sozialversicherungen, die, 
wenn sie nicht durch eine höhere Beschäftigung aufge- 
wogen werden, Beitragssatzerhöhungen erforderlich ma- 
chen, welche wiederum kontraktiv auf die Beschäfti- 
gung wirken. 

Der Nettoeffekt dieser Wirkungsmechanismen ist 
a priori unklar. Entscheidend für die Wirkung auf die Ar- 
beitslosigkeit ist somit, in welchem Umfang Bezieher 
von Arbeitslosenhilfe und von Sozialhilfe, also künftig 
von Arbeitslosengeld II, infolge der Reform eine gering- 
fügige Beschäftigung aufnehmen. Für diesen Personen- 
kreis kommt es ganz maßgeblich darauf an, ob sich 
durch eine Arbeitsaufnahme ihr Haushaltsnettoeinkom- 
men, das heißt die Summe aus Transferzahlungen und 
nicht angerechnetem Erwerbseinkommen, erhöht. Da 


sich, wie oben dargestellt, die Bestimmungen zur An- 
rechnung von Erwerbseinkommen und damit auch die 
Transferentzugsraten nicht entscheidend geändert haben, 
verzeichnen aber die meisten dieser Haushalte gerade in 
dem von der Reform betroffenen Einkommensbereich 
nur geringe Nettoeinkommenszuwächse, und entspre- 
chend niedrig bleiben auch die Anreize zur Aufnahme 
einer geringfügigen Beschäftigung. Wenn die Transfer- 
empfanger infolge der verschärften Zumutbarkeitsregeln 
nicht zur Aufnahme von geringfügigen Beschäftigungs- 
verhältnissen angehalten werden, dürfte ohne ergän- 
zende Änderungen bei der Anrechnung von Erwerbs- 
einkommen für Bezieher von Arbeitslosengeld II der 
Beitrag der Reform der geringfügigen Beschäftigungs- 
verhältnisse zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in die- 
ser Personengruppe begrenzt bleiben (JG 2002 
Ziffern 433 ff., 442). 

250. Haushaltsnahe Dienstleistungen, bei denen ein 
besonderes Potential für die Beschäftigung Geringquali- 
fizierter gesehen wird, werden als nunmehr eigene Kate- 
gorie geringfügiger Beschäftigung mit einem ermäßig- 
ten Abgabensatz auch steuerlich gefördert (§ 35a EStG). 
Zum einen können 10 vH der Ausgaben für geringfügig 
Beschäftigte im haushaltsnahen Bereich, jedoch nicht 
mehr als 510 Euro jährlich, von der Steuerschuld abge- 
zogen werden; die Steuerschuld vermindert sich um 
20 vH der Aufwendungen, jedoch nicht mehr als 
600 Euro jährlich, wenn die haushaltsnahen Dienstleis- 
tungen von einer Agentur nachgefragt werden. Zum an- 
deren bestehen erweiterte steuerliche Abzugsmöglich- 
keiten, wenn in einem Privathaushalt ein Arbeitnehmer 
nicht geringfügig entlohnt, sondern sozialversicherungs- 
pflichtig beschäftigt wird. In diesem Fall können 12 vH 
der Aufwendungen, jedoch nicht mehr als jährlich 
2 400 Euro von der Steuerschuld abgezogen werden. 

Weitere Reformen 

251. Bereits mit dem Hartz-I-Gesetz traten eine Reihe 
von Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung älte- 
rer Personen in Kraft. Um ihre Einstellung attraktiver 
zu machen, wurde zum einen die Altersgrenze, ab der 
befristete Arbeitsverträge ohne sachlichen Befristungs- 
grund und zeitliche Höchstgrenze abgeschlossen werden 
können, zunächst bis zum Ende des Jahres 2006 von 
58 Jahren auf 52 Jahre gesenkt (§14 Absatz 3 Teilzeit- 
und Befristungsgesetz, TzBfG). Zum anderen können 
sich Arbeitgeber, die einen Arbeitslosen im Alter von 
mindestens 55 Jahren einstellen, vom Arbeitgeberbei- 
trag zur Arbeitslosenversicherung befreien lassen. Auf 
der Seite des Arbeitsangebots wurde die Entgeltsiche- 
rung für Arbeitnehmer ab 50 Jahren, die arbeitslos oder 
von Arbeitslosigkeit bedroht sind, eingeführt. Bei Auf- 
nahme einer niedriger bezahlten Tätigkeit wird ein 
Steuer- und abgabenfreier Zuschuss in Höhe von 50 vH 
der Differenz zwischen dem früheren und dem neuen 
Nettoentgelt gewährt. Außerdem findet eine Höherversi- 
cherung in der Gesetzlichen Rentenversicherung mit 
90 vH des Bemessungsentgelts der früheren Beschäfti- 
gung statt. Mit dem noch dem Bundesrat vorliegenden 
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nicht zustimmungspflichtigen „Gesetz zu Reformen am 
Arbeitsmarkt“ schließlich wird die Erstattungspflicht 
des Arbeitgebers gegenüber der Arbeitslosenversiche- 
rung bei einer Entlassung langjährig beschäftigter älterer 
Arbeitnehmer verschärft (§ 147a SGB III), doch entfällt 
die Erstattungspflicht ganz, sobald am 1. Februar 2006 
die verkürzte Bezugsdauer des Arbeitslosengelds in 
Kraft tritt. 

252. Über eine Reform der Handwerksordnung sol- 
len die Gründung neuer und die Übernahme bestehender 
Handwerksbetriebe erleichtert werden. Im Rahmen des 
vom Deutschen Bundestag verabschiedeten, aber seitens 
des Bundesrates zustimmungspflichtigen „Dritten Ge- 
setzes zur Änderung der Handwerksordnung und anderer 
handwerksrechtlicher Vorschriften“ („große Handwerks- 
novelle“) ist beabsichtigt, die Zahl der Gewerbe in 
Anlage A der Handwerksordnung, für die Meisterpflicht 
zur Führung eines Handwerksbetriebs und zur Ausbil- 
dungsberechtigung besteht, von 94 auf 29 Gewerbe zu 
verringern. Dem Meisterzwang sollen nur noch die Ge- 
werbe unterliegen, bei denen wie etwa bei Elektroinstal- 
lateuren eine Gefahmeigung vorliegt. Die übrigen 
65 Gewerbe sollen in die Anlage B verlagert werden und 
unterlägen damit nicht mehr dem Meisterzwang. Bei ih- 
nen würde der Meisterbrief als zusätzliches Qualitätssie- 
gel dienen. Bei der Beurteilung der Auswirkungen dieser 
Änderung ist allerdings zu berücksichtigen, dass die in 
der Anlage A verbleibenden Gewerbe immer noch etwa 
zwei Drittel der Auszubildenden des Handwerks ausbil- 
den. Der Meisterzwang der in der Anlage A verbleiben- 
den Gewerbe soll jedoch dahingehend gelockert werden, 
dass auch Gesellen berechtigt sind, einen Betrieb zu füh- 
ren, wenn sie über mindestens zehn Jahre Berufserfah- 
rung verfügen, davon fünf Jahre in herausgehobener 
Stellung. Darüber hinaus soll das Inhaberprinzip aufge- 
geben werden, so dass auch natürliche Personen ohne 
Meisterbrief in jeder Rechtsform einen Handwerksbe- 
trieb der Anlage A führen dürfen, sofern sie einen Meis- 
ter beschäftigen. Das ebenfalls vom Deutschen Bundes- 
tag verabschiedete, nicht zustimmungspflichtige „Gesetz 
zur Änderung der Handwerksordnung und zur Förde- 
rung von Kleinunternehmen“ („kleine Handwerksno- 
velle“) sieht vor, dass einfache Handwerkstätigkeiten, 
die sich innerhalb von drei Monaten erlernen lassen und 
nicht zum Vorbehaltsbereich eines Handwerks gehören, 
nicht dem Meisterzwang unterliegen. Diese Änderung 
bestätigt eine langjährige höchstrichterliche Rechtspre- 
chung. 

Die Reformen beseitigen, ungeachtet der verbleibenden 
Beschränkungen bei Gewerben der Anlage A, eine 
ganze Reihe von Verzerrungen und Marktzutrittshemm- 
nissen im Handwerk. Sie dürften zu einer Intensivierung 
des Wettbewerbs und, im Gegensatz zu anderslautenden 
Befürchtungen, zur Schaffung neuer Beschäftigungs- 
möglichkeiten und einer Eindämmung der Schattenwirt- 
schaft führen. Vor diesem Hintergrund sind sie aus- 
drücklich zu begrüßen. 


253. Der Erleichterung der Geschäftstätigkeit von jun- 
gen und kleinen Unternehmen dienen die vom Deut- 
schen Bundestag im Rahmen des „Gesetzes für Refor- 
men am Arbeitsmarkt“ beschlossenen Änderungen bei 
befristeten Beschäftigungsverhältnissen und beim 
Kündigungsschutz; ähnlich wie beim Hartz-III-Gesetz 
ist dieses Gesetz noch nicht endgültig verabschiedet, be- 
darf aber nicht der Zustimmung des Bundesrates. Ge- 
plant ist zum einen, dass neu gegründete Unternehmen 
in den ersten vier Jahren ihres Bestehens auch ohne 
sachlichen Grund befristete Arbeitsverträge mit einer 
Dauer von bis zu vier Jahren abschließen dürfen (§14 
Absatz 2a TzBfG). Zum anderen sollen befristet bis zum 
Ende des Jahres 2008 bis zu fünf Beschäftigte, die nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes einen befristeten Arbeits- 
vertrag abschließen, nicht zu den Beschäftigten im Sinne 
des Kündigungsschutzgesetzes (KSchG) gerechnet wer- 
den (§ 23 Absatz 1 KSchG). Unternehmen mit nicht 
mehr als fünf Vollzeitmitarbeitem oder der äquivalenten 
Zahl an Teilzeitbeschäftigten überschreiten daher durch 
die Einstellung von befristet Beschäftigten nicht die 
Schwelle des Kündigungsschutzgesetzes. Durch diese 
Neuregelung müssen Unternehmen nun allerdings bei 
befristeten Arbeitsverhältnissen ganz besondere Sorgfalt 
auf die Zulässigkeit der Befristung verwenden, so dass 
eine diesbezügliche Klage keinerlei Aussicht auf Erfolg 
hätte. In nicht dem Kündigungsschutz unterliegenden 
Betrieben mit bis zu fünf unbefristet beschäftigten Mit- 
arbeitern bestünde sonst für den Gekündigten eine Ab- 
wehrmöglichkeit gegen die Kündigung darin, die Zuläs- 
sigkeit der Befristung bei befristet beschäftigten 
Kollegen anzufechten, so dass im Erfolgsfall der Betrieb 
den Schwellenwert von fünf unbefristet Beschäftigten 
überschritte und damit unter den Kündigungsschutz 
fiele. 

254. Eine Reihe weiterer Änderungen im Kündi- 
gungsschutzrecht soll die Zahl und die Unsicherheit ge- 
richtlicher Auseinandersetzungen über die Zulässigkeit 
einer Kündigung begrenzen. So ist beabsichtigt, die 
Kriterien für die Sozialauswahl bei betriebsbedingten 
Kündigungen auf das Alter, die Dauer der Betriebs- 
zugehörigkeit, eine Schwerbehinderung und das 
Vorliegen von Unterhaltspflichten zu begrenzen (§ 1 
Absatz 3 KSchG). Wenn sich Arbeitgeber und Betriebs- 
rat auf eine Namensliste der Arbeitnehmer, denen 
betriebsbedingt gekündigt wird, einigen, ist die gericht- 
liche Überprüfung der Sozialauswahl auf grobe Fehler- 
haftigkeit begrenzt. Leistungsträger können darüber 
hinaus von der Sozialauswahl ausgenommen werden, 
um so beispielsweise leistungsstarke junge, alleinste- 
hende Mitarbeiter im Betrieb zu halten. Ferner soll der 
Arbeitgeber dem Gekündigten mit der Kündigung ein 
Wahlrecht zwischen einer Kündigungsschutzklage und 
einer Abfindung in Höhe von einem halben Monatsge- 
halt pro Beschäftigungsjahr einräumen können. 
Schließlich soll bei Kündigungsschutzklagen eine ein- 
heitliche Klagefrist für alle Arten von Kündigungen 
eingeführt werden. 
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Tarifpolitik: Viel Streit bei geringem 
Verteilungsspielraum 

255. Infolge mehrjähriger Abschlüsse aus dem Vorjahr 
gab es seit dem Ende des Jahres 2002 weniger, dafür 
teilweise um so kontroversere Tarifverhandlungen mit 
Warnstreiks oder normalen Streiks etwa im Öffentlichen 
Dienst, bei der Deutschen Bahn sowie in der Stahlindus- 
trie und der Metall- und Elektroindustrie in Ostdeutsch- 
land. Bezogen auf die Gesamtwirtschaft stiegen die 
Tarifverdienste je Stunde um 2,3 vH, die Effektivver- 
dienste aufgrund einer negativen Lohndrift hingegen nur 
um 1,0 vH (Tabelle 30). Die Stundenproduktivität nahm 
um 1 ,4 vH zu, so dass unter Berücksichtigung von Ent- 
lassungseffekten und eines Anstiegs des Deflators des 
Bruttoinlandsprodukts von 1,1 vH die Tariflohnab- 
schlüsse nicht produktivitätsorientiert waren (Kasten 15, 
Seite 364; Ziffer 652). 

Tabelle 30 


Lohn und Produktivität 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 



2000 

2001 

2002 

2003 '* 

Tarifverdienste je 

Stunde"* 

-F2,0 

-F2,0 

-F2,6 

-F2,3 

Effektivverdienste je 
Stunde"* 

+ 1,9 

-F2,3 

+ 1,8 

+ 1,0 

Stundenproduktivitäf * 

-F2,2 

+ 1,4 

+ 1,3 

+ 1,4 

Erwerbstätigen- 
produktivitäf * 

+ 1,1 

-F0,4 

-F0,8 

+ 1,4 

Reale Arbeitskosten^* 

+ 3,4 

+ 1,4 

-F0,4 

-F0,9 

Reale Nettoverdienste'’* 

+ 1,9 

-F2,3 

-F0,0 

-0,4 

Nachrichtlich; 

Deflator des Brutto- 
inlandsprodukts"* 

-0,3 

+ 1,3 

+ 1,6 

+ 1,1 


1) Eigene Schätzung. - 2) Quelle: DIW. - 3) Bmttoinlandsprodukt in 
Preisen von 1995 je geleistete Erwerbstätigenstunde. - 4) Bruttoin- 
landsprodukt in Preisen von 1995 je Erwerbstätigen. - 5) Arbeitsent- 
gelt plus kalkulatorischer Untemehmerlohn (dabei wird unterstellt, 
dass jeder Selbständige/mithelfende Familienangehörige das durch- 
schnittliche Arbeitsentgelt eines Arbeitnehmers erhält) je geleistete 
Erwerbstätigenstunde, preisbereinigt mit dem Deflator des Bruttoin- 
landsprodukts. - 6) Nettoarbeitsentgelt plus kalkulatorischer Unter- 
nehmerlohn (Berechnung siehe Fußnote 5) je geleistete Erwerbstäti- 
genstunde, preisbereinigt mit dem Verbraucherpreisindex. - 7) In Prei- 
sen von 1995. 


256. Im öffeutlichen Dienst wurde im Januar 2003 
nach Warnstreiks im Dezember ein Entgelttarifvertrag 
mit mehrjähriger Laufzeit abgeschlossen, der auch einen 
Zeitplan zur Angleichung der Verdienste in Ost und West 
bis zum Jahr 2009 für die oberen und bis zum Jahr 2007 
für die übrigen Lohn- und Gehaltsgruppen beinhaltet 


(Tabelle 31). Zum Ausgleich der Kosten der mehrstufi- 
gen Erhöhung der Löhne und Gehälter wurden verschie- 
dene kompensierende Maßnahmen wie der Wegfall eines 
besonderen freien Tags („AZV-Tag“), eine für ein Jahr 
wirksame Kürzung der Altersstufenerhöhung oder die 
Möglichkeit zur Verlagerung der Überweisung der Löhne 
und Gehälter auf das Ende des Monats vereinbart, die im 
Gegensatz zum dauerhaft wirksamen Basiseffekt der Stu- 
fenerhöhung allerdings meist nur zeitlich befristete Ein- 
sparmöglichkeiten bieten. Unmittelbar vor dem Ab- 
schluss der Tarifverträge trat das Land Berlin aus der 
Tarifgemeinschaft der Länder aus, um die Tariferhöhun- 
gen nicht mitvollziehen zu müssen. In separaten Ver- 
handlungen mit der Gewerkschaft ver.di wurde im Juli 
eine Einigung erzielt, die zwar formell den Tarifab- 
schluss für den übrigen öffentlichen Dienst übernimmt, 
über Arbeitszeitverkürzungen ohne Lohnausgleich und 
andere Einsparungen aber zu Minderbelastungen des 
Landeshaushalts führt. Im Gegenzug verzichtet das Land 
bis zum Ende des Jahres 2009 auf betriebsbedingte Kün- 
digungen. Im Mai löste sich, nicht zuletzt auch aus Ent- 
täuschung über den aus Sicht der Arbeitgeber zu hohen 
Tarifabschluss, die Tarifgemeinschaft im öffentlichen 
Dienst auf. Im Sommer kündigten dann die Länder und 
der Bund jeweils die Tarifverträge zu den Sonderzahlun- 
gen (Urlaubsgeld und Weihnachtsgeld). Sie beabsichti- 
gen, in Neuverhandlungen ähnlich wie bei den Beamten 
eine Streichung des Urlaubsgelds und eine Kürzung des 
Weihnachtsgelds zu erreichen. 

Die für die Arbeiter und Angestellten im öffentlichen 
Dienst vereinbarten Erhöhungen wurden mit einer Ver- 
zögerung um einige Monate auch für die Beamten über- 
nommen. Ab dem Jahr 2004 entfällt für die Beamten das 
Urlaubsgeld, und das Weihnachtsgeld wird auf 60 vH 
gekürzt, wobei mit einem Teil der Einsparungen Leis- 
tungskomponenten finanziert werden sollen. Ferner wur- 
den Öffnungsklauseln vereinbart, die es dem Bund und 
den Ländern erlauben, Sonderleistungen zu kürzen oder 
gänzlich zu streichen, während die Bezüge selbst weiter- 
hin bundeseinheitlich festgelegt werden. 

257. Auch in der Leiharbeitsbranche kam es, ange- 
stoßen durch die Reform des Arbeitnehmerüberlassungs- 
gesetzes, zu einer Reihe von Tarifvereinbarungen. Die- 
ser Wirtschaftszweig ist durch eine vergleichsweise 
fragmentierte Struktur mit vielen kleinen Unternehmen 
und mehreren Arbeitgeberverbänden, die aber immer 
nur einen kleinen Teil der Unternehmen vertreten, ge- 
kennzeichnet. Ebenfalls sehr niedrig ist der gewerk- 
schaftliche Organisationsgrad unter den Leiharbeitneh- 
mem. Eine Tarifgemeinschaft unter Führung des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes führte daher separate 
Verhandlungen mit den größten Arbeitgeberverbänden, 
nämlich dem Bundesverband Zeitarbeit und dem Interes- 
senverband Deutscher Zeitarbeitsuntemehmen. Die Ab- 
schlüsse sehen jeweils neun nach der Qualifikation der 
Leiharbeiter gestaffelte Entgeltgruppen, Abschläge für 
die neuen Bundesländer und nach der Entleihdauer ge- 
staffelte Zuschläge vor. Besondere Abschläge für Lang- 
zeitarbeitslose sind indes nicht vorgesehen. Tarifverträge 
kamen zudem zwischen dem Christlichen Gewerk- 
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Schaftsbund und zwei regionalen Arbeitgeberverbänden 
zustande. Auch bei diesen Tarifverträgen sind neun Ent- 
geltgruppen vorgesehen, die zusätzlich noch in drei von 
der Verleihdauer und der individuellen Leistung abhän- 
gige Entgeltstufen aufgegliedert sind und bei denen au- 
ßerdem die Stundensätze zwischen den einzelnen Tarif- 
gebieten differieren können. In Nordrhein-Westfalen 
beispielsweise beträgt der niedrigste Stundenlohnsatz 
6,01 Euro gegenüber 6,85 Euro im Tarifvertrag zwi- 
schen den Gewerkschaften im Deutschen Gewerk- 
schaftsbund und dem Bundesverband Zeitarbeit. 

258. Gegenstand der Tarifauseinandersetzung in der 
ostdeutschen Stahlindustrie sowie der dortigen Me- 
tall- und Elektroindustrie war das Ziel der Industriege- 
werkschaft Metall (IG Metall), in diesen Wirtschafts- 
zweigen eine stufenweise Arbeitszeitverkürzung auf 
35 Stunden und damit eine Angleichung der tariflichen 
Arbeitszeit in Ostdeutschland und Westdeutschland zu 
erreichen. Nach der Kündigung der entsprechenden Ta- 
rifverträge ab Jahresbeginn kam es zu ersten Verhand- 
lungen, in denen jedoch keine Einigung erzielt werden 
konnte. Warnstreiks Anfang Juni mit Schwerpunkt in der 
Stahlindustrie führten für diesen Wirtschaftszweig zu ei- 
ner raschen Einigung, die eine bis zum 1 . April 2009 ab- 
zuschließende stufenweise Einführung der 35-Stunden- 
Woche in der ostdeutschen Stahlindustrie vorsieht. Für 
den Fall wirtschaftlicher Schwierigkeiten kann die An- 
passung einvemehmlich zeitlich gestreckt werden. In der 


Metall- und Elektroindustrie hingegen wurden zwar ei- 
nige Haustarifverträge zur stufenweisen Einführung der 
35-Stunden-Woche abgeschlossen, in den Verhandlun- 
gen über einen entsprechenden Flächentarifvertrag wur- 
den jedoch keine entscheidenden Fortschritte erzielt. 
Durch die anhaltende Bestreikung von Zulieferbetrieben 
der Automobilindustrie kam es auch in westdeutschen 
Betrieben zu Arbeitsausfällen, Kurzarbeit und wachsen- 
der Kritik in der Öffentlichkeit an der Streikstrategie der 
IG Metall. Nachdem eine abschließende Verhandlungs- 
runde über einen Flächentarifvertrag ohne Ergebnis be- 
endet worden war, stellte die IG Metall die Streiks und 
die Tarifbewegung für die Einführung der 35-Stunden- 
Woche ein. Damit wurde zum ersten Mal seit dem 
Jahr 1954 ein Streik in der Metallindustrie abgebrochen, 
ohne dass ein Abschluss erzielt werden konnte. 

259. Im westdeutschen Baugewerbe wurde Ende Okto- 
ber eine Tarifvereinbarung geschlossen, die eine Absen- 
kung der tariflich vereinbarten Jahressonderzahlung 
(„Weihnachtsgeld“) auf bis zu 780 Euro erlaubt, vergli- 
chen mit einem tariflichen Weihnachtsgeld für einen 
Facharbeiter in Höhe von 1 375 Euro. Auf eine wirt- 
schaftliche Notlage des Betriebs kommt es dabei nicht 
an. Voraussetzung ist lediglich, dass das Unternehmen 
und der Betriebsrat, oder, wenn ein solcher nicht vorhan- 
den ist, zwei Drittel der Belegschaft der Absenkung zu- 
stimmen. 


Tabelle 31 


Wichtige Tarifvereinbarungen seit Herbst 2002 in Deutschland'* 


Wirtschaftszweig, 
Geltungsbereich: 
betroffene Arbeit- 
nehmer, Datum 
des Abschlusses 

Tarifverein- 

barung^) 

Laufzeit- 

beginn^) 

Kündi- 

gungs- 

termin^) 

Erhöhung von 2003^) 

(in vH)'« auf 

Wichtige Folge- und Nebenregelungen 

Monats- 

basis 

Stunden- 

basis 

Arbeiterwohlfahrt 

West und Ost: 

135 000, 

27.3.2003 

+ 2,4 vH 

ab 1.4.2003 


31.1.2005 



0,8 vH Stufenerhöhung ab 1.1.2004, weitere 0,8 vH 
Stufenerhöhung ab 1.7.2004. 

West: Fünf Nullmonate von November 2002 bis 

März 2003. 

Ost: 33 Nullmonate von April 2000 bis Dezember 
2002. Angleichung des Tarifniveaus in Stufen von 
82,8 vH auf 86,0 vH ab 1.1.2003, auf 90,0 vH ab 
dem 1.1.2004 und auf 100 vH von 2005 bis 2013 
durch jährliche Anpassung um 1,11 Prozentpunkte, 
jeweils zum 1.1. eines Jahres. 

Bankgewerbe 
(ohne Genossen- 
schaftsbanken) 

West und Ost: 

296 900, 

13.12.2002 

+ 3,1 vH 

ab 1.7.2002 
+ 2,0 vH 

ab 1.7.2003 

1.5.2002 

31.5.2004 

West: 2,5 
Ost: 2,5 

West: 2,5 
Ost: 2,5 

Zwei Nullmonate von Mai bis Juni 2002. 1,0 vH Stu- 
fenerhöhung ab 1.1.2004. Möglichkeit im Rahmen 
einer freiwilligen Betriebsvereinbarung bis zu 4 vH 
der Gehaltserhöhung auf Basis von Zielvereinbarun- 
gen oder Leistungsbeurteilung variabel zu gestalten. 
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noch Tabelle 31 


noch: Wichtige Tarifvereinbarungen seit Herbst 2002 in Deutschland') 


Wirtschaftszweig, 
Geltungsbereich: 
betroffene Arbeit- 
nehmer, Datum 
des Abschlusses 


Tarifverein- 

barung^) 


Chemische 

Industrie 

Alle regionalen Be- 
reiche West: 

560 000, 

8.5.2003 


+ 2,6 vH 1 

ab 1.5./ 1 

ab 1.6./ 1 

ab 1.7.2003 


Erhöhung von 2003^1 
(in vHp) auf 


Laufzeit- 

beginn^) 


Kündi- 

gungs- 

termin^! 


Monats- 

basis 


Stunden- 

basis 


Wichtige Folge- und Nebenregelungen 


.4./ 

.5./ 

.6.2003 


30.4. / 

31.5. / 
30.6.2004 


West: 2,3 


West: 


2,3 Regional unterschiedlicher Laufzeitbeginn, 40 Euro 
Einmalzahlung für den jeweils ersten Monat. 


Ost: 

34 600, 
30.4.2002 


+ 2,6 vH 

ab 1.7.2003 


1.6.2003 


30.6.2004 


Ost: 


Deutsche Bahn AG 

West und Ost: 

151 000, 

17.3.2003 


1.3.2003 


28.2.2005 


West: 

Ost: 


Deutsche Luft- 
hansa AG 
Konzern 

West und Ost: 


3,2 vH 


1.1.2003 


31.12.2004 


52 000, 
27.2.2003 


Druckindustrie 

West und Ost: 
134 700, 
25.6.2003 


+ 1,5 vH 

(Lohn) 


1.4.2003 


ab 1.7.2003 


31.3.2005 


West: 

Ost: 


Einzelhandel, 

zum Beispiel: 
Hamburg, Baden- 
Württemberg, 
Bayern, Sachsen- 
Anhalt, Thüringen, 
Sachsen: 

842 400, 
ab 16.7.2003 


+ 1,8 vH 

(Lohn)/ 

+ 1,7 vH 

(Gehalt) 
ab 1.7./ 
ab 1.8./ 
ab 1.9./ 
ab 1.10.2003 


1.4. / 

1.5. / 
1.7.2003 


31.3. / 

30.4. / 
30.6.2005 


5,2 Ost: 


1,1 West: 
1,7 Ost: 


1,6 West: 
1,3 Ost: 


5,2 40 Euro Einmalzahlung für den jeweils ersten Mo- 
nat. 2,8 vH Stufenerhöhung ab 1.10.2003 zur Anglei- 
chung an das Tarifniveau Berlin-West (bereits im 
Jahr 2002 vereinbart). 


1 , 1 Insgesamt 400 Euro Pauschalzahlung für März 2003 
1,7 bis April 2004, hälftig zahlbar im April und Dezem- 
ber 2003. 

West: 3,2 vH Stufenerhöhung ab 1.5.2004. 

Ost: Angleichung des Tarifniveaus an West in Stufen 
von 90 vH auf 93 vH ab 1 .9.2003 und auf 100 vH ab 
1.9.2005/1.9.2006 (nach Entgeltgruppen gestaffelt). 


Insgesamt 250 Euro Pauschalzahlung für November 
und Dezember 2002. 1,8 vH Stufenerhöhung ab 
1.10.2003, weitere 1,2 vH Stufenerhöhung ab 
1.5.2004. Zusätzliche Einmalzahlung in Höhe von 
26,65 vH der Vergütung des Januars 2003. Regelun- 
gen zur Ergebnisbeteiligung und zur Veränderung 
der Entgeltstruktur des Bodenpersonals. 


1 ,6 Abschluss nur für Lohnempfänger. Drei Nullmonate 
1,3 von April bis Juni 2003. 1,7 vH Stufenerhöhung ab 
1.6.2004. 

Regional unterschiedliche Nullmonate (drei bezie- 
hungsweise vier Monate, teilweise für Arbeiter und 
Angestellte unterschiedlich) vor Inkrafttreten der Ta- 
riferhöhung in 2003. Beginn der durchschnittlichen 
Stufenerhöhung in 2004 von 1,8 vH/1,7 vH (Lohn) 
beziehungsweise 1,7 vH/1,8 vH (Gehalt) regional 
unterschiedlich (ab 1.7./1.8./1.9./1.11.2004) mit stär- 
kerer Anhebung bei den unteren Lohn- und Gehalts- 
gruppen. 


N ordrhein- West- 
falen, Hessen, 
Saarland, Rhein- 
land-Pfalz, Nieder- 
sachsen, Bremen: 
964 000, 
ab 18.7.2003 


+ 1,6 vH 

ab 1.7./ 
ab 1.8.2003 


1.4./ 

1.5.2003 


31.3./ 

30.4.2005 


Insgesamt 51 Euro Pauschalzahlung für April bis 
Juni beziehungsweise Mai bis Juli 2003. 

75 Euro zusätzliche Einmalzahlung für April bis Juni 
beziehungsweise Mai bis Juli 2004. 1,8 vH Stufener- 
höhung ab 1.7.2004 beziehungsweise ab 1.8.2004. 
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noch Tabelle 3 1 


noch: Wichtige Tarifvereinbarungen seit Herbst 2002 in Deutschland') 


Wirtschaftszweig, 




Erhöhung 

von 2003^1 


Geltungsbereich: 
betroffene Arbeit- 
nehmer, Datum 

Tarifverein- 

Laufzeit- 

Kündi- 

(in vH)‘t) auf 

Wichtige Folge- und Nebenregelungen 

barung^) 

beginn^) 

gungs- 

termin^^ 

Monats- 

Stunden- 

des Abschlusses 




basis 

basis 


noch: 

Einzelhandel 

Mecklenburg- 

+ 1,7 vH 

1.7.2003 

30.6.2005 



Vier Nullmonate von Juli bis Oktober 2003. 

Vorpommern; 

(im Durch- 





1,7 vH Stufenerhöhung ab 1.11.2004. 

38 900, 

schnitt) 






12.9.2003 

ab 1.11.2003 






Brandenburg: 

54 200, 

23.9.2003 

+ 1,8 vH 

1.10.2003 

30.6.2005 



1,8 vH Stufenerhöhung ab 1.12.2004. 

Genossenschafts- 

banken 

West und Ost: 

+ 3,1 vH 

1.5.2002 

30.6.2003 

West: 2,5 

West: 2,5 

Zwei Nullmonate von Mai bis Juni 2002. Tarifver- 

172 000, 

ab 1.7.2002 



Ost: 2,5 

Ost: 2,5 

trag sichert die bereits freiwillig geleistete Stufener- 

28.5.2003 

+ 2,0 vH 

1.7.2003 

31.5.2004 



höhung ab. 1,0 vH Stufenerhöhung ab 1.1.2004. 
Möglichkeit im Rahmen einer freiwilligen Betriebs- 
vereinbarung das Jahreseinkommen in Abhängigkeit 
von der individuellen Zielerreichung in einem Inter- 
vall von 92 vH bis 109 vH des Tarifentgelts variabel 
zu gestalten. 

Groß- und Außen- 
handel, genossen- 
schaftlicher Groß- 
handel, 

zum Beispiel: 
Baden-Württem- 

+ 1,6 vH 

1.4.2003 

31.3.2005 



Jeweils 41 Euro Pauschalzahlung für April bis Juni 

berg: 

ab 1.7.2003 





2003. Jeweils 44 Euro Pauschalzahlung für April bis 

137 800, 

1.7.2003 






Juni 2004. 1,8 vH Stufenerhöhung ab 1.7.2004. 

Hessen: 

+ 1,6 vH 

1.5.2003 

30.4.2005 



Jeweils 25 Euro Pauschalzahlung für Mai und Juni 

94 100, 

ab 1.7.2003 





2003. Jeweils 37,50 Euro Pauschalzahlung für Mai 

3.7.2003 






und Juni 2004. 1,8 vH Stufenerhöhung ab 1.7.2004. 

Bayern: 

+ 2,1 vH 

1.4.2003 

31.3.2005 



Drei Nullmonate von April bis Juni 2003. Erhöhung 

177 600, 

(im Durch- 





ab 1.7.2003 setzt sich aus linearer Tarifanhebung um 

30.6.2003 

schnitt) 





1,5 vH sowie einer Erhöhung um 9 Euro in allen 


ab 1.7.2003 





Gruppen zusammen. Weitere Stufenerhöhung von 
durchschnittlich 2,0 vH ab 1.7.2004 (zusammenge- 
setzt aus linearer Anhebung um 1,5 vH und Erhö- 
hung um 9 Euro in allen Gruppen). 

Mecklenburg- Vor- 

+ 1,9 vH 

1.5.2003 

30.4.2005 



Zwei Nullmonate von Mai bis Juni 2003. Durch- 

pommern: 

(Lohn)/ 





schnittliche Tarifvereinbarung ergibt sich durch mo- 

14 700, 

+ 1,7 vH 





natliche Erhöhung um 30 Euro in allen Gruppen. 

2.7.2003 

(Gehalt) 

(im Durch- 
schnitt) 
ab 1.7.2003 





1,7 vH Stufenerhöhung ab 1.5.2004. 
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Wirtschaftszweig, 




Erhöhung 

von 2003^1 


Geltungsbereich: 
betroffene Arbeit- 
nehmer, Datum 

Tarifverein- 

Laufzeit- 

Kündi- 

(in vH)‘t) auf 

Wichtige Folge- und Nebenregelungen 

barung^) 

beginn^) 

gungs- 

termin^^ 

Monats- 

Stunden- 

des Abschlusses 




basis 

basis 


noch: 

Groß- und Außen- 
handel, genossen- 
schaftlicher Groß- 
handel 

N ordrhein- West- 

+ 1,6 vH 

1.4./ 

31.3./ 



Insgesamt 123 Euro Pauschalzahlung für April bis 

falen: 

ab 1.7./ 

1.5.2003 

30.4.2005 



Juni 2003 beziehungsweise für Mai bis Juli 2003 für 

304 300, 

ab 1.8.2003 





den genossenschaftlichen Großhandel (genoss. GH). 

17.7.2003 

(genoss. 





132 Euro zusätzliche Einmalzahlung für April bis 


GH) 





Juni 2004 (genoss. GH: Mai bis Juli 2004). Weitere 
1,8 vH Stufenerhöhung ab 1.7.2004 (genoss. GH: ab 
1.8.2004). 

Rheinland- 

+ l,5vH 

1.5.2003 

30.4.2005 



Durchschnittliche Tarifvereinbarung ergibt sich 

Rheinhessen: 

(Lohn)/ 





durch monatliche Erhöhung um 25 Euro in allen 

29 700, 

+ 1,4 vH 





Gruppen. 1,7 vH Stufenerhöhung ab 1.5.2004. 

15.7.2003 

(Gehalt) 

(im Durch- 
schnitt) 






Sachsen: 

+ 1,6 vH 

1.4.2003 

31.3.2005 



Jeweils 16,66 Euro Pauschalzahlung für April bis 

38 200, 

ab 1.7.2003 





Juni 2003. Jeweils 20 Euro zusätzliche Pauschalzah- 

16.7.2003 






lung für April bis Juni 2004. Weitere 1,6 vH Stufen- 
erhöhung ab 1.7.2004. 

Holzverarbei- 
tende Industrie, 

zum Beispiel: 

+ 1,2 vH 

1.5.2003 

30.4.2004 



Insgesamt 15 Euro Pauschalzahlung für Mai und 

Niedersachsen/ 

Bremen: 

28 100, 

27.5.2003 

ab 1.7.2003 





Juni 2003. 1,3 vH Stufenerhöhung ab 1.12.2003. 

Hessen, Rheinland- 

+ 1,14 vH 

1.5.2003 

30.4.2004 



Insgesamt 40 Euro Pauschalzahlung für Mai bis Juli 

Pfalz: 

32 400, 
ab 8.7.2003 

ab 1.8.2003 





2003. 1,13 vH Stufenerhöhung ab 1.1.2004. 

Westfalen-Lippe: 

+ 1,2 vH 

1.5.2003 

30.4.2004 



Insgesamt 50 Euro Pauschalzahlung für Mai und 

60 100, 

7.7.2003 

ab 1.7.2003 





Juni 2003. 1,1 vH Stufenerhöhung ab 1.12.2003. 

Sachsen: 

+ 2,5 vH 

1.1.2003 

31.12.2003 



Insgesamt 30 Euro Pauschalzahlung für Januar bis 

13 400, 

13.5.2003 

ab 1.5.2003 





April 2003. 

Hotel- und Gast- 
stättengewerbe, 
zum Beispiel: 
Baden-Württem- 

+ 1,86 vH/ 

1.1./ 

31.12.2003/ 



Drei Nullmonate von Januar bis März beziehungs- 

berg, Hessen, 

+ 2,6 vH/ 

1.5.2003 

31.3./ 



weise von Mai bis Juli 2003. Regional unterschiedli- 

Bremen/ 

+ 1,4 vH 


31.7.2004 



che Tarifvereinbarungen ergeben sich jeweils durch 

Bremerhaven: 

(im Durch- 





monatliche Erhöhung um 20, 30 beziehungsweise 

129 300, 

schnitt) 





40 Euro in allen Entgeltgruppen. 

ab 26.2.2003 

ab 1.4./ 
ab 1.8.2003 
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Wirtschaftszweig, 




Erhöhung 

von 2003^* 


Geltungsbereich: 
betroffene Arbeit- 
nehmer, Datum 

Tarifverein- 

Laufzeit- 

Kündi- 

(in vH)‘t) auf 

Wichtige Folge- und Nebenregelungen 

barung^) 

beginn^) 

gungs- 

termin^^ 

Monats- 

Stunden- 

des Abschlusses 




basis 

basis 


Kfz-Gewerbe, 

zum Beispiel: 
Nordrhein- West- 

+ 2,4 vH 

1.3.2003 

29.2.2004 



Nordrhein- Westfalen: einen Nullmonat für 

falen, Hamburg: 

ab 1.5.2003 





März 2003. 40 Euro Einmalzahlung für April 2003. 

81 200, 






Hamburg: Insgesamt 40 Euro Pauschalzahlung für 

ab 2.4.2003 






März und April 2003. 

Baden-Württem- 

+ 2,4 vH/ 

1.3.2003 

28.2.2005 



Regional unterschiedliche Stufenerhöhungen 3,0 vH/ 

berg, Saarland, 

+ 2,45 vH 





2,75 vH beziehungsweise 2,7 vH ab 1.4.2004 bezie- 

Schleswig- 

Holstein: 

68 600, 
ab 11.2.2003 






hungsweise ab 1.5.2004. 

Rheinland-Rhein- 

+ 2,4 vH 

1.4./ 

31.3.2004 



Regional unterschiedliche Pauschalzahlungen von 

hessen, Sachsen: 


1.5.2003 




insgesamt 100 Euro beziehungsweise 60 Euro für 

40 100, 
ab 17.3.2003 






Februar/März beziehungsweise März/ April 2003. 

Mecklenburg- 

+ 1,7 vH 

1.4.2003 

31.3.2004 



Insgesamt 25 Euro Pauschalzahlung für April und 

Vorpommern: 

ab 1.6.2003 





Mai 2003. 

10 500, 

21.5.2003 






Stadt Rostock: 2,6 vH Erhöhung ab 1.6.2003. 

Kunststoff ver- 
arbeitende 
Industrie, 

zum Beispiel: 
Baden-Württem- 

+ 3,1 vH 

1.11.2002 

31.10.2003 



50 Euro Einmalzahlung für November 2002. 

berg: 

59 900, 

3.12.2002 

ab 1.12.2002 






Bayern: 

63 100 

+ 2,6 vH 

1.11.2003 

31.10.2004 




Hessen: 

+ 2,8 vH 

1.12.2002 

31.10.2003 



75 Euro Einmalzahlung für Dezember 2002. 

24 000, 

25.11.2002 

ab 1.1.2003 






Kreis Lippe: 

+ 2,5 vH 

1.4.2003 

31.3.2004 



Insgesamt 150 Euro Pauschalzahlung für April bis 

40 800, 

27.6.2003 

ab 1.7.2003 





Juni 2003. 

Ost: 

+ 3,2 vH 

1.12.2002 

29.2.2004 



Insgesamt 75 Euro Pauschalzahlung für Dezember 

25 300, 

ab 1.3.2003 





2002 bis Februar 2003. 0,6 vH Stufenerhöhung ab 

22.1.2003 






1.9.2003. 

Maler- und 

Lacklerer- 

handwerk 

West und Ost 

+ l,7vH 

1.6./ 

31.12.2003 



Neuabschluss im Juli 2003 nach Nichtinkrafttreten 

(ohne Saarland): 

(West) 

1.9.2003 




des Schlichtungsspruchs vom 11.12.2002; die darin 

193 000, 

+ 1,9 vH 





vereinbarten Stufenerhöhungen von 1,7 vH (West) 

7.7.2003 

(Ost) 





und 1,9 vH (Ost) wurden aber mit Ausnahme von 


ab 1.12.2002 





Berlin und Brandenburg umgesetzt, dort 14 Nullmo- 
nate von Juli 2002 bis August 2003. 
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Laufzeit- 
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(in vHp) auf 

Wichtige Folge- und Nebenregelungen 

Monats- 

basis 

Stunden- 

basis 

Öffentlicher 

Dienst 

Bund, Länder und 
Gemeinden, 

West und Ost, 
ohne Berlin: 

2 413 800 (ein- 
schließlich Berlin), 
9./10.1.2003 

Berlin: 

30.6./1. 7.2003 

+ 2,4 vH 

ab 1.1.2003 

1.11.2002 

1.1.2003 

31.1.2005 

31.12.2009 

West: 2,0 
Ost: 3,5 

West: 1,7 
Ost: 3,2 

Zwei Nullmonate für November und Dezember 2002 
(obere Gehaltsgruppen: fünf Nullmonate von Novem- 
ber 2002 bis März 2003). Einmalzahlung von 7,5 vH 
eines Monatsentgelts, maximal 185 Euro (Ost: 
166,50 Euro). Erhöhung für obere Gehaltsgruppen 
erst ab 1.4.2003. 1,0 vH Stufenerhöhung ab 1.1.2004, 
weitere 1,0 vH Stufenerhöhung ab 1.5.2004. Einmal- 
zahlung von 50 Euro (Ost: 46,25 Euro) im 
November 2004. Halbierung des Entgeltanstiegs bei 
Erreichen der nächsten Lebensaltersstufe im Zeitraum 
vom 1 . 1 .2003 bis 3 1 .12.2004 für die Dauer eines Jah- 
res. Verschiebung der Auszahlung der Bezüge jeweils 
ab Dezember 2003 oder ab Dezember 2004 auf den 
letzten Tag des Monats möglich. Wegfall des freien 
Arbeitstages (AZV-Tag) ab 1.1.2003. 

Ost: Angleichung des Tarifniveaus in Stufen von 
90 vH auf 91 vH ab 1.1.2003, auf 92,5 vH ab 
1.1.2004 und in weiteren Schritten auf 100 vH bis 
31.12.2007 (obere Lohn- und Gehaltsgruppen: bis 
31.12.2009). 

Übernahme der Stufenerhöhungen und Einmalzah- 
lungen des Abschlusses für den übrigen öffentlichen 
Dienst. Arbeitszeitverkürzungen ohne Lohnaus- 
gleich, gestaffelt nach Vergütungsgruppen, im Aus- 
tausch für einen Verzicht auf betriebsbedingte Kün- 
digungen bis zum Laufzeitende des Tarifvertrags. 

Papierindustrie 

West: 

60 300, 

13.5.2003 

+ 2,5 vH 

ab 1.5.2003 

1.4.2003 

30.4.2004 



30 Euro Einmalzahlung für April 2003. 

Papier verarbei- 
tende Industrie 

West und Ost: 

79 700, 

5.6.2003 

+ 2,0 vH 

ab 1.7.2003 

1.4.2003 

31.3.2005 

West: 2,0 
Ost: 2,0 

West: 2,0 
Ost: 2,0 

Drei Nullmonate von April bis Juni 2003. 

2,3 vH Stufenerhöhung ab 1.6.2004. 

Privates Ver- 
kehrsgewerbe, 
zum Beispiel: 
Hessen: 

43 400 

+ 2,2 vH 

ab 1.10.2003 

1.8.2003 

31.5.2005 



Zwei Nullmonate für August und September 2003. 

2,0 vH Stufenerhöhung ab 1.8.2004. 

Reisebürogewerbe 

West und Ost: 

80 200, 
24./25.2.2003 

+ 1,5 vH 

ab 1.5.2003 

1.11.2002 

31.12.2004 



Sechs Nullmonate von November 2002 bis 
April 2003 . 1 ,5 vH Stufenerhöhung ab 1 . 1 .2004 und 
weitere 1,0 vH Stufenerhöhung ab 1.7.2004. 

Steine-Erden-In- 

dustrie und Be- 
tonsteinhandwerk 

Bayern: 

41 000, 

22.5.2003 

+ 1,7 vH 

1.6.2003 

31.5.2005 



1,7 vH Stufenerhöhung ab 1.3.2004, weitere 1,6 vH 
Stufenerhöhung ab 1.1.2005. 
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barung^) 

Laufzeit- 
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Erhöhung von 2003^1 
(in vHp) auf 

Wichtige Folge- und Nebenregelungen 

Monats- 

basis 

Stunden- 

basis 

Steinkohlen- 

bergbau 

Alle regionalen Be- 
reiche West: 

50 300, 

6.2.2003 

+ 1,5 vH 

1.5.2003 

31.12.2004 



1,0 vH Stufenerhöhung ab 1.7.2004. 

Wohnungswirt- 

schaft 

West und Ost: 

70 000, 

30.6.2003 

+ 2,0 vH 

1.7.2003 

31.12.2005 



West: jeweils 150 Euro zusätzliche Einmalzahlung, 
zahlbar spätestens mit dem Weihnachtsgeld 2003 
und Urlaubsgeld 2005. Ost: Stufenerhöhung spä- 
testens ab 1.1.2004. West und Ost: 1,2 vH Stufen- 
erhöhung ab 1.1.2005, Ost: spätestens ab 1.6.2005. 

Zeitarbeit 

West und Ost: 

100 000, 
ab 27.5.2003 

k.A., da 
erstmals 
tarifvertrag- 
liche Rege- 
lung 

1.1.2004 

31.12.2007 



2,5 vH Stufenerhöhung ab 1.1.2005. Weitere Stufen- 
erhöhungen von 2,5 vH ab 1.1.2006 und 2,5 vH ab 
1.1.2007. Möglichkeit der Reduzierung der Tarifent- 
gelte um bis zu 13,5 vH im Jahr 2004, 10,5 vH im 
Jahr 2005 und 8,5 vH im Jahr 2006 bei Überlassung 
an Betriebe im Bundesgebiet Ost. 

Durchschnittliche Tarifentwicklung, 

gewichtet mit der Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer 

West: 

+ 2,3 vH 

Ost: 

+ 3,0 vH 

Deutsch- 
land: 

+ 2,4 vH 

West: 

+ 2,2 vH 

Ost: 

+ 3,0 vH 

Deutsch- 
land: 

+ 2,3 vH 



1) Nur Neuabschlüsse. - 2) In vH gegenüber den abgelaufenen Tarifvereinbarungen. Bei Inkrafttreten der Erhöhung erst nach Nullmonaten oder 
Pauschalzahlungen auch Angabe des Erhöhungszeitpunkts. - 3) Bei Angabe mehrerer Zeitpunkte: regional unterschiedlicher Laufzeitbeginn oder 
Kündigungstermin. - 4) Jahresdurchschnitt 2003 gegenüber Jahresdurchschnitt 2002, Berechnung auf Monatsbasis und auf Stundenbasis, unter 
Berücksichtigung von Pauschalzahlungen, Veränderungen bei Jahressonderzahlung, Urlaubsgeld, Urlaubsdauer und vermögenswirksamen Leis- 
tungen sowie von Veränderungen der Arbeitszeiten. 

Quellen: Deutsche Bundesbank, WSI-Tarifarchiv 


3. Öffentliche Finanzen: Ein ausgeglichener 
Staatshaushalt in weiter Ferne 

260. Im Jahr 2003 standen die öffentliehen Haushalte 
unter erheblichem Finanzierungsdruek. Das staatliche 
Finanzierungsdefizit in der Abgrenzung der Volkswirt- 
sehaftlichen Gesamtrechnungen übersehritt mit 4,1 vH 
zum zweiten Mal in Folge die Defizitobergrenze des 
Maastrieht- Vertrages von 3,0 vH in Relation zum nomi- 
nalen Bruttoinlandsprodukt. Insbesondere die Ausgaben 
aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit ließen die öffentli- 
chen Haushalte aus dem Ruder laufen. Auf der Einnah- 
meseite war angesichts der schwachen wirtschaftlichen 
Entwicklung lediglich eine geringfügige Verbesserung 
spürbar. Im Jahresverlauf versuchte die Bundesregierung 
eine Vielzahl gesetzgeberischer Maßnahmen auf den 
Weg zu bringen, die einerseits für die kommenden Jahre 
Konsolidierungsmaßnahmen einleiten und andererseits 


durch Entlastungen für das kommende Jahr konjunktu- 
relle Impulse entfalten sollen. 

Defizitquote des Staates übersteigt 4 vH-Marke 

261. Das Finanzierungsdefizit des Staates erhöhte sieh 
im Jahr 2003 abermals auf nunmehr 86,6 Mrd Euro. 
Gegenüber dem Vorjahr entspricht dies einer Auswei- 
tung des negativen Finanzierungssaldos um rund 
12,3 Mrd Euro. Er überstieg mit 4,1 vH in Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt aufgrund einer nur 
schwachen Entwicklung der Steuereinnahmen und der 
gestiegenen Aufwendungen als Folge der Arbeitslosig- 
keit zum zweiten Mal seit Inkrafttreten des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts im Jahr 1997 die Obergrenze von 
3,0 vH deutlich (Tabelle 32, Seite 166). Die Ausweitung 
des gesamtstaatlichen Defizits wurde vom Bund und den 
Ländern verursacht. 
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Tabelle 32 

Finanzierungssalden und Finanzierungsquoten in den öffentlichen Haushalten 



2000 

2001 

2002 

2003" 

2000 

2001 

2002 

2003') 


Saldo (Mrd Euro) 

Quote (vH)" 

Staat^^ in der Abgrenzung der Volks- 









wirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

- 24,0"' 

- 58,9 

-74,3 

- 86,6 

- 7,2"' 

- 2,8 

- 3,5 

- 4,1 

davon 









Gebictskörperschaften 

- 24,3"' 

- 55,6 

-67,7 

- 80,3 

- 7,2"' 

- 2,7 

- 3,2 

- 3,8 

davon: 









Bund 

- 22,9"' 

-28,3 

-34,2 

-40,0 

- 7,7 "> 

- 1.4 

- 1,6 

- 1,9 

Länder 

- 6,8 

-27,7 

-30,8 

-37,7 

- 0,3 

- 1,3 

- 7,5 

- 1,8 

Gemeinden 

+ 5,4 

-t 0,4 

- 2,7 

- 2,6 

+ 0,3 

+ 0,0 

- 0,1 

- 0,1 

Sozialversicherung 

+ 0,3 

- 3,3 

- 6,6 

- 6,4 

+ 0,0 

- 0,2 

- 0,3 

- 0,3 

Nachrichtlich (Staat): 









Staatsquote^* 





48,2 "' 

48,3 

48,5 

49,2 

Abgabenquote^' 





42,9 

41,2 

40,6 

40,8 

Steuerquote’' 





25,4 

23,7 

23,2 

23,2 

Zins-Steuer-Quote*' 





13,7 

14,2 

13,7 

13,7 

Öffentlicher Gesamthanshalt^' 









in der Abgrenzung der Finanzstatistik 

- 32,3"' 

-49,1 

-66,3 

- 86,2 

- 7,6"' 

- 2,4 

- 3,1 

- 4,0 

davon 









Gebietskörperschaften 

-34,0"> 

-46,8 

-59,7 

-79,7 

- 7,7") 

- 2,3 

- 2,8 

- 3,7 

davon: 









Bund 

-23,9"' 

-21,1 

-32,7 

-43,4 

- 7,2") 

- 1.0 

- 7,5 

- 2,0 

Sondervermögen des Bnndes 

- 1,7 

+ 5,1 

-t 8,9 

+ 4,1 

- 0,1 

+ 0,2 

+ 0,4 

+ 0,2 

Länder 

- 10,4 

-26,9 

-31,2 

-33,2 

- 0,5 

- 1,3 

- 1,5 

- 7,6 

Gemeinden 

+ 1,9 

- 3,9 

- 4,7 

- 7,2 

+ 0,1 

- 0,2 

- 0,2 

- 0,3 

Sozialversicherungen 

+ 1,7 

- 2,3 

- 6,6 

- 6,5 

+ 0,1 

- 0,1 

- 0,3 

- 0,3 


1) Eigene Schätzung. - 2) Finanziemngssaldo in Relation zum nominalen Bmttoinlandsprodukt. - 3) Gebietskörperschaften (einschließlich Sonder- 
rechnungen) und Sozialversicherung. - 4) Zu den konzeptionellen Unterschieden der statistischen Abgrenzungen siehe unter anderem JG 94 Ziffer 
158.-5) Ausgaben des Staates in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. - 6) Steuern einschließlich Erbschaftsteuer, Steuern an die EU 


sowie tatsächliche Sozialbeiträge in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. - 7) Steuern einschließlich Erbschaftsteuer sowie Steuern an 
die EU in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. - 8) Zinsausgaben in Relation zu den Steuern. - 9) Bund, Länder, Gemeinden/Gemeinde- 
verbände, Zweckverbände (ohne Krankenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen) sowie Sonderrechnungen (EU-Anteile, ERP-Sonderver- 
mögen, Lastenausgleichsfonds, Fonds „Deutsche Einheit“, Bundeseisenbahnvermögen, Vermögensentschädigungsfonds, Erblastentilgungsfonds, 
Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes, Versorgungsrücklagen des Bundes). - a) Ohne UMTS-Lizenzeinnahmen (50,8 Mrd Euro). 


262 . Das Defizit des öffentlichen Gesamthaushalts 
-in der Abgrenzung der Finanzstatistik - einschließ- 
lich der Sozialversicherung nahm in diesem Jahr um 
1 9,9 Mrd Euro auf insgesamt 86,2 Mrd Euro zu. Der 
Kernhaushalt des Bundes sehloss mit einem Defizit in 
Höhe von 43,4 Mrd Euro ab; gegenüber dem Vorjahr 
entspraeh dies einer Ausweitung um 10,7 Mrd Euro. Ein 
Rüekgang der Überschüsse war bei den Sondervermö- 
gen des Bundes zu beobachten: Aufgrund des im Ver- 
gleich zum Vorjahr um rund 6 Mrd Euro niedrigeren 
Bundesbankgewinns in Höhe von 5,4 Mrd Euro redu- 
zierte sich der in der Finanzstatistik ausgewiesene Über- 
schuss des Sondervermögens Erblastentilgungsfonds 
deutlich, weil der den Betrag von 3,5 Mrd Euro überstei- 
gende Teil des Bundesbankgewinns dem Erblastentil- 
gungsfonds zuzutühren ist. Gegenläufig wirkten die 
Überschüsse des ERP-Sondervermögens und des Fonds 
Autbauhilfe, so dass sich der Überschuss der Sonderver- 
mögen um insgesamt 4,8 Mrd Euro auf 4, 1 Mrd Euro 


verringerte. Die Entwieklung in den Ländern war eben- 
falls durch einen Anstieg des finanzstatistischen Defizits 
um 2,0 Mrd Euro auf 33,2 Mrd Euro geprägt. Eine 
Zunahme des Defizits mussten auch die Gemeinden 
hinnehmen: Es stieg von 4,7 Mrd Euro auf rund 
7,2 Mrd Euro. 

263 . In diesem Jahr war ein deutlicher Anstieg der 
Staatsquote um 0,7 Prozentpunkte auf 49,2 vH zu ver- 
zeichnen; damit erreichte sie wieder das Niveau des 
Jahres 1997 und lag nur noch knapp unter dem Höchst- 
stand von 50,3 vH aus dem Jahr 1996. Der Anstieg der 
Staatsquote war hauptsächlich durch die deutliche Zu- 
nahme der monetären Sozialleistungen - im Wesentli- 
chen der Arbeitslosenhilfe und des Arbeitslosengelds - 
verursacht. Die Zunahme in diesem Jahr war lediglich zu 
einem sehr kleinen Teil (0,1 Prozentpunkte) in der Än- 
derung der Abführungsregelung für Zahlungen an die 
Europäische Union begründet (JG 2002 Ziffer 214). Die 
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seit dem Jahr 2001 rückläufige Abgabenquote vollzog in 
diesem Jahr eine Umkehr und nahm um 0,2 Prozent- 
punkte auf 40,8 vH zu. Diese Zunahme war im Wesentli- 
chen auf den Anstieg der Sozialbeiträge zurückzuführen. 
Die Zins-Steuer-Quote verharrte mit 13,7 vH auf dem 
Niveau des Vorjahres. 

264. Der Sachverständigenrat bemisst die erforderli- 
che Konsolidierung des Staates üblicherweise anhand 
des strukturellen Defizits. Hierzu wird das tatsächliche 
Defizit um die konjunkturell bedingten Mindereinnah- 
men und Mehrausgaben und die Nettoinvestitionen des 
Staates bereinigt. Darüber hinaus können temporäre 
Faktoren, wie zum Beispiel die Ausgaben für die Besei- 
tigung der Flutschäden, das strukturelle Defizit erhöhen. 
Dieses Jahr lag das strukturelle Defizit knapp 
Vi. Prozentpunkte unter dem tatsächlichen Defizit und 
betrug etwa S'A vH in Relation zum nominalen Brutto- 
inlandsprodukt. Bei den konjunkturell - hier verstanden 
als Abweichung vom mittelfristigen Trend - bedingten 
Mehrausgaben von rund S'AMrdEuro schlugen insbe- 
sondere höhere Ausgaben infolge der weiter gestiegenen 
Arbeitslosigkeit zu Buche. Auf der Einnahmeseite erga- 
ben sich deutliche konjunkturell bedingte Minderein- 
nahmen von etwa 1 1 Mrd Euro, die sich nahezu über 
alle Einnahmearten erstreckten. Besonders beeinträch- 
tigt waren jedoch die Sozialversicherungsbeiträge, die 
infolge der angespannten Lage auf dem Arbeitsmarkt 
verbunden mit der rückläufigen Entwicklung der Brutto- 
löhne und -gehälter niedriger als erwartet ausfielen. Die 
Nettoinvestitionen des Staates waren im Jahr 2003 sogar 
negativ (- 1,8 Mrd Euro). Insgesamt entspricht damit 
das strukturelle Defizit in diesem Jahr in etwa dem des 
Vorjahres. Die verfahrensbedingte Erhöhung des im ver- 
gangenen Jahr ausgewiesenen strukturellen Defizits war 
im Wesentlichen auf die fortgesetzte Wachstumsschwä- 
che zurückzuführen. So wurde im vergangenen Jahr bei- 
spielsweise die zukünftige Entwicklung auf dem Ar- 
beitsmarkt zu positiv eingeschätzt, so dass die 
Ausgaben des Staates in diesem Bereich nicht über dem 
Trend lagen, sondern etwa den trendbedingten Ausga- 
ben entsprachen. Insgesamt war die Finanzpolitik in 
diesem Jahr - mit Ausnahme des Wirkens der automati- 
schen Stabilisatoren - neutral ausgerichtet. Zwar hat die 
Finanzpolitik Maßnahmen zur Konsolidierung der öf- 
fentlichen Haushalte, wie eine Anhebung der Sozialver- 
sicherungsbeiträge oder der indirekten Steuern, ergrif- 
fen, aber die strukturelle Haushaltsposition hat sich 
dennoch nicht verbessert. Dies war auf eine Reihe struk- 
tureller Faktoren zurückzuführen, wie beispielsweise 
den niedrigeren Bundesbankgewinn und die höheren 
Ausgaben zur Beseitigung der Hochwasserschäden. 

Weiterer Anstieg der Staatsausgaben - nur leichte 
Zunahme der Einnahmen 

265. Die Zuwachsrate der Staatsausgaben blieb seit 
dem Jahr 2001 auf einem nahezu konstanten Niveau von 
2,4 vH gegenüber dem Vorjahreszeitraum (Tabelle 33, 
Seite 168). Der Hauptgrund für diesen Ausgabenanstieg 


war einmal mehr die Expansion der monetären Sozial- 
leistungen; sie erhöhten sich um 3,5 vH. Rückläufig wa- 
ren die Ausgaben für Bruttoinvestitionen und Subventio- 
nen. In den vergangenen Jahren kam es zu Einsparungen 
bei den geleisteten Zinsen des Staates, zum einen infolge 
der Schuldentilgung durch die Erlöse aus der Veräuße- 
rung der UMTS-Mobilfunklizenzen im Jahr 2000 und 
zum anderen durch das gesunkene Zinsniveau. In diesem 
Jahr kam es dagegen wieder zu einem Anstieg der staat- 
lichen Zinsausgaben um 1,5 vH. Deutliche Zuwächse 
- hauptsächlich wegen des Anstiegs der BSP-Eigenmit- 
telabführungen an die Europäische Union - hatten auch 
die sonstigen laufenden Transfers zu verzeichnen. Die 
Vermögenstransfers nahmen wegen der Förderung eines 
weiteren Jahrgangs im Rahmen der Eigenheimzulage 
deutlich um 11,1 vH zu (JG 95 Ziffer 71). Die Aufwen- 
dungen für die Eigenheimzulage erreichten damit einen 
Anteil von knapp 28 vH an den Vermögenstransfers des 
Staates. Infolge weiterer Personaleinsparungen nahmen 
die vom Staat bezahlten Arbeitnehmerentgelte lediglich 
um 0,9 vH zu, trotz der Tarifabschlüsse für den öffentli- 
chen Dienst von 2,4 vH und der gestiegenen Sozialbei- 
träge des Jahres 2003. 

Die Einnahmen des Staates expandierten nach einem 
sehr schwachen Anstieg im vergangenen Jahr in diesem 
Jahr um 1,3 vH. Während die indirekten Steuern vor 
allem aufgrund der Verbrauchsteueranhebungen zu Jah- 
resbeginn um 2,2 vH Zunahmen, verminderte sich das 
Aufkommen aus direkten Steuern geringfügig um 
0,1 vH. In der Entwicklung der direkten Steuern spiegelt 
sich die aufgrund der schwachen Arbeitsmarktlage nur 
geringfügige Zunahme des Lohnsteueraufkommens wi- 
der. Das Aufkommen der Sozialversicherungsbeiträge 
nahm mit 1 ,9 vH vergleichsweise stark zu. Ursächlich 
für diesen Anstieg waren, trotz einer Stagnation der 
Bruttolöhne und -gehälter, die zu Jahresbeginn um 
0,4 Prozentpunkte angehobenen Beitragssätze zur Ge- 
setzlichen Rentenversicherung auf 19,5 vH, der im 
Jahresdurchschnitt um 0,4 Prozentpunkte höhere durch- 
schnittliche Beitragssatz zur Gesetzlichen Krankenver- 
sicherung sowie eine diskretionäre Anhebung der 
Beitragsbemessungsgrenze in der Gesetzlichen Renten- 
versicherung. 

Bund, Länder und Gemeinden: defizitäre Haushalte 
auf allen Ebenen 

266. Der Bund schloss seinen Haushalt in der Abgren- 
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen mit 
einem Defizit von 40,0 Mrd Euro ab (Tabelle 34, Sei- 
te 169). In der Abgrenzung der Finanzstatistik ergab sich 
für den Bund einschließlich seiner Sondervermögen ein 
Finanzierungsdefizit von 39,3 Mrd Euro. Damit ver- 
stieß er im Rahmen des Haushaltsvollzugs zum zweiten 
Mal in Folge gegen die Defizitobergrenze nach 
Artikel 115 Grundgesetz, nach der die Kreditaufnahme 
die investiven Ausgaben (26,7 Mrd Euro im Jahr 2003) 
nicht übersteigen darf. Im Zusammenhang mit der Auf- 
stellung eines Nachtragshaushalts zum Jahresende stellte 
der Bundesminister der Finanzen wie im Vorjahr eine 
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Tabelle 33 


Einnahmen und Ausgaben des Staates 
in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen'* 


Art der Einnahmen und Ausgaben 

2000 

2001 

2002 

2003^* 

2000 

2001 

2002 

2003^* 

Mrd Euro^* 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Einnahmen, insgesamt 

955,3 

942,5 

949,5 

961,6 

+ 

2,2 

- 1,3 

+ 

0,7 

+ 1,3 

davon: 











Steuern 

498,4 

476,3 

477,6 

482,9 

+ 

4,1 

- 4,4 

+ 

0,3 

+ 1,1 

davon: 











Direkte Steuern 

254,0 

229,9 

227,1 

227,0 

+ 

7,0 

- 9,5 

- 

1,2 

- 0,1 

Indirekte Steuern 

244,4 

246,3 

250,5 

255,9 

+ 

1,2 

+ 0,8 

+ 

1,7 

+ 2,2 

Sozialbeiträge 

378,1 

383,6 

389,0 

396,3 

+ 

0,7 

+ 1,4 

+ 

1,4 

+ 1,9 

Verkäufe, empfangene sonstige Subven- 











tionen, empfangene Vermögenseinkommen .... 

57,1 

60,0 

58,9 

56,5 

- 

1,1 

+ 5,1 

- 

1,8 

- 4,0 

Sonstige laufende Transfers und 











Vermögenstransfers 

21,8 

22,8 

24,1 

25,9 

- 

6,9 

+ 4,5 

+ 

5,8 

+ 7,5 

Ausgaben, insgesamt 

979,3“* 

1 001,4 

1 023,9 

1 048,3 

+ 

1,5 “■* + 2,3 

+ 

2,2 

+ 2,4 

davon: 











Vorleistungen 

78,0 

81,1 

84,5 

84,6 

+ 

2,4 

+ 4,0 

+ 

4,1 

+ 0,2 

Arbeitnehmerentgelt 

165,7 

165,5 

167,7 

169,2 

+ 

0,2 

- 0,1 

+ 

1,3 

+ 0,9 

Geleistete Vermögenseinkommen (Zinsen) 

68,4 

67,7 

65,2 

66,2 

- 

0,7 

- 1,0 

- 

3,7 

+ 1,5 

Subventionen 

34,8 

34,0 

30,9 

29,5 


3,1 

- 2,4 

- 

9,2 

- 4,4 

Monetäre Sozialleistungen 

379,7 

390,4 

409,6 

424,0 

+ 

1,4 

+ 2,8 

+ 

4,9 

+ 3,5 

Soziale Sachleistungen 

153,0 

158,4 

163,3 

166,9 

+ 

3,0 

+ 3,5 

+ 

3,1 

+ 2,3 

Sonstige laufende Transfers 

34,6 

33,6 

35,1 

38,2 

+ 

8,3 

- 3,0 

+ 

4,6 

+ 8,6 

Vermögenstransfers 

30,1 

36,1 

34,6 

38,5 

+ 10,5 

+ 20,0 

- 

4,0 

+ 11,1 

Bruttoinvestitionen 

36,3 

35,9 

34,3 

32,3 

- 

3,6 

- 1,3 

- 

4,3 

- 5,8 

Sonstige'** 

- 1,4“* 

- 1,3 

- 1,4 

- 1,2 


X 

X 


X 

X 

Finanzicrungssaldo 

-24,0“* 

-58,9 

-74,3 

-86,6 


X 

X 


X 

X 

Dellzitquote** 

1,2 

2,8 

3,5 

4,1 


X 

X 


X 

X 


1) Bund, Länder und Gemeinden, EU-Anteile, ERP-Sondervermögen, Lastenausgleichsfonds, Fonds „Deutsche Einheit“, Vermögensentschädi- 
gungsfonds, Teile des Bundeseisenbahnvermögens, Erblastentilgungsfonds, Sozialversicherung. - 2) Eigene Schätzung. - 3) Abweichungen 
durch Runden der Zahlen. - 4) Geleistete sonstige Produktionsabgaben und Nettozugang an nichtproduzierten Vermögensgütem. - 5) Finan- 
zierungsdefizit in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH. - a) Ohne UMTS -Lizenzeinnahmen (50,8 Mrd Euro). 

Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts fest; 
begründet wurde dies einmal mehr mit der Lage auf dem 
Arbeitsmarkt. Dazu hatte sich der Sachverständigenrat 
schon im letzten Jahr kritisch geäußert (JG 2002 
Ziffern 533 ff). Gegenüber den tatsächlichen Ausgaben 
für Arbeitslosenhilfe und dem Zuschuss an die Bundes- 
anstalt für Arbeit im Jahr 2002 in Höhe von rund 
20,4 Mrd Euro waren für das Jahr 2003 im Haus- 
haltsentwurf lediglich Mittel in Höhe von 12,3 Mrd Euro 
für Arbeitslosenhilfe vorgesehen; im Haushaltsentwurf 
war zunächst kein Zuschuss an die Bundesanstalt für 
Arbeit eingestellt. Diese geplanten Minderausgaben von 
etwas mehr als 8 Mrd Euro gegenüber dem Vorjahr lie- 
ßen sich angesichts der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung nicht realisieren; stattdessen erhöhten sich die Aus- 
gaben für diese beiden Bereiche sogar um 3,9 Mrd Euro 
auf nunmehr 24,3 Mrd Euro. Davon entfielen rund 
7,5 Mrd Euro auf einen Bundeszuschuss an die Bundes- 
anstalt für Arbeit und etwa 16,8 Mrd Euro auf Ausgaben 
für die Arbeitslosenhilfe. Damit wurden die im Haus- 
haltsentwurf 2003 aufgestellten Einsparungsziele weit 


verfehlt. Nach vier Jahren mit sinkenden Zinsausgaben 
des Bundes kam es dieses Jahr wieder zu einer Zu- 
nahme um 1 ,5 vH; hier spiegelte sich der im vergange- 
nen Jahr deutlich gestiegene Schuldenstand des Bundes 
wider. 

267 . Etwa 46 vH der Gesamtausgaben des Bundes - in 
der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen - entfielen auf die sonstigen laufenden Trans- 
fers. Neben dem Zuschuss an die Bundesanstalt für Ar- 
beit und Zuweisungen an die Bundesländer enthielt 
diese Ausgabenposition vor allem Zuweisungen an die 
verschiedenen Zweige der Gesetzlichen Rentenversiche- 
rung in Höhe von insgesamt 77,3 Mrd Euro. Im Wesent- 
lichen waren dies mit einem Volumen von 
66,4 Mrd Euro die Zuschüsse und Beiträge für Kinderer- 
ziehungszeiten zur Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten (Ziffer 333). Hinzu kamen die Beteiligun- 
gen des Bundes an der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung und an der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung in Höhe von 7,4 Mrd Euro sowie die 
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Tabelle 34 


Einnahmen und Ausgaben des Bundes 
in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 


Art der Einnahmen und Ausgaben 

2000 

2001 

2002 

2003” 

2000 

2001 

2002 

2003 0 


Mrd Euro^* 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Einnahmen, insgesamt 

davon: 

267,5 

262,6 

267,6 

276,9 

+ 3,2 

- 1,8 

+ 1,9 

+ 3,5 

Steuern 

davon: 

244,7 

236,6 

240,8 

246,4 

+ 4,5 

- 3,3 

+ 1,8 

+ 2,4 

Direkte Steuern 

115,3 

102,7 

101,1 

101,0 

+ 7,6 

-10,9 

- 1,6 

- 0,0 

Indirekte Steuern 

129,4 

133,9 

139,7 

145,4 

+ 1,9 

+ 3,5 

+ 4,4 

+ 4,1 

Sozialbeiträge 

Verkäufe, empfangene sonstige Subven- 

3,5 

3,6 

3,6 

3,6 

- 0,3 

+ 0,6 

+ 0,6 

+ 0,4 

tionen, empfangene Vermögenseinkommen .... 
Sonstige laufende Transfers und 

13,4 

16,0 

15,3 

13,1 

-10,5 

+19,5 

- 4,5 

-14,1 

Vermögenstransfers 

6,0 

6,5 

7,9 

13,8 

- 8,7 

+ 8,5 

+22,4 

+ 73,6 

Ausgaben, insgesamt 

davon: 

290,4 ‘ 

291,0 

301,8 

316,9 

+ 0,2 “ 

+ 0,2 

+ 3,7 

+ 5,0 

Vorleistungen 

19,5 

20,0 

20,5 

20,8 

+ 0,8 

+ 2,6 

+ 2,6 

+ 1,4 

Arbeitnehmerentgelte 

23,0 

22,8 

23,0 

23,4 

- 0,6 

- 0,6 

+ 0,7 

+ 2,0 

Geleistete Vermögenseinkommen (Zinsen) 

43,7 

42,4 

39,6 

40,2 

- 1,4 

- 3,2 

- 6,4 

+ 1,5 

Subventionen 

10,5 

9,0 

7,6 

6,9 

- 8,0 

-14,8 

-15,3 

- 9,4 

Monetäre Sozialleistungen 

47,2 

46,7 

49,9 

51,8 

- 4,0 

- 1,2 

+ 7,0 

+ 3,8 

Soziale Sachleistungen 

0,2 

0,3 

0,2 

0,2 

-14,8 

+ 8,7 

- 8,0 

- 8,7 

Sonstige laufende Transfers 

119,0 

121,0 

133,9 

144,7 

+ 4,1 

+ 1,7 

+10,7 

+ 8,0 

Vermögenstransfers 

21,1 

22,5 

20,5 

22,4 

+ 4,5 

+ 6,4 

- 8,7 

+ 9,2 

Bruttoinvestitionen 

6,2 

6,5 

6,5 

6,5 

-18,5 

+ 5,5 

- 0,2 

- 0,3 

Sonstige^* 

- 0,0 ‘ 

- 0,0 

- 0,1 

- 0,1 

X 

X 

X 

X 

Finanzierungssaldo 

-22,9 ‘ 

9 - 28,3 

-34,2 

-40,0 

X 

X 

X 

X 


1) Eigene Schätzung. - 2) Abweichungen durch Runden der Zahlen. - 3) Geleistete sonstige Produktionsabgaben und Nettozugang an nichtprodu- 
zierten Vermögensgütem. - a) Ohne UMTS-Lizenzeinnahmen (50,8 Mrd Euro). 


Erstattung von Aufwendungen der Bundesversiehe- 
rungsanstalt für Angestellte aufgrund der Überführung 
von Zusatzversorgungssystemen der neuen Bundeslän- 
der in die Rentenversicherung gemäß dem Anwart- 
schaftsüberführungsgesetz (JG 2002 Ziffer 298). Ferner 
beteiligte sich der Bund mit rund 2,5 Mrd Euro an der 
Alterssicherung der Landwirte zur Deckung der jährli- 
chen Finanzierungslücke. 

Die Flexibilität des Bundeshaushalts wird durch zwei 
große Ausgabenkategorien, die Zahlungen an die Alters- 
sicherungssysteme und die Zinsausgaben, stark einge- 
engt. In der fmanzstatistischen Abgrenzung entfielen im 
Jahr 2003 rund 32 vFI der Gesamtausgaben des Bundes 
auf Zuschüsse, Beiträge und Beteiligungen zur Alterssi- 
cherung einschließlich der Versorgungsausgaben für 
Pensionäre, wobei die Arbeitgeberanteile für die bundes- 
staatlichen Bediensteten in dieser Betrachtung nicht ent- 
halten sind. Damit stellen diese Ausgaben den größten 
Anteil am Bundeshaushalt dar. Die Bundesmittel, die an 
die Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
sowie an die knappschaftliche Rentenversicherung flie- 
ßen, machten beim Bund seit Mitte der neunziger Jahre 
einen stetig zunehmenden Teil seiner Gesamtausgaben 
aus (Schaubild 46, Seite 170). Von Beginn der siebziger 


Jahre an bis zur Vereinigung lag der Anteil der Zahlun- 
gen an die Rentenversicherung der Arbeiter und Ange- 
stellten an den Gesamtausgaben des Bundes stets unter 
15 vFI. Noch im Jahr 1995 machten diese Überweisun- 
gen nur gut 1 5 vH aus. Im Jahr 2002 betrug der Anteil 
bereits 25 vH. Vergleicht man diese Anteile mit dem 
zweiten großen Ausgabenblock des Bundes, den Zinsen, 
zeigt sich, dass der Zinsausgabenanteil von Beginn der 
siebziger Jahre an bis in die achtziger Jahre hinein stetig 
zunahm. In den letzten Jahren verminderte sich der An- 
teil der Zinsausgaben an den Gesamtausgaben des Bun- 
des allerdings deutlich. 

268 . Die Einnahmen des Bundes stiegen um 3,5 vH nach 
einem Zuwachs von 1,9 vH im Vorjahr. Bei den Steuerein- 
nahmen war eine Stabilisierung zu beobachten. Haupt- 
sächlich aufgrund von Steuersatzerhöhungen bei den Ver- 
brauchsteuem nahmen die Einnahmen aus indirekten 
Steuern mit 4,1 vH deutlich zu. Im Bereich der direkten 
Steuern konnte die Tendenz rückläufiger Einnahmen in- 
folge der Steuerreform 2000 und der konjunkturellen 
Schwäche, die schon in den beiden vergangenen Jahren 
zu beobachten war, gebrochen werden; die Einnahmen 
stagnierten auf Vorjahresniveau. Demgegenüber vermin- 
derten sich die empfangenen Vermögenseinkommen 
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Schaubild 46 



einschließlich Verkäufe und empfangene sonstige Sub- 
ventionen um 14,1 vH aufgrund eines deutlich niedrige- 
ren Bundesbankgewinns, der dem Kernhaushalt und dem 
Bundessondervermögen Erblastentilgungsfonds zuge- 
führt wird. Der starke Anstieg der sonstigen laufenden 
Transfers und der Vermögenstransfers war auf Zuführun- 
gen der Länder von den steuerlichen Mehreinnahmen 
durch die Verschiebung der zweiten Stufe der 
Steuerreform 2000 in den Fonds Aufbauhilfe zurückzu- 
führen. Trotz der geringfügig höheren Infrastrukturinves- 
titionen infolge des Wiederaufbaus nach den Hochwas- 
serschäden des vergangenen Jahres blieben die 
Bruttoinvestitionen des Bundes insgesamt unter dem Ni- 
veau des Vorjahres. 

269 . Im laufenden Jahr rechnete der Bund mit zusätzli- 
chen Einnahmen durch die Einführung von streckenbe- 
zogenen Gebühren (Mautgebühren) für Lastkraftwagen 
mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als zwölf 
Tonnen für die Nutzung von Bundesautobahnen. Zum 
3 1 . August sollte flächendeckend eine solche Maut von 
durchschnittlich 12,4 Cent je gefahrenem Kilometer er- 
hoben werden. Mit der Erhebung der Maut wurde ein 
privates Konsortium beauftragt. Aufgrund technischer 
Probleme musste der Beginn der Mautpflicht allerdings 
mehrfach verschoben werden. Zudem gab es zwischen 
der Bundesregierung und der Europäischen Kommission 
Differenzen über ein zunächst geplantes Rückvergü- 
tungsmodell, das vorsah, inländischen Spediteuren eine 


Rückerstattung der Mautgebühren zu gewähren. Dies 
sollte unter Vorlage von Kraftstoffrechnungen im Wege 
einer Mineralölsteuererstattung erfolgen. Die Europäi- 
sche Kommission sah in dieser Vorgehensweise jedoch 
eine Benachteiligung von Spediteuren anderer Mitglied- 
staaten, weshalb dieses Modell letztlich verworfen 
wurde. Für dieses Jahr erwartete das Bundesministerium 
der Finanzen zunächst Einnahmen aus der Mauterhe- 
bung in Höhe von 0,4 Mrd Euro, die weitgehend zur De- 
ckung der Ausgaben für den Einzug der streckenbezoge- 
nen Straßenbenutzungsgebühren verwendet werden 
sollten. Aufgrund der verschobenen Einführung wurden 
in diesem Jahr keine Einnahmen erzielt. Für das kom- 
mende Jahr rechnet das Bundesministerium der Finan- 
zen mit Einnahmen von rund 2,7 Mrd Euro und mit 
Ausgaben für den Einzug der Maut in Höhe von 
0,6 Mrd Euro. Ein Teil der Einnahmen soll der Finanzie- 
rung von Verkehrsinfrastrukturvorhaben zur Verfügung 
stehen und durch eine privatrechtlich organisierte Ver- 
kehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft verteilt wer- 
den. Die Mauteinnahmen werden im Staatskonto der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen als ein Ver- 
kauf von Dienstleistungen gebucht. Dadurch vermindern 
sie für sich genommen die Konsumausgaben des Staates 
und damit auch den Beitrag des Staates zum Brutto- 
inlandsprodukt. Demgegenüber erhöht sich der Beitrag 
des Untemehmenssektors, sofern die Mauteinnahmen 
aus dem Inland an den Staat fließen, da diese Ausgaben 
der Unternehmen als Vorleistungskäufe gebucht werden. 
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270. Auch die Haushalte der Länder schlossen zusam- 
mengenommen das Jahr 2003 mit höheren Defiziten ab; 
mit 37,7 Mrd Euro verschleehterte sich der negative Fi- 
nanzierungssaldo gegenüber dem Vorjahr noehmals um 
6,9 Mrd Euro (Tabelle 35). Die Ausgaben der Länder 
- in der Abgrenzung der Volkswirtschaftliehen Gesamt- 
rechnungen - expandierten mit einer Zuwachsrate von 
3,2 vH. Maßgeblich für diesen Ausgabenanstieg waren 
die geleisteten Transfers infolge der Zuweisungen an 
den Fonds Aufbauhilfe (JG 2002 Ziffer 215). Hinzu kam 
ein wiederholter Anstieg der Leistungen für den Schul- 
dendienst, hervorgerufen durch den gestiegenen Schul- 
denstand; die Zinsausgaben nahmen insgesamt um 
2,7 vH zu. Bei den Personalausgaben konnten die Län- 
der die höheren Kosten aufgrund der jüngsten Tarifab- 
sehlüsse und der gestiegenen Sozialbeiträge und teil- 
weise durch verstärkte Personaleinsparungen und durch 
Kürzungen beim Urlaubsgeld sowie bei den Weihnaehts- 
zuwendungen kompensieren - die Arbeitnehmerent- 
gelte für die Landesbediensteten stiegen um 0,5 vH. Die 


sonstigen laufenden Transfers nahmen infolge der begin- 
nenden Auszahlungen der Zulagen im Rahmen des Al- 
tersvermögensgesetzes leieht zu. Da die Zahlungen der 
Zulage aus dem Aufkommen der Lohnsteuer bedient 
werden, sind die Länder an diesen Zahlungen gemäß ih- 
rem Anteil an der Lohnsteuer von 42,5 vH beteiligt. 
Aufgrund der angespannten Finanzsituation der Länder 
wurden die Bruttoinvestitionen abermals reduziert. 

Naeh zwei aufeinanderfolgenden Jahren mit rückläufigen 
Einnahmen expandierten die gesamten Einnahmen der 
Länder in diesem Jahr wieder geringfügig. Die Steuerein- 
nahmen waren leieht rückläufig und lagen knapp 
0,9 Mrd Euro unter dem Vorjahreswert. Insbesondere die 
indirekten Steuern der Länder entwickelten sich in die- 
sem Jahr schwaeh und lagen unter dem Niveau des 
Jahres 1999. Der Anstieg der Einnahmen aus Vermögen- 
stransfers ist vor allem auf Einnahmen aus dem Bundes- 
sondervermögen Aufbauhilfe und auf einmalige Einnah- 
men aus den Strukfurfonds der Europäischen Union 


Tabelle 35 


Einnahmen und Ausgaben der Länder 
in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 


Art der Einnahmen und Ausgaben 

2000 

2001 

2002 

2003 

2000 

2001 

2002 

2003 

Mrd Euro^* 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Einnahmen, insgesamt 

271,1 

259,6 

258,0 

260,3 

+ 

3,3 

- 

4,2 

- 

0,6 

+ 

0,9 

davon: 













Steuern 

193,0 

182,0 

180,2 

179,3 

+ 

4,1 

- 

5,7 

- 

1,0 

- 

0,5 

davon: 













Direkte Steuern 

111,0 

100,2 

98,7 

98,7 

+ 

7,0 

- 

9,7 

- 

1,6 

+ 

0,0 

Indirekte Steuern 

82,0 

81,7 

81,6 

80,6 

+ 

0,5 

- 

0,3 

- 

0,2 

- 

1,1 

Sozialbeiträge 

14,5 

14,6 

14,9 

15,0 

- 

0,3 

+ 

0,4 

+ 

2,3 

+ 

0,4 

Verkäufe, empfangene sonstige Subven- 













tionen, empfangene Vermögenseinkommen .... 

11,0 

11,4 

11,4 

12,1 

+ 

5,5 

+ 

3,1 

+ 

0,0 

+ 

6,4 

Sonstige laufende Transfers und 













Vermögenstransfers 

52,5 

51,7 

51,5 

53,9 

+ 

1,0 

- 

1,6 

- 

0,4 

+ 

4,7 

Ausgaben, insgesamt 

277,8 

287,3 

288,8 

298,0 

+ 

2,2 

+ 

3,4 

+ 

0,5 

+ 

3,2 

davon: 













Vorleistungen 

21,5 

23,3 

25,1 

25,4 

+ 

2,6 

+ 

8,3 

+ 

7,5 

+ 

1,5 

Arbeitnehmerentgelte 

90,4 

90,2 

91,1 

91,6 

- 

0,1 

- 

0,2 

+ 

1,0 

+ 

0,5 

Geleistete Vermögenseinkommen (Zinsen) 

19,3 

19,9 

20,3 

20,9 

- 

0,1 

+ 

3,4 

+ 

2,1 

+ 

2,7 

Subventionen 

13,6 

14,9 

14,0 

13,6 

+ 

2,0 

+ 

9,4 

- 

6,2 

- 

3,0 

Monetäre Sozialleistungen 

40,1 

41,5 

44,5 

46,2 

+ 

3,8 

+ 

3,5 

+ 

7,0 

+ 

4,0 

Soziale Sachleistungen 

4,1 

4,2 

4,5 

4,7 

+ 

4,6 

+ 

2,2 

+ 

7,6 

+ 

4,2 

Sonstige laufende Transfers 

54,2 

56,2 

55,0 

57,0 

+ 

3,5 

+ 

3,8 

- 

2,2 

+ 

3,7 

Vermögenstransfers 

26,8 

29,3 

27,7 

32,1 

+ 

5,0 

+ 

9,3 

- 

5,6 

+ 

16,1 

Bruttoinvestitionen 

7,9 

7,7 

6,6 

6,5 

+ 

5,6 

- 

3,0 

- 

13,4 

- 

2,8 

Sonstige^* 

- 0,0 

- 0,0 

- 0,0 

- 0,0 


X 


X 


X 


X 

Finanzierungssaldo 

- 6,8 

-27,7 

-30,8 

-37,7 


X 


X 


X 


X 


1) Eigene Schätzung. - 2) Abweichungen durch Runden der Zahlen. - 3) Geleistete sonstige Produktionsabgaben und Nettozugang an nichtprodu- 
zierten Vermögensgütem. 
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anlässlich der Regulierungsmaßnahmen für die Schäden 
des Hochwassers im vergangenen Jahr zurückzuführen. 
Der Fonds Aufbaubauhilfe, der als Sondervermögen des 
Bundes geführt wird, finanziert sich aus Steuereinnahmen 
von Bund, Ländern und Gemeinden, während die Ausga- 
ben des Fonds ausschließlich den Ländern, die vom Hoch- 
wasser im vergangenen Jahr betroffen waren, zuflossen. 

271. Die Haushalte der Gemeinden - in der Abgren- 
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen - 
wiesen ein Defizit in Höhe von 2,6 Mrd Euro aus, wel- 
ches etwa dem Vorjahresniveau entsprach (Tabelle 36). 


Die Ausgaben sanken mit einer Rate von 0,4 vH gering- 
fügig. Die Ausgabenstruktur verschob sich jedoch aber- 
mals: Die Arbeitnehmerentgelte stiegen trotz deutlicher 
Personaleinsparungen, die Bruttoinvestitionen waren 
weiter rückläufig. Abgesehen von einem leichten An- 
stieg im Jahr 1999 folgten die Bruttoinvestitionen seit 
zehn Jahren einem nach unten gerichteten Trend. Die ge- 
samten Einnahmen der Gemeinden verzeichneten zum 
dritten Mal in Folge einen Rückgang, während ihre Steu- 
ereinnahmen mit einer Rate von 0,9 vH Zunahmen, im 
Wesentlichen aufgrund eines Anstiegs der indirekten 
Steuern (Kasten 7). 


Tabelle 36 


Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden 
in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 


Art der Einnahmen und Ausgaben 

2000 

2001 

2002 

2003’* 

2000 

2001 

2002 

2003’* 

Mrd Euro^' 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Einnahmen, insgesamt 

156,1 

152,5 

152,3 

151,8 

+ 2,1 

- 2,3 

- 0,2 

- 0,3 

davon: 









Steuern 

60,7 

57,7 

56,6 

57,1 

+ 2,7 

- 5,0 

- 1,8 

+ 0,9 

davon: 









Direkte Steuern 

27,7 

27,0 

27,4 

27,3 

+ 5,2 

- 2,5 

+ 1,7 

- 0,5 

Indirekte Steuern 

33,0 

30,7 

29,2 

29,8 

+ 0,6 

- 7,0 

- 4,9 

+ 2,2 

Sozialbeiträge 

2,0 

2,0 

2,1 

2,1 

+ 1,0 

- 0,5 

+ 5,0 

+ 1,4 

Verkäufe, empfangene sonstige Subven- 









tionen, empfangene Vermögenseinkommen .... 

30,7 

30,7 

30,6 

29,8 

- 0,4 

+ 0,0 

- 0,3 

- 2,7 

Sonstige laufende Transfers und 









Vermögenstransfers 

62,7 

62,2 

62,9 

62,7 

+ 2,9 

- 0,9 

+ 1,2 

- 0,3 

Ausgaben, insgesamt 

150,7 

152,1 

154,9 

154,3 

+ 2,2 

+ 0,9 

+ 1,9 

- 0,4 

davon: 









Vorleistungen 

30,9 

31,6 

32,2 

31,2 

+ 3,0 

+ 2,3 

+ 2,0 

- 3,2 

Arbeitnehmerentgelte 

38,8 

38,5 

39,4 

39,8 

+ 0,5 

- 0,6 

+ 2,3 

+ 1,1 

Geleistete Vermögenseinkommen (Zinsen) 

5,5 

5,5 

5,3 

5,3 

+ 0,5 

+ 0,2 

- 3,6 

- 1,2 

Subventionen 

5,2 

5,5 

5,2 

5,0 

+ 5,1 

+ 6,2 

- 6,0 

- 2,7 

Monetäre Sozialleistungen 

18,8 

18,9 

20,1 

21,0 

+ 1,1 

+ 0,7 

+ 6,2 

+ 4,5 

Soziale Sachleistungen 

15,7 

16,3 

16,7 

17,3 

+ 3,4 

+ 4,0 

+ 2,8 

+ 3,6 

Sonstige laufende Transfers 

11,7 

11,9 

12,4 

12,4 

+ 6,6 

+ 1,0 

+ 4,6 

+ 0,1 

Vermögenstransfers 

4,2 

4,5 

4,7 

4,9 

+ 7,6 

+ 7,1 

+ 4,0 

+ 4,8 

Bruttoinvestitionen 

21,4 

20,6 

20,2 

18,6 

- 1,6 

- 3,5 

- 2,0 

- 8,1 

Sonstige^* 

- 1,3 

- 1,2 

- 1,3 

- 1,2 

X 

X 

X 

X 

Finanzierungssaldo 

5,4 

0,4 

-2,7 

-2,6 

X 

X 

X 

X 


1) Eigene Schätzung. - 2) Abweichungen durch Runden der Zahlen. - 3) Geleistete sonstige Produktionsabgaben und Nettozugang an nichtpro- 
duzierten Vermögensgütem. 
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Kasten 7 

Zur finanziellen Lage der Kommunen 

Das Jahr 2003 war geprägt von anhaltenden Diskussionen über eine Gemeindefinanzreform. Nach zwei Jahren mit 
rückläufigen Einnahmen und infolgedessen auch deutlich abnehmenden Investitionen der Gemeinden wuchs der 
Druck auf die Bundesregierung, die Einnahmesituation der Gemeinden zu verbessern. Bei den Gemeinden ist ein 
tendenzieller Rückgang der Einnahmen in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt im Verlauf der neunziger 
Jahre zu beobachten; im Jahr 2003 lag diese Einnahmequote der Gemeinden unter dem Niveau des Jahres 1990 
und damit etwa auf dem Niveau zu Beginn der siebziger Jahre (Schaubild 47). Betrachtet man - in der Abgren- 
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen - die Steuereinnahmen der Gebietskörperschaften in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt im Zeitverlauf, wird deutlich, dass am aktuellen Rand insbesondere für die 
Länder und die Gemeinden eine rückläufige diesbezügliche Steuerquote zu beobachten war. Die entsprechende 
Steuerquote des Bundes stieg in den letzten Jahren vor allem aufgrund der Anhebungen von Verbrauchsteuern 
deutlich an. Die kommunale Steuerquote erreichte im Jahr 2003 einen Wert von knapp 2,7 vH, der um 
0,2 Prozentpunkte unter dem langfristigen Durchschnitt lag. 


Schaubild 47 

Einnahmequoten und Steuerquoten der Gebietskörperschaften 

vH''> 


Gesamteinnahmen darunter: Steuern 



1970 75 80 85 90 95 2000 03®> 1970 75 80 85 90 95 2000 03®> 


1) Gesamteinnahmen/Steuern in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen.- a} Eigene Schätzung. 
SR 2003-12-0657 
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Der Rückgang der Steuereinnahmequote der Gemeinden war in den vergangenen zwei Jahren im Wesentlichen 
durch die sinkenden Gewerbesteuereinnahmen bedingt. Hierin spiegelt sich allerdings ein langfristiger Trend wi- 
der. Das Gesamtaufkommen der Gewerbesteuer - in finanzstatistischer Abgrenzung - hat sich seit dem Jahr 1972 
von rund 2,0 vH auf 1,1 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2002 vermindert 
(Schaubild 48). Diese Abnahme, die zu einem großen Teil in den siebziger Jahren stattgefunden hat, fallt freilich 
erheblich weniger markant aus, wenn man das Nettoaufkommen der Gewerbesteuer, das heißt abzüglich der an 
Bund und Länder abzuführenden Gewerbesteuerumlage, in den Blick nimmt. Die höchste Relation des Nettoauf- 
kommens der Gewerbesteuer zum nominalen Bruttoinlandsprodukt war mit knapp 1,5 vH in den siebziger Jahren 
zu verzeichnen. Im Jahr 2002 lag diese Quote bei einem Wert von 0,8 vH, der sich deutlich sowohl unter dem 
langfristigen Mittelwert in Höhe von 1 ,2 vH als auch unter dem Mittelwert seit der Vereinigung in Höhe von 
1 , 1 vH befindet. 


Schaubild 48 


Entwicklung des Gewerbesteueraufkommens 



1972 77 82 87 92 97 2002 

1) In Relation zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen.- 2) Nach 
Abführung der Gewerbesteuerumlage an Bund und Länder. 


SR 2003-12-0658 


Gewerbesteueraufkommen und Bruttoinlandsprodukt sind trotz des anteiligen Rückgangs der Gewerbesteuer sig- 
nifikant miteinander korreliert; der Korrelationskoeffizient für den Zeitraum der Jahre 1972 bis 2002 zwischen 
den Niveaus beträgt bei Zugrundelegung vierteljährlicher Daten 0,95 und derjenige zwischen den Veränderungsra- 
ten liegt bei 0,36. Es lässt sich zeigen, dass im Zeitablauf die Reagibilität des Gewerbesteueraufkommens in Be- 
zug auf die Entwicklung des nominalen Bruttoinlandsprodukts insbesondere infolge der Eliminierung der Lohn- 
summe aus der Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer im Jahr 1980 deutlich abgenommen hat. Am aktuellen 
Rand gibt es allerdings Anzeichen für einen strukturellen Bruch in der Entwicklung des Gewerbesteueraufkom- 
mens. Gemessen an der Entwicklung des nominalen Bruttoinlandsprodukts hätte das Gewerbesteueraufkommen 
deutlich weniger stark zurückgehen müssen, als dies tatsächlich der Fall war. Allerdings waren insbesondere die 
Jahre 1 999 und 2000 durch ein erstaunlich hohes Gewerbesteueraufkommen gekennzeichnet. Darüber hinaus war 
aufgrund der finanzierenden Maßnahmen seit dem Jahr 2001, vor allem durch die Veränderungen der Abschrei- 
bungsbedingungen im Rahmen der Steuerreform 2000, mit einem erheblichen Mehraufkommen gerechnet wor- 
den. Diese Erwartung wurde jedoch offenkundig nicht erfüllt. 
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Neben der rückläufigen Gewerbesteuerquote verringerten sich die Einnahmen der Gemeinden auch infolge sin- 
kender Zuweisungen der Länder, die vor allem in Form von allgemeinen Zuweisungen und Investitionszuweisun- 
gen gezahlt werden. Im Jahr 2002 erhielten die Gemeinden in den westdeutsehen Flächenländem Zuweisungen 
aus den Landeshaushalten (ohne Zinsen und sonstige Vermögensübertragungen von Ländern) in Höhe von 
28,4 vH der bereinigten Gesamteinnahmen der Gemeinden. Demgegenüber bekamen die ostdeutschen Gemeinden 
im Jahr 2002 etwa 58,1 vH ihrer bereinigten Gesamteinnahmen aus den Zuweisungen der Länder. Im Zeitablauf 
war der Anteil der Zuweisungen an den Einnahmen der Gemeinden in Westdeutschland leicht und in Ostdeutsch- 
land etwas stärker rückläufig. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass - bei isolierter Betrachtung der Einnahmesituation - in den beiden vergangenen 
Jahren neben den Ländern und teilweise dem Bund auch die Gemeinden durch einen markanten Rückgang der 
Einnahmen getroffen wurden, wenngleich die Abnahme bei den Ländern relativ am stärksten ausgeprägt war. 


272. Die Haushalte der Sozialversicherungen - in der 
Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun- 
gen - schlossen in diesem Jahr mit einem ähnlich hohen 
Defizit ab wie im vergangenen Jahr (Tabelle 37). Die Ge- 
samtausgaben stiegen um 2,8 vH auf 478,4 Mrd Euro an. 
Die Zuwachsrate der größten Ausgabenposition, der mo- 
netären Sozialleistungen, betrug 3,3 vH. Hierin spiegelten 
sich vor allem die ungünstige Arbeitsmarktentwicklung, 
aber auch eine weitere Zunahme der Zahl der Rentenemp- 
fänger und der Rentenanstieg, wider. Die zweite große 
Ausgabenkategorie der Sozialversicherungen, die sozia- 
len Sachleistungen, nahm um 2,0 vH zu. Gegenüber den 
hohen Zuwachsraten der Vorjahre konnte der Ausgaben- 


anstieg im Bereich der Arzneimittel sowie der Heil- und 
Hilfsmittel gebremst werden (Ziffer 290). Im Hinblick auf 
die Einnahmen der Sozialversicherungen war infolge der 
Beitragssatzanhebungen der Gesetzlichen Rentenversi- 
cherung zu Jahresbeginn und der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung im Jahresverlauf eine Zunahme der Sozial- 
beiträge festzustellen. Zudem stiegen die Einnahmen aus 
sonstigen laufenden Transfers deutlich an, weil der 
Zuschuss des Bundes zum Defizitausgleich der Bundes- 
anstalt für Arbeit nochmals markant auf nunmehr 
7,5 Mrd Euro erhöht wurde. 

273. Das gesamtstaatliche Defizit in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen von 


Tabelle 37 


Einnahmen und Ausgaben der Sozialversicherung 
in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 


Art der Einnahmen und Ausgaben 

2000 

2001 

2002 

2003'* 

2000 

2001 

2002 

2003'* 


Mrd Euro^* 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Einnahmen, insgesamt 

davon: 

434,8 

445,8 

458,7 

472,1 

+ 1,0 

+ 2,5 

+ 2,9 

5- 2,9 

Sozialbeiträge 

Verkäufe, empfangene sonstige Subven- 

358,1 

363,4 

368,4 

375,6 

+ 0,8 

+ 1,5 

+ 1,4 

+ 2,0 

tionen, empfangene Vermögenseinkommen .... 
Sonstige laufende Transfers und 

2,2 

2,2 

1,9 

1,9 

+ 24,4 

- 3,1 

- 10,6 

- 2,1 

Vermögenstransfers 

74,5 

80,3 

88,4 

94,5 

+ 1,7 

+ 7,7 

+ 10,1 

+ 6,9 

Ausgaben, insgesamt 

davon: 

434,5 

449,1 

465,3 

478,4 

+ 2,2 

+ 3,4 

+ 3,6 

+ 2,8 

Vorleistungen 

6,1 

6,2 

6,7 

7,2 

+ 12 

+ 1,6 

+ 6,6 

+ 7,8 

Arbeitnehmerentgelte 

13,6 

14,0 

14,2 

14,5 

+ 2,8 

+ 2,6 

+ 1,8 

+ 1,6 

Geleistete Vermögenseinkommen (Zinsen) 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

+ 87,5 

+ 26,7 

+ 5,3 

- 10,0 

Subventionen 

5,5 

4,7 

4,2 

4,1 

- 11,6 

- 15,7 

- 10,7 

- 1,8 

Monetäre Sozialleistungen 

273,6 

283,2 

295,1 

304,9 

+ 2,0 

+ 3,5 

+ 4,2 

+ 3,3 

Soziale Sachleistungen 

133,0 

137,6 

141,8 

144,7 

+ 3,0 

+ 3,5 

+ 3,0 

+ 2,0 

Sonstige laufende Transfers 

0,7 

1,3 

1,4 

1,3 

+ 23,6 

+ 89,7 

+ 4,7 

- 0,7 

Vermögenstransfers 

0,9 

0,8 

0,9 

0,8 

+ 28,8 

- 7,1 

+ 7,6 

- 7,1 

Bruttoinvestitionen 

0,9 

1.1 

1,0 

0,8 

- 1,1 

+ 19,3 

- 8,6 

- 13,2 

Sonstige^* 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

X 

X 

X 

X 

Finanzicrnngssaldo 

0,3 

-3,3 

-6,6 

-6,4 

X 

X 

X 

X 


1) Eigene Schätzung. - 2) Abweichungen durch Runden der Zahlen. - 3) Geleistete sonstige Produktionsabgaben und Nettozugang an nichtpro- 
duzierten Vermögensgütem. 
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86,6 Mrd Euro wurde zu 53,5 vH vom Bund und von den 
Sozialversicherungen verursacht; im Vorjahr betrug die- 
ser Anteil 55,0 vH. Demgegenüber hatten die Länder ein- 
schließlich der Gemeinden im Jahr 2003 einen Anteil am 
Defizit von 46,5 vH. Sollen die für die kommenden drei 
Jahre im Finanzplanungsrat vereinbarten Anteile an der 
gesamtstaatlichen Defizitquote von Bund einschließlich 
Sozialversicherungen (45 vH) und Ländern einschließ- 
lich der Gemeinden (55 vH) sowie die Defizitobergrenze 
von 3,0 vH nicht überschritten werden (JG 2002 
Ziffer 541), sind drastische Einsparungen insbesondere 
des Bundes und der Sozialversicherungen erforderlich. 
So hätte zum Beispiel der Bund einschließlich Sozialver- 
sicherungen eine Verminderung des diesjährigen Defizits 
um etwa 17,0 Mrd Euro vorzunehmen. Demgegenüber 
müssten die Länder und Gemeinden ihr derzeitiges Defi- 
zit lediglich um rund 4,3 Mrd Euro reduzieren, um die 
Grenzen des nationalen Stabilitätspakts in Verbindung 
mit der Defizitobergrenze des Maastricht- Vertrages ein- 
zuhalten. 

Betrachtet man die Defizitentwicklung der Gebietskör- 
perschaften und der Sozialversicherungen jeweils in Re- 
lation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt, so zeigt 
sich, dass die Defizitquote des Bundes in den neunziger 
Jahren weitgehend in einem Band zwischen 1 vH und 
2 vH lag (Schaubild 49). Im Jahr 2003 realisierte der 
Bund mit einer Defizitquote von 1,9 vH den oberen Rand 
dieses Bands. Der Bund markierte in dem betrachteten 
Zeitraum der Jahre 1991 bis 2003 - abgesehen von dem 
Jahr 1994 - stets den größten Anteil an der Defizitquote 


des Staates. Demgegenüber schwankte die Defizitquote 
der Länder bis zum Jahr 2000 zwischen Werten von 
0,3 vH und 1,2 vH. Erst seit Beginn dieses Jahrzehnts hat 
sich die Defizitquote der Länder aufgrund der ungünsti- 
gen Einnahmeentwicklung bis zum aktuellen Rand stetig 
verschlechtert. Die Sozialversicherungen und die Ge- 
meinden verzeichneten aufgrund des grundsätzlichen 
Zwangs zum Haushaltsausgleich ohne Aufnahme von 
Schulden jeweils um null schwankende Finanzierungs- 
salden. Eine ähnliche Situation, wenngleich weniger dra- 
matisch als in den beiden vergangenen Jahren, war be- 
reits in den Jahren 1995 und 1996 zu beobachten: Die 
Gemeinden und Sozialversicherungen befanden sich im 
defizitären Bereich, und der Bund erhöhte die Defizit- 
quote. Ursache dafür war eine Erhöhung des Kindergelds 
und eine schwache Einnahmeentwicklung. 

Steueraufkommen leicht steigend 

274 . Die Entwicklung des kassenmäßigen Steuerauf- 
kommens stabilisierte sich im Jahr 2003. Nach zwei Jah- 
ren mit rückläufigen Steuereinnahmen infolge der kon- 
junkturellen Entwicklung und der Steuerreform 2000 
(Steuersenkungsgesetz 2001 und Steuersenkungsergän- 
zungsgesetz 2001) konnte das Steueraufkommen in die- 
sem Jahr trotz Steuererhöhungen und trotz des Wegfalls 
aufkommensmindemder Einmaleffekte bei unveränderter 
konjunktureller Lage lediglich um knapp 0,8 Mrd Euro 
oder 0,2 vH zulegen (Tabelle 38). Die Zuwachsrate des 
kassenmäßigen Steueraufkommens lag unter derjenigen 


Schaubild 49 


Finanzierungssalden der staatlichen Ebenen^) 

vH Defizit (-), Überschuss (-i-) vH 



1} Finanzierungssaldo in Relation zum Bruttoiniandsprodukt in jeweiligen Preisen.- a) Ohne den einmaligen Effekt durch die Übernahme der Schulden der Treu- 
handanstalt und eines Teils der Altschulden der ostdeutschen Wohnungswirtschaft.- b) Ohne den einmaligen Effekt durch den Verkauf der UMTS-Lizenzen.- 
c) Eigene Schätzung. 
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Tabelle 38 


Kassenmäßiges Aufkommen wichtiger Steuerarten 


Steuerart 

2000 

2001 

2002 

2003** 

2000 

2001 

2002 

2003** 

1 Mrd Euro | 

1 Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH | 

Steuern vom Einkommen 

204,2 

181,9 

175,5 

173,0 

+ 4,4 

-10,9 

- 3,5 

- 1,4 

Lohnsteuer, insgesamt^^ 

135,7 

132,6 

132,2 

133,5 

+ 1.4 

- 2,3 

- 0,3 

+ 1,0 

Veranlagte Einkommensteuer^* 

12,2 

8,8 

7,5 

4,5 

+12,3 

-28,2 

-14,0 

-40,3 

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 

13,5 

20,9 

14,0 

9,5 

+19,6 

+54,5 

-32,9 

-31,9 

Zinsabschlag 

7,3 

9,0 

8,5 

7,7 

+21,3 

+22,2 

- 5,4 

- 8,8 

Körperschaftsteuer 

23,6 

-0,4 

2,9 

7,5 

+ 5,4 

X 

X 

X 

Solidaritätszuschlag 

11,8 

11,1 

10,4 

10,2 

+ 5,1 

- 6,5 

- 6,0 

- 2,0 

Gewerbesteuer, insgesamt 

27,0 

24,5 

23,5 

24,2 

- 0,1 

- 9,2 

- 4,3 

+ 3,0 

Umsatzsteuer'** 

140,9 

138,9 

138,2 

137,0 

+ 2,7 

- 1,4 

- 0,5 

- 0,9 

Mineralölsteuer 

37,8 

40,7 

42,2 

43,1 

- 1,1 

+ 7,6 

+ 3,7 

+ 2,2 

Stromsteuer 

3,4 

4,3 

5,1 

6,6 

+84,8 

+28,8 

+17,9 

+29,5 

Tabaksteuer 

11,4 

12,1 

13,8 

14,8 

- 1,8 

+ 5,5 

+14,1 

+ 7,7 

Versicherungsteuer 

7,2 

7,4 

8,3 

8,6 

+ 1,8 

+ 2,5 

+12,1 

+ 3,0 

Kraftfahrzeugsteuer 

7,0 

8,4 

7,6 

7,4 

- 0.3 

+19,4 

- 9,4 

- 3,1 

Grunderwerbsteuer 

5,1 

4,9 

4,8 

4,8 

-16,1 

- 4,5 

- 1,9 

+ 0,1 

Erbschaftsteuer 

3,0 

3,1 

3,0 

3,3 

- 2,4 

+ 2,9 

- 1,6 

+ 8,9 

Gesamtstcueraufkommen 

467,3 

446,2 

441,7 

442,5 

+ 3,1 

- 4,5 

- 1,0 

+ 0,2 

Nachrichtlich: 









Steuerquote^^ 

23,0 

21,5 

20,9 

20,8 

X 

X 

X 

X 

„Bereinigte“ Steuerquote 

25,0 

23,6 

23,1 

23,0 

X 

X 

X 

X 


1) Eigene Schätzung. - 2) Seit dem Jahr 1996 wird das Kindergeld mit dem Lohnsteueraufkommen saldiert (JG 96 Ziffer 155). - 3) Bruttoauf- 


kommen abzüglich der Erstattungen nach § 46 EStG (Veranlagung bei Bezug von Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit), der Erstattungen des 
Bundesamtes der Finanzen, der Investitionszulagen und der Eigenheimzulage. - 4) Einschließlich Einfuhrumsatzsteuer. - 5) Steuereinnahmen in 
Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH. - 6) „Bereinigte“ Steuereinnahmen (Steuereinnahmen zuzüglich Investitionszulagen zur 
Körperschaftsteuer und Einkommensteuer, Eigenheimzulage, Bergmannsprämien und Kindergeld) in Relation zum nominalen Bruttoinlandspro- 
dukt in vH. 


des nominalen Bruttoinlandsprodukts, so dass die kassen- 
mäßige Steuerquote um 0,1 Prozentpunkte auf 20,8 vH 
sank. Die um unmittelbare Abzüge vom Steueraufkom- 
men (unter anderem Kindergeld, Eigenheimzulage, In- 
vestitionszulagen) bereinigte Steuerquote verminderte 
sich trotz der weiteren Zunahme der Eigenheimzulage 
ebenfalls um 0,1 Prozentpunkte auf 23,0 vH. 

275 . Das kassenmäßige Aufkommen der Steuern vom 
Einkommen - Lohnsteuer, veranlagte Einkommensteuer, 
nicht veranlagte Steuern vom Ertrag, Zinsabschlag, Kör- 
perschaftsteuer und Solidaritätszuschlag - lag mit 
173,0 Mrd Euro im dritten Jahr in Folge unter dem Vor- 
jahreswert, wenngleich der Rückgang mit 1,4 vH ver- 
gleichsweise moderat ausfiel. Berücksichtigt man jedoch 
die um gut 1,3 Mrd Euro höheren Auszahlungen der Ei- 
genheimzulage, die mit dem Bruttoaufkommen der ver- 
anlagten Einkommensteuer saldiert werden, so ergäbe 
sich lediglich eine Verminderung des Bruttoaufkommens 
der Steuern vom Einkommen gegenüber dem Vorjahres- 
aufkommen um 1,2 Mrd Euro. 

- Trotz der negativen Entwicklung auf dem Arbeits- 
markt ergab sich ein leichter Zuwachs des kassenmäßi- 
gen Aufkommens der Lohnsteuer. Dies erklärt sich 
aus zwei gegenläufigen Effekten. Die Bruttolöhne und 
-gehälter, die die Bemessungsgrundlage der Lohn- 
steuer darstellen, stagnierten angesichts der schwieri- 


gen Arbeitsmarktlage ungeachtet der Tariflohnsteige- 
rungen in diesem Jahr. Der für sich genommen 
dämpfende Effekt des Beschäftigungsrückgangs wurde 
durch den aufkommenserhöhenden Progressionseffekt 
des Einkommensteuertarifs überkompensiert, und es 
ergab sich - nach einem Rückgang des kassenmäßigen 
Aufkommens aus der Lohnsteuer im vergangenen Jahr 
aufgrund der Anhebung des Kindergelds zum 
Jahresbeginn 2002 - letztlich noch eine positive Zu- 
wachsrate des Lohnsteueraufkommens von 1,0 vH. 

- Das kassenmäßige Aufkommen aus der veranlagten 
Einkommensteuer war im dritten Jahr in Folge deut- 
lich rückläufig; es verminderte sich um 40,3 vH auf 
4,5 Mrd Euro. Demgegenüber nahm das Bruttoauf- 
kommen der veranlagten Einkommensteuer, das heißt 
vor Abzug der Eigenheimzulage, der Investitionszu- 
lage und der Erstattungen an Arbeitnehmer nach 
§ 46 Einkommensteuergesetz, mit 4,0 vH weniger 
stark ab und lag bei 37,0 Mrd Euro. Diese Abzugsbe- 
träge stiegen in diesem Jahr um 1 ,5 Mrd Euro und 
summierten sich auf 32,5 Mrd Euro. Darüber hinaus 
wurde das Aufkommen der veranlagten Einkommen- 
steuer auch durch die Berücksichtigung der zu hohen 
Vorauszahlungen der Steuerpflichtigen im Rahmen 
der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag der 
Jahre 2000 und 2001 vermindert. Durch die im 
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Jahr 2003 durchgeffihrten einkommensteuerlichen 
Veranlagungen ergaben sich erhöhte Rückzahlungen, 
die das Aufkommen der veranlagten Einkommen- 
steuer ebenfalls dämpften. 

- Das Aufkommen aus dem Zinsabschlag reduzierte 
sich um 8,8 vH auf 7,7 Mrd Euro. In dieser Entwick- 
lung spiegelten sich zwei Effekte wider: Einerseits re- 
sultierten aus der gesunkenen durchschnittlichen Ver- 
zinsung geringere steuerbare Zinserträge, andererseits 
gab es im laufenden Jahr bereits Portfolioumschich- 
tungen zu Lasten von festverzinslichen Wertpapieren. 

- Das Aufkommen aus der Körperschaftsteuer be- 
gann sich in diesem Jahr zu „normalisieren“; es be- 
trug 7,5 Mrd Euro und lag damit 4,6 Mrd Euro über 
dem Vorjahresergebnis. Ein Grund für den ver- 
gleichsweise starken Anstieg des Aufkommens wa- 
ren einmalige Körperschaftsteuererstattungen im ver- 
gangenen Jahr sowie in geringem Umfang die 
temporäre Anhebung des Körperschaftsteuersatzes 
von 25 vH auf 26,5 vH infolge der Finanzierungs- 
maßnahmen des Fonds Aufbauhilfe in diesem Jahr. 
Das Aufkommen der nicht veranlagten Steuern vom 
Ertrag verminderte sich um 4,5 Mrd Euro und er- 
reichte dadurch mit 9,5 Mrd Euro ebenfalls ein „Nor- 
malniveau“ (JG 2002 Kasten 6). 

276 . Im Vergleich zum Vorjahr nahm das Aufkommen 
der Gewerbesteuer - nach zwei Jahren mit einem deut- 
lichen Rückgang - um 3,0 vH auf 24,2 Mrd Euro zu. 
Dennoch vermochte das Gewerbesteueraufkommen 
nicht die hohen Beträge der Jahre 1999 und 2000 zu er- 
reichen. Die Zunahme war im Wesentlichen in höheren 
Nachzahlungen für die vorangegangenen Jahre begrün- 
det. Für die Jahre 1998 und früher waren infolge von Be- 
triebsprüfungen sehr hohe Nachzahlungen durch die 
Unternehmen zu leisten. Auch das Hauptveranlagungs- 
jahr 2001 brachte höhere Abschlussergebnisse, da die 
Vorauszahlungen im Jahr 2001 offenkundig zu niedrig 
angesetzt worden waren. 

277 . Wie auch in den beiden vergangenen Jahren 
konnte das Aufkommen der Umsatzsteuer im Jahr 2003 
das Vorjahresergebnis nicht übertreffen. Aufgrund einer 
schwachen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ergab 
sich ein Rückgang des Aufkommens um 0,9 vH. Die no- 
minale wirtschaftliche Entwicklung hätte für sich ge- 
nommen für einen Anstieg der Umsatzsteuereinnahmen 
gesprochen. Allerdings war auch das laufende Jahr 
durch eine hohe Anzahl von Insolvenzen gekennzeich- 
net, bei denen die Unternehmen dem Fiskus häufig die 
eingenommene Umsatzsteuer schuldig blieben. Bereits 
im Vorjahr betrugen die Steuerausfälle infolge von 
Niederschlagungen im Besteuerungsverfahren rund 
3,9 Mrd Euro. Ein zweiter Grund für die schwache Ent- 
wicklung des Umsatzsteueraufkommens lag in der Än- 
derung des Vorsteuerabzugs für Personenkraftwagen, die 
sowohl betrieblich als auch privat genutzt werden. 

So wurde der Vorsteuerabzug für solche Personenkraft- 
wagen seit dem 1. April 1999 reduziert, nur die Hälfte 
der gezahlten Umsatzsteuer konnte als Vorsteuer geltend 
gemacht werden. Alternativ konnte für nach dem 
1. April 1999 angeschaffte Personenkraftwagen für die 


so genannte Eigenverbrauchsbesteuerung (Besteuerung 
der privaten Personenkraftwagen-Nutzung in Höhe von 
1 vH des Neuwagenpreises) optiert werden. Diese Rege- 
lung stand im Widerspruch zum EU-Recht. Nach ständi- 
ger Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 
darf das Recht auf Vorsteuerabzug grundsätzlich nicht 
eingeschränkt werden. Zwar hätte die Bundesregierung 
die Möglichkeit gehabt, sich von der Europäischen 
Union eine Ausnahmegenehmigung für die Vorsteuerab- 
zugsbeschränkung erteilen zu lassen, diese wurde aber 
nicht beantragt, weil sich die europarechtlichen Zweifel 
bestätigt hatten. Seit Beginn des Jahres 2003 ist ein vol- 
ler Abzug der gezahlten Umsatzsteuer möglich, was wie- 
derum zu Steuermindereinnahmen führte. Die im Gegen- 
zug anzuwendende 1 vH-Regelung führt zwar zu 
Mehreinnahmen bei der veranlagten Einkommensteuer, 
die aber erst in den kommenden Jahren anfallen. 

Der Bundesrechnungshof hat in einem Bericht über Steu- 
erausfalle bei der Umsatzsteuer weitere Gründe für die 
schwache Aufkommensentwicklung dargelegt. Neben 
den bekannten Karussellgeschäften (JG 2002 Ziffer 223) 
kommt es durch Kettenbetrug im Baugewerbe zu erheb- 
lichen Steuerausfällen. Dabei schalten Bauuntemehmen 
für die Bauausführung gezielt mehrstufig Subunterneh- 
men oder Scheinuntemehmen ein. So können sie ver- 
schleiern, dass die mit der tatsächlichen Bauausführung 
beauftragten Subuntemehmen weder Steuern noch Sozi- 
alabgaben entrichten. Das Bundesministerium der Finan- 
zen schätzt die Einnahmeausfälle, die sich aus illegaler 
Betätigung und aus Betrügereien ergeben, auf insgesamt 
rund 64 Mrd Euro. Weitere Steuerausfälle im Bereich der 
Umsatzsteuer ergeben sich durch Gesetzeslücken im Zu- 
sammenhang mit Globalzessionen, das heißt einer Abtre- 
tung aller in einem Geschäftsbetrieb entstehenden Forde- 
rungen, und betrieblichen Grundstücksgeschäften. Im 
Bereich von Leasing und Mietkauf entstehen durch ge- 
plante Insolvenzen ebenfalls erhebliche Umsatzsteuer- 
ausfalle, die der Bundesrechnungshof auf einen dreistel- 
ligen Millionenbetrag beziffert. 

Betrüger machen sich die Qualifizierung von Leasing- 
verträgen als umsatzsteuerrechtliche Lieferungen zu- 
nutze, bei denen der Gesamtwert des Wirtschaftsguts so- 
fort umsatzsteuerpflichtig ist. Der Betrug verläuft in der 
Regel nach dem folgenden Muster: Eine Leasinggesell- 
schaft verleast Gegenstände des höheren Preissegments 
an einen Leasingnehmer, der sofort die entsprechende 
Vorsteuer bei seinem Finanzamt geltend macht und sich 
erstatten lässt. Umgekehrt führt der Leasinggeber zu- 
nächst die Umsatzsteuer ab. Nach kurzer Frist wird auf- 
grund einer Zahlungsunfähigkeit des Leasingnehmers 
das Leasinggeschäft rückgängig gemacht. Der Leasing- 
geber erhält die gezahlte Umsatzsteuer von seinem Fi- 
nanzamt zurück, während der Leasingnehmer die erhal- 
tene Vorsteuererstattung aufgrund seiner Insolvenz nicht 
mehr dem Fiskus zurückzahlen kann. 

Die Untersuchung des Bundesrechnungshofes hat ge- 
zeigt, dass ungeachtet des Steuerverkürzungsbekämp- 
fungsgesetzes erhebliche Mindereinnahmen infolge von 
Umsatzsteuerhinterziehungen zu verzeichnen waren. 
Zugleich mahnte der Bundesrechnungshof den Gesetz- 
geber, schnellstmöglich eine Reihe von Gesetzeslücken 
zu schließen, um die erheblichen Steuerausfälle im Be- 
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reich der Umsatzsteuer zu reduzieren. Auch als Reaktion 
auf diese Mahnung wurde zwischenzeitlich das 
Steueränderungsgesetz 2003 auf den Weg gebracht, das 
einige der vom Bundesrechnungshof aufgezeigten Ge- 
setzeslücken schließen soll. 

278 . Im Vergleich zum Aufkommen der Gemein- 
schaftssteuem expandierten die Einnahmen der speziel- 
len Verbrauchsteuern teilweise recht deutlich. Einen 
robusten Anstieg des Aufkommens von zusammen 
5,1 vH konnten wiederum die Mineralölsteuer, trotz ei- 
nes gesamtwirtschaftlichen Rückgangs des Kraftstoffver- 
brauchs, und die Stromsteuer als Folge der fünften und 
letzten Stufe der ökologischen Steuerreform verzeichnen. 
Die Mineralölsteuersätze für unverbleites Benzin und 
Dieselkraftstoff wurden von 62 Cent auf 65 Cent bezie- 
hungsweise von 44 Cent auf 47 Cent je Liter erhöht. 
Hinzu kam eine Anhebung der Steuersätze auf Erdgas 
und Flüssiggas. Der Normalsteuersatz der Stromsteuer 
wurde zu Jahresbeginn um 14,5 vH auf 2,05 Cent je Ki- 
lowattstunde und der ermäßigte Stromsteuersatz von 

0. 36 Cent auf 1,23 Cent je Kilowattstunde angehoben. 
Sehr dynamisch entwickelte sich auch das Aufkommen 
der Tabaksteuer. Durch das Gesetz zur Finanzierung der 
Terrorbekämpfung wurden die Tabaksteuersätze zum 

1. Januar dieses Jahres um einen weiteren Cent je Ziga- 
rette erhöht, was zu einer Zunahme des Aufkommens aus 
dieser Steuer um 7,7 vH auf 14,8 Mrd Euro führte. 

Schuldenstand weiter zunehmend 

279 . Der Schuldenstand der öffentlichen Haushalte er- 
höhte sich im vergangen Jahr deutlich. Die Kreditmarkt- 
schulden im weiteren Sinne betrugen zum 3 1 . Dezem- 
ber 2002 insgesamt 1 253,2 Mrd Euro und lagen damit 
um 49,3 Mrd Euro beziehungsweise 4,1 vH über dem 
Vorjahresstand (Tabelle 39, Seite 180). Der Schulden- 
stand, ermittelt nach den Vorschriften des Maastricht- 
Vertrages, lag bei 1 283,5 Mrd Euro. Die Schulden- 
standsquote überschritt im Jahr 2002 mit 60,8 vH das 
Maastricht-Kriterium, das einen Schuldenstand in Rela- 
tion zum nominalen Bruttoinlandsprodukt von unter 
60 vH fordert. 

Die Kreditmarktschulden im weiteren Sinne unterschei- 
den sich von dem Schuldenstand in der Maastricht-Defi- 
nition durch die Hinzurechnung der Schulden der Sozial- 
versicherungen, des Münzumlaufs, der Differenz 
zwischen dem Nominalwert und dem abgezinsten Wert 
der unverzinslichen Schatzanweisungen und Finanzie- 
rungsschätze, der Kassenverstärkungskredite und der 
kreditähnlichen Rechtsgeschäfte und durch die Heraus- 
rechnung der Schulden der Gebietskörperschaften ge- 
genüber den Sozialversicherungen sowie der Versor- 
gungsrücklagen. 

Der Schuldenstand des Bundes einschließlich seiner 
Sondervermögen nahm im Jahresverlauf 2002 um insge- 
samt 22,2 Mrd Euro zu und betrug zum Jahresende 
778,6 Mrd Euro. Die Bruttokreditaufnahme des Bundes 
einschließlich seiner Sondervermögen belief sich im 
Jahr 2002 auf 207,1 Mrd Euro. Gleichzeitig tilgte der 
Bund Schulden in Höhe von 181,0 Mrd Euro, so dass die 
Nettokreditaufnahme bei 26,1 Mrd Euro lag. Die Diffe- 
renz zur Zunahme des Schuldenstands in Höhe von 


3,9 Mrd Euro entfiel unter anderem auf im Eigenbesitz 
befindliche Wertpapiere des Bundes. 

In den Ländern legte der Schuldenstand im Verlauf des 
Jahres 2002 um 27,1 Mrd Euro auf nunmehr 384,8 Mrd 
Euro zu. Den stärksten Anstieg hatte das Land Berlin mit 
einer Zuwachsrate der Verschuldung von 1 6,4 vH zu 
verzeichnen. Die niedrigste Zuwachsrate war mit 3,2 vH 
in Hamburg zu beobachten. In allen anderen Bundeslän- 
dern lag die Zuwachsrate des Schuldenstands in einem 
Band von 4,7 vH in Sachsen bis 8,5 vH in Sachsen-An- 
halt. Der Schuldenstand der Länder einschließlich ihrer 
Gemeinden in Relation zum jeweiligen regionalisierten 
nominalen Bruttoinlandsprodukt ist in Bayern mit 
9,1 vH am geringsten, während Berlin mit 57,9 vH die 
bei weitem ungünstigste Relation aufwies. Die neuen 
Bundesländer hatten - von Sachsen abgesehen - jeweils 
Schuldenstandsquoten von mehr als 35 vH. Die Schul- 
den der Länder bestanden zum Jahresende 2002 zu rund 
68 vH aus direkten Darlehen und zu etwa 32 vH aus 
Wertpapieren. Im Vorjahr betrug der Wertpapieranteil an 
den Schulden noch rund 25 vH. 

Die Gemeinden einschließlich ihrer Zweckverbände 
konnten im Jahresverlauf 2002, trotz eines leichten 
Überhangs der Schuldenaufnahme gegenüber der Schul- 
dentilgung von 0,8 Mrd Euro, ihre Kreditmarktschulden, 
in denen die Kassenkredite nicht enthalten sind, mit 
89,8 Mrd Euro weitgehend konstant halten. In Sachsen 
und in Baden-Württemberg sank der Schuldenstand der 
Gemeinden um 3,4 vH beziehungsweise 8,2 vH. Aller- 
dings mussten die Kommunen in einem erheblichen 
Ausmaß Kassenkredite in Höhe von 10,7 Mrd Euro zur 
Finanzierung ihrer Haushalte aufnehmen. So verschul- 
deten sich allein die Kommunen in Nordrhein- Westfalen 
und in Niedersachsen über Kassenkredite mit einem Vo- 
lumen von 4,1 Mrd Euro und 2,0 Mrd Euro. 

Zum Jahresende 2003 dürfte sich der Schuldenstand des 
Staates - in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen - auf 1 368 Mrd Euro belaufen; dies 
entspricht 64,2 vH in Relation zum nominalen Bruttoin- 
landsprodukt. In der Abgrenzung der Finanzstatistik 
dürfte der Schuldenstand am 3 1 . Dezember 2003 rund 
1 340 Mrd Euro betragen. Der Bund war zu rund 45 vH, 
und die Länder waren zu rund 38 vH für den Anstieg des 
Schuldenstands um rund 86 Mrd Euro verantwortlich. 

Bedeutende Reformvorhaben im Bereich 
der öffentlichen Finanzen 

Schicksal des Steuervergünstigungsabbaugesetzes 

280 . Im laufenden Jahr brachte die Bundesregierung 
eine Vielzahl von Reformmaßnahmen auf den parlamen- 
tarischen Weg. Am 21. Februar 2003 wurde das Gesetz 
zum Abbau von Steuervergünstigungen und Ausnahme- 
regelungen (Steuervergünstigungsabbaugesetz) im Deut- 
schen Bundestag verabschiedet; dieses Gesetz wurde je- 
doch vom Bundesrat am 14. März 2003 abgelehnt. Im 
Vermittlungsausschuss des Deutschen Bundestages und 
des Bundesrates wurden viele Einzelregelungen des Ge- 
setzes herausgenommen. 
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Tabelle 39 

Schuldenaufnahme und Schuldentilgung sowie Schuldenstand im Jahr 2002*’ 



Schulden- 

aufnahme” 

Schulden- 

tilgung^’ 

Schuldenstand zum 

31. Dez. 2002 

Schulden- 

stands- 

quote” 



Mrd Euro 


je Ein- 
wohner” 
in Euro 

vH 

Bund einschließlich Sondervermögen 

207,10 

180,97 

778,61 

9 433 

S6,9 

Bund^’ 

183,44 

156,98 

719,40 

8 716 

34,1 

ERP-Sondervermögen*’’ 

3,27 

3,27 

19,77 

240 

0,9 

Fonds „Deutsche Einheit“ 

20,39 

20,72 

39,44 

478 

1,9 

Länder 

65,93 

39,23 

384,77 

4 662 

18,3 

Baden-Württemberg 

5,00 

3,52 

33,38 

3 131 

10,9 

Bayern 

2,49 

1,47 

19,18 

1 549 

5,2 

Berlin 

11,00 

4,95 

44,65 

13 161 

57,9 

Brandenburg 

2,69 

1,55 

14,66 

5 675 

33,2 

Bremen 

1,35 

0,58 

9,58 

14 475 

41,7 

Hamburg 

2,43 

1,87 

18,18 

10 518 

24,2 

Hessen 

4,45 

2,52 

24,82 

4 074 

13,0 

Mecklenburg- Vorpommern 

1,12 

0,60 

8,69 

4 979 

29,3 

Niedersachsen 

5,79 

2,79 

40,01 

5 013 

21,8 

Nordrhein-Westfalen 

15,41 

10,13 

88,47 

4 894 

19,1 

Rheinland-Pfalz 

3,46 

2,37 

20,86 

5 140 

22,4 

Saarland 

0,98 

0,59 

6,54 

6 138 

25,7 

Sachsen 

1,77 

1,29 

10,68 

2 455 

14,1 

Sachsen-Anhalt 

2,81 

1,57 

15,68 

6 150 

36,2 

Schleswig-Holstein 

3,38 

2,18 

17,23 

6 118 

26,3 

Thüringen 

1,83 

1,25 

12,18 

5 090 

29,9 

Gemeinden” 

10,14 

9,40 

89,81 

1 170 

4,3 

Baden-Württemberg 

0,73 

1,34 

6,98 

655 

2,3 

Bayern 

2,17 

1,25 

14,57 

1 176 

3,9 

Brandenburg 

0,17 

0,18 

1,80 

696 

4,1 

Hessen 

0,69 

0,63 

8,31 

1 364 

4,3 

Mecklenburg- Vorpommern 

0,20 

0,16 

2,13 

1 220 

7,2 

Niedersachsen 

0,92 

0,81 

7,95 

996 

4,3 

Nordrhein-Westfalen 

3,54 

3,19 

28,13 

1 556 

6,1 

Rheinland-Pfalz 

0,37 

0,25 

4,50 

1 109 

4,8 

Saarland 

0,08 

0,10 

0,93 

874 

3,7 

Sachsen 

0,46 

0,67 

5,84 

1 342 

7,7 

Sachsen-Anhalt 

0,36 

0,31 

3,34 

1 310 

7,7 

Schleswig-Holstein 

0,20 

0,24 

2,32 

823 

3,5 

Thüringen 

0,27 

0,28 

3,02 

1 262 

7,4 

Insgesamt*’ 

283,17 

229,60 

1 253,20 

15 183 

59,4 

Nachrichtlich: 

Staat in der Abgrenzung der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

X 

X 

1 283,50 

15 551 

60,8 


1) In der Abgrenzung der Finanzstatistik. - 2) Kreditmarktschulden im weiteren Sinne (Wertpapierschulden, Schulden bei Banken, Sparkassen, 
Versicherungsuntemehmen und sonstigen in- und ausländischen Stellen sowie Ausgleichsforderungen). - 3) Schuldenstand in Relation zum no- 
minalen Bruttoinlandsprodukt, gemäß Arbeitskreis VGR der Länder nach dem Berechnungsstand vom Frühjahr 2003. - 4) Bevölkerungsstand 
am 31. Dezember 2002. - 5) Einschließlich Lastenausgleichsfonds und einschließlich der am 1. Juli 1999 übernommenen Schulden des Bun- 
deseisenbahnvermögens, des Ausgleichsfonds „Steinkohle“ und des Erblastentilgungsfonds. - 6) Einschließlich Entschädigungsfonds. - 7) Ein- 
schließlich Zweckverbände. - 8) Ohne Krankenhäuser einschließlich Nebenhaushalte. Ohne Verschuldung der Haushalte untereinander. 
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Der am 9. April erzielte Kompromiss, dem der Deutsche 
Bundestag und der Bundesrat am 11. April zustimmten, 
sieht im Wesentlichen die folgenden Rechtsänderungen 
vor (Korb I): 

- Aufgrund des markanten Rückgangs der Körperschaft- 
steuereinnahmen in den beiden vergangenen Jahren 
wurden ein dreijähriges Moratorium (beginnend mit 
dem Jahr 2003) zur Ausschüttung von Körperschaft- 
steuerguthaben und anschließend eine ausschüttungs- 
abhängige, jährlich begrenzte Guthabenerstattung zur 
Streckung der noch bestehenden Körperschaftsteuer- 
guthaben bis zum Jahr 2019 eingeführt. 

- Die bisher mögliche rückwirkende Anerkennung einer 
Organschaft wird nunmehr erst ab dem Wirtschaftsjahr 
anerkannt, in dem der Gewinnabführungsvertrag ins 
Handelsregister eingetragen wird. 

- Die Konstruktion der Mehrmütterorganschaft, die ge- 
nutzt wurde, um Verluste einer Organgesellschaft an 
die Obergesellschaften zu transferieren, findet keine 
steuerliche Anerkennung mehr. 

- Zur Vermeidung von Gewinnminderungen im Wege von 
Verlustverrechnungen findet eine Einschränkung des 
Verlustabzugs bei stillen Gesellschaftern statt; Verluste 
aus stillen Gesellschaften und stillen (Unter-)Beteili- 
gungen an Kapitalgesellschaften, bei denen der Ge- 
sellschafter oder Beteiligte eine Kapitalgesellschaft ist 
und damit als Mitunternehmer gilt, dürfen nur mit Ge- 
winnen aus derselben Beteiligung verrechnet werden. 
Diese Maßnahme wurde flankierend zur Abschaffung 
der Mehrmütterorganschaft eingebracht, da hierdurch 
Umgehungsmöglichkeiten verhindert werden. 

- Zur Überprüfung von angesetzten Verrechnungsprei- 
sen sollen Konzerne zukünftig für erbrachte Leistungen 
nachprüfbare Aufzeichnungen führen. 

- Zur Vermeidung von Unternehmenssitzverlagerungen 
in Gemeinden mit einem extrem niedrigen Gewerbe- 
steuer-Hebesatz erfolgt eine Zurechnung des Gewerbe- 
steuermessbetrags der Tochterkapitalgesellschaft bei 
dem Mutterunternehmen, wenn die Sitzgemeinde den 
Gewerbesteuer-Hebesatz von 200 vH unterschreitet. 
Bei einer Personengesellschaft wird die Anrechnung 
der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer bei einem 
Hebesatz unter 200 vH versagt. Anlass für diese Rege- 
lung war die Gemeinde Norderfriedrichskoog, die ei- 
nen Gewerbesteuersatz von null hat und dadurch eine 
Vielzahl zum Teil namhafter Unternehmen anlockte. 

Durch das Vermittlungsergebnis dürfte der Staat Mehr- 
einnahmen in Höhe von jährlich 2,4 Mrd Euro erzielen. 
Das vom Deutschen Bundestag verabschiedete Steuer- 
vergünstigungsabbaugesetz sah in seiner ursprünglichen 
Form jährliche Mehreinnahmen von 17,3 Mrd Euro vor. 
Zur Vermittlungsempfehlung gab die Bundesregierung 
zu Protokoll, dass weitere Maßnahmen zur Stabilisie- 
rung des Körperschaftsteueraufkommens vorgenommen 
werden sollen. 

Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung der 
Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum 
Steuervergünstigungsabbaugesetz (Korb II) 

281 . Dieser Protokollerklärung folgte der Entwurf ei- 
nes „Gesetzes zur Umsetzung der Protokollerklärung der 


Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum 
Steuervergünstigungsabbaugesetz“, dem so genannten 
Korb II, der durch das Bundeskabinett am 13. August 
verabschiedet wurde. Dieses Gesetz sieht unter anderem 
eine Neugestaltung des Verlustverrechnungssystems im 
Einkommensteuerrecht und eine Ausweitung der Gesell- 
schafter-Fremdfinanzierung nach § 8a Körperschaftsteu- 
ergesetz vor. Ferner sollen „zweckwidrige Gestaltungs- 
möglichkeiten“ bei der „Tonnagesteuer“ und im Bereich 
des Außensteuergesetzes vermieden sowie eine Verein- 
heitlichung des Betriebsausgabenabzugs bei Dividen- 
den und Veräußerungsgewinnen und eine weitere Ein- 
schränkung des Verlustabzugs bei stillen Gesellschaftern 
vorgenommen werden. Insgesamt sollen aus dem 
Korb II Mehreinnahmen von jährlich bis zu 2 Mrd Euro 
resultieren. 

282 . Die Neuordnung der Verlustverrechnung sieht zu- 
nächst die Aufhebung der Einschränkung von vertikalen 
Verlustverrechnungsmöglichkeiten nach § 2 Absatz 3 Ein- 
kommensteuergesetz vor (Mindestbesteuerung). Diese im 
Jahr 1999 eingeführte Regelung limitierte die bis dahin 
unbeschränkte Verlustverrechnung von positiven Ein- 
künften mit negativen Einkünften auf eine abstrus kom- 
plizierte Weise auf den Betrag von 51 500 Euro pro Jahr 
(Ziffer 549). In der steuerpolitischen Praxis zeigte sich, 
dass ein solches Beschränkungsverfahren administrativ 
aufwändig ist und zudem zu einem kaum nennenswerten 
steuerlichen Mehraufkommen führte. Im Gegenzug soll 
nun die Verlustverrechnung nach § 1 Od Einkommensteu- 
ergesetz, der die Verlustverrechnung über mehrere Perio- 
den hinweg regelt, eingeschränkt werden. Demnach wird 
der unbeschränkte Verlustvortrag auf einen Betrag von 
100 000 Euro pro Veranlagungsjahr begrenzt, bei Zusam- 
menveranlagten verdoppelt sich der Betrag. In den nach- 
folgenden Veranlagungszeiträumen dürfen die Verlust- 
vorträge jeweils nur zur Hälfte mit positiven Einkünften 
verrechnet werden. Durch diese Regelung werden die Ver- 
lustverrechnungsmöglichkeiten zeitlich gestreckt, wobei, 
sofern das Unternehmen weiter existiert, keine Verluste 
steuerlich endgültig verloren gehen können, allerdings 
können negative Liquiditäts- und Finanzierungseffekte 
auftreten. Begründet wird diese Limitierung mit dem ho- 
hen Verlustvortragspotential, das deutsche Unternehmen 
vor sich herschieben. Schätzungen gehen hierbei von 
etwa 250 Mrd Euro aus. 

Die im Jahr 1999 eingeführte Tonnagesteuer (§ 5a 
EStG), durch die die Gewinnermittlung in der Seeschiff- 
fahrt pauschaliert anhand der Ladekapazität des Schiffs 
(Tonnage) erfolgt, wird häufig als Steuersparmodell ge- 
nutzt. Vorgesehen ist die Verhinderung von Steuergestal- 
tungsmöglichkeiten, bei denen das Betriebsergebnis auf 
zwei Gesellschaften aufgespalten wird. Die Erträge aus 
dem Betrieb eines Handelsschiffs fallen danach in einer 
Betriebsgesellschaft an und unterliegen somit den güns- 
tigen pauschalierten Gewinnsteuern nach § 5a EStG. Die 
im Zusammenhang mit dem Schifffahrtsbetrieb stehen- 
den Betriebsausgaben (Absetzung für Abnutzung, 
Fremdkapitalzinsen) fallen in einer Besitzgesellschaft 
an, deren Gewinn sie in voller Höhe mindern. Durch die 
Neuregelung wird prinzipiell die Subventionierung der 
Handelsschifffahrt nicht beseitigt; vielmehr sollen 
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betrieblich veranlasste Aufwendungen, die im Zusam- 
menhang mit den der Tonnagesteuer unterliegenden 
Sehiffen entstehen, nicht mehr abziehbar sein. 

Naeh § 15 Absatz 4 Satz 6 Einkommensteuergesetz exis- 
tierte für Gewerbebetriebe eine Verlustausgleiehsbe- 
schränkung bei stillen Beteiligungen an Kapitalgesell- 
schaften, die in der Praxis durch die Zwischenschaltung 
einer Personengesellsehaft einfach umgangen werden 
konnte. Die nach Korb II modifizierte Regelung sieht 
vor, dass Verluste aus stillen Beteiligungen, nicht jedoeh 
der Verlust der Beteiligung selbst, nur noch dann ab- 
zugsfähig sind, wenn der Verlust auf Mitunternehmer 
oder Beteiligte entfällt, insofern es sich bei ihnen um na- 
türliche Personen handelt. 

Eine Neugestaltung der Gesellschafter-Fremdfmanzie- 
rung war aus Sicht der Bundesregierung notwendig 
geworden, weil der Europäische Gerichtshof eine Verlet- 
zung der im EG- Vertrag festgeschriebenen Niederlas- 
sungsfreiheit durch die derzeit geltenden Regelungen 
festgestellt hatte, so dass diese Vorschrift nicht mehr auf 
EU-Ausländer angewandt werden konnte. Die Reehts- 
vorschrift nach § 8a Körperschaftsteuergesetz begrenzt 
die Gesellschafter-Fremdfinanzierung bei unbeschränkt 
steuerpflichtigen Kapitalgesellsehaften, so dass die Ge- 
winne im Inland tätiger Kapitalgesellschaften dem Zu- 
griff des deutsehen Fiskus nieht entzogen werden kön- 
nen. Die Vergütungen für das Fremdkapital werden 
daher - soweit das Fremdkapital ein bestimmtes Eigen-/ 
Fremdkapitalverhältnis übersteigt und ein so genannter 
Drittvergleieh nieht gelingt - in verdeckte Gewinnaus- 
schüttungen umqualifiziert. Durch die vorgesehene Neu- 
regelung soll eine europarechtskonforme Regelung ge- 
schaffen werden, indem der Anwendungsbereich des 
§ 8a Körpersehaftsteuergesetz auch auf das Inland aus- 
gedehnt wird. Darüber hinaus soll die Umgehung der 
Regelungen zur Gesellschafter-Fremdfinanzierung im 
Wege der Zwischensehaltung einer Personengesellschaft 
durch die Neuregelung unterbunden werden. 

Ferner soll der § 8b Körperschaftsteuergesetz eine Mo- 
difikation erfahren. So soll künftig ein Teil der Be- 
triebsausgaben, die in Verbindung mit der Veräußerung 
eines Anteils an einer Körperschaft oder Personenverei- 
nigung beziehungsweise mit dem Empfang von Dividen- 
den entstehen, auch bei inländischen Transaktionen 
nicht mehr abzugsfähig sein (Ziffer 542). 

Gesetz zur Förderung der Steuerehrlichkeit 

283 . Mit dem Gesetz zur Förderung der Steuerehrlich- 
keit versucht die Bundesregierung, eine temporäre Am- 
nestie für die strafbewehrte Steuerverkürzung einzufüh- 
ren. Ursprünglich war im Zusammenhang mit diesem 
Gesetzentwurf auch die Einführung einer Abgeltungs- 
steuer für Zinserträge vorgesehen, die aber - noch vor 
Einbringung des ersten Gesetzentwurfs - vom Gesetz 
zur Förderung der Steuerehrlichkeit abgekoppelt wurde. 
Nach dem Gesetz zur Förderung der Steuerehrlichkeit 
soll für die Nacherklärung von Einnahmen für den Zeit- 
raum nach dem 3 1 . Dezember 1 992 und vor dem 
1. Januar 2002, die bislang dem Fiskus nicht zur Kennt- 
nis gebracht wurden, eine Strafbefreiung gewährt wer- 
den. Im Gegenzug sollen die nun deklarierten Einnah- 


men einer pauschalen Besteuerung unterliegen. Die 
strafbefreiende Erklärung soll als Steueranmeldung aus- 
gestaltet sein und damit ohne weitere Veranlagung der 
Steuerbehörden als Steuerfestsetzung wirken. Für eine 
Erklärung von früheren Einnahmen innerhalb des 
Kalenderjahres 2004 soll ein Steuersatz von 25 vH, da- 
nach bis zum 31. März 2005 von 35 vH gelten. Aller- 
dings soll laut Gesetzentwurf berücksichtigt werden, 
dass zur Erzielung der Einnahmen in der Regel Ausga- 
ben anfallen. Dies erfolgt in pauschalierter Form, indem 
von den einkommen- oder körperschaftsteuerpflichtigen 
Einnahmen, bevor der pauschale Steuersatz greift, 40 vH 
abgezogen werden dürfen. Bislang nicht deklarierte ge- 
werbesteuerliche Einnahmen werden mit 1 0 vH der pau- 
schalen Besteuerung unterworfen. Wurden in dem oben 
genannten Zeitraum bei der Steuerveranlagung Ausga- 
ben unrechtmäßig abgezogen, sind diese Ausgaben un- 
geschmälert dem Steuersatz zu unterwerfen. Im Fall ei- 
ner Verkürzung der Umsatzsteuer gelten 30 vH der 
Gegenleistungen für Lieferungen, sonstige Leistungen 
und innergemeinschaftliche Erwerbe oder zu Unrecht 
berücksichtigte Vorsteuerbeträge vollständig als Bemes- 
sungsgrundlage. Für die Erbschaft- und Schenkung- 
steuer sind 20 vH der zu Unrecht nicht berücksichtigten 
Beträge anzusetzen. 

Zugleich sind in dem Gesetzentwurf verbesserte Mög- 
lichkeiten für die Finanzbehörden vorgesehen, bei Kre- 
ditinstituten Konto- oder Depotdaten des Steuerpflichti- 
gen abzufragen. Die Bundesregierung erwartet ein 
zusätzliches Steueraufkommen für das Jahr 2004 von 
5 Mrd Euro, was einer Nachdeklaration von Einnahmen 
- nach Abzug der fiktiv in Ansatz gebrachten Aus- 
gaben - sowie unrechtmäßig abgezogener Betriebsaus- 
gaben oder Werbungskosten in Höhe von rund 
20 Mrd Euro entspräche. Insgesamt müssen freilich bis- 
lang verkürzte Einnahmen in einem deutlich höheren 
Ausmaß nacherklärt werden, um ein Mehraufkommen in 
dieser Größenordnung zu erzielen. Durch die oben ge- 
nannten fiktiven Abzugsbeträge bei der Ermittlung der 
nachzuversteuernden Einkünfte reduziert sich der effek- 
tive Steuersatz deutlich, was die Regelung bei genauer 
Betrachtung für Steuersünder attraktiv erscheinen lässt. 
Die Aufteilung dieser Einnahmen auf Bund, Länder und 
Gemeinden soll gemäß dem Verteilungsschlüssel der 
Lohn- und Einkommensteuer erfolgen. 

Gesetz zur Reform der Gewerbesteuer 

284 . Am 13. August 2003 billigte das Bundeskabinett 
den Entwurf zur Reform der Gewerbesteuer, der durch 
den Deutschen Bundestag mit einigen Modifikationen 
am 17. Oktober verabschiedet wurde. Die Bundesregie- 
rung knüpfte teilweise an Vorarbeiten der im letzten Jahr 
eingesetzten Kommission zur Reform der Gemeindefi- 
nanzen an. Ein Hauptziel dieser Reform soll die Versteti- 
gung und Stabilisierung der kommunalen Einnahmen 
sein. Die Gewerbesteuer soll als wirtschaftskraftbezo- 
gene Steuerquelle mit lokalem Hebesatzrecht weiterent- 
wickelt und in Gemeindewirtschaftssteuer umbenannt 
werden. Hierzu soll insbesondere die personelle Bemes- 
sungsgrundlage, das heißt der Kreis der Steuerpflichti- 
gen, um die Selbständigen und Freiberufler, jedoch nicht 
um die Land- und Forstwirte, erweitert werden. Diese in 
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die Gewerbesteuerpflicht einbezogene Personengruppe 
soll dann auch die Anrechnung der Gewerbesteuerzah- 
lung im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung, die 
durch die Steuerreform 2000 eingeführt wurde, in An- 
spruch nehmen können. Die pauschalierte Anrechnung 
soll gleichzeitig erheblich großzügiger ausgestaltet wer- 
den. So soll künftig anstelle des 1,8-fachen der 3,8-fache 
Gewerbesteuer-Messbetrag im Rahmen der Einkom- 
mensbesteuerung anrechnungsfähig sein. Neben der per- 
sonellen erfolgt auch eine sachliche Veränderung der 
Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer. Der bisher 
geltende Abzug der Gewerbesteuer als Betriebsausgabe 
von der eigenen Bemessungsgrundlage sowie von der 
Bemessungsgrundlage der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer soll beseitigt und die Staffelung der Steuer- 
messzahlen vereinfacht werden. Es ist prinzipiell eine 
einheitliche Steuermesszahl von 3,2 vH vorgesehen, le- 
diglich für Personenuntemehmen, mit einem Gewinn 
zwischen 25 000 Euro und 35 000 Euro halbiert sich die 
Steuermesszahl auf 1 ,6 vH. 

Im Hinblick auf die Hinzurechnungen, die zur Bemes- 
sungsgrundlage der Gewerbesteuer nach geltendem 
Recht vorgenommen werden, sind ebenfalls Änderungen 
geplant. Künftig sollen alle Schuldzinsen für die Überlas- 
sung von Fremdkapital, die an Gesellschafter oder ihnen 
nahestehende Personen fließen, sowie Entgelte für die 
Überlassung von Wirtschaftsgütern (Zinsen, Mieten, 
Pachten und Lizenzgebühren) mit ihrem Finanzierungs- 
anteil hinzugerechnet werden, soweit sie nicht bereits 
beim Empfänger in der Bemessungsgrundlage der Ge- 
meindewirtschaftssteuer enthalten sind. Die vollständige 
Hinzurechnung der Zinsen soll steuersparende Gestal- 
tungsmöglichkeiten, wie sie im Rahmen einer Gesell- 
schafter-Fremdfinanzierung möglich sind, vermeiden 
helfen. Nach dem vom Bundeskabinett beschlossenen 
Gesetzentwurf sollten bisher hinzugerechnete gewinnun- 
abhängige Elemente wie Zinsen, Mieten und Pachten aus 
der Bemessungsgrundlage eliminiert werden. Im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren wurden diese Änderungen 
jedoch verworfen. Damit bleibt die Eigenschaft einer 
Substanzbesteuerung bei der Gewerbesteuer nach wie 
vor erhalten. Ferner soll zur Vermeidung von „Gewerbe- 
steuer-Oasen“ ein minimaler Gewerbesteuer-Hebesatz in 
Höhe von 200 vH verbindlich vorgeschrieben werden. 

Die Gemeindewirtschaftssteuer würde insgesamt zu ei- 
nem Mehraufkommen gegenüber der bisherigen Gewer- 
besteuer von rund 2,1 Mrd Euro führen. Allein durch die 
limitierte Anrechnung der Gemeindewirtschaftssteuer 
im Rahmen der Einkommensteuer entstünden dort Min- 
dereinnahmen von etwa 3,0 Mrd Euro und Mehreinnah- 
men bei der Körperschaftsteuer durch das Versagen des 
Betriebsausgabenabzugs von knapp 2,7 Mrd Euro. Zu- 
nächst war eine Veränderung der Umsatzsteuervertei- 
lung anvisiert worden, die aber in den Beratungen des 
Finanzausschusses des Deutschen Bundestages verwor- 
fen wurde. Nun ist eine Senkung der Vervielfaltiger- 
punkte bei der Ermittlung der Gewerbesteuerumlage 
vorgesehen. Dies würde im Ergebnis dazu führen, dass 
sich der Gemeindeanteil an der Gemeindewirtschafts- 
steuer um etwa 2,1 Mrd Euro erhöhen würde. 


Im Vergleich mit den Vorstellungen des Sachverständi- 
genrates über eine Neugestaltung der Gewerbesteuer in 
Form von gemeindeindividuellen Zuschlagsrechten zur 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer kann der von 
der Bundesregierung hier verfolgte Ansatz nur als unzu- 
reichende Reform des Gemeindefinanzsystems bezeich- 
net werden (Ziffern 529 ff). 

Reform der Steuerreform (Haushaltsbegleitgesetz 2004) 

285 . Im August legte die Bundesregierung den Ent- 
wurf des Haushaltsbegleitgesetzes 2004 vor, das das mit 
der Vorlage des Entwurfs zum Bundeshaushalt 2004 ent- 
wickelte Haushaltsstabilisierungskonzept 2004 sowie 
das Vorziehen der dritten Stufe der Steuerreform 2000 
Umsetzen soll (JG 2000 Ziffern 161 ff). Das Zusammen- 
führen der beiden letzten Stufen der Steuerreform auf 
das Jahr 2004 wurde im Sommer, nicht zuletzt aufgrund 
eines großen medialen Drucks, beschlossen. Das Entlas- 
tungsvolumen der dritten Stufe der Steuerreform beträgt 
voraussichtlich 15,6 Mrd Euro. Zusammen mit der im 
vergangenen Jahr infolge der Hochwasserkatastrophe 
verschobenen zweiten Stufe der Steuerreform 2000 
summieren sich die Entlastungen auf insgesamt 
21,8 Mrd Euro. Die Bundesregierung erhofft sich durch 
diese Maßnahmen einen konjunkturellen Impuls, der zu 
einer verbesserten wirtschaftlichen Dynamik und zu ei- 
ner höheren Beschäftigung führen soll. Zugleich soll mit 
dem Maßnahmenpaket des Haushaltsbegleitgesetzes 
auch der Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge- 
wichts nach Artikel 115 Grundgesetz begegnet werden. 

Im Zuge der letzten Stufe der Steuerreform 2000 sollte 
im Jahr 2005 der Haushaltsfreibetrag für Alleinerzie- 
hende von derzeit 1188 Euro endgültig abgeschafft wer- 
den; er war vom Bundesverfassungsgericht für unzuläs- 
sig erklärt worden, weil er Ehepaare benachteilige. 
Durch das Vorziehen der dritten Stufe der Steuerreform 
wäre dieser Freibetrag bereits im Jahr 2004 entfallen. 
Dies hätte dann für Alleinerziehende zu keiner nennens- 
werten Entlastung geführt. Infolge des öffentlichen 
Drucks plant die Bundesregierung nun eine neue Steuer- 
vergünstigung für „echte“ Alleinerziehende. Sie sollen 
dauerhaft einen neuen Haushaltsfreibetrag in Höhe von 
1 308 Euro pro Jahr erhalten, sofern sie nicht mit einem 
Partner Zusammenleben. Hieraus sollen sich Minderein- 
nahmen von bis zu 0,3 Mrd Euro ergeben. Im Gegenzug 
zu den Entlastungsmaßnahmen ist allerdings eine Reihe 
von Einsparmaßnahmen vorgesehen. 

- So sollen sowohl die Eigenheimzulage als auch die 
Wohnungsbauprämie für Neufälle ab dem Jahr 2004 
entfallen. Das gesamte Einsparvolumen durch die 
Streichung der Eigenheimzulage in Höhe von derzeit 
rund 11,4 Mrd Euro für Bund, Länder und Gemeinden 
wird freilich erst ab dem Jahr 2011 erzielt, wenn alle 
gegenwärtigen Bezieher der Zulage keine Mittel mehr 
erhalten. Für das kommende Jahr erwartet die 
Bundesregierung lediglich ein Einsparvolumen von 
0,3 Mrd Euro. Im Gegenzug ist ein Zuschussprogramm 
zur Strukturverbesserung in Städten geplant, für das 
der Bund 25 vH seiner bis zum Jahr 2011 durch den 
Wegfall der Eigenheimzulage erzielten Einsparungen, 
das bedeutet im Endjahr (2007) rund 1,2 Mrd Euro, 
zur Verfügung stellen will. 
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- Zudem soll eine Kürzung der Entfernungspauschale 
vorgenommen werden. Zunächst war ein Wegfall der 
bisherigen Entfernungspausehaie für die ersten 
20 Entfernungskilometer vorgesehen. Nachdem dies 
auf politischen Widerstand stieß, war kurzfristig ein 
Wegfall der Entfernungspauschale ausschließlich für 
die Nutzung von Personenkraftwagen in der Diskus- 
sion. Derzeit ist eine lineare Verminderung der ver- 
kehrsmittelunabhängigen Entfernungspauschale auf 
15 Cent je Entfernungskilometer vorgesehen. Insge- 
samt werden Steuermehreinnahmen von rund 
3 Mrd Euro jährlich erwartet. 

- Im Rahmen der Umsatzbesteuerung ist eine Erweite- 
rung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfän- 
gers auf steuerpflichtige Umsätze, die unter das 
Grunderwerbsteuergesetz fallen, auf die Reinigung 
von Gebäuden sowie auf bestimmte Bauleistungen 
vorgesehen (§ 13b Umsatzsteuergesetz). Ferner soll 
der Anwendungsbereich des § 24 Umsatzsteuergesetz, 
der für die Land- und Forstwirtschaft eine Umsatzbe- 
steuerung nach Durchschnittssätzen erlaubt, einge- 
schränkt und für einen Teil der Umsätze der entspre- 
chende Durchschnittssatz gesenkt werden. Insgesamt 
soll aus diesen Maßnahmen ein zusätzliches Umsatz- 
steueraufkommen von rund 0, 7 Mrd Euro resultieren. 

- Beim Erziehungsgeld für die ersten sechs Monate sol- 
len einerseits die Zahlbeträge geringfügig nach unten 
angepasst und andererseits die Einkommensgrenzen 
der Empfänger gesenkt werden. Bislang gilt für Ver- 
heiratete eine Einkommens grenze von 51 130 Euro 
und für Alleinerziehende eine Grenze von 
38 350 Euro pro Jahr. Künftig soll der Regelsatz des 
Erziehungsgelds nur für Leistungsempfänger mit ei- 
nem jährlichen Einkommen bis 30 000 Euro für Ehe- 
paare und 23 000 Euro für Alleinstehende gelten. 
Hierdurch werden Einsparungen für den Bundes- 
haushalt in Höhe von 0,4 Mrd Euro erwartet. 

- Die Vergütung der Mineralölsteuer für in der Land- 
und Forstwirtschaft verwendeten Dieselkraftstoff soll 
unter Abzug eines Selbstbehalts von 350 Euro auf eine 
maximale Menge von jährlieh 10 000 Liter begrenzt 
werden. Darüber hinaus ist eine Reduzierung der De- 
fizithaftung des Bundes für die Leistungsausgaben im 
Bereich der Krankenversicherung der Landwirte für 
Altenteiler geplant. Zusammengenommen verspricht 
sich die Bundesregierung aus diesen Maßnahmen 
Einsparungen in Höhe von knapp 0,4 Mrd Euro. 

- Ferner ist der Wegfall der Halbjahresregelung bei 
Absetzungen für Abnutzungen (AfA) vorgesehen. Da- 
nach kann künftig nicht mehr die volle oder halbe 
Jahres-AfA (in Abhängigkeit von der Anschaffung/ 
Herstellung in der ersten oder zweiten Jahreshälfte) 
abgezogen werden, sondern nur noeh ab dem Monat 
der Anschaffung oder Herstellung jeder volle, auf 
diesen Monat entfallende Betrag in Ansatz gebracht 
werden. Hierdurch sollen Mehreinnahmen von bis zu 
2 Mrd Euro erzielt werden. 

- Für Bundesbedienstete ist eine Begrenzung des Weih- 
nachtsgelds auf 4,17 vH der jährlichen Versorgungs- 
bezüge bei Versorgungsempfängern (dies entspricht 
50 vH eines Monatsbezugs) und die Streichung des 
Urlaubsgelds sowie eine Rückführung des Weih- 
nachtsgelds auf 5 vH der Jahresbezüge bei aktiven 
Beamten, Richtern und Soldaten des Bundes (dies 


entspricht 60 vH eines Monatsbezugs) geplant. Aus 
diesen Maßnahmen dürften sich jährliche Einsparun- 
gen von rund 0,4 Mrd Euro ergeben. 

- Schließlich wollte der Bund den Bundeszuschuss zur 
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
naeh §213 SGB VI um 2 Mrd Euro kürzen. Uber die 
konkreten Einsparungen, die bei der Gesetzlichen Ren- 
tenversicherung vorzunehmen sind, um diesen Betrag 
zu erwirtschaften, wird im Haushaltsbegleitgesetz 
2004 keine Aussage getroffen. Zwei Tage nach der Ver- 
abschiedung des Haushaltsbegleitgesetzes im Deut- 
schen Bundestag am 1 7. Oktober 2003 wurde auf einer 
Klausurtagung der Bundesregierung vereinbart, auf 
die Einsparsumme von 2 Mrd Euro bei dem Zuschuss 
zur Gesetzlichen Rentenversicherung zu verzichten. 
Nun soll I Mrd Euro als „solidarische Einsparung“ im 
Wege einer globalen Minderausgabe in verschiedenen 
Ressorts im Haushaltsvollzug erwirtschaftet werden. 
Für die Einsparung des verbleibenden Betrags sind 
bislang keine Vorschläge bekannt geworden. 

Insgesamt summieren sich allein die kassenmäßigen 
Einsparungen durch das Haushaltsbegleitgesetz 2004 für 
das Jahr 2004 auf rund 5,5 Mrd Euro und nehmen in den 
Folgejahren auf bis zu 13 Mrd Euro zu. Unter Einbezie- 
hung der Entlastungen durch das Vorziehen der dritten 
Stufe der Steuerreform ergeben sich im Jahr 2004 per 
saldo Entlastungen für Steuerzahler von etwa 
10 Mrd Euro, die zu knapp 3,0 Mrd Euro durch den 
Bund, zu 5,2 Mrd Euro durch die Länder und zu 
1 ,9 Mrd Euro durch die Gemeinden getragen werden 
sollen. Insbesondere durch das Vorziehen der dritten 
Stufe der Steuerreform dürfte die Nettokreditaufnahme 
des Bundes um 5 Mrd Euro zunehmen. 

Gesetz zur Neuordnung der einkommensteuerlichen 
Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und 
Altersbezügen (A Iterseinkünftegesetz) 

286 . Aufgrund eines Urteils des Bundesverfassungsge- 
richtes vom 6. März 2002 hat die Bundesregierung einen 
Gesetzentwurf zur Neuregelung der steuerlichen Behand- 
lung von Alterseinkünften vorgelegt. Bei diesem Alters- 
einkünftegesetz orientierte sich die Bundesregierung an 
den Ergebnissen der Sachverständigenkommission zur 
Neuordnung der steuerrechtlichen Behandlung von Al- 
tersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen vom 
17. März 2003. Es soll ein schrittweiser Übergang zu ei- 
ner nachgelagerten Besteuerung vorgenommen werden. 
Dabei sollen die Altersvorsorgeaufwendungen künftig 
steuerlich abzugsfähig sein und im Gegenzug die daraus 
resultierenden Altersbezüge der Besteuerung unterliegen. 

Beiträge zu Leibrentenversicherungen, deren damit 
erworbene Anwartschaften nicht beleihbar, nicht vererb- 
bar, nicht veräußerbar, nicht übertragbar und nicht kapi- 
talisierbar sind, wie bei der Gesetzlichen Rentenversi- 
cherung, den berufsständischen Versorgungswerken und 
privaten kapitalgedeckten Leibrentenversicherungen, 
sollen als Sonderausgaben bei der Einkommensteuer bis 
zu einem Höchstbetrag, der dem jeweiligen Höchstbe- 
trag in der Gesetzlichen Rentenversicherung der Arbei- 
ter und Angestellten entspricht, beschränkt abzugsfähig 
sein. Geleistete Altersvorsorgebeiträge (Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberbeitrag) sollen ab dem Jahr 2005 zu 
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60 vH einkommensteuerlich abzugsfähig sein. Dieser 
vH-Satz soll jährlich um 2 Prozentpunkte steigen, wo- 
durch diese Beträge ab dem Jahr 2025 vollständig als 
Sonderausgaben geltend gemacht werden können. Im 
Jahr 2005 wären also, da die Arbeitgeberbeiträge beim 
Arbeitgeber voll steuerlich abzugsfähig sind, 20 vH der 
Arbeitnehmerbeiträge berücksichtigungsfähig. Damit es 
gegenüber dem geltenden Recht nicht zu einer Schlech- 
terstellung kommt, sieht der Gesetzentwurf eine Günsti- 
gerprüfung vor, die gewährleisten soll, dass Steuer- 
pflichtige, für die die derzeitige Regelung günstiger ist, 
keine Nachteile erfahren. Andere Vorsorgeaufwendun- 
gen, insbesondere Beiträge zur Kranken-, Arbeitslosen- 
und Pflegeversicherung, die nicht den Altersvorsor- 
geaufwendungen zugerechnet werden können, sollen 
nach wie vor beschränkt als Sonderausgaben von der 
Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer abziehbar 
sein. Hierbei wird unterschieden zwischen den Steuer- 
pflichtigen, die ihre Aufwendungen zur Krankenversi- 
cherung alleine tragen - für diesen Personenkreis soll 
ein Höchstbetrag von 2 500 Euro je Jahr gelten-, und 
allen anderen Steuerpflichtigen, deren Höchstbetrag auf 
1 500 Euro je Jahr beschränkt werden soll. 

Ab dem Jahr 2005 sollen alle Leibrenten, die auf diesen 
Altersvorsorgebeiträgen beruhen, einheitlich zu 50 vH 
der Besteuerung unterliegen; diese Besteuerungsquote 
soll auch für Bestandsrentner gelten. Der zu versteu- 
ernde Anteil der Renten soll für jeden neu hinzukom- 
menden Rentnerjahrgang bis zum Jahr 2020 in Schritten 
von 2 Prozentpunkten auf 80 vH angehoben werden. Ab 
dem Jahr 2021 soll der Anstieg des zu versteuernden 
Anteils auf jährlich 1 Prozentpunkt verlangsamt werden, 
so dass die Rentnerjahrgänge, die ab dem Jahr 2040 in 
Ruhestand gehen, ihre Leibrenten zu 1 00 vH versteuern 
müssen. Der sich nach Maßgabe des jeweils zu besteu- 
ernden Anteils zum Zeitpunkt des Rentenzugangs erge- 
bende steuerfreie Teil der Jahresbruttorente soll für den 
jeweiligen Rentenjahrgang festgeschrieben werden. 

Da eine Gleichstellung bei der Besteuerung von Beam- 
tenpensionen und Renten aus der Gesetzlichen Renten- 
versicherung angestrebt wird, ist vorgesehen, den der- 
zeitigen Versorgungsfreibetrag für Beamtenpensionen 
sowie den Altersentlastungsbetrag für übrige Einkünfte 
schrittweise bis zum Jahr 2040 zu verringern. Ferner soll 
eine Anpassung des für Beamtenpensionen und Werks- 
pensionen geltenden Arbeitnehmerpauschbetrags von 
1 044 Euro auf den für Empfänger anderer Altersbezüge 
geltenden Werbungskostenpauschbetrag in Höhe von 
102 Euro abgeschmolzen werden. Darüber hinaus soll 
das Steuerprivileg für Kapitallebensversicherungen ab 
dem Jahr 2005 für Neuabschlüsse abgeschafft werden. 
Dieses Privileg besteht in der Möglichkeit eines Sonder- 
ausgabenabzugs für die Beiträge und gleichzeitiger Steu- 
erfreiheit der Erträge, sofern die Laufzeit des Vertrags 
mehr als zwölf Jahre beträgt und einen Mindesttodesfall- 
schutz von 60 vH der Beitragssumme sichergestellt ist. 

Im Bereich der kapitalgedeckten betrieblichen Altersver- 
sorgung soll langfristig ebenfalls durchgängig zu einer 
nachgelagerten Besteuerung übergegangen werden, ln 
einem ersten Schritt sollen die Beiträge für eine Direkt- 
versicherung steuerfrei gestellt werden, sofern eine le- 
benslange Altersversorgung vorgesehen ist. Im Gegenzug 


soll für Neufälle die gegenwärtig mögliche Pauschalbe- 
steuerung bei einer Direktversicherung und einer Pen- 
sionskasse nach § 40b EStG entfallen. Vor allem aus fis- 
kalischen Gründen sollen die vorgelagerte Besteuerung 
und die Möglichkeit der Pauschalbesteuerung nach § 40b 
Einkommensteuergesetz für den Bereich der umlage- 
finanzierten Zusatzversorgung des öffentlichen Diensts 
beibehalten werden. 

Des Weiteren ist in dem Gesetzentwurf eine Vereinfa- 
chung der privaten kapitalgedeckten Altersvorsorge 
(Riester-Rente) vorgesehen. Aufgrund der Ausdehnung 
der steuerlich absetzbaren Vorsorgeaufwendungen käme 
es zu steuerlichen Mindereinnahmen von knapp 
1 Mrd Euro im Jahr 2005; bis zum Jahr 2010 dürften die 
Steuerausfälle auf rund 4,3 Mrd Euro steigen. 

Gesetz zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 2003) 

287 . Das Steueränderungsgesetz 2003 sieht unter ande- 
rem den Wegfall der Zweijahresfrist vor, die derzeit für 
eine einkommensteuerliche Berücksichtigung der Kosten 
einer beruflich veranlassten doppelfen Haushaltsführung 
gilt. Darüber hinaus sollen in diesem Gesetz eine Reihe 
von Änderungen im Umsatzsteuerrecht vorgenommen 
werden. So ist beispielsweise eine Aufhebung der Steuer- 
befreiung der Umsätze von staatlichen Hochschulen im 
Rahmen der Forschungstätigkeit geplant. Auch soll die 
teilweise bereits praktizierte Gewährung des vollen Vor- 
steuerabzugs für gemischt genutzte Fahrzeuge im Unter- 
nehmensbereich in das Umsatzsteuergesetz aufgenom- 
men werden. Schließlich sind einige gesetzliche 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs, 
die der Bundesrechnungshof empfohlen hatte, in das 
Steueränderungsgesetz 2003 aufgenommen worden. 

Finanzielle Auswirkungen der geplanten 
Reformmaßnahmen 

288 . Zusammengenommen ergäben sich durch sämtli- 
che Maßnahmen, die im Haushaltsbegleitgesetz 2004, 
mit der Reform der Gewerbesteuer, dem Korb II, dem 
Gesetz zur Förderung der Steuerehrlichkeit, dem Steu- 
eränderungsgesetz 2003 und dem Alterseinkünftegesetz 
vorgesehen sind, im kommenden Jahr Belastungen für 
die öffentlichen Haushalte in einer Größenordnung von 
etwa 5,8 Mrd Euro. Der Bund hätte Mindereinnahmen 
von rund 3,1 Mrd Euro und die Länder von rund 
4,1 Mrd Euro zu verbuchen (Tabelle 40, Seite 186). Die 
Gemeinden hätten dagegen Mehreinnahmen von 
1,4 Mrd Euro zu verbuchen. In den Folgejahren würden 
sich die Mindereinnahmen zu Mehreinnahmen umkeh- 
ren. Schon im Jahr 2005 resultierten Mehreinnahmen von 
insgesamt etwa 12,7 Mrd Euro, die bis zum Jahr 2007 auf 
15,2 Mrd Euro ansteigen würden. Freilich handelt es sich 
bei den durch das Bundesministerium der Finanzen er- 
mittelten finanziellen Auswirkungen um Schätzungen, 
die einer erheblichen Unsicherheit unterliegen. Zweitrun- 
deneffekte, die sich aus den Mindereinnahmen der Län- 
der auf die Finanzen der Gemeinden infolge reduzierter 
Zuweisungen der Länder ergeben, blieben hierbei unbe- 
rücksichtigt, so dass die effektiven finanziellen Auswir- 
kungen von den dargestellten abweichen können. 
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Tabelle 40 


Finanzielle Auswirkungen der Gesetzentwürfe'* 

Mio Euro 


Maßnahme 

Gebietskörperschaft 

1 Entlastung (+) / Belastung (-) | 

1 2004 

1 2005 1 

2006 1 

2007 

Haushaltsbegleitgesetz 200T’ 

Insgesamt 

-1 

11 282 

+ 10 359 

+10 932 

+12 636 


Bund 

- 

4 078 

+ 6 402 

+ 6 565 

+ 7 292 


Länder 

- 

5 283 

+ 2 901 

+ 3 150 

+ 3 848 


Gemeinden 

- 

1 921 

+ 1 056 

+ 1 217 

+ 1 496 

Reform der Gewerbesteuei 

Insgesamt 

+ 

500 

+ 2 130 

+ 2 575 

+ 3 000 


Bund 

- 

1 074 

- 525 

- 296 

- 454 


Länder 

- 

938 

- 349 

- 163 

- 216 


Gemeinden 

+ 

2 512 

+ 3 004 

+ 3 034 

+ 3 670 

Förderung der Steuerehrlichkeit 

Insgesamt 

+ 

5 000 

- 

- 

- 


Bund 

+ 

2 125 

- 

- 

- 


Länder 

+ 

2 125 

- 

- 

- 


Gemeinden 

+ 

750 

- 

- 

- 

Korb 11 

Insgesamt 

+ 

680 

+ 1 425 

+ 1 585 

+ 1 495 


Bund 

+ 

358 

+ 750 

+ 827 

+ 773 


Länder 

+ 

324 

+ 679 

+ 753 

+ 704 


Gemeinden 

- 

2 

4 

+ 5 

+ 18 

Steueränderungsgesetz 2003^' 

Insgesamt 

- 

668 

- 214 

43 

+ 87 


Bund 

- 

418 

- 179 

82 

5 


Länder 

- 

354 

- 140 

56 

+ 10 


Gemeinden 

+ 

104 

+ 105 

+ 95 

+ 82 

Alterseinkünftegesetz 

Insgesamt 


- 

- 975 

- 1 110 

- 2 025 


Bund 


- 

- 442 

- 504 

- 922 


Länder 


- 

- 392 

- 449 

- 817 


Gemeinden 


- 

- 141 

- 157 

- 286 

Alle steuerlichen Maßnahmen 

Insgesamt 

- 

5 770 

+12 725 

+13 939 

+15 193 


Bund 

- 

3 087 

+ 6 006 

+ 6 510 

+ 6 684 


Länder 

- 

4 126 

+ 2 699 

+ 3 235 

+ 3 529 


Gemeinden 

+ 

1 443 

+ 4 020 

+ 4 194 

+ 4 980 

Nachrichtlich: 







Viertes Gesetz für moderne Dienst- 

Insgesamt 

+ 

1 900 

+ 4 400 

+ 5 800 

+ 6 500 

leistungen am Arbeitsmarkt 

Bund” 


0 

+ 1 900 

+ 3 300 

+ 4 000 


Länder 


0 

0 

0 

0 


Gemeinden 

+ 

1 900 

+ 2 500 

+ 2 500 

+ 2 500 

GKV-Modemisierungsgesetz“* 

Insgesamt 

+ 

2 500 

+ 900 

+ 100 

+ 600 


Bund 

- 

1 000 

- 2 500 

- 4 200 

- 4 200 


Gesetzliche Krankenversicherung 

+ 

3 000 

+ 2 000 

+ 2 000 

+ 2 000 


Gesetzliche Rentenversicherung 

+ 

200 

+ 1 000 

+ 1 800 

+ 2 300 


Bundesanstalt für Arbeit 

+ 

300 

+ 400 

+ 500 

+ 500 

Gesetz zur Änderung des Tabak- 







Steuergesetzes und anderer 







Verbrauchsteuergesetze 

Bund 

+ 

1 253 

+ 1 941 

+ 2 123 

+ 2 123 

Zweites Gesetz zur Änderung des 







SGB VI und anderer Gesetze’*'’’ 

Gesetzliche Rentenversicherung 

+ 

2 200 

+ 1 200 

+ 1 200 

+ 1 200 

Drittes Gesetz zur Änderung des 







SGB VI und anderer Gesetze’’ 

Gesetzliche Rentenversicherung 

+ 

560 

+ 750 

+ 750 

+ 750 

Alle Reformen 

Insgesamt 

+ 

2 643 

+21 916 

+23 912 

+26 366 


Bund 

- 

2 834 

+ 7 347 

+ 7 733 

+ 8 607 


Länder 

- 

4 126 

+ 2 699 

+ 3 235 

+ 3 529 


Gemeinden 

+ 

1 443 

+ 4 020 

+ 4 194 

+ 4 980 


Sozialversicherungen 

+ 

6 260 

+ 5 350 

+ 6 250 

+ 6 750 


1) Die zunächst eingeplante Verminderung der Zuschüsse an die Gesetzliche Rentenversicherung und die Entlastungen des Staates bei den geleis- 
teten Arbeitgeberbeiträgen infolge von Beitragssatzsenkungen oder vermiedenen Beitragssatzerhöhungen wurden nicht berücksichtigt. - 2) Ohne 
die zunächst vorgesehene Reduktion der Zuschüsse an die Gesetzliche Rentenversicherung, einschließlich der zwischenzeitlich geplanten globalen 
Minderausgabe von 1 Mrd Euro. Einschließlich der Einsparungen des Bundes bei Personalausgaben. - 3) Ohne Wiedergewährung des vollen Vor- 
steuerabzugs für gemischt genutzte Fahrzeuge im Untemehmensbereich. - 4) Es wurde berücksichtigt, dass die Entlastungen für die Gesetzliche 
Krankenversicherung teilweise zu Beitragssatzsenkungen verwendet werden und in diesem Ausmaß keine Nettoentlastung vorliegt. Die Beitrags- 
satzsenkungen sollen von 0,7 Prozentpunkten im Jahr 2004 auf 1 ,3 Prozentpunkte im Jahr 2007 steigen. - 5) Dadurch, dass ein Beitragssatzanstieg 
in der Gesetzlichen Rentenversicherung verhindert wurde, konnte ein höherer Bundeszuschuss und höhere Beiträge für Kindererziehungszeiten 
von insgesamt rund 2 Mrd Euro vermieden werden. - 6) Ohne Reduktion der Schwankungsreserve.- 7) Einschließlich Bundesanstalt für Arbeit. 

Quellen: BMF, BMGS, BMWA 
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Datum 


2002 


15. November 

Der Deutsche Bundestag beschließt das Zweite Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar- 
beitsmarkt. Durch die darin enthaltenen Neureglungen wird die Steuerfreiheit des Arbeitsent- 
gelts aus geringfügigen Beschäftigungen nach § 3 Nr. 39 EStG ab dem 1. April 2003 aufgeho- 
ben. Die Lohnsteuer vom Arbeitsentgelt für geringfügig entlohnte Beschäftigungen im Sinne 
des § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV ist pauschal oder nach den Merkmalen der Lohnsteuerkarte zu er- 
heben. Die monatliche Pauschalierungsgrenze wird für geringfügig entlohnte Beschäftigungs- 
verhältnisse von 325 Euro auf 400 Euro angehoben. Für die Inanspruchnahme haushaltsnaher 
Dienstleistungen wird zukünftig eine Steuerermäßigung gewährt, deren Höhe davon abhängt, 
ob die Dienstleistung im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses erbracht oder eine Unter- 
nehmen beauftragt wird. 

Der Deutsche Bundestag verabschiedet das Gesetz zur Sicherung der Beiträge in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung und in der gesetzlichen Rentenversicherung Beitragssatzsicherungs- 
gesetz (JG 2002 Ziffer 268). 

20. November 

Das Bundeskabinett beschließt den Entwurf eines Nachtragshaushalts für das Jahr 2002, der 
eine Erhöhung der Nettokreditaufnahme um 13,5 Mrd Euro auf 34,6 Mrd Euro vorsieht, sowie 
den (zweiten) Entwurf des Bundeshaushalts 2003 mit einer veranschlagten Nettokreditauf- 
nahme von 18,9 Mrd Euro. 

21. November 

Die Bundesregierung setzt die „Kommission für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der So- 
zialen Sicherungssysteme“ ein. Die Kommission besteht aus 26 Mitgliedern aus Wissenschaft 
und Politik, von Arbeitgebern und Gewerkschaften. Sie hat den Auftrag, Vorschläge für eine 
nachhaltige Finanzierung und Weiterentwicklung der Sozialversicherung zu entwickeln. Insbe- 
sondere soll es darum gehen, „die langfristige Finanzierung der sozialstaatlichen Sicherungs- 
ziele und die Generationengerechtigkeit zu gewährleisten sowie die Systeme zukunftsfest zu 
machen.“ Daneben sollen Wege aufgezeigt werden, wie die Lohnnebenkosten gesenkt werden 
können, um damit positive Beschäftigungseffekte zu erzeugen. Entsprechende Konzepte sollen 
bis zum Herbst 2003 vorgelegt werden. 

12. Dezember 

Die Bundesregierung legt den Beteiligungsbericht 2002 vor. Ende des Jahres 2002 waren der 
Bund und seine Sondervermögen unmittelbar an 120 Unternehmen beteiligt. Die Zahl der be- 
deutsameren unmittelbaren Beteiligungen, an denen der Bund und die Sondervermögen mit 
mindestens 25 vH beteiligt sind, hat sich gegenüber dem Vorjahr von 60 auf 37 Unternehmen 
reduziert. 

17. Dezember 

Das Bundesverfassungsgericht stellt fest, dass die Festlegung von Höchstgrenzen für die Erstat- 
tung von Arzneimittelkosten (Festbeträge) durch die Spitzenverbände der Gesetzlichen Kran- 
kenkassen mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Entsprechend ist im GKV-Modernisierungsge- 
setz vorgesehen, dass die Zuständigkeit für die Festbeträge zukünftig wieder gänzlich bei der 
Selbstverwaltung liegt. 

18. Dezember 

Das aktualisierte deutsche Stabilitätsprogramm wird an den Rat der Europäischen Union und an 
die Europäische Kommission übermittelt. Das Ziel, im Jahr 2004 einen ausgeglichenen Staats- 
haushalt vorzulegen, wird auf das Jahr 2006 verschoben. 

2003 


1. Januar 

Die fünfte und letzte Stufe der „ökologischen Steuerreform“, das Gesetz zur Fortentwicklung 
der ökologischen Steuerreform, die vorübergehende Anhebung des Körperschaftsteuersatzes, 
das Flutopfersolidaritätsgesetz, die Erhöhung der Tabaksteuer treten in Kraft. 

Der Beitragssatz in der Gesetzlichen Rentenversicherung steigt um 0,4 Prozentpunkte auf 

1 9,5 vH, die Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestell- 
ten sowie in der Arbeitslosenversicherung wird von 4 500 Euro (3 750 Euro) je Monat in den 
alten (neuen) Bundesländern auf 5 100 Euro (4 250 Euro) erhöht. 
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noch 2003 


noch 1. Januar 

Das mit der Rentenreform 2001 verabschiedete Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsiche- 
rung im Alter und bei Erwerbsminderung tritt in Kraft. Es sieht unter anderem für Personen 
über 65 Jahre eine eigenständige soziale Leistung vor, die bei Bedürftigkeit den grundlegenden 
Bedarf für den Lebensunterhalt sicherstellen soll. Die Bedürftigkeitsprüfung orientiert sich an 
den Regelungen in der Sozialhilfe. Allerdings bleiben Unterhaltsansprüche der Grundsiche- 
rungsberechtigten gegenüber ihren Kindern weitgehend außer Betracht. 

2 1 . Januar 

Der ECOFIN-Rat stellt ein übermäßiges Defizit in Deutschland fest und gewährt bis zum 
21. Mai 2003 Zeit, um „wirksame“ Maßnahmen zu dessen Abbau zu ergreifen. 

29. Januar 

Die Bundesregierung legt den Jahreswirtschaftsbericht 2003 vor. Sie erwartet in ihrer Projek- 
tion für das Jahr 2003 eine Zunahme des Bruftoinlandsprodukfs um 1 vH. 

12. Februar 

Das Bundesverfassungsgericht hält die Regelung des § 10 Absatz 3 SGB V mit dem Grundge- 
setz vereinbar, wonach Kinder miteinander verheirateter Eltern von der beitragsfreien Familien- 
versicherung ausgeschlossen sind, wenn das Gesamteinkommen des Elternteils, der nicht Mit- 
glied einer gesetzlichen Krankenkasse ist, höher ist als das Einkommen des anderen, GKV- 
versicherten Elternteils. 

19. Februar 

Die Bundesregierung beschließt die Einführung einer pauschalen Zinsabgeltungssfeuer in Höhe 
von 25 vH ansfelle des Zinsabschlags und die Eckpunkte für eine befrisfete Amnestie für Sfeu- 
erflüchtlinge, die ihre bisher nicht versteuerten Kapitalerträge deklarieren und das Kapital nach 
Entrichtung einer pauschalen Steuer nach Deutschland zurückholen. 

21. Februar 

Der Bundestag beschließt das im Bundesrat noch zustimmungspflichtige Steuervergünstigungs- 
abbaugesetz. Die durch den Abbau von Steuervergünstigungen und Sonderregelungen erwarte- 
ten Mehreinnahmen werden mit 3,5 Mrd Euro (2003), lOMrdEuro (2004), 13,7 Mrd Euro 
(2005) und 15 Mrd Euro (2006) etwas geringer veranschlagt als im Gesetzentwurf vom 
2. Dezember 2002. 

26. Februar 

Das Bundeskabinett beschließt das Gesetz zur Förderung von Kleinunternehmen (Kleinunter- 
nehmerforderungsgesetz - KFG). Die darin enthaltenen Regelungen sahen zunächst die Einfüh- 
rung einer pauschalen Gewinnermittlung für Existenzgründer und Kleinuntemehmer vor, von 
der aber im weiteren Gesetzgebungsverfahren abgesehen wurde. Außerdem sollen zum Abbau 
von Bürokratie die Buchführungsgrenzen erhöht und die Einnahmen-Überschussrechnung stan- 
dardisiert werden. 

Die Bundesregierung beschließt die Lkw-Maut- Verordnung. Danach soll am 3 1 . August 2003 
eine entfemungsabhängige Autobahngebühr für Lastwagen ab 12 1 eingeführt werden 
(Ziffer 269). 

14. März 

Der Bundeskanzler kündigt in einer Regierungserklärung im Deutschen Bundestag weitrei- 
chende Reformmaßnahmen an („Agenda 2010“). Sie umfassen 

- eine Reform des Arbeitsmarkts im Rahmen derer unter anderem die Schwelle für die An- 
wendung des Kündigungsschutzes flexibilisiert, die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld ver- 
kürzt sowie die Arbeitslosenhilfe und die Sozialhilfe zusammengeführt werden sollen 
(Ziffern 231 ff). 

- eine Reform der Gesetzlichen Krankenversicherung, die den Leistungskatalog einschränken, 
das Krankengeld aus der paritätischen Finanzierung herausnehmen, versicherungsfremde 
Leistung durch Steuern finanzieren, das „Hausarztprinzip“ einführen und die Zuzahlungen 
bei Arzneimiffeln und bei Klinikaufenfhalten anheben soll. Ferner sollen Krankenhäuser in 
besfimmfen Fällen für die ambulante Versorgung geöffnet, Internet-Apotheken zugelassen, 
das Verbot des Besitzes mehrerer Apotheken aufgeheben und Krankenkassen gestattet wer- 
den, Einzelverträge mit Ärzten abzuschließen. 
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- weitere Änderungen im Handwerksrecht, eine Reform der Gemeindefinanzen, die Über- 
nahme des Gemeindeanteils am Flutopferfonds (0,8 Mrd Euro) durch den Bund sowie ein 
zinsverbilligtes Darlehensprogramm für Kommunen und für den Wohnungsbau der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau. 


Der Bundesrat lehnt das Gesetz zum Abbau von Steuervergünstigungen und Ausnahmeregelun- 
gen (Steuervergünstigungsabbaugesetz) ab. Die Bundesregierung ruft den Vermittlungsaus- 
schuss an. 

17. März 

Die Saehverständigenkommission zur Neuordnung der steuerrechtliehen Behandlung von Al- 
tersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen legt ihren Abschlussbericht vor, auf dem das im 
Herbst vorgestellte Konzept zur steuerlichen Behandlung von Vorsorgeaufwendungen und Al- 
terseinkünften basiert (Ziffer 286). 

20. März 

Der Deutsche Bundestag verabschiedet den Bundeshaushalt 2003. Danach sinken die Ausgaben 
um 0,4 vH auf 248,2 Mrd Euro; dabei wurde angenommen, dass der Zuschuss an die Bundesan- 
stalt für Arbeit auf null sinkt. Die Nettokreditaufnahme wird auf 18,9 Mrd Euro veransehlagt. 

9. April 

Die „Kommission für die Naehhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme“ 
präsentiert einen Zweistufenplan zur Reform des Gesundheitssystems („Y Modell“). Die erste 
Stufe soll schnell umgesetzt werden und umfasst im Wesentliehen (ad hoe) Sparmaßnahmen in 
Höhe von über 20 Mrd Euro. In der zweiten Stufe soll eine grundlegende Reform der Finanzie- 
rungsseite der Gesetzlichen Krankenversicherung durchgeführt werden. Da sieh die Kommis- 
sion auf kein Konzept einigen kann, stehen für die Politik zwei Modelle zur Auswahl: die „Bür- 
gerversicherung“ und das „Gesundheitsprämienmodell“. 

11. April 

Der Deutsehe Bundestag und Bundesrat stimmen dem im Vermittlungsaussehuss erzielten 
Kompromiss zum Steuervergünstigungsabbaugesetz zu, der im Wesentlichen Änderungen im 
Unternehmenssteuerreeht vorsieht. 

24. April 

Die „Arbeitsgruppe Rente“ der Kommission für die Naehhaltigkeit in der Finanzierung der So- 
zialen Sicherungssysteme unterbreitet ihre Vorschläge zur Reform der Gesetzlichen Rentenver- 
sicherung. Das Konzept sieht hauptsäehlich eine graduelle Anhebung des gesetzlichen Renten- 
eintrittsalters auf 67 Jahre und eine Modifikation der Rentenanpassungsformel um einen 
„Naehhaltigkeitsfaktor“ vor. 

3. Mai 

Der Vermittlungsausschuss legt einen Einigungsvorschlag zur Einführung einer entfemungsab- 
hängigen Autobahngebühr für Lastkraftwagen vor. Danach soll die Gebühr durchschnittlieh 
12,4 Cent je Kilometer betragen. 

15. Mai 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ sehätzt für den mittelfristigen Zeitraum - unter Zugrun- 
delegung einer Zunahmen des nominalen Bruttoinlandsprodukts in Deutsehland von 2 vH im 
Jahr 2003 und durchsehnittlich 3 vH in den Jahren 2002 bis 2006 - das jährliche Steueraufkom- 
men für das Jahr 2003 auf 449,8 Mrd Euro und ansteigend bis zum Jahr 2007 auf 
510,8 Mrd Euro. 

22. Mai 

Der Deutsehe Bundestag stimmt dem Einigungsvorschlag des Vermittlungsausschusses zur 
Einführung einer entfemungsabhängigen Autobahngebühr für Lastkraftwagen zu. Die zusätzli- 
ehen Einnahmen werden auf 2,8 Mrd Euro veransehlagt, davon sollen 2,2 Mrd Euro zur Ver- 
besserung der Verkehrsinfrastruktur und 0,6 Mrd Euro für die Maut-Teehnik verwendet wer- 
den. 

23. Mai 

Der Bundesrat stimmt dem von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Ände- 
rung des Gemeindefinanzreformgesetzes und des Aufbauhilfefondsgesetzes zu. Damit werden 
die Gemeinden von der Mitfinanzierung des Fonds „Aufbauhilfe“ befreit, sie werden damit um 
819 Mio Euro im Jahr 2003 entlastet. 
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3. Juni 

Der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister (ECOFIN-Rat) nimmt das Steuerpaket an, welches 
die Kommission bereits im Oktober 1997 vorgeschlagen hat. Es umfasst eine Richtlinie des Ra- 
tes zur Gewährleistung einer wirksamen Besteuerung von Zinserträgen, die innerhalb der Ge- 
meinschaft aus grenzübergreifenden Anlagen erzielt werden, einen Verhaltenskodex für die Un- 
temehmensbesteuerung sowie eine Richtlinie des Rates zur Abschaffung der Quellensteuer auf 
Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unternehmen verschiedener 
Mitgliedstaaten. 

Die Gesundheitsminister der Europäischen Union beschließen neue Zulassungsregelungen für 
Arzneimittel. Die in London ansässige Arzneimittelagentur soll künftig neue Wirkstoffe gegen 
bestimmte Krankheiten wie zum Beispiel Krebs, Aids oder Diabetes zentral für die gesamte EU 
zulassen. Für die Zulassung anderer Wirkstoffe sind nach wie vor die nationalen Behörden zu- 
ständig. 

6. Juni 

Der Deutsche Bundestag hat das „Kleinunternehmerförderungsgesetz“ und im Rahmen dieses 
Artikelgesetzes eine gewerbesteuerliche Entlastung solcher Zweckgesellschaften beschlossen, 
derer sich die Kreditinstitute bei der Verbriefung von Krediten in der Regel bedienen. Dadurch 
werden steuerliche Nachteile im Vergleich zum Ausland beseitigt und der Verbriefungsmarkt in 
Deutschland gestärkt. 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Regierungskoalition eingebrachten Entwurf eines Ge- 
setzes zur Neustrukturierung der Förderbanken des Bundes beschlossen. Das Gesetz sieht die 
Zusammenlegung von Kreditanstalt für Wiederaufbau und Deutsche Ausgleichsbank vor. 

16. Juni 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Gesundheitssystems (Gesundheitssystem- 
modemisierungsgesetz) wird vorgelegt. Es sieht Strukturreformen und auf der Finanzierungs- 
seite zum Beispiel eine Ausweitung der Zuzahlungen und eine generelle Verschiebung der Pari- 
tät zur Umfinanzierung des Krankengelds vor. Nachdem sich Bundesregierung und Opposition 
einen Konsens für eine gemeinsame Gesundheitsreform gefunden haben, wird der Gesetzent- 
wurf im Juli 2003 zurückgezogen. 

18. Juni 

Die Bundesregierung legt einen Gesetzentwurf zur Förderung der Steuerehrlichkeit vor und 
vertagt die Einführung der Zinsabgeltungssteuer. Durch die Umsetzung des Gesetzes werden 
für das Jahr 2004 Mehreinnahmen von 5 Mrd Euro erwartet (Ziffer 283). 

26. Juni 

Der Bundeskanzler und die Regierungschefs der Länder einigen sich auf eine Organisationsre- 
form der Gesetzlichen Rentenversicherung. Das Ziel der Reform besteht in einer Verbesserung 
der Wirtschaftlichkeit und Effizienz der Verwaltung. Dazu wird ein integrierter Dachverband 
mit der Bezeichnung „Deutsche Rentenversicherung“ geschaffen, in dem die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte und der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger aufgehen. 
Der Dachverband nimmt sowohl originäre Trägeraufgaben als auch Verbandsaufgaben wahr. 
Die bisherige Zuständigkeitszuordnung nach Arbeitern und Angestellten wird aufgehoben, es 
soll einen einheitlichen Versichertenbegriff geben. Die Zahl der Landesversicherungsanstalten 
soll reduziert werden. 

29. Juni 

Die Bundesregierung beschließt, die dritte Stufe der Steuerreform vom Jahr 2005 auf das 
Jahr 2004 vorzuziehen. Die daraus resultierenden Mindereinnahmen werden auf 15,6 Mrd Euro 
veranschlagt. 

1 . Juli 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tabaksteuergesetzes und anderer Verbrauchsteu- 
ergesetze wird vorgelegt. Zur pauschalen Abgeltung von Aufwendungen der Krankenkassen für 
versicherungsfremde Leistungen wird die Tabaksteuer in drei Schritten um durchschnittlich 
1,5 Cent je Zigarette erhöht. 

Die Renten in der Gesetzlichen Rentenversicherung steigen in Westdeutschland um 1 ,04 vH 
und in den neuen Bundesländern um 1,19 vH. 
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2. Juli 

Die Bundesregierung beschließt den Entwurf zum Bundeshaushalt 2004 und die mittelfristige 

Finanzplanung bis zum Jahr 2007: 

- Die Ausgaben im Bundeshaushalt 2004 belaufen sich auf 25 1 ,2 Mrd Euro und liegen damit 
um 1,2 vH höher als im Haushaltsplan 2003. Die Nettokreditaufnahme ist - einschließlieh 
des Finanzierungsanteils des Bundes an der vorgezogenen dritten Stufe der Steuerreform - 
auf 30,8 Mrd Euro festgelegt. Zur Begrenzung der Neuverschuldung sind gegenüber der bis- 
herigen Finanzplanung Einsparungen von 8,4 Mrd Euro, darunter Kürzungen bei den Son- 
derzahlungen für Beamte, den Arbeitsmarktausgaben, den Rentenausgaben und den Subven- 
tionen sowie Mehreinnahmen von 5,6 Mrd Euro eingeplant, insbesondere durch den Abbau 
von Steuervergünstigungen und dureh die „Brücke zur Steuerehrlichkeit“. 

- In der mittelfristigen Finanzplanung ist bei den Ausgaben in den Jahren 2005 und 2006 eine 
Stagnation und im Jahr 2007 ein Anstieg um 1,5 vH vorgesehen, die Nettokreditaufnahme 
soll auf 21 Mrd Euro (2005), 15 Mrd Euro (2006) und 10 Mrd Euro (2007) zurückgeführt 
werden. 

3. Juli 

Die Kommission zur Reform der Gemeindefmanzen trifft sich zu ihrer letzten Sitzung. Die von 
den Arbeitsgruppen der Kommission vorgelegten Bestandsaufnahmen, unterschiedliehen Lö- 
sungsvorschlägen sowie die Berechnungen zu den finanziellen Folgen der einzelnen Maßnah- 
men stellen eine Entscheidungsgrundlage für die anstehende Gesetzgebung dar. 

4. Juli 

Der Deutsehe Bundestag verabschiedet das Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungs- 
gesetz 2003/04. Damit werden Kürzungen beim Urlaubs- und beim Weihnachtsgeld bei Beam- 
ten und Versorgungsempfängern ermöglieht. 

11. Juli 

Der Bundesrat stimmt dem Kleinuntemehmerförderungsgesetz zu, das eine Anhebung der 
Grenzen für eine Buchführungspflicht vorsieht. 

16. Juli 

Die Bundesregierung besehließt, die aus dem Vorziehen der dritten Stufe der Steuerreform im 
Bundeshaushalt 2004 entstehenden Mehrbelastungen in Höhe von 7 Mrd Euro durch Privatisie- 
rungserlöse von 2 Mrd Euro und dureh eine höhere Neuverschuldung von 5 Mrd Euro zu finan- 
zieren; die daraus resultierenden Zinsaufwendungen sollen durch Subventionskürzungen und 
Verfahrensänderungen in der Bauwirtschaft und der Landwirtschaft finanziert werden. 

17. Juli 

Das Bundesverfassungsgericht stellt fest, dass die in den Ländern Nordrhein- Westfalen, Rhein- 
land-Pfalz, Niedersachsen und Thüringen bei den Pflegeheimen erhobene Abgabe zur Finanzie- 
rung von Ausbildungsvergütungen in der Altenpflege (Altenpflegeumlage) verfassungsgemäß 
ist. Allerdings müssen diese Sonderabgaben zukünftig im Haushaltsplan ausgewiesen werden. 

Das Gesetz zur Änderung der Vorsehriften zum diagnoseorientierten Fallpausehalensystem für 
Krankenhäuser - Fallpauschalenänderungsgesetz - wird verkündet. 

22. Juli 

Bundesregierung und Opposition stellen ein gemeinsames Eckpunktepapier zur Reform der Ge- 
setzlichen Krankenversicherung vor. Das Eckpunktepapier stellt die Grundlage für das später 
verabschiedete GKV-Modernisierungsgesetz dar (Ziffern 291 ff). 

12. August 

Der Vorstandsvorsitzende der Bundesversieherungsanstalt für Angestellte räumt ein, dass die in 
den Renteninformationen enthaltenen Prognosen über die zukünftige Rentenhöhe des Versi- 
eherten problematisch seien (JG 2002 Ziffer 234). Die Renteninformationen sollen im Hinblick 
auf die Annahmen über die zukünftige Rentenerhöhungen überarbeitet werden. 

13. August 

Das Bundeskabinett beschließt das Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung der Bundes- 
regierung zur Vermittlungsempfehlung zum Steuervergünstigungsabbaugesetz (Korb II), das 
Gesetz zur Reform der Gewerbesteuer und das Haushaltsbegleitgesetz 2004. Zu den Einzelhei- 
ten siehe Ziffern 281 ff. 
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28. August 

Die Kommission „Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme“ (Rü- 
rup-Kommission) legt ihren Abschlussbericht vor. Im Bereich der Gesetzlichen Rentenversi- 
cherung wird unter anderem vorgeschlagen, das gesetzliche Renteneintrittsalter sukzessive auf 
67 Jahre anzuheben und die Rentenanpassungsformel um einen Nachhaltigkeitsfaktor zu ergän- 
zen. Für die Gesetzlichen Krankenversicherung werden mit der pauschalen Gesundheitsprämie 
und der Bürgerversicherung zwei Reform-Modelle zur Diskussion gestellt. Im Bereich der So- 
zialen Pflegeversicherung soll im Wesentlichen das derzeitige System beibehalten, aber durch 
eine Ftöherbelastung der Rentner und den Aufbau eines individuellen Kapitalstocks die Bei- 
tragsbelastung der Erwerbstätigen konstant gehalten werden. 

2. September 

Das Bundeskabinett beschließt das Steueränderungsgesetz 2003. Zu den finanzwirksamen Ein- 
zelheiten siehe Tabelle 40. 

9. September 

Der Europäische Gerichtshof stellt fest, dass der Bereitschaftsdienst, den ein Arzt in Form per- 
sönlicher Anwesenheit im Krankenhaus leistet, in vollem Umfang Arbeitszeit darstellt, auch 
wenn es dem Betroffenen in Zeiten, in denen er nicht in Anspruch genommen wird, gestattet ist, 
sich an seiner Arbeitsstelle auszuruhen. Damit ist die deutsche Regelung, nach der Zeiten, in 
denen ein Arbeitnehmer während eines Bereitschaflsdienstes untätig ist, als Ruhezeit eingestuft 
werden, nicht mit dem EU-Recht vereinbar. 

18. September 

Bundesregierung und die Bundestagsfraktion der CDU/CSU legen gemeinsam den Entwurf 
eines Gesetzes zur Modernisierung der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Modernisie- 
rungsgesetz) vor. Der Gesetzentwurf beruht auf einem gemeinsamen Eckpunktepapier von 
Bundesregierung und Opposition und sieht auf der Ausgabenseite der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung einige wichtige Reformen und auf der Finanzierungsseite unter anderem höhere 
Zuzahlungen, einen pauschalen Bundeszuschuss und einen zusätzlichen Beitragssatz für die 
Versicherten vor. Zu den Einzelheiten siehe Ziffern 291 ff. 

23. September 

Das Bundessozialgericht lehnt aus formalen Gründen die Klage von drei Familienvätern ab, die 
von den Beiträgen zur Gesetzlichen Rentenversicherung entlastet werden wollten, weil sie 
durch die Erziehung ihrer Kinder schon einen ausreichenden Beitrag zum Generationenvertrag 
leisteten. 

29. September 

Die Kommission „Soziale Sicherheit“ (Herzog-Kommission) legt ihre Vorschläge zur Reform 
der Sozialversicherungssysteme vor. Sie spricht sich - genauso wie die Rürup-Kommission - 
für eine Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters auf 67 Jahre und für eine Erweite- 
rung der Rentenanpassungsformel um einen Nachhaltigkeitsfaktor aus. Außerdem soll die An- 
rechnung von Kindererziehungszeiten in der Gesetzlichen Rentenversicherung ausgeweitet 
werden. Für die Krankenversicherung wird ein Einfrieren des Arbeitgeberbeitrags vorgeschla- 
gen und ein Übergang zu einem Pauschalprämienmodell mit Alterungsrückstellungen ab dem 
Jahr 2013 befürwortet. In der Sozialen Pflegeversicherung soll ein Umstieg auf ein kapitalge- 
decktes System vorgenommen werden: Durch Anhebung des Beitragssatzes auf 3,2 vH soll 
ein kollektiver Kapitalstock aufgebaut werden, der ab dem Jahr 2030 dazu verwendet wird, 
um die versicherungsmathematisch berechneten Prämien älterer Versicherte zu deckeln. Zur 
teilweisen Finanzierung beziehungsweise Entlastung der Arbeitgeber ist die Streichung eines 
Urlaubstags oder Feiertags geplant. Der Versicherungscharakter der Arbeitslosenversicherung 
soll gestärkt werden, indem Umverteilungselemente und versicherungsfremde Leistungen eli- 
miniert werden. 

1. Oktober 

Die Bundesregierung legt ihren Bericht über die Entwicklung der Finanzhilfen und Steuerver- 
günstigungen vor (19. Subventionsbericht). 
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14. Oktober 


17. Oktober 


19. Oktober 


20. Oktober 


Die Bundesregierung nimmt in das Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung der Bundes- 
regierung zur Vermittlungsempfehlung zum Steuervergünstigungsabbaugesetz (Korb II) spezi- 
fische Steuerreehtsänderung für die Versicherungswirtschaft auf Die Neuregelung umfasst die 
folgenden Eekwerte: vollständige Steuerpflieht für Kapitalerträge und Veräußerungsgewinne 
aus Beteiligungen bei Lebens- und Krankenversieherungsuntemehmen sowie Pensionsfonds. 
Damit korrespondierend ist eine vollständige Abzugsfähigkeit von entspreehenden Veräuße- 
rungsverlusten und Teilwertabschreibungen vorgesehen. Die Unternehmen sollen diese Rege- 
lungen bereits für das Veranlagungsjahr 2003 anwenden können. 

Der Deutsche Bundestag verabschiedet die folgenden Gesetze: Flaushaltsbegleitgesetz 2004, 
drittes und viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, Gesetz zur Umset- 
zung der Protokollerklärung der Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum Steuerver- 
günstigungsabbaugesetz (Korb II), Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes und anderer 
Verbrauehsteuergesetze, Gesetz zur Förderung der Steuerehrliehkeit und das Gesetz zur Reform 
der Gewerbesteuer. 

Der Deutsehe Bundestag beschließt eine Sozialhilfereform. Vorgesehen ist unter anderem, ein- 
malige Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt wie zum Beispiel Bekleidung und Hausrat in 
den Regelsatz einzubeziehen. 

Das Gesetz zur Modernisierung der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Modernisie- 
rungsgesetz) wird im Bundesrat verabschiedet. 

Das Bundeskabinett besehließt „fünf Bausteine“ zur kurzfristigen Sicherung des Rentenbei- 
tragssatzes und zur langfristigen Altersvorsorge: 

1 . Das Bundesverfassungsgerichtsurteil vom März 2002 soll umgesetzt werden, indem künftig 
die Renten nachgelagert besteuert und die Rentenversicherungsbeiträge sukzessive steuer- 
frei gestellt werden. 

2. Die Riester-Rente wird vereinfacht, indem die Anzahl der Förderkriterien reduziert wird. 
Zudem soll das im Rahmen einer Betriebsrente angesparte Kapital beim Wechsel zu einem 
anderen Arbeitgeber mitgenommen werden können. 

3. Die Verwaltungskosten der Rentenversicherungsträger sollen reduziert werden. 

4. Ab dem Jahr 2005 soll die Rentenanpassungsformel um einen Nachhaltigkeitsfaktor erwei- 
tert werden. Die Entscheidung über die Heraufsetzung des gesetzlichen Renteneintrittsalters 
soll nicht vor dem Jahr 2010 fallen. 

5. Der Beitragssatz in der Gesetzlichen Rentenversicherung soll auf dem Niveau von 19,5 vH 
stabilisiert werden, indem im Jahr 2004 keine Rentenerhöhung stattfindet, die Rentner ihren 
Pflegeversicherungsbeitrag künftig allein aufbringen, die Schwankungsreserve auf 0,2 einer 
Monatsausgabe reduziert wird und die Auszahlung von Neurenten nicht am Monatsanfang, 
sondern erst am Monatsende vorgenommen wird. 

Das Bundeskabinett beschließt eine Neuordnung der steuerreehtlichen Behandlung von Alters- 
einkünften. Zu den Einzelheiten siehe Ziffer 286. 


2 1 . Oktober 


Die Bundesregierung stellt einen Entwurf eines Gesetzes zur Intensivierung der Bekämpfung 
der Sehwarzarbeit vor. Unter anderem sollen Kontrollregelungen aus verschiedenen Vorschrif- 
ten zusammengeführt und die Zusammenarbeit von Steuerfahndungsbehörden und Zoll verbes- 
sert werden. 


22. Oktober 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Beendigung der Frühverrentung wird vorgelegt. Die bestehen- 
den Frühverrentungsmöglichkeiten im § 428 SGB III und im Altersteilzeitgesetz werden zum 
1. Januar 2004 beendet. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die bereits vor dem 1. Januar 
die Anspruehsvoraussetzungen erfüllt haben, erhalten Vertrauensschutz. 
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23. Oktober 

Der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Gesetze wird vorgelegt. Zur Stabilisierung des Beitragssatzes in der Gesetzlichen Ren- 
tenversicherung auf 19,5 vH im Jahr 2004 ist vorgesehen, die Rentenanpassung im Jahr 2004 
auszusetzen und die Mindestschwankungsreserve auf 0,2 einer Monatsausgabe zu reduzieren. 
Zudem sollen die Rentner zukünftig die Beiträge zur Pflegeversicherung vollständig tragen und 
Beitragssatzänderungen in der Gesetzlichen Krankenversicherung sollen zeitnah an die Rentner 
und Rentenversicherungsträger weitergegeben werden. 


Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Gesetze wird vorgelegt. Er sieht vor, für Neurentner die Rentenzahlung vom Monatsan- 
fang an das Monatsende zu verschieben. Dies soll Einsparungen für die Gesetzliche Rentenver- 
sicherung von 750 Mio Euro jährlich bringen. Diese Maßnahme ist im Bundesrat zustimmungs- 
pflichtig. 

29. Oktober 

Das Bundeskabinett vereinbart einen Nachtragshaushalt für das Jahr 2003, demnach erhöht sich 
die Nettokreditaufnahme um 24,5 Mrd Euro auf 43,4 Mrd Euro. 

6. November 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ schätzt für das laufende und das kommende Jahr - unter 
Zugrundelegung einer Zunahme des nominalen Bruttoinlandsprodukts in Deutschland von 1 vH 
im Jahr 2003 und IVi vH im Jahr 2004 - das jährliche Steueraufkommen für das Jahr 2003 auf 
441,6 Mrd Euro und für das Jahr 2004 auf 453,4 Mrd Euro. 


Der Deutsche Bundestag verabschiedet das Maßnahmenpaket der Koalitionsfraktionen zur Sta- 
bilisierung des Rentenbeitrags in Höhe von 19,5 vH. 

7. November 

Der Bundesrat lehnt unter anderem das Haushaltsbegleitgesetz 2004, das Gesetz zur Förderung 
der Steuerehrlichkeit, den Korb II, das Gesetz zur Reform der Gewerbesteuer und das Vierte 
Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt ab und ruft den Vermittlungsausschuss 
an. 


IV. Soziale Sicherung: Reformbemühungen 
und Reformdiskussionen 

289 . Angesichts der schlechten konjunkturellen Lage 
und der absehbaren demographischen Entwicklung stieg 
der Reformdruck im Bereich der Systeme der Sozialen 
Sicherung. Dies veranlasste die Bundesregierung schon 
Ende des vergangenen Jahres, die „Kommission für die 
Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Siche- 
rungssysteme“ (Rürup-Kommission) einzusetzen. Sie 
sollte im Bereich der Finanzierung der Sozialversiche- 
rungssysteme bis Herbst dieses Jahres Reformvor- 
schläge erarbeiten. Auch andere Kommissionen - wie 
zum Beispiel die von der CDU eingesetzte Kommission 
„Soziale Sicherheit“ (Herzog-Kommission) - befassten 
sich mit den Problemen der Sozialversicherungen und 
unterbreiteten Reformvorschläge. Zudem wurden in der 
Agenda 2010 durch den Bundeskanzler Reformmaßnah- 
men in der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) und 
im Gesundheitssystem angekündigt, vor allem um eine 
Senkung der Lohnnebenkosten herbeizuführen. Im Be- 
reich der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 


wurde im Konsens zwischen Bundesregierung und Op- 
position das GKV-Modemisierungsgesetz beschlossen, 
das einige Strukturreformen und auf der Finanzierungs- 
seite höhere Belastungen für die Versicherten sowie eine 
Umfinanzierung der versicherungsfremden Leistungen 
vorsah. In der Diskussion standen auch die beiden von 
der Rürup-Kommission als alternative Konzepte für eine 
Finanzierungsreform der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung vorgeschlagenen Modelle einer pauschalen Ge- 
sundheitsprämie und einer Bürgerversicherung. Im Be- 
reich der Gesetzlichen Rentenversicherung unterbreitete 
die Rürup-Kommission den Vorschlag, das gesetzliche 
Renteneintrittsalter sukzessive anzuheben und die Ren- 
tenanpassungsformel um einen Nachhaltigkeitsfaktor zu 
ergänzen. Im Bereich der Sozialen Pflegeversicherung 
wurde auch in der Öffentlichkeit der Reformbedarf all- 
mählich anerkannt und ein entsprechender Vorschlag der 
Rürup-Kommission diskutiert, nach dem im Wesentli- 
chen das derzeitige System beibehalten, aber über eine 
Höherbelastung der Rentner und den Aufbau individuel- 
ler Alterungsrückstellungen die Beitragsbelastung der 
Erwerbstätigen konstant gehalten werden soll. 
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1. Gesetzliche Krankenversicherung: Reform- 
schritte und fortbestehender Reformdruck 

Die finanzielle Lage der Gesetzlichen 
Krankenversicherung 

290. Trotz des am Ende des vergangenen Jahres verab- 
sehiedeten Beitragssatzsicherungsgesetzes (JG 2002 
Ziffer 268) hat sich die finanzielle Lage der gesetzlichen 
Krankenkassen nicht entspannt. Im ersten Halbjahr 2003 
stiegen die Ausgaben im Vergleich zum Vorjahreszeit- 
raum um 1,22 vH. Die Einnahmen nahmen um 1,65 vH 
zu. Dabei waren die Einnahmeerhöhungen ausschließ- 
lich auf die Anhebung der Beitragssätze und nicht auf 
eine Zunahme der beitragspflichtigen Einkommen zu- 
rückzufiihren; diese sanken sogar um 0,41 vH. Die Ein- 
nahmeseite wurde außer von der konjunkturellen Ent- 
wicklung auch von der Beitragsfreiheit von Beiträgen im 
Rahmen der Entgeltumwandlung und von Änderungen 
im Bereich der „Hartz-Gesetze“, wie zum Beispiel der 
verschärften Einkommensanrechnung bei der Arbeitslo- 
senhilfe, belastet (Ziffer 229). Zu den Ausgabensteige- 
rungen trugen vor allem die im ersten Halbjahr 2003 um 
1,68 vH gestiegenen Kosten der Krankenhausbehand- 
lung, die um 5,37 vH höheren Fahrkosten, die um 
3,60 vH gestiegenen Zahnersatzaufwendungen und die 
um 2,84 vH erhöhten Verwaltungskosten bei. Das Defi- 
zit belief sich im ersten Halbjahr auf 1,82 Mrd Euro und 
lag damit nur etwas unter dem Halbjahresdefizit des 
Vorjahres (2,42 Mrd Euro). Hinzu kamen die ange- 
sammelten Schulden der Kassen, die Anfang des Jah- 
res 2003 etwa 2,3 Mrd Euro betrugen. Da den Kassen 
eine längerfristige Verschuldung nicht erlaubt ist und zu- 
dem eine Verpflichtung zur Auffüllung ihrer Rücklagen 
besteht (JG 2002 Ziffer 235), ergab sich ein zusätzlicher 
Finanzierungsbedarf von etwa 8 Mrd Euro und damit 
- wären keine Reformmaßnahmen ergriffen worden - 
ein Potential für weifere Beitragssatzsteigerungen auf 
durchschnittlich über 15 vH im Jahr 2004. Am 1. Okto- 
ber 2003 lag der durchschnittliche Beitragssatz bei 
14,33 vH. 

Gesundheitsreform: Nur eine Atempause 

291. Aufgrund der weitgehenden Wirkungslosigkeit 
des Beitragssatzsicherungsgesetzes und weiter steigen- 
der Beitragssätze sah man zunehmend auch im politi- 
schen Bereich einen akuten Handlungsbedarf Deshalb 
wurde - parallel zu den Arbeiten der Rürup- 
Kommission - ein Gesetzentwurf vorbereitet und in den 
Deutschen Bundestag eingebracht, der neben Reformen 
auf der Finanzierungsseite auch Strukturreformen ent- 
hielt. Das Gesetzgebungsverfahren wurde allerdings ge- 
stoppt, als sich die Möglichkeit eines gemeinsamen Ge- 
setzentwurfs von Bundesregierung und Opposition 
abzeichnete. Diese legten am 22. Juli 2003 ein Eckpunk- 
tepapier vor, das bis Anfang September in den gemein- 
samen „Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Modernisie- 
rungsgesetz)“ umgesetzt wurde. Dieser stellte nicht den 
erhofften „großen Wurf ‘ dar, sondern enthielt neben ei- 
nigen sinnvollen Strukturveränderungen letztlich nur 


Spar- und Umfinanzierungsvorschläge, die Beitragssatz- 
senkungen auf 13,6 vH im Jahr 2004 und auf 12,7 vH im 
Jahr 2006 ermöglichen sollen. Grundlegende Reformen 
auf der Ausgabenseite - wie sie der Sachverständigenrat 
vorgeschlagen hat (JG 2002 Ziffern 484 ff.) - fanden 
kaum statt, und eine längst überfällige grundlegende Re- 
form der Finanzierungsseite der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung wurde weiterhin verschoben. Deshalb blie- 
ben die weitergehenden Vorschläge für Systemreformen 
wie die Bürgerversicherung und das alternative Konzept 
der Gesundheitsprämie in der Diskussion. 

Umfinanzierung und Streichung von 
versicherungsfremden Leistungen 

292. Das GKV-Modemisierungsgesetz sieht vor, dass 
Leistungen, die keinen Bezug zu Krankheiten haben 
oder gesamtgesellschaftliche Aufgaben erfüllen und in 
diesem Sinne versicherungsfremd sind, entweder aus 
dem Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversi- 
cherung gestrichen oder durch einen pauschalen Bun- 
deszuschuss finanziert werden. So sollen Leistungen im 
Zusammenhang mit einer Sterilisation, das Entbindungs- 
geld sowie das Sterbegeld gänzlich aus dem Leistungs- 
katalog der Krankenkassen genommen werden. Wäh- 
rend im ursprünglichen Gesetzentwurf die Leistungen, 
die durch einen Bundeszuschuss finanziert werden soll- 
ten, noch explizit genannt wurden (zum Beispiel das 
Mutterschaftsgeld), sieht das GKV-Modemisierungsge- 
setz pauschale Zahlungen des Bundes an die Gesetzliche 
Krankenversicherung ohne nähere Spezifiziemng der 
damit finanzierten Leistungen vor. Der Zuschuss soll 
über eine Tabaksteuererhöhung aufgebracht werden und 
1 Mrd Euro beziehungsweise 2,5 Mrd Euro in den Jah- 
ren 2004 und 2005 sowie 4,2 Mrd Euro ab dem Jahr 2006 
betragen. 

Die Tabaksteuererhöhung wurde damit gerechtfertigt, 
dass Raucher stärker zur Finanziemng der durch das 
Rauchen entstehenden Gesundheitskosten herangezo- 
gen und die Prävention durch einen Lenkungseffekt in 
Richtung Einschränkung des Tabakkonsums gefördert 
werden sollen. Geplant war zunächst eine einmalige An- 
hebung der Tabaksteuer um einen Euro pro Schachtel. 
Doch schon bald entschloss man sich zu einer stufenwei- 
sen Anhebung um durchschnittlich jeweils 0,30 Euro je 
Schachtel am 1. Januar 2004, am 1 . Oktober 2004 und 
am 1. Juli 2005, da man bei einer Erhöhung in einem 
Schritt zu starke Steuerausfälle dadurch befürchtete, 
dass Zigaretten verstärkt am Schwarzmarkt erworben 
werden und zu viele Raucher den Tabakkonsum einstel- 
len oder einschränken. Damit ist klar, dass der Präventi- 
onsgedanke und ein Lenkungseffekt nicht im Vorder- 
gmnd standen, ja unter fiskalischen Aspekten nicht 
erwünscht waren. Da die erwarteten Einnahmen aus der 
Tabaksteuererhöhung von 1 ,2 Mrd Euro im Jahr 2004 
und rund 2 Mrd Euro jährlich ab dem Jahr 2005 nicht 
ausreichen, um den Bundeszuschuss zu finanzieren, er- 
gibt sich eine Finanziemngslücke, die durch weitere 
Steuererhöhungen oder Ausgabensenkungen geschlos- 
sen werden muss. 
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Mit diesem pauschalen Zuschuss ist ein Einstieg in die 
steuerliche Kofinanzierung der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung getan, was die Intransparenz des Systems 
erhöht. Es findet nämlich weder eine finanzielle Aus- 
gliederung in dem Sinne statt, dass der Bundeszuschuss 
zur Finanzierung eindeutig spezifizierter Leistungen he- 
rangezogen wird, noch eine institutionelle Ausgliede- 
rung im Sinne einer gänzlichen Übertragung der Leis- 
tung in den Bundeshaushalt. Zur Finanzierung des 
pauschalen Bundeszuschusses werden das gesamte Steu- 
eraufkommen und damit alle Steuerzahler herangezo- 
gen, aber nur die Versichertengemeinschaft der Gesetzli- 
chen Krankenversicherung kommt in den Genuss der so 
finanzierten Leistungen. Eine institutionelle Ausgliede- 
rung von versicherungsfremden Leistungen wäre in die- 
sem Sinne gegenüber der gewählten Regelung gerechter 
und transparenter. Sie hätte zudem den Vorteil, dass der 
Leistungsumfang reduziert werden könnte, indem man 
bestimmte Leistungen nur wirklich bedürftigen Perso- 
nen gewährt. 

Ausgliederung des Zahnersatzes 

293. Der Zahnersatz soll ab dem Jahr 2005 aus dem 
Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung 
ausgegliedert und über eine gesonderte obligatorische 
Versicherung abgesichert werden, die sowohl von der 
Gesetzlichen Krankenversicherung als auch von der Pri- 
vaten Krankenversicherung angeboten werden kann. Da- 
bei soll es einen „fairen Wettbewerb“ zwischen beiden 
Krankenversicherungssystemen geben. Die gesetzlichen 
Krankenkassen werden zukünftig eine Zahnersatzversi- 
cherung mit einem einheitlichen einkommensunabhängi- 
gen Beitrag je Mitglied anbieten. Dieser bundesweit gül- 
tige Beitrag wird von den Spitzenverbänden der 
Krankenkassen so festgesetzt, dass die Leistungsausga- 
ben und die anteiligen Verwaltungskosten für Zahnersatz 
gedeckt werden. Die Ausgaben der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung für Zahnersatz betragen derzeit etwa 
3,5 Mrd Euro; bezogen auf die Mitglieder der Gesetz- 
lichen Krankenversicherung würde sich daraus rech- 
nerisch ein monatlicher Beitrag von etwa 6 Euro bei 
beitragsfrei mitversicherten nicht erwerbstätigen Famili- 
enangehörigen ergeben. Da der Beitrag für eine einzelne 
Kasse - aufgrund ihrer Versichertenstruktur - unter Um- 
ständen nicht ausgabendeckend ist, wird ein Finanzaus- 
gleich für die Mehraufwendungen eingeführt, die einer 
Krankenkasse aufgrund der vollständigen Kostenüber- 
nahme für soziale Härtefalle entstehen. Ein Finanzaus- 
gleich birgt die Gefahr, dass sich wirtschaftliches Ver- 
halten nicht lohnt (JG2001 Ziffer 264). Um diese 
Gefahr zu begrenzen, soll die den Finanzausgleich re- 
gelnde Rechtsverordnung einen Eigenanteil für die 
Krankenkassen oder die Berücksichtigung durchschnitt- 
licher anstatt tatsächlicher Kosten vorsehen. Durch den 
einheitlichen Beitrag und den Finanzausgleich wird der 
Wettbewerb zwischen den gesetzlichen Krankenkassen 
in diesem Bereich weitgehend verhindert. Alle Mitglie- 
der der Gesetzlichen Krankenversicherung können aber 
auch eine Zahnersatzversicherung bei einer privaten 
Krankenversicherung zu den dort geltenden Konditionen 


abschließen, wenn diese vergleichbare Leistungen wie 
die Gesetzliche Krankenversicherung bietet. Eine Rück- 
kehr in die Gesetzliche Zahnersatzversicherung ist dann 
nicht mehr möglich. Ein fairer Wettbewerb zwischen 
beiden Krankenversicherungssystemen ist - sofern die 
privaten Krankenversicherer auch bei der Zahnersatz- 
versicherung risikoäquivalente Prämien mit Alterungs- 
rückstellungen berechnen - schon allein aufgrund der 
unterschiedlichen Art der Beitragskalkulation nicht zu 
erwarten. Wettbewerbsvorteile werden sich die privaten 
Krankenversicherer nur verschaffen können, wenn sie 
ein größeres Leistungsspektrum anbieten. Durch die 
Ausgliederung des Zahnersatzes aus dem Leistungskata- 
log der gesetzlichen Kassen könnte der allgemeine Bei- 
tragssatz um 0,35 Prozentpunkte sinken. 

Umfinanzierung des Krankengelds: Zusätzlicher 
Beitragssatz 

294. Das Krankengeld soll laut Gesetzesbegründung 
ab dem Jahr 2006 umfinanziert werden, indem die Versi- 
cherten (ohne Beteiligung der Arbeitgeber und Renten- 
versicherungsträger) einen zusätzlichen Beitrag in Höhe 
von 0,5 Beitragssatzpunkten leisten. Da die Ausgaben 
der Gesetzlichen Krankenversicherung für Krankengeld 
derzeit etwa 7,6 Mrd Euro betragen, was einem Bei- 
tragssatz von 0,76 vH entspricht, findet keine vollstän- 
dige Umfinanzierung des Krankengelds statt. Mit dem 
zusätzlichen Beitrag wird ein direkter Bezug zum Kran- 
kengeld auch gar nicht vorgenommen, er fließt vielmehr 
„den Einnahmen der Krankenkassen unabhängig von der 
Finanzierung einzelner Leistungen“ zu. Dies geschieht 
deshalb, weil auch die Rentner diesen Sonderbeitrag 
leisten müssen, obwohl sie keinen Anspruch auf Kran- 
kengeld haben. Bei einer echten Auslagerung oder bei 
einer direkten Verbindung des zusätzlichen Beitragssat- 
zes mit dem Krankengeld könnte eine Beitragszahlung 
der Rentner in eine Krankengeldversicherung ohne 
Krankengeldanspruch kaum gerechtfertigt werden. Es 
soll also lediglich aufgrund von Finanzierungserforder- 
nissen die bereits bestehende Unsystematik des Systems 
beibehalten werden, dass Rentner implizit Beiträge für 
Krankengeld zahlen, welches sie gar nicht beanspruchen 
können. Die Rentenversicherungsträger werden dadurch 
aber um rund 0,5 Mrd Euro ab dem Jahr 2006 entlastet. 
Diese Umfinanzierungsart wird auch damit gerechtfer- 
tigt, dass so die Einbeziehung des Krankengelds in den 
Risikostrukturausgleich und den Risikopool beibehalten 
werden kann. Ein weiterer wichtiger Grund für diese 
Ausgestaltung bestand wohl in dem Wunsch, eine pri- 
vate Absicherung des Krankengelds gänzlich zu vermei- 
den. Dies hätte nämlich bei einer tatsächlichen Ausglie- 
derung zumindest als Alternative zu einer Absicherung 
in der Gesetzlichen Krankenversicherung genauso wie 
beim Zahnersatz nahe gelegen. Allerdings wäre eine 
gänzliche Ausgliederung des Krankengelds - wie in der 
Agenda 2010 angekündigt - wenig systemgerecht gewe- 
sen, denn in der derzeitigen Gesetzlichen Krankenversi- 
cherung ist das Krankengeld die einzige Leistung, die 
noch Äquivalenzcharakter hat und deren Finanzierung 
mit lohnbezogenen Beiträgen adäquat ist. Die Herauslö- 
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sung des Krankengelds wäre nur im Falle einer umfas- 
senden Finanzierungsreform sinnvoll, in deren Rahmen 
man zum Beispiel zu Pauschalprämien übergeht. 

Mit dem zusätzlichen Beitragssatz werden Intransparenz 
und Unsystematik weiter erhöht. Eine vollständige Ver- 
lagerung der Finanzierung des Krankengelds nur auf die 
Arbeitnehmer findet nicht statt. Letztlich handelt es sich 
um nichts anderes als eine einmalige Verschiebung der 
paritätischen Finanzierung: Ausgehend von einem der- 
zeitigen GKV-Beitragssatz von 14,3 vH vermindert sich 
der Arbeitgeberbeitragssatz von 7,15 vH auf 6,90 vH 
und der Arbeitnehmerbeitragssatz erhöht sich entspre- 
chend auf 7,40 vH. Positive Beschäftigungswirkungen 
dürften damit kaum verbunden sein, da diese letztlich 
nur von einer Veränderung des gesamten Abgabenkeils 
ausgehen können, dieser aber durch eine bloße Verschie- 
bung der Parität in seiner Gesamthöhe unverändert 
bleibt. Im Gegensatz zu der im ersten Gesetzentwurf ge- 
planten generellen Verschiebung der Parität oder auch 
gegenüber einer Festschreibung der Arbeitgeberbeiträge 
bedeutet diese Regelung aber, dass zukünftige Beitrags- 
satzsteigerungen nach wie vor von Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern im gleichen Ausmaß zusätzliche Zahlungen 
abverlangen. Besser und transparenter wäre die völlige 
Abschaffung der Parität gewesen (JG 2002 Ziffer 518). 

Neugestaltung der Zuzahlungsregelungen 

295 . Durch eine Änderung der Zuzahlungsregelungen 
soll das GKV-System in Höhe von 3,2 Mrd Euro entlas- 
tet werden. Generell soll bei allen Leistungen eine pro- 
zentuale Zuzahlung in Höhe von 10 vH, mindestens je- 
doch 5 Euro und höchstens 10 Euro fällig werden. Bei 
ambulanter ärztlicher und zahnärztlicher Versorgung 
wird eine Praxisgebühr für jede erste Inanspruchnahme 
in Höhe von 10 Euro je Quartal erhoben, es sei denn, die 
Behandlung erfolgt aufgrund einer Überweisung aus 
demselben Kalendervierteljahr. Mit einer Praxisgebühr 
könnten tendenziell unnötige Arztbesuche bei Bagatell- 
erkrankungen vermieden werden (JG 2000 Ziffer 485 
und JG 2002 Ziffer 489). Allerdings ist in der gewählten 
Ausgestaltung der Zusammenhang zwischen Anzahl der 
Arztbesuche und Praxisgebühr recht locker, so dass Len- 
kungswirkungen nur beschränkt eintreten dürften. Bei 
einem Krankenhausaufenthalt werden Zuzahlungen in 
Höhe von 10 Euro pro Tag für maximal 28 Tage je Jahr 
fällig. Für jedes von der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung zu erstattende Arzneimittel müssen gemäß der ge- 
nerellen Regel Zuzahlungen in Höhe von 10 vH, jedoch 
mindestens 5 Euro und höchstens 10 Euro, geleistet wer- 
den. Allerdings darf die Zuzahlung die Kosten des Mit- 
tels nicht übersteigen. Die festen Zuzahlungen in Abhän- 
gigkeit von der Packungsgröße werden damit abgelöst. 
Für die Versicherten entsteht dadurch ein - wenn auch 
begrenztes - Interesse, dass preisgünstige Präparate ab- 
gegeben werden. Generelle Selbstbehalte sind dann 
sinnvoll, wenn die Nachfrage preiselastisch ist, also mit 
Verhaltensänderungen gerechnet werden kann. Vor die- 
sem Hintergrund ist eine Praxisgebühr positiv zu werten. 


von höheren Zuzahlungen bei der Krankenhausbehand- 
lung dürften dagegen kaum Lenkungseffekte ausgehen. 

Kinder und Jugendliche sind generell von allen Zuzah- 
lungen befreit. Die Zuzahlungen dürfen zukünftig die 
Belastungsgrenze von 2 vH der jährlichen Bruttoeinnah- 
men zum Lebensunterhalt nicht überschreiten. Bei der 
Berechnung der zugrunde liegenden Bruttoeinnahmen 
wird der Kinderfreibetrag des Einkommensteuerrechts in 
Höhe von derzeit 3 648 Euro für jedes Kind abgezogen 
und damit der Kinderlastenausgleich innerhalb des Sys- 
tems weiter ausgeweitet. Für chronisch Kranke gilt eine 
Belastungsgrenze von 1 vH des Bruttoeinkommens. Eine 
generelle Zuzahlungsbefreiung für Erwachsene ist damit 
grundsätzlich nicht mehr möglich. Allerdings bleibt die 
inkonsistente Vermischung von ökonomischen und me- 
dizinischen Kriterien bei der Festlegung der Belastungs- 
grenze erhalten. 

Bisher werden im Bereich der Zuzahlungen soziale Här- 
ten durch die Härtefallklausel des § 61 SGB V sowie 
durch die Überforderungsklausel des § 62 SGB V ver- 
mieden. Nach der Härtefallklausel sind solche Versi- 
cherte von der Zuzahlung zu Arznei-, Verband-, Heil- 
and Hilfsmitteln, zu stationären Vorsorge- und Rehabili- 
tationsleistungen, zu Zahnersatz und zu Fahrkosten 
gänzlich befreit, wenn die monatliehen Bruttoeinnahmen 
zum Lebensunterhalt des Versicherten 40 vH des Durch- 
schnittseinkommens der Rentenversicherung (zur Zeit 
2 415 Euro) unterschreiten oder wenn der Versieherte 
Sozialhilfe bezieht. Nach § 62 SGB V übernimmt die 
Krankenkasse die Zuzahlungen zu Fahrkosten und zu 
Arznei-, Verband- und Heilmitteln, soweit diese die Be- 
lastungsgrenzen überschreiten. 

Ob die von den geänderten Zuzahlungsregelungen er- 
hofften Mehreinnahmen beziehungsweise Minderausga- 
ben in Höhe von mindestens 3,2 Mrd Euro realisiert 
werden, hängt nicht zuletzt von der Ausgestaltung und 
Inanspruchnahme der neuen Regelung zur Belastungs- 
begrenzung ab. Zur Zeit wird im Arzneimittelbereich 
sehr stark von der (alten) Härtefallregelung Gebrauch 
gemacht: Im Jahr 2001 mussten für rund 47 vH der Ver- 
ordnungen keine Zuzahlungen geleistet werden. Allein 
die Anzahl der Versicherten, die im Rahmen der (alten) 
Überforderungsklausel von den Zuzahlungen befreit 
wurden, nahm im Zeitraum der Jahre 1997 bis 2000 von 
327 000 Personen auf 1,815 Millionen Personen zu. Ins- 
gesamt war im Jahr 2000 jeder dritte Versicherte von 
der Zuzahlung befreit. Da im Durchschnitt den zuzah- 
lungsbefreiten Versicherten relativ mehr Medikamente 
verordnet werden, ist ihr Anteil am Umsatz ungleich 
höher. So waren im Jahr 2000 in der Gruppe der Er- 
wachsenen 46,1 Millionen Personen zuzahlungspflich- 
tig mit einem Umsatz von 11,4 Mrd Euro, während die 
11,1 Millionen zuzahlungsbefreiten Erwaehsenen für ei- 
nen Umsatz von 6, 7 Mrd Euro verantwortlich waren. Die 
Zuzahlungen im Arzneimittelbereich betrugen im 
Jahr 2001 rund 1,8 Mrd Euro. Da durch die Reform die 
Zuzahlungen insgesamt erhöht werden und auch die Pra- 
xisgebühr bei der Berechnung der Belastungsgrenze ein- 
bezogen wird, kann es tendenziell zu einer Ausweitung 
des Personenkreises kommen, der die Belastungsgrenze 
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erreicht, und damit zu einer Aushöhlung der Zuzah- 
lungsregelung. 

Im Falle von Zahnersatzleistungen wird es zukünftig be- 
fundbezogene Festzuschüsse geben, die grundsätzlich 
50 vH der einheitlich festgelegten Vergütung der Regel- 
versorgung bei bestimmten Befunden betragen. Damit 
werden die an den individuellen Behandlungskosten ori- 
entierten Zuschüsse und die damit verbundene tendenzi- 
elle Kostenausweitung für die Gesetzliche Krankenver- 
sicherung beseitigt. In sozialen Härtefällen tragen wie 
bisher die gesetzlichen Krankenkassen die vollen Kos- 
ten. Ausgaben für Sehhilfen werden nur noch für Kinder 
und Jugendliche bis 1 8 Jahre und bei schweren Sehstö- 
rungen erstattet. Fahrkosten werden in der ambulanten 
Versorgung in der Regel nicht mehr übernommen. 

Voller Beitragssatz für Versorgungsbezüge der Rentner 

296 . Versorgungsbezüge der Rentner, wie zum Beispiel 
Betriebsrenten, und Arbeitseinkommen der Rentner aus 
selbständiger Tätigkeit sollen zukünftig nicht mit dem 
halben, sondern mit dem vollen Beitragssatz belegt wer- 
den. Dies soll zusätzliche Einnahmen in Höhe von 
1,6 Mrd Euro generieren. Durch diese Maßnahme wird 
dem Leistungsfähigkeitsprinzip eher entsprochen, aber 
auch das Äquivalenzprinzip in dem Sinne gestärkt, dass 
die Gruppe der Rentner in einer jährlichen Periodenbe- 
trachtung nun durch eigene Beiträge mehr zu den anfal- 
lenden Gesundheitsausgaben für Rentner beiträgt. Die 
intergenerativen Transfers werden mithin reduziert. 
Wenngleich es sich hierbei um eine diskretionäre Zu- 
satzbelastung derjenigen handelt, die neben ihrer Rente 
aus der Gesetzlichen Rentenversicherung noch weitere 
Alterseinkommen oder Lohneinkommen beziehen, ist 
diese Maßnahme in Anbetracht der so genannten Ver- 
steilerung der alterspezifischen Kostenprofile und des 
wachsenden Anteils der Rentner an den GKV- Versicher- 
ten - auch unter Berücksichtigung der langjährigen Mit- 
gliedschaft der Betroffenen in der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung - gerechtfertigt. 

Reformen auf dem Arzneimittelmarkt 

297 . Da die Arzneimittelausgaben in den letzten Jahren 
die größte Dynamik aufwiesen, setzt auch diese Gesund- 
heitsreform am Arzneimittelmarkt an. So sind folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 

- Patentgeschützte Analogpräparate - Medikamente, die 
keinen oder nur einen geringfügigen zusätzlichen the- 
rapeutischen Nutzen gegenüber bereits vorhandenen 
Medikamenten aufweisen- werden in die Festbe- 
tragsregelung einbezogen. Dadurch können nach An- 
gaben der Bundesregierung bis zu 1 Mrd Euro einge- 
spart werden. Bis die neuen Festbeträge wirksam 
werden, soll der Herstellerabschlag für verschrei- 
bungspflichtige Nichtfestbetragsarzneimittel von 
6 vH auf 1 6 vH erhöht werden, was ebenfalls Entlas- 
tungen in Höhe von 1 Mrd Euro erbringen soll. Die 
Zuständigkeit für die Festbeträge liegt zukünftig wie- 
der bei der Selbstverwaltung (JG 2002 Ziffer 267). 


- Nicht-verschreibungspflichtige Arzneimittel sollen 
grundsätzlich nicht mehr von den Krankenkassen er- 
setzt werden. Ausnahmen gelten für Kinder bis zum 
12. Lebensjahr sowie für Jugendliche mit Entwick- 
lungsstörungen. Außerdem erstellt der Gemeinsame 
Bundesausschuss eine Liste von nicht-verschrei- 
bungspflichtigen Arzneimitteln, die bezogen auf be- 
stimmte Indikationen trotzdem verordnet werden dür- 
fen. 

- Der Nutzen von Arzneimitteln kann vom Institut für 
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Auftrag des Bun- 
desausschusses bewertet werden. Eine stärker an 
wirtschaftlichen Kriterien orientierte Kosten-Nutzen- 
Analyse, wie ursprünglich von der Bundesregierung 
geplant, soll dagegen nicht stattfmden. Ob die Er- 
gebnisse der Nutzenbewertung in die Arzneimittel- 
richtlinien aufgenommen werden, entscheidet der 
Bundesausschuss. Aus der Nutzenbewertung sollen 
Einsparungen von rund 0,5 Mrd Euro jährlich ab dem 
Jahr 2005 erzielt werden. 

- Das Mehrbesitzverbot von Apotheken wird insoweit 
gelockert, als eine Apotheke künftig bis zu drei Ne- 
benstellen haben kann. Diese müssen aber im glei- 
chen Kreis beziehungsweise der gleichen kreisfreien 
Stadt oder in einander benachbarten Kreisen oder 
kreisfreien Städten liegen. Das Fremdbesitzverbot 
bleibt bestehen. Die wettbewerbsfeindlichen Struktu- 
ren in diesem Bereich werden dadurch nur teilweise 
aufgebrochen. Eine generelle Aufhebung sowohl des 
Mehrbesitzverbots als auch des Fremdbesitzverbots 
wäre angezeigt gewesen (JG 2002 Ziffer 503). 

- Die Preisbindung der zweiten Hand wird für nicht- 
verschreibungspflichtige Arzneimittel grundsätzlich 
aufgehoben. Nur wenn diese von den Kassen erstattet 
werden, gelten die Regelungen der Arzneimittelpreis- 
verordnung fort. Diese Regelung ist zu begrüßen, 
wenngleich eine völlige Aufhebung der Preisbindung 
der zweiten Hand für alle Arzneimittel die weiterge- 
hende Lösung darstellen würde (JG 2002 Ziffer 503). 

- Die Vergütung der Apotheken, die sich bisher aus ei- 
ner proportional zum Einkaufspreis berechneten Han- 
delsspanne ergab, wird in ein Mischsystem aus einem 
festen Honorarbetrag (Fixzuschlag) in Höhe von 
8,10 Euro pro Packung und einem prozentualen Zu- 
schlag in Höhe von 3 vH auf den Herstellerabgabe- 
preis zuzüglich Großhandelszuschlag umgewandelt. 
Der Apothekenrabatt beträgt zukünftig 2 Euro je Pa- 
ckung und je abgerechneten Fixzuschlag. Da bisher 
bei niedrigpreisigen Arzneimitteln der prozentuale 
Aufschlag nicht kostendeckend war, wurden die Be- 
ratungsleistungen der Apotheken nicht honoriert, und 
es fand eine Subventionierung der niedrigpreisigen 
durch die hochpreisigen Arzneimittel statt (JG 2002 
Ziffer 504). Durch die zu begrüßende Neuregelung 
wurde diese Subventionierung, die vor allem zu Las- 
ten der Gesetzlichen Krankenversicherung ging, und 
der Anreiz der Apotheker zum Verkauf von hochprei- 
sigen Medikamenten abgeschwächt. 
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- Wie auch vom Sachverständigenrat vorgeschlagen, 
soll Apotheken der Versandhandel grundsätzlich er- 
laubt werden, was sich positiv auf den Wettbewerb 
auswirken dürfte (JG 2002 Ziffer 503). 

- Die Apotheker sind zur Abgabe von preisgünstigen 
importierten Arzneimitteln verpflichtet, wenn der 
Arzneimittelabgabepreis mindestens 1 5 vH oder min- 
destens 15 Euro niedriger als der Preis des Bezugs- 
arzneimittels ist. Die bisherige Form der Aut-idem- 
Regelung (JG 2002 Ziffern 263 ff.) wird weitgehend 
geändert. Die Apotheker sind zwar weiterhin zur Er- 
setzung durch ein preisgünstigeres wirkstoffgleiches 
Arzneimittel verpflichtet. Näheres wird aber nicht 
mehr per Gesetz, sondern von der Selbstverwaltung 
im Rahmenvertrag auf Bundesebene geregelt. 

Die Positivliste, die im Jahr 2004 eingeführt werden 
sollte, wurde im gemeinsamen Eckpunktepapier von Re- 
gierung und Opposition abgelehnt. Begründet wurde 
dies damit, dass die Wirkungen ausreichen würden, die 
von der neuen Festbetragsregelung, von der Nutzenbe- 
wertung von Arzneimitteln und der Herausnahme von 
nicht-verschreibungspflichtigen Arzneimitteln aus dem 
Leistungskatalog ausgehen. Da die Bundesregierung vor 
allem die Wirkungen der Positivliste mit Blick auf eine 
rationale und qualitätsgesicherte Arzneimitteltherapie in 
den Vordergrund gestellt hatte, ist die Begründung für 
die Abkehr von der Positivliste verwunderlich. 

Verwaltungsausgaben der Krankenkassen 

298 . Die Verwaltungsausgaben wiesen neben den Arz- 
neimittelausgaben in den letzten Jahren die höchsten 
prozentualen Steigerungen auf (JG 2002 Ziffer 239), im 
Jahr 2001 waren die Verwaltungsausgaben je Mitglied 
um 4,8 vH und im Jahr 2002 um 5 vH gestiegen. Um 
diese Kostendynamik zu bremsen, soll der Anstieg der 
Verwaltungsausgaben je Versicherten zukünftig an die 
Entwicklung der Grundlohnsumme gekoppelt werden. 
Wenn in einer Kasse die Verwaltungskosten je Versi- 
cherten die durchschnittlichen Verwaltungsausgaben al- 
ler Kassen um mehr als 10 vH überschreiten, werden die 
Verwaltungskosten im Folgejahr eingefroren. Auch das 
Beitragssatzsicherungsgesetz hatte für das Jahr 2003 ein 
grundsätzliches Einfrieren der Verwaltungsausgaben 
vorgesehen. Trotzdem kam es im ersten Halbjahr 2003 
zu einem Anstieg der Verwaltungskosten je Mitglied in 
Höhe von 3,0 vH. Dies zeigt, dass von einer solchen 
Maßnahme kein allzu großer Erfolg erwartet werden 
darf, weshalb die von der Bundesregierung angesetzten 
Einsparungen von 0,2 bis 0,3 Mrd Euro jährlich ab dem 
Jahr 2004 zu optimistisch sein dürften. 

Die Verwaltungskosten je Mitglied differieren zwischen 
den Krankenkassen teilweise erheblich. So betrugen im 
Jahr 2002 die durchschnittlichen Verwaltungsausgaben 
der Betriebskrankenkassen je Mitglied 106 Euro, die der 
Allgemeinen Ortskrankenkassen 166 Euro und die der 
Ersatzkassen für Angestellte 177 Euro. Die höchsten Ver- 
waltungsausgaben je Mitglied hatten die Landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen mit 186 Euro. Die durchschnittli- 
chen Verwaltungsausgaben bezogen auf die gesamte 


Gesetzliche Krankenversicherung betrugen 157 Euro, so 
dass die Betriebskrankenkassen um rund 33 vH unter 
dem Durchschnitt und die Landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen um rund 18 vH über dem Durchschnitt lagen. Die 
Verwaltungskosten je Versicherten (einschließlich mit- 
versicherten Familienangehörigen) betrugen im Durch- 
schnitt der Gesetzlichen Krankenversicherung 113 Euro, 
wobei die Betriebskrankenkassen mit 75 Euro die ge- 
ringsten und die Bundesknappschaft mit 130 Euro sowie 
die Ersatzkassen für Angestellte mit 127 Euro die höchs- 
ten Verwaltungsausgaben je Versicherten auf wiesen. 

Integration aller Sozialhilfeempfänger in die 
Gesetzliche Krankenversicherung 

299 . Sozialhilfeempfänger sollen in Zukunft generell 
in die Gesetzliche Krankenversicherung einbezogen 
werden. Sie sind verpflichtet, unverzüglich eine Kran- 
kenkasse im Bereich ihres Sozialhilfeträgers zu wählen. 
Der Sozialhilfeträger leistet aber keine Beiträge an die 
Gesetzliche Krankenversicherung, sondern erstattet der 
Krankenkasse die für die Sozialhilfebezieher tatsächlich 
anfallenden Krankheitskosten zuzüglich einer Verwal- 
tungskostenpauschale von bis zu 5 vH der abgerechne- 
ten Leistungsaufwendungen. Die Sozialhilfeempfänger 
sind nur leistungsrechtlich, aber nicht mitgliedschafts- 
rechtlich den GKV- Versicherten gleichgestellt. Aller- 
dings gelten die Sozialhilfeempfänger im Falle der Be- 
messung der Gesamtvergütung nach Kopfpauschalen als 
Mitglieder, das heißt, die Krankenkasse zahlt an die je- 
weilige Kassenärztliche Vereinigung für die Sozialhilfe- 
empfänger eine Kopfpauschale. Diese Pauschale lässt 
sich die Krankenkasse - unabhängig von der tatsächli- 
chen Inanspruchnahme ärztlicher Leistungen - vom je- 
weiligen Sozialhilfeträger vergüten. Honorierungen, die 
nicht über die Pauschale abgegolten werden, ergeben 
sich nach Ablauf der Abrechnungsperiode aus der Ab- 
rechnung der Kassenärztlichen Vereinigungen. Mit die- 
ser Maßnahme wird tendenziell der Missstand beseitigt, 
dass Sozialhilfeempfängern gleichsam „Privatpatienten- 
status“ zukam, mit entsprechenden Mehrkosten für die 
Sozialhilfeträger. Insgesamt handelt es sich bei dieser 
Maßnahme um einen richtigen Schritt, der die Gleichbe- 
handlung stärkt und Einsparungen generieren kann 
(JG 2002 Ziffer 442). 

Erhöhung der Transparenz und Stärkung 
der Patientensouveränität 

300 . Einer der größten Mängel im deutschen Gesund- 
heitssystem ist die geringe Transparenz. Der einzelne 
Patient hat in der Regel keine Informationen über die 
Qualität und Eignung der Leistungserbringer oder über 
die Kosten, die eine bestimmte Behandlung verursacht. 
Diesen Mängeln wurde teilweise entgegengewirkt, in- 
dem die Leistungserbringer verpflichtet werden, auf Ver- 
langen eine Patientenquittung auszustellen. Die Patien- 
tenquittung soll Informationen über die erbrachte 
Leistung und deren (vorläufige) Kosten enthalten. Da die 
Quittung nur auf Verlangen des Patienten ausgestellt 
wird und der Versicherte zudem noch eine Aufwandspau- 
schale in Höhe von 1 Euro (zuzüglich Versandkosten) 
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leisten muss, bleibt abzuwarten, ob sich eine Erhöhung 
der Transparenz beziehungsweise eine Steuerungswir- 
kung einstellen wird. Weiterhin soll eine elektronische 
Gesundheitskarte eingeführt werden, die auf Wunsch des 
Patienten auch Gesundheitsdaten enthält, was unnötige 
Doppeluntersuchungen verhindern kann. Zudem sollen 
alle Versicherten (nicht nur die freiwilligen Mitglieder) 
die Möglichkeit haben, abweichend vom Sachleistungs- 
prinzip die Kostenerstattung zu wählen. Allerdings darf 
die Krankenkasse vom Erstattungsbetrag Abschläge für 
Verwaltungskosten vornehmen, was die Attraktivität der 
Kostenerstattung einschränken dürfte. Die Transparenz 
soll auch dadurch erhöht werden, dass die Versicherten 
von der Krankenkasse Informationen über zugelassene 
Leistungserbringer sowie über Preise und Qualität von 
verordnungsfähigen Leistungen verlangen können. Zu- 
dem müssen Krankenkassen in ihren Mitgliederzeit- 
schriften über die Verwendung ihrer Mittel berichten. 
Dabei haben die Krankenkassen ihre Verwaltungskosten 
gesondert auch als Beitragssatzanteil auszuweisen. Ein 
Patientenbeauftragter soll die Patientenrechte unterstüt- 
zen und ein „Sprachrohr“ für Patienteninteressen in der 
Öffentlichkeit sein. Schließlich sollen Patientenverbände 
ein qualifiziertes Antrags- und Mitberatungsrecht in den 
Steuerungs- und Entscheidungsgremien, insbesondere 
beim Bundesausschuss, erhalten. 

Boni, Beitragsrückgewähr und Selbstbehalte 

301 . Um den Versicherten größere Entscheidungs- und 
Gestaltungsmöglichkeiten beim Versicherungsumfang 
und der Versicherungsfinanzierung einzuräumen, sieht 
das GKV-Modernisierungsgesetz ein Recht für die Kran- 
kenkassen vor, freiwillig Versicherten Tarife mit Bei- 
tragsrückgewähr oder Selbstbehalten anzubieten. Der 
Selbstbehalt muss für alle freiwillig Versicherten einer 
Kasse gleich hoch sein, ein individuelles Angebot eines 
Selbstbehalts ist nicht zulässig. Selbstbehaltstarife kön- 
nen nur dann gewählt werden, wenn sich der Versicherte 
für die Kostenerstattung entschieden hat. Beitragsrück- 
zahlungen können gewährt werden, wenn die Mitglieder 
und die mitversicherten Angehörigen (ohne minderjäh- 
rige Kinder) keine Leistungen zu Lasten der Kranken- 
kasse in Anspruch genommen haben. Dabei darf der 
Rückzahlungsbetrag ein Zwölftel eines Jahresbeitrags 
nicht übersteigen. Um Anreize für ein gesundheitsbe- 
wusstes Verhalten zu setzen, können die Krankenkassen 
zudem denjenigen Versicherten, die an Präventionspro- 
grammen, Vorsorgeuntersuchungen oder zum Beispiel 
an einem Hausarztsystem teilnehmen, einen finanziellen 
Bonus in Form einer Zuzahlungs- oder Beitragsermäßi- 
gung gewähren. Die Aufwendungen für diese Boni müs- 
sen mittelfristig aus Einsparungen und Effizienzsteige- 
rungen, die aus diesen Maßnahmen resultieren, 
finanziert werden. 

Für den betroffenen Personenkreis der freiwillig Versi- 
cherten kann die Einführung von Selbstbehaltstarifen 
und auch die Beitragsrückgewähr dazu dienen, die Ab- 
wanderung der guten Risiken unter den freiwillig Versi- 
cherten in die Private Krankenversicherung und damit 
die Risikoentmischung einzudämmen. Solche Tarife tra- 


gen somit zur Stabilisierung der Versichertengemein- 
schaft bei. Auch erhofft man sich Verhaltensänderungen 
der Versicherten, die Ausgabeneinsparungen induzieren. 
Zusätzlich kann durch die Wahlmöglichkeit unterschied- 
lichen Präferenzen bezüglich des Verhältnisses von Bei- 
tragsbelastung zum selbst zu tragenden Restrisiko im 
Krankheitsfall besser entsprochen werden. Diesen allo- 
kativen Vorteilen steht allerdings die Gefahr der Risiko- 
selektion gegenüber: Da individuell steuerbare und 
nicht direkt beeinflussbare Gesundheitsausgaben nicht 
klar voneinander getrennt werden können, ergibt sich im 
Zusammenhang mit Selbstbeteiligungen regelmäßig eine 
Tendenz dahin, dass sich Personen mit einem niedrige- 
ren Erkrankungsrisiko zunehmend dem Ausgleich mit 
höheren Erkrankungsrisiken entziehen; vor allem junge 
und gesunde Versicherte würden Selbstbehaltstarife 
wählen. Insofern könnten solche Tarife in der Gesetzli- 
chen Krankenversicherung zu Risikoselektion führen, 
die mit einer Verschlechterung der finanziellen Situation 
der Gesetzlichen Krankenversicherung einhergehen 
kann, da entgangenen Beiträgen in der Summe geringere 
Ausgabeneinsparungen gegenüber stehen; es käme nur 
zu Mitnahmeeffekten, und Verhaltensänderungen blieben 
weitgehend aus. Freiwillige Selbstbehaltstarife führen 
letztlich zu einer indirekten Risikodifferenzierung der 
Beiträge, da Personen mit gutem Gesundheitszustand 
diese Tarife wählen und deshalb geringere Beiträge zah- 
len. Das Ausmaß der Risikoseparierung und damit das 
Ausmaß ungünstiger Verteilungsfolgen für Kranke kann 
durch Obergrenzen der wählbaren Selbstbehaltshöhen 
limitiert werden. 

Insgesamt ergibt sich bei wählbaren Selbstbeteiligungen 
immer ein Spannungsverhältnis zwischen Effizienzer- 
höhung durch Reduktion der Risikoentmischung, durch 
Änderung des Nachfrageverhaltens sowie durch präfe- 
renzgerechten Versicherungsschutz einerseits und un- 
erwünschte Risikoselektionstendenzen andererseits. 
Welche Faktoren bedeutender sind, hängt von der tat- 
sächlichen Ausgestaltung ab und kann von Kasse zu 
Kasse unterschiedlich sein. Empirische Untersuchungen 
für die Schweiz, in der es wählbare Selbstbehalte gibt, 
gelangen zu zwiespältigen Ergebnissen, die von einem 
signifikanten Effekt auf die Nachfrage nach medizini- 
schen Leistungen und einer signifikanten Reduktion der 
Ausgaben bis zu einem geringen Einfluss auf das Patien- 
tenverhalten reichen. Das Problem der Risikoselektion 
tritt nicht bei programmgebundenen Bonussystemen auf; 
werden die Boni an Chroniker-Programme gebunden, 
partizipieren daran sogar nur die schlechteren Risiken. 
Ein weiteres Problem besteht in dem so genannten Tarif- 
Hopping: Junge gesunde Versicherte werden Selbstbe- 
haltstarife wählen; im Zeitverlauf steigen aber ihre Ge- 
sundheitsrisiken und damit auch die Neigung, zurück in 
eine Vollversicherung zu wechseln. 

Derzeit bietet beispielsweise die Techniker-Kranken- 
kasse in einem zunächst auf fünf Jahre begrenzten Mo- 
dellversuch Selbstbehaltstarife für ihre freiwillig Versi- 
cherten an. Da der Anteil der freiwillig Versicherten in 
der Techniker-Krankenkasse relativ hoch ist, soll der Ta- 
rif vor allem einen Wechsel zur Privaten Krankenversi- 
cherung verhindern. Bei diesem Tarif erhalten die Versi- 
cherten zu Jahresbeginn eine Gutschrift in Höhe von 
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240 Euro. Für jeden Arztbesuch, ausgenommen Vorsor- 
geuntersuchungen und Behandlungen eines mitversi- 
cherten Kindes, müssen sie dann aber 20 Euro selbst 
zahlen, bis maximal 300 Euro jährlich. Um den Tarif in 
Anspruch nehmen zu können, gibt es eine Wartefrist von 
einem Jahr, was verhindern soll, dass freiwillig Versi- 
cherte von anderen Kassen abgeworben werden. Derzeit 
haben rund 8 000 der 1 ,36 Millionen freiwillig Versi- 
cherten der Techniker-Krankenkasse diesen Tarif ge- 
wählt. 

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im 
Gesundheitswesen 

302 . Die Bundesregierung konnte sich nicht mit ihrem 
Plan durchsetzten, ein „Deutsches Zentrum für die Qua- 
lität in der Medizin“ zu gründen. Die Aufgabe des Zen- 
trums sollte die Bewertung des medizinischen Nutzens 
und der Qualität von Leistungen sein. Insbesondere soll- 
ten Empfehlungen für die zeitgemäße Fortschreibung 
des Leistungskatalogs erarbeitet, Behandlungsleitlinien 
entwickelt und Kosten-Nutzenanalysen für neue Arznei- 
mittel durchgeführt werden. Dieses Zentrum wurde aber 
als Schritt in die Staatsmedizin diskreditiert. Daher sieht 
der Kompromiss zwischen Bundesregierung und Oppo- 
sition vor, dass die Selbstverwaltungspartner ein Institut 
für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswe- 
sen gründen. 

Das Institut soll grundsätzlich Aufgaben im Auftrag des 
Gemeinsamen Bundesausschusses bearbeiten. Die Auf- 
gaben des Instituts sind unter anderem: 

- Recherche, Darstellung und Bewertung des aktuellen 
medizinischen Wissensstands, 

- Erstellung von wissenschaftlichen Ausarbeitungen, 
Gutachten und Stellungnahmen zu Fragen der Quali- 
tät und Wirtschaftlichkeit, 

- Bewertung, aber nicht die Entwicklung evidenzba- 
sierter Leitlinien, 

- Abgabe von Empfehlungen zu Disease-Management- 
Programmen, 

- Nutzenbewertung, aber keine Kosten-Nutzenbewer- 
tung von Arzneimitteln, 

- Bereitstellung von allgemeinverständlichen Informa- 
tionen für die Bürger zur Qualität und Effizienz der 
Gesundheitsversorgung. 

Soweit die Kritik am ursprünglich geplanten Zentrum 
für die Qualität in der Medizin von den Leistungserbrin- 
gern kam, muss berücksichtigt werden, dass dabei regel- 
mäßig auch die Befürchtung einer Überprüfung der 
Leistungsqualität und damit eines stärkeren Wettbe- 
werbs im System mitspielte. Solche Bedenken dürfte die 
Kompromisslösung, die die Kontrolle beim Bundesaus- 
schuss belässt, nicht hervorrufen. 

Reform des Honorierungssystems 

303 . Die bisher zwischen den Krankenkassen und den 
Kassenärztlichen Vereinigungen auf Grundlage von mit- 


gliederbezogenen Kopfpauschalen vereinbarten - vom 
tatsächlichen Leistungsumfang unabhängigen - Honor- 
arbudgets (JG 2002 Ziffern 493 ff.) werden ab dem 
Jahr 2007 abgeschafft und durch arztgruppenspezifische 
Regelleistungsvolumina ersetzt. Dazu wird aus der Zahl 
und Morbiditätsstruktur der Versicherten einer jeden 
Krankenkasse ein Behandlungsbedarf (Leistungs- 
menge) ermittelt, der nach bestimmten Kriterien auf die 
einzelnen Arztgruppen verteilt wird. Dieses arztgrup- 
penbezogene Regelleistungsvolumen wird auf Grund- 
lage des einheitlichen Bewertungsmaßstabs als Punkt- 
zahlvolumen ausgedrückt. Die Krankenkassen vergüten 
die von den Ärzten tatsächlich erbrachten Leistungen 
mit einem festen, zwischen den Kassenärztlichen 
Vereinigungen und den Krankenkassen vereinbarten 
Vergütungspunktwert, bis das Regelleistungsvolumen 
ausgeschöpft ist. Über das Regelleistungsvolumen hin- 
ausgehende Leistungsmengen werden nur mit 10 vH des 
Punktwerts vergütet. Damit orientiert sich die Vergütung 
anders als im Status quo an den tatsächlich erbrachten 
Leistungen und an der Morbidität der Versicherten; das 
Risiko einer Morbiditätsverschlechterung liegt somit 
zum größten Teil bei den Krankenkassen. 

Aus den arztgruppenbezogenen werden die arztbezoge- 
nen Regelleistungsvolumina abgeleitet. Auch hier gilt 
ein fester Vergütungspunktwert (Regelpunktwert), wo- 
mit der in Abhängigkeit vom gesamten Leistungsvolu- 
men der Versorgungsregion schwankende Punktwert er- 
setzt wird (JG 2002 Ziffer 493). Der Anreiz zur 
Leistungsausweitung auf Kosten der anderen Ärzte geht 
damit verloren, und der einzelne Arzt hat Kalkulationssi- 
cherheit hinsichtlich der Höhe seines Honorars. Leistun- 
gen über das Regelleistungsvolumen hinaus werden 
auch hier nur mit 10 vH des Regelpunktwerts vergütet. 
Da bei der Berechnung des arztbezogenen Leistungsvo- 
lumens die Zahl der Ärzte berücksichtigt wird, tragen 
die Krankenkassen nicht das Risiko steigender Arztzah- 
len. Vor allem die Bestimmung arztbezogener Regelleis- 
tungsvolumina dürfte mit bedeutenden praktischen Um- 
setzungsproblemen verbunden sein. Mit Blick auf die 
Verhinderung einer angebotsinduzierten Leistungsaus- 
weitung und auf eine Verbesserung der Qualität wäre 
eine Vergütung, die sich stärker an Fallpauschalen orien- 
tiert und einen ergebnisorientierten Anteil enthält, vor- 
teilhafter gewesen (JG 2002 Ziffer 494). 

Integrierte Versorgung und medizinische 
Versorgungszentren 

304 . Ein Problem des deutschen Gesundheitswesens 
besteht in seiner sektoralen Zergliederung, die Qualitäts- 
und Wirtschaftlichkeitsdefizite hervorrufen kann. Dem 
sollte grundsätzlich durch den Ausbau von sektorüber- 
greifenden Versorgungsstrukturen begegnet werden. Zu- 
künftig können im Rahmen der integrierten Versorgung 
die Krankenkassen Einzelverträge mit den Leistungser- 
bringern außerhalb des Sicherstellungsauftrags abschlie- 
ßen. Einflussmöglichkeiten der Kassenärztlichen Verei- 
nigungen sollen beseitigt werden, womit ein Fehler in 
der bisherigen gesetzlichen Regelung der integrierten 



Drucksache 15/2000 


- 202 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Versorgung korrigiert wurde (JG 2000 Ziffer 487). Das 
Vertragsmonopol der Kassenärztlichen Vereinigungen 
wird somit in diesem Bereich aufgebrochen. Um An- 
reize zur Vereinbarung integrierter Versorgungsverträge 
zu geben, kann jede Krankenkasse in den Jahren 2004 
bis 2006 bis zu 1 vH der jeweiligen Gesamtvergütung im 
ambulanten Bereich und der Krankenhaus Vergütung ein- 
behalten und damit die in den Integrationsverträgen ver- 
einbarte Vergütung finanzieren. 

Außerdem werden medizinische Versorgungszentren als 
Leistungserbringer zugelassen, ln diesen Versorgungs- 
zentren soll die fachübergreifende Zusammenarbeit ge- 
fördert werden, indem sowohl ärztliche als auch nicht- 
ärztliche Heilberufe eine Versorgung quasi aus einer 
Hand anbieten, ln medizinischen Versorgungszentren 
können Freiberufler wie auch Angestellte tätig sein. Im 
Rahmen der integrierten Versorgung und der haus- 
arztzentrierten Versorgung können medizinische Versor- 
gungszentren Einzelverträge mit den Krankenkassen ab- 
schließen. 

Weitere Reformschritte 

305. Im GKV-Modernisierungsgesetz sind unter an- 
derem noch die folgenden Reformmaßnahmen enthal- 
ten: 

- Bei einem Aufenthalt in Ländern der Europäischen 
Union ist es den GKV-Versicherten grundsätzlich er- 
laubt, die dortigen Leistungsanbieter in Anspruch zu 
nehmen. Eine Genehmigung der Krankenkasse ist nur 
bei einem Krankenhausaufenthalt erforderlich. 

- Um die Qualität der Gesundheitsversorgung zu 
verbessern, sollen Vertragsärzte zur Fortbildung 
verpflichtet werden. Den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen obliegt es, die Einhaltung der Fortbildungs- 
verpflichtung ihrer Mitglieder zu überprüfen. Wird 
ein Fortbildungsnachweis nicht erbracht, muss der 
Arzt Vergütungsabschläge hinnehmen. 

- Die Krankenkassen sind verpflichtet, Hausarztsys- 
teme anzubieten. Zur Sicherstellung dieser haus- 
arztzentrierten Versorgung können sie mit den 
Hausärzten Einzelverträge abschließen. Für die Ver- 
sicherten ist die Teilnahme freiwillig. Allerdings kann 
die Krankenkasse für Teilnehmer an dieser Ver- 
sorgungsform einen Bonus gewähren. Obwohl die 
Hausarztbehandlung generell weniger kosteninten- 
siv als die Facharztbehandlung ist, dürften Einspa- 
rungen durch Hausarztmodelle ohne evidenzbasierte 
Medizin nur in geringem Umfang erzielt werden, da 
in vielen Fällen der Allgemeinmediziner unnötiger- 
weise zuerst aufgesucht werden muss und weil gege- 
benenfalls die Mittel für die Boni aufgebracht werden 
müssen. 

- Die Kooperation zwischen Krankenkassen und priva- 
ten Versicherungsunternehmen im Bereich der Zu- 
satzversicherungen (zum Beispiel Ein- oder Zweibett- 
zuschlag) wird zugelassen und dadurch der 
Kassenwettbewerb tendenziell gestärkt. 


- Vertragsärzte sollen Bonuszahlungen erhalten, wenn 
sie sich an die im Rahmen der Arzneimittelvereinba- 
rung zwischen Kassen und Ärzten festgelegten Richt- 
größen für verordnete Leistungen halten. In der Arz- 
neimittelvereinbarung wird unter anderem das 
Ausgabenvolumen für Arzneimittel bestimmt (JG 2001 
Ziffer 268). Der Anreiz, die getroffenen Vereinbarun- 
gen einzuhalten, wird durch diese Maßnahme zwar 
erhöht, allerdings ist eine Belohnung für das „Nor- 
male “ etwas zweifelhaft. 

- Das Mitgliedschafts- und Organisationsrecht der 
Krankenkassen wird harmonisiert. Zudem dürfen sich 
neu errichtete Betriebs- und Innungskrankenkassen 
bis zur Einführung eines morbiditätsorientierten Ri- 
sikostrukturausgleichs am 1. Januar 2007 nicht für 
betriebs- oder innungsfremde Versicherte öffnen. 
Dieses Öffnungsmoratorium soll die - durch die Un- 
zulänglichkeiten des derzeitigen Risikostrukturaus- 
gleichs verursachte - Risikoselektion (JG 2001 
Ziffern 262 ff.) zugunsten dieser Kassen verhindern. 
Gleichwohl ist ein solcher Schritt ordnungspolitisch 
bedenklich. 

- Zur Durchführung von Disease-Management-Pro- 
grammen und für hochspezialisierte Leistungen so- 
wie in unterversorgten Gebieten soll es eine Öffnung 
der Krankenhäuser für ambulante Behandlungen ge- 
ben. Damit wird die sektorübergreifende Gesund- 
heitsversorgung gestärkt. 

- Die gemeinsame Selbstverwaltung soll entbürokrati- 
siert werden, indem an die Stelle der bisherigen Bun- 
desausschüsse, des Ausschusses Krankenhaus und 
des Koordinierungsausschusses ein Gemeinsamer 
Bundesausschuss tritt, dessen Mitglieder die GKV- 
Spitzenverbände, die Kassenärztliche Bundesvereini- 
gung, die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 
und die Deutsche Krankenhausgesellschaft sind. 

Der Kompromiss zwischen Bundesregierung und Oppo- 
sition ist in einigen Bereichen hinter dem ursprüngli- 
chen Gesetzentwurf der Regierung zurückgeblieben. Zu 
nennen ist hier zum einen das Vertragsmonopol der 
Kassenärztlichen Vereinigungen, das im ursprüngli- 
chen Gesetzentwurf durch eine weitergehende Zulas- 
sung von Einzelverträgen deutlicher aufgebrochen wer- 
den sollte, nun aber im Wesentlichen erhalten bleibt. 
Zum anderen hätte die ursprünglich geplante Möglich- 
keit von kassenartenübergreifenden Fusionen die Bil- 
dung von leistungsfähigen Einheiten begünstigen, das 
Ausnutzen von Skalenerträgen fördern und den Kassen- 
wettbewerb stärken können. Auf der Einnahmeseite 
blieb die dringend benötigte Reform des Finanzierungs- 
systems aus. 

Insgesamt soll die Gesetzliche Krankenversicherung 
durch das GKV-Modemisierungsgesetz im Jahr 2004 um 
rund 9,8 Mrd Euro entlastet werden (Tabelle 42), dies 
entspricht in etwa einem Beitragssatzpunkt. Damit diese 
Entlastung nicht hauptsächlich zur Schuldentilgung und 
zur Auffüllung der Rücklagen verwendet werden muss, 
sondern zu Beitragssatzsenkungen führt, erlaubt das Ge- 
setz eine Streckung der Schuldentilgung bis Ende des 
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Tabelle 42 


Entlastungswirkung durch die Gesundheitsreform 2003" 



2004 

2005 

2006 

2007 

Leistungsausgrenzungen 

2,5 

Mrd Euro 

2,5 2,5 

2,5 

Zuzahlungen 

3,2 

3,2 

3,2 

3,2 

Bundeszuschuss 

1,0 

2,5 

4,2 

4,2 

Beiträge aus Versorgungsbezügen 

1,6 

1,6 

1,6 

1,6 

Struktureffekte 

1,5 

2,0 

2,5 

3,0 

Summe der Eutlastuugeu 

9,8 

11,8 

14,0 

14,5 

Potentielle Entlastung 

1,0 

Beitragssatzpunkte (vH) 

1,2 1,4 

1,5 

Schuldenabbau und Rücklagenauffüllung 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

Spielraum für Beitragssatzsenkungen 

0,7 

1,0 

1,2 

1,3 

Zusätzlicher Beitragssatz (Umfinanzierung Krankengeld) 



0,5 

0,5 

Ausgliederung des Zahnersatzes 


0,4 

0,4 

0,4 

Allgemeiner Beitragssatz" 

13,6 

12,9 

12,2 

12,1 

Rechnerischer Gesamtheitragssatz 

13,6 

12,9 

12,7 

12,6 

Rechnerischer Arbeitnehmer-Beitragssatz 

6,80 

6,45 

6,60 

6,55 

Arbeitgeber-Beitragssatz 

6,80 

6,45 

6,10 

6,05 


1) Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Modemisierungsgesetz - GMG). - 2) Im GKV-Modemisierungsge- 
setz wird als Ausgangspunkt für die Entlastungsrechnungen ein allgemeiner Beitragssatz von 14,3 vH zugrunde gelegt. 


Quelle für Grundzahlen: BMGS 


Jahres 2007. Zudem werden im Gesetz konkret diejeni- 
gen Entlastungen genannt, die für Beitragssatzsenkun- 
gen dienen müssen, zum Beispiel die Entlastungen durch 
den Bundeszuschuss oder durch den zusätzlichen Bei- 
tragssatz. Die übrigen Entlastungen müssen mindestens 
zur Hälfte zur Senkung der Beitragssätze verwendet 
werden. Mithin soll laut GKV-Modemisierungsgesetz 
schon im Jahr 2004 der durchschnittliche allgemeine 
Beitragssatz um 0,7 Prozentpunkte auf 13,6 vH sinken. 
In den Folgejahren nimmt das Entlastungsvolumen zu, 
und der angestrebte Beitragssatz von unter 13 vH soll im 
Jahr 2005 erreicht werden. Allerdings müssen die Versi- 
cherten dann zusätzlich zum halben Beitragssatz noch 
die Zahnersatzversicherung finanzieren. So wird im 
Jahr 2006, wenn der zusätzliche Beitragssatz von 0,5 vH 
erhoben wird, der (rechnerische) Arbeitnehmerbeitrag 
von 6,45 auf 6,60 vH steigen, und der Arbeitgeberbei- 
trag soll 6,10 vH betragen. Der rechnerische Gesamtbei- 
tragssatz sinkt also auch im Jahr 2006 nur knapp unter 
13 vH. Ausgehend von der Ausgabendynamik im Ge- 
sundheitswesen der letzten Jahre und aufgrund der Tat- 
sache, dass der Ausgangsbeitragssatz für die Entlas- 
tungsberechnungen von 14,3 vH schon bei der 
Verabschiedung des Gesetzes wenig realistisch war, 
dürften aber auch diese Beitragssatzziele noch zu opti- 
mistisch sein, so dass noch innerhalb des Planungshori- 
zonts dieser Gesundheitsreform weitere Reformen auf 
der politischen Agenda stehen werden. 


Reform des Finanzierungssystems: Pauschalprämie 
versus Bürgerversicherung 

306. Da die Gesundheitsreform 2003 sofort nach dem 
Bekanntwerden der Eckpunkte als nicht ausreichend er- 
achtet wurde, standen vor allem die beiden von der Rü- 
rup-Kommission als konzeptionelle Alternativen vorge- 
schlagenen Modelle zur Reform der Finanzierungsseite 
des Gesundheitssystems, die Bürgerversicherung und 
das Gesundheitsprämienmodell, in der politischen Dis- 
kussion. Die über einkommensproportionale Beiträge fi- 
nanzierte Bürgerversicherung ist eher verteilungspoli- 
tisch motiviert sowie am Leistungsfahigkeitsprinzip 
orientiert und hat eine Ausweitung der Beitragsgrund- 
lage und die Erweiterung des Versichertenkreises zum 
Ziel. Das Modell der pauschalen Gesundheitsprämie ist 
eher beschäftigungspolitisch motiviert sowie am Äqui- 
valenzprinzip orientiert und entspricht im Wesentlichen 
dem Vorschlag des Sachverständigenrates (JG 2002 
Ziffern 520 ff). 

Gesundheitsprämienmodell 

307. Die Hauptmerkmale des Gesundheitsprämienmo- 
dells, wie es vom Sachverständigenrat und auch einem 
Teil der Rürup-Kommission vorgeschlagen wurde, be- 
stehen darin, dass jeder Erwachsene einen für die jewei- 
lige Krankenkasse einheitlichen Pauschalbeitrag zahlt. 
Der Beitrag kann dabei zwischen den Krankenkassen, je 
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nach Versichertenstruktur und Effizienz der Kasse, vari- 
ieren. Der Versiehertenkreis beschränkt sich auf die der- 
zeit in der Gesetzliehen Krankenversieherung versieher- 
ten Personen; eine Versieherungspfliehtgrenze, bei deren 
Übersehreiten ein Wechsel in die Private Krankenversi- 
eherung möglich ist, bleibt bestehen. Die beitragsfreie 
Mitversicherung von nicht-erwerbstätigen Ehegatten 
wird aufgehoben. Die Rürup-Kommission geht von ei- 
ner durchsehnittlichen monatliehen Pausehaiprämie von 
210 Euro aus. Die Pauschale könnte allerdings geringer 
sein, wenn - wie vom Sachverständigenrat vorgeschla- 
gen - die Leistungen in Folge von privaten Unfällen, der 
Zahnersatz und die versieherungsfremden Leistungen 
aus dem Leistungskatalog der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung ausgegliedert würden (JG 2002 Zif- 
fern 490 ff). Berücksiehtigt man zudem die zusätzliehen 
Einnahmen aus der vorgeschlagenen Praxisgebühr und 
gliedert außerdem noch das Krankengeld aus, da es bei 
einer Pauschalprämienfinanzierung einen Fremdkörper 
darstellen würde, könnte die monatliche Pauschalprämie 
auf durehschnittlieh 1 65 Euro sinken. 

308 . Der soziale Ausgleich, also die unverziehtbare 
Umverteilung zwischen Beziehern hoher (Arbeits-)Ein- 
kommen und Beziehern geringer (Arbeits-)Einkommen, 
soll aus der Gesetzliehen Krankenversicherung in das 
Steuer- und Transfersystem verlagert werden. Konkret 
soll naeh den Vorstellungen der Rürup-Kommission ein 
Zusehuss zu den Gesundheitsprämien in der Höhe ge- 
zahlt werden, in der die (durchsehnittliche) Prämie einen 
bestimmten zumutbaren Eigenanteil übersteigt. Dieser 
Eigenanteil wird als Prozentsatz des gesamten Brutto- 
einkommens ausgedrückt (Eigenanteilssatz). Je naeh- 
dem, wie hoch die unterstellte Pausehaiprämie ist und 
wie hoch der Eigenanteilssatz gewählt wird, variiert das 
Zusehussvolumen, das über Steuern finanziert werden 
muss. Beispielsweise würde bei einer Pauschalprämie 
von 210 Euro und einem konstanten Eigenanteilssatz 
von 13,3 vH das Zusehussvolumen 28,4 Mrd Euro betra- 
gen. Unterstellt man für die Pausehaiprämie 165 Euro, 
reduziert sieh das Zusehussvolumen bei gleichem Eigen- 
anteilssatz auf 15,6 Mrd Euro. Allerdings ist realisti- 
seherweise nicht zu erwarten, dass die Prämien für eine 
Krankengeldversieherung, für eine private Unfallversi- 
cherung und für eine Zahnersatzversicherung von ein- 
kommensschwachen Personen ohne staatliehe Hilfe ge- 
zahlt werden können. 

309 . Die Zusehüsse zur Pauschalprämie können prinzi- 
piell durch Steuererhöhungen, Ausgabensenkungen oder 
Kredite finanziert werden. Die Rürup-Kommission 
schlägt vor, die Zusehüsse zum größten Teil durch die 
Auszahlung und Versteuerung des Arbeitgeberbeitrags 
zur Krankenversieherung aufzubringen: Der bisherige 
Arbeitgeberbeitrag sowie der Zuschuss des Arbeitgebers 
für freiwillig Versicherte und PKV-Versieherte werden 
bei der Umstellung zum Gesundheitsprämiensystem als 
Bruttolohn ausgezahlt und sowohl der Besteuerung un- 
terworfen als aueh mit Beiträgen für die anderen Zweige 
der Sozialversicherung belegt. Im Prinzip handelt es sieh 
also um eine Lohnsteuerfinanzierung. Entsprechend sol- 
len die bisherigen Beiträge der Rentenversieherungs- 


träger an die Gesetzliehe Krankenversicherung den 
Bruttorenten zugeschlagen werden. Die erzeugten Mehr- 
einnahmen aus der Einkommensteuer einschließlieh So- 
lidaritätszuschlag belaufen sieh auf 18,6 Mrd Euro im 
Jahr 2003, so dass bei den Vorschlägen der Rürup-Kom- 
mission im Falle eines Eigenanteilssatzes von 13,3 vH 
eine Finanzierungslücke von 9,8 Mrd Euro verbleibt, die 
jeweils durch Einsparungen oder andere Steuern gedeekt 
werden müsste. Legt man die Pauschalprämie von 
165 Euro zugrunde, ergibt sich ein Finanzierungsüber- 
schuss von 3 Mrd Euro, der zum Beispiel für staatliche 
Zuschüsse an Einkommensschwache zu einer privaten 
Unfallversieherung und privaten Zahnersatzversiche- 
rung oder für Steuersenkungen verwendet werden 
könnte. Die zusätzliehen Beitragseinnahmen aufgrund 
der Verbeitragung des höheren Bruttolohns maehen in 
den anderen Zweigen der Sozialversieherung (Gesetzli- 
ehe Rentenversieherung, Soziale Pfiegeversieherung 
und Arbeitslosenversieherung) Beitragssatzsenkungen in 
Höhe von insgesamt rund 1,7 Prozentpunkten möglich. 

310 . Aus der Sieht des Saehverständigenrates können 
die allokativen Wirkungen des Gesundheitsprämien- 
modells wie folgt zusammengefasst werden: 

- Die unmittelbare Anbindung der Krankenversiehe- 
rungsbeiträge an die Arbeitseinkommen wird auf- 
gegeben; Beitragssteigerungen führen nieht automa- 
tiseh zu höheren Lohnnebenkosten für die 
Arbeitgeber. Freilich ist nicht abzusehen, inwieweit 
Prämienerhöhungen bei den Lohnforderungen der 
Gewerkschaften berücksichtigt werden und sich in 
späteren Lohnrunden niederschlagen. Da die derzeiti- 
gen Arbeitgeberbeiträge an den Versicherten als Brut- 
tolohn ausgesehüttet werden, ändert sich im Zeit- 
punkt der Umstellung an der absoluten Höhe der 
Arbeitskosten nichts, weshalb von der bloßen Um- 
stellung keine höhere Arbeitsnachfrage zu erwarten 
ist. 

- Der Lohnsteuereharakter des Krankenversieherungs- 
beitrags mit seinen negativen allokativen Effekten 
wird beseitigt. Für nicht zuschussbedürftige Per- 
sonen, also Versieherte mit mittleren und höheren 
Einkommen, hat eine Pausehaiprämie den Charakter 
einer Kopfsteuer ohne verzerrende Effekte, denn eine 
Erhöhung des Einkommens hat keine zusätzliehe Be- 
lastung mit Krankenversieherungsbeiträgen zur 
Folge. Für zuschussbedürftige Personen bleiben Ver- 
zerrungen auf der Arbeitsangebotsseite erhalten, da 
zusätzliehes Gesamteinkommen den Zuschuss im 
Ausmaß des Eigenanteilssatzes reduziert. Die für die 
Beschäftigungswirkungen besonders wichtigen 
Grenzbelastungen sinken im Vergleieh zum Status 
quo vor allem im stark besetzten mittleren Einkom- 
mensbereich drastisch (Schaubild 50). 

Der Vergleich der Grenzbelastungen des derzeitigen 
Systems mit dem Gesundheitsprämiensystem ergibt 
für unterschiedliche Einkommensbereiche verschie- 
dene Ergebnisse, wobei die Grenzbelastung hier den 
gesamten Abgabenkeil (Einkommensteuer, Solidari- 
tätszuschlag sowie Sozialversicherungsbeiträge von 
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Schaubild 50 


Grenzbelastungen^) des Gesundheitsprämienmodells^^und der Bürgerversicherung 
im Vergleich zum Status quo^) 

vH vH 



1) Zusätzliche Belastung mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträgen zu den Soziaiversicherungen, mit Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag. Bei einer mo- 
natlichen Gesundheitsprämie von 210 Euro wird die Finanzierungslücke durch eine Anhebung des Solidaritätszuschlags um 4,5 Prozentpunkte geschlossen.- 

2) Bei einem Eigenanteilssatz von 13,3 vH und einer Pauschalprämie von 210 Euro endet der Zuschussbereich bei einem Monatseinkommen von 1 579 Euro 
(210 Euro/0,1 33), dies entspricht 1 91 1 Euro Arbeitsentgelt. Bei einer Pauschalprämie von 1 65 Euro beträgt die Zuschussgrenze 1 241 Euro, dies entspricht 

1 502 Euro Arbeitsentgelt. Die Beitragsbemessungsgrenze der Gesetzlichen Krankenversicherung liegt bei einem Bruttolohn von 3 450 Euro, was einem Arbeits- 
entgelt von 4 176 Euro entspricht.- 3) Die Neuregelungen zu den Mini- und Midi-Jobs sind nicht berücksichtigt. 
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Arbeitgebern und Arbeitnehmern) misst und angibt, 
welcher Anteil einer marginalen Erhöhung des Ar- 
beitsentgelts (Bruttolohn plus Arbeitgeberbeiträge) 
für die Zahlung von Steuern und Sozialversiche- 
rungsbeiträgen verwendet werden muss. Das Arbeit- 
nehmerentgelt ist als Bezugsbasis besonders geeig- 
net, da es sich für einen einzelnen Arbeitnehmer 
durch die Reform nur geringfügig ändert und so ei- 
nen direkten Vergleich der Grenzbelastungen erlaubt: 
Zwar erhöhen die infolge der Ausschüttung gestiege- 
nen Bruttolöhne die Arbeitnehmerentgelte, doch für 
die meisten Arbeitsverhältnisse wird dieser Effekt 
durch die infolge des Reformvorschlags mögliche 
Beitragssatzsenkung in den übrigen Sozialversiche- 
rungszweigen wieder ausgeglichen. Grundsätzlich 
reduziert sich bei einer pauschalen Gesundheitsprä- 
mie die Grenzbelastung in Höhe des GKV-Beitrags- 
satzes, da zusätzliches Einkommen den GKV-Beitrag 
nicht erhöht. Auch die Beitragssatzsenkung in den 
anderen Sozialversicherungszweigen lässt die Grenz- 
belastungen sinken. Dieser Reduktion der Grenzbe- 
lastungen wirkt aber zum einen entgegen, dass bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze der Teil eines zusätzli- 
chen Euro Arbeitsentgelts, der im Status quo als 
(marginaler) Arbeitgeberbeitrag zur Gesetzlichen 
Krankenversicherung steuerfrei ist, nun im Gesund- 
heitsprämiensystem gegebenenfalls versteuert und 


verbeitragt werden muss und deshalb die Grenzbelas- 
tung einer zusätzlichen Entgelteinheit höher ausfällt. 
Zum anderen führt der höhere Bruttolohn zu einem 
höheren zu versteuernden Einkommen und damit 
dazu, dass eventuell ein höherer Progressionsbereich 
im Einkommensteuertarif erreicht wird, was die 
Grenzbelastung ebenfalls steigen lässt. 

Im Bereich der zuschussberechtigten Einkommen von 
etwa 900 Euro bis 1 580 Euro Bruttomonatseinkom- 
men (Zuschussgrenze bei einem Eigenanteilssatz von 
13,3 vH und einer Gesundheitsprämie in Höhe von 
210 Euro) kommen noch zwei weitere die Grenzbe- 
lastung erhöhende Effekte hinzu: Erstens steigt für 
sich genommen die Grenzbelastung, weil ein höheres 
Einkommen zu einer Reduktion des Zuschusses in 
Höhe des Eigenanteilssatzes führt. Denn prinzipiell 
stellt der Eigenanteilssatz nichts anderes als einen 
Krankenversicherungsbeitragssatz dar. Dieser Satz 
wird nun aber auch auf das erhöhte Bruttoeinkom- 
men erhoben, weshalb zweitens die Grenzbelastung 
deshalb steigt, weil auf das zusätzliche Bruttoeinkom- 
men, auf das vormals keine Beiträge erhoben wurden, 
nun noch ,, Quasi-Beiträge“ fällig werden. Insgesamt 
führen die zahlreichen teilweise gegenläufigen Ef- 
fekte dazu, dass im Zuschussbereich die Grenzbelas- 
tungen im Gesundheitsprämiensystem höher ausfal- 
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len als im Status quo. Im stark besetzten 
Einkommensbereich bis zur Beitragsbemessungs- 
grenze der Gesetzlichen Krankenversicherung redu- 
zieren sich dagegen die Grenzbelastungen deutlich. 
So sinkt sie für einen Alleinstehenden mit dem durch- 
schnittlichen Bruttomonatseinkommen von rund 

2 500 Euro (entspricht einem Arbeitsentgelt von etwa 

3 000 Euro) von 63 vH auf 56 vH; in einem Pau- 
schalprämienmodell müssen mithin anstatt 63 Cent 
nur noch 56 Cent eines zusätzlichen Euro Arbeitsent- 
gelts an den Fiskus gezahlt werden. Im Einkommens- 
bereich jenseits der Beitragsbemessungsgrenze der 
Gesetzlichen Krankenversicherung kommt im We- 
sentlichen der Progressionseffekt zum Tragen, wes- 
halb die Grenzbelastungen im Vergleich zum Status 
quo geringfügig höher sind; für Personen, deren indi- 
vidueller Grenzsteuersatz dem Spitzensteuersatz ent- 
spricht, gibt es keine Änderung der Grenzbelastung 
mehr. Für Mitglieder in der Privaten Krankenversi- 
cherung steigt die Grenzbelastung ebenfalls leicht 
an, da auch bei diesen Personen der bisher steuer- 
freie Zuschuss des Arbeitgebers zu den Krankenversi- 
cherungsprämien dem Bruttolohn zugeschlagen wird. 

- Das System wird etwas weniger abhängig von der de- 
mographischen Entwicklung, da die Rentner eben- 
falls den einheitlichen Pauschalbeitrag zahlen. Eine 
Erhöhung des Verhältnisses von Rentnern zu er- 
werbstätigen Beitragszahlem führt prinzipiell nicht 
- wie im derzeitigen System - zu Beitragsminderein- 
nahmen. Die Rentner würden vielmehr stärker zur Fi- 
nanzierung ihrer Gesundheitskosten herangezogen. 
So würde der Anteil der Ausgaben der Krankenversi- 
cherung der Rentner (KVdR), der durch Beiträge der 
Rentner gedeckt wird, in einem Pauschalprämiensys- 
tem von heute rund 44 vH auf über 65 vH steigen. Si- 
cherlich sind die Probleme, die durch die Alterung in 
der Krankenversicherung verursacht werden, weniger 
auf der Einnahmeseite als vielmehr auf der Aus- 
gabenseite zu suchen, weshalb eine solche Reform 
des Finanzierungssystems keine „Demographiefes- 
tigkeit“ generieren kann. Zudem wird ein Teil der de- 
mographischen Probleme über das Zuschusssystem 
lediglich ins Steuersystem verlagert. 

- Die Transparenz wird erhöht, zum einen deshalb, 
weil der Beitrag den durchschnittlichen Gesamtaus- 
gaben pro Kopf der jeweiligen Krankenkasse ent- 
spricht und insofern stärker kostenäquivalent gestal- 
tet ist als im gegenwärtigen System; zum anderen, 
weil die paritätische Finanzierung aufgegeben wird 
und sich der Versicherte eher über die vollen Kosten 
der Krankenversicherung klar wird. 

- Durch die Verlagerung der Einkommensumverteilung 
in das Steuer- und Transfersystem werden das Äqui- 
valenzprinzip in der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung gestärkt und der Steuercharakter der Beiträge re- 
duziert. Die Gesetzliche Krankenversicherung wird 
so ihrer primären Aufgabe, dem Ausgleich zwischen 
Gesunden und Kranken sowie zwischen niedrigen 
und hohen Gesundheitsrisiken, besser gerecht. 

- Die Konjunktur- und Arbeitsmarktabhängigkeit der 
Beitragseinnahmen wird beseitigt, da die Pauschal- 


prämie unabhängig vom Einkommen ist. Freilich 
wird die Konjunkturabhängigkeit teilweise nur ins 
Steuersystem verlagert, da in einer schlechten kon- 
junkturellen Situation mit höherer Arbeitslosigkeit 
das Zuschussvolumen steigen dürfte. 

- Der Umfang des Risikostrukturausgleichs könnte auf 
schätzungsweise 40 vH des heutigen Volumens redu- 
ziert werden, weil der Finanzkraftausgleich durch die 
Abschaffung der einkommensabhängigen Umvertei- 
lung obsolet wird. Die Zielgenauigkeit des Risiko- 
strukturausgleichs könnte dadurch erhöht und der 
Verwaltungsaufwand reduziert werden. 

- Ein weiterer Vorteil des Gesundheitsprämienmodells 
ergibt sich aus der Tatsache, dass der soziale Aus- 
gleich über Steuern finanziert werden muss und die 
Kosten des sozialen Ausgleichs mit höheren Prämien 
steigen. So wird der Anreiz, Verschiebebahnhöfe zu 
verwenden, um die Finanzen des allgemeinen Staats- 
haushalts oder anderer Sozialversicherungszweige 
auf Kosten der Gesetzlichen Krankenversicherung zu 
entlasten, reduziert (JG 2002 Ziffern 247 ff). Dieser 
positive Effekt sollte den wohl teilweise berechtigten 
Bedenken, dass bei einem über Steuern finanzierten 
Zuschusssystem Leistungskürzungen nach Kassen- 
lage möglich sind, entgegengehalten werden. Ein 
praktisches Problem ergibt sich aus der Tatsache, 
dass das zur Gegenfinanzierung vorgesehene Steuer- 
aufkommen Bund, Ländern und Gemeinden zusteht. 
Inwieweit die Länder und Gemeinden auch an der Fi- 
nanzierung des Zuschusses beteiligt werden können, 
ist fraglich. 

- Wenn der Zuschuss an der durchschnittlichen Pau- 
schalprämie über alle Kassen festgemacht wird, ha- 
ben zum Beispiel auch Arbeitslose - anders als 
heute - einen Anreiz, in eine günstigere Kasse zu 
wechseln. Der Wettbewerb zwischen den Kassen 
kann dadurch gestärkt werden. 

- In einem Gesundheitsprämienmodell mit Versiche- 
rungspfiichtgrenze existiert genauso wie im gegen- 
wärtigen System das Problem, dass Personen mit 
gutem Gesundheitszustand zur Privaten Krankenver- 
sicherung abwandern und damit tendenziell eine Risi- 
koentmischung erzeugen können. Diese Gefahr der 
Risikoentmischung könnte im Pauschalprämiensys- 
tem grundsätzlich reduziert und die Versichertenge- 
meinschaft stabilisiert werden, wenn freiwillig 
Versicherte, die im Status quo in die Private Kranken- 
versicherung wechseln würden, in einem Gesund- 
heitsprämienmodell diesen Wechsel unterließen, weil 
der GKV-Beitrag in diesem System niedriger liegt als 
im Status quo. Allerdings wird so der Wechsel nicht 
nur der besseren, sondern auch der schlechteren Risi- 
ken gebremst. Liegt für Personen mit gutem Gesund- 
heitszustand der alternative Beitrag zur Privaten 
Krankenversicherung unterhalb der Pauschalprämie, 
die das durchschnittliche Ausgabenrisiko eines GKV- 
Mitglieds widerspiegelt, dann werden theoretisch 
diese guten Risiken auch bei einem Pauschalprämien- 
system in die Private Krankenversicherung wechseln. 
Die schlechteren Risiken, deren alternative PKV-Prä- 
mie höher als die Pauschalprämie aber niedriger als 
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der GKV-Beitrag im Status quo ist, werden bei Ein- 
führung eines Pausehaiprämiensystems nicht mehr 
zur Privaten Krankenversicherung wechseln, sondern 
in der Gesetzliehen Krankenversicherung bleiben. 
Die Risikoentmisehung könnte sieh so theoretisch so- 
gar noch verschärfen, da die guten Risiken weiterhin 
wechseln, die sehlechteren Risiken, die vorher noeh 
zur Privaten Krankenversicherung gewechselt wären, 
dies nun aber unterlassen. Die Evidenz zeigt aller- 
dings, dass die Einstiegstarife zur Privaten Kranken- 
versicherung (ohne Risikozusehläge) eher höher sind 
als eine Pausehaiprämie von 210 Euro monatlich, so 
dass in einem Pauschalprämiensystem durehaus aueh 
gute Risiken in der Gesetzliehen Krankenversiehe- 
rung bleiben. Zudem muss - auch weil die Rückkehr 
zur Gesetzliehen Krankenversieherung kaum mög- 
lieh ist - immer noeh von einer gewissen Wechsel- 
trägheit zur Privaten Krankenversieherung ausgegan- 
gen werden, die verhindert, dass sofort alle freiwillig 
Versieherten in die Private Krankenversieherung ab- 
wandem, sobald ihr GKV-Beitrag die alternative 
PKV-Prämie übersteigt. Diese Wechselträgheit dürfte 
mit abnehmender Differenz zwisehen GKV-Beitrag 
und alternativem PKV-Beitrag zunehmen. Genau 
diese Differenz wird aber durch die Einführung der 
Pausehaiprämie verringert. Weiterhin liegt der Anteil 
der Personen, die in der Privaten Krankenversiehe- 
rung Risikoaufschläge zahlen, nach Angaben der pri- 
vaten Krankenversicherer derzeit in der Größenord- 
nung von 5 vH, womit sieh zeigt, dass heute schon 
die etwas schlechteren Risiken kaum zur Privaten 
Krankenversicherung wechseln. Letztlieh bleibt aber 
der Gesamteffekt der Einführung eines Gesundheits- 
prämiensystems auf die Risikostruktur unklar. 

311 . In der bisherigen öffentliehen Diskussion hat sieh 
gezeigt, dass für die Akzeptanz des Pauschalprämienmo- 
dells im politischen Raum nicht die positiven allokativen 
Effekte, sondern die Verteilungswirkungen des Mo- 
dells besonders wiehtig sind. Diese hängen wesentlieh 
von der Ausgestaltung des Zusehusssystems und dessen 
Finanzierung ab. Grundsätzlich wird durch die Verlage- 
rung der Einkommensumverteilung auf das Steuersys- 
tem die Verteilungsgerechtigkeit in dem Sinne verbes- 
sert, dass zur Finanzierung des sozialen Ausgleichs im 
Prinzip alle Steuerzahler mit ihrem gesamten Einkom- 
men herangezogen werden und nicht nur die Versicher- 
ten in der Gesetzlichen Krankenversicherung mit ihrem 
Arbeitseinkommen bis zur Beitragsbemessungsgrenze. 

312 . Betrachtet man einen typisierten alleinstehenden 
in der Gesetzlichen Krankenversicherung versicherten 
Arbeitnehmer, so ergeben sich beim Übergang vom der- 
zeitigen System auf ein Gesundheitsprämiensystem mit 
einer Pauschalprämie von 210 Euro und einem Eigenan- 
teilssatz von 13,3 vH für geringe Bruttoarbeitseinkom- 
men unter 900 Euro weder Mehrbelastungen noch Ent- 
lastungen, da der Eigenanteil gerade den bisher gezahlten 
GKV-Beiträgen entspricht (Schaubild 5 1 , Seite 208). 
Diesen Eigenanteil „finanziert“ er aus seinem bisherigen 
Arbeitnehmerbeitrag und aus dem ausgeschütteten Ar- 
beitgeberbeitrag. Ab etwa 900 Euro monatlichem Brut- 


toeinkommen setzt die Einkommensbesteuerung ein. 
Jetzt wird der ausgeschüttete Arbeitgeberbeitrag besteu- 
ert, und somit steht nicht mehr der gesamte Betrag zur 
Zahlung von GKV-Beiträgen zur Verfügung. Es kommt 
zu einer Mehrbelastung des Versicherten. Bei einem 
Bruttoarbeitseinkommen von 1 458 Euro monatlich ent- 
spricht die Pauschalprämie gerade dem vorher gezahlten 
GKV-Beitrag (bei einem Beitragssatz von 14,4 vH); die 
relative Mehrbelastung sinkt ab jetzt kontinuierlich. Die 
Entlastungszone wird ab einem Arbeitseinkommen von 
rund 1 700 Euro erreicht. Ab hier ist die Pauschalprämie 
plus zusätzlicher Steuer geringer als der GKV-Beitrag 
im Status quo. Die Entlastung für den typisierten allein- 
stehenden Arbeitnehmer nimmt nun stetig zu und er- 
reicht ihren Höhepunkt bei einem Bruttoarbeitseinkom- 
men in Höhe der Beitragsbemessungsgrenze. Ab dort 
steigt die Differenz zwischen Pauschalprämie und GKV- 
Beitrag im Status quo nicht mehr, wegen der Steuerpro- 
gression erhöht sich zudem die Steuerbelastung der aus- 
geschütteten Beiträge relativ, so dass insgesamt die rela- 
tive Entlastung mit weiter zunehmenden Einkommen 
abnimmt. 

Im Falle eines Alleinverdienerehepaares mit ausschließ- 
lich Arbeitseinkommen verlängert sich der belastungs- 
neutrale Bereich bis auf 1 500 Euro monatliches Brutto- 
einkommen, da die Besteuerung erst später einsetzt. Bei 
höheren Einkommen kommt es wie im Falle des Allein- 
verdieners zu Mehrbelastungen. Allerdings treten bei 
einem Alleinverdienerehepaar im oberen Einkommens- 
bereich faktisch keine Entlastungen auf da die beitrags- 
freie Mitversicherung von Ehegatten wegfällt. 

313 . Eine für die Rürup-Kommission erstellte empiri- 
sche Untersuchung auf Basis eines Mikrosimulations- 
modells ergibt ganz ähnliche Verteilungswirkungen wie 
die typisierende Betrachtung: Für geringe Einkommen 
zeigen sich leichte Entlastungen, für mittlere Einkom- 
men bis etwa 30 000 Euro jährlich kommt es zu Mehrbe- 
lastungen, und die höheren Einkommen ab 30 000 Euro 
werden entlastet (Schaubild 52, Seite 209), wobei diese 
Gruppe rund 56 vH der Haushalte ausmacht. 

Disaggregiert nach der sozialen Stellung ergibt sich aus 
der empirischen Mikrosimulationsstudie für Arbeiter 
und Angestellte eine Mehrbelastung bis zu einem jährli- 
chen Bruttogesamteinkommen von 25 000 Euro. Diese 
Gruppe macht rund 14 vH der Arbeiter- und Angestell- 
tenhaushalte aus. Entsprechend werden 86 vH der Ar- 
beiter- und Angestelltenhaushalte entlastet. Diese Ent- 
lastungen betragen im Bereich zwischen 60 000 Euro 
und 100 000 Euro über 3 vH des verfügbaren Einkom- 
mens. Rentnerhaushalte werden bis zu einem Bruttoein- 
kommen von 20 000 Euro belastet, was auf den Wegfall 
der beitragsfreien Mitversicherung von Ehegatten und 
auf die Heranziehung von anderen Einkommensarten 
(einschließlich des ausgeschütteten Anteils der Renten- 
versicherungsträger) bei der Bemessung des zumutbaren 
Eigenanteils zurückzuführen ist. Dies trifft 48 vH der 
Rentnerhaushalte . 
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Schaubild 51 

Verteilungseffekte des Gesundheitsprämienmodells für typisierte Versicherte^) 
in der Gesetzlichen Krankenversicherung im Vergleich zum Status quo^) 

Monatliche Belastung (-) und Entlastung (+) in vH des Bruttoarbeitseinkommens 
vH vH 
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Monatliches Bruttoarbeitseinkommen (Euro) 

1) Neben den Arbeitseinkommen gibt es keine zusätzlichen Einkommen.- 2) Die Neuregelungen zu den Mini- und Midi-Jobs sind nicht berücksichtigt.- 3) Gesamt- 
effekt der pauschalen Gesundheitsprämie mit sozialem Ausgleich (zumutbarer Eigenbeitrag 13,3 vH des Bruttoarbeitseinkommens). 

Quelle: Kommission für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme 

SR 2003-12-0645 


314 . Bei der hier dargestellten Analyse der Vertei- 
lungswirkungen ergibt sich grundsätzlich das Problem, 
dass ein Vergleich mit dem Status quo durchgeführt 
wird, obwohl dieser aufgrund der vorliegenden inkonsis- 
tenten Verteilungswirkungen innerhalb der Gesetzlichen 
Krankenversicherung eigentlich keinen adäquaten Ver- 
gleichsmaßstab darstellen kann. Außerdem muss bei der 
Betrachtung der Verteilungseffekte berücksichtigt wer- 
den, dass die vorgeschlagene Finanzierung des Zu- 
schussvolumens über die Besteuerung der Arbeitgeber- 
beiträge bei einer zugrunde gelegten Pauschalprämie 
von 210 Euro und einem Eigenanteilssatz von 13,3 vH 
eine Finanzierungslücke in Höhe von 9,8 Mrd Euro of- 
fen lässt. Die Schließung dieser Lücke führt ihrerseits zu 
Verteilungseffekten, die bei einer abschließenden Beur- 
teilung berücksichtigt werden müssen. Wird zum Bei- 
spiel zur Schließung der Lücke die Umsatzsteuer erhöht, 
verstärkt sich der regressive Effekt der Einführung eines 
Pauschalprämiensystems. Eine Erhöhung des Solidari- 
tätszuschlags dagegen würde die Entlastung der höheren 
Einkommen mildern und damit die regressive Vertei- 
lungswirkung dieses Modells abschwächen. Ein Zu- 
schlag auf die Einkommensteuerschuld in Höhe von 
4,5 vH würde die maximale Entlastung von Beziehern 
hoher Einkommen zum Beispiel von über 2 vH auf 
1,3 vH des verfügbaren Einkommens reduzieren. 


Gleichzeitig konterkarierten diese zusätzlichen Finan- 
zierungswege aber die positiven allokativen Wirkungen 
des Gesundheitsprämienmodells. Muss also eine Finan- 
zierungslücke geschlossen werden, dann sollten deshalb 
nieht weitere Steuern erhöht, sondern Ausgaben gesenkt 
werden. Dies kann sowohl durch Ausgabensenkungen in 
der Gesetzlichen Krankenversicherung selbst geschehen, 
die dann zu einer Reduktion der Pauschalprämie und da- 
mit des Zuschussvolumens führen, als auch durch Aus- 
gabensenkungen im allgemeinen Staatshaushalt. Die 
sich daraus ergebenden allokativen Wirkungen dürften 
vorteilhafter sein als die einer Steuererhöhung. Legt man 
die vom Sachverständigenrat vorgeschlagenen Reform- 
maßnahmen zugrunde, muss keine Finanzierungslücke 
geschlossen werden, weshalb die allokativen Vorteile 
des Pauschalprämienmodells voll zur Geltung kommen 
könnten. Freilich führte die gesonderte Absicherung des 
Zahnersatzes und der privaten Unfälle zu relativen 
Mehrbelastungen vor allem im unteren Einkommensbe- 
reich und ginge damit zu Lasten des Verteilungsziels. 

Bürgerversicherung 

315 . Die so genannte Bürgerversicherung will die 
Ziele einer Senkung der Lohnnebenkosten, einer gerin- 
geren Konjunkturabhängigkeit und einer Stabilisierung 
der GKV-Finanzen sowie einer größeren Gerechtigkeit 
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Schaubild 52 


Empirische Verteilungseffekte des Gesundheitsprämienmodells 
und der Bürgerversicherung im Vergleich zum Status quo^^ 

Belastung {-) und Entlastung (+) in vH des verfügbaren Einkommens 
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Jährliches Bruttohaushaltseinkommen von ... bis unter ... 1 000 Euro 

1) Da ein direkter Vergieich der Verteiiungswirkungen der Bürgerversicherung mit dem Pauschaiprämienmodeil nur dann aussagekräftig ist, wenn der soziale Aus- 
gleich des Pauschalprämienmodells voll gegenfinanziert ist, wird in der für die Rürup-Kommission angefertigten Untersuchung angenommen, dass die bei einer 
monatlichen Pauschalprämie von 210 Euro entstehende Finanzierungslücke durch eine Anhebung des Solidaritätszuschlags um 4,5 Prozentpunkte, also auf 10 vH 
geschlossen wird - a) Stufe 1 : Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze und Einbindung anderer Einkommen.- b) Stufe 2: Stufe 1 und Erweiterung des Versicher- 
tenkreises. 

Quelle: Kommission für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme 

SR 2003 -12 -0629 


durch eine Ausweitung der Beitragsbemessungsgrund- 
lage erreichen. Die Finanzierungsbasis soll durch die 
Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze, die Vergröße- 
rung des Versichertenkreises und durch die Berücksich- 
tigung anderer Einkunftsarten ausgeweitet werden. Ins- 
gesamt erwartet man davon kurz- und mittelfristig eine 
Beitragssatzsenkung um 1 ,3 Prozentpunkte und langfris- 
tig um 2,0 Prozentpunkte. 

316 . Gemäß dem von der Rürup-Kommission ebenfalls 
beschriebenen Modell der Bürgerversicherung soll die 
Beitragsbemessungsgrenze von derzeit 3 450 Euro auf 
5 100 Euro - die Beitragsbemessungsgrenze in der Ge- 
setzlichen Rentenversicherung für Westdeutschland - 
angehoben werden. Dies führt zu zusätzlichen Beiträgen 
von Personen, deren Einkommen derzeit die Beitragsbe- 
messungsgrenze übersteigt, und zu zusätzlichen Belas- 
tungen für deren Arbeitgeber. Für sich genommen er- 
möglicht die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
gemäß den Ergebnissen eines Mikrosimulationsmodells 
Beitragssatzsenkungen in Flöhe von etwa 0,8 Prozent- 
punkten. 


317 . Zudem sollen als Beitragsgrundlage nicht nur die 
Arbeitnehmereinkommen, sondern auch die anderen 
Einkommen herangezogen werden. So sollen Gewinne 
aus Land- und Forstwirtschaft, aus selbständiger Arbeit 
und aus Gewerbebetrieb dem Bruttoeinkommen aus 
nichtselbständiger Arbeit gleichgestellt und dem vollen 
Beitragssatz unterworfen werden. Außerdem werden 
Vermögenseinkommen wie Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung sowie aus Kapitalvermögen herange- 
zogen und verbeitragt. Dabei können von den Vermö- 
genseinkommen die Werbungskosten und von den Kapi- 
taleinkünften zudem der Sparerfreibetrag abgesetzt 
werden. Ein horizontaler Verlustausgleich zwischen den 
einzelnen Einkommensarten ist - im Gegensatz zum 
Einkommensteuerrecht - nicht möglich, so dass aus- 
schließlich positive Einkommen bei der Beitragsfestset- 
zung berücksichtigt werden. 

Die Einbeziehung zusätzlicher Einkommen in die Bei- 
tragsbemessungsgrundlage soll der Tatsache Rechnung 
tragen, dass in der jüngsten Vergangenheit auch die 
schwache Entwicklung der Einnahmeseite zu den Bei- 
tragssatzerhöhungen beigetragen hat (JG 2002 Ziffer 246 
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und Tabelle 41) und die reine Lohnorientierung eine 
große Konjunkturabhängigkeit der Beiträge nach sich 
zieht. Wenn man zudem unterstellt, dass die Kranken- 
versicherung auch eine Umverteilung zwischen Leis- 
tungsfähigen (Bezieher höherer Einkommen) und weni- 
ger Leistungsfähigen (Bezieher niedriger Einkommen) 
bewerkstelligen soll, dann ist es konsequent, die Leis- 
tungsfähigkeit nicht nur an den Arbeitseinkommen, son- 
dern am Gesamteinkommen festzumachen. Eine Bei- 
tragssatzerhöhung würde das gesamte Einkommen 
belasten, nicht nur das Arbeitseinkommen. Allerdings 
würde die Heranziehung anderer Einkommen allokative 
Verzerrungen hervorrufen, da die zusätzlichen Beiträge 
als Steuer empfunden werden, was Ausweicheffekte wie 
Kapitalflucht begünstigt. Die finanziellen Effekte einer 
Einbeziehung weiterer Einkunftsarten werden auf 
5,3 Mrd Euro geschätzt, was gut 0,5 Beitragssatzpunkten 
entspricht. Insgesamt würde die Stufe 1 der Bürgerversi- 
cherung, also die Einbeziehung zusätzlicher Einkunftsar- 
ten zusammen mit der Anhebung der Beitragsbemes- 
sungsgrenze, gemäß den Ergebnissen einer empirischen 
Untersuchung für die Rürup-Kommission eine Beitrags- 
satzreduktion von 1,3 Prozentpunkten ermöglichen. 

318. Der dritte - für ihren Namen wesentliche - Be- 
standteil der Bürgerversicherung ist die Ausweitung des 
Versichertenkreises (Stufe 2). Diese soll zum einen da- 
durch geschehen, dass weitere Erwerbstätigengruppen, 
namentlich die Beamten, die Selbständigen und die 
Landwirte, in der Gesetzlichen Krankenversicherung 
versicherungspflichtig werden. Die Versicherungspflicht 
soll sich letztlich auf die gesamte Bevölkerung erstre- 
cken. Zum anderen soll durch Anhebung der Versiche- 
rungspflichtgrenze - in einem ersten Schritt auf 
5 100 Euro - beziehungsweise Abschaffung der Versi- 
cherungspflichtgrenze ein Wechsel in die Private Kran- 
kenversicherung erschwert beziehungsweise ganz ver- 
hindert werden. Letzteres würde eine Abschaffung der 
Privaten Krankenversicherung als Vollversicherung be- 
deuten und voraussichtlich Verfassungsklagen nach sich 
ziehen. Die Abschaffung der Versicherungspflichtgrenze 
würde aber auch - da die Versicherungspflichtgrenze die 
Gefahr der Risikoentmischung in sich birgt - eine „of- 
fene Flanke“ der Gesetzlichen Krankenversicherung 
schließen (JG 2000 Ziffer 483 und JG 2002 Ziffer 513). 

Mit der Einbeziehung der gesamten Wohnbevölkerung 
wird sicherlich verbreiteten Gleichbehandlungs- und Ge- 
rechtigkeitsvorstellungen genüge getan, indem ein grö- 
ßerer Personenkreis in die mit dem Umlagesystem ver- 
bundene implizite Besteuerung einbezogen wird. Die 
größere intragenerative Gerechtigkeit wird aber mit einer 
geringeren intergenerativen Gerechtigkeit erkauft, da die 
Private Krankenversicherung und damit die Kapitalde- 
ckung im Gesundheitssystem zurückgedrängt wird und 
somit die zukünftig erforderlichen intergenerativen 
Transfers erhöht werden (JG 2002 Ziffer 513). Dies be- 
deutet letztlich nichts anderes als eine Lastverschiebung 
in die Zukunft (JG 2002 Ziffer 524). Gleichwohl könnte 
die Ausweitung des Versichertenkreises, allerdings aus 
Gründen des Vertrauensschutzes erst nach einer Über- 
gangszeit, Beitragssatzentlastungen in Höhe von 
0,7 Beitragssatzpunkten erbringen. Alleine die Einbezie- 


hung der Beamten in die Gesetzliche Krankenversiche- 
rung könnte überschlagsmäßig einen positiven Beitrags- 
satzeffekt von 0,3 Beitragssatzpunkten generieren, weil 
die Beamten für die Gesetzliche Krankenversicherung im 
Durchschnitt einkommensmäßig gute Risiken darstellen. 
Allerdings kann es auch bei der Einbeziehung von Beam- 
ten zu verfassungsrechtlichen Problemen kommen. 

319. Die allokativen Effekte der Bürgerversicherung 
sind insgesamt kritisch zu beurteilen. Die Arbeitgeber- 
beiträge könnten zwar um 0,65 bis 1,0 Prozentpunkte re- 
duziert werden, allerdings muss berücksichtigt werden, 
dass damit nicht für alle Arbeitgeber eine Entlastung in 
entsprechender Höhe verbunden wäre, da eine Anhe- 
bung der Beitragsbemessungsgrenze auf 5 100 Euro für 
die Arbeitgeber zusätzliche Lohnnebenkosten bedeuten 
würde. Je nach Beschäftigtenstruktur des einzelnen Un- 
ternehmens könnte es sogar zu einer stärkeren Belastung 
mit Krankenversicherungsbeiträgen kommen. 

Der Anteil der Beschäftigten mit einem Einkommen über 
der derzeitigen Beitragsbemessungsgrenze von 3 450 
Euro variiert sehr stark zwischen den Branchen. So 
beträgt er im Baugewerbe 5, 8 vH, im Bereich der Kraft- 
fahrzeugherstellung 26,3 vH, im Kredit- und Versiche- 
rungsgewerbe 21,6 vH und im Bereich Datenver- 
arbeitung und Datenbanken 40, 9 vH. Im letztgenannten 
Bereich haben sogar 24,3 vH der Beschäftigten ein Ein- 
kommen über 5 100 Euro. Entsprechend kommt es in 
dieser Branche bei einer Anhebung der Beitragsbemes- 
sungsgrenze trotz der damit verbundenen Beitragssatz- 
senkung zu einem Anstieg des durchschnittlichen Mo- 
natsbeitrags je Arbeitnehmer. 

Die Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze führt für 
einen Arbeitnehmer, dessen Einkommen die bisherige 
Beitragsbemessungsgrenze übersteigt, zu einer Reduk- 
tion des Nettoverdiensts und verursacht die gleichen ver- 
zerrenden Wirkungen wie eine Anhebung der Lohn- 
steuer, da diesen zusätzlichen Beiträgen keine höheren 
Leistungen gegenüberstehen. Für den betreffenden Ar- 
beitnehmer steigt der Anreiz, in die Private Krankenver- 
sicherung zu wechseln. Die Grenzbelastungen sinken 
durch die Beitragssatzreduktion in den unteren und mitt- 
leren Einkommensbereichen zwar leicht, durch die Aus- 
weitung der Beitragsbemessungsgrenze steigen die 
Grenzbelastungen aber in dem Einkommensbereich mit 
ohnehin schon sehr hohen marginalen Belastungen auf 
bis zu 75 vH an (Schaubild 50, Seite 205). Mithin müs- 
sen 75 Cent an zusätzlichen Abgaben gezahlt werden, 
wenn das Arbeitsentgelt um einen Euro steigt, was leis- 
tungs- und beschäftigungsfeindliche Wirkungen entfal- 
ten dürfte. Zwar erhofft man sich durch die Entlastung 
der Haushalte mit einer hohen Konsumquote eine Nach- 
fragesteigerung, die zusätzliche Beschäftigung generiert; 
die zusätzliche Nachfrage fallt aber nicht so hoch aus, 
wenn die Arbeitnehmer Beiträge auf sonstige Einkünfte 
zahlen müssen. Zudem könnten nachteilige Wirkungen 
daraus entstehen, dass Kapitaleinkünfte höher belastet 
werden und somit die Kapitalflucht begünstigt wird. 
Selbst wenn andere Einkommen in die Beitragsbemes- 
sungsgrundlage einbezogen werden, würden immer 
noch 95 vH des Beitragsaufkommens aus Arbeitsein- 
kommen gezahlt, so dass etwaige Beitragssatzsteigerun- 
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gen weiterhin den Faktor Arbeit stark belasten und auch 
die Konjunkturabhängigkeit der Beitragseinnahmen 
kaum reduziert wird. Die Beschäftigungsvorteile, die 
von ihren Befürwortern aus der Bürgerversicherung ab- 
geleitet werden, erweisen sich insgesamt bei näherem 
Hinsehen als äußerst zweifelhaft. 

320 . Eine stärkere Resistenz gegen die Auswirkungen 
der demographischen Entwicklung kann bei der Bürger- 
versicherung nur insoweit festgestellt werden, als Rent- 
ner durch die Einbeziehung anderer Einkommen gegebe- 
nenfalls höhere Beiträge zahlen. Der Anstieg des 
Verhältnisses von Rentnern zu Erwerbstätigen belastet 
aber tendenziell weiterhin die Einnahmeseite. 

321 . Ein wesentliches Problem der Bürgerversicherung 
besteht in ihrer praktischen Umsetzung (JG 2002 
Ziffer 519). Vor allem die Einkünfte aus Kapitalvermö- 
gen werden schwer zu erfassen sein, erst recht wenn eine 
Abgeltungssteuer ohne Kontrollmitteilungen eingeführt 
werden sollte. Es ist nicht klar, welcher Einkommensbe- 
griff der Beitragserhebung zugrunde liegen soll. Teil- 
weise dienen die Gewinne als Beitragsgrundlage, von ei- 
nigen Einkommen werden Werbungskosten abgezogen 
und von Kapitaleinkommen zusätzlich der Sparerfreibe- 
trag, was der derzeit gemäß § 240 SGB V praktizierten 
Ermittlung der beitragspflichtigen Einnahmen von frei- 
willig Versicherten widerspricht. Von Arbeitseinkom- 
men sind keine Abzüge möglich, womit die Ungleichbe- 
handlung der verschiedenen Einkunftsarten auch in der 
Bürgerversicherung beibehalten wird. Fraglich ist auch, 
ob die Krankenkassen oder die Finanzämter die Beiträge 
einziehen sollen. Vieles spricht für eine Finanzamtslö- 
sung, da bei einem Einzug durch die Kassen eine Mög- 
lichkeit zur Risikoselektion entstehen könnte: Gute 
Risiken werden durch eine laxe Kontrolle der Beitrags- 
grundlage gelockt und schlechte Risiken werden durch 
eine penible Kontrolle abgeschreckt. Das Problem der 
Finanzamtslösung besteht darin, dass es eine sehr große 
Zahl von Versicherten gibt, die nicht zur Abgabe einer 
Einkommensteuererklärung verpflichtet ist. Hier müsste 
ein Selbstauskunftsverfahren eingeführt werden. Insge- 
samt würde die Bürgerversicherung tendenziell sehr 
hohe Inkassokosten hervorrufen, denen ein relativ gerin- 
ger Beitragssatzeffekt gegenüber stünde. 

322 . Die Bürgerversicherung hat im Vergleich zum 
Status quo eine progressive Verteilungswirkung: Die 
Bezieher höherer Einkommen werden hauptsächlich auf- 
grund der Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze und 
aufgrund der Einbeziehung von anderen Einkommensar- 
ten eher belastet, für bestimmte Einkommensbereiche 
durchschnittlich bis über 2 vH des Haushaltsnettoein- 
kommens; die Bezieher niedriger und mittlerer Einkom- 
men, soweit nur Arbeitseinkommen und gegebenenfalls 
geringe andere Einkünfte vorhanden sind, werden haupt- 
sächlich aufgrund der Beitragssatzsenkungen geringfü- 
gig entlastet (Schaubild 52, Seite 209). 

Vergleich des Gesundheitsprämienmodells 
mit der Bürgerversicherung 

323 . Ein Vergleich des Gesundheitsprämienmodells mit 
der Bürgerversicherung zeigt zunächst einen grundsätzli- 


chen Unterschied in der Behandlung der Einkommensum- 
verteilung. In der Bürgerversicherung bleibt die Einkom- 
mensumverteilung im Versicherungssystem und wird 
durch die Einbeziehung anderer Einkommen, die Erhö- 
hung der Beitragsbemessungsgrenze sowie die Erweite- 
rung des Versichertenkreises sogar ausgedehnt, gleichzei- 
tig wird die Beitragserhebung aber auch stärker am 
Leistungsfähigkeitsprinzip orientiert. Im Gesundheitsprä- 
mienmodell wird die Einkommensumverteilung aus dem 
System eliminiert und damit innerhalb der Gesetzlichen 
Krankenversicherung das Äquivalenzprinzip gestärkt. 

324 . Die hier diskutierten konkreten Ausgestaltungs- 
formen der beiden Modelle weisen in einigen Bereichen 
ausgeprägte Gegensätzlichkeiten auf. So sind die Vertei- 
lungswirkungen fast spiegelbildlich: Personengruppen, 
die im einen Modell eher belastet werden, werden im an- 
deren Modell entlastet und umgekehrt. Auch in allokati- 
ver Hinsicht sind die Effekte entgegengesetzt: Mit der 
Bürgerversicherung würde der Steuercharakter der Bei- 
träge nicht reduziert, sondern noch ausgebaut. Etwaige 
Beitragssatzsteigerungen in der Zukunft haben auf das 
Angebot von Produktionsfaktoren die gleichen Wirkun- 
gen wie entsprechende Steuererhöhungen. Die Nach- 
frage nach Produktionsfaktoren wird durch die Kosten- 
steigerungen gedämpft. Höhere Beitragssätze führen 
nach wie vor zu höheren Lohnnebenkosten. Höhere Pau- 
schalprämien beeinflussen dagegen grundsätzlich weder 
das Faktorangebot noch die Faktornachfrage direkt. Sol- 
che Einflüsse können höchstens indirekt auftreten, durch 
das Zuschusssystem, durch höhere Lohnforderungen 
oder wenn zur Finanzierung des höheren Zuschussbe- 
darfs Steuern erhöht werden müssen. Der Abgabenkeil 
wird im Pauschalprämienmodell vor allem im mittleren 
und höheren Einkommensbereich bis zur Beitragsbe- 
messungsgrenze und damit für die Leistungsträger in der 
Gesellschaft deutlich reduziert, was positive Beschäf- 
tigungseffekte zeitigen dürfte. Die Bürgerversicherung 
dagegen vergrößert für höhere Einkommen den - für die 
Beschäftigungswirkungen entscheidenden - gesamten 
Abgabenkeil und erzeugt negative Anreizeffekte. 

325 . Die mit den beiden Modellen verbundenen unter- 
schiedlichen Verzerrungswirkungen spiegeln sich in den 
zu erwartenden Beschäftigungseffekten wider, die mit 
der Einführung der Modelle verbunden wären. So führt 
die Umstellung des Finanzierungssystems der Gesetzli- 
chen Krankenversicherung auf Pauschalprämien in ei- 
nem makroökonomischen Simulationsmodell, je nach- 
dem wie der soziale Ausgleich finanziert wird und ob 
eine offene oder geschlossene Volkswirtschaft betrachtet 
wird, zu einer Beschäftigungszunahme zwischen 2,4 vH 
und 3,6 vH (Kasten 8, Seite 212). Eine Bürgerversiche- 
rung dagegen ist mit einem deutlichen Beschäftigungs- 
rückgang von bis 3,0 vH verbunden. Wie erwartet wirkt 
vor allem die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
und die Einbeziehung von Vermögenseinkommen in die 
Bemessungsgrundlage besonders beschäftigungsfeind- 
lich. Wenngleich die Ergebnisse des Simulationsmodells 
in quantitativer Hinsicht nicht eins zu eins auf die Reali- 
tät übertragen werden können, ist die Tendenz doch ein- 
deutig: Die Pauschalprämie erhöht die Beschäftigung, 
die Bürgerversicherung verringert die Beschäftigung. 
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Kasten 8 


Simulationsanalyse der Beschäftigungseffekte des Pauschalprämienmodells und der Bürgerversicherung 

Für eine erste Abschätzung der makroökonomischen Auswirkungen einer Finanzierung der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung über Pauschalprämien einerseits und einer Bürgerversicherung andererseits wird ein von Auer- 
bach und Kotlikoff entwickeltes und anschließend von Fehr und Jess erweitertes Simulationsmodell herangezo- 
gen. Dabei handelt es sich um ein makroökonomisches intertemporales Gleichgewichtsmodell mit überlappenden 
Generationen. Das Modell kann Verhaltensreaktionen der Wirtschaftssubjekte erfassen, und es ist so konstruiert, 
dass es die institutioneilen Gegebenheiten des deutschen Steuer- und Sozialversicherungssystems sowie des demo- 
graphischen Wandels in Deutschland abbildet. Trotzdem sind teilweise stark vereinfachende Annahmen notwen- 
dig, weshalb die erzeugten quantitativen Ergebnisse mit Vorsicht interpretiert werden müssen, die qualitativen 
Aussagen können aber als robust gelten. 

Das Modell 

Auf der Haushaltsseite werden die Entscheidungen der privaten Haushalte über ein Lebenszyklus-Modell erklärt. 
Die Haushalte unterscheiden sich hinsichtlich des Geburtsjahres, ln jeder Periode wird eine neue Generation gebo- 
ren. Innerhalb einer Generation werden die Haushalte in drei (Lebens-)Einkommensklassen unterteilt und jeweils 
zwischen Arbeitnehmern, Beamten und Selbständigen unterschieden. Für Personen mit hohen Einkommen wird 
- in Übereinstimmung mit der Realität - unterstellt, dass sie eine längere Lebenserwartung haben als Personen mit 
niedrigem Einkommen. Zwischen dem Basisjahr 2002 und dem Jahr 2100 steigt die Lebenserwartung von durch- 
schnittlich 78 Jahre auf 84 Jahre. Die Konsum-, Spar- und Arbeitsangebotsentscheidungen werden modellendogen 
über nutzenmaximierendes Verhalten erklärt. Der Alterskonsum wird aus der Auflösung von Ersparnissen, aus 
Kapitaleinkünften und Renteneinkommen finanziert. Das Produktivitätsprofil eines Arbeitnehmers wird exogen so 
festgelegt, dass es im Zeitablauf zunächst zunimmt, ab einem bestimmten Alter dann aber abnimmt. Im Untemeh- 
mensbereich wird von einem repräsentativen Unternehmen ausgegangen, dessen Marktwert maximiert wird. Da- 
bei verursachen die Investitionen Anpassungskosten, die sich in Form von Outputverlusten niederschlagen. Die 
Investitionsentscheidungen folgen der von Tobin entwickelten Q-Theorie. 

Es wird eine Einkommensteuer erhoben, die sich aus einer Lohnsteuer und einer Kapitaleinkommensteuer zusam- 
mensetzt. Auf das zu versteuernde Lohneinkommen wird der Einkommensteuertarif des Jahres 2005 angewendet. 
Die Kapitaleinkommen werden mit einem einheitlichen Grenzsteuersatz belegt. Auf die Einkommensteuerschuld 
wird ein Solidaritätszuschlag in Höhe von 5,5 vH erhoben. Mit den Steuereinnahmen werden Ausgaben für öffent- 
liche Konsumgüter und Transfers an die privaten Haushalte finanziert. Der Budgetausgleich erfolgt über eine 
Konsumsteuer, ln der Ausgangssituation (Status quo) wird zwischen Gesetzlicher Krankenversicherung und Pri- 
vater Krankenversicherung unterschieden, ln der Gesetzlichen Krankenversicherung sind die Beiträge bis zur Bei- 
tragsbemessungsgrenze vom Lohneinkommen abhängig. Die Private Krankenversicherung erhebt Pauschalbei- 
träge, die den Gesundheitsausgaben je Versicherten entsprechen. Die Bildung von Alterungsrückstellungen wird 
vernachlässigt. Für Beamte wird unterstellt, dass der Staat mit seinen Beihilfezahlungen 70 vH der Gesundheits- 
ausgaben für Beamte abdeckt, weshalb die Beamten nur 30 vH ihrer Gesundheitsausgaben als Koplpauschale tra- 
gen müssen. Es wird angenommen, dass - wegen der günstigeren Risikostruktur und aufgrund von Anreizeffekten 
zum Beispiel durch Beitragsrückerstattungen - die Gesundheitsausgaben je Selbständigen um 20 vH niedriger lie- 
gen als für Beamte und Arbeitnehmer. Zudem sind die Gesundheitsausgaben sowohl der Privaten Krankenversi- 
cherung als auch der Gesetzlichen Krankenversicherung altersabhängig, wobei ein aus den Daten des Risikostruk- 
turausgleichs ermitteltes Ausgabenprofil zugrunde gelegt wird. Ferner wird angenommen, dass die Pro-Kopf- 
Ausgaben um 0,7 vH jährlich bis zum Jahr 2050 zunehmen. 

Flexible Preise sorgen dafür, dass in jeder Periode alle Märkte geräumt sind. Um das hier nur skizzierte dynami- 
sche Makromodell numerisch zu lösen, müssen funktionale Formen für Nutzen- und Produktionsfunktionen 
angenommen und Parameterwerte spezifiziert werden. Die Parameterwerte werden dabei so gewählt, dass das dy- 
namische Simulationsmodell ein Ausgangsgleichgewicht erzeugt, welches die Verwendungsstruktur des Sozial- 
produkts und die im Modell erfassten Steuern, Ausgaben und Beitragseinnahmen des Jahres 2002 einigermaßen 
realistisch nachbildet. Aufgrund der unterstellten demographischen Entwicklung verändert sich die Modellökono- 
mie in den Jahren nach 2002. Das Referenzszenario für die Auswirkungen der nachfolgend simulierten Reformen 
der Gesetzlichen Krankenversicherung ist daher ein Entwicklungspfad der Volkswirtschaft zwischen dem 
Jahr 2002 und dem künftigen langfristigen Gleichgewicht, ln diesem Basisszenario steigt der Beitragssatz zur Ge- 
setzlichen Krankenversicherung im Modell der geschlossenen Volkswirtschaft von 1^5 vH im Jahr 2002 über 
13,9 vH im Jahr 2005 auf 16,9 vH im Jahr 2030 und erreicht sein Maximum im Jahr 2050 mit 20,8 vH. Im Modell 
der offenen Volkswirtschaft steigt der Beitragssatz von 12,7 vH im Jahr 2002 auf 18,5 vH im Jahr 2030 und liegt 
bei 22,8 vH im Jahr 2050. Damit unterschätzt das Modell im Basisjahr den tatsächlichen Beitragssatz in der Ge- 
setzlichen Krankenversicherung etwas, stimmt aber hinsichtlich des erwarteten zukünftigen Beitragssatzanstiegs 
mit anderen Prognosen in etwa überein (Enquete-Kommission Demographischer Wandel, 2002, S. 191 f.). 
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Finanzierung der Gesetzlichen Krankenversicherung über eine Pauschalprämie 

Es wird angenommen, dass die Versicherten in der Gesetzlichen Krankenversicherung nun anstatt der einkom- 
mensabhängigen Beiträge pauschale Gesundheitsprämien entrichten müssen, die den durchschnittlichen Gesund- 
heitsausgaben je Versicherten entsprechen. Zudem wird angenommen, dass der bisherige Arbeitgeberbeitrag zur 
Gesetzlichen Krankenversicherung als Bruttolohn an die Versicherten ausgezahlt und entsprechend versteuert 
wird. Die Pauschalprämie liegt im Modell im Jahr 2005 bei 228 Euro und steigt aufgrund der demographischen 
Entwicklung bis auf 348 Euro im Jahr 2050 an. Hinsichtlich des sozialen Ausgleichs werden drei unterschiedliche 
Fälle betrachtet. Im Fall I wird davon ausgegangen, dass es keinen steuerfinanzierten Zuschuss zu den Pauschal- 
prämien gibt. Im Fall II wird ein über die Zeit konstanter Eigenanteilssatz von 13,3 vH des Bruttoarbeitseinkom- 
mens unterstellt. Der Staat zahlt einen Zuschuss in Höhe der Differenz zwischen Pauschalprämie und Eigenanteil. 
Im Fall III wird angenommen, dass der Eigenanteilssatz im gleichen Maße steigt wie der Beitragssatz in der Basis- 
simulation. Zudem werden im Fall einer Zuschussgewährung verschiedene Varianten zur Schließung der Finanzie- 
rungslücke betrachtet: eine Konsumsteuerfinanzierung sowie die Finanzierung über die Anhebung des Solidari- 
tätszuschlags um 5 Prozentpunkte. Schließlich werden Simulationen sowohl im Modell der offenen als auch der 
geschlossenen Volkswirtschaft durchgeführt. 

Die größten Beschäftigungseffekte ergeben sich in dem Fall, in dem keine Prämienzuschüsse gezahlt werden, da 
hier die verzerrenden Wirkungen der GKV-Beiträge vollständig beseitigt sind (Tabelle 43). Aufgrund der gestiege- 
nen Grenzproduktivität des Kapitals erhöhen sich die Investitionen und der Kapitaleinsatz stetig. Da auch der ge- 
samtwirtschaftliche Konsum mittelfristig um über 10 vH ansteigt, kann der Konsumsteuersatz stetig gesenkt wer- 
den. Werden Zuschüsse an die Bezieher niedriger Einkommen bezahlt, dann wird aufgrund des Eigenanteilssatzes 
in diesem Bereich das Arbeitsangebot der Haushalte wieder verzerrt. Zudem muss zur Finanzierung der Prämien- 
zuschüsse die Konsumsteuer beziehungsweise der Solidaritätszuschlag erhöht werden, was ebenfalls Verzerrun- 
gen verursacht. Zusammengenommen fallen die positiven Beschäftigungseffekte entsprechend geringer aus als im 
Fall ohne Prämienzuschüsse (Fall I) und auch die Kapitalakkumulation ist geringer. Bei konstantem Eigenanteils- 
satz (Fall II) gehen die positiven Beschäftigungseffekte im Zeitverlauf zurück, da die Pauschalprämie über die 
Zeit ansteigt, entsprechend der Zuschussbetrag größer wird und damit der Finanzierungsbedarf steigt. So beträgt 
im Modell das Zuschussvolumen 1,9 vH des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2005 und im Jahr 2050 schon 5,6 vH. 
Geht man von einem in der Zeit ansteigenden Eigenanteilssatz aus (Fall III), dann sind die Finanzierungserforder- 
nisse geringer - das Zuschussvolumen beträgt im Jahr 2050 nur 3,1 vH des Bruttoinlandsprodukts -, weshalb die 
Beschäftigungseffekte höher ausfallen als bei einem konstanten Eigenanteilssatz. In der offenen Volkswirtschaft 
ist der Zinssatz nicht variabel, die Humankapitalausstattung ist geringer, weshalb mittelfristig im Vergleich zur ge- 
schlossenen Volkswirtschaft mehr Arbeit angeboten und weniger konsumiert wird. 


Tabelle 43 

Beschäftigungseffekte des Pauschalprämienmodells im Vergleich zur Basissimulation'’ 


Jahr 

Geschlossene Volkswirtschaft 

Offene Volkswirtschaft 

Falll 

Fall II 

Fall III 

Fall II 

Fall III 

ohne 

Zuschuss 

mit Zuschuss 

Konsumsteuer^’ 

Solidaritätszuschlag’’’ 

Solidaritätszuschlag”’ 


5,0 

3,6 

2,9 

3,3 

2,4 

1,7 


4,8 

2,6 

2,0 

3,2 

1,3 

2,0 


3,2 

1,2 

0,5 

1,3 

3,3 

3,8 

2035 

4,7 

2,2 

1,4 

3,3 

2,2 

6,2 

2050 

5,5 

2,7 

1,8 

4,1 

1,7 

6,7 

2100 

5,6 

2,4 

1,5 

4,8 

-0,5 

2,6 


1) Veränderung der Beschäftigung im Vergleich zum Entwicklungspfad der Volkswirtschaft ohne Änderung des GKV-Finanzierungssystems in 
vH. Fall 1: kein Prämienzuschuss, Eigenanteilssatz 100 vH; Fall 11: fester Eigenanteilssatz in Höhe von 13,3 vH; Fall 111: variabler Eigenanteils- 
satz, er steigt ausgehend von 13,3 vH im gleichen Maße wie der Beitragssatz in der Basissimulation. - 2) Die Finanzierungslücke wird durch eine 
Konsumsteuererhöhung geschlossen. - 3) Die Finanzierungslücke wird durch eine Erhöhung des Solidaritätszuschlags geschlossen. 
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Einführung einer Bürgerversieherung 

Der Übergang zur Bürgerversicherung wird schrittweise simuliert. Im ersten Schritt werden Beamte und Selbstän- 
dige in die Gesetzliche Krankenversicherung einbezogen, das heißt, sie zahlen anstatt ihrer Kopfpausehalen nun 
einkommensabhängige Beiträge bis zur Beitragsbemessungsgrenze. Im zweiten Sehritt wird zusätzlich die Bei- 
tragsbemessungsgrenze der Gesetzlichen Krankenversicherung auf das Niveau der Beitragsbemessungsgrenze der 
Rentenversicherung erhöht. Im dritten Schritt werden darüber hinaus Vermögenseinkommen in die Beitragsbe- 
messungsgrundlage einbezogen. Aus technischen Gründen wird dabei ein fixer Beitragssatz in Höhe von 8 vH un- 
terstellt und die Beitragsbemessungsgrenze vernachlässigt. Insofern kann es vor allem bei hohen Einkommen dazu 
kommen, dass die Beitragsbemessungsgrenze durch die Lohneinkommen schon gänzlich oder nahezu ausge- 
sehöpft ist, trotzdem aber noeh Vermögenseinkommen verbeitragt werden, die Belastung also größer ausfällt. Dies 
wird allerdings durch den unterstellten vergleichsweise niedrigen Beitragssatz zumindest teilweise gemildert. Die 
Auswirkungen der beiden ersten Schritte werden im Modell der geschlossenen Volkswirtschaft betrachtet. Da die 
Verbeitragung von Vermögenseinkommen wiederum aus technischen Gründen nicht in der geschlossenen Volks- 
wirtschaft simuliert werden kann, werden die Schritte 2 und 3 in der offenen Volkswirtschaft vorgenommen. 

Da die Beamten und Selbständigen in einer Bürgerversicherung „verzerrende Beiträge“ zahlen müssen, reduziert 
sich das Arbeitsangebot dieser Personengruppe (Tabelle 44). Die Beschäftigung sinkt, damit vermindert sich die 
Kapitalproduktivität und das Investitionsniveau. Es findet folglich ein Kapitalabbau statt. Kurzfristig führt der 
Rückgang des Arbeitsangebots auf dem Arbeitsmarkt zunächst zu steigenden Löhnen, mit der Zeit schlägt jedoch 
der gesunkene Kapitaleinsatz durch, und es kommt zu einer Reduktion des Bruttolohns. Insgesamt kann kurz- und 
mittelfristig mit der Einbeziehung von Beamten und Selbständigen eine Beitragssatzsenkung von 
0,6 Prozentpunkten erzielt werden. Wird zusätzlich die Beitragsbemessungsgrenze angehoben (Schritt 2), kommt 
es zu einer starken Reduktion des Arbeitsangebots, weil die Grenzbelastungen enorm ansteigen. Die Beschäfti- 
gung und damit die Beitragsgrundlage sinken, so dass diese Maßnahme keine weiteren Beitragssatzsenkungen er- 
zeugen kann. Die zusätzliche Einbeziehung von Vermögenseinkommen in die Beitragsbemessungsgrundlage ver- 
schärft noch einmal die negativen Beschäftigungseffekte, weil infolge des niedrigeren Nettozinssatzes der Wert 
der Humankapitalausstattung steigt. Dieser Vermögenseffekt veranlasst die Haushalte zu einer Ausweitung des 
Konsums und einer Reduktion des Arbeitsangebots. Allerdings kommt es zu Beitragssatzsenkungen, die mittel- 
fristig leicht positiv auf die Beschäftigung wirken. 


Tabelle 44 


Beschäftigungseffekte der Bürgerversicherung 
im Vergleich zur Basissimulation'* 


Jahr 

Geschlossene Volkswirtschaft 

Offene Volkswirtschaft 

Schritt 1 

Schritt 2 

Schritt 2 

Schritt 3 

Einbeziehung 
der Beamten 

und 

Selbständigen 

Schritt 1 + 
Erhöhung der 
Beitragsbemes- 
sungsgrenze 

Schritt 1 + 
Erhöhung der 
Beitragsbemes- 
sungsgrenze 

Schritt 2 -l- 
Einbeziehung 
von Ver- 
mögensein- 
kommen 

2005 

2010 

2020 

2035 

2050 

2100 

-0,8 -2,3 
-0,8 -2,5 
-0,8 -3,0 
-0,8 -3,5 
-0,8 -3,7 
-0,9 -3,0 

-1,9 -3,0 
-2,6 -3,2 
-0,2 0,2 
-4,7 -2,8 
-5,1 -3,7 
-3,6 -3,3 


1) Veränderung der Beschäftigung im Vergleich zum Entwicklungspfad der Volkswirtschaft ohne 
Änderung des GKV-Finanzierungssystems in vH. 
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326 . Die diskutierten Ausgestaltungsvarianten der bei- 
den Konzepte unterscheiden sich schließlich auch im 
Hinblick auf den versicherten Personenkreis sowie im 
Hinblick auf das Verhältnis von Gesetzlicher Kranken- 
versicherung zur Privaten Krankenversicherung und da- 
mit in der Behandlung der Versicherungspflichtgrenze 
(Friedensgrenze). Diese Grenze birgt immer die Gefahr 
in sich, dass niedrige Gesundheitsrisiken sich dem sozia- 
len Ausgleich innerhalb der Gesetzlichen Krankenversi- 
cherung entziehen und damit tendenziell eine Risikoent- 
mischung hervorrufen. Die Bürgerversicherung löst 
dieses Problem, indem sie die Versicherungspflicht- 
grenze beseitigt. Dadurch und durch die Einbeziehung 
von Beamten und Selbständigen wird die Private Kran- 
kenversicherung in ihrer bisherigen Form abgeschafft 
und damit einhergehend die demographieresistentere 
Kapitaldeckung im Gesundheitssystem geschwächt. 
Diese Beeinträchtigung der Kapitaldeckung lehnt der 
Sachverständigenrat ab (JG 2002 Ziffer 513) und befür- 
wortet daher das hier diskutierte Pauschalprämienmo- 
dell, in dem weiterhin eine Versicherungspflichtgrenze 
vorgesehen ist. Grundsätzlich ist aber auch in einem 
Pauschalprämiensystem die Abschaffung der Versiche- 
rungspflichtgrenze und eine Einbeziehung der gesamten 
Wohnbevölkerung möglich. Der konstitutive und im 
Hinblick auf die Beschäftigungseffekte entscheidende 
Unterschied zwischen den beiden Modellen ist mithin 
die Art der Beitragsbemessung und die Behandlung der 
Einkommensumverteilung. 

327 . Zusätzliche Verwaltungskosten sind bei beiden 
Modellen zu erwarten. Im Gesundheitsprämienmodell 
muss die Zuschussberechtigung überprüft und die Zu- 
schussauszahlung organisiert werden. Bei der Einkom- 
mensermittlung stößt man dabei auf ähnliche Probleme 
wie bei der Bürgerversicherung. Allerdings ist der Per- 
sonenkreis, für den das Gesamteinkommen ermittelt 
werden muss, kleiner als bei der Bürgerversicherung. 
Derzeit dürften etwa 20 Millionen Personen in einem 
Gesundheitsprämienmodell zuschussberechtigt sein. In 
der Bürgerversicherung wären dagegen die beitrags- 
pflichtigen Einkommen von bis zu 60 Millionen Perso- 
nen zu ermitteln. Hinzu kommt, dass in den beiden Sys- 
temen die „Beweislast“ gleichsam umgekehrt ist: In der 
Bürgerversicherung müssen die Krankenkassen bezie- 
hungsweise das Finanzamt daran interessiert sein, die 
beitragspflichtigen Einkommen vollständig zu ermitteln. 
Im Gesundheitsprämienmodell dagegen muss der Versi- 
cherte nachweisen, dass er zuschussberechtigt ist. 


328 . Letztlich hängt die Beurteilung der beiden Sys- 
teme von der Gewichtung der allokativen Wirkungen 
und der Verteilungswirkungen beziehungsweise von der 
Gewichtung des Äquivalenzprinzips und des Leistungs- 
fähigkeitsprinzips ab und damit von einem Werturteil. 
Der Sachverständigenrat sieht vor allem in den tendenzi- 
ell günstigeren Beschäftigungswirkungen des Gesund- 
heitsprämienmodells und auch darin, dass aufgrund der 
Orientierung am Äquivalenzprinzip Umverteilungsanlie- 
gen in das Steuer- und Transfersystem verlagert werden, 
wo sie zielgenauer realisiert werden können, die ent- 
scheidenden Vorteile. Gegen beide Systeme spricht, dass 
sie keine wirklichen Lösungen für die zu erwarteten Bei- 
tragssteigerungen aufgrund der demographischen Ent- 
wicklung und des medizinisch-technischen Fortschritts 
liefern. Hier kann letztlich nur eine stärkere Kapitalde- 
ckung Linderung verschaffen. Denn die Kapitaldeckung 
ist dazu geeignet, die Lasten der demographischen Ent- 
wicklung gleichmäßiger über die Generationen zu ver- 
teilen (JG 2002 Ziffer 524). Dabei muss diese Kapital- 
deckung aber nicht unbedingt in Form von 
Alterungsrückstellungen innerhalb der derzeitigen Pri- 
vaten Krankenversicherung aufgebaut werden. Das, was 
die Private Krankenversicherung derzeit im Wesentli- 
chen leistet, nämlich die Abdeckung des durchschnittli- 
chen „Alterungsrisikos“ beziehungsweise die Absiche- 
rung gegen demographiebedingte Prämiensteigerungen, 
könnte auch außerhalb der Krankenversicherung in 
Form einer privaten oder betrieblichen kapitalgedeckten 
Altersvorsorge bewerkstelligt werden. Ähnliches gilt für 
die Bewältigung der Kosten des medizinisch-techni- 
schen Fortschritts. Wenn die Kapitaldeckung im Bereich 
des Altersvorsorgesparens erfolgen würde, müsste man 
die Versicherungspflichtgrenze zur Diskussion stellen. 

Mischformen 

329 . In der Diskussion standen auch zahlreiche angeb- 
liche und tatsächliche Mischformen zwischen Gesund- 
heitsprämienmodell und Bürgerversicherung. Der Vor- 
schlag, die Private Krankenversicherung in den 
Risikostrukturausgleich (RSA) einzubeziehen und damit 
den „Sozialausgleich über alle Bürger auszudehnen“ ist 
ein alter Vorschlag, der nun mit dem Etikett Bürgerversi- 
cherung versehen wird. Ein Vorteil kann darin gesehen 
werden, dass die Gesetzliche Krankenversicherung und 
die Private Krankenversicherung nebeneinander beste- 
hen bleiben könnten und dass die Einbeziehung der Pri- 
vaten Krankenversicherung in den Finanzkraftausgleich 
und gegebenenfalls auch in den Finanzbedarfsausgleich 
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des RSA das Problem der Risikoentmischung für die 
Gesetzliche Krankenversicherung abschwächen würde. 
Die Private Krankenversicherung müsste allerdings ihre 
Prämienkalkulation in der bisherigen Form aufgeben. 
Ein Teil der PKV-Prämie würde dann den Charakter ei- 
ner Steuer aufweisen. Zudem ist die Einbeziehung der 
PKV- Versicherten in den Finanzkraftausgleich mit prak- 
tischen Schwierigkeiten verbunden, da die privaten 
Krankenversicherungen keine Informationen über die 
Einkommensverhältnisse ihrer Versicherten haben. 

330. Eine wirkliche Mischform zwischen den hier dis- 
kutierten Modellen der Bürgerversicherung und der Ge- 
sundheitsprämie stellt der Vorschlag dar, dass in einem 
Pauschalprämienmodell der soziale Ausgleich nicht in 
das Steuer- und Transfersystem verlagert wird, sondern 
im GKV-System verbleibt. Die etwa 28 Mrd Euro, die 
für den sozialen Ausgleich bei einer Pauschalprämie von 
210 Euro aufgewendet werden müssten, könnten durch 
einen einkommensproportionalen Beitrag finanziert wer- 
den. Bei Beibehaltung der derzeitigen Beitragsbemes- 
sungsgrundlage und des derzeitigen Versichertenkreises 
der Gesetzlichen Krankenversicherung würde der Bei- 
tragssatz für den sozialen Ausgleich, der nichts anderes 
als eine „Krankenversicherungssteuer“ wäre, rund 3 vH 
betragen. Der Vorteil dieses Modells besteht darin, dass 
die Zuschüsse nicht aus dem Steueraufkommen aufge- 
bracht werden müssen und damit der Haupteinwand ge- 
gen das Pauschalprämienmodell, nämlich dass das Zu- 
schussvolumen in Zeiten knapper Kassen als 
„Manövriermasse“ verwendet werden kann, nicht mehr 
greift. Positiv ist weiterhin, dass in einem solchen Mo- 
dell die im GKV-System enthaltene Einkommensumver- 
teilung transparent gemacht wird. Will man die beitrags- 
freie Mitversicherung der nicht-erwerbstätigen 
Ehegatten ebenfalls beibehalten, könnte in gleicher 
Weise ein zusätzlicher Beitragssatz zu deren Finanzie- 
rung erhoben werden, was auch diese Umverteilungs- 
komponente im System offensichtlich machen würde. 
Als weiteren Vorteil könnte man auch sehen, dass die re- 
gressiven Verteilungseffekte eines Pauschalprämienmo- 
dells im Vergleich zum Status quo abgemildert würden. 
Die Nachteile dieses Modells bestehen darin, dass das 
Äquivalenzprinzip in der GKV nur teilweise gestärkt 
wird und der Steuercharakter der GKV-Beiträge nur par- 
tiell reduziert würde. Die Reduktion der Grenzbelastun- 
gen fände in einem geringeren Ausmaß statt als im „rei- 
nen“ Pauschalprämiensystem, so dass insgesamt die 
positiven Beschäftigungseffekte dieses Mischsystems 
geringer ausfielen. 

331. Da in dem von der Rürup-Kommission vorge- 
schlagenen Gesundheitsprämienmodell der bisherige Ar- 
beitgeberbeitrag zur Gesetzlichen Krankenversicherung 
als Bruttolohn ausgezahlt wird, werden die Arbeitskos- 
ten von den Gesundheitskosten abgekoppelt und stei- 
gende GKV-Beiträge gehen nicht mit steigenden 
Arbeitskosten einher. Damit ist dieses Gesundheitsprä- 
mienmodell keineswegs gleichzusetzen mit einem GKV- 
System, in dem die Arbeitgeberbeiträge eingefroren be- 
ziehungsweise nach oben gedeckelt werden und Bei- 
tragssatzsteigerungen nur noch von den Versicherten ge- 


tragen werden müssen. Durch das - auch von der 
Kommission „Soziale Sicherheit“ (Herzog-Kommis- 
sion) geforderte - Einfrieren des Arbeitgeberbeitrags 
werden zwar die Lohnnebenkosten in diesem Bereich fi- 
xiert, am Abgabenkeil zwischen Produzentenlohn und 
Konsumentenlohn ändert dies indes nichts. Da die Höhe 
des Abgabenkeils und nicht seine Aufteilung zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer für die Beschäftigungs- 
wirkungen die wesentliche Rolle spielt, können von ei- 
nem Einfrieren des Arbeitgeberanteils nur geringe posi- 
tive Beschäftigungseffekte erwartet werden. 

2. Rentenversicherung: Vor einer 

Fortentwickiung der Rentenreform 2001 

Die finanzielle Lage der Gesetzlichen 
Rentenversichernng 

332. Die Einnahmen der Rentenversicherung der Ar- 
beiter und Angestellten sind in den ersten neun Monaten 
des Jahres 2003 um 2,9 vH gestiegen. Bei unveränderter 
Beitragsgrundlage generierte die Erhöhung des Beitrags- 
satzes von 19,1 vH auf 19,5 vH Beitragsmehreinnahmen 
in Höhe von 2,1 vH. Damit zeigt sich, dass sich die Ein- 
nahmebasis nur schwach entwickelt hat; die beitrags- 
pflichtigen Einkommen sind um rund 0,8 vH gestiegen, 
wobei hier die diskretionäre Anhebung der Beitragsbe- 
messungsgrenze eine wesentliche Rolle gespielt hat. Die 
Einnahmeentwicklung lässt sich mit der schwachen kon- 
junkturellen Lage und der damit verbundenen höheren 
Arbeitslosigkeit erklären. Aber auch die Beitragsfreiheit 
der im Rahmen der geförderten betrieblichen Altersvor- 
sorge umgewandelten Entgeltanteile dämpfte die Ein- 
nahmen der Gesetzlichen Rentenversicherung in diesem 
Jahr um rund 300 Mio Euro. Zudem belastete die ver- 
schärfte Einkommensanrechnung bei der Arbeitslosen- 
hilfe die Einnahmeseite ebenfalls mit 300 Mio Euro 
(Ziffer 229). Die Ausgaben der Gesetzlichen Rentenver- 
sicherung stiegen in den ersten neun Monaten des Jah- 
res 2003 um 2,2 vH. Dies ist zum einen durch die Ren- 
tenanpassung des letzten Jahres und durch Netto-Ren- 
tenzugänge in Höhe von 1 vH begründet. Im zweiten 
Halbjahr wirkte sich die Rentenanpassung vom 
1 . Juli 2003 in Höhe von 1 ,04 vH in Westdeutschland 
und 1,19 vH in den neuen Bundesländern weiter ausga- 
bensteigernd aus. Ferner führte die Anhebung des Bei- 
tragssatzes zur Krankenversicherung der Rentner zu 
Mehrausgaben von rund 300 Mio Euro. 

333. Insgesamt hätte die angespannte finanzielle Situa- 
tion eine Beitragssatzanhebung auf 20,3 vH für das 
Jahr 2004 erforderlich gemacht. Doch auch in diesem 
Jahr wurden Maßnahmen ergriffen, die einen solchen 
Anstieg verhindern sollten. Dies nicht nur deshalb, weil 
von der Anhebung der Beitragssätze und der mit ihr ver- 
bundenen Erhöhung der Lohnnebenkosten beschäfti- 
gungsschädigende Wirkungen ausgehen können, son- 
dern auch, weil eine Beitragssatzerhöhung nach 
§ 213 SGB VI automatisch zu einem höheren Bundeszu- 
schuss führt, was in Anbetracht der angespannten finan- 
ziellen Situation des Bundes vermieden werden sollte. 
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So fuhrt nach einer Faustregel eine Anhebung des Bei- 
tragssatzes in der Gesetzlichen Rentenversicherung um 
0,1 Prozentpunkte zu Mehrausgaben des Bundes in 
Höhe von 200 Mio Euro. Auch war zur Entlastung des 
Bundeshaushalts zwischen dem Bundesministerium der 
Finanzen und dem Bundesministerium für Gesundheit 
und Soziale Sicherung zunächst eine Reduktion des 
Bundeszuschusses im Jahr 2004 um 2 Mrd Euro verein- 
bart. In Anbetracht der prekären finanziellen Lage der 
Gesetzlichen Rentenversicherung wurde dieser Plan al- 
lerdings im Oktober fallengelassen und stattdessen von 
der Bundesregierung beschlossen, dass im kommenden 
Jahr 1 Mrd Euro von allen Ressorts in Form einer globa- 
len Minderausgabe und weitere 1 Mrd Euro in Form von 
Subventionsabbau aufgebracht werden müssen. 

Die Zahlungen des Bundes (ohne Arbeitgeberbeiträge 
für Arbeiter und Angestellte des Bundes) an die Gesetzli- 
che Rentenversicherung im Jahr 2003 beliefen sich auf 
rund 77,3 Mrd Euro, was etwa 39 vH der Rentenausga- 
ben entspricht. Der allgemeine Bundeszuschuss wird 
seit der Rentenreform 1957 gezahlt und betrug im 
Jahr 2003 knapp 28,8 Mrd Euro. Er wird gemäß §213 
Absatz 2 SGB VI entsprechend der Entwicklung der 
Bruttolohn- und -gehaltssumme je durchschnittlich be- 
schäftigten Arbeitnehmer des vorangegangenen Jahres 
sowie gemäß der Veränderung des Beitragssatzes fortge- 
schrieben. Damit eine durch zusätzliche Bundeszu- 
schüsse induzierte Beitragssatzsenkung keine Reduktion 
des Bundeszuschusses erzeugen kann, wird dabei die 
Veränderung eines fiktiven Beitragssatzes betrachtet, 
der sich ohne Berücksichtigung des zusätzlichen Bun- 
deszuschusses und des Erhöhungsbetrags ergeben 
würde. Zur Beitragssatzstabilisierung in der Gesetzli- 
chen Rentenversicherung wird seit dem 1. April 1998 ein 
zusätzlicher Bundeszuschuss gezahlt, der aus dem Auf- 
kommen der damals vorgenommenen Erhöhung des Nor- 
malsatzes der Umsatzsteuer (von 15 vH auf 16 vH) auf- 
gebracht wird. Er betrug im Jahr 2003 rund 
17,3 Mrd Euro und wird seit dem Jahr 2000 gemäß der 
Entwicklung der Steuern vom Umsatz angepasst. Im zu- 
sätzlichen Bundeszuschuss ist seit Einführung der ökolo- 
gischen Steuerreform ein Erhöhungsbetrag enthalten. 
Dieser wird aus dem Aufkommen der Ökosteuer entrich- 
tet und betrug im Jahr 2003 rund 9,5 Mrd Euro. Der 
Bund zahlt zudem seit dem 1. Juni 1999 Beiträge für 
Kindererziehungszeiten an die Gesetzliche Rentenversi- 
cherung, die sich auf 11,9 Mrd Euro im Jahr 2003 belie- 
fen. Die Zahlungen werden nach §177 SGB VI jährlich 
gemäß den Veränderungen der Bruttolohn- und -gehalts- 
summe, des Beitragssatzes und der Anzahl der unter 
Dreijährigen angepasst. Bei der Gesetzlichen Renten- 
versicherung werden sie als Beitragszahlungen und 
nicht als Bundeszuschuss gebucht. Außerdem zahlte der 
Bund gemäß § 215 SGB VI im Jahr 2003 zum Defizit- 
ausgleich 7,3 Mrd Euro an die Knappschaftliche Ren- 
tenversicherung. Auch wurden im Jahr 2003 gemäß 
§ 287e SGB VI Zuschüsse des Bundes an die Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und Angestellten in den neuen 
Bundesländern in Höhe von 7,8 Mrd Euro fällig. Ferner 
leistete der Bund in diesem Jahr infolge des Anspruchs- 


und Anwartschaftsüberführungsgesetzes (AAÜG) Zah- 
lungen in Höhe von 2,5 Mrd Euro an die Gesetzliche 
Rentenversicherung (JG 2002 Ziffer 298). Schließlich 
fielen noch sonstige Zuschüsse in Höhe von rund 
1, 7 Mrd Euro an, darunter zum Beispiel die Zuschüsse 
zu den Beiträgen der in Werkstätten beschäftigten behin- 
derten Menschen in Höhe von rund 0,8 Mrd Euro. 

Um den Beitragssatz stabil zu halten, mussten im Ren- 
tenversicherungssystem 8 Mrd Euro eingespart werden. 
Konkret wurde beschlossen, die Rentenanpassung des 
Jahres 2004 auszusetzen. Dies soll zu Einsparungen von 
1 Mrd Euro im Jahr 2004 führen. Zudem soll der Bei- 
trag zur Pfiegeversicherung in Höhe von 1,7 vH des 
Rentenzahlbetrags nicht mehr hälftig von Rentnern und 
Rentenversicherungsträgem, sondern ab 1 . April 2004 
allein von den Rentnern aufgebracht werden. Damit 
kommt es im Jahr 2004 faktisch zu einer Nettorenten- 
senkung um 0,85 vH. Die Gesetzliche Rentenversiche- 
rung wird daduch um rund 1,2 Mrd Euro entlastet. Fer- 
ner sollen die erwarteten Beitragssatzsenkungen in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung schneller als bisher 
zu Minderausgaben der Rentner und der Rentenversi- 
cherungsträger führen. Deshalb wird der Beitragssatz 
zur Krankenversicherang der Rentner beginnend mit 
dem 1 . April 2004 monatlich - und nicht nur einmal im 
Jahr am 1 . Juli - angepasst, sofern eine Ändemng des 
jeweiligen allgemeinen Beitragssatzes der Kranken- 
kasse drei Monate vor diesem Zeitpunkt eingetreten ist. 
Dies kann im Jahr 2004 Entlastungen für die Gesetzli- 
che Rentenversicherang in Höhe von 0,5 Mrd Euro 
bringen. Indem man ab 1 . April 2004 die Auszahlung 
der Altersbezüge an Zugangsrentner vom jeweiligen 
Monatsanfang auf das Monatsende verschiebt, sollen im 
Jahr 2004 weitere 0,5 Mrd Euro gespart werden. 
Schließlich hat man auch in diesem Jahr die Schwan- 
kungsreserve als Manövriermasse zur Beitragssatzstabi- 
lisierung genutzt. Die Mindestschwankungsreserve soll 
noch weiter von derzeit 0,5 auf nun 0,2 Monatsausga- 
ben reduziert werden. Dies erhöht die Wahrscheinlich- 
keit, dass die Liquiditätshilfen des Bundes im Rahmen 
der Bundesgarantie des § 214 Absatz 1 SGB VI in An- 
spruch genommen oder einzelne Monatsraten der Bun- 
deszuschüsse vorgezogen werden müssen und damit die 
Abhängigkeit vom Bundeshaushalt steigt (JG 2002 
Ziffer 230). Eine Monatsausgabe entspricht derzeit 
knapp 16 Mrd Euro, weshalb etwa 4,8 Mrd Euro frei 
werden würden. Mittelfristig soll die Schwankungsres- 
erve nach dem erklärten Willen der Bundesregierung 
aber zu einer „Nachhaltigkeitsrücklage“ aufgebaut wer- 
den. Allerdings dürfte es politisch nur schwer durch- 
setzbar sein, mögliche Beitragssatzsenkungen deshalb 
nicht vorzunehmen, weil eine Nachhaltigkeitsrücklage 
aufgebaut werden soll. 

Die Schwankungsreserve hat grundsätzlich zwei Ziel- 
setzungen. Sie dient zum einen dazu, unterjährige Liqui- 
ditätsschwankungen auszugleichen, zum anderen kann 
die Schwankungsreserve zu einer Stabilisierung des Bei- 
tragssatzes im Konjunkturverlauf beitragen: Konjunktu- 
rell bedingte Defizite können hingenommen werden, 
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ohne dass eine prozyklisch wirkende Beitragssatzer- | Gegebenheiten ein Abweichen vom projizierten Bei- 


höhung vorgenommen werden muss. Die Schwankungs- 
reserve könnte ganz abgeschafft werden, wenn zum Li- 
quiditätsausgleich in einnahmeschwachen Monaten die 
Zahlungen des Bundes vorgezogen würden. Will man 
dies vermeiden und nur das erste Ziel erreichen, muss 
die Schwankungsreserve nicht sehr hoch sein, 0,5 Mo- 
natausgaben dürften zum Ausgleich von Liquiditäts- 
schwankungen ausreichend sein. Will man dagegen das 
zweite Ziel realisieren, müsste die Schwankungsreserve 
aufgebaut werden. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass 
für eine Stabilisierung in konjunkturell schlechten Zeiten 
1,5 Monatsausgaben ausreichend waren. Um beiden 
Zielsetzungen Rechnung zu tragen, wäre für die Schwan- 
kungsreserve ein Korridor von zum Beispiel 0,5 bis 
2,0 Monatsausgaben adäquat. Beitragssatzänderungen 
dürften nur dann durchgeführt werden, wenn ein Unter- 
schreiten der Mindestschwankungsreserve oder ein 
Überschreiten der Höchstschwankungsreserve erwartet 
würde. 

Reformvorschläge und Reformvorhaben in der 
Gesetzlichen Rentenversicherung 

Ausgangssituation 

334 . Mit der Rentenreform 200 1 (Riester-Reform) 
wurde die Rentenanpassungsformel modifiziert, um über 
eine langfristige Reduktion des Rentenniveaus den Bei- 
tragssatz bis zum Jahr 2030 unter 22 vH zu halten. Da- 
mit sollte die Rentenversicherung zukunftsfest gemacht 
werden und die Beitragssätze sogar zwischenzeitlich auf 
unter 19 vH sinken (JG2001 Ziffern 242 ff.). Doch 
schon bald nachdem diese Reform in Kraft getreten war, 
zeigte sich, dass die Beitragssatzprojektion nicht realis- 
tisch war. Gleich im ersten Jahr, in dem die neue Ren- 
tenanpassungsformel angewendet wurde, konnte die an- 
gestrebte Reduktion der Beitragssätze nicht erreicht 
werden. Im Gegenteil: Nur durch eine Senkung der 
Mindestschwankungsreserve auf 0,8 Monatsausgaben 
konnte ein Beitragssatzanstieg verhindert werden. Eine 
ähnliche Entwicklung ergab sich im Jahr 2002: Eine 
weitere Reduktion der Schwankungsreserve und eine 
diskretionäre Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
waren erforderlich, um den Anstieg des Beitragssatzes 
auf 19,5 vH zu begrenzen. Damit lag der tatsächliche 
Beitragssatz um 0,8 Prozentpunkte über dem mit der 
Riester-Reform ursprünglich anvisierten Beitragssatz 
(JG 2001 Tabelle 32). 

335 . Diese Abweichungen können zum einen mit der 
ungünstigen konjunkturellen Entwicklung und der da- 
mit verbundenen Schwäche der Beitragseinnahmen be- 
gründet werden, zum anderen zeigte sich aber auch, 
dass die bei der Riester-Reform unterstellten Annah- 
men bezüglich der zukünftigen Entwicklung der Be- 
schäftigung, der Löhne und der Beitragssätze in den an- 
deren Sozialversicherungszweigen zu optimistisch 
waren. Darüber hinaus wurde die Zunahme der Lebens- 
erwartung zu niedrig eingeschätzt, so dass in der länge- 
ren Frist auch ohne die ungünstigen konjunkturellen 


tragssatzpfad angelegt war. 

Die fernere Lebenserwartung eines 65-Jährigen und da- 
mit die Rentenbezugsdauer wurden in der Riester-Re- 
form zu niedrig eingeschätzt (Schaubild 53). Vor allem 
ab dem Jahr 2006 fällt bei der Riesterprojektion das ab- 
rupte Abflachen des Anstiegs der Lebenserwartung auf. 
Die Rürup-Kommission dagegen rechnet mit einer fast 
ungebremsten Erhöhung der Lebenserwartung. Damit 
ergibt sich für Frauen im Jahr 2030 eine Differenz von 
einem Jahr und für Männer sogar von 1,4 Jahren zwi- 
schen den beiden Projektionen, was entsprechende Kon- 
sequenzen für den Beitragssatz hat. Dieser Unterschied 
bezüglich der unterstellten Lebenserwartung kommt 
letztlich dadurch zustande, dass für die Riester-Reform 
anders als in der Rürup-Kommission die Projektionen 
der amtlichen Statistik zugrunde gelegt wurden, der oft 
eine Unterschätzung der Lebenserwartung vorgeworfen 
wurde (JG 2000 Ziffer 456). Mit der 10. koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bun- 
desamtes fand allerdings eine Annäherung der Projekti- 
onen statt. 

Schaubild 53 


Annahmen zur ferneren Lebenserwartung 
von 65-jährigen Frauen und Männern 


Jahre Jahre 



1) Kommission für die Nachhaitigkeit in der Finanzierung der sozialen 
Sicherungssysteme. 
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Auch die Beschäftigungsentwicklung wurde bei der 
Riester-Reform vergleichsweise günstig eingeschätzt. So 
wurde ein Anstieg der Beschäftigung bis zum Jahr 2014 
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und danach eine Beschäftigungskonstanz bis zum 
Jahr 2025 angenommen. Das Erwerbspersonenpotential 
sollte im gleiehen Zeitraum um 2 , 7 Millionen Personen 
zurüekgehen, bei 2,4 Millionen Arbeitslosen im 
Jahr 2020. Diese Annahmen wären nur haltbar, wenn 
man eine Erhöhung des tatsächlichen Renteneintrittsal- 
ters, eine starke Zunahme der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und einen starken Rückgang der stillen Reserve, 
der sich besonders günstig auf die Finanzen der Gesetz- 
lichen Rentenversicherung auswirkt, unterstellte 
(JG 2000 Ziffer 454). Die Rürup-Kommission nimmt 
ebenfalls eine Zunahme der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und älteren Menschen an. Doch sind die Annah- 
men insgesamt nicht so weitgehend. Aueh die Entwick- 
lung der Zahl der Arbeitslosen wird von der Rürup- 
Kommission skeptischer eingesehätzt. So wird angenom- 
men, dass es im Jahr 2010 noch knapp 3,8 Millionen 
und im Jahr 2020 noch rund 3,0 Millionen registrierte 
Arbeitslose gibt. Insgesamt ist die Anzahl der Beitrags- 
zahler im Jahr 2030 im Vergleich zu den bisherigen Ar- 
beitsmarktprojektionen der Bundesregierung um rund 
2 Millionen Personen geringer. 

Für die Nominallohnentwicklung wurde bei der Ries- 
ter-Reform eine Zunahme von 2,2 vPI für das Jahr 2001, 
von 2,6 vH jährlieh für die Jahre 2002 bis 2004 und von 
3,0 vH jährlieh für die Jahre 2005 bis 2030 angenom- 
men. Die Rürup-Kommission geht für die Jahre 2001 
bis 2010 von einem jährlichen Entgeltanstieg in Höhe 
von 2,6 vH und für die Jahre 2011 bis 2030 von 3,0 vH 
aus. Eine Fehleinschätzung der Lohnentwicklung hat 
nur geringen Einfluss auf den Beitragssatz, da Entgelt- 
steigerungen zunächst zwar zu Mehreinnahmen führen, 
in den folgenden Jahren aber über die Rentenanpassung 
höhere Ausgaben verursachen und sich Lohneffekt und 
Anpassungseffekt mithin weitgehend kompensieren 
(JG 2000 Ziffer 453). 

Wichtig für die Beitragssatzprojektionen der Gesetzli- 
chen Rentenversicherung sind auch die Annahmen zur 
Entwicklung der Beitragssätze in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung und der Sozialen Pflegeversiche- 
rung, da die Gesetzliche Rentenversicherung an diese 
Sozialversicherungszweige einen dem Arbeitgeberanteil 
entsprechenden Zuschuss zahlen muss. So führt derzeit 
ein um einen Prozentpunkt höherer Beitragssatz in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung oder Sozialen Pfle- 
geversieherung zu einem Beitragssatzanstieg in der Ge- 
setzlichen Rentenversicherung von 0,1 Prozentpunkten. 
Bei der Riester-Reform ging man für die Gesetzliche 
Krankenversicherung davon aus, dass der Beitragssatz 
bis zum Jahr 2030 von 13,5 vH auf 14 vH und in der 
Pflegeversicherung von 1 , 7 vH auf 2,4 vH steigt. In der 
Gesetzlichen Krankenversicherung wurde der durch- 
schnittliche Beitragssatz von 14 vH schon im Jahr 2002 
erreicht. Die Rürup-Kommission geht davon aus, dass 
die Reformen in den Versicherungszweigen greifen und 
deshalb der GKV-Beitragssatz langfristig auf einem Ni- 
veau von 14,3 vH stabilisiert werden kann, während der 
Beitragssatz in der Pflegeversicherung bis zum 
Jahr 2030 auf 2, 7 vH steigt. 

336 . Die unterschiedlichen Annahmen der Riester- 
Reform und der Rürup-Kommission schlagen sich in un- 


terschiedlichen Beitragssatzpfaden nieder; so verläuft 
dieser Pfad aufgrund der Riester-Annahmen weit unter 
dem projizierten Pfad der Rürup-Kommission (Schau- 
bild 54). Ein Beitragssatz von über 20 vH wird schon im 
Jahr 2014 erreicht. Im Jahr 2030 liegt der Beitragssatz 
auf Basis der Annahmen der Rürup-Kommission bei 
24,2 vH und damit 2,2 Prozentpunkte über dem Bei- 
tragssatz, der der Riester-Reform zugrunde lag. Mithin 
zeigt sich, dass das mit der Riester-Reform angestrebte 
und in § 1 54 SGB VI festgelegte Ziel, den Beitragssatz 
bis zum Jahr 2020 unter 20 vH und bis zum Jahr 2030 
unter 22 vH zu halten, nicht erreicht werden kann. Auch 
wird das unter der Annahme einer unveränderten steuer- 
lichen Behandlung der gesetzlichen Renten berechnete 
Nettorentenniveau im Jahr 2020 die 67 vH-Grenze un- 
terschreiten und dann dauerhaft niedriger liegen. Dies 
macht es gemäß § 1 54 SGB VI erforderlich, dass die 
Bundesregierung „geeignete Maßnahmen“ ergreift. 


Schaubild 54 



337 . Die unterschiedlichen Annahmen führen auch zu 
beachtlichen Unterschieden in den impliziten Renditen 
der Gesetzlichen Rentenversicherung (Kasten 9, Sei- 
te 220). Die Renditen für die Geburtsjahrgänge bis 1960 
weichen zwar im Falle der Annahmen der Riester- Reform 
nur geringfügig von den Renditen bei Unterstellung der 
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plausibleren Annahmen der Rürup-Kommission ab, 
deutliche Differenzen ergeben sich aber für die jüngeren 
Kohorten: Sie müssen bei den aktuelleren Annahmen der 
Rürup-Kommission mit geringeren Renditen rechnen 
(Schaubild 55). Wenn man eine für alle Jahrgänge gleich 
hohe Rendite als einen Maßstab für die intergenerative 
Gerechtigkeit in der Rentenversicherung ansieht, dann 
ist die generative Ungleichbehandlung also größer. Die 
geänderten Annahmen wirken im Wesentlichen über 
zwei entgegengesetzte Kanäle. Erstens induziert die im 
Falle der Annahmen der Rürup-Kommission unterstellte 
höhere Lebenserwartung tendenziell höhere Renditen, 
da bei einem Anstieg der Lebenserwartung für jeden 
Jahrgang der Barwert der Rentenzahlungen steigt, ohne 
dass sich der Barwert der Beiträge verändert hat. Zwei- 
tens führen die stärkeren Beitragssatzsteigerungen als 
Konsequenz der realistischeren Annahmen der Rürup- 
Kommission zu höheren Beitragszahlungen und über die 
Rentenanpassungsformel zu einer Dämpfung der Ren- 
tendynamik, was die Rendite beeinträchtigt. Für die älte- 
ren Jahrgänge 1940 bis 1960 gleichen sich beide Effekte 
weitgehend aus. Sie müssen die höheren Beitragssätze 
nur über eine relativ kurze Frist zahlen und haben Vor- 
teile von ihrer etwas höheren Lebenserwartung. Für die 
jüngeren Generationen sind die Belastungen der höheren 
Beitragssätze weit gewichtiger, so dass ihre Rendite un- 
ter die mit der Riester-Reform veranschlagte Rendite 
fallt. Damit wird aber ein positiver Effekt der Riester- 
Reform aufgehoben. Der bestand gerade darin, dass die 
Rendite der jüngeren Generationen nicht so stark redu- 
ziert wurde wie die der älteren und damit eine etwas grö- 
ßere Gleichbehandlung der Geburtsjahrgänge erreicht 
wurde (JG 2001 Ziffer 244 und Schaubild 34). 


Schaubild 55 


Nominale implizite Renditen in der 
Gesetzlichen Rentenversicherung 
für unterschiedliche Annahmen 


- Männer nach Geburtsjahrgängen - 

% % 
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Das Konzept der impliziten Renditen 

Das Konzept der impliziten Renditen ist ein Maßstab für die intergenerafive Gleichbehandlung in der Rentenversi- 
cherung (Vergleich der absoluten Höhe der Renditen zwischen den Jahrgängen) und für die Beurteilung der inter- 
generativen Verteilungswirkungen von Reformmaßnahmen innerhalb der Rentenversicherung (Veränderung der 
Renditen für einen Jahrgang). 

Die implizite Rendite r für ein repräsentatives GRV-Mitglied eines Geburtsjahrgangs i ist derjenige Zinssatz, bei 
dem der Barwert aller Einzahlungen in die Gesetzliche Rentenversicherung und aller erhaltenen Leistungen aus 
der Gesetzlichen Rentenversicherung gerade null wird: 


T 

0 = 1 


1 • ■ ^ 1 . 1 
-(i+7)^(^' -^')=I(i77)Uv^; 


: Leistungen aus der Rentenversicherung in der Periode t an einen Rentenversicherten des Geburtsjahrgangs i, 
: Einzahlungen eines Rentenversicherten des Geburtsjahrgangs i in die Rentenversicherung in der Periode t, 
r : implizite Rendite, 

T: Todesjahr, 

R\ Renteneintrittsjahr, 

G\ Geburtsjahr. 
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Die Einzahlungen in die Gesetzliehe Rentenversicherung in einer Periode t ergeben sich vereinfachend aus dem 
jeweiligen Bruttoeinkommen 7^ multipliziert mit dem Beitragssatz bi'. 


E:=bx. 

Es wird von einer Beitragszahlerin und einem Beitragszahler ausgegangen, die im Alter von 20 Jahren erwerbstä- 
tig werden, in jeder Periode das Durchschnittseinkommen verdienen und entsprechend Beiträge zahlen. Sie arbei- 
ten bis zum Ende der Periode R-G-\. Im Alter von R-G Jahren gehen sie in Rente, die sie T-R Jahre beziehen. Als 
GRV-Beitragssätze werden für die Jahre 1960 bis 2003 die tatsächlichen Beitragssätze und für die Jahre 2004 
bis 2040 die Beitragssatzprojektion der Rürup-Kommission unterstellt. Für die Jahre ab 2040 wird ein konstanter 
Beitragssatz angenommen. Für die Entwicklung der Arbeitsentgelte wird eine Steigerungsrate von 2,7 vH 
bis 2010 und 3,0 vH für die Jahre ab 2011 zugrunde gelegt. 

Die Leistungen der Rentenversicherung setzen sich zusammen aus den Rentenzahlungen und den Beitragsantei- 
len, die die Gesetzliche Rentenversicherung für die Rentner an die Kranken- und die Pflegeversicherung bezahlt. 
Die Höhe der Rentenzahlungen ergibt sich aus der Rentenformel und der Rentenanpassungsformel. Die Renten- 
formel definiert den Rentenzahlbetrag JJ^aus der Summe der in jeder Periode j nach Maßgabe des Bruttoeinkom- 
mens erworbenen Entgeltpunkte multipliziert mit dem Zugangsfaktor (ZF), mit dem eventuelle Abschläge erfasst 
werden können, und dem aktuellen Rentenwert AR,\ 


W; ={^EP.){ZF){AR,). 

j=G 

Die Größe des Zugangsfaktors wird durch den Zeitpunkt des Renteneintritts bestimmt. Geht der Rentenversicherte 
im gesetzlichen Renteneintrittsalter von F[=R-G Jahren in Rente, beträgt der Zugangsfaktor 1. Für jedes Jahr frü- 
heren Rentenbezugs reduziert sich der Zugangsfaktor um die Abschlagshöhe a\ 


ZF = \-a(H -(R-G)). 


Die Entwicklung des aktuellen Rentenwerts bestimmt die jährliche Rentenanpassung und wird durch die jeweilige 
Rentenanpassungsformel beschrieben. 

Die von der Gesetzlichen Rentenversicherung geleisteten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge ergeben sich 
aus dem Rentenzahlbetrag multipliziert mit dem hälftigen Beitragssatz k, zur Gesetzlichen Krankenversicherung 
und Sozialen Pflegeversicherung: 


K‘ = w;^. 

‘ ‘ 2 

Daraus folgt für die gesamten Leistungen der Gesetzlichen Rentenversicherung in der Periode t an ein repräsenta- 
tives Mitglied des Geburtsjahrgangs i: 


a; = w; +k: = w;(i+^) = / 1 ePj)(zf)(arj(i+^) 

2 j=G 2 

= ( I EPj )[\ - a(H -(R- G))] (AR, )(1 + ^). 
i=G 2 


Für die Berechnungen wird davon ausgegangen, dass der repräsentative Rentner während seiner Erwerbszeit jähr- 
lich einen Entgeltpunkt erworben hat, da er stets Beiträge gemäß dem Durchschnittseinkommen geleistet hat. Es 
werden die nominalen impliziten Renditen für die Geburtsjahrgänge 1940 bis 2003 berechnet und angenommen, 
dass die Rentenbezugsdauer T-R des repräsentativen Versicherten seiner ferneren Lebenserwartung entspricht. Für 
die fernere Lebenserwartung werden die Annahmen der Rürup-Kommission übernommen. 
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Die nominalen impliziten Renditen sind für Frauen immer größer als für Männer (Schaubild 56, Seite 223), da 
Frauen eine um fast vier Jahre höhere fernere Lebenserwartung und damit eine längere Rentenbezugsdauer auf- 
weisen. Die Renditen sind umso geringer, je jünger der betrachtete Geburtsjahrgang ist. Dies ist damit zu begrün- 
den, dass im Zeitverlauf der Beitragssatz gestiegen ist und die Beitragsdynamik größer ausfällt als die Rentenan- 
passungsdynamik. Die höhere Lebenserwartung der jüngeren Jahrgänge kann den renditedämpfenden Effekt der 
im Vergleich zu den älteren Kohorten höheren Beitragssätze nicht kompensieren. Wenn man gleiche implizite 
Renditen als ein Maß für intergenerative Gerechtigkeit interpretiert, ergibt sich also eine Ungleichbehandlung. Da 
die absolute Höhe der impliziten Renditen sehr stark von den zugrunde liegenden Annahmen über die Beitrags- 
sätze zur Gesetzlichen Krankenversicherung und Sozialen Pflegeversicherung und von der Berücksichtigung an- 
derer Leistungen, wie zum Beispiel Hinterbliebenenrenten, abhängt, müssen die absoluten Renditewerte mit Vor- 
sicht interpretiert werden. 

Ein direkter Vergleich der hier abgeleiteten impliziten Renditen mit den Renditen einer kapitalgedeckten Renten- 
versicherung ist nicht sinnvoll, da die Gesetzliche Rentenversicherung neben Altersrenten auch noch Erwerbsun- 
fähigkeitsrenten, Elinterbliebenenrenten und für die älteren Jahrgänge Berufsunfähigkeitsrenten zahlt sowie Reha- 
bilitationsleistungen gewährt. Dementsprechend könnte man bei der Renditeberechnung nur denjenigen Teil der 
Beiträge berücksichtigen, der für die Zahlung von Altersrenten verwendet wird. Konkret müsste man die Beiträge 
mit einem Korrekturfaktor kleiner als eins multiplizieren, der dem Anteil der Altersrenten (zuzüglich den anteili- 
gen Verwaltungskosten) an den Gesamtausgaben der Rentenversicherung im jeweiligen Jahr entspricht. Die Ren- 
dite würde dann höher ausfallen und ein Vergleich mit einer kapitalgedeckten Rente wäre eher möglich. Allerdings 
müsste man dann auch die Bundeszuschüsse mit einbeziehen, die einen renditesteigernden Effekt haben. Da es 
hier aber um eine Aussage bezüglich der Gleichbehandlung der Generationen, für die ein Vergleich der Renditen 
zwischen den Jahrgängen erforderlich ist, und um die Beurteilung von Reformmaßnahmen innerhalb des umlage- 
ßnanzierten Systems geht, für die nicht die absolute Elöhe der Renditen, sondern ihre Veränderung interessant ist, 
unterbleibt die Berücksichtigung eines Korrekturfaktors. 


Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters 

338. Eine Möglichkeit, der gestiegenen Lebenserwar- 
tung und ihren Auswirkungen auf die Finanzlage der 
Gesetzlichen Rentenversicherung Rechnung zu tragen, 
besteht in der Anhebung des gesetzlichen Rentenein- 
trittsalters. Wenn die Versicherten daraufhin später in 
Rente gehen, verkürzt sich die Rentenbezugsdauer. 
Passt sich das Renteneintrittsverhalten nicht an, sind die 
Abschläge entsprechend höher, was ebenfalls eine Ent- 
lastung der Gesetzlichen Rentenversicherung bedeutet. 
Die Rürup-Kommission hat wie der Sachverständigen- 
rat vorgeschlagen, ab dem Jahr 20 11 das gesetzliche 
Renteneintrittsalter eines Geburtsjahrgangs jedes Jahr 
um einen Monat zu erhöhen, so dass das neue gesetzli- 
che Renteneintrittsalter von 67 Jahren im Jahr 2034 für 
den Geburtsjahrgang 1969 realisiert wird (JG2001 
Ziffer 260). 

Durch eine solche Maßnahme wird das Rentenniveau 
für einen Rentner mit 45 Entgeltpunkten nicht beein- 
flusst, sofern er zum Regeleintrittsalter in Rente geht. 
Geht man aber davon aus, dass der bisherige Eckrentner 
zwei Jahre länger arbeitet, mithin 47 Entgeltpunkte er- 
wirbt, so steigt auch das Rentenniveau entsprechend. Ar- 
beitet der bisherige Eckrentner nicht zwei Jahre länger, 
sondern geht weiterhin im Alter von 65 Jahren in Rente, 
muss er Abschläge hinnehmen, die sich negativ auf sein 
individuelles Rentenniveau auswirken. 

339. Die Berechnung der impliziten Renditen bei ei- 
ner schrittweisen Erhöhung des gesetzlichen Rentenein- 
trittsalters ergibt für die alten Jahrgänge keine, für die 
jungen Jahrgänge geringe und für die mittleren Kohorten 


recht starke Renditesenkungen (Schaubild 56). Es wurde 
dabei unterstellt, dass - gemäß den Angaben der Rürup- 
Kommission - die gleitende Erhöhung der Altersgrenze 
bis zum Jahr 2030 gegenüber der Referenzsituation Bei- 
tragssatzsenkungen in Höhe von 0,6 Prozentpunkten und 
bis zum Jahr 2064 um 1,6 Prozentpunkte möglich macht. 
Geht der Versicherte nach Maßgabe der Erhöhung des 
gesetzlichen Renteneintrittsalters später in Rente, dann 
ergeben sich folgende Effekte auf die Rendite: Erstens 
wird die Rentenbezugsdauer verkürzt und die Beitrags- 
zeit erhöht, was die Rendite reduziert. Zweitens kommt 
es aufgrund dieser Maßnahme zu geringeren Beitrags- 
sätzen, was für sich genommen den Barwert der Beiträge 
reduziert und damit positiv auf die Rendite wirkt. Die 
Reduktion der Beitragssätze (gegenüber der Referenzsi- 
tuation) hat drittens zur Folge, dass die Rentenanpas- 
sung wegen der Systematik der Rentenanpassungsformel 
höher ausfällt und deshalb die Rentenzahlungen höher 
sind, was ebenfalls die Rendite steigen lässt. Da die imp- 
lizite Rendite für die jüngeren und mittleren Jahrgänge 
sinkt, zeigt sich, dass bei diesen der erste Effekt über- 
wiegt. Für die Jahrgänge von 1940 bis 1946 ist kein nen- 
nenswerter Renditeanstieg zu verzeichnen, da diese Ko- 
horten von der Anhebung des Renteneintrittsalters nicht 
betroffen sind, aber auch kaum in den Genuss der durch 
die Beitragssatzreduktionen verursachten höheren Ren- 
tenanpassungen kommen. Die Jahrgänge ab 1947 müs- 
sen dagegen einen Renditeverlust hinnehmen, der bei 
den „mittleren Jahrgängen“ der Männer bis zu 
0,32 Prozentpunkte ausmachen kann. Diese Altersko- 
horten werden stärker belastet als die Jungen, da sie die 
Beitragssatzreduktion gegenüber dem Referenzszenario 
nicht in vollem Umfang realisieren können, aber von der 
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Schaubild 56 


Nominale implizite Renditen in der Gesetzlichen 
Rentenversicherung nach Anhebung des 
gesetzlichen Renteneintrittsalters 

- Frauen und Männer nach Geburtsjahrgängen - 

Status quo^^ 

gesetzliches Renteneintrittsalter^^ 

Renteneintrittsalter 65 Jahre 

% % 



Geburtsjahrgang 


1) Unter Zugrundelegung der Annahmen der Rürup-Kommission.- 

2) Gemäß den Vorschlägen der Rürup-Kommission soll das gesetzliche 
Renteneintrittsalter eines Geburtsjahrgangs ab dem Jahr 201 1 jedes 
Jahr um einen Monat erhöht werden. Das neue gesetzliche Rentenein- 
trittsalter von 67 Jahren gilt erstmalig für den Geburtsjahrgang 1 969. 

SR 2003-12-0627 


Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters stark 
getroffen werden. So ist der Renditeverlust für den 
Jahrgang 1969 am größten, der erste Jahrgang, dessen 
gesetzliches Renteneintrittsalter 67 Jahre beträgt. 

340 . Arbeitet der Versicherte trotz schrittweiser Anhe- 
bung des gesetzliehen Renteneintrittsalters nicht länger, 
sondern geht weiterhin im Alter von 65 Jahren in Rente, 
dann muss er Absehläge bei der Altersrente von derzeit 
3,6 vH pro Jahr hinnehmen. Der Rentenzahlbetrag redu- 
ziert sich also gegenüber der Referenzsituation und 
schmälert für sieh genommen die Rendite. Dem stehen 
aber die durch die Beitragssatzsenkung induzierte Re- 
duktion des Barwerts der Beiträge und die höhere Ren- 
tenanpassung gegenüber. Auch hier überwiegen die 
renditesenkenden Effekte, und es kommt wieder zu Ren- 
diteverlusten, vor allem für die mittleren Jahrgänge. Die 
jungen Kohorten werden dagegen durch die geringeren 
Beiträge so stark begünstigt, dass die Renditedifferenzen 
im Vergleich zur Ausgangssituation immer kleiner wer- 
den und schließlich verschwinden. 

341 . Vergleicht man die beiden besehriebenen Reak- 
tionsmöglichkeiten des Versicherten auf die Anhebung 


des gesetzlichen Renteneintrittsalters, dann zeigt sich, 
dass der Renteneintritt mit 65 Jahren unter Inkaufnahme 
von Abschlägen für den Versicherten unter Renditege- 
sichtspunkten vorteilhafter ist, als alternativ die Erwerb- 
sphase auszudehnen. Dies deutet umgekehrt darauf hin, 
dass die Abschläge in Höhe von jährlich 3,6 vH 
- wenngleich versicherungsmathematisch fair - einen 
früheren Renteneintritt begünstigen. 

Bei der Ermittlung von versicherungsmathematischen 
Abschlägen kommt es darauf an, ob aus der Sicht der 
Rentenversicherung oder aus der Sicht des Versicherten 
argumentiert wird. Aus der Sicht der Rentenversiche- 
rung muss der versicherungsmathematisch faire Ab- 
schlag gerade so bestimmt werden, dass der Barwert der 
Renten zuzüglich dem Barwert entgangener Beitragsein- 
nahmen im Falle der Frühverrentung mit dem Barwert 
der Rente im Falle eines Renteneintritts zum gesetzli- 
chen Renteneintrittsalter übereinstimmt. Es dürfen also 
aus der Frühverrentung keine Belastung der Rentenver- 
sicherung und damit höhere Beitragssätze resultieren. 
Aus der Perspektive des Versicherten ist der Abschlag 
anreizneutral, wenn der Barwert der Rente bei vorzeiti- 
gem Renteneintritt mit dem Rentenbarwert abzüglich 
dem Barwert der zusätzlichen Beitragszahlungen bei re- 
gulärem Renteneintritt identisch ist. Beide Sichtweisen 
führen dann zu unterschiedlichen Ergebnissen, wenn der 
Diskontsatz für die Barwertberechnung unterschiedlich 
gesetzt wird. Je höher der Diskontsatz ist, desto weniger 
werden zukünftige Abschläge gewichtet, desto höher 
müssen mithin die versicherungsmathematischen Ab- 
schläge sein. Der für die Rentenversicherung relevante 
Diskontsatz ist die Rentenanpassungsrate. Für den Ver- 
sicherten kann seine Zeitpräferenzrate, die mit dem Ka- 
pitalmarktzins approximiert werden kann, als Diskont- 
satz dienen. Da dieser Diskontsatz in der Regel höher 
sein wird als der für die Gesetzliche Rentenversicherung 
relevante Diskontsatz, werden die versicherungsmathe- 
matisch fairen Abschläge aus der Sicht der Gesetzlichen 
Rentenversicherung niedriger liegen als die anreizneu- 
tralen Abschläge aus der Sicht des Versicherten. Letzt- 
lich kann es dazu kommen, dass die Abschläge aus der 
Sicht der Gesetzlichen Rentenversicherung versiche- 
rungsmathematisch fair sind, also keinen Beitragssatz- 
druck durch die Frühverrentung erzeugen, und gleich- 
zeitig dennoch für die Versicherten einen Anreiz bieten, 
früher in Rente zu gehen. Berechnungen der beitrags- 
satzneutralen Abschläge, wie sie zum Beispiel von der 
Rürup-Kommission durchgeführt wurden, kommen zu 
dem Ergebnis, dass die derzeit gültigen Abschläge von 
3,6 vH je Jahr vorzeitigen Renteneintritts zwar niedrig, 
aber immer noch versicherungsmathematisch korrekt 
sind. Soll von der Rentenversicherung für den Versicher- 
ten kein Anreiz zur Frühverrentung ausgehen, müssten 
die Abschläge aber höher sein. 

Eine weitere Möglichkeit, aus der Sicht des Versicherten 
anreizneutrale Abschläge zu ermitteln, besteht darin, den 
Abschlag so zu bestimmen, dass die implizite Rendite un- 
verändert bleibt, unabhängig davon, ob der Versicherte 
zum gesetzlichen Renteneintrittsalter oder früher, zum 
Beispiel schon mit 60 Jahren, in Rente geht. Danach be- 
laufen sich zur Zeit die anreizneutralen Abschläge für 
Frauen des Jahrgangs 1940 auf 4,8 vH und sinken bis auf 
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4,0 vH für den Jahrgang 1950. Für die Jahrgänge 1951 
bis 1975 betragen sie etwa 3,9 vH; für jüngere Jahr- 
gänge sinken die fairen Abschläge weiter, für die Alters- 
kohorten ab 1992 ist die gesetzlich vorgeschriebene Ab- 
schlagshöhe von 3, 6 vH anreizneutral. Da sich 
Rentenabschläge um so stärker auf die Rendite auswir- 
ken, je länger die Rentenbezugsdauer ist, sind die anreiz- 
neutralen Abschläge für Männer — wegen ihrer geringe- 
ren Lebenserwartung - höher als für Frauen. Sie 
betragen 5,4 vH für den Jahrgang 1940 und sinken kon- 
tinuierlich auf 4,2 vH für den Jahrgang 2003. Wenn man 
weiter einen gleich hohen Abschlag für Männer und 
Frauen beibehalten will und berücksichtigt, dass zum ei- 
nen die Anzahl der Altersrenten für Frauen die für Män- 
ner um gut 40 vH übersteigt und dass zum anderen der 
Altersrente eines Mannes oft eine Witwenrente folgt, der 
Altersrente einer Frau aber in der Regel keine Witwer- 
rente, ist es plausibel, den einheitlichen Abschlag zwar 
höher, aber eher in der Größenordung anzusetzen, wie sie 
für Frauen ermittelt wird. Deshalb ist die derzeit geltende 
Abschlagshöhe von 3, 6 vH pro Jahr — bei Anwendung des 
Kriteriums der Gleichheit der impliziten Renditen - für 
die rentennahen Jahrgänge zu niedrig, kann für die jün- 
geren Jahrgänge aber für das derzeit gültige gesetzliche 
Renteneintrittsalter noch als versicherungsmathematisch 
fair gelten. Dies ändert sich allerdings mit der vorge- 
schlagenen Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsal- 
ters, weil dann die Rentenbezugsdauer sinkt, was die ver- 
sicherungsmathematischen Abschläge für die mittleren 
und jungen Jahrgänge erhöht. 

Selbst wenn die Abschläge zu niedrig sein sollten, so ist 
doch — wenn man eine Maßnahme nur nach ihrem Bei- 
tragssatzeffekt beurteilt - die Anhebung des gesetzlichen 
Renteneintritts alters einer Erhöhung des tatsächlichen 
Renteneintrittsalters (bei unveränderter Regelalters- 
grenze) vorzuziehen, da der finanzielle Nettoeffekt bei 
der Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters hö- 
her ist. Steigt das tatsächliche Renteneintritts alter zum 
Beispiel um ein Jahr, dann ergibt sich der finanzielle 
Nettoeffekt für die Rentenversicherung, indem man die 
zusätzlichen Beiträge bei längerer Erwerbstätigkeit und 
die Ersparnisse bei den Rentenausgaben aufgrund der 
verkürzten Rentenlaufzeit den Belastungen aufgrund 
zusätzlicher Ausgaben für dann nicht mehr erhobene 
Abschläge und aufgrund der durch die verlängerte Er- 
werbsphase zusätzlich anfallenden Rentenausgaben ge- 
genüberstellt (JG 2001 Ziffer 260). Sind die Abschläge 
(aus der Sicht der Rentenversicherung) versicherungs- 
mathematisch korrekt, dann ist dieser Nettoeffekt einer 
Erhöhung des tatsächlichen Renteneintrittsalters null. 
Wird das gesetzliche Renteneintrittsalter zum Beispiel 
um ein Jahr erhöht und reagiert der Versicherte darauf 
mit einer Verlängerung der Erwerbsphase um ein Jahr, 
dann fallen bei der Berechnung des Nettoeffekts im Ge- 
gensatz zur Anhebung des tatsächlichen Renteneintritts- 
alters die zusätzlichen Ausgaben für nicht mehr erho- 
bene Abschläge nicht an; der Nettoeffekt ist mithin 
größer. Reagiert der Versicherte auf die Anhebung der 
Regelaltersgrenze nicht mit einer Verschiebung des Ren- 
teneintritts, dann sind die Abschläge entsprechend höher 
und der Barwert der Rente entsprechend geringer, was 


einen positiven Nettoeffekt und eine Entlastung für die 
Rentenversicherung bedeutet. 

342 . Insgesamt wird durch die Anhebung des gesetzli- 
chen Renteneintrittsalters die langfristige Finanzierbar- 
keit der Rente verbessert, die intergenerative Ungleich- 
behandlung gemessen an der impliziten Rendite aber 
erhöht. Die Belastungen, die aufgrund einer Anhebung 
des gesetzlichen Renteneintrittsalters entstehen, werden 
von den Jahrgängen 1946 und jünger getragen. Es ergibt 
sich somit ein Konflikt zwischen der langfristigen Fi- 
nanzierbarkeit und einer Gleichbehandlung der Genera- 
tionen. Allerdings hängt dessen Intensität sehr stark von 
der unterstellten Beitragssatzsenkung und von der Tatsa- 
ehe ab, dass sich Beitragssatzänderungen über die Ren- 
tenanpassungsformel auf die Rentenzahlungen auswir- 
ken. 

Modifikation der Rentenanpassungsformel: 
der Nachhaltigkeitsfaktor 

343 . Während die Anhebung des gesetzlichen Renten- 
eintrittsalters eine Reaktion auf die angestiegene Le- 
benserwartung darstellt, soll dem zweiten Problem für 
die Rentenfinanzen, namentlich dem Rückgang der An- 
zahl der Beitragszahler (ausgelöst dureh Geburtenrück- 
gang beziehungsweise Erwerbstätigenrückgang) und 
dem daraus resultierenden Druck auf die Beitragssätze, 
mit einer Änderung der Rentenanpassungsformel begeg- 
net werden. Die Rürup-Kommission schlägt - genauso 
wie die Herzog-Kommission - vor, einen „Nachhaltig- 
keitsfaktor“ einzuführen. Zudem soll naeh den Vorstel- 
lungen der Rürup-Kommission die Rentenanpassung an 
der Entwicklung der versieherungspfliehtigen Entgelte 
anknüpfen und die Rentenanpassung zukünftig immer, 
anstatt am 1. Juli, erst am 1. Januar des darauf folgenden 
Jahres vorgenommen werden. Dies führt zu folgender 
Rentenanpassungsformel: 

4R, = ^^V^, ^^^^H-AVA,_,-RVB,_, 

FE,_3 \mvH-AVA,_^-RVB,_^ 


Ti 

1 

1 

11 

4 


AR: Aktueller Rentenwert, 

VE: Versicherungspflichtige Entgelte je Beitragszah- 
ler, 

AVA: Altersvorsorgeanteil in vH, 

RVB: Beitragssatz in der Gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, 

RQ: Rentnerquotient = Äquivalenzrentner/Äquivalenz- 
beitragszahler. 

Mit dem AVA-Faktor wird in der Rentenformel implizit 
unterstellt, dass der Altersvorsorgeanteil der Versicher- 
ten stufenweise ansteigt und 4 vH ab dem Jahr 2009 be- 
trägt. Auch wegen der Freiwilligkeit der Riester-Rente 
ist der tatsächliche Altersvorsorgeanteil aber geringer, 
weshalb die Verfassungsmäßigkeit der Rentenformel an- 
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gezweifelt wird. Aufgrund dieser juristischen Unsicher- 
heit diskutierte die Rürup-Kommission eine alternative 
Rentenanpassungsformel, die den AVA-Faktor nicht ent- 
hält. Um mit dieser Formel das angestrebte Beitrags- 
satzziel zu erreichen, muss der Gewichtungsparameter 
für die Veränderung des Rentnerquotienten nicht 0,25, 
sondern 0,33 betragen. Unter gleich bleibenden Annah- 
men müsste der Gewichtungsfaktor ebenfalls mit 0,33 
angesetzt werden, wenn auf eine Anhebung der Regelal- 
tersgrenze verzichtet wird, der Beitragssatz aber den- 
noch bis zum Jahr 2030 unter 22 vH bleiben soll. 

344. Um die Einnahmeorientierung der Gesetzliehen 
Rentenversieherung zu erhöhen, empfiehlt die Rürup- 
Kommission, in der Rentenanpassungsformel nicht mehr 
wie bisher die Entwicklung der Bruttolohn- und -gehalts- 
summe je durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer 
gemäß den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, 
sondern die Entwicklung der versicherungspflichtigen 
Entgelte je Beitragszahler zu berücksichtigen. Die 
Bruttolöhne und -gehälter enthalten sowohl die Einkom- 
men der Beamten, die nicht in der Gesetzlichen Renten- 
versicherung versicherungspflichtig sind, als auch Ein- 
kommen oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze sowie 
die Teile des Bruttoeinkommens, die zur Entgeltum- 
wandlung verwendet werden und daher nicht beitrags- 
pflichtig sind. Versicherungspflichtige Entgelte sind 
demgegenüber alle Entgelte im Lohnabzugsverfahren, 
aus denen GRV-Beiträge geleistet werden müssen. Be- 
amteneinkommen und Einkommen über der Beitragsbe- 
messungsgrenze werden nicht berücksichtigt. Brutto- 
löhne und versicherungspflichtige Entgelte können sich 
unterschiedlich entwickeln und dadurch die Finanzlage 
der Rentenversieherung beeinflussen, da die eine Größe 
die Rentenanpassung und die andere Größe die Beitrags- 
einnahmen determiniert. In der Vergangenheit hatten sich 
die beiden Größen stets parallel entwickelt, seit Mitte der 
neunziger Jahre gibt es jedoch teilweise erhebliche Dif- 
ferenzen in den Steigerungsraten. Im Jahr 2002 erhöhten 
sieh die anpassungsrelevanten Bruttolöhne und -gehälter 
je Besehäftigten um 1,7 vH, die versieherungspflichtigen 
Entgelte je Beitragszahler aber nur um 0,4 vH. Entspre- 
chend stiegen die Renten stärker, als es von der Entwick- 
lung der Versicherungspflichtigen Entgelte und damit der 
Beitragsbasis gerechtfertigt gewesen wäre. Mit der Um- 
stellung auf die versicherungspflichtigen Entgelte orien- 
tiert sich die Rentenanpassung stärker an der tatsächli- 
chen Entwicklung der Einnahmen (einnahmeorientierte 
Ausgabenpolitik), und eine Quelle für den Druck auf die 
Beitragssätze wird beseitigt. 

345. Die Rürup-Kommission plädiert für eine Ver- 
schiebung der Rentenanpassung vom derzeit 1. Juli 
auf den 1 . Januar des folgenden Jahres, um die Renten- 
versicherung sehon kurzfristig zu entlasten. Dies bedeu- 
tet, dass am 1 . Juli 2004 keine Rentenanpassung statt- 
finden würde. Diese Maßnahme bringt aufgrund eines 
Basiseffekts dauerhaft eine Beitragssatzsenkung von 
etwa 0,2 Prozentpunkten. 

Auf die Rentenanpassungsformel wirkt sich diese Maß- 
nahme derart aus, dass der Zeitindex von VE, RVB, und 
RQ ein Jahr nach hinten verschoben wird, weil über die 
Rentenanpassung am 1. Januar des Jahres t schon in t-\ 
entschieden werden muss, die Daten von t-\ aber noch 


nicht vorliegen. Es müssen somit die Größen des Jahres 
t-2 verwendet werden. Damit wird allerdings auch die 
zeitliche Verzögerung vergrößert, mit der die Rentenan- 
passung die Erhöhung der Bruttoentgelte nachzeichnet. 
Mithin kann es in einer konjunkturell schwachen Phase 
dazu kommen, dass bei einer schlechten Einnahmesitua- 
tion der Rentenkasse Rentensteigerungen finanziert wer- 
den müssen, die der Lohnentwicklung aus einer voran- 
gegangenen besseren konjunkturellen Phase folgen und 
umgekehrt. 

346. Der Geburtenentwicklung und der Änderung in 
der Erwerbstätigkeit soll in der neuen Rentenan- 
passungsformel durch den Nachhaltigkeitsfaktor 
{{l-RQtJRQtfiOfiS+l) Rechnung getragen werden, der 
die Entwicklung des Verhältnisses von Rentnern zu 
Beitragszahlern (Rentnerquotient) widerspiegelt. Da 
nicht nur die bloße Anzahl der Rentner und Beitrags- 
zahler für die Rentenfmanzen relevant ist, sondern auch 
die Höhe der Renten und die der Löhne, wird die An- 
zahl der Rentner durch Normierung auf Standardrenten 
in Äquivalenzrentner und die Anzahl der Beitragszah- 
ler durch Normierung auf Durchsehnittseinkommen in 
Äquivalenzbeitragszahler umgerechnet. Steigt der Rent- 
nerquotient, so erhöhen sich die Renten in einem gerin- 
geren Ausmaß. Die Orientierung der Rentenanpassung 
am Rentnerquotienten ist sinnvoll, da die Entwicklung 
dieser Größe direkten Einfluss auf den Beitragssatz hat 
(Kasten 10, Seite 226). Der Rentnerquotient wird vor 
allem nach dem Jahr 2015 demographisch bedingt stär- 
ker ansteigen, entsprechend wird die Rentenanpassung 
in dieser Zeit geringer ausfallen. Insgesamt wird durch 
den Nachhaltigkeitsfaktor der Rentenzahlbetrag im 
Jahr 2030 im Vergleich zur Status-quo-Entwicklung um 
6,4 vH niedriger sein. Der Naehhaltigkeitsfaktor ist 
aber nicht nur geeignet, langfristig die Rentenfinanzen 
zu stabilisieren, sondern auch kurzfristig, wenn in ei- 
ner konjunkturell schlechten Situation die Anzahl der 
(Standard-)Beitragszahler sinkt und deshalb die Renten- 
erhöhungen gedämpft werden. 

Die von der Rürup-Kommission verfolgte Konzeption 
der einnahmeorientierten Ausgabenpolitik und der Bei- 
tragssatzorientierung wird insbesondere durch die Wahl 
des Gewichtungsfaktors des Rentnerquotienten deut- 
lich. Denn dieser wurde mit 0,25 gerade so gesetzt, dass 
mit der Rentenanpassungsformel das Beitragssatzziel 
von 22 vH im Jahr 2030 erreicht wird. 

Der beitragssatzerhöhende Einfluss der demographi- 
schen Entwicklung ergibt sich zum einen durch die stei- 
gende Lebenserwartung und die damit verbundenen län- 
geren Rentenbezugszeiten, zum anderen durch die 
schwache Geburtenentwicklung und der damit einherge- 
henden geringen Anzahl der Beitragszahler. Der mit der 
Rentenreform 1999 eingeführte, dann aber wieder abge- 
schaffte Demographie-Faktor (l+0,5(LE,_g-LE,_g)/LE,_g) 
wollte der steigenden Rentenbezugsdauer Rechnung tra- 
gen, indem die Rentenanpassung gedämpft wird, wenn 
die fernere Lebenserwartung (LE) steigt, ln der Ent- 
wicklung des Rentnerquotienten im Nachhaltigkeitsfak- 
tor schlagen sich dagegen die sinkenden Geburtenzif- 
fern in der Anzahl der Beitragszahler und die höhere 
Lebenserwartung in der Anzahl der Rentner nieder, so 
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dass der Nachhaltigkeitsfaktor den demographischen 
Problemen umfassender Rechnung trägt als der Demo- 
graphie-Faktor. Die Tatsache, dass im Demographie- 
Faktor die Zuwachsrate der Lebenserwartung mit 0,5 
gewichtet wird, wurde damit begründet, dass Beitrags- 
zahler und Rentner die Last der Alterung jeweils zur 
Hälfte tragen sollten. Eine ökonomische Begründung 
gab es dafür freilich nicht. Damals ging es letztlich da- 
rum, bestimmte Sparziele bei Einhaltung eines bestimm- 
ten Rentenniveaus (Nettorentenniveau von 64 vH im 
Jahr 2030) zu erreichen (JG 2000 Ziffer 460). Im Nach- 
haltigkeitsfaktor lässt sich der Gewichtungsfaktor der 


Zuwachsrate des Rentnerquotienten in Höhe von 0,25 
ebenso wenig rechtfertigen. Dieser Gewichtungsfaktor 
wird ausschließlich damit begründet, den Beitragssatz 
bis zum Jahr 2030 nicht über 22 vH steigen zu lassen. 
Diese Begründung führt dazu, dass zukünftig dieser Ge- 
wichtungsfaktor -falls sich die der Reform zugrunde 
liegenden Annahmen nicht bestätigen — mit Blick auf ein 
bestimmtes Beitragssatzziel leicht geändert werden 
könnte, was die Flexibilität der Rentenanpassungsfor- 
mel erhöhen, die Planungssicherheit für den Einzelnen 
bezüglich seiner Rentenhöhe im Alter aber weiter redu- 
zieren würde. 


Kasten 10 


Rentenniveau, Beitragssatz und einnahmeorientierte Ausgabenpolitik 

Sehr vereinfachend ergeben sich die Einnahmen einer umlagefinanzierten Rentenversicherung als Produkt aus 
dem Beitragssatz b und den versicherungspflichtigen Entgelten E Die Ausgaben ergeben sich aus der 
Durchschnittsrente r multipliziert mit der Anzahl der Rentner R, weshalb für die einperiodige Budgetgleichung 
der Rentenversicherung folgt: 

(1) bY=rR 

Die versicherungspflichtigen Entgelte ergeben sich durch Multiplikation des durchschnittlichen Einkommens 
mit der Anzahl der Beitragszahler B. Damit kann man den Beitragssatz als Produkt aus dem Rentenniveau RN, de- 
finiert als Durchschnittsrente relativ zum Durchschnittseinkommen, und dem Rentnerquotienten RQ, definiert als 
das Verhältnis zwischen Rentnern und Beitragszahlem, darstellen: 

(2) t = ~ = RNRQ 

y B 

Eine rentenniveauorientierte Politik hält das Rentenniveau konstant und impliziert, dass der Beitragssatz und 
der Rentnerquotient sich mit der gleichen Rate entwickeln. In einer alternden Gesellschaft mit zunehmendem 
Rentnerquotienten führt diese Politik zu steigenden Beitragssätzen. 

Eine beitragssatzorientierte Politik will den Beitragssatz konstant halten, was zur Folge hat, dass das Rentenni- 
veau mit der gleichen Rate sinken muss, wie der Rentnerquotient steigt. Die Alterung der Bevölkerung führt somit 
zu einer Verringerung des Rentenniveaus. 

In Deutschland wird eine Mischung zwischen beiden Konzeptionen betrieben, wobei in der Vergangenheit eher 
eine Niveauorientierung vorlag. Sowohl mit der Riester-Reform als auch mit den Rürup-Vorschlägen wird hinge- 
gen eher eine Politik des konstanten Beitragssatzes verfolgt, wenngleich weniger ein konstanter Beitragssatz als 
vielmehr eine Begrenzung des Anstiegs angestrebt wird. 

Als einnabmeorientierte Ausgabenpolitik bezeichnet man allgemein eine Politik, bei der die Entwicklung der 
Ausgaben an die Entwicklung der Einnahmen angepasst wird. In der Gesetzlichen Rentenversicherung bedeutet 
dies, dass sich Änderungen auf der Einnahmeseite in der Rentenanpassung und damit auf der Ausgabenseite nie- 
derschlagen. Aus Gleichung (1) und (2) kann man für die Zuwachsrate der Durchschnittsrente w,. ableiten: 

(3) W,. = W,, - Wf^Q + = W,, — Wn+Wß+Wi,=WY—Wn+Wi,, 

wobei w die Zuwachsrate der jeweiligen Größe bezeichnet. Die Einnahmen der Rentenversicherung werden beein- 
trächtigt, wenn beispielsweise die versicherungspflichtigen Entgelte aufgrund der wirtschaftlichen oder aufgrund 
der demographischen Entwicklung sinken beziehungsweise weniger stark steigen. Ebenso führt eine Verringerung 
der Anzahl der Beitragszahler zu geringeren Einnahmen. Wird also bei der Rentenanpassung (über eine Rentenan- 
passungsformel) die Entwicklung der versieherungspfliehtigen Entgelte oder die Anzahl der Beitragszahler bezie- 
hungsweise der Rentnerquotient berücksichtigt, liegt eine Einnahmeorientierung der Rentenanpassung vor. 
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347. Die Modifikation der Rentenanpassungsformel 
zusammen mit der Anhebung des gesetzlichen Renten- 
eintrittsalters soll gewährleisten, unter den getroffenen 
Annahmen den Beitragssatz bis zum Jahr 2030 unter 
22 vH zu halten; er liegt damit um über 2 Prozentpunkte 
niedriger als vor der Reform (Schaubild 57). 

Schaubild 57 


Beitragssatzpfad 

in der Gesetzlichen Rentenversicherung 
im Status quo und nach Verwirklichung 
der Kommissionsvorschläge 

vH vH 



1) Status quo-Szenario unter Zugrundelegung der Annahmen der Rürup- 
Kommission.- 2) Modifikation der Rentenanpassungsformel und schritt- 
weise Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters: Quelle: Kommis- 
sion für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der sozialen Sicherungs- 
systeme. 

SR 2003 -12 -0617 


348. Das Bruttorentenniveau eines Rentners, der 
45 Entgeltpunkte erworben hat, reduziert sich bei Reali- 
sierung der Vorschläge der Rürup-Kommission eben- 
falls beträchtlich von 48,0 vH im Jahr 2003 auf 42,5 vH 
im Jahr 2020 und auf 40,0 vH im Jahr 2030. Unter Sta- 
tus-quo-Bedingungen, das heißt als Folge der Rentenre- 
form 2001, würde dagegen das Bruttorentenniveau auf 
42,3 vH im Jahr 2030 zurückgehen. Dieser Rückgang 
wurde bei der Riester-Reform damit gerechtfertigt, dass 
durch die zusätzliche private Altersvorsorge die Ni- 
veausenkung in der Gesetzlichen Rentenversicherung 
kompensiert werden kann. 

Besser als das Bruttorentenniveau kann das Nettorenten- 
niveau Auskunft darüber geben, in welchem Ausmaß die 
Gesetzliche Rentenversieherung zur Lebensstandardsi- 
eherung eines Versieherten beitragen kann. Das Netto- 
rentenniveau verliert allerdings an Aussagekraft, wenn 
man zu einer nachgelagerten Besteuerung von Altersein- 


künften übergeht (Ziffer 286). Die schrittweise Steuer- 
freistellung der Beiträge zur Gesetzliehen Rentenversi- 
cherung erhöht für sich genommen die Nettolöhne und 
erzeugt eine Reduktion des Nettorentenniveaus, ohne 
dass sieh bei den Nettorenten etwas ändert. Für die Be- 
standsrentner soll der zu besteuernde Rentenanteil kon- 
stant bleiben, die Rentenzugänge dagegen sollen schritt- 
weise stärker besteuert werden, so dass auch deshalb die 
Nettostandardrente sinkt, allerdings nur für die Neurent- 
ner. Die Nettorente hängt mithin vom Rentenzugangsjahr 
ab, und ein einheitliehes Nettorentenniveau kann nicht 
mehr ausgewiesen werden. Das Bruttorentenniveau des 
Standardrentners kann dagegen nach wie vor als Maß- 
zahl dienen, insbesondere wenn es um Änderungen des 
Rentenniveaus im Zeitverlauf geht, zum Beispiel indu- 
ziert dureh eine Rentenanpassungsformel. 

Zur Verdeutlichung der rentenerhöhenden Effekte einer 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit wird von der Rürup- 
Kommission die Rente eines „angepassten“ Standardrent- 
ners berechnet. Hierbei wird die Anzahl der Entgeltpunkte 
des Standardrentners ab dem Jahr 2011 ausgehend von 
45 Entgeltpunkten jährlich um ein zwölftel Entgeltpunkt 
erhöht, so dass der „angepasste“ Standardrentner 45,8 Ent- 
geltpunkte im Jahr 2020 und 46,7 Entgeltpunkte im 
Jahr 2030 hat. Der Rückgang des Rentenniveaus fällt für 
diesen „angepassten“ Standardrentner entsprechend gerin- 
ger aus: Das Bruttorenteniveau sinkt von 48,0 vH über 
43,3 vH im Jahr 2020 auf 4 1,4 vH im Jahr 2030 und ist da- 
mit um 1 ,4 Prozentpunkte höher als bei der amtlichen De- 
finition des Eckrentners (Schaubild 58, Seite 228). 

Eine Reduktion des Rentenniveaus vergrößert das so 
genannte Samariterdilemma, dem jede - auch äquiva- 
lenzbezogene - Rentenversieherung gegenübersteht, 
wenn vom Staat ein Mindesteinkommen gewährleistet 
wird. Übersteigt die zu erwartende Rente das Sozialhil- 
feniveau oder die garantierte Grundsieherung nicht 
oder kaum, dann kann die Beitragszahlung zur Gesetzli- 
chen Rentenversicherung, selbst wenn diese gänzlich 
äquivalenzorientiert ist, als Steuerzahlung empfunden 
werden, sofern keine zusätzlichen Einkommen oder Ver- 
mögen im Alter vorhanden sind beziehungsweise ein An- 
spruch auf Mindestsicherung im Alter besteht. Die Leis- 
tungsbezogenheit der Beiträge geht verloren, da sie 
keine höheren Leistungen als die auch ohne Rentenversi- 
cherung ,, sichere“ Mindestsicherung generieren. Die 
Legitimation der Rentenversieherung wird geschwächt. 

349. Wichtig für die Beurteilung des Lebensstandards 
der Rentner ist das Gesamtversorgungsniveau, das von 
der Rürup-Kommission als Relation der GRV-Rente zu- 
züglich der Riester-Rente zum durchschnittlichen Brut- 
toarbeitseinkommen definiert wird. Für die Riester- 
Rente wird angenommen, dass jährlich vom Lohn 4 vH 
bei einer Verzinsung von 4 % angespart werden; es wird 
unterstellt, dass die minimale Einzahlungsdauer zwölf 
Jahre beträgt, die ersten Riester-Renten also ab dem 
Jahr 2015 ausgezahlt werden. Der Auszahlungszeitraum 
erstreckt sich über 20 Jahre. Das Gesamtversorgungsni- 
veau des „angepassten“ Standardrentners sinkt damit 
von 48,0 vH im Jahr 2003 vorübergehend auf 44,0 vH 
im Jahr 2014, steigt aber dann wieder auf 47,2 vH im 
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Schaubild 58 


Bruttorentenniveau im Status quo 
und nach Verwirklichung der Kommissionsvorschläge 

Status quo 

Kommissionsvorschläge 

Gesamte Reform^^: "angepasster" Standardrentner 

_ ■ ■ _ ■ Gesamte Reform^h Standardrentner 

nur geänderte Rentenanpassungsformel 


vH vH 



1) Änderung der Rentenanpassungsformel und Anhebung des gesetz- 
lichen Renteneintrittsalters. 


SR 2003-12-0619 


Jahr 2020 und 48,1 vH im Jahr 2030. Das Gesamtversor- 
gungsniveau des Standardrentners mit 45 Entgeltpunk- 
ten geht dagegen auf 43,6 vH im Jahr 2014 zurück und 
steigt nur auf 46,6 vH im Jahr 2030. Das Gesamtversor- 
gungsniveau des Standardrentners wird also - trotz Be- 
rücksichtigung der Riesterrente und der optimistischen 
Annahme, dass 4 vH des Arbeitseinkommens für das Al- 
tersvorsorgesparen aufgewendet werden - durch die 
Vorschläge der Rürup-Kommission reduziert. 

350. Die Modifikation der Rentenanpassungsformel 
führt für sich genommen zu einem langsameren Renten- 
anstieg und damit zu einer geringeren Rendite für Be- 
standsrentner. Auch für die Geburtsjahrgänge ab 1940 
gibt es einen Renditeverlust, der vor allem für die mittle- 
ren Jahrgänge recht groß ist (Schaubild 59). Letztere 
werden nicht mehr in vollem Ausmaß von den gegen- 
über der Ausgangssituation niedrigeren Beitragssätzen 
begünstigt, aber von der deutlichen Dämpfung des Ren- 


tenanstiegs getroffen. Insgesamt schlägt der durch die 
veränderte Rentenanpassungsformel erzeugte Rückgang 
des Rentenniveaus stärker auf die Rendite durch als der 
langsamere Anstieg der Beitragssätze, weshalb alle 
heute lebenden Jahrgänge vom Renditerückgang in der 
Gesetzlichen Rentenversicherung betroffen sind. 

351. Bei Betrachtung der Renditeeffekte der gesam- 
ten Reform zeigt sich der größte Renditeverlust 
- teilweise über 0,5 Prozentpunkte - bei den mittleren 
Geburtsjahrgängen zwischen 1965 und 1985. Sie werden 
sowohl von der Modifikation der Rentenanpassungsfor- 
mel als auch von der Anhebung des gesetzlichen Ren- 
teneintrittsalters stark getroffen. Die älteren und die jün- 
geren Kohorten belastet dagegen der Anstieg des 
Renteneintrittsalters nicht oder nicht so stark, bei den 
ersten, weil sich ihr Renteneintrittsalter nicht oder kaum 
erhöht und bei den zweiten, weil sie voll von der Bei- 
tragssatzsenkung als Folge der Anhebung des gesetzli- 
chen Renteneintrittsalters profitieren. 

352. In Anbetracht des - mit einem Renditeverlust 
„erkauften“ - niedrigeren Beitragssatzpfads kann argu- 
mentiert werden, dass durch die geringeren Beitrags- 
sätze für die Versicherten Freiräume geschaffen werden, 
um die im Vergleich zu einem Reformverzicht realisierte 
Beitragsersparnis am Kapitalmarkt für die Altersvor- 
sorge anzulegen. Letztlich bedeutet dies nichts anderes, 
als dass die Versicherten die Möglichkeit erhalten, von 
der unterstellten höheren Rendite am Kapitalmarkt zu 
profitieren und somit die Rendite der gesamten Alters- 
vorsorge (Umlagerente plus Kapitalrente) zu verbessern 
(JG 2001 Ziffer 248 und Schaubild 36). 

Geht man davon aus, dass ein repräsentativer Versicher- 
ter die Differenz zwischen den Beiträgen ohne Reform 
und den Beiträgen mit Reform jährlich am Kapitalmarkt 
mit einer Verzinsung von 4 % anlegt und er ab seinem 
65. Lebensjahr eine Kapitalrente für seine restliche Le- 
bensdauer erhält, dann ergibt sich für die Geburtsjahr- 
gänge ab 1998 ein Renditegewinn im Vergleich zur Situ- 
ation ohne Reform (Schaubild 59). Der „Break-even- 
Jahrgang“ verschiebt sich in Richtung älterer Jahrgänge, 
wenn man für die Kapitalanlage eine höhere Verzinsung 
annimmt und deshalb die kapitalgedeckte Rente im Ver- 
gleich zur Sozialrente ein größeres Gewicht erhält. So 
würde bei einer Verzinsung von 5 % schon der 
Jahrgang 1989 besser gestellt werden als vor der Re- 
form. 

353. Wenn man das beitragsfinanzierte Umlagesystem 
erhalten will, sind die Einführung des Nachhaltigkeits- 
faktors und die Anhebung des gesetzlichen Rentenein- 
trittsalters geeignete Maßnahmen, um den sinkenden 
Geburtenzahlen, dem Rückgang der Erwerbstätigenzah- 
len und der steigenden Lebenserwartung Rechnung zu 
tragen. So kann - sofern sich die getroffenen Annahmen 
als realistisch erweisen - die langfristige Finanzierbar- 
keit der umlagefinanzierten Säule und damit das System 
selbst gesichert sowie die Tragfahigkeitslücke der öf- 
fentlichen Haushalte reduziert werden (Ziffern 452 f.). 
Dies geschieht allerdings zu Lasten vor allem der mitt- 
leren Geburtsjahrgänge. Einen Spielraum für weitere 
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Schaubild 59 


Nominale implizite Renditen in der Gesetzlichen Rentenversicherung für Männer 
im Status quo und nach Verwirklichung der Kommissionsvorschläge 

Status quo 


Kommissionsvorschläge: 

^ — nur geänderte Rentenanpassungsformel 

Rentenanpassungsformel und 
Renteneintrittsalter 65 Jahre 

Rentenanpassungsformel und gesetzliches 

Renteneintrittsalter^^ 


% % 



Geburtsjahrgang 


Kommissionsvorschläge und Vorsorgesparen: 

Gesamtreform^\ ohne Vorsorgesparen 

Gesamtreform^^, mit Vorsorgesparen, Verzinsung 5% 

— Gesamtreform^^, mit Vorsorgesparen, Verzinsung 4% 


% % 



Geburtsjahrgang 


1) Das gesetzliche Renteneintrittsalter eines Geburtsjahrgangs wird ab dem Jahr 201 1 jedes Jahr um einen Monat erhöht. Das neue gesetzliche Rentenein- 
trittsalter von 67 Jahren gilt erstmalig für den Geburtsjahrgang 1969.- 2} Änderung der Rentenanpassungsformel und Anhebung des gesetzlichen Renten- 
eintrittsalters. 


Rentenniveausenkungen gäbe es naeh Durchführung ei- 
ner solehen Reform kaum mehr, will man die beitragsfi- 
nanzierte Rentenversicherung nieht weiter ihrer Legiti- 
mation berauben. 

Reformvorhaben der Bundesregierung 

354 . Die Vorsehläge der Rürup-Kommission fanden 
sieh teilweise in den von der Bundesregierung im Okto- 
ber besehlossenen „Eckpunkten für die Weiterentwick- 
lung der Rentenreform des Jahres 2001“ wieder. So 
wurde besehlossen, die Rentenanpassungsformel um ei- 
nen Nachhaltigkeitsfaktor zu erweitern und außerdem in 
der Rentenanpassungsformel nicht mehr die Entwiek- 
lung der Bruttolöhne und -gehälter gemäß den Volks- 
wirtschaftliehen Gesamtrechnungen, sondern die bei- 
tragspflichtigen Einkommen zu berücksiehtigen. Die 
Rentenanpassung soll zukünftig - wie von der Rürup- 
Kommission vorgeschlagen - am 1. Januar jeden Jahres 
vorgenommen werden. Eine Entseheidung über die An- 
hebung des gesetzliehen Renteneintrittsalters wurde auf 
das Jahr 2010 verschoben. Bis dahin wird angestrebt. 


das tatsäehliche Renteneintrittsalter näher an das gesetz- 
liehe heranzuführen, indem die Beschäftigungschancen 
von Älteren verbessert und Frühverrentungsanreize re- 
duziert werden. Zu berüeksiehtigen ist allerdings, dass 
die Anhebung des tatsächliehen Renteneintrittsalters 
zwar über vermiedene Rentenzahlungen und zusätzliche 
Beitragseinnahmen temporäre Entlastungen bringt, diese 
werden aber dureh dauerhaft höhere Rentenzahlungen 
wieder kompensiert, so dass letztlieh kaum positive Bei- 
tragssatzeffekte eintreten dürften (Ziffer 341). An einer 
Anhebung des gesetzliehen Renteneintrittsalters wird 
kein Weg vorbeiführen, sowohl zur Dämpfung der Bei- 
tragssatzdynamik als aueh zur Stabilisierung des Ren- 
tenniveaus. 

Innerhalb der Gesetzlichen Rentenversicherung sind zu- 
dem folgende Maßnahmen geplant: 

- Um die Anreize zur Frühverrentung zu reduzieren, 
soll die Altersgrenze für die frühestmögliche Inan- 
spruchnahme der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit 
ab dem Jahr 2006 bis zum Jahr 2008 in Monatsschrit- 
ten von 60 Jahre auf 63 Jahre angehoben werden. 
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- Die bewerteten Anrechnungszeiten bei schulischer 
Ausbildung nach Vollendung des 17. Lebensjahres 
sollen für Neurenten abgeschafft werden. Allerdings 
gilt eine vierjährige Übergangsfrist ab dem 
Jahr 2005. Die Berücksichtigung der Schulausbil- 
dungszeit als „unbewertete“ Anrechnungszeit bleibt 
erhalten, so dass rentenrechtliche Lücken vermieden 
werden. Insgesamt trägt diese Maßnahme zur Stär- 
kung der Beitragsäquivalenz bei. 

- Die pauschale Höherbewertung der ersten 36 Monate 
mit Pflichtbeiträgen wird für Neurentner schrittweise 
innerhalb von vier Jahren abgeschafft, sofern es sich 
nicht um Pflichtbeitragszeiten wegen beruflicher 
Ausbildung handelt. 

355. Im Bereich der oft als zu bürokratisch kritisierten 
Riester-Rente sollen Verfahrensvereinfachungen vorge- 
nommen werden. So soll die Anzahl der Zertifizierungs- 
kriterien (JG2001 Tabelle 33) reduziert werden. Aus 
Gründen des Verbraucherschutzes will man aber unter 
anderem die Garantie der eingezahlten Beiträge und die 
Auszahlung in Form einer monatlichen Leibrente frü- 
hestens ab dem 60. Lebensjahr beibehalten. Weiterhin 
soll der bürokratische Aufwand dadurch reduziert wer- 
den, dass nicht mehr jedes Jahr ein Antrag auf Zulage 
gestellt werden muss, sondern ein einmaliger Antrag für 
alle Folgejahre ausreichend ist. Der bisher nach der Kin- 
derzahl gestaffelte Sockelbetrag, den die Geringverdie- 
ner als Mindesteigenbeitrag leisten müssen (JG2001 
Tabelle 34), wird vereinheitlicht. Auch die Tatsache, 
dass bei einem Wegzug des Rentenbeziehers ins Ausland 
die Vorschriften der „schädlichen Verwendung“ greifen, 
die eine Rückerstattung der Förderbeträge verlangen, 
soll beseitigt werden (JG2001 Ziffer 246). Im Bereich 
der betrieblichen Altersversorgung will man Hemmnisse 
abbauen, indem Arbeitnehmer das Recht erhalten, beim 
Arbeitsplatzwechsel das beim alten Arbeitgeber erwor- 
bene Kapital in die Einrichtung der betrieblichen Alters- 
versorgung des neuen Arbeitgebers mitzunehmen. 

356. Im Zuge der ansonslen zu begrüßenden Verfah- 
rensvereinfachungen bei der Riester-Rente ist vom Bun- 
desministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 
geplant, dass zukünftig nur noch solche Verträge staat- 
lich gefördert werden sollen, die neben der Altersversor- 
gung auch das Invaliditäts- und Hinterbliebenenrisiko 
absichem. Das Ziel dieser Vorschrift besteht darin, die 
Voraussetzungen zu schaffen, dass Frauen und Männer 
die gleichen Tarife (so genannte Unisex-Tarife) erhalten. 
Denn wenn diese drei Risiken gleichzeitig abgesichert 
werden, ist eine geschlechtsspezifische Unterscheidung 
bei den Tarifen nicht mehr zu begründen. Unisex-Tarife 
werden gefordert, um einer vermeintlichen Ungleichbe- 
handlung von Frauen entgegen zu wirken. Diese wird 
darin gesehen, dass Frauen bei gleicher Sparleistung auf- 
grund ihrer längeren Lebenserwartung -bei Wahrung 
der aktuarischen Beitragsäquivalenz - eine niedrigere 
Monatsrente als Männer beziehen. Darin ist jedoch keine 
Ungleichbehandlung zu erkennen, vielmehr stellt dies 
eine risikoadäquate Differenzierung dar. Würde man 
Unisex-Tarife quasi durch die Hintertür bei der Riester- 


Rente einführen, indem die Förderung an die Absiche- 
rung auch des Invaliditäts- und Hinterbliebenenrisikos 
geknüpft wird, würde dies nicht nur zu einer Diskrimi- 
nierung Alleinstehender beiderlei Geschlechts führen, 
für Männer ergäben sich im Vergleich zur geltenden Re- 
gelung generell deutliche Nachteile. Für diese Gruppen 
würde die Riester-Rente also unattraktiver. Man kann 
die Unisex-Tarife bei der Riester-Rente auch nicht damit 
begründen, dass sie in der Gesetzlichen Rentenversiche- 
rung zur Anwendung kommen. Konstituierende Eigen- 
schaft einer Sozialversicherung ist es gerade, nicht nach 
Risiken zu differenzieren; deshalb müssen solche Sys- 
teme obligatorisch sein. Wollte man Unisex-Tarife auch 
in der Riester-Rente einluhren, müsste man diese letzt- 
lich obligatorisch machen. 

3. Pflegeversicherung: Reform unvermeidlich 

Die finanzielle Lage der Sozialen Pfiegeversichernng 

357. Die finanzielle Situation der Sozialen Pflegeversi- 
cherung war auch in diesem Jahr angespannt. Auf der 
Einnahmeseite machte sich, genauso wie in der Gesetzli- 
chen Krankenversicherung, die schlechte konjunkturelle 
Entwicklung bemerkbar, und auf der Ausgabenseite 
führte die kontinuierlich steigende Anzahl der Leis- 
tungsemplanger zu finanziellen Mehrbelastungen, so 
dass auch in diesem Jahr ein Defizit von rund 
0,5 Mrd Euro realisiert wurde. Da die Rücklagen mit 
4,9 Mrd Euro noch immer relativ hoch sind, ist eine Bei- 
tragssatzsteigerung kurzfristig nicht notwendig. Gleich- 
wohl sind die seit dem Jahr 1999 jährlich auftretenden 
Defizite ein Indikator für die strukturellen Probleme der 
Sozialen Pflegeversicherung, die eine Beitragssatzerhö- 
hung mittelfristig unumgänglich machen. So ergeben 
unterschiedliche Modellrechnungen einen notwendigen 
Anstieg des Beitragssatzes auf 2,7 vH bis 4,6 vH im 
Jahr 2040. Will man diesen absehbaren Anstieg der Bei- 
tragssätze verhindern, sind auch im Bereich der Pflege- 
versicherung Reformen notwendig, die schon heute in 
Angriff genommen werden müssen. 

Derzeit sind rund 70,6 Millionen Personen in der Sozia- 
len Pflegeversicherung (51 Millionen Mitglieder und 
rund 20 Millionen mitversicherte Familienangehörige) 
und etwa 8, 6 Millionen Personen in der Privaten Pflege- 
versicherung versichert. Die Anzahl der Leistungsbezie- 
her beträgt rund 2 Millionen Personen. Davon sind 
1 ,89 Millionen Personen Mitglied in der Sozialen Pfle- 
geversicherung, die sich wiederum in 1 ,29 Millionen 
ambulant Pflegebedürftige und 0, 60 Millionen stationär 
Pflegebedürftige aufteilen (Tabelle 86*, Anhang V). 
Nach der Schwere der Pflegebedürftigkeit findet eine 
Einteilung in drei Pflegestufen statt, wobei in der ambu- 
lanten Pflege 56 vH auf Stufe 1, 34 vH auf Stufe 2 und 
10 vH auf Stufe 3 entfallen. In der stationären Pflege be- 
tragen die entsprechenden Anteile 38 vH, 42 vH und 
20 vH. Im Rahmen der häuslichen Pflege beträgt das 
Pflegegeld monatlich 205 Euro für Stufe 1, 410 Euro für 
Stufe 2 und 665 Euro für Stufe 3. Die (alternativen) Pfle- 
gesachleistungen werden in der Höhe von 384 Euro, 
921 Euro und 1 432 Euro gewährt. Im Falle einer voll- 
stationären Pflege betragen die Pflegeaufwendungen 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-231 - 


Drucksache 15/2000 


der Pflegeversicherung 1 023 Euro in Stufe 1, 1 279 Euro 
in Stufe 2 und 1 432 Euro in Stufe 3. 

Im Jahr 2002 beliefen sich die Ausgaben der Sozialen 
Pflegeversicherung auf 17,3 Mrd Euro. Die Beitragsein- 
nahmen betrugen 16,8 Mrd Euro. Über 82 vH der Leis- 
tungsausgaben werden von Personen im Alter von über 
60 Jahren und 78 vH der Leistungsausgaben von Perso- 
nen im Alter von über 65 Jahren verursacht. Dem stehen 
Beitragseinnahmen von Rentnern in Höhe von rund 
3 Mrd Euro (18 vH) gegenüber. Jede Pflegekasse ist zur 
Sicherstellung ihrer Leistungsfähigkeit verpflichtet, eine 
Rücklage in Höhe von 50 vH einer durchschnittlichen 
Monatsausgabe zu bilden. Mit der Rücklage sollen Ein- 
nahme- und Ausgabenschwankungen innerhalb eines 
Jahres ausgeglichen werden. Wenn die Rücklage das 
Rücklagesoll übersteigt, muss der Überschuss an einen 
Ausgleichsfonds überwiesen werden. Dieser Ausgleichs- 
fonds wird vom Bundesversicherungsamt verwaltet. Ne- 
ben den Rücklageüberschüssen fließen auch die Bei- 
träge aus Rentenzahlungen in den Fonds ein. Die Mittel 
des Ausgleichsfonds werden im Rahmen des Finanzaus- 
gleichs zwischen den Pflegekassen herangezogen. 

Reformvorschlag der Rürup-Kommission 

358 . In Anbetracht der bei gegebenem Beitragssatz 
wegen der demographischen Entwicklung zu erwarten- 
den Lücke zwischen Einnahmen und Ausgaben machte 
die Rürup-Kommission auch im Bereich der Sozialen 
Pflegeversicherung einen Reformvorschlag, der im We- 
sentliehen am derzeitigen System festhält, aber eine 
langfristige Beitragssatzstabilität für die Erwerbstätigen 
gewährleisten soll, indem sowohl an der Einnahmeseite 
als auch an der Ausgabenseite angesetzt wird. Konkret 
enthält der Vorschlag folgende Elemente: 

- Dynamisierung der Leistungen: Die Leistungen sol- 
len jährlich gemäß dem arithmetischen Mittel aus In- 
flationsrate und Lohnsteigerungsrate zunehmen. Da- 
mit wird einer realen Entwertung der Leistungen 
entgegengetreten, und durch die Berücksichtigung der 
Lohnsteigerungsrate wird der Tatsache Rechnung ge- 
tragen, dass die Pflegeleistungen personalintensiv 
sind und die Kostensteigerungen in diesem Bereich 
über der allgemeinen Teuerungsrate liegen können. In 
den Kommissionsszenarien wird eine Inflationsrate 
von 1,5 vH per annum und eine Nominallohnsteige- 
rung von 3,0 vH jährlich angenommen, so dass die 
Leistungssätze um 2,25 vH pro Jahr steigen müssten. 

- Finanzielle Gleichstellung von stationärer und 
ambulanter Pflege: Der Umfang der stationären 
Leistungen und der qualitätsgesicherten ambulanten 
Pflegesachleistungen soll aneinander angepasst wer- 
den. So soll ab dem Jahr 2005 die Leistungshöhe für 
stationäre und ambulante Pflegeleistungen für Neu- 
zugänge einheitlich 400 Euro für die Pflegestufe 1, 
1 000 Euro für die Pflegestufe 2 und 1 500 Euro für 
die Pflegestufe 3 betragen. Es findet also eine Leis- 
tungserhöhung bei ambulanter und eine Leistungsre- 
duktion für die Stufen 1 und 2 bei stationärer Pflege 
statt. Damit soll der Anreiz zu einer stärkeren Inan- 


spruchnahme der stationären Pflege beseitigt werden. 
Gleichzeitig könnte damit aber die oft beklagte Un- 
terversorgung in den Pflegeheimen weiter zunehmen. 
Insgesamt sollen durch die Angleiehung der Pflege- 
sätze mittelfristig Einsparungen in Höhe von etwa 
2 Mrd Euro erzielt werden. Dem stehen aber zu er- 
wartende zusätzliche Ausgaben der Sozialhilfeträger 
gegenüber, wenn deren Ausgaben aufgrund der redu- 
zierten Leistungen der Pflegeversicherung im statio- 
nären Bereich steigen. Das Pflegegeld soll in seiner 
derzeitigen Höhe erhalten bleiben. 

- Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsge- 
richtes: Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem 
Urteil vom 3. April 2001 die Regelung, dass Mitglie- 
der der Pflegeversicherung, die Kinder betreuen oder 
erziehen, mit einem gleieh hohen Pflegeversiche- 
rungsbeitrag wie Mitglieder ohne Kinder belastet 
werden, als nicht mit dem Grundgesetz vereinbar er- 
achtet. Denn kindererziehende Pflichtversicherte leis- 
teten mit der Kindererziehung konstitutive generative 
Beiträge zur Zukunftssicherung des Umlagesystems 
und müssten deshalb innerhalb dieses Systems auf 
der Beitragsseite entlastet werden (JG2001 
Ziffern 273 ff). Eine entsprechende gesetzliche Än- 
derung muss bis spätestens 3 1 . Dezember 2004 vor- 
genommen werden. Die Rürup-Kommission ist der 
Auffassung, dass der Familienlastenausgleich eine 
gesamtgesellsehaftliche Aufgabe darstellt und des- 
halb aus allgemeinen Steuermitteln zu finanzieren ist, 
weshalb sie steuerliche Beitragszuschüsse für Erzie- 
hende vorschlägt. Trotz der Tatsache, dass solche Zu- 
schüsse die Einnahmen der Pflegeversicherung nicht 
erhöhen, rechnet die Kommission mit zusätzlichen 
Einnahmen in Höhe von 1 Mrd Euro. Es bleibt un- 
klar, wie dieser Betrag aufgebracht werden soll. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, dem Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts durch die Erhebung eines 
nach Einkommen gestaffelten Zuschlags bei den 
Nichterziehenden zu entsprechen. 

- Beitragserhöhung für Rentner und Kapitalde- 
ckung: Ab dem Jahr 2010 sollen Rentner einen zu- 
sätzlichen Beitrag zur Pflegeversicherung in Höhe 
von zunächst 2 vH der beitragpfliehtigen Einnahmen 
(generativer Ausgleichssatz) leisten. Dies soll eine 
Senkung des allgemeinen Beitragssatzes auf 1,2 vH 
ermöglichen, so dass der Beitragssatz für Rentner 
3,2 vH beträgt. Davon sollen 0,6 Prozentpunkte von 
den Rentenversicherungsträgem (Hälfte des allge- 
meinen Beitragssatzes) und 2,6 Prozentpunkte von 
den Rentnern übernommen werden. Im Zeitverlauf 
soll der „generative Ausgleichssatz“ von 2 vH im 
Jahr 2010 über 2,4 vH im Jahr 2020 auf 2,8 vH im 
Jahr 2040 ansteigen. Bei Arbeitern und Angestellten 
soll der durch die Reduktion des allgemeinen Bei- 
tragssatzes erzeugte Spielraum von 0,5 Prozentpunk- 
ten im Jahr 2010 zur obligatorischen Bildung von Al- 
terungsrückstellungen auf individuellen, bei den 
Rentenversichemngsträgem zentral geführten Pflege- 
konten genutzt werden, so dass der gesamte Beitrags- 
satz für Arbeiter und Angestellte ab dem Jahr 2010 
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nach wie vor bei 1 ,7 vH liegen wird. Der angesparte 
Kapitalbestand wird zum Zeitpunkt des Rentenein- 
tritts als Leibrente ausgezahlt und soll dazu dienen, 
die zusätzliche Belastung mit Pflegeversicherungs- 
beiträgen im Rentenalter aufzubringen. Der Beitrags- 
satz zur Bildung des privaten Kapitalstocks wird 
dann im Zeitablauf sukzessive reduziert und der all- 
gemeine Beitragssatz der Pflegeversicherung im glei- 
chen Ausmaß erhöht, so dass der Gesamtbeitragssatz 
bis zum Jahr 2040 bei 1,7 vH konstant bleibt. Insge- 
samt ist das Modell so ausgestaltet, dass der Netto- 
beitrag der Rentner im Zeitraum der Jahre 2010 
bis 2040 rund 2,6 vH (Gesamtbeitrag auf Renten ab- 
züglich der privat angesparten Rente, abzüglich des 
Beitragsanteils der Rentenversicherungsträger) be- 
trägt (Tabelle 45). Somit wird erreicht, dass Arbeit- 
nehmer und Rentner jeder Generation die gleichen 
Belastungen durch die Pflegeversicherung tragen 
müssen, freilich mit einem Belastungssprung beim 
Übergang von der Erwerbsphase in die Rentenphase. 
Wenn, wie von der Bundesregierung beschlossen, die 
Rentner ab dem 1 . April 2004 den gesamten Pflege- 
versicherungsbeitrag zahlen müssen, bestehen für 
dieses Konzept faktisch keine Umsetzungschancen 
mehr. 

359 . Die Anerkennung des Reformbedarfs seitens der 
Bundesregierung und die sich daran anschließenden Re- 
formüberlegungen zeigen, dass die Einführung einer 
umlagefinanzierten Pflegeversicherung vor dem Hinter- 
grund der zu erwartenden demographischen Entwick- 
lung ein Fehler war. Besser wäre es gewesen, eine kapi- 


talgedeckte Pflegeversicherung mit Versicherungspflicht 
und Kontrahierungszwang für die Versicherungsunter- 
nehmen zu etablieren (SG 94 Ziffern 3 ff). Ein Umstieg 
ist auch heute noch möglich, er würde zwar Übergangs- 
kosten verursachen, die aber im Vergleich zu einem Sys- 
temwechsel bei der Gesetzlichen Rentenversicherung 
oder Gesetzlichen Krankenversicherung noch beherrsch- 
bar wären. 

Ein Weg besteht in dem an der Universität Freiburg ent- 
wickelten und von der Rürup-Kommission wegen der 
Zusatzbelastung fiir die heute lebenden Jahrgänge ver- 
worfenen Reformvorschlag eines so bezeichneten Aus- 
laufmodells. Danach sollen im Jahr 2005 alle dann un- 
ter 60-Jährigen ihren Anspruch auf Leistungen aus der 
Sozialen Pflegeversicherung verlieren und einer obliga- 
torischen privaten Pflegeversieherung zugeführt werden. 
Die von diesen Personen bisher geleisteten Einzahlun- 
gen in die Pflegekassen könnten als langfristige Schuld- 
verschreibungen verbrieft werden, womit eine implizite 
Staatsschuld explizit gemacht würde. Die über 60-Jähri- 
gen behalten ihren Leistungsansprueh aus der Sozialen 
Pflegeversicherung, müssen aber eine so genannte Aus- 
gleichspauschale von 40 Euro monatlich leisten. Diese 
Pausehaie kann damit gerechtfertigt werden, dass mit 
ihr den Alteren ein Teil ihres Einführungsgewinns entzo- 
gen wird. Da die Einnahmen aus der Ausgleichspau- 
sehaie nicht ausreichen, um die Pflegeleistungen zu fi- 
nanzieren, müssen zudem noch die unter 60-Jährigen 
einen so genannten Solidarbeitrag, der nichts anderes 
als eine Pflegesteuer darstellt, in Höhe von zunächst 
1,1 vH des Bruttoarbeitseinkommens leisten. Der Soli- 
darbeitrag steigt im Zeitverlauf auf 1,8 vH an, sinkt aber 


Tabelle 45 


Entwicklung der Beitragssätze in der Sozialen Pflegeversicherung 
nach dem Reformvorschlag der Rürup-Kommission'* 


vH 


Jahr 

Gene- 

rativer 

Aus 

gleichs- 

beitrags- 

satz 

All- 

gemeiner 

Beitrags- 

satz 

Spar- 

anteil 

für 

Pflege- 

konto 

Gesamt- 

beitrags- 

satz 

(Umlage + 
Kapital- 
deckung) 

Gesamt- 
beitrags- 
satz auf 

Renten 

Beitrags- 
satz für 

Renten- 

versiche- 

rungs- 

träger 

Beitrags- 
satz für 

Rentner 

Anteil der 

Leibrente 

aus dem 
Pflege- 
konto 

an der 

Standard- 

rente 

Netto- 
beitrags- 
satz der 

Rentner 

(1) 

(2) 

(3) 

[ÜMfSfiKH 

[öaUBIIsH 

Msrnrnm 


(8) 

[äauiöi 


0,0 

1,7 

0,0 

1,7 

1,7 

0,85 

0,85 

0,00 

0,85 


2,0 

1,2 

0,5 

1,7 

3,2 

0,60 

2,60 

0,00 

2,60 

2015 

2,2 

1,4 

0,3 

1,7 

3,6 

0,70 

2,90 

0,34 

2,56 


2,4 

1,5 

0,2 

1,7 

3,9 

0,75 

3,15 

0,57 

2,58 


2,6 

1,6 

0,1 

1,7 

4,2 

0,80 

3,40 

0,76 

2,64 

2030 

2,6 

1,7 


1,7 

4,3 

0,85 

3,45 

0,90 

2,55 

2035 

2,8 

1,7 


1,7 

4,5 

0,85 

3,65 

0,97 

2,68 

2040 

2,8 

1,7 


1,7 

4,5 

0,85 

3,65 

1,03 

2,62 


1) Zu den Einzelheiten siehe Ziffer 358. 


Quelle für Grundzahlen: Kommission für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme 
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dann bis auf null im Jahr 2045 ab. Zusätzlich zum Soli- 
darbeitrag müssen diese Personen noch den Beitrag zur 
privaten Pflegeversicherung aufbringen, so dass sieh 
eine Zweifachbelastung ergibt. Diese zusätzliche Belas- 
tung könnte man aber insofern als gerechtfertigt be- 
zeichnen, da diese Generation mit ihrer geringen Gebur- 
tenrate maßgeblich zum demographischen Problem 
beigetragen hat. Insgesamt sollte die altersspeziflsche 
Ausscheidegrenze, der Solidarbeitrag der Erwerbstäti- 
gen und die Ausgleichspauschale so aufeinander abge- 
stimmt werden, dass die Belastungen der einzelnen Jahr- 
gänge über die verbleibende Lebenszeit gleich sind. Das 
Modell würde dazu führen, dass gerade dann, wenn die 
demographischen Probleme ihren Höhepunkt erreichen, 
nur noch eine demographiefestere private Pflegeversi- 
cherung bestünde. 

Problematiseher ist das Konzept der Herzog-Kommis- 
sion, in dem ebenfalls ein Übergang zu einem kapitalge- 
deckten Prämienmodell vorgesehen ist. Der Beitragssatz 


soll in einer Überführungsphase bis zum Jahr 2030 bei 
3,2 vH liegen, um mit den Mehreinnahmen einen kollek- 
tiven Kapitalstock aufzubauen. Die Mittel des Kapital- 
stocks sollen ab dem Jahr 2030 dazu verwendet werden, 
um Alterungsrückstellungen zugunsten älterer Versi- 
cherter zu bilden beziehungsweise die nach versiche- 
rungsmathematischen Grundsätzen berechneten Prä- 
mien zu deckeln. Zur Entlastung der Arbeitgeber ist die 
Streichung eines Urlaubstags oder Feiertags geplant, 
die 0,5 Beitragssatzpunkten entsprechen soll. Dies kann 
zwar den Anstieg der Arbeitskosten begrenzen, ändert 
aber nichts daran, dass der für die Beschäftigung wich- 
tige Abgabenkeil durch die Anhebung des Pflegeversi- 
cherungsbeitragssatzes größer wird. Die Prämie soll 
nach den Berechnungen der Herzog-Kommission im 
Jahr 2030 für einen 20-Jährigen 52 Euro und für Altere 
maximal 66 Euro betragen. Der soziale Ausgleich soll 
aus Steuermitteln finanziert werden und wird auf 
9 Mrd Euro jährlich veranschlagt. 
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DRITTES KAPITEL 

Die voraussichtliche Entwicklung im Jahr 2004 


I. Überblick: Konjunkturhoffnungen ruhen 
auf der Weltwirtschaft 


Das Wichtigste in Kürze 

(1) ln diesem Jahr stagnierte das deutsehe Brutto- 
inlandsprodukt. 

(2) Die konjunkturelle Entwicklung in Deutschland 
wird sich im Jahr 2004 nur langsam beleben. Die 
Impulse kommen primär von der anziehenden 
Weltkonjunktur; die Binnennachfrage bleibt 
schwach. 

(3) Nach unserer Basisprognose (Status-quo-Prog- 
nose) wird das Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2004 
um 1,5 vH zunehmen. Unterstellt ist dabei, dass es 
nicht zu einem Vorziehen der Steuerreform kommt 
und die begleitenden Finanzierungsmaßnahmen 
nicht in Kraft treten. 

(4) Bei Vorziehen der Steuerreform und In-Kraft-Tre- 
ten der vom Deutschen Bundestag beschlossenen 
Finanzierungsmaßnahmen wird das Bruttoinlands- 
produkt im kommenden Jahr um 1,7 vH zuneh- 
men. 

(5) Die Arbeitslosigkeit verharrt mit einer Quote von 
10,6 vH auf hohem Niveau; der Beschäftigungs- 
abbau schwächt sich ab. Im zweiten Halbjahr des 
kommenden Jahres setzt eine Entspannung auf 
dem Arbeitsmarkt ein. 

(6) Auch im Jahr 2004 wird die Defizitgrenze des Sta- 
bilitäts- und Wachstumspakts verletzt. Nach der 
Basisprognose beträgt die Defizitquote 3,4 vH, 
nach der Altemativprognose 3,6 vH. 

(7) Der Anstieg der Verbraucherpreise bleibt mode- 
rat und liegt im Jahr 2004 in Deutschland bei 
1,2 vH. 


360 . Die gesamtwirtschaftliche Produktion in Deutsch- 
land stagnierte in diesem Jahr. Insgesamt war der An- 
stieg des Bruttoinlandsprodukts auch unter Berücksichti- 
gung des eingetretenen Irak-Kriegs und der Euro- 
Aufwertung deutlich schwächer als vor Jahresfrist von 
uns prognostiziert. Die Weltkonjunktur kühlte sich zu 
Beginn dieses Jahres ab, und die Exporte schrumpften 
bis zur Jahresmitte. Die Inlandsnachfrage kam nach dem 
merklichen Rückgang in den vergangenen zwei Jahren 


erneut nicht in Schwung. Dies führte dazu, dass das 
Bruttoinlandsprodukt in der ersten Hälfte dieses Jahres 
sogar sank. 

ln der zweiten Jahreshälfte sind die Exporte wieder ge- 
stiegen. Die Hoffnungen für das Jahr 2004 richten sich 
nun darauf, dass sich der Aufschwung der Weltwirt- 
schaft fortsetzt und der außenwirtschaftliche Funke auf 
die Binnenwirtschaft überspringt. 

361 . Die Ausgangsbedingungen sind günstig. Nach- 
frage und Produktion in der Weltwirtschaft haben sich in 
der zweiten Hälfte dieses Jahres spürbar belebt. Kon- 
junkturlokomotive sind erneut die Vereinigten Staaten, 
deren wirtschaftliche Entwicklung nach Wegfall der 
kriegsbedingten Verunsicherung durch kräftige geld- 
und finanzpolitische Impulse angeregt wurde, ln Japan 
kam es ebenfalls zu einer deutlichen Steigerung der ge- 
samtwirtschaftlichen Produktion. Die Wirtschaft im 
Euro-Raum hinkte dieser Entwicklung hinterher; aber 
auch hier haben sich die Konjunkturerwartungen verbes- 
sert. Insgesamt wird die gesamtwirtschaftliche Produk- 
tion in den meisten Industrieländern im Jahr 2004 deut- 
lich stärker zunehmen als in diesem Jahr. Das 
Konjunkturgefälle zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Europäischen Union wird allerdings bestehen blei- 
ben (Schaubild 60). 

362 . Die Perspektiven für die deutsche Binnenwirt- 
schaft sind weniger klar. Die Europäische Zentralbank 
verfolgt einen expansiven Kurs: Die Realzinsen sind 
auf einem sehr niedrigen Stand und gegenwärtig spricht 
vieles für ein Beibehalten des derzeitigen Leitzinsni- 
veaus bis weit in das nächste Jahr hinein. Die Finanz- 
politik steht unter Konsolidierungsdruck, ln diesem 
Jahr wurde insbesondere in den Sozialversicherungen 
ein Maßnahmebündel beschlossen, das für das kom- 
mende Jahr Einsparungen in beträchtlicher Höhe vor- 
sieht. Bei den steuerpolitischen Vorhaben ist die Umset- 
zung hingegen mit zahlreichen Fragezeichen versehen. 
Dies betrifft vor allem das Vorziehen der Steuerreform 
und deren Gegenfinanzierung sowie die Reform der 
Gewerbesteuer. Die bisher beschlossenen Sparmaßnah- 
men haben für sich genommen einen kontraktiven Ef- 
fekt. Dem steht die dadurch ermöglichte Beitragssatz- 
senkung in der Gesetzlichen Krankenversicherung 
entgegen. Zudem sollte von den bereits in Angriff ge- 
nommenen Strukturreformen ein positiver Erwartungs- 
effekt auf die Unternehmen ausgehen: Der Reformstau 
in Deutschland beginnt sich aufzulösen. Mit raschen 
und kräftigen Wirkungen der Reformen ist jedoch kurz- 
fristig nicht zu rechnen; der Einfluss auf die inländi- 
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Schaubild 60 


Konjunkturklima und Bruttoinlandsprodukt 
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1) Veränderung gegenüber dem Vorquartal in vH.- 2} Nationaler Ein- 
kaufsmanagerindex (PMI) für das Verarbeitende Gewerbe des Insti- 
tute for Supply Management (ISM): Ein Wert von über 50 deutet im 
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sehe Wirtschaftsentwicklung im Jahr 2004 wird daher 
eher in einer Verbesserung des Vertrauens in die Hand- 
lungsfähigkeit der Politik bestehen als in konkreten Be- 
schäftigungs- und Produktionseffekten. Zusammen mit 
den Impulsen aus dem Ausland dürfte dies aber ausrei- 
chen, um eine moderate Erholung der Inlandsnachfrage 
herbeizu führen. 

363 . Der Sachverständigenrat erstellt seine Prognose 
zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung für das kom- 
mende Jahr regelmäßig unter der Annahme des gesetz- 
geberischen Status quo. Das bedeutet, dass bei Geset- 
zesänderungen nur diejenigen Maßnahmen einfließen, 
die zum Zeitpunkt der Prognoseerstellung bereits ver- 
abschiedet sind oder bei denen keine Zustimmungs- 
pflicht des Bundesrates besteht. Dieses Vorgehen ist im 
Regelfall unproblematisch. Angesichts der Vielzahl der 
im kommenden Jahr finanzwirksamen Gesetze, deren 
Umsetzung durch die Beteiligung des Bundesrates im 
weiteren Verlauf der Gesetzgebung gegenwärtig unge- 
wiss ist, entstehen aber für die Prognose des kommen- 
den Jahres erhebliche Unsicherheiten. Dies betrifft das 
Vorziehen der Steuerreform sowie die steuerpoliti- 
schen Einsparmaßnahmen (Haushaltsbegleitgesetz, Re- 
form der Gewerbesteuer, Gesetz zur Förderung der 
Steuerehrlichkeit, Korb II und Steueränderungsge- 
setz 2003). Die Auswirkungen dieser Maßnahmen wer- 
den deshalb in der Basisprognose nicht berücksichtigt. 
Unter diesen Annahmen ergibt sich für das kommende 
Jahr eine Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts von 
1,5 vH. 

In einer Altemativprognose wird unterstellt, dass die 
entsprechenden Gesetze, so wie vom Deutschen Bundes- 
tag beschlossen, in Kraft treten. Unter dieser Annahme 
ergibt sich für das kommende Jahr eine Zuwachsrate des 
Bruttoinlandsprodukts von 1,7 vH. 

364 . Ein Risiko für die konjunkturelle Entwicklung des 
nächsten Jahres stellen die Zwillingsdefizite in den Ver- 
einigten Staaten dar. Der massive Anstieg der Staats- 
verschuldung könnte das Vertrauen der Anleger in die 
amerikanische Wirtschaft beschädigen. Bleiben die Ka- 
pitalzuflüsse aus oder wird Kapital aus den Vereinigten 
Staaten per saldo abgezogen, ist die Finanzierung des 
amerikanischen Leistungsbilanzdefizits nicht mehr zum 
gegenwärtigen Wechselkurs möglich, und der Kurs des 
US-Dollar könnte abrupt fallen. Eine starke Aufwertung 
des Euro aber würde die fragile Erholung in Deutschland 
belasten. 

Angesichts der deutlichen Festigung des Aufschwungs 
in den Vereinigten Staaten, durch die eine Kapitalanlage 
weiterhin attraktiv bleibt, erscheint uns ein solches Sze- 
nario im nächsten Jahr jedoch als wenig wahrscheinlich. 
Risiken für den Aufschwung gibt es auch im Inland: 
Wenn die Umsetzung der Reformen stockt, könnte die 
größere Zuversicht der Investoren und Verbraucher 
rasch wieder verfliegen. 
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II. Prognose 

365 . Die Prognose beruht auf Daten zur Lage der Welt- 
wirtschaft und der inländischen Wirtschaft sowie auf 
Indikatoren über die Erwartungen und Pläne der Wirt- 
schaftssubjekte, die bis Anfang November 2003 Vorla- 
gen und die im vorhergehenden Kapitel ausführlich dar- 
gestellt wurden. Die prognostizierte Entwicklung wird 
von uns als die wahrscheinlichste betrachtet, sie ist, wie 
jede Aussage über die Zukunft, mit Unsicherheit verbun- 
den. Ihr liegen Annahmen über den Kurs der Wirt- 
schaftspolitik sowie über die Entwicklung an den Rohöl- 
und Devisenmärkten zugrunde (Kasten 11). 

Kräftige Belebung der Weltkonjunktur 

366 . ln den Vereinigten Staaten hat sich der Anstieg 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion im dritten Quar- 
tal dieses Jahres kräftig beschleunigt; das Bruttoinlands- 
produkt stieg gegenüber dem Vorquartal mit einer Jah- 
resrate von 7,2 vH. Zu diesem Produktionszuwachs 
trugen sowohl die Inlandsausgaben als auch die Exporte 
bei. Anders als im Vorquartal erhöhten sich bei den in- 
ländischen Verwendungskomponenten die staatlichen 
Ausgaben kaum, während die privaten stark zulegten. 
Die privaten Haushalte weiteten auch im dritten Quartal 
ihre Konsumausgaben stark aus; im Wohnungsbau stieg 
die Investitionstätigkeit mit mehr als 20 vH deutlich an. 
Auch die Untemehmensinvestitionen, insbesondere die 
in Ausrüstungen und Software, expandierten kräftig. 

Die wirtschaftliche Entwicklung in diesem Jahr war in 
hohem Maße auf die expansive Finanz- und Geldpolitik 
zurückzuführen. So erhielten die privaten Haushalte 
Steuerschecks für rückwirkende Steuererleichterungen, 
und die steuerliche Belastung von Dividenden wurde ge- 
senkt. Außerdem nutzten die privaten Haushalte den 
Rückgang der Hypothekenzinsen zur Umschuldung und 
verringerten so ihre Zinsbelastung. Gleichzeitig vergrö- 
ßerten die Refinanzierungsmöglichkeiten den Spielraum 
für zusätzlichen Konsum. Positiv auf die konjunkturelle 
Entwicklung wirkte aber aueh, dass die Unternehmen 
Fortschritte bei der Bilanzkonsolidierung machten und 
ihre Gewinnlage verbessert haben. Schließlich hat der 
Anstieg der Aktienkurse die Unternehmensfinanzierung 
erleichtert und die Vermögensposition der privaten Haus- 
halte wieder verbessert. Alles in allem ist die Dynamik 
des Aufschwungs deutlich stärker geworden. 

367 . Im Jahr 2004 wird sich die Expansion von Nach- 
frage und Produktion in den Vereinigten Staaten in ähn- 
lichem Tempo fortsetzen. Mit einem besonders kräftigen 
Anstieg ist für die Untemehmensinvestitionen zu rech- 
nen, da die Ertragsaussichten sich weiter verbessern. 
Außerdem werden die Investitionen im kommenden Jahr 
weiterhin durch die in diesem Jahr beschlossenen steuer- 
lichen Maßnahmen angeregt. Im Wohnungsbau ist dage- 
gen aufgmnd der gestiegenen Hypothekenzinsen eine 
Abflachung des Investifionsansfiegs wahrscheinlich. Die 
Ausweifung des privaten Verbrauchs wird im Jahr 2004 
anhalten. Die konsumanregende Wirkung der Steuerent- 
lastung wird im Verlauf des nächsten Jahres zwar leicht 


abnehmen, erhöhend auf die Privaten Konsumausgaben 
wirken aber der Anstieg der Beschäftigung und die dar- 
aus entstehende Zunahme der verfügbaren Einkommen. 
Von der Außenwirfschaft isf per saldo allerdings auch im 
kommenden Jahr mit keinen nennenswerten Impulsen zu 
rechnen. Zwar ist die preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
amerikanischer Produkte durch die Abwertung des US- 
Dollar gestiegen; dies dürfte zusammen mit der kon- 
junkturellen Erholung bei den Handelspartnern zu einem 
kräftigen Exportanstieg führen. Allerdings werden auf- 
grund der merklichen Expansion der Inlandsnaehfrage 
die Imporfe trotz der deutlichen Abwertung des US-Dol- 
lar in diesem Jahr erneut stark zunehmen. Insgesamt 
wird der Außenbeitrag daher - wenn auch nur gering- 
fügig - negativ bleiben. 

368 . Vor diesem Hintergrund wird das Bruttoinlands- 
produkt in den Vereinigten Staaten im Jahr 2004 um 
4,0 vH zunehmen (Tabelle 46, Seite 238). Die gesamt- 
wirtschaftliche Kapazitätsauslastung wird steigen und 
sich damit langsam wieder ihrem langjährigen Durch- 
schnitt annähem. Wegen der noch bestehenden Unteraus- 
lastung des Produktionspotentials ist eine Beschleuni- 
gung des Preisniveauanstiegs aber nicht wahrscheinlich. 
Nachdem sich die Verbraucherpreise in diesem Jahr we- 
gen der Importverteuerung etwas stärker erhöht hatten 
(2,4 vH), wird der Anstieg des Index der Verbraucher- 
preise im Durchschnitt des Jahres 2004 mit 1,8 vH gerin- 
ger ausfallen. Die Beschäftigung dürfte im Verlauf des 
Jahres 2004 beschleunigt zunehmen; die Arbeitslosen- 
quote wird im Jahresdurchschnitt unter 6,0 vH liegen. 

Das Haushaltsdefizit des Staates insgesamt in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt wird von 5,2 vH 
auf 5,6 vH im Jahr 2004 steigen. Der Hauptteil davon 
entfällt auf den Bundeshaushalt. Das Defizit in der Leis- 
tungsbilanz bezogen auf das nominale Bruttoinlandspro- 
dukt wird mit 5,1 vH etwas größer sein als in diesem 
Jahr. Dies beruht darauf, dass kurzfristig der Effekt der 
abwertungsbedingten Verteuerung der Importe stärker 
wirkt als die Abwertung auf die Export- und Importvolu- 
men. 

369 . In Japan ist die gesamtwirtschaftliche Produktion 
im Jahr 2003 unerwartet stark gestiegen, nachdem sie in 
den letzten beiden Jahren nahezu stagniert hatte. Die 
Produktionsausweitung ist vor allem auf eine beschleu- 
nigte Ausweitung der Inlandsnachfrage zurückzuführen. 
Die Untemehmensinvesfifionen sfiegen kräftig an, die 
Privaten Konsumausgaben wurden aufgrund eines deut- 
lichen Anstiegs der Reallöhne und damit zusammenhän- 
gend einer Zunahme der realen verfügbaren Einkommen 
moderat erhöht. Die öffentlichen Haushalte trugen kaum 
zur Nachfragebelebung bei: Angesichts eines Haushalts- 
defizits in Höhe von 7,4 vH und einer Staatsverschul- 
dung von 155 vH (jeweils in Relation zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt) war der Spielraum für expansive 
Maßnahmen gering. Die Zentralbank forderte die kon- 
junkturelle Entwicklung durch die Fortsetzung ihres sehr 
expansiven Kurses. Schließlich zogen im zweiten Halb- 
jahr die Exporte in die südostasiatischen Nachbarländer 
und nach Nordamerika deutlich an. 
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Kasten 11 


Annahmen der Prognose 

Mit Blick auf die Weltwirtschaft basiert die Prognose auf folgenden Annahmen: 

- Der Preis für Rohöl liegt im Jahresdurchschnitt in der Größenordnung von 27 US-Dollar pro Barrel der Sorte 
Brent. 

- Der reale effektive Wechselkurs des Euro wird im Jahr 2004 etwa auf dem Niveau vom Herbst dieses Jahres 
liegen. 

- Die Geldpolitik in den Vereinigten Staaten behält ihren expansiven Kurs bei. 

Darüber hinaus enthält die Prognose folgende Annahmen für den Euro-Raum beziehungsweise für die deutsche 

Volkswirtschaft : 

- Die Inflationsrisiken bleiben gering und veranlassen die Europäische Zentralbank nicht, ihre Politik niedriger 
Zinsen aufzugeben. 

- Die Erhöhung der Tariflöhne in Deutschland im Jahr 2004 wird sich etwa in der Größenordnung dieses Jahres 
bewegen. 

- Grundlage der Basisprognose ist die derzeitige Gesetzeslage, das heißt, in ihr werden nur die Maßnahmen be- 
rücksichtigt, die bis Anfang November endgültig beschlossen wurden. 

- In einer ergänzenden Rechnung wird untersucht, welche Wirkung das Vorziehen der dritten Stufe der Steuer- 
reform einschließlich der Finanzierungsmaßnahmen auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung hätte. 


370 . Im Jahr 2004 wird sich die Erholung in Japan 
fortsetzen, allerdings in merklich verlangsamtem 
Tempo. Die bisherigen Bemühungen der Regierung zur 
Behebung der Bilanzprobleme im Banken- und Unter- 
nehmensbereich haben die Verschuldungssituation bis- 
her nur partiell entspannt. In weiten Bereichen, insbe- 
sondere in kleinen und mittleren Unternehmen, ist der 
Konsolidierungsbedarf weiter erheblich und verhindert, 
dass die Erholung an Breite gewinnt. 

Dies dämpft vor allem den Anstieg der Unternehmensin- 
vestitionen. Dagegen dürfte die Zunahme der Privaten 
Konsumausgaben vor dem Hintergrund einer leichten 
Verbesserung der Beschäftigungssituation an Stärke ge- 
winnen. Demgegenüber werden die Exporte kräftig zu- 
nehmen und wieder stärker zum gesamtwirtschaftlichen 
Produktionsanstieg beitragen. Zwar wird die Ausfuhr 
durch die Aufwertung des Yen gegenüber dem US-Dol- 
lar gedämpft; größer ist aber der Effekt der beschleunig- 
ten Expansion der Exportmärkte. 

Insgesamt wird das Bruttoinlandsprodukt in Japan im 
Jahr 2004 um 1,8 vH steigen. Die Auslastung der ge- 
samtwirtschaftlichen Kapazitäten wird sich bei dieser 
Produktionszunahme leicht erhöhen. Es bleibt aber im- 
mer noch eine beträchtliche Output-Lücke, so dass die 
Deflationstendenzen nicht verschwinden, wohl aber im 
Jahresverlauf leicht nachlassen werden. 

371 . In den südostasiatischen Schwellenländem ist die 
Produktion im zweiten Halbjahr dieses Jahres zügig ge- 
stiegen. Nach Überwindung der SARS-Krise und der 
Rezession in Südkorea ist die Inlandsnachfrage insge- 
samt wieder deutlich aufwärts gerichtet. Der Auf- 


schwung in den Vereinigten Staaten und in Japan wird 
die Exporte auch im kommenden Jahr kräftig anregen. 
Außerdem profitieren die Volkswirtschaften dieser Re- 
gion von dem starken Wachstum in China. Insgesamt 
wird das Bruttoinlandsprodukt dieser Ländergruppe um 
4,6 vH zunehmen, in China ist von einem Zuwachs in 
Höhe von rund 8 vH auszugehen. 

Die wirtschaftliche Entwicklung in Lateinamerika war 
weiterhin sehr heterogen. Während die Erholung in Ar- 
gentinien und Brasilien bereits in diesem Jahr Fort- 
schritte machte, wird in Venezuela, wo die wirtschaftli- 
che Aktivität in diesem Jahr einbrach, erst im nächsten 
Jahr eine Besserung einsetzen. In Mexiko dürfte die Pro- 
duktion im Sog der Vereinigten Staaten stark zulegen. 
Insgesamt wird das Bruttoinlandsprodukt in Lateiname- 
rika im Jahr 2004 um 3,7 vH zunehmen, nachdem es 
sich in diesem Jahr kaum erhöht hatte (1,0 vH). 

372 . Angesichts der voraussichtlichen Entwicklung der 
Weltkonjunktur wird sich die Expansion des Welthan- 
dels merklich beschleunigen. Im Jahresdurchschnitt wird 
das Welthandelsvolumen nach einer verhaltenen Zu- 
nahme in diesem Jahr um 3,7 vH im Jahr 2004 um 
7,4 vH steigen. 

Moderate Erholung im Euro-Raum 

373 . Die konjunkturelle Expansion im Euro-Raum hat 
sich im ersten Halbjahr 2003 stark abgeschwächt. Be- 
sonders ausgeprägt war der Abschwung in den drei gro- 
ßen Ländern Deutschland, Frankreich und Italien, die 
annähernd 70 vH des Bruttoinlandsprodukts des Euro- 
Raums erwirtschaften. Von der Flaute verschont blieben 
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Tabelle 46 

Die voraussichtliche Entwicklung in ausgewählten Ländern und Ländergruppen 


Land/Ländergrupp e 

Bruttoinlandsprodukt 

(real)** 

V erbraucherpreise **’* 

Anteil an 

der Aus- 
fuhr** 
Deutsch- 
lands 

Anteil am 

Brutto- 

inlands- 
produkL* 
der Welt 

2003 

2004 

2003 

2004 

2002 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

vH 

Deutschland 

-0,0 

+ 1,5 

+ 1,1 

+ 1,2 

X 

4,4 

Frankreich 

-^0,2 

+ 1,7 

2,0 

+ 1,9 

10,8 

3,2 

Italien 

-^0,4 

+ 1,5 

2,8 

+ 2,5 

7,3 

3,0 

Niederlande 

-0,7 

-^0,9 

2,4 

+ 1,7 

6,1 

0,9 

Österreich 

-^0,8 

+ 1,8 

+ 1,3 

+ 1,8 

5,1 

0,5 

Belgien 

-^0,8 

+ 1,8 

+ 1,5 

+ 1,9 

4,8 

0,6 

Spanien 

-^2,3 

-^2,9 

3,2 

-^3,0 

4,6 

1,8 

Finnland 

+ 1,3 

+ 2,1 

+ 1,3 

+ 1,4 

1,0 

0,3 

Portugal 

-0,8 

+ 1,1 

3,3 

-^2,4 

1,0 

0,4 

Griechenland 

-^4,0 

+ 4,1 

3,6 

-^4,0 

0,8 

0,4 

Irland 

+ 1,6 

-1- 3,6 

+ 4,1 

+ 3,4 

0,6 

0,3 

Luxemburg 

+ 1,3 

+ 1,8 

2,3 

+ 1,8 

0,4 

0,0 

Euro-Raum^’ 

-^0,4 

+ 1,8 

2,0 

-^2,0 

42,6 

15,7 

Vereinigtes Königreich 

-^2,0 

-^2,9 

+ 1,4 

-^2,0 

8,4 

3,1 

Schweden 

+ 1,4 

-^2,3 

2,2 

+ 1,9 

2,1 

0,5 

Dänemark 

-^0,7 

+ 1,9 

+ 2,1 

+ 1,9 

1,7 

0,3 

Europäische Union^* 

-^0,7 

+ 1,9 

+ 1,9 

-^2,0 

54,7 

19,7 

Schweiz 

-0,4 

+ 1,1 

0,5 

-^0,6 

4,1 

0,4 

Norwegen 

-^0,4 

+ 2,1 

2,6 

+ 1,5 

0,7 

0,3 

Westeuropa*’* 

-^0,7 

-^2,0 

2,0 

-^2,0 

59,5 

20,4 

Vereinigte Staaten 

+ 2,9 

-^4,0 

2,4 

+ 1,8 

10,3 

21,1 

Japan 

+ 2,1 

+ 1,8 



1,9 

7,1 

Kanada 

+ 1,8 

-^2,8 

2,9 

+ 1,5 

0,9 

2,0 

Industrieländer, zusammen*’* 

-^2,0 

-^2,8 

+ 1,9 

+ 1,6 

72,5 

50,6 

Mittel- und Osteuropa’* 

-^3,3 

-^3,8 

3,3 

-^4,2 

8,8 

2,2 

Lateinamerika** 

+ 1,0 

-^3,7 

+ 11,2 

-^7,2 

2,0 

7,0 

Südostasiatische Schwellenländer’* 

-^3,0 

-^4,6 

+ 1,5 

+ 1,5 

3,5 

4,8 

China 

-^8,5 

-^8,0 


+ 1,5 

2,2 

12,7 

Länder, zusammen*** 

+ 3,1 

-^3,9 


89,0 

77,4 


1) Eigene Schätzung auf Basis von Angaben internationaler und nationaler Institutionen. - 2) Harmonisierter Verbraucherpreisindex für die Län- 
der der Europäischen Union und Norwegen. Für die anderen Industrieländer: nationale Verbraucherpreisindizes. - 3) Spezialhandel. Vorläufige 
Ergebnisse. - 4) Angaben des IWF in jeweiligen Preisen und Kaufkraftparitäten; vorläufige Ergebnisse. Die Umrechnung zu laufenden Wechsel- 
kursen kann zu abweichenden Ergebnissen bei den Anteilen an der Weltproduktion führen. - 5) Die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr sind 
gewichtet mit den Anteilen am realen Bruttoinlandsprodukt (in Euro) der Europäischen Union im Jahr 2002. Summe der genannten Länder. - 
6) Die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr sind gewichtet mit den Anteilen am nominalen Bruttoinlandsprodukt (in KKS) der Welt im Jahr 
2002. Summe der genannten Länder. - 7) Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, 
Ungarn. - 8) Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien, Mexiko, Peru, Venezuela. - 9) Hongkong (China), Malaysia, Singapur, Südkorea, Tai- 
wan, Thailand. 
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nur Spanien und Griechenland. Insgesamt blieben die 
binnenwirtschaftlichen Auftriebskräfte schwach. Als die 
Exporte im ersten Halbjahr, auch als Reaktion auf die 
Aufwertung des Euro, deutlich sanken, ging die gesamt- 
wirtschaftliche Produktion sogar zurück. Seit diesem 
Tiefpunkt haben sieh die Erwartungen der Unternehmer 
und Verbraucher verbessert, wenngleich die Umfrage- 
werte vielfach noch deutlich unter dem langfristigen 
Durchschnitt liegen. Zu der Stimmungsaufhellung trug 
bei, dass die Perspektiven für die Weltkonjunktur wieder 
merklich günstiger beurteilt wurden. Außerdem hat die 
Europäische Zentralbank in Anbetracht der schwachen 
Wirtschaftsentwicklung und der geringen Risiken für die 
Preisniveaustabilität die Leitzinsen im ersten Halb- 
jahr 2003 nochmals gesenkt. 

In den öffentlichen Haushalten haben sieh - vor allem 
konjunkturbedingt- die Defizite erheblich vergrößert. 
Deutschland und Frankreich werden das Defizitkrite- 
rium des Stabilitäts- und Wachstumspakts im Jahr 2004 
erneut verletzen. Insgesamt dürfte die Finanzpolitik in 
etwa konjunktumeutral sein. 

374 . Im Jahr 2004 ist mit einer spürbaren Belebung der 
wirtschaftlichen Aktivität im Euro-Raum zu rechnen. 
Vor allem die Ausfuhr wird sich infolge der kräftigeren 
Weltkonjunktur deutlich erholen. Die dämpfenden Ef- 
fekte der Aufwertung des Euro dürften im Laufe des 
Jahres merklich an Stärke verlieren und gegenüber den 
positiven Wirkungen des Aufschwungs in der Weltwirt- 
schaft zurücktreten. Auch die Binnenkonjunktur wird im 
Jahresverlauf an Dynamik gewinnen. Die niedrigen Zin- 
sen entlasten Haushalte und Unternehmen. Die Kurser- 
holung an den Aktienmärkten hat in diesem Jahr einen 
Teil der vorangegangenen Verluste wieder wettgemacht. 
Die Unternehmen haben beim Abbau der Schulden und 
bei der Senkung der Kosten Fortschritte erzielt. Vertrau- 
ensbildend auf die Investoren wirkt überdies die Bereit- 
schaft der Politik, die Strukturprobleme durch Reformen 
anzugehen. Aufgrund dieser Faktoren und der günstige- 
ren Absatzperspektiven werden die Unternehmen im 
weiteren Jahresverlauf wieder geringfügig mehr inves- 
tieren. Für den privaten Konsum ist wegen der unverän- 
dert hohen Arbeitslosigkeit aber lediglich eine schwache 
Belebung zu erwarten. 

Insgesamt wird das Bruttoinlandsprodukt im Euro-Raum 
im Jahr 2004 um 1,8 vH steigen nach 0,4 vH in diesem 
Jahr. Vor allem die großen Länder werden aufholen, so 
dass sich eine insgesamt ausgewogenere Entwicklung 
einstellen wird. Bei dem prognostizierten Anstieg der 
Produktion wird die gesamtwirtsehaftliche Kapazitäts- 
auslastung die Normalauslastung weiter deutlich unter- 
schreiten. Für die Beschäftigung ist bei einem Zuwachs 
der Produktivität um rund 1 ,5 vH nur mit einer mäßigen 
Zunahme zu rechnen. 

Der Anstieg der Verbraucherpreise im Euro-Raum (ge- 
messen am Harmonisierten Verbraucherpreisindex) wird 
im kommenden Jahr mit 2,0 vH auf der mittelfristigen 
Stabilitätsobergrenze der Europäischen Zentralbank lie- 
gen. Die Jahresteuerungsrate in der ersten Hälfte des 


Jahres wird, vor allem bedingt durch den Basiseffekt der 
etwas höheren Inflationsraten zu Beginn des Jah- 
res 2003, etwas niedriger sein als die Werte in der zwei- 
ten Jahreshälfte. 

375 . Anders als der Euro-Raum verzeichnete das Ver- 
einigte Königreich in diesem Jahr einen kräftigen Pro- 
duktionsanstieg. Maßgeblich dafür war vor allem die ex- 
pansive Ausrichtung der Finanzpolitik. Sie wird auch die 
Entwicklung im kommenden Jahr bestimmen. Alles in 
allem wird sich das Bruttoinlandsprodukt im Vereinigten 
Königreich im Jahr 2004 um 2,9 vH erhöhen, nachdem 
es in diesem Jahr um 2,0 vH gestiegen ist. Die Arbeitslo- 
senquote dürfte leicht unter 5 vH sinken. Der Preisni- 
veauanstieg wird sich innerhalb der Zielmarge der Re- 
gierung bewegen. 

376 . In den Beitrittsländern zur Europäischen Union 
hat sich der Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tion in diesem Jahr leicht beschleunigt. Vor allem der 
private Verbrauch expandierte zügig; aber auch bei den 
Investitionen zeigte sich eine deutliche Aufwärtstendenz 
nach dem Rüekgang im Jahr zuvor. Trotz der engen 
Handelsverflechtung mit dem Euro-Raum gingen von 
den Exporten stützende Effekte auf den Aufschwung 
aus. In einigen Fällen trugen Abwertungen gegenüber 
dem Euro dazu bei, dass der Beitrag der Exporte zur 
Produktionsausweitung sogar beträehtlich stieg. Im 
Jahr 2004 wird sich die Zunahme der Produktion noch- 
mals verstärken. Die Konjunkturerholung, insbesondere 
in Europa, wird den Exporten zusätzliehen Schwung ge- 
ben. Die Binnennachfrage dürfte durch kräftig steigende 
Investitionen angetrieben werden. Hierzu tragen günsti- 
gere Absatzerwartungen, höhere Gewinne und weiterhin 
hohe Direktinvestitionen nach dem Beitritt zur Europäi- 
schen Union bei. Für den privaten Verbrauch ist ein un- 
verminderter Anstieg zu erwarten. Insgesamt wird sich 
das Bruttoinlandsprodukt der Beitrittsländer im 
Jahr 2004 um 3,8 vH erhöhen, nach einem Zuwachs um 
3,1 vH in diesem Jahr. 

Deutschland: Nur verhaltene Erholung trotz 
kräftiger Impulse von außen 

377 . Die deutsche Wirtschaft tritt seit drei Jahren auf 
der Stelle. Die Produktion lahmt, die Beschäftigung ist 
rückläufig und die hohe Arbeitslosigkeit belastet. Trotz 
der hartnäckigen Stagnation wurden die Wirtschaftsaus- 
sichten in Deutschland seit der Jahresmitte zunehmend 
freundlicher eingeschätzt. So zeigten Umfragen, dass die 
Erwartungen der Unternehmer deutlich zuversichtlicher 
geworden sind; das Vertrauen der Verbraucher hat sich 
ausgehend von einem sehr niedrigen Niveau allerdings 
nur zaghaft verbessert. Einen wichtigen Beitrag zum 
Stimmungsumschwung bei den Unternehmen hat die 
kräftige Erholung der Weltkonjunktur in der zweiten 
Jahreshälfte geleistet. Expansive Wirkungen gehen auch 
von der Geldpolitik aus: Die Zinsen sind niedrig, die Li- 
quiditätsversorgung ist reichlich. Beides steht einer Er- 
holung nicht im Weg. 
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Die Verbesserung der Konjunkturerwartungen basierte 
nicht nur auf außenwirtschaftlichen und politischen Fak- 
toren, sondern auch auf allmählichen Fortschritten der 
Unternehmen bei der Anpassung an veränderte Marktbe- 
dingungen. So haben viele Unternehmen ihre Kosten 
durch Personalabbau und Auslagerung von Aktivitäten 
gesenkt, das Sortiment bereinigt und Produkt- 
innovationen eingeführt, ihre Bilanzen verbessert und 
die Verschuldung gesenkt. Die Maßnahmen haben dazu 
beigetragen, die Wettbewerbsfähigkeit und die Gewinn- 
situation der Unternehmen zu verbessern. Gleichwohl ist 
die Ertragslage immer noch sehr gedrückt; nach der 
DIHK-Umfrage vom Herbst 2003 meldeten nur 19 vH 
der Unternehmen eine Verbesserung, aber 44 vH eine 
Verschlechterung ihrer Gewinnlage. Besonders ungüns- 
tig war die Situation im Baugewerbe und im Handel. 

378 . Abgesehen von den konjunkturbedingten Mehr- 
ausgaben und Einnahmeausfällen wirkte die Haushalts- 
politik in diesem Jahr weitgehend neutral, ln der Ba- 
sisprognose ist unterstellt, dass sie diesen Kurs im 
Jahr 2004 beibehält. Unter Zugrundelegung der gelten- 
den Gesetzeslage (also ohne das Vorziehen der dritten 
Stufe der Steuerreform und ohne andere Maßnahmen, 
die noch der Zustimmung im Bundesrat bedürfen) wird 
das Finanzierungsdefizit des Staates in Relation zum no- 
minalen Bruttoinlandsprodukt 3,4 vH betragen; es wird 
damit um 0,7 Prozentpunkte niedriger sein als in diesem 
Jahr, ln der Alternativrechnung wird die Defizitquote bei 
3,6 vH liegen. 

Die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts: 
Basisprognose 

379 . Nach dem Rückgang der Exporte im ersten Halb- 
jahr des Jahres 2003 ist angesichts der anziehenden 
Weltkonjunktur wieder mit einer merklichen Belebung 
zu rechnen. Der Druck auf die preisliche Wettbewerbsfä- 
higkeit inländischer Produzenten, der durch die Aufwer- 
tung des Euro entstanden ist, dürfte bei kräftig expandie- 
render Auslandsnachfrage an Bedeutung verlieren. 
Erfahrungsgemäß ist für die deutsche Ausfuhr in Länder 
außerhalb des Euro-Raums die Einkommensentwicklung 
in diesen Ländern wichtiger als die Wechselkursent- 
wicklung. Da der Aufschwung in der Weltwirtschaft vor 
allem mit einer globalen Belebung der Investitionstätig- 
keit verbunden ist, wird sich die Ausfuhr solcher Güter 
überdurchschnittlich erhöhen. Zusätzlich werden weitere 
Produktionsverlagerungen ins Ausland durch deutsche 
Unternehmen zu höheren Investitionsgüterexporten füh- 
ren. Diese Erwartung zeigt sich auch in der DIHK-Um- 
frage vom Herbst 2003. Die vergleichsweise schwache 
Konjunkturbelebung in den Partnerländern im Euro- 
Raum wird sich dämpfend auf die Ausfuhr deutscher 
Produkte in diese Region niederschlagen. Kräftig zuneh- 
men werden dagegen die Exporte in die Beitrittstaaten 
und nach Russland, nach Südostasien, vor allem China, 
und in die Vereinigten Staaten. 

Insgesamt wird der Exportzuwachs im nächsten Jahr 
4,8 vH betragen, nachdem er sich in diesem Jahr auf 


I,I vH belief (Tabelle 47, Seiten 242 f). Damit bleibt 
die Expansion der Exporte wie schon in diesem Jahr hin- 
ter der Ausweitung des Welthandels zurück. Auch die 
Importe werden zulegen, wegen der moderaten Erholung 
im Inland aber deutlich schwächer als die Exporte. Der 
Beitrag des Außenhandels zum Anstieg der gesamtwirt- 
schaftlichen Produktion im Inland wird in der Größen- 
ordnung von 0,7 Prozentpunkten liegen, nachdem er im 
Vorjahr noch null war. 

380 . Der seit dem Jahr 2001 andauernde Rückgang der 
Ausrüstungsinvestitionen hat sich in diesem Jahr, wenn- 
gleich stark abgeschwächt, fortgesetzt. Trotz des welt- 
weiten Aufschwungs, der freundlicheren Einschätzung 
der inländischen Konjunkturperspektiven und der Ver- 
besserung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit blieb 
das Investitionsklima bislang unterkühlt. Dabei spräche 
manches für eine stärkere Investitionstätigkeit: So sind 
die Kapazitäten in der Industrie aufgrund der langen In- 
vestitionszurückhaltung vielfach veraltet, nimmt doch 
die Nutzungsdauer von Investitionsgütern aufgrund des 
rascheren technischen Fortschritts tendenziell ab. Dies 
deutet auf einen erheblichen Bedarf an Ersatzinvestitio- 
nen hin. Von der Finanzierungsseite her - größere Ei- 
genfinanzierungsspielräume, niedrige Zinsen, Erholung 
der Aktienkurse - sind die Bedingungen für eine Bele- 
bung der Investitionen ebenfalls günstig. Dennoch plant 
nach der DIHK-Umfrage nur etwa ein Sechstel der be- 
fragten Unternehmen höhere Investitionen, ein Drittel 
will die Investitionen im Jahr 2004 sogar kürzen, beson- 
ders gering sind die Investitionsabsichten in der Bau- 
wirtschaft. Ein Grund für die niedrige Investitionsnei- 
gung ist die schwache Binnenkonjunktur, sie dämpft die 
erwartete Rentabilität von Investitionen. Außerdem zeigt 
die hohe Zahl an Insolvenzen, dass die Ertragslage in 
vielen Bereichen noch ungünstig ist. Gebremst wird die 
inländische Investitionstätigkeit auch dadurch, dass aus 
Kostengründen vermehrt Teile der Produktion ins Aus- 
land verlagert werden, insbesondere in die Beitrittstaa- 
ten. 

Angesichts dieser uneinheitlichen Perspektive wird die 
Konjunkturbelebung nur mit einem moderaten Anstieg 
der Investitionen in Ausrüstungen im Verlauf des 
Jahres 2004 einhergehen. Erweiterungsinvestitionen 
spielen dabei kaum eine Rolle. In der Industrie werden 
Produktinnovationen in stärkerem Maße als Investitions- 
grund genannt. Dies spricht für die Tendenz, die inländi- 
sche Produktion auf wertschöpfungsintensive Bereiche 
zu konzentrieren. Die höheren Investitionsaufwendun- 
gen werden vor allem die Bereiche Informationstechno- 
logie und Telekommunikation betreffen; im Maschinen- 
bau wird die Nachfrage aus dem Inland erst im späteren 
Verlauf des Jahres zunehmen. Insgesamt wird für die 
Ausrüstungsinvestitionen, die in diesem Jahr erneut 
leicht um 0,3 vH gesunken sind, im Jahr 2004 ein An- 
stieg von 3,0 vH erwartet. Die Investitionen in Sonstige 
Anlagen werden sich um 4,5 vH erhöhen nach einer Zu- 
nahme von 1 ,9 vH in diesem Jahr. 
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381 . Bei den Bauinvestitionen setzte sich die seit 
Mitte der neunziger Jahre andauernde Talfahrt in die- 
sem Jahr fort. Im Jahresdurchschnitt lagen die Bauin- 
vestitionen um 3,6 vH unter dem Vorjahresniveau. Im 
nächsten Jahr könnte die Talsohle erreicht sein; eine 
Besserung ist jedoch noch nicht in Sicht. Die Belebung 
der Ausrüstungsinvestitionen wird nicht ausreichen, um 
dem Wirtschaftsbau spürbare Impulse zu geben, zumal 
Erweiterungsinvestitionen kaum geplant werden. Bei 
Bürogebäuden gibt es weiterhin erhebliche Leerstände. 
Die Bauinvestitionen im öffentlichen Bereich werden 
wegen der angespannten Haushaltstage, insbesondere 
bei den Kommunen, weiter eingeschränkt. Nur im Woh- 
nungsbau wird aufgrund eines Sondereffekts mehr in- 
vestiert. Hier hat die Ankündigung, die Eigenheimzu- 
lage zu kürzen oder ganz zu streichen, dazu geführt, 
dass potentielle Bauherren in erheblichem Umfang 
Bauanträge vorgezogen haben, um den Anspruch auf 
die Zulage zu sichern. Nach dem Anstieg der Bauge- 
nehmigungen haben sich auch die Auftragseingänge 
stabilisiert. Eine temporär entlastende Rolle in diesem 
Jahr hat auch die Beseitigung der Flutschäden in Ost- 
deutschland gespielt. Im Jahr 2004 wird der Schub an 
vorgezogenen Bauvorhaben die Wohnungsbauinvesti- 
tionen vorübergehend merklich steigen lassen, im spä- 
teren Jahresverlauf wird sich der Effekt allerdings 
wieder abschwächen. Insgesamt werden die Bauinvesti- 
tionen im Jahr 2004 um 0,2 vH über dem Niveau in die- 
sem Jahr liegen. 

382 . Die Privaten Konsumausgaben sind in diesem 
Jahr nur geringfügig gestiegen. Ein Grund dafür war die 
schwache Einkommensentwicklung: Die Nettolöhne und 
-gehälter nahmen aufgrund sinkender Beschäftigung und 
höherer Sozialversicherungsabgaben um 1,0 vH ab. Vor 
allem wegen höherer Transferzahlungen stieg das ver- 
fügbare Einkommen um 1,4 vH, bereinigt um den An- 
stieg der Verbraucherpreise um 0,3 vH. Zudem belastete 
der Anstieg der Arbeitslosigkeit die Konsumneigung; 
die Sparquote stieg auf 11,0 vH. Das Konsumklima ver- 
besserte sich nach dem Ende des Irak-Kriegs zwar; im 
Herbst lag es aber noch deutlich niedriger als zur glei- 
chen Zeit im Vorjahr. Nach Umfragen ist die Neigung 
langfristige Konsumgüter zu erwerben unverändert nied- 
rig- 

Im Jahr 2004 wird das verfügbare Einkommen lediglich 
in einer ähnlichen Größenordnung zunehmen wie in die- 
sem Jahr: Einerseits kommt es aufgrund der ausgesetz- 
ten Rentenanpassung sowie des höheren Beitrags der 
Rentner zur Sozialen Pflegeversicherung zu Nettoren- 
tensenkungen; andererseits fällt bei sich verringerndem 
Beschäftigungsrückgang der Anstieg der Löhne und Ge- 
hälter etwas höher aus. Außerdem tritt in jedem Fall die 
zweite Stufe der Steuerreform mit einem Entlastungsef- 
fekt in Kraft. Die Verunsicherung durch die Reformde- 
batte und die Rentendiskussion dürfte sich allmählich le- 
gen, sobald die meisten Entscheidungen gefallen sind. 
Die Verringerung der künftigen Rentenansprüche wird 
allerdings zu einem stärkeren Altersvorsorgesparen füh- 


ren. Insgesamt tragen die Privaten Konsumausgaben zur 
Konjunkturbelebung bei. Nach einer Erhöhung um 
0,2 vH in diesem Jahr ist im nächsten Jahr mit einem Zu- 
wachs von 0,8 vH zu rechnen. 

383 . Alles zusammengenommen war die gesamtwirt- 
schaftliche Produktion im Jahr 2003 nach einem Rück- 
gang im ersten Halbjahr in der zweiten Jahreshälfte wie- 
der leicht aufwärts gerichtet. Die Stärke des Anstiegs 
wurde durch die Verbesserung des Geschäftsklimas und 
der Unternehmenserwartungen jedoch überzeichnet. Im 
vierten Quartal lag das Bruttoinlandsprodukt nur gering- 
fügig über dem Vorjahres wert. Im Jahresergebnis stag- 
nierte das Bruttoinlandsprodukt. 

Im Jahr 2004 wird die Erholung zwar etwas an Schwung 
gewinnen, aber immer noch verhalten bleiben. Zu dem 
Produktionsanstieg werden sowohl die Inlandsnachfrage 
als auch die Exporte beitragen. Das Bruttoinlandspro- 
dukt wird im Jahresergebnis um 1 ,5 vH höher sein als in 
diesem Jahr (Schaubild 61); vom vierten Quartal 2003 
zum vierten Quartal 2004 wird es um rund 2 vH zuneh- 
men. 


Schaubild 61 


Voraussichtliche Wirtschaftsentwicklung^) 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1995 
^“Jahresdurchschnitte^^ ■■■■ Prognose^^ 


Log. Maßstab Log. Maßstab 

Mrd Euro Mrd Euro 
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1) Vierteljahreswerte: Saisonbereinigung nach dem Census-Verfahren 
X-1 2-ARIMA.- 2) Zahlenangaben: Veränderung gegenüber dem Vor- 
jahr in vH. 

SR 2003 -12 -0650 
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Tabelle 47 

Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen 

Schätzung für das 2. Halbjahr 2003 


Absolute Werte 



Einheit'* 

2002 

2003 

2004 

1 2003 1 

1 2004 1 


l.Hj. 1 

2.Hj. 1 

1 l.Hj. 1 

2. Hj. 

Verwendung des Inlandsprodukts 
ln jeweiligen Preisen 









Konsum (Ausgabenkonzept) 

Mrd Euro 

1 640,92 

1 661,3 

1 688,5 

810,47 

850,8 

820,2 

868,3 

Private Haushalte^* 

Mrd Euro 

1 236,49 

1 251,0 

1 280,1 

614,69 

636,3 

625,0 

655,1 

Staat 

Mrd Euro 

404,43 

410,3 

408,5 

195,78 

214,5 

195,2 

213,2 

Bruttoanlageinvestitionen 

Mrd Euro 

391,96 

382,0 

388,7 

181,74 

200,3 

183,8 

204,9 

Ausrüstungsinvestitionen 

Mrd Euro 

151,85 

149,7 

154,7 

71,18 

78,5 

71,8 

82,9 

Bauinvestitionen 

Mrd Euro 

215,52 

207,5 

208,1 

98,56 

109,0 

99,6 

108,6 

Sonstige Anlagen 

Mrd Euro 

24,59 

24,8 

25,9 

12,00 

12,8 

12,4 

13,4 

Vorrats Veränderungen^^ 

Mrd Euro 

- 13,15 

- 9,3 

- 14,0 

+ 11,53 

-20,9 

+ 3,8 

- 17,7 

Inländische Verwendung 

Mrd Euro 

2 019,73 

2 033,9 

2 063,3 

1 003,74 

1 030,2 

1 007,8 

1 055,5 

Außenbeitrag 

Mrd Euro 

+ 90,67 

+ 98,4 

+115,3 

+ 39,16 

+ 59,2 

+ 56,5 

+ 58,9 

Exporte von Waren und Dienstleistungen 

Mrd Euro 

757,64 

765,6 

809,4 

373,53 

392,1 

392,1 

417,3 

Importe von Waren und Dienstleistungen 

Mrd Euro 

666,97 

667,3 

694,0 

334,37 

332,9 

335,6 

358,4 

Bruttoinlandsprodukt 

Mrd Euro 

2 110,40 

2 132,3 

2 178,6 

1 042,90 

1 089,4 

1 064,3 

1 114,3 

ln Preisen von 1995 









Konsum (Ausgabenkonzept) 

Mrd Euro 

1 513,64 

1 518,4 

1 527,4 

748,18 

770,2 

749,5 

777,9 

Private Elaushalte^^ 

Mrd Euro 

1 125,29 

1 127,6 

1 136,1 

555,29 

572,3 

556,0 

580,1 

Staat 

Mrd Euro 

388,35 

390,8 

391,3 

192,89 

197,9 

193,5 

197,8 

Bruttoanlageinvestitionen 

Mrd Euro 

396,94 

389,2 

395,5 

185,46 

203,8 

187,5 

208,1 

Ausrüstungsinvestitionen 

Mrd Euro 

152,48 

152,0 

156,6 

72,66 

79,3 

73,1 

83,5 

Bauinvestitionen 

Mrd Euro 

217,07 

209,3 

209,8 

99,24 

110,1 

100,3 

109,5 

Sonstige Anlagen 

Mrd Euro 

27,39 

27,9 

29,2 

13,56 

14,4 

14,1 

15,1 

Vorrats Veränderungen^^ 

Mrd Euro 

- 22,01 

- 19,0 

- 17,3 

+ 3,50 

-22,5 

- 0,3 

- 16,9 

Inländische Verwendung 

Mrd Euro 

1 888,57 

1 888,6 

1 905,7 

937,14 

951,5 

936,7 

969,0 

Außenbeitrag 

Mrd Euro 

+101,13 

+100,4 

+113,8 

+ 41,46 

+ 59,0 

+ 56,0 

+ 57,8 

Exporte von Waren und Dienstleistungen 

Mrd Euro 

722,63 

730,7 

765,5 

357,35 

373,4 

372,4 

393,2 

Importe von Waren und Dienstleistungen 

Mrd Euro 

621,50 

630,3 

651,7 

315,89 

314,4 

316,3 

335,4 

Bruttoinlandsprodukt 

Mrd Euro 

1 989,70 

1 989,0 

2 019,5 

978,60 

1 010,4 

992,7 

1 026,8 

Bruttonationaleinkommen 

Mrd Euro 

1 989,49 

1 984,5 

2 015,2 

969,44 

1 015,1 

984,3 

1 031,0 

Preisentwicklung (Deflator) 


■UH 







Konsumausgaben (Ausgabenkonzept) 

1995 = 100 


109,4 

110,6 


110,5 

109,4 

111,6 

darunter: Private Haushalte^^ 

1995 = 100 

mSM 

110,9 

112,7 

WKm 

111,2 

112,4 

112,9 

Bruttoinlandsprodukt 

1995 = 100 

106,1 

107,2 

107,9 

In 

107,8 

107,2 

108,5 

Inländische Verwendung 

1995 = 100 

106,9 

107,7 

108,3 

m 

108,3 

107,6 

108,9 

Entstehung des Inlandsprodukts 









Erwerbstätige (Inland) 

1 000 

38 671 

38 126 

38 004 

37 933 

38 320 

37 689 

38 320 

Arbeitszeit“** 

Stunden 








Arbeitsvolumen 

Mrd Std. 

55,79 

55,0 

55,1 

21,02 

28,0 

27,0 

28,1 

Produktivität 

Euro je Std. 

35,66 

36,1 

36,7 

36,22 

36,1 

36,8 

36,5 

Verteilung des Volkseinkommens 









Volkseinkommen 

Mrd Euro 

1 571,51 

1 579,7 

1 610,0 

760,68 

819,0 

775,2 

834,8 

Arbeitnehmerentgelte 

Mrd Euro 

1 130,46 

1 133,4 

1 149,7 

536,21 

597,2 

542,0 

607,7 

darunter: Nettoarbeitnehmerentgelte^^ 

Mrd Euro 

593,48 

587,6 

601,9 

274,63 

312,9 

280,0 

321,9 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen ... 

Mrd Euro 

441,05 

446,3 

460,3 

224,47 

221,8 

233,2 

227,1 

Verfügbares Einkommen der 









privaten Haushalte^^ 

Mrd Euro 

1 365,28 

1 384,6 

1 407,9 

691,84 

692,8 

702,5 

705,4 

darunter: Sparen der privaten Haushalte^^^^ .. 

Mrd Euro 

146,34 

154,5 

151,8 

86,72 

67,8 

88,5 

63,3 

Nachrichtlich: 


■1 






■1 

Lohnstückkosten^^ 

1995 = 100 

mi 

103,7 

103,9 

99,7 

107,6 

99,7 

WB 

Verbraucherpreisindex 

2000 = 100 




104,3 


105,4 

B 


1) Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. - 2) Einschließlich private Organisationen ohne Erwerbszweck. - 3) Einschließlich 
Nettozugang an Wertsachen. - 4) Einschließlich Veränderung der Arbeitstage. 
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Tabelle 47 

Gesamtrechnungen für Deutschland 

und Vorausschau auf das Jahr 2004 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 


2002 

2003 

2004 

1 2003 1 

1 2004 1 


l.Hj. 

1 2. Hj. 1 

1 1. Hj. 

1 2. Hj. 


+ 0,9 

+ 1,2 

+ 1,6 

+ 1,5 

+ 1,0 

+ 1,2 

+ 2,1 

Verwendung des Inlandsprodukts 

In jeweiligen Preisen 

Konsum (Ausgabenkonzept) 

+ 0,3 

+ 1,2 

+ 2,3 

+ 1,6 

+ 0,7 

+ 1,7 

+ 3,0 

Private Haushalte^^ 

+ 2,6 

+ 1,5 

- 0,5 

+ 1,3 

+ 1,6 

- 0,3 

- 0,6 

Staat 

- 6,8 

- 2,5 

+ 1,8 

- 4,1 

- 1,1 

+ 1,1 

+ 2,3 

Bruttoanlageinvestitionen 

- 9,3 

- 1,4 

+ 3,4 

- 2,6 

- 0,4 

+ 0,9 

+ 5,7 

Ausrüstungsinvestitionen 

- 5,9 

- 3,7 

+ 0,3 

- 5,7 

- 1,9 

+ 1,0 

- 0,4 

Bauinvestitionen 

+ 1,0 

+ 0,9 

+ 4,2 

+ 0,2 

+ 1,6 

+ 3,7 

+ 4,7 

Sonstige Anlagen 

- 0,6 

+ 0,7 

+ 1,4 

+ 1,2 

+ 0,2 

+ 0,4 

+ 2,5 

V orratsveränderungen^^ 

Inländische Verwendung 

+ 3,6 

+ 1,1 

+ 5,7 

+ 1,3 + 0,8 

+ 5,0 

+ 6,4 

Außenbeitrag 

Exporte von Waren und Dienstleistungen 

- 3,4 

+ 0,0 

+ 4,0 

+ 2,5 

- 2,3 

+ 0,4 

+ 7,7 

Importe von Waren und Dienstleistungen 

+ 1,8 

+ 1,0 

+ 2,2 

+ 0,8 

+ 1,3 

+ 2,0 

+ 2,3 

Bruttoinlandsprodukt 

- 0,3 

+ 0,3 

+ 0,6 

+ 0,7 

- 0,0 

+ 0,2 

+ 1,0 

In Preisen von 1995 

Konsum (Ausgabenkonzept) 

- 1,0 

+ 0,2 

+ 0,8 

+ 0,7 

- 0,3 

+ 0,1 

+ 1,4 

Private Haushalte^^ 

+ 1,7 

+ 0,6 

+ 0,1 

+ 0,7 

+ 0,6 

+ 0,3 

- 0,1 

Staat 

- 6,7 

- 1,9 

+ 1,6 

- 3,1 

- 0,9 

+ 1,1 

+ 2,1 

Bruttoanlageinvestitionen 

- 9,1 

- 0,3 

+ 3,0 

- 0,3 

- 0,3 

+ 0,6 

+ 5,3 

Ausrüstungsinvestitionen 

- 5,8 

- 3,6 

+ 0,2 

- 5,6 

- 1,7 

+ 1,1 

- 0,6 

Bauinvestitionen 

+ 1,6 

+ 1,9 

+ 4,5 

+ 1,6 

+ 2,3 

+ 3,8 

+ 5,1 

Sonstige Anlagen 

- 1,6 

+ 0,0 

+ 0,9 

+ 0,7 

- 0,7 

- 0,0 

+ 1,8 

V orratsveränderungen^^ 

Inländische Verwendung 

+ 3,4 

+ 1,1 

+ 4,8 

+ 1,6 

+ 0,7 

+ 4,2 

+ 5,3 

Außenbeitrag 

Exporte von Waren und Dienstleistungen 

- 1,7 

+ 1,4 

+ 3,4 

+ 4,4 

- 1,4 

+ 0,1 

+ 6,7 

Importe von Waren und Dienstleistungen 

+ 0,2 

- 0,0 

+ 1,5 

- 0,1 

+ 0,1 

+ 1,4 

+ 1,6 

Bruttoinlandsprodukt 

+ 0,5 

- 0,3 

+ 1,5 

- 0,5 

+ 0,0 

+ 1,5 

+ 1,6 

Bruttonationaleinkommen 

+ 1,2 

+ 0,9 

+ 1,0 

+ 0,9 

+ 1,0 

+ 1,0 

+ 1,1 

Preisentwicklung (Deflator) 

Konsumausgaben (Ausgabenkonzept) 

+ 1,3 

+ 1,0 

+ 1,6 


+ 1,0 

+ 1,5 

+ 1,6 

darunter: Private Haushalte^^ 

+ 1,6 

+ 1,1 

+ 0,6 


+ 1,2 

+ 0,6 

+ 0,7 

Bruttoinlandsprodukt 

+ 1,0 

+ 0,7 

+ 0,5 


+ 0,9 

+ 0,5 

+ 0,6 

Inländische Verwendung 

- 0,6 

- 1,4 

- 0,3 

- 1,6 

- 1,2 

- 0,6 

- 0,0 

Entstehung des Inlandsprodukts 

Erwerbstätige (Inland) 

- 0,5 

+ 0,0 

+ 0,4 

+ 0,1 

- 0,0 

+ 0,5 

+ 0,4 

Arbeitszeit"^^ 

- 1,1 

- 1,4 

+ 0,1 

- 1,5 

- 1,2 

- 0,2 

+ 0,4 

Arbeitsvolumen 

+ 1,3 

+ 1,4 

+ 1,4 

+ 1,4 

+ 1,3 

+ 1,6 

+ 1,2 

Produktivität 

+ 1,9 

+ 0,5 

+ 1,9 

- 0,4 

+ 1,4 

+ 1,9 

+ 1,9 

Verteilung des Volkseinkommens 

Volkseinkommen 

+ 0,8 

+ 0,3 

+ 1,4 

+ 0,2 

+ 0,3 

+ 1,1 

+ 1,8 

Arbeitnehmerentgelte 

+ 0,2 

- 1,0 

+ 2,4 

- 1,0 

- 1,0 

+ 1,9 

+ 2,9 

darunter: Nettoarbeitnehmerentgelte^^ 

+ 4,8 

+ 1,2 

+ 3,2 

- 1,8 + 4,4 

+ 3,9 

+ 2,4 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

+ 0,5 

+ 1,4 

+ 1,7 

+ 1,9 

+ 0,9 

+ 1,5 

+ 1,8 

Verfügbares Einkommen der 
privaten Haushalte^^ 

10,6 

11,0 

10,6 

12,4 

9,6 

12,4 

8,8 

Sparquote der privaten Haushalte 

+ 0,7 

+ 0,6 


+ 0,6 

+ 0,6 

+ 0,0 


Nachrichtlich: 

Lohnstückkosten^^ 

+ 1,4 

+ 1,1 


+ 1,0 

+ 1,1 

+ 1,1 


Verbraucherpreisindex 


5) Nettolöhne und -gehälter.- 6) Verfügbares Einkommen abzüglich Private Konsumausgaben zuzüglich Zunahme betrieblicher Versorgungs- 
ansprüche und Ansprüche aus der „Riester-Rente“. - 7) Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in Preisen 
von 1995 je Erwerbstätigen (jeweils Inlandskonzept). 


























Drucksache 15/2000 


-244- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Eine Besonderheit des Jahres 2004 besteht darin, dass es 
ein Schaltjahr ist und deswegen einen zusätzlichen Ar- 
beitstag aufweist; außerdem fallen vier (in manchen 
Bundesländern sogar fünf) variable gesetzliche Feier- 
tage auf Wochenenden. Dies schlägt sich in einer unge- 
wöhnlich großen Abweichung zwischen der Zunahme 
des Bruttoinlandsprodukts und dem Anstieg des saison- 
und kalenderbereinigten Bruttoinlandsprodukts nieder: 
Während das tatsächliche Bruttoinlandsprodukt um 
1,5 vH steigt, erhöht sich das saison- und kalenderberei- 
nigte Bruttoinlandsprodukt nur um 1 ,0 vH. Dieser Kor- 
rekturfaktor basiert auf Produktionseffekten, die bei Ver- 
änderungen der Zahl der pro Quartal geleisteten 
Arbeitstage in der Vergangenheit gemessen wurden. Er- 
fahrungsgemäß sind die relativen Produktionsänderun- 
gen deutlich kleiner als die relativen Änderungen der 
Zahl der geleisteten Arbeitstage, außerdem variieren sie 
stark von Wirtschaftsbereich zu Wirtschaftsbereich. Die 
Differenz von einem halben Prozentpunkt ist also ein 
mittlerer statistischer Erfahrungswert. Inwieweit vor 
dem Hintergrund der gegenwärtigen gedrückten Wirt- 
schaftslage der Produktionseffekt davon abweichen 
könnte, wird über die entsprechenden Kalendereffekte 
der amtlichen Statistik nicht berücksichtigt. Angesichts 
der schwachen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und 
der seit geraumer Zeit gedämpften Binnennachfrage 
lässt sich argumentieren, dass der tatsächliche Arbeitsta- 
geeffekt geringer sein könnte als der mit den vorgegebe- 
nen Kalenderfaktoren ermittelte. In jedem Fall aber ist 
der rechnerische Kalendereffekt von 0,5 Prozentpunk- 
ten, der sich aus unserer Prognose ergibt und der in ähn- 
licher Größenordnung auch in den Prognosen anderer 
Institutionen ausgewiesen wird, mit Vorsicht zu interpre- 
tieren. 

Die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts: 
Alternativprognose 

384 . Im Alternativszenario wird unterstellt, dass zum 
1 . Januar 2004 die dritte Stufe der Steuerreform in Kraft 
tritt und ebenso die begleitenden Finanzierungsmaßnah- 
men, wie sie vom Deutschen Bundestag beschlossen 
wurden. Das Vorziehen der dritten Stufe der Steuerre- 
form entlastet die Bürger um 15,6 Mrd Euro; unter Be- 
rücksichtigung der Gegenfinanzierung ergibt sich eine 
Nettoentlastung von knapp 4 Mrd Euro. Dies führt vor 
allem zu einem Anstieg der verfügbaren Einkommen der 
privaten Haushalte. Außerdem steigen die Nettoerträge 
der Personengesellschaften. Der daraus resultierende 
Zuwachs der Privaten Konsumausgaben wird 0,3 Pro- 
zentpunkte betragen; in diesem Fall werden sie im 
Jahr 2004 um 1,1 vH statt um 0,8 vH ausgeweitet. Ein 
Teil dieser Mehrausgaben wird durch zusätzliche Im- 
porte gedeckt werden. Auf der Untemehmensseite wer- 
den durch das Vorziehen der Steuerreform vor allem 
kleine und mittlere Unternehmen begünstigt. Damit er- 
weitert sich für diese Unternehmen der Finanzierungs- 
spielraum. Von dieser Wirkung wird aber kein stärkerer 
Investitionsanstieg im Jahr 2004 erwartet, da sie mit 
dem zusätzlichen Ertrag ihre Eigenkapitalausstattung 
und ihre Bilanzstruktur verbessern werden. 


Alles in allem wird die gesamtwirtschaftliche Produk- 
tion bei einer vorgezogenen Steuerentlastung mit der un- 
terstellten Gegenfinanzierung aufgrund der unmittelba- 
ren Nachfrageeffekte etwas stärker steigen. Das 
Bruttoinlandsprodukt nimmt um 1,7 vH zu und damit 
um 0,2 Prozentpunkte mehr als in der Basisprognose. 
Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt verläuft in die- 
sem Fall nicht wesentlich anders als im Referenzszena- 
rio. Das staatliche Finanzierungsdefizit in Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt beträgt dann 3,6 vH 
statt 3,4 vH. 

Die quantitativen Auswirkungen eines Vorziehens der 
Steuerreform werden vom Sachverständigenrat gering 
eingeschätzt. Zu bedenken ist allerdings, dass ein Schei- 
tern der geplanten Gesetzesvorhaben zu einer Enttäu- 
schung der Erwartungshaltung bei privaten Haushalten 
und im Untemehmenssektor führen könnte. Dagegen 
spricht, dass trotz der Aussicht auf die vorgezogene 
Steuerentlastung sich die skeptische Grundtendenz der 
Erwartungen nicht maßgeblich aufgehellt hat. Dement- 
sprechend ist nicht damit zu rechnen, dass die Erwartun- 
gen sich stark verschlechtern, wenn die Steuerentlastung 
nicht vorgezogen wird, zumal sie damit nicht ausfällt, 
sondern nur ein Jahr später in Kraft tritt. 

Lage auf dem Arbeitsmarkt bleibt trist 

385 . Der seit zwei Jahren andauernde Rückgang der 
Erwerbstätigkeit setzt sich im Jahr 2004 fort, kommt 
aber im Jahresverlauf zum Stillstand; im Jahresmittel 
wird die Zahl der Erwerbstätigen gleichwohl um 0,3 vH 
auf 38,00 Millionen Personen im Inland zurückgehen 
(Tabelle 48). 

Aufgrund von Strukturverschiebungen innerhalb der 
Erwerbstätigen durch die Reform der geringfügig ent- 
lohnten Beschäftigungsverhältnisse wird die Zahl der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten stärker zu- 
rückgehen als die der Erwerbstätigen. Die Zahl der Selb- 
ständigen wird, nicht zuletzt aufgrund der verstärkten 
Inanspruchnahme von Maßnahmen zur direkten Förde- 
rung regulärer Beschäftigung wie dem Existenzgrün- 
dungszuschuss oder dem Überbrückungsgeld, stärker 
zunehmen als in der Vergangenheit. 

Die Zahl der registrierten Arbeitslosen wird mit 
4,40 Millionen Personen nur geringfügig über dem Vor- 
jahresniveau liegen. Dies widerspricht der Erfahrung, 
nach der die Zahl der Arbeitslosen der Entwicklung der 
Erwerbstätigkeit nachläuft, so dass im Jahr 2004 eigent- 
lich ein Anstieg zu erwarten wäre. Dass es nicht so 
kommt, liegt daran, dass wie bereits im Jahr 2003 die 
konjunkturelle Entwicklung durch Änderungen in der 
Politik der Arbeitsverwaltung überlagert wird (Zif- 
fern 228 ff), die beispielsweise zu verstärkten Abgän- 
gen von Nichtleistungsempfangem aus der registrierten 
Ärbeitslosigkeit führen und damit den aufgrund der 
Beschäftigungsentwicklung eigentlich zu erwartenden 
Anstieg der Arbeitslosigkeit dämpfen. Die Zahl der ver- 
deckt Arbeitslosen wird sich aufgrund einer fortge- 
setzten Rückführung von „Beschäftigung schaffenden 
Maßnahmen“ und von Maßnahmen der beruflichen Wei- 
terbildung weiter verringern. 
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Tabelle 48 


Der Arbeitsmarkt in Deutschland'* 



2002 

2003'* 

2004'* 

Erwerbspersonen'*'** 

42 006 

Tausend Personen 

41 741 

41 632 

Erwerbslose^* 

3 396 

3 675 

3 688 

Pendlersaldo*** 

61 

60 

60 

Erwerbstätige'* 

38 671 

38 126 

38 004 

Registrierte Arbeitslose** 

4 060 

4 383 

4 399 

davon: 




im früheren Bundesgebiet ohne Berlin 

2 498 

2 755 

2 765 

in den neuen Bundesländern und Berlin 

1 563 

1 628 

1 634 

Verdeckt Arbeitslose*** 

1 749 

1 612 

1 511 

davon: 




im früheren Bundesgebiet ohne Berlin 

1 061 

1 040 

1 007 

in den neuen Bundesländern und Berlin 

687 

571 

504 

Arbeitslosenquote****** 

9,8 

Quoten (vH) 

10,5 

10,6 

Quote der offenen und verdeckten Arbeitslosigkeit*** 

13,4 

13,9 

13,8 

EU-standardisierte Erwerbslosenquote*'* 

8,6 

9,3 

9,4 


1) Jahresdurchschnitte. - 2) Eigene Schätzung. - 3) Personen im erwerbsfähigen Alter, die ihren Wohnort in Deutschland haben (Inländerkon- 


zept). - 4) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. - 5) Abgrenzung nach der Definition der Internationalen Arbeitsor- 
ganisation (ILO). - 6) Saldo der erwerbstätigen Einpendler aus dem Ausland / Auspendler in das Ausland. - 7) Erwerbstätige Personen, die einen 
Arbeitsplatz in Deutschland haben, unabhängig von ihrem Wohnort (Inlandskonzept). - 8) Quelle: Bundesanstalt für Arbeit. - 9) Erläuterungen 
siehe Tabelle 26, Seite 137. - 10) Anteil der registrierten Arbeitslosen an allen zivilen Erwerbspersonen (abhängige zivile Erwerbspersonen, Selb- 
ständige, mithelfende Familienangehörige). - 1 1) Registrierte (offene) und verdeckt Arbeitslose in vH der Erwerbstätigen (Inländerkonzept) ab- 
züglich der Differenz zwischen den registrierten Arbeitslosen und den Erwerbslosen (ILO-Defmition) plus offen und verdeckt Arbeitslose abzüg- 
lich subventioniert Beschäftigte (Inländerkonzept). - 12) Erwerbslose nach dem auf der Abgrenzung des ILO basierenden Konzepts der EU, be- 
zogen auf alle Erwerbspersonen. 


386 . Vor dem Hintergrund der unterstellten Basisan- 
nahmen eines Ölpreises von 27 US-Dollar je Barrel, ei- 
nes gegenüber Oktober 2003 konstanten Euro-Außen- 
werts sowie einer anziehenden Weltkonjunktur, steigen 
die Importpreise im Jahresdurchschnitt um 0,6 vH. Das 
Niveau der Verbraucherpreise in Deutschland nimmt im 
Jahresdurchschnitt um 1,2 vH zu. Trotz der Erhöhung 
der Tabaksteuer sowie einer Anhebung der Medikamen- 
ten-Zuzahlungen zu Beginn des nächsten Jahres wird die 
Preissteigerungsrate in den ersten sechs Monaten leicht 
über 1 ,0 vH liegen und damit geringfügig niedriger sein 
als in der zweiten Jahreshälfte (etwa 1,3 vH). 

Defizitkriterium wird auch im Jahr 2004 verletzt 

387 . Im kommenden Jahr wird das staatliche Finanzie- 
rungsdefizit nach einem Betrag von 86,6 Mrd Euro in 
diesem Jahr mit etwa 74,8 Mrd Euro zwar etwas vermin- 
dert, aber es befindet sich noch immer auf einem hohen 
Niveau (Tabelle 49, Seite 246). Das Ziel, eine Defizit- 
quote von unter 3,0 vH zu realisieren, wird damit zum 
dritten Mal in Folge verfehlt. Hierbei ist allerdings anzu- 


merken, dass der Sachverständigenrat lediglich diejeni- 
gen Maßnahmen aus dem Strauß der im Herbst 2003 auf 
den Weg gebrachten Reformen in seiner Prognose be- 
rücksichtigt, die im Bundesrat nicht zustimmungspflich- 
tig sind oder die sich auf durch die Bundesregierung 
kontrollierbare Ausgabenpositionen im Bundeshaushalt 
beziehen. Daher bleiben vor allem die geplanten Steuer- 
rechtsänderungen einschließlich des Vorziehens der drit- 
ten Stufe der Steuerreform und der Maßnahmen im Rah- 
men des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt in der Basisprognose außer Ansatz. Be- 
rücksichtigt wurden die Einsparungen im Personalbe- 
reich des Bundes, das GKV-Modemisierungsgesetz und 
die angekündigten Sparmaßnahmen im Bereich der Ge- 
setzlichen Rentenversicherung. Ferner wurde unterstellt, 
dass die Länder - entsprechend ihrer Ankündigungen 
hinsichtlich der Reduzierung des Urlaubsgelds und der 
Zuwendungen - ebenfalls im Personalbereich auf einen 
restriktiveren Kurs einschwenken. In dem Basisszenario 
ergibt sich aus diesen Überlegungen ein Defizit des Staa- 
tes in Höhe von 3,4 vH in Relation zum nominalen Brut- 
toinlandsprodukt. 
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Tabelle 49 


Einnahmen und Ausgaben des Staates 

Sehätzung für das Jahr 2003 und Prognose für das Jahr 2004 


Art der Einnahmen 

2002 

2003 

2004 

2003 

2004 

und Ausgaben^* 


Mrd Euro 


Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in vH 

Einnahmen 

949,5 

961,6 

981,5 

+ 1,3 

+ 2,1 

darunter: 

Steuern 

477,6 

482,9 

500,1 

+ 1,1 

+ 3,6 

Sozialbeiträge 

389,0 

396,3 

398,8 

+ 1,9 

+ 0,6 

Ausgaben 

1 023,9 

1 048,3 

1 056,3 

+ 2,4 

+ 0,8 

davon: 

Vorleistungen 

84,5 

84,6 

85,5 

+ 0,2 

+ 1,0 

Arbeitnehmerentgelte 

167,7 

169,2 

169,4 

+ 0,9 

+ 0,1 

Geleistete Vermögenseinkommen ... 

65,2 

66,2 

68,0 

+ 1,5 

+ 2,6 

Geleistete Transfers 

638,9 

658,6 

665,0 

+ 3,1 

+ 1,0 

Bruttoinvestitionen 

34,3 

32,3 

31,9 

- 5,8 

- 1,5 

Sonstiges^* 

33,3 

37,2 

36,6 

X 

X 

Finanzierungssaldo 

-74,3 

-86,6 

-74,8 

X 

X 

Nachrichtlich: 






Staatsquote“* 

48,5 

49,2 

48,5 

X 

X 

Abgabenquote^* 

40,6 

40,8 

40,7 

X 

X 

Defizitquote^* 

- 3,5 

- 4,1 

- 3,4 

X 

X 


1) Gebietskörperschaften und Sozialversicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Gebietskörperschaften: Bund, 
Länder und Gemeinden, EU-Anteile, ERP-Sondervermögen, Lastenausgleichsfonds, Fonds "Deutsche Einheit", Vermögensentschädigungsfonds, 
Teile des Bundeseisenbahnvermögens, Erblastentilgungsfonds. - 2) Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. - 3) Vermögens- 


transfers, geleistete sonstige Produktionsabgaben sowie Nettozugang an nichtproduzierten Vermögensgütem. - 4) Ausgaben/Steuem und Erb- 
schaftsteuer, Steuern an die EU sowie tatsächliche Sozialbeiträge/Finanzierungssaldo jeweils in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen 
Preisen. 


Würden hingegen die Maßnahmen des Haushaltsbegleit- 
gesetzes 2004, des Gesetzes zur Reform der Gewerbe- 
steuer, des Korb 11, des Steueränderungsgesetzes 2003, 
des Gesetzes zur Förderung der Steuerehrlichkeit und 
das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar- 
beitsmarkt ebenfalls in die Prognose einbezogen, ergäbe 
sich eine Defizitquote von 3,6 vH. Kommt es hingegen 
ausschließlich zu einem Vorziehen der dritten Stufe der 
Steuerreform ohne die geplanten Konsolidierungsmaß- 
nahmen, würde das staatliche Defizit in Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt mit 4,1 vH genauso 
hoch ausfallen wie in diesem Jahr. 

388 . Nach einem leichten Anstieg der staatlichen Ein- 
nahmen von 1,3 vH in diesem Jahr werden sie im kom- 
menden Jahr mit 2,1 vH etwas kräftiger expandieren. 
Dieser schwache Zuwachs der Einnahmen ist auf die 
Entlastungen im Rahmen der zweiten Stufe der Steuerre- 
form und die Senkung der Beiträge zur Gesetzlichen 
Krankenversicherung um etwa 0,4 Prozentpunkte zu- 
rückzuführen. Einnahmeerhöhend wirken hingegen vor 
allem die Anhebung der Verbrauchsteuersätze für Tabak- 
waren, die zu Mehreinnahmen von 1 ,3 Mrd Euro führen 


dürfte, und die Progressionseffekte bei der Lohn- und 
Einkommensteuer. 

Der Anstieg der Gesamtausgaben fallt im kommenden 
Jahr mit 0,8 vH gegenüber einem Anstieg von 2,4 vH in 
diesem Jahr deutlich milder aus. Eine Ursache hierfür 
sind die geplanten Einsparungen im Bereich der Gesetz- 
lichen Rentenversicherung und die deutlich abge- 
schwächte Zunahme der Ausgaben im Bereich des Ar- 
beitslosengelds und der Arbeitslosenhilfe, aber auch die 
kaum merklich zunehmenden Arbeitnehmerentgelte des 
Staates. Hinzu kommen die auf Selbstbehalte und Aus- 
gliederungen zurückzuführenden Einsparungen bei der 
Gesetzlichen Krankenversicherung, die - nach Jahren 
eines starken Anstiegs - im Bereich der sozialen Sach- 
leistungen für einen leichten Rückgang dieser Ausga- 
benkategorie sorgen. Für die Zinsausgaben wird im 
kommenden Jahr wieder eine Zunahme erwartet. Damit 
ist der ausgabendämpfende Effekt einer günstigeren Re- 
finanzierung von höher verzinsten Anleihen des Staates 
weitgehend ausgelaufen. Die staatlichen Investitionen 
werden auch im nächsten Jahr infolge der stark defizitä- 
ren öffentlichen Haushalte weiter rückläufig sein. Die 
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staatliche Investitionsquote erreicht im Jahr 2004 mit 
1,5 vH ihren niedrigsten Wert seit der Vereinigung. Im 
kommenden Jahr wird die Staatsquote leicht um 
0,7 Prozentpunkte auf ein Niveau von 48,5 vH zurück- 
geffihrt werden. 

Risiko Wechselkursentwicklung 

389 . Die Kondition der inländisehen Wirtschaft ist 
schwach. Ohne die kräftigen Anstöße von außen wäre 
im Jahr 2004 eine erneute Stagnation nieht auszuschlie- 
ßen. Über der weltwirtschaftliehen Entwicklung hängt 
aber das Damoklesschwert des hohen Leistungsbilanz- 
defizits der Vereinigten Staaten. Der massive Kapitalzu- 
fluss ist für die Wirtschaft der Vereinigten Staaten ein 
wiehtiger Wachstumsfaktor; er hat aber auch die Aus- 
landsverschuldung des Landes enorm erhöht. Solange 
die amerikanische Wirtschaft expandiert und als Anlage- 
land attraktiv bleibt, schafft die starke Zunahme der 
Auslandsverschuldung keine akuten Probleme. Bei der 
erwarteten Wirtschaftsentwicklung im Jahr 2004 wird es 
nicht schwer fallen, das Leistungsbilanzdefizit zu finan- 
zieren. Der gegenwärtige Aufschwung ist in hohem 
Maße durch die expansive Linanz- und Geldpolitik ge- 
stützt worden. Wenn die Auftriebskräfte nach dem 
Jahr 2004 erlahmen, können ähnliche Impulse nicht 
mehr mobilisiert werden, da die Haushaltsdefizite be- 
reits sehr groß sind und die Zinsen kaum noch gesenkt 


werden können. Wenn die Kapitalströme sich dann von 
den Vereinigten Staaten abwenden, käme der US-Dollar 
massiv unter Druck. Die Kehrseite wäre eine abrupte 
Aufwertung des Euro. Die Erfahrung zeigt, dass die 
Wechselkurse sich in solchen Situationen in kurzer Zeit 
drastisch verändern können. Für die Konjunktur des 
Euro-Raums und speziell für die stark exportabhängige 
deutsche Wirtschaft würden daraus erhebliche dämp- 
fende Wirkungen entstehen, unmittelbar auf die Exporte 
und indirekt auf die Inlandsnachfrage. Die Wirkungen 
der Abwertung des US-Dollar für sich genommen wären 
Simulationen zufolge nicht übermäßig groß. Berechnun- 
gen mit dem makroökonometrischen Mehrländermodell 
der Deutschen Bundesbank ergeben, dass eine dauer- 
hafte Abwertung des US-Dollar um 10 vH das Bruttoin- 
landsprodukt in Deutschland im ersten und im folgenden 
Jahr um jeweils 0,2 vH verringert (JG 2002 Ziffer 330). 
Wahrscheinlich ist, dass eine solche Wechselkursent- 
wicklung mit einer Abschwächung der Wirtschaftsent- 
wicklung in den Vereinigten Staaten einhergeht. Erfah- 
rungsgemäß schlägt eine schlechte Auslandskonjunktur 
aber stärker auf die Exporte durch als eine Aufwertung. 

Auf kurze Sicht halten wir aus den oben genannten 
Gründen die Wahrscheinlichkeit einer solchen Entwick- 
lung für gering. Mittelfristig könnte das hohe Leistungs- 
bilanzdefizit in den Vereinigten Staaten aber zu einem 
Störfaktor für die Wirtschaftsentwicklung im Inland 
werden. 
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VIERTES KAPITEL 
Öffentliche Haushalte sanieren 


Ein kurzer Überblick 

390 . ln seinem letzten Jahresgutachten hatte der Sach- 
verständigenrat der Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung kein gutes Zeugnis ausgestellt. Das Gesamturteil 
lautete, dass die Regierungspolitik bis zum damaligen 
Zeitpunkt „eine konsistente und umfassende Strategie 
für mehr Beschäftigung und ein höheres Wachstum ver- 
missen“ ließ. Die Politik wurde aufgefordert: „Es muss 
mehr getan werden, um die drängendsten wirtschaftli- 
chen Probleme zu lösen“ (JG 2002 Ziffer 422). Der 
Sachverständigenrat hat dazu in seinem letzten Jahres- 
gutachten unter dem Titel „Zwanzig Punkte für Beschäf- 
tigung und Wachstum“ ein umfassendes Reformpro- 
gramm vorgelegt. 

ln diesem Jahr fallt die Beurteilung der Wirtschaftspolitik 
deutlich besser aus. Mit der Agenda 2010 hat die Bundes- 
regierung mutige und in einzelnen Bereichen weit rei- 
chende Reformen auf den Weg gebracht. Das verdient An- 
erkennung. Viele der vom Sachverständigenrat - aber 
natürlich auch von anderen Wissenschaftlern und 
Beratungsgremien - aufgezeigten Reformnotwendigkei- 
ten in den Systemen der Sozialen Sicherung und auf den 
Arbeitsmärkten sind mittlerweile von der Politik aufge- 
griffen worden. Einige wenige Vorschläge - wie die Ver- 
kürzung der Bezugsdauer des Arbeitslosengelds - sind be- 
reits beschlossen und werden demnächst in Kraft treten; 
andere - zum Beispiel die Zusammenlegung von Arbeits- 
losenhilfe und Sozialhilfe - befinden sich noch im Gesetz- 
gebungsverfahren; weitere - etwa eine Reform der Struk- 
tur der Sozialhilfe - sind von der Regierungskoalition 
bislang allerdings nicht in ausreichendem Maße aufgegrif- 
fen worden, sie sind jedoch in Teilen in Reformvorschläge 
und Gesetzentwürfe der Opposition eingegangen. 

391 . Insgesamt kann man der Regierung bescheinigen, 
dass sie richtige und wichtige Reformschritte auf den Ar- 
beitsmärkten und in den Systemen der Sozialen Siche- 
rung eingeleitet hat. Es ist richtig, dass in bestimmten Be- 
reichen noch mehr getan werden muss. Aber das bedeutet 
nur, dass der eingeschlagene Weg konsequent fortzuset- 
zen ist. Dabei kann es durchaus sinnvoll sein, nach langer 
Zeit des reformerischen Stillstands zunächst das als 
machbar Angesehene umzusetzen. Schon das kann 
schwierig genug sein. Es müssen nicht nur mögliche Wi- 
derstände in den eigenen Reihen überwunden werden 
- das ist ein unvermeidbarer, wenngleich manchmal zeit- 
raubender Teil des demokratischen Willensbildungspro- 
zesses. Bei zentralen Vorhaben ist daneben eine Verstän- 
digung mit der Opposition erforderlich, da diese über die 
Mehrheit im Bundesrat verfügt und die meisten Reform- 
vorhaben zustimmungspflichtig sind. Auch dieser Koor- 
dinationsprozess ist Teil der demokratischen Entschei- 
dungsabläufe; aber die gegenwärtige Ausgestaltung 


dieser Entscheidungsstrukturen ist ineffizient, sie steht 
für eine Fehlentwicklung des föderativen Systems in 
Deutschland. Es gibt keinen Zweifel: Der Föderalismus 
muss grundlegend reformiert werden, Änderungen in der 
Finanz Verfassung eingeschlossen, um der Politikver- 
flechtungsfalle zu entkommen und um Entscheidungs- 
blockaden aufzubrechen. Ohne eine solche Reform wird 
es auch zukünftig bei dem quälenden Hin und Her zwi- 
schen dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat und 
der Verdrossenheit der Bürger über die politischen Ent- 
scheidungsprozesse und die unzureichenden Reform- 
ergebnisse bleiben. Das wäre schlecht für Deutschland. 

392 . Im Hinblick auf die Umgeslaltung der Systeme 
der Sozialen Sicherung liegen für die Bereiche der Ge- 
setzlichen Krankenversicherung, der Gesetzlichen Ren- 
tenversicherung und der Sozialen Pflegeversicherung 
mittlerweile ausgearbeitete Reformvorschläge vor. Der 
Sachverständigenrat beschreibt und kommentiert diese 
Empfehlungen (Ziffern 289 ff), aber er stellt in diesem 
Gutachten keine neuen Vorschläge zur Diskussion. 
Zentrale Punkte der in den letzten Jahresgutachten 
präsentierten Reformprojekte (JG 2000 Ziffern 441 ff, 
Ziffern 467 ff; JG 2002 Ziffern 483 ff.) sind von der 
„Kommission für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung 
der Sozialen Sicherungssysteme“ („Rürup-Kommis- 
sion“), aber auch von der „Kommission , soziale Sicher- 
heit‘ zur Reform der Sozialen Sicherungssysteme“ 
(„Herzog-Kommission“) aufgegriffen worden; sie müs- 
sen jetzt noch umgesetzt werden. Auch auf den Arbeits- 
märkten ist seit Anfang dieses Jahres vieles in Bewe- 
gung gekommen. Allerdings gibt es hier noch eine Reihe 
unerledigter Aufgaben. Der Sachverständigenrat weist 
deshalb noch einmal auf die aus seiner Sicht offenen 
Punkte hin, die um weitere Maßnahmen ergänzt werden 
(Ziffern 673 ff, 694 ff und 710 ff). 

Die größte Sorge bereitet in diesem Jahr die Lage der öf- 
fentlichen Finanzen. Deshalb stehen die Analyse der 
staatlichen Finanz- und Steuerpolitik und daraus abge- 
leitete Reform Vorschläge im Mittelpunkt des diesjähri- 
gen Jahresgutachtens. 

393 . Die öffentlichen Haushalte laufen aus dem Ruder, 
nicht nur beim Bund, auch bei den Ländern. Die Bestim- 
mung des Artikel 115 Grundgesetz, die sich analog in 
Länderverfassungen findet, dass die Nettokreditauf- 
nahme die in den jeweiligen Haushaltsplänen veran- 
schlagten Investitionsausgaben nicht überschreiten darf, 
wird nach dem vergangenen auch in diesem Jahr ver- 
letzt. Zu bezweifeln ist, dass eine solche Politik durch 
die im Grundgesetz und in den Länderverfassungen und/ 
oder Landeshaushaltsordnungen genannten Ausnahme- 
tatbestände gedeckt ist. Mit einer staatlichen Defizit- 
quote von über 4 vH wird ebenfalls die durch den Sta- 
bilitäts- und Wachstumspakt gesetzte Obergrenze von 
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3 vH erheblich überschritten. Bereits im letzten Jahr 
wurde dieses Kriterium verletzt, und es wird mit sehr 
hoher Wahrscheinlichkeit im kommenden Jahr wieder so 
sein. Die dramatische Situation der öffentlichen Finan- 
zen ist zu einem erheblichen Teil auf die nun seit drei 
Jahren andauernde Stagnationsphase der deutschen 
Volkswirtschaft zurückzuführen. Von einigen Ökonomen 
und von Teilen der Öffentlichkeit wurde deshalb eine ak- 
tivere, auf die Stützung der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage gerichtete (diskretionäre) Finanzpolitik ge- 
fordert. Dies dürfte mit zum Beschluss der Bundesregie- 
rung beigetragen haben, die für das Jahr 2005 vorgese- 
hene dritte Stufe der Steuerreform auf das Jahr 2004 
vorzuziehen. Der Sachverständigenrat sieht die Erfolgs- 
möglichkeiten einer diskretionären Konjunkturpolitik 
skeptisch. In der Regel genügt es, die automatischen Sta- 
bilisatoren wirken zu lassen. Die Finanzpolitik kann sich 
dann auf die längerfristige Aufgabe konzentrieren, güns- 
tige Rahmenbedingungen für mehr Beschäftigung und 
Wachstum zu schaffen. 

Das Anfang des Jahres vor dem Hintergrund der sich ver- 
schlechternden Finanzlage von der Europäischen Kom- 
mission und dem ECOFIN-Rat eingeleitete Verfahren 
wegen eines übermäßigen Defizits im Rahmen des Stabi- 
litäts- und Wachstumspakts sollte von den Brüsseler In- 
stitutionen gemäß den Regeln des Pakts fortgesetzt wer- 
den. Der Frankreich gewährte Konsolidierungsaufschub, 
der wohl auch präjudizierende Wirkung für Deutschland 
haben wird, wirft allerdings kein gutes Licht auf die An- 
wendung des Pakts in dem Moment, in dem er sich das 
erste Mal bewähren muss. Mit Blick auf die andauernde 
Diskussion um die Reform des Stabilitätspakts spricht 
sich der Sachverständigenrat nachdrücklich für eine Bei- 
behaltung des Pakts und seiner Regeln aus. Dies bedeutet 
nicht, dass auf längere Sicht keine Verbesserungen des 
geltenden Regelwerks möglich wären, diese sind aber 
weitgehend innerhalb des geltenden Pakts umsetzbar. 
Weitergehender radikaler Reformmaßnahmen bedarf es 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht. 

Tatsächlich spiegeln die staatlichen Defizite oder Schul- 
denstände die von den gegenwärtigen an die zukünftigen 
Generationen weiter gegebenen Belastungen bei weitem 
nicht vollständig wider. Zur Beurteilung der Tragfähig- 
keit der Finanzpolitik müssen neben den expliziten auch 
die impliziten Staatsschulden berücksichtigt werden, die 
insbesondere durch die umlagefinanzierten Systeme der 
Sozialen Sicherung im Zusammenhang mit der absehba- 
ren demographischen Entwicklung bewirkt werden. Die 
vom Sachverständigenrat berechneten Tragfähigkeitslü- 
cken betragen dabei ein Mehrfaches der expliziten staat- 
lichen Schulden. 

Die aus diesen Berechnungen zu ziehende Schlussfolge- 
rung ist eindeutig: Es gibt keine Alternative zu einer ent- 
schlossenen Konsolidierung der öffentlichen Haushalte. 
Dabei sind Maßnahmen auf der Ausgabenseite der staat- 
lichen Budgets Steuersatzerhöhungen vorzuziehen. Der 
Sachverständigenrat stellt auch dazu entsprechende Vor- 
schläge zur Diskussion. 

Dringend erforderlich ist eine Neuausrichtung im Be- 
reich der Einkommens- und Unternehmensbesteuerung. 
Der Steuerpolitik fehlt gegenwärtig ein klares Leitbild. 


Ohne ein solches bleiben die vielen steuerpolitischen 
Einzelmaßnahmen aber ein ungeordnetes Stückwerk mit 
teilweise sogar widersprüchlicher Zielsetzung. Dies ver- 
unsichert Investoren und private Haushalte. Der Sach- 
verständigenrat legt daher in diesem Jahr Vorschläge für 
eine konzeptionelle Neuordnung der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer vor (Ziffern 558 ff). Handlungsbe- 
darf besteht in mehrfacher Hinsicht: Die Tarifbelastung 
von Untemehmensgewinnen muss weiter reduziert wer- 
den; bezogen auf die effektiven Steuerbelastungen ist 
Deutschland immer noch ein Hochsteuerland. Die 
gegenwärtige Unternehmensbesteuerung verzerrt die In- 
vestitionsentscheidungen, die Finanzierungsentschei- 
dungen und die Rechtsformwahl; die Untemehmensbe- 
steuerung muss in die Einkommensteuer integriert 
werden. Die Besteuerung der Kapitaleinkommen ist ein 
heilloses Durcheinander, sie muss vereinheitlicht wer- 
den. Die Einkommens- und Untemehmensbesteuerung 
in Deutschland ist eine Wachstumsbremse; sie ist drin- 
gend reformbedürftig. In diese Reform ist eine Neuord- 
nung der Kommunalbesteuerung einzubeziehen. Die 
vom Deutschen Bundestag beschlossene Umgestaltung 
der Gewerbesteuer in eine Gemeindewirtschaftssteuer 
ist nicht überzeugend. Nach Ansicht des Sachverständi- 
genrates stellt die duale Einkommensteuer eine wachs- 
tumsfreundliche und systematische Reformoption dar 
(Ziffern 584 ff). In ein solches Steuersystem fügen sich 
sowohl eine Abgeltungssteuer auf Zinseinkünfte als 
auch ein kommunales Zuschlagsrecht auf die Steuern auf 
Arbeitseinkommen und Kapitaleinkommen nahtlos ein. 

I. Wirtschaftspolitik im ersten Jahr 
der 15. Legislaturperiode 


Das Wichtigste in Kürze 

(1) Nach einem Fehlstart hat die Bundesregierung mit 
der Agenda 2010 mutige und in einzelnen Berei- 
chen weit reichende Reformen auf den Weg ge- 
bracht. 

(2) Bei In-Kraft-Treten des Vorziehens der dritten 
Stufe der Steuerreform und der vom Deutschen 
Bundestag beschlossenen Finanzierungsmaßnah- 
men wird ein leichter konjunktureller Impuls aus- 
gelöst. 

(3) Das Vorziehen der Steuerreform trägt jedoch dazu 
bei, dass Deutschland im Jahr 2004 zum dritten 
Mal in Folge die Defizitbegrenzung des Stabili- 
täts- und Wachstumspakts verletzen wird. Auch 
die Defizitobergrenze des Artikel 115 Grundge- 
setz wird überschritten. Der Sachverständigenrat 
bezweifelt, dass dies mit der Ausnahmeklausel des 
Artikel 115 Grundgesetz begründet werden kann. 

(4) Eine diskretionäre Finanzpolitik ist möglicher- 
weise kurzfristig wirksam, aber nicht sehr effektiv 
und nicht zielgenau. Sie trägt zu einer höheren 
Outputvolatilität bei und reduziert das Potential- 
wachstum. Das Stabilisierungsziel sollte über die 
automatischen Stabilisatoren erreicht werden. 
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Wie man es nicht machen soll 

394 . ln den ersten Monaten nach der Bundestagswahl 
am 22. September 2002 war eine klare wirtschaftspoli- 
tische Linie nicht zu erkennen. Schon die Koalitions- 
vereinbarung zwischen SPD und Bündnis 90/DlE 
GRÜNEN ließ eindeutige ökonomische Prioritäten ver- 
missen. Auch fehlte eine überzeugende langfristige Pers- 
pektive im Hinblick auf das Wachstumsziel (JG 2002 
Ziffern 399 ff). Der erste Entwurf eines „Steuervergüns- 
tigungsabbaugesetzes“ enthielt dann ein Sammelsurium 
von Vorschlägen zum Abbau von Steuervergünstigungen 
und Ausnahmeregelungen. Vorgesehen waren neben 
vielen weiteren Maßnahmen unter anderem Ein- 
schränkungen bei der Eigenheimzulage, eine pauschale 
Besteuerung von Veräußerungsgewinnen, Einschränkun- 
gen bei der Verlustverrechnung, eine Anhebung der Be- 
steuerung bei privater Nutzung eines betrieblichen 
Kraftfahrzeugs bis hin zur Aufhebung der umsatzsteuer- 
lichen Ermäßigung für Leistungen, die unter anderem 
unmittelbar der Vatertierhaltung oder der künstlichen 
Tierbesamung dienen, ln der Öffentlichkeit stieß dieses 
Gesetz damals auf einen Sturm der Entrüstung. Es wurde 
als gigantisches Steuererhöhungsprogramm gebrand- 
markt, das zum Verlust mehrerer 100 000 Arbeitsplätze 
fuhren werde. Nach Durchlaufen des Vermittlungsver- 
fahrens haben Bundestag und Bundesrat am 
1 1 . April 2003 schließlich einem Minimal-Kompromiss 
zugestimmt (Ziffer 280). Anzumerken ist, dass die noch 
vor einem Jahr abgelehnten Kürzungen vieler Steuerver- 
günstigungen zwischenzeitlich auf breiteren Konsens 
stoßen. 

Die Verwirrung und Verunsicherung der Bürger wurde 
gesteigert durch die Forderung des damaligen Minister- 
präsidenten Gabriel und seines Kollegen Steinbrück 
nach Wiedererhebung der als „Verantwortungssteuer“ 
bezeichneten Vermögensteuer, die bis zu 9 Mrd Euro 
Aufkommen - also knapp doppelt so viel wie im Jahr 
vor der Aussetzung der Vermögensteuer- erbringen 
sollte. Andere Vorschläge wurden verkündet und eine 
Woche später zurückgezogen. Darauf muss hier nicht 
weiter eingegangen werden. Bis zum März dieses Jahres 
fehlte der Wirtschaftspolitik jegliche klare Linie und 
überzeugende Konzeption. 

Kurswechsel mit der Agenda 2010 

395 . Das änderte sich mit der Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers am 14. März 2003, in der die Grund- 
züge der Agenda 2010 vorgestellt wurden. Seitdem hat 
die Bundesregierung einen umfangreichen Reformkata- 
log in einem bemerkenswerten Tempo auf den Weg ge- 
bracht. Einige Maßnahmen haben bereits Gesetzeskraft 
erlangt - etwa die Verlängerung der Ladenöffnungszei- 
ten oder die Gesetze für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt (Hartz I und II). Andere Vorhaben sind 
vom Deutschen Bundestag verabschiedet, aber die Ent- 
scheidungen des Bundesrates stehen noch aus. 

Im Jahr 2004 sollen in Kraft treten: 


- das Vorziehen der dritten Stufe der Steuerreform und 
ein Abbau von Subventionen und Steuervergünsti- 
gungen im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 
(Ziffer 285), 

- Maßnahmen im Bereich der Einkommens- und Un- 
ternehmensbesteuerung im Gesetz zur Umsetzung 
der Protokollerklärung der Bundesregierung zur Ver- 
mittlungsempfehlung zum Steuervergünstigungsab- 
baugesetz (Ziffern 28 1 f.), 

- eine Steueramnestie durch das Gesetz zur Förderung 
der Steuerehrlichkeit (Ziffer 283), 

- der Ersatz der Gewerbesteuer durch die Gemeinde- 
wirtschaftssteuer durch das Gesetz zur Reform der 
Gewerbesteuer (Ziffer 284), 

- die Verkürzung der Anspruchsdauer auf Bezug von 
Arbeitslosengeld durch das Gesetz zu Reformen am 
Arbeitsmarkt (Ziffer 229 und Ziffer 700), 

- die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und So- 
zialhilfe im Rahmen des Dritten und Vierten Gesetzes 
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
(Ziffern 230 ff. und Ziffern 716 f), 

- das GKV-Modemisierungsgesetz (Ziffern 291 ff), 

- das Gesetz zur Änderung der Handwerksordnung, 

- das Sofortprogramm zur Stabilisierung der Renten- 
fmanzen. 

Daneben gibt es weitere Gesetzentwürfe oder Reform- 
vorhaben, die erst später in Kraft treten sollen, wie 

- der Übergang zur nachgelagerten Besteuerung bei 
den Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezü- 
gen durch das Alterseinkünftegesetz (Ziffer 286), 

- eine grundlegende Reform der Gesetzlichen Renten- 
versicherung und der Sozialen Pflegeversicherung 
(Ziffern 354 ff), 

- die Entscheidung über die Umstellung der Finanzie- 
rung der Gesetzlichen Krankenversicherung auf eine 
Bürgerversicherung oder auf Gesundheitsprämien 
(Ziffern 306 ff). 

396 . Allein wegen ihres Umfangs ist das eine beein- 
druckende Liste von Reformprojekten. Noch vor zwei 
oder drei Jahren war ganz und gar nicht abzusehen, dass 
es zu einer Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und 
Sozialhilfe kommt, dass die Bezugsdauer des Arbeitslo- 
sengelds gekürzt wird und dass in Deutschland ernsthaft 
über pauschale Gesundheitsprämien diskutiert wird. 
Nicht alle Reformvorhaben sind uneingeschränkt positiv 
zu beurteilen; viele Einzelpunkte müssen sich Kritik ge- 
fallen lassen. Aber man muss zugestehen, dass sich et- 
was bewegt - und dass die weitaus meisten Reformen in 
die vom Sachverständigenrat und anderen aufgezeigte 
Richtung gehen. Angesichts der Fülle an Reformprojek- 
ten wird jetzt vielfach schon wieder - gerade auch von 
denen, die vehement umfangreiche Reformen gefordert 
haben - ein Reformchaos beklagt, das eine klare Linie 
vermissen lasse. Zwar ist in der Tat ungewiss, welche 
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Reformvorhaben letztlich mit welchen Ergebnissen den 
Bundesrat passieren werden. Aber das liegt überwiegend 
an der schon erwähnten Politikverflechtungsfalle, in die 
der Föderalismus in seiner gegenwärtigen Ausgestaltung 
geführt hat. 

Abschied von der Politik der ,, ruhigen Hand“ 

397 . Im Herbst 2001 wurde angesichts der damaligen 
konjunkturellen Schwäche von Verbänden, aber auch 
von wissenschaftlicher Seite ein Vorziehen der für das 
Jahr 2003 vorgesehenen zweiten Stufe der Steuerreform 
gefordert. Die Bundesregierung hat diesen Forderungen 
nicht nachgegeben und stattdessen die Vorteile einer 
„Politik der ruhigen Hand“ betont. Der Sachverständi- 
genrat hatte dies in seinem Jahresgutachten 2001 „Für 
Stetigkeit - gegen Aktionismus“ ausdrücklich begrüßt 
(JG2001 Ziffer 387). Im Jahr danach wurde dann die 
zweite Stufe der Steuerreform als Reaktion auf die Flut- 
katastrophe vom August 2002 um ein Jahr auf den 
1 . Januar 2004 verschoben. Der Sachverständigenrat hat 
dies vor dem Hintergrund der damaligen Ausnahmesitu- 
ation und angesichts der Alternativen für vertretbar ge- 
halten (JG 2002 Ziffer 545). In diesem Jahr wurde nun 
unter Hinweis auf die anhaltende Stagnationsphase (und 
möglicherweise auch als Reaktion auf die massive Steu- 
ersenkungskampagne einer auflagestarken Tageszei- 
tung) ein Vorziehen der dritten Stufe der Steuerreform 
auf den 1 . Januar 2004 beschlossen. Das entsprechende 
Gesetz wurde am 17. Oktober vom Deutschen Bundes- 
tag verabschiedet. Der Sachverständigenrat bewertet die 
Nachteile dieser Maßnahme höher als deren Vorteile. 
Die Zustimmung des Bundesrates ist derzeit ungewiss. 

398 . Mit dem Vorziehen der Steuerreform soll - in 
Ergänzung zu den strukturellen Reformen der 
Agenda 2010- „den Bürgerinnen und Bürgern mehr 
Geld in die Taschen gegeben und Konsum und Wachs- 
tum gefördert werden“, so das Bundesministerium der 
Finanzen in einer Presseerklärung vom 29. Juni 2003. 
Wenn ein konjunktureller Impuls über eine Nachfrage- 
stimulierung erreicht werden soll, ist es in der Tat ange- 
bracht, die mit dem Vorziehen der Steuerreform gegenü- 
ber der ursprünglichen Finanzplanung einhergehenden 
Steuerausfalle von voraussichtlich 15,6 Mrd Euro über 
eine höhere staatliche Neuverschuldung auszugleichen. 
Für den Bundeshaushalt bedeutet dies Steuerausfälle von 
rund 7 Mrd Euro, die durch eine zusätzliche Neuver- 
schuldung von 5 Mrd Euro und Privatisierungserlöse 
von etwa 2 Mrd Euro gedeckt werden sollen. Der Aus- 
gleich der Steuerausfälle bei den Bundesländern und Ge- 
meinden ist zur Zeit noch ungeklärt. 

Die Steuersenkung wird einen konjunkturellen Impuls 
auslösen - aber dieser Impuls wird gering sein. Würden 
mit dem Vorziehen der dritten Stufe der Steuerreform 
auch die vom Deutschen Bundestag zur Gegenfmanzie- 
rung vorgesehenen Maßnahmen (Haushaltsbegleitge- 
setz, Gesetz zur Förderung der Steuerehrlichkeit, 
Korb II, Hartz IV und Steueränderungsgesetz 2003) in 
Kraft treten, würde die Veränderungsrate des Bruttoin- 


landsprodukts im kommenden Jahr um 0,2 Prozent- 
punkte höher ausfallen als ohne dieses Maßnahmepaket. 
Der leichte konjunkturstimulierende Effekt ist gegen 
mögliche langfristige negative Effekte abzuwägen. 

399 . Das Vorziehen der Steuerreform trägt dazu bei, 
dass Deutschland auch im Jahr 2004 und damit zum drit- 
ten Mal in Folge gegen die Defizitbegrenzung des EG- 
Vertrages beziehungsweise des Europäischen Stabilitäts- 
und Wachstumspakts verstoßen wird (Ziffer 425). Eben- 
falls zum dritten Mal in Folge wird auf Bundesebene die 
Neuverschuldung mit geplanten 30,8 Mrd Euro die mit 
24,8 Mrd Euro veranschlagten Ausgaben für Investitio- 
nen überschreiten und damit die Defizitbegrenzung des 
Artikel 115 Grundgesetz verletzen. Zur Abwehr einer 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts ist 
dies zwar zulässig. Nach einer Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichtes aus dem Jahr 1989 muss die 
Bundesregierung dann aber begründen, warum die er- 
höhte Neuverschuldung für diesen Zweck geeignet sein 
soll. Das dürfte nicht ganz einfach sein, da die Fehlent- 
wicklungen in Deutschland in erster Linie aus einer zu 
hohen strukturellen Arbeitslosigkeit sowie aus einem zu 
geringen Potentialwachstum bestehen (JG 2002 Zif- 
fer 533). Dann müsste man zur Abhilfe nämlich die 
staatliche Verschuldung reduzieren, nicht aber sie erhö- 
hen. Nur bei einer drohenden Rezession könnte eine hö- 
here Neu Verschuldung gerechtfertigt werden. Aber da- 
von kann bei einer für das nächste Jahr zu erwartenden 
Veränderungsrate des Bruttoinlandsprodukts von 1,5 vH 
oder 1,7 vH und einem Potentialwachstum in ähnlicher 
Größenordnung definitiv nicht gesprochen werden. Der 
Bezug auf die Ausnahmeklausel des Artikel 115 steht 
deshalb auf mehr als wackligen Füßen. 

400 . Auch wenn die Entscheidung des Deutschen Bun- 
destages über das Vorziehen der dritten Stufe der Steuer- 
reform jetzt gefallen ist, sind doch einige grundsätzliche 
Gedanken über die Erfolgsbedingungen und die Wirk- 
samkeit diskretionärer Finanzpolitik angebracht. In den 
Vereinigten Staaten hat die Regierung massiv auf eine 
diskretionäre Finanzpolitik gesetzt (Ziffern 79 ff). Und 
auch in der Wissenschaft scheint sich nach jahrelanger 
Skepsis eine etwas positivere Einschätzung diskretionä- 
rer staatlicher Eingriffe abzuzeichnen. Der Sachverstän- 
digenrat steht einer solchen Politik skeptisch gegenüber. 
Der Rückgriff auf eine diskretionäre Finanzpolitik ist 
nicht nur gegenwärtig nicht opportun, er ist auch nur in 
seltenen Fällen ökonomisch sinnvoll. Allem voran sei 
auf die eingeschränkte kurzfristige und geringe langfris- 
tige Effektivität einer solchen Politik hingewiesen. Neu- 
ere empirische Arbeiten belegen zudem, dass Länder, 
die eine diskretionäre Finanzpolitik aktiv eingesetzt ha- 
ben, dadurch sowohl zu einer höheren Outputvolatilität 
beigetragen als auch das Potentialwachstum signifikant 
reduziert haben. Eine solche Politik ist dann möglicher- 
weise kurzfristig effektiv, langfristig aber sicher kontra- 
produktiv. Auch eine Vielzahl von weiteren Gründen 
legt einen Verzicht auf eine diskretionäre antizyklische 
Finanzpolitik nahe. 
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Diskretionäre Finanzpolitik oder automatische 
Stabilisatoren? 

401 . Das Ziel der Stabilisierungspolitik besteht darin, 
die Schwankungen des Bruttoinlandsprodukts um seinen 
langfristigen Wachstumstrend zu dämpfen. Dies kann im 
Bereich der Finanzpolitik über ein Wirken der automati- 
schen Stabilisatoren oder über eine aktive diskretionäre 
Stabilisierungspolitik ermöglicht werden. Die diskretio- 
näre Finanzpolitik wird üblicherweise anhand der Verän- 
derungen des konjunkturbereinigten Defizits gemessen, 
während sich die automatischen Stabilisatoren über die 
Reagibilität der nicht konjunkturbereinigten Haus- 
haltssalden auf konjunkturelle Schwankungen ermitteln 
lassen. Automatische Stabilisatoren können dabei die 
konjunkturellen Ausschläge infolge ökonomischer Stö- 
rungen nur dämpfen, diese Störungen selbst jedoch nicht 
konterkarieren. Beispiele solcher Stabilisatoren sind die 
Arbeitslosenversicherung oder die progressive Einkom- 
mensbesteuerung. Beide tragen zu einer Verstetigung 
des verfügbaren Einkommens und damit der Konsum-, 
Spar- und Arbeitsangebotsentscheidungen der privaten 
Haushalte im Konjunkturverlauf bei, wobei das Ausmaß 
der automatischen Konjunkturstabilisierung mit der 
Höhe der staatlichen Ausgaben in Relation zum Brutto- 
inlandsprodukt, der Progressivität des Steuersystems 
und der Höhe der Leistungen der Arbeitslosenversiche- 
rung steigt. Die laufenden Strukturreformen, die eine 
Abflachung der Steuerprogression und ein Abschmelzen 
des Leistungsniveaus der Arbeitslosenversicherung be- 
wirken, tragen somit dazu bei, die automatischen Stabili- 
satoren in den nächsten Jahren tendenziell zu schwä- 
chen. Aus dieser Tatsache allein die Notwendigkeit eines 
vermehrten Einsatzes diskretionärer antizyklischer Fi- 
nanzpolitik abzuleiten, wäre jedoch verfehlt, denn es 
gibt gewichtige theoretische und empirische Gründe, die 
Zweifel an der Wirksamkeit und Effektivität einer sol- 
chen Politik aufkommen lassen. 

402 . Ein rechtzeitiger Einsatz der diskretionären Fi- 
nanzpolitik zur Konjunkturstabilisierung wird in der 
Praxis dadurch erschwert, dass es bei der statistischen 
Erfassung des Bruttoinlandsprodukts zu zeitlichen Ver- 
zögerungen kommt, da vorläufige Quartalszahlen erst 
nach rund sechs Wochen verfügbar sind. Ferner ist nicht 
einfach und zeitnah zu definieren, wann eine Rezession 
vorliegt. Eine verbreitete Praxis definiert rezessive Pha- 
sen über einen Rückgang in der Zuwachsrate des Brutto- 
inlandsprodukts über mindestens zwei aufeinander fol- 
gende Quartale. Legt man diese stark simplifizierende 
Definition zu Grunde, dann dauerten Rezessionen in der 
Nachkriegszeit durchschnittlich rund drei Quartale. Be- 
rücksichtigt man hier die zeitliche Verzögerung, mit der 
gesamtwirtschaftliche Daten den Entscheidungsträgem 
in der Politik bekannt werden, dann ist die typische Re- 
zession beendet, bevor sie diagnostiziert ist. 

Zu den potentiellen Verzögemngen beim Erkennen eines 
stabilisierungspolitischen Handlungsbedarfs gesellen 
sich weitere Zeitverzögemngen, die mit der Beschluss- 
fassung und Umsetzung der Politikmaßnahmen zu tun 
haben. Die Bedenken gegenüber einer diskretionären Fi- 


nanzpolitik als Stabilisierangsinstrument konzentrieren 
sich darauf, dass bei der Finanzpolitik - im Gegensatz 
zur Geldpolitik - die Entscheidungsverzögerungen recht 
hoch sind: Abgesehen von den Einmalmaßnahmen, die 
nach dem Stabilitäts- und Wachstumsgesetz über Ver- 
ordnungen erlassen werden können, müssen finanzpoli- 
tische Maßnahmen in der Regel ein zeitraubendes parla- 
mentarisches Verfahren bewältigen. Dies verzögert den 
Einsatz der finanzpolitischen Instmmente zusätzlich. 
Eine zeitnahe Konjunkturstabilisierung wird ferner 
durch die üblichen Wirkungsverzögerangen unterlaufen, 
denn es vergeht Zeit zwischen dem Ergreifen der Maß- 
nahmen und der Entfaltung ihrer Wirkungen. Je länger 
und variabler diese Wirkungsverzögerungen sind, desto 
schwieriger ist es, eine optimale Stabilisiemngspolitik 
zu implementieren. Die empirische Literatur deutet dar- 
auf hin, dass geldpolitische Maßnahmen, wie Zinsände- 
rungen durch die Zentralbank, die Wirtschaftsaktivität 
mit erheblich größeren Zeitverzögerungen - die Schät- 
zungen variieren von mehreren Monaten bis zu einem 
Jahr oder sogar darüber hinaus - beeinflussen als finanz- 
politische Maßnahmen, die in der Regel schon nach drei 
bis sechs Monaten erste Wirkungen entfalten und ihren 
maximalen Effekt zwischen neun und achtzehn Monaten 
erzielen. 

In der Summe können alle Wirkungsverzögerungen zu- 
sammen dazu führen, dass eine diskretionäre expansive 
Finanzpolitik nicht wie intendiert in der Rezessions- 
phase, sondern erst in der folgenden Expansionsphase 
ihre maximale Wirkung erreicht und die konjunkturellen 
Ausschläge verstärkt statt sie zu dämpfen. Sie kann so- 
mit prozyklisch wirken. 

403 . Zusätzlich zu diesen traditionellen Argumenten 
wurden in jüngster Zeit weitere Einwände gegen eine 
diskretionäre Finanzpolitik vorgetragen. So wird argu- 
mentiert, dass einmal eingeleitete finanzpolitische Maß- 
nahmen bei Änderungen in den ökonomischen Rahmen- 
bedingungen viel schwieriger zu revidieren sind als 
geldpolitische Entscheidungen und die Finanzpolitik da- 
her als Stabilisierungsinstrument weniger flexibel ein- 
setzbar ist. Ferner wird zu bedenken gegeben, dass die 
Finanzpolitik auch anderen wirtschaftspolitischen Zie- 
len, etwa distributiven oder allokativen, verpflichtet ist. 
Zusätzlich spielen politökonomische und wahlstrategi- 
sche Überlegungen in der Finanzpolitik eine bedeutende 
Rolle, was typischerweise zu einer zu geringen Stabili- 
sierungsorientierung der Finanzpolitik beiträgt. Als wei- 
terer Einwand gegen eine diskretionäre Finanzpolitik 
wird gelegentlich vorgebracht, dass eine Verdrängung 
privater Investitionen durch kreditfinanzierte staatliche 
Ausgabenprogramme eintreten könne. Dabei wird häu- 
fig zwischen direkten Verdrängungseffekten und den in- 
direkten Effekten über die Kapitalkosten unterschieden. 
Für beide Formen von Verdrängungseffekten gibt es em- 
pirisch kaum Belege. 

Diskretionäre Finanzpolitik wird oft auch unter Hinweis 
auf mögliche Ricardianische Effekte diskutiert. Die Hy- 
pothese der Ricardianischen Äquivalenz besagt, dass für 
einen gegebenen Zeitpfad der Staatsausgaben die Frage 
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der Finanzierung dieses Ausgabenstroms irrelevant ist, 
es also unbedeutend ist, ob die Staatsausgaben über Kre- 
dite oder Steuern finanziert werden. Dieses Äquivalenz- 
postulat der Finanzpolitik gilt nur unter sehr rigiden Vor- 
aussetzungen und bezieht sich nur auf die Frage nach der 
Finanzierung eines gegebenen Ausgabenpfads. Ricardia- 
nische Äquivalenz gilt in theoretischen Modellen insbe- 
sondere dann nicht, wenn verzerrende Steuern gesenkt 
werden, die privaten Haushalte nur einen begrenzten 
Zeithorizont in ihre Entscheidungen einbeziehen, keine 
perfekte Voraussicht haben, nicht altruistisch sind oder 
Liquiditätsbeschränkungen unterliegen. Auch finden 
empirische Studien nur wenige Belege für Ricardiani- 
sche Äquivalenz, wenngleich die empirische Evidenz 
nicht eindeutig ist. 

Im Zusammenhang mit diskretionärer Finanzpolitik wird 
oft auch auf mögliche nicht-keynesianische Effekte ver- 
wiesen: Obwohl in der finanzpolitischen Praxis generell 
positive, aber geringe Fiskalmultiplikatoren vorliegen 
dürften, gibt es auch empirische Belege für stimulie- 
rende Konsolidierungsmaßnahmen. Als Beispiele wer- 
den häufig Dänemark in den Jahren 1983 bis 1986 und 
Irland in den Jahren 1987 bis 1989 erwähnt. Solche ex- 
pansiven Wirkungen einer Haushaltskonsolidierung 
scheinen dann besonders wahrscheinlich zu sein, wenn 
eine beherzte Konsolidierung eingeleitet wurde und eine 
erhebliche Rückführung des Primärdefizits hauptsäch- 
lich über die Ausgabenseite erfolgte, etwa durch die 
Rückführung nichtproduktiver Staatsausgaben. Im Aus- 
gangspunkt solcher erfolgreichen expansiv wirkenden 
Konsolidierungsepisoden lagen oft erhebliche Risiko- 
prämien in den Nominalzinssätzen wegen hoher Staats- 
schuldenstände vor, und die Konsolidierung forderte die 
Tragfähigkeit der Staatsfinanzen indem sie die Notwen- 
digkeit einer noch massiveren zukünftigen Konsolidie- 
rung reduzierte und damit einen absehbaren höheren 
zukünftigen Finanzierungsbedarf für gegenwärtige Kon- 
sum- und Investitionsvorhaben freisetzte. Zusätzlich 
gingen solche Episoden mit einer erheblichen Verbesse- 
rung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit einher, 
denn sie waren begleitet von Lohnzurückhaltung und ei- 
ner signifikanten Abwertung der Landeswährung. 

Fazit: Skepsis gegenüber diskretionärer Finanzpolitik 

404 . Die verschiedenen hier diskutierten Aspekte legen 
eine nur begrenzte Eignung der diskretionären Finanz- 
politik als Stabilisierungsinstrument nahe. Dafür spricht 
eine möglicherweise erhebliche Zeitspanne zwischen der 
Diagnose der konjunkturellen Probleme, dem Beschluss 
und der Umsetzung von Gegenmaßnahmen und ihrem 
Wirken. Die häufig als Argumente gegen eine diskretio- 
näre Finanzpolitik vorgebrachten negativen Verdrän- 
gungseffekte und Ricardianischen Effekte finden empi- 
risch dagegen kaum Bestätigung. Jedoch ist die 
Effektivität der Finanzpolitik als Stabilisierungsinstru- 
ment in Frage zu stellen: Empirisch sind die Effekte von 
diskretionären finanzpolitischen Maßnahmen auf die 
Wirtschaftsaktivität zwar positiv, aber in aller Regel nu- 
merisch gering. Neuere ökonometrische Untersuchun- 


gen liefern kaum Belege für erhebliche Keynesianische 
Multiplikator-Effekte. Die geschätzten kurzfristigen 
Multiplikatoren liegen bei etwa 0,2 bis 0,5 im Falle von 
Steueränderungen, wobei im Ländervergleich nur ge- 
ringe Unterschiede in den Schätzwerten feststellbar sind. 
Im Falle einer Änderung der Staatsausgaben liegt der 
kurzfristige Multiplikator bei eins, mit einer Streubreite 
der Schätzwerte zwischen 0,6 und 1,4 im Länderver- 
gleich, wobei empirische Analysen für Deutschland 
nahelegen, dass die kurzfristigen Effekte von Ausga- 
benänderungen am oberen Ende dieses Schätzbereichs 
liegen. Die eingeschränkte kurzfristige und geringe lang- 
fristige Effektivität diskretionärer Finanzpolitik begrün- 
det berechtigte Zweifel an ihrer Eignung als effektives 
Stabilisierungsinstrument, zumal neuere empirische Ar- 
beiten nahelegen, dass eine solche Politik zu einer höhe- 
ren Outputvolatilität beitragen und damit das langfristige 
Wachstum signifikant reduzieren kann. 

Aus aktuellem Anlass: 

Bemerkungen zum Steuerreformvorschlag des CDU- 
Bundesvorstands 

405 . An Steuerreformvorschlägen mangelt es zur Zeit 
nicht. Besondere Aufmerksamkeit hat in der Öffentlich- 
keit ein am 3. November 2003 vom CDU-Bundesvor- 
stand beschlossener Entwurf für „Ein modernes Einkom- 
mensteuerrecht für Deutschland“ gefunden, dem eine 
Vorlage des CDU-Politikers Friedrich Merz zugrunde 
liegt („Merz-Konzept“). Dabei handelt es sich aber im 
Gegensatz zum „Karlsruher Entwurf ‘ nicht um ein aus- 
gearbeitetes Steuergesetz. Stattdessen werden zehn Leit- 
sätze formuliert, mit denen „eine radikale Vereinfachung 
und eine grundlegende Reform des deutschen Einkom- 
mensteuersystems“ bezweckt werden. 

- Gegenstand der Besteuerung ist nach diesem Vor- 
schlag das Markteinkommen, das jedes realisierte, 
durch Betätigung am Markt erworbene Einkommen 
umfasst (erster Leitsatz). 

- Die Steuererhebung wird durch Ausbau und Verein- 
heitlichung der elektronischen Datenübermittlung 
und Datenverarbeitung sowie durch ein umfassendes 
Quellenabzugsverfahren vereinfacht (zweiter Leit- 
satz). 

- Die bisherigen sieben Einkunftsarten werden zu vier 
zusammengefasst: Einkünfte aus unternehmerischer 
Tätigkeit (Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
aus Gewerbebetrieb, aus selbständiger Arbeit und 
aus Vermietung und Verpachtung), Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit, Einkünfte aus Kapitalver- 
mögen und Sonstige Einkünfte. Die steuerliche Ge- 
winnermittlung löst sich von der Flandelsbilanz, in- 
dem ein eigenständiges Steuerbilanzrecht geschaffen 
werden soll; kleineren Unternehmen wird ein Wahl- 
recht zur Einnahmen-Überschuss-Rechnung einge- 
räumt (dritter Leitsatz). 

- Steuervergünstigungen werden bis auf wenige Sach- 
verhalte beseitigt (vierter Leitsatz). 
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- Jede Person erhält einen Grundfreibetrag von 
8 000 Euro; außerdem gibt es einen Arbeitnehmer- 
freibetrag von 1 000 Euro. Der gegenwärtige linear- 
progressive Tarif wird durch einen Stufengrenzsatzta- 
rif ersetzt, mit Steuersätzen von 12 vH, 24 vH und 
36 vH für zu versteuernde Einkommen zwischen 
8 000 und bis zu 16 000 Euro, ab 16 000 und bis zu 
40 000 Euro und ab 40 000 Euro. Für Einkünfte aus 
unternehmerischer Tätigkeit gilt eine Tarifbegren- 
zung von 24 vH, solange eine Belastung mit Gewer- 
besteuer vorliegt (fünfter Leitsatz). 

- Das Ehegattensplitting wird beibehalten; der private 
Haushalt wird grundsätzlich als Arbeitgeber aner- 
kannt (sechster Leitsatz). 

- Kapitaleinkünfte mit Ausnahme von Dividenden wer- 
den im Wege des Quellensteuerabzugsverfahrens ein- 
heitlich mit 24 vH belastet; die Kapitalertragsteuer 
hat Vorauszahlungscharakter und wird auf die Ein- 
kommensteuer angerechnet (siebter Leitsatz). 

- Gewinne aus der Veräußerung von Wirtschaftsgütern, 
die der Einkünfteerzielung dienen, unterliegen der 
Einkommensbesteuerung. Dazu gehören unter ande- 
rem Grundstücke, vermietete Immobilien und Wertpa- 
piere. Der Privatsphäre zuzuordnende Wirtschaftsgü- 
ter, etwa selbstgenutztes Wohneigentum, bleiben 
steuerfrei (achter Leitsatz). 

- Alterseinkünfte, einschließlich der Alters Sicherung 
dienende Leibrenten, werden nachgelagert besteuert 
(neunter Leitsatz). 

- An der Körperschaftsteuer wird festgehalten. Der 
Körperschaftsteuersatz auf einbehaltene und ausge- 
schüttete Gewinne beträgt 24 vH. Die auf Dividenden 
lastende Vorbelastung mit Körperschaftsteuer soll 
mit der Einkommensteuer über ein vereinfachtes An- 
rechnungsverfahren verrechnet werden. Veräuße- 
rungsgewinne zwischen Kapitalgesellschaften sind 
steuerpflichtig, soweit sie auf stille Reserven entfal- 
len. Der Verlustausgleich bleibt als Verlustvortrag 
uneingeschränkt zulässig (zehnter Leitsatz). 

406 . Das Merz-Konzept ist in der Öffentlichkeit über- 
wiegend positiv, teilweise mit Begeisterung aufgenom- 
men worden. Es wurde als „Befreiungsschlag in Sachen 
Steuern und Übersichtlichkeit“ gelobt, der die not- 
wendige Vereinfachung des Steuerrechts gewährleiste. 
Hervorgehoben werden vor allem die weitgehende Ab- 
schaffung von Steuervergünstigungen, der hohe Grund- 
freibetrag sowie der einfache Stufentarif mit nur drei 
(Grenz-)Steuersätzen. Von anderer Seite werden aber ge- 
rade die Abschaffung bestimmter Steuervergünstigun- 
gen, besonders der Pendlerpauschale und der Steuerfrei- 
heit von Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- oder 
Nachtarbeit kritisiert. Auch wird der Stufentarif im Ver- 
gleich zum linear-progressiven Tarif als „unsozial und 
ungerecht“ bezeichnet. 

Der Sachverständigenrat kommt bei seiner Analyse der 
Steuervergünstigungen (Ziffern 484 ff.) zu der Schluss- 
folgerung, dass zwar die Steuerfreiheit der Zuschläge für 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit zu streichen ist. 


die Entfemungspauschale jedoch keine Steuervergünsti- 
gung darstellt, sondern systemgerechter Bestandteil ei- 
ner am Nettoprinzip ausgerichteten Einkommensbesteu- 
erung ist - wenngleich auch eine Kürzung der Beträge 
vertretbar ist. Die Frage des Tarifverlaufs kann nicht ein- 
deutig entschieden werden; ein linear-progressiver Tarif 
ist jedenfalls nicht von vornherein „gerechter“ als ein 
Stufentarif. 

Diese Fragen sind öffentlichkeitswirksam, stellen aber 
nicht die eigentlich brisanten steuerlichen Probleme dar. 
Die Hauptprobleme des deutschen Steuerrechts liegen 
nicht im Tarifverlauf, sie liegen in der Abgrenzung der 
Bemessungsgrundlage, der fehlenden Entscheidungs- 
neutralität und der mangelhaften Abstimmung von Ein- 
kommens- und Untemehmensbesteuerung. Unter diesen 
Aspekten kann das Merz-Konzept in der vorliegenden 
Fassung nicht überzeugen. Anzumerken ist dabei, dass 
die Leitsätze eine Reihe von Fragen offen lassen. Für die 
folgenden Ausführungen wird die jeweils plausibelste 
Lösung unterstellt. 

407 . Das vom CDU-Bundesvorstand beschlossene 
Steuerreformkonzept stellt entgegen seiner Zielsetzung 
weder Rechtsformneutralität noch Finanzierungsneutra- 
lität her. Es führt tendenziell zu einer zusätzlichen steu- 
erlichen Belastung von Kapitalgesellschaften und macht 
damit den Standort Deutschland eher unattraktiver. Es 
bewirkt eine unterschiedliche steuerliche Behandlung 
sowohl der in den Einkünften aus unternehmeriseher Tä- 
tigkeit aufgegangenen Einkunftsarten als auch von Zins- 
einkünften und Dividendeneinkünften. Damit das ge- 
plante körperschaftsteuerliche Anrechnungsverfahren 
mit dem EU-Recht vereinbar ist, muss eine Anrechnung 
ausländischer Körperschaftsteuern auf die deutsche Ein- 
kommensteuer zugelassen werden, was auf administra- 
tive Probleme stößt und das nationale Steueraufkommen 
schmälert. Generell werden die komplizierten Fragen 
der internationalen Besteuerung im Merz-Konzept nicht 
näher behandelt. Das vereinfacht die Präsentation des 
Steuerkonzepts; eine Vereinfachung des Steuersystems 
kann daraus aber noch nicht abgeleitet werden. 

408 . Für Einkünfte aus unternehmerischer Tätigkeit 
wird der Steuersatz auf 24 vH begrenzt, solange die Ge- 
werbesteuer erhoben wird. Thesaurierte Gewinne von 
Kapitalgesellschaften unterliegen ebenfalls einem Steu- 
ersatz von 24 vH. Im Hinblick auf die Selbstfinanzie- 
rung sind Personenuntemehmen im Vorteil, falls sie in 
eine niedrigere Stufe des Einkommensteuertarifs fallen; 
wegen der hohen Grundfreibeträge auch für Kinder ist 
das nicht auszuschließen. Bei Anwendung des Spitzen- 
steuersatzes sind Personenuntemehmen gegenüber Kapi- 
talgesellschaften im Fall der Ausschüttung im Vorteil, da 
Dividenden über das Anrechnungsverfahren einer Ein- 
kommensteuerbelastung von 36 vH unterliegen. Das 
Ziel der Rechtsformneutralität wird somit verfehlt. Un- 
terstellt ist dabei, dass bei Personengesellschaften am 
Mitunternehmerkonzept festgehalten wird. 

Auch das Prinzip der Finanzierungsneutralität wird ver- 
letzt. Bei Vernachlässigung der Gewerbesteuer werden 
einbehaltene Gewinne bei Kapitalgesellschaften mit 
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24 vH besteuert; allerdings sind Gewinne aus der Veräu- 
ßerung von Anteilen an Kapitalgesellsehaften voll ein- 
kommensteuerpfliehtig - der aehte und zehnte Leitsatz 
lassen keine andere Sehlussfolgerung zu. Dann kommt 
es zur Doppelbesteuerung offener Rüeklagen und stiller 
Reserven. Bei privaten Kapitalgebem liegt die Steuerbe- 
lastung somit unter Einsehluss der Veräußerungsgewinn- 
besteuerung in der Spitze bei 51,36 vH (24 vH Körper- 
schaftsteuer und zusätzlieh 36 vH auf die Ausschüttung 
(100 - 24)). Dabei sind Gewerbesteuer und Solidaritäts- 
zusehlag noeh vernachlässigt. Demgegenüber werden 
Dividenden bei privaten Kapitalgebem mit maximal 
36 vH besteuert, aber nur mit 24 vH, wenn sie einkom- 
mensteuerpfliehtigen Unternehmen oder Kapitalgesell- 
schaften zufließen. Auch Fremdkapitalzinsen werden bei 
privaten Kapitalgebern unter Berüeksichtigung der anre- 
ehenbaren Kapitalertragsteuer in der Spitze mit 36 vH 
besteuert, auf Untemehmensebene dagegen lediglich mit 
24 vH. Die Veräußemngsgewinnbesteuerung bewirkt zu- 
dem eine zusätzliche Diskriminierung von Kapitalge- 
sellschaften, da bei der Veräußerang von Anteilen an 
Personengesellschaften offene Rücklagen nieht erfasst 
und nur die stillen Reserven besteuert werden, dann aber 
vom Erwerber abgeschrieben werden können. Eine 
Gleichstellung von Personenuntemehmen und Kapital- 
gesellschaften könnte über eine komplizierte Buchwert- 
fortschreibung bei den Anteilseignern erreieht werden 
(Ziffer 576). Zu einer Vereinfaehung des Steuersystems 
würde das definitiv nieht beitragen. 

409 . Nicht nur Kapitaleinkünfte werden untersehied- 
lich besteuert, je naehdem ob sie bei privaten Kapitalge- 
bem oder bei einkommen- oder körperschaftsteuer- 
pfliehtigen Unternehmen anfallen, auch innerhalb der 
Einkünfte aus untemehmeriseher Tätigkeit und zwi- 
sehen diesen und den Einkünften aus Kapitalvermögen 
kommt es zu Besteuemngsunterschieden. Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung unterliegen nicht der Ge- 
werbesteuer -jedenfalls ist das den Leitsätzen nicht zu 
entnehmen. Sie werden wegen der Tarifbegrenzung des 
fünften Leitsatzes nur mit 24 vH besteuert, während Ge- 
winne von Kapitalgesellsehaften und Personenuntemeh- 
men sowie Einkünfte aus Kapitalvermögen in der Spitze 
höher besteuert werden. 

Kapitalgesellsehaften werden in Deutschland stärker be- 
steuert als in anderen Ländern (Ziffern 520 ff). Zur Ver- 
bessemng der Standortattraktivität ist eine Senkung der 
Tarifbelastung und der effektiven Durehschnittsteuerbe- 
lastungen angezeigt. Dies leisten diese Vorschläge nicht. 
Im Gegenteil; Kapitalgesellsehaften sind eher die Verlie- 
rer des Steuerreformkonzepts. Zwar würde sieh die Ta- 
rifbelastung auf Unternehmensebene zunächst durch die 
Reduktion des Körpersehaftsteuersatzes von, im nächs- 
ten Jahr, 25 vH auf 24 vH reduzieren. Zu berücksichti- 
gen ist dann allerdings, dass nach dem zehnten Leitsatz 
Gewinne aus der Veräußemng von Anteilen an Kapital- 
gesellschaften bei körpersehaftsteuerpflichtigen Anteils- 
eignern besteuert werden, soweit sie auf stille Reserven 
entfallen. Naeh § 8b Absatz 2 KStG ist dies gegenwärtig 
nieht der Fall. Diese Regelung ist auch systemgerecht, 


vorausgesetzt an Kapitalgesellsehaften ausgesehüttete 
Dividenden bleiben steuerfrei. Alternativ könnten an 
Kapitalgesellschaften fließende Dividenden in das An- 
reehnungsverfahren einbezogen werden, was aber einer 
Steuerfreistellung letztlich äquivalent ist. Dann läuft 
eine Veräußemngsgewinnbesteuemng auf Kapitalgesell- 
schaftsebene ohnehin ins Leere (Ziffer 573 ff). Zwar 
finden sieh im Merz-Konzept keine Aussagen zur Be- 
steuemng von Dividenden bei Kapitalgesellsehaften; es 
muss aber davon ausgegangen werden, dass Dividenden- 
zahlungen zwisehen Kapitalgesellsehaften steuerbefreit 
sind, da es sonst zu Kaskadeneffekten kommen könnte. 

410 . Für die Absehaffung des körpersehaftsteuerli- 
ehen Anrechnungsverfahrens wurden vor allem europa- 
reehtliche Gründe angeführt (JG2001 Ziffern 550 ff ). 
Wenn das Anreehnungsverfahren jetzt wieder eingeführt 
würde, könnte es nicht - wie früher - auf nationale 
Sachverhalte besehränkt werden. Die im EG-Vertrag 
verankerten Gmndfreiheiten der Kapitalverkehrsfreiheit 
(Artikel 56 EG-Vertrag) und der Niederlassungsfreiheit 
(Artikel 43 EG-Vertrag) gebieten letztlieh, dass bei 
grenzübersehreitenden Beteiligungen eine Vollanreeh- 
nung ausländiseher Körpersehaftsteuern auf die deut- 
sche Einkommensteuer eingeräumt wird. Dazu muss die 
Vorbelastung von grenzüberschreitenden Dividenden- 
zahlungen mit ausländiseher Körpersehaftsteuer bekannt 
sein. Angesichts der Vielfalt der ausländisehen Körper- 
schaftsteuersysteme ist schon dies administrativ aufwän- 
dig festzustellen. Außerdem würde bei einseitiger 
Anreehnung ausländischer Körpersehaftsteuern das in- 
ländische Steueraufkommen belastet; jede Erhöhung von 
Körperschaftsteuersätzen im Ausland würde - entspre- 
ehende Beteiligungen vorausgesetzt - zu einer Vermin- 
derung des inländischen Steueraufkommens führen. Ge- 
rade wegen dieser Probleme ist in Europa generell eine 
Abkehr vom körperschaftsteuerlichen Anreehnungsver- 
fahren zu beobaehten. Bedauerlieherweise finden sich 
im Merz-Konzept keinerlei Ausführungen, wie mit die- 
ser Problematik umgegangen werden soll. 

Abgesehen von den beschriebenen Schwierigkeiten ist 
eine Reihe anderer offener Fragen zu klären, etwa der 
Übergang vom gerade erst eingeführten Halbeinkünfte- 
verfahren zurück zu einem Anreehnungsverfahren. Um 
einen erneuten Einbruch beim Körpersehaftsteuerauf- 
kommen zu vermeiden, müsste zum Beispiel geklärt 
werden, wie die einbehaltenen Gewinne steuerlich zu 
behandeln sind, die von Kapitalgesellschaften seit dem 
Jahr 2001 erwirtschaftet wurden. 

411 . Es ist zu begrüßen, dass in Deutsehland eine Dis- 
kussion über eine Neuordnung des Steuersystems in 
Gang gekommen ist. Eine grundlegende Steuerreform 
muss aber sorgfältig durchdacht und vorbereitet werden. 
Zu bedenken sind insbesondere auch internationale 
Sachverhalte. Das Merz-Konzept steht hier noeh am An- 
fang. Andere Steuerreformvorsehläge, wie beispiels- 
weise der Karlsruher Entwurf, sind in den eigentlich 
problematischen Teilen des Steuerreehts konsequenter 
und systematiseher ausgearbeitet (Ziffern 602 ff). 
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II. Stabilitäts- und Wachstumspakt: 
Flexibilität überstrapaziert 

Das Wichtigste in Kürze 

(1) Der Stabilitäts- und Wachstumspakt ist ein sinn- 
volles und notwendiges Regelwerk. Er soll die 
Tragfähigkeit der nationalen Finanzpolitiken im 
Euro-Raum sicherstellen und möglichen Konflik- 
ten zwischen der einheitlichen Geldpolitik und 
den nationalen Finanzpolitiken Vorbeugen. 

(2) Die Europäische Kommission wird derzeit ihrer 
Rolle als Hüterin des Pakts nicht gerecht. Sie sollte 
den Pakt konsequent anwenden und Verstöße ge- 
gen den Pakt entschlossener entgegentreten. 

(3) Mehr noch als die Europäische Kommission trägt 
gegenwärtig der ECOFIN-Rat zur Demontage des 
Pakts bei. Er hat die Entscheidung über weitere 
Schritte im Defizitverfahren gegen Frankreich mit 
ungewissem Ausgang vertagt. Werden fortgesetzt 
Verstöße gegen die Vorgaben des Pakts nicht sank- 
tioniert, ist der Pakt faktisch tot. 

(4) Als Konsequenz der wiederholten und andauern- 
den Verstöße gegen die Haushaltsregeln des Pakts 
müssen in Deutschland umgehend entschlossene 
Konsolidierungsmaßnahmen eingeleitet werden. 
Andernfalls sind mögliche Sanktionen - zunächst 
die Hinterlegung einer zinslosen Bareinlage - zu 
akzeptieren. 


412 . In Deutschland und in Frankreich hat in diesem 
Jahr das Haushaltsdefizit zum zweiten Mal in Folge die 
3-vH-Grenze des Stabilitäts- und Wachstumspakts über- 
schritten; Portugal und Italien konnten einen Konflikt 
mit der Stabilitätsnorm wieder nur durch Einzelmaßnah- 
men knapp vermeiden. Wegen des hohen Gewichts der 
großen Länder lag auch das Haushaltsdefizit des Euro- 
Raums insgesamt (erstmals seit Existenz der Währungs- 
union) nahe an der 3-vH-Grenze. Von Haushaltsdisziplin 
und nachhaltiger Konsolidierung sind weite Teile des 
Euro-Raums somit weiter entfernt als zu Beginn der 
Währungsunion. Verschärfend kommt hinzu, dass in den 
laufenden Defizitverfahren Frankreich für das Jahr 2003 
den Empfehlungen des ECOFIN-Rats nach Artikel 104 
Absatz 7 EG- Vertrag bisher nicht gefolgt ist. In Reaktion 
darauf empfahl die Europäische Kommission dem Rat, 
das Defizitverfahren gegen Frankreich voranzutreiben, 
gewährte Frankreich jedoch einen Aufschub bei der 
Rückführung der Defizite unter die 3-vH-Grenze bis 
zum Jahr 2005. In seiner Sitzung am 4. November 2003 
konnte sich der ECOFIN-Rat nicht dazu durchringen, 
dieser Empfehlung zu folgen. Stattdessen vertagte er die 
Entscheidung und hat damit die Glaubwürdigkeit des 
Pakts bis über die Grenzen hinaus strapaziert. Ob es bei 
der nächsten Sitzung am 25. November 2003 zu einer 
Entschließung kommt, ist ungewiss, da gleichzeitig Ver- 
fahren gegen weitere (stimmgewichtige) „Sünder“ lau- 


fen. Sollte sich die Befürchtung bewahrheiten, dass bei 
fortgesetzten Verstößen gegen Vorgaben des Pakts „Sün- 
der“ andere „Sünder“ nicht sanktionieren, wäre der Pakt 
in seinen Grundfesten zerrüttet und somit faktisch tot. 

Dies wäre fatal, denn der Pakt ist ein sinnvolles Regel- 
werk und muss nur entsprechend angewandt werden. 
Die gegenwärtige Situation ist nicht dadurch gekenn- 
zeichnet, dass dieses Regelwerk in Gefahr ist, verabsolu- 
tiert zu werden, es ist vor allem durch eine äußerst ex- 
tensive Auslegung der eingebauten Flexibilität in einer 
Glaubwürdigkeitskrise. Nicht der Pakt ist das Problem, 
sondern die Tatsache, dass insbesondere die großen Län- 
der der Währungsunion in guten Zeiten nicht ausrei- 
chend konsolidiert haben und daher in der derzeitigen 
Stagnationsphase in Konflikt mit der Defizitgrenze gera- 
ten sind. 

Die Europäische Kommission hat sich für eine flexible 
Handhabung des Stabilitäts- und Wachstumspakts ent- 
schieden und einer forcierten mittelfristigen Konsolidie- 
rung Vorrang vor einer strengeren kurzfristigen Anwen- 
dung des Regelwerks eingeräumt. Der ECOFIN-Rat 
scheint über diese flexible Anwendung des Pakts noch 
hinausgehen zu wollen. Eine strikte Auslegung würde 
schon Ende 2004 die Verhängung von Sanktionen erfor- 
dern, es sei denn, die von der Europäischen Kommission 
für das Jahr 2004 projizierten Defizite in Höhe von 
3,8 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt 
in Frankreich und 3,9 vH in Deutschland würden unter 
die 3-vH-Grenze geführt. Dies ist unrealistisch. Als 
Konsequenz müssten dann die Regeln wie vorgesehen 
angewandt werden. Anders als häufig behauptet, erfor- 
dert dies nicht zwingend ein prozyklisches Verhalten der 
Finanzpolitik. Entscheidet sich ein Land, das Wirken der 
automatischen Stabilisatoren nicht abzuschneiden oder 
gar zusätzliche expansive diskretionäre Maßnahmen ein- 
zuleiten, so legt der Pakt diesem Land bei Überschreiten 
der Defizitgrenze fiskalische Kosten dieses nicht ver- 
tragskonformen Verhaltens in Gestalt von Sanktionen 
auf. Als Sanktion ist in der Regel zunächst eine unver- 
zinsliche Bareinlage vorgesehen. Diese wäre in den 
konkreten Fällen vermutlich nicht vor Ende 2004 zu hin- 
terlegen und würde in den Jahren 2005 und 2006 ver- 
gleichsweise geringe finanzielle Belastungen nach sich 
ziehen, da nur etwaige Zinszahlungen für die Finanzie- 
rung der Bareinlage als Kosten anfallen. Teuer würde 
der Verstoß gegen den Pakt erst, wenn Ende 2006 die 
Bareinlage in ein Bußgeld umgewandelt würde. 

Angesichts der lebhaften öffentlichen Kritik am Pakt und 
angesichts der zahlreichen Vorschläge zu seiner Modifi- 
kation ist es geboten, sich ausführlich mit seinen Zielen, 
Regeln und Sanktionsmechanismen sowie etwaigen Al- 
ternativen auseinanderzusetzen. In der Diskussion um 
mehr oder minder weitreichende Modifikationen des Sta- 
bilitäts- und Wachstumspakts scheinen dem Erfindungs- 
reichtum kaum Grenzen gesetzt zu sein (Kasten 12, Sei- 
ten 268 f.). Der Sachverständigenrat will sich an diesem 
Wettstreit konkurrierender Ideen nicht beteiligen, denn 
mit jedem dieser Vorschläge sind neben vermeintlich 
attraktiven Eigenschaften auch gravierende praktische 
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Probleme verbunden, so dass eine Abkehr vom Pakt in 
seiner jetzigen Form als nicht sinnvoll erscheint. 

Ausgestaltung und Begründuug des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts 

Regelungen und Verfahren 

413 . Artikel 104 EG-Vertrag und der ihn präzisierende 
Stabilitäts- und Wachstumspakt regeln die Haushaltsü- 
berwachung der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sowie das Verfahren, das bei einem übermäßigen 
öffentlichen Defizit in einem Mitgliedsland anzuwenden 
ist. Nach Artikel 104 Absatz 1 EG-Vertrag sind die Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Währungsunion ver- 
pflichtet, übermäßige öffentliche Defizite zu vermeiden. 
Gemäß Stabilitäts- und Wachstumspakt soll in einer kon- 
junkturellen Normallage der öffentliche Haushalt mittel- 
fristig ausgeglichen sein oder einen Überschuss aufwei- 
sen. ln Ausnahmefällen - wie Naturkatastrophen - oder 
in schweren Rezessionen, bei denen das Bruttoinlands- 
produkt innerhalb eines Jahres um mehr als 2 vH sinkt, 
sind Abweichungen von dieser Regel vorgesehen, und es 
kann eine Defizitquote von über 3 vH in Kauf genom- 
men werden. Jedoch kann auch schon bei einem Rück- 
gang des Bruttoinlandsprodukts zwischen 0,75 vH und 
2 vH ein Ausnahmetatbestand gegeben sein, wenn Hin- 
weise auf eine schwere Rezession bestehen und das 
Bruttoinlandsprodukt abrupt zurückgegangen ist; bei ei- 
nem Sinken des Bruttoinlandsprodukts um weniger als 
0,75 vH soll eine Überschreitung der Obergrenze „in der 
Regel“ als übermäßiges Defizit gelten. Die Entschei- 
dung darüber obliegt dem ECOFIN-Rat. 

414 . Um die Einhaltung dieser Bestimmungen zu ge- 
währleisten, wurde im Stabilitäts- und Wachstumspakt 
ein multilaterales Haushaltsüberwachungsverfahren ver- 
ankert. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt umfasst 
zwei Verordnungen und eine Entschließung. Die Verord- 
nung (EG) Nr. 1466/97 vom 7. Juli 1997 regelt die haus- 
haltspolitische Überwachung und die Überwachung und 
Koordination der Wirtschaftpolitiken innerhalb der Eu- 
ropäischen Union, die Verordnung (EG) Nr. 1467/97 
vom 7. Juli 1997 das Verfahren im Falle eines übermäßi- 
gen Defizits in einem Mitgliedsland. Die Entschließung 
des Europäischen Rates über den Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakt vom 17. Juni 1997 verpflichtet die Mitglied- 
staaten, mittelfristig einen ausgeglichenen oder einen 
überschüssigen Haushalt aufzuweisen. Als Entschlie- 
ßung hat diese Verpflichtung allerdings lediglich den 
Charakter einer politischen Willenserklärung; sie ist 
rechtlich unverbindlich und kann nicht eingeklagt wer- 
den. 

Im Rahmen der Haushaltsüberwachung muss jeder Mit- 
gliedstaat der Währungsunion ein jährlich zu aktualisie- 
rendes Stabilitätsprogramm mit den kurz- und mittelfris- 
tigen Zielen für die Haushaltslage und die öffentliche 
Verschuldung vorlegen, das von der Europäischen Kom- 
mission und vom Rat der Wirtschafts- und Finanzminis- 
ter geprüft und dessen Einhaltung überwacht wird. Die 
Programme enthalten auch die zugrunde liegenden ma- 
kroökonomischen Annahmen und die geplanten finanz- 


politischen Maßnahmen zur Erreichung der Ziele. Zu- 
dem müssen die Länder der Europäischen Kommission 
zweimal jährlich ihre Haushaltsergebnisse und Projekti- 
onen melden. Steuert das Defizit auf die 3-vH-Ober- 
grenze zu und ist es zweifelhaft, ob sich die im Stabili- 
tätsprogramm genannten Ziele erreichen lassen, so ist 
die Europäische Kommission auf der Grundlage der 
Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts über den Ausbau der haushaltspoliti- 
schen Überwachung verpflichtet, dem ECOFIN-Rat zu 
empfehlen, eine frühzeitige Warnung gegenüber dem 
Land auszusprechen, verbunden mit einer Empfehlung 
notwendiger Anpassungsmaßnahmen. Wird die 3-vH- 
Obergrenze durchbrochen, wird ein Verfahren wegen 
übermäßigen Haushaltsdefizits eröffnet. 

Ist das Defizitverfahren gegen ein Mitgliedsland einge- 
leitet, prüft die Kommission die geplanten Maßnahmen 
zur Haushaltskonsolidierung und Wachstumsförderung 
und bewertet die Haushaltslage des betroffenen Landes 
im Rahmen der allgemeinen Wirtschafisentwicklung. 
Ihre Analyse geht dann an den Wirtschafts- und Finanz- 
ausschuss der Europäischen Union, der innerhalb von 
zwei Wochen seine Stellungnahme abgeben muss. Beide 
Gremien stellen ihre Berichte dem Ministerrat vor. Die- 
ser muss innerhalb von drei Monaten mit qualifizierter 
Mehrheit entscheiden, ob es sich bei der Haushaltslage 
des betroffenen Landes um ein „ übermäßiges Haushalts- 
defizit“ handelt. Wird dies festgestellt, so gibt der Minis- 
terrat Empfehlungen über vorzunehmende Maßnahmen 
an das betroffene Mitgliedsland ab. Diese sind binnen 
vier Monaten einzuleiten. Bei fortdauerndem mangeln- 
den Konsolidierungserfolg sind im Rahmen eines mehr- 
stufigen und zeitlich gestaffelten Verfahrens konkrete 
Sanktionen vorgesehen. Im ersten Jahr der Verhängung 
von Sanktionen ist eine unverzinsliche Einlage zu hinter- 
legen, die sich aus einer fixen Komponente in Höhe von 
0,2 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt 
und einer variablen Komponente, die 10 vH der Summe 
beträgt, um die das Defizit die 3-vH-Grenze übersteigt. 
Insgesamt gilt jedoch für die Summe der beiden Kompo- 
nenten ein Betrag, der die Obergrenze von 0,5 vH in Re- 
lation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt nicht über- 
steigen darf. In jedem folgenden Jahr wird dann 
zusätzlich nur die variable Komponente angewendet. 
Die Umwandlung in ein Bußgeld erfolgt, wenn ein Land 
innerhalb von zwei Jahren sein Defizit nicht merklich 
gesenkt oder keine deutlichen Anstrengungen zur Verrin- 
gerung unternommen hat (Schaubild 62, Seite 258). 

Gründe für den Pakt 

415 . Ein zentrales Ziel des Stabilitäts- und Wachstum- 
spakts ist es, zur Sicherung der Nachhaltigkeit der 
Staatsfinanzen beizutragen. Artikel 121 EG-Vertrag ver- 
pflichtet die Mitglieder der Europäischen Währungs- 
union zu einer „auf Dauer tragbare[n] Finanzlage der öf- 
fentlichen Hand, ersichtlich aus einer öffentlichen 
Haushaltslage ohne übermäßiges Defizit“. Dieser Ver- 
pflichtung liegt die Prämisse zugrunde, dass eine ge- 
sunde Finanzlage erforderlich sei, um „die Preisstabilität 
zu fördern und die Bedingungen für anhaltendes Wachs- 
tum von Produktion und Beschäftigung zu verbessern“ 
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Schaubild 62 


Das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit nach Artikel 104 EG-Vertrag 



Auf Empfehlung der Europäischen Kommission und mif 2/3 Mehrheit der Stimmen (betreffender Mitgiiedstaat ist nicht stimmberechtigt). 

(^Auf Empfehlung der Europäischen Kommission und mit 2/3 Mehrheit der Stimmen (stimmberechtigt sind die Teilnehmer der 3. Stufe der WWU mit Ausnahme des 
vom Verfahren betroffenen Mitgliedstaats). 
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(Verordnung (EG) Nr. 1466/97). Die Nachhaltigkeit der 
öffentlichen Finanzen ist im Vertrag von Maastricht kon- 
kretisiert durch eine Schuldenstandsquote von 60 vH in 
Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt; diese 
Quote entsprach dem EU-Durchschnitt im Jahr 1991. 
Nach Artikel 104 Absatz 2 EG-Vertrag darf die gesamt- 
staatliche Schuldenstandsquote nur dann über dem Refe- 
renzwert von 60 vH liegen, wenn sie hinreichend rück- 
läufig ist und sich rasch genug dem Referenzwert nähert. 
Wird ein jährlicher nominaler Zuwachs des 
Bruttoinlandsprodukts von 5 vH unterstellt, so ist eine 
Schuldenstandsquote von 60 vH mit einer Defizitquote 
von 3 vH kompatibel. Eine geringere Zuwachsrate des 
Bruttoinlandsprodukts erfordert zur Sicherung einer 
konstanten Schuldenstandsquote eine niedrigere Defizit- 
quote. Im Stabilitäts- und Wachstumspakt ist das Krite- 
rium der dauerhaften Tragfähigkeit der öffentlichen Fi- 
nanzen nicht explizit quantitativ enthalten, sondern nur 
implizit an dem 3-vH-Defizitkriterium festgemacht. Der 
Stabilitäts- und Wachstumspakt fordert lediglich eine ge- 
ringe Koordinierung der Fiskalpolitiken der Mitglieds- 
länder durch die Einhaltung der 3-vH-Obergrenze und 
durch den Prozess der multilateralen Haushaltsüberwa- 
chung. Er verzichtet auf weitergehende Festlegungen 
über Höhe oder Zusammensetzung der Staatsausgaben 
oder Staatseinnahmen, über die Qualität der Altschul- 
den, über das Primärdefizit, über den Schuldendienst 
oder die Höhe der impliziten Verschuldung und ihres 
Beitrags zur Tragfähigkeitslücke. Aus der Forderung 
nach Tragfähigkeit der Staatsfinanzen ist allerdings per 
se keine zwingende europäische Normsetzung abzulei- 
ten. Es gibt jedoch eine Reihe von Gründen, die einen 
europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt nahe legt. 

416 . Vertrauens- und Selbstverpflichtungseffekte beim 
Übergang in die Währungsunion waren ein weiteres 
wichtiges Argument für den Pakt. Die wirtschaftspoliti- 
schen Akteure sahen sich mit der Schaffung einer neuen 
Währung und einer neu gegründeten Zentralbank einem 
Vertrauensproblem ausgesetzt. Es musste der Öffentlich- 
keit und den Finanzmärkten glaubwürdig vermittelt wer- 
den, dass die finanzpolitischen Konsolidierungsanstren- 
gungen im Vorfeld der dritten Stufe der Europäischen 
Währungsunion von Dauer sein würden. Ohne Regeln 
zur Sicherung einer soliden Finanzpolitik fällt es auch 
einer unabhängigen Notenbank schwer, geringe Inflati- 
onsraten und eine stabile Währung zu gewährleisten. 
Der Pakt diente dazu, die Besorgnis vor einer instabilen 
Währung dadurch abzumildem, dass der Verpflichtung 
der Notenbank zur Wahrung der Preisniveaustabilität 
eine Selbstverpflichtung der Mitgliedstaaten der Wäh- 
rungsunion auf eine solide Finanzpolitik an die Seite ge- 
stellt und institutionell auf der Gemeinschaftsebene ver- 
ankert wurde. Vor dem Hintergrund der bevorstehenden 
Erweiterung der Europäischen Union haben diese Argu- 
mente nichts an Aktualität verloren. 

417 . Eine wichtige ökonomische Begründung für die 
Notwendigkeit eines Pakts auf europäischer Ebene be- 
steht in der Vermeidung externer Effekte. Diese können 
als Zinsextemalitäten in einer Währungsunion daraus re- 
sultieren, dass die einzelnen Mitgliedsländer die Kosten 


ihrer durch Schuldenexpansion bedingten höheren Kre- 
ditrisiken nicht selbst in vollem Umfang tragen müssen, 
sondern in Form eines Anstiegs der Zinsen für den ge- 
samten Euro-Raum auf die anderen Mitgliedsländer teil- 
weise überwälzen. Der Wegfall von Währungsrisiken re- 
duziert im Vergleich zu einem Regime nationaler 
Währungen den Anreiz, übermäßige Defizite zu vermei- 
den, da im Euro-Raum nur Bonitäts- und Liquiditätsrisi- 
ken einen Risikozuschlag auf den Zinssatz rechtfertigen. 
Inwieweit sich diese Zuschläge auf die nationale Ebene 
beschränken oder sich in höheren langfristigen Zinsen 
für den Euro-Raum insgesamt widerspiegeln, hängt von 
der Glaubwürdigkeit eines Haftungsausschlusses ab. 
Artikel 103 EG-Vertrag sieht vor, dass für die Verbind- 
lichkeiten einer Körperschaft innerhalb der Europäi- 
schen Union weder die Europäische Union noch die Mit- 
gliedstaaten haften. Ist dies nicht glaubwürdig, können 
die Finanzmärkte den einzelnen Ländern keine unter- 
schiedlichen Bonitätsrisiken zuordnen, und es würde 
aufgrund der übermäßigen Defizite einzelner Länder das 
Zinsniveau im Euro-Raum insgesamt steigen. 

41 8 . Schließlich soll der Pakt vermeiden, dass es inner- 
halb der Währungsunion zu einem Spannungsverhältnis 
zwischen nationalen Kompetenzen in der Finanzpolitik 
und der gemeinsamen europäischen Geldpolitik kommt. 
Durch den Abbau von Staatsdefiziten und die Eindäm- 
mung der Schuldendynamik schützt der Pakt die Europä- 
ische Zentralbank davor, dass die Finanzpolitik zur Min- 
derung schuldenbedingter Zinsbelastung bei der 
Geldpolitik Zinssenkungen einfordert. Damit ergänzt der 
Pakt den Vertrag von Maastricht, der den direkten An- 
kauf von Staatsschuldpapieren durch die Europäische 
Zentralbank ausschließt und in Artikel 108 der Europäi- 
schen Zentralbank in hohem Maße eine formale Unab- 
hängigkeit zur Wahrung der Geldwertstabilität zubilligt. 
Eine unmittelbare Einflussnahme eines Landes auf die 
geldpolitischen Entscheidungen der Europäischen Zen- 
tralbank erscheint wegen ihrer Unabhängigkeit somit 
unwahrscheinlich. Die Erfahrungen der letzten Jahre zei- 
gen, dass sich die Europäische Zentralbank Versuchen 
politischer Einflussnahme durchaus zu entziehen ver- 
mag. Dies schließt jedoch nicht aus, dass solche Pro- 
bleme in der Zukunft an Relevanz gewinnen könnten; 
der Stabilitäts- und Wachstumspakt sichert die Europäi- 
sche Zentralbank vor solchen Eventualitäten. Ein zwei- 
tes mögliches Problem ergibt sich aus der Glaubwürdig- 
keit des Haftungsausschlusses. Die Aussicht auf eine 
Monetisierung der Staatsschuld erhöht das moralische 
Risiko beim souveränen Schuldner und steigert die Ge- 
fahr einer unsoliden nationalen Finanzpolitik. Der Pakt 
soll dem Vorbeugen, indem er durch die Sicherstellung 
einer soliden nationalen Finanzpolitik eine stabilitätsori- 
entierte europäische Geldpolitik erleichtert. 

419 . Die Notwendigkeit von gemeinsamen finanzpoli- 
tischen Regeln in der Währungsunion wird von Gegnern 
und Befürwortern des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
anerkannt. Es stellt sich jedoch die Frage, wie diese ge- 
meinsamen Regeln zielführend institutionell zu veran- 
kern sind. Dabei ist festzuhalten, dass die Tragfähigkeit 
staatlicher Finanzen für sich genommen auch durch nati- 
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onale Regelwerke garantierbar erscheint. Die Vermei- 
dung von Konflikten mit der Europäischen Zentralbank 
und die Internalisierung europaweiter externer Zinsef- 
fekte legen jedoch einen europäischen Pakt als Lösung 
nahe. Schließlich fördern der Gruppenzwang im Minis- 
terrat und die Überwachung der Haushaltsplanung durch 
die Europäische Kommission die Anreize zur Stärkung 
der Haushaltsdisziplin mehr, als nationale Regelwerke 
dies tun würden. Zudem sind Sanktionen bei wiederhol- 
tem Verstoß gegen die Haushaltsdisziplin nur sinnvoll 
und glaubwürdig auf europäischer Ebene organisierbar. 

Anders als nationale Vorschriften wird der Stabilitäts- 
und Wachstumspakt in der Öffentlichkeit der betroffenen 
Länder häufig als externe Einmischung in die Finanz- 
angelegenheiten souveräner Staaten kritisiert. Die ge- 
genteilige Sicht ist aber angebracht; Der Pakt schützt fi- 
nanzpolitisch verantwortungsvoll handelnde Staaten und 
die Europäische Zentralbank vor den Folgen einer un- 
verantwortlichen Haushaltspolitik in Teilen des Euro- 
Raums. Er verhindert negative externe Effekte. Dieses 
wichtige Ziel des Pakts wird in der öffentlichen Debatte 
nicht ausreichend gewürdigt. Auch ist anzumerken, dass 
Haushaltskonsolidierung unabhängig von der Existenz 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts im Eigeninteresse 
der Länder geboten ist. ln der Europäischen Währungs- 
union bestehen infolge der demographischen Entwick- 
lung in vielen Ländern erhebliche Tragfähigkeitslücken, 
nicht zuletzt wegen der zu erwartenden hohen Belastun- 
gen zukünftiger Generationen durch die umlagefinan- 
zierten Systeme der Sozialen Sicherung. Eine fortge- 
setzte Verschuldungspolitik verschärft diese Probleme. 
Schließlich sei darauf hingewiesen, dass solide öffentli- 
che Finanzen und ein hohes Wirtschaftswachstum keine 
Gegensätze sind. Vielmehr ist die zutreffende Philoso- 
phie des Stabilitäts- und Wachstumspakts, dass mittel- 
bis langfristig solide öffentliche Finanzen die Vorausset- 
zung für einen höheren Wachstumspfad schaffen. 

Hat der Pakt versagt? 

420 . Der Stabilitäts- und Wachstumspakt hat insbeson- 
dere in den großen Mitgliedsländern des Euro-Raums 
keine dauerhafte Haushaltsdisziplin erzwungen und die 
Tragfähigkeit der Staatsfinanzen nicht deutlich verbes- 
sert. ln den kleineren Mitgliedstaaten der Währungs- 
union hat der Pakt dagegen deutlich stärkere Disziplinie- 
rungseffekte entfaltet und damit dort am besten gewirkt, 
wo die geringsten externen Effekte auf Zinssätze oder 
Inflationsraten zu erwarten sind. Einen ausgeglichenen 
Haushalt oder geringe Defizite wiesen im Jahr 2003 
Spanien (0,0 vH), Luxemburg (0,4 vH), Belgien 
(0,1 vH) und Irland (1,0 vH) auf, im europäischen Mit- 
telfeld lagen Griechenland (1,7 vH), Österreich (1,2 vH) 
und die Niederlande (2,4 vH); Finnland erzielte dagegen 
auch in diesem Jahr einen Haushaltsüberschuss von 
2,5 vH in Relation zum Bruttoinlandsprodukt (Tabel- 
le 50). Vor Beginn der Währungsunion war die Haus- 
haltslage in diesen Mitgliedstaaten erheblich schlechter, 
und in einigen Ländern betrug das gesamtstaatliche De- 
fizit mehr als das Doppelte des Referenzwerts. Die Aus- 


gangstage im Jahr 1995 verdeutlicht den massiven Haus- 
haltskonsolidierungsbedarf, der in einigen Ländern der 
Währungsunion durch die Konvergenzkriterien des 
Maastricht- Vertrages vorgegeben wurde. Zu Beginn der 
Währungsunion hatten außer Portugal und Österreich 
alle damaligen Mitgliedsländer des Euro-Raums ihr 
Haushaltsdefizit auf unter 2 vH zurückgefahren. Die 
Ausgangstage für eine weitere Konsolidierung war zu 
Beginn der Währungsunion gut. 

421 . Die mangelnde Konsolidierung in den großen 
Mitgliedstaaten der Währungsunion kann auch anhand 
eines Konvergenzdiagramms graphisch verdeutlicht 
werden. Wählt man das Jahr 1995, in dem alle potentiel- 
len Mitgliedsländer der Währungsunion auf die Einhal- 
tung der 3-vH-Obergrenze verpflichtet wurden, als Aus- 
gangspunkt, so ergibt sich eine negative Beziehung 
zwischen Ausgangslage und Konsolidierungsbedarf 
Diejenigen Länder, die die höchsten Defizite in der Aus- 
gangstage hatten, mussten am meisten konsolidieren, um 
die 3-vH-Grenze zu erreichen. Dieser Zusammenhang 
impliziert eine inverse Beziehung zwischen Defizitver- 
änderung und Ausgangsdefizit. Dies findet auch empiri- 
sche Bestätigung: Für den Zeitraum der Jahre 1995 
bis 2002 kann unter den Mitgliedsländern der Wäh- 
rungsunion eine signifikante Defizitkonvergenz festge- 
stellt werden (Schaubild 63). Die Position der einzelnen 

Schaubild 63 


Konvergenz der Finanzierungssalden des Staates^) 
im Zeitraum 1995 bis 2002 


Prozentpunkte 



1) In Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH.- 2) Defizit (-), 
Überschuss (- 1 -). 

Quelle: EU 
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Länder ist dabei durch jeweils unterschiedliche Kombi- 
nationen von Ausgangsdefizit und Defizitveränderung 
nach sieben Jahren gekennzeichnet. Die im Länderver- 
gleich durch die Ausgangssituation erklärte Konsolidie- 
rung wird durch die Regressionsgerade beschrieben. 
Alle großen Länder liegen systematisch unter der Gera- 
den der im Ländervergleich durchschnittlichen Konsoli- 


dierung. Auffallend ist, dass Deutschland trotz seiner im 
Ländervergleich günstigen Ausgangslage weit hinter den 
Konsolidierungserfolgen aller anderen Mitgliedstaaten 
der Währungsunion zurückblieb. 

422. Die unterschiedliche Dynamik in den Defizit- 
quoten der kleinen und der großen Mitgliedstaaten der 


Tabelle 50 


Finanzierungssalden des Staates in den Ländern der Europäischen Union 


Land/Ländergruppe 



Finanzierungsdefizit (-) / ■ 

-Überschuss (-F)'* 




1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000"* 

2001 

2002 

2003 





Unbereinigt" 






Belgien 

- 4,3 

- 3,8 

- 2,0 

- 0,7 

- 0,4 

+ 0,2 

-F 

0,6 

+ 

0,1 

- 0,1 

Deutschland 

- 3,5 

- 3,4 

- 2,7 

- 2,2 

- 1,5 

+ 1,3 

- 

2,8 

- 

3,5 

- 4,1 

Finnland 

- 3,9 

- 2,9 

- 1,3 

+ 1,6 

-F 2,2 

+ 7,1 

-F 

5,2 

-F 

4,2 

+ 2,5 

Frankreich 

- 5,5 

- 4,1 

- 3,0 

- 2,7 

- 1,8 

- 1,4 

- 

1,5 

- 

3,1 

- 4,1 

Griechenland 

-10,2 

- 7,4 

- 4,0 

- 2,5 

- 1,8 

- 1,9 

- 

1,5 

- 

1,2 

- 1,7 

Irland 

- 2,1 

- 0,1 

+ 1,1 

-F 2,4 

-F 2,4 

-F 4,4 

-F 

0,9 

- 

0,2 

- 1,0 

Italien 

- 7,6 

- 7,1 

- 2,7 

- 3,1 

- 1,7 

- 0,6 

- 

2,6 

- 

2,3 

- 2,7 

Luxemburg 

+ 2,1 

+ 1,9 

-F 3,2 

-F 3,2 

-F 3,5 

-F 6,4 

-F 

6,2 

-F 

2,4 

- 0,4 

Niederlande 

- 4,2 

- 1,8 

- 1,1 

- 0,8 

-F 0,7 

-F 2,2 

-F 

0,0 

- 

1,6 

- 2,4 

Österreich 

- 5,2 

- 3,8 

- 1,9 

- 2,4 

- 2,3 

- 1,5 

-F 

0,3 

- 

0,2 

- 1,2 

Portugal 

- 5,5 

- 4,8 

- 3,6 

- 3,2 

- 2,8 

- 2,8 

- 

4,2 

- 

2,7 

- 3,0 

Spanien 

- 6,6 

- 5,0 

- 3,2 

- 3,0 

- 1,2 

- 0,8 

- 

0,3 

+ 

0,1 

-F 0,0 

Euro-Raum“'* 

- 5,1 

- 4,3 

- 2,6 

- 2,3 

- 1,3 

-F 0,2 

- 

1,6 

- 

2,2 

- 2,9 

Dänemark 

- 2,3 

- 1,0 

-F 0,4 

+ 1,1 

-F 3,3 

-F 2,6 

-F 

3,1 

+ 

1,9 

+ 1,2 

Schweden 

- 7,4 

- 2,9 

- 1,7 

-F 2,3 

+ 1,5 

+ 3,4 

-F 

4,5 

+ 

1,3 

-F 0,2 

Vereinigtes Königreich .... 

- 5,8 

- 4,2 

- 2,2 

+ 0,1 

+ 1,1 

-F 3,9 

-F 

0,7 

- 

1,5 

- 2,9 

EU-15 

- 5,2 

- 4,2 

- 2,5 

- 1,7 

- 0,7 

-F 1,0 

- 

0,9 

- 

1,9 

- 2,7 





Konj unkturbereinigt^* 






Belgien 

- 3,9 

- 2,8 

- 1,8 

- 0,7 

- 1,1 

- 1,3 

- 

0,4 

+ 

0,0 

-F 0,8 

Deutschland 

- 3,7 

- 3,2 

- 2,3 

- 2,0 

- 1,5 

- 1,9 

- 

3,3 

- 

3,4 

- 3,5 

Finnland 

- 1,7 

- 1,9 

- 2,2 

- 0,2 

-F 0,6 

+ 4,5 

-F 

4,2 

-F 

3,8 

-F 2,8 

Frankreich 

- 5,1 

- 3,5 

- 2,5 

- 2,7 

- 2,3 

- 2,4 

- 

2,5 

- 

3,7 

- 3,9 

Griechenland 

- 8,9 

- 6,3 

- 3,2 

- 1,9 

- 1,4 

- 1,9 

- 

2,2 

- 

1,5 

- 2,2 

Irland 

- 1,0 

-F 0,6 

-F 0,8 

+ 1,9 

+ 1,0 

-F 2,4 

- 

0,7 

- 

1,9 

- 1,0 

Italien 

- 7,7 

- 7,0 

- 2,8 

- 3,2 

- 1,9 

- 2,5 

- 

3,2 

- 

2,3 

- 2,1 

Luxemburg 

+ 4,4 

-F 5,3 

-F 4,6 

-F 3,5 

+ 2,1 

-F 2,4 

-F 

3,7 

+ 

1,3 

- 0,5 

Niederlande 

- 3,5 

- 1,4 

- 1,3 

- 2,0 

- 1,3 

- 1,0 

- 

1,7 

- 

2,1 

- 1,3 

Österreich 

- 5,0 

- 3,6 

- 1,4 

- 2,4 

- 2,5 

- 2,4 

-F 

0,1 

- 

0,2 

- 0,7 

Portugal 

- 4,7 

- 4,3 

- 3,5 

- 3,6 

- 3,5 

- 4,2 

- 

4,9 

- 

2,7 

- 2,0 

Spanien 

- 5,9 

- 4,0 

- 2,6 

- 2,9 

- 1,5 

- 1,6 

- 

0,9 

- 

0,2 

+ 0,1 

Euro-Raum“" 

- 4,9 

- 3,9 

- 2,3 

- 2,3 

- 1,7 

- 1,9 

- 

2,3 

- 

2,4 

- 2,3 

Dänemark 

- 2,2 

- 1,2 

- 0,3 

-F 0,4 

-F 2,2 

+ 1,1 

-F 

2,0 

-F 

1,1 

+ 1,0 

Schweden 

- 7,2 

- 2,1 

- 1,0 

-F 2,4 

-F 0,4 

+ 1,4 

-F 

3,5 

+ 

0,8 

-F 0,4 

Vereinigtes Königreich .... 

- 5,7 

- 4,2 

- 2,5 

- 0,3 

-F 0,8 

-F 0,8 

-F 

0,4 

- 

1,4 

- 2,4 

EU-15 

- 5,0 

- 3,8 

- 2,3 

- 1,8 

- 1,1 

- 1,2 

- 

1,6 

- 

2,1 

- 2,2 


1) In Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH. - 2) Für das Jahr 2000 einschließlich UMTS-Erlöse. - 3) Werte flir das Jahr 2003 
eigene Schätzung. - 4) Ab 1999 mit Griechenland. - 5) Berechnungen der Europäischen Kommission. Zu den Einzelheiten der methodischen 
Vorgehensweise siehe Europäische Kommission (2003) Cyclical Adjustment of Budget Balances, ECFIN/ 15 8/2003. 


Quelle: EU 
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Währungsunion reflektiert nur zum Teil eine unter- 
schiedliehe realwirtschaftliche Dynamik dieser Länder. 
Es trifft zu, dass die aufholenden peripheren Volkswirt- 
schaften des Euro-Raums sich ausgesprochen dynamisch 
entwickelten und in den großen Ländern die Wirtschafts- 
dynamik nur unterdurchschnittlich bis mittelmäßig war. 
Jedoch haben die meisten kleinen Länder die günstige 
konjunkturelle Entwicklung der Jahre 1999 und 2000 
stärker als die großen Länder genutzt, um ihre konjunk- 
turbereinigten Haushaltssalden zu konsolidieren, ln den 
meisten kleinen Ländern des Euro-Raums sanken die 
konjunkturbereinigten Defizite. Dagegen stieg in 
Deutschland das konjunkturbereinigte Defizit in der 
Währungsunion kontinuierlich an: Es betrug 1,9 vH im 
Jahr 2000 und stieg auf 3,3 vH im Jahr 2001 sowie 
3,4 vH im Jahr 2002. Auch in Frankreich bestand das 
konjunkturbereinigte Defizit in den Jahren 1999 
bis 2001 mit 2,3 vH bis 2,5 vH fort und durchbrach mit 
3,7 vH im Jahr 2002 und 3,9 vH im Jahr 2003 ebenso 
wie das laufende Defizit die 3-vH-Marke. Die an den 
konjunkturbereinigten Salden ersichtliche mangelnde 
Konsolidierung gerade der großen Länder in den guten 
konjunkturellen Zeiten ist primär verantwortlich dafür, 
dass mit der einsetzenden Wirtschaftsflaute die laufen- 
den Defizite dieser Länder die 3-vH-Obergrenze über- 
stiegen. 

Analysiert man darüber hinaus die Zusammensetzung 
der Defizite näher, so wird ersichtlich, dass in Frank- 
reich und Deutschland die Zinszahlungen auf Staats- 
schulden in Relation zum nominalen Bruttoinlandspro- 
dukt seit Jahren fast konstant sind, während in den 
kleinen Mitgliedstaaten der Schuldenabbau in Verbin- 
dung mit historisch niedrigen Zinsen zu einer erhebli- 
chen Reduktion der Haushaltsbelastung durch Schulden- 
dienste führte. Dies liegt daran, dass Deutschland und 
Frankreich aufgrund ihres niedrigen Zinsniveaus Mitte 
der neunziger Jahre von der Zinskonvergenz in Europa 
im Vorfeld der Währungsunion weitaus weniger begüns- 
tigt wurden als die peripheren Volkswirtschaften (Spa- 
nien, Portugal, Irland, Griechenland). Auch in der Wäh- 
rungsunion profitierten einige der kleinen Länder 
zunächst weiterhin von diesem Zinsbonus, indem sie fäl- 
lig werdende hochverzinsliche Wertpapiere durch gerin- 
ger zu verzinsende Neuemissionen refinanzieren konn- 
ten. 

423 . Die in der Entschließung des Europäischen Rates 
vom 17. Juni 1997 enthaltene politische Willenserklä- 
rung zum mittelfristigen Haushaltsausgleich ist rechtlich 
unverbindlich und nicht sanktionsfähig. Eine grundsätz- 
liche Änderung dieser Problematik ist nicht absehbar, 
denn der Zeitpunkt, an dem die Mitgliedstaaten mit der- 
zeit vergleichsweise hohen Defiziten einen ausgegliche- 
nen Haushalt vorzulegen beabsichtigen, ist zwischen der 
Europäischen Kommission und diesen Ländern nach wie 
vor umstritten. Ursprünglich war das Jahr 2002 als Ziel 
für einen nahezu ausgeglichenen Haushalt anvisiert wor- 
den. Inzwischen wurde die Zielmarke bereits zweimal, 
zunächst auf das Jahr 2004 und dann auf das Jahr 2006, 
verschoben. Noch im Herbst des vergangenen Jahres ha- 
ben Deutschland, Portugal und Italien das Ziel des Haus- 


haltsausgleichs bis zum Jahr 2006 in den jeweiligen na- 
tionalen Stabilitätsprogrammen berücksichtigt und sich 
auf diesen Zeitplan verpflichtet, Frankreich jedoch le- 
diglich unter der Bedingung hoher gesamtwirtschaftli- 
cher Zuwachsraten, ln Anbetracht der schwachen Wirt- 
schaftsdynamik wird mittlerweile vom Bundesminister 
der Finanzen ein Haushaltsausgleich bis zum Ende des 
Jahrzehnts angestrebt. Ohne nachhaltige Konsolidierung 
steht der Stabilitäts- und Wachstumspakt jedoch nach 
der sich abzeichnenden Wirtschaftserholung beim 
nächsten Konjunkturabschwung erneut vor denselben 
Problemen, mit denen er gegenwärtig konfrontiert ist. 

Auch die Europäische Kommission erachtet mangelnde 
Konsolidierungsbemühungen als das primäre Problem 
bei der Anwendung des Pakts. Sie sieht die Ursachen der 
übermäßigen Defizite in allen bisher eröffneten Defizit- 
verfahren darin, dass die Überschreitung der Defizit- 
obergrenze von 3 vH weder aus schweren Rezessionen 
im Sinne des EG-Vertrages sowie des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts, noch aus ungewöhnlichen Ereignissen, 
die sich der Kontrolle des Landes entziehen, herrühren. 
Vielmehr haben Ausgabenüberschreitungen trotz eines 
absehbaren Reformbedarfs der beitragsfinanzierten Sys- 
teme der Sozialen Sicherung sowie Steuermindereinnah- 
men in Folge von unzureichend gegenfinanzierten Steu- 
erreformvorhaben die übermäßigen Defizite ausgelöst. 

Die aktuelle Lage 

424 . Gegenwärtig laufen Verfahren wegen eines über- 
mäßigen Defizits gegen Deutschland, Frankreich und 
Portugal. Hierbei ist das Verfahren gegen Frankreich am 
weitesten fortgeschritten. Frankreich droht in der nächs- 
ten Stufe prinzipiell die Verhängung von Sanktionen 
nach Artikel 104 Absatz 11 EG- Vertrag. Deutschland 
und Portugal haben Empfehlungen nach Artikel 104 
Absatz 7 EG-Vertrag erhalten. 

425 . Im laufenden Defizitverfahren gegen Deutschland 
hat der ECOFIN-Rat in seiner Entscheidung vom 
21. Januar 2003 das Bestehen eines übermäßigen Defi- 
zits festgestellt und angemerkt, dass gegen Ende der 
neunziger Jahre, als sich Deutschland einer relativ güns- 
tigen konjunkturellen Entwicklung erfreute, bei der 
Haushaltskonsolidierung nur begrenzte Fortschritte er- 
zielt wurden. Somit bestand nur ein geringer Haushalts- 
spielraum, um die Auswirkungen einer Konjunkturab- 
schwächung oder unerwartete Einnahmeausfälle infolge 
der im Jahr 2001 durchgeführten Steuerreform auszu- 
gleichen, so dass es im Jahr 2002 zu einer deutlichen 
Verfehlung des Referenzwerts von 3 vH kam. Der ECO- 
FIN-Rat stellte ebenfalls fest, dass die Überziehung des 
Etats und die Einnahmeausfälle nur zum Teil mit kon- 
junkturellen Faktoren erklärbar sind. 

In der Empfehlung des ECOFIN-Rats vom 21. Januar 
2003 wurde eine rasche Rückführung des Defizits ange- 
mahnt und Deutschland aufgefordert, seine Haushalts- 
planung zügig umzusetzen. Diese sah eine Verringerung 
des gesamtstaatlichen Defizits um 1 Prozentpunkt auf 
2 V 4 vH vor. Auch wurde von der Bundesregierung ver- 
langt, den Anstieg der Schuldenstandsquote im 
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Jahr 2003 zu stoppen und umzukehren. Schließlich 
wurde von Deutschland eine Rückführung des konjunk- 
turbereinigten Defizits um 1 vH in Relation zum nomina- 
len Bruttoinlandsprodukt gefordert. Deutschland stellte 
für das Jahr 2003 in seinem Stabilitätsprogramm die 
Umsetzung von Strukturreformen zur Förderung des 
Wachstums in Aussicht. 

Auch in diesem Jahr durchbrach jedoch das gesamtstaat- 
liche Defizit in Deutschland mit 4,1 vH die 3-vH-Marke 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts deutlich (Zif- 
fer 261). Nach dem Jahr 2002 wies Deutschland somit 
zum zweiten Mal in Folge ein übermäßiges Defizit auf. 
Gemäß Berechnungen der Europäischen Kommission 
stieg das konjunkturbereinigte gesamtstaatliche Defizit 
von einem Vorjahreswert von 3,4 vH leicht auf einen 
Wert von 3,5 vH in diesem Jahr an. Der Konsolidie- 
rungserfolg blieb somit deutlich hinter den Konsolidie- 
rungszusagen zurück. Es ist daher damit zu rechnen, 
dass die Europäische Kommission noch in diesem Jahr 
nach Artikel 104 Absatz 8 EG- Vertrag feststellen wird, 
dass Deutschland keine geeigneten Maßnahmen zur 
Rückführung der Defizite ergriffen hat. Dann könnte sie 
dem ECOFIN-Rat empfehlen, Deutschland - zusammen 
mit Frankreich - gemäß Artikel 104 Absatz 9 EG- Ver- 
trag aufzufordem, neue Maßnahmen zu treffen, um das 
übermäßige Defizit abzubauen. Für das Jahr 2004 hat 
sich die Bundesregierung durch den Beschluss zum Vor- 
ziehen der dritten Stufe der Steuerreform in das 
Jahr 2004 noch weiter davon entfernt, im kommenden 
Jahr die Defizitobergrenze des Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakts einzuhalten. Während ohne diese Maßnahme 
eine Defizitquote von 3,4 vH möglich erscheint, wird die 
Defizitquote bei Verzicht auf Gegenfinanzierung erneut 
über 4 vH liegen und bei der geplanten teilweisen Ge- 
genfmanzierung immerhin noch rund 3,6 vH betragen. 
Das beabsichtigte Vorziehen der Steuerreform ist nicht 
nur wegen der vermutlich geringen konjunkturellen Ef- 
fekte, sondern auch wegen der möglichen negativen Sig- 
nalwirkungen einer schuldenfmanzierten Steuersenkung 
die falsche Maßnahme. 

Die Europäische Kommission hat Deutschland vor dem 
Hintergrund einer auch im Jahr 2003 schwächer als im 
Haushalt eingestellten gesamtwirtschaftlichen Aktivität 
die Möglichkeit eröffnet, nicht mit zusätzlichen Konsoli- 
dierungsmaßnahmen gegensteuern zu müssen, um die 
Defizitgrenze einzuhalten. Wegen des erneuten massiven 
Verfehlens der Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstums- 
pakts droht Deutschland jedoch der Übergang des 
Defizitverfahrens in die nächste Stufe. Ohne Korrektur- 
maßnahmen wäre dann frühestens zum Ende des 
Jahres 2004 eine zinslose Bareinlage von maximal etwa 
11 Mrd Euro fällig. 

426 . Für die Europäische Kommission drohen nicht die 
Defizitverfahren gegen Deutschland oder Portugal, son- 
dern vielmehr das Verfahren gegen Frankreich immer 
mehr zu einem Präzedenzfall zu werden. Für Frankreich 
ist das Defizitverfahren am weitesten fortgeschritten, da 
die französische Regierung bis Oktober dieses Jahres 
wenig Neigung zeigte, den Empfehlungen der Kommis- 
sion nachzukommen. 


Im laufenden Defizitverfahren gegen Frankreich hat der 
ECOFIN-Rat am 3. Juni 2003 auf Anregung der Europä- 
ischen Kommission gemäß Artikel 104 Absatz 7 eine 
Empfehlung an Frankreich abgegeben. Die französische 
Regierung wurde aufgefordert, das bestehende übermä- 
ßige Defizit so rasch wie möglich, spätestens aber bis 
zum Jahr 2004, abzubauen. Nach Ansicht der Europä- 
ischen Kommission sollte Frankreich sein konjunkturbe- 
reinigtes Defizit in den Jahren 2003 und 2004 jeweils 
um 0,5 Prozentpunkte senken und die öffentliche Schul- 
denstandsquote wieder auf einen Abwärtspfad bringen. 
Die dazu erforderlichen Maßnahmen waren vor dem 
3. Oktober 2003 zu treffen. Die französische Regierung 
ergriff jedoch keine Sofortmaßnahmen, sondern sah le- 
diglich in ihrer im September 2003 dem Parlament vor- 
gelegten Haushaltsplanung für das Jahr 2004 eine Ver- 
ringerung des konjunkturbereinigten Defizits um 
0, 7 Prozentpunkte vor, die jedoch nicht ausreichend 
wäre, um unter die 3-vH-Obergrenze zu gelangen. 

Am 8. Oktober dieses Jahres empfahl die Europäische 
Kommission dem ECOFIN-Rat daher gemäß Artikel 104 
Absatz 8 EG-Vertrag festzustellen, dass Frankreich 
keine geeigneten Gegenmaßnahmen ergriffen hat. 

Am 21. Oktober 2003 hat die Europäische Kommission 
dem ECOFIN-Rat empfohlen, Frankreich gemäß 
Artikel 104 Absatz 9 EG-Vertrag aufzufordern, neue 
Maßnahmen zu treffen, um das übermäßige Defizit abzu- 
bauen. Dabei zog die Kommission in Betracht, dass der 
Konjunkturabschwung, der zu einer Verschlechterung 
der Haushaltstage beitrug, plötzlich und unerwartet ein- 
trat. Durch den Abschwung wäre eine Rückführung des 
konjunkturbereinigten Defizits um 1,5 Prozentpunkte im 
Jahr 2004 erforderlich geworden, um das Defizit unter 
die 3-vH-Marke zu führen. Der Hinweis auf die uner- 
wartete Konjunkturschwäche rechtfertigt nach Ansicht 
der Europäischen Kommission, die Möglichkeit zu eröff- 
nen, nicht mit zusätzlichen Konsolidierungsmaßnahmen 
gegensteuern zu müssen, um die Defizitgrenze einzuhal- 
ten. Die Europäische Kommission erlaubt Frankreich, 
das Defizit erst im Jahr 2005 unter die 3-vH-Obergrenze 
zu senken und fordert für das Jahr 2004 eine Rückfüh- 
rung des konjunkturbereinigten Defizits um 1 Prozent- 
punkt. Damit gewährte sie Frankreich einen Aufschub. 
Frankreich soll bis zum 15. Dezember einen Bericht vor- 
legen, wie es der Empfehlung folgen will. Auch soll 
Frankreich in den kommenden beiden Jahren vier Um- 
setzungsberichte einreichen, anhand derer der Abbau 
des übermäßigen Defizits geprüft werden kann. 

Im aktuellen Stadium des Defizitverfahrens ist der ECO- 
FIN-Rat bei seiner Sitzung am 4. November den Vor- 
schlägen der Europäischen Kommission nicht gefolgt 
und hat die erneute Entscheidung über die Empfehlung 
nach Artikel 1 04 Absatz 9 EG-Vertrag an Frankreich mit 
ungewissem Ausgang vertagt. Wäre diese Empfehlung 
an Frankreich gerichtet worden und würde Frankreich 
diese nicht befolgen, ginge das Verfahren automatisch in 
die letzte Stufe über, in der nach Artikel 104 Absatz 11 
EG-Vertrag die Europäische Kommission dem ECOFIN- 
Rat Sanktionen empfehlen kann. In der Regel ist zu- 
nächst eine unverzinsliche Bareinlage zu hinterlegen, die 
sich im Falle Frankreichs auf maximal rund 8 Mrd Euro 
belaufen könnte. 
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Der Pakt vor der Zerreißprobe 

427 . Mit dem Zugeständnis an Frankreich, erst im 
Jahr 2005 die 3-vH-Obergrenze des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts unterschreiten zu müssen, wollte die 
Europäische Kommission eine Abstimmungsniederlage 
im ECOFIN-Rat vermeiden, denn sie musste befürchten, 
dass die EU-Finanzminister die ursprüngliche Empfeh- 
lung nicht unverändert billigen würden. Diese Befürch- 
tungen scheinen nicht unbegründet, denn der ECOFIN- 
Rat hat in seiner Sitzung am 4. November sogar die Be- 
schlussfassung über die abgemilderte Empfehlung an 
Frankreich vertagt. Die Europäische Kommission und 
der ECOFIN-Rat riskieren damit ungeachtet der für sie 
politisch schwierigen Ausgangssituation aufgrund paral- 
leler Defizitverfahren gegen die beiden größten Mit- 
gliedsländer eine weitere inhaltliche Aushöhlung des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts. Dieses Ausnützen des 
ihnen zustehenden erheblichen Ermessensspielraums 
wäre allenfalls akzeptabel, wenn nur dadurch der Pakt 
eine Überlebenschance hätte und weiterhin seine Wir- 
kung entfalten könnte. Dem Stabilitäts- und Wachstums- 
pakt wird jedoch durch die Vermeidung der konsequen- 
ten Umsetzung seiner Regeln zunehmend seine 
Glaubwürdigkeit genommen. Die Entscheidung der Eu- 
ropäischen Kommission und die höchst bedauerliche 
Haltung des ECOFIN-Rats senden das falsche Signal an 
diejenigen Eänder in der Währungsunion, die Konsoli- 
dierungsbemühungen in einem wirtschaftlich ungünsti- 
gen Umfeld eingeleitet haben, wie dies beispielsweise 
die Niederlande in diesem Jahr taten. Zu befürchten ist, 
dass die Länder des Euro-Raums zukünftig weniger am- 
bitioniert den Pfad der Konsolidierung beschreiten wer- 
den. Fatal ist das Signal, das die flexible Handhabung 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts an die beitretenden 
Länder übermittelt, denn es ist unglaubwürdig, den Bei- 
trittsländem eine strikte Einhaltung der Regeln des 
„Klubs der Euro-Länder“ nahe zu legen, wenn die Klub- 
mitglieder selbst sich nicht an diese Regeln halten. 

Handlungsoptionen auf europäischer Ebene 

428 . Der Stabilitäts- und Wachstumspakt steht am 
Scheideweg. Letztendlich ist der Pakt nicht in der Lage, 
ein souveränes Land zu zwingen, eine Konsolidierung 
gegen seinen eigenen Willen zu betreiben. Die vorgese- 
henen Sanktionen sind kaum mehr glaubhaft und daher 
nicht disziplinierend, da in der gegenwärtigen Konstella- 
tion im Rat „Sünder“ über andere „Sünder“ befinden, 
was strategisches Abstimmungsverhalten fördert. Wegen 
der hohen Konsenshürden der Entscheidungen (zwei 
Drittel-Mehrheit) leidet die Glaubwürdigkeit der Ver- 
hängung von Sanktionen. Durch die flexible Handha- 
bung der Ausnahmetatbestände untergräbt die Europä- 
ische Kommission das Fundament ihrer eigenen 
Autorität als Hüterin des Pakts. Die Europäische Kom- 
mission und der ECOFIN-Rat sind im Umgang mit den 
mangelnden Konsolidierungsbemühungen der großen 
Mitgliedsländer der Währungsunion der Versuchung er- 
legen, das Zugeständnis von höheren Defiziten heute an 
die Zusage einer stärkeren Konsolidierung in der Zu- 


kunft zu knüpfen. Bei einer derart pragmatischen Hand- 
habung des Pakts unter extremer Ausnutzung aller Inter- 
pretationsspielräume besteht die große Gefahr, dass 
wegen der offensichtlichen Zeitinkonsistenzprobleme 
solcher Zusagen der Pakt seine Glaubwürdigkeit verliert. 
Wenn die Staaten des Euro-Raums verkennen, dass ein 
solides Haushaltsgebaren nach den Regeln des Pakts im 
gegenseitigen Interesse aller Beteiligten liegt, dann wird 
er langfristig nicht überleben, mit bedenklichen Folgen 
für die Stabilität der gemeinsamen Währung. Dies soll- 
ten Europäische Kommission und Ministerrat nicht ris- 
kieren; sie sollten die Regeln des Pakts so anwenden, 
dass er seine disziplinierende Wirkung entfaltet. 

429 . An dieser Einschätzung mag man kritisieren, dass 
der Stabilitäts- und Wachstumspakt aus stabilisierungs- 
politischer Sicht kontraproduktiv sei, wenn er in wirt- 
schaftlichen Schwächephasen beim Erreichen der 3-vH- 
Defizitmarke eine Begrenzung der konjunkturell als 
sinnvoll erachteten finanzpolitischen Stimuli erforder- 
lich mache. Dieser Einwand ist nur teilweise gerechtfer- 
tigt, denn der Pakt enthält für kräftige konjunkturelle 
Abschwungphasen durchaus Ausnahmeregelungen, die 
ein Überschreiten der 3-vH-Grenze erlauben. Richtig ist 
aber, dass für Konjunkturzyklen, die nicht unter die defi- 
nierten Ausnahmen fallen, ein Überschreiten des 3-vH- 
Kriteriums eine Verletzung des Pakts darstellt, die ein 
Defizitverfahren zur Folge haben sollte. Dies ist exakt 
die Situation, in der sich die beiden großen EWU-Länder 
gegenwärtig befinden. 

Die Verschlechterung der Haushaltsposition aus kon- 
junkturellen Gründen kann ihre Ursachen im Wirken der 
automatischen Stabilisatoren und in einer diskretionär 
antizyklischen Finanzpolitik des betreffenden Landes 
haben. Für ein Überschreiten der Defizitgrenze ist diese 
Unterscheidung irrelevant. Aus ökonomischer Sicht gibt 
es aber gute Gründe, die stabilisierungspolitische Rolle 
der Finanzpolitik den automatischen Stabilisatoren zuzu- 
weisen (Ziffer 804 und JG2001 Ziffern 388 ff.). Das 
Überschreiten der Defizitgrenze in „normalen“ konjunk- 
turellen Abschwungsphasen durch die automatischen 
Stabilisatoren ist mit Blick auf die empirisch festgestell- 
ten Elastizitäten der öffentlichen Haushalte im Hinblick 
auf Schwankungen des Auslastungsgrads, - als Faustre- 
gel kann hier eine Reagibilität von 0,5 unterstellt 
werden -, überhaupt nur möglich, wenn der konjunktur- 
bereinigte Haushalt des betreffenden Landes von null 
abweicht. Gemäß der Vorgaben des Pakts, der ja gerade 
eine zumindest ausgeglichene Haushaltsposition fördert, 
handelt es sich demnach um ein transitorisches Problem, 
dessen Ursachen in mangelnden Konsolidierungsan- 
strengungen dieser Länder in der Vergangenheit liegen. 
In einer solchen Siluation isl in der Tat ein Zielkonflikt 
zwischen den kurzfristigen stabilisierungspolitischen Er- 
fordernissen und den Defizitvorgaben des Pakts zu kon- 
statieren. Die Logik des Stabilitäts- und Wachstums- 
pakts lässt in diesen Fällen den betreffenden Ländern 
zwei prinzipielle Möglichkeiten: Verfolgt man das Ziel, 
die öffentlichen Defizite unter die 3-vH-Grenze zu brin- 
gen, impliziert dies eine prozyklische Politik; will man 
diese vermeiden, dann ist gemäß den geltenden Regeln 
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ein Defizitverfahren mit seinen möglichen Folgen zu ak- 
zeptieren. Ein Land, das sich in einer solchen Situation 
befindet, ist demnach nicht unter allen Umständen zu ei- 
ner den Konjunkturzyklus verstärkenden Politik ge- 
zwungen, hat dann aber die Konsequenzen dieser Ent- 
scheidung zu akzeptieren. Diesen Zielkonflikt nicht 
offen zu Tage treten zu lassen, sondern das wiederholte 
Überschreiten der Defizitgrenze ohne entsprechende 
Sanktionierung zu gestatten, enthält die Gefahr, dass der 
Pakt in den Augen der Öffentlichkeit als „zahnloser Ti- 
ger“ wahrgenommen und damit nachhaltig beschädigt 
wird. Nicht akzeptabel unter dem geltenden Regelrah- 
men ist insbesondere, wenn der Preis, mit dem der Stabi- 
litäts- und Wachstumspakt eine solche Entscheidung be- 
legt, diskretionär abgesenkt wird. Deshalb sind die 
Beschlüsse der Europäischen Kommission und des Mi- 
nisterrats im laufenden Defizitverfahren gegenüber 
Frankreich, die ja zugleich auch präjudizierende Wir- 
kung für das Verfahren gegen Deutschland haben wer- 
den, kritisch zu sehen. 

Handlungsoptionen der Bundesregierung 

430 . Als Konsequenz des wiederholten und andauern- 
den Verstoßes gegen die Haushaltsregeln des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts sollte die Bundesregierung umge- 
hend ernsthafte Konsolidierungsmaßnahmen einleiten. 
Andernfalls sollte sie mögliche Sanktionen akzeptieren 
und sich auf die Hinterlegung einer zinslosen Bareinlage 
einstellen. Um einer Umwandlung der Bareinlage in eine 
Geldbuße vorzubeugen, ist es erforderlich, in den kom- 
menden Jahren die Konsolidierungsbemühungen zu 
intensivieren und die Budgetdefizite in der sich abzeich- 
nenden konjunkturellen Erholungsphase rasch und kon- 
tinuierlich in Richtung Budgetausgleich zurückzuführen. 
Nur so ist sichergestellt, dass der für ein reibungsloses 
Funktionieren der Europäischen Währungsunion not- 
wendige Stabilitäts- und Wachstumspakt seine inten- 
dierte Wirkung entfalten kann. Dies sollte von der Bun- 
desregierung aktiv unterstützt werden. In der aktuellen 
Situation erfordert dies nicht, dass ein prozyklisches 
Verhalten der fiskalpolitischen Instrumente durch die 
Begrenzung der automatischen Stabilisatoren erzwungen 
werden muss, denn eine merkliche Senkung der Haus- 
haltsdefizite bis zum Jahr 2006 ist in Anbetracht der 
Aussicht auf eine Konjunkturbelebung auch ohne solche 
Maßnahmen möglich. 

431 . In der Öffentlichkeit wird eine Sanktion gegenüber 
einem Land, das sich in einer ohnehin gesamtwirtschaft- 
lich schwierigen Lage befindet, vielfach als paradox 
empfunden. Hier gilt es allerdings zu beachten, dass die 
Sanktionsskala mit einer unverzinslichen Einlage be- 
ginnt, die in den nationalen Haushalten als nicht defizit- 
wirksame finanzielle Transaktion verbucht wird. Dies 
wird man nicht als eine drakonische Strafe bezeichnen 
können. Erst nach zwei Jahren wird diese Einlage in eine 
defizitwirksame Geldbuße umgewandelt, falls es zwi- 
schenzeitlich zu keiner Verbesserung der Haushaltslage 
des betreffenden Landes gekommen ist. Auf die konkrete 
Problemsituation in Deutschland und Frankreich bezogen 


heißt dies: Das erneute Überschreiten der Defizitgrenze 
im kommenden Jahr wäre aus Sicht des Sachverständi- 
genrates mit einer regelkonformen weiteren Anwendung 
des Defizitverfahrens zu ahnden gewesen, auch mit der 
Folge einer dann fällig werdenden Einlage. Die Nichtein- 
haltung der Defizitgrenze bedeutet, dass in der gegenwär- 
tigen Konfliktsituation beide Länder einer graduellen 
Konsolidierung den Vorzug vor einer massiven Rückfüh- 
rung der Defizite geben. Dafür mag es ökonomische und 
auch politische Gründe geben; dann sind jedoch die Kon- 
sequenzen dieses Handelns zu akzeptieren. 

432 . In einem nationalen Stabilitätspakt ist die Auftei- 
lung der Konsolidierungserfordernisse zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden zu regeln und die Konsolidie- 
rung der Haushalte der Gebietskörperschaften mit den 
jährlich bei der Europäischen Kommission einzurei- 
chenden nationalen Stabilitätsprogrammen abzustim- 
men. Dabei ist mittelfristig das im Stabilitäts- und 
Wachstumspakt verankerte Ziel anzustreben, einen zu- 
mindest ausgeglichenen Haushalt zu erreichen oder 
Haushaltsüberschüsse zu erwirtschaften. In der Sitzung 
am 21. März 2002 hat der Finanzplanungsrat die Rege- 
lung getroffen, dass der Bund (einschließlich der Sozial- 
versicherungen) sowie Länder und Kommunen sich das 
zur Verfügung stehende Verschuldungsvolumen in den 
Jahren 2003 bis 2006 im Verhältnis 45 zu 55 teilen. 
Nach welchen Kriterien - diskutiert werden in diesem 
Zusammenhang die Einwohnerzahl, das regionale Brut- 
toinlandsprodukt oder der Schuldenstand - das Ver- 
schuldungsvolumen zwischen den einzelnen Ländern 
horizontal zu verteilen ist, blieb ungeklärt. 

Formal trägt der Bund gegenüber der Europäischen 
Union die Verantwortung für die finanziellen Verpflich- 
tungen aus dem Stabilitäts- und Wachstumspakt. Das für 
die Berechnung etwaiger Strafzahlungen relevante Defizit 
in der Definition der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen betrug im Jahr 2003 insgesamt 4, 1 vH in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt, davon entfielen 
3,8 vH auf die Gebietskörperschaften und 0,3 vH auf die 
Sozialversicherungen. Bei den Gebietskörperschaften lag 
der Anteil des Bundes am Finanzierungssaldo im 
Jahr 2003 bei 1,9 vH nach 1,6 vH im Vorjahr. Der Anteil 
der Länder betrug im laufenden Jahr 1,8 vH nach 1,5 vH 
im Vorjahr, und der Anteil der Gemeinden blieb mit 
0,1 vH in beiden Jahren vernachlässigbar gering. 

433 . Man kann sich leicht ausmalen, dass in Anbe- 
tracht der Zuspitzung der Haushaltstage der Gebietskör- 
perschaften ein erhebliches Konfliktpotential insbeson- 
dere zwischen Bund und Ländern besteht, wenn erstmals 
die Hinterlegung einer zinslosen Bareinlage oder etwa- 
ige Geldbußen wegen eines übermäßigen Defizits dro- 
hen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Erhöhung der 
Defizite gegenüber den im Finanzplanungsrat im 
Jahr 2002 vereinbarten Eckwerten primär beim Bund an- 
zusiedeln ist (Ziffer 273). Doch auch die Finanzlage der 
Bundesländer insgesamt hat sich seit dem Jahr 2000 
drastisch verschlechtert, da sie unter massiven Einnah- 
meverlusten leiden. Statt in gegenseitige Schuldzuwei- 
sungen und Verteilungskämpfe einzusteigen, sollte der 
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nationale Stabilitätspakt um Regelungen zur Aufteilung 
der Strafzahlungen auf die Gebietskörperschaften er- 
gänzt werden. Die durch Artikel 109 Absatz 1 Grundge- 
setz verfassungsmäßig geschützte Haushaltsautonomie 
der Länder erfordert es, die auch aus europäischer Per- 
spektive gebotene Konsolidierungsstrategie in eine vom 
Sachverständigenrat angeregte generelle Reform des Fö- 
deralismus und des deutschen Steuersystems einzubin- 
den (Ziffern 510 ff.). 

Sinnvolle mittel- bis langfristige Reformen 

434 . Die strikte Anwendung des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts in der aktuellen Situation schließt nicht 
seine sinnvolle Weiterentwicklung durch Stärkung der 
Langfristorientierung und Beseitigung der asymmetri- 
schen Wirkungsweise aus. Dazu hat die Europäische 
Kommission im November 2002 Vorschläge an den Rat 
unterbreitet. Die meisten dieser Reformvorschläge bie- 
ten die Möglichkeit zu Modifikationen des Pakts, die im 
Wesentlichen an den Verfahren ansetzen und häufig in- 
nerhalb des bestehenden Regelwerks vorgenommen 
werden können. Neben prozeduralen Vorschlägen wurde 
jedoch auch eine Reihe weitreichender Vorschläge zur 
Diskussion gestellt, die eine Anpassung des Regelwerks 
selbst erfordern. 

Am 27. November 2002 unterbreitete die Europäische 
Kommission einen Maßnahmenkatalog zur Stärkung der 
Koordination der Budgetpolitiken, der eine stärkere 
Überwachung und Kontrolle der Kommission über die 
nationalen Finanzpolitiken zum Inhalt hat. Dabei hat sie 
fünf konkrete Änderungen vorgeschlagen: 

- Die Erfordernisse eines nahezu ausgeglichenen 
Haushalts oder Budgetüberschusses sollten im Sinne 
eines konjunkturbereinigten Finanzierungssaldos in- 
terpretiert werden, wie ihn die Europäische Kommis- 
sion mit dem von ihr entwickelten Verfahren eines 
konjunkturbereinigten Defizits misst. 

- Die Rückführung der konjunkturbereinigten Defizit- 
quote soll zumindest 0,5 Prozentpunkte pro Jahr be- 
tragen und schneller erfolgen in Ländern mit hohen 
Defizit- oder Schuldenstandsquoten oder günstigen 
Wachstumsbedingungen. 

- Die Mitgliedsländer der Währungsunion sollen eine 
prozyklische Lockerung der Finanzpolitiken in einem 
günstigen Wachstumsumfeld vermeiden und das Wir- 
ken der automatischen Stabilisatoren über den Kon- 
junkturzyklus hinweg ermöglichen. 

- Die Europäische Kommission gesteht Ländern, wel- 
che strukturelle Reformen implementieren, im Aus- 
gleich dafür eine temporäre geringfügige Verschlech- 
terung der zugrundeliegenden Budgetpositionen zu, 
falls diese Länder eine Schuldenstandsquote von 
deutlich unter 60 vH und eine niedrige implizite 
Staatsverschuldung aufweisen. Auch muss ein ausrei- 
chender Sicherheitsabstand zur 3-vH-Grenze der De- 
fizitquote gewahrt bleiben. 


- Schließlich ist die Europäische Kommission bestrebt, 
die Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen als zentrales 
Politikziel zu verfolgen. Dazu will sie zukünftig das 
Kriterium des Schuldenstands stärker berücksichti- 
gen. Diejenigen Länder, deren gesamtstaatliche Ver- 
schuldung deutlich über dem Referenzwert von 60 vH 
in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt 
liegt, müssen in ihren nationalen Stabilitätsprogram- 
men ihre Strategie zum Schuldenabbau offen legen. 
Auch sollen Länder jährlich ein Programm vorlegen, 
wie sie den Herausforderungen einer alternden Ge- 
sellschaft begegnen wollen. 

Zur Umsetzung dieser Vorschläge legte die Europäische 

Kommission ein Vier-Punkte-Programm vor: 

- Die Mitgliedstaaten sollten ihre politische Unterstüt- 
zung für den Stabilitäts- und Wachstumspakt in einer 
Entschließung zur Stärkung der haushaltspolitischen 
Koordinierung bestätigen. Insbesondere soll die Ver- 
pflichtung bezüglich eines „nahezu ausgeglichenen 
Haushalts oder Haushaltsüberschusses“ durch eine 
jährliche Rückführung der konjunkturbereinigten De- 
fizite um mindestens 0,5 vH in Relation zum nomina- 
len Bruttoinlandsprodukt zugesichert werden. Länder 
mit einem sehr hohen Schuldenstand sollen Zusagen, 
diesen rascher zurückzuführen. Alle Mitgliedsländer 
sollten schließlich die Anwendung der Durchset- 
zungsverfahren des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
erleichtern. 

- Bei der Beurteilung der Stabilitäts- und Konvergenz- 
programme soll der Qualität der öffentlichen Finan- 
zen mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden. Beson- 
ders berücksichtigt werden sollte, ob die geplanten 
Haushaltsmaßnahmen zu Wachstum und Beschäfti- 
gung beitragen und ob die Verbesserung der Haus- 
haltssalden über Ausgabensenkungen oder Steuerer- 
höhungen erreicht wird. Ferner beabsichtigt die 
Europäische Kommission, ihre Überwachung der 
Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten zu verstärken, 
indem eingehende Länderstudien durchgeführt und 
veröffentlicht werden. 

- Die Europäische Kommission will effizientere Durch- 
setzungsverfahren entwickeln und den Frühwarnme- 
chanismus bei deutlichen Abweichungen von den 
Haushaltszielen schneller anhand von eindeutigen 
Kriterien aktivieren. Auch sollen Warnungen bei ei- 
ner prozyklischen Lockerung der Haushaltspolitik in 
guten Zeiten als Verletzung der Haushaltsvorgaben 
auf EU-Ebene betrachtet werden. Ferner soll ein De- 
fizitverfahren auch dann eröffnet werden, wenn die 
Rückführung des Schuldenstands auf den Referenz- 
wert von 60 vH in Relation zum nominalen Bruttoin- 
landsprodukt nicht als „rasch genug“ eingestuft 
wird. Auch soll die Europäische Kommission ermäch- 
tigt werden, Frühwarnungen - ohne eine entspre- 
chende Abstimmung im Rat - direkt an die Mitglied- 
staaten zu richten. 

- Schließlich möchte die Europäische Kommission 
eine bessere Kommunikation durch Offenheit und 
Transparenz. Dazu beabsichtigt sie, ihre detaillierte 
Bewertung der Stabilitäts- und Konvergenzpro- 
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gramme zu veröffentlichen und zu untersuchen, wie 
es in den Mitgliedstaaten um die Erreichung ihrer 
Haushaltsziele steht. Die Mitgliedstaaten sollen 
diese Berichte der Europäischen Kommission bei ih- 
rer Aufstellung der jährlichen Haushaltspläne be- 
rücksichtigen. 

435 . Die von der Europäischen Kommission unterbrei- 
teten Vorsehläge zur Modifikation des Pakts sind als 
sinnvoll anzusehen, soweit sie die Stärkung der Konsoli- 
dierungsanreize in konjunkturellen Erholungsphasen 
und die zunehmende Berücksiehtigung der budgetären 
Konsequenzen von impliziten Pensionsverpflichtungen 
betreffen. Riehtig ist auch die stärkere Fokussierung auf 
konjunkturbereinigte Defizite. Finanzpolitik muss sich 
vorzugsweise an konjunkturbereinigten Größen orientie- 
ren. Um differierende Schätzungen der konjunkturberei- 
nigten Defizite je nach Methode zu vermeiden, ist im 
Verfahren der Haushaltsüberwachung durchgängig die 
von der Europäischen Kommission entwickelte Berech- 
nungsmethode zu verwenden. Positiv zu sehen sind auch 
die Vorschläge, in der Beurteilung der Haushaltspolitik 
stärker auf die Struktur und Qualität der öffentlichen Fi- 
nanzen abzustellen. Mit einer gewissen Skepsis zu be- 
gegnen ist jedoch den Vorschlägen, zur Umsetzung von 
Strukturreformen eine temporäre Abweichung vom Ziel 
eines ausgeglichenen Haushalts zuzulassen, wenn ein 
niedriger Schuldenstand, niedrige Defizitquoten und 
eine geringe implizite Staatsverschuldung vorliegen. Bei 
Erfüllung dieser Bedingungen gefährden vorüberge- 
hende geringe Defizite zwar nicht die Solidität der 
Staatsfinanzen, die Regelung reduziert jedoch die Trans- 
parenz des Verfahrens. Durch das Zugeständnis von 
Ausnahmeregelungen will die Europäische Kommission 
im Rat die Akzeptanz der eigenen Vorschläge erhöhen 
und sich Entscheidungsspielräume eröffnen. Der gegen- 
wärtige Umgang der Europäischen Kommission mit die- 
sen Flexibilitätsklauseln gibt jedoch Anlass zur Sorge. 
Da mittelfristig bis langfristig kein grundsätzlicher Ge- 
gensatz zwischen Strukturreformen am Arbeitsmarkt 
oder in den Sozialsystemen und einer auf Haushaltsaus- 
gleich bedachten soliden Finanzpolitik besteht, sind sol- 
chen kurzfristigen Ausnahmeregelungen enge Grenzen 
zu setzen. 

436 . Weitere absehbare Änderungen für die Verfahren 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts ergeben sich durch 
den vom Verfassungskonvent vorgelegten Entwurf für 
eine Europäische Verfassung. Hierbei sind Teile der Vor- 
schläge der Europäischen Kommission aufgenommen 
worden. Eine wichtige Neuerung besteht darin, die Re- 
geln des Stabilitäts- und Wachstumspakts auch dazu ein- 
zusetzen, unzureichende Konsolidierungsbemühungen 
in guten Zeiten zu sanktionieren. Damit unabhängig vom 
Konjunkturverlauf Anreize zu nachhaltiger Finanzpoli- 
tik bestehen, soll die Europäische Kommission das 
Recht ausüben können, in konjunkturell guten Zeiten ein 
Land zu verwarnen, das seine Ziele zur Rückführung des 
konjunkturbereinigten Defizits verfehlt oder zu verfeh- 
len droht - ungeachtet eines möglicherweise unbedenk- 


lichen Finanzierungssaldos. Dies ist durch die bisherige 
Verordnung (EG) Nr. 1466/97 nicht gedeckt und stellt 
eine Erweiterung der Kommissionsbefugnisse dar. Eine 
zweite Regelung sieht vor, dass die Europäische Kom- 
mission zukünftig eigenständig die Initiative für die Ver- 
öffentlichung einer Frühwarnung ergreifen kann. Es ist 
ferner geplant, dass die Ablehnung einer solchen Initia- 
tive durch den Rat nur einstimmig möglich ist. Diese Re- 
gelung ist als sinnvoll einzustufen, da sie Entscheidun- 
gen über die Einleitung eines Defizitverfahrens 
erleichtert und damit die Anreize zu strategischem Ab- 
stimmungsverhalten im Rat mindert. 

Fazit: Der Pakt ist besser als sein Ruf 

437 . Zusammengefasst sei betont, dass der Sachver- 
ständigenrat kurzfristig keine Alternative dazu sieht, in 
den laufenden Verfahren wegen übermäßiger Defizite 
die Regeln des Stabilitäts- und Wachstumspakts wie da- 
rin vorgesehen anzuwenden. Vom Grundgedanken des 
Pakts, der Konsolidierung der Staatshaushalte im ge- 
meinsamen Interesse aller beteiligten Länder der Wäh- 
rungsunion, darf nicht abgewichen werden. Noch haben 
die betroffenen Länder die Chance, bei konsequenten 
Konsolidierungsbemühungen wegen der sich abzeich- 
nenden Wirtschaftsbelebung erste Erfolge beim Defizit- 
abbau zu erzielen, bevor Sanktionen in nennenswerter 
Höhe fällig werden. 

Die Kritik, dass der Stabilitäts- und Wachstumspakt zu 
wenig Flexibilität besäße, vermag der Sachverständigen- 
rat nicht zu teilen. Die Flexibilität des Pakts wird bei- 
spielsweise durch die Ausnahmetatbestände garantiert, 
unter denen eine temporäre Überschreitung der Defizit- 
und Schuldenstandsobergrenze tolerierbar ist. Interpreta- 
tionsspielräume eröffnen sich auch dadurch, dass die 
Feststellung eines übermäßigen Defizits zwar an die ak- 
tuellen jährlichen Werte der Defizitquote gebunden ist, 
die Europäische Kommission bei ihrer Stellungnahme 
und ihren Empfehlungen an den ECOFIN-Rat jedoch ge- 
halten ist zu berücksichtigen, „ob das Defizit die öffent- 
lichen Ausgaben für Investitionen übertrifft“ (Arti- 
kel 104 Absatz 3 EG- Vertrag). Berücksichtigt werden 
sollen ferner „alle sonstigen einschlägigen Faktoren, 
einschließlich der mittelfristigen Wirtschafts- und Haus- 
haltstage des Mitgliedslandes“ (Artikel 104 Absatz 3 
EG- Vertrag). Die Verpflichtung zur Würdigung aller ein- 
schlägigen, relevanten Rahmenbedingungen im Defizit- 
verfahren verleiht dem Pakt einen hohen Grad an Flexi- 
bilität; diese sollte man jedoch nicht überstrapazieren. 
Der Pakt ist bewusst so angelegt, dass sich seine Vor- 
züge erst dann voll ausschöpfen lassen, wenn die Länder 
über den Konjunkturzyklus hinweg die Tragfähigkeit ih- 
rer öffentlichen Finanzen durch eine ausgeglichene 
Haushaltstage und einen niedrigen Schuldenstand gesi- 
chert haben. Eine zu flexible Auslegung der General- 
klauseln schiebt die Konsolidierung in immer fernere 
Zukunft und untergräbt somit die Glaubwürdigkeit des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts (Kasten 12, Seite 268). 
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Kasten 12 


Weiterreichende Vorschläge zur längerfristigen Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts 

Unter den vorgeschlagenen Reformoptionen werden handelbare Defizitzertifikate, Ausgabenziele und „Goldene 
Regeln“ für Staatsfinanzen prominent diskutiert. Auch werden eine stärkere Berücksichtigung des Schuldenstands 
angeregt und zur Stärkung der Haushaltsdisziplin die Delegation von Entscheidungsbefugnissen an unabhängige 
Expertenkomitees erörtert. Der Sachverständigenrat hält den überwiegenden Teil dieser Vorschläge für wenig ziel- 
führend, um die Wirkungsweise des Pakts zu verbessern, da sie seine Anwendbarkeit teils erheblich komplizieren, 
im Vergleich zum jetzigen Pakt eine weiterreichende Koordinierung der Fiskalpolitiken erfordern und Interpretati- 
onsspielräume mit erheblichem Missbrauchspotential eröffnen. Die einzelnen Vorschläge seien im Folgenden kurz 
kritisch gewürdigt. 

Defizitziele für den Euro-Raum 

Eine wenig überzeugende Reformoption ergibt sich aus der Überlegung, dass in einer Währungsunion letztlich 
nicht die einzelstaatliche, sondern die aggregierte Finanzpolitik relevant sei. Dem entspringt der Vorschlag, ein 
Defizitziel für den Euro-Raum als Ganzes zu setzen. Dies könnte dann in einem zweiten Schritt in nationale De- 
fizitziele unterteilt werden. Der Vorschlag würde es erlauben, dass einzelne Länder die Defizitgrenze von 3 vH 
überschreiten, sofern andere darunter blieben. Dies widerspricht jedoch dem Prinzip einer nachhaltigen Konsoli- 
dierung. Auch wird ein Mechanismus zur europaweiten Koordination der Finanzpolitiken erforderlich, der im 
Stadium der Finanzplanung schwierig zu organisieren ist. Um diesem Problem zu begegnen, wurde darauf auf- 
bauend auch erwogen, handelbare Verschuldungsrechte einzuführen (Casella, 2001). Kurzfristig könnte dann ein 
Land bei den anderen Ländern Verschuldungsrechte erwerben, was der Finanzpolitik mehr Flexibilität verleiht; 
langfristig besteht wegen der Kosten des Erwerbs von Verschuldungsrechten jedoch ein Anreiz für jedes Land, 
sein Defizit zurückzuführen. Der Vorschlag ist keine sinnvolle Alternative zum Stabilitäts- und Wachstumspakt, 
da er mit erheblichen Operationalisierungsschwierigkeiten behaftet ist. Schwierig zu entscheiden ist die Erst- 
zuteilung der Verschuldungsrechte. Ferner besteht das Problem einer mangelnden Wettbewerbsintensität im De- 
fizithandel. 

Ausgabenziele 

Es wird gelegentlich argumentiert, eine langfristige Ausgabenplanung würde einer Ausgabenausweitung in Auf- 
schwungphasen entgegenwirken. Ausgabenziele anstelle von Defizitzielen zu verwenden, wird mit einer besseren 
Kontrollierbarkeit und höheren Transparenz begründet, da die Staatsausgaben im Konjunkturverlauf weniger 
schwankten und besser planbar seien als das Defizit. Ausgabenobergrenzen können sinnvoller Bestandteil einer 
nationalen Konsolidierungsstrategie sein, als Budgetregeln auf europäischer Ebene sind sie nicht geeignet. Sie 
greifen stärker als der Stabilitäts- und Wachstumspakt in die nationale Budgetautonomie ein, was negativ zu be- 
werten ist. Auch verfehlen sie ein wesentliches Ziel des Pakts, nämlich die Vermeidung negativer externer Effekte 
eines übermäßigen Defizits auf andere Mitgliedsländer. 

„ Goldene Regeln “ 

Eine Orientierung des Defizitverfahrens an einer so genannten „Goldenen Regel“ fordert, bei der Defizitberech- 
nung von Ausgaben für öffentliche Nettoinvestitionen zu abstrahieren oder alternativ die öffentliche Neuverschul- 
dung auf die Höhe der öffentlichen Nettoinvestitionen zu begrenzen. Eine solche Regel ist in der Finanzverfassung 
des Vereinigten Königreichs implementiert. Für den Euro-Raum wurde die Orientierung der Finanzplanung an ei- 
ner „Goldenen Regel“ unter anderem durch Modigliani et al. (1998) sowie Blanchard und Giavazzi (2002) gefor- 
dert. Dabei sollte das Staatsbudget aufgeteilt werden in ein defizitfinanziertes Investitionsbudget und ein laufen- 
des Defizit. 

Grundsätzlich spricht nichts dagegen, dass öffentliche Investitionen wegen der Nutzen für zukünftige Generatio- 
nen zum Teil über Schulden finanziert werden können, um so die Nutznießer der Investitionen an den Finanzie- 
rungskosten zu beteiligen. Problematisch ist jedoch, die öffentlichen Investitionen unabhängig von der privaten 
Kapitalakkumulation zu betrachten, wenn beide in substitutionaler Beziehung zueinander stehen. Je nach Produk- 
tivitätsverhältnis könnte der Verzicht auf staatliche Investitionen über einen Rückgang der Steuerlast zusätzliche 
produktivere private Investitionen induzieren. „Goldene Regeln“ könnten auch Fehlanreize setzen, die Struktur 
und Höhe der öffentlichen Ausgaben zu ändern, indem als konsumtiv gebuchte Ausgaben zurückgeführt werden, 
auch wenn sie - wie Bildungsausgaben - investiven Charakter aufweisen. 
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ln der Praxis stoßen „Goldene Regeln“ auf erhebliche Umsetzungsprobleme. Als Beleg dafür sei auf die Vielzahl 
von Vorschlägen verwiesen, die eine Sonderbehandlung von öffentlichen Investitionen bei der Defizitberechnung 
zum Gegenstand haben. So seien Ausgaben der öffentlichen Hand für Bildung, Ausbildung und Beschäftigungs- 
fÖrderung aus dem Defizit herauszunehmen. Weiter wird angeregt, den Beitrag der Mitgliedsländer zu europäi- 
schen Projekten wie die Ausgaben für die Transeuropäischen Nefze auszuklammem. Auch Teile des Verteidi- 
gungshaushalts oder Mehrausgaben für die Bekämpfung des Terrorismus seien auf das Defizit anzureehnen. Diese 
Maßnahmen sind nicht geeignet, Verbesserungen des Stabilitäts- und Wachstumspakts herbeizuführen. 

Finanzpolitikkomitees 

Zur institutionellen Verbesserung der Haushaltsüberwachung und des Defizitverfahrens schlägt Wyplosz (2002) 
vor, unabhängige fiskalpolitische Komitees auf nationaler Ebene zu gründen und ihnen die Verantwortung dafür 
zu übertragen, im Sinne einer naehhaltigen Finanzpolitik die mittelfristige Defizitplanung festzulegen. Weiter füh- 
rende Überlegungen dazu finden sieh bei Fatäs et al. (2003). Weder ökonomisch noch politisch vermag dieser Vor- 
schlag zu überzeugen. Die Festlegung eines Defizitziels durch ein unabhängiges Komitee kann nicht losgelöst 
werden von den bei der Finanzpolitik verbleibenden Entscheidungen über Höhe und Struktur von Einnahmen und 
Ausgaben, mit denen allokative und distributive Ziele verfolgt werden. Politisch ist es nur schwer vorstellbar, dass 
die Finanzpolitik zentrale Kompetenzen an eine unabhängige Behörde abgibt. Schließlieh bleibt das Problem der 
mangelnden demokratischen Legitimität einer solchen Institution. 

Stärkere Fokussierung auf den Schuldenstand 

Eine Reihe von Vorschlägen regt an, dem Sehuldenstand und der Tragfähigkeit der Finanzpolitik ein größeres Ge- 
wieht zu verleihen. Buiter und Grafe (2002) schlagen vor, nur langfristig einen durchschnittlichen Ausgleieh von 
Steuereinnahmen und öffentlichen Ausgaben zu fordern. Wegen ihrer Langfristorientierung ist diese Regel in der 
Praxis kaum operationalisierbar und kontrollierbar. Auch Pisani-Ferry (2002) fordert, die j ährliehe Überprüfung 
des Defizits durch die Europäische Kommission dureh eine mittelfristige Kontrolle der Tragbarkeit der Finanzpo- 
litik zu ersetzen. Einen ähnliehen Vorschlag unterbreitet die European Eeonomic Advisory Group (2003), die an- 
regt, die erlaubte Defizitobergrenze mit dem jeweiligen Verschuldungsniveau zu verbinden und das Defizitverfah- 
ren zur Stärkung der Sanktionsfähigkeit beim Europäischen Gerichtshof anzusiedeln. 

Eine stärkere Berüeksiehtigung der Schuldenstandsquote weist in die richtige Riehtung, leidet jedoch unter erheb- 
lichen praktischen Umsetzungsproblemen. So ist die jährliche Sehuldenstandsquote ein schlechter Indikator für die 
Tragfähigkeit der Staatsschulden. Alternative Ansätze zur Ermittlung der Tragfähigkeit der Finanzpolitik basieren 
auf recht komplexen Verfahren, die neben der expliziten Staatsschuld auch die impliziten Staatsschulden, etwa durch 
Pensionsverpflichtungen, erfassen. Der Vorteil dieser Ansätze ist, dass sie den teils massiven Konsolidierungsbedarf 
klar abbilden. Die Erfassung der Tragfahigkeitslücke sollte im Prozess der Haushaltsüberwaehung an Bedeutung ge- 
winnen; sie sollte den Indikator Schuldenstandsquote jedoch nicht ersetzen, sondern allenfalls ergänzen. 
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III. Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte 
sichern 


Das Wichtigste in Kürze 

(1) Zur Beurteilung der Tragfähigkeit der öffentlichen 
Haushalte sind neben den expliziten staatlichen 
Schulden auch die impliziten Staatsschulden ein- 
zubeziehen, die etwa aus der Gesetzlichen Renten- 
versicherung oder den Pensionsansprüchen der 
Beamten resultieren. 

(2) Die Tragfähigkeitslücke zeigt einen unabweisba- 
ren finanzpolitischen und sozialpolitischen Hand- 
lungsbedarf an. Sie beträgt für das Basisjahr 2002 
ein Mehrfaches der expliziten Schuldenstands- 
quote von 60,8 vH. 

(3) Die Höhe der impliziten Staatsschuldenquote kann 
in etwa halbiert werden, wenn das gesetzliche 
Renteneintrittsalter langfristig von 65 auf 67 Jahre 
heraufgesetzt und die Rentenanpassungsformel 
um einen Nachhaltigkeitsfaktor ergänzt wird. 


438 . Auf europäischer Ebene ist die Nachhaltigkeit 
oder Tragfähigkeit der Finanzpolitik zur wichtigsten 
Leitlinie der Haushaltspolitik geworden. So verpflichtet 
Artikel 121 Absatz 1 EG- Vertrag die Mitgliedstaaten, 
„eine auf Dauer tragbare Finanzlage der öffentlichen 
Hand“ sicherzustellen. Die Beurteilung nachhaltiger öf- 
fentlicher Finanzen erfolgt dabei an Hand der Höhe der 
gesamtstaatlichen Finanzierungssalden oder Schulden- 
stände. Durch die Vermeidung übermäßiger Defizite im 
Sinne des Artikel 104 Absatz 1 EG- Vertrag mit den Re- 
ferenzwerten von 3 vH als Obergrenze für die Defizit- 
quote und 60 vH für die Schuldenstandsquofe sowie 
durch die in der Entschließung des Europäischen Rates 
zum Stabilitäts- und Wachstumspakt enthaltene Vorgabe 
eines mittelfristigen Haushaltsausgleichs soll eine nach- 
haltige Finanzpolitik gesichert werden. 

Auch die Bundesregierung hat in den letzten Jahren der 
Notwendigkeit einer langfristigen Orientierung der Fi- 
nanzpolitik eine größere Bedeutung zugeschrieben als 
einer kurzfristigen, konjunkturpolitischen Ausrichtung. 
Forderungen nach „nachhaltig soliden Staatsfinanzen“, 
„Generationengerechtigkeit“ und einem „tragfähigen 
Steuer- und Abgabensystem“ prägten die finanzpoliti- 
sche Debatte und waren und sind zentrale Elemente der 
vom Bundesministerium der Finanzen im November 
2000 vorgelegten „Finanzpolitischen Leitplanken“. Im 
Laufe dieses Jahres traten dann allerdings konjunkturpo- 
litisch motivierte Überlegungen und Maßnahmen in den 
Vordergrund. 

Trotz der großen Akzeptanz, die die Forderung nach ei- 
ner nachhaltigen oder tragfahigen Finanzpolitik in Öf- 
fentlichkeit und Politik genießt, fehlt es bislang an einer 
diesbezüglichen Berichterstattung in der Haushalts- und 
Finanzplanung und in der amtlichen Statistik. Das Bun- 


desministerium der Finanzen beabsichtigt, im Laufe des 
kommenden Jahres einen Bericht zur Nachhaltigkeit der 
öffentlichen Finanzen vorzulegen. Der Sachverständi- 
genrat teilt die Einschätzung, dass kontinuierliche Trag- 
fähigkeitsanalysen zu einer größeren Transparenz und 
Versachlichung der finanzpolitischen Diskussion beitra- 
gen können. Deshalb werden in diesem Gutachten Vor- 
gehen und Problematik von Tragfähigkeitsanalysen er- 
läutert und anhand von Berechnungen illustriert. 

Quantitative Analysen erfordern eine Präzisierung und 
Operationalisierung des Tragfähigkeitsbegriffs. Defizit- 
quoten oder Schuldenstandsquoten greifen als Tragfä- 
higkeitsindikatoren zu kurz. Neben der expliziten staatli- 
chen Verschuldung muss zusätzlich auch eine mögliche 
implizite Verschuldung berücksichtigt werden. Das Kon- 
zept der Tragfähigkeitslücke, das aus einer langfristi- 
gen Betrachtung der staatlichen Einnahme- und Ausga- 
benströme abgeleitet wird, beschreibt dann den 
notwendigen finanzpolitischen Handlungsbedarf zur Si- 
cherstellung tragfähiger öffentlicher Haushalte. Unter 
Zugrundelegung plausibler Parameterwerte ergibt sich 
für Deutschland im Jahr 2002 eine erhebliche Tragfähig- 
keitslücke, die die Schuldenstandsquote um ein Mehrfa- 
ches übersteigt. Bei der Interpretation von Tragfähig- 
keitslücken ist allerdings Vorsicht geboten, da ihre 
Quantifizierung mit einer Reihe von methodischen Pro- 
blemen behaftet ist. Insoweit können numerische Werte 
für Tragfähigkeitslücken die verschuldungsorientierten 
Referenzwerte des EG- Vertrages nicht ersetzen, wohl 
aber sinnvoll ergänzen. 

Zusätzlich zu den nachfolgenden Ausführungen werden 
in den Ziffern 765 ff.) das methodische Grundkonzept 
und die Datenbasis unserer Berechnungen genauer be- 
schrieben. 

Nachhaltigkeit, Tragfähigkeit, explizite und 
implizite Staatsschulden 

439 . ln der wirfschaftspolitischen Debatte über Um- 
weltpolitik, Sozialpolitik oder Steuer- und Ausgabenpo- 
litik ist ein inflationärer Gebrauch des Begriffs „Nach- 
haltigkeit“ festzustellen. Mit ihm werden ökologische, 
ökonomische und soziale Zielsetzungen sowie Vorstel- 
lungen über Generationengerechtigkeit assoziiert. Ein 
derart allgemeiner, unspezifischer Nachhaltigkeitsbe- 
griff ist für quantitative Analysen ungeeignet. Dazu wird 
eine präzise, operationalisierbare Definition benötigt. Im 
Folgenden geht es ausschließlich um die Nachhaltigkeit 
der öffentlichen Haushalte, das heißt der Haushalte der 
Gebietskörperschaften und der Sozialversicherungen. 
Der mehrdimensionale Begriff Nachhaltigkeit wird also 
auf seine ökonomische Dimension reduziert und darüber 
hinaus nur auf die öffentlichen Haushalte bezogen. Mit 
Blick auf diese verengte Sichtweise wird hier von Trag- 
fähigkeit statt von Nachhaltigkeit gesprochen. 

Intuitiv lassen sich die öffentlichen Haushalte als tragfä- 
hig bezeichnen, wenn die gegenwärtig und die auf 
Grundlage des geltenden Rechts fortgeschriebenen zu- 
künftig erzielten staatlichen Einnahmen ausreichen, um 
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sämtliche staatliche Zahlungs- und andere Ausgabenver- 
pflichtungen abzudecken. Zahlungsverpflichtungen tre- 
ten zum einen in Form von staatliehen Zinsausgaben und 
der Tilgung der ausstehenden Staatsschuld auf. Dabei 
handelt es sieh um verbriefte Forderungen der Inhaber 
von Staatsschuldtiteln an den Staat; ihr Barwert ent- 
spricht gerade dem ausgewiesenen, expliziten Schulden- 
stand, bewertet zu jeweiligen Kursen. Zum anderen stel- 
len aber auch die durch Beitragszahlungen, etwa zur 
Gesetzlichen Rentenversicherung, erworbenen Anwart- 
schaften oder die Pensionsansprüche der Beamten zu- 
künftige Zahlungsverpflichtungen des Staates dar. Diese 
Ansprüehe sind - ebenso wie die Gehaltsansprüche der 
öffentlichen Bediensteten - unverbrieft; ihre Höhe kann 
durch zukünftige gesetzgeberische Maßnahmen beein- 
flusst werden. Aus Sicht des Staates handelt es sich um 
implizite Verbindlichkeiten, die dem Grunde, aber nicht 
konkret der Höhe nach bestimmt sind. Diesen Verbind- 
lichkeiten stehen Steuer- und Beitragseinnahmen gegen- 
über. Wenn der Barwert aller staatlichen Zahlungsver- 
pflichtungen unter Einsehluss aller anderen geplanten 
Ausgaben den Barwert der zukünftigen Beitrags- und 
Steuereinnahmen übersteigt, tritt zusätzlich zur explizi- 
ten noch eine implizite Staatsschuld auf. Zwischen ex- 
pliziten und impliziten Staatsschulden existieren im Hin- 
blick auf ihre Verbindlichkeit insofern wiehtige 
Unterschiede, als Letztere durch Reformen der Systeme 
der Sozialen Sicherung oder durch eine Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte abgebaut werden können, 
während die Bedienung der expliziten öffentlichen 
Sehulden auf privatrechtlichen Verträgen beruht. 

Staatliche Finanzierungssalden und Schuldenstände als 
Tragfähigkeitsindikatoren unzureichend 

440 . Die Unterscheidung zwischen expliziten und imp- 
liziten Schulden des Staates macht ungeachtet konzepti- 
oneller Unterschiede in prägnanter Weise klar, warum 


Tragfähigkeitsanalysen, die sieh an den j ährlieh ausge- 
wiesenen Finanzierungssalden und Schuldenständen ori- 
entieren, nicht in der Lage sind, den tatsächliehen Kon- 
solidierungsbedarf korrekt zu erfassen. Zwar werden in 
der öffentlichen Diskussion Konsolidierungsnotwendig- 
keit und Konsolidierungserfolge nahezu ausschließlieh 
an der Verletzung oder Erreichung solcher auf ein Jahr 
bezogenen Indikatoren festgemacht, insbesondere an- 
hand der im EG-Vertrag spezifizierten Referenzwerte für 
die gesamtstaatliche Defizitquote und - mit Abstri- 
chen- Schuldenstandsquote; als Indikatoren für die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte sind diese 
Kennziffern jedoch nur unzureichend geeignet. Die ein- 
geschränkte Aussagekraft von jährlichen Finanzierungs- 
salden oder Schuldenständen wird offensichtlich, wenn 
man sieh den Zusammenhang von umlagefinanzierten 
Rentensystemen und staatlichen Verschuldungsaktivitä- 
ten klar macht. In einem umlagefinanzierten System der 
Alterssicherung wird überhaupt keine explizite staatli- 
ehe Verschuldung ausgewiesen. Es lässt sich aber zei- 
gen, dass ein Umlagesystem ökonomisch äquivalent ist 
zu einem ganz bestimmten Zeitpfad einer staatlichen 
Verschuldung (Kasten 13). Realwirtschaftlich äquiva- 
lente Zustände können sich demnach im Hinblick auf die 
ausgewiesenen Finanzierungssalden oder Schulden- 
stände unterscheiden. Dies zeigt einerseits, dass den ex- 
pliziten Staatsschulden nur eine sehr eingeschränkte 
Aussagekraft zukommt. Es maeht andererseits aber auch 
die Notwendigkeit klar, die explizite Staatsschuld durch 
den Ausweis impliziter Staatsschulden zu ergänzen. 
Die in einem umlagefinanzierten Alterssicherungssys- 
tem aufgebaute implizite Staatsschuld entspricht dabei 
gerade derjenigen expliziten staatlichen Verschuldung, 
mit der sich ein Umlageverfahren exakt replizieren lässt. 
Explizite und implizite gesamtstaatliche Verschuldung 
zusammengenommen geben dann die Verpfliehtungen 
an, die durch zukünftige staatliche Einnahmeüber- 
schüsse gedeekt sein müssen. 


Kasten 13 


Implizite Staatsverschuldung umlagefinanzierter Rentensysteme 

Die in einem umlagefinanzierten System der Sozialen Sicherung enthaltene implizite Staatsschuld soll anhand ei- 
nes drastisch vereinfachten Beispiels illustriert werden. Natürlich könnte dieses Beispiel realitätsnäher ausgestal- 
tet werden; dann würde alles komplizierter, aber auch undurchsichtiger und weniger klar. 

Betrachtet wird ein Modell mit „überlappenden Generationen“, das den Lebenszyklus einer Person in zwei gleich 
lange Perioden unterteilt. Jede Periode bestehe dabei aus 30 Jahren. Nach einer Erwerbstätigkeit in der ersten Pe- 
riode wird die zweite im Ruhestand verbracht. In jeder Periode leben dann Erwerbstätige und Rentner, die unter- 
schiedlichen Generationen beziehungsweise Alterskohorten zuzurechnen sind. Die Erwerbstätigen gehören der in 
dieser Periode geborenen Generation an, die Rentner der in der Vorperiode geborenen. Die Lohnsumme nehme in 
jeder Periode um 50 vH (n = 0,5) zu, der Realzins betrage in jeder Periode 150 % (r = 1,5). Diese Werte ergeben 
sich unter den Annahmen, dass jede Periode 30 Jahre umfasst und der jährliche Realzins 3,1 % und die Zuwachs- 
rate der Lohnsumme 1,36 vH betragen. Dabei kann offen bleiben, ob die Lohnsumme produktivitäts- oder bevöl- 
kerungsbedingt zunimmt. 
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ln der Ausgangsperiode wird ein umlagefinanziertes Alterssicherungssystem eingefiihrt, in dem das sich als kon- 
stanter Prozentsatz der Lohnsumme ergebende Beitragsaufkommen der Erwerbstätigen gerade 1 000 Euro beträgt 
(Tabelle 51). Die Auszahlungen der Rentenkasse werden in jeder Periode vollständig über Sozialversicherungs- 
beiträge der Erwerbstätigen finanziert. Von Erweiterungen wie einem Bundeszuschuss oder einer Schwankungsre- 
serve wird abgesehen, ln der Tabelle sind die in den einzelnen Perioden anfallenden Einzahlungen (-) in die Ren- 
tenversicherung und Auszahlungen (-t) daraus angegeben. 


Tabelle 51 

Umlagefinanziertes Rentensystem 

Euro 





Staatlicher 

Periode 

Alters- 

einkünfte 

der 

Rentner 

Beiträge 

der 

Erwerbs- 

tätigen 

Finanzie- 

rungs- 

saldo 

Schulden- 

stand 

zum 

Perioden- 

ende 

1 

+\ 000 


> 

■V 

- 

2 

(<f50g^ 


) 

- 

3 

(<2_250^ 


7 . 

- 

4 

(43 

37 ^ 

> . 

- 

5 

(<5J)62^ 

y' 

y 



- 

6 





Finanzierungssaldo und Schuldenstand des staatlichen Gesamthaushalts sind in jeder Periode null, da das Budget 
der Rentenversicherung periodisch ausgeglichen ist. Die jeweils eingekreisten Werte geben die von einer Genera- 
tion geleisteten Beiträge und empfangenen Renten an. Während die in der ersten Periode lebende Rentnergenera- 
tion einen „Einführungsgewinn“ von 1 000 Euro realisiert, sind die Barwerte der Differenz von Beiträgen und 
Rentenauszahlungen für alle ab der ersten Periode geborenen Generationen negativ. Für die in der Ausgangs- 
periode geborene Generation beläuft sich dieser Barwert auf - 1 000 + = - 400 Euro, für die in einer 


späteren Periode t geborene Generation beträgt er - 1 000 


5 ^- 1 ^ 


t+ 1 -, 


Euro. Diskontiert man sämtliche ge- 


1 + 1, 5. 

nerationenspezifischen (negativen) Barwerte auf die Ausgangsperiode, ergibt sich eine barwertmäßige Äquivalenz 
von Einkommensverlusten und Einführungsgewinn. Dies zeigt die intergenerative Umverteilung eines umlage- 
finanzierten Alterssicherungssystems an. Was die eine Generation gewinnt, verlieren die anderen; ein umlage- 
finanziertes Rentensystem ist ein intergeneratives Nullsummenspiel. 
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Unter denselben Annahmen wird in Tabelle 52 der Fall betrachtet, dass in der Ausgangsperiode staatliche Transfers 
in Höhe von 1 000 Euro an die in dieser Periode lebenden Rentner geleistet werden. Dazu nimmt der Staat zu Be- 
ginn der Periode einen entsprechenden Kredit auf, der mit dem Marktzins von 150 % pro Periode (oder 3,1 % pro 
Jahr) zu verzinsen ist. Dabei handelt es sich um Papiere mit einer Laufzeit von einer Periode, die von den in der 
Ausgangsperiode lebenden Erwerbstätigen zum Zwecke der Altersvorsorge gezeichnet werden. Zu Beginn der 
zweiten Periode werden die in der Vorperiode aufgenommenen staatlichen Kredite getilgt. Dies führt zu entspre- 
chenden Einnahmen bei den in dieser Periode lebenden Rentnern, die überdies Zinseinkünfte in Höhe von 
1 500 Euro beziehen und diese versteuern müssen. Sie sind als staatliche Transfers ausgewiesen. Der staatliche Fi- 
nanzbedarfbeläuft sich in der zweiten Periode also auf 2 500 Euro oder das (l-l-r)-fache der Ausgangsschulden. An- 
genommen sei jetzt, dass davon 1 500 Euro - oder das (U-n)-fache der Ausgangsschuld - über eine erneute Kredit- 
aufnahme finanziert werden. Die verbleibende Differenz von 1 000 Euro - allgemeiner: das (r-n)-fache der 
Ausgangsschuld - wird über Steuern finanziert, die von den Rentnern erhoben werden. Die verfügbaren Einkom- 
men der Rentner in der zweiten Periode belaufen sich dann auf 1 500 Euro. Der staatliche Finanzierungssaldo ergibt 
sich als Differenz von (Brutto-)Kreditaufnahme in Höhe von 1 500 Euro und Schuldentilgung von 1 000 Euro. Die 
in den weiteren Zeilen der Tabelle angegebenen Einzahlungen und Auszahlungen erklären sich analog. 

Der Vergleich der beiden Tabellen zeigt, dass sich für die einzelnen Generationen exakt dieselben Netto-Einkom- 
men und Ausgaben ergeben. Aus Sicht der privaten Haushalte, und nur darauf kommt es an, sind die betrachteten 
Sachverhalte - umlagefinanzierte Alterssicherung einerseits, kreditfinanzierte staatliche Transfers andererseits - 
identisch. Die staatlichen Finanzierungssalden und Schuldenstände sind in den behandelten Fällen allerdings un- 
terschiedlich. Damit sollte klar geworden sein, dass den herkömmlichen finanzpolitischen Indikatoren Finanzie- 
rungssaldo und Schuldenstand keine Aussagekraft im Hinblick auf Generationengerechtigkeit oder Tragfähigkeit 
der Finanzpolitik zukommt. 


Tabelle 52 


Kreditfinanzierung von Transfers 

Euro 



Einnahmen und Steuern der Rentner 

Ausgaben 
der Erwerbs- 
tätigen für 
Erwerb von 
Staatspapieren 

Staatlicher 

Periode 

Staatliche 

Transfers 

Verkauf 

von 

Staats- 

papieren 

Steuern 

Verfügbare 

Einkommen 

Finanzie- 

rungs- 

saldo 

Schuldenstand 

zum 

Periodenende 

1 

-t 1 000 

- 

- 

+ 1 000^ 

^'^Tooox^ 

- 1 000 

+ 1 000 

2 

-t 1 500 

+ 1 000 

- 1 000 . 


?==^^M 500x^ 

- 500 

+ 1 500 

3 

-t2 250 

+ 1 500 

e» 

- 1 500 ^ 



- 750 

+ 2 250 

4 

-t3 375 

+ 2 250 

-2 250 ^ 

+<3^1^ 


^ - 1 125 

+ 3 375 

5 

-t 5 062,50 

+ 3 375 

- 3 375 ^ 

+<5 062^ 


- 1 687,50 

+ 5 062,50 

6 

• 

• 

• 


• 

• 


Die in der letzten Spalte von Tabelle 52 ausgewiesenen Schuldenstände stellen gerade die implizite Verschuldung 
dar, die einem umlagefmanzierten Alterssicherungssystem zum Zeitpunkt t zuzuordnen ist. So beläuft sich im Bei- 
spiel die implizite Verschuldung eines in Periode 5 befindlichen Umlagesystems auf 5 062,50 Euro. Diese impli- 
zite Schuld entspricht den zukünftigen Netto- Verpflichtungen der Beitragszahler in der umlagefinanzierten Ren- 
tenversicherung. 
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Definition und Ermittlung von Tragfähigkeitslücken 

441. Da es bei der Ermittlung der Tragfähigkeit öffent- 
licher Haushalte wesentlich auf die zukünftigen staatli- 
chen Einnahmen und Ausgaben ankommt, müssen Trag- 
fahigkeitsindikatoren zwingend aus einer in die Zukunft 
gerichteten Betrachtung der staatlichen Einnahmen und 
Ausgaben, der intertemporalen Budgetgleichnng des 
Staates, abgeleitet werden. Um in unterschiedlichen 
Jahren anfallende Einnahmen und Ausgaben vergleich- 
bar zu machen, sind die entsprechenden Barwerte zu er- 
mitteln. Geht man von einer sehr langfristigen Betrach- 
tung aus, erfordert die Einhaltung der intertemporalen 
staatlichen Budgetgleichung, dass der Barwert aller Pri- 
märsalden dem Schuldenstand der Ausgangsperiode ent- 
spricht. Der Primärsaldo ist dabei die Differenz von 
staatlichen Einnahmen und staatlichen Ausgaben (ohne 
Zinsausgaben). Bei positivem Saldo liegt ein Primär- 
überschuss vor, andernfalls ein Primärdefizit. Die inter- 
temporale staatliche Budgetbeschränkung ist eine Identi- 
tät, die ex post erfüllt sein muss. Ex ante werden die 
geplanten oder die in die Zukunft fortgeschriebenen 
staatlichen Einnahmen und Ausgaben die intertemporale 
Budgetrestriktion jedoch nicht notwendigerweise erfül- 
len. Von einer tragfähigen Finanzpolitik spricht man 
dann, wenn der Gegenwartswert der geplanten Primär- 
überschüsse dem aktuellen Schuldenstand entspricht, die 
intertemporale staatliche Budgetgleichung also ex ante 
erfüllt ist. Umgekehrt ist die Finanzpolitik nicht tragfä- 
hig, wenn aus Ex-ante-Sicht der Gegenwartswert der 
Primärsalden nicht ausreicht, um die Verbindlichkeiten 
in Höhe der Staatsschulden zu decken. Die Differenz 
wird als Tragfähigkeitslücke bezeichnet. In ihrer Höhe 
ergibt sich ein unabweisbarer finanzpolitischer Korrek- 
turbedarf Je größer die Tragfähigkeitslücke, desto grö- 
ßer ist der finanzpolitische Anpassungsbedarf. 

442. Tragfähigkeitslücken lassen sich alternativ, aber 
äquivalent entweder über die Barwerte der zukünftigen 
Primärsalden oder über die Generationenkonten der le- 
benden und zukünftigen Generationen ermitteln, bei zu- 
sätzlicher Berücksichtigung der Schuldenstandquote des 
Basisjahres (Gleichungen 6 und 9 in den Ziffern (769) 
und (770)). In sämtlichen Jahren treten Primärdefizite 
auf, mit im Zeitablauf ansteigender Tendenz. Im 
Jahr 2050 erreichen die Primärdefizite einen Wert von 
etwa 7 vH in Relation zum Bruttoinlandsprodukt 
(Schaubild 64). In diesem Verlauf spiegeln sich die zu- 
nehmenden finanziellen Verbindlichkeiten der sozialen 
Sicherungssysteme in Folge des demographischen Wan- 
dels wider. Zusätzlich zu den zukünftig anfallenden 
Mehrbelastungen sind dann noch die im Basisjahr vor- 
handenen expliziten Staatsschulden zu bedienen. Die ho- 
hen zukünftigen Primärdefizite schlagen sich in der 
hohen Tragfähigkeitslücke nieder. Eine tragfähige Fi- 
nanzpolitik würde demgegenüber die Realisierung von 
Primärüberschüssen erfordern. 

443. Statt über Primärsalden lässt sich die Tragfähig- 
keit der öffentlichen Haushalte auch über so genannte 
Generationenkonten ermitteln. Tatsächlich weist diese 
Vorgehensweise zur Ermittlung von Tragfähigkeitslü- 
cken bestimmte Vorteile auf. Tragfähigkeitslücken sind 


Schaubild 64 


Primärdefizit^) in Relation zum Bruttoinlandsprodukt 
für die Jahre 2002 bis 2050 

- Basisjahr 2002 - 



2002 2010 2020 2030 2040 2050 


1) Ausgaben (ohne Zinsausgaben) abzüglich Einnahmen des Staates. 
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in beträchtlichem Umfang auf die demographische Ent- 
wicklung zurückzuführen. Die demographisch bedingten 
Belastungen der öffentlichen Haushalte lassen sich bei 
einer, den Generationenkonten zugrunde liegenden 
altersspezifischen Zuordnung zukünftiger staatlicher 
Einnahmen und Ausgaben aber verlässlicher prognosti- 
zieren, während Primärsalden die Demographieabhän- 
gigkeit des Staatsbudgets eher verdecken. 

Für jede Alterskohorte weist das entsprechende Gene- 
rationenkonto im Jahr 2002 den Barwert der Netto- 
Abgabenbelastung über den gesamten verbleibenden 
Lebenszyklus aus, das heißt, den Barwert der generatio- 
nenspezifischen Abgabenbelastung abzüglich des Bar- 
werts der einer Generation zurechenbaren staatlichen 
Ausgaben (Schaubild 65). Ein positives Generationen- 
konto entspricht einer Nettozahlung; die geleisteten oder 
zu leistenden Abgaben übersteigen also barwertmäßig 
die empfangenen Transferleistungen und die sonstigen 
zurechenbaren staatlichen Ausgaben. Umgekehrt zeigt 
ein negatives Generationenkonto an, dass ein Mitglied 
dieser Generation in seiner verbleibenden Lebenszeit 
per saldo mehr Leistungen vom Staat erhält als es Abga- 
ben abführt. Eine 25-jährige Person muss im Jahr 2002 
für die Restlebenszeit mit einer Nettozahlung von im 
Barwert 104 800 Euro rechnen, während eine im 
Jahr 2002 geborene Person einen Nettotransfer von ins- 
gesamt 59 200 Euro erhält. Wegen der zunehmenden Le- 
bensdauer und eines entsprechend längeren Bezugs von 
Transferleistungen im Alter erhalten die zukünftigen Ge- 
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Schaubild 65 


Generationenbilanz 2002 

r=3,0%, f]=1,5 vH 
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nerationen pro Kopf höhere Nettotransfers als eine im 
Ausgangsjahr geborene Person. Die Nettotransfers zu- 
künftiger Generationen sind im Schaubild nicht darge- 
stellt: sie entsprechen in etwa denjenigen der im Basis- 
jahr geborenen Personen. 

Da alle vergangenen, vor dem Basisjahr geleisteten 
Zahlungen und empfangenen öffentlichen Leistungen in 
den Generationenkonten außer Acht gelassen werden 
- es finden nur die gegenwärtigen und zukünftigen Zah- 
lungsströme Berücksichtigung - können Generationen- 
konten für unterschiedliche, vor dem Basisjahr geborene 
Alterskohorten nicht sinnvoll miteinander verglichen 
werden. Gleichwohl vermitteln die Generationenkonten 
für sich genommen interessante Informationen. Wenn 
statt der Niveaus die Veränderungen der Generationen- 
konten aufgrund von Politikmaßnahmen betrachtet wer- 
den, können die Nettozahlungen oder Nettotransfers 
auch sinnvoll für alle Alterskohorten verglichen werden. 
Summiert man die mit der jeweiligen Jahrgangsstärke 
gewichteten Nettotransfers und Nettozahlungen aller 
heute und zukünftig lebenden Generationen, entspricht 
dies dem Barwert der staatlichen Primärsalden und da- 
mit den impliziten Schulden. Durch Addition des explizi- 
ten Schuldenstands erhält man dann die Tragfähigkeits- 
lücke. 

Bis zu dieser Stelle ist das Konzept der Generationenbi- 
lanzierung vergleichsweise unproblematisch, sieht man 
von Schwierigkeiten einer altersspezifischen Zuordnung 
der staatlichen Ausgaben und Einnahmen ab. Erhebli- 


che Vorbehalte sind allerdings dann angebracht, wenn, 
wie in vielen Anwendungen von Generationenbilanzen 
üblich, die zur Schließung einer Tragfähigkeitslücke er- 
forderlichen Zahlungsströme einzelnen Generationen 
zugerechnet werden. Angenommen wird dabei regelmä- 
ßig, dass ausschließlich die zukünftigen Generationen 
die Lasten aus der Schließung einer Tragfähigkeitslücke 
in Form höherer Nettozahlungen tragen. Das ist inso- 
fern unplausibel, als zwei aufeinander folgende Geburts- 
jahrgänge - die im Basisjahr und die nur ein Jahr später 
Geborenen, die jahrzehntelang nebeneinander leben - in 
völlig unterschiedlicher Weise belastet werden, um eine 
Tragfähigkeitslücke zu schließen. Wenn Generationen- 
konten jedoch ausschließlich zur Ermittlung von Tragfä- 
higkeitslücken verwendet werden, von einer Zuordnung 
der Tragfähigkeitslücke auf Generationen also abgese- 
hen wird, ist diese Kritik am Konzept der Generationen- 
bilanzierung nicht weiter relevant. Dieses Vorgehen wird 
hier gewählt. 

444 . Die Ermittlung von Tragfähigkeitslücken hat für 
sich genommen nichts mit irgendwelchen Vorstellungen 
von Generationengerechtigkeit zu tun. Erst im Zusam- 
menhang mit den zur Schließung von Tragfahigkeitslü- 
cken vorgesehenen Maßnahmen werden intergenerative 
Gerechtigkeitsurteile und Verteilungseffekte relevant. 
Die Belastung gegenwärtiger und zukünftiger Generatio- 
nen hängt dann davon ab, ob und wie Ausgabenkürzun- 
gen oder auch Abgabenerhöhungen in der Gegenwart 
oder in der Zukunft vorgenommen werden. 
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Quantifizierung von Tragfähigkeitsliicken und 
Konsolidierungserfordernisse 

445 . Bei der Berechnung der Tragfähigkeitslücken der 
öffentlichen Haushalte in Deutschland im Basis- 
jahr 2002 kann zwischen dem tatsächlichen - in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ausgewiese- 
nen - Budget und einem konjunkturell bereinigten Bud- 
get unterschieden werden. Prinzipiell empfiehlt sich 
dies, weil die Wahl des Ausgangsjahrs für die Höhe der 
Tragfähigkeitslücke insofern von Bedeutung ist, als das 
staatliche Budget dieser Periode Ausgangspunkt für die 
Fortschreibung der Einnahmen und Ausgaben in die Zu- 
kunft ist und der Primärsaldo des Basisjahrs durch kon- 
junkturelle und andere temporäre Effekte (wie etwa 
UMTS-Lizenzerlöse) verzerrt werden kann. Diesen Pro- 
blemen lässt sich durch Eliminierung von Einmaleffek- 
ten und einer Konjunkturbereinigung Rechnung tragen. 
Bei den Berechnungen für das Basisjahr 2002 wird je- 
doch von der konjunkturellen Bereinigung des Budgets 
abgesehen, da sich kaum nennenswerte Unterschiede 
zwischen dem bereinigten und dem unbereinigten Bud- 
get ergeben. 

Unter Zugrundelegung einer jährlichen Zuwachsrate des 
Bruttoinlandsprodukts von 1,5 vH und eines Marktzin- 
ses von 3 % beläuft sich die Tragfähigkeitslücke für das 
Basisjahr 2002 auf etwa 330 vH in Relation zum nomi- 
nalen Bruttoinlandsprodukt (Schaubild 66). Berücksich- 
tigt man, dass die explizite Staatsverschuldung im 
Jahr 2002 bei 60,8 vH gelegen hat, so verbleiben impli- 
zite, nicht verbriefte Staatsschulden in Höhe von etwa 
270 vH. Diese resultieren im Wesentlichen aus den An- 
sprüchen an die umlagefmanzierten Sozialversiche- 
rungssysteme einschließlich der Pensionsansprüche 
(JG 2001 Ziffern 219 ff.) und den nicht durch Ausgaben- 
kürzungen gedeckten Einnahmeausfällen der in den letz- 
ten Jahren implementierten Steuerreformen. Unter den 
getroffenen Annahmen übersteigen die impliziten 
Staatsschulden die expliziten also um einen Faktor von 
fast 4,5. 

446 . Tragfähigkeitslücken in dieser Größenordnung 
zeigen einen erheblichen finanzpolitischen oder sozial- 
politischen Korrekturbedarf an. Zu ihrer Schließung 
müssen dann entweder die staatlichen Einnahmen er- 
höht, die staatlichen Ausgaben gekürzt oder Ausgaben- 
kürzungen mit Einnahmeerhöhungen kombiniert wer- 
den. Dieser Korrekturbedarf lässt sich mit Hilfe zweier 
aggregierter Kennziffern veranschaulichen, dem einheit- 
lichen Ausgabenkürzungssatz und dem Abgabenerhö- 
hungssatz. 

Die erste Kennziffer für den finanzpolitischen Korrek- 
turbedarf, der Ausgabenkürzungssatz, gibt denjenigen 
Prozentsatz an, um den alle gegenwärtigen und zukünfti- 
gen staatlichen Ausgaben einheitlich zu kürzen sind, um 
bei gegebenem Zeitpfad der öffentlichen Einnahmen die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte sicherzustellen. 
In den Berechnungen für das Basisjahr 2002 ermittelt 
man für diesen Satz einen Wert von 12,1 vH. Sämtliche 
Staatsausgaben, die gegenwärtigen und die aus heutiger 
Sicht in die Zukunft fortgeschriebenen, müssten dem- 


Schaubild 66 


Tragfähigkeitslücke für das Jahr 2002 

- in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in vH - 

j Implizite Staatsschuld Explizite Staatsschuld 


331,3 


270,5 


Ausgaben- 
kürzungs- 
salz: 12,1 vH^* 


Abgaben- 
erhöhungs- 
salz: 14,5 vH^> 



1) Zu den Einzelheiten siehe Ziffer 446. 
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nach um rund 12 vH reduziert werden, damit tragfähige 
öffentliche Finanzen garantiert sind. Im Basisjahr 2002 
hätte dies eine Rückführung der staatlichen Ausgaben- 
quote von 48,5 vH auf 42,6 vH bedeutet beziehungs- 
weise eine Kürzung der staatlichen Ausgaben um 
125 Mrd Euro. Werden nur bestimmte Staatsausgaben- 
kategorien gekürzt, oder werden die Staatsausgaben nur 
für begrenzte Zeiträume reduziert, müssen die Ausga- 
benkürzungen entsprechend höher ausfallen. Alternativ 
gibt der Abgabenerhöhungssatz denjenigen Prozentsatz 
an, um den sämtliche Abgaben in allen Perioden erhöht 
werden müssten, damit bei gegebenem Zeitpfad der 
staatlichen Ausgaben die Tragfähigkeitslücke beseitigt 
wird. Dieser Satz beläuft sich auf 14,5 vH. Bei positiven 
impliziten Staatsschulden muss der Abgabenerhöhungs- 
satz numerisch größer sein als der Ausgabenkürzungs- 
satz, da der Barwert der staatlichen Ausgaben den der 
Einnahmen übersteigt. 

Rein rechnerisch sind Ausgabenkürzungen und Abga- 
benerhöhungen gleichermaßen geeignet, eine Tragfähig- 
keitslücke zu schließen. Dies liegt daran, dass in den hier 
verwendeten Methoden zur Ermittlung von Trag- 
fähigkeitslücken Verhaltensanpassungen der privaten 
Wirtschaftseinheiten und Preisreaktionen als Folge staat- 
licher Konsolidierungsmaßnahmen unberücksichtigt 
bleiben. In der Realität ist aber mit solchen Reaktionen 
zu rechnen, so dass Ausgabenkürzungen und Abgaben- 
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erhöhungen keineswegs gleichwertige Instrumente zur 
Beseitigung einer Tragfähigkeitslücke sind. Berücksich- 
tigt man die genannten Anpassungsreaktionen, spricht 
alles dafür, erforderliche Konsolidierungsmaßnahmen 
auf der Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte oder 
durch den Abbau von Steuervergünstigungen, nicht aber 
durch Erhöhung von Steuersätzen durchzuführen. Die 
Skepsis gegenüber Steuersatzerhöhungen beruht auf ih- 
ren negativen Wohlfahrts- und Wachstumseffekten 
(Ziffern 819 ff. und JG 2002 Ziffer 379), die aber gerade 
in Tragfähigkeitsanalysen nicht erfasst werden. Bei der 
Interpretation von Tragfähigkeitslücken und ausgaben- 
oder einnahmeseitigen Korrekturfaktoren ist also Vor- 
sicht angebracht. Sie indizieren zwar einen unabweisba- 
ren finanzpolitischen Handlungsbedarf; aus ihnen lassen 
sich aber für sich genommen noch keine ökonomisch be- 
gründeten Empfehlungen über die zur Schließung dieser 
Lücken angebrachten finanzpolitischen Maßnahmen ab- 
leiten. Dazu muss auf Erkenntnisse der ökonomischen 
Theorie und auf empirische Untersuchungen zurückge- 
griffen werden. Dann ist das Ergebnis aber klar; Die 
Konsolidierung der öffentlichen Hauhalte ist über Aus- 
gabenkürzungen und den Abbau von Steuervergünsti- 
gungen vorzunehmen, nicht aber über Erhöhungen von 
Abgabensätzen (Ziffern 807 ff). 

Bestimmungsgründe der Tragfähigkeitslücke und 
Sensitivitätsanalysen 

447 . Die unter den gesetzten Annahmen bezüglich 
Wachstumsrate und Zinssatz ermittelten hohen Tragfä- 
higkeitslücken und impliziten Schuldenquoten werfen 
die Frage nach den tieferen Ursachen auf. Diese liegen 
zum großen Teil in der absehbaren demographischen 
Entwicklung. 

Den Berechnungen zur Tragfähigkeit der öffentlichen 
Haushalte liegen die Ergebnisse und Annahmen der 
fünften (mittleren) Variante der 10. koordinierten Bevöl- 
kerungsvorausberechnung zugrunde, die das Statisti- 
sche Bundesamt im Juni dieses Jahres veröffentlicht hat. 
Danach zeichnen sich in den kommenden 50 Jahren mar- 
kante Änderungen im Hinblick auf Niveau und Al- 
tersaufbau der deufschen Bevölkerung ab. Bis zum 
Jahr 2050 wird die Bevölkerungszahl von rund 82,5 Mil- 
lionen Einwohnern auf 75,1 Millionen zurückgehen. 
Gleichzeitig kommt es zu einer erheblichen Veränderung 
in der Alters Struktur, die durch sinkende Geburtenzahlen 
(bei konstanter Geburtenziffer) und einen Anstieg der 
Lebenserwartung bewirkt wird. So wird der Altenquoti- 
ent, die Relation der 65-jährigen und älteren Personen 
zur Zahl der 20- bis 64-jährigen, von etwa 28 vH im 
Jahr 2001 auf fast 55 vH im Jahr 2050 zunehmen. 

448 . Die absehbare demographische Entwicklung hat 
weit reichende Konsequenzen für die umlagefmanzier- 
ten Systeme der Sozialen Sicherung und darüber auf die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte. Um diese 
Konsequenzen und den qualitativen und quantitativen 
Handlungsbedarf der Finanz- und Sozialpolitik zu 
verdeutlichen, soll die Abhängigkeit der Tragfähigkeits- 


lücke von einzelnen Determinanten der Bevölkerungs- 
entwicklung durch einige Simulationsrechnungen aufge- 
zeigt werden. Die demographische Entwicklung ist 
dabei auf die folgenden drei Bestimmungsgründe zu- 
rückzuführen: die Geburtenhäufigkeit, die Lebenserwar- 
tung sowie die Migration. 

Die zusammengefasste Geburtenziffer gibt die durch- 
schnittliche Kinderzahl an, die eine Frau im Laufe ihres 
Lebens gebärt. Sie liegt in Deutschland gegenwärtig bei 
1,4 und damit unter dem Wert in den meisten anderen 
Ländern (Tabelle 53). Um den Stand der Bevölkerung 
konstant zu halten, wäre eine Geburtenziffer von 


Tabelle 53 


Geburtenziffer und Lebenserwartnng 
in ansgewählten Ländern 


Land/Ländergruppe 

Geburten- 

ziffer'» 

(2001) 

Lebenserwartung 
eines im Jahr 2001 
Neugeborenen^* 



Männlich | Weiblich 

Belgien 

1,64 

74,5 

80,1 

Dänemark 

1,75 

74,3 

78,9 

Deutschland 

1,35 

75,1 

81,1 

Finnland 

1,73 

74,6 

81,5 

Frankreich 

1,89 

75,5 

82,9 

Griechenland 

1,25 

75,4 

80,7 

Irland 

1,98 

73,0 

78,5 

Italien 

1,25 

76,7 

82,8 

Luxemburg 

1,65 

74,9 

81,3 

Niederlande 

1,71 

75,8 

80,7 

Österreich 

1,33 

75,6 

81,6 

Portugal 

1,46 

73,5 

80,3 

Schweden 

1,57 

77,5 

82,1 

Spanien 

1,24 

75,6 

82,9 

Vereinigtes Königreich 

1,65 

78,3 

80,4 

Europäische Union 




(EU-15) 

1,46 

75,5 

81,6 

Island 

1,95 

78,3 

82,9 

Japan 

1,41 

77,6 

84,2 

Norwegen 

1,78 

76,2 

81,3 

Schweiz 

1,41 

77,2 

82,8 

Vereinigte Staaten 

2,06 

74,4 

80,0 


1) Zusammengefasste Geburtenziffer; durchschnittliche Zahl der Kin- 
der, die eine Frau im Laufe ihres Lebens gebärt, und zwar unter der An- 
nahme, dass sich die altersspezifischen Geburtenziffern künftig nicht 
ändern. Es wird davon ausgegangen, dass in den Industrieländern bei 
2,1 Kindern je Frau der Erhalt der Bevölkerung gesichert ist. Für Japan 
und die Vereinigten Staaten im Jahr 2000. - 2) Für Luxemburg im 
Jahr 2000. 

Quelle: EU 
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etwa 2,1 erforderlich, weil regelmäßig mehr Jungen als 
Mädchen geboren werden, ln der 10. koordinierten Be- 
völkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundes- 
amtes wird unterstellt, dass die Geburtenziffer von 1,4 
dauerhaft ist. Die Lebenserwartung für beide Geschlech- 
ter ist aktuell in Deutschland verglichen mit anderen 
Ländern unterdurchschnittlich. Für Tragfähigkeitsanaly- 
sen relevant ist allerdings weniger das Niveau als die 
Veränderung der Lebenserwartung. Unter anderem auf- 
grund medizinischen Fortschritts sowie verbesserter Ar- 
beitsbedingungen ist die Lebenserwartung von neugebo- 
renen Mädchen zwischen 1950 und 2000 in Deutschland 
um mehr als zwölf Jahre und für Jungen um mehr als 
zehn Jahre gestiegen. 

Für die Zukunft ist gemäß der 10. koordinierten Bevöl- 
kerungsvorausberechnung mit einer weiteren Zunahme 
der Lebenserwartung zu rechnen (Tabelle 54). ln Bezug 
auf die Außenwanderung wird unterstellt, dass sich die 
Nettozuwanderung von Deutschen wegen des versiegen- 
den Zustroms von Aussiedlem bis zum Jahr 2040 auf 
null reduziert. Im Hinblick auf die Nettozuwanderung 
von Ausländern wird alternativ von einer jährlichen Net- 
tozuwanderung von 100 000 bis maximal 300 000 Per- 


sonen ausgegangen. Insgesamt werden in der 10. koordi- 
nierten Bevölkerungsvorausberechnung neun Varianten 
berechnet, die sich in den Annahmen über Außenwande- 
rung und Lebenserwartung unterscheiden. 

449. Die Abhängigkeit der Tragfähigkeitslücke von 
den unterschiedlichen Bestimmungsgründen der demo- 
graphischen Entwicklung wird deutlich, wenn Annah- 
men über Lebenserwartung und Außenwanderung 
schrittweise variiert werden. Die markierten Felder in 
Tabelle 54 beschreiben das Vorgehen. 

Ausgehend von der Basissimulation, die der fünften 
(mittleren) Variante der jüngsten Bevölkerungsprognose 
entspricht, werden mit den Simulationen 1 und 11 der 
Einfluss unterschiedlicher Annahmen über die Lebenser- 
wartung auf die Tragfahigkeitslücken isoliert (Schau- 
bild 67). Simulation 1 basiert auf der zweiten Variante 
des Statistischen Bundesamtes; in Simulation 11 wird un- 
terstellt, dass die Lebenserwartung des Jahres 2000 un- 
verändert auch in allen späteren Jahren gilt. Man sieht, 
dass sich die Tragfähigkeitslücke in Simulation 11 mehr 
als halbiert; die implizite Schuldenstandsquote geht so- 
gar um fast zwei Drittel ihres Ausgangswerts zurück. 


Tabelle 54 


Annahmen zur demographischen Entwicklung 


Lebenserwartung (Jahre)'* 

Annahmen zur Wan 

- Deutsche: Schrittv 
von jährlich 80 00 

- Ausländer: Nettoz 

100 000 

iderung (Personen)"*: 

/eiser Abbau des Wani 

'0 bis auf null im Jahr 

uwanderung von jährli 

200 000 

derungsüberschusses 

2040 

ich 

Bis 2010: 200 000 

Ab 2011: 300 000 

Im Jahr 2000 

m w 

bei Geburt 74,8 80,8 

im Alter von 60 Jahren 79,2 83,5 


o 

ii. 


Im Jahr 2050 

m w 

bei Geburt 78,9 85,7 

im Alter von 60 Jahren 82,0 87,7 

EaSH 


© 



m w 

bei Geburt 81,1 86,6 

im Alter von 60 Jahren 83,7 88,2 


© /^ 

/ Basis- \ 

( simu- 1 

V lation 

© 

m w 

bei Geburt 82,6 88,1 

im Alter von 60 Jahren 84,9 89,4 


© 

■ 


1) m = männlich, w = weiblich. - 2)(^bis (^Varianten gemäß der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundes- 
amtes vom Juni 2003. 
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Schaubild 67 


vH 

450 


Tragfähigkeitslücken für das Jahr 2002 in Simulationsexperimenten^^ 

- in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in vH - 


I Implizite Staatsschuld 


Explizite Staatsschuld 


Basissimulation 

1) Zu den Einzelheiten siehe Ziffern 445 ff. 


Simulation I 


SR 2003-12-0632 


Simulation II 


Simulation III 



Simulation IV 


vH 

450 


Deutlich wird der große Einfluss der zunehmenden Le- 
benserwartung auf die Tragfähigkeit der öffentliehen 
Haushalte. Demgegenüber haben untersehiedliche An- 
nahmen über die Außenwanderung einen weitaus gerin- 
geren Einfluss auf die Tragfähigkeitslücke. Dies zeigt 
der Vergleieh der Simulationen I und 111. Mit Simula- 
tion IV wird gegenüber der Basissimulation ein günsti- 
geres Zuwanderungsszenario betraehtet, bei gleichzeitig 
zunehmender Lebenserwartung. Einmal mehr wird die 
große Bedeutung der sieh verändernden Lebenserwar- 
tung offenkundig. 

450 . Die Höhe der Tragfähigkeitslücke hängt nicht nur 
von Annahmen über die demographische Entwicklung 
ab, sondern auch und vor allem von der Differenz zwi- 
sehen dem unterstellten Zins und der angenommenen 
Wachstumsrate, dem Zins- Wachstums-Differential. Die 
große Bedeutung dieser Größe ist aus der Wachstums- 
theorie bekannt. 

Gemäß Ziffer 769 ergibt sieh die Tragfähigkeitslücke 
ZXq in Relation zum Bruttoinlandsprodukt der Aus- 
gangsperiode als Summe des gegenwärtigen Schulden- 
stands bg und des Barwerts aller sieh bei Fortschreibung 


der aktuellen Finanzpolitik ergebenden Primärsalden 
J?/’, jeweils in Relation zum Bruttoinlandsprodukt: 


o = K - 


t 


ILilli. 

\ + n ^1-l-r 



Für gegebene und nimmt die Tragfähigkeitslücke 
bei höherem Zinssatz r und festem n ab und mit höherer 
Wachstumsrate n bei festem r zu, vorausgesetzt, dass der 
Barwert aller Primärsalden negativ ist und damit impli- 
zite Schulden vorliegen. Dass es dabei letztlich auf das 
Zins-Wachstums-Differential ankommt, wird deutlich 
durch die Umformung 

\ + n r — n 

\+r \+r 


Je größer die Differenz (r-n), desto kleiner ist der Bar- 
wert der Primärsalden und - falls dieser negativ ist - 
damit auch die Tragfähigkeitslücke. Ökonomisch leuch- 
tet dies unmittelbar ein: Ein höherer Marktzins reduziert 
bei gegebenem n den Barwert der Primärdefizite; mit 
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einer geringeren Wachstumsrate des Bruttoinlandspro- 
dukts nehmen unter der Annahme gegebener Primärdefi- 
zitquoten die Primärdefizite ab und bei festem r auch de- 
ren Barwerte. 

Problematisch ist dabei der Sachverhalt, dass das Aus- 
maß der Tragfähigkeitslüeke erheblich auf Änderungen 
des Zins-Waehstums-Differentials reagiert (Tabelle 55). 
So lässt beispielsweise eine um 0,5 Prozentpunkte ver- 
ringerte (1,0 Prozentpunkte vergrößerte) Differenz die 
Tragfähigkeitslücke von rund 330 vH auf über 460 vH 
anwachsen (auf knapp 210 vH sehrumpfen). Somit kann 
es zu Irritationen und Missverständnissen kommen, 
wenn in der finanzpolitischen Debatte mit unterschied- 
lieh hohen Tragfähigkeitslücken argumentiert wird. 
Diese Ausführungen legen eine besondere Vorsicht bei 
der Interpretation der Niveaus von Tragfähigkeitslücken 
nahe. Es wird auch deutlich, dass die Ausgabenkür- 
zungs- und Steuererhöhungssätze weitaus weniger sensi- 
tiv auf Veränderungen der Spanne zwisehen Wachstums- 
rate und Zinssatz reagieren als die Tragfähigkeitslücken. 
Dies liegt daran, dass die Korrekturfaktoren Prozent- 
sätze sind und das Zins-Wachstums-Differential in den 
Zähler und Nenner eingeht. Insofern stellen die Korrek- 
tursätze weniger missverständliche, allerdings auch we- 
niger ansehauliche Indikatoren für die Tragfähigkeit der 
öffentlichen Haushalte dar. 

451 . Betrachtet man den Einfluss von Politikänderun- 
gen oder Änderungen in der demographischen Entwiek- 
lung auf die Tragfähigkeitslüeke, sind die relativen Än- 
derungen der Tragfähigkeitslücke oder der impliziten 
Staatssehuld robuster gegenüber dem Zins-Waehstums- 
Differential. Dies wird aus Tabelle 56 deutlich, in der die 


Auswirkungen der in Tabelle 54 markierten Demogra- 
phie-Experimente auf die Tragfähigkeitslüeken und de- 
ren Veränderung für unterschiedliehe Zins-Wachstums- 
Differenzen dargestellt sind. Der Einfluss der Finanzpo- 
litik auf die Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte 
wird deshalb am aussagekräftigsten über die relative 
Veränderung der Tragfähigkeitslücke oder der impliziten 
Staatsschuld erfasst. Allerdings sind auch dann belast- 
bare Aussagen nur innerhalb bestimmter Bandbreiten 
möglich. 

Rentenreform und Tragfähigkeitslücke 

452. Die letzte Tabelle verdeutlicht, dass die Tragfä- 
higkeitslüeke in hohem Maße von der Veränderung der 
Bevölkerungsstruktur, insbesondere der steigenden Le- 
benserwartung beeinflusst wird. Diese wiederum hat 
vor allem Auswirkungen auf die umlagefinanzierten 
Sozialversieherungssysteme. Nun lässt sich die Verän- 
derung der Lebenserwartung durch finanzpolitische 
Maßnahmen gar nieht oder nur marginal beeinflussen; 
sie hängt in erster Linie vom medizinischen Fortschritt, 
vom Emährungsverhalten und anderen für die Politik 
weitgehend exogenen Faktoren ab. Deshalb muss der 
Abbau der Tragfähigkeitslüeke an der Einnahme- oder 
Ausgabenseite der Systeme der Sozialen Sieherung an- 
setzen. Dazu hat der Sachverständigenrat weit rei- 
chende Vorschläge unterbreitet (zuletzt JG 2002 
Ziffern 483 ff), die von der Rürup-Kommission aufge- 
nommen, präzisiert und erweitert wurden (Zif- 
fern 306 ff, 338 ff, 358 f). Die Maßnahmen zur Re- 
form der Rentenversicherung zielen dabei auf die 
Sicherstellung der Tragfähigkeit dieses Zweigs der So- 


Tabelle 55 

Sensitivitätsanalysen im Hinblick anf das Zins-Wachstums-Differential bei der Basissimulation 2002 



%/vH 

Tragfahig- 

keitslücke 

Implizite 

Staatsschuld 

Ausgaben- 

kürzungs- 

satz 

Steuer- 

erhöhungs- 

satz 



1 vH') 1 

1 vH 1 

Zinssatz 

3,0 

331,3 

270,5 

12,1 

14,5 

Wachstumsrate 

1,5 

Zinssatz 

2,5 

464,3 

403,5 

12,3 

14,8 

Wachstumsrate 

1,5 

Zinssatz 

4,0 

208,7 

147,9 

11,8 

13,8 

Wachstumsrate 

1,5 

Zinssatz 

4,0 

230,6 

169,8 

11,9 

13,9 

Wachstumsrate 

1,75 


1) In Relation zum Brutto inlandsprodukt in vH. 
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Tabelle 56 


Sensitivität der Tragfähigkeitslücke und der impliziten Staatsschuld" 



Basis- 

simu- 

lation 

Simulation 

Relative Änderung gegenüber 
Basissimulation (vH) 

I 

II 

1 ni 1 

1 IV 1 

I 

II 

III 

IV 



] 

r = 3,0%; 

n = 1,5 vH 





Tragfähigkeitslücke" 

331,3 

283,3 

156,0 

296,3 

376,1 

- 14,5 

- 52,9 

- 10,6 

+75,5 

Implizite Staatsschuld" 

270,5 

222,5 

95,2 

235,5 

315,3 

- 17,7 

- 64,8 

- 12,9 

+ 16,6 



] 

r = 2,5%; 

n = 1,5 vH 





Tragfähigkeitslücke" 

464,3 

388,1 

186,7 

394,3 

554,6 

- 16,4 

- 59,8 

- 15,1 

+ 19,4 

Implizite Staatsschuld" 

403,5 

327,3 

125,9 

333,5 

493,8 

- 18,9 

- 68,8 

- 17,3 

+ 22,4 



] 

r = 4,0%; 

n = 1,5 vH 





Tragfähigkeitslücke" 

208,7 

184,8 

120,9 

196,6 

225,1 

- 11,5 

- 42,1 

- 5,8 

+ 7,9 

Implizite Staatsschuld" 

147,9 

124,0 

60,1 

135,8 

164,3 

- 16,2 

- 59,4 

- 8,2 

+ 11,1 



r 

= 4,0%; 

n = 1,75 vH 





Tragfähigkeitslücke" 

230,6 

202,6 

127,7 

215,1 

251,1 

- 12,1 

- 44,6 

- 6,7 

+ 8,9 

Implizite Staatsschuld" 

169,8 

141,8 

66,9 

154,3 

190,3 

- 16,5 

- 60,6 

- 9,1 

+ 12,1 


1) Simulationsexperimente aus Tabelle 55. - 2) In Relation zum Bmttoinlandsprodukt in vH. 


zialversicherung, während der auch vom Sachver- 
ständigenrat zur Diskussion gestellte Übergang zu 
Kopfpauschalen (Gesundheitsprämien) im Bereich der 
Gesetzlichen Krankenversicherung eher die Beschäfti- 
gungs- und Wachstumswirkungen zum Ziel hat. Diese 
lassen sich aber im Rahmen von Tragfähigkeitsanaly- 
sen nicht adäquat erfassen. 

453. Die Rürup-Kommission hat für den Bereich der 
Rentenversicherung insbesondere zwei Maßnahmen vor- 
geschlagen (Ziffern 338 ff): Zum einen soll die gesetzli- 
che Altersgrenze für Regelaltersrenten von derzeit 
65 Jahren beginnend ab dem Jahr 20 11 schrittweise 
bis 2035 auf 67 Jahre heraufgesetzt werden. Zum ande- 
ren wird empfohlen, die aktuelle Rentenanpassungsfor- 
mel durch einen Nachhaltigkeitsfaktor zu ergänzen. 
Dadurch werden das Verhältnis von Rentnern zu Bei- 
tragszahlem und damit auch die demographische Ent- 
wicklung in der Rentenanpassungsformel berücksichtigt 
(Schaubild 68, Seite 282). 

Deutlich wird, dass beide Reformvorschläge in erhebli- 
chem Maße zur Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte 
beitragen. Dabei reduziert der Nachhaltigkeitsfaktor die 
gesamtstaatliche Tragfahigkeitslücke mit rund 25 vH um 
mehr als die in der aktuellen Debatte im Vordergrund 
stehende Verlängerung der Lebensarbeitszeit, die eine 


Verringerung von etwa 1 6 vH bewirkt. Zusammenge- 
nommen haben diese Maßnahmen eine Abnahme der 
Tragfähigkeitslücke um etwas weniger als 40 vH zur 
Folge und neutralisieren somit fast die Effekte der zu- 
nehmenden Lebenserwartung: Die Tragfähigkeitslücke 
nach Umsetzung beider Vorschläge liegt nicht wesent- 
lich über derjenigen der Simulation II, in der die Lebens- 
erwartung der im Jahr 2000 Geborenen konstant gehal- 
ten wurde. 


Fazit: Tragfähigkeitslücken berechnen, aber 
vorsichtig interpretieren 

454. Die Sicherstellung der Tragfähigkeit der öffentli- 
chen Haushalte ist eine der zentralen Zukunftsaufgaben 
der deutschen Finanz- und Sozialpolitik. Sowohl das 
Ausmaß der expliziten Staatsverschuldung als auch die 
insbesondere aus der demographischen Entwicklung re- 
sultierenden Finanzierungslasten, die Teil der impliziten 
Staatsschulden sind, zeigen einen erheblichen finanzpo- 
litischen Handlungsbedarf auf. Dieser Handlungsbedarf 
lässt sich über das Konzept der Tragfähigkeitslücke 
quantifizieren, die aus der intertemporalen staatlichen 
Budgetgleichung abgeleitet wird. Nachhaltig oder trag- 
fähig ist die Finanzpolitik dann, wenn keine Tragfähig- 
keitslücke existiert, ihr Wert also null ist. Unsere 
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Schaubild 68 


Einfluss von Rentenreformvorschlägen auf die Tragfähigkeitslücke'') 

- in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in vH - 


] Implizite Staatsschuld (2002) 


Explizite Staatsschuld (2002) 



Heraufsetzung des 
gesetzlichen Renteneintrittsalters 

relative Änderungen (vH): 
Tragfähigkeitslücke: -16,4 

Implizite Staatsschuld: -20,0 


II 




Berücksichtigung eines 
Nachhaltigkeitsfaktors 

relative Änderungen (vH): 
Tragfähigkeitslücke: -24,5 

Implizite Staatsschuld: -30,0 


277,1 




Heraufsetzung des 
gesetzlichen Renteneintrittsalters 
und Berücksichtigung eines 
Nachhaltigkeitsfaktors 

relative Änderungen (vH): 
Tragfähigkeitslücke: -39,1 
Implizite Staatsschuld: -47,9 


201,8 



1) Zu den Einzelheiten siehe Ziffern 452 f. 


SR 2003-12-0631 
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Berechnungen zeigen allerdings, dass die Tragfähig- 
keitslücke ein Mehrfaches des gegenwärtigen Bruttoin- 
landsprodukts beträgt und damit eine bedenkliche Höhe 
erreicht hat, die politisches Handeln erfordert. 

Bei der Interpretation der Ergebnisse von Tragfahig- 
keitsanalysen ist aus verschiedenen Gründen Vorsicht 
geboten. Da sehr lange Zeiträume betrachtet werden, ist 
die Prognose der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben 
mit großen Unsicherheiten behaftet. Auch sind die abso- 
luten Größen der Tragfähigkeitslücken nicht sehr aussa- 
gekräftig; sie reagieren sehr sensitiv auf Annahmen über 
die Wachstumsrate und den Zinssatz. In weitaus geringe- 
rem Maße gilt dies jedoch für die relative Änderung der 
Tragfähigkeitslücken als Folge von Politikmaßnahmen. 
Sie erlauben deshalb eine einigermaßen verlässliche Ein- 
schätzung und vergleichende Beurteilung der Wirksam- 
keit alternativer Reformoptionen auf die Tragfähigkeit 
der öffentlichen Finanzen. Die gebotene Vorsicht bei der 
Interpretation von Tragfähigkeitslücken ist jedoch kein 
Grund, auf derartige Berechnungen zu verzichten. Es ist 
in jedem Fall besser, eine ungefähre Vorstellung von den 
auf die öffentlichen Haushalte zukommenden Belastun- 
gen zu haben, als aus lauter Skrupeln überhaupt nichts zu 
sagen und damit die Notwendigkeit eines politischen Ge- 
gensteuerns zu ignorieren. 

Tragfähigkeitslücken zeigen einen unabweisbaren fi- 
nanz- oder sozialpolitischen Handlungsbedarf an. Ir- 
gendwelche Gerechtigkeitsurteile, intergenerative oder 
intragenerative, sind damit nicht verbunden. Sie werden 
erst im Zusammenhang mit konkreten Maßnahmen zur 
Schließung oder Reduzierung der Tragfähigkeitslücke 
relevant. Wie die Fasten zur Beseitigung einer nicht 
tragfahigen Finanzpolitik auf unterschiedliche Haus- 
haltsgruppen oder auf gegenwärtige und zukünftige Ge- 
nerationen verteilt werden, muss letztlich politisch ent- 
schieden werden. Die Wissenschaft kann nur die durch 
bestimmte Maßnahmen hervorgerufenen Verteilungsef- 
fekte aufzeigen. Vom Anspruch her bescheidener ist es, 
wenn man sich auf die Berechnung von relativen Verän- 
derungen der Tragfähigkeitslücken beschränkt. Man 
kann dann immer noch Aussagen über die Entwicklung 
der Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen machen, 
ohne jedoch implizite oder explizite Gerechtigkeitsur- 
teile treffen zu müssen. Politik und Öffentlichkeit 
gewinnen so einen Eindruck vom Ausmaß der Konsoli- 
dierungsnotwendigkeit und von den Konsolidierungser- 
folgen bestimmter Maßnahmen. 

Zur Illustration wurden die Änderungen der Tragfähig- 
keitslücke aufgrund einer schrittweisen Heraufsetzung 
des gesetzlichen Renteneintrittsalters von 65 auf 
67 Jahre sowie einer Modifikation der aktuellen Renten- 
formel um einen Nachhaltigkeitsfaktor untersucht. Beide 
Maßnahmen wurden von der Rürup-Kommission vorge- 
schlagen. Im Ergebnis bewirken beide Reformvor- 
schläge, dass die Tragfähigkeit der Systeme der Sozialen 
Sicherung wesentlich erhöht wird. Die Berechnungen 
zeigen aber auch, dass diese Reformschritte zwar not- 
wendig, aber nicht hinreichend sind. Sie müssen ergänzt 
werden durch weiter gehende Konsolidierungsmaßnah- 
men in den öffentlichen Haushalten. 


IV. Haushaltskonsolidierung: 
Strategien und Optionen 


Das Wichtigste in Kürze 

(1) Haushaltskonsolidierung sollte der Realisierung 
langfristiger Ziele dienen. 

(2) Konsolidierungen durch Ausgabenkürzungen 
sind erfahrungsgemäß nachhaltiger als solche 
über Einnahmeerhöhungen. Eine erfolgreiche 
Haushaltskonsolidierung benötigt kein günstiges 
konjunkturelles Umfeld. 

(3) Der Abbau von Steuervergünstigungen zur Finan- 
zierung von Tarifsenkungen hat positive gesamt- 
wirtschaftliche Effekte. Eine Rückführung von 
Steuervergünstigungen ist aber auch zu Konsoli- 
dierungszwecken angebracht. 

(4) Ein gezielter, kriteriengeleiteter Abbau von Fi- 
nanzhilfen und Steuervergünstigungen ist der Ra- 
senmähermethode überlegen. 

(5) Das Volumen der hier vorgeschlagenen Ausga- 
benkürzungen und Rücknahmen von Steuerer- 
leichterungen beläuft sich nach Auslaufen dieser 
Maßnahmen auf über 25 Mrd Euro pro Jahr. 
Nicht berücksichtigt sind dabei Steuervergünsti- 
gungen im Unternehmensbereich; ihr Abbau 
muss in eine Reform der Untemehmensbesteue- 
rung integriert werden. 

(6) Das Ehegattensplitting ist keine Steuervergünsti- 
gung. Die Entfemungspauschale ist nicht gene- 
rell eine Steuervergünstigung; daher ist eine Kür- 
zung vertretbar. 


455 . Vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Defizit- 
entwicklung, der Vorgabe des Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakts, auf mittlere Frist eine ausgeglichene Haus- 
haltsposition zu erreichen, und der in längerfristiger 
Betrachtung festgestellten Tragfähigkeitslücke ist eine 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte unabweis- 
bar. Die vielfach anzutreffende Vorstellung, dass über 
ein höheres Wirtschaftswachstum allein eine den Anfor- 
derungen der Zukunft gerecht werdende Eage der Staats- 
finanzen erreicht werden könne, ist unrealistisch. Ein 
einfaches Beispiel mag dies verdeutlichen: Um ausge- 
hend von den Zinslasten, Ausgaben und Einnahmen der 
öffentlichen Haushalte des Jahres 2002, auch nur eine 
Stabilisierung der ausgewiesenen Schuldenstandsquote 
in den kommenden 30 Jahren zu erreichen, müsste die 
Zuwachsrate des nominalen Bruttoinlandsprodukts jähr- 
lich über 6 vH betragen. Hierbei ist der in der demo- 
graphischen Entwicklung angelegte Druck auf die Aus- 
gaben der kommenden Jahrzehnte, der bei einer 
unveränderten Politik entstehen wird, noch nicht berück- 
sichtigt. Realistischerweise wird also ein höheres Wirt- 
schaftswachstum für sich genommen die Probleme der 
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öffentlichen Haushalte nicht lösen können. Gleichwohl 
bleibt, neben anderen Gründen, gerade auch aus finanz- 
politischer Sicht die Stärkung des gegenwärtig niedrigen 
Potentialwachstums eine der zentralen wirtschaftspoliti- 
schen Aufgaben. Der Sachverständigenrat hat sich in 
seinem letzten Jahresgutachten ausführlich mit den Ur- 
sachen und mit geeigneten Therapievorschlägen der 
deutschen Wachstumsschwäche beschäftigt (JG 2002 
Ziffern 332 ff). 

Die Bundesregierung hat in den vergangenen Monaten 
auf dem Arbeitsmarkt und im Bereich der Sozialen 
Sicherung zahlreiche Reformmaßnahmen in Gesetzent- 
würfen konkretisiert, die durchaus geeignet sind, die 
Aussichten für ein dauerhaft günstigeres Wachstum zu 
verbessern. Diese Vorhaben sollten bei entsprechender 
legislativer Umsetzung in den nächsten Jahren eine Ent- 
lastungswirkung für die öffentlichen Haushalte entfal- 
ten. Die derzeit zu beobachtende politische Aufgeschlos- 
senheit gegenüber Reformen gilt es zu bewahren. Mit 
Blick auf die in der demographischen Entwicklung an- 
gelegten Probleme der steigenden impliziten Verschul- 
dung ist vor allem eine Rentenreform notwendig, die die 
zukünftigen impliziten Lasten des Umlagesystems zu- 
rückführt. In diesem Zusammenhang ist der Aufschub 
einer Entscheidung über die Verlängerung der Regel- 
altersgrenze auf 67 Jahre zu bedauern (Ziffern 354). 

Über die Ausgabenkorrekturen in den Systemen der So- 
zialen Sicherung hinaus hat die Bundesregierung ein 
umfangreiches steuerliches Maßnahmenbündel auf den 
Weg gebracht, das bei vollständiger Umsetzung für die 
Gebietskörperschaften geschätzte Einnahmeverbesse- 
rungen ab dem Jahr 2005 in einer Größenordnung von 
über 17MrdEuro zur Folge haben soll (einschließlich 
Hartz IV). Im kommenden Jahr wird trotz der geplanten 
Einsparungen durch das Vorziehen der dritten Stufe der 
Steuerreform voraussichtlich eine Mindereinnahme von 
annähernd 4 Mrd Euro zu verzeichnen sein (Tabelle 57, 
Seite 303). 

Der mittelfristige Einspareffekt dieser Maßnahmen ist 
jedoch angesichts des Konsolidierungsbedarfs nicht aus- 
reichend; Zusätzliche beherzte Anstrengungen sind er- 
forderlich, um die öffentlichen Haushalte in Deutschland 
wieder in Ordnung zu bringen. Allein die Zielvorgabe 
eines mittelfristig ausgeglichenen Haushalts verlangt bei 
einem konjunkturbereinigten Defizit im Jahr 2003 von 
3 'A vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt 
Konsolidierungsanstrengungen von über 50 Mrd Euro, 
dies entspricht etwa 5 vH der Gesamtausgaben des 
Jahres 2003. Ein Konsolidierungsprogramm dieses Aus- 
maßes wird nicht innerhalb eines kurzen Zeitraums zu 
realisieren sein. Notwendig ist daher eine auf Dauer an- 
gelegte, überzeugende Konsolidierungsstrategie. Es gilt 
die Einsicht in die Notwendigkeit staatlicher Sparmaß- 
nahmen zu stärken. Eine solche breite Grundüberzeu- 
gung auf Seiten der Unternehmen und Haushalte ist aber 
unverzichtbar, da Konsolidierung immer bedeutet, gegen 
den Widerstand organisierter gruppenspezifischer Ei- 
geninteressen überkommene Besitzstände zu beseitigen. 

Gegenwärtig scheint die Ausgangslage zur Formulie- 
rung und Durchsetzung einer solchen Konsolidierungs- 


strategie günstig. Die anhaltende wirtschaftliche Schwä- 
chephase hat die Erkenntnis verstärkt, dass ohne 
tiefgreifende Reformen keine dauerhafte Verbesserung 
der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen geschaffen 
werden kann; dabei muss klar sein, dass die Konsolidie- 
rung der öffentlichen Haushalte nicht nach dem Sankt 
Florians-Prinzip vonstatten gehen kann. 

Grundsätzliche Fragen zur Konsolidierungsstrategie 

Konsolidierung über die Einnahme- oder die 
Ausgabenseite? 

456 . Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte er- 
fordert eine Verbesserung der Primärsaldenposition, also 
der Differenz zwischen den staatlichen Einnahmen und 
den Ausgaben ohne Zinsaufwendungen für die aufgelau- 
fenen Schulden. Eine Erhöhung der Primärsaldenquote 
lässt sich über Einnahmesteigerungen, über Ausga- 
bensenkungen oder über eine Kombination dieser beiden 
Strategien erreichen. Rechnerisch sind Einnahmeerhö- 
hungen und Ausgabenreduzierungen gleichermaßen ge- 
eignet, eine dauerhafte Verbesserung der Lage der öf- 
fentlichen Haushalte zu erzeugen. Aus ökonomischer 
Sicht sprechen jedoch gute Gründe dafür, eher den Weg 
über eine Rückführung der Ausgaben als den über eine 
Erhöhung der Einnahmen zu gehen: Zum einen lässt sich 
empirisch belegen, dass - ausgehend von dem in den 
Ländern der Europäischen Währungsunion erreichten 
Niveau der Staatstätigkeit - geringere Staatsausgaben 
das Wirtschaftswachstum eher fördern, wohingegen hö- 
here Einnahmen in der Tendenz negativ wirken 
(Ziffern 816 ff. und JG 2002 Ziffern 606 f.). Zum ande- 
ren kommen aktuelle Studien zu dem wichtigen Ergeb- 
nis, dass Konsolidierungen, die auf der Ausgabenseite 
ansetzen, die Situation der Staatsfinanzen dauerhafter 
verbessern als Konsolidierungen, die stärker über eine 
Erhöhung der Einnahmeseite durchgeführt werden. 

Eine entsprechende Analyse der Konsolidierungsbemü- 
hungen in den Ländern der Europäischen Währungs- 
union für den Zeitraum der Jahre 1970 bis 2002 zeigt, 
dass erfolgreiche Konsolidierungen die Gesamtausga- 
benquote reduzierten (Ziffer 807). Konsolidierungsmaß- 
nahmen gelten dabei dann als erfolgreich, wenn es nach 
ihrem Abschluss in den folgenden drei Jahren zu keiner 
Verschlechterung der konjunkturbereinigten Primärsal- 
denposition kam. Konsolidierungen, nach denen es nicht 
gelang, die Primärsaldenposition auf dem niedrigeren 
Niveau nach Ende der Konsolidierungsphase zu stabili- 
sieren, und die somit erfolglos waren, sind demgegen- 
über während der Konsolidierungsphasen durch eine 
Erhöhung der Ausgabenquote bei gleichzeitigem deutli- 
chen Anstieg der Einnahmequote gekennzeichnet. 

457 . Die Tatsache, dass einnahmeseitige Konsolidie- 
rungen seltener von einem dauerhaftem Erfolg gekrönt 
sind, bedarf mit Blick auf die aktuelle Diskussion über 
den Abbau von Steuervergünstigungen einiger qualifi- 
zierender Anmerkungen: Die Einnahmeseite in Form 
von Steuern wird in der eigenen und in anderen Studien 
mangels geeigneterer Indikatoren im Länderquerschnitt 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-285- 


Drucksache 15/2000 


und über einen längeren Betraehtungszeitraum über die 
Steuerquoten erfasst. Diese sind jedoch für die Effizi- 
enzwirkungen des Steuersystems nicht sehr aussagekräf- 
tig (Ziffer 528). Die Datenlage ermöglicht allerdings 
nicht, die Erhöhung der Steuerquote im Konsolidierungs- 
prozess in diejenigen Einnahmezuwächse zu zerlegen, 
die sich aufgrund einer Verbreiterung der Bemessungs- 
grundlage, beispielsweise durch den Abbau von Steuer- 
vergünstigungen bei unveränderten Sätzen ergeben und 
Einnahmeerhöhungen, die aus der Anhebung von Steu- 
ersätzen resultieren. 

Eine Einnahmeerhöhung durch Verbreiterung der Be- 
messungsgrundlage -zum Beispiel durch einen Abbau 
von Steuervergünstigungen - ist aber unter Wachstums- 
und Effizienzgesichtspunkten einer Steuersatzerhöhung 
nicht äquivalent, sondern in den meisten Fällen überle- 
gen. Deshalb ist auch der immer wieder vorgebrachte 
Einwand unzutreffend, dass eine durch den Abbau von 
Steuervergünstigungen finanzierte Steuersatzsenkung 
nichts bringe, weil dem Bürger erst das Geld aus der lin- 
ken Tasche gezogen werde (mittels Abbau von Steuer- 
vergünstigungen), das ihm dann in die rechte Tasche 
(über Steuersatzsenkungen) gesteckt werde. Richtig ist 
daran, dass eine Beseitigung von Steuervergünstigungen 
für den Steuerpflichtigen eine Verminderung des verfüg- 
baren Einkommens bedeutet und eine Steuersatzsenkung 
sein verfügbares Einkommen erhöht. Änderungen der 
Steuersätze rufen aber neben diesen primären Einkom- 
menseffekten noch weitere Einkommenswirkungen her- 
vor, weil sie - anders als die meisten Steuervergünsti- 
gungen - auch die relativen Preise ändern: Wenn die 
Steuersätze auf ein bestimmtes Gut oder einen Produkti- 
onsfaktor sinken, werden dieses Gut oder dieser Faktor 
im Vergleich zu anderen Gütern oder Faktoren relativ 
billiger, bei einer Erhöhung des Steuersatzes relativ teu- 
rer. Mit diesen relativen Preiseffekten sind zusätzliche, 
das heißt über die primären Einkommenseffekte hinaus- 
gehende Wohlfahrtseffekte und Einkommenswirkungen 
verbunden. Dies sind die so genannten Zusatzlasten der 
Besteuerung. Amerikanische Untersuchungen ermitteln 
für diese Zusatzlasten Werte von bis zu 40 vH der Steu- 
erzahlung. Für Deutschland kann von vergleichbaren 
Größenordnungen ausgegangen werden (JG 2002 
Ziffer 379). Zusatzlasten gehen mit Steuersatzänderun- 
gen einher, in der Regel aber nicht mit einer Änderung 
der Steuerbemessungsgrundlage. Dies bedeutet dann, 
dass eine Steuersatzsenkung, die den Bürger um 
100 Euro entlastet, für diesen im genannten Fall tatsäch- 
lich bis zu 140 Euro wert ist; der Abbau einer Steuerver- 
günstigung, der den Bürger mit 100 Euro belastet, stellt 
für ihn dagegen auch nur einen Verlust von 100 Euro 
dar. In der Summe kann er sich also durch eine Steuer- 
satzsenkung bei gleichzeitiger aufkommensneutraler 
Verbreiterung der Bemessungsgrundlage über einen Ab- 
bau von Steuervergünstigungen wohlfahrtsmäßig ver- 
bessern, im Beispiel um bis zu 40 Euro. Was hier anhand 
eines einzelnen Steuerpflichtigen erläutert wurde, gilt 
mutatis mutandis auch in gesamtwirtschaftlicher Be- 
trachtung. Deshalb tritt der Sachverständigenrat auch 
immer wieder für eine Strategie der Senkung der Steuer- 
sätze bei gleichzeitiger, aufkommensneutraler Verbreite- 


rung der Bemessungsgrundlage („tax-cut-cum-base- 
broadening“) ein (Ziffer 582 und JG 2002 Ziffer 37). 

Nicht überzeugend ist auch das häufig vertretene Argu- 
ment, dass ein Abbau von Steuervergünstigungen, egal 
ob zur Finanzierung von Steuersatzsenkungen oder als 
Beitrag zur Haushaltskonsolidierung, prinzipiell abzu- 
lehnen sei, weil dies auf eine Steuererhöhung hinaus- 
laufe und eine Ausgabenkürzung deshalb in jedem Fall 
vorzuziehen sei. Gegen diese Sichtweise spricht schon, 
dass die Unterscheidung zwischen Steuervergünstigun- 
gen und staatlichen Ausgaben oft nicht so eindeutig ist, 
wie es in der öffentlichen Diskussion den Anschein hat. 
So wird beispielsweise die Eigenheimzulage in der Fi- 
nanzstatistik über den Abzug vom Steueraufkommen auf 
der Einnahmeseite erfasst, wohingegen die gleiche 
Transaktion in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen als Ausgabe gebucht wird. Ebenso werden das 
Kindergeld und die Investitionszulage in der Finanzsta- 
tistik auf der Einnahmeseite als Abzugsposten berück- 
sichtigt (Ziffer 274). Eine Reduzierung dieser Zahlungen 
schlägt sich damit als Erhöhung der Einnahmen nieder; 
wären diese Begünstigungen hingegen auf der Ausga- 
benseite erfasst worden, würde sich ihre Beseitigung als 
Ausgabenkürzung darstellen. Ökonomisch ist beides 
aber äquivalent. Generell können ein Abbau von Steuer- 
vergünstigungen und die Kürzung von Ausgaben bei ge- 
samtwirtschaftlicher Betrachtung auf dasselbe hinaus- 
laufen. Ein Abbau von Steuervergünstigungen entzieht 
den Bürgern Einkommen, eine Reduzierung von Trans- 
ferausgaben aber auch. Wenn in beiden Fällen keine Zu- 
satzlasten auftreten, ist es aus Sicht des Steuerpflichti- 
gen gleichgültig, warum er 100 Euro weniger in der 
Tasche hat. Wenn der Abbau von Steuervergünstigungen 
einerseits, die Kürzung von Ausgaben andererseits un- 
terschiedliche Personen treffen, treten zwar Verteilungs- 
effekte auf, in gesamtwirtschaftlicher Betrachtung sind 
die Ergebnisse aber wiederum weitgehend äquivalent. 

Aus diesen Überlegungen folgt zweierlei: Zum einen ist 
es nicht zuletzt aufgrund der teilweise arbiträren 
Abgrenzung zwischen Ausgaben und Steuervergünsti- 
gungen zu begrüßen, dass die Bundesregierung laut Ka- 
binettsbeschluss vom 1 . Oktober dieses Jahres beabsich- 
tigt, bestehende Steuervergünstigungen so weit wie 
möglich in Finanzhilfen zu überführen und neue Sub- 
ventionstatbestände grundsätzlich nur noch in Form von 
Finanzhilfen zu gewähren. Zum anderen sollte der Ab- 
bau von Steuervergünstigungen wegen seiner weitge- 
henden gesamtwirtschaftlichen Äquivalenz zu Ausga- 
benkürzungen nicht länger als sinnvolles Mittel auch zur 
Haushaltskonsolidierung tabuisiert werden. Aus politö- 
konomischen Gründen kann es allerdings sinnvoll sein, 
die Rückführung staatlicher Ausgaben vorrangig für die 
Haushaltskonsolidierung einzusetzen und den Abbau 
von Steuervergünstigungen zur Finanzierung von Steu- 
ersatzsenkungen. Die betroffenen Unternehmen und 
Konsumenten dürften dem Abbau von Steuervergünsti- 
gungen vermutlich weniger Widerstand entgegensetzen, 
wenn sie im Gegenzug durch Steuersatzsenkungen ent- 
lastet werden. Prinzipiell eignet sich ein Abbau von 
Steuervergünstigungen aber ebenso gut zur Haushalts- 
konsolidierung wie eine Kürzung von Ausgaben. 
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Konsolidierungen nur in einem günstigen 
konjunkturellen Umfeld? 

458 . Die Beobachtung, dass aufgrund der inzwischen 
dreijährigen wirtschaftlichen Stagnationsphase in der 
Öffentlichkeit die grundsätzliche Bereitschaft zur Besei- 
tigung finanzwirksamer Begünstigungen gestiegen zu 
sein scheint, erleichtert die Durchsetzung staatlicher 
Sparmaßnahmen. Gleichzeitig aber bringt das schwache 
wirtschaftliche Umfeld ein Problem für die Konsolidie- 
rung mit sich; Die Rückführung staatlicher Ausgaben 
wirkt für sich genommen im Kreislauf der Gesamtwirt- 
schaft kontraktiv, mit der möglichen Folge einer zusätz- 
lichen Verschlechterung der konjunkturellen Situation. 
Dieses Argument ist ernst zu nehmen und zwar umso 
mehr, als die verfügbare empirische Evidenz in der Re- 
gel eine solche keynesianische Sicht der Wirkungen ei- 
ner Veränderung der staatlichen Ausgaben und Einnah- 
men stützt (Ziffer 815). Dies legt nahe, aus Gründen der 
konjunkturellen Stabilisierung Konsolidierungsschritte 
nicht in einem schwachen gesamtwirtschaftlichen Um- 
feld zu beginnen, sondern diskretionäre Sparmaßnahmen 
in konjunkturellen Aufschwungphasen, besser noch in 
Boomphasen durchzuführen. Gegen den Erfolg einer 
solchen, prinzipiell sinnvollen Strategie sprechen aller- 
dings neben politökonomischen Argumenten auch einige 
empirische Befunde: In konjunkturell guten Zeiten 
unterbleiben oft die notwendigen Anstrengungen, da 
Sparmaßnahmen eher unpopulär sind und ein positives 
wirtschaftliches Umfeld die tatsächlichen Konsolidie- 
rungserfordernisse überdeckt. Dies lässt sich exempla- 
risch anhand der Entwicklung in den Jahren 1999 
und 2000 beobachten, als bei recht hohen Zuwachsraten 
des Bruttoinlandsprodukts in allen Staaten des europä- 
ischen Währungsraums die unbereinigten Defizitquoten 
zurückgingen. Gleichzeitig stiegen in einer ganzen 
Reihe von Ländern jedoch die konjunkturbereinigten 
Defizite noch an beziehungsweise gingen die konjunk- 
turbereinigten Überschüsse zurück. Für die großen Län- 
der in der Währungsunion ist diese Form einer prozykli- 
schen Finanzpolitik kein Einzelfall, sondern über weite 
Teile seit Anfang der siebziger Jahre durchaus typisch 
(Ziffer 799). 

Das Problem, eine Konsolidierung in konjunkturell gu- 
ten Zeiten durchzusetzen, besteht in einem fiskalisch eng 
verflochtenen föderalen System, wie es sich in Deutsch- 
land herausgebildet hat, vermutlich in stärkerem Maße 
als in zentralisierten politischen Systemen: Der „koope- 
rative Föderalismus“ bundesdeutscher Prägung eröffnet 
bei unterschiedlichen politischen Mehrheiten im Deut- 
schen Bundestag und im Bundesrat der jeweiligen (gro- 
ßen) Oppositionspartei im Deutschen Bundestag eine 
zusätzliche Möglichkeit, über den Bundesrat die Gesetz- 
gebung zu beeinflussen. Zudem erhält gerade über die- 
sen Einfluss der Länder jede Landtagswahl eine bundes- 
politische Bedeutung, so dass selbst innerhalb einer 
Legislaturperiode auf Bundesebene ein „permanenter 
Wahlkampf ‘ die politische Auseinandersetzung bestim- 
men kann. In einem solchen Umfeld sind politisch un- 
populäre Maßnahmen generell nicht einfach umzuset- 
zen, noch schwieriger wird dies aber in einem 


wirtschaftlich günstigen Umfeld, in dem vordergründig 
ein Konsolidierungszwang entfallt. 

459 . Ungeachtet dieser politökonomischen Argumente, 
eine Konsolidierung nicht nur in konjunkturell günstigen 
Phasen zu beginnen, bedarf aber auch der Befund, dass 
eine Verringerung der Ausgaben oder eine Erhöhung der 
Einnahmen grundsätzlich negative gesamtwirtschaftli- 
che Folgen haben muss, einer gewissen Relativierung. In 
den vergangenen Jahren machte nämlich eine Reihe von 
Mitgliedsländern der Europäischen Währungsunion die 
Erfahrung, dass auch quantitativ bemerkenswerte Kon- 
solidierungsmaßnahmen durchaus mit einer besseren ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung einhergingen. Und 
dies war sogar der Fall, wenn die Verbesserung der staat- 
lichen Primärsalden in einem wirtschaftlich noch schwa- 
chen Umfeld begonnen wurde. Diese so genannten 
nicht-keynesianischen Effekte der Finanzpolitik - das 
heißt positive Wirkungen einer in einer konjunkturellen 
Schwächephase vom Prinzip her prozyklischen Politik - 
lassen sich vor dem Hintergrund eines als desolat ange- 
sehenen Zustands der Staatsfinanzen über die Rolle der 
Erwartungen der Haushalte und Unternehmen erklären. 
Wird die finanzwirtschaftliche Situation von den Ver- 
brauchern und Investoren als schlecht und nicht tragfä- 
hig angesehen, weil beispielsweise die Schuldenstände 
oder die Staatsausgaben bereits ein sehr hohes Niveau 
erreicht haben, dann kann es sein, dass eine Verringe- 
rung der Staatsausgaben in der Gegenwart sogar zu hö- 
herem Konsum und höheren Investitionen führt. Ratio- 
nale Verbraucher wissen nämlich, dass, wenn heute nicht 
konsolidiert wird, in der Zukunft um so drastischere An- 
passungen erforderlich sind. Die Einkommenseinbußen 
bei Konsolidierung in der Gegenwart können dann durch 
höhere Einkommenserwartungen durch die vermiedene 
Konsolidierung in der Zukunft überkompensiert werden, 
so dass sie wegen der jetzt vorgenommenen Konsolidie- 
rung mehr konsumieren und investieren. 

Die empirische Analyse der Konsolidierungserfahrun- 
gen in den Ländern der Europäischen Währungsunion 
zeigt, dass derartige nicht-keynesianische Effekte nicht 
nur modelltheoretisch möglich sind, sondern durchaus 
auch von empirischer Relevanz sein können. In den Län- 
dern, in denen sich in den vergangenen 30 Jahren Phasen 
einer merklichen Konsolidierung beobachten ließen, 
kam es in der Regel während und nach den Konsolidie- 
rungszeiträumen nicht zu dem mit einer solchen restrik- 
tiven Ausrichtung der Finanzpolitik zu befürchtenden 
Verschlechterung wichtiger makroökonomischer Grö- 
ßen. Diese Resultate lassen sich auch nicht einfach da- 
mit erklären, dass die Konsolidierungen in einem ohne- 
hin positiven Umfeld eingeleitet wurden; denn den 
fiskalischen Anpassungen ging unmittelbar eine ge- 
dämpfte Entwicklung der Zuwächse im Bruttoinlands- 
produkt, im privaten Konsum und bei den Ausrüstungs- 
investitionen voraus. 

460 . In der öffentlichen Diskussion wird gegen staatli- 
che Konsolidierungsmaßnahmen, insbesondere gegen 
den Abbau von Finanzhilfen und Subventionen, regel- 
mäßig auf die angeblich daraus folgenden negativen 
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Beschäftigungseffekte verwiesen. So wurde gegen die 
Erhöhung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für 
Schnittblumen mit dem drohenden Verlust von Arbeits- 
plätzen im Floristengewerbe argumentiert, und im Falle 
einer Kürzung der Eigenheimzulage wurde die Zahl von 
etwa 100 000 weniger Beschäftigten im Baugewerbe ge- 
nannt. Ungeachtet der Tatsache, dass solche Zahlen von 
den Betroffenen selbst in die Diskussion gebracht wer- 
den, so dass eine gewisse Skepsis gegenüber den be- 
haupteten Größenordnungen berechtigt ist, enthalten die 
Argumente einen wahren Kern: Dort, wo Begünstigun- 
gen entfallen, ist auch mit einem Verlust an Arbeitsplät- 
zen zu rechnen. Dieser Abbau von Arbeitsplätzen wird 
nicht 100 000 Beschäftigte im Fall einer Abschaffung 
der Eigenheimzulage treffen. Denn für die Analyse die- 
ser Beschäftigungswirkungen kommt es allein auf dieje- 
nigen Eigenheimerwerber an, die ohne Zulage kein 
Wohneigentum erwerben, mit Zulage aber wohl. Dies 
dürfte jedoch nur für vergleichsweise wenige Bauherren 
oder Käufer zutreffen. Dass es aber trotzdem zu Arbeits- 
platzverlusten im Baugewerbe kommt, ist anzunehmen. 
Für die Frage der gesamtwirtschaftlichen Beschäfti- 
gungseffekte greift eine solche Partialbetrachtung aller- 
dings zu kurz. Wenn die Rückführung der Eigenheimzu- 
lage mit einer Senkung der Steuersätze einhergeht, wie 
im Haushaltsbegleitgesetz 2004 zur teilweisen Finanzie- 
rung des Vorziehens der dritten Stufe der Steuerreform 
vorgesehen, ergeben sich über die Steuersatzsenkungen 
positive Rückwirkungen auf die übrigen Wirtschaftsbe- 
reiche. Dort werden in der Folge neue Arbeitsplätze ent- 
stehen. Das Problem ist, dass den unmittelbar sichtbaren 
Beschäftigungsverlusten in der Bauwirtschaft über die 
gesamte Volkswirtschaft verteilte, den Steuersatzsen- 
kungen nicht unmittelbar zurechenbare Beschäftigungs- 
gewinne gegenüberstehen. Von vornherein lässt sich 
auch gar nicht sagen, wo die zusätzlichen Arbeitsplätze 
entstehen werden; Marktwirtschaft funktioniert als Ent- 
deckungsverfahren, nicht aber über Einsatzpläne. Umge- 
kehrt weiß man sehr wohl, dass speziell die Bauwirt- 
schaft von Arbeitsplatzverlusten betroffen ist. Dies 
macht es so schwer, Konsolidierungen politisch durch- 
zusetzen beziehungsweise erleichtert es den Besitz- 
standswahrern, ihre Privilegien zu verteidigen. Eine ana- 
loge Argumentation gilt im Übrigen auch für den Fall, 
dass die Rückführung von Steuervergünstigungen, 
Finanzhilfen oder anderen staatlichen Ausgaben zum 
Zwecke der Haushaltskonsolidierung erfolgt. 

In dieser Hinsicht gibt es im Übrigen Gemeinsamkeiten 
zwischen Deregulierungsmaßnahmen und dem Abbau 
von Subventionen: Auch in Bereichen, in denen in den 
vergangenen Jahren vormals geschützte staatliche Mo- 
nopolunternehmen in den Wettbewerb entlassen wurden, 
gab es im Vorfeld Befürchtungen drohender Arbeits- 
platzverluste. Übersehen wurde aber regelmäßig, dass 
mit den neu in den Markt tretenden Unternehmen auch 
neue Beschäftigung geschaffen wurde, die nicht selten 
die Arbeitsplatzverluste der ehemaligen „Platzhirsche“ 
mehr als wettmachen konnten. Der Telekommunikati- 
onsbereich ist hier sicherlich das augenfälligste Beispiel. 


Wie soll konsolidiert werden? 

461 . Aus den vorliegenden Befunden zu den gesamt- 
wirtschaftlichen Konsolidierungswirkungen lässt sich 
zwar nicht zwingend ableiten oder belegen, dass ehrgei- 
zige Konsolidierungsanstrengungen immer auch bereits 
in der kurzen Frist zu positiven gesamtwirtschaftlichen 
Ergebnissen führen. Kausalitätsaussagen sind aus des- 
kriptiven Ländervergleichen ohnehin kaum abzuleiten. 
Und noch schwieriger ist es, die Frage zu beantworten, 
ob in einem konkreten Fall ex ante die berechtigte Hoff- 
nung besteht, dass sich das Spannungsverhältnis zwi- 
schen langfristigen Konsolidierungserfordemissen und 
kurzfristigen konjunkturellen Auswirkungen auflöst. Die 
empirischen Beobachtungen in der Europäischen Wäh- 
rungsunion zeigen allerdings, dass in der Mehrzahl der 
Fälle, in denen eine ambitionierte Konsolidierungsstrate- 
gie in einem konjunkturell schwächeren Umfeld begon- 
nen wurde, diese finanzpolitische Restriktionsphase 
nicht nur keine schwerwiegenden negativen gesamtwirt- 
schaftliche Folgen hatte, sondern positive Impulse be- 
wirkte. In empirischen Studien zu Konsolidierungsperio- 
den wird gerade die Beherztheit des eingeleiteten 
Konsolidierungskurses als entscheidendes Kriterium für 
die positiven konjunkturellen Effekte identifiziert. 

Gleichwohl gilt es aber auch zu berücksichtigen, dass 
staatliche Sparmaßnahmen - unabhängig vom konjunk- 
turellen Umfeld - auch darauf Rücksicht nehmen müs- 
sen, dass Haushalte und Unternehmen ihre Entscheidun- 
gen im Vertrauen auf die geltenden institutionellen 
Rahmenbedingungen getroffen haben. Eine Konsolidie- 
rung, deren Erfolg zentral von dem Vertrauen der Haus- 
halte und Unternehmen in ihre Glaubwürdigkeit und 
Dauer abhängt, sollte nicht in einem kurzfristigen Kraft- 
akt geltende Rahmenbedingungen mit einem Federstrich 
beseitigen, ohne dass sich die Betroffenen darauf einstel- 
len können. 

462 . Damit ist noch nicht abschließend die Frage be- 
antwortet, in welcher Weise denn vom Grundsatz her 
konsolidiert werden soll. Klar sollte sein, eher auf der 
Ausgabenseite anzusetzen, gleichzeitig aber auf der Ein- 
nahmeseite den Weg über einen Abbau nicht begründba- 
rer oder verzerrender Begünstigungen einzuschlagen. 
Damit bleibt aber immer noch unbestimmt, wie die ein- 
zelnen Positionen beider Budgetseiten in einer Konsoli- 
dierungsstrategie angegangen werden sollten. Hier ste- 
hen sich zwei Strategien gegenüber: die zielgerichtete, 
selektive Kürzung und die derzeit propagierte so ge- 
nannte „Rasenmähermethode“, bei der alle Subventio- 
nen gleichmäßig, zum Beispiel um einen einheitlichen, 
mehr oder weniger hohen Prozentsatz, gekürzt werden. 
(Da ein Rasenmäher die Grashalme aber nicht gleichmä- 
ßig kürzt, sondern auf eine vorgegebene Länge ab- 
schneidet, ist die Bezeichnung im Übrigen nicht ganz 
zutreffend.) Bei der Strategie der selektiven, das heißt 
zielgerichteten und kriteriengeleiteten Kürzung werden 
dagegen bestimmte Subventionstatbestände ausgewählt 
und dann in begründeten Fällen gekürzt beziehungs- 
weise ganz beseitigt. Aus ökonomischem Blickwinkel 
ist die Frage nach der richtigen Kürzungsstrategie leicht 
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zu beantworten: Subventionen müssen selektiv gekürzt 
werden und zuerst und am stärksten dort, wo sie die 
größten naehteiligen Wohlfahrtseffekte hervorrufen. Die 
Rasenmähermethode unterscheidet dagegen nicht nach 
den allokativen Wirkungen einer Maßnahme und muss 
deshalb unter Effizienzgesichtspunkten schleehtere Er- 
gebnisse erzeugen. Denn es werden hierbei Maßnahmen, 
die größte Verzerrungen verursachen, in gleichem Aus- 
maß zurückgenommen wie Maßnahmen, die nur geringe 
oder keine Verzerrungen bewirken. Es kann sogar dazu 
kommen, dass Subventionstatbestände, die allokative 
Verbesserungen hervorrufen (zum Beispiel wenn wie im 
Fall der Förderung von Grundlagenforschung positive 
externe Effekte internalisiert werden), effizienzschädi- 
gend reduziert werden. Für die Rasenmähermethode 
können allerdings politökonomische Gründe vorge- 
bracht werden: Nur wenn alle von den Kürzungen im 
gleichen Ausmaß getroffen werden und es in diesem 
Sinne zu einer „fairen“ Verteilung der Kürzungslasten 
kommt, sind Subventionskürzungen politisch überhaupt 
durehsetzbar. Da grundsätzlich alle Vergünstigungen ab- 
gebaut werden, führt bei einem gegebenen angestrebten 
Kürzungsvolumen die Rasenmähermethode zudem dazu, 
dass die prozentuale Kürzung - wie bei den jüngst 
veröffentlichten Vorschlägen der Ministerpräsidenten 
Hessens und Nordrhein- Westfalens (Koch-Steinbrück- 
Vorschläge) - eher gering ausfällt, weshalb die Interes- 
sengruppen einer solchen Kürzung mit Blick auf eine 
ansonsten eventuell drohende vollständige Beseitigung 
der Vergünstigung leichter zustimmen können. 

463 . Die Koch-Steinbrüek-Vorsehläge zeigen aber, 
dass auch die Rasenmähermethode in reiner Form poli- 
tiseh nicht durchsetzbar ist. Denn auch hier sind die Kür- 
zungen selektiv, da nur ein Teil der als Subventionen 
identifizierten Tatbestände besehnitten werden soll. Bei 
dieser Selektion spielten aber Effizienzgesichtspunkte so 
gut wie keine Rolle, so dass positive allokative Wirkun- 
gen eher zufällig sind. Auch verteilen sieh die Belastun- 
gen bei diesem Vorgehen ungleich auf die einzelnen 
Bundesländer beziehungsweise deren Bürger, was eine 
Zustimmung im Bundesrat ersehweren dürfte. Politöko- 
nomisehe Argumente mögen für die Rasenmäherme- 
thode spreehen, bei näherer Betrachtung zeigen sieh je- 
doeh in der politischen Durchsetzung ähnliche Probleme 
wie bei selektiven Kürzungen. Mit Bliek auf die ökono- 
mische Sinnhaftigkeit sollte deshalb die selektive, ziel- 
gerichtete Kürzungsstrategie bevorzugt werden. 

Die vielfache Mischfinanzierung von einzelnen Finanz- 
hilfen und die Tatsache, dass Steuervergünstigungen 
häufig die Steuereinnahmen aller föderalen Ebenen be- 
treffen, erhöhen die Intransparenz und führen dazu, dass 
die Abschaffung dieser Subventionen schwierig ist. Hier 
berühren sich die Probleme der finanzpolitischen Kon- 
solidierung und die Finanzverfassung im föderalen 
Staatsaufbau der Bundesrepublik. Der Sachverständi- 
genrat hat sich diesbezüglich wiederholt für eine Reform 
der geltenden Finanzverfassung ausgesprochen, deren 
Kernelemente neben der Gewährung von mehr Steuer- 
autonomie für die Bundesländer den Abbau der Mischfi- 
nanzierungstatbestände, die Rückführung der Gemein- 


schaftsaufgaben nach Artikel 91a Grundgesetz sowie die 
Neuregelung der konkurrierenden Gesetzgebung umfas- 
sen sollte (JG 2002 Ziffer 398). Eine Beseitigung der 
Mischfinanzierungstatbestände und eine Gewährung 
von Vergünstigungen grundsätzlich nur noch als Finanz- 
hilfen könnte die staatlichen Maßnahmen transparenter 
gestalten und eine mögliche Abschaffung der Subven- 
tionstatbestände erleichtern. 

Mögliche Ansatzpunkte einer konkreten 
Konsolidierungsstrategie 

464 . In den zurückliegenden Monaten hat sich das Dis- 
kussionsklima in der Öffentlichkeit und aueh in der Poli- 
tik grundlegend geändert. War noch bis vor kurzem jede 
Diskussion über Konsolidierung von dem Motto „abs- 
trakt ja, aber konkret nein“ geprägt, so ist inzwisehen 
fast das Gegenteil der Fall. Es scheint ein Wettbewerb 
eingesetzt zu haben, bei dem sieh die Akteure mit hoher 
Taktfrequenz in ihren jeweiligen Kürzungsvorschlägen 
überbieten. Hieran will sich der Sachverständigenrat 
nieht beteiligen, zumal für den Teilbereieh der Finanz- 
hilfen und Steuervergünstigungen mit den Vorschlägen 
der Ministerpräsidenten Hessens und Nordrhein- Westfa- 
lens eine sehr ausführliche Dokumentation der potentiell 
kürzbaren Sachverhalte vorgelegt wurde. Woran es aller- 
dings in der öffentlichen Debatte regelmäßig mangelt, 
das ist - jenseits der Einsparpotentiale - eine naehvoll- 
ziehbare ökonomisehe Begründung der jeweiligen Vor- 
schläge. 

Man darf -begründet- davon ausgehen, dass der 
Marktprozess tendenziell zu alloktiv guten und vernünf- 
tigen Ergebnissen führt. Dennoch sind Subventionen in 
Form von Finanzhilfen oder in Form von Steuererleieh- 
terungen in Grenzen ein legitimes Instrument der staatli- 
ehen Wirtsehafts- und Finanzpolitik zur gezielten Förde- 
rung bestimmter wirtsehaftlicher Aktivitäten (so 
möglicherweise im Rahmen einer strategischen Handels- 
politik oder der Grundlagenforschung), zur Abfederung 
von Härten bei sektoralen Wandlungsprozessen, zur In- 
ternalisierung von externen Effekten oder zur Einkom- 
mensumverteilung. Nicht selten werden Subventionen 
aber auch zum Zwecke eines politisehen Kompromisses 
oder zur Konfliktminimierung gewährt. 

Die Vermutung der allokativen Überlegenheit ungestör- 
ter Marktprozesse wie auch die zu beobachtende Ten- 
denz, dass ein einmal implementiertes Subventionspro- 
gramm unter dem Druck der Begünstigten oder deren 
politischen Vertreter die Tendenz hat, länger als notwen- 
dig zu bestehen und sieh sogar noch auszuweiten, macht 
es erforderlich, regelmäßig und nicht nur aufgrund von 
Konsolidierungszwängen zu prüfen, ob 

- das mit der Fördermaßnahme angestrebte Ziel (noch) 
begründet ist, 

- die Art der Förderung geeignet ist, den intendierten 
Zweek zu erreichen und ob 

- nicht ein besser geeignetes, anderes Instrument zur 
Realisierung dieses Ziels zur Verfügung steht. 
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Sinnvollerweise sollten Finanzhilfen und Steuervergüns- 
tigungen deshalb von vornherein nur befristet gewährt 
werden. Naeh Ablauf der Frist wären dann nicht diejeni- 
gen, die die Subvention abschaffen, in der Begründungs- 
pflieht, sondern diejenigen, die sie beibehalten wollen. 
Vor diesem Hintergrund ist die Erklärung des Bundeska- 
binetts zu begrüßen, dass neue und bestehende Finanz- 
hilfen gesetzlich befristet und degressiv ausgestaltet sein 
müssen. Aueh wenn sich verteilungspolitische Begrün- 
dungen von Subventionstatbeständen regelmäßig einer 
bewertenden wissenschaftliehen Analyse entziehen, so 
ist dennoch zu fordern, diese Erwägungen explizit zu 
maehen, zumal bestehende Staatseingriffe über Subven- 
tionen in aller Regel wegen ihrer verzerrenden Wirkung 
nieht der geeignete Weg sind, wie aueh immer begrün- 
dete Verteilungsnormen durchzusetzen. 

465. Zur ökonomisehen Beurteilung staatlicher Maß- 
nahmen - dies gilt gleichermaßen für Finanzhilfen wie 
für Steuervergünstigungen - müssen zunächst deren al- 
lokative Wirkungen betraehtet werden. Eine Maßnahme 
sollte grundsätzlich die Individualentscheidungen so we- 
nig wie möglieh verzerren oder aber bestehende „Effizi- 
enzdefizite“ (zum Beispiel externe Effekte) beseitigen. 
Von einer effizienzmindemden und damit Beschäftigung 
und Wachstum beeinträchtigenden Verzerrung staatli- 
cher Eingriffe spricht man üblicherweise dann, wenn die 
Entseheidung eines Individuums aufgrund eines staatli- 
chen Eingriffs, zum Beispiel einer steuerlichen Maß- 
nahme, über den primären Einkommensentzug hinaus 
verzerrt wird, kurz: wenn Zusatzlasten auftreten. Ein 
Problem besteht freilich darin, dass man nicht immer si- 
cher sein kann, dass durch die Beseitigung einer Verzer- 
rung nicht unerwünschte Verzerrungswirkungen anderer 
Maßnahmen wirkmächtiger werden, wie dies im Zusam- 
menspiel der Förderinstrumente im Wohnungsbau der 
Fall ist (Ziffer 470). In einer Welt, in der regelmäßig 
nicht nur eine, sondern mehrere politisch bedingte Ver- 
zerrungen vorliegen, lässt es sich aber nicht immer 
sicher sagen, ob die Abschaffung einer verzerrenden 
Maßnahme wirklich effizienzerhöhend und damit wohl- 
fahrtssteigemd wirkt oder ob nicht möglicherweise so- 
gar die Effizienzverluste als Folge der verbleibenden 
Verzerrungen zunehmen. In den allermeisten Fällen al- 
lerdings dürfte zumindest die Richtung der allokativen 
Effekte klar sein. Jenseits dessen wird man fragen müs- 
sen, ob allokative Verzerrungen und damit verbundene 
Wohlfahrtsverluste einer Maßnahme unter Bezug auf 
verteilungspolitische Ziele zu rechtfertigen sind. 

466. In den folgenden Abschnitten wird eine Reihe von 
Ausgaben und Subventionen identifiziert und ökono- 
misch analysiert, von denen viele seit geraumer Zeit eine 
bedeutende Rolle in der öffentlichen Diskussion um re- 
levante Konsolidierungstatbestände spielen. Hierzu zählt 
der Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik als ein 
gewichtiger Ausgabenblock. Darüber hinaus werden 
wichtige Finanzhilfen und Steuervergünstigungen be- 
trachtet. Selbstverständlich sind damit die in eine effek- 
tive Konsolidierungsstrategie einzubeziehenden Tatbe- 
stände nicht erschöpfend behandelt. Insbesondere darf 
der bedeutende Bereich der staatlichen Konsumausga- 


ben, zu denen neben den Personalausgaben auch die so- 
zialen Sachleistungen zählen, aber auch der übrige Be- 
reich der monetären Sozialleistungen - nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund der ermittelten demographischen Ein- 
flüsse auf die Tragfähigkeitslücke - in diesem Zusam- 
menhang nicht außer Acht gelassen werden. Die Diskus- 
sion diesbezüglicher Reformmaßnahmen für die Zweige 
der Sozialversicherung, die auch zugleich einen nicht 
unbedeutenden Konsolidierungsbeitrag für die öffentli- 
chen Haushalte leisten, findet sich in den entsprechen- 
den Abschnitten dieses und des letzten Gutachtens 
(Ziffern 289 ff, JG 2002 Ziffern 483 ff). 

Konsolidierung durch Rückführung von 
Finanzhilfen 

467. Die drei am stärksten subventionierten Wirt- 
schaftsbereiche sind der Steinkohlebergbau, der Woh- 
nungsbau und die Landwirtschaft. Zu fragen ist, inwie- 
weit die derzeitige Subventionierung noch sinnvoll und 
vertretbar ist oder eingestellt werden sollte. 

Steinkohlesubventionen 

468. Die Zuschüsse für den Absatz deutscher Stein- 
kohle an die Kraftwerke und an die Stahlindustrie sowie 
zum Ausgleich von Belastungen infolge von Kapazitäts- 
anpassungen stellen mit einem geplanten Volumen von 
2,10 Mrd Euro im Jahr 2004 den größten Posten unter 
den Finanzhilfen des Bundes dar; sie werden derzeit auf- 
grund des Gesetzes zur Neuordnung der Steinkohlesub- 
ventionen vom 17. Dezember 1997 gezahlt. Hinzu kom- 
men 120 Mio Euro Anpassungsgeld für Arbeitnehmer 
des Steinkohlebergbaus. Mit diesen Geldern soll der An- 
passungsprozess im Steinkohlebergbau sozial flankiert 
werden. Der Gesamtbetrag dieser beiden Finanzhilfen ist 
mit einem Umfang von 2,22 Mrd Euro im Jahr 2004 
gegenüber 1999 (damals 3,89 Mrd Euro) bereits deutlich 
zurückgeführt worden, und eine weitere Reduktion die- 
ser Zuschüsse bis zum Jahr 2005 auf 1,94 Mrd Euro ist 
im Gesetz bereits festgeschrieben. 

Ziel dieser Subventionierung ist die Sicherung eines 
„angemessenen Beitrags deutscher Steinkohle“ in die- 
sem Verwendungsbereich. Es ist jedoch zu fragen, ob ein 
solcher Beitrag der deutschen Steinkohle überhaupt noch 
erforderlich und sinnvoll ist. Die hohen Produktionskos- 
ten der deutschen Steinkohle, die sich vor allem aus der 
sehr ungünstigen geologischen Lage der Flöze ergeben, 
führen angesichts der weltweit großen und wesentlich 
leichter zugänglichen Kohlevorkommen, die sich auf 
sehr viele Länder verteilen, zu einer negativen Antwort. 
Dies verhindert auch eine Gefährdung der heimischen 
Kohleversorgung bei internationalen politischen Krisen. 
Durch die Einstellung der Steinkohleforderung in 
Deutschland würde die Sicherheit der Energieversor- 
gung nicht gefährdet. Denn der Beitrag der Steinkohle 
ist bereits jetzt schon sehr gering; die Energieversorgung 
beruht in erster Linie auf anderen konkurrierenden Ener- 
gieträgern (JG 95 Ziffern 351 ff). Die Zuschüsse zum 
Absatz der deutschen Steinkohle sollten daher auch über 
das Jahr 2005 hinaus zügig zurückgeführt werden. Falls 
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es für den Export von Fördertechnologien notwendig ist, 
Versuchs- und Probebergwerke zu betreiben, so ist es in 
erster Linie Aufgabe der entsprechenden Unternehmen, 
diese Basis ihrer Exporttätigkeit selbst zu finanzieren. 

469. Ferner muss das Anpassungsgeld überprüft wer- 
den. Durch diese Finanzhilfe erhalten Arbeitnehmer des 
Steinkohlebergbaus, die nach ihrem 50. Lebensjahr und 
bis zum 1 . Januar 2006 aus Anlass einer Stilllegung oder 
Rationalisierungsmaßnahme im Steinkohlebergbau ihren 
Arbeitsplatz verlieren, für längstens fünf Jahre Anpas- 
sungsgeld als Überbrückungshilfe, bis sie Anspruch auf 
eine knappschaftliche Rente haben. Aus dem Anpas- 
sungsgeld wird zudem die (freiwillige) Weiterversiche- 
rung in der Gesetzlichen Krankenversicherung und der 
Sozialen Pflegeversicherung finanziert. Für die Beurtei- 
lung des Anpassungsgelds ist von Bedeutung, dass die 
Renten der Knappschaftlichen Rentenversicherung recht 
generös ausgestaltet sind und ehemaligen Bergleuten zu- 
dem bereits vor dem allgemeinen gesetzlichen Renten- 
eintrittsalter besondere Renten gezahlt werden. Ange- 
sichts der Kürzung der maximalen Bezugsdauer von 
Arbeitslosengeld auf 1 8 Monate und der Zusammenfiih- 
rung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zum 
Arbeitslosengeld II auf dem Niveau der Sozialhilfe ist 
nicht zu begründen, dass für eine bestimmte Personen- 
gruppe besondere soziale Ausnahmetatbestände geschaf- 
fen oder erhalten werden. Das Anpassungsgeld sollte 
deshalb über das Jahr 2005 hinaus nicht verlängert wer- 
den. 

Subventionierung des Wohnungsbaus 

470. Die WohnungsbaufÖrderung hat eine lange Tradi- 
tion, die sich ursprünglich aus der schlechten Woh- 
nungslage in der Nachkriegszeit erklärt. Einen neuen 
Schub erhielt die Förderung des Wohnungsbaus nach der 
Vereinigung. Heute wird der Wohnungsbau zum einen 
durch die Eigenheimzulage gefördert, zum anderen 
durch drei Gruppen von Finanzhilfen des Bundes, näm- 
lich den Finanzhilfen für den sozialen Wohnungsbau, 
den Prämienzahlungen nach dem Wohnungsbauprämien- 
gesefz und dem Wohnraummodemisierungsprogramm 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau für die neuen Länder. 
Das letztgenannte Programm ist zwar im Jahr 1999 aus- 
gelaufen; für die damit verbundenen Schuldendiensthil- 
fen sind für das Jahr 2004 aber immer noch 
481 Mio Euro eingeplant (im Jahr 1999 waren es 
664 Mio Euro). 

471. Mit dem Hinweis auf den weitgehend ausgegli- 
chenen Wohnungsmarkt und die Notwendigkeit der 
Haushaltskonsolidierung wurden die Finanzhilfen im 
Bereich Wohnungswesen bereits seit Mitte der neunziger 
Jahre zurückgefahren; im Jahr 1999 betrugen die Zah- 
lungen noch 2,1 Mrd Euro, für das Jahr 2004 sind noch 
1 ,4 Mrd Euro eingeplant. Es wäre sinnvoll, diese Verrin- 
gerung zügig weiter zu führen. So sollte man den sozia- 
len Wohnungsbau - für den im Jahr 2004 noch Ausga- 
ben in Höhe von 45 1 Mio Euro angesetzt sind - 
auslaufen lassen, sofern er in der traditionellen Form als 
Objektförderung angelegt ist und damit einen sehr nied- 


rigen Zielerreichungsgrad besitzt. Die notwendig blei- 
bende SubjektfÖrderung kann besser im Rahmen des 
Wohngelds und durch gezielte Maßnahmen für bedürf- 
tige Personen erfolgen. 

472. Für die Prämien nach dem Wohnungsbauprä- 
miengesetz, die im Subventionsbericht als Sparförde- 
rung eingeordnef werden, sind im nächsten Jahr 500 Mio 
Euro eingeplant, nach 423 Mio Euro im Jahr 1999. 
Diese Regelung ist bislang unbefristet. Sie soll jedoch 
nach dem Haushaltsbegleitgesetz 2004 in der Form aus- 
laufen, dass nur noch bis zum Jahr 2009 geleistete Auf- 
wendungen aufgrund von vor dem 1 . Januar 2004 abge- 
schlossenen Verträgen prämienbegünstigt sind. Die 
Wohnungsbauprämien in Abhängigkeit von der indivi- 
duellen Sparleistung sollen das Bausparen fordern und 
dadurch die finanzielle Grundlage zur Schaffung von 
Wohneigentum spürbar stärken. Da die Wohnungsbau- 
prämie, die 10 vH der prämienbegünstigten Aufwendun- 
gen ausmacht, auf 512 Euro für Alleinsfehende und 
1 024 Euro für Verheirafete je Jahr begrenzt ist und au- 
ßerdem nur für Personen gilt, die ein maximales zu ver- 
steuerndes Einkommen von 25 600 Euro beziehungs- 
weise 5 1 200 Euro erzielen, bezieht sie sich nur auf 
Personen mit niedrigem und mittlerem Einkommen 
- Kinder gut verdienender Eltern eingeschlossen. 

Die mit der Wohnungsbauprämie angestrebten Ziele 
werden nur begrenzt erreicht, da zum einen nicht sicher- 
gestellt werden kann, dass die Aufwendungen für das 
Bausparen zusätzlich zu der sowieso geplanten Erspar- 
nis erfolgen und nicht nur aus einer Umschichtung re- 
sultieren, und zum anderen weil die für den Erhalt der 
Wohnungsbauprämien geleisteten Einzahlungen auf 
Bausparverträge nicht für den Wohnungsbau verwendet 
werden müssen. Nach Ablauf einer Festlegungsfrist kön- 
nen die auf den Bausparverträgen angesparten Summen 
auch steuerunschädlich anderweitig verwendet werden. 
Außerdem verursacht die Förderung nur einer bestimm- 
ten Sparform allokative Verzerrungen. Das vorgesehene 
Auslaufen der Wohnungsbauprämie ist daher zu begrü- 
ßen. 

473. Die Eigenheimzulage ist derzeit das wohl wich- 
tigste und fiskalisch aufwändigste Instrument der Eigen- 
heimförderung. Am 27. Oktober 1995 beschloss der Deut- 
sche Bundestag das Gesetz zur Neuregelung der 
steuerlichen Wohneigentumsförderung. Mit diesem Pro- 
gramm wurde die bis dahin geltende steuerliche Förde- 
rung (im Wesentlichen nach § lOe und § 34f Einkommen- 
steuergesetz), die einen begrenzten Sonderausgabenabzug 
von Herstellungs- beziehungsweise Anschaffungskosten 
der zu eigenen Wohnzwecken genutzten Wohnung im ei- 
genen Haus über acht Jahre vorsah, auf eine progres- 
sionsunabhängige direkte Subvention im Wege einer Ei- 
genheimzulage umgestellt. Ausweislich des 19. Subven- 
tionsberichts der Bundesregierung wird die Eigenheimzu- 
lage den Steuervergünstigungen zugerechnet, weil sie aus 
dem Aufkommen der veranlagten Einkommensteuer fi- 
nanziert wird. Im Jahr 1996 befrug die Eigenheimzulage 
0,3 Mrd Euro. Im kommenden Jahr, nach einem vollstän- 
digen Förderzyklus, das heißt, wenn acht Förderjahrgänge 
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die Eigenheimzulage beziehen, wird deren Volumen eine 
Größenordnung von rund 1 1 ,4 Mrd Euro erreiehen. Zum 
1 . Januar 2000 wurden die Einkommensgrenzen, bis zu 
denen eine Förderfähigkeit besteht, gesenkt. Die Eigen- 
heimzulage kann nunmehr in Anspruch genommen wer- 
den, wenn im Zeitraum von zwei Jahren der Gesamtbetrag 
der Einkünfte von 81 807/163 614 Euro für Allein- 
stehende/Ehepaare (bisher: 122 710/245 420 Euro) zu- 
züglich 30 678 Euro für jedes Kind nicht überschritten 
wird. 

Die Eigenheimzulage umfasst einen jährlichen Förder- 
grundbetrag und eine Kinderzulage. Der Fördergrund- 
betrag beträgt für die Anschaffung der Wohnung jähr- 
lich 5 vF[ der Bemessungsgrundlage, das heißt der 
Anschaffungs- beziehungsweise Herstellungskosten, 
höchstens aber 2 556 Euro. Für Ausbauten und Erweite- 
rungen ist ein Fördergrundbetrag von 2,5 vH der Be- 
messungsgrundlage, höchstens 1 278 Euro, vorgesehen. 
Für ökologische Bauweisen kann sich der Fördergrund- 
betrag noch einmal um maximal 256 Euro für energie- 
sparende Maßnahmen beziehungsweise 205 Euro für 
Niedrigenergiehäuser erhöhen. Hinzu kommt eine Kin- 
derzulage in Höhe von jährlich 767 Euro je Kind, für 
das die oder der Anspruchsberechtigte oder der Ehe- 
partner im jeweiligen Kalenderjahr des Förderzeitraums 
einen einkommensteuerlichen Freibetrag für Kinder be- 
ansprucht oder Kindergeld erhält. Für den Erwerb von 
Genossenschaftsanteilen vermindern sich der Förder- 
grundbetrag auf jährlich 1 227 Euro und die Kinderzu- 
lage auf jährlich 256 Euro. Die Förderungshöchstdauer 
beträgt maximal acht Jahre. Bei ökologischer Bauweise 
kann ein Ehepaar mit zwei Kindern ein Fördervolumen 
von maximal 34 768 Euro beanspruchen. 

474 . Ein ökonomisch überzeugendes Argument der Ei- 
genheimzulage könnte darin bestehen, über eine solche 
Förderung etwaige steuerlich bedingte Renditenachteile 
der selbstgenutzten Wohnimmobilie gegenüber der 
Mietwohnung zu kompensieren. In Deutschland unter- 
liegt - anders als in vielen anderen Ländern - der (Miet- 
oder) Nutzwert der selbstgenutzten Wohnimmobilie 
nicht der Einkommensteuer. Das selbstgenutzte Wohnei- 
gentum wird steuerlich wie jedes andere Gebrauchsgut 
- zum Beispiel ein Kraftfahrzeug - behandelt (Konsum- 
gutlösung). Die selbstgenutzte Wohnimmobilie kann 
nicht abgeschrieben werden, und Sollzinsen im Zusam- 
menhang mit dem Erwerb können steuerlich nicht gel- 
tend gemacht werden. Dennoch sind bei der Kaufent- 
scheidung steuerliche Effekte sehr wichtig. In das 
Kalkül eines rational entscheidenden potentiellen Erwer- 
bers von Wohneigentum gehen nicht nur die Grunder- 
werbsteuer und die regelmäßig anfallende Grundsteuer 
ein, sondern insbesondere die Erträge der alternativen 
Verwendung des eingesetzten Eigenkapitals und die dor- 
tige steuerliche Behandlung. Jeder potentielle Erwerber 
einer Wohnimmobilie wird daher ein Opportunitätskos- 
tenkalkül, das heißt einen Renditevergleich anstellen. 
Die Opportunitätskosten des in der selbstgenutzten 
Wohnimmobilie eingesetzten Kapitals entsprechen dem 
Zinssatz in einer alternativen Anlage abzüglich Steuern 


und abzüglich Inflationsrate, also dem Nettorealzins die- 
ser alternativen Investition. 

475 . Der Einfluss der Besteuerung auf die entschei- 
dungsrelevante Rentabilität von Investitionen kann 
durch deren jeweilige Kapitalkosten ausgedrückt wer- 
den. Die Kapitalkosten einer Investition sind definiert 
als die Vorsteuerrendite, die erforderlich ist, damit die 
Nettorendite dieser Investition der Nachsteuerrendite ei- 
ner Altemativinvestition entspricht. Auf diese Weise las- 
sen sich - über die anlagespezifischen Kapitalkosten - 
etwaige steuerlich bedingte Diskriminierungen von An- 
lagemöglichkeiten bestimmen. 

Für die Frage „Bauen oder Kaufen“ versus „Mieten und 
Anlage des Eigenkapitals auf dem Kapitalmarkt“ ist da- 
her der Vergleich der Kapitalkosten im Mietwohnungs- 
bau - diese Kapitalkosten bestimmen bei einem funktio- 
nierenden Mietwohnungsmarkt die Marktmieten - mit 
den Kapitalkosten einer selbstgenutzten Wohnimmobilie 
entscheidend. Liegen die Kapitalkosten des Selbstnut- 
zers einer Wohnimmobilie über den Kapitalkosten im 
Mietwohnungsbau, ist es ökonomisch sinnvoll, zur 
Miete zu wohnen und das verfügbare Eigenkapital am 
Kapitalmarkt anzulegen. 

Der steuerliche Vorteil des selbstgenutzten Wohneigen- 
tums besteht darin, dass - als Konsequenz der 
Konsumgutlösung - der Fiskus auf die Besteuerung der 
sich in der ersparten Miete niederschlagenden impliziten 
Eigenkapitalerträge verzichtet. Da die Kapitalkosten im 
Mietwohnungsbau - zumindest auf einem funktionieren- 
den Wohnungsmarkt - die Mindestmieten determinieren, 
führen großzügige Abschreibungsbedingungen zu gerin- 
geren Kapitalkosten für die Vermieter damit auch in der 
Tendenz zu niedrigeren Mieten und so zu einer steuerbe- 
dingten Begünstigung auch der Mieter. Liegen die nicht 
zuletzt steuerlich bedingten Kapitalkosten eines Vermie- 
ters unter den Kapitalkosten eines Wohneigentümers, so 
wird der potentielle Erwerber von Wohneigentum weiter 
zur Miete wohnen und sein Eigenkapital am Kapital- 
markt anlegen. 

476 . Vor diesem Hintergrund ist eine staatliche 
WohneigentumsfÖrderung allokativ dann begründet, 
wenn die kapitalkostensenkenden Vorteile der beschleu- 
nigten Abschreibung im Mietwohnungsbau die Vorteile 
aus der Nichtbesteuerung der Eigenkapitalerträge, die 
anteilig ersparte Miete, des selbstgenutzten Wohneigen- 
tums überwiegen. Durch die WohneigentumsfÖrderung 
wird dann erreicht, dass die Entscheidung zwischen Er- 
werb von Wohneigentum und Wohnen zu Miete steuer- 
lich nicht verzerrt wird. 

Untersuchungen haben gezeigt, dass in den neunziger 
Jahren die staatliche Eigenheimforderung im Prinzip 
ausreichte, die Kapitalkosten des selbstgenutzten 
Wohneigentums auf die durch die Möglichkeiten der be- 
schleunigten Abschreibung heruntersubventionierten 
Kapitalkosten des Mietwohnungsbaus zu senken. Inso- 
fern war die Eigenheimzulage als Instrument eines Ver- 
zerrungsausgleichs ökonomisch begründet oder jeden- 
falls begründbar. Diese Argumentation trifft allerdings 
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heute nicht mehr zu, da in den letzten Jahren - von Aus- 
nahmen wie bei denkmalgeschützten Gebäuden 
abgesehen - die Möglichkeiten einer beschleunigten Ab- 
schreibung im Mietwohnungsbau faktisch gestrichen 
wurden. Ein Grund für ein Subventionieren der Kapital- 
kosten für selbstgenutzte Wohnimmobilien besteht von 
daher nicht mehr. 

477 . Die staatliche Wohneigentumsforderung im All- 
gemeinen und die Eigenheimzulage im Besonderen wer- 
den regelmäßig auch mit positiven externen Effekten der 
selbstgenutzten Wohnimmobilie oder mit meritorischen 
Argumenten begründet. Nicht selten werden in diesem 
Zusammenhang familienpolitische Argumente ange- 
führt. Wohneigentumsforderung sei letztlich Familien- 
forderung und daher mif den positiven externen Nutzen 
von Kindern für die Gesellschaft zu rechtfertigen. Diese 
Sichtweise unterstellt eine Komplementarität von Kin- 
dern und Wohneigentum in der Weise, dass Wohneigen- 
tum die Bedingungen für das Aufwachsen von Kindern 
nachhaltig verbessert. Aber warum soll bei zwei von der 
Zusammensetzung und dem Einkommen her identischen 
Familien, die nebeneinander in vergleichbaren Reihen- 
häusern wohnen, die eine Familie gefördert werden, die 
das Reihenhaus gekauft hat, während die andere Fami- 
lie, die zur Miete wohnt, leer ausgeht? Gelegentlich wird 
auch argumentiert, dass es für das Aufwachsen eines 
Kindes förderlich ist, wenn der Wohnraum nicht zu be- 
engt ist. Blendet man einmal aus, dass der mit dem Er- 
werb von Wohneigentum regelmäßig verbundene Kon- 
sumverzicht auch zu Lasten der Kinder geht, sind die 
Verteilungswirkungen einer solchen Familienpolitik und 
damit eine staatliche Eigenheimförderung bedenklich. 
Denn es werden auf diese Weise nur die Kinder geför- 
dert, deren Eltern Wohneigentum erwerben. Für Eltern, 
die aufgrund ihres geringen Einkommens dies nicht kön- 
nen, für deren Kinder aber ein ausreichender Wohnraum 
nicht minder wichtig ist, findet bis auf das Wohngeld 
keine Förderung statt. Eine Kinderkomponente in der Ei- 
genheimzulage ist daher ein falsches Instrument, um die 
Wohnsituation von Kindern zu verbessern. Dieses Ziel 
ließe sich durch ein einheitliches Kindergeld eher errei- 
chen, unabhängig davon, ob die Familie Wohneigentum 
erwirbt oder eine größere Mietwohnung bezieht. 

478 . Die Unterstützung durch die Eigenheimzulage 
mag für den Einzelnen ein willkommener Zuschuss für 
den Kauf oder Bau einer Immobilie sein - ökonomisch 
und verteilungspolitisch gerechtfertigt ist die Eigen- 
heimzulage jedoch nicht beziehungsweise nicht mehr. 
Wer ein Haus bauen will oder eine Eigentumswohnung 
erwerben will, wird den Zuschuss nicht zurückweisen - 
ob er ihn benötigt oder nicht. Wer über zu wenig Eigen- 
kapital verfügt, um sich eine eigene Wohnimmobilie 
leisten zu können, für den wird auch die Eigenheimzu- 
lage nur in wenigen Fällen der entscheidende Impuls da- 
für sein, sich zum Hauskauf zu entschließen. Das Argu- 
ment ihrer Befürworter, die Eigenheimzulage sei ein 
bedeutendes sozialpolitisches Mittel für die Eigenheim- 
förderung, gilt nur in einem sehr engen Bereich für sol- 
che Personen, die ohne Eigenheimzulage auf den Erwerb 
von Wohneigentum verzichtet hätten. Deshalb greift 


auch das Argument, die Eigenheimzulage habe eine He- 
belwirkung, die einen Großteil der Arbeitsplätze im 
Baubereich sichere, zu kurz. Denn die Eigenheimzulage 
dürfte nur für sehr wenige Nachfrager der Entschei- 
dungsgrund für den Kauf oder Bau einer eigenen Immo- 
bilie sein. 

Die Eigenheimzulage hat sich überlebt. Angesichts eines 
in vielen Regionen gesättigten Wohnungsmarkts, zuneh- 
mender Leerstände und des zu erwartenden Bevölke- 
rungsrückgangs in den kommenden Jahrzehnten sollte 
der Staat den Immobilenmarkt nicht mehr fördern. Mit 
einer Anpassung der Fördersätze von Neubauten und 
Bestandsbauten dürfte es nicht getan sein. Die Politik 
sollte sich zu einer kompletten Streichung der Eigen- 
heimzulage durchringen. 

Subventionierung der Landwirtschaft 

479 . Die deutsche Landwirtschaft, in der die Beschäfti- 
gung seit langem schrumpft und in der im Jahr 2002 
noch 955 000 Erwerbstätige beschäftigt waren, wird auf 
vielfältige Weise gefördert. Die umfangreiche Unterstüt- 
zung dieses Sektors erfolgt vor allem im Rahmen der 
Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Union. Im 
Bundeshaushalt 2003 sind für die Marktordnungsausga- 
ben der Europäischen Union 6,8 Mrd Euro vorgesehen. 
Dabei findet bislang die Förderung vor allem durch Di- 
rektzahlungen an die Landwirte und durch Marktordnun- 
gen statt, in deren Rahmen die Preise der Agrarerzeug- 
nisse dem Wirken des Marktmechanismus entzogen 
werden. Stattdessen werden sie administrativ festgesetzt 
und durch Interventionspreise, Stützungskäufe und das 
System der Agrarabschöpfung an der EU-Außengrenze 
abgesichert. Die daraus resultierenden Anreize zur Aus- 
weitung der Produktion machten diese Politik im Laufe 
der Zeit für den EU-Agrarhaushalt immer aufwändiger. 
Zusätzliche Kosten entstehen dadurch, dass die über- 
schüssigen Mengen mit Hilfe hoher Exportsubventionen 
auf den Weltmärkten abgesetzt oder auf Lager genom- 
men werden mussten. Gleichzeitig wurde in einigen Be- 
reichen versucht, den Produktionsanreizen durch Maß- 
nahmen der Produktionsdrosselung entgegenzusteuem 
(JG 2001 Ziffern 441 ff). Erst im Juni 2003 hat der Rat 
der Europäischen Union eine Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik beschlossen, in der die Direktzahlungen an 
die Landwirte grundsätzlich von der Produktion entkop- 
pelt werden (Ziffern 181 ff). 

480 . Verglichen mit den Volumina dieser Förderung 
und der Begünstigung von Land- und Forstwirten im 
Steuerrecht (zum Beispiel durch die pauschalierte Ge- 
winnermittlung) sind die unmittelbaren Finanzhilfen des 
Bundes an die Landwirtschaft eher von nachrangiger 
Bedeutung. Sie umfassen 3 1 unterschiedlich dotierte 
Positionen. Im Jahr 2003 waren im Bundeshaushalt rund 
1,2 Mrd Euro als Finanzhilfen in diesem Bereich vorge- 
sehen. Gegenüber dem Jahr 2001 hat sich das Volumen 
der Finanzhilfen (vermeintlich) um etwa 0,4 Mrd Euro 
reduziert. Dies war jedoch im Wesentlichen auf eine 
Umstellung der Subventionierung des landwirtschaftlich 
genutzten Gasöls (Dieselkraftstoff) von einer direkten 
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Förderung im Rahmen des Landwirtschafts-Gasölver- 
wendungsgesetzes als Finanzhilfe hin zu einer steuerli- 
chen Förderung im Rahmen des Agrardieselgesetzes zu- 
rückzufuhren. Seit Beginn des Jahres 2001 wird Land-, 
Forst- und Teichwirten ein Teil der Mineralölsteuer ver- 
gütet, zunächst in Höhe von 15,3 Cent je Liter Diesel- 
kraftstoff. Im Zuge der ökologischen Steuerreform ist 
die Vergütung auf 21,5 Cent im Jahr 2003 gestiegen. Da- 
durch wurde dieser Personenkreis von der Anhebung der 
Mineralölsteuersätze für Dieselkraftstoff verschont, wo- 
durch das Volumen dieser Subvention sogar noch zu- 
nahm. Dies verdeutlicht nochmals, wie eng Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen als Subventionskomponen- 
ten verflochten sind. Darüber hinaus existieren weitere 
Subventionstatbestände, die überprüft werden sollten. 
Neben einer Vielzahl von kleineren Förderprogrammen 
im Jahr 2004 sind hier unter anderem die folgenden 
Bundeszuschüsse zu nennen: an die Träger der land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung (250 Mio Euro), zur 
Gewährung einer Rente an Kleinlandwirte bei Land- 
abgabe (79 Mio Euro), zur Förderung der Einstellung 
der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit (80 Mio Euro) 
und an die Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
(99 Mio Euro) zur Verbilligung des Agraralkohols. 

Finanzhilfen, die die laufende Produktion subventionie- 
ren, sollten angesichts der Überproduktion und der feh- 
lenden Wettbewerbsfähigkeit vieler landwirtschaftli- 
cher Betriebe abgeschafft werden: Dies gilt für die 
Dieselkraftsfoff- Verbilligung ebenso wie für die Zu- 
schüsse an die Bundesmonopolverwaltung für Brannt- 
wein. Letztere sollten nicht nur - wie bisher geplant - 
bis zum Jahr 2007 um rund 16 vH gekürzt, sondern 
gänzlich abgeschafft werden. Alle anderen Maßnah- 
men, wie beispielsweise Zuschüsse an die landwirt- 
schaftliche Unfallversicherung oder die Renten für 
Landabgabe, sollten grundsätzlich mit dem Ziel einer 
spürbaren Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
auf den Prüfstand gestellt werden. 

Der größte Anteil der Finanzhilfen an die Land- und 
Forstwirtschaft wird allerdings im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes bereitgestellt. Im 19. Subventions- 
bericht wird der Bundesanteil allein für die Verbesse- 
rung der Agrarstruktur im Jahr 2004 mit 545 Mio Euro 
angegeben. Dies entspricht einer Absenkung gegenüber 
dem Jahr 1999 um rund 15 vH. Die Förderung erfolgt im 
Rahmen dieser Gemeinschaftsaufgabe durch eine Viel- 
zahl von einzelnen Maßnahmen, die ebenfalls alle über- 
prüft werden sollten. Beispielhaft sei auf die unbefristete 
Ausgleichszulage in Berggebieten und bestimmten ande- 
ren benachteiligten Gebieten verwiesen, für die 
1 3 1 Mio Euro im Jahr 2003 vorgesehen waren. In diesen 
Gebieten sollen durch eine Verbesserung des landwirt- 
schaftlichen Einkommens die Sicherung einer standort- 
gerechten Landbewirtschaftung, die Erhaltung des länd- 
lichen Lebensraums sowie die Erhaltung und Förderung 
nachhaltiger Bewirtschaftungsformen, die auch den Be- 
langen des Umweltschutzes Rechnung tragen, unter- 
stützt werden. Selbst wenn man die Zielsetzung der 
Maßnahme akzeptiert, so führt doch ihre konkrete Aus- 


gestaltung dazu, dass der größte Teil der Mittel fehlge- 
lenkt wird. Denn damit ein Betrieb die Ausgleichszulage 
erhält, genügt es, wenn mindestens drei Hektar landwirt- 
schaftlicher Nutzfläche dieses Betriebs im benachteilig- 
ten Gebiet liegen und sich der Betriebsleiter verpflichtet, 
seinen Betrieb noch mindestens fünf weitere Jahre zu 
bewirtschaften. Die Fördergebiete umfassen auf diese 
Weise über 50 vH der landwirtschaftlich genutzten Flä- 
che der Bundesrepublik Deutschland. Offensichtlich 
werden auch Betriebe gefördert, die vor allem außerhalb 
der benachteiligten Gebiete produzieren. Insofern sollte 
und kann durch eine deutlich engere Begrenzung der 
Förderkriterien der Subventionsaufwand drastisch redu- 
ziert werden. 

Konsolidierung durch Rückführung der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik 

481 . Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen hatten im 
Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit für das Jahr 2003 
ein Volumen von 21,5 Mrd Euro. Die Ausgaben der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik sind somit ein gewichtiger 
Haushaltsposten, der auch auf einen möglichen Konsoli- 
dierungsbeitrag zu überprüfen ist. Bei dieser Prüfung 
muss berücksichtigt werden, dass die aktive Arbeits- 
marktpolitik antizyklisch wirkt. Dies gilt auch für die 
Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit, bei denen die 
Politik durch die Verkürzung der Bezugsdauer beim Ar- 
beitslosengeld und die geplante Zusammenlegung von 
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe bereits Maßnahmen 
umgesetzt oder auf den Weg gebracht hat, die zu erhebli- 
chen Einsparungen und Anreizverbesserungen führen. 
Kürzungen bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik haben 
aber genau wie die im Zusammenhang mit der Reform 
des Arbeitslosengelds ergriffenen Maßnahmen tendenzi- 
ell eine Schwächung der automatischen Stabilisatoren in 
diesem Bereich zur Folge. Auch findet über die aktive 
Arbeitsmarktpolitik in beträchtlichem Umfang ein Fi- 
nanztransfer von Regionen mit niedriger Arbeitslosig- 
keit zu Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit statt. Bei ei- 
ner Überprüfung dieser Maßnahmen muss allerdings 
berücksichtigt werden, dass es in den letzten Monaten 
bereits zu beträchtlichen Einsparungen und Kürzungen 
durch die Bundesanstalt für Arbeit gekommen ist 
(Ziffer 241). Schließlich ist beim Wegfall von Maßnah- 
men darauf zu achten, dass es nicht zu entsprechenden 
Mehraufwendungen an anderer Stelle („Verschiebebahn- 
höfe“) kommt. Ziel sollte vielmehr die Vermeidung un- 
wirksamer Ausgaben sein. 

482 . Vorschläge zur Kürzung oder völligen Streichung 
einzelner Maßnahmen müssen noch unter einen weiteren 
Vorbehalt gestellt werden. Zwar kommen bisherige, in 
der Regel mikroökonometrische Evaluationsstudien ver- 
schiedener Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
in Deutschland zu einem ziemlich kritischen, teilweise 
sogar vernichtenden Urteil über deren Erfolg. Aber diese 
Untersuchungen basieren wegen des bislang fehlenden 
Zugangs der Wissenschaft zu adäquateren Datensätzen 
auf einer unzureichenden Datengrundlage, die es nur 
sehr eingeschränkt ermöglicht, die für eine solche 
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Evaluation erforderliche Methodik anzuwenden, also 
beispielsweise adäquate Kontrollgruppen zu konstruie- 
ren und einer möglichen Selektionsverzerrung Rechnung 
zu tragen (JG 95 Ziffer 150). Hinzu kommt, dass eine 
Reihe von evaluierten Maßnahmen hauptsächlich in Ost- 
deutschland nach ihrer Implementierungsphase umge- 
staltet wurde. Mittlerweile mag die Bereitschaft der 
Bundesanstalt für Arbeit gewachsen sein, der Wissen- 
schaft - allerdings noch unter ziemlich restriktiven 
Bedingungen - aussagekräftigere Datensätze zugänglich 
zu machen, ein Anliegen, für das auch der Sachverstän- 
digenrat eindringlich geworben hatte (JG 98 Ziffer 432). 
Die Ergebnisse der weiterführenden Untersuchungen 
sollten daher berücksichtigt werden, um eine abschlie- 
ßende, wissenschaftlich fundiertere Aussage darüber 
treffen zu können, welche Maßnahmen der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik erfolgversprechend sind. Sollten sich 
die vorläufigen negativen Einschätzungen, die auch 
durch Studien aus dem Ausland gestützt werden, indes 
bestätigen, so müssten die betreffenden Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik nicht nur wie bereits derzeit 
reduziert, sondern endgültig eingestellt werden. Hinzu 
kommt, dass die Ergebnisse zukünftiger Analysen schon 
beträchtliche positive Einschätzungen zulassen müssten, 
um negative Effekte der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
überzukompensieren, wie etwa die Verdrängung privat- 
wirtschaftlicher Aktivitäten. 

483 . Unter den genannten Einschränkungen liefern die 
bisher vorliegenden Ergebnisse bereits einige Hinweise 
auf den relativen Erfolg bestimmter Maßnahmetypen. 
Am erfolgreichsten scheint die Förderung von Beschäf- 
tigung auf dem ersten Arbeitsmarkt sowie, mit Abstri- 
chen, die Vermittlung von speziellen Kenntnissen zu 
sein. Bei der Förderung öffentlicher Beschäftigung oder 
allgemeinbildender Kurse deuten die Untersuchungen 
darauf hin, dass diese Maßnahmen weniger erfolgreich 
oder sogar schädlich in dem Sinne sind, dass sie die 
Wahrscheinlichkeit senken, dass ein Arbeitsloser, der 
daran teilgenommen hat, danach eine Stelle auf dem ers- 
ten Arbeitsmarkt findet. Angesichts der Vielzahl der von 
der Arbeitsverwaltung eingesetzten Instrumente kann es 
hier nicht um eine vollständige Aufzählung der kritisch 
zu durchleuchtenden Maßnahmen gehen. Beispielhaft 
soll hier nur auf die „Beschäftigung schaffenden Maß- 
nahmen“, die Altersteilzeit und die Weiterbildungsmaß- 
nahmen hingewiesen werden. 

Die bereits eingeleitete Rückführung von „Beschäfti- 
gung schaffenden Maßnahmen“ sollte konsequent fort- 
gesetzt werden. Eine komplette Abschaffung dieser 
Instrumente allein in Westdeutschland führt zu Einspa- 
rungen von insgesamt rund 430 Mio Euro. Auch in Ost- 
deutschland gibt es Raum für weitere Einsparungen; Der 
Verzicht der Bundesregierung auf das Kriterium des Ein- 
gliederungserfolgs ist als ein Eingeständnis zu werten, 
dass „Beschäftigung schaffende Maßnahmen“ als Ver- 
mittlungs- und Qualifizierungsinstrument versagt haben. 
Das hilfsweise vorgetragene sozialpolitische Argument 
- „Beschäftigung schaffende Maßnahmen“ gäben Ar- 
beitslosen zumindest zeitweise eine Tätigkeit und ver- 


hinderten einen weiteren Anstieg der offenen Arbeitslo- 
sigkeit sowie der transferierten Einkommen - ist eine 
schwache Begründung für die Fortführung dieser Maß- 
nahme und spräche im Übrigen für eine Finanzierung 
über Steuermittel. Auch die Altersteilzeit in Form des 
„Blockmodells“, die zur Zeit mit einem Volumen von 
jährlich rund 860 Mio Euro gefördert wird, sollte nicht 
über die bisher vorgesehene Laufzeit bis zum Jahr 2009 
verlängert, sondern möglichst bald gestrichen werden. 
Denn im Gegensatz zu einem, wie ursprünglich geplant, 
gleitenden Wechsel in der Beschäftigung von alten zu 
jungen Arbeitnehmern, wird die Altersteilzeit in Form 
des Blockmodells ganz überwiegend zur Frühverrentung 
eingesetzt. 

Die von der Bundesanstalt für Arbeit begonnene kriti- 
sche Überprüfung des Angebots an beruflichen Weiter- 
bildungsmaßnahmen sollte fortgesetzt werden. Wie hoch 
der Anteil der ineffektiven oder wenig effektiven Maß- 
nahmen und das damit einhergehende Einsparvolumen 
ist, lässt sich derzeit nicht eindeutig beziffern, doch an- 
gesichts eines Gesamtvolumens von über 5 Mrd Euro ist 
auch hier ein beträchtliches Einsparvolumen zu erwar- 
ten. 

Konsolidierung durch die Abschaffung von 
Steuervergünstigungen 

484 . Geht man davon aus, dass das Konzept der syn- 
thetischen Einkommensteuer und das Leistungsfahig- 
keitsprinzip derzeit die bestimmenden Normen des deut- 
schen Einkommensteuerrechts sind, dann sind Abzüge 
von der Steuerbemessungsgrundlage zur Ermittlung der 
steuerlichen Leistungsfähigkeit wie zum Beispiel 
Grundfreibeträge oder Werbungskosten keine Steuerver- 
günstigungen. Steuervergünstigungen stellen nur solche 
Vorschriften dar, die zu einer unterschiedlichen Behand- 
lung der verschiedenen Einkunftsarten führen oder in 
Durchbrechung des Leistungsfähigkeitsprinzips einen 
bestimmten Kreis von Steuerpflichtigen bevorzugen. 
Unerheblich ist in diesem Zusammenhang, wie groß der 
Kreis der Begünstigten ist. Der im Angelsächsischen 
übliche Begriff für Steuervergünstigung - tax expen- 
diture - macht deutlich, dass es sich bei Steuervergünsti- 
gungen - das heißt, ein dem Gleichheits- und Leistungs- 
fähigkeitsprinzip zuwider laufender einkunftsart- und 
gruppenspezifische Verzicht auf Besteuerung - um über 
das Steuersystem getätigte Ausgaben handelt. Die Ei- 
genheimzulage ist ein typisches Beispiel für eine solche 
Ausgabe. Nicht zuletzt deshalb ist es falsch, einen Ab- 
bau von nicht gerechtfertigten Steuervergünstigungen 
mit Steuererhöhungen gleichzusetzen. 

Sowohl theoretische Überlegungen als auch empirische 
Befunde lassen es ratsam erscheinen, mit der Einkom- 
mensteuer -jenseits der Umverteilung über den Progres- 
sionstarif- keine Lenkungsziele zu verfolgen, sondern 
auf eine weitestgehende Wirkungsneutralität des Ein- 
kommensteuerrechts zu achten und wirtschaftspolitische 
Lenkungsaufgaben zum Beispiel dem Verbrauchsteuer- 
system zu übertragen. 
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Vor dem Hintergrund des beschriebenen unabweisbaren 
Konsolidierungsbedarfs der öffentlichen Haushalte wer- 
den im Folgenden die fiskalisch bedeutsamsten haus- 
haltsbezogenen - vermeintlichen oder tatsächlichen - 
Steuervergünstigungen daraufhin überprüft, ob und ge- 
gebenenfalls wie sie abzubauen sind. Untemehmensbe- 
zogene Steuervergünstigungen wie zum Beispiel die 
Halbjahres-AfA, die nach der Zusammenstellung der 
Ministerpräsidenten Koch und Steinbrück zu jährlichen 
Mindereinnahmen von fast 2,5 Mrd Euro führt, werden 
im Folgenden nicht diskutiert, da solche Vergünstigun- 
gen sowohl bei einer Umsetzung der Steuerreformop- 
tion 1 oder der Steuerreformoption II des Sachverständi- 
genrates als aueh beim Kirchhof- Vorschlag entfallen 
würden (Ziffern 566 ff). Die zahlreiehen untemehmens- 
bezogenen Vergünstigungen bei der Mineralölsteuer und 
der Stromsteuer, die nicht in das Konzept einer Öko- 
steuer passen, hat der Sachverständigenrat bereits mehr- 
fach kritisiert (JG 98 Ziffern 487 ff). 

Ehegattensplitting 

485 . Nach jüngsten Berechnungen des Deutschen Ins- 
tituts für Wirtschaftsforschung, Berlin, beliefen sich für 
das Jahr 2003 Steuermindereinnahmen als Folge des 
Splitting - verglichen mit einem rechnerischen Einkom- 
mensteueraufkommen, welehes sieh bei einer ersafzlo- 
sen Aufhebung des § 26b Einkommensfeuergesetz erge- 
ben würde - auf 22,1 Mrd Euro. Hierbei handelt es sieh 
freilich um eine fiktive Größe, da im Falle einer Strei- 
chung eine Ersatzregelung gefunden werden müsste. Zu 
fragen ist, ob es sieh beim Ehegattensplitting um eine 
ungereehtfertigte und damit zu streichende Steuerver- 
günstigung handelt. 

486 . Bis zum Jahr 1957 wurden die Einkünfte von 
Ehegatten zusammengerechnet und steuerlieh so behan- 
delt, als seien die Einkünfte dieses Ehepaares die Ein- 
künfte einer Person, und wurden daher in ihrer Gesamt- 
höhe dem Progressionstarif unterworfen. In einem Urteil 
vom 17. Januar 1957 erklärte das Bundesverfassungsge- 
rieht diese Haushaltsbesteuerung für verfassungswidrig. 
Sie versfoße gegen den Artikel 6 des Grundgesetzes, da 
in vielen Fällen Ehepaare steuerlich schlechter behandelt 
würden als nichteheliehe Lebensgemeinsehaften. Und 
auch der Bundesfinanzhof stellte im Jahr 1957 fest, dass 
es mit dem Gleiehheitsgrundsatz nicht vereinbar sei, 
„Ehen mit eigenen Einkünften beider Ehegatten ohne 
besondere stichhaltige Gründe günstiger zu besteuern als 
Ehen, in denen der Ehemann die gesamten Einkünfte be- 
zieht“. 

In der Begründung des Urteils des Bundesverfassungs- 
geriehtes aus dem Jahr 1957 wurde erwähnt, dass das 
damals in den Vereinigten Staaten praktizierte Splitting 
eine verfassungskonforme Form der Ehegattenbesteue- 
rung sei. Dies mag ein Grund dafür gewesen sein, dass 
der Gesetzgeber (seit dem Jahr 1958) Ehegatten ein 
Wahlreeht zwisehen der getrennten Veranlagung und der 
Zusammenveranlagung naeh dem Ehegattensplittingver- 
fahren einräumt (§§ 26, 26a, 26b EStG). Sofern die Ehe- 
partner keine anderslautende Erklärung abgeben, wird 


unterstellt, dass die Zusammenveranlagung, das Split- 
ting, gewählt wurde. 

Für diese Form der Ehegattenbesteuerung werden im 
Wesentlichen zwei Gründe angeführt: 

- Die Ehe steht unter dem Schutz des Grundgesetzes 
(Artikel 6 Absatz 1 Grundgesetz). Daher dürfen Ver- 
heiratete steuerlich nicht schlechter gestellt sein als 
Ledige, die bei gleichen wirtsehaftlichen Verhältnis- 
sen in einer nichtehelichen Partnerschaft Zusammen- 
leben (Grundsatz der Niehtdiskriminierung der Ehe). 

- Die Ehe stellt eine „rechtlieh anerkannte und ge- 
sehützte Gemeinschaft des Erwerbs dar“. Dies bedeu- 
tet, dass jeder Partner einen gleiehbereehtigten Teil- 
habeansprueh an dem aus den gemeinsamen 
Bemühungen - seien sie erwerbswirtschaftlieher oder 
familienarbeitsmäßiger Natur- resultierenden Ge- 
samteinkommen hat (Grundsatz der Gesamteinkom- 
menbesteuerung) . 

Steuertechnisch bedeutet (Ehegatten-)Splitting, dass die 
individuell ermittelten steuerpflichtigen Einkünfte von 
zusammenlebenden Eheleuten erstens zu einer Summe 
zusammengefasst und zweitens durch den Splittingdivi- 
sor zwei geteilt werden. Auf die so ermittelte Elälfte des 
gemeinschaftlichen Gesamteinkommens wird der Steuer- 
tarif angewendet, und zur Errechnung der Steuerschuld 
wird der so ermittelte Steuerbetrug verdoppelt. 

Beim Splitting handelt es sich mithin um eine Mischung 
von Haushaltsbesteuerung und Individualbesteuerung. 
Diese Regelung ist umso vorteilhafter, je mehr sich die 
individuellen Einkommen der Ehepartner unterscheiden. 
Denn jeder Ehepartner kann für das halbe Gesamtein- 
kommen den vollen Grundfreibetrag ausnutzen und an 
einer geringeren Steuerbelastung infolge des progressi- 
ven Tarifs partizipieren. Nach Maßgabe des Einkom- 
mensteuertarifs 2002 beläuft sich die maximale Split- 
tingwirkung auf 9 872 Euro und wird erreicht, wenn das 
von nur einem Ehepartner erzielte zu versteuernde Ein- 
kommen 110 016 Euro - dies ist das Doppelte der tarifli- 
chen Einkommensgrenze, ab welcher der Spitzensteuer- 
satz gilt— oder mehr beträgt. Die entlastenden 
Splittingwirkungen hängen zum einen ab vom Spitzen- 
steuersatz und von der Breite des Progressionsbereichs 
sowie vom Unterschied in der Höhe der Einkünfte der 
Ehepartner. Nach In-Kraft-Treten der dritten Stufe der 
Steuerreform sinkt der Splittingeffekt - wegen des Rück- 
gangs des Spitzensteuersatzes von 48,5 vH auf 42 vH bei 
gleichzeitiger leichter Senkung der tariflichen Einkom- 
mensgrenze, ab der der Spitzensteuersatz gilt, von 
55 008 Euro auf 52 152 Euro — auf maximal 7 914 Euro. 
Mit abnehmender Differenz zwischen den steuerpflichti- 
gen Einkünften der Ehegatten - zum Beispiel als Folge 
einer steigenden Erwerbstätigkeit der Frauen - schwin- 
den die Splittingwirkungen recht schnell. 

Von dem vom Deutschen Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin, berechneten fiktiven Steuerersparnissen 
im Jahr 2003 in Höhe von 22, 1 Mrd Euro fielen 
20,6 Mrd Euro in den alten Ländern an; gut 60 vH die- 
ser Summe oder 13,6 Mrd Euro betreffen Alleinverdie- 
nerehepaare. Fast die Hälfte der Splittingwirkung würde 
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Ehepaaren zugute kommen, die ein Haushaltseinkom- 
men von weniger als 50 000 Euro versteuern. Ehepaare 
mit Kindern würden mit 14,5 Mrd Euro (65 vH) am fis- 
kalischen Gesamteffekt partizipieren. Bemerkenswert sei 
zudem, dass der durchschnittliche Splittingeffekt bei 
Ehepaaren mit Kindern höher ist als bei kinderlosen 
Paaren. Ein nicht selten auch aus familienpolitischen 
Motiven heraus gefordertes Familiensplitting, das heißt, 
ein nach Maßgabe der Kinderzahl über zwei liegender 
Splittingdivisor, würde sich nicht aus den das Ehegatten- 
splitting begründeten Grundsätzen ableiten lassen und 
wäre mit höheren Steuerausfällen und einer außeror- 
dentlich starken Entlastung insbesondere der Haushalte 
mit höheren steuerpflichtigen Einkommen verbunden. 

487 . Kritisch wird gegen diese Besteuerungspraxis ein- 
gewendet, diese Regelung 

- begünstige die Institution „Ehe“, verkenne eine geän- 
derte Lebenswirklichkeit und diskriminiere damit 
nichteheliche Lebenspartnerschaften, 

- führe zu hohen fiskalischen Mindereinnahmen und 
sei verteilungsmäßig ungerecht, 

- setze Anreize, dass verheiratete Frauen häufig in ge- 
ringerem Umfang am Erwerbsleben teilnehmen, 

- überbetone den aus dem Charakter der Ehe als „Er- 
werbsgemeinschaft“ resultierenden gleichberechtig- 
ten Teilhabeanspruch beider Partner am Gesamtein- 
kommen und berücksichtige mit dem Splittingdivisor 
von zwei weder die Zahl der Kinder im Haushalt 
noch die Haushaltsersparnisse, die aus dem Zusam- 
menleben erwachsen. Genau wie im Sozialrecht die 
Haushaltserspamis durch einen niedrigeren Regelsatz 
für Haushaltsangehörige berücksichtigt würde, müsse 
der zweite Grundfreibetrag niedriger beziehungs- 
weise der Splittingdivisor kleiner als zwei sein. 

488 . Diese Argumente mögen im Einzelnen berechtigt 
sein, sind aber dennoch nicht geeignet, den § 26 Ein- 
kommensteuergesetz in Frage zu stellen und das Ehegat- 
tensplitting als eine unsystematische und damit auch für 
Konsolidierungszwecke zur Disposition stehende Steu- 
ervergünstigung erscheinen zu lassen. Denn wenn man 
wie das Bundesverfassungsgericht in seiner bisherigen 
Rechtssprechung die intakte Durchschnittsehe in typi- 
sierender Weise als eine Erwerbs- und Verbrauchs- 
gemeinschaft ansieht und nicht nur von einem Unter- 
haltsanspruch, sondern von einem Teilhabeanspruch der 
Ehepartner am Gesamteinkommen der Ehegemeinschaft 
ausgeht und damit das Verhältnis der Einkünfte der Ehe- 
gatten ausblendet, dann ist das Ehegattensplitting eine 
systematisch gebotene Regelung. Beide Ehepartner wer- 
den so gestellt, als ob sie jeweils 50 vH zum Gesamtein- 
kommen beigetragen hätten. Damit wird gewährleistet, 
dass gleiche Gesamteinkommen von Ehepaaren - unab- 
hängig vom Beitrag des einzelnen Ehepartners zu die- 
sem Gesamteinkommen - steuerlich gleich belastet wer- 
den. Da das Gesamteinkommen den Lebensstandard und 
letztlich auch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit be- 
stimmt, entspricht das Ehegattensplitting - wenn man 
das Gesamteinkommensprinzip und nicht das Indivi- 
dualeinkommensprinzip für die Einkommensbesteue- 


rung von Ehepaaren als maßgeblich betrachtet - der Be- 
steuerung nach der Leistungsfähigkeit. 

489 . Hinzu kommt, dass es sich bei den errechneten 
Steuermehreinnahmen im Falle einer Abschaffung des 
Ehegattensplittings im Sinne des § 26 Einkommensteu- 
ergesetz nur um einen fiktiven Betrag handelt. Denn in 
diesem Fall müsste eine Altemativregelung wie das am 
Unterhaltsrecht angelehnte Realsplitting eingeführt wer- 
den. Bei diesem Realsplitting wird das zu versteuernde 
gemeinsame Einkommen nach Maßgabe der individuel- 
len Einkünfte der Ehegatten aufgeteilt. Die Differenz 
zwischen den zu versteuernden Einkommensbeträgen 
der Ehepartner wird durch eine in der Höhe begrenzte 
- fiktive - Unterhaltszahlung des besserverdienenden 
Partners an den nicht oder weniger verdienenden redu- 
ziert oder ausgeglichen. Die Steuerschuld des Ehepaares 
ergibt sich dann aus der nach dem fiktiven Realsplitting 
ermittelten individuellen Steuerschuld beider Ehegatten. 
Nach Berechnungen des Bundesministeriums der Finan- 
zen würde der Übergang zu dieser Regelung je nach un- 
terstellter Höhe des fiktiven Unterhalts nur zu einem 
Steuermehraufkommen in der Größenordnung von bis 
zu 2,7 Mrd Euro führen. 

490 . Das Ehegattensplitting wird begründet durch die 
Grundsätze der Nichtdiskriminierung der Ehe und der 
Gesamteinkommensbesteuerung. Akzeptiert man diese 
Prinzipien, dann gibt es keine Alternative zum Ehegat- 
tensplitting - weder rechtlich noch steuersystematisch -, 
und die Wirkungen dieser Regelung sind kein ungerecht- 
fertigter Vorteil. Das Ehegattensplitting ist somit keine 
Steuerbegünstigung, sondern eine unvermeidliche Kon- 
sequenz dieser Prinzipien und nur durch einen linearen 
Tarif zu beseitigen. Diese Regelung sollte daher nicht für 
Konsolidierungszwecke zur Disposition stehen. 

Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte 

491 . Die Möglichkeit, Aufwendungen für Fahrten zum 
Arbeitsplatz steuermindernd geltend zu machen, ist jähr- 
lich mit Steuermindereinnahmen von etwa 5 Mrd Euro 
verbunden. 

Nach § 9 Absatz 1 Einkommensteuergesetz kann der Ar- 
beitnehmer Aufwendungen für Fahrten zwischen Woh- 
nung und Arbeitsstätte - unabhängig vom benutzten 
Verkehrsmittel - als Werbungskosten absetzen. Aller- 
dings sind in der Regel nicht die tatsächlichen Aufwen- 
dungen abzugsfähig, sondern Pauschalbeträge in Ab- 
hängigkeit der Entfernung zwischen Wohnort und 
Arbeitsstätte. Diese Entfemungspauschale beträgt der- 
zeit für jeden vollen Kilometer der Entfernung zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte 0,36 Euro für die ersten zehn 
Kilometer und 0,40 Euro für jeden weiteren Kilometer; 
höchstens dürfen jedoch 5 112 Euro im Kalenderjahr an- 
gesetzt werden, sofern durch die Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel nicht höhere Kosten entstanden sind. Die 
steuerliche Behandlung von Fahrtkosten darf nicht unab- 
hängig von der steuerlichen Behandlung von Umzugs- 
kosten gesehen werden, da der Umzug die relevante Al- 
ternative zum Pendeln darstellt. In Deutschland werden 
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Umzugskosten dann als Werbungskosten anerkannt, 
wenn der Umzug aus Anlass eines Arbeitsplatzwechsels 
notwendig ist und wenn durch den Wohnungswechsel 
der erforderliche Zeitaufwand für den Weg zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte wesentlich reduziert wird. 

Die deutschen Regelungen sind im internationalen Ver- 
gleich als generös zu bezeichnen. In den Vereinigten 
Staaten, in Kanada, im Vereinigten Königreich, in Portu- 
gal, in Spanien und in Australien werden Fahrtkosten 
zur Arbeit steuerlich nicht anerkannt. In nahezu allen 
anderen Ländern sind entweder der Abzugsbetrag oder 
im Falle von Kilometerpauschalen die anerkannten Ent- 
fernungen gedeckelt, und in vielen Ländern ist ein Abzug 
erst dann zulässig, wenn eine Mindestentfernung über- 
schritten wird (Dänemark, Finnland, Norwegen, Öster- 
reich, Schweden), oder es wird der Abzug durch die Al- 
ternativkosten der öffentlichen Verkehrsmittel limitiert 
(Finnland, Norwegen, Schweden, Schweiz). 

492 . Seit im Jahr 1891 in Preußen eine moderne Ein- 
kommensteuer eingeführt wurde, wird sowohl über das 
„Ob“ als auch über das „Wie“ einer steuerlichen Berück- 
sichtigung der Fahrten zum Arbeitsplatz gestritten. Nach 
herrschender juristischer Interpretation gelten die Fahrt- 
kosten als notwendige Ausgaben, um Einkommen zu er- 
zielen. Nach dem Nettoprinzip sind sie deshalb von der 
Steuerbemessungsgrundlage abzuziehen. Einige Juris- 
ten gehen sogar so weit, in der Pauschalierung der Ab- 
zugsfähigkeit einen Verstoß gegen das Nettoprinzip zu 
sehen, da die geltende Regelung die mit der Fahrzeug- 
nutzung verbundenen Gesamtkosten je Kilometer nicht 
abdecke. Eine Pauschalierung könne dann neben Verein- 
fachungsgründen damit begründet werden, dass aus um- 
weltpolitischen Erwägungen die Benutzung des Autos 
für Fahrten zur Arbeitsstelle zurückgedrängt oder einer 
Zersiedelung der Landschaft begegnet werden soll. 

493 . Aus ökonomischer Sicht ist die Frage, ob eine 
Abzugsfähigkeit der Fahrtkosten gerechtfertigt ist, nicht 
eindeutig zu beantworten. Grundsätzlich sollte eine steu- 
erpolitische Vorschrift so gestaltet sein, dass sie unter 
Effizienzgesichtspunkten nicht zu beanstanden ist. Dies 
ist regelmäßig dann der Fall, wenn eine einzelwirtschaft- 
liche Entscheidung ohne diese Vorschrift die gleiche 
wäre wie mit dieser Vorschrift beziehungsweise wenn 
die Rangfolge von Handlungen durch die steuerpoliti- 
sche Maßnahme nicht verändert würde. Die Einkom- 
mensteuer sollte also entscheidungsneutral sein. Ein Ar- 
beitnehmer, der in einem weiter entfernten Ort an einer 
neuen Arbeitsstelle gemäß seiner Produktivität ein höhe- 
res Bruttoeinkommen erzielen kann, steht vor den Ent- 
scheidungen, ob er den Arbeitsplatz annimmt und ob er 
gegebenenfalls pendelt oder umzieht. Er wird sich für 
den neuen Arbeitsplatz entscheiden, wenn der Barwert 
der Pendelkosten oder die Umzugskosten geringer sind 
als der Barwert der Lohndifferenz. Er wird sich für das 
Pendeln entscheiden, wenn der Barwert der Fahrtkosten 
zur Arbeitsstelle unter den Umzugskosten liegt. Da der 
höhere Bruttolohn (mit dem individuellen Grenzsteuer- 
satz des Arbeitnehmers) besteuert wird, müssen die 
Fahrtkosten und auch die Umzugskosten steuerlich ab- 
zugsfähig sein. Ansonsten kann es dazu kommen, dass 
der höhere Bruttolohn zwar die Umzugs- oder Pendel- 


kosten übersteigt, dies für die Nettolohndifferenz aber 
nicht mehr gilt; der Arbeitnehmer würde sich in diesem 
Fall gegen den Arbeitsplatzwechsel entscheiden, obwohl 
dieser Wechsel die Faktorallokation verbessern würde. 
Es läge keine Entscheidungsneutralität hinsichtlich der 
Arbeitsplatzwahl vor. 

Die Mobilitätsentscheidung, das heißt, die Entscheidung 
zwischen Pendeln und Umziehen wird immer dann ver- 
zerrt, wenn nicht sämtliche mit der jeweiligen Alterna- 
tive verbundenen Kosten abzugsfähig sind. So wird zum 
Beispiel argumentiert, dass im Falle eines Umzugs die 
Mietpreise für die näher am Arbeitsort gelegene Woh- 
nung höher seien und somit die Entscheidung zu Guns- 
ten des Pendelns verzerrt werde, weil die Mietpreisdiffe- 
renz steuerlich nicht geltend gemacht werden könne. 
Akzeptiert man dies, müsste man, um eine unverzerrte 
Mobilitätsentscheidung zu erreichen, die Mietpreisdiffe- 
renz abzugsfähig machen oder - günstiger für den 
Fiskus - die Abzugsfähigkeit der Pendelkosten ein- 
schränken. Die generelle Einschränkung der Abzugsfä- 
higkeit der Fahrtkosten führt allerdings dazu, dass die 
Arbeitsplatzentscheidung verzerrt werden kann, weil die 
Nettolohndifferenz gegebenenfalls die Nettomobilitäts- 
kosten nicht übersteigt. Es ergibt sich somit ein Konflikt 
zwischen einer unverzerrten Mobilitätsentscheidung und 
einer effizienten Faktorallokation. 

Zu bedenken ist allerdings, dass Mietpreisunterschiede 
oft nur Standortvorteile eines Wohnorts widerspiegeln; 
mithin ist mit der Umzugsentscheidung gleichsam ein 
Konsumelement verbunden, das durch eine höhere 
Miete bezahlt wird. Ein solcher Konsum sollte steuerlich 
irrelevant sein und daher nicht in das Kalkül hinsichtlich 
der Arbeitsplatz- und Mobilitätsentscheidung eingehen. 
Ferner verursacht auch das berufsbedingte Pendeln (Op- 
portunitäts-jKosten, die steuerlich nicht geltend gemacht 
werden können. Dies trifft zum Beispiel auf die „Zeit- 
kosten“ zu, die mit dem Pendeln verbunden sind. 

494 . Die bisher abgeleiteten Ergebnisse gelten prinzi- 
piell nur für den Fall, dass der neue Arbeitsplatz nicht 
allzu weit von der bisherigen Wohnung entfernt ist, die 
Pendelkosten also nicht exorbitant hoch sind, und das 
Pendeln eine relevante Alternative darstellt. Bei einem 
weiter entfernten neuen Arbeitplatz (zum Beispiel bei ei- 
ner Entfernung von mehr als 1 00 km) dürfte die Ent- 
scheidung in der Regel für einen Umzug fallen. Damit 
die Arbeitsplatzentscheidung und damit die Faktorallo- 
kation nicht verzerrt wird, müssen die Umzugskosten 
weiterhin abzugsfähig sein. Hat sich im Falle von einem 
weit entfernten neuen Arbeitsplatz der Arbeitnehmer für 
einen Arbeitsplatzwechsel und damit für einen Umzug 
entschieden, stellt sich als zweite Frage, ob er in die 
Nähe des neuen Arbeitsplatzes umzieht oder ob er eine 
Wohnung etwas weiter entfernt vom Arbeitsplatz wählt 
und pendelt. Diese Entscheidung hat nun prinzipiell 
nichts mehr mit dem Arbeitsplatz zu tun, sie ist also eine 
private Entscheidung. Sind die Fahrtkosten zur Arbeits- 
stätte abzugsfähig, wird dadurch die Wohnortent- 
scheidung zugunsten einer weiter entfernten Wohnung 
verzerrt. Die Abschaffung der Abzugsfähigkeit der Fahrt- 
kosten wäre dann für eine unverzerrte Wohnortentschei- 
dung sinnvoll, die Abzugsfähigkeit der Umzugskosten 
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müsste aber erhalten bleiben, damit eine effiziente 
Faktorallokation verwirklicht werden kann. 

495 . Abweichend von den obigen Fällen ist auch eine 
Entscheidungssituation vorstellbar, in der der Arbeitneh- 
mer den Arbeitsplatz gar nicht wechseln will, er aber 
trotzdem vor der Entscheidung steht, ob er umziehen 
soll, vielleicht weil er eine kostengünstigere Wohnung 
„im Grünen“ haben will. Die Abzugsfähigkeit der Um- 
zugskosten würde dann die Entscheidung zu Gunsten ei- 
nes Umzugs verzerren, und die Abzugsfähigkeit der 
Fahrtkosten würde -bei getroffener Umzugsentschei- 
dung - die Entscheidung zu Gunsten eines weiter ent- 
fernten Wohnorts verzerren, ln dieser Situation ist weder 
die Abzugsfähigkeit der Umzugskosten noch der Fahrt- 
kosten angebracht. Die Fahrtkosten sind aus dieser Per- 
spektive durch die Wahl der Wohnung privat veranlasst. 

496 . Insgesamt kann die Frage, ob Fahrtkosten zwi- 
schen Wohnung und Arbeitsstätte und Umzugskosten 
einkommensteuerlich abzugsfähig sein sollen, aus öko- 
nomischer Sicht nicht eindeutig beantwortet werden. Die 
Beurteilung hängt von der jeweiligen Entscheidungssitu- 
ation ab, in der die Einkommensteuer neutral und damit 
nicht verzerrend wirken soll. Vieles spricht dafür, die 
beiden Extremlösungen „volle Abzugsfähigkeit“ und 
„keine Abzugsfähigkeit“ nicht zu verfolgen, sondern 
eine mehr oder weniger begrenzte Abzugsfähigkeit zu- 
zulassen. Die in Deutschland in Form einer Entfemungs- 
pauschale verwirklichte begrenzte Abzugsfähigkeit der 
Fahrtkosten zur Arbeitsstätte (zumindest was die Benut- 
zung von Kraftfahrzeugen angeht) kombiniert mit einer 
Abzugsfähigkeit der Umzugskosten stellt insofern einen 
plausiblen Kompromiss dar, den es im Kern zu erhalten 
gilt. Wenn eine Trennung zwischen privat veranlassten 
und beruflich veranlassten Pendelentscheidungen nicht 
möglich ist und sich auch keine praktikablen Abgren- 
zungskriterien entwickeln lassen, ist jede konkrete Fest- 
legung zum Umfang des steuerlichen Abzugs von Fahrt- 
kosten letztlich immer ein Kompromiss zwischen 
unterschiedlichen Zielsetzungen und Erwägungen. Die 
Frage, ob die derzeitige begrenzte und pauschalierte Ab- 
zugsfähigkeit von Fahrtkosten zur Arbeitsstätte weiter 
beschränkt werden soll, lässt sich ökonomisch nicht be- 
antworten. Da das Bundesverfassungsgericht am 4. De- 
zember 2002 entschieden hat, dass die derzeit geltende 
Zweijahresfrist für die steuerliche Berücksichtigung ei- 
ner doppelten Haushaltsführung im Falle einer Ketten- 
abordnung und bei beiderseits berufstätigen Ehegatten 
- verfassungswidrig ist und das Bundesministerium der 
Finanzen verlautbaren ließ, diese vor sieben Jahren - aus 
fiskalischen Gründen - eingeführte Zweijahresfrist rück- 
wirkend zum 1. Januar 2003 aufzuheben, dürfte ein 
gänzliches Streichen der Pendlerpauschale aus Gleichbe- 
handlungsgründen nicht möglich sein, höchstens eine 
weitere Rückführung in Frage kommen. 

Steuerfreiheit der Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeit 

497 . Nach § 3b Einkommensteuergesetz sind Zu- 
schläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit inner- 
halb gewisser Grenzen steuerfrei. Gemäß dem 19. Sub- 


ventionsbericht sind damit Steuermindereinnahmen in 
Höhe von knapp 2 Mrd Euro verbunden. 

Begründet wird die Steuerbefreiung gemeinhin mit dem 
Arbeitsleid, das mit der Arbeit zu diesen Zeiten verbun- 
den ist, und mit einem Allgemeininteresse an diesen Tä- 
tigkeiten. Es wird behauptet, dass das mit der Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit verbundene höhere Arbeits- 
leid die Steuerbefreiung rechtfertige. Abgesehen davon, 
dass das Arbeitsleid kaum messbar ist, eine subjektive 
Empfindung darstellt und in der Einkommensteuer sonst 
grundsätzlich nicht berücksichtigt wird, ist nicht einzuse- 
hen, warum es nur bei einer bestimmten Gruppe von Er- 
werbstätigen steuerlich relevant sein soll, zum Beispiel 
bei einer in der Nacht arbeitenden Krankenschwester, 
nicht dagegen bei einer selbständigen Hebamme, die zur 
gleichen Zeit arbeitet. Wenn, dann müsste Arbeitsleid für 
alle Arbeitnehmer, Selbständige und Freiberufler berück- 
sichtigt werden. Durch die Zuschläge und durch die Steu- 
erbefreiung kommt es aber zu einer doppelten Begünsti- 
gung und einer Ungleichbehandlung gegenüber anderen 
Personen, die ebenfalls zu diesen Zeiten arbeiten, aber 
solche Zuschläge und somit diese steuerlichen Begünsti- 
gungen nicht erhalten. Sonderlasten einzelner Berufs- 
gruppen beziehungsweise das Arbeitsleid kann nur sinn- 
voll über einen höheren Bruttolohn berücksichtigt 
werden; die Prämierung muss also über den Markt im 
Rahmen arbeitsvertraglicher Vereinbarungen erfolgen. 

Der andere Ansatz, die Steuerfreiheit dieser Zuschläge 
zu rechtfertigen, besteht in der Betonung eines bestehen- 
den Allgemeininteresses an solchen Arbeiten. Diese Ar- 
beiten zu ungewöhnlichen Arbeitszeiten würden nicht 
nur im Interesse des jeweiligen Arbeitgebers liegen, son- 
dern auch im Interesse der Allgemeinheit, da von diesen 
Tätigkeiten der Allgemeinheit zugute kommende posi- 
tive externe Effekte - zum Beispiel Versorgungssicher- 
heit - ausgingen. Wegen dieser positiven Effekte sei es 
richtig, wenn der Staat mit der Steuerfreiheit dieser Zu- 
schläge Anreize setze, damit solche Tätigkeiten zu unüb- 
lichen Arbeitszeiten auch in ausreichendem Maße aus- 
geübt würden. Ob mit diesen Tätigkeiten - vermittelt 
über die externen Effekte - tatsächlich öffentliche Güter 
erstellt werden, sei dahingestellt. Selbst wenn dem so 
wäre, hieße dies lediglich, dass die Bereitstellung des öf- 
fentlichen Gutes subventioniert werden sollte, die Be- 
günstigung eines speziellen Faktoreinsatzes - hier der 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit - kann damit 
nicht begründet werden. Auch wenn man bei solchen 
Tätigkeiten zu unüblichen Zeiten - sicher nicht bei Be- 
rufsfußballspielem, wohl aber bei der regelmäßig 
bemühten Krankenschwester- ein Allgemeininteresse 
unterstellt, wäre es zielgenauer, wenn diesen Arbeitneh- 
mern ein höherer Lohn, nicht aber eine Steuerbefreiung 
auf einen Lohnzuschlag gezahlt würde. Die Steuerpolitik 
ist kein geeignetes Instrument, die Entlohnungsstruktu- 
ren an die ökonomischen Notwendigkeiten oder die ge- 
sellschaftlichen Prioritäten anzupassen. 

498 . Die Steuerfreiheit der Zuschläge für Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit erlauben es den Tarifver- 
tragsparteien Verträge zu Lasten Dritter, des Staates be- 
ziehungsweise der Allgemeinheit der Steuerzahler zu 
schließen, indem sie im Vergleich zu einer Situation 
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ohne diese Steuerbegünstigung tendenziell niedrigere 
Grundlöhne und höhere Zuschläge vereinbaren. Sonn- 
tags-, Feiertags- und Nachtarbeit wird dadurch für die 
Arbeitnehmer attraktiv; die Unternehmen sparen Lohn- 
kosten zu Lasten des Staates, da dem Arbeitnehmer das 
gleiche Nettoeinkommen mit geringerem Aufwand ge- 
währt werden kann. Insofern haben nicht nur die Arbeit- 
nehmer ein Interesse an der Steuerfreiheit der Zuschläge, 
sondern auch die Unternehmen. Dies ist auch der Grund, 
warum es regelmäßig zu einer Allianz zwischen Ge- 
werkschaften und Untemehmensverbänden kommt, um 
eine Abschaffung dieser Steuervergünstigung zu verhin- 
dern. Argumentiert wird dabei von Untemehmerseite, 
dass die Abschaffung der Steuerfreiheit die Lohnkosten 
erhöhen und Arbeitsplätze gefährden würde, wenn die 
höheren Kosten nicht auf die Preise überwälzt werden 
könnten oder wenn die höheren Preise die Konkurrenz- 
fähigkeit vor allem im Ausland reduzierten. Auch wird 
darauf hingewiesen, dass die Steuerfreiheit der Zu- 
schläge längere Maschinenlaufzeiten sowie die flexib- 
lere Ausgesfaltung der Arbeitszeiten begünstige und so 
die (internationale) Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh- 
men steigere. Diese Argumentation macht deutlich, dass 
die Steuerfreiheit der Zuschläge nicht nur eine Steuer- 
vergünstigung für die Arbeifnehmer, sondern auch eine 
Subvention für die Arbeitgeber darstellt. Es ist nicht ein- 
zusehen, warum der Staat und damit die Steuerzahler ei- 
nen Teil der Lohnkosten des Arbeitgebers tragen sollen. 

Die Zuschläge führen zu einer Erhöhung des disponiblen 
Einkommens des Sfeuerpflichtigen und damit zu dessen 
steuerlicher Leistungsfähigkeit. Da Arbeitsleid als Folge 
unüblicher Arbeitszeiten keine Kategorie des Steuer- 
rechts ist und die Steuerfreiheit der Zuschläge das Leis- 
tungsfahigkeitsprinzip verletzt, ist diese Steuerbefreiung 
zu streichen, allerdings in Stufen, um den Tarifvertrags- 
parteien die Möglichkeit zu geben, sich lohnpolitisch 
darauf einzustellen. 

Sparerfreibetrag 

499 . Nach § 20 Absatz 4 Einkommensteuergesetz ist 
bei der Ermittlung der Einkünfte aus Kapitalvermögen 
der Sparerfreibetrag in Flöhe von 1 550 Euro für Allein- 
stehende und 3 1 00 Euro für Verheiratete abzuziehen. Im 
19. Subventionsbericht werden die Steuermindereinnah- 
men aufgrund des Sparerfreibetrags im Jahr 2004 mit 
3,2 Mrd Euro veranschlagt, wovon 1,4 Mrd Euro auf den 
Bund entfielen. 

Der Sparerfreibetrag wurde im Jahr 1975 eingeführt 
und betrug zunächst 300 DM beziehungsweise 600 DM. 
Die Einführung wurde mit der Bedeutsamkeit der Spar- 
tätigkeit in kapitalmarkt-, gesellschafts- und eigentums- 
politischer Hinsicht begründet. Insbesondere sollte die 
eigenverantwortliche Vorsorge der Bürger durch Sparen 
erhalten und ein Ausgleich für etwaige Inflationsverluste 
geschaffen werden. Die Erhöhung des Sparerfreibetrags 
im Jahr 1989 auf 600 DM beziehungsweise I 200 DM 
wurde mit der Zunahme des Geldvermögens bei breiten 
Bevölkerungsschichten begründet. Das Bundesverfas- 
sungsgericht sah in seinem Urteil vom 27. Juni 1991 ei- 


nen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz, weil der 
Fiskus bei der Besteuerung von Kapitaleinkommen weit- 
gehend keine Kontrollen durchführte und sich nur auf 
die Ehrlichkeit des einzelnen Steuerzahlers verließ. Der 
Gesetzgeber wurde zu einer Neuregelung der Zinsbe- 
steuerung aufgefordert, die dazu führen sollte, dass alle 
Steuerpflichtigen sowohl rechtlich als auch tatsächlich 
gleich belastet werden. Daraufhin wurde mit dem Zins- 
abschlagsgesetz im Jahr 1992 unter anderem der Spa- 
rerfreibetrag auf 6 000 DM beziehungsweise 12 000 DM 
erhöht. Dies führte dazu, dass 80 vH der Steuerpflichti- 
gen mit Kapitalerträgen von der Besteuerung freigestellt 
wurden und in diesem Sinne eine Gleichbehandlung er- 
reicht wurde. Außerdem sollte mit der Erhöhung des 
Sparerfreibetrags die Kapitalbildung aus Gründen der 
Alterssicherung oder einer sonstigen existenzsichern- 
den Vorsorge angeregt werden. Im Steuerentlastungsge- 
setz 1999/2000/2001 wurde zur Finanzierung der Sen- 
kung des Einkommensteuertarifs der Sparerfreibetrag 
auf 3 000 DM beziehungsweise 6 000 DM halbiert mit 
der Begründung, dass wegen der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung unterschiedlicher Einkunftsarten eine Ver- 
minderung des Sparerfreibetrags geboten sei. 

500 . Das dem derzeitigen Einkommensteuerrecht zu- 
grunde liegende Konzept der synthetischen Einkommen- 
steuer bietet für die Gewährung eines Sparerfreibetrags 
keinen Raum. Kapitaleinkommen erhöhen die wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen und 
sind daher im vollen Umfang der Besteuerung zu unter- 
werfen. Die Gewährung eines Freibetrags begünstigt 
eine Einkunftsart gegenüber anderen Einkunftsarten und 
sorgt in diesem Sinne für Verzerrungen. Sfeuerpflichtige 
könnten aufgrund der Gewährung eines Sparerfreibe- 
trags versucht sein, andere Vermögenseinkünfte in den 
Bereich der begünstigten Einkünfte zu verlagern. 

501 . Sollte der Sparerfreibetrag als Inflationsausgleich 
dienen oder gedient haben, muss bedacht werden, dass 
im deutschen Einkommensteuerrecht das Nominalwert- 
prinzip gilt. Ein Inflationsausgleich nur für Einkünfte 
aus Kapitalvermögen ist daher ungerechtfertigt, da dies 
dem Prinzip der synthetischen Einkommensteuer wider- 
sprechend zu einer Ungleichbehandlung von einzelnen 
Einkunftsarten führt. Ferner muss in diesem Zusammen- 
hang berücksichtigt werden, dass bei den meisten Fi- 
nanzanlagen im Nominalzins regelmäßig bereits eine In- 
flationskomponente enthalten ist, so dass für diese Tifel, 
sofern die Inflation über die Dauer der Laufzeit des Pa- 
piers nicht falsch antizipiert wurde, ein steuerlicher In- 
flationsausgleich nicht angebracht ist. Zudem wäre für 
einen Inflationsausgleich ein fester von der Größe des 
Kapitalvermögens unabhängiger Freibetrag ungeeignet, 
da der Inflationsverlust in Relation zum eingesetzten 
Kapital berücksichtigt werden müsste. Da der Freibetrag 
von der Bemessungsgrundlage abgezogen wird, hängt 
die Entlastung vom individuellen Grenzsteuersatz des 
Sparers ab mit der Folge, dass bei gleichem Kapitalein- 
kommen Personen mit hohem Einkommen einen höhe- 
ren Inflationsausgleich erhalten als Personen mit gerin- 
gem Gesamteinkommen. Das ist nicht plausibel. 
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502 . Generell ist der Abzug eines Freibetrags von der 
Bemessungsgrundlage nur dann gerechtfertigt, wenn der 
Freibetrag einer verminderten Leistungsfähigkeit Rech- 
nung trägt. Dies ist beim Sparerfreibetrag nicht der Fall. 
Vielmehr liegt ein Verstoß gegen den Gleichbehand- 
lungsgrundsatz vor: Die Begünstigung fällt umso größer 
aus, je höher der individuelle Grenzsteuersatz des Steu- 
erpflichtigen ist. Deshalb ist der Sparerfreibetrag auch 
für eine verteilungspolitisch motivierte Sparförderung 
das falsche Instrument, da Bezieher geringer Einkom- 
men nur wenig und Personen, die ein einkommensteuer- 
pflichtiges Einkommen unterhalb des Grundfreibetrags 
haben, gar nicht oder nur unwesentlich gefördert wer- 
den. Der Sparerfreibetrag stellt somit für die Bezieher 
mittlerer und höherer Einkommen lediglich eine für die 
Sparentscheidung nicht relevante Rente dar. Will man 
die Kapitalbildung anregen, wäre es deshalb zielgenauer, 
einen pauschalen Abzug von der Steuerschuld oder eine 
Sparprämie zu gewähren. 

Als eine weitere Begründung des Sparerfreibetrags wird 
auch die Vermeidung von Kapitalflucht angeführt. Das 
Kapital sei nicht nur der mobilste Produktionsfaktor, 
sondern auch die mobilste Einkommensquelle. Deshalb 
könne es sich kein Land leisten, Kapitaleinkommen 
ohne Berücksichtigung der steuerlichen Verhältnisse in 
anderen Ländern zu besteuern. Vor diesem Hintergrund 
stellt die Gewährung eines Sparerfreibetrags eine Art 
Kapitulation des Gesetzgebers vor der Tatsache dar, dass 
Kapitaleinkünfte kaum zu erfassen sind und deren Steu- 
erhinterziehung kaum verhindert werden kann. Der Frei- 
betrag diene daher zur Schadensbegrenzung, damit nicht 
zu viel Kapital ins Ausland abfließt. Auch dieses Argu- 
ment kann allenfalls begrenzt überzeugen, da die grenz- 
überschreitende Mobilität von Kapital in erster Linie 
von der Höhe dieser Vermögen abhängt und daher kaum 
von Sparerfreibeträgen beeinflusst werden dürfte. Im 
Übrigen kann einer Kapitalflucht am besten durch eine 
Reduktion der Steuersätze - die gegebenenfalls nach ei- 
nem Abbau von Steuersubventionen möglich ist - oder 
einem Übergang zum Konzept der „Dualen Einkommen- 
steuer“ begegnet werden. Der Sparerfreibetrag sollte er- 
satzlos gestrichen werden. 

Übungsleiterpauschale 

503 . Ehrenamtliche Tätigkeiten gelten als ein wesentli- 
cher Bestandteil des gesellschaftlichen Zusammenhalts, 
weil sie in Form eines persönlichen und nicht selten zeit- 
aufwändigen Einsatzes soziale und gesellschaftspoliti- 
sche Ziele unterstützen. Die bisherige Praxis der steuer- 
lichen Begünstigung (einer relativ eng abgegrenzten 
Form) des Ehrenamtes über die so genannte „Übungslei- 
terpauschale“ (§ 3 Nr. 26 EStG) in Höhe von 1 848 Euro 
pro Jahr soll mit den damit verbundenen finanziellen 
Anreizen dieses Verhalten unterstützen. Es handelt sich 
in der juristischen Terminologie daher nicht um eine 
Vereinfachungsbefreiung, sondern um eine Steuerver- 
günstigung für gemeinnützige Institutionen. Die Rege- 
lung umfasst Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, und neu- 
erdings gilt die Vorschrift auch für Betreuer. 


Darüber hinaus wurde mit der Überarbeitung der Lohn- 
steuer-Richtlinie 2002 eine weitere steuerliche Rahmen- 
bedingung für ehrenamtliche Tätigkeiten verändert. 
Danach sind aus öffentlichen Kassen gewährte Auf- 
wandsentschädigungen für bestimmte ehrenamtliche Tä- 
tigkeiten ohne weiteren Nachweis bis zu einem Betrag 
von monatlich 154 Euro steuerlich als Aufwandsent- 
schädigung anerkannt und bleiben damit steuerfrei (§ 3 
Nr. 12 EStG). 

Ferner wird den ehrenamtlich Tätigen ein - allerdings 
nicht gesetzlich geregelter - nicht nachweispflichtiger 
und damit die Steuerfreiheit erhöhender Aufwandsersatz 
in Höhe von 256 Euro pro Jahr eingeräumt. Wird ein hö- 
herer Aufwand geltend gemacht, muss der gesamte Be- 
trag deklariert werden, und die steuerfreie Aufwandsent- 
schädigung beträgt maximal 1 848 Euro. 

Nach Angaben der Zusammenstellung der Ministerpräsi- 
denten Koch und Steinbrück belaufen sich die fiskali- 
schen Mindereinnahmen aufgrund der Steuervergünsti- 
gungen für ehrenamtliche Tätigkeiten auf jährlich 
2 Mrd Euro. 

504 . Jede Form von Nachteilsausgleich im Rahmen 
des Einkommensteuerrechts leidet unter dem Mangel, 
dass lediglich diejenigen davon begünstigt werden, die 
Einkommensteuer zahlen und eine Aufwandsentschädi- 
gung ausgezahlt bekommen. Personen, die ohne Auf- 
wandsentschädigung ehrenamtlich arbeiten oder nicht 
einkommensteuerpflichtig sind, haben keinen Vorteil. 
Hinzu tritt noch ein weiterer Nachteil: Jede Form einer 
Pauschale begünstigt immer diejenigen stärker, die ei- 
nem höheren Grenzsteuersatz unterliegen. Das eigentli- 
che Ziel der Bundesregierung, das Ehrenamt zu fördern, 
ist auf diese Weise nur begrenzt zu erreichen. Tatsäch- 
lich findet eine Förderung lediglich des aufwandsent- 
schädigten Ehrenamtes statt. Insofern könnten Zweifel 
an der Geeignetheit des Instruments bei der Förderung 
ehrenamtlicher Tätigkeiten bestehen, da nicht-aufwands- 
entschädigte Ehrenämter gegenüber aufwandsentschä- 
digten diskriminiert werden. 

Eine Förderung des Ehrenamtes besteht darin, dass ge- 
meinnützigen Institutionen großzügig bemessene Frei- 
beträge bei der Gewerbe- und Körperschaftsteuer einge- 
räumt werden und sie zusätzlich noch einen günstigeren 
Mehrwertsteuersatz für ihre Leistungen ansetzen dürfen. 
Will man gemeinnützige Institutionen stärker fördern, so 
sollte der Staat direkte Transfers an diese Institutionen 
zahlen. Die so geförderten Einrichtungen können dann 
entscheiden, in welcher Höhe ehrenamtlich Tätige ver- 
gütet werden sollen. Eine solche Regelung hätte nicht 
nur den Vorteil, dass die Förderung von gemeinnützigen 
Institutionen transparent gemacht würde, statt wie bisher 
die Höhe der Förderung tendenziell zu verschleiern. Zu- 
dem wäre eine Förderung über direkte Transfers weniger 
missbrauchsanfällig als eine „allgemeine steuerfreie 
Aufwandspauschale zum Nachteilsausgleich“, bei der 
Einkünfte leicht umzudeklarieren sind, damit sie unter 
die steuerfreie Aufwandsentschädigung fallen. 
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Steuerfreiheit von Zinserträgen aus 
Lebensversicherungen 

505 . In Kapitallebensversicherungen ebenso wie in 
Rentenversicherungen mit ausgeübtem Kapitalwahlrecht 
entstandene Überschussanteile sind grundsätzlich steu- 
erpflichtig (§ 20 Absatz 1 Nr. 6 EStG). Aufgehoben ist 
die grundsätzliche Steuerpflicht dieser Zinserträge, 
wenn die Versicherung im Todesfall ausgezahlt wird und 
- bei einem Mindesttodesfallschutz von 60 vH der 
Beitragssumme - eine Laufzeit von mehr als zwölf Jah- 
ren hat. Voraussetzung für die Steuerfreiheit ist ferner, 
dass die Versicherung während des Erlebensfalls nicht 
zur Sicherung oder Finanzierung von Darlehen dient, 
dessen Schuldendienst als Werhungskosten oder Be- 
triebsausgaben geltend gemacht wird. Die Prämien zu 
einer solchen Lebensversicherung können zudem als 
Sonderausgaben abgezogen werden (§10 Absatz 1 
Nr. 2 EStG). Nach Angaben eines Berichts des Gesamt- 
verbands der deutschen Versicherungswirtschaft betrug 
das Nettoergebnis dieser Kapitalanlagen im Jahr 2001 
etwa 34 Mrd Euro. 

Die (in der Praxis mit Ausnahme für Selbständige und 
Beamte nicht relevante) Möglichkeit des Sonderausga- 
benabzugs und die Steuerfreiheit der Erträge werden wie 
folgt begründet: Der langjährige, planmäßige Konsum- 
verzicht in der Ansparphase, die Möglichkeit, neben 
dem Todesfall auch das Invaliditätsrisiko abzusichern, 
und der Umstand, dass die Auszahlungszeitpunkte vieler 
Lebensversicherungen in einem ruhestandsnahen Alter 
liegen, unterschieden die Lebensversicherung von steu- 
erpflichtigen Kapitalanlageprodukten und machten sie 
daher zu einem steuerlich förderungswürdigen Produkt 
der Altersvorsorge. 

Diese Begründung für die Steuerfreiheit der Zinserträge 
ist nicht überzeugend. Die gängige Praxis - zum Bei- 
spiel über Policendarlehen - Kapitallebensversicherun- 
gen unter Betonung des Steuervorteils als attraktives Fi- 
nanzierungsinstrument zu benutzen, dokumentiert den 
Charakter dieser Versicherungen als Kapitalanlagepro- 
dukt. Über eine kapitalbildende Lebensversicherung 
können zwar die biometrischen Risiken des Tods oder 
der Invalidität abgesichert werden; ein Altersvorsorge- 
produkt stellt sie aber nicht dar. Altersvorsorgeprodukte 
sind dadurch gekennzeichnet, dass sie das biometrische 
Risiko der Langlebigkeit über eine lebenslange Rente 
absichem und dass die in der Einzahlungs- und Anspar- 
phase erworbenen Anwartschaften oder Ansprüche nicht 
beleihbar, nicht kapitalisierbar, nicht veräußerbar und 
auch nicht vererbbar sind (Ziffer 286). 

Der fundamentale Unterschied zwischen Altersvorsorge 
und Vermögensbildung besteht darin, dass Altersvorsor- 
gevermögen - wie die Anwartschaften in der Gesetzli- 
chen Rentenversicherung - während der Lebenszeit 
nicht als Konsumpotential zur Verfügung steht, mithin 
nicht die subjektive Leistungsfähigkeit erhöht und auch 
nicht zur Bildung von vererbbarem Vermögen führt. Da 
die Kapitallebensversicherungen oder Rentenversiche- 
rungen mit ausgeübtem Kapitalwahlrecht - selbst wenn 
die Mindestlaufzeit erhöht würde - diese Kriterien eines 
Altersvorsorgeprodukts nicht erfüllen und eben nicht 


ausschließlich der Altersvorsorge dienen, sondern 
schwergewichtig den Charakter eines Kapitalanlagepro- 
dukts haben, sollten die Steuerfreiheit der Überschussan- 
teile und die Möglichkeit des Sonderausgabenabzugs ge- 
strichen werden. Diese Lebensversicherungen sind 
steuerlich den anderen Kapitalanlageprodukten gleich- 
zustellen. Die Streichung dieser Steuervergünstigung 
sollte selbstverständlich nur für Neuabschlüsse und nicht 
für laufende Verträge gelten. Dies bedeutet, dass erst im 
Zeitverlauf ein Steueraufkommen anfällt, wenn die Zins- 
erträge aus den Neuabschlüssen bei den Versicherten 

- entweder periodengerecht oder bei Auszahlung - steu- 
erpflichtig werden. Von daher ist es zu begrüßen, dass 
im Entwurf des Alterseinkünftegesetzes vorgesehen ist, 
dieses Lebensversicherungsprivileg für nach dem 
1. Januar 2005 abgeschlossene Verträge zu streichen. 

Sonderausgaben 

506 . Sonderausgaben stellen nach der Systematik des 
Einkommensteuergesetzes private Aufwendungen dar, 
die aufgrund einer besonderen gesetzlichen Regelung 
vom Gesamtbetrag der Einkünfte steuermindemd 
abgezogen werden dürfen. Sinn und Zweck der Son- 
derausgaben ist es, Beträge, die die individuelle Leis- 
tungsfähigkeit vermindern, im Rahmen der Einkommen- 
steuerermittlung zu berücksichtigen. Hierunter fallen vor 
allem Vorsorgeausgaben, denen sich der einzelne Steuer- 
pflichtige nicht entziehen kann oder soll. Über die so be- 
gründeten Sonderausgabentatbestände hinaus können 
aber auch die gezahlte Kirchensteuer (§10 Absatz 1 
Nr. 4 EStG), Steuerberatungskosten (§10 Absatz 1 Nr. 6 
EStG), sofern sie nicht Betriebsausgaben oder Wer- 
bungskosten sind, Aufwendungen für Berufsausbildung 
oder Weiterbildung in einem nicht ausgeübten Beruf 
(§10 Absatz 1 Nr. 7 EStG), Schulgeld für die Unterbrin- 
gung eines Kindes in einer staatlich genehmigten Ersatz- 
schule (§10 Absatz 1 Nr. 9 EStG), Ausgaben zur Förde- 
rung gemeinnütziger Zwecke sowie Mitgliedsbeiträge 
und Spenden an politische Parteien als Sonderausgaben 
geltend gemacht werden. Während Vorsorgeaufwendun- 
gen oder Unterhaltszahlungen die subjektive Leistungs- 
fähigkeit eines Steuerpflichtigen mindern und damit ein 
systematischer Grund für eine steuerliche Freistellung 
vorliegt, ist dies bei den zuletzt genannten Sonderausga- 
ben nicht der Fall. 

507 . Ausgaben zur Förderung mildtätiger, kirchlicher, 
religiöser, wissenschaftlicher und der als besonders för- 
derungswürdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke so- 
wie Spenden für politische Parteien können nach 
§ 1 Ob Einkommensteuergesetz bis zu bestimmten 
Höchstgrenzen als Sonderausgaben von der Bemes- 
sungsgrundlage abgezogen werden. Bei Zuwendungen 

- Mitgliedsbeiträgen und Spenden - an politische Par- 
teien ist zu beachten, dass im Rahmen der so genannten 
Kleinspendenregelung nach § 34g Einkommensteuerge- 
setz eine Ermäßigung der Einkommensteuerschuld um 
50 vH dieser Ausgaben bis zu 825 Euro beziehungs- 
weise 1 650 Euro für Ehepaare pro Jahr möglich ist. 
Übersteigen diese Ausgaben diesen Betrag, können nach 
§ 10b Absatz 2 Einkommensteuergesetz bis zu ins- 
gesamt 1 650 Euro beziehungsweise 3 300 Euro für 
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Ehepaare pro Jahr von der Bemessungsgrundlage abge- 
zogen werden. Der Zweck der steuerlichen Berücksichti- 
gung von Spenden besteht darin, den privaten Altruis- 
mus zu fördern. Die Steuermindereinnahmen aufgrund 
der Abzugsmöglichkeit kann man insoweit als Beitrag 
der Allgemeinheit zu Gunsten der begünstigten Instituti- 
onen sehen. Da es sich aber bei Spenden um Ausgaben 
handelt, die nicht zwangsläufig entstehen, sondern frei- 
willige Einkommensverwendungen sind, stellen die 
Spendenaufwendungen keine Minderung der wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit dar; ein Abzug von der Steuer- 
bemessungsgrundlage ist daher nicht angebracht. 
Gleichwohl ist davon auszugehen, dass ein Interesse der 
Allgemeinheit besteht, dass bestimmte Institutionen und 
Organisationen gefördert werden. Deshalb ist ein be- 
grenzter Abzug nur noch von der Steuerschuld adäquat. 
Die Entlastungswirkung würde dann anders als beim 
derzeitigen Abzug von der Bemessungsgrundlage nicht 
vom Grenzsteuersatz und damit vom Einkommen abhän- 
gen, sondern wäre bei einem gleichen Spendenbetrag 
unabhängig vom Einkommen gleich hoch. Im Übrigen 
sollte der Gemeinnützigkeitsbegriff grundsätzlich bei 
der Gewährung einer solchen Abzugsfähigkeit nicht zu 
weit gefasst werden. 

508 . Nach § 10 Absatz 1 Nr. 4 Einkommensteuerge- 
setz kann die im jeweiligen Veranlagungsjahr gezahlte 
Kirchensteuer (unbegrenzt) als Sonderausgabe abgezo- 
gen werden. Im 19. Subventionsbericht ist der Umfang 
der einkommensteuerlichen Begünstigung der gezahlten 
Kirchensteuer mit 3,8 Mrd Euro für das Jahr 2004 ange- 
geben, davon entfallen 1 ,6 Mrd Euro auf den Bund. Man 
kann argumentieren, dass die Kirchensteuer wie die 
Spenden an gemeinnützige Institutionen behandelt wer- 
den sollte, da die Kirchen mit diesen Einnahmen soziale 
Leistungen, Kinderbetreuung und dergleichen finanzie- 
ren. Konsequent wäre es dann, die Kirchensteuer nicht 
als unbegrenzte Sonderausgabe zu berücksichtigen, son- 
dern als von der Steuerschuld in begrenzter Höhe abzu- 
setzende Spende. In diesem Fall wäre der damit korres- 
pondierende Steuerentlastungsbetrag bei gleicher 
Spendenhöhe für alle Steuerpflichtigen identisch und 
würde nicht vom Grenzsteuersatz abhängen. 

Da neben Kapital Wissen und damit Humankapital ge- 
rade in einer alternden Gesellschaft die wohl wichtigsten 
Produktionsfaktoren sind, sollten die Aufwendungen für 
die Berufsausbildung und die Weiterbildung weiterhin 
- begrenzt - abzugsfähig bleiben. Steuerberatungskos- 
ten sind der Sache nach zu den steuerlich nicht zu be- 
rücksichtigenden Aufwendungen für die private Lebens- 
führung zu zählen. Da aber Steuerberatungskosten im 
Falle des Vorliegens von Vermögenseinkommen oder 
Einkommen aus selbständiger Tätigkeit als Betriebsaus- 
gaben beziehungsweise Werbungskosten anzuerkennen 
sind und es in vielen Fällen ein Leichtes ist, neben Ein- 
künften aus unselbständiger Tätigkeit zum Beispiel Ein- 
künfte aus selbständiger Tätigkeit zu generieren, bei de- 
nen dann die Steuerberatungskosten abzugsfahig wären, 
sprechen Praktikabilitätserwägungen dafür, es bei der 
derzeitigen Regelung zu belassen. 


Anders sieht es dagegen bei den „Schulkosten für Kin- 
der auf Privatschulen“ aus. Der 19. Subventionsbericht 
weist für den begrenzt gewährten Sonderausgabenabzug 
für Schulbeiträge eine Mindereinnahme in Höhe von 
23 Mio Euro aus. Ungeachtet der vergleichsweise gerin- 
gen fiskalischen Bedeutung ist dieser Sonderausgaben- 
abzug wegen seiner eindeutigen Zuordnung zur privaten 
Lebensführung zu streichen. Im Steuerrecht eines Staa- 
tes, der nicht nur eine flächendeckende Versorgung mit 
öffentlichen Schulen garantiert, sondern zudem noch 
private Schulen in relevantem Umfang subventioniert, 
gibt es keinen Raum für Vergünstigungen für diejenigen, 
welche die vom Staat angebotenen Leistungen nicht in 
Anspruch nehmen wollen. 

Fazit: Konsolidierung jetzt - notwendig und machbar 

509 . Die bestehende Tragfahigkeitslücke und die damit 
verbundene Belastung zukünftiger Generationen sowie 
die Beschränkung des haushaltswirtschaftlichen Hand- 
lungsspielraums einerseits und die mit der Unterzeich- 
nung des Vertrags von Maastricht und des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts eingegangenen Verpflichtungen 
andererseits erfordern es, unverzüglich nachhaltige Kon- 
solidierungsschritte einzuleiten. Empirische Untersu- 
chungen zeigen, dass eine Rückführung der Primärsal- 
den über die Ausgabenseite in der Tendenz erfolgreicher 
war als Versuche einer Haushaltssanierung über Einnah- 
meverbesserungen (Ziffern 807 ff). Allerdings, bei ei- 
ner einnahmeseitigen Konsolidierung gilt es zu unter- 
scheiden zwischen Einnahmeverbesserungen aufgrund 
der Erhöhung der Steuersätze und des Abbaus von Steu- 
ervergünstigungen. Bei gleichem Volumen ist ein Strei- 
chen von Steuervergünstigungen wohlfahrtsmäßig ein- 
deutig einer Tariferhöhung vorzuziehen; der Abbau von 
Steuervergünstigungen ist hinsichtlich seiner Wirkungen 
vergleichbar mit Ausgabenkürzungen. Dies und die Tat- 
sache, dass das zu Konsolidierungszwecken zu mobili- 
sierende Finanzvolumen bei einem Abbau von Steuer- 
vergünstigungen erheblich größer ist als das bei einer 
Rückführung von Finanzhilfen, verdeutlicht, dass auch 
an solchen einnahmeverbessemden Konsolidierungs- 
maßnahmen kein Weg vorbeiführt. 

Ein undifferenzierter Abbau von Finanzhilfen und Steu- 
ervergünstigungen nach der Rasenmähermethode mag 
den Vorteil einer leichteren politischen Umsetzung ha- 
ben, ist aber dafür mit dem großen Mangel der fehlenden 
Zielgenauigkeit und der Nichtberücksichtigung von Wir- 
kungsketten behaftet. Das Streichen von Mitteln zur For- 
schungsförderung ist eben anders zu beurteilen als das 
von Ausgaben zur Förderung des Steinkohlebergbaus. 
Und ebenso unterschiedlich in der ökonomischen Sinn- 
haftigkeit ist eine Streichung der Pendlerpauschale im 
Vergleich mit einer Abschaffung der Eigenheimzulage. 
Auch eine kriteriengeleitete Überprüfung der wichtigs- 
ten Finanzhilfen und haushaltsbezogenen Steuerver- 
günstigungen lässt ein ökonomisch und steuersystema- 
tisch begründbares Einsparpotential - nach Auslaufen 
der zu streichenden Maßnahmen - von über 
25 Mrd Euro pro Jahr - identifizieren (Tabelle 57). Der 
Ball liegt somit im Feld der Politik. 
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Tabelle 57 

Mögliche Ansatzpunkte für eine Haushaltskonsolidierung'* 



Haushalts- 

belastung^^ 

Vorschlag 


Mio Euro 


Finanzhilfen 

Steinkohle 

Zuschüsse für den Absatz deutscher Steinkohle 

2 102 

abschaffen 

Anpassungsgeld 

120 

abschaffen 

Wohnungshau 



Wohnungsbauprämie 

500 

abschaffen 

Sozialer Wohnungsbau 

451 

abschaffen 

Eigenheimzulage 

11 442 

abschaffen 

Landwirtschaft 



Finanzhilfen des Bundes an die Landwirtschaft 

1 089 

überprüfen 

darunter: 

- Zuschüsse an die landwirtschaftliche Unfallversicherung 

250 

überprüfen 

- Rente an Kleinlandwirte bei Landabgabe 

79 

überprüfen 

- Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 

80 

überprüfen 

- Förderung Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 

99 

abschaffen 

- Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur 

545 

überprüfen 

darunter: 

- Ausgleichszulage in Berggebieten 

13l'* 

reduzieren 

Agrardieselverbilligung (§ 25 b MinöStG) 

420 

abschaffen 


21 530''* 

reduzieren 


Steuervergünstigungen 



Steuerbefreiung der Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit (§ 3b EStG) 

1 985 

abschaffen 

Sparerfreibetrag (§ 20 Absatz 4 EStG) 

3 200 

abschaffen 

übungsleiterpauschale (§ 3 Nr. 26 EStG) 

2 000^* 

abschaffen 

Sonderausgabenabzug von Beiträgen zu Lebensversicherungen 
(§10 Absatz 1 Nr. 2 EStG) 

2 200 

abschaffen 

Steuerfreiheit der Zinsen aus Lebensversicherungen im Sinne des 
§ 10 Absatz 1 Nr. 2 EStG (§ 20 Absatz 1 Nr. 6 EStG) 

X6* 

abschaffen 

Sonderausgabenabzug der Kirchensteuer (§ 10 Absatz 1 Nr. 4 EStG) 

3 750 

abschaffen - begrenzten 

Sonderausgabenabzug der Steuerberatungskosten (§10 Absatz 1 Nr. 6 EStG) 

500^* 

Abzug von der Steuer- 
schuld zulassen 

beibehalten 

Steuerbegünstigung von Ausgaben zur Förderung mildtätiger, kirchlicher und gemein- 
nütziger Zwecke sowie von Zuwendungen an politische Parteien (§ 10b EStG) 

1 095 

abschaffen - begrenzten 

Steuerermäßigung bei Zuwendungen an politische Parteien (§ 34g EStG) 

90 

Abzug von der Steuer- 
schuld zulassen 

beibehalten 

Sonderausgabenabzug für Schulgeldzahlungen an private Schulen 
(§10 Absatz 1 Nr. 9 EStG) 

23 

abschaffen 

Entfemungspauschale (§ 9 Absatz 1 EStG) 

5 000^* 

gegebenenfalls 

Insgesamt 

57 497 

reduzieren 

Summe der abzuschaffenden Vergünstigungen 

24 542 


Nachrichtlich: 



Ehegattensplitting 

2 700** 

beibehalten 


1) Steuervergünstigungen auf der Untemehmensseite werden nicht berücksichtigt. - 2) Gemäß 19. Subventionsbericht für das Jahr 2004, wenn 


nichts anderes angegeben ist. - 3) Im Jahr 2003. - 4) Haushaltsansatz der Bundesanstalt für Arbeit für das Jahr 2003. - 5) Gemäß der Koch-Stein- 
brück- Vorschläge. - 6) Die Mindereinnahmen aufgrund der Steuerfreiheit der Zinsen aus Lebensversicherungen können derzeit auf etwa 9 Mrd 
Euro veranschlagt werden. - 7) Eigene Schätzung. - 8) Maximale Differenz der Steuermindereinnahmen aufgrund des Ehegattensplittings zu den 
Steuermindereinnahmen, die bei Einführung eines Realsplittings anfallen würden (Quelle: BMF); nachrichtlich: Die Steuermindereinnahmen 
aufgrund des Ehegattensplittings betragen derzeit rund 22 Mrd Euro. 
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V. Föderalismus mutig reformieren 


Das Wichtigste in Kürze 

(1) Die politischen Entscheidungsprozesse in 
Deutschland sind langsam, undurchsichtig und un- 
berechenbar. Wichtigste Ursache für dieses Poli- 
tikversagen sind die föderalen Entscheidungs- 
strukturen. 

(2) Der kooperative Föderalismus muss durch einen 
wettbewerblichen Föderalismus ersetzt werden; 
Föderalismus ohne Wettbewerb ist eigentlich kein 
Föderalismus. 

(3) Zu einem funktionierenden Föderalismus gehört 
auch eine begrenzte Steuerautonomie der Bundes- 
länder. 

(4) Die Mischfmanzierungen zwischen Bund und 
Ländern sind zurückzuführen. 

(5) Die Rahmengesetzgebung des Bundes und die 
konkurrierende Gesetzgebung sind einzuschrän- 
ken. 


510 . Die Bundesregierung hat in diesem Jahr Refor- 
men auf den Arbeitsmärkten und in den Systemen der 
Sozialen Sicherung auf den Weg gebracht, wie sie be- 
reits seit langer Zeit mit Nachdruck gefordert wurden. 
Dies hat allerdings nicht zu einer Aufbruchstimmung 
geführt. Das Gegenteil scheint der Fall zu sein: Die 
Bürger sind verunsichert und wissen nicht genau, was 
auf sie zukommt. Die Verunsicherung dürfte damit Zu- 
sammenhängen, dass mit bestimmten Reförmmaßnah- 
men für viele von ihnen erhebliche Einschnitte verbun- 
den sein werden. Dass dies bei den Betroffenen zu 
Zukunftsangst führt, ist nachvollziehbar. Die Verwir- 
rung ist auch darauf zurückzuführen, dass aufgrund des 
komplizierten Gesetzgebungsprozesses niemand genau 
weiß, welche der vorgesehenen Maßnahmen wann und 
in welcher Ausgestaltung in Kraft treten werden. So hat 
das Bundeskabinett am 29. Juni dieses Jahres das Vor- 
ziehen der für das Jahr 2005 geplanten dritten Stufe der 
Steuerreform auf den 1. Januar 2004 bekannt gegeben. 
Noch bis Mitte November war unklar, ob diese Maß- 
nahme in Kraft treten wird oder nicht. Letzteres gilt 
auch für die im Haushaltsbegleitgesetz 2004 vorgese- 
hene Streichung der Eigenheimzulage und die Kürzung 
der Entfemungspauschale; es gilt für die Gemeindewirt- 
schaftssteuer, für die Handwerksordnung, und es gilt 
für die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und So- 
zialhilfe. Alle diese Gesetze sind im Bundesrat zustim- 
mungspflichtig. Und die Oppositionsparteien, die im 
Bundesrat über die Mehrheit der Stimmen verfügen, ha- 
ben seit längerem angekündigt, dass sie diesen Maß- 
nahmen in der vorliegenden Form nicht zustimmen 
werden. Was letztlich von den durch die Bundesregie- 
rung eingeleiteten Reformpaketen in Kraft treten wird, 
liegt zur Zeit im Dunkeln. 


Die politischen Entscheidungsprozesse in Deutschland 
sind seit geraumer Zeit langsam, undurchsichtig und un- 
berechenbar. Über eine ausbleibende Aufbruchstim- 
mung muss man sich somit nicht wundem. Eine wich- 
tige Ursache für dieses Politikversagen sind die 
föderalen Entscheidungsstrukturen. Die praktische Aus- 
gestaltung des Föderalismus in Deutschland bildet ein 
hohes, vielleicht sogar das höchste Hindernis für die 
Umsetzung gmndlegender Reformen, unbeschadet, dass 
in einigen Fällen der Bundesrat ein sinnvolles Korrektiv 
einzelner Gesetzesvorhaben darstellen kann. Aber es 
geht hier nicht um die Inhalte einzelner Entscheidungen, 
sondern um den Entscheidungsmechanismus. Deshalb 
muss der Föderalismus reformiert werden. Der Sachver- 
ständigenrat und viele andere haben dies immer wieder 
gefordert. 

511 . Die Einsicht in die Notwendigkeit einer Födera- 
lismusreform ist in der Politik vorhanden. Am 
16. Oktober 2003 hat der Deutsche Bundestag eine ge- 
meinsame Kommission von Bundestag und Bundesrat 
zur Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung ein- 
gesetzt. Innerhalb eines Jahres soll dieses Gremium, 
dem jeweils sechzehn (stimmberechtigte) Mitglieder des 
Deutschen Bundestages und des Bundesrates weitere 
Mitglieder ohne Stimmrechte sowie ständige Gäste an- 
gehören, Ergebnisse präsentieren, wie die Handlungsfä- 
higkeit und die Entscheidungsfähigkeit von Bund und 
Ländern verbessert werden können, wie sich die politi- 
schen Verantwortlichkeiten deutlicher zuordnen lassen 
und wie die Effizienz der Aufgabenerfüllung gesteigert 
werden kann. Grundsätzlich ist die Einsetzung dieser 
Kommission zu begrüßen. Zu hoffen ist, dass sie sich zu 
mutigen Reformempfehlungen durchringen kann, die 
dann auch von der Politik zügig umgesetzt werden. Zu 
befürchten ist jedoch, dass diese Hoffnung enttäuscht 
wird. Zum einen hat sich bereits Mitte der neunziger 
Jahre eine Bund-Länder-Kommission mit der Moderni- 
sierung der bundesstaatlichen Ordnung befasst, freilich 
weitgehend ergebnislos. Zum anderen sind zentrale Fra- 
gestellungen nicht in den Untersuchungsauftrag der neu 
gebildeten Kommission eingegangen. Dazu gehören ins- 
besondere eine Überarbeitung der Finanz Verfassung mit 
einer Steuerentflechtung zwischen Bund und Ländern 
sowie eine damit verbundene (begrenzte) Steuerautono- 
mie für die Bundesländer. Gegenwärtig ist jegliche Mo- 
difikation von Steuersätzen und Bemessungsgrundlagen 
der Gemeinschaftssteuem - sie machen rund zwei Drit- 
tel des gesamten Steueraufkommens in Deutschland 
aus - nur mittels Zustimmung des Deutschen Bundesta- 
ges und des Bundesrates möglich. Die dadurch mögli- 
chen Entscheidungsblockaden müssen aufgelöst werden, 
sonst bleibt jede Föderalismusreform unvollständig. 

512 . Föderalismus ist vom Prinzip her eine gute Sache. 
Dezentrale politische Entscheidungen können grundsätz- 
lich den Präferenzen der Bürger besser Rechnung tragen 
als zentralisierte; dies ermöglicht ein effizientes regiona- 
les Angebot an öffentlichen Leistungen. Ein föderaler 
Wettbewerb bietet wie jeder Wettbewerb die Chance, 
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dass die besten Lösungen entdeckt und übernommen 
werden. Schließlich stärkt ein funktionierender Födera- 
lismus die demokratischen Entscheidungsstrukturen und 
begrenzt die Machtfülle einer Zentralregierung (JG 2002 
Ziffer 396). 

Ein föderatives System kann diese positiven Effekte al- 
lerdings nur unter bestimmten Voraussetzungen entfal- 
ten. Die einzelnen Ebenen benötigen eine weitgehende 
Autonomie bei den Ausgaben- und Einnahmeentschei- 
dungen; die Zuständigkeiten für die jeweiligen Aufga- 
ben müssen klar gefrennt sein; die sfaatliche Ebene, die 
über einzelne Aufgaben entscheidet, muss auch die Aus- 
gabenverantwortung übernehmen. All dies ist gegenwär- 
tig in Deutschland nicht gewährleistet. Die Bundeslän- 
der haben praktisch keine Autonomie bei den 
Steuereinnahmen; durch Mischfinanzierungen und Ge- 
meinschaftsaufgaben kommt es zu Fehlanreizen und zu 
einer Vermengung von Verantwortlichkeiten; die eine 
Ebene kann über Aufgaben und Ausgaben entscheiden, 
die eine andere Ebene zu übernehmen hat. In all diesen 
Bereichen besteht dringender Handlungsbedarf. Darauf 
hat der Sachverständigenrat wiederholt hingewiesen 
(JG 2000 Ziffern 169 ff). 

Begrenzte Steuerautonomie für die Bundesländer 

513 . Die deutschen Bundesländer können zwar über 
die konkurrierende Gesetzgebung (Artikel 72 Grundge- 
setz) im Bundesrat an der Steuergesetzgebung mitwir- 
ken, haben aber ansonsten keine eigene Gesetzgebungs- 
kompetenz für die Einnahmen, die ihnen aus den 
Landessteuem oder den Gemeinschaftssteuem zuflie- 
ßen. Hingegen verfügen die Gemeinden insofern über 
eine begrenzte Steuerautonomie, als sie die Hebesätze 
der Realsteuem festsetzen können. Auch der Bund kann 
autonom über eine Ergänzungsabgabe auf die Einkom- 
men- und Körperschaftsteuerschuld (wie den Solidari- 
tätszuschlag) sowie über die Steuersätze der Bundessteu- 
em entscheiden, ansonsten ist er auf die Zustimmung der 
Länder angewiesen. 

Überzeugende Gründe dafür, dass ausgerechnet die Län- 
der keinerlei Autonomie bei der Festsetzung von Steuer- 
sätzen haben, auch nicht bei den ausschließlich ihnen 
zufließenden Landessteuem, sind schwer zu finden. Sie 
lassen sich auch nicht aus der grundgesetzlichen Bestim- 
mung der „Herstellung gleichwertiger Lebensverhält- 
nisse im Bundesgebiet“ (Artikel 72 Absatz 2 Grundge- 
setz) ableiten. Ganz im Gegenteil spricht vieles dafür, 
auch den Ländern eine gewisse Besteuerungsautonomie 
zuzubilligen und zu diesem Zweck eine stärkere Steuer- 
entflechtung zwischen Bund und Ländern anzustreben. 
Hier bieten sich zwei alternative Vorgehensweisen an. 

- Einmal könnte man konsequent zu einem Trennsys- 
tem übergehen, indem dem Bund die Gesetzgebungs- 
kompetenz und die Ertragshoheit für die Umsatz- 
steuer und die Verbrauchsteuern zugewiesen werden, 
und den Ländern Entsprechendes für die Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer. Diese Lösung wurde 


schon im Grundgesetz des Jahres 1949 gewählt. Ein 
striktes Trennsystem wird aber auch bei diesem Vor- 
schlag nicht durchzuhalten sein. Im Hinblick auf die 
Bemessungsgrundlagen von Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer sind bundeseinheitliche Regelun- 
gen letztlich unabweisbar. Konsequenterweise müss- 
ten darüber die Länder gemeinsam entscheiden, was 
jedoch mit Koordinations- und Transaktionskosten 
verbunden wäre. 

- Alternativ könnte man an den Gemeinschaftssteuem 
festhalten und - ausgehend von einer bundeseinheit- 
lich festgelegten Bemessungsgmndlage - den einzel- 
nen föderalen Ebenen Zuschläge und Abschläge auf 
einen gegenüber dem geltenden Tarif abgesenkten 
Grundtarif erlauben. In Frage kämen auch Zuschläge 
auf das Aufkommen, das den jeweiligen Ebenen im 
Rahmen des besfehenden Steuerverbunds zusteht. 
Dabei ist eine Begrenzung der regionalen Zuschlags- 
sätze nach oben und unten erwägenswert. Bei mobi- 
len Bemessungsgrandlagen würde der Steuerwettbe- 
werb sonst tendenziell zu ineffizient niedrigen 
Steuersätzen führen; andererseits können auch ineffi- 
zient hohe Steuersätze nicht ausgeschlossen werden, 
wenn mehrere vertikale Gebietskörperschaften auf 
ein und dieselbe Bemessungsgrandlage zugreifen 
können. Dann besteht nämlich die Gefahr, dass eine 
Ebene bei Festlegung der Steuer- oder Zuschlags- 
sätze die Rückwirkungen auf die Steuereinnahmen 
der anderen Ebenen unberücksichtigt lässt. Diesen 
Überlegungen lässt sich durch eine Begrenzung der 
Zuschlagssätze nach oben und unten Rechnung tra- 
gen. 

514 . Die Übertragung einer Steuerautonomie auf die 
Bundesländer hätte Rückwirkungen auf den Länderfi- 
nanzausgleich, indem etwa die gegenwärtig völlig über- 
zogene Umverteilungsintensität reduziert werden 
könnte. 

Gegen eine Steuerautonomie wird häufig vorgebracht, 
dass finanzschwache Bundesländer aus dem sich erge- 
benden Steuerwettbewerb als Verlierer hervorgingen: 
Während finanzstarke Bundesländer die Steuersätze sen- 
ken könnten, müssten die finanzschwachen Länder sie 
erhöhen. Das ist aber keine zwangsläufige Folge des 
Steuerwettbewerbs. Bei mobilen Bemessungsgrundlagen 
können durch Steuersatzsenkungen Unternehmen oder 
Haushalte attrahiert werden. Die steuerinduzierte Mobi- 
lität von Produktionsfaktoren und Personen führt dann 
dazu, dass Aufholprozesse in Gang gesetzf werden, die 
das gegenwärtige nivellierende Finanzausgleichssystem 
eher unterdrückt (JG2001 Ziffer 368). Dies lässt sich 
auch auf europäischer Ebene beobachten. So dürften die 
niedrigen Steuersätze in Irland - neben den Transfers 
aus dem EU-Haushalt - einen erheblichen Anteil an der 
positiven Wirtschaftsentwicklung dieses Landes (ge- 
habt) haben. 

Aus guten Gründen besteht weitgehend Einigkeit, dass 
eine vollständige Harmonisierung der Steuerpolitik in 
Europa negativ und ein auf die Steuersätze bezogener. 
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begrenzter Steuerwettbewerb zwischen den Mitglied- 
staaten der Europäischen Union positiv zu bewerten ist. 
Was für die Länder in Europa riehtig ist, trifft auch für 
die Bundesländer in Deutsehland zu. 

Abbau von Mischfinanzierungen 

515 . Naeh Artikel 104a Absatz 1 Grundgesetz tragen 
Bund und Länder gesondert die Ausgaben, die sich aus 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben. Dies ist eine 
prinzipiell sinnvolle Vorschrift, die aber durch eine 
Reihe von im Grundgesetz verankerten Mischfmanzie- 
rungstatbeständen durehlöchert wird, nämlieh 

- die Gemeinschaftsaufgaben nach Artikel 91a und 91b 
Grundgesetz, 

- die Finanzhilfen naeh Artikel 104a Absatz 4 Grund- 
gesetz, 

- die Geldleistungsgesetze nach Artikel 104a Absatz 3 
Grundgesetz, 

- die Beteiligung des Bundes an den Ausgaben der 
Länder für den öffentlichen Personennahverkehr 
naeh Artikel 106a Grundgesetz. 

Als Gemeinsehaftsaufgaben nennt Artikel 91a Grundge- 
setz den Ausbau und Neubau von Hoehschulen ein- 
schließlich der Hochschulkliniken, die Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur sowie die Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes. Im Jahr 2003 leis- 
tete der Bund für diese drei Gemeinschaftsaufgaben Zah- 
lungen an die Länder in Höhe von insgesamt 
2,8 Mrd Euro. Begründet werden die Gemeinsehaftsauf- 
gaben mit dem Vorliegen überregionaler Spill-over-Ef- 
fekte. Sofern diese Effekte bei der Aufgabe Hochschulbau 
darin gesehen werden, dass landesexteme Studierende an 
den Hochschulen eines Bundeslandes studieren, entfiele 
diese Begründung für eine Mitwirkung des Bundes bei ei- 
nem Übergang zu Studiengebühren. Im Hinbliek auf die 
Finanzierung von Grundlagenforsehung kann die Ge- 
meinschaftsaufgabe hingegen beibehalten werden. Die 
Aufgabe einer Verbesserung der Agrarstruktur kann in die 
alleinige Verantwortung der Länder übertragen werden. 
Schließlich gehört aueh die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, zumindest 
was die Zahlungen des Bundes an die alten Bundesländer 
angeht, auf den Prüfstand. Aber auch zur Finanzierung 
vereinigungsbedingter Aufgaben ist dieses Instrument 
fragwürdig, da die Sonder-Bundesergänzungen schon die- 
selbe Funktion erfüllen. 

516 . Nach Artikel 104a Absatz 4 Grundgesetz kann 
der Bund den Ländern Finanzhilfen für besonders be- 
deutsame Investitionen der Länder und Gemeinden ge- 
währen, die zur Abwehr der Störung des gesamtwirt- 
schaftlichen Gleichgewiehts oder zum Ausgleich 
unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet oder 
zur Förderung des wirtsehaftlichen Wachstums erforder- 
lich sind. Zu den so begründeten Finanzhilfen gehörten 
die Mittel aus dem Investitionsförderungsgesetz Aufbau 


Ost, die ab dem Jahr 2002 in die Sonder-Bundesergän- 
zungszuweisungen eingegangen sind (JG 2002 Zif- 
fer 390). Außerdem gehören dazu Hilfen für den Woh- 
nungsbau und die Wohnungsmodernisierung, für die 
Stadtsanierung und Stadtentwieklung und für die Ge- 
meindeverkehrsfinanzierung. Im Jahr 2003 beliefen sieh 
diese Finanzhilfen noch auf 2,6 Mrd Euro. Überregio- 
nale externe Effekte lassen sich bei den drei letztgenann- 
ten Maßnahmen nicht identifizieren. Ihre ökonomische 
Begründung steht deshalb auf schwachen Füßen. Es han- 
delt sich um reine Subventionstatbestände dureh den 
Bund, die das Ausgabenverhalten der Länder verzerren. 
Die Finanzhilfen sollten gestrichen und die Aufgaben in 
den alleinigen Verantwortungsbereich der Länder über- 
tragen werden. 

Analoges gilt für die Geldleistungsgesetze gemäß 
Artikel 104a Absatz 3 Grundgesetz, die im Jahr 2003 
Zahlungen vom Bund an die Länder in Höhe von 
7,1 Mrd Euro nach sich zogen. Darunter fielen Ausga- 
ben für das Bundeserziehungsgeld, für die Bundesaus- 
bildungsförderung, für das Wohngeld und Leistungen 
zur Sicherung des Unterhalts von Kindern alleinstehen- 
der Mütter und Väter im Rahmen des Unterhalts Vor- 
schussgesetzes. Während der Bund die Kosten für das 
Bundeserziehungsgeld allein trägt, übernimmt er bei den 
anderen Ausgaben Finanzierungsanteile zwischen 
33,3 vH und 65 vH. Hier sprieht vieles für bundesein- 
heitliche Regelungen, so dass die Gesetzgebungskompe- 
tenz beim Bund bleiben sollte. Die Durchführung der 
Aufgaben dagegen sollte - wie bisher - wegen der grö- 
ßeren Flexibilität und Bürgemähe der Verwaltung bei 
den Ländern und Gemeinden liegen. Im Sinne einer 
Ausfühmngskonnexität ist die Ausgabenverantwortung 
dann aber auch vollständig der ausführenden Ebene zu 
übertragen, also den Ländern oder den Gemeinden; von 
Mischfinanzierangen gehen in aller Regel Anreize zu ei- 
ner ineffizienten Aufgabenerfüllung aus. Dies erfordert 
eine Aufstockung der den Ländern zur Verfügung ste- 
henden finanziellen Mittel, etwa über eine Anpassung 
der vertikalen Umsatzsteuerverteilung oder über Bun- 
desergänzungszuweisungen. 

Im Jahr 2003 erhielten die Länder als Ausgleich für die 
Übernahme der Aufgabenverantwortung beim öffentli- 
chen Personennahverkehr nach Artikel 106a Grandge- 
setz vom Bund einen Betrag in Höhe von 6,8 Mrd Euro. 
Bei diesen Geldleistungen handelt es sich um zweckge- 
bundene Zahlungen des Bundes, über die die Länder 
weitgehend autonom entscheiden können. Allein aus 
Transparenzgründen wäre es sinnvoll, diese Transfers in 
die Umsatzsteuerverteilung nach Artikel 106 Absatz 3 
Grundgesetz zu integrieren. Dies bietet sieh auch des- 
halb an, weil die Hilfen für den öffentliehen Personen- 
nahverkehr ohnehin mit der Veränderangsrate des Um- 
satzsteueraufkommens fortgeschrieben werden. 

Die Misehfinanzierangstatbestände wurden im Rahmen 
der Finanzreform 1969 neu geregelt; aus heutiger Sicht 
betrachtet muss dies eher als Fehlkonstruktion bezeieh- 
net werden. Die ursprünglich beabsichtigte effizientere 
Mittelverwendung zur Korrektur von Spill-over-Effek- 
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ten wurde nicht erreicht. Stattdessen ist es zu einem Sub- 
ventionswettlauf der Länder gekommen, zu Mitnahme- 
effekten, zu einem Verteilungskampf der Länder 
untereinander um die knappen finanziellen Zuschüsse 
des Bundes und zu einer überbordenden Bürokratie mit 
einer Vielzahl von Bund-Länder-Gremien. Die Mischfi- 
nanzierungen sollten deshalb deutlich zurückgeführt 
werden. 

Fazit: Den großen Wurf wagen 

517 . Der Bund hat in den letzten Jahren die ihm durch 
das Grundgesetz eingeräumten Möglichkeiten zur kon- 
kurrierenden Gesetzgebung immer extensiver wahrge- 
nommen. Die Rahmengesetzgebung des Bundes und die 
konkurrierende Gesetzgebung müssen eingeschränkt 
werden. Warum sollen die Bundesländer nicht autonom 
etwa über die Besoldung ihrer Beamten oder zum Bei- 
spiel über die Einführung von Studiengebühren beschlie- 
ßen können? Mit diesem Problemkreis wird sich die neu 


eingesetzte Kommission zur Modernisierung der bun- 
desstaatlichen Ordnung auseinandersetzen. Auch die 
Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern, ins- 
besondere die Gemeinschaftsaufgaben und Misch- 
finanzierungen, stehen auf der Tagesordnung. Bedauer- 
licherweise wurde die Frage nach einer begrenzten 
Steuerautonomie für die Bundesländer ausgeklammert. 
All dies müsste schließlich mit einer Neujustierung der 
vertikalen Einnahmeverteilung und mit Anpassungen 
des horizontalen Länderfinanzausgleichs verbunden 
sein, da die geltenden Finanzausgleichsregelungen unbe- 
friedigend sind (JG 2001 Ziffern 362 ff). Auch sind 
Grundgesetzänderungen unvermeidlich. Eine solche 
Herkules-Aufgabe erfordert viel Kraft und einen langen 
Atem. Aber es gibt keine Alternative, wenn man den 
vielfach beklagten Reformstau aufbrechen und der Poli- 
tikverflechtungsfalle entkommen will. Die letzte Reform 
der Finanzverfassung aus dem Jahr 1969 wurde fast 
zehn Jahre lang vorbereitet. So lange darf es dieses Mal 
nicht dauern. 
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FÜNFTES KAPITEL 

Die Politikbereiche im Einzelnen 


I. Steuerpolitik: Vom Chaos zum System 


Das Wichtigste in Kürze 

(1) Deutschland ist - bezogen auf die effektiven Steu- 
erbelastungen von Unternehmen - immer noch ein 
Hochsteuerland. 

(2) Die deutsche Steuerpolitik hat aufgrund ihrer 
Sprunghaftigkeit erheblich an Glaubwürdigkeit 
eingebüßt; die Systematik des Steuerrechts hat 
weiter abgenommen. 

(3) Zur Stärkung der Standortattraktivität und zum 
Abbau der Verzerrungen bei den Investitions- und 
Finanzierungsentscheidungen sowie bei der 
Rechtsformwahl bieten sich entweder eine Inte- 
gration der Körperschaftsteuer in die Einkommen- 
steuer (Steuerreformoption 1) oder eine duale Ein- 
kommensteuer (Steuerreformoption 11) an. 

(4) Die Gewerbesteuer/Gemeindewirtschaftssteuer ist 
in ein kommunales Zuschlagsmodell zur Einkom- 
mensteuer und Körperschaftsteuer (Option 1) oder 
zur Steuer auf Arbeitseinkommen und Kapitalein- 
kommen (Option 11) zu überführen. 

(5) Der Sachverständigenrat hält die duale Einkom- 
mensteuer für die vorteilhaftere Steuerreformop- 
tion; der proportionale Steuersatz auf Kapitalein- 
kommen sollte bei etwa 30 vH liegen, der 
Eingangssteuersatz der Besteuerung von Arbeits- 
einkommen bei 15 vH und der Spitzensteuersatz 
bei etwa 35 vH. 


518 . ln seinem Jahresgutachten 2001 hatte der Sach- 
verständigenrat die Steuerpolitik der Bundesregierung, 
insbesondere das Steuersenkungsgesetz 2001, insge- 
samt positiv beurteilt. Berechnungen von Kapitalkosten 
und effektiven Steuerbelastungen führten zu der 
Schlussfolgerung, dass die Investitionsbereitschaft sti- 
muliert und die Attraktivität des Standorts Deutschland 
erhöht wurde. Mit dem Übergang vom Anrechnungsver- 
fahren zum Halbeinkünfteverfahren wurde überdies die 
Europatauglichkeit des deutschen Körperschaftsteuer- 
systems hergestellt. „Den eingeschlagenen Weg fortset- 
zen“ lautete das Fazit zur Steuerpolitik. Handlungsbe- 
darf wurde dabei vor allem im Hinblick auf eine 
(weitere) Senkung der Tarifbelastung von Untemeh- 
mensgewinnen, eine Reduzierung der Tarifspreizung 
zwischen der Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer und allgemeiner: einer besseren Abstimmung von 


Untemehmensbesteuerung und persönlicher Einkom- 
mensteuer gesehen (JG 2001 Ziffer 553). ln diese Über- 
legungen sollte die Reform der Gewerbesteuer einbezo- 
gen werden. Die Aufforderung zur Fortführung der 
Steuerreform findet sich erneut im letzten Jahresgutach- 
ten (JG 2002 Ziffern 374 ff.). 

Seitdem kann der Steuerpolitik kein gutes Zeugnis aus- 
gestellt werden. Durch eine Reihe von Einzelmaßnah- 
men haben die steuerlichen Verzerrungen bei den Finan- 
zierungsentscheidungen und der Rechtsformwahl weiter 
zugenommen. Tatsache ist, dass der Standort Deutsch- 
land steuerlich im Jahr 2003 unattraktiver ist als 2001. 
Dies liegt zum einen daran, dass für dieses Jahr der Kör- 
perschaftsteuersatz einmalig um 1,5 Prozentpunkte er- 
höht wurde und zum anderen daran, dass in einigen Län- 
dern permanente Steuersenkungen für Unternehmen 
vorgenommen wurden. Die deutsche Steuerpolitik hat 
nicht nur jeglichen perspektivischen Elan verloren, die 
ursprüngliche Systematik des Einkommensteuerrechts 
schwindet zunehmend. Die Einkommensteuer entwi- 
ckelt sich immer mehr zu einer unsystematischen Sche- 
dulensteuer, ohne dass ein neues steuerliches Leitbild er- 
kennbar wäre. Hinzu kommt, dass die deutsche 
Steuerpolitik aufgrund ihrer Sprunghaftigkeit auch an 
Glaubwürdigkeit eingebüßt hat. Dazu haben nicht nur 
die zahlreichen Steuerrechtsänderungen in den vergan- 
genen zwei Jahren beigetragen. Auch das Hin und Her 
um das Steuervergünstigungsabbaugesetz, die Diskus- 
sion über Steueramnestie und Abgeltungssteuer, lau- 
fende Nachbesserungen und Modifikationen von Refe- 
renten- und Gesetzentwürfen sowie ein rückwirkendes 
In-Kraft-Treten von Steuerrechtsänderungen haben die 
Verlässlichkeit und Stetigkeit der Steuerpolitik in Frage 
gestellt. Die Steuerpolitik ist zum Spielball widerstrei- 
tender Interessen innerhalb der Bundesregierung, zwi- 
schen Bund, Ländern und Gemeinden sowie zwischen 
Regierung und Opposition geworden. Für die Planungs- 
sicherheit von Konsumenten und Investoren und für den 
Standort Deutschland allgemein stellt dies eine fatale 
Entwicklung dar. 

Die deutsche Steuerpolitik muss Verlässlichkeit und 
Glaubwürdigkeit zurückgewinnen. Die Steuerpolitik 
muss einem klaren steuerpolitischen Leitbild folgen, das 
mit europarechtlichen Regelungen vereinbar ist, das die 
steuerliche Attraktivität des Standorts Deutschland stei- 
gert und die Verzerrungen der Entscheidungen über In- 
vestitionen, Finanzierung und Rechtsformwahl abbaut 
oder beseitigt. Der Sachverständigenrat stellt dazu zwei 
unterschiedliche Reformoptionen für die Einkommens- 
und Untemehmensbesteuerung vor, die als Leitbild für 
die zukünftige Steuerpolitik dienen können: eine Inte- 
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gration von Körperschaftsteuer und Einkommensteuer 
und die duale Einkommensteuer. Unter Abwägung aller 
Gesichtspunkte sieht der Sachverständigenrat einen 
Übergang zu einer dualen Einkommensteuer als die at- 
traktivere Reformoption dar. 

Grundlegende Steuerreformen und Reformen in den 
Systemen der Sozialen Sicherung sind nicht unabhängig 
voneinander. Wenn etwa im Zusammenhang mit dem 
Übergang zu Kopf-Pauschalen beziehungsweise Ge- 
sundheitsprämien vorgeschlagen wird, die Umverteilung 
aus der Gesetzlichen Krankenversicherung herauszuneh- 
men und in das Steuersystem zu verlagern, verträgt sich 
das nicht mit einer gleichzeitigen drastischen Senkung 
und Abflachung des Einkommensteuertarifs. Auf einen 
Nenner gebracht: Man kann sich für die Vorschläge der 
„Herzog-Kommission“ im Bereich der sozialen Siche- 
rung aussprechen oder für die „Kirchhof- Vorschläge“ in 
der Steuerpolitik eintreten; wer aber beides gleichzeitig 
fordert, handelt entweder inkonsistent oder verabschie- 
det das Umverteilungsziel gleichsam durch die Hinter- 
tür. 

Verschlechterung der steuerlichen 
Rahmenhedingungen 

519 . Die Wirkungen von Steuern auf Investitions-, 
Standort-, Finanzierungs- und Rechtsformentscheidun- 
gen lassen sich anhand von Kapitalkosten und effektiven 
Steuerbelastungen ermitteln (JG2001 Ziffern 527 ff). 
Der Vergleich der steuerlichen Belastung für den 
Rechtsstand zum 1. Januar 2003 mit derjenigen, die für 
das Jahr 2001 ermittelt wurde, gibt Auskunft über den 
veränderten Einfluss der Besteuerung auf die relevanten 
unternehmerischen Entscheidungen. 

Im Folgenden werden die Ergebnisse für die effektive 
Steuerbelastung von Investitionserträgen exemplarisch 
beschrieben und interpretiert. Die ausführlichen Tabel- 


len mit sämtlichen Neuberechnungen für Kapitalkosten 
und effektive Steuerbelastungen finden sich im Anhang 
zu diesem Abschnitt. 

Deutschland: immer noch ein Hochs teuerland! 

520 . In einer Pressemitteilung vom 20. Januar 2003 
kommentierte das Bundesministerium der Finanzen die 
Veröffentlichung der jüngsten OECD Revenue Statistics 
mit der Überschrift „Deutschland ist kein Hochsteuer- 
land!“. In der Tat besagen die OECD-Zahlen, dass 
Deutschland im Jahr 2001 mit 21,7 vH die niedrigste 
Steuerquote in Europa aufwies und bei der gesamten 
Steuer- und Abgabenlast mit 36,4 vH im internationalen 
Mittelfeld lag. Diese Zahlen treffen zu, sie sind aber we- 
nig aussagekräftig und sogar irreführend, wenn man an 
zwischenstaatlichen Standortvergleichen oder an den 
Entscheidungswirkungen der Besteuerung interessiert 
ist. So ist erstens zu berücksichtigen - auch wenn dieser 
Aspekt weniger wichtig ist -, dass die „bereinigte“, kas- 
senmäßige Steuerquote in Deutschland um rund zwei 
Prozentpunkte höher liegt, wenn die Saldierung der Steu- 
ereinnahmen mit Kindergeld, Eigenheimzulage und In- 
vestitionszulagen rückgängig gemacht wird (Tabelle 58). 
Zweitens fassen gesamtwirtschaftliche Belastungskenn- 
ziffern Steuern zusammen, die auf ganz unterschiedliche 
ökonomische Sachverhalte wirken. Indirekte Steuern be- 
einflussen primär die Konsumentscheidungen, Lohnsteu- 
ern und Sozialversicherungsbeiträge vor allem das 
Arbeitsangebot und die Arbeitsnachfrage, Körperschaft- 
steuer und Gewerbesteuer die Investitions- und Standort- 
entscheidungen. Wirkungsanalytisch macht es keinen 
Sinn, diese Steuern zusammenzufassen. Auch sollten die 
entsprechenden Steuern auf die zugehörigen Bemes- 
sungsgrundlagen bezogen werden, also auf die Konsum- 
ausgaben, auf die Lohnsumme oder auf die unternehme- 
rischen Gewinne, nicht aber auf aggregierte Maßgrößen 
wie das Bruttoinlandsprodukt. Drittens schließlich ist der 


Tabelle 58 


Steuerbelastung von Kapitalgesellschaften auf Unternehmensebene im europäischen Vergleich" 

vH 



Tarifbelastung 

2003 1 2001/2002 

Effektive 

Durchschnittssteuer- 
belastung (EATR) 

2003 1 2001/2002 

Effektive Grenzsteuer- 
belastung (EMTR) 

2003 1 2001/2002 

Deutschland 

40,7 

39,4 

37,2 

36,0 

31,1 

29,8 

Frankreich 

35,4 

36,6 

34,9 

35,8 

34,1 

34,7 

Irland 

12,5 

10,0 

13,0 

10,8 

14,1 

12,7 

Italien 

38,3 

40,2 

32,4 

28,8 

21,4 

- 6,3 

Niederlande 

34,5 

35,0 

32,4 

32,9 

28,5 

29,0 

Schweden 

28,0 

28,0 

23,3 

23,6 

17,0 

17,2 


1) Rechtsstand jeweils 1. Januar. Zu den Berechnungen siehe JG 2001/02 Kasten 7. 
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Ausweis kassenmäßiger Steuereinnahmen vergangen- 
heitsbezogen. Unternehmen und Haushalte legen ihren 
Entseheidungen hingegen die gegenwärtigen und für die 
Zukunft erwarteten Steuerbelastungen zugrunde. Aussa- 
gekräftige internationale Steuerbelastungsvergleiehe im 
Hinblick auf die hier im Vordergrund stehende Untemeh- 
mensbesteuerung müssen also auf die zu erwartende 
Steuerbelastung geplanter Investitionen abstellen. Rele- 
vant sind dabei die effektiven marginalen und effektiven 
durchschnittlichen Steuerbelastungen von Investitionser- 
trägen. ln die Ermittlung dieser steuerlichen Kennziffern 
gehen nicht nur die tariflichen Steuersätze, sondern auch 
die Regelungen zur Bestimmung der Bemessungsgrund- 
lage ein. 

521 . Zunächst werden -analog zur Tabelle 78 im 
Jahresgutachten 2001/02 und für die dort getroffenen 
Annahmen bezüglich Finanzierungswegen und Investiti- 
onsalternativen - die Steuerbelastungen von Kapitalge- 
sellschaften bei nationaler Geschäftstätigkeit in ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
verglichen (Tabelle 64 und Tabelle 65, Seiten 354 f ). 
Betrachtet wird wieder jeweils nur die Unternehmens- 
ebene, ohne Einbeziehung der Kapitalgeber. Dabei sind 
hier lediglich die Länder in den Vergleich einbezogen, in 
denen sich im Berichtszeitraum entweder die tariflichen 
Steuersätze oder die Vorschriften zur Ermittlung der Be- 
messungsgrundlagen geändert haben, ln Deutschland ist 
dies die durch das Flutopfersolidaritätsgesetz zum 
1. Januar 2003 für die Dauer eines Jahres erfolgte Anhe- 
bung des Körperschaftsteuersatzes um 1,5 Prozent- 
punkte auf 26,5 vH. Zwar ist die Erhöhung des Körper- 
schaftsteuersatzes auf ein Jahr begrenzt und bewirkt 
daher eine Verschlechterung der steuerlichen Rahmenbe- 
dingungen nur in diesem Jahr; nicht auszuschließen ist 
aber, dass der Körperschaftsteuersatz zukünftig unter 
vergleichbaren Umständen wieder angehoben wird. Der 
Sachverständigenrat hat diese Maßnahme schon im letz- 
ten Jahr als falsch bezeichnet (JG 2002 Ziffer 546). 
Demgegenüber kam es in anderen Ländern zu einer per- 
manenten - wenn auch geringfügigen - Reduktion der 
entsprechenden Steuersätze, so in Frankreich, Italien 
und den Niederlanden, während in Schweden etwas 
günstigere Gewinnermittlungsvorschriften zugelassen 
wurden. Lediglich Irland hat seinen Körperschaftsteuer- 
satz auf 12,5 vH erhöht, da der frühere, auf Unterneh- 
men des Verarbeitenden Gewerbes beschränkte Satz von 
10 vH („Manufacturing Relief ‘) gegen die europarecht- 
lichen Beihilfebestimmungen verstieß. 

Neben den Tarifbelastungen sind auch die effektiven 
Durchschnittsbelastungen sowie die effektiven Grenzbe- 
lastungen angegeben. Den effektiven durchschnittlichen 
Steuerbelastungen, die sehr stark von den tariflichen 
Steuersätzen abhängen, kommt dabei eine - theoretisch 
nachgewiesene und empirisch abgesicherte - besondere 
Bedeutung bei den unternehmerischen Standortentschei- 
dungen zu. Die effektiven Grenzbelastungen hingegen 
beeinflussen die Entscheidungen über zusätzliche Inves- 
titionen, nachdem die Standortentscheidung gefallen ist. 


522 . Bei der Tarifbelastung und der für die Standort- 
wahl entscheidenden effektiven Durchschnittsbelastung 
nimmt Deutschland nach wie vor nicht nur den letzten 
Rang ein, der Abstand zu anderen Ländern hat sich sogar 
noch vergrößert. Im Hinblick auf die effektiven Grenz- 
steuerbelastungen und, damit eng zusammenhängend, 
die Kapitalkosten, hat sich die Position Deutschlands im 
europäischen Vergleich ebenfalls verschlechtert, auch 
wenn Deutschland hier vor Frankreieh „nur“ auf dem 
vorletzten Platz liegt. Auffällig ist der steile Anstieg der 
effektiven Grenzbelastung in Italien. Dies liegt an der 
Absehaffung eines nieht einmal vier Jahre zuvor einge- 
führten Systems eines gespaltenen Körperschaftsteuer- 
satzes, das einen niedrigen Satz auf Gewinne in Höhe 
einer aus dem Kapitalmarktzins abgeleiteten Eigenkapi- 
talrendite vorsah und die volle Tarifbelastung für da- 
rüber hinausgehende Gewinne. 

523 . Die Betrachtung grenzüberschreitender Investiti- 
onstätigkeit vermittelt detailliertere Einsiehten in die 
Standortattraktivität Deutschlands. Zu unterscheiden ist 
dabei zwisehen Outbound-lnvestitionen und Inbound-ln- 
vestitionen. Im erstgenannten Fall hat die Mutterkapital- 
gesellschaft ihren Sitz im Inland, mit reehtlich selbstän- 
digen Tochterkapitalgesellschaften in unterschiedlichen 
europäischen Ländern. Bei Inbound-lnvestitionen sitzt 
die Muttergesellschaft im europäischen Ausland, die 
Toehter in Deutsehland. 

Im Hinbliek auf Outbound-lnvestitionen steigen auf- 
grund der Steuererhöhung in Deutschland und der (na- 
hezu) gleiehzeitig erfolgten Steuersenkungen im Aus- 
land für deutsche Investoren tendenziell die Anreize, 
Investitionen in Tochtergesellschaften im Ausland statt 
im Inland durchzuführen. Dies gilt insbesondere für dis- 
krete, rentable Investitionen, die von den effektiven 
Durchschnittsbelastungen abhängen. Diese sind im 
Jahr 2003 für sämtliche Auslandsinvestitionen geringer 
als bei Inlandsinvestitionen. Geht man für Mutter- und 
Toehtergesellschaften jeweils von einem Durchschnitt 
der drei Finanzierungswege (Selbstfinanzierung, Beteili- 
gungsfinanzierung, Fremdfinanzierung) aus, beträgt die 
durchschnittliche effektive Steuerbelastung einer in der 
inländischen Muttergesellsehaft durchgeführten Investi- 
tion 37,2 vH im Jahr 2003. Werden die Investitionen 
hingegen in den im Ausland gelegenen Tochtergesell- 
schaften durehgeführt, reduzieren sich die Durch- 
schnittssteuerbelastungen auf, zum Beispiel 15,2 vH in 
Irland, 31,1 vH im Vereinigten Königreieh, 34,2 vH in 
Italien und 36,7 vH in Frankreich. Ein ähnliches Bild 
zeigt sich auch bei den Grenzsteuerbelastungen von In- 
vestitionserträgen in Mutter- und Tochtergesellschaften 
(Tabelle 65, Seite 355). Dasselbe gilt, wenn die Steuer- 
belastungen bei Outbound-lnvestitionen unter Einbezug 
der Kapitalgeberseite betraehtet werden Tabelle 66, 
Seite 356. Verglichen mit dem Jahr 2001, haben die Be- 
lastungsunterschiede bei Outbound-lnvestitionen ten- 
denziell zugenommen. 

Korrespondierend zur Vorteilhaftigkeit eines Auslands- 
engagements über die Tochtergesellsehaft einer deut- 
schen Kapitalgesellschaft ist die Attraktivität des Stand- 
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orts Deutschland für ausländische Investoren gering. 
Dies zeigt ein Vergleieh der effektiven Steuerbelastun- 
gen bei Inbound-Investitionen mit den entspreehenden 
Kennziffern für Investitionen an den jeweiligen auslän- 
dischen Standorten (Tabelle 68, Seite 357). Während 
etwa eine niederländische Kapitalgesellsehaft im Hei- 
matland Grenz- und Durchsehnittssteuerbelastungen von 
28,5 vH und 32,4 vH unterliegt, belaufen sieh die ent- 
sprechenden Belastungen einer Tochtergesellschaft mit 
Sitz in Deutschland auf 38,7 vH und 39,9 vH. Für Kapi- 
talgesellschaften in allen betrachteten Ländern lohnt sieh 
ein Engagement in Form einer Toehtergesellsehaft in 
Deutschland unter steuerliehen Gesiehtspunkten nicht. 

Insgesamt ist der Standort Deutschland gleichermaßen 
für inländische wie ausländisehe Investoren unattraktiv, 
wenn aussehließlieh die steuerliche Belastung von Erträ- 
gen betrachtet wird. 

524 . Betraehtet man die unterschiedliehen Finanzie- 
rungswege der Tochtergesellschaft durch die Mutterge- 
sellschaft genauer, sehneidet die Selbstfinanzierung bei 
Outbound-Investitionen naeh wie vor am günstigsten ab 
(Tabelle 65, Seite 355). Auslandsgewinne, die in Form 
von Dividenden repatriiert werden, unterliegen wegen 
des hier praktizierten Freistellungsverfahrens der niedri- 
geren ausländischen Steuerbelastung. Hingegen werden 
Zinseinkünfte im Fall der Fremdfinanzierung wegen An- 
wendung des Wohnsitzprinzips der höheren Besteuerung 
in Deutschland unterworfen. Umgekehrt bestehen im 
Hinbliek auf Inbound-Investitionen für ausländische In- 
vestoren Anreize, ihre deutschen Tochtergesellschaften 
mit Fremdkapital statt mit Eigenkapital auszustatten, da 
Zinseinkünfte auf die niedrigere ausländische Steuerbe- 
lastung heruntergesehleust werden können (Tabelle 68, 
Seite 357). Allerdings gelingt das nicht vollständig, so- 
lange die Hälfte der Schuldzinsen der deutschen Gewer- 
besteuer unterliegt (Ziffer 284). Das Steuergefälle zwi- 
schen Deutschland und den übrigen Mitgliedstaaten der 
Europäisehen Union führt also dazu, dass Outbound-In- 
vestitionen tendenziell mit Eigenkapital, Inbound-Inves- 
titionen hingegen eher mit Fremdkapital finanziert wer- 
den. Während multinationale Investoren „nur“ im 
Umfang der Differenz der Steuerbelastungen der beiden 
Finanzierungswege profitieren, sind die Konsequenzen 
für den deutschen Fiskus weitaus gravierender. Hier 
kommen sowohl die ausländischen Gewinnsteuern im 
Fall der Selbst- oder Beteiligungsfinanzierung bei Out- 
bound-Investitionen als auch die Steuern auf ins Aus- 
land abfließende Zinsen bei Fremdfinanzieiung von In- 
bound-Investitionen dem ausländischen Fiskus zugute; 
der deutsche Staat geht hingegen weitgehend leer aus. 
Diese empirisch abgesicherten Finanzierungsbeziehun- 
gen bei Outbound- und Inbound-Investitionen führen zu 
Aufkommensverlusten in Deutsehland, die in der Litera- 
tur auf Basis einer groben Übersehlagsreehnung auf über 
2 Mrd Euro jährlieh veransehlagt werden. Bei Berüek- 
siehtigung von Gewinnversehiebungen ins niedriger be- 
steuernde Ausland über Funktionsverlagerungen oder 
Verrechnungspreise fallen diese Aufkommensverluste 
noeh höher aus. 


525 . Einer Gewinnverschiebung ins Ausland durch 
Fremdfinanzierung bei Inbound-Investitionen war der 
Gesetzgeber zum Teil durch die Begrenzung der Gesell- 
schafter-Fremdfinanzieiung bei Kapitalgesellschaften 
durch § 8a KStG entgegengetreten. Danaeh werden Ver- 
gütungen für Fremdkapital, das ein zu mindestens 25 vH 
beteiligter Gesellschafter (oder eine diesem naheste- 
hende Person) mit Sitz im Ausland einer im Inland ge- 
legenen Kapitalgesellschaft überlässt, in verdeckte 
Gewinnaussehüttungen umqualifiziert, sofern ein Ver- 
hältnis von Fremdkapital zu Eigenkapital von 1,5:1 
übersehritten wird. Als Ergebnis treten erhebliche steu- 
erliehe Mehrbelastungen auf. Zum einen wird für 
Fremdkapitalvergütungen infolge ihrer Umqualifizie- 
rung in verdeckte Gewinnaussehüttungen auf Ebene der 
Toehtergesellsehaft der Betriebsausgabenabzug unter- 
sagt. Dadureh kommt es zu einer Belastung mit inländi- 
schen Steuern auf Untemehmensebene. Zum anderen er- 
folgt nach Maßgabe der Doppelbesteuerungsabkommen 
im Ausland regelmäßig keine Umqualifizierung der ent- 
spreehenden Vergütungen in Dividenden, so dass sie 
dort weiterhin als Zinseinkünfte zusätzlieh der ausländi- 
schen Besteuerung unterliegen. Nach dem Lankhorst- 
Hohorst-Urteil des Europäisehen Gerichtshofes vom 
12. Dezember 2002 ist § 8a KStG europarechtswidrig, 
da er eine unzulässige Besehränkung der Niederlas- 
sungsfreiheit naeh Artikel 43 EG- Vertrag enthält. Seine 
Anwendung ist zwisehenzeitlieh ausgesetzt. 

Als Reaktion auf das Urteil des Europäisehen Gerichts- 
hofes ist im „Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
Protokollerklärung der Bundesregierung zur Vermitt- 
lungsempfehlung zum Steuervergünstigungsabbauge- 
setz“ (im Folgenden „Korb 11“) eine Ausweitung des 
räumlichen Anwendungsbereichs der Regelungen des 
§ 8a KStG auch auf vergleichbare Inlandssachverhalte 
vorgesehen. Auf Ebene der Toehtergesellsehaft stimmen 
in diesen Fällen Kapitalkosten und effektive Steuerbe- 
lastungen bei Fremdfinanzierung und Eigenfinanzierung 
überein. Da hier der Kapitalgeber nationalem Reeht un- 
terliegt, werden die verdeckten Gewinnaussehüttungen 
beim (inländisehen) Gesellschafter als Dividende be- 
steuert. Allerdings ist belastungsverschärfend im Korb II 
zusätzlieh aueh eine Anwendung auf Sachdarlehen, etwa 
die Überlassung von Grundstücken oder Reehten, vorge- 
sehen. Im Ergebnis führt dies bei deutschen Kapitalge- 
sellschaften mit im Sinne der Vorsehrift qualifiziert be- 
teiligten Anteilseignern zu einem umfassenderen 
Betriebsausgabenabzugsverbot. Dies könnte aueh zu ei- 
ner weiteren Beeinträchtigung der Bereitschaft multina- 
tionaler Unternehmen führen, in Deutsehland zu inves- 
tieren, da es zu einer zusätzliehen steuerliehen Belastung 
kommt. 

526 . Schließlieh sollen - analog zum Jahresgutach- 
ten 2001/02, Tabelle 82 - für den Rechtsstand zum 
1. Januar 2003 die effektiven Durehschnittssteuerbelas- 
tungen für Inbound-Investitionen aus der Sieht einer US- 
amerikanisehen Kapitalgesellsehaft betraehtet werden, 
die Toehtergesellschaften an unterschiedliehen europäi- 
schen Standorten unterhält. Unabhängig vom Finanzie- 
rungsweg werden Inbound-Investitionen in Deutschland 
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höher besteuert als in den anderen europäischen Ländern 
(Tabelle 67, Seite 356). Im Vergleich zu 2001 hat sich 
die Position Deutschlands gegenüber den meisten ande- 
ren Ländern noch verschlechtert. Unter steuerlichen Ge- 
sichtspunkten hatten US-amerikanische Investoren also 
im Jahr 2003 verstärkt Anlass, den Standort Deutschland 
zu meiden. 

Zunehmende Verzerrungen auch bei nationaler 
Investitionstätigkeit 

527 . Die Erhöhung des Körperschaftsteuersatzes zum 
1 . Januar 2003 um 1 ,5 Prozentpunkte hat nicht nur die 
Bedingungen für die nationale Investitionstätigkeit von 
Kapitalgesellschaften verschlechtert, zugenommen ha- 
ben auch die Verzerrungen bei den Finanzierungsent- 
scheidungen ebenso wie die rechtsformabhängigen Be- 
lastungsdifferenzen (Tabelle 59 und Tabellen 69 bis 72, 
Seiten 358 ff). 

Im ersten Teil der Tabelle 59 sind die effektiven Steuer- 
belastungen von Kapitalgesellschaften auf Untemeh- 
mensebene dargestellt; im zweiten Teil wird ein dem 
Spitzensteuersatz unterliegender Kapitalgeber einbezo- 
gen, wobei zwischen wesentlicher und nicht wesentli- 
cher Beteiligung im Sinne von § 17 EStG unterschieden 
wird; der dritte Teil schließlich enthält die effektiven 
Steuerbelastungen von Personenuntemehmen unter der 
Annahme, dass ebenfalls der Spitzensteuersatz zur An- 
wendung kommt. Betrachtet werden jeweils Durch- 
schnitte aus fünf Investitionsaltemativen. 

Zwischen den Jahren 2001 und 2003 sind sowohl die ef- 
fektiven Grenzsteuerbelastungen als auch die Durch- 
schnittssteuerbelastungen von Kapitalgesellschaften an- 
gestiegen; dies gilt bei isolierter Betrachtung der 
Unternehmensebene ebenso wie bei Einbeziehung der 
Kapitalgeberseite. Für sich genommen, hat dies zu einer 
Beeinträchtigung der Investitionstätigkeit geführt. Mit 
Blick auf die unterschiedlichen Finanzierungswege hat 
die höhere Tarifbelastung auf Unternehmensebene eine 
gleichgerichtete Mehrbelastung für die beiden Formen 
der Eigenfinanzierung (Selbst- und Beteiligungsfinan- 
zierung) bewirkt, während die Fremdfinanzierung in- 
folge des gestiegenen Steuervorteils aus dem Abzug von 
Zinsaufwendungen entlastet wird. Dies zeigt sich vor al- 
lem bei den effektiven Grenzbelastungen; bei der Durch- 
schnittsbelastung überwiegt die Tariferhöhung den Ent- 
lastungseffekt bei Fremdfinanzierung. Die stärkere 
Diskriminierung der Eigenfinanzierung gegenüber der 
Fremdfmanzierung gilt auch bei Einbeziehung der Kapi- 
talgeberseite. Bedenklich ist dies gerade im Hinblick auf 
kleine und mittlere Unternehmen, da diese gleichzeitig 
auch von einer restriktiveren Kreditvergabepolitik der 
Banken negativ betroffen werden (Kasten 3). Zudem 
sind für das Wirtschaftswachstum innovative, risikobe- 
haftete Investitionen von besonderer Bedeutung, die 
aber eine angemessene Eigenkapitalausstattung erfor- 
dern. 

Die auf ein Jahr begrenzte Erhöhung des Körperschaft- 
steuersatzes trifft Kapitalgesellschaften; für Personenun- 


temehmen ist die Verschiebung der im Steuers enkungs- 
gesetz für das Jahr 2003 festgeschriebene Tarifsenkung 
um ein Jahr von Relevanz. Schon vor diesen Verände- 
rungen wurden Personenuntemehmen - anders als viel- 
fach behauptet - im Vergleich zu Kapitalgesellschaften 
geringer besteuert; darauf hat der Sachverständigenrat in 
der Vergangenheit bereits hingewiesen (JG2001 
Ziffern 536 ff.). Dieses Ergebnis ist zwischenzeitlich 
auch durch andere Studien bestätigt worden. Durch die 
höhere Tarifbelastung von Kapitalgesellschaften und die 
unveränderte Rechtslage bei Personenuntemehmen 
steigen folglich die rechtsformabhängigen Belastungs- 
differenzen. Die über Finanzierungswege und Investiti- 
onsaltemativen gemittelte effektive Durchschnittssteuer- 
belastung liegt im Jahr 2003 bei Kapitalgesellschaften 
- betrachtet wird ein Kapitalgeber mit nicht wesentlicher 
Beteiligung (JG2001 Ziffer 537)- um 4,4 Prozent- 
punkte höher als bei Personenunternehmen, während die 
Belastungsdifferenz in den Jahren 2001 und 2002 um ei- 
nen Prozentpunkt geringer war. Durch ein In-Kraft-Tre- 
ten der zweiten und dritten Stufe der Einkommensteuer- 
reform zum 1 . Januar 2004 würde die steuerliche 
Diskriminiemng von Kapitalgesellschaften gegenüber 
Personenuntemehmen noch weiter auf 6,5 Prozent- 
punkte ansteigen. 

528 . Die Schlussfolgemngen aus diesen Berechnungen 
sind klar: Zwar trifft es zu, dass Deutschland im Hin- 
blick auf die gesamtwirtschaftliche Steuerquote kein 
Hochsteuerland ist. Für internationale Standortverglei- 
che und die Entscheidungswirkungen der Besteuemng 
ist diese Belastungskennziffer jedoch nicht geeignet. 
Dazu kommt es auf die effektiven Grenz- und Durch- 
schnittssteuerbelastungen an. Bezogen auf diese Kenn- 
ziffern ist Deutschland allerdings nach wie vor ein 
Hochsteuerland. Der Standort Deutschland ist unter 
steuerlichen Gesichtspunkten sogar noch unattraktiver 
geworden. Die Steuerpolitik setzt derzeit keine Zeichen, 
damit Investitionen multinationaler Unternehmen in 
Deutschland verbleiben oder hierher umgelenkt werden. 
Auch im Hinblick auf die nationale Investitionstätigkeit 
sind die steuerlichen Rahmenbedingungen schlechter 
geworden. Die effektiven Steuerbelastungen für Kapital- 
gesellschaften sind angestiegen, die Verzerrungen bei 
den Finanzierungsentscheidungen und der Rechtsform- 
wahl haben zugenommen. Die Erhöhung des Körper- 
schaftsteuersatzes für das Jahr 2003 war eindeutig eine 
falsche Entscheidung. Insbesondere sollte die Steuerpo- 
litik nicht noch einmal populistischen und vordergründi- 
gen Hinweisen auf eine angebliche „soziale Schieflage“ 
nachgeben, die im Jahr 2002 letztlich zu dieser Maß- 
nahme geführt haben (JG 2002 Ziffer 546). 

Da und sofern die Erhöhung des Körperschaftsteuersat- 
zes auf das Jahr 2003 beschränkt bleibt, werden einige 
der aufgezeigten Effekte ab dem Jahr 2004 rückgängig 
gemacht. Das ändert aber nichts daran, dass Deutschland 
im Standortwettbewerb weiter an Boden verloren hat, 
weil es im Ausland zu dauerhaften Steuersenkungen ge- 
kommen ist. 
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Tabelle 59 


Effektive Steuerbelastungen von Kapitalgesellschaften und Personenunternehmen in Deutschland 

vH'> 



Selbst- 

Beteiligungs- 

Fremd- 

Durchschnitt* 


finanzierung 

(ungewichtet) 

I. Kapitalgesellschaften (Unternehmensebene und Kapitalgeber) 



la. 


Nullsteuersatz 


Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





2001/02 

40,4 

40,4 

- 8,5 

29,8 

2003 

41,8 

41,8 

- 9,2 

31,1 

Veränderung (Prozentpunkte) 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

+ 1,4 

+ 1,4 

- 0,7 

+ 1,3 

2001/02 

39,8 

39,8 

28,3 

36,0 

2003 

41,1 

41,1 

29,2 

37,2 

Veränderung (Prozentpunkte) 

+ 1,3 

+ 1,3 

+ 0,9 

+ 1,2 

Ib. 

Spitzensteuersatz mit wesentlicher Beteiligung 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





2001/02 

64,8 

69,4 

70,5 

68,4 

2003 

65,8 

70,2 

70,4 

69,0 

Veränderung (Prozentpunkte) 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

+ 1,0 

+ 0,8 

- 0,1 

+ 0,6 

2001/02 

38,1 

39,5 

39,9 

39,2 

2003 

39,2 

40,6 

40,7 

40,1 

Veränderung (Prozentpunkte) 

+ 1,1 

+ 1,1 

+ 0,8 

+ 0,9 

Ic. 

Spitzensteuersatz ohne wesentliche Beteiligung 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





2001/02 

49,8 

70,0 

71,0 

65,8 

2003 

51,5 

70,9 

71,0 

66,4 

Veränderung (Prozentpunkte) 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

+ 1,7 

+ 0,9 

0,0 

+ 0,6 

2001/02 

35,0 

39,5 

39,9 

38,1 

2003 

36,1 

40,6 

40,6 

39,1 

Veränderung (Prozentpunkte) 

+ 1,1 

+ 1,1 

+ 0,7 

+ 1,0 

II. Personenunternehmen 







Spitzensteuersatz 


Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





2001/02 und 2003 

62,1 

62,1 

61,5 

61,9 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 





2001/02 und 2003 

2>A,1 

34,7 

34,6 

34,7 

III. Belastungsunterschiede: Personenunternehmen zu Kapitalgesellschaften 



Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





Veränderung (Prozentpunkte) 

2001/02 

-12,3 

+ 7,9 

+ 9,5 

+ 3,9 

2003 

-10,6 

+ 8,8 

+ 9,5 

+ 4,5 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 





Veränderung (Prozentpunkte) 

2001/02 

+ 0,3 

+ 4,8 

+ 5,3 

+ 3,4 

2003 

+ 1,4 

+ 5,9 

+ 6,0 

+ 4,4 


1) Zu den Berechnungen siehe JG 2001/02 Kasten 7. Kursiv: Differenzen in Prozentpunkten. - 2) Die effektiven Grenzsteuerbelastungen bei den 
ungewichteten Durchschnitten werden über die durchschnittlichen Kapitalkosten und nicht als Durchschnitt der einzelnen effektiven Grenzsteuer- 
belastungen berechnet (JG 2001/02 Ziffer 529). - 3) Personenuntemehmen: Spitzensteuersatz, Kapitalgesellschaften: Spitzensteuersatz ohne we- 
sentliche Beteiligung. 
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Eine unendliche Geschichte: Reform der Gewerbesteuer 

529 . Das Hin und Her um die Reform der Gewerbe- 
steuer und ihre Umbenennung in „Gemeindewirtschafts- 
steuer“ zeigt nicht nur, wie quälend eine Steuerreform- 
diskussion sein kann; es verdeutlieht auch, wie durch 
massive Interventionen von Verbänden oder Interessen- 
vertretem - in diesem Fall vor allem des Deutschen 
Städtetags, des Deutschen Gewerkschaftsbunds und der 
Vertreter kommunaler Interessen in der SPD- 
Bundestagsfraktion - ein ursprünglich noch akzeptables 
Reformmodell zu einer selbst gegenüber dem Status quo 
noch schlechteren Lösung mutieren kann. 

Nach einer knapp einjährigen Beratungszeit musste die 
Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen Anfang 
Mai feststellen, dass sie sich nicht auf ein gemeinsames 
Ergebnis einigen konnte. Sie unterbreitete zwei alterna- 
tive Reform Vorschläge: ein am Vorschlag des Bundes- 
verbands der Deutschen Industrie (BDI) und des Ver- 
bands der Chemischen Industrie (VCl) orientiertes 
Modell eines kommunalen Zuschlags zur Einkommen- 
und Körperschaftsteuer - ein Reformansatz, der auch 
vom Sachverständigenrat unterstützt wurde (JG2001 
Ziffern 374 ff.) - sowie eine insbesondere vom Deut- 
schen Städtetag favorisierte Lösung, bei der sowohl die 
Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer durch die 
vollständige Einbeziehung von Zinsen, Mieten, Pachten 
und Leasingraten erweitert werden sollte als auch der 
Kreis der Steuerpflichtigen durch Einbeziehung der frei- 
beruflich Tätigen im Sinne des § 18 EStG. Die Bundes- 
regierung hat dann mit dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Reform der Gewerbesteuer vom 8. September 2003 ei- 
nen Reformvorschlag vorgelegt, der Elemente aus bei- 
den Kommissionsvorschlägen enthielt. Neben Änderun- 
gen im Hinblick auf die Abzugsfähigkeit der 
Gewerbesteuer, die Steuermesszahl und die pauscha- 
lierte Anrechung des § 35 EStG (Ziffer 284) sollen die 
Freien Berufe in den Kreis der Steuerpflichtigen einbe- 
zogen werden. Dies war Anlass der Umbenennung der 
Gewerbesteuer in Gemeindewirtschaftssteuer. Daneben 
sollte laut ursprünglichem Gesetzentwurf die bisherige 
Hinzurechnung der gewinnunabhängigen Elemente 
- wie Zinsen, Mieten und Pachten - zur Bemessungs- 
grundlage gestrichen werden. Schuldzinsen allerdings, 
die an Gesellschafter oder ihnen nahe stehende Personen 
gezahlt werden, sollten entweder vollständig in die Be- 
messungsgrundlage der Gemeindewirtschaftssteuer ein- 
gehen oder teilweise, wenn die Zinsen beim Empfänger 
dieser Steuer unterliegen. 

530 . Durch den Verzicht auf die Hinzurechnung 
ertragsunabhängiger Elemente hätte sich die Bemes- 
sungsgrundlage der Gewerbesteuer/Gemeindewirtschafts- 
steuer derjenigen der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer angenähert. Gemeinsam mit der Erweiterung des 
Kreises der Steuerpflichtigen um die Freien Berufe hätte 
man darin - bei wohlwollender Interpretation - eine An- 
näherung an das BDl/VCl-Modell sehen können, wenn 
im nächsten Schritt alle Einkommensteuerpflichtigen 
ebenfalls in die Gemeindewirtschaftssteuer einbezogen 
worden wären. Leider ist es anders gekommen. Nach 


massiven Protesten der Städte und Kommunen, die er- 
hebliche Ausfälle beim Steueraufkommen befürchteten, 
und Interventionen aus der SPD-Bundestagsfraktion 
wurde dieser Gesetzentwurf geändert. Das vom Deut- 
schen Bundestag am 17. Oktober dieses Jahres verab- 
schiedete Gesetz sieht neben einer Anhebung der Steuer- 
messzahl von ursprünglich vorgesehenen 3 vH auf 
3,2 vH auch unverändert die hälftige Zurechnung von 
Schuldzinsen und von anderen ertragsunabhängigen Ele- 
menten vor. 

Ob das Gesetz tatsächlich in Kraft treten wird, ist offen, 
da es im Bundesrat zustimmungspflichtig ist und die Op- 
position Gesetzesänderungen im Vermittlungsverfahren 
erreichen will. Zu bezweifeln ist, dass dies zu einer Ver- 
besserung führen wird. An den vor allem kritischen Hin- 
zurechnungsbestimmungen will auch die Opposition 
nichts ändern. 

531 . Im Vergleich zum Status quo bewirken die bislang 
vom Deutschen Bundestag beschlossenen Regelungen 
zur Gemeindewirtschaftssteuer eine weitere Verschlech- 
terung der steuerlichen Rahmenbedingungen. Zwecks 
Vergleichbarkeit mit früheren Berechnungen des Sach- 
verständigenrates zur Gewerbesteuer (JG2001 Zif- 
fern 384 f.) liegt den folgenden Angaben wieder der 
bundesdurchschnittliche Hebesatz von 428 vH im 
Jahr 2001 in Gemeinden mit 50 000 und mehr Einwoh- 
nern zugrunde. Dauerschuldzinsen gehen wie bisher zur 
Hälfte in die Bemessungsgrundlage der Gemeindewirt- 
schaftssteuer ein. Berücksichtigt sind die Neuregelungen 
zur Nichtabzugsfähigkeit der Gemeindewirtschaftssteuer 
als Betriebsausgabe, die Senkung der Steuermesszahl 
und bei Personenuntemehmen die erhöhte pauschalierte 
Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkommen- 
steuer. 

Bei nationaler Geschäftstätigkeit erhöhen sich bei Kapi- 
talgesellschaften die effektiven Grenzsteuerbelastungen 
und Durchschnittssteuerbelastungen um bis zu einen 
Prozentpunkt. Die genaue Erhöhung hängt von der Fi- 
nanzierungsform ab, aber auch davon, ob nur die Unter- 
nehmensebene betrachtet oder auch die Kapitalgeber- 
seite einbezogen wird (Tabelle 60). Verglichen werden 
dabei die effektiven Steuerbelastungen bei geltendem 
Rechtsstand und bei unterstellter Einführung der Ge- 
meindewirtschaftssteuer schon im Jahr 2003. Personen- 
gesellschaften, die bei der Einkommensteuer einem 
Nullsteuersatz unterliegen, aber aufgrund der hälftigen 
Zurechnung der Dauerschuldzinsen eine positive Gewer- 
besteuer- oder Gemeindewirtschaftssteuerschuld haben, 
werden durch die neuen Regelungen der pauschalierten 
Anrechnung merklich entlastet. Bei Zugrundelegung des 
Spitzensteuersatzes tritt bei Personengesellschaften eine 
nur geringfügig höhere Steuerbelastung auf Bei gerin- 
gerem kommunalen Hebesatz würde auch diese geringe 
Mehrbelastung verschwinden, ln jedem Fall nehmen die 
rechtsformabhängigen Belastungsdifferenzen zu Lasten 
der Kapitalgesellschaften durch die Gemeindewirt- 
schaftssteuer weiter zu. 

Betrachtet man nun noch Inbound-lnvestitionen zum 
Beispiel einer US-amerikanischen Muttergesellschaft in 
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Tabelle 60 


Wirkungen der Gemeindewirtschaftssteuer auf die effektiven Steuerbelastungen für das Jahr 2003 
auf der Grundlage des Entwurfs zur Reform der Gewerbesteuer 

vH 



Selbst- 

Beteiligungs- 

Fremd- 

Durchschnitt'* 


finanzierung 

(ungewichtet) 

A. Nationale Geschäftstätigkeit (Investitionen) in Deutschland 


la. Kapitalgesellschaften (Unternehmensebene) 




Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





vor Reform 

41,8 

41,8 

- 9,2 

31,1 

nach Reform 

42,7 

42,7 

- 9,5 

31,8 

Differenz 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

0,9 

0,9 

-0,3 

0,7 

vor Reform 

41,1 

41,1 

29,2 

37,2 

nach Reform 

42,1 

42,1 

30,0 

38,1 

Differenz 

1,0 

1,0 

0,8 

0,9 

Ib. Kapitalgesellschaften (Unternehmensebene und Kapitalgeber; 



ohne wesentliche Beteiligung; Spitzensteuersatz) 



Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





vor Reform 

51,5 

70,9 

71,0 

66,4 

nach Reform 

52,2 

71,3 

71,0 

66,8 

Differenz 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

0,7 

0,4 

0,0 

0,4 

vor Reform 

36,1 

40,6 

40,6 

39,1 

nach Reform 

36,8 

41,3 

41,2 

39,8 

Differenz 

0,7 

0,7 

0,6 

0,7 

Ila. Personenunternehmen (Nullsteuersatz) 





Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





vor Reform 

18,8 

18,8 

7,6 

15,3 

nach Reform 

15,0 

15,0 

6,1 

12,2 

Differenz 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

-3,8 

-3,8 

-1,5 

-3,1 

vor Reform 

18,0 

18,0 

14,9 

16,9 

nach Reform 

14,1 

14,1 

11,7 

13,3 

Differenz 

-3,9 

-3,9 

-3,2 

-3,6 

Ilb. Personenunternehmen (Spitzensteuersatz) 




Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





vor Reform 

62,1 

62,1 

61,5 

61,9 

nach Reform 

62,2 

62,2 

61,6 

62,0 

Differenz 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

vor Reform 

34,7 

3A,1 

34,6 

34,7 

nach Reform 

34,8 

34,8 

34,6 

34,7 

Differenz 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

B. Investitionen einer US-amerikanischen Kapitalgesellschaft in Deutschland 


Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 





vor Reform 

38,8 

40,5 

39,7 

39,7 

nach Reform 

39,7 

41,4 

42,6 

41,2 

Differenz 

0,9 

0,9 

2,9 

1,5 


1) Die effektiven Grenzsteuerbelastungen bei den ungewichteten Durchschnitten werden über die durchschnittlichen Kapitalkosten und nicht als 
Durchschnitt der einzelnen effektiven Grenzsteuerbelastungen berechnet (JG 2001/02 Ziffer 529). 


Deutschland, dann sind, wenn die Muttergesellsehaft In- 
vestitionen ihrer in Deutsehland gelegenen Tochter über 
Fremdkapital finanziert, Dauerschuldzinsen bei der Ge- 


meindewirtschaftssteuer in voller Höhe dem Gewerbeer- 
trag der Tochtergesellschaft zuzurechnen. Hinzu kommt, 
dass die Zinsen dann noeh der höheren US-amerikani- 
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sehen Körperschaftsteuer unterliegen. Insgesamt wird 
durch die Gemeindewirtschaftssteuer der Standort 
Deutschland für US-amerikanische Investoren noch un- 
attraktiver. 

532 . Man könnte nun argumentieren, dass der durch 
die Gemeindewirtschaftssteuer bedingte Anstieg der ef- 
fektiven Steuerbelastungen von bis zu 1 vH bei nationa- 
ler Geschäftstätigkeit eher gering sei. Das mag zutreffen, 
ist aber eine gefährliche Sichtweise, ln dem einen Jahr 
ist es eine temporäre Anhebung des Körperschaftsteuer- 
satzes um 1,5 Prozentpunkte, der vernachlässigbare 
Effekte zugeschrieben werden, im nächsten Jahr dann 
die Gemeindewirtschaftssteuer - und danach wird dem 
Gesetzgeber möglicherweise eine andere, ebenfalls 
vermeintlich vemachlässigbare Verschlechterung der 
steuerlichen Rahmenbedingungen einfallen. Jede Maß- 
nahme, die die effektiven Steuerbelastungen der Unter- 
nehmen weiter erhöht, ist eine falsche Maßnahme. 

Richtiger wäre es gewesen, wie im ursprünglichen Ge- 
setzentwurf vorgesehen, auf die hälftige Hinzurech- 
nung der Dauerschuldzinsen ganz zu verzichten, weil 
dadurch der Standort Deutschland in steuerlicher Hin- 
sicht an Attraktivität gewonnen hätte. Bei Kapitalge- 
sellschaften wären die effektiven Grenzbelastungen bei 
Einbeziehung der Kapitalgeberseite und durchschnittli- 
chen Finanzierungswegen um rund 2 Prozentpunkte ge- 
ringer ausgefallen als bei den jetzt beschlossenen Rege- 
lungen (Tabelle 73, Seite 360). Demgegenüber wäre sie 
um mehr als 2 Prozentpunkte höher ausgefallen, wenn 
sich der Deutsche Städtetag mit seiner Forderung nach 
einer vollständigen Hinzurechnung von ertragsunab- 
hängigen Elementen durchgesetzt hätte (Tabelle 73, 
Seite 360). 

Weiter schwindende Systematik nnd znnehmende 
Schednlarisiernng der Einkommenstener 

533 . Das geltende Einkommensteuerrecht ist von der 
Idee der klassischen, synthetischen Einkommensteuer 
geprägt, ln der Idealform erlaubt eine synthetische Ein- 
kommensbesteuerung weder bei der Bemessungsgrund- 
lage noch beim Tarif eine Unterscheidung zwischen den 
verschiedenen Formen der Einkommenserzielung. Eine 
synthetische Einkommensteuer legt einen einheitlichen 
Einkommensbegriff zugrunde. Alle Einkünfte, gleich 
wo und durch welche Tätigkeiten sie erzielt werden, 
sind gleich zu belasten. Zwischen positiven und negati- 
ven Einkünften aus unterschiedlichen Quellen ist ein 
Verlustausgleich erforderlich. Als Maßstab der steuerli- 
chen Leistungsfähigkeit gilt das zu versteuernde Welt- 
einkommen, das einem einheitlichen Tarif zu unterwer- 
fen ist. Der steuerliche Einkommensbegriff kann dabei 
aus der Reinvermögenszugangstheorie oder der Quellen- 
theorie abgeleitet werden. Erstere zielt auf einen 
umfassenden Einkommensbegriff als Zuwachs an öko- 
nomischer Dispositionskraft, der sämtliche Vermö- 
genszuwächse sowie die fiktiven Mieteinnahmen aus 
selbstgenutztem Wohneigentum umfasst. Demgegenüber 
werden nach der Quellentheorie nur regelmäßig zuflie- 
ßende Einkommen besteuert, Wertveränderungen der 


Einkommensquellen sind hingegen steuerlich unbeacht- 
lich. Dabei besteht Einigkeit, dass der Einkommensbe- 
griff der Reinvermögenszugangstheorie die Leistungsfä- 
higkeit der Steuerpflichtigen besser erfasst als der der 
Quellentheorie. 

Im Gegensatz zur synthetischen Einkommensteuer wer- 
den unterschiedliche Einkunftsarten bei einer Schedu- 
lensteuer (oder, gleichbedeutend damit: einer analy- 
tischen Einkommenstener) unterschiedlich besteuert. 
Diese Unterschiede können sich sowohl auf die Art der 
Einkünfteermittlung als auch auf die Tarifbelastungen 
der einzelnen Einkunftsarten beziehen. 

534 . Von vornherein ist eine synthetische Einkommen- 
steuer einer analytischen nicht grundsätzlich überlegen. 
Grob typisierend kann man sagen, dass eine synthetische 
Einkommensbesteuerung eher auf die Gewährleistung 
einer horizontalen Gerechtigkeit zielt - gleiche Einkom- 
men werden unabhängig von ihrer Herkunft gleich 
besteuert -, während eine systematische Schedulen- 
steuer aufgrund ihrer größeren Flexibilität dem Effizi- 
enzziel besser Rechnung tragen kann. 

Unabhängig davon, für welche Form der Einkommens- 
besteuerung - eine synthetische oder eine analytische 
Steuer - sich der Gesetzgeber entscheidet, sollte diese 
dann möglichst konsequent umgesetzt werden. Dem ent- 
spricht die Forderung nach Steuersystematik. Die Forde- 
rung nach einer klaren und nachvollziehbaren Systema- 
tik des Steuerrechts ist kein Selbstzweck. Hinter der 
Forderung nach einem systematischen Steuersystem 
steht vielmehr die konsequente Ausrichtung der Besteu- 
erung auf das zugrunde liegende Zielsystem: die Ge- 
währleistung von horizontaler und vertikaler Gerechtig- 
keit, von Effizienz und Entscheidungsneutralität sowie 
von Transparenz und Praktikabilität der Steuergesetze 
(Ziffern 558 ff). 

Durchbrechung der Systematik einer synthetischen 
Einkommensbesteuerung im geltenden Steuerrecht 

535 . Die geltende Einkommensteuer wird dem zu- 
grunde liegenden steuerpolitischen Leitbild einer syn- 
thetischen Einkommensteuer nicht gerecht. Tatsächlich 
entfernt sich die Steuerpolitik immer weiter von diesem 
Ideal. Die formale Zusammenfassung der Einkünfte zu 
einem „zu versteuernden Einkommen“ nach § 2 EStG 
kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass in Deutschland 
mittlerweile ein ausgeuferter Einkünftepluralismus und 
eine fortschreitende Schedularisierung der Einkunftsar- 
ten existieren. Von einer einheitlichen Besteuerung der 
Einkunftsarten kann im gegenwärtigen Steuerrecht keine 
Rede sein. Das hängt mit der Ermittlung der Einkünfte, 
mit der Gewährung einkunftsartbezogener Frei- und 
Pauschbeträge und mit vielfältigen steuerlichen Sonder- 
regelungen zusammen. Problematisch ist dabei vor al- 
lem, dass das Leitbild der synthetischen Einkommen- 
steuer zunehmend durchlöchert wird, ohne dass ein 
anderes Besteuerungsideal an seine Stelle tritt. Die Kon- 
sequenzen sind offenkundig: Das Einkommensteuersys- 
tem wird ständig komplizierter und intransparenter; es 
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wird als zunehmend ungerecht empfunden; seine Neu- 
tralitätseigenschaften schwinden zusehends. 

536 . Eine systematische Durchbrechung der syntheti- 
schen Einkommensbesteuerung ergibt sich durch den 
Einkünftedualismus; hierunter versteht man die unter- 
schiedlichen Methoden der Einkunftsermittlung bei Ge- 
winneinkünften einerseits (Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbständige Ar- 
beit), Überschusseinkunftsarten andererseits (Einkünfte 
aus nicht selbständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Ver- 
mietung und Verpachtung sowie sonstige Einkünfte). 
Während bei den Gewinneinkunftsarten die Einkünfteer- 
mittlung auf einem Betriebsvermögensvergleich basiert 
(nur bei kleineren Unternehmen ist eine Einnahmen- 
überschussrechnung nach § 4 Absatz 3 EStG zulässig) 
und Veräußerungsgewinne einschließt, gilt bei den Über- 
schusseinkunftsarten das Zufluss-Abfluss-Prinzip, und 
Veräußerungsgewinne sind von gewissen Sonderrege- 
lungen abgesehen steuerfrei. Bei konsequenter Verwirk- 
lichung einer an der Reinvermögenszugangstheorie 
orientierten synthetischen Einkommensteuer müssten 
Wertzuwächse und laufende Einkünfte steuerlich gleich 
behandelt werden. Anzumerken ist, dass der Einkünfte- 
dualismus kein Spezifikum des deutschen Steuerrechts 
darstellt, sondern in fast allen Steuerrechtsordnungen an- 
zutreffen ist. 

537 . Ein Abweichen vom Prinzip der synthetischen 
Einkommensbesteuerung ergibt sich durch die zahlrei- 
chen einkunftsartenbezogenen Frei- und Pauschbeträge, 
die vor allem bei den Kapitaleinkünften zu einer unter- 
schiedlichen Besteuerung führen. So sind seit Einfüh- 
rung des Flalbeinkünfteverfahrens Dividenden zur Hälfte 
von der Einkommensteuer befreit. Da die darauf las- 
tende Körperschaftsteuer zu einer Defmitivbelastung ge- 
worden ist, kann die tarifliche Gesamtbelastung von in 
Kapitalgesellschaften erzielten und ausgeschütteten Ge- 
winnen über oder unter der Belastung von gleich hohen, 
dem allgemeinen Einkommensteuertarif unterworfenen 
Einkommen liegen. Einkünfte aus Kapitalvermögen sind 
durch einen Sparerfreibetrag von 1 550 Euro und von 
3 100 Euro bei Zusammenveranlagung privilegiert. Er- 
träge aus bestimmten Formen von Kapitallebensversi- 
cherungen sind steuerlich vollständig freigestellt; Er- 
träge aus Zerobonds werden steuerlich anders behandelt 
als solche aus Anleihen. Beiträge zu und Erträge aus den 
unterschiedlichen Formen und Durchführungswegen der 
betrieblichen, der privaten oder der gesetzlichen Alters- 
vorsorge unterliegen unterschiedlichen Besteuerungsre- 
geln. Schließlich werden im Ausland erzielte Einkünfte 
aus Direktinvestitionen, etwa Gewinne von ausländi- 
schen Betriebsstätten oder Dividenden, die an inländi- 
sche Kapitalgesellschaften fließen, aufgrund der in Dop- 
pelbesteuerungsabkommen regelmäßig vereinbarten 
Freistellung im Inland überhaupt nicht erfasst, unterlie- 
gen dafür aber der Besteuerung im Ausland. Die Liste an 
schedulenhaft ausgestalteten Regelungen bei den Kapi- 
taleinkünften soll hier nicht weiter fortgesetzt werden. 

Weitere Abweichungen werden auch durch zahllose 
Sonder- und Ausnahmeregelungen verursacht, die nur 


bestimmte Gruppen von Steuerpflichtigen betreffen 
(etwa die Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forst- 
wirtschaft nach Durchschnittssätzen gemäß § 13a EStG), 
die nur für bestimmte Sachverhalte gelten (wie die steu- 
erliche Behandlung von Kapitallebensversicherungen 
nach § 20 Absatz 1 Nr. 6 EStG) oder einzelne Betriebe 
begünstigen (wie die Gewinnermittlungsvorschriften des 
§ 5a EStG - die so genannte „Tonnagebesteuerung“ - in 
Verbindung mit der dazugehörigen Lohnsteuervor- 
schrift des § 41a Absatz 4 EStG, wonach deutsche Ree- 
der 40 vH der Lohnsteuer der beschäftigten Besatzungs- 
mitglieder einbehalten können). 

538 . Die deutsche Einkommensteuer ist meilenweit 
vom Ideal einer synthetischen Einkommensteuer ent- 
fernt; sie ist - womöglich ungewollt und unbemerkt - zu 
einer gänzlich unsystematischen Schedulensteuer mu- 
tiert. Statt steuerlicher Systematik herrscht speziell im 
Bereich der Kapitaleinkünfte eher steuerliches Chaos. 
Dies führt nicht nur zu beträchtlichen Ungleichbehand- 
lungen, sondern auch zu gesamtwirtschaftlichen Kapital- 
fehllenkungen und damit einhergehenden volkswirt- 
schaftlichen Kosten. 

Zunehmende Unsystematik der Einkommensbesteuerung 
durch Steuerreformvorhaben 

539 . Die bislang in der laufenden Legislaturperiode 
diskutierten Steuerreformvorhaben tragen keinesfalls zu 
einer größeren Systematik des Einkommensteuerrechts 
bei. Manche der beabsichtigten Rechtsänderungen trü- 
gen zu einer verbesserten Systematik der Einkommen- 
steuer bei, zentrale andere steuerpolitische Reformvor- 
haben wiederum würden die Schedularisierung der 
Einkommensteuer ausbauen und zementieren. Das Pro- 
blem ist, dass die aktuelle Steuerpolitik keine klare Linie 
aufweist. Es wird nicht deutlich, wohin die steuerpoliti- 
sche Reise gehen soll und wie sich Einzelmaßnahmen zu 
einem geordneten Ganzen zusammen fügen. Ohne steu- 
erpolitisches Leitbild fehlt aber die Messlatte zur Beur- 
teilung und Einordnung von Einzelmaßnahmen. Die 
klassische, synthetische Einkommensteuer dient offen- 
sichtlich immer weniger als Richtschnur der Steuerpoli- 
tik; bedauerlicherweise lässt die Steuerpolitik gegenwär- 
tig kein neues Leitbild erkennen. Zur Zeit ist offen, 
welche der beabsichtigten Steuerreformmaßnahmen mit 
welchen Modifikationen Gesetzeskraft erlangen. Zu be- 
fürchten ist, dass mögliche Kompromisse zwischen Re- 
gierung und Opposition im Vermittlungsausschuss die 
Systematik der Einkommensteuer nicht verbessern, son- 
dern eher noch weiter verschlechtern werden. 

Verstöße gegen das Nettoprinzip ... 

540 . Das Nettoprinzip zählt zu den Fundamentalprin- 
zipien der Einkommensbesteuerung. Es besagt, dass 
sich das der Besteuerung unterliegende Einkommen als 
Nettogröße bestimmt aus der Differenz von Einnahmen 
und Ausgaben oder (realisierten) Vermögensmehrun- 
gen und Vermögensminderungen. Das Nettoprinzip ge- 
währleistet insbesondere die Abzugsfähigkeit der be- 
trieblich oder beruflich veranlassten Ausgaben, der so 
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genannten Erwerbsausgaben. Im Gegenzug schließt 
§ 3c Absatz 1 EStG einen Erwerbsausgabenabzug aus, 
sofern Ausgaben in unmittelbarem wirtschaftlichen Zu- 
sammenhang mit steuerfreien Einnahmen stehen. 

Probleme bei der Abgrenzung von privat und erwerbs- 
mäßig veranlassten Ausgaben sind jedem Steuersystem 
immanent und gehören auch zu den ewigen Problemen 
des deutschen Einkommensteuerrechts. Speziell mit 
Umstellung auf das Halbeinkünfteverfahren sind aller- 
dings Verstöße gegen das Nettoprinzip in das Einkom- 
mensteuergesetz und das Körperschaftsteuergesetz ein- 
geflossen, die auch durch die im Korb 11 vorgesehenen 
Regelungen zu § 8b KStG nicht beseitigt werden. Der 
zugrunde liegende Sachverhalt ist allerdings insofern 
kompliziert, als systematische Regelungen mit erhebli- 
chen Aufkommensverlusten für den heimischen Fiskus 
verbunden sein können. 

... im Bereich der Einkommensbesteuerung 

541 . Als Durchbrechung des Nettoprinzips muss im 
Bereich der Einkommensteuer § 3c Absatz 2 EStG ange- 
sehen werden. Danach werden Aufwendungen von na- 
türlichen Personen, die im Zusammenhang mit dem Er- 
werb von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften stehen, 
nur zur Hälfte zum Abzug zugelassen. Dies mag auf den 
ersten Blick konsequent erscheinen, da die korrespon- 
dierenden Ausschüttungen aus Kapitalgesellschaften 
nach § 3 Nr. 40 EStG im Halbeinkünfteverfahren auch 
nur zur Hälfte zur Besteuerung herangezogen werden. 
Tatsächlich ist aus Sicht des Anteilseigners ökonomisch 
jedoch die steuerliche Gesamtbelastung relevant, die 
auch die auf Dividenden liegende Vorbelastung mit Kör- 
perschaftsteuer einschließt. Das Halbeinkünfteverfahren 
ist gerade deshalb eingeführt worden, um insgesamt, das 
heißt unter Einschluss der definitiven Körperschaft- 
steuer, eine Steuerbelastung herzustellen, die typisierend 
der Steuerbelastung gleich hoher anderer Einkünfte ent- 
spricht. Dann ist aber steuersystematisch auch ein voll- 
ständiger Abzug von Beteiligungsaufwendungen gebo- 
ten. 

... im Bereich der Körperschaftsteuer (§ 8b KStG) 

542 . Spiegelbildlich findet sich die einkommensteuer- 
liche Problematik des § 3c EStG für Kapitalgesellschaf- 
ten in § 8b KStG. Zusätzliche Komplikationen treten im 
Bereich der Körperschaftsteuer allerdings noch durch 
unterschiedliche Regelungen für Beteiligungsaufwen- 
dungen im Zusammenhang mit dem Bezug von Inlands- 
dividenden einerseits, Auslandsdividenden andererseits 
auf 

Nach § 8b Absatz 1 KStG sind Dividendenzahlungen 
zwischen inländischen Körperschaften von der Körper- 
schaftsteuer befreit. Durch diese Befreiung soll eine Ku- 
mulation mit Körperschaftsteuer in einer Kapitalgesell- 
schaftskette vermieden werden, so dass es neben einer 
einmaligen Belastung mit Körperschaftsteuer nur noch 
zu einer weiteren steuerlichen Belastung kommt, wenn 
Gewinne den körperschaftsteuerpflichtigen Sektor ver- 


lassen und an eine natürliche Person ausgeschüttet wer- 
den. Innerhalb des neuen Körperschaftsteuersystems ist 
dies eine steuersystematisch richtige Regelung. Formal 
betrachtet, stellen Dividenden bei der empfangenden 
Kapitalgesellschaft also steuerfreie Einnahmen dar. Der 
Gesetzgeber hat deshalb die allgemeine Vorschrift des 
§ 3c Absatz 1 EStG auf Beteiligungsaufwendungen bei 
Kapitalgesellschaften übertragen, mit der Folge, dass der 
entsprechende Aufwand steuerlich unbeachtlich ist, 
sofern im gleichen Veranlagungszeitraum steuerfreie 
Dividenden bezogen werden. Abzugsfähigkeit besteht 
nur insofern, als die Beteiligungsaufwendungen die steu- 
erfreien Dividenden übersteigen. Diese Regelung ist 
schon allein deshalb wenig sinnvoll, weil sie auf einfa- 
che Weise umgangen werden kann: Bei hohen Beteili- 
gungsaufwendungen der Muttergesellschaft wird die 
Tochtergesellschaft die Gewinne zunächst thesaurieren 
und erst zu einem Zeitpunkt ausschütten, zu dem die Be- 
teiligungsaufwendungen gesunken sind. Durch dieses so 
genannte „Ballooning“ kann der zwischenzeitliche, voll- 
ständige Abzug von Beteiligungsaufwendungen herbei- 
geführt werden. Schwerwiegender ist allerdings der 
grundsätzliche Einwand, dass bei ökonomischer Be- 
trachtung gar keine steuerfreien Einnahmen vorliegen. 
Schließlich sind die zugrunde liegenden Gewinne der 
Tochtergesellschaft mit Körperschaftsteuer vorbelastet. 
Insofern müssten die damit in wirtschaftlichem Zusam- 
menhang stehenden Ausgaben eigentlich in voller Höhe 
abzugsfahig sein. Die Einschränkung oder der Aus- 
schluss des Abzugs von Beteiligungsaufwendungen ist 
unsystematisch und führt zu massiven Belastungen des 
fremdfinanzierten Beteiligungserwerbs. 

543 . Bezieht eine inländische Kapitalgesellschaft Divi- 
denden von ihrer ausländischen Tochtergesellschaft, so 
sind diese ebenfalls von der (inländischen) Körper- 
schaftsteuer befreit. Obwohl sich die Befreiung auch in 
diesem Fall auf das körperschaftsteuerliche Beteili- 
gungsprivileg des § 8b Absatz 1 KStG berufen kann, 
verbirgt sich dahinter ein anderes Konzept. Auslandsdi- 
videnden sind in Deutschland grundsätzlich bereits nach 
Maßgabe des in den Doppelbesteuerungsabkommen ver- 
ankerten Schachtelprivilegs von der Körperschaftsteuer 
befreit. Das mit dem Halbeinkünfteverfahren einge- 
führte körperschaftsteuerliche Beteiligungsprivileg bie- 
tet grundsätzlich nur insoweit Vorteile, als es im Gegen- 
satz zum abkommensrechtlichen Schachtelprivileg keine 
Mindestbeteiligungsquote vorsieht. 

Der Abzug von Beteiligungsaufwendungen ist bei 
Auslandsdividenden anders geregelt als bei Inlands- 
dividenden und auch schwieriger zu beurteilen. Steuer- 
systematisch konsequent wäre es, wenn die im Inland 
anfallenden Beteiligungsaufwendungen bei der Gewinn- 
ermittlung der ausländischen Tochtergesellschaft abge- 
zogen würden. Einer solchen Regelung dürfte aber kein 
Land zustimmen, nicht zuletzt aufgrund kaum lösbarer 
administrativer Schwierigkeiten bei der Aufteilung von 
Aufwendungen auf mehrere Staaten. Als zweite Mög- 
lichkeit käme eine völlige Versagung des Abzugs von 
Beteiligungsaufwendungen in Frage; dies würde aber 
klar gegen das Nettoprinzip verstoßen und auf eine Dop- 
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pelbesteuerung hinauslaufen. Dann verbleibt als dritte 
Möglichkeit die unbeschränkte Abzugsfahigkeit der Be- 
teiligungsaufwendungen bei der inländischen Gewinner- 
mittlung. Dies wird in der Tat auch im Schrifttum gefor- 
dert. Dem deutschen Fiskus können dann aber 
erhebliche fiskalische Kosten in Form von Aufkom- 
mensverlusten entstehen; er kann gewissermaßen zum 
Objekt internationaler fiskalischer Ausbeutung werden. 
Für sich genommen stellen diese Aufkommenseinbußen 
keine Effizienzverluste dar; diese treten allerdings da- 
durch auf, dass die Steuerausfälle bei gegebenen staatli- 
chen Ausgaben durch die Erhöhung verzerrender Steu- 
ern kompensiert werden müssen. Deshalb ist von einer 
unbeschränkten Abzugsfahigkeit von Beteiligungsauf- 
wendungen im Inland ebenfalls abzuraten. 

544. Zur Verdeutlichung der Auswirkungen auf das na- 
tionale Steueraufkommen bei ,, steuerfreiem “ Zufluss von 
Auslandsdividenden und Abzug von Beteiligungsaufwen- 
dungen im Inland sei ein einfaches Beispiel betrachtet 
(Schaubild 69). Die Mutterkapitalgesellschaft mit Sitz 
im Inland nimmt bei einem ausländischen Kreditgeber 
Fremdkapital auf mit dem Investitionen einer Tochter- 
gesellschaft mit Sitz im Ausland über eine Aufstockung 
des Beteiligungskapitals finanziert werden. Die Investiti- 
onserträge bei der ausländischen Toehter belaufen sich 


ebenso wie der Beteiligungsaufwand in Form von Zins- 
ausgaben auf 100 Einheiten. Die inländische Mutter soll 
aus Produktionstätigkeit Erträge von ebenfalls 100 Ein- 
heiten erwirtschaften, wobei die damit zusammenhän- 
genden Betriebsausgaben schon gegengerechnet sind. 
Einkommen- und Körperschaftsteuersatz betragen im In- 
land 50 vH und im Ausland 30 vH. 

Die Tochtergesellschaft führt Steuern in Höhe von 
30 Einheiten an den ausländischen Fiskus ab und schüt- 
tet 70 Einheiten an die Muttergesellschaft aus. Die Divi- 
denden sind im Inland steuerfrei; sie werden bei der 
Mutter thesauriert. Der Beteiligungsaufwand der Mutter 
von 100 Einheiten kann mit den Gewinnen von ebenfalls 
100 Einheiten aus der inländischen Produktionstätig- 
keit verrechnet werden, so dass die inländische Kapital- 
gesellschaft keine Steuern abführt. Der ausländische 
Kreditgeber bezieht von der Muttergesellschaft Zinsein- 
nahmen in Höhe von 100 Einheiten. Davon werden 
30 Einheiten an den ausländischen Fiskus abgeführt. Im 
Ergebnis fließen dem ausländischen Fiskus sämtliche 
Steuereinnahmen zu, der inländische geht dagegen gänz- 
lich leer aus, obwohl eine Wertschöpfung von 100 Ein- 
heiten entstanden ist. Das ihm daraus zustehende Steu- 
eraufkommen wird durch die Möglichkeit des Abzugs 
von Beteiligungsaufwendungen ins Ausland umgeleitet. 


Schaubild 69 


Aufkommenseffekte bei Auslandsdividenden und Abzug von Beteiligungsaufwendungen 
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Der deutsche Fiskus beseitigt die internationale Doppel- 
besteuerung auf Kosten seines eigenen Steueraufkom- 
mens. Es leuchtet ein, dass dies aus nationaler Sicht eine 
höchst unbefriedigende Situation ist. 

545 . Als Ausweg aus dem Dilemma, dass ein vollstän- 
diger Abzug von Beteiligungsaufwendungen im Ausland 
nicht möglich und im Inland problematisch ist, ein Ab- 
zugsverbot aber ebenfalls nicht in Frage kommt, hat der 
deutsche Gesetzgeber mit § 8b Absatz 5 KStG eine Zwi- 
schenlösung gewählt. Danach gelten 5 vH der aus dem 
Ausland bezogenen Dividenden im Inland als nicht ab- 
zugsfähiger Beteiligungsaufwand. Im Ergebnis bedeutet 
dies, dass die tatsächlichen Beteiligungsaufwendungen 
in voller Höhe im Inland abzugsfähig sind, im Gegenzug 
allerdings 5 vH der Auslandsdividenden im Inland steu- 
erpflichtig sind. Auf diese Weise wird zumindest ein Teil 
der dem deutschen Fiskus durch die Abzugsfähigkeit der 
Beteiligungsaufwendungen entstehenden fiskalischen 
Kosten aufgewogen. Gleichwohl bleibt dies eine letzt- 
lich unsystematische Regelung, die allerdings im gelten- 
den Körperschaftsteuersystem eine gewisse Berechti- 
gung hat. 

546 . Die unterschiedliche Behandlung von Beteili- 
gungsaufwendungen je nach Ansässigkeit der Toch- 
tergesellschaft im In- oder Ausland ist nicht nur 
ökonomisch, sondern vor allem auch EG-rechtlich pro- 
blematisch. Immer dann, wenn die tatsächlichen Beteili- 
gungsaufwendungen unter 5 vH der entsprechenden Di- 
videndenzuflüsse liegen, werden Ausländsbeteiligungen 
wegen der pauschalierenden Sonderregelung des § 8b 
Absatz 5 KStG gegenüber Inlandsbeteiligungen diskri- 
miniert. Darin ist ein Verstoß gegen die Niederlassungs- 
freiheit nach Artikel 43 EG- Vertrag und die Kapitalver- 
kehrsfreiheit nach Artikel 56 EG- Vertrag zu sehen. Liegt 
umgekehrt der tatsächliche Beteiligungsaufwand über 
5 vH der ausgeschütteten Dividenden, werden Ausländs- 
beteiligungen günstiger behandelt als Inlandsbeteiligun- 
gen. Eine solche Diskriminierung des Inlandssachver- 
halts ist zwar EG-rechtlich möglich, könnte aber gegen 
den aus Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz abgeleiteten 
Grundsatz der Besteuerungsgleichheit verstoßen. 

Aufgrund dieser EG-rechtlichen Problematik plant der 
Gesetzgeber im Korb II, die Behandlungen von Beteili- 
gungsaufwendungen für den Inlandsfall dem Auslands- 
fall anzugleichen. Dazu soll das Betriebsausgabenab- 
zugsverbot von pauschal 5 vH der ausgeschütteten 
Dividenden auf Inlandsbeteiligungen ausgeweitet wer- 
den und im Gegenzug das allgemeine Abzugsverbot des 
§ 3c Absatz 1 EStG entfallen. In mehrstufigen Konzer- 
nen wären dann auf jeder Stufe 5 vH der Dividenden 
steuerpflichtig. Die damit verbundene Mehrbelastung 
beeinträchtigt nicht nur die Investitionsbedingungen in 
Deutschland, sie vermindert auch die Attraktivität des 
Standorts Deutschland. Auf der anderen Seite wäre es 
aufgrund der negativen Aufkommenseffekte bedenklich 
gewesen, die bei Inlandsbeteiligungen eigentlich ge- 
botene vollständige Abzugsfahigkeit von Beteiligungs- 
aufwand auf Auslandssachverhalte zu übertragen. Eine 
pauschalierende Behandlung von Beteiligungsaufwen- 


dungen auch bei Inlandsbeteiligungen könnte allenfalls 
damit gerechtfertigt werden, dass es sich bei Aus- 
schüttungen zwischen Kapitalgesellschaften auch um 
Gewinne aus steuerfreien Quellen handeln kann, wie 
etwa Gewinne aus ausländischen Direktinvestitionen 
(Betriebsstätten, Personengesellschaften, Kapitalgesell- 
schaften). Generell wäre allerdings in Betracht zu zie- 
hen, den steuerpflichtigen Prozentsatz der Dividenden in 
konkreten Fällen dann zu reduzieren, wenn nachgewie- 
sen wird, dass die tatsächlichen Beteiligungsaufwendun- 
gen unter 5 vH liegen. 

547 . Die Steuerbefreiung von Ausschüttungen zwi- 
schen Kapitalgesellschaften wird ergänzt durch die Steu- 
erbefreiung von Veräußerungsgewinnen nach § 8b 
Absatz 2 KStG. Dabei entspricht es der Logik des Halb- 
einkünfteverfahrens, dass Veräußerungsgewinne von der 
Besteuerung verschont bleiben, solange sie im körper- 
schaftsteuerlichen Sektor verbleiben. Dies gilt uneinge- 
schränkt, sofern Wertsteigerungen auf bereits versteuer- 
ten Rücklagen beruhen; aus Praktikabilitätsgründen 
akzeptabel ist die Steuerfreiheit von Gewinnen aus der 
Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften 
durch Kapitalgesellschaften aber auch dann, wenn die 
Wertsteigerungen auf stillen Reserven beruhen (Zif- 
fer 573). Korrespondierend zur Befreiung von Veräuße- 
rungsgewinnen enthält § 8b Absatz 3 KStG dann ein Ab- 
zugsverbot von Veräußerungsverlusten und Teilwertab- 
schreibungen. 

Durch die im Korb II vorgesehenen Regelungen soll nun 
in § 8b Absatz 3 KStG ebenfalls ein pauschales Be- 
triebsausgabenabzugsverbot in Höhe von 5 vH der Ver- 
äußerungsgewinne festgeschrieben werden. Laut Geset- 
zesbegründung soll dadurch verhindert werden, dass das 
Betriebsausgabenabzugsverbot bei Dividenden durch 
Thesaurierung der Gewinne der Kapitalgesellschaft und 
anschließende steuerfreie Veräußerung der Beteiligung 
umgangen werden kann. Nicht berücksichtigt wird je- 
doch, dass Wertsteigerungen von Beteiligungen, die ih- 
ren Niederschlag in Veräußerungsgewinnen finden, nicht 
nur auf thesaurierte Gewinne (offene Rücklagen) zu- 
rückzuführen sind, sondern in hohem Maße auf künftige 
Ertragsaussichten (stille Reserven). Darauf ist aber der 
in der Gesetzesbegründung vermutete Umgehungstatbe- 
stand nicht anwendbar. Auch ist zu berücksichtigen, dass 
bei Besteuerung von Veräußerungsgewinnen in Höhe 
von 5 vH systematisch ein entsprechender Abzug von 
Veräußerungsverlusten und Teilwertabschreibungen zu- 
gelassen werden müsste, der im Gesetzentwurf aller- 
dings nicht vorgesehen ist. Insofern sollte die vorgese- 
hene Neuregelung des § 8b KStG im Hinblick auf die 
Einbeziehung von Veräußerungsgewinnen überdacht 
und fallen gelassen werden. 

Beschränkungen der Verlustverrechnung 

548 . Gewinne und Verluste sind im Rahmen einer syn- 
thetischen Einkommensteuer gleich zu behandeln. 
Grundsätzlich sollten Verluste bei einer Einkunftsart mit 
Gewinnen anderer Einkunftsarten desselben oder eines 
anderen Jahres verrechnet werden können. Steuersyste- 
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matisch geht es um die Wahrung des Nettoprinzips; wir- 
kungsanalytisch fuhren Verlustverrechnungsbeschrän- 
kungen zu negativen Zins- und Liquiditätseffekten, die 
die Investitionstätigkeit beeinträchtigen und die Stand- 
ortattraktivität reduzieren. Betroffen sind vor allem neu 
gegründete Unternehmen, Unternehmen mit stark 
schwankenden Ergebnissen oder solche, die nach einer 
Krise wieder erste Gewinne erwirtschaften. Gerade be- 
sonders innovative und damit auch riskante Unterneh- 
men werden durch Beschränkungen des Verlustaus- 
gleichs stark beeinträchtigt. Das deutsche Steuerrecht 
enthält eine ganze Reihe von Beschränkungen des inter- 
nen (innerhalb einer Einkunftsart) und externen (zwi- 
schen unterschiedlichen Einkunftsarten) Verlustaus- 
gleichs. 

Begründet werden Maßnahmen zur Beschränkung des 
Verlustausgleichs mit dem Bestreben nach einer Verste- 
tigung der Steuereinnahmen und der Vermutung, dass 
Verluste rein steuerlich motiviert sind, tatsächlich aber 
nicht auftreten. So war zum Beispiel die Summe der Ein- 
künfte aus Vermietung und Verpachtung in den letzten 
Jahren stets negativ, wobei die steuerlichen Verluste zwi- 
schen 8,3 Mrd Euro im Jahr 1992 und 16,5 Mrd Euro im 
Jahr 1998 lagen (Ziffer 831). Tatsächlich dürften dem 
aber keine ökonomischen Verluste entsprechen; andern- 
falls wäre der Neubau von Mietwohnungen schlecht zu 
erklären. Durch eine Verlustverrechnungsbeschränkung 
soll eine bestimmte Mindestbesteuerung sichergestellt 
werden. Die steuersystematisch richtige Antwort auf sol- 
che Fälle besteht allerdings nicht in der Beschränkung 
des Verlustausgleichs, sondern in der Beseitigung der 
den steuerlichen Verlust verursachenden Regelungen 
oder Gestaltungsmissbräuche. 

549 . Die aktuell im Korb II vorgesehenen Regelungen 
zur Verlustverrechnung sind widersprüchlich. Zum Teil 
stärken sie die Systematik der synthetischen Einkommen- 
steuer, zum Teil schwächen sie diese weiter. Steuersyste- 
matisch geboten ist die vorgesehene Streichung der 
Sätze 2 bis 8 des § 2 Absatz 3 EStG, die durch das „Steu- 
erentlastungsgesetz 1999/2000/2002“ eingeführt wurden 
und durch Beschränkung des externen Verlustausgleichs 
eine einkunftsartbezogene Mindestbesteuerung gewähr- 
leisten sollen. Diese Vorschriften sind nicht nur wir- 
kungsanalytisch fragwürdig, sie sind wegen ihrer weit- 
gehend unverständlichen und nicht nachvollziehbaren 
Formulierungen auch verfassungsrechtlich zweifelhaft, 
weil sie gegen das Rechtsstaatsprinzip verstoßen könn- 
ten. 

Glanzstücke der Formulierungskunst im deutschen Steu- 
errecht (§ 2 Absatz 3 Sätze 6 und 7 EStG): „Bei Ehegat- 
ten, die nach den §§ 26, 26b zusammen veranlagt wer- 
den, sind nicht nach Satz 2 bis 5 ausgeglichene negative 
Einkünfte des einen Ehegatten dem anderen Ehegatten 
zuzurechnen, soweit sie bei diesem nach den Sätzen 2 
bis 5 ausgeglichen werden können; können negative Ein- 
künfte des einen Ehegatten bei dem anderen Ehegatten 
zu weniger als 51 500 Euro ausgeglichen werden, sind 
die positiven Einkünfte des einen Ehegatten über die 
Sätze 2 bis 5 hinaus um den Unterschiedsbetrag bis zu 


einem Höchstbetrag von 51 500 Euro durch die noch 
nicht ausgeglichenen negativen Einkünfte dieses Ehe- 
gatten zu mindern, soweit der Betrag der Minderungen 
bei beiden Ehegatten nach den Sätzen 2 bis 6 den Betrag 
von 103 000 Euro zuzüglich der Hälfte des den Betrag 
von 103 000 Euro übersteigenden Teils der zusammen- 
gefassten Summe der positiven Einkünfte beider Ehegat- 
ten nicht übersteigt. Können negative Einkünfte des ei- 
nen Ehegatten bei ihm nach Satz 3 zu weniger als 
51 500 Euro ausgeglichen werden, sind die positiven 
Einkünfte des anderen Ehegatten über die Sätze 2 bis 6 
hinaus um den Unterschiedsbetrag bis zu einem Höchst- 
betrag von 51 500 Euro durch die noch nicht ausgegli- 
chenen negativen Einkünfte des einen Ehegatten zu min- 
dern, soweit der Betrag der Minderungen bei beiden 
Ehegatten nach den Sätzen 3 bis 6 den Betrag von 
103 000 Euro zuzüglich der Hälfte des den Betrag von 
103 000 Euro übersteigenden Teils beider Ehegatten 
nicht übersteigt. “ 

Die Abschaffung der externen Verlustverrechnungsbe- 
schränkung des § 2 Absatz 3 EStG wird nun allerdings 
durch die ebenfalls im Korb II geplanten und vorher 
schon im Entwurf des Steuervergünstigungsabbaugeset- 
zes vorgesehenen verschärften interperiodischen Ver- 
rechnungsbeschränkungen des § lOd EStG konterkariert, 
nach der Verlustvorträge die einkommen- und körper- 
schaftsteuerpflichtigen Einkünfte sowie den Gewerbeer- 
trag grundsätzlich nur zur Flälfte reduzieren können. Zur 
Vermeidung von Härten ist eine Mittelstandskompo- 
nente von 100 000 Euro vorgesehen; in dieser Höhe dür- 
fen Verluste weiterhin unbeschränkt in jeder Periode 
verrechnet werden. 

Die vorgesehene Mittelstandskomponente mag in Ein- 
zelfällen entlastend wirken, sie nützt allerdings nichts im 
Hinblick auf größere Investitionsvorhaben multinationa- 
ler Unternehmen. Zu befürchten ist deshalb, dass die 
- im internationalen Vergleich im Übrigen einzigartige 
Form der - Mindestbesteuerung ausländische Investoren 
davon abhält, in Deutschland erstmals aktiv zu werden. 
Denn Neuansiedlungen sind im Allgemeinen weniger di- 
versifiziert als bestehende Unternehmen, so dass das 
Verlustverrechnungspotenzial von vornherein geringer 
ausfällt. 

Zick-Zack-Kurs bei der Besteuerung von Zinseinkünften 
(Abgeltungssteuer) 

550 . Eine weitgehende Abkehr von der synthetischen 
Einkommensteuer wäre mit dem für den 1 . Januar 2004 
geplanten In-Kraft-Treten des Zinsabgeltungssteuerge- 
setzes vollzogen worden. Allerdings wurde dieses Vor- 
haben unter Hinweis auf die EU-Richtlinie zur Zinsbe- 
steuerung bis auf weiteres zurückgestellt. 

Zinseinkünfte sollten danach bei einkommensteuer- 
pflichtigen Gläubigem - nicht aber im Bereich des 
Körperschaftsteuergesetzes - optional einer Abgel- 
tungssteuer von 25 vH unterliegen, sofern der Schuld- 
ner ein Kreditinstitut ist oder die Zinsen aus Anleihen 
und Forderungen resultieren, die in ein öffentliches 



Drucksache 15/2000 


-322- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Schuldbuch (etwa Bundesanleihen) oder ausländisches 
Register eingetragen sind. Dabei ist es unerheblich, ob 
die Zinsen innerhalb der Gewinn- oder der Überschuss- 
einkünfte anfallen. Die von der Abgeltungssteuer er- 
fassten Kapitalerträge hätten dann nicht mehr zu den 
Einkünften und dem Einkommen im Sinne des § 2 
Absatz 2 ff. EStG gezählt. Die zumindest formal noch 
geltende Gleichheit der Einkunftsarten wäre durchbro- 
chen worden; die Abgeltungssteuer wäre ein Fremdkör- 
per im geltenden Einkommensteuersystem. Sie hätte 
auch nicht wirklich zu einer Vereinfachung des Steuer- 
rechts beigetragen. Durch die Einführung eines Wahl- 
rechts zwischen der Anwendung des Abgeltungssteuer- 
satzes von 25 vH auf Bruttobasis und der Einbeziehung 
in die allgemeine Einkommensteuerveranlagung hätten 
Steuerpflichtige im relevanten Einkommensbereich vor 
Ausübung der Option für die Abgeltungssteuer eine 
„Schattenveranlagung“ durchführen müssen, um deren 
Vorteilhaftigkeit festzustellen. Da die Abgeltungssteuer 
nicht für Kapitalerträge etwa aus privaten Darlehen 
oder Gesellschafterdarlehen an Kapitalgesellschaften 
angewendet werden sollte, wären zahlreiche Abwehr- 
maßnahmen erforderlich geworden, um Umgehungs- 
möglichkeiten etwa durch Zwischenschaltung einer 
Bank zu verhindern. 

551 . Der wichtigste Einwand gegen die vorgesehene 
Abgeltungssteuer besteht aber darin, dass ihre isolierte 
Einführung ohne entsprechende Anpassungen bei der 
Unternehmensbesteuerung zu unerwünschten Wirkun- 
gen führen kann. Der Zusammenhang von Abgeltungs- 
steuer und Untemehmensbesteuerung wird durch die 
folgenden Überlegungen deutlich: Die Vorteilhaftigkeit 
von Investitionsvorhaben hängt vom Vergleich der In- 
vestitionserträge mit den Erträgen alternativer Kapital- 
anlagen ab, unter jeweiliger Berücksichtigung der Er- 
tragsbesteuerung. Eine unterschiedliche Besteuerung 
alternativer Kapitalanlagen beeinflusst deshalb die 
Investitionsentscheidungen. Würden Zinsen aus Festan- 
sprüchen nun einer Abgeltungsbesteuerung unter- 
worfen, Eigenkapitalerträge aus risikobehafteten Real- 
investitionen hingegen nicht, wäre dies ein klares 
Investitions- und Beschäftigungshemmnis. Angenom- 
men, der Zinssatz aus Bankeinlagen betrage 10 % und 
der Satz der Abgeltungssteuer 25 vH, so dass sich eine 
Nach- Steuer- Verzinsung von 7,5 % ergibt. Bei einer bis 
zum Anteilseigner durchgerechneten Belastung der Un- 
temehmensgewinne von 50 vH müssten Realinvestitio- 
nen eine Mindestrendite von 1 5 % abwerfen, um für In- 
vestoren überhaupt attraktiv zu sein. Würden 
Zinseinkünfte hingegen ebenfalls mit 50 vH besteuert, 
wären eigenfinanzierte Realinvestitionen schon bei ei- 
ner Vor-Steuer-Rendite von über 10 % vorteilhaft. Aus- 
gehend von einer synthetischen Besteuerung würden 
bei Einführung einer Abgeltungssteuer also Investiti- 
onsvorhaben mit Bruttorenditen zwischen 10 % und 
15 % unterbleiben. Auch die Wahl der Finanzierungs- 
wege einer Realinvestition würde beeinflusst: die Fi- 
nanzierungsstruktur würde sich noch weiter zu Lasten 
des Eigenkapitals verschieben. 


Diese negativen Investitionswirkungen werden in der 
aktuellen Diskussion über die Vorteilhaftigkeit einer Ab- 
geltungssteuer häufig vernachlässigt. Sie sprechen aller- 
dings nicht grundsätzlich gegen eine Abgeltungssteuer. 
Sie machen lediglich deutlich, dass die Integration einer 
Abgeltungssteuer in die klassische Einkommensbesteue- 
rung mit Problemen und unerwünschten Wirkungen ver- 
bunden ist. Der Sachverständigenrat tritt nach wie vor 
für die Einführung einer Abgeltungssteuer ein (zuletzt 
JG 2000 Ziffer 375); sie sollte allerdings in eine grund- 
legende Reform der Kapitaleinkommensbesteuerung 
und des Einkommensteuersystems eingeordnet sein. 

Keine klare Linie bei der Besteuerung von 
Veräußerungsgewinnen 

552 . Nach der Reinvermögenszugangstheorie sind 
Wertsteigerungen des Vermögens in die Besteuerung 
einzubeziehen, wobei dem Zuflussprinzip entsprechend 
und aus Praktikabilitätsgründen nur realisierte Veräuße- 
rungserfolge berücksichtigt werden. Das geltende Ein- 
kommensteuerrecht folgt diesem Besteuerungsideal 
allerdings nur zum Teil. Während betriebliche Veräuße- 
rungsgewinne prinzipiell steuerlich erfasst werden, gilt 
dies für private Veräußerungserfolge nur in begrenztem 
Rahmen. 

Nach den §§ 3 Nr. 40 und 3c Absatz 2 EStG gilt für 
Steuerpflichtige mit Anteilen an Kapitalgesellschaften 
im Privatvermögen eine hälftige Steuerfreistellung für 
Veräußerungsgewinne, soweit die verkauften Anteile 
Beteiligungen im Sinne des § 17 EStG darstellen (Betei- 
ligungsgrenze 1 vH) oder aus Spekulationsgeschäften 
nach § 23 EStG (Haltedauer nicht mehr als zwölf Mo- 
nate) resultieren. Anteilsveräußerungen aus dem Privat- 
vermögen sind außerhalb der §§17 und 23 EStG gänz- 
lich steuerbefreit. Eine nur hälftige Besteuerung gilt 
nach den §§ 3 Nr. 40 und 3c Absatz 2 EStG auch für Ge- 
winnerhöhungen aus der Veräußerung (oder Entnahme) 
von Anteilen an Kapitalgesellschaften, die sich im Be- 
triebsvermögen befinden. Aufgrund des durch das Un- 
temehmensteuerfortentwicklungsgesetz neu gefassten 
§ 6b Absatz 10 EStG können Einzelunternehmen und 
Personengesellschaften (soweit an ihnen keine körper- 
schaftsteuerpflichtigen Gesellschafter beteiligt sind) 
Veräußerungsgewinne von Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften bis zu einem Betrag von 500 000 Euro unter 
Beachtung gewisser Einschränkungen steuerfrei auf be- 
stimmte Wirtschaftsgüter übertragen. Gewinne aus der 
Veräußerung von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften 
durch Kapitalgesellschaften sind nach § 8b Absatz 2 
KStG vollständig steuerbefreit. Entsprechende Veräuße- 
rungsgewinne werden somit steuerlich ebenso behandelt 
wie Ausschüttungen von Kapitalgesellschaften an Kapi- 
talgesellschaften nach § 8b Absatz 1 KStG. Nach der In- 
tention des Gesetzgebers sollen dadurch Kaskadenef- 
fekte verhindert werden. Veräußerungserfolge von im 
Privatbesitz befindlichen (vermieteten) Grundstücken 
unterliegen nach § 23 EStG nur dann der Besteuerung, 
wenn der Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräuße- 
rung nicht mehr als zehn Jahre beträgt. 
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553 . Im ursprünglichen Entwurf des Steuervergünsti- 
gungsabbaugesetzes hatte die Bundesregierung eine Er- 
weiterung der Steuerpflicht für Veräußerungsgewinne 
bei Wertpapieren und nicht selbstgenutzten Grundstü- 
cken vorgesehen. Einmal mehr wurden diese Maßnah- 
men im Bundesrat gestoppt. Sie sollen gleichwohl kurz 
gewürdigt werden. Zum einen wären sie als Schritt in 
Richtung einer synthetischen Einkommensteuer einzu- 
stufen gewesen. Andererseits hätten die vorgesehenen 
Regelungen bei In-Kraft-Treten aber zu einer Vielzahl 
unterschiedlicher Steuersätze auf Veräußerungsgewinne 
geführt, was nicht nur zusätzliche Komplikationen, son- 
dern auch neue Schedularisierungstatbestände geschaf- 
fen hätte. Veräußerungsgewinne bei gewerblichen Ein- 
künften unterliegen in der Spitze einem Satz von 
48,5 vH (oder von 42 vH bei In-Kraft-Treten des im 
Haushaltsbegleitgesetz 2004 vorgesehenen Vorziehens 
der Steuerreformstufe 2005 auf 2004). Private Veräuße- 
rungsgewinne, die nach § 17 EStG steuerpflichtig sind, 
werden hingegen mit bis zu 24,25 vH (2 1 vH ab 2004) 
besteuert. Die neuen Regelungen hätten außerdem einen 
Sondersteuersatz von 15 vH gebracht für Veräußerungs- 
gewinne aus Immobiliengeschäften und von 7,5 vH im 
Fall von Aktienverkäufen. Schließlich war eine 10-pro- 
zentige Gewinnpauschalierungsregelung für Altfälle 
vorgesehen, das heißt für Anschaffung vor, aber Veräu- 
ßerung nach In-Kraft-Treten der Neuregelung. Die stei- 
gende Anzahl unterschiedlich besteuerter Einkünfte 
hätte zusätzliche Abgrenzungsprobleme bei Einnahmen 
und Ausgaben geschaffen. So sind etwa Refmanzie- 
rungszinsen auf die verschiedenen Einkünfte zu vertei- 
len. Differenzierte Tarife lösen aber immer Anreize aus, 
Einnahmen niedrigen Steuersätzen zu unterwerfen und 
Ausgaben bei hohen Steuersätzen geltend zu machen. 
Werden gesetzgeberische Maßnahmen gegen derartige 
Arbitragehandlungen ergriffen, steigt die Komplexität 
des Steuerrechts als unmittelbare Konsequenz der ver- 
minderten Systematik. 

554 . Eine wirklich systematische Regelung der Veräu- 
ßerungsgewinnbesteuerung ist im geltenden Steuersys- 
tem aufgrund des einkommensteuerlichen Einkünftedua- 
lismus, wegen der unterschiedlichen steuerlichen 
Behandlung von Kapitalgesellschaften und Personenun- 
temehmen und nach dem Übergang vom Anrechnungs- 
verfahren zum Halbeinkünfteverfahren nicht zu errei- 
chen. Durch Einzelmaßnahmen ließen sich punktuelle 
Verbesserungen erzielen. So sollten Gewinne aus der 
Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften 
durch einkommensteuerpflichtige Anteilseigner gene- 
rell der Einkommensteuer unterworfen und entspre- 
chende Verluste zum Abzug zugelassen werden. Analo- 
ges gilt für Veräußerungserfolge bei im Privatvermögen 
gehaltenen (vermieteten) Grundstücken. Demgegenüber 
ist die Steuerbefreiung von Gewinnen aus der Veräuße- 
rung von Anteilen an Kapitalgesellschaften bei körper- 
schaftsteuerpflichtigen Anteilseignern gemäß § 8b 
Absatz 2 KStG im Rahmen des Halbeinkünfteverfahrens 
vertretbar. Ungleichbehandlungen und allokative Ver- 
werfungen lassen sich auch dann allerdings nicht ver- 
meiden. Am sinnvollsten ist es deshalb, Neuregelungen 


zur Veräußerungsgewinnbesteuerung in eine umfassende 
Reform der Kapitaleinkommensbesteuerung einzubet- 
ten (Ziffern 584 ff.). 

Hin und Her bei der pauschalierten Gewinnermittlung 

555 . Regelungen zur pauschalen Gewinnermittlung 
stellen ein weiteres Beispiel dafür dar, dass der Gesetz- 
geber einerseits versucht hat, durch Einzelmaßnahmen 
die Systematik der Einkommensteuer zu verbessern, an- 
dererseits nur wenig später in anderen Gesetzesvorhaben 
genau gegenteilige Maßnahmen einführen wollte. Es 
fällt schwer, eine tiefere Logik in dem Nebeneinander 
von Steuerreformmaßnahmen zu sehen, die einmal auf 
die Abschaffung pauschaler Gewinnermittlungsmetho- 
den bei Handelsschiffen nach § 5a EStG („Tonnagebe- 
steuerung“) zielten, das andere Mal auf deren Einfüh- 
rung für Kleinuntemehmer durch einen neuen § 5b EStG 
im Rahmen des „Kleinuntemehmerforderungsgesetzes“. 
Das ganze Elend der deutschen Steuerpolitik zeigt sich 
zusätzlich darin, dass keines dieser Vorhaben realisiert 
werden konnte, weil entweder Lobbyisten intervenierten 
oder der Bundesrat im Vermittlungsverfahren die Ge- 
winnermittlung durch Betriebsausgabenpauschalierung 
für Kleinuntemehmer stoppte. 

Bemerkungen zur Neuregelung der Besteuerung von 
Altersbezügen 

556 . Der Sachverständigenrat hat sich wiederholt für 
eine nachgelagerte Besteuemng der Renten aus der Ge- 
setzlichen Rentenversichemng ausgesprochen (zuletzt 
JG 2002 Ziffern 548 ff.). Im März dieses Jahres hat 
dazu die von der Bundesregierung eingesetzte „Sach- 
verständigenkommission zur Neuordnung der steuer- 
rechtlichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwendun- 
gen und Altersbezügen“ entsprechende Vorschläge 
unterbreitet. 

Die Kommission schlägt ein „Drei-Schichten-Modell“ 
vor, wobei die den einzelnen Schichten zuzuordnenden 
Produkte unterschiedlich besteuert werden sollen. Zur 
ersten Schicht gehören Leibrenten, bei denen die erwor- 
benen Anwartschaften „nicht beleihbar, nicht vererblich, 
nicht veräußerbar, nicht übertragbar und nicht kapitali- 
sierbar“ sind. Damnter fallen Leibrenten aus der Gesetz- 
lichen Rentenversichemng, aus den bezugsständischen 
Versorgungseinrichtungen und aus privaten kapitalge- 
deckten Lebensversicherungen. Für diese Schicht ist 
eine nachgelagerte Besteuerung ohne Höchstgrenze für 
die abziehbaren Aufwendungen vorgesehen. Zur zweiten 
Schicht zählen Produkte der privaten kapitalgedeckten 
Altersvorsorge nach § 10a und §§79 ff EStG sowie der 
betrieblichen Altersvorsorge. Allerdings soll der An- 
wendungsbereich der geforderten Privatvorsorge auf alle 
unbeschränkt Steuerpflichtigen ausgedehnt werden. Vor- 
geschlagen wird für die Zusatzversorgung der zweiten 
Schicht eine nachgelagerte Besteuerung mit einer be- 
tragsmäßigen Begrenzung der Beiträge. Die dritte 
Schicht enthält alle sonstigen Kapitalanlageprodukte, die 
vorgelagert besteuert werden sollen. 
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Unstrittig ist die nachgelagerte Besteuerung für Alters- 
einkünfte aus der Gesetzlichen Rentenversicherung ein- 
schließlich des von der Kommission empfohlenen Über- 
gangsszenarios. Geteilter Meinung kann man über die 
nachgelagerte Besteuerung der mit einem (begrenzten) 
Kapitalwahlrecht ausgestatteten Vorsorgeprodukte der 
zweiten Schicht sein. Allerdings spricht sehr viel dafür, 
alle Altersvorsorgeprodukte, die durch ähnliche Eigen- 
schaften charakterisiert sind wie die Renten aus der 
Gesetzlichen Rentenversicherung sowie aus den berufs- 
ständischen Versorgungswerken oder aus privaten 
Leibrentenverträgen, auch in Analogie zu den Alters- 
einkünften aus der Gesetzlichen Rentenversicherung 
nachgelagert zu besteuern. Gleichwohl sollte eine Be- 
schränkung der Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für 
private Leibrentenverträge erwogen werden. 

Fazit 

557. Auf Grundlage der bisherigen Ausführungen las- 
sen sich die Mängel des deutschen Einkommen- und 
Körperschaftsteuersystems wie folgt zusammenfassen: 

- Die tariflichen und effektiven Steuerbelastungen der 
unternehmerischen Gewinne sind in Deutschland im 
internationalen Vergleich zu hoch. Unter steuerlichen 
Gesichtspunkten ist der Standort Deutschland für In- 
bound- und Outbound-Investitionen multinationaler 
Unternehmen unattraktiv. 

- Die Untemehmensbesteuerung beeinträchtigt die In- 
vestitionstätigkeit; sie verzerrt die Finanzierungsent- 
scheidungen und die Rechtsformwahl. 

- Eine synthetische Einkommensbesteuerung, das heißt 
eine Gleichbehandlung der Einkunftsarten, ist im gel- 
tenden Recht nicht gewährleistet; die Einkommen- 
steuer mutiert zunehmend zu einer unsystematischen 
Schedulensteuer. 

- Die Gestaltungsfreiheit der nationalen Steuergesetz- 
gebung wird durch die EG-rechtlichen Grundfreihei- 
ten, insbesondere die Niederlassungsfreiheit und die 
Kapitalverkehrsfreiheit, sowie das Beihilfeverbot be- 
grenzt. Eine Reihe wichtiger steuergesetzlicher Rege- 
lungen ist im Flinblick auf die Vereinbarkeit mit dem 
EG-Recht anzupassen. 

- Die aktuelle Steuerpolitik lässt Glaubwürdigkeit und 
Zuverlässigkeit vermissen; sie ist hektisch und 
sprunghaft, sie folgt keinem erkennbaren steuerpoliti- 
schen Leitbild; das Steuerrecht ist zunehmend kom- 
plizierter und missbrauchsanfälliger geworden. 

Was ist zu tun? Wie soll das deutsche Steuersystem re- 
formiert werden? Zur Beantwortung dieser Fragen wird 
ein Kriterienkatalog benötigt, der die Messlatte für die 
Beurteilung alternativer Steuerreformkonzepte definiert. 

Kriterien für und Ausblick auf eine Reform der 
Einkommens- und Unternehmensbesteuerung 

558 . Der erste Programmpunkt der im letzten Jahres- 
gutachten dargelegten „Zwanzig Punkte für Beschäfti- 


gung und Wachstum“ enthielt die Forderung nach einer 
Integration von Einkommens- und Untemehmensbesteu- 
erung. Dazu wurden zwei mögliche Reformoptionen 
skizziert, die im Folgenden näher ausgearbeitet werden. 
Zunächst werden Kriterien angegeben, die das Beurtei- 
lungsraster für Steuerreformen abgeben. Während die 
meisten Zielcharakter haben, stellt die Forderung nach 
Vereinbarkeit mit dem Europarecht eine wichtige Ne- 
benbedingung dar. Bei den Zielkategorien besteht eine 
Rangordnung: Da es hier in erster Linie um eine Reform 
der Untemehmensbesteuerung geht und dabei um eine 
Abstimmung der Körperschaftsbesteuemng von Kapital- 
gesellschaften mit der Einkommensbesteuemng von Per- 
sonenunternehmen, stehen die Fordemngen nach ökono- 
mischer Effizienz oder Neutralität sowie nach einer 
Verbessemng der Standortattraktivität im Vordergrund. 
Verteilungsgesichtspunkte spielen für die Untemeh- 
mensbesfeuemng im engeren Sinne keine Rolle. Sie 
kommen ersf bei der Zuordnung der unternehmerischen 
Gewinne auf die Eigentümer oder Kapitalgeber ins 
Spiel. Deshalb sind hier die Fordemngen nach Vertei- 
lungsgerechtigkeit, aber auch nach Steuervereinfachung 
nachrangig. 

Ökonomische Effizienz und Neutralität 

559 . Der volkswirtschaftliche Effizienzbegriff ist 
grundsätzlich weiter gefasst als das betriebswirtschaftli- 
che Neutralitätskonzept. Im Flinblick auf die Unterneh- 
mensbesteuemng stimmen beide Konzepte allerdings 
überein. Neutralität oder Effizienz bedeuten dann, dass 
steuerliche Regelungen die unternehmerischen Entschei- 
dungen nicht verzerren und bei gegebenem Ressourcen- 
einsatz der größtmögliche Output erzielt wird. Dabei 
kann zwischen einer nationalen und einer internationa- 
len Dimension des Neutralitätsbegriffs unterschieden 
werden. 

Bezüglich nationaler Sachverhalte soll die Besteuerang 
möglichst weitgehend die Neutralität der Investitions- 
und Finanziemngsentscheidungen sowie der Rechts- 
formwahl gewährleisten. Finanzierang und Rechtsform 
können als abstrakte Produktionsfaktoren interpretiert 
werden, deren Einsatz nicht durch Steuern verzerrt wer- 
den sollte. Im Flinblick auf grenzüberschreitende Ge- 
schäftstätigkeit ist zwischen Kapitalexportneutralität 
und Kapitalimportneutralität zu wählen. Bei Vorliegen 
von Kapitalexportneutralität, die bei Anwendung des 
Wohnsitzprinzips gewährleistet ist, bleiben Entschei- 
dungen über den Investitionsort steuerlich unbeein- 
flusst. Eine Besteuemng nach dem Wohnsitzprinzip un- 
terwirft das gesamte Welteinkommen einer natürlichen 
Person dem Steuertarif des Wohnsitzstaates. Im Aus- 
land erzielte Gewinne von Betriebsstätten oder Tochter- 
gesellschaften sind den inländischen Eignem oder Teil- 
habern zuzurechnen. Da der Wettbewerb unter dem 
Wohnsitzprinzip eine Angleichung der Bruttorenditen 
in- und ausländischer Investitionen bewirkt, sind (regio- 
nale) Produktionseffizienz und damit eine über alle Re- 
gionen aggregierte maximale Produktion gewährleistet. 
Kapitalimportneutralität, die mit dem Quellenprinzip 
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einhergeht, fuhrt demgegenüber tendenziell zu einer 
Angleichung der Nettorenditen und sichert Konsum- 
effizienz, so dass die Konsum-Spar-Entscheidungen in- 
ternational unverzerrt bleiben. In der einschlägigen 
Literatur hat sich die - gut begründete - Meinung 
durchgesetzt, dass das Wohnsitzprinzip oder Kapital- 
exportneutralität gegenüber dem Quellenprinzip oder 
Kapitalimportneutralität unter Effizienzgesichtspunkten 
vorzuziehen ist. 

Verbesserung der Standortattraktivität im 
Steuerwettbewerb 

560 . Insbesondere bei allgemeiner Realisierung des 
Quellenprinzips kommt es zu einem intensiven internati- 
onalen Steuerwettbewerb um mobile Produktionsfakto- 
ren wie Kapital und Unternehmen. Steuerwettbewerb ist 
vorteilhaft, sofern er den aufkommensmaximierenden 
Leviathan zähmt; er hat aber auch negative Seiten, weil 
er die nationale Steuerbasis schmälert. Jeder Staat hat 
nämlich Anreize, durch niedrige Steuersätze mobiles 
Kapital oder mobile Unternehmen anzulocken. Dadurch 
kommt es zu einem Steuerwettlauf nach unten mit dem 
Ergebnis, dass aus der Besteuerung international mobiler 
Faktoren nur ein geringes Aufkommen resultiert. Will 
man dies verhindern, müsste eine Besteuerung nach dem 
Quellenprinzip mit einer internationalen Vereinbarung 
über Mindeststeuersätze einhergehen. Bei konsequenter 
Anwendung des Wohnsitzprinzips hingegen ist der 
Druck des Steuerwettbewerbs auf die Höhe der Steuer- 
sätze geringer, da ein Ausweichen der nationalen Be- 
steuerung nur durch Wegzug in ein Niedrigsteuerland 
möglich ist. Unabhängig davon, welches internationale 
Besteuerungsprinzip letztlich gewählt wird, sollte die 
Tarifbelastung der dem Steuerwettbewerb in besonderer 
Weise ausgesetzten Produktionsfaktoren mittelfristig re- 
duziert werden. In Verbindung mit dem Quellenprinzip 
und vor dem Hintergrund der im Ausland geltenden 
Steuersätze sollte ein Wert von 30 vH bis 35 vH nicht 
überschritten werden. 

Gleiehmäßigkeit der Besteuerung 

561 . Gleichmäßigkeit der Besteuerung wird durch das 
verfassungsrechtlich gebotene Leistungsfähigkeitsprin- 
zip operationalisiert. Horizontale Gleichmäßigkeit erfor- 
dert dann eine steuerliche Gleichbehandlung von Steuer- 
pflichtigen mit gleicher Leistungsfähigkeit. In vertikaler 
Hinsicht sollen Personen mit größerer Leistungsfähig- 
keit einen größeren Teil der Steuerlast tragen. Im theore- 
tischen Idealfall sollte die steuerliche Leistungsfähigkeit 
nach dem Lebenseinkommen bemessen werden. Perso- 
nen oder Haushalte mit identischem Lebenseinkommen 
müssten die gleiche Steuerbelastung tragen. Tatsächlich 
wird die Besteuerung aber regelmäßig am Jahreseinkom- 
men anknüpfen. Konsens besteht darüber, dass aus der 
vertikalen Komponente des Leistungsfahigkeitsprinzips 
keine allgemeinen Schlussfolgerungen bezüglich des Ta- 
rifverlaufs abgeleitet werden können. 


Einfachheit des Steuersystems 

562 . Die Komplexität des geltenden Einkommensteu- 
ersystems bringt eine große Belastung sowohl der Steu- 
erpflichtigen als auch der Finanz Verwaltung mit sich. 
Eine grundlegende Vereinfachung des Steuerrechts 
könnte den erheblichen finanziellen Aufwand reduzie- 
ren, der aus Sicht der Steuerzahler mit den Buchfüh- 
rungs-, Nachweis- und Erklärungspflichten verbunden 
ist und auf Seiten der Finanzverwaltung mit der Kon- 
trolle und der Bearbeitung der Steuererklärungen. Die 
allgemein erhobene Forderung nach einem einfacheren 
und verständlicheren Steuersystem ist nachvollziehbar 
und gerechtfertigt. Allerdings sind der verbreiteten For- 
derung nach Steuervereinfachung gewisse Grenzen ge- 
setzt. Als geradezu naiv muss der Wunsch gelten, die 
Einkommensteuererklärung bei unveränderter Rechtssi- 
cherheit auf einer Postkarte oder nur einer Seite unter- 
bringen zu können. Tatsächlich besteht ein Konflikt 
zwischen Rechtssicherheit und Einfachheit und Kürze 
der Steuergesetze. Rechtsicherheit erfordert nun einmal 
präzise Regelungen und Abgrenzungen für alle mögli- 
chen Fälle, damit Investoren und Konsumenten verläss- 
lich planen können. Umgekehrt bringt ein kurzes und 
auf wenige Grundnormen reduziertes Steuergesetz ent- 
weder aus Ex-ante-Sicht eine Rechtsunsicherheit mit 
sich, weil Auslegungsprobleme erst im Zeitablauf durch 
die Rechtsprechung gelöst werden. Oder aber die Ge- 
setze müssen durch Verwaltungsvorschriften und 
Durchführungsverordnungen ergänzt und präzisiert 
werden, was jedoch lediglich eine Verlagerung der Re- 
gelungsdichte bedeutet. Eine Steuervereinfachung ist si- 
cherlich wünschenswert; eine immer komplizierter wer- 
dende Welt lässt sich aber nun einmal insbesondere im 
steuerlichen Bereich nicht mit immer einfacher werden- 
den Gesetzen regeln. 

Vereinbarkeit mit dem Europarecht 

563 . Die Ausgestaltung der nationalen Steuerordnung 
unterliegt dem Vorbehalt, dass dieses mit dem EG-Recht 
vereinbar ist. Dies betrifft neben der Anwendung von 
Verordnungen und der Umsetzung von Richtlinien vor 
allem die Verpflichtungen, die sich für die Mitgliedstaa- 
ten aus den im EG- Vertrag garantierten Grundfreiheiten 
ergeben. Deren Einhaltung wird durch den Europäischen 
Gerichtshof mit zunehmender Intensität geprüft. 

Im Bereich der hier zur Diskussion stehenden direkten 
Steuern sind in erster Linie die Niederlassungsfreiheit 
nach Artikel 43 EG- Vertrag und die Kapitalverkehrsfrei- 
heit nach Artikel 56 EG- Vertrag zu beachten. Die Nie- 
derlassungsfreiheit untersagt Behinderungen bei der 
Aufnahme und Ausübung einer Erwerbstätigkeit sowie 
bei der Gründung und Leitung von Unternehmen in an- 
deren Mitgliedstaaten. Die Kapitalverkehrsfreiheit 
schützt den Kapital verkehr zwischen den Mitgliedstaa- 
ten sowie zwischen diesen und Drittländern vor Be- 
schränkungen. Verstöße gegen die Grundfreiheiten 
werden regelmäßig dann angenommen, wenn eine natio- 
nale Vorschrift in ungerechtfertigter Weise Ausländer 
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gegenüber Inländern diskriminiert oder grenzüberschrei- 
tende Tätigkeiten im europäischen Ausland gegenüber 
rein nationalen Tätigkeiten behindert. Der Schutz des 
nationalen Steueraufkommens oder allgemeine, nicht 
auf den Einzelfall bezogene Missbrauchstatbestände tau- 
gen regelmäßig nicht als Rechtfertigungsgrund für mög- 
liche Beschränkungen der Grundfreiheiten. 

Synthetische Einkommensteuer in reiner Form nicht 
realisierbar 

564 . Eine synthetische Einkommensteuer mit mög- 
lichst lückenloser Besteuerung des Welteinkommens auf 
Grundlage des Wohnsitzprinzips käme den genannten 
Zielsetzungen insgesamt wohl am nächsten. Allerdings 
stößt die Realisierung eines solchen Besteuerungssys- 
tems auf so große praktische Probleme, dass diese Alter- 
native vor allem wegen der nachfolgenden Schwierig- 
keiten hier nicht weiter verfolgt wird. 

Deutschland hat gegenwärtig etwa 80 Doppelbesteue- 
rungsabkommen (DBA) abgeschlossen, die regelmäßig 
eine Freistellung der Gewinne von der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer vorsehen, die in ausländischen Be- 
triebsstätten beziehungsweise den Betriebsstätten in 
steuerlicher Hinsicht gleich gestellten Personengesell- 
schaften erzielt werden. Die Freistellung umfasst auch 
Gewinne aus der Veräußerung von Betriebsstättenver- 
mögen sowie von Anteilen an Personengesellschaften, 
die ausschließlich im ausländischen Betriebsstättenstaat 
besteuert werden können. Gewinne ausländischer Kapi- 
talgesellschaften werden aufgrund des weltweit akzep- 
tierten Trennungsprinzips nicht in die inländische Be- 
messungsgrundlage einbezogen, so lange sie thesauriert 
werden. Kommt es zur Ausschüttung und ist Empfän- 
ger der Dividende eine inländische Kapitalgesellschaft, 
gilt nach nationalem Recht (§ 8b Absatz 1 KStG) sowie 
im DBA-Fall ebenfalls die Freistellungsmethode. Bei 
inländischen natürlichen Personen beziehungsweise Per- 
sonenuntemehmen sind die Dividenden nach Maßgabe 
des Halbeinkünfteverfahrens zur Hälfte von der Ein- 
kommensteuer befreit (§ 3 Nr. 40 EStG). Diese Rege- 
lungen im Bereich der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer gelten auch für Gewinne aus der Veräußerung 
von Anteilen an ausländischen Kapitalgesellschaften 
(§§ 17, 23 EStG, § 8b Absatz 2 KStG). Auch nicht un- 
ternehmerische Einkünfte, wie beispielsweise Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit oder Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung, sind im DBA-Fall steuer- 
frei, sofern der Grundbesitz im Ausland gelegen oder 
ein ausländischer Arbeitsort vorhanden ist. Faktisch ist 
somit das der synthetischen Einkommensteuer innewoh- 
nende Welteinkommensprinzip gegenwärtig nicht ver- 
wirklicht, da Deutschland auf seinen im nationalen 
Recht (§1 EStG, § 1 KStG) verankerten Anspruch zur 
Besteuerung zahlreicher ausländischer Einkünfte in den 
Doppelbesteuerungsabkommen regelmäßig verzichtet. 
Eine umfassende Realisierung des Wohnsitzprinzips er- 
fordert dann einen Übergang vom Freistellungs- zum 
Anrechnungsverfahren, mit vollständiger Erstattung von 


Anrechnungsüberhängen. Dazu müssten entweder sämt- 
liche Doppelbesteuerungsabkommen neu verhandelt 
oder ein Vorschaltgesetz erlassen werden, das die fragli- 
chen Bestimmungen der Doppelbesteuerungsabkom- 
men außer Kraft setzt - beides keine sonderlich realisti- 
sche Option. 

Auch müsste letztlich zum körperschaftsteuerlichen An- 
rechnungsverfahren zurückgekehrt werden, aus EG- 
rechtlichen Gründen verbunden mit einer Verpflichtung 
zur Vollanrechnung ausländischer Körperschaftsteuem. 
Dies wird nicht einmal von den hartnäckigsten Gegnern 
der Untemehmensteuerreform gefordert. Tatsächlich 
dürften die Tage des Anrechnungsverfahrens gezählt 
sein. Auch in Frankreich und Italien werden die Ab- 
schaffung dieses Systems und der Übergang zu Share- 
holder-Relief-Systemen erwogen. Außerdem müsste ein 
verschärfter Durchgriff auf im Ausland thesaurierte Ge- 
winne von Kapitalgesellschaften im Rahmen der Hinzu- 
rechnungsbesteuerung im Rahmen der jetzigen §§ 7 ff. 
Außensteuergesetz erfolgen. Abgesehen von den prakti- 
schen Schwierigkeiten könnte dies auch mit dem EU- 
Recht kollidieren, da es an vergleichbaren Regelungen 
im Inland fehlt. 

Nimmt man diese und weitere, hier nicht erläuterte 
Schwierigkeiten zusammen, scheidet die Idee einer 
konsequent synthetischen Einkommensteuer auf Basis 
des Wohnsitzprinzips aufgrund schwer überwindbarer 
praktischer Probleme als anzustrebende Reformoption 
aus. 

Erwägenswerte Reformoptionen 

565 . Gegenwärtig besteht kein Mangel an Vorschlägen 
für eine Reform der Einkommens- und Untemehmens- 
besteuerung. Einige dieser Vorschläge beschränken sich 
im Wesentlichen auf eine Korrektur des Tarifverlaufs. 
Statt des linear-progressiven Tarifverlaufs wird etwa ein 
Stufentarif mit den Sätzen 15 vH, 25 vH und 35 vH 
empfohlen. Die Steuertheorie erlaubt nur sehr einge- 
schränkte Aussagen über den „richtigen“ Tarifverlauf. 
Dies zeigt sich auch darin, dass sich der Wissenschaftli- 
che Beirat beim Bundesministerium der Finanzen für die 
Beibehaltung eines linear-progressiven Tarifs ausgespro- 
chen hat, während der Wissenschaftliche Beirat beim 
früheren Bundesministerium für Wirtschaft und Techno- 
logie den Übergang zu einem Stufentarif empfohlen hat. 
Tatsächlich ist die Diskussion über den Tarifverlauf der 
Einkommensteuer eher kontraproduktiv, weil sie von 
den eigentlichen Problemen der Einkommens- und Un- 
temehmensbesteuerung ablenkt. Diese liegen nicht im 
Tarifverlauf, sondern in der Tarifhöhe und vor allem der 
Bestimmung der Bemessungsgrundlage. Klar ist aller- 
dings, dass proportionale oder lineare Tarife unter Effizi- 
enzgesichtspunkten große Vorteile gegenüber direkt pro- 
gressiven Tarifen aufweisen. Sie würden zugleich auch 
einen durchgreifenden Beitrag zur Steuervereinfachung 
leisten. Das Umverteilungsziel bliebe dann aber weitge- 
hend auf der Strecke. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-327- 


Drucksache 15/2000 


Aus der Palette möglicher Steuerreformpakete werden 
im Folgenden zwei Optionen als besonders aussichtsrei- 
che Kandidaten für die Weiterentwicklung der direkten 
Besteuerung behandelt: 

Steuerreformoption I: Integration von 
Körperschaftsteuer und Einkommensteuer 

566 . Die Steuerpolitik kann versuchen, möglichst nah 
am Ideal einer synthetischen Einkommensteuer zu blei- 
ben und durch eine Fortentwicklung des geltenden Steu- 
ersystems die gröbsten Verwerfungen an der Schnitt- 
stelle von Einkommen- und Körperschaftsteuer zu 
beseitigen oder zumindest abzumildem. Dazu könnten 
der Körperschaftsteuersatz an den Spitzensteuersatz der 
Einkommensteuer gekoppelt und Dividenden sowie Ge- 
winne aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalge- 
sellschaften steuerlich freigestellt werden. Solange an 
einem progressiven Einkommensteuertarif festgehalten 
wird, lassen sich Finanzierungs- und Rechtsformneutra- 
lität allerdings nicht erreichen. Ein weiterer Gesichts- 
punkt kommt hinzu: Um den Körperschaftsteuersatz und 
damit den Spitzensatz der Einkommensteuer auf ein in- 
ternational wettbewerbsfähiges Niveau zu senken 
-möglichst nicht über 30 vFI, aber maximal 35 vH-, 
müsste die einkommensteuerliche Bemessungsgrund- 
lage konsequent verbreitert werden. Wenn dies gelingen 
sollte, wäre die Realisierung dieses Vorschlags eine ver- 
nünftige Reformoption. In jedem Fall würde gegenüber 
dem geltenden Steuersystem eine erhebliche Verbesse- 
rung erreicht. 

Steuerreformoption II: Duale Einkommensteuer 

567. Alternativ kann sich die Steuerpolitik vom Ideal 
einer synthetischen Einkommensbesteuerung verab- 
schieden und Arbeitseinkommen und Kapitaleinkom- 
men getrennt besteuern. Dies ist insbesondere dann zu 
empfehlen, wenn die Politik nicht die Kraft zu einer so 
drastischen Erweiterung der einkommensteuerlichen 
Bemessungsgrundlage aufbringt, wie es die Steuerreform- 
option I erfordert. Bei der dualen Einkommensteuer 
werden sämtliche Kapitaleinkommen (Unternehmens- 
gewinne, Dividenden, Zinsen, Einkünfte aus Vermie- 
tung und Verpachtung sowie private Veräußerungsge- 
winne) zu einer Einkunftsart, den Kapitaleinkünften, 
zusammengefasst und einem proportionalen Tarif unter- 
worfen. Arbeitseinkünfte können demgegenüber einem 
direkt progressiven Tarif unterliegen. Dieses Konzept 
einer dualen Einkommensteuer löst zentrale Probleme 
der Unternehmensbesteuerung, wirft allerdings auch be- 
achtliche Abgrenzungsprobleme auf. 

568 . Kurz zusammengefasst besteht ein Vorteil der 
ersten Steuerreformoption darin, dass sie näher am gel- 
tenden Steuersystem bleibt und mit einem am Jahres- 
einkommen orientierten Leistungsfähigkeitsprinzip kor- 
respondiert. Essentiell ist die Koppelung von 
Körperschaftsteuersatz und Spitzensatz der Einkom- 
mensteuer. Die Attraktivität dieser Option steht und 
fallt deshalb mit der Frage, ob es gelingt, diesen Satz 
erheblich, auf ein international wettbewerbsfähiges 


Niveau abzusenken. Ein niedriger Spitzensteuersatz der 
Einkommensteuer schränkt dann natürlich die Umver- 
teilungsintensität des Steuersystems ein. Auch im Un- 
temehmensbereich werden durch die Beibehaltung des 
progressiven Steuertarifs bestimmte Probleme verur- 
sacht. 

Die duale Einkommensteuer eröffnet durch die Abkop- 
pelung der Kapitaleinkommen von den Arbeitseinkom- 
men eine größere tarifliche Flexibilität. Die (proportio- 
nale) Besteuerung des international besonders mobilen 
Faktors Kapital kann verstärkt am Effizienzziel ausge- 
richtet werden, während die progressive Besteuerung der 
Arbeitseinkommen auf das Umverteilungsziel gerichtet 
ist. Die proportionale Besteuerung der Kapitaleinkom- 
men sichert darüber hinaus weit gehende Finanzierungs- 
und Rechtsformneutralität. Probleme bestehen in der 
Abgrenzung von Arbeits- und Kapitaleinkommen bei 
Personenunternehmen und Selbständigen; auch könnten 
die unterschiedlichen Tarife für die beiden Einkunftsar- 
ten mit einem eng interpretierten Leistungsfähigkeits- 
prinzip kollidieren. Verfassungsrechtliche Bestimmun- 
gen stehen einer dualen Einkommensteuer aber nicht im 
Wege. 

Natürlich gibt es weitere Optionen für die Steuerpolitik, 
etwa den Übergang zu einer Konsumbesteuerung in den 
Varianten einer Cash-flow-Besteuerung oder einer Zins- 
bereinigung der Einkommens- und Gewinnbesteuerung. 
Trotz gewisser attraktiver Eigenschaften hält der Sach- 
verständigenrat diese Variante in absehbarer Zeit für 
nicht realisierbar. Deshalb wird dieser Vorschlag nicht 
näher behandelt. Eine zinsbereinigte Einkommen- und 
Gewinnsteuer könnte sich allerdings aus einer dualen 
Einkommensteuer heraus entwickeln. 

569 . Die Gewerbesteuer steht in ihrer jetzigen Form 
und auch in der Variante einer Gemeindewirtschafts- 
steuer nicht nur einer Integration von Körperschaftsteuer 
und Einkommensteuer im Wege, sie führt auch zu einer 
Diskriminierung inländischer Investitionen gegenüber 
alternativen Anlagen am Kapitalmarkt, sie belastet 
Kapitalgesellschaften und Personenuntemehmen in un- 
terschiedlichem Maße, sie verzerrt die Finanzierungsent- 
scheidung, kurz: sie vereint alle schlechten Eigenschaf- 
ten, die Steuern überhaupt aufweisen können. In einem 
ökonomisch vernünftigen Steuersystem ist für eine Ge- 
werbesteuer kein Platz (Ziffer 529 und JG2001 Zif- 
fern 374 ff). 

Demgegenüber würde eine kommunale Einkommen- 
und Gewinnsteuer, wie sie vom BDI/VCI vorgeschlagen 
und auch vom Sachverständigenrat zur Diskussion ge- 
stellt wurde mit beiden Reformoptionen vereinbar sein. 
Beim Übergang zu einer dualen Einkommensbesteue- 
rung könnten auf Arbeitseinkommen und Kapitalein- 
kommen problemlos unterschiedliche kommunale Zu- 
schlagssätze angewendet werden. Im Folgenden wird die 
Gewerbesteuer vernachlässigt; sofern konkrete Körper- 
schaftsteuersätze angesprochen werden, ist ein durch- 
schnittlicher Kommunalzuschlag enthalten. 
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Steuerreformoption I: Integration von Körperschaft- 
stener nnd Einkommensteuer 


Übersicht 1 

Elemente der Stenerreformoption I 

- Angleichung des Spitzensatzes der Einkommen- 
steuer an die Tarifbelastung auf Körperschaftse- 
bene 

- Steuerfreistellung von Inlandsdividenden und Ge- 
winnen aus der Veräußerung von Anteilen an inlän- 
dischen Kapitalgesellschaften; Besteuerung pri- 
vater Veräußerungsgewinne im Rahmen der 
Einkommensteuer 

- Steuerbefreiung für an inländische natürliche Per- 
sonen und Personenuntemehmen fließende Ge- 
winne ausländischer Kapitalgesellschaften 

- Senkung der Tarifbelastung auf Körperschaftse- 
bene und des Spitzensatzes der Einkommensteuer 
auf ein international wettbewerbsfähiges Niveau 
(30 vH bis maximal 35 vH) 


570 . Die im Folgenden behandelte erste Steuerreform- 
option integriert die Körperschaftsteuer in die Einkom- 
mensteuer und versucht, so nah wie möglich am Leitbild 
einer synthetischen Einkommensbesteuerung zu bleiben. 
Personengesellschaften sollen wie bisher der progressi- 
ven Einkommensbesteuerung unterliegen, das Mitunter- 
nehmerkonzept im Sinne des § 15 Absatz 1 Nr. 2 EStG 
wird beibehalten. 

Gegenwärtig resultieren Unterschiede in den Steuerbe- 
lastungen von Kapitalgesellschaften und Personenunter- 
nehmen daraus, dass Gewinne von Personenuntemeh- 
men der Einkommensteuer nach den persönlichen 
Verhältnissen der Gesellschafter unterliegen, während 
ein identischer, in einer Kapitalgesellschaft erzielter und 
den Kapitalgebem zufließender Gewinn im Ergebnis 
doppelt belastet wird. Einbehaltene Gewinne unterliegen 
auf Kapitalgesellschaftsebene zunächst der Körper- 
schaftsteuer (und der gegenwärtigen Gewerbesteuer). 
Sofern die steuerliche Belastung auf Unternehmense- 
bene niedriger als der entsprechende Einkommensteuer- 
satz ist, wird die Selbstfinanzierung in Kapitalgesell- 
schaften im Vergleich zu Personenunternehmen 
begünstigt. Dies gilt in jedem Fall bei Zugmndelegung 
des aktuellen Spitzensatzes der Einkommensteuer. Im 
Halbeinkünfteverfahren sind Ausschüttungen durch Ka- 
pitalgesellschaften dann zusätzlich noch in die einkom- 
mensteuerliche Bemessungsgrandlage einzubeziehen. In 
Abhängigkeit vom persönlichen Steuersatz des Kapital- 
gebers kann es bei Kapitalgesellschaften dann entweder 
zu einer Begünstigung oder Benachteiligung der Beteili- 
gungsfinanzierung gegenüber der Fremdfinanzierung 
kommen. Neben den Finanzierungswirkungen sind auch 
die rechtsformabhängigen Belastungsdifferenzen unbe- 
stimmt. Als Regelfall ist hierbei allerdings davon auszu- 


gehen, dass in Kapitalgesellschaften durchgeführte In- 
vestitionen steuerlich höher belastet sind als solche in 
Personenunternehmen. 

Die Integration von Einkommens- und Unteraehmensbe- 
steuerung zielt auf eine weitgehende Finanzierungs- und 
Rechtsformneutralität. Standortattraktivität wird über 
die Wahl einer hinreichend niedrigen Unteraehmens- 
steuerbelastung erreicht. Die erste Steuerreformoption 
erfordert Maßnahmen in den folgenden vier Bereichen: 

- der Wahl von Steuersätzen und der Besteuerung von 
Dividenden, 

- der steuerlichen Behandlung von Veräußerungsge- 
winnen, 

- der steuerlichen Gewinnermittlung, 

- der Besteuerung grenzüberschreitender Investitionen. 

Steuersätze und Dividendenbesteuerung 

571 . Ausgehend vom gegenwärtigen System der Un- 
temehmensbesteuerung kommen die folgenden Maßnah- 
men für eine Verbesserung der Finanzierungs- und 
Rechtsformneutralität in Betracht. 

Vorteile von Kapitalgesellschaften gegenüber Personen- 
gesellschaften im Hinblick auf die Selbstfinanzierung 
lassen sich nur durch eine Angleichung des Spitzensteu- 
ersatzes der Einkommensteuer an den Körperschaftsteu- 
ersatz vermeiden (unter der Annahme, dass die derzei- 
tige Gewerbesteuer durch einen kommunalen Zuschlag 
auf die Einkommensteuer und die Körperschaftsteuer er- 
setzt wird). Wird die Besteuerung der hälftigen Aus- 
schüttungen im Rahmen des Halbeinkünfteverfahrens 
beibehalten, käme es dann aber zu einer Benachteiligung 
von Kapitalgesellschaften. Auch bliebe es bei der Ver- 
zerrung zwischen Beteiligungsfinanzierung und Selbst- 
finanzierung. Beide Diskriminierungen lassen sich durch 
den Übergang zum Dividendenfreistellungsverfahren 
beseitigen. Dabei werden Gewinne von Kapitalgesell- 
schaften abschließend auf Unteraehmensebene besteu- 
ert, also bei Ausschüttung nicht weiter belastet. Der Kör- 
perschaftsteuersatz bestimmt neben der Belastung 
thesaurierter Gewinne auch diejenige der Ausschüttun- 
gen. 

Ein Dividendenfreistellungsverfahren wird in Griechen- 
land seit 1992 praktiziert; in den Vereinigten Staaten 
wurde die Steuerbefreiung für Ausschüttungen in Erwä- 
gung gezogen, aber dann doch nicht vollständig umge- 
setzt (Ziffer 79). Die amerikanischen Erfahrungen 
zeigen, dass das Dividendenfreistellungsverfahren der 
Öffentlichkeit schwer zu vermitteln sein dürfte. Der öko- 
nomische Laie könnte es als ungerecht empfinden, dass 
Arbeitseinkünfte besteuert werden, Dividenden aber 
nicht. Eine solche Argumentation vernachlässigt, dass 
Ausschüttungen mit Körperschaftsteuer vorbelastet sind 
und die steuerliche Belastung von Arbeitseinkünften bei 
dieser Steuerreformoption keinesfalls höher als die von 
Dividenden ist. Im Übrigen könnte die Integration der 
Körperschaftsteuer in die persönliche Einkommensteuer 
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auch über ein Vollanrechnungsverfahren statt über das 
Dividendenfreistellungsverfahren erfolgen. Für einen 
dem Spitzensteuersatz unterliegenden Anteilseigner 
würde sich exakt das gleiche Ergebnis einstellen. Die ef- 
fektive steuerliche Freistellung von Dividenden würde 
so überdeckt und von der uninformierten Öffentlichkeit 
vermutlich gar nicht wahrgenommen. Gegen das Vollan- 
rechnungsverfahren sprechen aber all die Gründe, die zu 
seiner Abschaffung in Deutschland geführt haben 
(JG 2001 Ziffern 550 ff). 

572 . Auch bei der Angleichung der (Spitzen-) Steuer- 
sätze und beim Übergang zum Dividendenfreistellungs- 
verfahren lassen sich die Nachteile von Kapitalge- 
sellschaften gegenüber Personenunternehmen sowie 
Verzerrungen bei den Finanzierungsentscheidungen 
nicht ganz beseitigen. Bei einem direkt progressiven 
Steuertarif werden unter dem Spitzensatz liegende 
Grenz- und Durchschnittssteuersätze der Einkommen- 
steuer den Körpersehaftsteuersatz nämlich unterschrei- 
ten. In diesen Fällen sind dann Kapitalgesellsehaften im 
Hinbliek auf die Selbstfinanzierungsmögliehkeiten ge- 
genüber Personengesellschaften diskriminiert. Auch 
würde die Beteiligungsfinanzierung gegenüber der 
Fremdfmanzierung benachteiligt, wenn der Kapitalgeber 
einem niedrigeren als dem Spitzensteuersatz unterliegt. 
Schließlich erwachsen Kapitalgesellschaften im Verlust- 
fall weitere Nachteile, da Verluste wegen des Tren- 
nungsprinzips zwischen Untemehmensebene und An- 
teilseignern im Unternehmen verbleiben und erst mit 
Gewinnen zukünftiger Perioden verrechnet werden kön- 
nen. Bei Personengesellschaften werden Verluste dage- 
gen den Mituntemehmem unmittelbar zugerechnet und 
können sofort mit positiven Einkünften aus anderen Ein- 
kunftsarten saldiert werden. Um eine vollständige Finan- 
zierungs- und Rechtsformneutralität zu erreiehen, 
müsste die steuerliche Freistellung von Dividenden noeh 
mit einer Zurechnung von Gewinnen und Verlusten einer 
Kapitalgesellsehaft auf die Anteilseigner zur Besteue- 
rung nach deren persönlichen Verhältnissen verbunden 
werden. Konzeptionell entspricht dies einer Teilhaber- 
steuer. Allerdings besteht weitgehende Einigkeit, dass 
die persönliche Zurechnung von Gewinnen und Verlus- 
ten der Kapitalgesellschaften auf ihre Anteilseigner ins- 
besondere bei Publikumsgesellschaften nicht praktikabel 
ist und in jedem Fall die Kompliziertheit des Steuersys- 
tems erhöhen würde. Bleibt es aber beim Nebeneinander 
von Mituntemehmerkonzept bei der Besteuerung von 
Personengesellschaften und Trennungsprinzip bei Kapi- 
talgesellschaften, lassen sich Verzerrungen bei der 
Rechtsformwahl und der Finanzierungsentscheidung bei 
dieser Steuerreformoption nicht vollständig vermeiden. 

Besteuerung von Veräußerungsgewinnen 

573 . Die Einführung des Dividendenfreistellungsver- 
fahrens muss konsequenterweise mit einer vollständigen 
Steuerbefreiung von Gewinnen aus der Veräußerung von 
Anteilen an Kapitalgesellschaften verbunden sein, und 
zwar unabhängig davon, ob es sich bei dem Veräußerer 
um eine natürliche Person oder eine Kapitalgesellsehaft 


handelt. Eine Besteuerung der Veräußerungsgewinne aus 
dem Verkauf von Kapitalgesellschaftsanteilen würde oh- 
nehin ins Leere laufen. Die dadurch drohende Doppelbe- 
steuerung der mit im Kaufpreis vergüteten offenen 
Rücklagen (Gewinnrücklagen), die bereits mit Körper- 
schaftsteuer belastet sind, ließe sieh nämlich durch 
(steuerfreie) Ausschüttung dieser Rücklagen vor dem 
Verkauf vermeiden. Analoges gilt, sofern im Kaufpreis 
aueh anteilige stille Reserven abgegolten werden. Diese 
unterliegen zwar erst zum späteren Zeitpunkt ihrer Auf- 
lösung der Körperschaftsteuer; insofern kommt es auf 
Untemehmensebene zu einem Steuervorteil dureh Zins- 
ersparnisse; eine zusätzliche Veräußerungsgewinn- 
besteuerung würde die stillen Reserven jedoch doppelt 
belasten und könnte ebenfalls durch rechtzeitige Auflö- 
sung vermieden werden. 

Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an Per- 
sonenunternehmen oder von im Privatvermögen gehal- 
tenen (vermieteten) Grundstücken sind voll in die 
Einkommensbesteuerang einzubeziehen. Wegen der un- 
terschiedlichen Behandlung der Gewinne aus der Veräu- 
ßerung von Anteilen an Personenunternehmen einer- 
seits, Kapitalgesellschaften andererseits kommt es dann 
allerdings zu Verzerrungen bei der Rechtsformwahl. 
Diese existieren schon im geltenden Steuerrecht, sie las- 
sen sich vollständig auch nicht bei der hier beschriebe- 
nen Steuerreformoption einer Integration von Körper- 
schaftsteuer und Einkommensteuer vermeiden. 

574 . Die Veräußemng eines Anteils an einem Perso- 
nenunternehmen (Einzeluntemehmen) vollzieht sich aus 
steuerlicher Sicht als Verkauf einzelner Wirtschaftsgüter. 
Der Veräußerer erzielt einen steuerpflichtigen Veräuße- 
rungsgewinn in Flöhe der Differenz zwischen dem Ver- 
äußerungspreis und den fortgeführten Ansehaffungskos- 
ten der Wirtschaftsgüter beziehungsweise dem Buchwert 
der Beteiligung. Da der Buchwert die anteiligen offenen 
Rücklagen einschließt, besteht der Veräußerungsgewinn 
aussehließlich aus den im Veräußerungspreis mit vergü- 
teten stillen Reserven. Ein Veräußerungsverlust ist mit 
anderen positiven Einkünften des Veräußerers aus- 
gleichsfähig. Die Besteuerung des Erwerbers erfolgt 
korrespondierend, indem dieser die in den anteiligen 
Wirtschaftsgütern mit erworbenen stillen Reserven akti- 
viert und in Form zusätzlieher Abschreibungen steuer- 
mindernd geltend machen kann. Unterliegen Veräußerer 
und Erwerber identischen Steuersätzen, dann stimmen 
die Steuerzahlungen auf den Veräußerungsgewinn mit 
den Steuerersparnissen in Folge der zusätzliehen Ab- 
schreibungen überein. Da die Abschreibungen jedoch 
erst im Anschluss an die Veräußerung über mehrere 
Jahre geltend gemacht werden können, entstehen steuer- 
bedingte Zins- und Liquiditätseffekte, welche die Neu- 
tralität des Veräußerungsvorgangs beeinträchtigen. Fal- 
len die für Veräußerer und Erwerber relevanten 
Steuersätze wegen des progressiven Steuersystems aus- 
einander, unterscheiden sich die Preisvorstellungen von 
Veräußerer und Erwerber, und es kann zu über die Zins- 
und Liquiditätseffekte hinausgehenden steuerlichen Be- 
einträchtigungen von Anteilsveräußerungen an einem 
Personenunternehmen kommen. 



Drucksache 15/2000 


-330- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Angenommen die beiden Gesellschafter X und Y sind je 
zur Hälfte an einer OHG beteiligt. Der Buchwert der 
bilanzierten Wirtschaftsgüter betrage 100 Euro, ihr 
Marktwert 200 Euro. Gesellschafter X verkauft seinen 
Geschäftsanteil zum Preis von 100 Euro an Z. X muss 
den Veräußerungsgewinn von 50 Euro mit seinem per- 
sönlichen Einkommensteuersatz versteuern. Der Erwer- 
ber Z aktiviert die im Veräußerungspreis enthaltenen an- 
teiligen stillen Reserven in Höhe von 50 Euro in einer 
Ergänzungsbilanz. Veräußert Z seinen Anteil gleich da- 
nach zum unveränderten Marktwert von 100 Euro wei- 
ter, kann er die aktivierten anteiligen stillen Reserven 
steuermindernd verrechnen. Eine weitere Veräußerungs- 
gewinnbesteuerung wird so vermieden. Andernfalls 
müsste Z bei Weiterverkauf seines Anteils zu un- 
verändertem Marktwert einen Veräußerungsgewinn von 
50 Euro versteuern, obwohl dieser tatsächlich bei ihm 
nicht angefallen ist. 

575. Im Vergleich zur Veräußerung von Anteilen an 
Personenuntemehmen hat die als Konsequenz des Divi- 
dendenfreistellungsverfahrens vorzunehmende Steuer- 
befreiung von Veräußerungsgewinnen bei Kapitalgesell- 
schaftsanteilen Vor- und Nachteile. Vorteilhaft ist, dass 
mitveräußerte stille Reserven erst zu einem späteren 
Zeitpunkt bei Auflösung auf Ebene der Kapitalgesell- 
schaft zu versteuern sind. Nachteilig ist, dass in Folge 
der systematisch gebotenen Steuerbefreiung von Ver- 
äußerungsgewinnen Verluste aus Anteilsveräußerungen 
nicht steuermindemd geltend gemacht werden können. 
Diese Konsequenzen ließen sich zwar weitgehend durch 
eine generelle Ausweitung der Bilanzierungspflicht auf 
sämtliche Kapitalgeber vermeiden; derartige Regelun- 
gen sind aber sehr kompliziert und stoßen auf erhebliche 
praktische Probleme. 

Auch im Hinblick auf die Besteuerung von Gewinnen 
aus der Veräußerung von Untemehmensanteilen werden 
sich also Verletzungen der Rechtsformneutralität einstel- 
len. Diese Verzerrungen sind allerdings unabhängig vom 
gewählten Körperschaftsteuersystem; sie treten auch bei 
der Steuerreformoption II auf. 

576. Eine weitgehende Gleichstellung der steuerlichen 
Behandlung von Veräußerungserfolgen bei Personenun- 
ternehmen und Kapitalgesellschaften ließe sich durch 
eine Einbeziehung der Kapitalgesellschaftsanteile in ei- 
nen Vermögensvergleich vermeiden. Nach den allgemei- 
nen Bilanzierungsregeln wirkt sich beim Veräußerer ein 
über dem Buchwert liegender Veräußerungserlös steuer- 
erhöhend aus, ein unter dem Buchwert liegender Veräu- 
ßerungserlös führt zu einem steuerlich relevanten Ver- 
lust, der mit anderen positiven Einkünften verrechenbar 
ist. Die steuerliche Gleichstellung der Veräußerung von 
Kapitalgesellschaftsanteilen mit der eines Anteils an ei- 
ner Personengesellschaft erfordert, die mitvergüteten 
Gewinnrücklagen steuerfrei zu stellen und den Veräuße- 
rungsgewinn auf die anteiligen stillen Reserven zu be- 
schränken. Dazu ist eine Fortschreibung des Buchwerts 
der Anteile auf Ebene des Kapitalgebers erforderlich, 
die vorsieht, dass die ursprünglichen Anschaffungskos- 
ten um die während der Besitzzeit gebildeten, auf Ebene 
der Kapitalgesellschaft versteuerten Gewinnrücklagen 


erhöht werden. Zwischenzeitliche Ausschüttungen 
vermindern den Buchwert. Ein solches Modell ist bei- 
spielsweise in Norwegen umgesetzt. Aus der Sicht des 
Erwerbers bildet der Kaufpreis die (neuen) Anschaf- 
fungskosten der Beteiligung, welche durch die anteilig 
mit erworbenen stillen Reserven erhöht sind. Werden die 
stillen Reserven auf Ebene der Kapitalgesellschaft reali- 
siert, kommt es zu einer erneuten Besteuerung. Eine 
Doppelbesteuerung unterbleibt jedoch, da die stillen Re- 
serven nach ihrer Auflösung und Versteuerung den Ge- 
winnrücklagen zugeführt werden und somit den Beteili- 
gungsbuchwert ein zweites Mal erhöhen. Im Fall der 
Weiterveräußerung der Anteile führt dies zu einem po- 
tentiellen Veräußerungsverlust, der insoweit die Einmal- 
belastung der stillen Reserven sicherstellt. Werden die 
Ertragserwartungen nicht erfüllt und verflüchtigen sich 
die stillen Reserven, berechtigt dies zur Vornahme einer 
(Teilwert-) Abschreibung auf den Beteiligungsbuchwert. 
Für steuerliche Zwecke ist der Beteiligungsbuchwert 
ferner um Einlagen zu modifizieren: Einlagen in eine 
Kapitalgesellschaft erhöhen den Beteiligungswert, zu- 
rückgewährte Einlagen mindern ihn entsprechend. Zur 
Buchwertfortschreibung werden also Aufzeichnungen 
und Informationen über die Wertentwicklung der Beteili- 
gung benötigt, die allenfalls Kapitalgebern personenbe- 
zogener Kapitalgesellschaften zur Verfügung stehen. 
Eine Ausweitung einer entsprechenden Bilanzierungs- 
pflicht auf sämtliche Kapitalgeber, die letztlich wie- 
derum Züge einer Teilhabersteuer aufweist, erscheint 
nicht praktikabel. Unüberbrückbare Informationspro- 
bleme dürften sich schließlich bei Beteiligungen an aus- 
ländischen Kapitalgesellschaften ergeben, weshalb auch 
das erwähnte norwegische Modell auf inländische Sach- 
verhalte begrenzt ist. 

Steuerliche Gewinnermittlung 

577. Von der steuerlichen Gewinnermittlung gehen 
vordergründig keine im Hinblick auf die Unternehmens- 
rechtsform relevanten Unterschiede aus. Die Gewinne 
von Kapitalgesellschaften und Personenunternehmen 
werden durch einen Betriebsvermögensvergleich ermit- 
telt, der insoweit gleichen Regeln folgt. Unterschiede 
bestehen jedoch bei der Behandlung von Leistungsver- 
gütungen an die Gesellschafter und im Hinblick auf das 
in die Gewinnermittlung einbezogene Vermögen. Beides 
hat seine Ursache im Einkünftedualismus. 

Bei den Leistungsvergütungen führt die Behandlung von 
Pensionszusagen für die Gesellschafter zu bedeutsamen 
rechtsformabhängigen Unterschieden. Bei Kapitalgesell- 
schaften werden Zusagen in der derzeit dominierenden 
Form der Pensionsrückstellungen gewinnmindernd be- 
rücksichtigt; hingegen kommt es beim begünstigten Ge- 
sellschafter erst beim späteren Zufluss der Versorgungs- 
bezüge zu steuerpflichtigen Einkünften. Ursache für den 
dadurch erzielten Steuervorteil ist der Dualismus von 
Gewinneinkünften und Überschusseinkünften. Demge- 
genüber ist bei Personengesellschaften korrespondierend 
mit dem Ansatz eines Passivpostens in der Steuerbilanz 
beim begünstigten Gesellschafter (in dessen Sonderbi- 
lanz) ein entsprechender Aktivposten anzusetzen, der die 
Rückstellung im Ergebnis neutralisiert; Gewinnminde- 
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rung und Gewinnerhöhung fallen in derselben Periode 
an, ein Vorteil durch Steueraufschub tritt nicht ein. 

Das in die Gewinnermittlung einbezogene Vermögen un- 
terscheidet sich, falls dem Unternehmen von den Gesell- 
schaftern Wirtschaftsgüter gegen Entgelt überlassen 
werden. Bei Gesellschaftern einer Kapitalgesellschaft 
werden die Entgelte für diese Wirtschaftsgüter der je- 
weils zugrunde liegenden Einkunftsart zugeordnet, bei- 
spielsweise bei der Überlassung von Grundstücken den 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, die zu den 
Überschusseinkünften gehören. Bei Gesellschaftern ei- 
ner Personengesellschaft werden der Gesellschaft über- 
lassene Wirtschaftsgüter dagegen grundsätzlich dem 
(Sonder-) Betriebsvermögen und somit einer Gewinn- 
einkunftsart zugeordnet. Die unterschiedliche Zuord- 
nung des Vermögens entweder zu den Überschuss- oder 
den Gewinneinkünften hat unter anderem Konsequenzen 
für die Veräußerungsgewinnbesteuerung. 

578 . Die beschriebenen Unterschiede hinsichtlich der 
zeitlichen Erfassung der Einnahmen und Ausgaben, der 
Bewertung des überlassenen Vermögens sowie des Um- 
fangs der steuerbaren Einkünfte sind allesamt Folgen 
des Dualismus der Einkünfteermittlung bei Gewinnein- 
künften einerseits, Überschusseinkünften andererseits. 
Eine Beseitigung daraus resultierender Verzerrungen ist 
ökonomisch geboten. Am sinnvollsten wäre es, wenn 
eine einheitliche Methode der Einkünfteermittlung zu- 
grunde gelegt würde, entweder ein Vermögensvergleich 
oder eine Einnahmeüberschussrechnung. Aus Gründen 
der Praktikabilität scheidet ein Vermögensvergleich für 
alle Einkunftsarten und alle Steuerpflichtigen aus. Dem- 
gegenüber wäre der generelle Übergang zu einer Einnah- 
meüberschussrechnung grundsätzlich möglich, die dem 
Vorbild des § 4 Absatz 3 EStG folgen könnte. Wenn man 
so weit bei der Untemehmensbesteuerung nicht gehen 
will, könnte ein tragfähiger Kompromiss darin liegen, 
bei der Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensver- 
gleich die Periodisierungen einzuschränken und stattdes- 
sen eine stärkere Ausrichtung an Zahlungen vorzusehen, 
um somit eine Annäherung an die Einnahmeüberschuss- 
rechnung zu erreichen. Die stärkere Zahlungsorientie- 
rung trägt neben der Einfachheit und Praktikabilität 
gleichzeitig auch der Objektivierung und Willkürfreiheit 
bei der Einkommensermittlung Rechnung. Gleichzeitig 
ist die grundsätzliche Steuerfreiheit privater Veräuße- 
rungsgewinne im Rahmen der Überschusseinkunftsarten 
aufzugeben. 

Eine Annäherung der Gewinnermittlung durch Betriebs- 
vermögensvergleich an die Einnahmeübersehussrech- 
nung könnte auf folgenden Leitgedanken basieren. Ob- 
jektivierung und Willkürfreiheit erfordern zunächst den 
Ersatz von Wahlrechten und Ermessensspielräumen 
durch verbindliche Vorgaben für den Bilanzansatz und 
die Bewertung. Als zentraler Periodisierungsgrundsatz, 
der den Zeitpunkt des Gewinnausweises bestimmt sowie 
Regeln für den Ansatz und die Bewertung von Wirt- 
schaftsgütern vorgibt, kann am Realisationsprinzip 
festgehalten werden. Aus Gründen der bezweckten 
Gleiehbehandlung der Einkunftsarten ist der Realisati- 


onszeitpunkt jedoch stärker am Zahlungszeitpunkt aus- 
zurichten. Für den Ansatz von Wirtsehaftsgütern bedingt 
eine stärkere Orientierung an Zahlungen, dass in die 
Vermögensreehnung nur entgeltlich erworbene Wirt- 
schaftsgüter und Verbindlichkeiten aufgenommen wer- 
den. Auf den gewinnwirksamen Ansatz von Forderungen 
und die Passivierung von Rückstellungen müsste dage- 
gen genau so verzichtet werden wie auf die Bildung von 
Rechnungsabgrenzungsposten. Auch für die Bewertung 
ergeben sich in einer stärker zahlungsorientierten Rech- 
nung Konsequenzen. Zentrale Bewertungsmaßstäbe sind 
die Anschaffungskosten und die Pkerstellungskosten. Ak- 
tivierte Wirtschaftsgüter sind nach normierten Verfahren 
über vorzugebende Nutzungsdauern abzuschreiben, wo- 
bei Objektivierungsgesichtspunkte für die lineare Ab- 
schreibung sprechen. Im Vorratsvermögen sind Bewer- 
tungsvereinfachungen anzustreben und möglich. Das 
Imparitätsprinzip, das seinen Ausdruck in der antizipati- 
ven Berücksichtigung von Verlusten durch Teilwertab- 
schreibungen und Drohverlustrückstellungen findet und 
eine unterschiedliche Behandlung von unrealisierten 
Gewinnen und Verlusten beinhaltet, ist aufzugeben, da 
es eine gleichmäßige Besteuerung der Einkunftsarten 
verhindert. Um zu gewährleisten, dass sich der Fiskus in 
gleichem Maße an Verlusten und Gewinnen beteiligt, 
müsste im Gegenzug zu dem Verzicht auf das Imparitäts- 
prinzip ein zeitlich uneingeschränkter verzinslicher Ver- 
lustausgleich eingeführt werden. Der Verbesserung der 
steuerlichen Verlustausgleichsmodalitäten kommt des- 
halb eine Schlüsselfunktion zu, wenn Periodisierungen 
eingeschränkt werden sollen. 

579 . Eine Angleichung der steuerlichen Einkünfteer- 
mittlung für sämtliche Einkunftsarten muss pragmati- 
schen Gesichtspunkten folgen, wenn man nicht zu einer 
konsequenten Einnahmeüberschussrechnung übergehen 
will. Im Flinblick auf Investitionen, Finanzierungen oder 
die Rechtsformwahl werden deshalb lediglich Verzer- 
rungen abgebaut, eine vollständige Steuemeutralität 
stellt sich hingegen nicht ein. Zudem sind zur Gleich- 
stellung von Kapitalgesellschaften und Personenunter- 
nehmen weitergehende Regelungen erforderlich, wel- 
che die Unterschiede in der steuerlichen Behandlung 
von Verträgen zwischen den Gesellschaften und den Ge- 
sellschaftern neutralisieren, insbesondere im Bereich der 
betrieblichen Altersversorgung. 

So lange aus verteilungspolitischen Gründen ein pro- 
gressiver Einkommensteuertarif beibehalten wird, eröff- 
nen sich auch bei angeglichener Einkünfteermittlung 
weiterhin Möglichkeiten zur Steuerarbitrage. Für die 
Steuerpflichtigen sind dann nach wie vor Ausweich- 
handlungen lohnend, durch die Einkünfte beziehungs- 
weise das sie generierende Vermögen auf Steuersubjekte 
übertragen werden, die einer geringeren Progression un- 
terliegen. Die Progression des Einkommensteuertarifs 
erweist sich als unvermeidbares, aber hinzunehmendes 
Flindemis für eine verzerrungsfreie Integration der Kör- 
perschaftsteuer in die Einkommensteuer. An dieser 
Schlussfolgerung würde auch die Einführung eines line- 
aren Tarifs wegen der indirekten Progression oder eines 
Stufentarifs nichts ändern. 
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Besteuerung grenzüberschreitender Investitionen 

580 . Geht Deutschland zu einer generellen Freistellung 
der Ausschüttungen und der Gewinne aus der Veräuße- 
rung von Anteilen an inländischen Kapitalgesellschaften 
über, zieht dies unmittelbare Konsequenzen für die Be- 
steuerung grenzüberschreitender Investitionen nach sich. 
Diese ergeben sich zum einen aus den EU-rechtlichen 
Grundfreiheiten der Niederlassungsfreiheit und der Ka- 
pitalverkehrsfreiheit, zum anderen aber auch aus den in 
Doppelbesteuerungsabkommen regelmäßig vereinbar- 
ten Diskriminierungsverboten. Zum einen darf bei einer 
Freistellung von Ausschüttungen im Inland auch auf ins 
Ausland abfließende Dividenden keine Quellensteuer 
einbehalten werden. Dasselbe gilt für Veräußerungsge- 
winne, die von im Ausland ansässigen Steuerpflichtigen 
in Deutschland erzielt werden. Zusammen mit dem Divi- 
dendenfreistellungsverfahren ist also auch die Kapital- 
ertragsteuer abzuschaffen, die bislang für beschränkt 
Steuerpflichtige unter den Voraussetzungen des § 50 
Absatz 5 EStG im Inland eine Defmitivbelastung be- 
wirkt. Anzupassen ist zum anderen aber auch die Be- 
steuerung von Erträgen aus Outbound-Investitionen. 

Gegenwärtig unterliegen Ausschüttungen ausländischer 
Kapitalgesellschaften an inländische natürliche Perso- 
nen beziehungsweise Personenuntemehmen der Besteu- 
erung nach Maßgabe des Halbeinkünfteverfahrens. Dies 
gilt auch für die Gewinne aus der Veräußerung von An- 
teilen an ausländischen Kapitalgesellschaften. Derartige 
Auslandseinkünfte wären künftig ebenso wie die ent- 
sprechenden Inlandseinkünfte steuerlich freizustellen. 
Für Ausschüttungen durch Kapitalgesellschaften und 
Gewinne aus der Veräußerung von Gesellschaftsanteilen 
an Kapitalgesellschaften in anderen EU-Staaten folgt 
dies zwangsläufig aus dem EU-Recht. Eine Übertragung 
auf Drittstaaten ergibt sich, soweit die mit diesen Staaten 
abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen ein 
Diskriminierungsverbot enthalten; die Übertragung 
könnte auch mit der auf Drittstaaten ausstrahlenden Ka- 
pitalverkehrsfreiheit des EU-Rechts begründet werden. 

Die Steuerbefreiung von Auslandsdividenden und ent- 
sprechenden Veräußerungsgewinnen auch für im Inland 
ansässige natürliche Personen und Personenuntemeh- 
men wäre ein wesentlicher Schritt in Richtung einer 
grenzüberschreitenden Rechtsformneutralität. Im Aus- 
land erzielte Gewinne würden unabhängig von der 
Rechtsform beziehungsweise der Organisationsform im 
Ausland (Kapitalgesellschaft sowie bisher schon Be- 
triebsstätte und Personengesellschaft) und unabhängig 
vom Status des inländischen Investors (natürliche Per- 
son beziehungsweise Einzelunternehmer und Personen- 
gesellschaft sowie bisher schon Kapitalgesellschaft) ab- 
schließend am Ort der Investition besteuert. Allerdings 
würde dies einer sehr weitgehenden Realisierung des 
Quellenprinzips, also einer kapitalimportneutralen Un- 
temehmensbesteuerung entsprechen. Vom Ideal einer 
synthetischen Einkommensteuer und einer kapitalex- 
portneutralen Besteuerung würde man sich damit weiter 
entfernen. 

Bei einer erweiterten Freistellung von Auslandsgewin- 
nen im Inland stellt sich wie schon jetzt die Frage nach 


der steuerlichen Behandlung von Refinanziemngskosten 
(Ziffer 543). Die Zulassung des Abzugs von der Bemes- 
sungsgrundlage im Inland ist unter Aufkommensaspek- 
ten problematisch, während die Versagung des Abzugs 
zu einer überhöhten steuerlichen Belastung führen 
würde. Deshalb wären pauschalierende Vorschriften in 
Anlehnung an die derzeit praktizierte Regelung für Aus- 
landsgewinne zu entwickeln, nach der 5 vH der Dividen- 
den fiktiv als nicht abzugsfähige Betriebsausgabe quali- 
fiziert werden. Dies müsste auf natürliche Personen und 
Personenunternehmen und aus europarechtlichen Grün- 
den auf Inlandssachverhalte ausgedehnt werden, um de- 
ren Begünstigung gegenüber Auslandssachverhalten 
auszuschließen. 

581 . Eine Ausweitung des Quellenprinzips bei der 
Untemehmensbesteuerang verschärft den Steuerwettbe- 
werb und erhöht den Druck auf eine Senkung der Steuer- 
belastung. Bei einer abschließenden Besteuerang von 
Untemehmensgewinnen im Quellenstaat erfolgt die 
Wahl des Investitionsorts aus steuerlicher Sicht durch 
Vergleich der inländischen mit der ausländischen effekti- 
ven Untemehmenssteuerbelastung. Gegenwärtig gehört 
Deutschland international bei der Untemehmensbesteue- 
rung zu den Hochsteuerländern. Da im internationalen 
Bereich Investitionen vor allem in Kapitalgesellschaften 
erfolgen, muss der deutsche Körperschaftsteuersatz (un- 
ter Berücksichtigung eines kommunalen Zuschlags) auf 
ein international wettbewerbsfähiges Niveau reduziert 
werden, wenn die Standortattraktivität Deutschlands ge- 
stärkt werden soll. Verglichen mit der durchschnittlichen 
Belastung von Untemehmensgewinnen im Ausland ist 
ein Körperschaftsteuersatz von etwa 30 vH anzustreben, 
wobei eine Belastung von 35 vH keinesfalls überschrit- 
ten werden sollte. Der Druck auf die Steuersätze ließe 
sich, falls notwendig, durch internationale Absprachen 
über Mindeststeuersätze mildem, die einen Steuerwett- 
lauf nach unten begrenzen würden. Schon innerhalb der 
Europäischen Union dürfte dies allenfalls im Rahmen 
einer längerfristigen Strategie zur Koordination der 
Untemehmensbesteuemng denkbar sein. Eine Einbezie- 
hung von Drittstaaten in internationale Vereinbarungen 
zur Untemehmensbesteuemng wäre im Rahmen einer 
„World Tax Organization“ vorstellbar; eine solche zeich- 
net sich allerdings nicht einmal in Umrissen ab. 

582 . Zu berücksichtigen ist bei dieser Option, dass jede 
Senkung des Körperschaftsteuersatzes wegen der Kop- 
pelung des Spitzensatzes der Einkommensteuer an den 
Körperschaftsteuersatz das Aufkommen aus der Ein- 
kommensteuer reduziert. Steuerausfälle aufgmnd von 
Steuersatzsenkungen könnten durch eine Verbreitemng 
der Bemessungsgmndlage kompensiert werden, indem 
die existierenden Steuervergünstigungen über alle Ein- 
kunftsarten hinweg gestrichen werden. Je konsequenter 
bei der Streichung von Steuervergünstigungen vorgegan- 
gen wird, desto stärker können Körperschaftsteuersatz 
und Spitzensatz der Einkommensteuer abgesenkt wer- 
den. Umgekehrt würde eine nur zaghafte Verbreitemng 
der Bemessungsgrundlage die zur Stärkung der Stand- 
ortattraktivität erforderliche Senkung der Tarifbelastun- 
gen verhindern. Überschlägige Berechnungen zeigen. 
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dass bei radikaler Verbreiterung der Bemessungsgrund- 
lage durehaus ein Einkommensteuerspitzensatz zwi- 
schen 30 vH und 35 vH bei etwa gleiehem Aufkommen 
erreichbar sein sollte. Allerdings ist Skepsis angebracht, 
ob ein konsequenter Abbau von Steuervergünstigungen 
auch politisch durchsetzbar ist. Einerseits lassen die bis- 
herigen Erfahrungen - etwa mit den Petersberger 
Beschlüssen aus dem Jahr 1997 oder mit den ursprüngli- 
ehen Vorsehlägen des Steuervergünstigungsabbaugeset- 
zes - Zweifel an der politisehen Durehsetzbarkeit von 
durehgreifenden Maßnahmen zur Verbreiterung der ein- 
kommensteuerlichen Bemessungsgrundlage aufkom- 
men. Andererseits seheint mittlerweile aber ein parteiü- 
bergreifender Konsens dahingehend zu bestehen, dass 
ein konsequenter Abbau von Steuervergünstigungen ak- 
zeptabel ist, sofern er mit einer Senkung von Steuersät- 
zen einhergeht. 

Ob die Politik tatsächlieh den Mut zu einem tabulosen 
Abbau von Steuervergünstigungen aufbringt, muss sieh 
noeh zeigen. Gerade die populistische Beschränkung der 
Steuerfreiheit von Zusehlägen für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeit naeh § 3b EStG nur im Hinbliek auf Be- 
zieher höherer Einkommen lässt eine erneute Debatte 
über Verteilungsgereehtigkeit erwarten, wenn die Besei- 
tigung dieses Steuerprivilegs dann aueh für Kranken- 
schwestern und Busfahrer zur Finanzierung einer Sen- 
kung des Spitzensteuersatzes herangezogen wird. Statt 
eines „tax-eut-eum-base-broadening “ könnte eine dras- 
tisehe Senkung des Spitzensatzes der Einkommensteuer 
auch durch eine Erhöhung von indirekten Steuern oder 
eine Reduzierung von staatlichen Ausgaben finanziert 
werden. Den Vorwurf regressiver Verteilungseffekte 
würde man sieh vermutlich auch in diesen Fällen ein- 
handeln. Im Übrigen können Ausgabenkürzungen nur 
einmal verwendet werden: entweder für die Reduzierung 
von Primärsalden zweeks Konsolidierung der öffentli- 
ehen Haushalte (Ziffern 455 ff.) oder zur Finanzierung 
von weitgehend saldenneutralen Steuersatzsenkungen. 

Zusammenfassende Bewertung 

583 . Als erste mittelfristige Steuerreformoption wur- 
den die folgenden Maßnahmen zur Integration von Kör- 
perschaftsteuer und Einkommensteuer betrachtet: Der 
Spitzensatz der Einkommensteuer wird an den Körper- 
sehaftsteuersatz angegliehen. Die zweifache Belastung 
der Gewinne von Kapitalgesellschaften im gegenwärti- 
gen Halbeinkünfteverfahren wird beseitigt, indem Aus- 
sehüttungen und Gewinne aus der Veräußerung von 
Gesellsehaftsanteilen aus der Besteuerung herausge- 
nommen werden. Diese Steuerbefreiungen erstreeken 
sieh auf Beteiligungen an inländischen und ausländi- 
sehen Kapitalgesellsehaften. Die damit einhergehende 
Stärkung des Quellenprinzips verschärft den Steuerwett- 
bewerb und führt tendenziell zu einem Steuerwettlauf 
nach unten, der gegebenenfalls durch eine internationale 
Vereinbarung über Mindeststeuersätze begrenzt werden 
müsste. Ohne eine verbindliche internationale Abspra- 
che über entsprechend hohe Mindeststeuersätze - die 
ganz und gar nieht absehbar ist - müssten die Tarifbelas- 


tung von Kapitalgesellsehaften und der an den Körper- 
schaftsteuersatz gekoppelte Einkommensteuerspitzen- 
satz erheblich reduziert werden, um im internationalen 
Steuerwettbewerb bestehen zu können. 

Der Vorteil eines solehen Steuersystems, das vergleichs- 
weise nahe am geltenden Steuerrecht bleibt, besteht in 
einer nicht unerheblichen Stärkung der Reehtsform- und 
Finanzierungsneutralität. Solange an einem progressiven 
Einkommensteuertarif festgehalten wird, lässt sieh eine 
vollständige Neutralität allerdings nicht erreichen, so 
dass Anreize zur Steuerarbitrage bestehen bleiben. Die 
Attraktivität und die Erfolgschancen dieses Reformvor- 
schlags hängen wesentlieh davon ab, ob ein konsequen- 
ter Abbau von Steuervergünstigungen gelingt. Was in 
der Theorie einfaeh erseheint, erweist sieh in der steuer- 
politischen Praxis als ungewöhnlich schwierig. Ohne 
eine nennenswerte Reduktion des Körperschaftsteuersat- 
zes und des daran gekoppelten Spitzensatzes der Ein- 
kommensteuer lässt sich die dringend erforderliehe Ver- 
besserung der steuerliehen Standortattraktivität aber 
nieht erreichen. 

Steuerreformoption II: Duale Einkommensteuer 

Übersicht 2 

Elemente der Steuerreformoption II 

- Aufteilung des Gesamteinkommens von natürli- 
chen Personen in Kapitaleinkommen und in Ar- 
beitseinkommen: Das Kapitaleinkommen schließt 
Untemehmensgewinne von Einzeluntemehmem 
und Personenuntemehmen, Dividenden, Zinsen, 
Einkünfte aus Vermietung und Verpaehtung sowie 
private Veräußerungsgewinne ein. Das Arbeitsein- 
kommen umfasst im Wesentliehen Löhne ein- 
sehließlich kalkulatorischer Untemehmerlöhne, 
Pensionen, gesetzliehe Altersrenten und staatliehe 
Transferzahlungen. 

- Proportionale Besteuerung von Kapitaleinkommen. 

- Progressive Besteuerung von Arbeitseinkommen. 

- Vermeidung von Ausweiehmögliehkeiten: Der 
Spitzensatz der progressiven Steuer auf Arbeits- 
einkommen sollte nicht wesentlich über dem Pro- 
portionalsatz auf Kapitaleinkommen liegen. 

- Integration der Körperschaftsteuer in die Kapi- 
taleinkommensteuer: Übereinstimmung von Kör- 
persehaftsteuersatz und proportionalem Satz der 
Kapitaleinkommensteuer und vollständige Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung von Ausschüttungen 
sowie von Gewinnen aus der Veräußerung von An- 
teilen an Kapitalgesellschaften. 

- Steuerbefreiung von an inländisehe Kapitalgeber 
(natürliche Personen, Personenuntemehmen und 
Kapitalgesellsehaften) fließende Gewinne von aus- 
ländisehen Kapitalgesellsehaften. 
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584. Die zweite Steuerreformoption weicht vom Leit- 
bild einer synthetischen Einkommensteuer ab. An ihre 
Stelle tritt mit der „dualen Einkommensteuer“ eine sys- 
tematisch ausgestaltete Steuer, die zwischen zwei Ein- 
kunftsarten unterscheidet - umfassend definierten Kapi- 
taleinkommen und Arbeitseinkommen - und diese 
unterschiedlich besteuert. Kapitaleinkommen, bestehend 
aus den Gewinnen von Einzeluntemehmern und Perso- 
nenuntemehmen, Dividenden, Zinsen, Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung sowie privaten Veräuße- 
rungsgewinnen, werden mit einem niedrigen proportio- 
nalen Satz besteuert. Wie bei der ersten Steuerreformop- 
tion sollte eine Gesamtbelastung von 30 vH nicht 
überschritten werden. Arbeitseinkommen werden dem- 
gegenüber progressiv besteuert und umfassen vor allem 
Löhne einschließlich kalkulatorischer Untemehmer- 
löhne, Pensionen, gesetzliche Altersrenten und staatliche 
Transferleistungen. Zur Begrenzung von Steuerarbitrage 
sollte der Spitzensteuersatz nicht wesentlich über dem 
Kapitaleinkommensteuersatz liegen. Die separate Be- 
steuerung von Kapitalgesellschaften mit der Körper- 
schaftsteuer wird beibehalten. Allerdings sind Körper- 
schaftsteuer und Kapitaleinkommensteuer vollständig 
aufeinander abgestimmt. Dies wird über zweierlei Maß- 
nahmen sichergestellt: Zum einen stimmt der Körper- 
schaftsteuersatz mit dem proportionalen Satz der Kapi- 
taleinkommensteuer überein. Zum anderen werden die 
Doppelbesteuerung von Ausschüttungen sowie von Ge- 
winnen aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalge- 
sellschaften vollständig vermieden. Somit kann in der 
Tat von einer dualen Einkommensteuer gesprochen wer- 
den: Der Besteuerung von Arbeitseinkommen steht die 
Besteuerung von Kapitaleinkommen gegenüber, mit 
vollständig integrierter Körperschaftsteuer. 

Die Abweichung vom Leitbild der synthetischen Ein- 
kommensteuer sollte nicht allzu schwer fallen. Denn tat- 
sächlich existiert in Deutschland keine konsequent ver- 
wirklichte synthetische Einkommensbesteuerung, eine 
solche lässt sich, wie oben dargelegt, auch realistischer- 
weise nicht (mehr) erreichen. Mit der dualen Einkom- 
mensteuer kommt eine Systematik in die gegenwärtig 
völlig unsystematische direkte Besteuerung. Ein solches 
Steuersystem wurde Anfang der neunziger Jahre in den 
nordischen Ländern eingeführt, am konsequentesten und 
systematischsten in Finnland, Norwegen und Schweden. 
Deshalb lohnt ein Blick auf die Steuersysteme dieser 
Länder. Im Hinblick auf Entscheidungsneutralität, 
Standortattraktivität und Systematik weist die duale Ein- 
kommensteuer gegenüber dem geltenden System der 
Einkommensbesteuerung eindeutige Vorteile auf. Aller- 
dings gibt es auch eine Reihe offener Fragen und Pro- 
bleme. 

Gründe für die Einführung einer dualen 
Einkommensteuer 

585. Für den Übergang zu einer dualen Einkommen- 
steuer sprechen vor allem Effizienzüberlegungen. Eine 
duale Einkommensbesteuerung stärkt die Neutralität der 
Besteuerung im Hinblick auf Investitions-, Finanzie- 


rungs- und Rechtsformentscheidungen, und sie erhöht 
die Standortattraktivität vor dem Hintergrund der zuneh- 
menden internationalen Kapitalmobilität. Dies führt zu 
einer Verbesserung der Wachstumsbedingungen und der 
Chancen der Arbeitnehmer auf höhere Einkommen. Ge- 
genüber den geltenden Regelungen wird zudem die Sys- 
tematik des Steuerrechts durch eine konsistente und 
einheitliche Besteuerung von Kapitaleinkommen verbes- 
sert. 

586. Neutralität der Unternehmensbesteuerung: Die 

Angleichung der Steuersätze für Untemehmensgewinne 
beziehungsweise private Kapitaleinkommen an den Kör- 
perschaftsteuersatz, die vollständige Integration der 
Körperschaftsteuer in die Kapitaleinkommensteuer so- 
wie durchgängig proportionale Steuersätze für sämtliche 
Kapitaleinkommen stellen grundsätzlich die Finanzie- 
rungsneutralität der Besteuerung sicher. Sämtliche 
Finanzierungswege werden unabhängig von den persön- 
lichen Verhältnissen der Kapitalgeber in gleicher Höhe 
belastet. Damit differenziert die Besteuerung auch nicht 
im Hinblick auf die Untemehmensrechtsform. Schließ- 
lich führen niedrige proportionale Steuersätze, die auf 
eine verbreiterte Bemessungsgrundlage angewendet 
werden, zu einer Verminderung der von unterschiedli- 
chen Methoden der steuerlichen Gewinnermittlung 
- Betriebsvermögensvergleich versus Einnahmeüber- 
schussrechnung - ausgehenden Verzerrungen, womit es 
zu einer effizienteren intersektoralen Kapitalallokation 
kommt. 

587. Standortattraktivität: Für eine Tarifdifferenzie- 
rung zwischen Arbeits- und Kapitaleinkommen lassen 
sich vor allem Effizienzgesichtspunkte anführen. Kapi- 
taleinkommen sind international wesentlich mobiler als 
Arbeitseinkommen. Zwar sind auch hoch qualifizierte 
Arbeitnehmer häufig international mobil, für die Masse 
der Arbeitnehmer gilt dies jedoch nicht. Informations- 
probleme im Hinblick auf die Erfassung im Ausland er- 
zielter Einkünfte hindern einzelne Staaten regelmäßig an 
einer vollständigen Besteuerung von mobilem Kapital 
auf der Grundlage des Wohnsitzprinzips. Effizienzüber- 
legungen sprechen dann aber dafür, international mobi- 
les Kapital schonender zu besteuern als immobile Fakto- 
ren. Andernfalls wäre ein weiterer Kapitalabfluss zu 
Lasten des nationalen Steueraufkommens, der heimi- 
schen Investitionen und der Arbeitsplätze zu befürchten, 
der ein Land zu einer noch höheren Besteuerung des Ar- 
beitseinkommens zwingen kann, soweit dies zur De- 
ckung seines Finanzbedarfs erforderlich ist (JG2001 
Ziffer 386). Mit der Abkoppelung des Steuersatzes für 
Kapitaleinkommen von der Besteuerung der Arbeitsein- 
kommen wird somit ein flexibles Instrument geschaffen, 
um im internationalen Steuerwettbewerb bestehen zu 
können, ohne dass gleich das gesamte Steueraufkommen 
in Mitleidenschaft gezogen wird. 

588. Verbesserte Systematik des Steuerrechts im 
Bereich der Kapitaleinkommen. Eine umfassende 
Besteuerung der Kapitaleinkommen mit einem propor- 
tionalen Satz begrenzt die Möglichkeiten zur Steuerarbi- 
trage zwischen den betroffenen Einkünften und vermin- 
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dert in erheblichem Maße Abgrenzungsprobleme bei der 
Zuordnung von Einnahmen und Ausgaben. Aufgrund 
des proportionalen Steuersatzes steht den Steuerentlas- 
tungen, die etwa aus dem Abzug von Betriebsausgaben 
resultieren, im Grundsatz ein korrespondierendes Steu- 
eraufkommen aus den entsprechenden Einnahmen ge- 
genüber. Diese Korrespondenz gilt sowohl bei einer in- 
dividuellen als auch bei einer gesamtwirtschaftlichen 
Betrachtung, wenn die Ausgaben und Einnahmen bei 
unterschiedlichen Steuersubjekten anfallen. Eine umfas- 
sende, proportionale Besteuerung der Kapitaleinkom- 
men dient somit der Steuervereinfachung, sie verbessert 
die Systematik des Steuerrechts und sie führt im Bereich 
der Kapitaleinkommen zu einer gleichmäßigeren Be- 
steuerung. 

Ausgestaltung und Probleme der dualen 
Einkommensteuer 

589 . Eine duale Einkommensteuer weist Vorteile ge- 
genüber der Steuerreformoption I und erst recht gegenü- 
ber dem geltenden Steuersystem auf Allerdings gibt es 
auch eine Reihe offener Fragen und Probleme. Die zu 
klärenden Punkte betreffen die Bereiche: 

- Besteuerung nationaler und grenzüberschreitender 
Investitionen; 

- Abgrenzung zwischen Kapitaleinkommen und Ar- 
beitseinkommen bei personenbezogenen Unterneh- 
men; 

- Verlustverrechnung, Berücksichtigung persönlicher 
Entlastungen und Verfahrensfragen; 

- Vereinbarkeit mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip; 

- Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen. 

Auch beim Übergang zu einer dualen Einkommensteuer 
sind Maßnahmen zur Verbreiterung der Bemessungs- 
grundlage erforderlich, wenn Steuerausfälle aufgrund 
der Absenkung des Steuersatzes für Kapitaleinkommen 
vermieden werden sollen. Da, anders als bei der 
Steuerreformoption I, der Spitzensatz der Steuer auf Ar- 
beitseinkommen aber nicht an den Kapitaleinkommen- 
steuersatz gekoppelt ist, wird der Finanzierungsbedarf 
geringer ausfallen. 

Besteuerung nationaler und grenzüberschreitender 
Investitionen 

590 . Im Rahmen einer dualen Einkommensteuer unter- 
liegen Kapitaleinkommen, gleichgültig, ob es sich um 
Gewinne, Zinsen, Mieten oder Pachten handelt, entwe- 
der dem Körperschaftsteuersatz oder einem gleich hohen 
(Einkommen-) Steuersatz für Unternehmensgewinne 
und private Kapitaleinkommen. Die Steuerbelastung 
fällt folglich unabhängig davon, ob die Untemehmens- 
besteuerung wie bei Kapitalgesellschaften auf dem Tren- 
nungsprinzip basiert oder ob im Hinblick auf Personen- 
untemehmen das Mitunternehmerkonzept gilt, stets 
gleich hoch aus. 


Bezüglich der Integration der Körperschaftsteuer in die 
(Kapital-) Einkommensteuer ergeben sich im Vergleich 
zur Steuerreformoption I keine Besonderheiten. Für Ge- 
winnausschüttungen kommen entweder ein Vollanrech- 
nungsverfahren oder das Dividendenfreistellungsverfah- 
ren in Frage, wobei, wie erwähnt, eine Vollanrechnung 
auf Probleme stößt und daher die Dividendenfreistellung 
vorzuziehen ist. Aus Praktikabilitätsgründen sind dem- 
entsprechend auch Gewinne aus der Veräußerung von 
Anteilen an Kapitalgesellschaften von der Steuer zu be- 
freien, was gleichzeitig eine Nichtberücksichtigung von 
Veräußerungsverlusten impliziert. Für grenzüberschrei- 
tende Investitionen erzwingen die EU-rechtlichen Dis- 
kriminierungsverbote die Anwendung der gleichen 
Besteuerungsregeln, so dass im Inland auch Ausschüt- 
tungen von Gewinnen sowie Gewinne aus der Veräuße- 
rung von Anteilen an ausländischen Kapitalgesellschaf- 
ten freizustellen sind. 

Damit wird auch die duale Einkommensteuer bei grenz- 
überschreitenden Investitionen weitgehend dem Quel- 
lenprinzip folgen. Die internationale Untemehmensbe- 
steuerung wäre dann weiterhin durch ein Mischsystem 
aus kapitalexportneutraler und kapitalimportneutraler 
Besteuerung gekennzeichnet, mit allen daraus folgenden 
Konsequenzen für den Steuerwettbewerb und hinsicht- 
lich der Verzerrung von Finanzierungsentscheidungen 
im Zusammenhang mit ausländischen Direktinvestitio- 
nen. Dem könnte letztlich nur durch eine europaweite 
Annäherung oder Harmonisierung der Kapitaleinkom- 
mensbesteuerung entgegnet werden. Allerdings weist 
die duale Einkommensteuer dabei gegenüber der 
Steuerreformoption I Vorteile auf Eine Annäherung 
oder Angleichung der Steuersätze wäre nämlich nur im 
Bereich der Körperschaftsteuer und der Kapitaleinkom- 
mensteuer erforderlich. Eine von den Kapitaleinkommen 
abgekoppelte Besteuerung der Arbeitseinkommen würde 
den Mitgliedstaaten bei der aufkommensstärksten direk- 
ten Steuer eine Steuerautonomie belassen und Spiel- 
räume für die nationale Umverteilungspolitik eröffnen. 

Eine abschließende Besteuerung der Unternehmen 
könnte auch über eine umfassende Betriebssteuer wie 
die „Comprehensive Businesss Income Tax“ (CBIT) er- 
reicht werden. Die CBIT wurde in den Vereinigten Staa- 
ten als Reformkonzept diskutiert. Ihre Bemessungs- 
grundlage umfasst den Gewinn zuzüglich sämtlicher 
Faktorentgelte außer Arbeitseinkommen, also beispiels- 
weise Zinsen, Mieten und Leasingraten. Ein Be- 
triebsausgabenabzug von Fremdkapitalzinsen ist im 
Rahmen einer CBIT also nicht vorgesehen; dafür werden 
Zinseinkünfte beim Kapitalgeber nicht mehr besteuert. 
Analoges gilt für die anderen Faktorzahlungen (außer 
Arbeitseinkommen) . Auf die (umfassende) Bemessungs- 
grundlage der CBIT wird dann ein proportionaler Steu- 
ersatz angewandt. Bezogen auf nationale Sachverhalte 
liegt der primäre Unterschied zwischen der CBIT und ei- 
ner dualen Einkommensteuer somit in der Erhebungs- 
technik. Gleichwohl weist die CBIT einige Nachteile auf. 
So schirmt sie wie jede andere Betriebssteuer Verluste 
von anderen positiven Einkünften der Kapitalgeber ab 
und verhindert deshalb auch bei Personenunternehmen 
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einen Verlustausgleich. Ferner scheidet eine Entlastung 
der unternehmerischen Einkünfte um personenbezogene 
Abzugsbeträge regelmäßig aus. Auch aus internationa- 
ler Sicht ist die CBIT problematisch, da alle ins Ausland 
fließenden Zahlungen - auch Faktorentgelte - stets mit 
inländischen Unternehmenssteuern belastet sind. Dies 
kollidiert mit den Quellensteuerregelungen der Doppel- 
besteuerungsabkommen, sofern diese den Quellensteu- 
erabzug auf ein niedrigeres Niveau beschränken. Ein 
Vorteil ergäbe sich allerdings dann, wenn alle Industrie- 
nationen gemeinsam eine CBIT einführen würden; Steu- 
eroasen, die bislang mit einer geringen Besteuerung von 
Zinseinkünften locken, würden dann nämlich weitgehend 
austrocknen. Ein unilateraler Übergang zu einer CBIT 
ist jedoch wenig empfehlenswert. Im Ergebnis spricht 
deshalb vieles dafür, dass es im Rahmen einer dualen 
Einkommensteuer beim Nebeneinander von Trennungs- 
prinzip bei Kapitalgesellschaften und Mitunterneh- 
merkonzept bei Personengesellschaften sowie bei der 
steuerlichen Anerkennung von schuldrechtlichen Ver- 
tragsbeziehungen bleibt. 

Abgrenzung zwischen Kapitaleinkommen und 
Arbeitseinkommen bei personenbezogenen 
Unternehmen 

591 . Die ungleiche steuerliche Behandlung von Kapi- 
taleinkommen und Arbeitseinkommen im Rahmen einer 
dualen Einkommensteuer ist unter Effizienzgesichts- 
punkten vorteilhaft, dürfte aber nicht nur mit einem Ak- 
zeptanzproblem in der Öffentlichkeit verbunden sein, sie 
stellt zugleich eine ihrer Hauptschwierigkeiten dar. Da 
Anreize zur Umwandlung von progressiv besteuertem 
Arbeitseinkommen in proportional und niedriger besteu- 
ertes Kapitaleinkommen bestehen, sind die beiden Ein- 
kommensarten möglichst exakt voneinander abzugren- 
zen. Anreize zur Steuerarbitrage bestehen insbesondere 
bei mittelständischen, personenbezogenen Unterneh- 
men, also Einzeluntemehmen, Personengesellschaften 
und kleineren Kapitalgesellschaften mit nur wenigen 
Anteilseignern. 

Der Gesamtgewinn besteht regelmäßig aus zwei Kom- 
ponenten: der Rendite des investierten Kapitals und dem 
Wert der eingesetzten Arbeitskraft des Unternehmers, 
das heißt dem Untemehmerlohn. Innerhalb einer dualen 
Einkommensteuer muss die Rendite des investierten 
Kapitals dem Steuersatz für Kapitaleinkommen unter- 
liegen, während der auf die Arbeitsleistung des Unter- 
nehmers entfallende Teil des Gesamtgewinns als Ar- 
beitseinkommen progressiv zu besteuern ist. Der 
Gewinn von personenbezogenen Unternehmen ist des- 
halb in seine beiden Bestandteile Kapitaleinkommen 
und Arbeitseinkommen aufzuteilen und entsprechend zu 
besteuern. Die damit verbundenen Fragestellungen sind 
äußerst komplex und gelten als die „Achillesferse“ der 
dualen Einkommensteuer. 

Für die Aufteilung des Gesamtgewinns bieten sich im 
Grundsatz zwei Möglichkeiten an. Entweder wird das 
Arbeitseinkommen zuerst bestimmt, so dass sich das Ka- 
pitaleinkommen als Restgröße ergibt, oder es wird der 
umgekehrte Weg eingeschlagen. Beide Ansätze bringen 


Probleme mit sich. Die Wahl des Arbeitseinkommens als 
Ausgangsgröße ist problematisch, weil es regelmäßig an 
objektivierbaren Größen für die Bestimmung der Ar- 
beitseinkommen fehlt. Diese hängen von den Verhältnis- 
sen im Einzelfall ab, wie den Fähigkeiten und dem Aus- 
bildungsstand des Unternehmers, sind aber für Dritte 
nicht direkt beobachtbar. Alternativ kann man das Kapi- 
taleinkommen als Ausgangsgröße festlegen. Die Ermitt- 
lung des Kapitaleinkommens basiert auf dem im Unter- 
nehmen vorhandenen Eigenkapital, auf das ein 
bestimmter, im Gesetz festzulegender Renditefaktor an- 
gewendet wird. Der verbleibende Teil des Gewinns stellt 
dann das Arbeitseinkommen dar. Obgleich auch die 
Wertermittlung des eingesetzten Kapitals sowie die Be- 
stimmung des Renditefaktors mit Problemen verknüpft 
sind, erscheint es insgesamt vorteilhafter, Kapitalein- 
kommen als Ausgangsgröße und Arbeitseinkommen re- 
sidual zu bestimmen. 

592 . Für die Wertermittlung des eingesetzten Kapitals 
kann auf die Wertansätze zurückgegriffen werden, die 
sich im Rahmen der steuerlichen Gewinnermittlung er- 
geben. Dabei ist zwischen der Bruttomethode und der 
Nettomethode zu unterscheiden. Bei der Bruttomethode 
wird vom bilanziellen Bruttovermögen (A) ausgegangen, 
finanzielle Mittel und Verbindlichkeiten bleiben unbe- 
rücksichtigt. Durch Multiplikation mit einem Renditefak- 
tor (k) erhält man das Bruttokapitaleinkommen. Daraus 
ermittelt man das zu versteuernde Kapitaleinkommen 
durch Abzug der Nettozinszahlungen (iB). Das Arbeits- 
einkommen ergibt sich als Differenz zwischen dem Ge- 
winn (G) vor Abzug von Zinsaufwendungen und dem 
Bruttokapitaleinkommen. Die jeweilige Steuerschuld re- 
sultiert aus dem Produkt der Bemessungsgrundlagen mit 
den Steuersätzen t auf Kapitaleinkommen und m auf Ar- 
beitseinkommen. Die Gesamtsteuerzahlung (T) ist dann 

T=t- (k-A-i-B) +m - (G-k-A) 
mit 

A = Bilanzielles Bruttovermögen, 

B = Saldo aus Verbindlichkeiten und finanziellen Mitteln, 
G = Gewinn vor Zinsen, 
i = Kapitalmarktzins, 
k = Renditefaktor, 

m = Steuersatz für Arbeitseinkommen, 

T = Gesamtsteuerzahlung, 
t = Steuersatz für Kapitaleinkommen. 

Bei der Nettomethode werden vom bilanziellen Brutto- 
vermögen zunächst die Verbindlichkeiten, saldiert mit 
den finanziellen Aktiva, abgezogen. Das Nettounterneh- 
mensvermögen multipliziert mit dem Renditefaktor stellt 
dann das zu versteuernde Kapitaleinkommen dar. Ent- 
sprechend berechnet sich das Arbeitseinkommen, indem 
vom Gewinn die Nettozinszahlungen und das Kapitalein- 
kommen abgezogen werden. Die Gesamtsteuerzahlung 
ist dann 

T = t ■ k ■ (A - B) + m ■ [G - i ■ B - k ■ (A - B)]. 

Brutto- und Nettomethode führen nur dann zum gleichen 
Ergebnis, wenn Renditefaktor und Kapitalmarktzins 
übereinstimmen. Andernfalls ergeben sich unterschiedli- 
che Aufteilungsergebnisse. Bei der Bruttomethode wird 
die Aufteilungsquote in Kapital- und Arbeitseinkommen 
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von der Größenrelation zwischen Renditefaktor und Ka- 
pitalmarktzins bestimmt, wohingegen die Nettomethode 
den Gewinn unabhängig davon stets im gleichen Ver- 
hältnis aufteilt. Unter Neutralitätsgesichtspunkten ist die 
Nettomethode somit vorzuziehen, da das Kapitaleinkom- 
men nieht durch die Art der Finanzierung einer Investi- 
tion beeinflusst werden kann. Sie ist allerdings aus dem 
folgenden Grund schwieriger zu administrieren als die 
Bruttomethode: Im Rahmen des privaten Kapitaleinkom- 
mens abzugsfähige Schuldzinsen -zum Beispiel Refl- 
nanzierungszinsen für den Erwerb von Immobilien - 
führen stets zu einer Steuerentlastung in Höhe des Satzes 
der Kapitaleinkommensteuer. Werden die Schulden da- 
gegen in den betriebliehen Bereich verlagert und über- 
steigt der darauf entfallende Zinssatz den Renditefaktor, 
kommt es zu einer anteiligen Minderung des progressiv 
besteuerten Arbeitseinkommens, womit die Gesamtsteu- 
erbelastung sinkt. Im Rahmen der Nettomethode - die in 
Finnland und Schweden angewendet wird - sind deshalb 
komplizierte Maßnahmen gegen derartige Arbitrage- 
handlungen erforderlich. 

Unabhängig davon, ob nach der Brutto- oder der Net- 
tomethode bewertet wird, ergeben sich bei der Abgren- 
zung des Betriebsvermögens weitere Probleme. So wer- 
den für (gemischt-genutzte) Wirtschaftsgüter, die sowohl 
betrieblich als auch privat genutzt werden, spezielle Zu- 
ordnungsvorschriften benötigt. Zudem sind Regelungen 
erforderlich, die eine Verlagerung von privaten Vermö- 
gensgegenständen mit niedriger Rendite wie zum Bei- 
spiel Grundstücke in den betrieblichen Bereich verhin- 
dern. Derartige Vermögensverschiebungen haben zwar 
keine Auswirkungen auf das Gesamteinkommen des 
Steuerpflichtigen. Allerdings erhöhen sie den Anteil des 
Kapitaleinkommens am Unternehmensgewinn zu Lasten 
des Arbeitseinkommens, wodurch es insgesamt zu einer 
Reduzierung der Gesamtsteuerbelastung kommt. 

Die Bestimmung des Renditefaktors kann ebenfalls nur 
pragmatisch erfolgen. Theoretisch müsste aufgrund der 
Anknüpfung an das bilanzielle Vermögen, dessen Bewer- 
tung auf dem Nominalwertprinzip basiert, der nominale 
Kapitalmarktzins zugrunde gelegt werden. Da in der 
Praxis kein einheitlicher Kapitalmarktzins existiert, wird 
man auf die durchschnittliche Rendite für mehrjährige 
Staatsanleihen zurückgreifen. Diese Rendite wird dann 
noch um einen pauschalen Risikozuschlag erhöht, der 
dem besonderen Risiko von Sachinvestitionen Rechnung 
trägt. 

593 . Neben den beiden grundsätzlichen Fragen hin- 
sichtlich der Technik der Gewinnaufteilung sowie des 
Kreises der betroffenen Unternehmen sind im Hinblick 
auf die konkreten Besteuerungsfolgen weitere Aspekte 
zu beaehten. Zur Wahrung der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung sollte die Steuerbelastung des Arbeitsein- 
kommens nicht davon abhängen, ob es im Rahmen einer 
untemehmerisehen oder einer abhängigen Tätigkeit er- 
wirtschaftet wird. Unter dem Gesichtspunkt der Reehts- 
formneutralität sollte des Weiteren die Steuerbelastung 
des dem Unternehmer zuzurechnenden Arbeitseinkom- 
mens in Kapitalgesellschaften und in Personenunterneh- 
men gleich hoch ausfallen. Die EU-rechtlich relevanten 
Diskriminierungstatbestände erfordern es schließlich, 


dass die Gewinnaufteilung unabhängig von einer Ansäs- 
sigkeit des Unternehmens im Inland oder im Ausland er- 
folgt. Diese Anforderungen sind grundsätzlich gleichzei- 
tig erfüllt, sofern die Gewinnaufteilung für alle 
einzubeziehenden in- und ausländischen Unternehmen 
unabhängig von ihrer Rechtsform nach dem oben skiz- 
zierten Muster erfolgt und das Arbeitseinkommen den 
Kapitalgebern unmittelbar zur Besteuerung zugerechnet 
wird. 

Die Erfassung von Arbeitseinkommen bei Kapitalgebern 
einer Kapitalgesellschaft erst im Zeitpunkt der Aus- 
schüttung führt zu Eiquiditätsvorteilen gegenüber ab- 
hängig Beschäftigten, die das Arbeitseinkommen im Zu- 
flusszeitpunkt versteuern müssen. Vergleichbare Vorteile 
genießen auch Kapitalgeber von Personengesellschaften, 
falls nicht entnommene Gewinne einer niedrig besteuer- 
ten Rücklage zugeführt werden können. Das sichert 
zwar Reehtsformneutralität im Hinblick auf die steuerli- 
che Behandlung kalkulatorischer Unternehmerlöhne, 
führt aber zu Benachteiligungen von abhängig Beschäf- 
tigten. Letztlich wird mit derartigen Regelungen der 
Praktikabilität der Besteuerung Rechnung getragen. 

594 . Festzuhalten ist, dass die Aufteilung des Gesamt- 
einkommens bei personenbezogenen Unternehmen in 
seine beiden Komponenten Arbeits- und Kapitaleinkom- 
men zu Abgrenzungsproblemen führt, die nur pragma- 
tisch zu lösen sind. Eng begrenzte Verletzungen der 
Neutralität und Gleichmäßigkeit der Besteuerung sind 
dabei hinzunehmen. Diese Probleme sollten jedoeh nicht 
überbewertet werden. Eine umfassend gerechte und neu- 
trale Besteuerung ist auch innerhalb der synthetisehen 
Einkommensteuer nicht gewährleistet. Sie scheitert re- 
gelmäßig an der Unmöglichkeit, den Kapitalgebern 
sämtliche Einkünfte, die in gesellschaftsrechtlich gebun- 
denen Einheiten erzielt werden, in materieller und zeitli- 
cher Hinsicht exakt zuzurechnen. Man ist auch hier auf 
Konventionen angewiesen. Die Schwierigkeiten der ob- 
jektiven Abgrenzung der Einkünfte und ihrer subjekti- 
ven Zureehnung treten bei der dualen Einkommensteuer 
nur an einer Stelle auf, nämlich bei der Aufteilung der 
Gewinne von Personenuntemehmen in Kapitaleinkom- 
men und Arbeitseinkommen. Infolge der kongruenten, 
proportionalen Besteuerung des Kapitaleinkommens 
werden andererseits zahlreiche Abgrenzungs- und Zu- 
rechnungsprobleme vermieden, die bei einer syntheti- 
schen Einkommensteuer regelmäßig auftreten. Dies wird 
beispielsweise durch die umfassende Rechtsprechung zu 
verdeckten Gewinnausschüttungen und verdeckten Ein- 
lagen in Deutschland oder die Regelungen für die Zu- 
ordnung gemischt-genutzter Wirtschaftsgüter zum Be- 
triebs- oder zum Privatvermögen hinreiehend belegt. Die 
Schwierigkeiten der Aufteilung unternehmerischer Ein- 
künfte in personenbezogenen Unternehmen sind nicht 
neu. Sie stellen sich in Deutschland in vergleichbarer 
Weise bei Familiengesellsehaften. Dort wurden prag- 
matische, wenngleich nur zum Teil konsensfahige Lö- 
sungen gefunden. Schließlich fließen in die Gewinnauf- 
teilung bei der dualen Einkommensteuer mit den 
Gehältern sowie Pensionsleistungen an Gesellschafter- 
Geschäftsführer Sachverhalte ein, die auch innerhalb der 
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synthetischen Einkommensteuer nicht wirklich sachge- 
recht und vor allem rechtsformneutral abgegrenzt wer- 
den können. 

Eine Patentlösung zur Vermeidung von Abgrenzungs- 
und Zuordnungsproblemen existiert nicht. Die Steuerpo- 
litik in Deutschland kann aber auf umfassende prakti- 
sche Erfahrungen in den nordischen Staaten zurückgrei- 
fen, sofern sie sich für eine duale Einkommensteuer 
entscheidet. Dabei gilt es, allerdings anders als in den 
nordischen Staaten, die Tarifspreizungen zwischen dem 
Arbeitseinkommen und dem Kapitaleinkommen so ge- 
ring wie möglich zu halten, um das Aufteilungsproblem 
zu entschärfen. Dies dürfte gewährleistet sein, wenn die 
Differenz zwischen dem Spitzensatz der Steuer auf Ar- 
beitseinkommen und dem Kapitaleinkommensteuersatz 
nicht viel mehr als 5 Prozentpunkte beträgt. Ein Kapi- 
taleinkommensteuersatz von 30 vH und ein Spitzensatz 
der Steuer auf Arbeitseinkommen von 35 vH würden ein 
leistungsfreundliches und international wettbewerbs- 
fähiges Steuersystem gewährleisten; bei entsprechend 
progressivem Tarif der Steuer auf Arbeitseinkommen 
würde überdies auch das steuerliche Umverteilungsziel 
erfüllt. 

Verlustverrechnung und Berücksichtigung persönlicher 
Entlastungen 

595 . Arbeitseinkommen und Kapitaleinkommen kön- 
nen getrennt oder zusammengefasst besteuert werden. 
Eine getrennte Veranlagung ist administrativ am ein- 
fachsten, kann aber zu Problemen bei der Zuordnung 
von persönlichen Abzugsbeträgen auf die Einkunftsarten 
führen. Im Fall einer getrennten Besteuerung unterliegt 
das Kapitaleinkommen im Grundsatz ohne jede Ermäßi- 
gung dem proportionalen Steuersatz. Ein Grundfreibe- 
trag und sonstige persönliche Entlastungsbeträge werden 
ausschließlich dem Arbeitseinkommen zugerechnet. 
Eine konsequent getrennte Besteuerung beider Einkom- 
mensarten sichert zum einen die Neutralitätseigenschaf- 
ten einer dualen Einkommensteuer im Hinblick auf 
Investitionen, Finanzierungsformen und Unternehmens- 
rechtsformen, da Verzerrungen der Kapitaleinkommens- 
besteuerung durch einen indirekt progressiven Tarif 
vermieden werden. Zum anderen werden die Steuererhe- 
bung vereinfacht und die Finanz Verwaltung entlastet. 
Denkbar ist es in diesem Fall, die Steuer auf bestimmte 
Kapitalerträge in Form einer Abgeltungssteuer in Höhe 
des Satzes der Kapitaleinkommensteuer zu erheben. 
Eine Abgeltungssteuer auf Zinseinkünfte fügt sich also 
ideal in eine duale Einkommensteuer ein. Auch auf eine 
separate Besteuerung von Dividenden und Gewinnen 
aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften kann verzichtet werden, wenn die Sätze der 
Körperschaftsteuer und der Kapitaleinkommensteuer 
identisch sind. Eine Veranlagung bei Vermietungs- und 
Verpachtungseinkünften wird hingegen erforderlich 
sein, da die steuerpflichtigen Erträge um Aufwendungen 
wie Abschreibungen zu mindern sind. Der Verzicht auf 
eine Veranlagung bestimmter Kapitaleinkommen wie 


Zinsen und Dividenden schließt eine Steuerentlastung 
von Abzugsbeträgen wie beispielsweise Refinanzie- 
rungszinsen oder auch Depotgebühren keineswegs aus. 
Da die Steuerersparnis infolge des proportionalen Steu- 
ersatzes für Kapitaleinkommen objektiv feststeht, kann 
der Entlastungsbetrag auch als (erstattungsfahige) Steu- 
ergutschrift durch Multiplikation mit dem entsprechen- 
den Steuersatz bestimmt werden. 

596 . Grundsätzlich sind aber auch bei getrennter Be- 
steuerung im Rahmen der dualen Einkommensteuer ein 
Verlustausgleich über die Einkunftsarten hinweg sowie 
die Berücksichtigung persönlicher Entlastungsbeträge 
auch bei den Kapitaleinkommen möglich. Ein Ver- 
lustausgleich zwischen beiden Einkommensarten könnte 
erfolgen, indem für negatives Kapitaleinkommen eine 
Steuergutschrift in Höhe des Produkts aus Steuersatz für 
Kapitaleinkommen und des Verlusts gewährt wird, die 
mit der Steuerschuld auf das Arbeitseinkommen verre- 
chenbar ist. Nicht genutzte Steuergutschriften können 
analog zu Verlusten in künftige Jahre vorgetragen wer- 
den. Auch könnte etwa ein Grundfreibetrag bei Kapi- 
taleinkommen berücksichtigt werden, indem dieser mit 
dem Steuersatz für Kapitaleinkommen multipliziert und 
in Höhe des sich daraus ergebenden Betrags als Steuer- 
gutschrift gewährt wird. 

597 . Die beschriebenen Zuordnungsprobleme von per- 
sönlichen Abzugsbeträgen auf die Einkunftsarten lassen 
sich durch eine Zusammenfassung von Kapitaleinkom- 
men und Arbeitseinkommen zu einem Gesamteinkommen 
weitgehend vermeiden. Allerdings erfordert dies, dass 
der Eingangssteuersatz für Arbeitseinkommen dem Steu- 
ersatz für Kapitaleinkommen entspricht. Der Spitzen- 
steuersatz der progressiven Steuer auf Arbeitsein- 
kommen würde dann entsprechend weit über dem 
Kapitaleinkommensteuersatz liegen. In diesem Fall kann 
das zusammengefasste Einkommen zunächst mit dem 
Steuersatz für Kapitaleinkommen beziehungsweise dem 
identischen Eingangssteuersatz der Steuer auf Arbeits- 
einkommen belastet werden. Nur das die Eingangsstufe 
des Einkommensteuertarifs übersteigende Arbeitsein- 
kommen wird anschließend progressiv besteuert. Auf 
diese Weise ist sowohl ein Ausgleich von Verlusten aus 
Kapitaleinkommen mit positivem Arbeitseinkommen als 
auch eine Entlastung beider Einkunftsarten durch per- 
sönliche Abzugsbeträge problemlos zu administrieren. 

598 . Festzuhalten ist, dass die duale Einkommen- 
steuer nicht notwendigerweise eine reine Schedulen- 
steuer ist, die zu einer abschließenden Besteuerung von 
Kapitaleinkommen und Gewinnen in Kapitalgesell- 
schaften führt. Auch bei getrennter Besteuerung von 
Arbeits- und Kapitaleinkommen können beide Ein- 
kunftsarten im Hinblick auf den Ausgleich von Verlus- 
ten sowie die Zuordnung von Abzugsbeträgen wie dem 
Grundfreibetrag miteinander verknüpft werden. Die Be- 
rücksichtigung weiterer persönlicher Abzüge wie etwa 
Kinderfreibeträge ist bei Zusammenfassung zu einem 
Gesamteinkommen ohne weiteres möglich, wenn der 
Eingangssteuersatz der progressiven Steuer auf Arbeits- 
einkommen und der Steuersatz auf Kapitaleinkommen 
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übereinstimmen. Je nach Ausgestaltung der Verlustver- 
rechnungsmöglichkeiten und der Berücksichtigung per- 
sönlicher Abzugsbeträge können die strikten Neutrali- 
tätseigenschaften sowie das Ausmaß der Vereinfachung 
bei der Steuererhebung und Steuerverwaltung aller- 
dings aufgeweicht werden. 

Die duale Einkommensteuer ist also hinreiehend flexi- 
bel, um die Einhaltung des Nettoprinzips und die Be- 
rücksichtigung persönlicher Verhältnisse auch im Rah- 
men der Unternehmensbesteuerung zu gewährleisten. 
Auf einem anderen Blatt steht, dass dabei zwischen 
Steuervereinfachung und Herstellung von Steuergerech- 
tigkeit durch Abzug persönlicher Entlastungen abzuwä- 
gen ist. Einfache Steuern sind nicht unbedingt gerechte 
Steuern. 

Vereinbarkeit mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip 

599 . Die niedrigere Besteuerung des Kapitaleinkom- 
mens im Vergleich zum Arbeitseinkommen wirft die 
Frage auf, ob eine duale Einkommensteuer mit dem Pos- 
tulat der Gleichmäßigkeit der Besteuerung (horizontale 
Gerechtigkeit) in Einklang steht. Die Antwort fällt nega- 
tiv aus, wenn auf das in einer Periode erzielte Einkom- 
men als Maßgröße steuerlicher Leistungsfähigkeit abge- 
stellt wird. Bei einer dualen Einkommensteuer 
unterliegen Steuerpflichtige offensichtlich einer unter- 
sehiedlichen periodischen Steuerbelastung, je nachdem, 
ob sie Arbeits- oder Kapitaleinkommen beziehen. Zur 
Rechtfertigung dieser Unterscheidung lassen sich aller- 
dings durchaus einige Argumente anführen, die jedoch 
nicht ganz einfach zu vermitteln sein dürften. 

600 . Unter dem Gesichtspunkt der Steuergerechtigkeit 
stützt sich die Begründung für einen niedrigeren Steuer- 
satz auf Kapitaleinkommen auf eine mehrperiodische 
Sichtweise. Danach diskriminiert die Besteuerung von 
Kapitaleinkommen - insbesondere von Zinsen - Steuer- 
pflichtige, die bei gleichem Lebenseinkommen eine hö- 
here Präferenz für Zukunftskonsum haben. Wer viel 
spart, wird steuerlich bestraft, indem er trotz identischen 
Lebenseinkommens höhere Steuern zu zahlen hat. Nied- 
rigere Steuersätze auf Kapitaleinkommen reduzieren 
diese unterschiedlichen Steuerbelastungen. 

Der Zusammenhang zwischen dem Leistungsfähigkeits- 
prinzip und den verschiedenen Formen der Einkom- 
mensbesteuerung soll anhand eines einfachen Beispiels 
verdeutlicht werden (Tabelle 61, Seite 340). Betrachtet 
werden zwei Personen, X und Y, deren Lebenszyklus in 
zwei gleich lange Perioden unterteilt ist. Von diesen Per- 
sonen bezieht in jeder Periode ein Lohneinkommen von 
2 000 Euro, das generell einem Steuersatz von 50 vH un- 
terliegt. Die beiden Personen unterscheiden sich aus- 
schließlich im Hinblick auf ihre intertemporalen Kon- 
sumpräferenzen: Während Person X überhaupt nicht 
spart, spart Y in der ersten Periode sein gesamtes Netto- 
lohneinkommen, das in der zweiten Periode aufgelöst 
wird. Diese extreme Annahme wird nur zur Illustration 
getroffen. Bei einem Bruttozinssatz von 10 vH bezieht 


Person Y in Periode 2 ein Zinseinkommen von 100 Euro. 
Dies ist die Ausgangssituation für die im unteren Teil der 
Tabelle betrachteten Steuer Szenarien. Man beachte, dass 
die jährlichen Einkommen der beiden Personen unter- 
schiedlich sind. Die Lebenseinkommen vor Steuern sind 
hingegen identisch und betragen als Barwert bei beiden 
Personen 3 818,18 Euro. 

Bei einer synthetischen Einkommensbesteuerung unter- 
liegen auch die Zinseinkünfte einem Steuersatz von 
50 vH; die Nettozinseinkünfte von Y belaufen sich dann 
auf 50 Euro und sein Konsum in der zweiten Periode auf 
2 050 Euro. Der Barwert der gesamten Steuerzahlungen 
-berechnet zum Nettozinssatz von 5 vH - beträgt für 
Person X dann 1 952,40 Euro, für Y hingegen 
2 000 Euro. Die unterschiedliche Steuerbelastung ent- 
spricht einer am Jahreseinkommen orientierten Leis- 
tungsfähigkeit. Personen mit einer Zukunftspräferenz 
werden dann allerdings steuerlich bestraft. Würde das 
Leistungsfähigkeitsprinzip hingegen am Lebenseinkom- 
men festmachen, wäre die synthetische Einkommen- 
steuer insofern ungerecht, als gleiche Sachverhalte 
(hier: gleiche Lebenseinkommen) unterschiedlich be- 
steuert werden. 

Bei einer zinsbereinigten Einkommensteuer werden 
Zinseinkünfte nicht besteuert. In diesem Fall ist der Bar- 
wert der Steuerbelastung gleich groß - wobei ein dem 
als unverändert angenommenen Marktzins entsprechen- 
der Diskontsatz unterstellt wurde. Die Steuerbelastung 
ist jetzt unabhängig von den subjektiven intertemporalen 
Präferenzen. Bei einem am Lebenseinkommen festma- 
chenden Leistungsfähigkeitsprinzip wäre die zinsberei- 
nigte Einkommensteuer als gerecht einzustufen. 

A priori ist offen, ob das jährliche Einkommen oder das 
Lebenseinkommen den besseren Indikator für die steuer- 
liche Leistungsfähigkeit eines Individuums darstellt. In 
der steuerpolitischen Realität wird man allerdings wegen 
der fehlenden Möglichkeit der Besteuerung des 
Lebenseinkommens, aber auch aus Gründen der konti- 
nuierlichen fiskalischen Ergiebigkeit am Prinzip der Pe- 
riodenbesteuerung festhalten müssen. Die duale Ein- 
kommensteuer kann dann als Kompromiss zwischen den 
beiden Interpretationen des Leistungsfähigkeitsprinzips 
angesehen werden. 

601 . Die Tarifspreizung zwisehen Arbeits- und Kapi- 
taleinkommen könnte auch gerechtfertigt werden, wenn 
man sie als Korrektiv zum Ausgleich von Besteuerungs- 
unterschieden interpretiert, die aus den unterschiedli- 
ehen Ermittlungsmethoden für beide Einkommensarten 
resultieren. Während für Arbeitseinkommen das Zu- 
flussprinzip beziehungsweise eine Cashflow-Rechnung 
gilt, werden Kapitaleinkommen auf Basis eines Vermö- 
gensvergleichs ermittelt. Durch die Möglichkeit eines 
sofortigen Abzugs von Ausgaben werden Investitionen 
in Humankapital - zum Beispiel Fortbildungsmaßnah- 
men - somit gegenüber Finanz- und Sachinvestitionen 
subventioniert, bei denen die damit verbundenen Ausga- 
ben regelmäßig aktivierungspflichtig sind. Im Vergleich 
zu Investitionen in Humankapital steht deshalb nur ein 
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Tabelle 61 


Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit: 
Jahreseinkommen gegenüber Lebenseinkommen 


Euro 



Person X 

Person Y 

Periode 1 

Periode 2 

Periode 1 

Periode 2 


Ausgangssituation 




Lohneinkommen 

2 000 

2 000 

2 000 


2 000 

Lohnsteuer (50 vH) 

1 000 

1 000 

1 000 


1 000 

Ersparnisse 

0 

0 

1 000 


-1 000 

Zinseinkünfte vor Steuern 






(Zinssatz 10 vH) 

0 

0 

0 


100 

Lebenseinkommen (Barwert) 

Cj818,l8> 

c;i8i8,T8> 



Synthetische Einkommensteuer 




Steuern auf Zinseinkünfte 

0 

0 

0 


50 

Konsum 

1 000 

1 000 

0 


2 050 

Barwert der 






gesamten Steuerzahlung 

Cj952^ 

C^200()d^ 



Zinsbereinigte Einkommensteuer 




Steuern auf Zinseinkünfte 

0 

0 

0 


0 

Konsum 

1 000 

1 000 

1 000 


2 100 

Barwert der 






gesamten Steuerzahlung 

CjW09d^ 

C^09d^ 



Duale Einkommensteuer 




(Steuersatz auf Zinseinkommen: 25 vH) 




Steuern auf Zinseinkünfte 

0 

0 

0 


25 

Konsum 

1 000 

1 000 

0 


2 075 

Barwert der 






gesamten Steuerzahlung 

CT930^ 

CX953^ 



um Steuern verminderter Investitionsbetrag zur Verfü- 
gung. Allerdings kann eine Belastungsgleichheit zwi- 
schen Sachinvestitionen und Investitionen in Humanka- 
pital durch Tarifdifferenzierung immer nur grob 
typisierend gewährleistet werden. Zudem erfordert eine 
Verwirklichung von Belastungsgleichheit zwischen Fi- 
nanzinvestitionen und Investitionen in Humankapital, 
dass Ausgaben für Finanzinvestitionen ebenso wie Aus- 
gaben für Investitionen in Humankapital steuerlich voll- 
umfanglich abzugsfähig sind, was im Ergebnis auf eine 
zins- oder sparbereinigte Einkommensteuer hinausläuft, 
die Zinserträge steuerfrei stellt. Aus diesen Gründen 
existiert kein einheitlicher Steuersatz für Kapitaleinkom- 
men, der alle Besteuerungsunterschiede zwischen Inves- 
titionen in Finanz-, Sach- und Humankapital ausgleichen 
kann. Gleichwohl trägt das Argument, dass eine niedri- 
gere Besteuerung von Kapitaleinkommen tendenziell als 


Ausgleich für die durch die unterschiedlichen Methoden 
der Einkünfteermittlung verursachten Belastungsunter- 
schiede interpretiert werden kann. Zusammenfassend 
gilt, dass auch unter dem Gesichtspunkt der horizontalen 
Gleichbelastung der Einkunftsarten durchaus Argumente 
für eine Tarifspreizung angeführt werden können. Aller- 
dings werden diese Argumente der Öffentlichkeit nicht 
ganz einfach zu vermitteln sein. 

Zusammenfassende Bewertung 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass eine duale Ein- 
kommensteuer die Möglichkeit eröffnet, die Steuerbe- 
lastung der Unternehmen rechtsformübergreifend durch 
eine Reduzierung der tariflichen Steuersätze auf ein in- 
ternational wettbewerbsfähiges Niveau abzusenken. Die 
Gleichbehandlung und proportionale Besteuerung unter- 
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schiedlicher Bestandteile des Kapitaleinkommens ver- 
bessert im Vergleich zu einer am Leitbild der syntheti- 
schen Einkommensteuer ausgerichteten Besteuerung 
gleichzeitig die Neutralität des Steuersystems im Hin- 
blick auf Investitionen, Finanzierungsentscheidungen 
und die Wahl der Untemehmensrechtsform. Darüber hi- 
naus werden aufgrund der durchgängig proportionalen 
Besteuerung des Kapitaleinkommens zahlreiche Ab- 
grenzungsprobleme bei der zeitlichen, sachlichen und 
persönlichen Zuordnung von Einnahmen und Ausgaben 
vermieden. Darin liegt ein wesentlicher Beitrag zur 
Steuervereinfachung, der auch die Steuererhebung und 
die Steuerverwaltung erleichtert und somit steuerliche 
Befolgungskosten (Compliance Costs) abbaut. Durch 
die Abkoppelung und niedrige Besteuerung des Kapi- 
taleinkommens vom Arbeitseinkommen erhöht sich 
schließlich die Effizienz des Steuersystems im internati- 
onalen Steuerwettbewerb um mobile Faktoren. Auf- 
grund der unterschiedlichen Besteuerung des Kapitalein- 
kommens und des Arbeitseinkommens sind allerdings 
administrative Schwierigkeiten bei der Gewinnauftei- 
lung von personenbezogenen Unternehmen nicht von 
der Hand zu weisen. Man sollte diese Sachverhalte aus 
deutscher Sicht allerdings nicht überbewerten, insbeson- 
dere dann nicht, wenn man den gegenwärtigen Stand des 
Einkommen- und Körperschaftsteuerrechts als Ver- 
gleichsmaßstab zugrunde legt. Der Anreiz zur Umquali- 
fikation von Arbeitseinkommen in Gewinne lässt sich 
begrenzen, wenn die Tarifspreizung zwischen dem Spit- 
zensatz der Steuer auf Arbeitseinkommen und dem Ka- 
pitaleinkommensteuersatz nicht zu groß ausfällt. Da- 
rüber muss letztlich der Gesetzgeber, auch unter 
Berücksichtigung von Reformen in den Systemen der 
Sozialen Sicherung entscheiden. Man kann aber davon 
ausgehen, dass Ausweichhandlungen bei einer Steuer- 
satzdifferenz von etwa 5 Prozentpunkten nur in engen 
Grenzen auftreten. 

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen den Übergang zu 
einer dualen Einkommensteuer dürften nach Würdigung 
aller Umstände nicht bestehen (Ziffern 614 ff). 


Vergleich der Steuerreformoptionen des 
Sachverständigenrates mit dem 
„Karlsruher Entwurf‘ 

602 . Mit den Steuerreformoptionen I und II stellt der 
Sachverständigenrat zwei Alternativen zur zukünftigen 
Gestaltung der deutschen Einkommens- und Unterneh- 
mensbesteuerung zur Diskussion. Beide Reformmodelle 
konkurrieren wiederum mit einer Vielzahl von anderen, 
mehr oder weniger weit reichenden Entwürfen zur Re- 
form des deutschen Steuersystems. Die Politik könnte 
also, wenn sie denn wollte, aus einer breiten Palette un- 
terschiedlicher Reformentwürfe auswählen. Dazu müs- 
sen die Unterschiede der Alternativkonzepte herausgear- 
beitet und ihre Vor- und Nachteile sorgfältig abgewogen 
werden. Der (fortentwickelte) „Karlsruher Entwurf‘ ist 
der wohl prominenteste und auch wichtigste Vorschlag 
in der aktuellen Debatte zur Reform der Einkommens- 
und Untemehmensbesteuerung in Deutschland. Ein Ver- 
gleich mit den Vorschlägen des Sachverständigenrates 
zeigt, dass es viele Gemeinsamkeiten, aber auch einige 
Unterschiede gibt. 

Der „Karlsruher Entwurf“ zur Reform 
der Einkommensteuer 

603 . Der „Karlsruher Entwurf‘ (KE) wurde von einer 
Gruppe von Steuerwissenschaftlem und Steuerprakti- 
kem um den ehemaligen Bundesverfassungsrichter Paul 
Kirchhof erarbeitet und im Jahr 2001 der Öffentlichkeit 
vorgestellt. Er wurde zwischenzeitlich von der „For- 
schungsgruppe Bundessteuergesetzbuch“ im Hinblick 
auf eine Integration der Körperschaftsteuer fortentwi- 
ckelt (Kasten 14). Der Vorschlag enthält eine grundle- 
gend vereinfachte, von Ausnahmetatbeständen sehr 
weitgehend bereinigte Einkommensteuer, die eine mate- 
riell gleiche Belastung aller Einkommensteuerpflichti- 
gen gewährleisten soll und sich durch eine maßvolle Be- 
steuerung mittels eines linear-progressiven Tarifs 
auszeichnet. 


Kasten 14 


Elemente des Karlsruher Entwurfs 

Eine Einkunftsart (§ 2 KE): 

Die bisherigen sieben Einkunftsarten werden auf einen einzigen Grundtatbestand, die Einkünfte aus Erwerbshan- 
deln, reduziert. Gegenstand der Besteuerung ist dabei jedes nachhaltige Verhalten, das geeignet ist, Überschüsse 
oder Gewinne zu erzielen. Der Verzicht auf eine Differenzierung zwischen den Gewinn- und den Überschussein- 
kunftsarten und damit die formale Aufhebung des Einkünftedualismus haben zur Folge, dass der Besteuerung ne- 
ben den laufenden Einkünften auch Einkünfte aus der Veräußerung von Vermögen unterliegen. Von der generellen 
Besteuerung privater Veräußerungsgewinne sind nur die Veräußerung des Eigenheims sowie einmalige Veräuße- 
rungen ausgenommen, die kein erwerbswirtschaftliches Handeln begründen. 
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Bemessungsgrundlage (§§ 3 bis 5 KE): 

Der Besteuerung unterliegen gemäß dem Nettoprinzip die Erwerbseinnahmen abzüglich der Erwerbsausgaben 
(§ 3 KE). Steuerbefreit sind nur staatliche Sozialleistungen sowie Leistungen aus bestimmten Kranken- und Pfle- 
geversicherungen (§ 4 KE); besondere Freibeträge wie zum Beispiel der Sparerfreibetrag entfallen. Die Abzieh- 
barkeit der Erwerbsausgaben folgt dem Veranlassungsprinzip. Nur jene Ausgaben, die durch erwerbswirtschaftli- 
ches Handeln veranlasst sind, mindern die Bemessungsgrundlage. Spezielle Pauschbeträge wie eine 
Berücksichtigung der Kilometerpauschale für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte sind nicht vorgesehen. 
Die notwendige Abgrenzung zwischen Erwerbs- und Privatsphäre bleibt einer Rechtsverordnung überlassen, nor- 
miert ist wie bisher die Nichtabzugsfähigkeit bestimmter Ausgaben, wie Aufwendungen für die Lebensführung 
und für private Geschenke, sowie von Steuern vom Einkommen und vom Umsatz und darüber hinaus Spenden an 
politische Parteien (§ 5 KE). Generell gilt jedoch ein allgemeines Abzugsverbot für Ausgaben und Aufwendun- 
gen, die neben Erwerbszwecken auch private Zwecke verfolgen. Aus Vereinfachungsgründen soll pro Jahr ein 
Pauschbetrag von 2 000 Euro für Erwerbsausgaben gewährt werden. 

Einkünfteermittlung und Gewinnermittlung (§§ 3, 7, 10 bis 13 KE): 

Die Reduzierung der steuerbaren Tatbestände auf eine Einkunftsart mit dem Ziel einer materiell gleichen Belas- 
tung aller Steuerpflichtigen erfordert eine objektivierte Ermittlung der Einkünfte. Besteht eine gesetzliche Ver- 
pflichtung zum Führen von Büchern, bleibt es bei der Gewinnermittlung durch Vermögensvergleich als Technik 
der Einkünfteermittlung (§ 3 Abs. 3 KE). Die steuerliche Gewinnermittlung basiert wie bisher auf dem handels- 
rechtlichen Abschluss (§10 KE), wobei in Abhängigkeit der internationalen Entwicklungen auch eine Anknüp- 
fung an die International Accounting Standards denkbar ist. Zur formalen Gleichstellung mit Steuerpflichtigen, 
die keinen Vermögensvergleich durchführen, wird die Maßgeblichkeit der Handelsbilanz allerdings durch zahlrei- 
che objektivierende steuerliche Sondervorschriften durchbrochen. Zentrale Wertmaßstäbe bilden die Anschaf- 
fungs- und Herstellungskosten, die um planmäßige Abschreibungen oder um Abschreibungen zur Berücksichti- 
gung außergewöhnlicher technischer Abnutzungen zu vermindern sind (§12 KE). Die planmäßige Abschreibung 
(§ 7 KE) orientiert sich an der tatsächlichen Nutzungsdauer sowie an der linearen Methode. Bei Gebäuden ist die 
Nutzungsdauer auf 50 Jahre festgeschrieben. Rückstellungen dürfen nur für ungewisse Verbindlichkeiten gebildet 
werden (§11 Abs. 3 KE), unverzinsliche oder niedrig verzinsliche Forderungen, Verbindlichkeiten und Rückstel- 
lungen sind mit 6 % abzuzinsen (§12 Abs. 3 KE). Rechnungsabgrenzungsposten sind steuerlich generell nicht zu 
berücksichtigen (§11 Abs. 2 KE). Auch Teilwertabschreibungen sowie Drohverlustrückstellungen sind nicht zu- 
lässig, so dass das Imparitätsprinzip steuerlich nicht anerkannt wird. Schließlich sind auch für die steuerpflichti- 
gen Veräußerungsgewinne keine Entlastungen vorgesehen. Der Veräußerungsgewinn ergibt sich stets als Differenz 
zwischen dem Veräußerungspreis und den fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten (§13 KE). 

Leistungen zur Zukunftssicherung und Altersbezüge (§ 9 KE): 

Für die steuerliche Behandlung von Leistungen zur Zukunftssicherung und davon abhängiger Altersbezüge sieht 
der Karlsruher Entwurf Sonderregelungen vor, sofern es sich um persönliche, nicht vererbbare Ansprüche handelt. 
Es gilt durchgängig das Prinzip der nachgelagerten Besteuerung, das heißt, Beiträge zum Erwerb von Versor- 
gungsansprüchen gelten in voller Höhe als Erwerbsausgaben, die später daraus fließenden Altersbezüge sind voll 
zu versteuern. 

Verlustabzug (§ 8 KE): 

Der Vortrag von Verlusten ist auf unbegrenzte Zeit möglich, der Verlustvortrag soll allerdings auf die Erwerbs- 
grundlage beschränkt werden, in der der Verlust entstanden ist. Offen bleibt, wie diese Erwerbsgrundlage festzu- 
stellen ist. Ein Verlustrücktrag ist generell ausgeschlossen. 

Abzug persönlicher Aufwendungen: Grundfreibetrag, Sozialausgleichsbeträge, 

Vereinfachungsfreibetrag (§ 14 KE): 

Ein Abzug von Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen ist nicht vorgesehen. Stattdessen werden 
Aufwendungen zur Sicherung des gesamten persönlichen Lebensbedarfs, die Vorsorgeaufwendungen wie Beiträge 
zur Krankenversicherung einschließen, durch einen Grundfreibetrag in Höhe von 8 000 Euro berücksichtigt. 
Hinzu kommen Sozialausgleichsbeträge und ein Vereinfachungsfreibetrag, deren Höhe noch nicht feststeht. 
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Steuertarif (§ 16 KE): 

Der Einkommensteuertarif ist progressiv. Der Eingangssteuersatz für das bei natürlichen Personen um den Grund- 
freibetrag geminderte Einkommen liegt bei 15 vH und umfasst die ersten 5 000 Euro. Der Steuersatz für die 
nächsten 5 000 Euro beträgt 20 vH. Für ein steuerpflichtiges Einkommen ab 10 001 Euro liegt der Steuersatz bei 
25 vH. 

Besteuerung von Unternehmen (§ 15 EStG): 

Der Karlsruher Entwurf handelt zwar ausschließlich vom Einkommensteuergesetz, er ist aber darauf angelegt, die 
Körperschaftsteuer in die Einkommensteuer zu integrieren. Deshalb muss der Körperschaftsteuersatz dem Spit- 
zensatz der Einkommensteuer entsprechen. Die Gewerbesteuer soll entfallen. Stattdessen sollen die Gemeinden 
ermächtigt werden, Hebesätze für den Gemeindeanteil am Aufkommen der Einkommensteuer festzusetzen. Dies 
entspricht im Wesentlichen dem Vorschlag des BDI/VCI für eine kommunale Einkommen- und Gewinnsteuer. An- 
gestrebt wird eine rechtsformneutrale Besteuerung, die prinzipiell dadurch erreicht werden soll, dass Unternehmen 
ungeachtet ihrer Rechtsform wie Erwerbsgemeinschaften als Zurechnungssubjekt, aber auch als Steuersubjekt be- 
handelt werden. 


Weiterführende Überlegungen zur Reform 
der Unternehmensbesteuerung 

604 . Ertragsteuersubjekte sind neben natürlichen Per- 
sonen „steuerjuristische Personen“. Im Hinblick auf die 
Unternehmensbesteuerung wird damit die derzeitige 
Grenzziehung zwischen den Rechtsformen aufgegeben; 
alle Unternehmen werden als „steuerjuristische Perso- 
nen“ behandelt, gleichgültig, ob es sich um Kapitalge- 
sellschaften, Personengesellschaften oder Einzelunter- 
nehmen handelt. Die erzielten Einkünfte sollen auf 
Ebene der „steuerjuristischen Person“ unter Berücksich- 
tigung der persönlichen Verhältnisse der Beteiligten 
(Kapitalgeber) einer abschließenden und definitiven Be- 
steuerung unterliegen. Eine besondere Besteuerung der 
Ausschüttungen oder der Entnahmen kann deshalb ent- 
fallen. 

Die Besteuerung von Kapitalgesellschaften und ihren 
Kapitalgebem folgt damit konzeptionell dem Dividen- 
denfreistellungsverfahren; Personengesellschaften und 
Einzelunternehmer bilden bereits heute selbständige Ge- 
winnermittlungseinheiten. Da einheitliche Grundsätze 
für die Ermittlung und Besteuerung der Einkünfte gel- 
ten, ist es für die Höhe der Steuerbelastung prinzipiell 
unerheblich, ob der von der „steuerjuristischen Person“ 
erwirtschaftete Ertrag den Beteiligten über Ausschüttun- 
gen oder über schuldrechtliche Verträge, beispielsweise 
einen Geschäftsführervertrag, vermittelt und somit un- 
mittelbar bei den Beteiligten erfasst wird. In beiden Fäl- 
len ergibt sich eine identische Gesamtsteuerbelastung, so 
dass insbesondere auch bei Einzelunternehmen keine 
Notwendigkeit besteht, der Besteuerung fiktive Ver- 
tragsbeziehungen zugrunde zu legen. Dies setzt aller- 
dings Gesetzesänderungen voraus, welche die steuer- 
liche Neutralität von Gesellschaft-Gesellschafter- 
Verträgen beispielsweise im Zusammenhang mit Pensi- 
onszusagen sicherstellen. 

605 . Aufgrund der abschließenden Besteuerung „steu- 
erjuristischer Personen“ bedarf es besonderer Regelun- 


gen, die eine Berücksichtigung persönlicher Aufwen- 
dungen der Beteiligten ermöglichen. Zur Abgeltung 
persönlicher Aufwendungen sieht der Karlsruher Ent- 
wurf mit dem Grundfreibetrag, den Sozialausgleichsbe- 
trägen und dem Vereinfachungsfreibetrag verschiedene 
Abzugsbeträge vor (§ 14 KE). Diese Beträge sollen 
grundsätzlich ohne personenbezogene Veranlagung ge- 
währt werden, so dass der Steuerpflichtige selbst ent- 
scheiden kann, bei welchem Steuersubjekt welche Be- 
träge abgezogen werden sollen. Ein mehrfacher Abzug 
soll durch ein besonderes Kontra llverfahren der Finanz- 
verwaltung (Meldedatei) unterbunden werden. Im Fall 
der Zuordnung zu „steuerjuristischen Personen“ sollen 
die Beträge bei der Besteuerung des Gewinns berück- 
sichtigt werden, soweit er für die Bestreitung des per- 
sönlichen Bedarfs verwendet wird, also bei Ausschüt- 
tungen beziehungsweise Entnahmen. 

606 . Im Hinblick auf das Ziel, eine rechtsformneutrale 
Besteuerung zu erreichen, sind die Vorschläge des Karls- 
ruher Entwurfs grundsätzlich zieladäquat. Der vorgese- 
hene Mechanismus einer individuellen Zuordnung 
personenbezogener Abzugsbeträge auf verschiedene 
Steuersubjekte gewährleistet prinzipiell eine rechtsform- 
unabhängige Berücksichtigung persönlicher Merkmale 
der Beteiligten bei der Unternehmensbesteuerung. Die 
Steuerbefreiung von Ausschüttungen beziehungsweise 
Gewinnentnahmen zur Integration der Unternehmens- 
Steuern in die Einkommensteuer ist folgerichtig. 

Eine individuelle Zuordnung personenbezogener Ab- 
zugsbeträge auch zu Kapitalgesellschaften vermindert 
Nachteile gegenüber Personenuntemehmen, die entste- 
hen, sofern der Einkommensteuersatz infolge der Pro- 
gression unter dem Satz der Körperschaftsteuer liegt. Ei- 
ner generellen Beseitigung dieser Nachteile und daraus 
resultierender Verzerrungen steht jedoch zum einen der 
progressive Einkommensteuertarif entgegen. Zum ande- 
ren tritt eine Entlastung nur in Bezug auf Ausschüttun- 
gen ein, so dass Nachteile von Kapitalgesellschaften im 
Thesaurierungsfall bestehen bleiben. Technisch gesehen 
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wird man Dividenden trotz Freistellung weiterhin im 
Rahmen einer Veranlagung berücksichtigen müssen, um 
die Entlastung herbeizuführen. Diese entspräche dann 
dem Produkt aus dem anteilig zugeordneten persönli- 
chen Abzugsbetrag und dem Satz der Körperschaft- 
steuer. Wiederum erweist sich ein progressiver Einkom- 
mensteuersatz als störend, da die Steuerentlastung davon 
abhängig ist, ob der persönliche Abzugsbetrag einkom- 
mensteuerpflichtigen Einkünften oder mit Körperschaft- 
steuer vorbelasteten Dividenden zugeordnet wird. 

607 . Die vorgesehene abschließende Besteuerung der 
Gewinne „steuerjuristiseher Personen“ wird im Hinblick 
auf Erfolge aus der Veräußerung von Unternehmensan- 
teilen nicht konsequent umgesetzt. Da im Veräußerungs- 
preis neben den offenen und stillen Reserven auch eine 
„spekulative Hoffnung auf zukünftige Gewinne“ abge- 
golten werden soll, bleiben Veräußerungsgewinne nicht 
vollständig steuerfrei. Für die (spekulative) Ausnutzung 
kurzfristiger Wertschwankungen ist typisierend ein Ge- 
winn in Höhe von 10 vH des Veräußerungspreises steu- 
erpflichtig, woraus bei einem Steuersatz von 25 vH eine 
Nominalbelastung in Höhe von 2,5 vH des Veräuße- 
rungspreises resultiert. 

608 . Im Hinbliek auf grenzüberschreitende Investitio- 
nen werden ausdrücklieh die EU-rechtlichen Rahmenbe- 
dingungen respektiert, so dass die Regelungen für die 
Besteuerung nationaler Investitionen auch für grenzü- 
berschreitende Investitionen anzuwenden sind. Auslän- 
dische Untemehmensgewinne werden demnach im In- 
land freigestellt, es sei denn, die ausländische Steuer 
beträgt weniger als die Hälfte der deutschen Steuer. Von 
einer Hinzurechnungsbesteuerung wird allerdings abge- 
sehen, soweit Beteiligungserlöse aus einem Mitglied- 
staat der Europäischen Union oder des Europäischen 
Wirtsehaftsraums bezogen werden. Insoweit wird zwar 
die EU-rechtliche Niederlassungsfreiheit respektiert; in- 
wieweit die Beschränkung der Freistellung auf die Euro- 
päisehe Union und den Europäischen Wirtschaftsraum 
auch der Kapitalverkehrsfreiheit genügt, ist jedoch frag- 
lich. 

Der Karlsruher Entwurf im Vergleich mit den 
Reformoptionen des Sachverständigenrates 

609 . Im Hinblick auf die Gestaltung der steuerliehen 
Bemessungsgrundlagen besteht zwisehen dem Karlsru- 
her Entwurf und den beiden Steuerreformoptionen des 
Saehverständigenrates eine nahezu vollständige Über- 
einstimmung. Der Besteuerung sollen neben den laufen- 
den Einkünften auch private Veräußerungsgewinne un- 
terliegen, was in dieser Hinsicht den Einkünftedualismus 
beseitigt (Tabelle 62). Systemtragende Prinzipien der 
Einkommensermittlung bilden das Nettoprinzip sowie 
das Veranlassungsprinzip hinsichtlich der Abzugsfähig- 
keit von Ausgaben. Dem Nettoprinzip wird auch im 
Rahmen der Verlustverrechnung Genüge getan. Aller- 
dings soll der Verlustvortrag nach den Vorstellungen des 
Karlsruher Entwurfs nur innerhalb derjenigen Erwerbs- 
grundlage möglich sein, in der der Verlust entstanden ist. 
Trotz Sehaffung einer einzigen Einkunftsart ist diese für 


die Zweeke des Verlustvortrags in verschiedene Er- 
werbsgrundlagen aufzuteilen, womit die gegenwärtigen 
Abgrenzungsprobleme zwischen den Einkunftsarten 
weitgehend bestehen bleiben. Bei allen drei Reform- 
vorschlägen wird die Einkommensermittlung nicht 
vollständig vereinheitlicht, da bilanzierungspflichtige 
Unternehmen ihren Gewinn weiterhin dureh einen Ver- 
mögensvergleich ermitteln. Eine stärkere Normierung 
und Objektivierung der steuerliehen Gewinnermittlung 
trägt jedoch zu einer Annäherung des Ergebnisses des 
Vermögensvergleiehs an das Ergebnis der Überschuss- 
reehnung bei. Wiehtige Bausteine zur Finanzierung 
niedriger Steuersätze sind im Bereieh der Kapitalein- 
kommen somit übereinstimmend die Verbreiterung der 
steuerliehen Bemessungsgrundlagen im privaten und im 
betrieblichen Bereieh. 

610 . Zur Einbettung der Unternehmensbesteuerung in 
die persönliche Einkommensteuer sind ebenfalls unab- 
hängig vom zugrunde liegenden Konzept mehrere, 
gleichlaufende Schritte erforderlich: 

- Erstens ist es unabdingbar, die derzeitige Gewerbe- 
steuer abzuschaffen und vollständig in die Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer zu integrieren. 

- Zweitens sind die Steuersätze anzugleichen. Im 
Karlsruher Entwurf sind einheitliche Sätze für natür- 
liche und steuerjuristische Personen vorgesehen. Bei 
der Steuerreformoption I des Sachverständigenrates 
werden Körperschaftsteuersatz und Spitzensatz der 
progressiven Einkommensteuer vereinheitlicht, bei 
der dualen Einkommensteuer erfolgt eine Anglei- 
ehung des Körpersehaftsteuersatzes an den proportio- 
nalen Steuersatz für Kapitaleinkommen, der auch für 
(kapital-)einkommensteuerpflichtige Untemehmens- 
gewinne gilt. 

- Dureh die Angleichung der Steuersätze kann drittens 
auf eine einkommen- beziehungsweise körpersehaft- 
steuerliche Erfassung der Ausschüttungen von Ka- 
pitalgesellsehaften beim Kapitalgeber verzichtet 
werden. Es gilt insoweit übereinstimmend ein Divi- 
dendenfreistellungsverfahren. 

- Dementsprechend sind viertens auch Gewinne aus 
der Veräußerang von Anteilen an Kapitalgesellsehaf- 
ten steuerfrei zu stellen. Der Karlsraher Entwurf folgt 
dieser Logik im Hinbliek auf Veräußerungsgewinne 
nicht vollständig, da 10 vH des Veräußemngspreises 
zur Abgeltung spekulativer Wertsteigerangen steuer- 
pflichtig sein sollen. Damit wird vom Prinzip der 
Einmalbesteuerang abgewichen. Dies verarsaeht 
nicht nur Verzerrangen, zu klären ist aueh, wie Kas- 
kadeneffekte bei hintereinander geschalteten Veräu- 
ßerangen dureh Kapitalgesellsehaften vermieden 
werden sollen und wie Wertminderungen zu behan- 
deln sind. 

- Die für nationale Investitionen geltenden Grundsätze 
sind fünftens zur Vermeidung EU-reehtlich unter- 
sagter Diskriminierungen auch für grenzüber- 
schreitende Investitionen anzuwenden, das heißt. 
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Tabelle 62 


Synopse wichtiger Regelungen der Steuerreformoptionen 
des Sachverständigenrates und des Karlsruher Entwurfs 



Steuerreformoption I: 
Integration von KSt und ESt 

Steuerreformoption II: 
Duale ESt 

Karlsruher Entwurf 

Einkunftsarten 

Weiterhin mehrere Einkunfts- 
arten, wobei Unterschiede 
durch die Beseitigung des Ein- 
künftedualismus weitgehend 
abgebaut werden 

Zwei Einkunftsarten: 

- Kapitaleinkommen 

- Arbeitseinkommen 

Eine Einkunftsart: 

- Einkünfte aus Erwerbshandeln 

Bemessungs- 
grundlage (ohne 
Arbeitsein- 
kommen) 

- laufende Einkünfte sowie (private) Veräußerungserfolge 

- Beachtung des Nettoprinzips und des Verankerungsprinzips bei der Abziehbarkeit von Ausgaben 

- Bilanzierungspflichtige Unternehmen ermitteln Gewinn durch Vermögensvergleich 

- Annäherung des Vermögensvergleichs an Einnahmeüberschussrechnung durch Normierung und Objekti- 
vierung der steuerlichen Gewinnermittlung 

Leistungen zur 
Zukunfts- 
sicherung 

Sonderregelungen möglich 

nachgelagerte Besteuerung 

Verlnstausgleich 
und Verlnstabzug 

- Verlustausgleich zwischen Einkunftsarten möglich 

- Regelung für Verlustabzug erforderlich 

- Verlustausgleich innerhalb der Ein- 
kunftsart 

- kein Verlustrücktrag 

- unbegrenzter Verlustvortrag, sofern 
gleiche Erwerbsgrundlage vorliegt 

Berücksichtigung 
von persönlichen 
Entlastnngen 

(insbesondere 

Grundfreibetrag) 

- Berücksichtigung der persön- 
lichen Entlastungen bei der 
Ermittlung des zu versteuern- 
den Einkommens natürlicher 
Personen 

- Zuordnung personenbezoge- 
ner Abzugsbeträge zum 
Arbeitseinkommen und Kapi- 
taleinkommen (private Kapi- 
taleinkommen, Unterneh- 
mensgewinne und Dividen- 
den) möglich 

- Berücksichtigung der persönlichen 
Entlastungen durch individuelle Zu- 
ordnung personenbezogener Abzugs- 
beträge auch zu steuerjuristischen 
Personen 

Tarifverlanf und 
Steuersätze 

- Progressiver Steuertarif 

- Regelungen für Grundfrei- 
betrag, TarifVerlauf und 

Höhe der Steuersätze erfor- 
derlich 

- Proportionaler Steuersatz für 
Kapitaleinkommen (Richt- 
größe: 30 vH bis 35 vH) 

- Körperschaftsteuersatz ent- 
spricht dem Steuersatz für 
Kapitaleinkommen 

- Progressiver Tarif für 
Arbeitseinkommen (Richt- 
größen: Eingangssteuersatz 

15 vH, Spitzensteuersatz 

35 vH) 

- keine zu starke Tarifsprei- 
zung zwischen Steuersätzen 
auf Kapital- und Arbeitsein- 
kommen 

- Regelungen für Grundfrei- 
betrag und Tarifverlauf erfor- 
derlich 

Stufentarif: 

- Grundfreibetrag 8 000 Euro 

- Eingangssatz von 15 vH für 8 001 bis 
13 000 Euro 

- 20 vH für 13 001 bis 20 000 Euro 

- Spitzensatz von 25 vH für über 

20 000 Euro 

des zu versteuernden Einkommens 

Gewerbesteuer 

Kommunales Zuschlagsmodell zur Einkommen- und Körperschaftsteuer 

Besteuerung von 
Unternebmen 

- Beibehaltung des Trennungsprinzips: Gewinne der Kapitalge- 
sellschaften unterliegen der Körperschaftsteuer, Gewinne von 
Personengesellschaften und Einzelunternehmen dem gleich 
hohen Steuersatz für Untemehmensgewinne beziehungsweise 
Kapitaleinkommen 

- Ausschüttungen sowie Gewinne aus der Veräußerung von An- 
teilen an Kapitalgesellschaften sind steuerfrei 

- Soweit das Mitunternehmerkonzept beibehalten wird, sind Ge- 
winne aus der Veräußerung von Anteilen an Personenunter- 
nehmen steuerpflichtig, Veräußerungsverluste sind abzugsfahig 

- Besteuerung grenzüberschreitender Investitionen hat unter Be- 
achtung der EU-rechtlichen Diskriminierungsverbote nach den 
gleichen Grundsätzen wie bei nationalen Investitionen zu er- 
folgen 

- Unternehmen gelten unabhängig von 
ihrer zivilrechtlichen Rechtsform 
(Kapitalgesellschaften, Personenge- 
sellschaften, Einzeluntemehmen) als 
steuerjuristische Personen 

- Abschließende Besteuerung der Ge- 
winne steuerjuristischer Personen; 
Freistellung von Ausschüttungen und 
Entnahmen 

- Veräußerung von Untemehmensan- 
teilen steuerpflichtig in Höhe von 

10 vH des Veräußerungspreises; 
Steuerpflicht bei Nachweis höherer 
Kosten widerlegbar 
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noch Tabelle 62 



Steuerreformoption I: 
Integration von KSt und ESt 

Steuerreformoption II: 
Duale ESt 

Karlsruher Entwurf 

noch: 

Besteuerung von 
Unternehmen 

- Beteiligungsaufwendungen gn 
schale Festsetzung nicht abzug 
sondere im Zusammenhang mi 
schäften 

- Angemessenheitsüberpiüfung 
schuldrechtlicher Vertrags- 
beziehungen zwischen Ge- 
sellschafter und Gesellschaft 
erforderlich 

indsätzlich abzugsfahig; pau- 
sfahiger Aufwendungen insbe- 
t Anteilen an Kapitalgesell- 

- Bei personenbezogenen Un- 
ternehmen ist Gewinnauftei- 
lung in Kapital- und Arbeits- 
einkommen erforderlich 

- Besteuemng grenzüberschreitender 
Investitionen folgt den Grundsätzen 
für nationale Investitionen, es sei 
denn, das ausländische Steuemiveau 
unterschreitet das inländische um 
mehr als die Hälfte; von einer Hinzu- 
rechnungsbesteuerung ausgenommen 
sind Beteiligungen an Gesellschaften 
im Wirtschaftsraum der EU/EWR 

- Angemessenheitsüberprüfung schuld- 
rechtlicher Vertragsbeziehungen zwi- 
schen Gesellschafter und Gesellschaft 
erforderlich 

- Aufwendungen für den Erwerb von 
Beteiligungen an steuerjuristischen 
Personen sind nicht abzugsfahig 


Ausschüttungen von ausländischen Kapitalgesell- 
schaften sowie Gewinne aus der Veräußerung von 
entsprechenden Anteilen sind im Inland ebenfalls 
freizustellen. Der Karlsruher Entwurf folgt diesem 
Gedanken im Hinblick auf Beteiligungen in Mitglied- 
staaten der Europäischen Union und des Europäi- 
schen Wirtschaftsraums uneingeschränkt, sieht aber 
bei Beteiligungen in Drittstaaten eine Hinzurech- 
nungsbesteuerung vor, soweit das ausländische Steu- 
erniveau um mehr als die Hälfte unter dem deutschen 
liegt. Fraglich ist, ob die beabsichtigte Hinzurech- 
nungsbesteuerung im Verhältnis zu Drittstaaten einer 
EU-rechtlichen Überprüfung standhält, da der Schutz- 
bereich der Kapitalverkehrsfreiheit auch Transaktio- 
nen zwischen Mitgliedstaaten und Drittstaaten ein- 
schließt. Dem Prinzip der Einmalbesteuerung von 
Untemehmensgewinnen widerspricht es nicht, Kos- 
ten für den Erwerb der Beteiligung (Beteiligungsauf- 
wendungen) beim Anteilseigner zum Abzug zuzulas- 
sen. Aus Praktikabilitätsgründen bietet sich im 
Zusammenhang mit steuerfreien Auslandsgewinnen 
eine pauschale Abzugsbeschränkung an. Der Karlsru- 
her Entwurf folgt diesen Überlegungen nicht und 
schließt Beteiligungsaufwendungen vom Abzug aus. 

611 . Eine vollständig rechtsformneutrale Besteuerung 
kann bei den beiden Steuerreformoptionen des Sachver- 
ständigenrates nicht erreicht werden. Bleibt es bei dem 
in Deutschland akzeptierten Nebeneinander von Tren- 
nungsprinzip für Kapitalgesellschaften und Mitunter- 
nehmerkonzept für Personenuntemehmen, sind vor 
allem die folgenden beiden Sachverhalte ausschlagge- 
bend: Zum einen können Verluste von Kapitalgesell- 
schaften jenseits gegebenenfalls modifizierter Organ- 
schaftsregelungen nicht auf die Kapitalgeber übertragen 
werden. Zum anderen verbleiben Unterschiede zwischen 
den Rechtsformen im Hinblick auf die Besteuerung von 
Gewinnen und Verlusten aus der Veräußerung von Un- 
temehmensanteilen. Gegenüber Gesellschaftern von Ka- 


pitalgesellschaften erleiden Gesellschafter einer Perso- 
nengesellschaft im Fall von Veräußerungsgewinnen 
Zins- und Liquiditätsnachteile, beim Vorliegen von Ver- 
äußerungsverlusten profitieren sie dagegen von der steu- 
erlichen Berücksichtigung des Verlusts. 

Es ist fraglich, ob es dem Karlsruher Entwurf gelingt, 
diese Unterschiede durch entsprechende Vorschriften zu 
beseitigen. Letztlich liefe dies auf eine Teilhabersteuer 
hinaus, die auch die Verfasser des Karlsruher Entwurfs 
für nicht praktikabel halten. Besteuerungsunterschiede 
im Zusammenhang mit der Veräußerung von Untemeh- 
mensanteilen sollen durch eine generelle Steuerbefrei- 
ung von Gewinnen und Verlusten aus der Veräußerung 
von Anteilen an steuerjuristische Personen vermieden 
werden. Folgerichtig wird deshalb bei Einzelunterneh- 
men und Anteilen an Personengesellschaften auf eine 
Aufstockung der Buchwerte verzichtet, indem alle Ver- 
mögenswerte, die von einer steuerjuristischen Person ge- 
nutzt werden, ihrem Unternehmen zuzurechnen sind. 
Die vorgesehene pauschale Besteuerung in Höhe von 
10 vH des Veräußerungspreises zur Abgeltung spekulati- 
ver Wertsteigerungen ist insoweit rechtsformneutral, da 
sie für alle Anteile an steuerjuristischen Personen gilt. 
Explizit ausgeschlossen wird jedoch eine Verrechnung 
von Verlusten mit thesaurierten Gewinnen von Kapital- 
gesellschaften. 

Sofern es beim Nebeneinander von Trennungsprinzip 
und Transparenzprinzip bleibt, ist eine duale Einkom- 
mensteuer den anderen Steuerreformoptionen im Hin- 
blick auf die Verwirklichung von Steuerneutralität über- 
legen. Ausschlaggebend hierfür sind die durchgängig 
proportionalen Steuersätze für Kapitaleinkommen, die 
steuerliche Nachteile von Kapitalgesellschaften im The- 
saurierungsfall gegenüber Personenunternehmen aus- 
schließen und darüber hinaus Finanzierungsneutralität 
der Besteuerung gewährleisten. Ferner ergeben sich im 
Fall eines progressiven Einkommensteuertarifs zusätzli- 




Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-347- 


Drucksache 15/2000 


che Verzerrungen bei der Veräußerung von Anteilen an 
Personengesellschaften, da zu den unvermeidbaren Zins- 
und Liquiditätswirkungen ein Progressionseffekt hinzu- 
kommt, wenn der Veräußerer und der Erwerber unter- 
schiedlichen Steuersätzen unterliegen. 

61 2 . Ein wichtiges Anliegen der Verfasser des Karlsru- 
her Entwurfs ist es, persönliche Entlastungen wie den 
Grundfreibetrag nicht nur bei der Besteuerung natürli- 
cher Personen, sondern auch bei der Besteuerung der 
„steuerjuristischen Personen“ rechtsformneutral durch 
eine individuelle Zuordnung dafür gewährter Abzugsbe- 
träge zu berücksichtigen. Inwieweit dies bereits bei der 
Besteuerung des Gewinns von Kapitalgesellschaften ge- 
lingen kann, ist fraglich. Vielmehr wird es wohl nur in 
Bezug auf Ausschüttungen zu einer Entlastung kommen 
können. Vergleichbare Möglichkeiten bietet aber auch 
eine duale Einkommensteuer, da das Kapitaleinkommen 
und das Arbeitseinkommen im Rahmen einer Veranla- 
gung zusammengefasst werden können. Eine administ- 
rierbare Entlastung des Kapitaleinkommens um persön- 
liche Abzugsbeträge setzt allerdings voraus, dass der 
Eingangssteuersatz für Arbeitseinkommen mit dem pro- 
portionalen Kapitaleinkommensteuersatz übereinstimmt. 
In diesem Fall ist auch ein Ausgleich von Verlusten aus 
Kapitaleinkommen mit positivem Arbeitseinkommen 
leichter praktizierbar, obschon dies auch bei abweichen- 
den Steuersätzen möglich ist. Die auf den ersten Blick 
rein schedulare Besteuerung ist somit bei einer dualen 
Einkommensteuer keinesfalls zwingend. 

Schlussfolgerungen: Zehn Thesen zur Steuerreform 

613 . Die Ergebnisse dieses Abschnitts lassen sich in 
zehn Thesen zusammenfassen: 

(1) Im Flinblick auf die Untemehmensbesteuerung füh- 
ren zahlreiche der mit dem Steuervergünstigungsab- 
baugesetz in Kraft getretenen Maßnahmen sowie die 
noch laufenden Reformüberlegungen zu einer 
Schwächung der Investitionsbereitschaft, zu einer 
Verschlechterung der steuerlichen Standortbedin- 
gungen, zu einer weiteren Zersplitterung der Sys- 
tematik des Steuerrechts sowie zu zunehmenden Be- 
steuerungsunterschieden im Flinblick auf die 
Finanzierung und die Rechtsform von Unternehmen. 
Wichtigen Bestimmungen des EU-Rechts wird nach 
wie vor zu wenig Beachtung geschenkt. Zudem hat 
die deutsche Steuerpolitik aufgrund ihrer Sprung- 
haftigkeit innerhalb kurzer Zeit erheblich an Glaub- 
würdigkeit eingebüßt und Investoren die steuerliche 
Planungssicherheit genommen. Dies hat zu einer 
weiteren Schwächung der Investitionsbereitschaft 
beigetragen und der internationalen Standortattrakti- 
vität Deutschlands Schaden zugefügt. 

(2) Abhilfe kann die Steuerpolitik nur durch eine kon- 
zeptionelle Neuordnung der Unternehmensbesteue- 
rung schaffen, die systematischen Kriterien genügen 
muss. Zur Verbesserung der Standortattraktivität so- 
wie zur Stärkung der Neutralität des Steuersystems 
im Hinblick auf Investitionen, Unternehmensrechts- 


formen und Finanzierungsformen sind eine deutli- 
che Senkung der Tarifbelastung auf Unternehmens- 
gewinne, eine Reduzierung der Tarifspreizung 
zwischen der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer sowie eine grundsätzliche Entscheidung 
hinsichtlich der Integration der Untemehmenssteu- 
ern in die persönliche Einkommensteuer erforder- 
lich. Dabei dürfen weder das Gerechtigkeitsziel 
noch die grenzüberschreitenden Implikationen so- 
wie die relevanten Vorgaben des EU-Rechts aus den 
Augen verloren werden. Schließlich müssen die 
Maßnahmen aus Sicht der Steuerpflichtigen, der Fi- 
nanzverwaltung und der Rechtsprechung praktika- 
bel, administrierbar und kontrollierbar sein. 

(3) Zur Stärkung der Rechtsform- und Finanzierungs- 
neutralität der Besteuerung ist die Gewerbesteuer in 
ihrer jetzigen Ausgestaltung abzuschaffen. Ein kom- 
munales Zuschlagsrecht zur Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer lässt sich demgegenüber problemlos 
in eine reformierte Einkommen- und Körperschaft- 
steuer integrieren. Spitzensatz der Einkommensteuer 
und Körperschaftsteuersatz sollten übereinstimmen 
oder möglichst nahe beieinander liegen, um Steuer- 
arbitrage zu begrenzen. Schließlich ist die zweifache 
Belastung der Gewinne von Kapitalgesellschaften 
zu beseitigen, wozu eine Steuerbefreiung von Aus- 
schüttungen und Gewinnen aus der Veräußerung 
von Gesellschaftsanteilen vorzusehen ist. Im Hin- 
blick auf die Berücksichtigung von Unternehmens- 
verlusten und die Behandlung von Gewinnen aus 
der Veräußerung von Unternehmensanteilen kann 
das Ziel einer rechtsformneutralen Besteuerung al- 
lerdings nicht vollständig erreicht werden. 

(4) Bei wesentlich niedrigeren Steuersätzen bereitet die 
Aufrechterhaltung einer synthetischen Einkommen- 
steuer in der derzeitigen Form Schwierigkeiten, da 
sich durch die Koppelung des Spitzensatzes der Ein- 
kommensteuer an einen Körperschaftsteuersatz auf 
niedrigem Niveau Rückwirkungen auf die gesamte 
Einkommensteuer ergeben. Eine Kompensation dar- 
aus resultierender Aufkommensverluste durch eine 
konsequente Verbreiterung der einkommensteuerli- 
chen Bemessungsgrundlage ist notwendig, nach al- 
len Erfahrungen politisch aber schwierig durchzu- 
setzen. 

(5) Eine duale Einkommensteuer, die durch eine nied- 
rige, proportionale Besteuerung der Unternehmens- 
gewinne einschließlich sämtlicher privater Kapi- 
taleinkommen und eine weiterhin progressive 
Besteuerung des Arbeitseinkommens gekennzeich- 
net ist, eröffnet die Möglichkeit, die Steuerbelastung 
der Unternehmen rechtsformübergreifend durch eine 
Reduzierung der tariflichen Steuersätze auf ein in- 
ternational wettbewerbsfähiges Niveau abzusenken. 
Gleichzeitig verbessert sich die Neutralität des Steu- 
ersystems im Hinblick auf Investitionen, Finanzie- 
rungsentscheidungen und die Wahl der Unterneh- 
mensrechtsform. Darüber hinaus werden zahlreiche 
Abgrenzungsprobleme bei der zeitlichen, sachlichen 
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und persönlichen Zuordnung von Einnahmen und 
Ausgaben vermieden, womit ein wesentlicher Bei- 
trag zur Steuervereinfachung geleistet wird. Durch 
die Abkoppelung vom Arbeitseinkommen und nied- 
rige Besteuerung des Kapitaleinkommens erhöht 
sich schließlich die Effizienz des Steuersystems im 
internationalen Steuerwettbewerb um mobile Fakto- 
ren. Allerdings sind Konflikte mit dem Leistungsfä- 
higkeitsprinzip und administrative Schwierigkeiten 
bei der Gewinnaufteilung von personenbezogenen 
Unternehmen nicht von der Hand zu weisen. 

(6) Für die Weiterentwicklung der Einkommens- und 
Unternehmensbesteuerung in Deutschland liegt mit 
dem Karlsruher Entwurf ein in weiten Bereichen 
ausformulierter Vorschlag vor. Sieht man von seiner 
grundlegenden Wertentscheidung ab, eine Gleichbe- 
handlung der Einkunftsarten zu gewährleisten, so 
kann ein in vielen Bereichen vergleichbares Ergeb- 
nis auch auf der Basis einer dualen Einkommen- 
steuer erreicht werden. Die duale Einkommensteuer 
ist allerdings durch die Abkoppelung des Kapi- 
taleinkommensteuersatzes vom Spitzensatz der Ein- 
kommensteuer flexibler. Ein Verstoß gegen das 
Leistungsfahigkeitsprinzip ist darin nicht unbedingt 
zu sehen; auch dürften keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken bestehen. 

(7) Sofern es auf EU-Ebene zu einer stärkeren Koordi- 
nation der Untemehmensbesteuerung kommt, weist 
eine duale Einkommensteuer im Vergleich zur Inte- 
gration der Körperschaftsteuer in die Einkommen- 
steuer bei der Steuerreformoption I und auch im 
Vergleich zum Karlsruher Entwurf weitere Vorteile 
auf. Eine von den Kapitaleinkommen abgekoppelte 
Besteuerung der Arbeitseinkommen würde den Mit- 
gliedstaaten wesentliche Bereiche ihrer Steuerauto- 
nomie und damit größere Spielräume für die natio- 
nale steuerliche Umverteilungspolitik belassen. 

(8) Unabhängig von der gewählten Steuerreformoption 
ist die Gewerbesteuer abzuschaffen und durch einen 
kommunalen Zuschlag zur Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer zu ersetzen. Die duale Einkommen- 
steuer weist dabei gewisse Vorteile auf Wegen der 
getrennten Besteuerung von Kapitaleinkommen und 
Arbeitseinkommen können ohne weiteres nach die- 
sen Einkunftsarten differenzierte kommunale Zu- 
schläge gewählt werden. Dadurch können die Kom- 
munen flexibler auf unterschiedliche Finanzbedarfe 
reagieren, die durch die Bereitstellung kommunaler 
Leistungen für ortsansässige Betriebe einerseits, für 
ihre Einwohner andererseits bewirkt werden. 

(9) Jede Reform der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer muss im Zusammenhang mit Reformen des 
Systems der Sozialen Sicherung gesehen werden. 
Wenn etwa durch den Übergang zu Gesundheitsprä- 
mien beziehungsweise Kopfpauschalen die Umver- 
teilung aus der Gesetzlichen Krankenversicherung 
herausgenommen und in das Steuer- und Transfer- 
system verlagert werden soll, kann man nicht 
gleichzeitig die Einkommensteuersätze drastisch 


senken und die Umverteilungsintensität der Ein- 
kommensbesteuerung durch Übergang zu einem 
„flachen“ Stufentarif reduzieren wollen. Insbeson- 
dere dürfte der Karlsruher Entwurf mit einem Spit- 
zensteuersatz von 25 vH mit einem Übergang zu 
Gesundheitsprämien kaum zu vereinbaren sein. Die 
duale Einkommensteuer weist auch hier die größte 
Flexibilität auf. Durch die Abkoppelung der (pro- 
portionalen) Besteuerung von Kapitaleinkommen 
von einer progressiven Besteuerung der Arbeitsein- 
kommen kann gleichzeitig den nationalen Umvertei- 
lungserfordemissen und den Effizienzgesichtspunk- 
ten Rechnung getragen werden. 

(lO)Das Hauptproblem der dualen Einkommensteuer ist 
in der Abgrenzung von Kapitaleinkommen und (kal- 
kulatorischen) Untemehmerlöhnen zu sehen, da An- 
reize zur Umwandlung von progressiv besteuertem 
Arbeitseinkommen in niedriger und proportional be- 
steuertes Kapitaleinkommen bestehen. Diese An- 
reize lassen sich vermindern, wenn die Tarifsprei- 
zung zwischen dem Spitzensatz der Steuer auf 
Arbeitseinkommen und dem Kapitaleinkommen- 
steuersatz gering gehalten wird. Allerdings wird 
dann auch die Umverteilungsintensität der dualen 
Einkommensteuer begrenzt. 

Unter Abwägung aller Gesichtspunkte hält der Sachver- 
ständigenrat die duale Einkommensteuer für die vorteil- 
haftere Steuerreformoption. 

Exkurs I: Verfassungsrechtliche 
Rahmenbediugungen einer dualeu 
Einkommensteuer in Deutschland 

614. Eine Reform des deutschen Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuerrechts, die auf die Einführung einer dua- 
len Einkommensteuer zielt, muss den Rahmenbedingun- 
gen genügen, die das Finanzverfassungsrecht des 
Grundgesetzes aufstellt. Diese finden sich sowohl in den 
verfassungsrechtlichen Kompetenzregeln über die Fi- 
nanzhoheit (Artikel 104 aff. Grundgesetz) als auch in 
dem Grundrechtsteil des Grundgesetzes (Artikel 1 
bis 19). 

615. Die Regeln über die Gesetzgebungs-, Aufkom- 
mens- und Verwaltungshoheit setzen in den Artikeln 105, 
106 Grundgesetz voraus, dass eine Neugestaltung der 
Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer die 
Grundstrukturen dieser Steuern nicht verlässt. Dies be- 
deutet, dass insbesondere der Typus der Einkommen- 
steuer als allgemeine, auf die persönliche Leistungsfä- 
higkeit einer Person gerichtete Steuer auf den 
Eigentumserwerb gewahrt werden muss. Dabei steht 
dem Gesetzgeber allerdings ein erheblicher GestaT 
tungsspielraum zur Verfügung. Weder die grundlegende 
Veränderung der Umsatzsteuer von einer Brutto-Allpha- 
sensteuer zu einer Nettosteuer mit Vorsteuerabzug noch 
der mehrfache Systemwechsel der Körperschaftsteuer 
vom klassischen System über das Anrechnungsverfahren 
zum Halbeinkünfteverfahren haben den Rahmen ge- 
sprengt, welche die Typenbildung des Finanzverfas- 
sungsrechts für die Umsatzsteuer und die Körperschaft- 
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Steuer formuliert haben. Vor diesem Hintergrund lässt 
sich die Umstellung des Einkommen- und Körperschaft- 
steuerrechts hin zu einer Spaltung zwischen Arbeitsein- 
kommen und Kapitaleinkommen als zulässige Modifika- 
tion des synthetischen Einkommensbegriffs einordnen. 
Es bleibt bei einer grundsätzlich umfassenden Besteue- 
rung der Vermögensmehrungen einer natürlichen oder 
(im Körperschaftsteuerrecht) juristischen Person. Es 
bleibt auch bei einer Ermittlung des Einkommens als ei- 
ner Nettogröße der durch die Einkunftsquelle veranlass- 
ten Einnahmen und Aufwendungen. Die wesentliche 
Neuerung liegt lediglich in der begrenzten Absenkung 
und Pauschalierung der Steuerbelastung aus bestimmten 
kapitalgeprägten Einkunftsquellen. Weder der grund- 
sätzlich progressive Charakter des Steuertarifs noch die 
Möglichkeiten der Verlustverrechnung gehen verloren. 
Die Reform bleibt damit deutlich hinter den im verfas- 
sungsrechtlichen Schrifttum streitigen Modellen zurück, 
welche - etwa bei einer vollständigen Konsumorientie- 
rung des Steuersystems oder einer gänzlichen Abschaf- 
fung der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Erwerbsauf- 
wendungen - die Frage nach einer Störung der 
finanzverfassungsrechtlichen Identität der Einkommen- 
steuer aufwerfen. 

616 . Auch eine Steuer, die in ihren Grundzügen den Ty- 
pen des Finanzverfassungsrechts entspricht, muss in ih- 
rer näheren Ausgestaltung zusätzlich den Erfordernissen 
der Grundrechte entsprechen. Maßgebliche Leitlinie ist 
Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz, der im Hinblick auf das 
Steuerrecht den allgemeinen Grundsatz der Belastungs- 
gleichheit der Steuerbürger formuliert. Auf diese Weise 
soll gesichert werden, dass der Bürger, der im Falle der 
Steuerzahlung nicht auf eine unmittelbare Gegenleistung 
rechnen kann, sondern die Verwendung der von ihm auf- 
gebrachten Geldmittel der Verfügung des demokrati- 
schen Haushaltsgesetzgebers anheim geben muss, keiner 
willkürlichen oder übermäßigen Beanspruchung durch 
den Fiskus unterworfen werden kann. Der Grundsatz der 
steuerlichen Belastungsgleichheit findet seine wesentli- 
che Verwirklichung einerseits im Gebot der ,, Besteue- 
rung nach der Leistungsfähigkeit“ , andererseits im Ge- 
bot der ,, Folgerichtigkeit“ der Steuergesetzgebung. 

Dabei setzt Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz voraus, dass 
der Steuergesetzgeber primär dazu berufen ist, den Be- 
lastungsgrund des steuerlichen Zugriffs zu wählen. Der 
Gesetzgeber hat „ bei der Auswahl des Steuergegenstan- 
des und bei der Bestimmung des Steuersatzes einen weit- 
reichenden Gestaltungsspielraum und ist in der Gestal- 
tung hinsichtlich der Erschließung von Steuerquellen 
weitgehend frei. Will er eine bestimmte Steuerquelle er- 
schließen, andere hingegen nicht, dann ist der allge- 
meine Gleichheitssatz solange nicht verletzt, wie die Dif- 
ferenzierung auf sachgerechten Erwägungen, 
insbesondere finanzpolitischer, volkswirtschaftlicher, so- 
zialpolitischer oder steuertechnischer Natur, beruht“ 
(BVerfGE 105, S. 17 ff, 46). Diese steuerpolitische 
Grundentscheidung ist jedoch am Gedanken der Besteu- 
erung nach der Leistungsfähigkeit auszurichten und 
„folgerichtig“ durchzuführen. Abweichungen vom ge- 
wählten Belastungssystem bedürfen einer besonderen 
sachlichen Rechtfertigung. 


617 . Die Spaltung der Einkunftsquellen in Arbeitsein- 
kommen und Kapitaleinkommen und die resultierende 
Absenkung der Steuerlast für Kapitaleinkommen muss 
vor diesem Hintergrund auf zwei Stufen überprüft wer- 
den. Man kann auf einer ersten Stufe den Standpunkt 
einnehmen, dass die Wahl der dualen Einkommensteuer 
als Grundmodell einer künftigen Besteuerung des Ein- 
kommens natürlicher und juristischer Personen auf der 
Ebene der weitgehend freien steuerpolitischen Grund- 
entscheidung des Gesetzgebers angesiedelt ist. Es 
spricht einiges dafür, in einer weit reichenden Reform, 
wie sie die Umstellung des deutschen Einkommensteuer- 
rechts auf eine duale Einkommensteuer bedeuten würde, 
eine solche „ Grundentscheidung “ zu sehen. Allerdings 
hat das Bundesverfassungsgericht in seiner bisherigen 
Rechtsprechung nicht präzisiert, wo es die Grenze zwi- 
schen der politisch weitgehend ,, freien “ Belastungsent- 
scheidung des Gesetzgebers und der auf ,, Folgerichtig- 
keit“ verpflichteten Ausgestaltung des Belastungsgrunds 
zieht. Allerdings hat es jüngst entschieden, dass ,, ins- 
besondere für das Einkommensteuerrecht, das auf die 
Leistungsfähigkeit des einzelnen Steuerpflichtigen hin 
angelegt ist“, der Grundsatz der folgerichtigen Ausge- 
staltung des Steuergesetzes besonderer Beachtung be- 
darf und damit die verfassungsrechtliche Kontrolldichte 
verstärkt. Im verfassungsrechtlichen Schrifttum wird 
schließlich als frei zu wählender ,, Belastungsgrund“ ei- 
ner Steuer vielfach der jeweilige Indikator subjektiver 
Leistungsfähigkeit angesehen: Einkommen, Vermögen, 
Verbrauch. Alle weiteren Differenzierungen sollen daher 
eine besondere Legitimation vor dem Gleichheitssatz be- 
nötigen. 

618 . Man kann daher mit guten Gründen den Stand- 
punkt einnehmen, dass bereits mit der Entscheidung für 
eine „Einkommensteuer“ im Grundsatz der synthetische 
Charakter dieser Steuer betont und damit deutlich ge- 
macht wird, dass Differenzierungen zwischen einzelnen 
Einkunftsquellen im Hinblick auf Bemessungsgrundlage 
oder Steuertarif einer sachlichen Legitimation bedürfen. 
Dahinter steht der Gedanke, dass die subjektive ,, Leis- 
tungsfähigkeit “ , die in einer Vermögensmehrung zum 
Ausdruck kommt, im Grundsatz nicht von der Art der 
Einkunftsquelle abhängt. 

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesverfassungsge- 
richt zu mehreren Steuerarten betont, dass bei der Ent- 
scheidung des Gesetzgebers für einen weiten Einkom- 
mens- oder Vermögensbegriff das Gebot der 
Belastungsgleichheit eine ,, Gleichbehandlung“ der Ein- 
kunftsarten verlangt. Dies ist sowohl für das Vermögen- 
steuerrecht als auch für das Erbschaftsteuerrecht und 
schließlich mehrfach für das Einkommensteuerrecht ent- 
schieden worden. Auf der Grundlage von zwei Vorlagen 
des Bundesfinanzhofs zum ermäßigten Steuersatz für ge- 
werbliche Einkünfte und zur Sonderbehandlung von Im- 
mobilien und Betriebsvermögen im Erbschaftsteuerrecht 
wird das Bundesverfassungsgericht bald Gelegenheit 
haben, seine Maßstäbe zu präzisieren. 

619 . Der Gleichheitssatz verlangt im Rahmen der steu- 
erlichen Tatbestandsbildung, dass der Gesetzgeber ei- 
nen ,, besonderen sachlichen Grund“ angeben kann, um 
eine Differenzierung zu rechtfertigen. Dies bedeutet in 
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erster Linie, dass ,, jedenfalls die systematische Unter- 
scheidung der Einkunftsarten durch den Gesetzgeber al- 
lein eine Ungleichbehandlung nicht rechtfertigen kann “ 
(BVerfGE 105, S. 73 ff, 126). Andererseits hat das Bun- 
desverfassungsgericht bereits in der Vergangenheit 
sachbezogene Differenzierungen gestattet. So lebt das 
Einkommensteuerrecht bereits seit dem EStG 1925 mit 
einem Dualismus der Einkunftsarten, der zwischen 
Uberschusseinkünften einerseits und Gewinneinkünften 
andererseits unterscheidet und damit eine weitgehende 
Freistellung privater Veräußerungsgewinne hervorruft, 
die das Bundesverfassungsgericht in der Vergangenheit 
nicht beanstandet hat. Speziell für Einkünfte aus Kapi- 
talvermögen hält das Bundesverfassungsgericht den Ge- 
setzgeber für befugt, „die Besteuerung der Kapitalein- 
künfte auf die gesamtwirtschaftlichen Anforderungen an 
das Kapitalvermögen und die Kapitalerträge auszurich- 
ten und entsprechend zu differenzieren“ (BVerfGE 84, 
S. 239 ff, 282). Das Bundesverfassungsgericht hat dabei 
auf die Inflationsanfälligkeit der Einkünfte sowie auf die 
ihrer Natur nach nicht einer bestimmten Person zuge- 
ordnete und geographisch nicht gebundene Erwerbs- 
grundlage ,, Finanzkapital“ hingewiesen und daraus die 
gesetzgeberische Option einer Abgeltungssteuer auf Zin- 
sen hergeleitet. Schließlich hat das Bundesverfassungs- 
gericht allgemein für eine ,, steuerliche Verschonung, die 
einer gleichmäßigen Belastung der jeweiligen Steuerge- 
genstände innerhalb einer Steuerart widerspricht“, er- 
klärt, dass ,,eine solche Steuerentlastung dennoch vor 
dem Gleichheitssatz gerechtfertigt sein (kann), wenn der 
Gesetzgeber dadurch das wirtschaftliche oder sonstige 
Verhalten des Steuerpflichtigen aus Gründen des Ge- 
meinwohls fördern oder lenken will “ (B VerfGE 93, 
S. 121 ff, 147). 

620. Für die im Konzept einer dualen Einkommen- 
steuer angelegte Differenzierung zwischen Arbeits- und 
Kapitaleinkommen lassen sich ebenfalls besondere sach- 
liche Gründe wirtschaftspolitischer und finanzpoliti- 
scher Art anführen, die den Anforderungen des Artikel 3 
Absatz 1 Grundgesetz standhalten. Ausgangspunkt ist 
der Umstand, dass Steuergesetze nicht nur darauf ange- 
legt sind, in einem statischen Wirtschaftssystem Leis- 
tungsfähigkeit abzuschöpfen. Sie haben darüber hinaus 
einen wesentlichen Einfluss auf das Wirtschaftsverhalten 
der Steuersubjekte, insbesondere das Investitions- und 
Konsumverhalten. Eine Besteuerung von Kapitaleinkom- 
men verringert die Nettoerträge des Kapitals und wird 
daher die Inhaber von Kapital zu Ausweichmaßnahmen 
veranlassen. Es kann zu dem Verzicht auf Investitionen 
im Inland (insbesondere durch ausländische Steuersub- 
jekte) kommen oder zur Überwälzung der Steuerlast 
durch die Eigentümer des international mobilen Kapi- 
tals auf weniger mobile Einkommensquellen, wie zum 
Beispiel Arbeitseinkünfte. Diese Ausweichreaktionen 
können den Gesetzgeber veranlassen, durch eine Absen- 
kung der Steuerlast auf Kapitaleinkommen die Investiti- 
onstätigkeit im Inland anzuregen und zugleich die Wei- 
tergabe von Belastungen an Arbeitnehmer und 
Konsumenten zu verringern. Dabei darf der Gesetzgeber 
auch beachten, dass die Belastungsgleichheit der Steu- 
erpflichtigen bereits dadurch gefährdet ist, dass bei 
knappem Kapitalangebot für Investoren die Möglichkeit 


zur Weitergabe von Steuerbelastungen auf Arbeitnehmer 
oder Konsumenten besteht. Eine Entlastung von Kapi- 
taleinkommen, welche mittelbar auch zu einer Entlas- 
tung der übrigen Wirtschaftsteilnehmer vor dem Hinter- 
grund der tatsächliehen Steuerüberwälzung führt, darf 
nicht an verfassungsrechtlichen Schranken scheitern. 

621. Diese Wirkungen gerade der internationalen öko- 
nomischen Effekte der Steuerordnung darf der nationale 
Gesetzgeber bei der Ausdifferenzierung des Einkommen- 
und Körperschaftsteuerrechts beachten. Bereits im 
Jahr 1978 hat das Bundesverfassungsgericht dem deut- 
schen Steuergesetzgeber gestattet, mit Hilfe besonderer 
steuerlicher Entlastungen für Auslandsengagements die 
Investitionstätigkeit deutscher Unternehmen im Ausland 
zu fördern. Das Gericht hat dabei die ,, zunehmende in- 
ternationale Verflechtung der Wirtsehaft, die unter- 
schiedlichen Verhältnisse zwischen Industrie- und Ent- 
wicklungsländern und die Notwendigkeit, einen Beitrag 
zur Konkurrenzfähigkeit der deutschen Wirtsehaft auf 
den ausländischen Märkten “ zu schaffen (B VerfGE 48, 
S. 206 ff, 226), als rechtsstaatliche Grundlage deut- 
scher Steuerpolitik anerkannt. 

622. Zur Durchsetzung dieser finanz- und wirtschafts- 
politischen Zielsetzungen reicht es schließlich nicht aus, 
die Begünstigung von Kapitaleinkommen auf die von 
Kapitalgesellschaften einbehaltenen Gewinne - wie ge- 
genwärtig im Halbeinkünfteverfahren - zu beschränken. 
Denn die Attraktivität von Investitionen hängt nicht nur 
von einer ermäßigten Belastung investierter Gewinnteile 
ab, sondern letztlich immer von der Steuerbelastung bei 
Rüekfluss von Einkünften an den Kapitalgeber. Daher 
muss es dem Gesetzgeber gestattet sein, nicht nur für 
reinvestierte Kapitaleinkünfte, sondern auch für konsu- 
mierte Kapitaleinkünfte einen steuerlichen Sonderstatus 
anzuordnen. 

623. Es muss jedoch Klarheit bestehen, dass aus der 
hier vorgeschlagenen verfassungsrechtlichen Zulassung 
einer wettbewerblich orientierten Neuausrichtung unse- 
res Steuersystems nicht auf eine beliebige Gestaltungs- 
macht des Gesetzgebers geschlossen werden kann. 
Artikel 3 Absatz I Grundgesetz verlangt nämlich vom 
Parlament - wie bereits erwähnt - eine in sich „folge- 
richtige“ Ausgestaltung der Steuerordnung. Das Gebot 
einer folgerichtigen Entlastung von Kapitaleinkünften 
würde es daher nicht ermöglichen, nur bestimmte Anla- 
geformen - etwa Gewerbebetriebe oder Kapitalgesell- 
schaftsbeteiligungen - zu begünstigen und andere For- 
men der Investitionen in Immobilien, Land- und 
Forstwirtschaft oder Fremdkapitaltiteln zu diskriminie- 
ren. Es bedürfte auch unter einem neuen, kapitalge- 
stützte Einkünfte entlastenden Steuerregime einer Be- 
gründung für jede Differenzierung nach der Rechtsform 
zwischen Personen- und Kapitalgesellschaft. Der Ge- 
setzgeber muss sich auch in Zukunft darüber klar sein, 
dass die Entlastungswirkungen einer dualen Einkom- 
mensteuer nicht nur Investitionen unterhalb oder ober- 
halb eines bestimmten Umfangs oder Steuerpflichtige 
unterhalb oder oberhalb eines bestimmten Grenzsteuer- 
satzes treffen dürfen. 

Kurz - die Auseinandersetzung des Verfassungsrechts 
mit einer ökonomisch angeleiteten Steuerwirkungslehre 
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eröffnet dem Gesetzgeber nicht den Einstieg in beliebige 
Formen der Wirtschaftsgestaltung, sondern begründet 
für ihn eine gesteigerte steuerrechtliehe ,, Produkt- 
beobachtungspflicht “ , die sich nicht auf die Wahrung 
formaler Steuergleichheit zurückziehen kann, sondern 
zugleieh die wettbewerbliehen Effekte der Besteuerung 
in den Blick nehmen muss. Beachtet der Gesetzgeber 
dieses Gebot der ,, Folgerichtigkeit “ , so dürften gegen 
eine Umgestaltung der gegenwärtigen Einkommensteuer 
und Körperschaftsteuer in eine duale Einkommensteuer 
keine durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken 
bestehen. 

Exkurs II: Duale Einkommeusbesteuerung iu 
Fiunlaud, Norwegeu uud Schwedeu 

Steuersätze und Aufkommenseffekte 

624. Die duale Einkommensteuer wurde zu Beginn der 
neunziger Jahre in den nordischen Staaten Dänemark, 
Finnland, Norwegen und Schweden eingeführt. Däne- 
mark nahm und nimmt dabei eine Sonderstellung inso- 
fern ein, als eine duale Einkommensbesteuerung nur in 
Ansätzen verwirklieht wurde; die in Dänemark gelten- 
den steuerlichen Regelungen werden deshalb im Folgen- 
den ausgeklammert. Für die übrigen drei Länder zeigt 
Tabelle 63 die tariflichen Steuersätze für Arbeits- und 
Kapitaleinkommen sowie die Körperschaftsteuersätze 
unmittelbar vor und nach den Reformen sowie für das 
Jahr 2003. 

Mit der Abkoppelung vom progressiven Steuersystem, 
das nur noch für Arbeitseinkommen gilt, konnten die 
Steuersätze für Gewinne von Personenunternehmen und 
für private Kapitaleinkommen dem Körperschaftsteuer- 
satz angeglichen und auf ein einheitliches Niveau zwi- 
schen 25 vH und 30 vH gesenkt werden. Im Hinblick auf 
Unternehmensgewinne und private Kapitaleinkommen 
bedeutete dies in etwa eine Halbierung der ursprüngli- 
chen Steuersätze. Auch unter Berücksichtigung der zwi- 


schenzeitlich erfolgten Anpassungen zählen die Steuer- 
sätze nach wie vor zu den niedrigsten innerhalb der 
Europäischen Union und der OECD. Dabei ist zu be- 
rücksichtigen, dass in den nordischen Staaten weder die 
Gewinne noch das Vermögen von Unternehmen 
- abgesehen von einer Grundsteuer - einer zusätzlichen 
Belastung unterliegen. 

625. Die tariflichen Entlastungen wurden durch eine 
Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen finanziert. Im 
Hinblick auf private Kapitaleinkommen wurde eine ge- 
nerelle Steuerpflicht von Veräußerungsgewinnen einge- 
führt. Im Bereieh der Unternehmensbesteuerung wurden 
im Grundsatz sämtliche Ausnahmetatbestände wie die 
vormals großzügig bemessenen Mögliehkeiten zur Bil- 
dung steuerfreier Rücklagen und zur Vornahme von Son- 
derabschreibungen gestriehen; außerdem wurden die 
Ansatz- und Bewertungsvorschriften in starkem Maße 
normiert und aus Vereinfachungsgründen pausehaliert. 
So erfolgt die Verrechnung der Abschreibungen entwe- 
der nur noch nach der linearen Methode oder nach der 
Pool-Methode, die verschiedene Wirtschaftsgüter in 
Klassen zusammenfasst und die gesamten Anschaffungs- 
kosten jeweils um einen einheitlichen, konstanten Pro- 
zentsatz mindert. Ferner wurden die Voraussetzungen 
für die Bildung von Rückstellungen für ungewisse Ver- 
bindlichkeiten deutlich verschärft; bestimmte künftige 
Lasten können überhaupt nicht mehr dureh Rüekstellun- 
gen antizipiert werden. Tatsächlich ist das Aufkommen 
aus den Unternehmenssteuern dureh die Politik der Ver- 
breiterung der Bemessungsgrundlage bei gleichzeitiger 
Tarifreduzierung in den nordischen Staaten deutlich an- 
gestiegen - wobei nicht auszuschließen ist, dass dafür 
auch andere Ursachen in Frage kommen. Jedenfalls hat 
der Anteil der Körperschaftsteuer am Gesamtsteuerauf- 
kommen beziehungsweise in Relation zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt zwischen 1990 und 2000 in Finn- 
land von 4, 7 vH auf 11,8 vH (von 2,1 vH auf 5,5 vH) zu- 
genommen, in Norwegen von 9,0 vH auf 15,2 vH (von 


Tabelle 63 


Duale Einkommensteuer in nordischen Staaten: Tarifliche Steuersätze 



Steuersätze auf 

Körperschaft- 

steuersätze 

Arbeitseinkommen 

Kapitaleinkommen 

von ... bis ... vH 

vH 

Fiunland Vor der Reform 1993 

25 - 56 

25 -56 

37 

Nach der Reform 1993 

25 - 56 

25 

25 

Ab 2003 

29 - 52 

29 

29 

Norwegeu Vor der Reform 1992 

26,5 - 50 

26,5 - 50 

50,8 

Nach der Reform 1992 

28 - 41,7 

28 

28 

Ab 2003 

28 - 55,3 

28 

28 

Schwedeu Vor der Reform 1991 

36 - 72 

36 -72 

52 

Nach der Reform 1991 

31 - 51 

30 

30 

Ab 2003 

31 - 56 

30 

28 
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3.8 vH auf 6,1 vH) und in Schweden von 3,1 vH auf 
7,5 vH (von 1 , 7 vH auf 4,1 vH). Im Vergleieh dazu haben 
sieh die entsprechenden Relationen in Deutsehland im 
selben Zeitraum auf niedrigerem Niveau nahezu nicht 
verändert. Der Anteil der Körperschaftsteuer am Ge- 
samtsteueraufkommen blieb unverändert bei 4,8 vH; in 
Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt ist der 
Wert zwischen 1990 und 2000 nur leicht von 1 , 7 vH auf 

1.8 vH gestiegen. 

Die steuerliche Belastung des Arbeitseinkommens hat 
sich durch die Einführung der dualen Einkommensteuer 
nicht erhöht. Das mit der umfassenderen Besteuerung 
der Unternehmensgewinne und der privaten Kapitalein- 
kommen verbundene Mehraufkommen führte in Nor- 
wegen und Schweden sogar zu einer Entlastung des 
Arbeitseinkommens, indem vor allem die Spitzensteuer- 
sätze spürbar reduziert wurden. Allerdings entstanden 
zwischen den Spitzensteuersätzen für Arbeitseinkommen 
und den Steuersätzen für Kapitaleinkommen beträchtli- 
che Spreizungen, die gerade bei personenbezogenen, 
mittelständischen Unternehmen zu erheblichen Abgren- 
zungsproblemen zwisehen beiden Einkunftsarten führen. 
Derartig ausgeprägte Tarifspreizungen stellen die Achil- 
lesferse der dualen Einkommensteuer dar. 

Besteuerung nationaler und grenzübersehreitender 
Investitionen 

626. Das theoretische Leitbild der dualen Einkommen- 
steuer ist in den nordischen Staaten nicht vollständig 
verwirklicht, ln allen drei Staaten erfolgt die Besteue- 
rung von Personenunternehmen nach dem Mitunterneh- 
merkonzept. Im Hinblick auf Investitionen in nationalen 
Kapitalgesellschaften ist eine weitgehend reehtsform- 
und finanzierungsneutrale Besteuerung nur in Norwegen 
gewährleistet. Dort wird die Doppelbesteuerung von Di- 
videnden durch ein Vollanrechnungsverfahren vermie- 
den; zur Vermeidung der Doppelbesteuerung offener 
Rücklagen und stiller Reserven im Fall einer Anteilsver- 
äußerung werden auf Ebene der Kapitalgeber die An- 
teilswerte nach Maßgabe der Entwicklung der offenen 
Rücklagen der Kapitalgesellschaft fortgeschrieben. In 
Finnland kommt zwar ebenfalls ein Vollanrechnungs- 
verfahren zur Anwendung, im Gegensatz zu laufenden 
Ausschüttungen sind aber Gewinne aus Anteilsveräuße- 
rungen sowohl bei einkommen- als auch bei körper- 
schaftsteuerpflichtigen Kapitalgebern in voller Höhe 
steuerpfliehtig. Eine Ermäßigung besteht lediglich inso- 
fern, als der steuerpflichtige Veräußerungsgewinn auf 
die Hälfte des Veräußerungspreises vermindert wird, so- 
fern die Anteile mindestens zehn Jahre gehalten wurden. 
Bei dem derzeitigen Steuersatz von 29 vH entspricht dies 
immer noch einer nominalen Belastung des Veräuße- 
rungspreises von 14,5 vH. Schweden hat auch nach Ein- 
führung der dualen Einkommensteuer ein klassisches 
Körperschaftsteuersystem beibehalten, womit es zu einer 
ungemilderten Doppelbesteuerung von Ausschüttungen 
kommt. Zur Vermeidung von Kaskadeneffekten sind Di- 
videnden lediglich im körperschaftsteuerlichen Sektor 
ab einer Beteiligungsquote von 25 vH freigestellt. Veräu- 
ßerungsgewinne sind unabhängig vom steuerlichen Sta- 


tus des Kapitalgebers - also auch bei Kapitalgesell- 
schaften - ohne jede Ermäßigung steuerpflichtig. 
Hinsichtlich der Unternehmensbesteuerung ist Schwe- 
den somit am weitesten vom Ideal der dualen Einkom- 
mensteuer entfernt. Weitere Abweiehungen von diesem 
Leitbild zeigen sich auch bei der Höhe der jeweiligen 
Steuersätze (Tabelle 63). Anders als in Finnland und 
Norwegen stimmen weder der Steuersatz für Kapitalein- 
kommen mit dem Eingangssteuersatz für Arbeitseinkom- 
men noch einer dieser beiden Steuersätze mit dem Satz 
der Körperschaftsteuer überein. 

627. Zwischen der Besteuerung nationaler und grenzü- 
berschreitender Investitionen bestehen gravierende Ab- 
weichungen. Lediglich in Schweden besteht insoweit Re- 
gelgleichheit, als neben Ausschüttungen infolge des 
klassischen Systems aueh Veräußerungsgewinne unge- 
mildert und somit doppelt besteuert werden. Dagegen 
sind in Finnland und in Norwegen die körperschaftsteu- 
erliehen Anrechnungsverfahren auf nationale Sachver- 
halte begrenzt, so dass sich in Bezug auf Auslandsdivi- 
denden eine Doppelbesteuerung ergibt. Norwegen sieht 
zudem bei Ausländsbeteiligungen von einer Fortschrei- 
bung der Anteilswerte auf Ebene der Kapitalgeber ab, 
weshalb Gewinne aus der Veräußerung von Ausländsbe- 
teiligungen im Gegensatz zu jenen aus Inlandsbeteili- 
gungen ungemildert steuerpflichtig sind. 

Die Nichtgewährung einer Anrechnung über die Grenze 
ist unter Aufkommensgesichtspunkten verständlich, und 
eine grenzübersehreitende Fortsehreibung von Anteils- 
werten scheitert im Regelfall an unüberwindbaren Infor- 
mationsproblemen. Allerdings verstößt die damit ver- 
bundene Benachteiligung von Auslandsinvestitionen 
offensichtlich gegen die EU-rechtlichen Diskriminie- 
rungsverbote der Niederlassungsfreiheit und der Kapi- 
talverkehrsfreiheit. Im Zeitpunkt der Einführung der du- 
alen Einkommensteuer in den nordischen Staaten kam 
dem EU-Recht noch keine große Bedeutung zu. Mit dem 
EU-Beitritt von Finnland und Schweden im Jahr 1995 
hat sich diese Situation grundlegend geändert. Entspre- 
chendes gilt für Norwegen, das als Mitglied des Europä- 
ischen Wirtschaftsraums die EU-rechtlichen Grundfrei- 
heiten ebenfalls zu beachten hat. Im Hinblick auf die 
Regelungen in Finnland ist seit September 2002 ein Vor- 
abentscheidungsverfahren über die EU-Rechtskonformi- 
tät des Anrechnungsverfahrens vor dem EuGH (Rs. C- 
319/02, Manninen) anhängig; auch in Norwegen werden 
europarechtliche Bedenken ernst genommen. In beiden 
Ländern soll das Anrechnungsverfahren abgeschafft 
werden. In Norwegen steht darüber hinaus die auf das 
Inland begrenzte Buchwertfortschreibung bei Anteilsver- 
äußerungen in der Kritik. Derzeit ist noch offen, welches 
Körperschaftsteuersystem an die Stelle des Anrech- 
nungsverfahrens rüekt. Eine finnische Expertengruppe 
hat sich für das klassische System ausgesprochen, da die 
De-facto-Freistellung insbesondere hoher Dividenden 
von der Einkommensteuer als Begünstigung angesehen 
wird. Sollte sich jedoch nicht das dem Anrechnungsver- 
fahren äquivalente Dividendenfreistellungsverfahren 
durchsetzen, ergeben sich vergleichbar zur Situation in 
Deutschland im Jahr 2001 gravierende Rückwirkungen 
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auf die nationale Unternehmensbesteuerung, welche zu- 
dem die Neutralitätseigenschaften und die Systematik 
der dualen Einkommensteuer in erheblichem Maße be- 
einträchtigen. 

Abgrenzung zwischen Kapitaleinkommen und 
Arbeitseinkommen bei personenbezogenen 
Unternehmen 

628 . Die nordischen Staaten sehen bei personenbezo- 
genen Unternehmen mit engen persönlichen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen zu den Kapitalgebern eine 
Zerlegung des Gewinns in Kapital- und in Arbeitsein- 
kommen vor. Eine Gewinnaufteilung erfolgt generell bei 
Einzelunternehmen und Personengesellschaften. Bei Ka- 
pitalgesellschaften bereitet eine generelle Gewinnauftei- 
lung indes Schwierigkeiten, wenn auch Kapitalgeber mit 
reinen Anlageninteressen beteiligt sind. Es bedarf daher 
Kriterien zur Abgrenzung der betreffenden Kapitalge- 
sellschaften. In Norwegen und Schweden werden nur 
Kapitalgesellschaften mit beherrschenden, aktiv tätigen 
Kapitalgebern in die Gewinnzerlegung einbezogen. Bei 
Letzteren handelt es sich um Kapitalgeber, die eine Min- 
destbeteiligung halten - in Norwegen beispielsweise 
zwei Drittel der Anteile - und aufgrund ihres persönli- 
chen Einsatzes wesentlich zum Gesamterfolg beitragen. 
Auch wenn diese Kriterien konsequent erscheinen, erge- 
ben sich doch zahlreiche Abgrenzungsfragen. Zudem 
kann das Kriterium der Mindestbeteiligung durch die 
Aufnahme weiterer Gesellschafter leicht umgangen und 
somit eine Gewinnaufteilung vermieden werden. Finn- 
land hat deshalb eine pragmatischere und leichter ad- 
ministrierbare Vorgehensweise gewählt, indem eine 
Gewinnaufteilung generell bei nicht börsennotierten Ka- 
pitalgesellschaften vorgenommen wird. Hiervon sind 
allerdings dann auch Gesellschafter mit reinen Kapital- 
beteiligungen betroffen. 

629 . Unter den nordischen Staaten sieht derzeit nur 
Norwegen eine unmittelbare Zurechnung des anteiligen 
Arbeitseinkommens auf die Gesellschafter von Perso- 
nenunternehmen und Kapitalgesellschaften vor. Diese 
eng mit der Idee der Teilhabersteuer verknüpfte Vorge- 
hensweise ist allerdings bei Beteiligungen an Kapitalge- 
sellschaften problematisch, da im Thesaurierungsfall 
beim Kapitalgeber der Zeitpunkt der Steuerbelastung 
vor dem Einkommens- beziehungsweise Gewinnzufluss 
liegt. Die damit verbundenen Liquiditätsprobleme be- 
rechtigen den Kapitalgeber, einen entsprechenden Aus- 
gleichsanspruch gegen die Gesellschaft geltend zu ma- 
chen. In Finnland und Schweden erfolgt aus diesen 
Gründen eine Besteuerung des den Kapitalgebern zuge- 
rechneten Arbeitseinkommens erst im Zeitpunkt der 
Ausschüttung, indem die Dividende nur in Höhe der 
kalkulatorischen Verzinsung des Anteils des Kapitalge- 
bers am Nettovermögen der Kapitalgesellschaft als 
Kapitaleinkommen besteuert wird. Der darüber hinaus- 
gehende Teil der Dividende unterliegt als Arbeitsein- 
kommen der progressiven Besteuerung. Diese Vorge- 
hensweise diskriminiert jedoch Kapitalgeber von 
Personenunternehmen, bei denen die Steuerbelastung 


auf Arbeitseinkommen stets im Zeitpunkt der Gewinn- 
realisierung entsteht, gegenüber Kapitalgebern von Ka- 
pitalgesellschaften, wenn Gewinne thesauriert werden. 
Zur Wahrung von Rechtsformneutralität der Besteue- 
rung ist es deshalb in Schweden Kapitalgebern von Per- 
sonenunternehmen möglich, nicht entnommene Gewinne 
dem Körperschaftsteuersatz zu unterwerfen. In diesem 
Fall kann die progressive Besteuerung des anteiligen 
Arbeitseinkommens bis auf den Zeitpunkt der Entnahme 
verschoben werden. 

630 . Eine Gewinnaufteilung, die an das Unterneh- 
mensvermögen anknüpft, bereitet bei Kapitalgesell- 
schaften in administrativer Hinsicht regelmäßig Pro- 
bleme. Dies gilt vor allem bei im Ausland ansässigen 
Kapitalgesellschaften, da die erforderlichen Informatio- 
nen über das Vermögen nicht immer beschafft werden 
können. Im Rahmen aktueller Reformüberlegungen ist 
in Norwegen vorgesehen, den anteiligen Wert des Netto- 
vermögens an der Kapitalgesellschaft nicht mehr unmit- 
telbar, sondern mittelbar über eine Forts ehr eibung der 
Anteilswerte des Kapitalgebers zu bestimmen. Durch die 
Anknüpfung an Anteilswerte soll es auch zu einer ver- 
besserten Annäherung an den tatsächlichen Unterneh- 
menswert kommen, da sich in den Marktpreisen der An- 
teilswerte auch immaterielle Werte widerspiegeln, die 
aufgrund von Bilanzierungsverboten - insbesondere für 
immaterielle Wirtschaftsgüter und einen originären 
Geschäftswert - keinen Einfluss auf das bilanzielle Net- 
tovermögen haben. Der Besteuerung als Arbeitseinkom- 
men sollen Dividenden unterliegen, die einen aus der 
Fortschreibung des Anteilswerts ermittelten Aufsto- 
ckungsbetrag übersteigen. Als Arbeitseinkommen wer- 
den darüber hinaus Gewinne aus Anteilsveräußerungen 
erfasst, sofern der Veräußerungspreis die Anschaffungs- 
kosten zuzüglich des Aufstockungsbetrags übersteigt. 
Der Aufstockungsbetrag entspricht dem Produkt aus 
den Anschaffungskosten der Anteile und einer aus der 
Rendite von Staatsanleihen abgeleiteten Nettoverzin- 
sung. Zwischenzeitlich vereinnahmte Dividenden sind 
hiervon abzuziehen. Liegen die Dividenden einer Peri- 
ode unter der Verzinsung des Anteilswerts, wird der ver- 
bleibende Teil den Anschaffungskosten der Anteile zuge- 
schlagen und erhöht die Fortschreibungsbasis der 
Folgeperiode. Eine weitere Besonderheit besteht darin, 
dass das steuerpflichtige Arbeitseinkommen nicht unter 
Anrechnung der körperschaftsteuerlichen Vorbelastung 
der progressiven Besteuerung unterliegen, sondern ohne 
Anrechnung der Körperschaftsteuer dem Steuersatz für 
Kapitaleinkommen unterworfen werden soll. Im Hin- 
blick auf die Besteuerung des Arbeitseinkommens gilt 
somit das klassische System, woraus bei den derzeiti- 
gen Steuersätzen eine Gesamtsteuerbelastung von 
48,16 vH resultiert (28 vH Körperschaftsteuer zu- 
züglich (KapitaT)Einkommensteuer von 20,16 vH, die 
sich bei Anwendung von 28 vH Kapitaleinkommensteuer 
auf einen Gewinn nach Körperschaftsteuer von 
72 = 100-28 ergibt). Auf dieses Niveau soll der Spit- 
zensteuersatz für Arbeitseinkommen von derzeit 55,3 vH 
gesenkt werden, um Belastungsgleichheit herzustellen. 
Schließlich ist aus Gründen der Rechtsformneutralität 
analog zur Vorgehensweise in Schweden geplant. 
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Kapitalgebern von Personenunternehmen ein Wahl- 
recht einzuräumen, nicht entnommene Gewinne dem 
Körperschaftsteuersatz zu unterwerfen. 

Verlustverrechnung und Berücksichtigung persönlicher 
Entlastungen 

631. In Finnland und in Schweden werden Kapital- 
und Arbeitseinkommen getrennt besteuert. Ein Ver- 
lustausgleich zwischen beiden Einkommensarten ist den- 
noch möglich, indem für negatives Kapitaleinkommen 
eine Steuergutschrift in Höhe des Produkts des Steuer- 
satzes für Kapitaleinkommen und des Verlusts gewährt 
wird, die mit der Steuerschuld auf das Arbeitseinkom- 
men verrechenbar ist. Nicht genutzte Steuergutschriften 
können analog zu Verlusten in künftige Jahre vorgetra- 
gen werden. Infolge der getrennten Veranlagung kann 
der Grundfreibetrag aber nur vom Arbeitseinkommen 
abgezogen werden. Hintergrund dieser Regelung in den 
nordischen Staaten sind die unterschiedlichen Erhe- 


bungsformen der Kapitaleinkommensteuer. So erhebt 
Finnland auf Zinseinnahmen privater Haushalte in Höhe 
des Satzes der Kapitaleinkommensteuer eine Abgel- 
tungssteuer. Der damit verbundene Vereinfachungsef- 
fekt würde entfallen, sofern die Einnahmen anschließend 
noch um einen Grundfreibetrag gemindert werden könn- 
ten. 

632. Die Vorgehensweise in den nordischen Staaten, 
die zu Beginn der neunziger Jahre eine duale Einkom- 
mensteuer eingeführt haben, zeigt, dass deren Leitbild 
nur bedingt verwirklicht ist. Die Umsetzung steuerpoliti- 
scher Ideale ist nun einmal nicht ganz einfach. Norwe- 
gen kommt diesem Ideal derzeit am nächsten. Allerdings 
ist das Leitbild der dualen Einkommensteuer nur im 
Hinblick auf nationale Sachverhalte umgesetzt. Eine 
Ausweitung auf grenzüberschreitende Sachverhalte, die 
aufgrund der EU-rechtlichen Diskriminierungsverbote 
erforderlich ist, stellt die Gesetzgeber der nordischen 
Staaten im Rahmen laufender Steuerreformvorhaben vor 
vergleichbare Herausforderungen wie den deutschen 
Gesetzgeber. 


Anhang: Tabellenteil zn Kapitalkosten und effektiven Steuerbelastungen 2003 

Dieser Anhang enthält die Tabellen mit den ausführlichen Angaben zu Kapitalkosten und effektiven Steuerbelastun- 
gen zum Rechtsstand 1. Januar 2003, auf die in den Ziffern 518 ff. Bezug genommen wurde. Der Aufbau dieser Ta- 
bellen folgt dem im Jahresgutachten 2001 (Ziffern 527 ff). Die veränderten Steuerbelastungen im Jahr 2003 gegen- 
über dem Jahr 2001 zeigen sich beim Vergleich der hier angegebenen mit den im Jahresgutachten 2001 präsentierten 
Tabellen, auf die jeweils in den Fußnoten verwiesen wird. 


Tabelle 64 

Steuerbelastungen auf Unternehmensebene in ausgewählten europäischen Ländern für das Jahr 2003” 


vH 



Tarifbelastung 

Effektive Durch- 
schnittssteuer- 
belastung (EATR) 

Effektive 

Grenzsteuer- 
belastung (EMTR) 

Kapitalkosten 

Deutschland 

40,7 

37,2 

31,1 

7,3 

Frankreich 

35,4 

34,9 

34,1 

7,6 

Vereinigtes Königreich 

30,0 

29,1 

27,5 

6,9 

Irland 

12,5 

13,0 

14,1 

5,8 

Italien 

38,3 

32,4 

21,4 

6,4 

Niederlande 

34,5 

32,4 

28,5 

7,0 

Schweden 

28,0 

23,3 

17,0 

6,0 

Spanien 

35,0 

32,0 

26,1 

6,8 

Durchschnitt ohne 





Deutschland (ungewichtet) ... 

30,5 

28,1 

24,1 

6,6 


1) Rechtsstand Ausland: Januar 2003. Zu den Berechnungen und den Ergebnissen für das Jahr 2001 siehe JG 2001/02 Kasten 7 und Tabelle 78. 
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Tabelle 65 


Effektive Steuerbelastungen bei Investitionen dentscher Kapitalgesellschaften 
im Ausland (Outbound-Investitionen) für das Jahr 2003" 


- Unternehmensebene - 

vH 



Selbst- 

Beteiligungs- 

Fremd- 

Durchschnitt* 


finanzierung 

(ungewichtet) 

Frankreich 





Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

34,2 

36,1 

39,5 

36,7 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

35,8 

36,5 

37,9 

36,7 

Vereinigtes Königreich 





Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

25,7 

27,9 

36,5 

30,4 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

29,5 

30,2 

33,4 

31,1 

Irland 





Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

4,3 

7,3 

33,7 

17,4 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

11,7 

12,4 

21,6 

15,2 

Italien 





Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

22,6 

25,2 

27,6 

25,2 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

33,5 

34,2 

34,9 

34,2 

Niederlande 





Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

28,4 

30,6 

35,3 

31,5 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

33,2 

33,9 

35,6 

34,3 

Schweden 





Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

12,9 

15,8 

30,6 

20,6 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

23,3 

24,0 

28,6 

25,3 

Spanien 





Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

26,2 

28,5 

33,1 

29,4 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

32,9 

33,6 

35,1 

33,9 

Durchschnitt (ungewichtet) 





Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

22,1 

24,5 

33,8 

27,3 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

28,6 

29,3 

32,4 

30,1 

Nachrichtlich: 

Durchschnitt bei nationaler Geschäftstätigkeit 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

41,8 

41,8 

- 9,2 

31,1 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

41,1 

41,1 

29,2 

37,2 


1) Bei ausländischer Tochtergesellschaft. Zu den Berechnungen und den Ergebnissen für die Jahre 2000/2001 siehe JG 2001/02 Kasten 7 und Ta- 
belle 79. - 2) Die effektiven Grenzsteuerbelastungen bei den ungewichteten Durchschnitten werden über die durchschnittlichen Kapitalkosten 
und nicht als Durchschnitt der einzelnen effektiven Grenzsteuerbelastungen berechnet (JG 2001/02 Ziffer 529). 
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Tabelle 66 


Kapitalkosten und effektive Durchschnittssteuerbelastung bei deutschen Investitionen 
im Ausland (Outbound-Investitionen) für das Jahr 2003'*^’ 

- Unternehmensebene und Kapitalgeber, zusammen - 


vH 



Selbst- 

Beteiligungs- 

Fremd- 

Durchschnitt 

Nachrichtlich: 

Durchschnitt 

bei nationaler 

Geschäfts- 

tätigkeit 



finanzierung 


(ungewichtet) 

Nullsteuersatz 

- Kapitalkosten 

6,5 

6,7 

7,6 

6,9 

7,3 

- Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

28,6 

29,3 

32,4 

30,1 

37,2 

Spitzensteuersatz ohne 
wesentliche Beteiligung 

- Kapitalkosten 

4,0 

4,0 

4,9 

4,3 

4,3 

- Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

32,5 

32,8 

35,2 

33,5 

39,1 

Spitzensteuersatz mit 
wesentlicher Beteiligung 

- Kapitalkosten 

4,2 

4,4 

5,2 

4,6 

4,6 

- Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

33,6 

33,9 

36,4 

34,6 

40,1 


1) Durchschnitt über die Tochtergesellschaften in den betrachteten Ländern. - 2) Zu den Berechnungen und den Ergebnissen für die Jahre 2000/ 
2001/2002/2005 siehe JG 2001/02 Kasten 7 und Tabelle 80. 


Tabelle 67 


Effektive Durchschnittssteuerbelastungen bei Investitionen einer US-amerikanischen 
Kapitalgesellschaft in ausgewählten europäischen Ländern für das Jahr 2003 


- Unternehmensebene - 

vH 



Selbst- 

Beteiligungs- 

Fremd- 

Durchschnitt 

(ungewichtet) 

finanzierung 

Deutschland 

38,8 

40,5 

39,7 

39,7 

Frankreich 

36,8 

38,5 

37,2 

37,5 

Vereinigtes Königreich 

31,6 

34,1 

34,1 

33,2 

Irland 

25,9 

34,9 

34,9 

31,9 

Italien 

34,6 

36,3 

34,4 

35,1 

Niederlande 

34,3 

36,0 

35,1 

35,1 

Schweden 

28,2 

32,4 

32,4 

31,0 

Spanien 

35,9 

39,4 

37,1 

37,5 

Durchschnitt ohne 

Deutschland (ungewichtet) 

32,5 

35,9 

35,0 

34,5 


1) Finanzierung von Investitionen in einer Tochtergesellschaft. - 2) Zu den Berechnungen und den Ergebnissen für die Jahre 2000/2001 siehe 


JG 2001/02 Kasten 7 und Tabelle 82. 
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Tabelle 68 


Kapitalkosten und effektive Steuerbelastungen bei Investitionen ausländischer 
Kapitalgesellschaften in Deutschland (Inbound-lnvestitionen) für das Jahr 2003 


- Unternehmensebene - 

vH 



Selbst- 

Beteiligungs- 

Fremd- 

Durchschnitf’ 

(ungewichtet) 

fmanzierung 

Frankreich 





Kapitalkosten 

6,5 

12,8 

8,9 

9,4 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

22,5 

60,9 

43,5 

46,6 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

48,9 

61,1 

53,5 

54,5 

Vereinigtes Königreich 





Kapitalkosten 

7,4 

7,4 

6,9 

7,3 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

32,6 

32,6 

27,8 

31,1 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

37,7 

37,7 

36,2 

37,2 

Irland 





Kapitalkosten 

8,1 

8,1 

5,6 

7,3 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

38,3 

38,3 

10,0 

31,1 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

39,7 

39,7 

32,1 

37,2 

Italien 





Kapitalkosten 

7,1 

7,3 

7,7 

7,4 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

29,6 

31,8 

34,8 

32,1 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

37,5 

38,1 

39,1 

38,2 

Niederlande 





Kapitalkosten 

8,6 

8,6 

7,3 

8,2 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

41,8 

41,8 

31,3 

38,7 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

41,2 

41,2 

37,3 

39,9 

Schweden 





Kapitalkosten 

7,6 

7,6 

6,6 

7,3 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

34,0 

34,0 

24,4 

31,1 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

38,1 

38,1 

35,3 

37,2 

Spanien 





Kapitalkosten 

7,2 

7,2 

7,3 

7,3 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

30,8 

30,8 

31,7 

31,1 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

37,1 

37,1 

37,4 

37,2 


1) Tochtergesellschaften in Deutschland. Zu den Berechnungen und den Ergebnissen für die Jahre 2000/2001 siehe JG 2001/02 Kasten 7 und Ta- 
belle 81.-2) Die effektiven Grenzsteuerbelastungen bei den ungewichteten Durchschnitten werden über die durchschnittlichen Kapitalkosten 
und nicht als Durchschnitt der einzelnen effektiven Grenzsteuerbelastungen berechnet (JG 2001/02 Ziffer 529). 
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Tabelle 69 


Kapitalkosten und effektive Steuerbelastungen von Kapitalgesellschaften 
in Deutschland für das Jahr 2003 auf Unternehmensebene** 

vH 



Selbst- 

Beteiligungs- 

Fremd- 

Durchschnitt* 



finanzierung 


(ungewichtet) 

Kapitalkosten 

7,5 

Immaterielle Wirtschaftsgüter 

7,5 3,5 

6,2 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

33,7 

33,7 

- 41,6 

19,4 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

38,0 

38,0 

26,1 

34,1 

Kapitalkosten 

8,9 

Gebäude 

8,9 4,8 

7,5 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

43,6 

43,6 

- 3,1 

33,6 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

42,0 

42,0 

30,0 

38,0 

Kapitalkosten 

8,4 

Maschinen 

8,4 4,3 

7,0 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

40,1 

40,1 

- 15,1 

28,7 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

40,4 

40,4 

28,5 

36,5 

Kapitalkosten 

9,8 

Finanzanlagen 

9,8 5,8 

8,4 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

48,8 

48,8 

13,2 

40,7 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

44,6 

44,6 

32,7 

40,7 

Kapitalkosten 

8,4 

Vorräte 

8,4 4,4 

7,1 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

40,7 

40,7 

- 13,2 

29,5 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

40,7 

40,7 

28,8 

36,7 

Kapitalkosten 

8,6 

Durchschnitt (ungewichtet) 

8,6 4,6 

7,3 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

41,8 

41,8 

- 9,2 

31,1 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

41,1 

41,1 

29,2 

37,2 


1) Zu den Berechnungen und den Ergebnissen für die Jahre 2000/2001 siehe JG 2001/02 Kasten 7 und Tabelle 72. - 2) Die effektiven Grenz- 
steuerbelastungen bei den ungewichteten Durchschnitten werden über die durchschnittlichen Kapitalkosten und nicht als Durchschnitt der ein- 
zelnen effektiven Grenzsteuerbelastungen berechnet (JG 2001/02 Ziffer 529). 


Tabelle 70 


Kapitalkosten und effektive Steuerbelastungen von 
Personenunternehmen in Deutschland für das Jahr 2003'* 

vH 



Kapitalkosten 

Effektive Grenzsteuer- 
belastung (EMTR) 

Effektive Durchschnitts- 
steuerbelastung (EATR) 

Selbstfinanzierung 

6,2 

Nullsteuersatz 

18,8 

18,0 

Beteiligungsfinanzierung 

6,2 

18,8 

18,0 

Fremdfinanzierung 

5,4 

7,6 

14,9 

Durchschnitt* (ungewichtet) 

5,9 

15,3 

16,9 

Selbstfinanzierung 

3,8 

Spitzensteuersatz 

62,1 

34,7 

Beteiligungsfinanzierung 

3,8 

62,1 

34,7 

Fremdfinanzierung 

3,7 

61,5 

34,6 

Durchschnitt* (ungewichtet) 

3,8 

61,9 

34,7 


1) Zu den Berechnungen und den Ergebnissen für die Jahre 2000/2001/2005 siehe JG 2001/02 Kasten 7 und Tabelle 76. - 2) Die effektiven Grenz- 
steuerbelastungen bei den ungewichteten Durchschnitten werden über die durchschnittlichen Kapitalkosten und nicht als Durchschnitt der einzel- 
nen effektiven Grenzsteuerbelastungen berechnet (JG 2001/02 Ziffer 529). 
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Tabelle 71 

Kapitalkosten und effektive Steuerbelastungen von Kapitalgesellschaften in Deutschland für das Jahr 2003 

- Unternehmensebene und Kapitalgeber - 


vH 



Selbst- 

Beteiligungs- 

Fremd- 

Durchschnitt 


fmanzierung 

Durchschnitt (ungewichtet) 

(ungewichtet) 

Kapitalkosten 

8,6 

Nullstenersatz 

8,6 4,6 

7,3 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

41,8 

41,8 

- 9,2 

31,1 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

41,1 

41,1 

29,2 

37,2 


Spitzensteuersatz (ohne wesentliche Beteiligung) 

Kapitalkosten 

3,0 

4,9 

5,0 

4,3 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

51,5 

70,9 

71,0 

66,4 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

36,1 

40,6 

40,6 

39,1 


Spitzensteuersatz (mit wesentlicher Beteiligung) 

Kapitalkosten 

4,2 

4,8 

4,9 

4,6 

Grenzsteuerbelastung (EMTR) 

65,8 

70,2 

70,4 

69,0 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

39,2 

40,6 

40,7 

40,1 


1) Zu den Berechnungen und den Ergebnissen für die Jahre 2000/2001/2005 siehe JG 2001/02 Kasten 7 und Tabelle 73. - 2) Die effektiven 
Grenzsteuerbelastungen bei den ungewichteten Durchschnitten werden über die durchschnittlichen Kapitalkosten und nicht als Durchschnitt 
der einzelnen effektiven Grenzsteuerbelastungen berechnet (JG 2001/02 Ziffer 529). 


Tabelle 72 


Belastuugsuuter schiede von Kapitalgesellschaften im Vergleich 
zu Personeuuuternehmen in Deutschland für das Jahr 2003" 


Prozentpunkte 



Kapitalkosten 

Effektive Grenzsteuer- 
belastung (EMTR) 

Effektive Durchschnitts- 
steuerbelastung (EATR) 



Nullsteuersatz 


Selbstfinanzierung 

+ 2,4 

+ 23,0 

+ 23,2 

Beteiligungsfinanzierung 

+ 2,4 

+ 23,0 

+ 23,2 

Fremdfinanzierung 

- 0,8 

- 16,8 

+ 14,4 

Durchschnift (ungewichtet) 

+ 1,3 

+ 15,7 

+ 20,2 



Spitzensteuersatz" 


Selbstfinanzierung 

+ 0,8 

- 10,6 

+ 1,4 

Befeiligungsfmanzierung 

+ 1,1 

+ 8,8 

+ 5,9 

Fremdfinanzierung 

+ 1,8 

+ 9,5 

+ 6,0 

Durchschnift (ungewichtet) 

+ 0,5 

+ 4,5 

+ 4,4 


1) Zu den Berechnungen und den Ergebnissen für die Jahre 2000, 2001/2002 und 2005 siehe JG 2001/02 Kasten 7 und Tabelle 77. - 2) Perso- 
nenuntemehmen ohne Anteilsveräußerung; Kapitalgeber bei Kapitalgesellschaften ohne wesentliche Beteiligung. - 3) Die effektiven Grenz- 
steuerbelastungen bei den ungewichteten Durchschnitten werden über die durchschnittlichen Kapitalkosten und nicht als Durchschnitt der ein- 
zelnen effektiven Grenzsteuerbelastungen berechnet (JG 2001/02 Ziffer 529). 
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Tabelle 73 

Wirkungen der Gemeindewirtschaftssteuer auf die effektiven Stenerbelastungen für das Jahr 2003 
bei voller Abzugsfähigkeit t voller Hinzurechnung) von Dauerschuldzinsen 


vH 



Selbst- 

Beteiligungs- 

Fremd- 

Durchschnitt'* 


fmanzierung 

(ungewichtet) 

la. Kapitalgesellschaften (Unternehmensebene) 




Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





vor Reform 

41,8 

41,8 

-9,2 

31,1 

nach Reform 

42,5 (42,7) 

42,7 (42,7) 

-33,2 (7,1) 

29,2 (34,3) 

Differenz 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

0,7 (0,9) 

0,9 (0,9) 

-24,0 (16,3) 

-1,9 (3,2) 

vor Reform 

41,1 

41,1 

29,2 

37,2 

nach Reform 

42,0 (42,1) 

42,1 (42,1) 

27,6 (32,4) 

37,3 (38,8) 

Differenz 

0,9 (1,0) 

1,0 (1,0) 

-1,6 (3,2) 

0,1 (1,6) 

Ib. Kapitalgesellschaften (Unternehmensebene nnd Kapitalgeber; 



ohne wesentliche Beteilignng; Spitzensteuersatz) 


Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





vor Reform 

51,5 

70,9 

71,0 

66,4 

nach Reform 

52,1 (52,2) 

71,3 (71,3) 

65,3 (75,1) 

64,5 (68,7) 

Differenz 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

0,6 (0,7) 

0,4 (0,4) 

-5.7 (4,1) 

-1,9 (2,3) 

vor Reform 

36,1 

40,6 

40,6 

39,1 

nach Reform 

36,8 (36,8) 

41,3 (41,3) 

39,4 (43,0) 

39,2 (40,4) 

Differenz 

0,7 (0,7) 

0,7 (0,7) 

-1,2 (2,4) 

0,1 (1,3) 

Ila. Personenunternehmen (Nullsteuersatz) 




Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





vor Reform 

18,8 

18,8 

7,6 

15,3 

nach Reform 

15,0 (15,0) 

15,0 (15,0) 

-4,7 (15,0) 

9,3 (15,0) 

Differenz 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

-3,8 (-3,8) 

-3,8 (-3,8) 

-12,3 (7,4) 

-6,0 (-0,3) 

vor Reform 

18,0 

18,0 

14,9 

16,9 

nach Reform 

14,1 (14,1) 

14,1 (14,1) 

9,3 (14,1) 

12,5 (14,1) 

Differenz 

-3,9 (-3,9) 

-3,9 (-3,9) 

-5,6 (-0,8) 

-4,4 (-2,8) 

Ilb. Personenunternehmen (Spitzensteuersatz) 




Grenzsteuerbelastung (EMTR) 





vor Reform 

62,1 

62,1 

61,5 

61,9 

nach Reform 

62,2 (62,2) 

62,2 (62,2) 

60,9 (62,2) 

61,8 (62,2) 

Differenz 

Durchschnittssteuerbelastung (EATR) 

0,1 (0,1) 

0,1 (0,1) 

-0,6 (0,7) 

-0,1 (0,3) 

vor Reform 

3A,1 

34,7 

34,6 

34,7 

nach Reform 

34,8 (34,8) 

34,8 (34,8) 

34,5 (34,8) 

34,7 (34,8) 

Differenz 

0,1 (0,1) 

0,1 (0,1) 

-0,1 (0,2) 

0,0 (0,1) 


1) Die effektiven Grenzsteuerbelastungen bei den ungewichteten Durchschnitten werden über die durchschnittlichen Kapitalkosten und nicht als 
Durchschnitt der einzelnen effektiven Grenzsteuerbelastungen berechnet (JG 2001/02 Ziffer 529). 
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II. Arbeitsmarkt: 

Chancen für neue Arbeitsplätze 
verantwortungsvoll wahrnehmen 

Das Wichtigste in Kürze 

(1) Die Tarifvertragsparteien sollten auf einen be- 
schäftigungsfreundlichen Kurs einschwenken und 
bei der Tariflohnentwicklung den Verteilungs- 
spielraum nicht voll ausschöpfen. 

(2) Die qualifikatorische Lohnstruktur sollte insbe- 
sondere im Bereich gering qualifizierter Arbeit 
weiter gespreizt werden. 

(3) Das Tarifvertragsrecht ist zu flexibilisieren. 

(4) Das Kündigungsschutzrecht sollte modifiziert und 
erweitert werden. Dazu gehören die Einschrän- 
kungen der Beweistatbestände bei arbeitgebersei- 
tigen Kündigungen und eine weitere Flexibilisie- 
rung durch Optionen bei Abdingung des 
gesetzlichen Kündigungsschutzes. 

(5) Beim Arbeitslosengeld I sollten die Anreize zu ei- 
ner zügigeren Arbeitsaufnahme verstärkt werden, 
indem diese Leistung zwar für die erste Phase der 
Arbeitslosigkeit angehoben wird, dann aber mit 
zunehmender Dauer der Arbeitslosigkeit sinkt. 

(6) Die Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitslosenversiche- 
rung sollten teilweise unternehmensspezifisch 
ausgestaltet werden und zwar in Anlehnung an die 
Nettokosten, die betriebsbedingt entlassene Ar- 
beitnehmer des betreffenden Unternehmens bei 
der Arbeitslosenversicherung verursachen. 

(7) Der Sachverständigenrat erneuert seinen Vor- 
schlag einer grundlegenden Reform der Sozial- 
hilfe/Arbeitslosengeld II, damit mehr Beschäfti- 
gung im Niedriglohnbereich geschaffen wird. Von 
der Einführung einer staatlich festgelegten Lohn- 
untergrenze im Rahmen der Zumutbarkeitsrege- 
lung sollte abgesehen werden. 

633 . In Deutschland zeigen sich erste Auflösungser- 
scheinungen des Reformstaus auf dem Arbeitsmarkt, 
wenn auch nicht gerade in Form des vielfach eingefor- 
derten Rucks, der durch Deutschland gehen solle, und 
bei weitem nicht ohne teilweise erbitterte Widerstände. 
Die Erkenntnis, dass sich gerade auf dem Arbeitsmarkt 
viel ändern muss, beginnt, sich angesichts der erschre- 
ckend hohen und persistenten Arbeitslosigkeit in Taten 
umzusetzen. 

Adressaten der Vorschläge, die der Sachverständigenrat 
zur Diskussion stellt, sind vor allem die Akteure der 
Wirtschaftspolitik, im vorliegenden Kontext die Tarif- 
vertragsparteien und der Gesetzgeber. Wenn es um die 
Schaffung der dringend benötigten neuen, wettbewerbs- 
fähigen Arbeifsplätze geht, nehmen die Tarifvertragspar- 
teien die Führungsrolle ein. Richtig ist: Selbst eine mo- 
derate Lohnpolitik vermag die Arbeitslosigkeit nicht 
allein zu beseitigen, und nicht für jede Fehlentwicklung 


auf dem Arbeitsmarkt können die Tarifvertragsparteien 
verantwortlich gemacht werden. Ebenso richtig ist je- 
doch: Der Beitrag der Lohnpolitik zur Behebung der Mi- 
sere auf dem Arbeitsmarkt ist unverzichtbar, mit Flilfe 
eines beschäftigungsfreundlichen Kurses muss die 
Lohnpolitik den Außenseitern auf dem Arbeitsmarkt, 
den Arbeitslosen, Beschäftigungschancen eröffnen. 
Schon gar nicht dürfen die Tarifvertragsparteien der Ver- 
suchung erliegen, die Folgen lohnpolitischen Fehlver- 
haltens auf den Staat abwälzen zu wollen, der gefälligst 
für eine befriedigende Ausgestaltung der aktiven und 
passiven Arbeitsmarktpolitik Sorge zu tragen habe. Die 
staatliche Wirtschaftspolitik sollte sich diesen Schuh erst 
gar nicht anziehen, sondern die Verantwortung der Tarif- 
vertragsparteien klar herausstellen und sich der Verwirk- 
lichung beschäftigungsfreundlicher Rahmenbedingun- 
gen widmen, damit hat sie alle Hände voll zu tun. In der 
Tat hat die Bundesregierung zielführende Reformen auf 
den Weg gebrachf, wie beispielsweise die Änderungen 
des Leisfungsrechts beim Arbeitslosengeld und die ge- 
plante Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und So- 
zialhilfe in etwa auf dem Niveau der Sozialhilfe, Schritte 
mithin, welche angesichts geharnischter Widerstände ei- 
nigen Mut erfordern. Weitere notwendige Reformmaß- 
nahmen, die vom Sachverständigenrat in früheren Gut- 
achten vorgeschlagen wurden und in diesem Gutachten 
ergänzt werden, harren allerdings nach wie vor darauf, 
in Angriff genommen zu werden. 

1 . Die Verantwortung der Tarifvertragsparteien: 
Auf einen beschäftigungsfreundiichen Kurs 
einschwenken 

634 . Die Lohnpolitik steht auch in den kommenden 
Jahren vor großen Herausforderungen. Angesichts der 
bedrückenden Arbeitslosigkeit muss sie einen beschäfti- 
gungsfreundlichen Kurs einschlagen und ihren Beitrag 
zur Schaffung neuer wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze 
leisten. Gewiss: Die Lohnpolitik ist nicht allein verant- 
wortlich für die Misere auf dem Arbeitsmarkt, und mit 
Lohnzurückhaltung allein lässt sich die Arbeitslosigkeit 
nicht beseitigen. Aber: Wenn es um wirkungsvolle Maß- 
nahmen für mehr Beschäftigung geht, dann nehmen die 
Tarifvertragsparteien die Führungsrolle ein; diese Her- 
ausforderung anzunehmen, daran führt kein Weg vorbei. 
Es nur der staatlichen Wirtschaftspolitik zu überlassen, 
beschäftigungsfreundliche Rahmenbedingungen zu set- 
zen, verkennt die Verantwortung der Lohnpolitik. Erst 
recht ist der Staat kein Reparaturbetrieb lohnpolitischen 
Fehl Verhaltens. 

Es geht allerdings nicht allein um ein beschäftigungs- 
freundliches Lohnniveau, sondern zudem um eine fle- 
xiblere Lohnstruktur vor allem im Hinblick auf unter- 
schiedliche Entwicklungen der Arbeitsproduktivitäten, 
beispielsweise in Bezug auf Qualifikationen und Regio- 
nen. Die Wirksamkeit sowohl der im Gesetzgebungsver- 
fahren befindlichen Maßnahmen der Bundesregierung, 
wie etwa die Reform der Arbeitslosenhilfe und Sozial- 
hilfe (Ziffern 231 ff), als auch darüber hinaus gehender 
Vorschläge zur Gewährleistung genügend starker An- 
reize zur Arbeitsaufnahme im Bereich gering qualifizier- 
ter Arbeit - bei hinreichendem Basiseinkommen für 
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Arbeitswillige - setzt eine qualifikatorische Lohnstruk- 
tur voraus, welche die Schaffung von Arbeitsplätzen im 
Niedriglohnbereich fördert, und zwar außerhalb des Be- 
reichs der Schattenwirtschaft. 

Bei Arbeitslosigkeit den Verteilungsspielraum nicht 
ausschöpfen 

635 . Zur Beantwortung der Frage, ob die auf sektoraler 
oder einzelwirtschaftlicher Ebene vorgenommenen 
Lohnabschlüsse in einer gesamtwirtschaftlichen Per- 
spektive das erforderliche Prädikat „beschäftigungs- 
freundlich“ verdienen, hat der Sachverständigenrat ein 
Beurteilungskriterium entwickelt. Als Prüfstein dient der 
lohnpolitische Verteilungsspielraum, verbunden mit der 
Forderung, diesen angesichts der hohen Arbeitslosigkeit 
nicht voll auszuschöpfen. Dabei sind einige Aspekte zu 
klären oder zu präzisieren. 

Zunächst wird diskutiert, nach welchen Kriterien sich 
der Verteilungsspielraum in realer Betrachtungsweise 
bemisst. ln diesem Zusammenhang steht insbesondere 
die Rolle der Grenzproduktivität der Arbeit im Verhält- 
nis zu den realen Lohnkosten im Mittelpunkt, wobei zu- 
sätzlich die Bereinigung des Produktivitätsfortschritts 
um Beschäftigungsschwankungen zu erörtern ist. An- 
schließend wird dargelegt, warum dieser reale Vertei- 
lungsspielraum nicht ausgeschöpft, sondern ein Ab- 
schlag vorgenommen werden sollte, um seitens der 
Lohnpolitik einen Beitrag zur Schaffung neuer Arbeits- 
plätze zu leisten. Danach erfolgt die Betrachtung in no- 
minalen Größen, weil die Tarifvertragsparteien unmittel- 
bar über nominale und nicht über reale Tariflöhne 
verhandeln. Sodann widmen sich die Ausführungen eini- 
gen kritischen Einwänden gegen diese lohnpolitische 
Konzeption, wobei auch die in der Öffentlichkeit häufig 
verwendete Lohnstückkostenentwicklung als Kriterium 
einer beschäftigungsfreundlichen Lohnpolitik auf den 
Prüfstand gestellt wird. Schließlich ist zu erläutern, 
wieso sich trotz sektoral differenzierter Tariflohnab- 
schlüsse die für die gesamtwirtschaftliche Ebene ange- 
legte Konzeption des Sachverständigenrates gleichwohl 
als Orientierungshilfe zur Beurteilung des Kurses der 
Lohnpolitik eignet. 

636 . Ausgangspunkt der Überlegungen zur Bemessung 
des Verteilungsspielraums bildet zunächst das aus der 
Arbeitsmarktökonomik geläufige Ergebnis, dass unter 
einer Reihe von vereinfachenden Annahmen die Arbeits- 
nachfrage der Unternehmen gleich bleibt, solange sich 
die realen Arbeitskosten im Ausmaß der Fortschrittsrate 
der Arbeitsproduktivität verändern. 

Die genannte Produktivitätsregel gilt in jedem Fall für 
eine Wettbewerbssituation, die durch vollständige Kon- 
kurrenz auf den Absatzmärkten und Beschaffungsmärk- 
ten der Unternehmen gekennzeichnet ist, aber ebenso für 
monopolistisch geprägte Marktverhältnisse, sofern sich 
diese in dem Betrachtungszeitraum, welcher der Beurtei- 
lung der Lohnpolitik zugrunde liegt, nicht oder nur unwe- 
sentlich ändern (Kasten 15, Seiten 364 ff). Unternehmen 
fragen zusätzliche Arbeit nur nach, solange die realen Ar- 
beitskosten noch unterhalb des zusätzlich erzielten Pro- 
duktionsergebnisses, der Grenzproduktivität der Arbeit, 


liegen, wobei in der Regel diese Zunahme der Produktion 
mit steigendem Arbeitseinsatz sinkt, weil zusätzlich ein- 
gesetzte Arbeitskräfte und Arbeitsstunden eine immer 
geringere Produktivität aufweisen (abnehmendes Grenz- 
produkt). Entsprechen sich mit zunehmender Beschäfti- 
gung dann schließlich reale Lohnkosten und Grenzpro- 
duktivität, bleibt die Arbeitsnachfrage konstant. Wenn 
aber die realen Lohnkosten die Grenzproduktivität der 
Arbeit überschreiten, der zusätzliche Arbeitseinsatz also 
Verluste einfährt, erfolgt ein Abbau der Beschäftigung. 
Daher ist die Kenntnis der Grenzproduktivität so wichtig. 

Die Arbeitsnachfrage der Unternehmen verringert sich 
auch, wenn auf den Gütermärkten zunehmende Monopo- 
lisierungstendenzen zu beobachten sind oder auf dem Ar- 
beitsmarkt die Einstellung zusätzlicher Arbeitskräfte nur 
bei steigenden Stundenlohnsätzen bewerkstelligt werden 
kann. Solche Entwicklungen mögen mittelfristig auf eini- 
gen Märkten durchaus der Realität entsprechen, aber es 
ist unwahrscheinlich, dass sie auf gesamtwirtschaftlicher 
Ebene, für die das Konzept als Prüfmaßstab dienen soll, 
binnen kurzem in beachtlichem Ausmaß auftreten. Blei- 
ben demnach innerhalb eines Zeitraums einiger weniger 
Jahre die Wettbewerbsverhältnisse in etwa gleich, dann 
liefert die in Veränderungsraten formulierte Produktivi- 
tätsregel brauchbare Näherungswerte. 

637 . Etwas aufwändiger stellen sich die genaue Defini- 
tion des Begriffs „Arbeitsproduktivität“ und ihre Mes- 
sung dar, also des Produktionsergebnisses je eingesetzter 
Arbeitseinheit. Zwei Aspekte bedürfen einer Präzisie- 
rung: 

- Wie bereits dargelegt, handelt es sich bei dem hier re- 
levanten Produktivitätsbegriff um die zusätzliche 
Produktionsmenge, wenn genau eine Einheit Arbeit, 
also ein Beschäftigter oder eine Arbeitsstunde, mehr 
im Produktionsprozess eingesetzt wird („Grenzpro- 
duktivität der Arbeit“). Auf gesamtwirtschaftlicher 
Ebene ist sie allerdings kaum beobachtbar und wird 
in keiner Statistik ausgewiesen. Fläufig behilft man 
sich deshalb mit der Durchschnittsproduktivität der 
Arbeit, mithin dem durchschnittlich erzielten Produk- 
tionsergebnis je eingesetzter Arbeitseinheit. Das 
muss im Einzelfall auch gar nicht so falsch sein: Zwar 
liegt das Niveau der Grenzproduktivität unterhalb des 
Niveaus der Durchschnittsproduktivität, aber die Ver- 
änderungsraten beider Produktivitäten entsprechen 
sich, solange die Produktionstechnik unverändert 
bleibt. Da Veränderungsraten die Grundlage der Pro- 
duktivitätsregel bilden, stellt in erster Annäherung 
und für die kurze Frist die zeitliche Entwicklung der 
Durchschnittsproduktivität eine Daumenregel dar, je- 
doch ist für längerfristige oder differenziertere Analy- 
sen eine Schätzung der Grenzproduktivität auf der 
Grundlage der Durchschnittsproduktivität und pro- 
duktionstechnischer Parameter geboten. 

- Welche Definition der Arbeitsproduktivität auch ge- 
wählt wird, stets muss zur Bestimmung des Vertei- 
lungsspielraums der Anteil herausgerechnet werden, 
der lediglich aufgrund einer Freisetzung von Arbeit 
(„Entlassungsproduktivität“) zustande kommt. Dass 
ohne eine solche Korrektur die Lohnpolitik Irrwege 
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beschreitet, liegt auf der Hand, weil sich dann jede 
noch so überzogene Lohnpolitik quasi im Nachhinein 
rechtfertigt: Denn sie führt zu einem geringeren Ar- 
beitseinsatz und damit schon allein deshalb zu einem 
Anstieg der Arbeitsproduktivität, das heißt, der ver- 
meintlich produktivitätsorientierte Kurs der Lohn- 
politik bewahrheitet sieh letztlieh von selbst. 

Für die deshalb vorzunehmende Korrektur bieten sieh 
mehrere Mögliehkeiten an. Die beschäftigungsneutrale 
Fortsehrittsrate der Arbeitsproduktivität kann mit Hilfe 
produktionstheoretischer Überlegungen geschätzt wer- 


den, oder sie wird dureh die trendmäßige Entwieklung 
des Produktivitätsfortschritts approximiert, wobei der 
Stützzeitraum der Trendbereehnung geeigneterweise 
mindestens einen Konjunkturzyklus umfassen sollte. 
Auf der Basis der ersten Methode errechnet sich für das 
Jahr 2003 auf gesamtwirtschaftlicher Ebene immerhin 
eine um 0,47 Prozentpunkte niedrigere bereinigte Fort- 
schrittsrate der durehschnittliehen Arbeitsproduktivität 
(Tabelle 74, Spalten (1) und (3)). Dies stellt keine ver- 
naehlässigbare Größe dar und verdeutlicht nochmals die 
Notwendigkeit dieser Korrektur. 


Tabelle 74 


Entwicklung der Arbeitsproduktivitäten und der Löhne 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 


Ergebnisse 





Durchschnitts 









Grenzprodukti- 

Produktivität 


Grenzprodukti- 



„Verteilungs- 


Durchschnitts- 

vität der Arbeit, 

der Arbeit, be 


vität der Arbeit, 


Reale 

spielraum“ 


produktivität 

beschäftigungs- 

schäftigungs- 


beschäftigungs- 

Tariflöhne 

(+) nicht aus- 

Jahr 

der Arbeit 

bereinigt bei 

bereinigt 


bereinigt 

je Stunde 

geschöpft 


(unbereinigt) 

konstanter 


(7Jahre) 



(-) überzogen 



Lohnquote 

(l) + (6)* 











(l-(7)/100) 


(3) + (9) 

(10) -(12) 

(4) - (5) 


(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

Prozentpunkte 

1992 

+ 2,72 

+ 

2,58 

+ 2,58 







1993 

+ 1,58 

-t 0,78 

+ 0,79 





+ 3,86 


1994 

+ 2,59 

+ 

2,52 

+ 2,52 





+ 0,88 


1995 

+ 2,54 

+ 

2,30 

+ 2,29 





+ 2,85 


1996 

+ 2,28 

+ 

1,83 

+ 1,81 





+ 1,64 


1997 

+ 2,01 

+ 

1,82 

+ 1,81 





+ 0,79 


1998 

+ 1,31 

+ 

1,51 

+ 1,52 


+ 1,11 


+ 0,84 

+ 0,27 

1999 

+ 1,49 

+ 

1,66 

+ 1,67 


+ 1,09 


+ 2,35 

- 1,26 

2000 

+ 2,16 

-t 2,37 

+ 2,38 


+ 1,91 


+ 2,26 

- 0,35 

2001 

+ 1,37 

+ 

1,21 

+ 1,20 


+ 0,95 


+ 0,72 

+ 0,23 

2002 

+ 1,29 

+ 

0,95 

+ 0,92 


+ 0,62 


+ 1,04 

- 0,42 

2003'*' 

+ 1,36 

+ 

0,94 

+ 0,89 


+ 0,36 


+ 1,18 

- 0,82 

Grunddaten 





Trendmäs- 











sige Verän- 

Nominale 

Nominale 

Deflator 

Ver- 


Arbeits- 

Lohnquote^^ 

derung der 

Tariflöhne 

Effektiv- 

des Brutto 

- 

braucher- 

Jahr 

volumen 



Lohnquote über 

. 


löhne 

inlands- 

preis- 





die letzten 

je btunde 

je Stunde^' 

produkts 

index^^ 



Niveau 

vH 

7 Jahre 








(6) 

(7) 

(8) 

(9) 

(10) 

(11) 

(12) 

(13) 

1992 

- 0,47 

69,62 

5-1,68 




+10,48 

+ 5,04 

+ 5,13 

1993 

- 2,63 

69,93 

5-0,44 



+ 7,52 

+ 6,43 

+ 3,67 

+ 4,41 

1994 

- 0,24 

68,72 

-1,73 



+ 3,39 

+ 2,02 

+ 2,51 

+ 2,67 

1995 

- 0,79 

68,41 

-0,46 



+ 4,88 

+ 3,75 

+ 2,03 

+ 1,73 

1996 

- 1,48 

67,87 

-0,79 



+ 2,66 

+ 2,92 

+ 1,02 

+ 1,49 

1997 

- 0,60 

67,06 

-1,18 



+ 1,45 

+ 1,41 

+ 0,66 

+ 1,89 

1998 

+ 0,64 

66,49 

-0,85 

- 0,42 


+ 1,95 

+ 1,90 

+ 1,11 

+ 0,93 

1999 

+ 0,54 

66,82 

5-0,49 

- 0,59 


+ 2,85 

+ 2,49 

+ 0,49 

+ 0,61 

2000 

+ 0,68 

67,65 

5-1,25 

- 0,47 


+ 2,01 

+ 1,94 

- 0,25 

+ 1,42 

2001 

- 0,51 

67,53 

-0,18 

- 0,25 


+ 2,01 

+ 2,26 

+ 1,29 

+ 2,00 

2002 

- 1,10 

66,97 

-0,84 

- 0,30 


+ 2,63 

+ 1,79 

+ 1,59 

+ 1,37 

2003'*’ 

- 1,38 

65,41 

-2,32 

- 0,52 


+ 2,25 

+ 1,03 

+ 1,07 

+ 1,10 


1) Arbeitseinkommen in Relation zur Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten. - 2) Quelle: DIW. - 3) Verbraucherpreisindex für Deutschland 
(2000 = 100). - 4) Eigene Schätzung. 
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Kasten 15 


Beschäftigung, Reallohn und Produktivitäten 

Die folgenden Ausführungen erläutern die lohnpolitische Konzeption des Sachverständigenrates auf der Basis 
produktionstheoretischer Überlegungen. 

Betrachtet wird ein repräsentatives Unternehmen, das sein Güterangebot Y bei exogenem Stand des technischen 
Wissens A mit Hilfe der Faktoren Arbeit L und Kapital K erzeugt, wobei in der empirischen Anwendung der Ar- 
beitseinsatz in Stunden gemessen wird und somit dem Arbeitsvolumen entspricht. Auf dem Gütermarkt herrsche 
ebenso wie auf dem Arbeitsmarkt nicht notwendigerweise vollständiger Wettbewerb. Insbesondere sei der 
Nominallohn W eine steigende Funktion in L mit rj, als der zugehörigen Elastizität, beispielsweise wegen Über- 
stundenzuschlägen oder eines lokal geräumten Arbeitsmarkts. Die Produktionsfunktion und die Gütemachfrage 
lauten demnachu 


Y,=F{L„K,-,A,) (1) 

Yf=bP-^', (2) 

wobei b einen Niveauparameter, S, den Absolutbetrag der Elastizität der Gütemachfrage und P, das Preisniveau 
bezeichnen. Für den Gewinn FI, eines Unternehmens gilt, mit R als den vereinfachend konstant gesetzten Kapital- 
nutzungskosten, 


U,=P,{Y,}Y,-W{L,)L,-RK,. (3) 

Aus diesen Gleichungen folgt eine Bedingung erster Ordnung für den gewinnmaximalen Arbeitseinsatz, die sich 
zu dem Ausdruck 


^Y,_W, 1 + 77, 

dL, P, (4) 


umformen lässt. Mithin gilt die bekannte Optimalbedingung, dass der Reallohn, bereinigt um die Abweichungen 
von der Marktform der vollständigen Konkurrenz auf den Gütermärkten und dem Arbeitsmarkt, der Grenzproduk- 
tivität entsprechen muss. Bei vollständiger Konkurrenz auf dem Gütennarkt und dem 

Arbeitsmarkt ( 7 , = 0) erhält man eine Gleichheit zwischen Reallohn und Grenzproduktivität. Im Folgenden be- 


zeichne K, den Quotienten (l - 1 - )/ 


3 


1- 




> 1 . Er steigt mit stärkeren Monopolisiemngsgraden auf dem Güter- 


markt und dem Arbeitsmarkt. Wegen «•, > 1 ist für einen gegebenen Reallohn W, / P, die Grenzproduktivität höher 
und die Beschäftigung entsprechend niedriger als bei vollständigem Wettbewerb auf Gütermärkten und Faktor- 
märkten. 


r 1 ~ 

Unterstellt man eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion F’(Z,, , K,) = A,L, K, , ergeben sich einige Vereinfa- 
chungen. Die Durchschnittsproduktivität und die Grenzproduktivität stellen sich wie folgt dar: 


^=A,K'r'Lr' 


(5) 


y 

^ = a, =a,^ . (6) 

dL, L, 


Gleichung (4) lautet nun: 


W 

a,A,K'-‘‘‘ = — K, 
' ' ' ' P‘ 


(7) 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-365 - 


Drucksache 15/2000 


Sofern bei konstantem k, und der Reallohn W, jP, mit der gleichen Rate wächst wie aiA^K, , bleibt die Be- 
schäftigung konstant. Die Zuwachsrate des letztgenannten Ausdrucks ist insoweit der beschäftigungsneutrale Teil 
des Produktivitätsfortschritts. Aus Gleichung (7) erhält man außerdem für die Lohnquote, die im vorliegenden ein- 
fachen Modell mit den realen Lohnstückkosten identisch ist, den Ausdruck ocJk^. Sie hängt demnach nur von der 
Produktionstechnologie und dem Wettbewerbsgrad auf Gütermärkten und Faktormärkten ab. 

Für die Lohnformel des Sachverständigenrates wird die empirisch nicht beobachtbare Zuwachsrate der Grenzpro- 
duktivität aus derjenigen der Durchschnittsproduktivität abgeleitet. Die beiden Zuwachsraten lauten: 

= ä, ln L, + {a, - \)L, - ä, ln K,+(\- a, )k, + Ä, (8) 


L. 





\ ' 

+ 

ö 

II 

/ 

- 


( 9 ) 


wobei Zuwachsraten mit einem Dach und Ableitungen nach der Zeit mittels eines hochgestellten Punktes ge- 
kennzeichnet sind. In Gleichung (8) gibt der Ausdruck («, - 1)L, den Effekt an, den Änderungen der Beschäfti- 
gung auf die Durchschnittsproduktivität ausüben. Wegen a,<l führt ein Rückgang der Beschäftigung zu einem 
Anstieg der Durchschnittsproduktivität und damit der Grenzproduktivität, der für beschäftigungsneutrale Lohner- 
höhungen nicht zur Verfügung stehen sollte. Die um Beschäftigungsänderungen bereinigte Durchsehnittsprodukti- 
vität lautet daher: 



\ 

Al 



\ 

f (l-a,)Z, =ä, InZ, - 


ä, ln K,+{\- a, )k, 


+ A, 


( 10 ) 


Unter Verwendung von Gleichung (9) definiert man entspreehend die um Beschäftigungsänderungen bereinigte 
Grenzproduktivitätsentwicklung als 


(dY, '] 






= ä, + 


= ä, + 


ÖL, 


L, 


L, 

V ' 7 

L 

\ ‘ 7 

1 

\ ‘ / 


f (l-a,)4 


( 11 ) 


Die Änderungsraten der Durchschnittsproduktivität und der Beschäftigung lassen sich aus Daten der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen ermitteln. Für die Messung der Produktionselastizität a, und ihrer Änderungsrate 
verwendet der Sachverständigenrat eine Lohnquote. Dazu wird im Gegensatz zur sonst üblichen Definition das Ar- 
beitnehmerentgelt nicht zum Volkseinkommen, sondern zur Bruttowertschöpfung in Beziehung gesetzt, da bei einer 
Cobb-Douglas-Produktionsfunktion die Produktionselastizität dem Anteil der Faktorentlohnung am Gesamtoutput 
entspricht und dieser besser über die Bruttowertschöpfung als über das Volkseinkommen approximiert wird. Um 
kurzfristig wirkende Einflüsse zu separieren, die unabhängig von den durch die Parameter und repräsentierten 
Faktoren sind, wird anstelle der aktuellen die über mehrere Jahre gemittelte Änderungsrate von a, jK ^ herangezogen. 

Die inhaltliche Gleichsetzung von Lohnquote Of, / k ^ und Produktionselastizität gilt exakt nur bei vollständigem 
Wettbewerb auf Gütermärkten und Faktormärkten, das heißt im Fall k,= 1 . Zu fragen ist, wie relevant im Fall ä", > 1 
der durch die Gleichsetzung von Lohnquote und Produktionselastizität erzeugte Fehler ist. Wenn sich die Wettbe- 
werbsbedingungen nicht oder langsamer als die Produktionstechnologie ändern, wird die Zuwachsrate der Lohn- 
quote durch Änderungen in dominiert, so dass die Änderungsrate der Lohnquote weiterhin einen guten 
Näherungswert für ä^ darstellt. Der letzte Summand, in den als Niveau eingeht und der die Höhe der Entlas- 
sungsproduktivität bestimmt, wird für k,> \ durch die Gleichsetzung von mit der Lohnquote überschätzt. Die ge- 
messenen Werte von etwa zwei Dritteln stimmen aber in ihrer Größenordnung mit der in anderen Untersuchungen 
geschätzten Produktionselastizität des Faktors Arbeit - auch bei Einbeziehung von Humankapital - überein, so dass 
die durch die Nichtberücksichtigung des Parameters bedingte Verzerrung vertretbar erscheint. Zudem wirkt der 
verbleibende Fehler symmetrisch und insofern nicht systematisch verzerrend: Zwar würde bei einem Beschäfti- 
gungsabbau die Entlassungsproduktivität zu hoch und damit der für Lohnerhöhungen verbleibende Spielraum zu 
niedrig eingeschätzt, doch zugleich käme es bei durch die Lohnzurückhaltung angestoßenen Neueinstellungen zu 
einer spiegelbildlichen Überschätzung des dadurch hervorgerufenen Produktivitätsrüekgangs und damit zu einem 
größeren Spielraum für Lohnerhöhungen. Verändern sich die über den Faktor k, erfassten Marktstrukturen realisti- 
scherweise nur sehr allmählich, dann verliert der Einwand, die Gleichheit von Reallöhnen und Grenzproduktivität 
setze die unrealistische Annahme vollständigen Wettbewerbs auf allen Märkten voraus, an Relevanz. Denn selbst 
im Fall Ki> \ muss, wie Gleichung (7) zeigt, die Änderungsrate der Löhne in etwa der der Grenzproduktivität ent- 
sprechen, solange Kj relativ konstant ist. 
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Tabelle 74 auf Seite 363 gibt in Spalte (4) die nach der Methode des Sachverständigenrates berechnete Verände- 
rungsrate der bereinigten Grenzproduktivität wieder. Ein Vergleich der Spalten (1) und (4) zeigt, dass die Verände- 
rungsrate der bereinigten Grenzproduktivität häufig nicht unerheblich unter der der Durchschnittsproduktivität 
lag. ln der Tabelle sind zum Vergleich auch die Tariflohnerhöhungen der vergangenen Jahre sowie die Zuwachsra- 
ten des Deflators des Bruttoinlandsprodukts angegeben. 

Im Fünljahreszeitraum 1999 bis 2003 stieg die bereinigte Grenzproduktivität insgesamt um 3,89 vH. Die auf der 
Grundlage der Veränderungsrate des Deflators des Bruttoinlandsprodukts berechneten Zuwachsraten der realen 
Tariflöhne beziehungsweise realen Effektivlöhne beliefen sich - wiederum für den gesamten Zeitraum - auf 
5,26 vH und 3,33 vH. So gesehen lagen die Tarifiohnsteigerungen deutlich über dem Verteilungsspielraum, wäh- 
rend die Effektivlohnerhöhungen aufgrund einer deutlich negativen Lohndrift - soweit das den einzelnen Unter- 
nehmen überhaupt möglich war - den Verteilungsspielraum nicht voll ausgeschöpft haben. 

Allerdings ist zu beachten, dass es sich um eine ex post-Betrachtung handelt, welche unberücksichtigt lässt, dass 
die Tarifvertragsparteien aufgrund der ihnen vorliegenden Prognosen zum Zeitpunkt der Verhandlungen mögli- 
cherweise von einem höheren Produktivitätswachstum oder einem stärkeren Preisanstieg ausgehen konnten. Eine 
Ex post-Betrachtung ist gleichwohl zur Beurteilung der Beschäftigungswirkung gerechtfertigt, denn nur auf diese 
kommt es im Hinblick auf die tatsächliche Beschäftigungsentwicklung an; Prognoseirrtümer hätten in den nächs- 
ten Tariflohnrunden zu Revisionen Anlass geben müssen. 

Unterstellte man hingegen, wenig realistisch, dass die Veränderung der Lohnquote im Extremfall ausschließlich 
auf eine Änderung der Marktstrukturen zurückzuführen gewesen wäre, wegen des Rückgangs der Lohnquote mit- 
hin die Wettbewerbsintensität auf Gütermärkten und Arbeitsmärkten abgenommen hätte, so gilt = 0 , und die 
Veränderung der Grenzproduktivität entspricht der der Durchschnittsproduktivität. Als Schätzwert für die kon- 
stante Produktionselastizität wird die durchschnittliche Lohnquote der Jahre 1991 bis 1993 verwendet. Die auf 
diesem Weg berechnete Veränderungsrate der beschäftigungsbereinigten Grenzproduktivität ist in Spalte (2) wie- 
dergegeben, unterscheidet sich aber nur unwesentlich von der in Spalte (3) ausgewiesenen Änderung der beschäf- 
tigungsbereinigten Durchschnittsproduktivität bei variabler Lohnquote. Gemessen an diesem hypothetischen Sze- 
nario haben die Tarifiohnabschlüsse den Verteilungsspielraum nicht ganz ausgeschöpft, wobei die konkrete 
Beurteilung noch vom gewählten Zeitraum abhängt. 

Wie man es auch dreht und wendet: Gemessen an den Tariflohnsteigerungen hat die Tarifiohnpolitik den Vertei- 
lungsspielraum markant überzogen. Nur mit Hilfe der Verringerung der Lohndrift und der Überstundenzahlungen 
war es vielen, wenngleich nicht allen Unternehmen möglich, die überzogenen Tarifabschlüsse in den Rahmen des 
Verteilungsspielraums zurückzuführen. Hinzu kommt, dass die Preissteigerungen nicht zur Gänze hätten in Nomi- 
nallohnerhöhungen umgesetzt werden dürfen. Und besonders wichtig: Der dringend erforderliche Abschlag zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze wurde nicht vorgenommen. Dies alles stellt der Lohnpolitik kein gutes Zeugnis aus. 


638 . Der durch die beschäftigungsneutrale Fortschritts- 
rate der Arbeitsproduktivität bestimmte reale Vertei- 
lungsspielraum darf angesichts der hohen Arbeitslosig- 
keit nicht voll ausgeschöpft werden. Vielmehr müssen 
die Tarifvertragsparteien ihren Beitrag zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze dadurch erbringen, dass der Anstieg 
der realen Arbeitskosten hinter dem beschäftigungsneu- 
tralen Produktivitätswachstum zurückbleibt, um so den 
- teilweise weniger produktiven - Arbeitslosen als den 
Außenseitern auf dem Arbeitsmarkt Beschäfti- 
gungschancen einzuräumen. Nur allzu oft haben sich die 
Tarifvertragsparteien dieser Verpflichtung in der Vergan- 
genheit entzogen. Nicht nur haben sie es unterlassen, 
den erforderlichen Abschlag für mehr Beschäftigung 
vorzunehmen, also den Verteilungsspielraum nicht voll 
auszuschöpfen, sondern sie haben diesen überschritten. 
Damit haben sie nicht nur den Arbeitslosen keine 
Chance geboten, neue Arbeitsplätze einzunehmen, son- 
dern auch eine Vernichtung von Arbeitsplätzen bewirkt, 
beispielsweise durch eine höhere Kapitalintensität der 
Produktion, in Form von Standortverlagerungen ins kos- 
tengünstigere Ausland oder durch Stilllegung des Be- 


triebs. Arbeitslosigkeit ist der Preis für dieses Fehlver- 
halten, es zu korrigieren, oberstes Gebot. 

639 . Allerdings verhandeln die Tarifvertragsparteien 
über die Nominallohnentwicklung, so dass sich die 
Frage nach einem Ausgleich für erwartete Preissteige- 
rungen stellt. Dieser kann vor allem deshalb nur partiell 
erfolgen, weil der Staat und das Ausland den Vertei- 
lungsspielraum mit Hilfe von Preissteigerungen einen- 
gen können. Mit der Anhebung indirekter Steuern und 
den daraus resultierenden höheren Preisen, etwa beim 
Autobenzin, erhebt der Staat einen zusätzlichen An- 
spruch auf das Sozialprodukt und setzt diesen in aller 
Regel auch zum größten Teil durch. Ähnliches gilt zum 
Beispiel für höhere Preise für importierte Rohstoffe wie 
etwa Erdöl. Alle diese Preissteigerungen - soweit sie 
nicht, wie die Importpreise beim Deflator des Bruttoin- 
landsprodukts, bereits herausgerechnet sind - dürfen die 
Tarifvertragsparteien in den Lohnverhandlungen nicht 
berücksichtigen, wollen sie nicht riskieren, eine Inflati- 
onsspirale in Gang zu setzen. Davon abgesehen stellen 
ohnehin nur die erwarteten Absatzpreise der Untemeh- 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-367- 


Drucksache 15/2000 


men, also die Produzentenpreise, die adäquate Orientie- 
runggröße dar, denn sie - und nicht etwa die Konsu- 
mentenpreise - entscheiden über die Absatzchancen der 
Produkte und damit auch über die Höhe der Beschäfti- 
gung. 

Des Weiteren kann die Konkurrenzsituation auf den 
Weltmärkten dafür sprechen, in den Lohnverhandlungen 
nur einen partiellen Ausgleich für Preissteigerungen zu 
vereinbaren. Bestehen im Bereich handelbarer Güter auf 
den Weltmärkten keine oder nur beschränkte Spiel- 
räume, höhere Preise durchzusetzen, dann muss in dem 
betreffenden Sektor im Inland ein Ausgleich für Preis- 
steigerungen ganz oder teilweise entfallen, will man die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit und damit die Be- 
schäftigung nicht gefährden. 

640 . Die Tarifvertragsparteien können einem modera- 
ten lohnpolitischen Kurs nicht mit den Argumenten aus- 
weichen, Lohnzurückhaltung habe in der Vergangenheit 
keine Arbeitsplätze gebracht und im Vergleich zu ande- 
ren Ländern sei die Entwicklung der hiesigen Lohn- 
stückkosten eher unterdurchschnittlich. 

Zur Begründung der ersten Einlassung wird häufig auf 
die geringen Veränderungsraten der realen Nettover- 
dienste aus Sicht der Arbeitnehmer „Konsumentenlohn“, 
verwiesen. In der Tat: Im Zeitraum der Jahre 1991 
bis 2003 erhöhten sich diese insgesamt um 5,0 vH, also 
jahresdurchschnittlich nur um rund 0,4 vH. Aber: In 
demselben Zeitraum stiegen die realen Bruttoarbeitskos- 
ten („Produzentenlohn“), also das für die Unternehmen 
relevante Entscheidungskriterium, wenn es um Arbeits- 
plätze geht, um insgesamt 20,6 vH, also um Jahres durch- 
schnittlich 1,6 vH. Verantwortlich dafür sind die zuneh- 
mende Abgabenbelastung von Arbeitnehmern und 
Unternehmen und die Differenz der Steigerungsraten des 
Verbraucherpreisindex und des Deflators des Bruttoin- 
landsprodukts. Sie haben den Keil zwischen Produzen- 
tenlöhnen und Konsumentenlöhnen im gleichen Zeit- 
raum um 15,6 Prozentpunkte erhöht (Schaubild 70). 
Zwar ist der Unmut der Arbeitnehmer über Arbeitsplatz- 
verluste trotz geringer Anhebung dessen, was sie real zur 
Verfügung haben, nachvollziehbar - „Wo bleiben denn 
die für moderate Eohnsteigerungen in Aussicht gestell- 
ten Arbeitsplätze?“ -, jedoch muss mit Nachdruck 
darauf aufmerksam gemacht werden, dass die für die 
Schaffung von Arbeitsplätzen maßgeblichen realen 
Lohnkosten kräftig gestiegen sind, mit Beschäftigungs- 
einbußen als Folge. Dieser durch empirische Studien gut 
belegte negative Einfluss der Lohnhöhe auf die Beschäf- 
tigung wird kaum bestritten, von den Gewerkschaften ei- 
gentlich ebenso wenig, denn sonst wäre ihr Plädoyer zur 
Senkung der staatlich veranlassten Lohnnebenkosten 
zwecks Erhöhung des Beschäftigungsstands nicht ver- 
ständlich. Arbeitskosten bleiben indes Arbeitskosten, ob 
diese nun von den Unternehmen auf die Konten der Ar- 
beitnehmer, des Staates oder der Sozialversicherungen 
überwiesen werden. 

641 . Das zweite Argument gegen einen moderaten 
Kurs der Lohnpolitik bezieht sich auf die zeitliche Ent- 
wicklung der (nominalen) Lohnstückkosten. Mitunter 


Schaubild 70 


Entwicklung des Keils^) zwischen Produzentenlohn^) 
und Konsumentenlohn^) und seiner Komponenten 

Log. Maßstab Log. Maßstab 

1991 = 100 1991 = 100 



1) Quotient aus Produzentenlohn (Fußnote 2) und Konsumentenlohn 
(Fußnote 3).- 2) Arbeitsentgelt plus kalkulatorischer Unternehmerlohn 
je geleistete Erwerbstätigenstunde preisbereinigt mit dem Deflator 
des Bruttoinlandsprodukts: für den Unternehmerlohn wird unterstellt, 
dass jeder Selbständige/mithelfende Familienangehörige das durch- 
schnittliche Arbeitsentgelt eines Arbeitnehmers erhält.- 3) Nettoar- 
beitsentgelt plus kalkulatorischer Unternehmerlohn (Berechnung siehe 
Fußnote 2) je geleistete Erwerbstätigenstunde preisbereinigt mit dem 
Verbraucherpreisindex (2000 = 100). 
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wird behauptet, die Frage, ob die Lohnpolitik einen be- 
schäftigungsfreundlichen Kurs eingeschlagen habe, 
lasse sich anhand der Entwicklung der Lohnstückkosten 
ablesen. 

Der Sachverständigenrat erachtet in seiner Mehrheit die 
Lohnstückkostenentwicklung als konzeptionell nicht ge- 
eignet, die Lohnpolitik zu beurteilen. Dies ergibt sich 
schon daraus, dass die Entwicklung der Arbeitsprodukti- 
vität nicht unabhängig von der Lohnpolitik ist, weil auf- 
grund überzogener Lohnanhebungen vorgenommene 
Entlassungen die Arbeitsproduktivität erhöhen und da- 
mit unmittelbar die Lohnstückkosten dämpfen. 

642 . Dass die Lohnstückkostenentwicklung sich kaum 
als Beurteilungsmaßstab eines lohnpolitischen Kurses 
eignet, wird zudem deutlich, wenn man den Zusammen- 
hang der Lohnstückkosten mit der Lohnquote beachtet, 
die mitunter ebenfalls als Prüfstein der Lohnpolitik her- 
angezogen wird. Die realen Lohnstückkosten sind kon- 
zeptionell eng mit der Lohnquote verwandt und unter- 
scheiden sich von dieser im Wesentlichen durch einen 
Korrekturfaktor, der die divergierende Höhe und Ent- 
wicklung der verwendeten Preisindizes und Bezugsgrö- 
ßen - Bruttowertschöpfung oder Volkseinkommen - be- 
rücksichtigt. In ihrer langfristigen Entwicklung hängen 
die Eohnstückkosten daher ebenso wie die Lohnquote 
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von Parametern wie der verwendeten Produktionstech- 
nologie oder dem Wettbewerbsgrad auf Gütermärkten 
und Faktormärkten ab (Kasten 15). Die Tarifpolitik 
wirkt hier höchstens mittelbar über die relativen Faktor- 
preise und damit die verwendete Technologie auf die 
Lohnstückkosten; in der kurzen bis mittleren Frist übt 
die Tarifpolitik dagegen durchaus auch einen unmittel- 
baren Einfluss auf die Entwicklung der Eohnstückkosten 
und auch auf die Lohnquote aus. Dieser Effekt ist den 
mittelbaren Wirkungen entgegengesetzt: So führt eine 
expansive Lohnpolitik anfangs zu einem Anstieg der 
Lohnstückkosten und der Lohnquote, da die Lohn- 
summe sofort, die Beschäftigung und erst recht die 
Technologie hingegen nur verzögert reagieren. Neben 
der Tarifpolitik wirkt in der kurzen und mittleren Frist 
jedoch eine ganze Reihe weiterer Faktoren auf die Lohn- 
stückkosten, so dass außer in Fällen eines besonders aus- 
geprägten Auseinanderklaffens von Lohnniveau und 
Produktivität, wie es etwa in den neuen Bundesländern 
nach der Vereinigung zu beobachten war, verlässliche 
Schlüsse über den Grad der Lohnzurückhaltung aus dem 
zeitlichen Verlauf der Lohnstückkosten nur schwer zu 
gewinnen sind. Misst man die Tarifpolitik dennoch an 
diesem Indikator, so spricht die Tatsache, dass der durch 
die Vereinigung bedingte sprunghafte Anstieg der realen 
Lohnstückkosten immer noch nicht wieder wettgemacht 
wurde, gerade gegen die Behauptung, in den neunziger 
Jahren sei eine ausgeprägte Lohnzurückhaltung zu ver- 
zeichnen gewesen. Zu einem ähnlichen Ergebnis hin- 
sichtlich der Arbeitskostenentwicklung in Deutschland 
und des Einflusses der Vereinigung kommt eine Studie 
des Internationalen Währungsfonds, die statt der realen 
Lohnstückkosten einen konzeptionell ähnlichen produk- 
tivitätsbereinigten Reallohnsatz verwendet. 

643 . Wenn man gleichwohl an den Lohnstückkosten 
als Kriterium festhält, so ist eine Reihe von Vorbehalten 
und Korrekturen zu beachten. Die Entwicklung der Fort- 
schrittsrate der Arbeitsproduktivität als einer wesentli- 
chen Determinante der Veränderung der Lohnstückkos- 
ten ist - wenn es um die Beurteilung eines 
lohnpolitischen Kurses geht - um die Komponente zu 
korrigieren, die sich aus der Veränderung des Arbeitsvo- 
lumens, zumindest aber der Anzahl der Beschäftigten, 
ergibt. Des Weiteren müssen bei internationalen Verglei- 
chen der (nominalen) Lohnstückkosten außerhalb des 
Euro-Raums Veränderungen des Wechselkurses berück- 
sichtigt werden, jedenfalls insoweit bei der Berechnung 
der Arbeitsproduktivität das Produktionsergebnis han- 
delbare Güter einschließt. Maßgeblich ist hierbei der 
„effektive“ Wechselkurs, also die mit Handelsanteilen 
gewichtete Summe der Wechselkurse der Länder außer- 
halb des Euro-Raums, mit denen Deutschland im inter- 
nationalen Wettbewerb steht. Des Weiteren muss be- 
dacht werden, dass sich nicht in jeder Zeitperiode die 
Entwicklung der Lohnstückkosten umgekehrt in entspre- 
chenden Beschäftigungsveränderungen widerspiegelt. 
Nicht nur spielen andere Einflussfaktoren ebenfalls eine 
Rolle für die Höhe der Beschäftigung - Konjunktur- 
schwankungen, Untemehmenssteuem, Bildungsstand 
sind einige wenige Beispiele -, sondern Beschäftigungs- 


änderungen vollziehen sich allmählich. Eine beschäfti- 
gungsfreundliche Lohnpolitik muss glaubwürdig für 
eine Reihe von Jahren eingeübt werden, bevor sie die 
Früchte ihrer Anstrengungen in Form neuer Arbeits- 
plätze ernten kann. Dies zeigen auch die Erfahrungen 
anderer Länder. 

644 . Der Sachverständigenrat überprüft jeweils nach- 
träglich und für die Gesamtwirtschaft, inwieweit die 
Lohnpolitik einen beschäftigungsfreundlichen Kurs ein- 
geschlagen hat, unbeschadet der Tatsache, dass die Ein- 
schätzung einzelner Tarifverträge in der Regel von dem 
Gesamturteil abweichen würde. Das aus dieser Überprü- 
fung folgende Urteil über die Lohnpolitik insgesamt 
lässt sich daher nicht notwendigerweise auf jeden einzel- 
nen Tariflohnabschluss übertragen; ein solcher kann 
durchaus als beschäftigungsfreundlich eingestuft wer- 
den, obwohl sich die Lohnpolitik insgesamt nicht dieses 
Prädikat erworben hat und vice versa. Das auf gesamt- 
wirtschaftlichen Kennziffern beruhende Prüfkonzept be- 
inhaltet keineswegs eine Lohnformel etwa in dem Sinn, 
dass sich die dezentral auf Branchenebene oder Be- 
triebsebene zu führenden Lohnverhandlungen nach ge- 
samtwirtschaftlichen Kennziffern auszurichten hätten. 
Im Gegenteil: Maßgeblich sind jeweils die Werte für die 
Entwicklung der bereinigten Produktivität, der Absatz- 
preise und der internationalen Wettbewerbssituation, 
welche für eben die Unternehmen und ihre Beschäftig- 
ten relevant sind, für die die Tariflohnverhandlungen im 
Einzelnen geführt werden, ln allen diesen Bereichen 
muss die Lohnpolitik ihren Beitrag zum Beschäftigungs- 
aufbau leisten. 

Anders formuliert, im Unterschied zur Finanzpolitik 
oder Geldpolitik, bei denen die Adressaten der Einschät- 
zungen des Sachverständigenrates klar benannt werden 
- die Gebietskörperschaften beziehungsweise die Euro- 
päische Zentralbank -, bleibt bei einer Einschätzung der 
Lohnpolitik auf gesamtwirtschaftlicher Ebene die Ver- 
teilung von Lob und Tadel auf die jeweils einzelnen 
Ebenen des Lohnbildungsprozesses - Verbände und 
Unternehmen - aus den genannten Gründen offen; es 
bleibt lediglich festzustellen, dass die aus dem Handeln 
dieser Akteure resultierende Lohnpolitik ihrer Verant- 
wortung für einen Abbau der Arbeitslosigkeit nicht ge- 
recht geworden ist. 

Noch einmal: Der Sachverständigenrat wirbt für eine be- 
schäftigungsfreundliche Differenzierung der Arbeitsent- 
gelte nach Sektoren, Regionen und Qualifikationen und 
hält es daher in seiner Mehrheit für unangebracht, dass 
sich die Tariflohnabschlüsse an einem gesamtwirtschaft- 
lichen Produktivitätsfortschritt orientieren sollten. Die 
Gegenposition wird mitunter mit dem Argument vertre- 
ten, eine Lohndifferenzierung könne zwar kurzfristig 
helfen, die Beschäftigung in produktivitätsschwachen 
Bereichen aufrecht zu erhalten, sie belaste aber produk- 
tivitätsstarke Arbeit, bei der aufgrund differenzierter 
Produktivitätsorientierung die Löhne entsprechend 
schneller steigen (Minderheitsvotum JG 2002 
Ziffer 482). Die erheblichen Risiken einer solchen lohn- 
politischen Strategie dürfen jedoch nicht unterschätzt 
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werden. Sie bestehen vor allem darin, dass diese „Pro- 
duktivitätspeitsche“ diejenigen Arbeitskräfte freisetzt, 
deren Produktivitätsentwicklung mit dem gesamtwirt- 
schaftlichen Durchschnitt nicht Schritt hält. Ob die Pro- 
file dieser Arbeitslosen den Anforderungen der neuen 
Arbeitsplätze in beruflicher, qualifikatorischer und regi- 
onaler Hinsicht entsprechen, ist höchst zweifelhaft, zu- 
mindest ergeben sich lange währende Anpassungspro- 
zesse. „Mismatch-Arbeitslosigkeit“ stellt bereits jetzt 
ein erhebliches Problem auf dem Arbeitsmarkt dar, 
hinzu kommen institutioneile Mobilitätshemmnisse. 

Die Bedeutung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 

645 . An der lohnpolitischen Konzeption des Sachver- 
ständigenrates wird verschiedentlich eine angeblich feh- 
lende Untermauerung seitens der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage bemängelt. Insbesondere wird vorgetragen, 

- die Lohnpolitik müsse ungeachtet der Produktivitäts- 
entwicklung stets für eine ausreichende gesamtwirt- 
schaftliche Nachfrage Sorge tragen und 

- der Abschlag vom Verteilungsspielraum bedeute eine 
gesamtwirtschaftliche Nachfragelücke mit der Gefahr 
rezessiver Tendenzen für die Konjunkturentwicklung. 

Diese Einwände halten indes einer sorgfältigen Überprü- 
fung nicht stand, und zwar nicht deshalb, weil der Sach- 
verständigenrat die hohe Bedeutung der gesamtwirt- 
schaftlichen Nachfrage verkennen würde. Vielmehr 
bestreitet er, dass mit Hilfe einer weniger moderaten 
Lohnpolitik die für den Beschäftigungsaufbau notwendi- 
gen Nachfrageimpulse wirksam in Gang gesetzt werden 
können. Der erwünschte Beschäftigungsaufbau vollzieht 
sich stattdessen vor allem über eine Verbesserung der 
Angebotsbedingungen, die dann auch zu einer erhöhten 
Nachfrage führen kann. Eine zurückhaltende Lohnpoli- 
tik verbilligt den Faktor Arbeit und erhöht die internatio- 
nale Wettbewerbsfähigkeit der hiesigen Unternehmen. 
Dadurch werden neue Arbeitsplätze geschaffen, die Ar- 
beitslosen wechseln in Beschäftigungsverhältnisse, die 
Arbeitseinkommen und damit die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage steigen. Mit einer aktiven „Nachfragepolitik“ 
hat dieser Mechanismus wenig zu tun. 

646 . Das Kaufkraftargument in seiner allgemeinen 
Form, wie es allerdings nur von wenigen vertreten wird, 
weist der Lohnpolitik ohne Umschweife und generell die 
Aufgabe zu, mit Hilfe eines expansiven Kurses für eine 
Stimulierung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage zu 
sorgen, zumindest so lange, bis sich eine befriedigende 
Konjunkturlage und Arbeitsmarktsituation eingestellt 
habe. Die Produktivitätsentwicklung spielt bei dieser Ar- 
gumentation bestenfalls eine untergeordnete Rolle, sie 
dient höchstens zur Begründung von Verteilungsansprü- 
chen. 

Bereits die naheliegende Überlegung, dass eine solche 
Strategie längst und praktisch von allen Ländern zur 
Vermeidung von Arbeitslosigkeit erfolgreich angewandt 
worden wäre, wenn sie denn so einfach wäre, müsste ei- 
gentlich genügen, um gehörige Zweifel an ihrer Stich- 


haltigkeit zu begründen. Unternehmen, die mit einer sol- 
chen expansiven lohnpolitischen Strategie konfrontiert 
wären, müssten darauf vertrauen können, dass bei ihnen 
eine Nachfragesteigerung in exakt demselben Ausmaß 
und Zeitpunkt wie die Nominallohnerhöhung zu ver- 
zeichnen wäre. Dieser Nachfrageschub findet, wenn 
überhaupt, nur mit zeitlichen Verzögerungen statt, denn 
die Lohnempfänger sparen, importieren und entrichten 
Steuern und Abgaben. Ganz davon abgesehen, dass es 
für die Unternehmen aufgrund der Lohnerhöhungen loh- 
nender ist, zu kapitalintensiveren Produktionsverfahren 
zu wechseln und damit Arbeitskräfte freizusetzen, wer- 
den viele von ihnen aufgrund von Verschiebungen in der 
Nachfragestruktur vergeblich oder lange auf den erhoff- 
ten Nachfrageimpuls warten, zwischenzeitlich indes auf- 
grund des Kostendrucks möglicherweise sogar insolvent 
geworden sein. Eher werden die Unternehmen versu- 
chen, die zusätzliche Lohnkostenbelastung mit Hilfe von 
Preiserhöhungen auch auf die Konsumenten zu überwäl- 
zen. Bestenfalls befinden sich die Arbeitnehmer dann im 
Hinblick auf ihren realen Kaufkraftgewinn in der glei- 
chen Lage wie vor der Lohnerhöhung, möglicherweise 
aber in einer schlechteren, wenn sich nämlich beispiels- 
weise die internationale Wettbewerbsfähigkeit der hei- 
mischen Unternehmen aufgrund der Preiserhöhungen 
verschlechtert. 

647 . Im Gegensatz zum allgemeinen Kaufkraftargu- 
ment, verbunden mit der Forderung nach einer „expansi- 
ven“ Lohnpolitik, beziehen sich andere Einwände gegen 
die lohnpolitische Konzeption des Sachverständigenra- 
tes nur auf die Forderung nach einem Abschlag vom 
Verteilungsspielraum, verbunden mit der Empfehlung 
der Kritiker, die Reallöhne im Ausmaß des Produktivi- 
tätsfortschritts zu erhöhen und nicht unterhalb, aber auch 
nicht oberhalb. Dieser Einwand stellt damit der Lohnpo- 
litik keinen Freibrief für über den Produktivitätsfort- 
schritt hinausgehende Reallohnsteigerungen aus; zur 
Diskussion steht lediglich eine im Vergleich zur Produk- 
tivitätsentwicklung vorzunehmende Lohnmindersteige- 
rung. 

Begründet wird der befürchtete Ausfall an gesamtwirt- 
schaftlicher Nachfrage bei realen Lohnsteigerungsraten 
unterhalb des bereinigten Produktivitätsfortschritts mit 
einem Attentismus der Unternehmen, hervorgerufen 
durch eben diesen Abschlag vom Verteilungsspielraum. 
Diese Lohnzurückhaltung bedeute für sie geringere Ab- 
satzchancen, also würden sie ihre Produktion bereits bei 
Kenntnis der Tariflohnabschlüsse zurückfahren, zumin- 
dest aber nicht erhöhen, womit dann der erhoffte posi- 
tive Beschäftigungseffekt hinfällig würde. 

648 . Eine sorgfältige Prüfung der Befürchtung eines 
Nachfrageausfalls muss die Wirkungen auf der Nachfra- 
geseite und auf der Angebotsseite ins Blickfeld nehmen. 

Was die Nachfrageseite anbelangt, so muss erneut darauf 
hingewiesen werden, dass es um Lohnmindersteigerun- 
gen unterhalb des Produktivitätsfortschritts geht, nicht 
etwa um Lohnkürzungen, jedenfalls solange der Produk- 
tivitätsfortschritt in einem preisstabilen Umfeld nicht 
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völlig zum Erliegen kommt, wofür es derzeit keinen 
Beleg gibt. Daher stellt sich auch nur die Frage, ob die 
Differenz zwischen Produktivitätsfortschritt und Lohn- 
steigerung, also der geforderte Abschlag tatsächlich ei- 
nen Nachfrageausfall in dem Sinn bewirkt, dass die Stei- 
gerung der Nachfrage nicht Schritt hält mit der Zunahme 
der Produktion und somit der erwünschte Beschäfti- 
gungsaufbau unterbleibt. Verringerte, aber gleichwohl 
positive Veränderungsraten dürfen nicht mit Rückgän- 
gen der Niveaus verwechselt werden. 

Zu Mindersteigerungen der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage könnte es kommen, wenn die Unternehmen 
aufgrund eines moderaten Kurses der Lohnpolitik, den 
sie selbst landauf, landab mit großem Nachdruck einfor- 
dem, plötzlich ihre geplanten Produktionszuwächse 
nach unten korrigieren. Eine solche Reaktion ist bei sek- 
toral, regional und qualifikatorisch differenzierten Tarif- 
lohnabschlüssen und einer Lohndrift auf der betriebli- 
chen Ebene in hohem Maße unwahrscheinlich: Die 
Unternehmen werden vielmehr darauf setzen, dass zu- 
sätzliche Nachfrageimpulse von den nunmehr beschäf- 
tigten früheren Arbeitslosen und aufgrund der gestiege- 
nen internationalen Wettbewerbsfähigkeit vom Ausland 
ausgehen, ganz abgesehen davon, dass sich im Zuge des 
aufgrund der moderaten Lohnpolitik bedingten Rück- 
gangs der Arbeitslosigkeit das Vorsorgesparen verrin- 
gern mag. 

Es besteht mithin wenig Grund zu der Sorge, mit dem 
Abschlag sei ein Nachfrageausfall in gleicher Höhe ver- 
bunden, vielmehr entstehen entsprechende Einkommen 
bei den Unternehmen in Form zusätzlicher Gewinne. 
Werden sie bei den Unternehmen einbehalten und für 
Ausgaben verwendet, stellen sie ebenso zusätzliche 
Nachfrage dar wie bei ausgeschütteten Gewinnen die 
Ausgaben der Gewinnempfanger. Eine Nachfragemin- 
dersteigerung könnte daher am ehesten aufgrund einer 
Ersparnis bei den Unternehmen und den Gewinnempfän- 
gem vermutet werden. Ersparnisse werden jedoch von 
den Kapitalmärkten regelmäßig in private und staatliche 
Nachfrage transformiert. Dieser funktionstüchtige Me- 
chanismus kennzeichnet seit jeher die Wirtschaftsaktivi- 
tät entwickelter Volkswirtschaften, vielleicht von Aus- 
nahmen etwa im Zuge schwerer Rezessionen einmal 
abgesehen. Allenfalls könnte auf zeitliche Verzögerun- 
gen aufmerksam gemacht werden, bis die beschriebenen 
Anpassungsprozesse der Transformation der Ersparnisse 
in kaufkräftige Nachfrage weitgehend abgelaufen sind, 
denen jedoch positive Erwartungen aufgrund des be- 
schäftigungsfreundlichen Kurses der Lohnpolitik gegen- 
überstehen. 

649 . Einer wegen verzögerter Anpassungsprozesse 
eher theoretisch denkbaren Nachfragemindersteigerung 
sind ferner positive Beschäftigungseffekte von der An- 
gebotsseite gegen zu rechnen, insbesondere, wenn man 
sich von einer Betrachtung der kurzen Frist löst und 
auch mittelfristig und langfristig wirkende Effekte be- 
rücksichtigt. 


Erstens, eine moderate Lohnpolitik trägt zu einer ver- 
besserten internationalen Wettbewerbsfähigkeit heimi- 
scher Produkte und damit zu einer stärkeren Export- 
tätigkeit bei. Dabei handelt es sich nicht - wie mitunter 
behauptet - um ein internationales Nullsummenspiel 
dergestalt, dass ein Teil des Welthandels lediglich zwi- 
schen einzelnen Volkswirtschaften umverteilt werde. 
Denn das Welthandelsvolumen steigt, wenn von eini- 
gen oder vielen Ländern kostengünstiger produziert und 
der Produktionsfaktor Arbeit vermehrt eingesetzt wird, 
statt in Form von Arbeitslosigkeit ungenutzt brachzulie- 
gen. 

Zweitens, höhere Gewinne - diesmal als Folge einer 
moderaten Lohnpolitik - bewirken nach aller Erfahrung 
eine verstärkte Investitionstätigkeit, nicht in jedem Ein- 
zelfall und zu jedem Zeitpunkt, aber gleichwohl in ei- 
nem verlässlichen Umfang. Damit werden die Voraus- 
setzungen für das Entstehen dringend benötigter neuer 
Arbeitsplätze geschaffen, sei es, dass inländische Inves- 
toren im Inland investieren, sei es, dass die Investitions- 
bedingungen im Inland für ausländische Investoren at- 
traktiver werden. 

650 . Obwohl eine Nachfragemindersteigerung in Aus- 
nahmesituationen denkbar ist, gibt es demnach eine 
ganze Reihe von Argumenten gegen diese Hypothese, 
und auch die empirische Evidenz, die sich aus Simulati- 
onsstudien oder über den Vergleich bisheriger Episoden 
von Lohnzurückhaltung gewinnen lässt, spricht gegen 
die Befürchtung, eine zurückhaltende Lohnpolitik habe 
kontraktive Effekte (Kasten 16). 

651 . Noch einmal: Der Sachverständigenrat verkennt 
nicht die wichtige Rolle der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage, es wäre verfehlt, sie in Abrede zu stellen. Er 
teilt indessen nicht die Auffassung, mit Hilfe von realen 
Lohnanhebungen in Höhe oder gar oberhalb des (berei- 
nigten) Produktivitätsfortschritts unmittelbar für kauf- 
kräftige Nachfrage sorgen zu müssen, um auf diesem 
Weg die Arbeitslosigkeit zu verringern. Umgekehrt wird 
ein Schuh daraus: Vermittelst moderater Lohnzuwächse 
unterhalb des bereinigten Produktivitätsfortschritts ent- 
stehen neue Arbeitsplätze, und die Arbeitseinkommen 
steigen. Wenn eine zufriedenstellende Beschäftigungs- 
lage erreicht ist, dann mögen sich die realen Lohnkos- 
tensteigerungen am Produktivitätsfortschritt orientieren, 
allerdings immer unter Berücksichtigung des internatio- 
nalen Umfelds. 

Herausforderungen für die Lohnpolitik der kommenden 
Jahre 

652 . Die Tarifvertragsparteien haben insgesamt be- 
trachtet in der Vergangenheit nicht selten einen beschäf- 
tigungsfreundlichen Kurs der Tariflohnpolitik verfehlt, 
zuletzt im Jahr 2003. 

Zur Berechnung des zu erwartenden gesamtwirtschaftli- 
chen Verteilungsspielraums sind prognostizierte Werte 
für die Laufzeit der Tarifverträge anzusetzen, so wie sie 
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Empirische Evidenz zur Lohnzurückhaltung 

Eine Simulationsstudie zu den Effekten einer moderaten Eohnpolitik wurde für Deutschland vor einigen Jahren 
vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB), Nürnberg, durchgeführt (Zika, 1998). Ausgehend von 
einem Referenzszenario bei gegebener Lohnpolitik standen sowohl die Wirkungen einer isolierten Politik der 
Lohnzurückhaltung als auch Rückwirkungen auf den Staatshaushalt und die Wirkungen von Lohnzurückhaltung 
unter der Nebenbedingung, dass sich der Linanzierungssaldo des Staates gegenüber dem Status quo nicht ver- 
schlechtern darf, im Mittelpunkt der Betrachtung. 

Die Simulationen ohne Berücksichtigung des Linanzierungssaldos des Staates zeigen, dass Lohnzurückhaltung, 
verstanden als mehrjährige Lohnsteigerungen nur in Höhe der Inflationsrate, zu beträchtlichen positiven Beschäf- 
tigungseffekten führen kann. Bereits bei nur einjähriger Lohnzurückhaltung liegt die Beschäftigung im dritten 
Jahr um rund 100 000 Arbeitnehmern höher, und bei einer fünf Jahre anhaltenden Politik konstanter Reallöhne er- 
höht sich diese Zahl nach sechs Jahren sogar auf etwa 1,2 Millionen Arbeitnehmer. Die Simulationen zeigen zwar 
auch, dass anfänglich ein negativer Kaufkrafteffekt aufgrund der vergleichsweise niedrigeren Arbeitnehmerein- 
kommen auftritt, der in der Folge jedoch von den positiven Wirkungen der Kostenentlastung überkompensiert 
wird; Indizien für eine deflationäre Spirale liefern die Simulationen demnach nicht. 

Es kommt jedoch zu Einnahmeausfällen bei den Sozialversicherungen und beim Staat, die durch die höhere Be- 
schäftigung nicht ganz ausgeglichen werden. Erhöht der Staat zur Finanzierung Steuern oder kürzt er die Ausga- 
ben, so verbleibt immer noch ein positiver, gleichwohl niedrigerer Beschäftigungseffekt. 

Häufig werden die Niederlande und dort das Abkommen von Wassenaar aus dem Jahr 1982 als Vorbild für erfolg- 
reiche Lohnzurückhaltung angeführt. Infolge dieses Abkommens stiegen die Löhne deutlich langsamer und blie- 
ben real hinter dem Anstieg der Arbeitsproduktivität zurück. In Verbindung mit einer Ausweitung des Arbeitsan- 
gebots durch eine deutliche Zunahme der Erwerbsbeteiligung von Frauen (von 39 vH im Jahr 1982 auf 67,3 vH im 
Jahr 2002) kam es zu einem nachhaltigen Anstieg der Zahl der Beschäftigten, an der allerdings qualifizierte Ar- 
beitnehmer wesentlich stärker teilhatten als geringqualifizierte und die zu einem erheblichen Teil auf Teilzeitarbeit 
entfiel; Kritiker verweisen mit Recht darauf, dass großzügige Regeln zur Frühverrentung entlastend auf das Ar- 
beitsangebot wirkten, doch wurde dieser Effekt insbesondere durch die höhere Erwerbsneigung von Frauen mehr 
als ausgeglichen, wie der Anstieg der Erwerbsquoten verdeutlicht. Ferner kam es zu einer Verlangsamung der 
Substitution von Arbeit durch Kapital und einem Übergang zu vergleichsweise arbeitsintensiveren Produktions- 
verfahren (Bakker, 2001). Eine wichtige Voraussetzung für diesen eher mittelfristig wirkenden Prozess scheint ge- 
wesen zu sein, dass das Abkommen von Wassenaar den Unternehmen Planungssicherheit über einen länger anhal- 
tenden Kurs der Lohnzurückhaltung gegeben hat. Diese wurde zudem von der Fiskalpolitik begünstigt, die über 
Ausgabenkürzungen Senkungen von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen ermöglichte, so dass zwischen den 
Jahren 1982 und 2000 die realen Nettolöhne wesentlich stärker Zunahmen als die realen Bruttolöhne. Zu einer Art 
Neuauflage des Abkommens von Wassenaar kam es im Oktober 2003, als sich Gewerkschaften, Arbeitgeber und 
Regierung darauf verständigten, angesichts der anhaltenden Wirtschaftskrise und der steigenden Arbeitslosigkeit 
die Nominallöhne für zwei Jahre einzufrieren, während im Gegenzug die Regierung auf geplante Einschnitte in 
der Sozialpolitik teilweise verzichtete. 

Eine Studie des Internationalen Währungsfonds (2001) kommt zu dem Ergebnis, dass in Frankreich, Italien und 
Spanien, mithin Ländern, die hinsichtlich ihrer Arbeitsmarktstruktur besser mit Deutschland vergleichbar sind als 
die häufig als Vorbild genannten Beispiele des Vereinigten Königreichs oder der Vereinigten Staaten, Lohnzurück- 
haltung die insbesondere in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre zu beobachtende Verbesserung der Beschäfti- 
gungslage maßgeblich mit verursacht habe. Die Studie lässt indes auch vermuten, dass die Entwicklung in 
Deutschland maßgeblich durch die Vereinigung und den damit verbundenen Anstieg in den Lohnstückkosten in- 
folge überhöhter Löhne in den neuen Bundesländern beeinflusst wurde. 
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den Tarifvertragsparteien -jeweils für ihren Bereich 
und für die hier vorzunehmende Beurteilung dann 
aggregiert - im Frühjahr 2003 zur Verfügung gestanden 
haben. Nach Schätzungen der Wirtschaftsforschungsins- 
titute in ihrem Frühjahrsgutachten vom 11. April 2003 
war für das Jahr 2003 mit einem Produktivitätsfort- 
schritt von 1, 7 vH und einem Rückgang des Arbeitsvolu- 
mens von 1,2 vH zu rechnen; dies ergibt, wenn man die 
trendmäßige Entwicklung der Lohnquote fortschreibt, 
eine bereinigte Fortschrittsrate der durchschnittlichen 
Arbeitsproduktivität von etwa 1,3 vH. Die erwartete Ver- 
änderungsrate des Deflators des Bruttoinlandsprodukts 
belief sich seinerzeit auf 1, 1 vH; davon wäre gegebenen- 
falls noch ein Betrag abzuziehen, um den Preiseffekt der 
Erhöhung indirekter Steuern in Rechnung zu stellen, 
doch lässt sich die genaue Höhe dieses Effekts nur 
schwer ermitteln. Damit belief sich der zu erwartende 
Verteilungsspielraum für das Jahr 2003 auf höchstens 
2,4 vH und zwar nach den Prognosen für das Jahr 2003, 
die im Frühjahr 2003 zur Verfügung gestanden haben. 
Die tatsächliche Entwicklung - die den tarifschließen- 
den Verbänden natürlich noch nicht bekannt sein 
konnte - stellte sich bezüglich des realen Verteilungs- 
spielraums wesentlich ungünstiger dar: Die Fort- 
schrittsrate der Arbeitsproduktivität belief sich im 
Jahr 2003 auf lediglich 1,4 vH, der Rückgang des Ar- 
beitsvolumens auf 1,4 vH, so dass sich ein bereinigter 
durchschnittlicher Produktivitätsfortschritt von nur 
0,9 vH statt wie prognostiziert in Höhe von 1,3 vH er- 
gab. Die Veränderungsrate des Deflators des Bruttoin- 
landsprodukts für das Jahr 2003 betrug wie erwartet 
1,1 vH, so dass aufgrund der tatsächlichen Entwicklung 
ein nominaler Verteilungsspielraum von 2, 0 vH zu ver- 
zeichnen war. Legte man statt der bereinigten Fort- 
schrittsrate der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität 
die der Grenzproduktivität der Arbeit zugrunde, die sich 
ex ante auf 1,0 vH und ex post auf lediglich 0,4 vH be- 
lief, so wäre der Verteilungsspielraum noch wesentlich 
niedriger gewesen. 

Von diesem Verteilungsspielraum hätten die Tarifver- 
tragsparteien einen Abschlag zur Förderung eines Be- 
schäftigungsaufbaus vornehmen müssen. Stattdessen 
stiegen die Tariflöhne im Jahr 2003 um 2,3 vH 
(Ziffer 255), so dass der Verteilungsspielraum ex ante 
ausgeschöpft und ex post leicht überzogen wurde. Aller- 
dings haben zahlreiche Unternehmen auf diese Tarif- 
lohnerhöhung mit einer Kürzung übertariflicher Leis- 
tungen reagiert, so dass sich eine negative Lohndrift in 
Höhe von - 1,2 Prozentpunkten und damit eine Steige- 
rung der Effektivverdienste um gerundete 1,0 vH ergab. 
Somit haben die Unternehmen, bei denen dies möglich 
war, die überzogene Tariflohnerhöhung korrigiert, der 
Verteilungsspielraum wurde mithin unter Berücksichti- 
gung dieser Korrektur nieht ausgeschöpft. Es ist eine an- 
dere Frage, welchen Sinn Tariflohnerhöhungen machen, 
welche ansehließend von den Unternehmen, die dazu 
überhaupt in der Lage sind, wieder teilweise zurüekge- 
nommen werden. Wie auch immer, der dringend erfor- 
derliche Absehlag von den Tariflohnerhöhungen für 
neue Arbeitsplätze wurde von den Tarifvertragsparteien 
eben nicht vorgenommen. 


Dieses Fehlverhalten der Tariflohnpolitik hat zumindest 
in den Unternehmen, welche keine Verringerung überta- 
riflicher Leistungen vornehmen konnten, Arbeitsplätze 
gekostet, in den anderen Unternehmen den Arbeitslosen 
keine neuen Chancen für Arbeitspläfze eröffnef. Die Ta- 
rifvertragsparteien tragen so gesehen ein gerüttelt Maß 
an Schuld an der Misere auf dem Arbeitsmarkt. Es reicht 
nicht, dass sie die beschäftigungsfeindliche Höhe der 
Sozialversicherungsbeiträge beklagen und die staatliche 
Wirtschaftspolitik zum Handeln auffordern. Damit aner- 
kennen zwar die Gewerkschaften - häufig unausgespro- 
chen- den Einfluss der Lohnhöhe auf die Beschäfti- 
gung, aber diese Erkenntnis muss dann auch in einen be- 
schäftigungsfreundlichen Kurs der Tariflohnpolitik ein- 
münden. Daran führt kein Weg vorbei, und daran wird 
ihr wirtschaftspolitisches Verantwortungsbewusstsein 
gemessen. 

Ein beschäftigungsfreundlicher Kurs der Tariflohnpoli- 
tik besteht darin, für eine Reihe von Jahren - die Anzahl 
von fünf Jahren könnte als ungefähre Orientierungshilfe 
dienen- glaubwürdig zu vereinbaren, die Tariflohn- 
steigerungen unterhalb des Verteilungsspielraums anzu- 
setzen, je nach den Gegebenheiten des betreffenden 
Gültigkeitsbereichs des Tarifvertrags. Damit würde 
lohnpolitisches Fehl verhalten der Vergangenheit teil- 
weise korrigiert und die Grundlage für einen Beschäfti- 
gungsaufbau gelegf. 

653 . Hilfreich isf in diesem Zusammenhang die ver- 
stärkte Berücksichtigung von wirksamen Öffnungsklau- 
seln in Tarifverträgen (JG 2002 Ziffer 462). Die Tarif- 
vertragsparteien sollten in jedem Tarifvertrag eine 
wirksame Öffnungsklausel vereinbaren, die unmissver- 
ständlich klarstellt, unter welchen Bedingungen und für 
welchen Zeitraum auf der betrieblichen Ebene von den 
Regelungen des Tarifvertrags abgewichen werden kann. 
Falls die Tarifvertragsparteien diesem Erfordernis nicht 
nachkommen, sollte die Bundesregierung ihre in der 
Rede des Bundeskanzlers vom 14. März 2003 gemachte 
Ankündigung realisieren, gegebenenfalls gesetzgebe- 
risch tätig zu werden. 

654 . Die Tarifvertragsparteien tun in diesem Zusam- 
menhang gut daran, in weit stärkerem Umfang als bisher 
eine Erfolgsbeteiligung der Beschäftigten ins Blickfeld 
zu nehmen. Sie bringt zumindest zwei Vorteile mit sich. 
Zum einen kann sie die Bereitschaft zu niedrigeren Ta- 
riflohnabschlüssen erhöhen. Verständlicherweise orien- 
tieren sich Gewerkschaften bei ihren Forderungen meis- 
tens an der günstigsten Variante einer prognostizierten 
wirtschaftlichen Entwicklung, um nicht Gefahr zu lau- 
fen, bei einer wesentlich besseren Konjunkturlage als 
erwartet von ihren Mitgliedern eines zu moderaten 
Lohnabschlusses geziehen zu werden. Wenn die Arbeit- 
nehmer aber automatisch am Untemehmenserfolg parti- 
zipieren, werden sie vielleicht eher bereit sein, niedri- 
gere Tariflohnanhebungen zu akzeptieren. Zum anderen 
erlauben es Erfolgsbeteiligungen, betrieblichen Un- 
terschieden im Hinblick auf den Untemehmenserfolg 
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adäquater und ohne weitere Auseinandersetzungen 
Rechnung zu tragen. Für eine höhere Gewichtung von 
Erfolgsbeteiligungsmodellen hat der Sachverständigen- 
rat seit längerem geworben (JG 89 Ziffern 352 ff, JG 95 
Ziffer 388), in einigen Tarifverträgen wird diese Mög- 
lichkeit bereits ins Blickfeld genommen, wenn auch ins- 
gesamt gesehen allzu zögerlich. 

Den Tarifvertragsparteien stellt sich mithin die Aufgabe, 
der unternehmerischen Ebene Erfolgsbeteiligungskon- 
zepte anzubieten, die dort gegebenenfalls modifiziert 
werden können. Bei der konkreten Ausgestaltung der je- 
weiligen Erfolgsbeteilungsmodelle muss eine Reihe von 
teilweise nicht einfach zu behandelnden Aspekten ge- 
klärt werden. 

- Das Verfahren zur Ermittlung des Untemehmenser- 
folgs muss vorher festgelegt und transparent ausge- 
staltet sein, um nachträgliche Auseinandersetzungen 
zu vermeiden. Grundlage der Berechnungen könnte 
beispielsweise der Buchgewinn sein, bei dem die 
Bruttoerlöse des Unternehmens um die Kosten für 
extern bezogene Vorleistungen, die gewinnunabhän- 
gigen Arbeitskosten, bestimmte Kapitalkosten - wie 
etwa Fremdkapitalzinsen - sowie gegebenenfalls 
Substanzsteuerzahlungen (im Wesentlichen ertrags- 
unabhängige Steuern) vermindert werden. Die Ein- 
zelheiten zu regeln, bleibt den Tarifvertragsparteien 
und der betrieblichen Ebene Vorbehalten. 

- Zu entscheiden ist des Weiteren, ob der zu vertei- 
lende Untemehmenserfolg lohnabhängig oder in 
Form von für jeden Beschäftigten gleichen Beträgen 
ausgestaltet sein soll und wie Teilzeitbeschäftigte zu 
behandeln sind. 

Die Einzelheiten sollten von den Tarifvertragsparteien in 
einem Rahmenvertrag vereinbart werden, der auf der be- 
trieblichen Ebene modifiziert werden kann. Die Tarif- 
vertragsparteien können sich dabei auf umfangreiche 
Vorarbeiten in der Literatur stützen, sie brauchen das 
Rad nicht neu zu erfinden. 

655 . Neben einem Abschlag vom Verteilungsspielraum 
stellen sich den Tarifvertragsparteien weitere lohnpoliti- 
sche Herausforderungen, deren wichtigste in einer hin- 
reichend flexiblen qualifikatorischen Lohnstruktur be- 
steht. Mehr als ein Drittel aller Arbeitslosen ist gering 
qualifiziert, also ohne abgeschlossene Schul- und Be- 
rufsausbildung, und ihre Arbeitslosenquote ist rund drei 
Mal so hoch wie die der Personen mit abgeschlossener 
Ausbildung. 

Für diesen Tatbestand gibt es mehrere Erklärungsan- 
sätze. Die zunehmende internationale Integration aller 
Märkte führt dazu, dass die weltweite Arbeitsteilung 
verstärkt zum Tragen kommt, weil sich Entwicklungs- 
länder und Schwellenländer zunehmend auf die Produk- 
tion der Güter konzentrieren, zu deren Herstellung vor- 
nehmlich einfache Arbeit benötigt wird, die dort 
reichlich und zu vergleichsweise geringen Kosten vor- 


handen ist. Vermutlich noch bedeutsamer ist indes die 
Zunahme eines technischen Fortschritts, der vor allem 
gering qualifizierte Arbeit freisetzt. 

Schließlich und nicht weniger bedeutsam ist die Verant- 
wortung der Lohnpolitik, die in der Vergangenheit hier- 
zulande gering qualifizierte Arbeit überproportional 

- etwa im Vergleich zu mittleren Qualifikationen - ver- 
teuert hat, sei es durch eine starke Anhebung der unteren 
Lohngruppen, sei es durch deren Wegfall. 

Diese Erklärungsansätze werden in der Literatur weitge- 
hend akzeptiert, strittig ist allenfalls die Rangfolge ihrer 
quantitativen Bedeutung zur Erklärung der Arbeitslosig- 
keit. Wie immer diese eingeschätzt werden mag, dass ei- 
ner flexiblen qualifikatorischen Lohnstruktur eine wich- 
tige Bedeutung zukommt, ist für Deutschland durch 
empirische Studien gut belegt und zudem durch die Er- 
fahrungen anderer Länder untermauert. Gewiss: Selbst 
eine wesentlich stärker gespreizte qualifikatorische 
Lohnstruktur wird die Konsequenzen des arbeitssparen- 
den technischen Fortschritts und der internationalen Ar- 
beitsteilung für die hiesige Beschäftigung gering qualifi- 
zierter Arbeitnehmer nicht gänzlich abfedem können, 
dazu ist es zum Teil ohnehin zu spät. Aber: Mit ihrer 
Hilfe kann zusätzliche Zeit für die notwendigen Anpas- 
sungsprozesse erkauft werden, und, was vor allem zu 
Buche schlägt, mit ihr werden Voraussetzungen für das 
Enfstehen neuer rentabler Arbeitsplätze geschaffen, in 
erster Linie, jedoch nicht ausschließlich im Bereich der 
Produktion nicht handelbarer Güter, also etwa in Teilen 
des Dienstleistungssektors. Selbst als verloren angese- 
hene Arbeitsplätze, weil durch Maschinen wegrationali- 
siert, mögen teilweise zurückgewonnen werden, wenn 
die Maschinen technisch abgeschrieben sind und sich 
das Faktorpreisverhältnis zwischenzeitlich zu Gunsten 
der Arbeit verändert hat; Faktoreinsatzverhältnisse sind 
nicht irreversibel. 

656 . Einen besonderen Stellenwert genießt eine stär- 
kere Spreizung der qualifikatorischen Lohnstruktur bei 
den vielfältigen Bemühungen um eine Reform der Sozi- 
alhilfe für erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger. Dazu haf 
der Sachverständigenrat ein ausgearbeitetes Konzept 
vorgelegt (JG 2002 Ziffern 444 ff). Einer der Kern- 
punkte dieses Vorschlags, der in modifizierter Form 
auch von anderen Institutionen vertreten wird, ist eine 
Absenkung des Regelsatzes der Sozialhilfe für arbeifsfä- 
hige Empfänger von Sozialhilfe, um deren Anreiz zu er- 
höhen, aus der Sozialhilfe auf den ersten Arbeitsmarkt 
zu wechseln. Im Gegenzug werden diesen Personen we- 
sentlich höhere Hinzuverdienstmöglichkeiten zu ihrer 
Sozialhilfe zugestanden als bisher, wenn sie eine 

- gegebenenfalls gering entlohnte - Arbeit aufnehmen. 
Diejenigen, die auf dem ersten Arbeitsmarkt keine Stelle 
finden können, müssen ihre Arbeitskraft kommunalen 
Beschäftigungsagenturen zur Verfügung stellen, um das 
bisherige Leistungsniveau zu erreichen. 

Ohne den Beitrag der Lohnpolitik sind diese Reformvor- 
schläge zum Scheitern verurteilt, wenn es um mehr Be- 
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schäftigung im Bereich gering qualifizierter Arbeit geht. 
Daher müssen einerseits die genannten Reformvor- 
schläge zügig umgesetzt und ergänzt werden, und ande- 
rerseits ist der Beitrag der Lohnpolitik unverzichtbar, 
durch eine stärkere Spreizung des unteren Bereichs der 
qualifikatorischen Lohnstruktur die Grundlage für ren- 
table neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

657 . ln der Öffentlichkeit wird seit einigen Monaten 
verstärkt über eine Verlängerung der Arbeitszeit als In- 
strument für mehr Beschäftigung und ein höheres 
Wachstum diskutiert, ln der Regel beinhalten diesbezüg- 
liche Vorschläge eine Erhöhung der wöchentlichen tarif- 
lich vereinbarten Arbeitszeit, meistens um eine Stunde, 
bei unveränderten tariflichen Monatsentgelten. Mit an- 
deren Worten, der Stundenlohnsatz sinkt annähernd im 
prozentualen Ausmaß der Arbeitszeitverlängerung. Da- 
von erwarten die Befürworter erhebliche Beschäfti- 
gungsgewinne, bis zu einer Größenordnung von rund 
100 000 neuen Arbeitsplätzen. Zusätzliche Aktualität 
gewinnt die Diskussion über die Arbeitszeitverlänge- 
rung durch die höhere Anzahl von Arbeitstagen im 
Jahr 2004, als deren Folgen in der öffentlichen Diskus- 
sion eine um 0,5 Prozentpunkte höhere Veränderungs- 
rate des Bruttoinlandsprodukts im nächsten Jahr vermu- 
tet wird. 

Diese Vorschläge stehen in krassem Gegensatz zur Posi- 
tion der Gewerkschaften, die sich selbst heute noch mit 
Nachdruck für eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit, 
möglichst bei vollem Lohnausgleich, als wirksames Mit- 
tel zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit aussprechen, 
obwohl die beschäftigungspolitischen Effekte einer Ar- 
beitszeitverkürzung, selbst wenn kein Lohnausgleich ge- 
währt wird, mehr als zweifelhaft sind (JG 97 Ziffer 381). 
Aber auch die Lfntemehmen haben zumindest in der Ver- 
gangenheit in Form der Inanspruchnahme von Frühver- 
rentungsprogrammen auf die Verringerung der Arbeits- 
zeit gesetzt, in diesem Fall der Lebensarbeitszeit, 
wenngleich sich in jüngerer Zeit hier ein entschiedenes 
Umdenken abzeichnet. 

In welchem Umfang der erhoffte Beschäftigungsaufbau 
aufgrund einer verlängerten tariflichen Arbeitszeit tat- 
sächlich eintreten wird, hängt von einer Reihe von Ein- 
flussfaktoren und Unwägbarkeiten ab, die teilweise 
schwer zu quantifizieren sind. Insbesondere muss zwi- 
schen einer kurzfristigen und einer mittelfristigen Be- 
trachtungsweise sowie zwischen Effekten auf der Nach- 
frageseite und der Angebotsseite des Arbeitsmarkts 
unterschieden werden. 

- In kurzfristiger Sichtweise sind die Produktion und 
der Absatz von Gütern und Dienstleistungen für das 
Unternehmen weitgehend unveränderbare Größen. 
Eine Verlängerung der tariflichen Arbeitszeit führt 
dann dazu, dass gegebenenfalls Überstunden abge- 
baut werden - womit aufgrund des Wegfalls von 
Überstundenzuschlägen eine weitere Kostenersparnis 
einhergeht - und je nach Betriebsgröße von geplan- 
ten Neueinstellungen erst einmal abgesehen wird, in 
Ausnahmefallen mag es sogar vereinzelt zu Entlas- 
sungen kommen. 


Eine ähnliche Einschätzung gilt für einen lediglich 
temporären Anstieg der Arbeitszeit, wie beispiels- 
weise eine einmalige Erhöhung der Arbeitstage, weil 
- wie im Jahr 2004 - mehr Feiertage als sonst üblich 
auf ohnehin arbeitsfreie Tage fallen. Dieser Einmal- 
effekt wird in erster Linie einen Abbau von Überstun- 
den nach sich ziehen, weniger indessen einen be- 
trächtlichen konjunkturellen Impuls auslösen, schon 
gar nicht einen dauerhaften Wachstumsschub 
(Ziffer 383). Substantiellere Effekte wären zu erwar- 
ten, wenn dauerhaft ein zusätzlicher Arbeitstag durch 
Wegfall eines wochentäglich festen Feiertags ge- 
schaffen würde (SG 95). 

- In mittelfristiger Betrachtungsweise ändert sich das 
Bild. Unterstellt man zunächst konstante Güterpreise, 
so fragen die Unternehmen aufgrund des gesunkenen 
Stundenlohnsatzes im Vergleich zur Situation vor der 
Arbeitszeitverlängerung mehr Arbeit nach, wobei al- 
lerdings ein Teil dieser zusätzlichen Arbeitsnachfrage 
bereits durch die Verlängerung der tariflichen Ar- 
beitszeit realisiert worden ist, so dass sich die Frage 
stellt, ob neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Die 
Beantwortung hängt entscheidend von der Höhe der 
Lohnelastizität der Arbeitsnachfrage ab, also davon, 
wie viele Beschäftigte die Unternehmung prozentual 
mehr einsetzt, wenn der Stundenlohn um ein Prozent 
sinkt. Eine aufgrund von empirischen Analysen plau- 
sible Größenordnung dieser Elastizität für die Ge- 
samtwirtschaft dürfte in einer Bandbreite von - 0,6 
bis - 1,0 liegen. Bei einer Erhöhung der tariflichen 
Arbeitzeit um 2,5 vH - das entspräche einer Stunde 
Mehrarbeit bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 
40 Stunden - und einem angenommenen gleich ho- 
hen Rückgang des Stundenlohns steigt zwar die ins- 
gesamt nachgefragte Arbeitsmenge um 1,5 vH, so- 
fern der Wert von - 0,6 der genannten Elastizität 
unterstellt wird, jedoch wird diese Zunahme weit 
überkompensiert durch die bereits vorgenommene 
Erhöhung des Arbeitsvolumens um 2,5 vH. Per saldo 
würde bei dieser Parameterkonstellation die Unter- 
nehmung ihr Arbeitsvolumen mithin um 1 vH redu- 
zieren, also Entlassungen vornehmen. Die genannte 
Elastizität müsste schon (in absoluter Betrachtungs- 
weise) einen Wert von über Eins annehmen - was in 
sehr arbeitsintensiv produzierenden Branchen etwa 
des Dienstleistungsbereichs nicht unrealistisch ist - 
um positive Beschäftigungseffekte einer Arbeitszeit- 
verlängerung zu induzieren. 

- Hebt man nun die Annahme konstanter Güterpreise 
auf, so werden positive Beschäftigungseffekte wahr- 
scheinlicher. Aufgrund des gesunkenen Stundenlohn- 
satzes verringern sich die Produktionskosten. Inso- 
weit die Unternehmen daraufhin Preissenkungen 
vornehmen - das hängt unter anderem von der Wett- 
bewerbssituation auf den Gütermärkten ab - steigen 
die Kaufkraft der inländischen Konsumenten und die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit heimischer Un- 
ternehmen. Dies geht zwar mit Beschäftigungsgewin- 
nen einher, allerdings kommt es auf den Nettoeffekt 
an, denn bei geringeren Preisen steigt der reale Pro- 
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duzentenlohn, wovon für sich genommen ein dämp- 
fender Effekt auf die Arbeitsnachfrage ausgeht. 

- Schließlich muss die Angebotsseite des Arbeits- 
markts beachtet werden. Die Arbeitszeitverlängerung 
kann einen Rückgang des Arbeitsangebots zur Folge 
haben, weil die gestiegene Arbeitszeit bei konstanten 
Monatsentgelten nicht mehr den Präferenzen der Ar- 
beitnehmer entspricht, vorausgesetzt, die bisherige 
Arbeitszeit stimmte mit diesen Präferenzen überein. 
Da der Stundenlohnsatz sinkt, bei konstanten Kon- 
sumgüterpreisen auch der in realer Betrachtung, sin- 
ken die Opportunitätskosten der Freizeit oder, anders 
gewendet, das entgangene Einkommen bei einem hö- 
heren Freizeitkonsum ist niedriger, worauf, wenn 
sonst alles gleich bleibt, mehr Freizeit in Anspruch 
genommen wird, das Arbeitsangebot mithin sinkt. 
Dies könnte dazu führen, dass sich einige Erwerbs- 
personen aus dem Erwerbsleben zurückziehen, weil 
sich nach ihrer Einschätzung Arbeit nicht mehr 
„lohnt“. Allerdings sollte der Effekt angesichts der 
zur Rede stehenden Größenordnung einer Arbeits- 
zeitverlängerung nicht überbewertet werden, der ge- 
nannte Substitutionseffekt ist aus empirischer Sicht 
eher für das Arbeitsangebot verheirateter Frauen als 
Zweitverdienerinnen im Haushalt relevant. Immer- 
hin: Einige Arbeitsplätze mögen frei werden und mit 
Arbeitslosen besetzt werden können, sofern die nach- 
gefragten und angebotenen Qualifikationsprofile 
übereinstimmen, was bei rund 4,4 Millionen Arbeits- 
losen nicht von vornherein unrealistisch ist. 

Insgesamt betrachtet sind positive Beschäftigungseffekte 
aufgrund der tariflichen Arbeitszeitverlängerung zwar 
nicht auszuschließen, ihre Größenordnung ist indes zu- 
rückhaltend zu beurteilen. Der Grund für diese vorsich- 
tige Einschätzung liegt nicht etwa darin, dass von einer 
Reduktion des Stundenlohnsatzes keine nennenswerten 
Beschäftigungsgewinne ausgingen, sondern vielmehr 
darin, dass die betroffenen Arbeitnehmer zunächst ein- 
mal „gezwungen“ werden, länger zu arbeiten, womit 
dann bereits ein Teil der zusätzlichen Arbeitsnachfrage 
abgedeckt ist. Selbst unter Berücksichtigung der Mög- 
lichkeit, dass geringere implizite Lohnerhöhungen über 
eine Verlängerung der tariflichen Arbeitszeit in den Ta- 
rifverhandlungen eher durchzusetzen sein mögen als ex- 
plizite Lohnmindersteigerungen, sollten die Tarifver- 
tragsparteien anstelle oder zusätzlich zu einer 
Verlängerung der tariflichen Arbeitszeit diese noch mehr 
als bisher flexibilisieren, etwa mit Hilfe von großzügig 
bemessenen Arbeitszeitkorridoren und von (Lebens-)Ar- 
beitszeitkonten. 

658 . Die Lohnpolitik der kommenden Jahre steht vor 
großen Herausforderungen. Die Folgen früheren Fehl- 
verhaltens sind zu reparieren, neuen Entwicklungen 
muss Rechnung getragen werden. Der Sachverständi- 
genrat verkennt nicht die damit einhergehenden mögli- 
chen Härten, selbst wenn diese nur in der Verweigerung 
neuer Ansprüche der Arbeitsplatzbesitzer bestehen. An- 
gesichts einer Anzahl von rund 6 Millionen offener und 


verdeckter Arbeitsloser darf die Lohnpolitik ihren Bei- 
trag nicht verweigern. 

659 . Ein Mitglied des Rates, Jürgen Kromphardt, kann 
sich weder der Forderung der Mehrheit nach einem Zu- 
rückbleiben der Entwicklung des Lohnniveaus hinter 
dem Anstieg des Verteilungsspielraums noch seiner Be- 
rechnungsmethode dieses Spielraums anschließen. 

Ein Zurückbleiben des Lohnniveaus hinter der Zunahme 
des Verteilungsspielraums ist nicht beschäftigungsfÖr- 
demd. Vielmehr ist es geboten, dass die Reallöhne im 
gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt im Ausmaß der Ar- 
beitsproduktivität beziehungsweise die Nominallöhne 
im Ausmaß der Summe von Produktivitätszuwachs und 
Inflationsrate (gemessen am Deflator des Bruttoinlands- 
produkts) ansteigen. Diese Position wird zwar in 
Ziffer 647 angesprochen und eine Begründung genannt, 
aber es wird ab Ziffer 648 versucht, diese Begründung 
mit drei theoretischen Argumenten und mit empirischen 
Beispielen zu widerlegen. Das erste in Ziffer 648 ge- 
nannte Argument ist nicht überzeugend, weil die Gefahr 
eines Nachfrageausfalls seitens der Konsumenten nicht 
aus der Überlegung resultiert, die Unternehmer könnten 
wegen eines moderaten Kurses der Lohnpolitik plötzlich 
ihre geplanten Produktionszuwächse nach unten korri- 
gieren. Vielmehr müssten die Unternehmen, um zusätzli- 
che Arbeitsplätze wegen der Lohnzurückhaltung zu 
schaffen, ein Signal erhalten, ihre Produktion wegen zu- 
sätzlicher Nachfrage mehr als geplant auszudehnen. Das 
Signal an die Unternehmen der Konsumgüterindustrie 
wird jedoch eher gegenteilig sein. Daher werden diese 
Unternehmen keinen Anlass haben, zusätzliche Perso- 
nen zu beschäftigen, selbst wenn die Arbeit relativ zur 
Situation einer Erhöhung der Reallöhne gemäß der Pro- 
duktivitätsentwicklung etwas billiger geworden ist. In- 
folgedessen dürften diese Unternehmen keine Einstel- 
lungen vornehmen, so dass auch kein bisher Arbeitsloser 
nun einen Arbeitsplatz findet und deshalb aufgrund sei- 
nes höheren Einkommens eine höhere Konsumgüter- 
nachfrage entfaltet. 

Das zweite Argument bezieht sich darauf, dass bei ei- 
nem Zurückbleiben der Reallöhne hinter der Arbeitspro- 
duktivität die Unternehmen bei unveränderter Beschäfti- 
gung zusätzliche Gewinne realisieren, sofern sie die 
niedrige Lohnstückkostensteigerung nicht in den Preisen 
weitergeben. In diesem Fall verfügen die Unternehmen 
über zusätzliche Finanzmittel, die sie für höhere Investi- 
tionen verwenden könnten. Es ist allerdings fraglich, ob 
sie von dieser Möglichkeit Gebrauch machen. Denn ers- 
tens liefern langsamer steigende Löhne weniger Anlass 
zu Rationalisierungsinvestitionen, auch wenn sie deren 
Finanzierung aus einbehaltenen Gewinnen erleichtern 
würden. Aber auch für Erweiterungsinvestitionen bietet 
die Lohnzurückhaltung keinen zusätzlichen Anreiz. Da 
die marginale Konsumquote der Unternehmerhaushalte 
kleiner ist als die der Arbeitnehmerhaushalte, kann ein 
möglicher Mehrkonsum der Untemehmerhaushalte den 
Ausfall an Konsum bei den Arbeitnehmerhaushalten 
nicht kompensieren. Insofern haben die Unternehmen, 
bei denen die zusätzlichen Gewinne anfallen, keinen An- 
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reiz, mehr Investitionen durchzuführen, so dass auch die 
Investitionsgüterindustrie keine zusätzlichen Aufträge 
erhält. Wenn die Unternehmen die zusätzlichen Gewinne 
daraufhin am Kapitalmarkt anlegen, so könnten sich die 
Finanzierungsbedingungen anderer Unternehmen durch 
steigende Kurse und sinkende Zinssätze eventuell weiter 
verbessern, aber die entscheidende Voraussetzung für 
Erweiterungsinvestitionen, nämlich die Erwartung zu- 
sätzlich steigender Absatzmengen, wird dadurch nicht 
erfüllt. Diese Voraussetzung kann nicht durch das Argu- 
ment ersetzt werden, Ersparnisse würden von den Kapi- 
talmärkten regelmäßig in private und staatliche Nach- 
frage transformiert. Denn dieses Argument, das dem 
bekannten Say’schen-Theorem entspricht, welches nur 
für Tauschwirtschaften zwingend zutrifft, wird durch 
den zutreffenden Hinweis auf zeitliche Verzögerungen 
weitgehend wieder aufgehoben. Gehen nämlich Produk- 
tion, Beschäftigung und Einkommen zunächst zurück, so 
entstehen keine zusätzlichen Ersparnisse, die in Nach- 
frage transformiert werden könnten. 

Als drittes Argument wird darauf verwiesen, Lohnzu- 
rückhaltung führe zu einer gestiegenen internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit. Dies gilt allerdings nur, wenn das 
geringere Ansteigen der Lohnstückkosten auch in den 
Preisen weitergegeben wird und somit keine höheren 
Gewinne erzielt werden. Ist dies der Fall, so steigt in der 
Tat zunächst die preisliche Wettbewerbsfähigkeit. Es ist 
jedoch fraglich, ob dadurch mehr als nur ganz kurzfristig 
eine höhere Nachfrage des Auslands resultiert, denn die 
Unternehmen im Ausland werden sich - wenn ein gro- 
ßes Land zu dieser Strategie greift, zumal das Land, in 
dem im Euro-Raum und darüber hinaus die Lohnstück- 
kosten und die Preise am langsamsten steigen - auf- 
grund der schärferen Konkurrenz gezwungen sehen, 
ebenfalls auf eine moderate Lohnpolitik zu drängen, so 
dass der Wettbewerbsvorteil wieder verschwindet. Dies 
gilt für Länder, mit denen Deutschland durch eine ge- 
meinsame Währung verbunden ist. Gegenüber anderen, 
über flexible Wechselkurse verbundene Staaten kann der 
Vorteil bei der preislichen Wettbewerbsfähigkeit auch 
durch eine Aufwertung wieder verloren gehen, zu der 
eine Tendenz dann besteht, wenn durch die höhere Wett- 
bewerbsfähigkeit das Ausland mehr inländische Güter 
kauft und dafür mehr Einheiten inländischer Währung 
benötigt und dadurch deren Wert in die Höhe treibt. 

660 . Zur empirischen Untermauerung wird im 
Kasten 16 zum einen auf die zurückhaltende Lohnpolitik 
in den Niederlanden verwiesen. Auch dieser Hinweis 
kann die Befürchtung negativer Rückwirkungen auf der 
Nachfrageseite nicht beheben. Das niederländische Ab- 
kommen von Wassenaar ist nämlich durch einen Drei- 
klang von Vereinbarungen gekennzeichnet. Erstens ak- 
zeptierten die Gewerkschaften eine zurückhaltende 
Lohnpolitik für mehrere Jahre, zweitens erklärten die 
Arbeitgeber ihre Bereitschaft, sehr viel mehr Teilzeitar- 
beitsplätze als bisher zur Verfügung zu stellen, und drit- 
tens erleichterte die Fiskalpolitik diese Vereinbarung, in- 
dem sie Steuern und Sozialversicherungsbeiträge senkte, 
so dass der verringerte Anstieg der Bruttolöhne nicht 


voll auf die Nettolöhne durchschlug. Diese Trias von 
Maßnahmen hatte großen Beschäftigungserfolg, zum ei- 
nen deswegen, weil in einem kleinen Land eine Erhö- 
hung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit durch Lohn- 
zurückhaltung nur in deutlich geringerem Maße als in 
einer großen Volkswirtschaft mit dem Risiko behaftet 
ist, dass die konkurrierenden Unternehmen im Ausland 
ebenfalls Lohnzurückhaltung durchsetzen, und weil 
zweitens das höhere Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen 
die Aussichten der Arbeitslosen und der nachrückenden 
jüngeren Jahrgänge, eine Beschäftigung zu finden, deut- 
lich erhöhte, so dass sie unter anderem ihre Vorsorgeer- 
spamisse verringern konnten. Wie wichtig das höhere 
Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen für den Beschäfti- 
gungserfolg des Abkommens von Wassenaar war, ist 
auch daran zu ersehen, dass in den Niederlanden die Er- 
werbstätigenzahlen deutlich kräftiger Zunahmen als in 
Deutschland, dass aber die Entwicklung des Arbeitsvo- 
lumens bis zum Jahr 1990 geringfügig ungünstiger und 
erst danach günstiger verlief als in Deutschland. Die in 
Stunden gemessene Arbeitsnachfrage wurde dank der 
steigenden Teilzeitquote auf wesentlich mehr Beschäf- 
tigte verteilt. 

Des Weiteren wird auf eine Simulationsstudie des Insti- 
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB), 
Nürnberg, verwiesen. Der dort errechnete positive Be- 
schäftigungseffekt mehrjähriger Lohnzurückhaltung 
wird auf der Basis eines großen makroökonometrischen 
Modells ermittelt und hängt entscheidend von einer der 
unsichersten makroökonometrischen Beziehungen ab, 
nämlich der Investitionsfunktion. Insbesondere der Ein- 
fluss der Gewinne auf die Investitionen ist wegen der 
Wechselwirkung zwischen diesen beiden Größen auf ge- 
samtwirtschaftlicher Ebene nur sehr schwer zu bestim- 
men. Angesichts dieser Unsicherheit reichen die Ergeb- 
nisse einer Simulationsstudie nicht aus, die theoretisch 
abgeleitete Erwartung negativer Beschäftigungswirkun- 
gen zurückhaltender Lohnpolitik zu entkräften. 

661 . Die Tarifpolitik muss auch deswegen weiterhin in 
der Lage sein, Reallohnsteigerungen in Anlehnung an 
die Produktivitätszunahme durchzusetzen, weil andern- 
falls eine wichtige Barriere gegen ein Abgleiten in die 
Deflation weggeräumt wird. Dass solche Barrieren not- 
wendig sind, geht aus der Erklärung des EZB-Rates zu 
seiner Sitzung vom 8. Mai 2003 hervor; diese besagt, 
dass der EZB-Rat „beim Streben nach Preisstabilität dar- 
auf abzielen wird, mittelfristig eine Preissteigerungsrate 
von nahe 2 % beizubehalten. Diese Klarstellung unter- 
streicht die Verpflichtung der EZB, zum Schutz gegen 
Defiationsrisiken für eine ausreichende Sicherheits- 
marge zu sorgen“. In Deutschland liegt die Preissteige- 
rungsrate deutlich unterhalb dieses Inflationsziels. 

Die Europäische Zentralbank kann sich allerdings in ih- 
rer Geldpolitik nicht an der Situation in einem einzelnen 
Land orientieren, sondern sie muss die durchschnittliche 
Entwicklung im gesamten Euro-Raum beachten. Sie 
kann also nicht verhindern, dass die Inflationsrate in 
Deutschland am niedrigsten und der Realzins am höchs- 
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ten ist, nachdem sich die Nominalzinsniveaus im Euro- 
Raum schon vor Einführung der gemeinsamen Währung 
rasch aneinander angeglichen haben. Daher ist die natio- 
nale Wirtschaftspolitik gefordert, dazu beizutragen, dass 
auch in jedem einzelnen Land diese Sicherheitsmarge 
eingehalten wird. 

Die Lohnpolitik kann ihren Beitrag leisten, indem Lohn- 
steigerungen vereinbart werden, die via Lohnstückkos- 
tensteigerung zu einer Inflationsrate führen, die über der 
aktuellen deutschen Inflationsrate liegt, aber im Rah- 
men der Preisnorm der Europäischen Zentralbank (ge- 
nauer: Im Rahmen des zur EZB-Preisnorm passenden 
Anstiegs des BIP-Deflators) bleibt und damit näher an 
die durchschnittliche Inflationsrate des Euro-Raums 
rückt. Geschieht dies isoliert in Deutschland, würde sich 
allerdings die durchschnittliche Inflationsrate des Euro- 
Raums nach oben verschieben. Deshalb wäre es wün- 
schenswert, dass Mitgliedstaaten, deren Inflationsrate 
über der EZB-Preisnorm liegt, eine Mäßigung ihrer 
Preisniveauentwicklung anstreben. Dazu müssten sich 
auch in solchen Ländern die Nominallöhne an der natio- 
nalen Produktivitätsentwicklung sowie an der EZB- 
Preisnorm orientieren. Dann würden auch dort die Lohn- 
stückkosten nur mit der Rate steigen, die zur EZB-Norm 
passt. Dies ist kein Appell zu Lohnverzicht, sondern ist 
von der Erwartung getragen, dass bei weniger stark stei- 
genden Lohnstückkosten auch die Inflationsrate niedri- 
ger liegt, so dass die Arbeitnehmer dieser Länder keine 
oder nur begrenzte Reallohneinbußen haben. Von dieser 
Lohnentwicklung hätten diese Volkswirtschaften Vor- 
teile, denn ihre jetzige hohe Inflationsrate untergräbt 
ihre preisliche Wettbewerbsfähigkeit und ist daher nicht 
„tragfähig“. 

Durch die Orientierung an der EZB-Preisnorm soll auch 
sicher gestellt werden, dass die Lohnpolitik nicht mit der 
Geldpolitik in Konflikt gerät und diese zu restriktiven 
Maßnahmen veranlasst, von der die Beschäftigungsent- 
wicklung beeinträchtigt wird. 

662 . Bei der Berechnung des Verteilungsspielraums 
(siehe Kasten 15) beschränkt sich die Mehrheit auf eine 
mikroökonomische Ableitung der Bedingungen für den 
gewinnmaximalen Arbeitseinsafz und schließt daraus 
auf einen Zusammenhang zwischen den Änderungen des 
Grenzprodukts der Arbeit und der gesamtwirtschaftli- 
chen Lohnquote (Gleichung 4). Sie vernachlässigt dabei, 
dass ihre mikroökonomische Analyse die Wettbewerbs- 
situation auf dem Arbeitsmarkt nur über die Reagibilität 
des individuellen Arbeitsangebots auf Änderungen des 
für den Einzelnen jeweils vorgegebenen Lohnniveaus er- 
fasst. Die Lohnquote ist jedoch eine gesamtwirtschaftli- 
che Größe, und auf dieser Ebene kann das Lohnniveau 
nicht vorgegeben werden, sondern wird unter anderem 
von den Machtverhältnissen auf dem Arbeitsmarkt be- 
stimmt. Das Verhältnis von gesamtwirtschaftlichem Re- 
allohnniveau zum Grenzprodukt der Arbeit hängt daher 
nicht nur von dem zur Ableitung der Gewinnmaximie- 
rung verwendeten Maß der Wettbewerbsintensität und 
der Produktionstechnologie ab, sondern auch davon, wie 


sich die gesamtwirtschaftliche Relation von Reallohnni- 
veau zu Arbeitsproduktivität bei veränderten Machtver- 
hältnissen zwischen den Vertretern der Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber entwickelt. 

Ändert sich diese Relation durch eine kollektiv verein- 
barte Lohnzurückhaltung, würden die Unternehmen, 
wenn sie tatsächlich - wie in der mikroökonomischen 
Ableitung der Gewinnmaximierungsbedingung unter- 
stellt - den Verlauf und die Lage der Preis-Absatz-Funk- 
tion für jedes ihrer Produkte genau und sicher kennen, 
auf diese Vereinbarung in beschäftigungsforderlicher 
Weise reagieren. Wegen der Unsicherheit über die zu- 
künftige Entwicklung auf ihren Absatzmärkten werden 
sich jedoch viele Unternehmen abwartend verhalten, so 
dass sich durch die gesamtwirtschaftlichen Zusammen- 
hänge der Niveauparameter der Preis-Absatz-Funktion 
(Gleichung 2) verändert. Das durch die vereinbarte 
Lohnzurückhaltung hervorgerufene Sinken der Lohn- 
quote erfolgt mithin, ohne dass sich an dem in der mi- 
kroökonomischen Analyse verwendeten Parameter der 
Produktionstechnologie und der Wettbewerbsintensität 
etwas geändert hat. Von einer Änderung der Lohnquote 
kann daher nicht auf eine Änderung des Grenzprodukts 
der Arbeit geschlossen werden, und es ist nicht gerecht- 
fertigt, in Tabelle 74, Seite 363 zur Berechnung des Ver- 
teilungsspielraums die trendmäßige Verringerung der 
Lohnquote über die letzten sieben Jahre (Spalte 9) mit ei- 
ner Veränderung der Differenz zwischen Durchschnitts- 
produkt und Grenzprodukt gleichzusetzen und sie vom 
Verteilungsspielraum abzuziehen. 

Errechnet man den Verteilungsspielraum ohne diese 
Abzüge, so verschwindet im Durchschnitt der ausge- 
wiesenen Jahre 1998 bis 2003 die mit jährlich 0,4 Pro- 
zentpunkten ohnehin begrenzte Überziehung des Vertei- 
lungsspielraums. Zieht man für die Ausnutzung des 
Verteilungsspielraums die Entwicklung der Effektiv- 
löhne heran, die für die tatsächliche Lohnkostenentwick- 
lung entscheidend sind, so ergibt sich im Durchschnitt 
dieser Jahre ein nicht ausgeschöpfter Verteilungsspiel- 
raum, insbesondere in den Jahren 2002 und 2003. Damit 
ist eine Schuldzuweisung an die Tarifvertragsparteien 
wegen Überschreiten des Verteilungsspielraums empi- 
risch wenig fundiert. 

663 . Im Lichte der voranstehenden negativen Beurtei- 
lung der Beschäftigungswirkungen von Lohnzurückhal- 
tung ist auch der Vorschlag einer generellen Verlänge- 
rung der Arbeitszeit - durch Verlängerung der 
Wochenarbeitszeit oder durch Wegfall von bezahlten 
Feiertagen bei unveränderten Monatseinkommen - ne- 
gativ zu beurteilen. Sobald die Arbeitgeber die tatsächli- 
che Arbeitszeit verlängern - und das ist das erklärte Ziel 
der Vorschläge - benötigen sie bei gegebener Produktion 
weniger Arbeitskräfte. Ob es zu einer Ausweitung von 
Produktion und Nachfrage aufgrund des gesunkenen 
Stundenlohnsatzes kommt, ist mehr als fraglich. Es tre- 
ten nämlich alle Effekte der Lohnzurückhaltung auf, die 
in den Ziffern (659) und (660) diskutiert wurden. Zu- 
sätzlich ist bei verlängerter Arbeitszeit der Anstieg des 
Arbeitsvolumens der bereits Beschäftigten größer als die 
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Zunahme der Nachfrage nach Arbeit, die sich aus den 
geschätzten Substitutionselastizitäten errechnen lässt. 
Dieses Ergebnis ändert sich auch dann nicht, wenn die 
Unternehmer aufgrund der geringeren Lohnstückkosten 
die Preise senken. Selbst wenn dies positive Effekte auf 
die Gütemachfrage hätte - was umstritten ist -, ver- 
schwindet nun der Substitutions-Effekt, weil außer der 
Arbeit auch die Kapitalgüter billiger werden. Im Ergeb- 
nis wird daher die Nachfrage nach Arbeit selbst im güns- 
tigsten Fall weniger steigen, als sich die geleisteten 
Arbeitsstunden der Beschäftigten aufgrand der Arbeits- 
zeitverlängerung erhöhen, und es werden Arbeitskräfte 
überflüssig. Der Beschäftigungseffekt ist mithin negativ; 
die vorgeschlagene Arbeitszeitverlängerung ist beschäf- 
tigungsfeindlich und daher abzulehnen. 

So weit die Meinung dieses Ratsmitglieds. 

2. Die Verantwortung des Gesetzgebers: Kurs 
bei Arbeitsmarktreformen haiten, weitere 
Herausforderungen annehmen 

664. Wenngleich die Tarifvertragsparteien die Füh- 
rangsrolle im Hinblick auf die Verantwortung für die 
Entwicklung der Beschäftigung einnehmen müssen, so 
kommt dem Gesetzgeber die äußerst wichtige Aufgabe 
zu, beschäftigungsfreundliche Rahmenbedingungen zu 
schaffen, das heißt, für eine Flexibilität auf dem Arbeits- 
markt zu sorgen, welche den sich wandelnden Bedin- 
gungen der Arbeitswelt und im internationalen Standort- 
wettbewerb Rechnung trägt, also konkret alle 
Maßnahmen in die Wege zu leiten, die zur Schaffung 
neuer wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze beitragen, seien 
dies nun kleine oder große Schritte. Denn den einen Kö- 
nigsweg, der die Arbeitslosigkeit weitgehend beseitigt, 
gibt es nicht, und schon gar nicht einen Weg, der nie- 
mandem weh tut. Erforderlich ist eine Paketlösung vieler 
einzelner zielführender gesetzgeberischer Aktivitäten, 
auch wenn liebgewordene Besitzstände zur Disposition 
gestellt werden müssen. 

Die Bundesregierang hat sich des Reformbedarfs ange- 
nommen, das verdient Anerkennung, insbesondere bei 
mutigen Schritten im Bereich der Arbeitslosenversiche- 
rung und Mindestsicherung, die aber teilweise noch ihrer 
Umsetzung harren. Andere Maßnahmen hingegen sind 
weit weniger positiv einzuschätzen. Und schließlich 
liegt noch eine Reihe von Reformerforderaissen vor, de- 
ren sich die Bundesregierung bemächtigen sollte. 

Die folgende Standortbestimmung und die Einschätzung 
der Reformen am Arbeitsmarkt beginnen mit einer kriti- 
schen Würdigung der bisher implementierten und der 
beabsichtigten Reformmaßnahmen seitens der Bundes- 
regierung und zeigen weitere Reformnotwendigkeiten 
insbesondere im Tarifvertragsrecht auf. Dieser Tour 
d’Horizon schließen sich Ausführungen zu Einzelaspek- 
ten an, nämlich zur Reform des Kündigungsschutzes so- 
wie zum Problemkreis Arbeitslosenversicherung und 
Mindestsicherang. 


2.1 Nach der Reform ist vor der Reform: 

Hartz und danach 

665. Die vergangenen Monate waren durch eine Viel- 
zahl von kleineren und größeren Reformschritten ge- 
kennzeichnet. Einige von ihnen sind bereits Gesetz und 
in die Tat umgesetzt, andere befinden sich im Gesetzge- 
bungsverfahren und sind Gegenstand teilweise kontro- 
verser parlamentarischer Beratungen, und wieder andere 
harren gesetzgeberischer Aktivitäten. Vor diesem Hin- 
tergrund ergibt sich die Notwendigkeit einer Standortbe- 
stimmung und - soweit möglich - einer Zwischenbilanz 
hinsichtlich der Reformen auf dem Arbeitsmarkt. 

,, Hartz-Gesetze“ : Eine erste Zwischenbilanz 

666. Die Bundesregierung hat mit den noch Ende des 
Jahres 2002 verabschiedeten Gesetzen für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt („Hartz r‘ und 
„Hartz n“) eine Reihe der Vorschläge der Kommission 
„Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ („Hartz- 
Kommission“) aufgegriffen und in die Tat umgesetzt. 
Dies betrifft in erster Linie die Einrichtung von „Perso- 
nal-Service-Agenturen“, die Einführung von „Ich-AGs“, 
„Mini-Jobs“ und „Midi-Jobs“ einschließlich der Förde- 
rung haushaltsnaher Dienstleistungen und verschiedene 
Änderungen im Leistungsrecht der Arbeitslosenversi- 
cherung (Wegfall der Dynamisierung, Umkehrung der 
Beweislast und andere Maßnahmen). Des Weiteren fin- 
den sich substantielle Änderungen bei der Anspruchsbe- 
rechtigung auf Arbeitslosengeld im vom Deutschen 
Bundestag Ende September 2003 beschlossenen „Gesetz 
zu Reformen am Arbeitsmarkt“, welches zudem einige 
Modifikationen beim gesetzlichen Kündigungsschutz 
enthält. Schließlich hat die Bundesregierung einen Ge- 
setzentwurf vorgelegt, welcher unter anderem eine Zu- 
sammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe in 
etwa auf dem Niveau der bisherigen Sozialhilfe vorsieht 
(„Hartz IV“). Dieses Gesetz wurde am 17. Oktober vom 
Deutschen Bundestag beschlossen, bedarf aber noch der 
Zustimmung des Bundesrates. 

667. Die „Personal-Service-Agenturen“ (PSA) sollen 
zum Beschäftigungsaufbau beitragen, indem sie Arbeits- 
lose über den Weg eines Beschäftigungsverhältnisses in 
einem Leiharbeitsunteraehmen auf einen regulären Ar- 
beitsplatz führen: Arbeitslose können ein staatlich geför- 
dertes Arbeitsverhältnis in einer PSA erhalten, während 
Leiharbeitsfirmen als PSA diese Arbeitnehmer an den 
(privaten) Unternehmenssektor ausleihen, dem sich eine 
solche Entleihung deshalb als lohnend darstellen soll, 
weil die entleihenden Unternehmen einen vergleichs- 
weise geringeren Preis als üblich für die entliehenen Ar- 
beitskräfte entrichten. Für die Leiharbeitsfirmen kann 
die Funktion als PSA lohnend sein, weil sie mit den Ar- 
beitsämtern Verträge über die Übernahme einer Gruppe 
von Arbeitslosen gegen Entgelt abschließen. 

Nach Bekunden der „Hartz-Kommission“ stellen die 
PSA das „Herzstück“ ihrer Vorschläge dar. Insbesondere 
erwartet sie einen „Klebeeffekt“: Mit Hilfe des Kontakts 
zwischen den Arbeitslosen und den Unternehmen soll 
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eine raschere Integration in das Erwerbsleben erreicht 
werden, wobei die restriktiven Regeln des Kündigungs- 
schutzes durch die Trennung zwischen rechtlichem und 
faktischem Arbeitgeber vermieden werden, ohne Arbeit- 
nehmerschutzrechte anzutasten (Ziffer 243). Jedoch ist 
nach Einschätzung vieler Kritiker statt eines „Klebeef- 
fekts“ eher ein „Drehtüreffekt“ zu befürchten, das heißt, 
aufgrund der geringeren Entlohnung würden reguläre 
Arbeitsplätze durch temporär subventionierte Beschäfti- 
gungsverhältnisse verdrängt. Dem haben die Tarifver- 
tragsparteien in der Leiharbeitsbranche insoweit einen 
Riegel vorgeschoben, als die Tarifabschlüsse (kaum) 
spezielle Abschläge für über die PSA vermittelte Leih- 
arbeitnehmer vorsehen, insbesondere nicht für Langzeit- 
arbeitslose (Ziffer 257). Wie aus einer umfangreichen 
Befragung des Zentrums für Europäische Wirtschafts- 
forschung (ZEW), Mannheim, bei Leiharbeitsfirmen 
Mitte Juni dieses Jahres hervorgeht, erwarten mehr als 
85 vH der auf die Umfrage antwortenden Leiharbeitsfir- 
men, dass ihre Personalkosten als Folge der gesetzlichen 
Vorschriften und tariflichen Vereinbarungen steigen (fast 
die Hälfte geht sogar von wesentlich höheren Personal- 
kosten aus) und rund 70 vH, dass ihre Umsätze (wesent- 
lich) niedriger ausfallen werden. 

Ende Oktober waren in den PSA mit einer Kapazität von 
nicht ganz 43 000 Plätzen rund 25 000 Arbeitnehmer be- 
schäftigt. Die amibitiösen Erwartungen von im Jahres- 
durchschnitt 50 000 Beschäftigten konnten damit nicht 
erfüllt werden, auch wenn die Zahl der in den PSA Be- 
schäftigten im Laufe der zweiten Jahreshälfte merklich 
zunahm. Verlässliche Aussagen über den Eingliede- 
rungserfolg werden nicht vor Mitte des nächsten Jahres 
vorliegen, doch bis Ende Oktober hatten rund 3 000 vor- 
mals Beschäftigte der PSA eine sozialversicherungs- 
pflichtige Beschäftigung aufgenommen, damit beträgt 
die durchschnittliche Integrationsquote etwa 50 vH. 

668 . Im Rahmen so bezeichneter „Ich-AGs“ - die 
Wortwahl steht hier nicht zur Diskussion - soll die Auf- 
nahme einer selbständigen Tätigkeit verstärkt und die 
Schattenwirtschaft zurückgedrängt werden. Hierfür wird 
ein Existenzgründungszuschuss für bis zu drei Jahre ge- 
währt, der von monatlich 600 Euro im ersten Jahr auf 
240 Euro im dritten Jahr fällt, vorausgesetzt, es handelt 
sich um Bezieher von Arbeitslosengeld oder Arbeitslo- 
senhilfe oder um Teilnehmer an arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen, und das Arbeitseinkommen beläuft sich 
nach Aufnahme der selbständigen Tätigkeit auf nicht 
mehr als 25 000 Euro (Ziffer 245). Je nach der Höhe der 
vorher bezogenen Lohnersatzleistungen und des zu er- 
wartenden Einkommens aus der selbständigen Tätigkeit 
kann aber das weiterhin bestehende „Überbrückungs- 
geld“ für Arbeitslose, die sich als Existenzgründer betä- 
tigen wollen, vorteilhafter sein. Allerdings bedarf es bei 
Letzterem im Gegensatz zur „Ich-AG“ einer positiven 
fachkundigen Begutachtung des Existenzgründungspro- 
jekts. 

Aus den bis Ende Oktober dieses Jahres vorliegenden 
Daten geht hervor, dass sich die Inanspruchnahme der 
„Ich-AGs“ auf knapp 73 000 und die neuen Bewilli- 


gungen des „Überbrückungsgelds“ auf nicht ganz 
77 000 Fälle - das sind rund 20 vH mehr im Vergleich 
zum Vorjahr - belaufen hat. Die befürchtete Substitution 
zwischen beiden Programmen hat es daher zumindest 
vollumfänglich wohl nicht gegeben. 

Inwieweit durch die „Ich-AGs“, trotz ihrer nicht uner- 
heblichen Anzahl, tatsächlich die erhoffte Entlastung auf 
dem Arbeitsmarkt eintreten wird, hängt auch vom Um- 
fang potentieller Mitnahmeeffekte beispielsweise in der 
Form ab, dass Arbeitslose eine Existenzgründungsab- 
sicht lediglich Vortäuschen. Dieser Anreiz besteht insbe- 
sondere für Arbeitslose, deren Anspruchsdauer auf Ar- 
beitslosengeld nur noch kurz ist und die - beispielsweise 
wegen fehlender Bedürftigkeit - keinen Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe besitzen, zumal der Existenzgrün- 
dungszuschuss nicht zurückgezahlt werden muss, wenn 
das erzielte Einkommen (bereits im ersten Jahr) die Ein- 
kommensgrenze überschreitet (der Zuschuss wird dann 
lediglich nicht verlängert), und weil das Existenzgrün- 
dungsvorhaben bei einer „Ich-AG“ nur einer Absichtser- 
klärung und Gewerbeanmeldung bedarf. 

669 . Die Attraktivität einer legalen Beschäftigung im 
Niedriglohnbereich wurde durch die zum 1. April 2003 
in Kraft getretene Reform der geringfügigen Beschäfti- 
gung in Form von „Mini- Jobs“ und „Midi- Jobs“ merk- 
lich erhöht. „Mini-Jobs“ gelten bis zu einem Entgelt von 
monatlich 400 Euro und sind für den Arbeitnehmer ab- 
gabenfrei, während der Arbeitgeber eine Pauschalab- 
gabe von normalerweise 25 vH des Lohns entrichtet, bei 
einer Beschäftigung in Privathaushalten von 12 vH. Im 
Entgeltbereich der „Midi-Jobs“ zwischen 400 Euro und 
800 Euro vermeidet eine Gleitzone die früher bestehen- 
den extrem hohen Grenzbelastungen bei Überschreiten 
der Einkommensgrenzen, wie sie beispielsweise beim 
mittlerweile eingestellten „Mainzer Modell“ zu ver- 
zeichnen waren (Ziffern 243 ff). 

Im September 2003 belief sich die Zahl der geringfügig 
entlohnten Beschäftigten auf 5,88 Millionen Personen. 
Aufgrund unterschiedlicher Erfassungskonzepte ist 
diese Zahl nicht mit den bisher von der Bundesanstalt 
für Arbeit veröffentlichten Zahlen von rund 4,1 Millio- 
nen geringfügig entlohnten Beschäftigten vergleichbar 
(Ziffer 219). Neuere Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit 
deuten indes darauf hin, dass seit der Reform die Zahl 
der geringfügig entlohnten Beschäftigten in der Tat 
merklich, das heißt in sechsstelligem Umfang, zugenom- 
men hat. Ein erheblicher Teil der Zunahme der geringfü- 
gigen Beschäftigungsverhältnisse besteht aus Nebenbe- 
schäftigungen, die nun deutlich attraktiver geworden 
sind. Hinzu kommt, dass die geringfügigen Beschäfti- 
gungsverhältnisse zu gut einem Viertel von Rentnern 
und Personen im Alter von mindestens 55 Jahren und zu 
knapp der Hälfte von Jugendlichen unter 20 Jahren, bei 
denen es sich häufig um Schüler handeln dürfte, wahrge- 
nommen werden (September 2003), also neben den dort 
ebenfalls arbeitenden Hausfrauen nicht der Personen- 
kreis, den man bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
im Auge hat. Schließlich ist davon auszugehen, dass ein 
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Teil dieser neuen Beschäftigungsverhältnisse auf die Le- 
galisierung von Schwarzarbeit zurückzuflihren ist. 

Zudem dürfen die Risiken nicht klein geschrieben wer- 
den, die mit Millionen von „Mini-Jobs“ und „Midi-Jobs“ 
einhergehen, etwa in der Form, dass bisherige Vollzeitar- 
beitsplätze in mehrere „Mini-Jobs“ oder „Midi-Jobs“ 
zerlegt werden, mit entsprechenden Einnahmeausfällen 
bei Steuern und Sozialabgaben, sofern diese nicht in der 
Tat durch eine höhere Beschäftigung (über-)kompensiert 
werden. 

Insofern fällt die vorläufige Beurteilung der Reform der 
geringfügigen Beschäftigung letztlich zwiespältig aus. 
Sicherlich: Zahlreiche Beschäftigungsverhältnisse mö- 
gen aus der Schattenwirtschaft in die Legalität überfuhrt 
werden, vermutlich entstehen neue Beschäftigungsver- 
hältnisse, und beides geht mit steigenden Einnahmen bei 
Steuern und Sozialabgaben einher. Ob es allerdings an- 
gesichts der angesprochenen Risiken zu einer dauerhaf- 
ten zusätzlichen Beschäftigung kommt, bleibt abzuwar- 
ten. 

670 . In Umsetzung des von der Hartz-Kommission 
vorgeschlagenen „Job-Floaters“ hat die Bundesregie- 
rung bereits Ende vergangenen Jahres das Programm 
„Kapital für Arbeit“ aufgelegt, welches von der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau betreut wird. Kleine und mitt- 
lere Unternehmen können unter bestimmten Vorausset- 
zungen einen subventionierten, im Vergleich zu 
herrschenden Kreditkonditionen zinsgünstigen Kredit 
erhalten, sofern sie dauerhaft einen Arbeitslosen oder ei- 
nen Auszubildenden einstellen. Die Inanspruchnahme 
dieses Programms mit knapp 8 900 Einstellungen auf- 
grund von gut 2 200 vergebenen Krediten Anfang Okto- 
ber muss als dürftig angesehen werden - allemal vor den 
Erwartungen der Hartz-Kommission, angefangen mit 
50 000 Bewilligungen bereits im ersten Jahr bis hin 
zu 300 000 im dritten Jahr nach der Einführung. 

671 . Bereits in den Gesetzen für moderne Dienstleis- 
tungen am Arbeitsmarkt wurden Änderungen beim Leis- 
tungsrecht eingeführt, wie die Abschaffung der Dynami- 
sierung des Arbeitslosengelds und der Arbeitslosenhilfe, 
die Einführung der Verpflichtung, sich bereits bei Kennt- 
nis des Zeitpunkts der Beendigung eines Arbeitsverhält- 
nisses als arbeitssuchend zu melden, sofern ein An- 
spruch auf Arbeitslosengeld geltend gemacht werden 
soll, und die Umkehr der Beweislast, dass nämlich nicht 
mehr wie bisher das Arbeitsamt dem Arbeitslosen 
schuldhaftes Verhalten bei einer Beendigung des Ar- 
beitsverhältnisses oder einer verhinderten Arbeitsauf- 
nahme nachweisen muss, sondern dass der Arbeitslose 
den umgekehrten Beweis eines nicht schuldhaften Ver- 
haltens zu erbringen hat. 

Stellen bereits diese Änderungen beim Leistungsrecht 
eine zielführende Stärkung der Eigeninitiative der Ar- 
beitslosen und eine Verringerung von Fehlanreizen dar, 
so gilt dies erst recht für die im „Gesetz zu Reformen am 
Arbeitsmarkt“, welches Ende September dieses Jahres 
vom Deutschen Bundestag verabschiedet wurde, veran- 
kerte Verkürzung der Dauer der Anspruchsberechtigung 


auf Arbeitslosengeld auf maximal zwölf Monate oder 
18 Monate für Arbeitslose im Alter über 55 Jahren so- 
wie für die geplante Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
hilfe und Sozialhilfe in etwa auf dem Niveau der Sozial- 
hilfe im Rahmen eines Gesetzentwurfs, der dem 
Deutschen Bundestag vorliegt. Diese ausgesprochen 
sinnvollen wie notwendigen Vorhaben mutig gegen ei- 
nen erbitterten Widerstand in Angriff genommen zu ha- 
ben, dafür verdient die Bundesregierung Anerkennung. 
Kritisch zu bewerten ist hingegen die beschlossene Be- 
rücksichtigung eines ortsüblichen (Tarif-)Lohns, unter- 
halb dessen Empfänger von Arbeitslosengeld II keine 
Beschäftigung aufnehmen müssen. Der Sachverständi- 
genrat würdigt diese Reformmaßnahmen im Einzelnen 
an anderer Stelle seines Gutachtens (Ziffern 710, 717). 

672 . In dem genannten „Gesetz zu Reformen am Ar- 
beitsmarkt“ werden zudem Modifikationen beim gesetz- 
lichen Kündigungsschutz vorgenommen. Bei der Be- 
stimmung der für den Schwellenwert relevanten 
Beschäftigtenzahl, ab dem der gesetzliche Kündigungs- 
schutz greift, werden bis zu fünf zukünftig befristet ein- 
gestellte Arbeitnehmer nicht mitgerechnet und die Krite- 
rien für die Sozialauswahl bei betriebsbedingten 
Kündigungen spezifiziert (Dauer der Betriebszugehörig- 
keit, Lebensalter, Unterhaltspflichten und Schwerbehin- 
derung) sowie Ausnahmen davon ausdrücklich zugelas- 
sen. Außerdem erfolgt eine gesetzliche Verankerung 
einer bisher bereits möglichen Regelung des Abfm- 
dungsanspruchs des Arbeitnehmers bei einer betriebsbe- 
dingten Kündigung. 

Diese Aspekte bedeuten nur vorsichtige Schritte hin zu 
einer Lockerung der Regelungen beim gesetzlichen 
Kündigungsschutz - nicht mehr, aber auch nicht weni- 
ger. Diese Thematik wird an anderer Stelle des Gutach- 
tens ausführlich aufgegriffen (Ziffern 677 ff). 

fVas noch getan werden muss: Reform 
des Tarifvertragsrechts 

673 . Zu den dringenden Reformmaßnahmen gehört seit 
einer geraumen Zeit die Flexibilisierung des Tarifver- 
tragsrechts. Wohlgemerkt: Es geht nicht um dessen Ab- 
schaffung, die Tarifautonomie wird grundsätzlich nicht 
in Frage gestellt. Wohl aber geht es um mehr Anpas- 
sungsflexibilität an sich ständig ändernde Herausforde- 
rungen nicht zuletzt im Zuge eines verschärften interna- 
tionalen Standortwettbewerbs. Die Tarifautonomie ist 
nicht mit einem Lohnsetzungsmonopol der Tarifver- 
tragsparteien gleichzusetzen, das wäre auf keinen Fall 
durch Artikel 9 Absatz 3 des Grundgesetzes gedeckt. 

674 . Was hier im Einzelnen dem Gesetzgeber obliegt, 
darauf hat der Sachverständigenrat seit geraumer Zeit 
beharrlich Jahr für Jahr hingewiesen und im letzten Jah- 
resgutachten erneut zusammengefasst (JG 2002 Zif- 
fern 466 ff). Verändert hat sich im Bereich des Tarifver- 
tragsrechts praktisch nichts. Umso mehr erscheint es 
erforderlich, wiederum die dringlichsten Reformmaß- 
nahmen mit allem gebotenem Nachdruck anzumahnen. 
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Im Vordergrund stehen folgende Defizite des Tarifver- 
tragsrechts: 

- Das Günstigkeitsprinzip gemäß § 4 Absatz 3 Tarif- 
vertragsgesetz (TVG) sollte neu geregelt werden. 
Nach ständiger höchstrichterlicher Rechtsprechung 
der Arbeitsgerichtsbarkeit zählt die Arbeitsplatzsi- 
cherheit nicht zu den Aspekten, die bei der Abwä- 
gung, ob sich der Arbeitnehmer bei einer Abwei- 
chung vom Tarifvertrag durch Zugeständnisse bei der 
Entlohnung oder Arbeitszeit „günstiger“ steht, einbe- 
zogen werden dürfen. Das Bundesarbeitsgericht 
spricht in seinem diesbezüglichen Urteil vom 
20. April 1999 von einem „unzulässigen Sachgrup- 
penvergleich“, es würden - so das Bundesarbeitsge- 
richt- gewissermaßen „Äpfel mit Birnen“ vergli- 
chen. Aus ökonomischen Überlegungen ist die 
Beschäftigungssicherheit explizit in die Günstigkeits- 
überlegung mit einzubeziehen (zuletzt JG 2002 
Ziffer 466). 

Man muss die Flexibilisierung des Günstigkeitsprin- 
zips nicht überziehen und dem Grundsatz folgen, 
dass generell das Gewollte das Günstige sei. Statt 
dessen könnte der Gesetzgeber prüfen, ob die indivi- 
duelle Abweichung vom Tarifvertrag zeitlich und 
quantitativ begrenzt werden sollte, und gegebenen- 
falls die Einführung einer solchen Erweiterung des 
Günstigkeitsprinzips im Hinblick auf die Arbeit- 
platzsicherheit im Gesetz zunächst einmal für einige 
Jahre befristen, um abzuwarten, inwieweit sich die 
Befürchtungen der Kritiker einer diesbezüglichen 
Flexibilisierung des Günstigkeitsprinzips bewahrhei- 
ten. 

- Die Tarifbindung bei Austritt des Unternehmens oder 
des Arbeitnehmers aus der Tarifgebundenheit gemäß 
§ 3 Absatz 3 und § 4 Absatz 5 TVG sollte auf eine 
Maximalfrist von einem halben Jahr für Entgelt- und 
Manteltarifverträge verkürzt werden. 

- Allgemeinverbindlicherklärungen von Entgelttarif- 
verträgen sollten künftig unterbleiben, ebenso wie 
„Tariftreuegesetze“, nach denen die Vergabe von öf- 
fentlichen Aufträgen von der Einhaltung von Tarif- 
verträgen abhängig gemacht wird. 

- Betriebsvereinbarungen mit nicht tarifgebundenen 
Arbeitgebern sollten von § 77 Absatz 3 Betriebsver- 
fassungsgesetz freigestellt werden. Damit können 
nicht tarifgebundene Unternehmen Betriebsvereinba- 
rungen über Arbeitsentgelte und Arbeitsbedingungen 
treffen, selbst wenn ein für die jeweilige Branche gel- 
tender Tarifvertrag dies (üblicherweise) anders be- 
stimmt. 

- Der Gesetzgeber sollte prüfen, inwieweit im Tarifver- 
tragsgesetz eine wirksame Öffnungsklausel vorge- 
schrieben werden kann, um für tarifgebundene Unter- 
nehmen auf betrieblicher Ebene Abmachungen 
treffen zu können, die von den Regelungen des Tarif- 
vertrags abweichen, es sei denn, die Tarifvertragspar- 
teien kommen diesem Erfordernis nach. Gewiss: In 


den letzten Jahren sind in zahlreichen Tarifverträgen 
Entgelt-Differenzierungsmöglichkeiten und Öff- 
nungsklauseln aufgenommen worden, und der Sach- 
verständigenrat verkennt nicht die einschlägigen Be- 
mühungen der Tarifvertragsparteien. Aber: Eine 
Reihe von Regelungen erscheint zu restriktiv und in 
ihrer Durchführung zu zeitraubend. Im Übrigen hat 
der Bundeskanzler in seiner Agenda 2010 vom 
14. März dieses Jahres entsprechende Mahnungen an 
die Tarifvertragsparteien gerichtet und andernfalls 
gesetzgeberische Schritte angekündigt. 

Mit diesen Flexibilisierungsmaßnahmen, die schon an- 
satzweise durchzusetzen für den Gesetzgeber bereits 
eine herausfordernde Aufgabe sein wird, würde das Ta- 
rifvertragsrecht den Anforderungen genügen, die sich 
ihm heutzutage stellen. Kleine Retuschen helfen kaum 
weiter, ein größerer Wurf ist erforderlich. Er sollte bald- 
möglichst in Angriff genommen werden. 

675 . Zwei Mitglieder des Rates, Jürgen Kromphardt 
und Bert Rürup, widersprechen der in Ziffer 674 vertre- 
tenen Auffassung, der Gesetzgeber solle beim Günstig- 
keitsprinzip auch explizit die Arbeitsplatzsicherheit 
einbeziehen. Der Bedarf an einer verstärkten Berück- 
sichtigung der Bedingungen in einzelnen Betrieben bei 
der Lohnfmdung ist unstrittig; diesen Bedarf aber auf 
diesem Wege Rechnung zu tragen und damit die norma- 
tive Wirkung von Tarifverträgen aufzuweichen, ist aus 
folgenden Gründen der falsche Weg: 

- In Tarifverträgen können nur verbindliche Abreden 
über die Lohnhöhe und die Arbeitszeit, nicht aber 
über die Beschäftigung getroffen werden. Würde man 
es zulassen, dass auf der betrieblichen Ebene tarifge- 
bundene Arbeitnehmer gegen die Zusage eines 
Arbeitgebers auf Weiterbeschäftigung sich bereit er- 
klären können, freiwillig zu untertariflichen Bedin- 
gungen zu arbeiten, hätten die Tarifsvertragsparteien 
letztlich keine Möglichkeit mehr, ihren Kollektivver- 
trag durchzusetzen. Die einzelnen Arbeitnehmer wür- 
den wieder in eine Abhängigkeitsposition fallen, vor 
der sie die Tarifautonomie und der Kollektivvertrag 
schützen sollen. Der kollektive Tarifvertrag würde 
seiner zentralen Ordnungs-, Friedens- und Sanktions- 
funktion und damit seiner normsetzenden Kraft be- 
raubt; er hätte nur noch Empfehlungscharakter und 
würde damit letztlich obsolet. 

- Mit dem Eintritt in eine Gewerkschaft delegiert ein 
Arbeitnehmer seine Entscheidung hinsichtlich der 
Mindestbedingungen, zu denen er bereit ist zu arbei- 
ten, an die Gewerkschaft. Diese Entscheidungsdele- 
gation kann er jederzeit durch den Austritt aus der 
Gewerkschaft widerrufen. Solange ein Arbeitnehmer 
allerdings gewerkschaftlich organisiert ist, ist er an 
die Tarifvertragsvereinbarungen einschließlich der 
einschlägigen Bestimmungen des Tarifvertragsgeset- 
zes gebunden. Daher kann er solchen Abweichungen 
von den tarifvertraglichen Regelungen zustimmen, 
die für ihn günstiger sind. Da aber seine Beschäfti- 
gung nicht im Tarifvertrag geregelt ist, kann sie. 
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solange er Gewerkschaftsmitglied ist, nicht Gegen- 
stand der Günstigkeitsabwägung sein. 

- Eine einzelvertragliche Vereinbarung mit dem Ar- 
beitgeber ist dem Arbeitnehmer, solange er Gewerk- 
schaftsmitglied ist, dann verwehrt, wenn diese Ver- 
einbarung Abweichungen von den tarifvertraglichen 
Regelungen enthält, die für ihn - gemessen an den 
dort festgelegten Größen (Entlohnung, Arbeitszeit, 
Arbeitsbedingungen) - ungünstiger sind. Will er eine 
abweichende Vereinbarung mit dem Arbeitgeber ab- 
schließen, steht es ihm frei, aus der Gewerkschaft 
auszutreten. 

Die Arbeitsplatzsicherheit sollte in die Günstigkeits- 
abwägung auch deswegen nicht einbezogen werden, 
weil durch die Möglichkeit solcher individuellen Ver- 
einbarungen die Schutzfunktion des Tarifvertrags 
auch angesichts des potentiellen personalwirtschaftli- 
chen Drucks der Arbeitgeber verloren ginge. Die Ge- 
werkschaften hätten überdies nur noch geringe Chan- 
cen, Lohnforderungen mittels Arbeitskämpfen 
durchzusetzen, da es sich für die Mitglieder nicht 
mehr lohnen würde, sich für einen Tarifabschluss zu 
engagieren oder im Arbeitskampf wirtschaftliche 
Nachteile in Kauf zu nehmen. 

- Auch Vorschläge, das Einbeziehen der Beschäftigung 
in die Günstigkeitsabwägung (zum Beispiel durch 
Beschäftigungsgarantien für eine begrenzte Zeit) 
dann zu zulassen, wenn der Betriebsrat oder ein Quo- 
rum der Belegschaftsmitglieder einer entsprechenden 
Vereinbarung mit dem Arbeitgeber zustimmen, sind 
mit dem Tarifrecht unvereinbar: Da zur Belegschaft 
üblicherweise auch nichtorganisierte Arbeitnehmer 
gehören, würden bei dieser Regelung Dritte und 
Nichtmitglieder von Gewerkschaften über Ansprüche 
von Gewerkschaftsmitgliedern entscheiden, obwohl 
sie dazu nicht legitimiert sind. Ein entsprechendes 
Vorgehen ist daher nur in dem Umfang zulässig, der 
über Öffnungsklauseln im Tarifvertrag vorgesehen 
ist. 

- Nach einhelliger juristischer Auffassung gilt der Ab- 
schluss von Tarifverträgen als die bei weitem wich- 
tigste Betätigung der Koalitionen auf dem Arbeits- 
markt. Artikel 9 Absatz 3 Grundgesetz garantiert den 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern nicht nur das 
Recht, Vereinigungen zur Wahrung und Förderung 
der Wirtschafts- und Arbeitsbedingungen zu bilden 
und diesen Koalitionen beizutreten, dieser Artikel 
schützt auch die Koalitionen als Träger der kollekti- 
ven Koalitionsfreiheit selbst. Aus diesem Grund gilt 
die Tarifautonomie als grundrechtlich geschützt. In 
ständiger Rechtsprechung betont das Bundesverfas- 
sungsgericht, dass die Tarifautonomie insofern eine 
freiheitsschützende Funktion hat, als sie darauf ange- 
legt ist, die strukturelle Unterlegenheit gerade des 
einzelnen Arbeitnehmers beim Abschluss von indivi- 
duellen Arbeitsverträgen durch kollektive Verträge 
auszugleichen. Die vorgeschlagene Änderung würde 
daher, weil sie die Tarifautonomie verletzt, nach An- 


sicht namhafter Verfassungsrechtler einer verfas- 
sungsrechtlichen Überprüfung nicht Stand halten. 

So weit die Meinung dieser Ratsmitglieder. 

2.2 Kündigungsschutz: Mehr Rechtssicherheit 
und Chancengieichheit 

676. Die Bundesregierung hat im Jahr 2003 eine Re- 
form des Kündigungsschutzes in Angriff genommen. 
Die Agenda 2010 enthielt im Hinblick auf eine Flexibili- 
sierung des Kündigungsschutzes vier Punkte: Befristet 
Beschäftigte sowie Leih- und Zeitarbeitnehmer sollten 
demnach bei Kleinbetrieben nicht auf die Obergrenze 
von fünf Beschäftigten angerechnet werden; statt auf 
Weiterbeschäftigung zu klagen, sollten Arbeitnehmer 
bei einer betriebsbedingten Kündigung die Möglichkeit 
haben, eine Abfindung in gesetzlich festgelegter Höhe 
zu wählen; Arbeitnehmervertreter und Arbeitgeber soll- 
ten verbindliche Kriterien für die Sozialauswahl festle- 
gen können; Existenzgründer sollten befristete Arbeits- 
verhältnisse für vier Jahre abschließen können. Diese 
Vorhaben wurden in den folgenden Monaten von der 
Bundesregierung konsequent und zügig umgesetzt. Am 
26. September 2003 verabschiedete der Deutsche Bun- 
destag das „Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt“, in 
dessen Artikel 1 Änderungen des Kündigungsschutzes 
aufgeführt werden, die sich unter anderem auf eine Ein- 
grenzung der Kriterien der Sozialauswahl (Dauer der 
Betriebszugehörigkeit, Lebensalter, Unterhaltspflichten 
und Schwerbehinderung des Arbeitnehmers), die Rege- 
lung eines Abfindungsanspruchs bei betriebsbedingter 
Kündigung, den Interessenausgleich zwischen Arbeitge- 
ber und Betriebsrat sowie die Modifikation des Schwel- 
lenwerts beziehen (Ziffer 253). 

Diese Reformen stellen einen behutsamen Schritt hin zu 
einer Flexibilisierung des gesetzlichen Kündigungs- 
schutzes dar. Einige Vorschläge, die der Sachverständi- 
genrat zur Diskussion gestellt hatte, sind in der Tat auf- 
gegriffen worden (JG 2002 Ziffern 469 ff). Gleichwohl 
bleiben noch Flexibilisierungspotentiale beim gesetzli- 
chen Kündigungsschutz ungenutzt, und einige Regelun- 
gen bedürfen noch wichtiger Ergänzungen und Modifi- 
kationen. Daher greift der Sachverständigenrat erneut 
dieses Thema auf und stellt weiterführende Reformvor- 
schläge zur Diskussion. 

Im Folgenden wird zunächst die Problematik des gelten- 
den Kündigungsschutzrechts dargestellt und dabei der 
Frage nachgegangen, inwieweit von den herrschenden, 
durch das Richterrecht weiterentwickelten Regelungen 
des Kündigungsschutzes unerwünschte Wirkungen auf 
den Arbeitsmarkt ausgehen. Dann folgen mehr grund- 
sätzliche ökonomische Überlegungen zum Kündigungs- 
schutz, nämlich ob es des gesetzgeberischen Eingriffs 
bedarf und anhand welcher Kriterien dieser gegebenen- 
falls gestaltet sein sollte. Schließlich wird ein Reform- 
vorschlag des Sachverständigenrates zur Diskussion ge- 
stellt, der zu mehr Sicherheit beim Kündigungsrecht 
beitragen und den Arbeitslosen mehr Beschäfti- 
gungschancen eröffnen soll. 
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Die Problematik des geltenden 
Kündigungsschutzrechts 

Die bisherige Gesetzeslage 

677 . Dem Kündigungsrecht und Kündigungsschutz- 
recht kommt die Aufgabe zu, verfassungsrechtlich ge- 
schützte Belange beider Vertragsparteien in Einklang zu 
bringen. Einer unbegrenzten Kündigungsfreiheit des Ar- 
beitgebers steht nach herrschender Rechtsauffassung das 
Gebot der Sozialstaatlichkeit gemäß Artikel 20 Absatz 1 
Grundgesetz gegenüber, welches den Arbeitnehmer vor 
grundlosen oder willkürlichen Kündigungen schützt, 
und ebenso der Gleichheitsgrundsatz (Artikel 3 Grund- 
gesetz) sowie das Recht, den Arbeitsplatz und die Aus- 
bildungsstätte frei wählen zu können (Artikel 12 
Absatz 1 Grundgesetz). Dem Arbeitgeber ist anderer- 
seits ein gewisses Maß an Kündigungsfreiheit zuzubilli- 
gen und zwar aufgrund der verfassungsmäßig geschütz- 
ten Vertrags- und Berufsfreiheit sowie der 
Eigentumsgarantie (Artikel 2 Absatz 1, Artikel 12 Ab- 
satz 1 und Artikel 14 Grundgesetz). 

Kündigung ist die empfangsbedürftige Willenserklärung 
einer Vertragspartei, das Arbeitsverhältnis (einseitig) zu 
beenden. Der Normalfall besteht in der ordentlichen 
Kündigung, bei der regelmäßig bestimmte Fristen einzu- 
halten sind (§§ 621, 622 Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB)), während diese Fristenregelung nicht für außer- 
ordentliche Kündigungen gilt (§ 626 BGB). Die Ver- 
tragsparteien können jederzeit die Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses in einem Aufhebungsvertrag verein- 
baren. 

Zu unterscheiden ist zwischen dem ,, allgemeinen “ und 
dem ,, besonderen“ Kündigungsschutz. Der allgemeine 
Kündigungsschutz ist im Kündigungsschutzgesetz 
(KSchG) geregelt. Von ihm sind seit dem Jahr 1999 
Kleinunternehmen mit bis zu fünf Arbeitnehmern befreit 
(von 1996 bis 1998 waren es zehn, davor ebenfalls fünf 
Arbeitnehmer). Der gesetzliche Kündigungsschutz gilt 
erst ab einer ununterbrochenen Betriebszugehörigkeits- 
dauer des Arbeitnehmers von länger als sechs Monaten 
im selben Unternehmen. Der besondere Kündigungs- 
schutz bezieht sich auf bestimmte Arbeitnehmergruppen 
(im Wesentlichen Mutterschutz, Schwerbehinderten- 
schutz und Schutzvorschriften für betriebsverfassungs- 
rechtliche Funktionsträger) und ist in den diese Tatbe- 
stände betreffenden Gesetzen geregelt. 

Die Wirksamkeit einer arbeitgeberseitigen ordentlichen 
Kündigung setzt voraus, dass sie sozial gerechtfertigt ist, 
das heißt, dass einer der in § 1 Absatz 2 Kündigungs- 
schutzgesetz genannten Gründe vorliegt, nämlich perso- 
nenbedingte Gründe (beispielsweise unzureichende kör- 
perliche oder geistige Eignung), verhaltensbedingte 
Gründe (beispielsweise Vertragsverletzungen oder Ver- 
stöße gegen die betriebliche Ordnung) oder betriebsbe- 
dingte Gründe (Wegfall des bisherigen Arbeitsplatzes 
ohne Weiterbeschäftigungsmöglichkeit im selben Unter- 
nehmen). Eine betriebsbedingte Kündigung ist selbst bei 
dringenden betrieblichen Erfordernissen unwirksam, 
weil sozial ungerechtfertigt, wenn der Arbeitgeber bei 
der Auswahl des zu kündigenden Arbeitnehmers soziale 


Gesichtspunkte nicht oder nicht ausreichend berücksich- 
tigt hat. Die Gründe für die jeweils getroffene Sozialaus- 
wahl sind auf Verlangen des Arbeitnehmers anzugeben, 
der Nachweis einer unstatthaften Sozialauswahl liegt 
beim Arbeitnehmer (§ 1 Abs. 3 KSchG). 

Zusätzlich zu diesen Kündigungsgründen ,, an sich “ 
prüft die Arbeitsgerichtsbarkeit nicht nur, ob die Kündi- 
gung „verhältnismäßig“ ist, wobei in einer umfassen- 
den, in ihren Kriterien unbestimmten Einzelabwägung 
alle Umstände des konkreten Einzelfalls gewürdigt wer- 
den, sondern zudem, ob die Kündigung wirklich das 
letzte Mittel darstellt („ ultima ratio-Prinzip “) und ob 
angesichts der gegebenen Umstände eine Weiterbeschäf- 
tigung tatsächlich unmöglich (etwa bei Krankheit) oder 
unzumutbar (etwa bei Zerrüttung des Arbeitsverhältnis- 
ses) erscheint („Prognoseprinzip“). 

678 . Die gesetzlichen Kündigungsschutzvorschriften 
müssen im Zusammenhang mit den rechtlichen Mög- 
lichkeiten gesehen werden, einen Arbeitsvertrag einmal 
oder mehrmals zeitlich zu befristen, weil damit für den 
Arbeitgeber prinzipiell eine Ausweichmöglichkeit vom 
Kündigungsschutz eröffnet wird. Die Befristung von Ar- 
beitsverträgen wird durch das Teilzeit- und Befristungs- 
gesetz (TzBfG) gesetzlich geregelt, in Tarifverträgen 
können indes längere Fristen vereinbart werden. 

Nach diesem Gesetz können Arbeitsverträge bis zu einer 
Dauer von zwei Jahren befristet werden, ohne dass dafür 
ein sachlicher Grund vorliegen muss (innerhalb dieses 
Zeitraums ist eine höchstens dreimalige Verlängerung 
desselben Arbeitsvertrags zulässig). Für eine zeitlich 
längere Befristung muss ein sachlicher Grund vorliegen, 
wofür § 14 Absatz 1 Ziffer 1 bis 8 Teilzeit- und Befris- 
tungsgesetz Beispiele nennt (unter anderen Gründen: nur 
befristeter Bedarf an der Arbeitsleistung, Eigenart der 
Arbeitsleistung, haushaltsrechtliche Vorgaben). Arbeit- 
nehmer im Alter von über 52 Jahren können generell be- 
fristet eingestellt werden, es sei denn, der befristete 
Arbeitsvertrag stünde in einem sachlich engen Zusam- 
menhang mit einem vorherigen unbefristeten Vertrag, 
diese Möglichkeit gilt bis Ende des Jahres 2006. 

Die Kritik und ihre Beurteilung 

679 . Die gesetzlichen Kündigungsschutzregelungen 
sind sowohl von juristischer als auch von ökonomischer 
Seite verstärkt in die Kritik geraten. 

Zunächst werden dem Kündigungsschutz beschäfti- 
gungshemmende Wirkungen vorgeworfen. Damit erhebt 
sich die Frage, inwieweit ein flexiblerer Kündigungs- 
schutz positive Beschäftigungswirkungen hat. Die Be- 
antwortung dieser Frage ist sowohl aus Sicht der ökono- 
mischen Theorie als auch der empirischen 
Wirtschaftsforschung nicht einfach. 

Aus theoretischer Sicht gehen vom Kündigungsschutz 
im Hinblick auf die Beschäftigung gegenläufige Effekte 
aus, welche eine Einschätzung des Nettoeffekts erforder- 
lich machen. Auf der einen Seite mag ein rigoroser Kün- 
digungsschutz dazu führen, dass Arbeitnehmer aufgrund 
der damit einhergehenden höheren Arbeitsplatzsicherheit 
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eher bereit sind, in betriebsspezifisches Humankapital zu 
investieren und sich ganz allgemein mit den Interessen 
des Unternehmens zu identifizieren; beides bewirkt ten- 
denziell eine höhere Arbeitsproduktivität und geringere 
Entlassungen. Auf der anderen Seite mag ein weit ge- 
fasster Kündigungsschutz - insbesondere der besondere 
Kündigungsschutz für spezielle Gruppen von Arbeitneh- 
mern - eine Einstellungsbarriere für Arbeitslose darstel- 
len, weil Unternehmen fürchten, die neueingestellten 
Arbeitnehmer bei sich verschlechternder Wirtschaftslage 
nur sehr schwer entlassen zu können, und deshalb vor- 
zugsweise eine höhere Anzahl von Überstunden ableis- 
ten lassen. 

Den Nettoeffekt dieser und anderer Einflüsse des Kündi- 
gungsschutzes in wissenschaftlich fundierten empiri- 
schen Studien herauszuflnden, ist mit erheblichen Pro- 
blemen behaftet, weil dafür im Idealfall eigentlich ein 
Vergleich zweier zeit- und ortsgleicher Zustände erfor- 
derlich wäre, nämlich einerseits die bekannte Situation 
mit einem rigiden Kündigungsschutz und andererseits 
die unbekannte, weil hypothetische Situation eines fle- 
xiblen Kündigungsschutzes, wohlgemerkt in demselben 
Land und zum selben Zeitpunkt. 

Um trotz der Unmöglichkeit, die idealen Ausgangsbedin- 
gungen in Form der kontrafaktischen Situation zu 
gewinnen, dennoch zu methodisch abgesicherten empiri- 
schen Aussagen zu gelangen, bieten sich zwei Mög- 
lichkeiten an. Wenn sich erstens die Regelungen bezüg- 
lich des Kündigungsschutzes im Zeitablauf verändert 
haben, dann ist es unter bestimmten methodischen Vor- 
aussetzungen möglich, die daraus resultierenden Be- 
schäftigungseffekte abzuschätzen, nämlich sofern den 
sich im Zeitablauf eventuell geänderten sonstigen Ein- 
flussfaktoren auf die Beschäftigung angemessen Rech- 
nung getragen wird. Die zweite Möglichkeit wählt einen 
anderen Weg, indem in einem internationalen Vergleich 
die Arbeitsmarktsituationen zwischen Ländern vergli- 
chen werden, die sich durch die Flexibilität der Kündi- 
gungsschutzregelungen signifikant unterscheiden, um 
dann Rückschlüsse auf den kausalen Effekt eines flexib- 
leren Kündigungsschutzes zu ziehen. Allerdings müssen 
alle wichtigen sonstigen unterschiedlichen länderspezi- 
flschen Einflussfaktoren auf die Arbeitsmarktsituation 
hinreichend in die Berechnung des Beschäftigungseffekts 
eingehen. Erschwerend kommt hinzu, dass die zur Rede 
stehende Variable ,, Rigidität des Kündigungsschutzes“ 
quantifiziert werden muss. Dies stellt angesichts einer 
Fülle von rechtlichen Regelungen und divergierenden 
Einschätzungen der Arbeitsgerichtsbarkeit eine schwie- 
rige Aufgabe dar, beispielsweise in Form des Problems 
einer möglichst objektivierten Gewichtung unterschied- 
licher institutioneller Arrangements in den einzelnen be- 
trachteten Ländern (JG 2002 Ziffern 348 und 470). 

Welche Methodik auch immer angewandt werden mag, 
es allein bei der Analyse der Kündigungsschutzregeln zu 
belassen, ist jedoch nicht hinreichend. Unterschiedliche 
institutioneile Hemmnisse auf Arbeitsmärkten und Gü- 
termärkten sind nicht unabhängig voneinander, sie kön- 
nen sich gegenseitig verstärken (JG 2002 Ziffer 357). 
Mit anderen Worten, nur partielle Reformen an einer 
einzigen Stellschraube mögen unwirksam, im Extremfall 


sogar kontraproduktiv sein. Wichtig ist für die Analyse 
der Beschäftigungswirkungen von institutioneilen Rigi- 
ditäten ferner, dass ihr ökonomisch sinnvolle Zeiträume 
zugrunde liegen. In ökonomisch „guten“ Zeiten sind Re- 
gulierungen oft nicht weiter hinderlich; es macht mithin 
wenig Sinn, etwa auf die sechziger Jahre in West- 
deutschland zu verweisen, um die Nachteile von Regu- 
lierungen zu bestreiten. Vielmehr treten die beschäfti- 
gungsfeindlichen Effekte institutioneller Hemmnisse 
vielfach erst in „schlechten“ Zeiten auf, wenn sie näm- 
lich Hand in Hand mit wirtschaftlichen Störungen ge- 
hen, welcher Art diese auch immer sein mögen. 

Vor dem Hintergrund dieser methodischen Problem- 
skizze können die meisten ökonometrischen Studien 
zwar kaum nennenswerte Effekte unterschiedlicher Kün- 
digungsschutzregelungen auf die gesamtwirtschaftliche 
Beschäftigung belegen, wohl aber auf die Verteilung der 
Dauer der Arbeitslosigkeit auf bestimmte Personengrup- 
pen. Mit der Stringenz des Kündigungsschutzes geht 
sehr häufig ein signifikant höherer Anteil der Langzeit- 
arbeitslosigkeit einher. Außerdem steigen aufgrund des 
Schutzes der Arbeitsplatzbesitzer die Arbeitskosten, und 
des Weiteren liegt empirische Evidenz dafür vor, dass im 
internationalen Vergleich höhere Abfindungszahlungen 
mit höheren Arbeitslosenquoten verbunden sind. Ein 
Grund für den geringen Einfluss unterschiedlicher Kün- 
digungsschutzregulierungen auf die gesamtwirtschaftli- 
che Anzahl der Beschäftigten mag auch in betrieblichen 
Ausweichreaktionen liegen. So nehmen beispielsweise 
Unternehmen in Deutschland - im Gegensatz etwa zu 
den Vereinigten Staaten - bei notwendigen Anpassungen 
des Arbeitsvolumens eher eine Variation der Arbeitszeit 
als eine Veränderung der Anzahl der Beschäftigten vor. 

680 . Sodann wird kritisiert, dass der Kündigungsschutz 
eine Erstarrung des hiesigen Arbeitsmarkts oder zumin- 
dest dessen zu geringe Dynamik verursacht, denn es sei 
hierzulande außerordentlich schwierig, zeitaufwändig 
und kostenträchtig, notwendige Entlassungen vorzuneh- 
men, seien diese betriebsbedingt, verhaltensbedingt oder 
personenbedingt. Dieser pauschale Vorwurf lässt sich im 
Hinblick auf die tatsächlichen Fluktuationsvorgänge auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt indessen nur bedingt erhär- 
ten. Im Jahr 2002 wurden rund 3,8 Millionen Zugänge 
aus einer Erwerb Stätigkeit in die Arbeitslosigkeit regist- 
riert. In diesen Angaben sind freilich nicht nur Entlas- 
sungen enthalten, sondern zudem arbeitnehmerseitige 
und beiderseits einvemehmliche Kündigungen. 

Auf der Grundlage des „lAB-Betriebspanels“ ergeben 
sich für das Jahr 2002 Anteile von Kündigungen durch 
den Betrieb an der Gesamtzahl aller Personalabgänge 
von 25 vH und 31 vH für Westdeutschland beziehungs- 
weise Ostdeutschland, während sich die entsprechenden 
Zahlen für arbeitnehmerseitige Kündigungen auf 34 vH 
und 15 vH beliefen. Kündigungen durch den Betrieb sin- 
ken allgemein mit zunehmender Betriebsgröße und er- 
reichten mit 46 vH in Westdeutschland und 67 vH in Ost- 
deutschland Spitzenwerte im Baugewerbe. Nach 
Angaben einer Erhebung, bei der von Juli bis Septem- 
ber 2001 rund 2 400 Personen befragt wurden, die im 
Zeitraum zwischen September 1999 und Novem- 
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her 2000, also in einem durch eine günstige wirtschaftli- 
che Entwicklung geprägten Zeitraum, ein Arbeitsver- 
hältnis beendet hatten, entfielen 39 vH aller formellen 
Beendigungen des Arbeitsverhältnisses auf Eigenkündi- 
gungen der Arbeitnehmer und 32 vH auf Arbeitgeber- 
kündigungen, in 20 vH der Fälle endete eine Befristung. 
Ebenfalls nach Angaben der gekündigten Personen wa- 
ren rund zwei Drittel der Arbeitgeberkündigungen be- 
triebsbedingt. Bei der Interpretation dieser Angaben ist 
indes zu berücksichtigen, dass sie auf Antworten allein 
der Gekündigten beruhen (die verhaltensbedingte Kün- 
digungsgründe möglicherweise ungern angeben) und in 
einer Phase eines Beschäftigungsaufbaus erhoben wur- 
den (zwischen September 1999 und November 2000 
stieg die Anzahl der Beschäftigten gesamtwirtschaftlich 
um etwa 700 000 Personen). 

Diese Angaben geben allerdings keine Auskunft darü- 
ber, ob die Fluktuationsvorgänge auf dem deutschen Ar- 
beitsmarkt den Anforderungen eines flexiblen Arbeits- 
markts genügen, dazu sind internationale Vergleiche 
hilfreich. 

Wie aus einer Studie der OECD aus dem Jahr 1999 her- 
vorgeht, gehen rigidere Kündigungsschutzbestimmun- 
gen mit einer geringeren Fluktuation auf dem Arbeits- 
markt einher: Das Risiko, arbeitslos zu werden, sinkt, 
aber die Dauer der Arbeitslosigkeit und die der Betriebs- 
zugehörigkeit steigen, mit anderen Worten, der Kündi- 
gungsschutz begünstigt die Beschäftigten. Damit wird 
nicht nur die Chancen der Arbeitslosen auf Beschäfti- 
gung beeinträchtigt, es werden zudem Effizienzgewinne 
vertan, weil - etwa aufgrund der Sozialauswahl - pro- 
duktivere Beschäftigte, die nicht darunter fallen, entlas- 
sen werden müssen. Deutschland gehört nach den Er- 
gebnissen der OECD-Studie zu den Ländern mit 
stringentem Kündigungsschutz, so dass vor diesem Hin- 
tergrund die Vermutung nicht von der Hand zu weisen 
ist, dass trotz aller Fluktuation auf dem deutschen Ar- 
beitsmarkt dessen Dynamik durch den hiesigen Kündi- 
gungsschutz gebremst wird. Insoweit entbehren diesbe- 
zügliche Schuldzuweisungen nicht einer gewissen 
Berechtigung. Wie ferner eine Studie des Zentrums für 
Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim, 
zeigt, führte die Heraufsetzung des Schwellenwerts für 
die Gültigkeit des Kündigungsschutzgesetzes von fünf 
auf zehn Personen zwischen den Jahren 1996 und 1998 
bei den betroffenen Unternehmen zu einer signifikanten 
Abnahme des Anteils befristeter Arbeitsverträge zu 
Gunsten von Dauerarbeitsverhältnissen; die Evaluation 
des Beschäftigungseffekts erwies sich angesichts des 
kleinen Zeitfensters dieser Lockerung des Kündigungs- 
schutzes als methodisch nicht durchführbar. 

681 . Schließlich richtet sich die Kritik am geltenden 
Kündigungsrecht auf die heutzutage herrschende 
Rechtsunsicherheit, weil der Ausgang von Kündigungs- 
schutzprozessen nicht prognostizierbar sei, wobei dies 
sowohl auf betriebsbedingte, vor allem aber - unter an- 
derem wegen der schwierigen, dem Arbeitgeber einsei- 
tig aufgebürdeten Beweislast- auf personenbedingte 
und auf verhaltensbedingte Kündigungen zuträfe. 


Ursprünglich verlangte die Zielsetzung des Kündigungs- 
schutzgesetzes des Jahres 1951 nur, dass die Kündigung 
sachlich begründet sein müsse. So heißt es in der Be- 
gründung des Regierungsentwurfs aus dem Jahr 1951: 
Das Gesetz wendet sich nicht gegen Entlassungen, die 
aus triftigem Grund erforderlich sind, sondern „lediglich 
gegen solche Kündigungen, die hinreichender Begrün- 
dung entbehren und deshalb als eine willkürliche Durch- 
schneidung des Bandes der Betriebszugehörigkeit 
erscheinen.“ Im Jahr 1972 wurde die Bestimmung ein- 
gefügt, dass bei einem Widerspruch des Betriebsrats 
gegen die Kündigung (und nur dann) eine Kündigung 
ungerechtfertigt sei, wenn die Möglichkeit der Weiterbe- 
schäftigung des Arbeitnehmers an einem anderen Ar- 
beitsplatz in dem Unternehmen besteht (§ 1 Abs. 2 
Nr. Ib KSchG). 

Allerdings enthält der gesetzliche Kündigungsschutz 
zahlreiche Generalklauseln und unbestimmte Rechtsbe- 
griffe, wie beispielsweise die Vorschrift in § 1 Absatz 3 
Kündigungsschutzgesetz, dass bei betriebsbedingten 
Kündigungen „soziale Gesichtspunkte“ berücksichtigt 
werden müssen. 

Damit hat der Gesetzgeber die Aufgabe, den Kündi- 
gungsschutz rechtsanwendbar zu gestalten, zu einem be- 
achtlichen Teil an die Arbeitsgerichtsbarkeit delegiert. 
Das deutsche Kündigungsschutzrecht ist weitgehend 
richterrechtlich geprägt. Dieser Umstand gäbe weniger 
Anlass zur Beanstandung, hätte die Rechtsprechung den 
Kündigungsschutz im Laufe der Jahrzehnte in einigen 
Bereichen nicht über die Normzwecke des Gesetzgebers 
durch zahlreiche richterrechtliche Generalklauseln (bei- 
spielsweise das „Prognoseprinzip“, das „ultima-ratio- 
Prinzip“ und die jeweils zu treffende „umfassende Inter- 
essenabwägung“) hinaus ausgebaut. Die Kompliziertheit 
der richterrechtlich errichteten Kündigungsschranken 
bewirkt, dass dieses Rechtsgebiet selbst für Fachleute 
- nach eigenem Bekunden - in hohem Maße undurch- 
sichtig geworden ist. Es kommt hinzu, dass das Arbeits- 
verhältnis von der Arbeitsgerichtsbarkeit in zunehmen- 
dem Maße als Rechtsverhältnis interpretiert wird, dessen 
Auflösung dem für unsere Rechtsordnung konstitutiven 
Grundsatz prinzipiell zuwiderlaufe, wonach einmal ge- 
schlossene Verträge grundsätzlich einzuhalten und zu er- 
füllen seien. Vor diesem Hintergrund erscheint es dann 
nur folgerichtig, dass eine Kündigung von der Arbeits- 
gerichtsbarkeit im Zweifel als ein Vertragsverstoß ange- 
sehen wird, für dessen Berechtigung - und hierin liegt 
das ökonomische Problem - die der Prüfung zugrunde 
liegende Messlatte hoch anzulegen ist. Aus dem vom 
Gesetzgeber seinerzeit gewollten „Willkürverbot“ er- 
folgt eine Umdeutung seitens der Rechtsprechung zum 
Grundsatz der Kündigung als einem wirklich allerletzten 
Mittel. 

In diesem Zusammenhang wird in weiten Teilen der ar- 
beitsrechtswissenschaftlichen Literatur beklagt, dass 
auch das Bundesverfassungsgericht mittlerweile den Be- 
standsschutz des Arbeitsverhältnisses Übergewichte, zu 
Lasten der Arbeitsplatzsuchenden. Noch im Jahr 1982 
habe das Bundesverfassungsgericht - es ging seinerzeit 
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um die Klage freier Mitarbeiter beim Westdeutschen 
Rundfunk auf ein festes Arbeitsverhältnis - einerseits 
den arbeitsrechtlichen Bestandsschutz als Ausdruck der 
Verwirklichung des Sozialstaatsprinzips anerkannt, an- 
dererseits aber auch darauf aufmerksam gemacht, dass 
dieser Schutz die Chancen derjenigen verschlechtere, 
welche einen Arbeitsplatz erhalten möchten, ln den Jah- 
ren danach sei in der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichtes jedoch an die Stelle der Freiheit zur Wahl 
des Arbeitsplatzes als Schutzpflicht des Staates zuneh- 
mend ein Recht an dem gewählten Arbeitsplatz gesetzt 
worden, obwohl das Ziel des Schutzes der bereits im Be- 
ruf Tätigen nicht Beschränkungen des Berufszugangs 
für Außenstehende rechtfertigen könne. 

682 . Diese Weiterentwicklung des Kündigungsschut- 
zes durch die Arbeitsgerichtsbarkeit hat beachtliche 
Konsequenzen für die betriebliche Praxis. Bei einer be- 
triebsbedingten Kündigung muss der Arbeitgeber bei 
Streitigkeiten gerichtsverwertbar nachweisen, dass die 
Arbeitskraft des Gekündigten beispielsweise aufgrund 
von Rationalisierungsmaßnahmen tatsächlich nicht mehr 
benötigt wird, ferner dass es in seinem Unternehmen 
keinen Arbeitsplatz gibt, auf dem der Arbeitnehmer 
- gegebenenfalls nach Fortbildungsmaßnahmen (auf 
Kosten des Unternehmens) - weiterbeschäftigt werden 
kann, oder ein solcher zum Ablauf der Kündigungsfrist 
nicht frei wird, und dass es wirklich nicht möglich ist, 
durch Abbau von Überstunden oder Leiharbeit einen Er- 
satzarbeitsplatz zu schaffen. Analoges gilt für personen- 
bedingte und verhaltensbedingte Kündigungen nach dem 
vom Bundesarbeitsgericht über das Gesetz hinaus entwi- 
ckelten „ultima-ratio“-Prinzip. Der Arbeitgeber muss bei 
verhaltsbedingten Kündigungen gerichtsverwertbar 
nachweisen, dass ihm durch das Verhalten des Arbeit- 
nehmers tatsächlich ein Schaden entstanden ist, der eine 
Kündigung rechtfertigt, und er muss dem Arbeitsgericht 
die geltend gemachte dauerhafte Zerrüttung des Arbeits- 
verhältnisses, dessen Fortsetzung für ihn nicht zumutbar 
sei, glaubhaft machen. Diese angehäufte Beweispflicht 
des Arbeitgebers kann insbesondere bei kleinen Unter- 
nehmen zu schwer zu bewältigenden Lasten führen und 
vor an sich geplanten Neueinstellungen abschrecken. 
Darin mag eine Rechtfertigung für solche Schwellen- 
werte und deren Erhöhung gesehen werden (JG 2002 
Ziffer 471). 

Die bei Kündigungsschutzprozessen bestehende Rechts- 
unsicherheit veranlasst viele gekündigte Arbeitnehmer, 
vor Gericht zu gehen, um eine Weiterbeschäftigung ein- 
zuklagen oder zumindest eine Abfindungszahlung her- 
auszuhandeln. Selbst wenn - wie im Fall einer gerecht- 
fertigten betriebsbedingten Kündigung einzelner 
Arbeitnehmer ohne eine Sozialplanregelung - kein An- 
spruch auf eine Abfindung besteht, kommt wegen der 
unklaren und schwierigen Beweislage oft genug doch 
eine Vereinbarung über eine Abfindung zustande. Ohne- 
hin ist schwer vermittelbar, warum bei einer wirksamen 
betriebsbedingten Kündigung im Rahmen einer Be- 
triebsänderung der betroffene Arbeitnehmer häufig über- 
haupt eine Sozialplanabfindung erhält, während ein Ar- 
beitnehmer bei einer betriebsbedingten Einzelmaßnahme 


keinen Abfmdungsanspruch besitzt. Ermuntert und un- 
terstützt wird der klagende Arbeitnehmer dabei durch 
eine beachtliche „Kündigungsdienstleistungsbranche“, 
also von Anwälten des Arbeitsrechts beziehungsweise 
von Rechtsschutzversicherungen. Dies „lohnt“ sich für 
den Arbeitnehmer selbst in wenig aussichtsreichen Fäl- 
len, denn Unternehmen treten angesichts der Rechtsunsi- 
cherheit häufig die Flucht nach vorne an und kaufen sich 
mit Hilfe von Abfindungszahlungen - ohne dazu ver- 
pflichtet zu sein - von diesen Streitigkeiten frei. Das 
Verfahren vor dem Arbeitsgericht kann längere Zeit in 
Anspruch nehmen und wenn der Arbeitnehmer obsiegt, 
muss der Arbeitgeber ihn nicht nur weiterbeschäftigen, 
sondern ihm für die gesamte Dauer des Verfahrens das 
Arbeitsentgelt nachentrichten. So gesehen hat sich das 
Kündigungsrecht hierzulande zu einem Abfindungshan- 
del entwickelt, zumal sich kleine und mittlere Unterneh- 
men keine Rechtsabteilung, Anwaltskosten und Ge- 
richtstermine leisten können, vor allem dann, wenn 
betriebsbedingte Kündigungen in ohnehin schwierigen 
wirtschaftlichen Phasen vorgenommen werden. 

683 . Inwieweit kann die vorgetragene Kritik im Hin- 
blick auf die mangelnde Rechtssicherheit und deren Fol- 
gen quantitativ untermauert werden? Trotz der für das 
einzelne Unternehmen vorherrschenden Prognoseunsi- 
cherheit über die Einzelfallentscheidung von Arbeitsge- 
richten können für die Gesamtheit der Kündigungs- 
schutzklagen und ihrer Kostenwirkungen ansatzweise 
einige Größenordnungen abgeschätzt werden, ohne dass 
damit der Anspruch auf für die einzelnen Unternehmen 
relevante Prognosehilfen erhoben wird. 

Im Jahr 2001 haben die Arbeitsgerichte etwa 266 000 Kün- 
digungsschutzklagen erledigt, einschließlich der Beru- 
fungsverfahren vor den Landesarbeitsgerichten. Rund 
68 vH der Verfahren vor den Arbeitsgerichten, bei denen 
es um Streitigkeiten über den Bestand des Arbeitsver- 
hältnisses (§ 61a Arbeitsgerichtsgesetz) ging -davon 
bildeten Kündigungen den weit überwiegenden Streitge- 
genstand - wurden innerhalb eines Vierteljahres, etwa 
86 vH innerhalb eines halben Jahres abgeschlossen, nur 
etwa 2 vH dauerten länger als ein Jahr. Bezieht man die 
Anzahl der erledigten Kündigungsschutzklagen auf die 
der Entlassungen, so ergibt sich für das Jahr 2001 eine 
Größenordnung von 27 vH; diese Zahl ist seit dem 
Jahr 1992 nicht unwesentlich gestiegen. Dies sind be- 
achtliche Größenordnungen, wobei erschwerend hinzu- 
kommt, dass ein Teil der Streitigkeiten erst gar nicht vor 
den Arbeitsgerichten ausgetragen, sondern im Vorfeld 
mit Hilfe von Abfmdungsleistungen der Unternehmen 
beigelegt wird. Im Hinblick auf Abfindungszahlungen 
ermittelte eine neue Studie des Forschungsinstituts zur 
Zukunft der Arbeit (IZA), Bonn, auf der Basis der Daten 
des Sozio-oekonomischen Panels für die Zeitperiode der 
Jahre 1991 bis 1998, dass in Deutschland immerhin rund 
ein Drittel aller entlassenen Arbeitnehmer eine Abfin- 
dung erhielt, deren durchschnittliche Höhe sich bei indi- 
viduellen Entlassungen in Westdeutschland im Durch- 
schnitt auf über 9 000 Euro belief (Ostdeutschland: rund 
5 400 Euro); pro Jahr der Betriebszugehörigkeit wurden in 
Westdeutschland etwa 60 vH eines Monatseinkommens 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-387- 


Drucksache 15/2000 


gezahlt (Ostdeutschland: 40 vH). Diese Prozentzahlen 
erhöhten sich in Deutschland auf im Durchschnitt 89 vH 
für Großunternehmen mit mehr als 2 000 Beschäftigten. 
Bei Massenentlassungen stiegen die Beträge in West- 
deutschland auf über 13 200 Euro an, in Ostdeutschland 
fielen sie leicht auf rund 5 100 Euro. Auch diese Anga- 
ben reflektieren die hohen Abfmdungskosten. 

Grundsätzliche Überlegungen aus ökonomischer Sicht 

684 . Aus ökonomischer Sicht ist zunächst klärungsbe- 
dürftig, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang es 
bei der Beendigung von Arbeitsverhältnissen eines staat- 
lichen Eingriffs in die individuelle Vertragsfreiheit be- 
darf. Ein Eingriff des Staates bei der Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen versteht sich nicht von selbst. 
Überließe man die Gestaltung von Arbeitsverträgen aus- 
schließlich den individuellen Vertragsparteien, so ginge 
dies keinesfalls mit einem ungezügelten Heuern und 
Feuern einher. Dies zeigen die Erfahrungen anderer Län- 
der mit einem geringeren Kündigungsschutzniveau, wie 
etwa der Vereinigten Staaten, wo nach empirischen Stu- 
dien die Mehrzahl der Beschäftigungsverhältnisse trotz 
hoher Fluktuation ebenfalls durch eine erhebliche Stabi- 
lität gekennzeichnet ist. Aus guten Gründen entsprechen 
stabile Beschäftigungsverhältnisse vielfach den Präfe- 
renzen von Unternehmen und Arbeitnehmern, insbeson- 
dere wenn beide Parteien in das betriebsspezifische Hu- 
mankapital investieren oder sich die Effizienz der 
Arbeitsleistung erhöht, wenn Arbeitnehmer vor Willkür- 
maßnahmen geschützt oder die Transaktionskosten der 
Neubesetzung eines Arbeitsplatzes hoch sind. Des ge- 
setzgeberischen Zwangs bedarf es so gesehen eigentlich 
nicht. Allerdings mögen diese Überlegungen in erster 
Linie für qualifizierte Arbeitnehmer gelten, während ge- 
ring qualifizierte Beschäftigte eher eine hohe Fluktuati- 
onsrate aufweisen. 

685 . Die Rechtfertigung eines allgemeinen Kündi- 
gungsschutzes könnte - neben dem Schutz etwa für ge- 
ring qualifizierte Arbeitnehmer oder andere Problem- 
gruppen auf dem Arbeitsmarkt - am ehesten aus der 
Schutzwürdigkeit einer der beiden Vertragsparteien her- 
geleitet werden, nämlich dann, wenn diese bei individu- 
eller Vertragsfreiheit nicht oder unvollständig gewähr- 
leistet wäre. Eine ausgeprägte Schutzwürdigkeit des 
Arbeitnehmers wird vor allem in der Besonderheit des 
Arbeitsvertrags und in einer ungleichen Machtverteilung 
zwischen Unternehmen und Arbeitnehmer gesehen. 

Arbeitsverträge gehen für viele, wenn nicht sogar für die 
überwiegende Anzahl der Arbeitnehmer in ihrer Bedeu- 
tung weit über einen normalen „Kaufvertrag: Arbeit ge- 
gen Entgelt“ hinaus. Sie bilden in der Regel die wirt- 
schaftliche Existenzgrundlage, und viele Arbeitnehmer 
investieren in ein soziales und gesellschaftliches Um- 
feld. Die Sicherheit des Arbeitsplatzes genießt bei den 
meisten Bürgern eine sehr hohe Priorität, wenn sie ihr 
individuelles Wohlergehen einschätzen. Daraus folgt ein 
von der Gesellschaft gewollter angemessener Bestands- 
schutz der Arbeitsverhältnisse. Insbesondere in Zeiten 
hoher Arbeitslosigkeit bürdet eine Kündigung dem Ar- 


beitnehmer erhebliche Kosten und Risiken auf. Sie be- 
stehen aus der Abschreibung seiner Investitionen in das 
betriebsspezifische Humankapital - analoges gilt aller- 
dings auch für das Unternehmen -, aus einem Einkom- 
mensverlust, vermindert um die Leistungen der Arbeits- 
losenversicherung, sowie aus den Suchkosten und 
Mobilitätskosten im Hinblick auf einen neuen Arbeits- 
platz, insoweit sich der neue Arbeitgeber und die Ar- 
beitslosenversicherung an diesen Kosten nicht beteili- 
gen. Vor diesem Hintergrund spricht alles dafür, den 
Arbeitnehmer vor Willkürkündigungen zu schützen. 

Arbeitgebern entstehen zwar ebenfalls Kosten, wenn Ar- 
beitnehmer kündigen, in deren betriebsspezifisches Hu- 
mankapital das Unternehmen investiert hat, aber Unter- 
nehmen können sich besser schützen. Sie sind häufig 
sehr viel weniger dringlich auf ein (bestimmtes) Arbeits- 
verhältnis angewiesen als die Arbeitnehmer, weil sie in 
Zeiten hoher Arbeitslosigkeit oft aus zahlreichen Be- 
werbern um einen Arbeitsplatz auswählen und auf eine 
kapitalintensivere Produktion oder auf Standortverlage- 
rungen ausweichen können. Wenn sie allein die Investi- 
tionskosten in das betriebsspezifische Humankapital 
aufbringen, besteht ferner eine Möglichkeit, etwaige be- 
fürchtete Nötigungen in Form von Kündigungsdrohun- 
gen seitens der Arbeitnehmer abzuwehren, darin, von 
vornherein eine „Senioritätsentlohnung“ zu vereinbaren, 
das heißt, das Unternehmen entlohnt den Arbeitnehmer 
zunächst unterhalb, später oberhalb seines Grenzwert- 
produkts; für die gesamte erwartete Beschäftigungs- 
dauer entsprechen sich Arbeitsentgelt und Grenzwert- 
produkt. Der Arbeitnehmer wird sich auf einen solchen 
Arbeitsvertrag nur einlassen, wenn er ebenfalls ein län- 
gerfristiges Beschäftigungsverhältnis plant. 

686. Eine weitere ökonomische Rechtfertigung eines 
funktionstüchtigen allgemeinen Kündigungsschutzes re- 
sultiert aus folgender Überlegung. Allgemeingültige Re- 
geln und standardisierte Rechtsverfahren erhöhen die 
Rechtssicherheit und verringern die Vertragskosten. Des 
Weiteren wird zu Gunsten allgemeiner Kündigungs- 
schutzregelungen vorgetragen, sie verhinderten aus 
Sicht der Unternehmen unerwünschte Signalwirkungen 
bei untemehmensspezifischen Abfmdungsregelungen, 
weil aufgrund vergleichsweise hoher Abfindungen 
Rückschlüsse auf eine hohe Beschäftigungsunsicherheit 
in dem betreffenden Unternehmen zulässig wären. Als 
Folge wäre dieses Unternehmen mit höheren Einstel- 
lungskosten und Arbeitsentgelten konfrontiert. Biete fer- 
ner das Unternehmen individuell einen im Vergleich zu 
seiner Branche überdurchschnittlich großzügigen Kündi- 
gungsschutz an, so bestünde bei asymmetrisch zu Lasten 
des Unternehmens verteilter Information über die Fähig- 
keiten und Eigenschaften der Bewerber um Arbeits- 
plätze die Gefahr einer Selektion in der Form, dass es 
Arbeitskräfte mit vergleichsweise geringerer Produktivi- 
tät, „talentierte Drückeberger“ beispielsweise, attrahiere, 
so dass zusätzliche Kontrollkosten entstünden. Diese Ar- 
gumente vermögen indes nicht zu überzeugen. Die „un- 
erwünschte“ Signalwirkung ist aus Sicht der Arbeitneh- 
mer durchaus erwünscht, ganz abgesehen davon, dass 
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sich das Entlassungsverhalten einzelner Unternehmen 
ohnehin auf Dauer kaum verbergen lässt. Der Gefahr ei- 
ner nachteiligen Selektion kann durch Probezeiten und 
befristete Arbeitsverträge begegnet werden. 

687 . Schließlich kann aus ökonomischer Sicht eine Be- 
gründung für einen Kündigungsschutz aus einem Zu- 
sammenhang mit der Ausgestaltung der Arbeitslosenver- 
sicherung folgen (Ziffern 709, 713). Letztlich geht es um 
die Frage, in welchem Umfang Leistungen der Arbeits- 
losenversicherung in Anspruch genommen oder die An- 
passungskosten bei einer Verringerung der Anzahl der 
Beschäftigten im Unternehmen intemalisiert werden. 
Wenn beispielsweise keine Kündigungsfristen existieren 
und die individuellen Arbeitgeberbeiträge und Arbeit- 
nehmerbeiträge zur Arbeitslosenversicherung nicht nach 
der Entlassungshäufigkeit differenziert werden, bringt 
die Gesamtheit der Beitragszahler der Arbeitslosenversi- 
cherung die Lohnersatzleistungen für die entlassenen 
Arbeitnehmer auf. Anders wäre es bei langen Kündi- 
gungsfristen und wenn sich die individuellen Beiträge 
des Unternehmens zur Arbeitslosenversicherung an sei- 
ner Entlassungshäufigkeit orientieren. Dann werden die 
Freisetzungskosten im Unternehmen intemalisiert, zu- 
mindest was die Zahllast anbelangt. Die Traglast liegt 
letztlich in beiden Fällen vornehmlich bei den Arbeit- 
nehmern. 

688. Diesen positiven Aspekten allgemeiner Kündi- 
gungsschutzregeln stehen jedoch gravierende Nachteile 
gegenüber. 

Der allgemeine Kündigungsschutz stärkt die Macht der 
Arbeitsplatzbesitzer, da diese von den Unternehmen nur 
unter hohen Kosten und bei unsicherer Rechtslage ent- 
lassen werden können. Dies führt dazu, dass die Be- 
schäftigten - gegebenenfalls vertreten durch die tarif- 
schließende Gewerkschaft - höhere Arbeitsentgelte 
durchsetzen können, weil sie aufgrund der Kündigungs- 
schutzrestriktionen geringere Befürchtungen zu hegen 
brauchen, dass das Unternehmen sie entlässt und dafür 
Arbeitslose zu geringeren Lohnkosten einstellt. Das hö- 
here Lohnniveau verhindert die Schaffung neuer wettbe- 
werbsfähiger Arbeitsplätze, weil der Verteilungsspiel- 
raum voll ausgeschöpft wird, anstatt davon einen 
Abschlag vorzunehmen. 

689 . Aus ökonomischem Blickwinkel sind ferner Be- 
rechtigung und Höhe von Abfindungen zu überprüfen. 
Für die Berechtigung von Abfindungen werden aus öko- 
nomischer Sicht allgemein folgende Gründe vorgetra- 
gen. 

- Abfindungen dienen dem Ersatz für arbeitnehmersei- 
tige Investitionen in das betriebsspezifische Hu- 
mankapital. Die Berechtigung dieses prinzipiell ein- 
sichtigen Arguments hängt indessen unter anderem 
davon ab, inwieweit dem Arbeitnehmer dies nicht 
durch eine höhere Entlohnung abgegolten wurde und 
er diese Aufwendungen bei der Einkommensteuer als 
Werbungskosten hat steuerlich geltend machen kön- 
nen. Umgekehrt stellt sich die Frage, inwieweit der 
Arbeitgeber bei arbeitnehmerseitiger Kündigung für 


seine Investitionen in das betriebsspezifische Hu- 
mankapital des betreffenden Arbeitnehmers entschä- 
digt wird. 

- Dem Arbeitnehmer entstehen Suchkosten und Mobi- 
litätskosten, bis er einen neuen Arbeitsplatz gefunden 
und eingenommen hat. Auch hier sind Ersatzleistun- 
gen der Arbeitslosenversicherung, Leistungen des 
neuen Arbeitgebers und die Berücksichtigung eigener 
Ausgaben in Form von Werbungskosten bei der Ein- 
kommensteuer gegenzurechnen. Zu bedenken ist fer- 
ner, dass dem Untemehmenssektor nicht alle Kosten 
solcher Wechselfälle eines Erwerbslebens aufgebür- 
det werden können. 

690 . Zusammenfassend fallt die ökonomische Beurtei- 
lung eines allgemeinen Kündigungsschutzes zwiespäl- 
tig aus. Wenn Unternehmen und Arbeitnehmer in das be- 
triebsspezifische Humankapital investieren, sind beide 
Parteien an stabilen Beschäftigungsverhältnissen inter- 
essiert, so dass der Kündigungsschutz insoweit kaum be- 
nötigt wird, aber auch nicht schädlich ist. Allgemeine 
Regelungen sparen dann Vertragskosten und vermitteln 
eine größere Rechtssicherheit, verbunden mit positiven 
Wirkungen auf die Produktivität der Beschäftigten. Die- 
ser eher positiven Einschätzung steht eine Reihe von 
gravierenden Nachteilen eines allgemeinen Kündigungs- 
schutzes gegenüber, besonders wenn er, wie in Deutsch- 
land, sehr weitreichend ausgebaut ist. Er schützt die Ar- 
beitsplatzbesitzer und stellt damit eine Barriere für 
Einstellungen dar. 

Reform des gesetzlichen Kündigungsschutzes 

691 . Aus den grundsätzlichen Überlegungen und der 
dargestellten Problematik des geltenden Kündigungs- 
rechts folgen einige allgemeine Prinzipien. Allerdings: 
Einen für alle Beteiligten angemessenen gesetzlichen 
Kündigungsschutz zu kodifizieren, stellt einen schwieri- 
gen Balanceakt zwischen schutzwürdigen Interessen von 
Arbeitnehmern und Unternehmen dar. 

- Arbeitnehmer müssen vor willkürlichen Kündigun- 
gen geschützt werden, also solchen, die einer hinrei- 
chenden und nachvollziehbaren sachlichen Begrün- 
dung entbehren. Die Schwierigkeit besteht darin, eine 
solche mögliche Willkür ohne einen aufwändigen 
Einsatz der Arbeitsgerichtsbarkeit zu identifizieren. 

Des Weiteren gilt es abzuwägen zwischen einem hin- 
reichenden Bestandsschutz für Arbeitsverhältnisse 
und dem Anliegen der Arbeitslosen auf Teilhabe am 
Erwerbsleben, Prinzipien mithin, die beide von der 
Gesellschaft gewollt und durch das Grundgesetz ein- 
gefordert werden. 

- Unternehmen ist ein hinreichendes Maß an Vertrags- 
freiheit zuzubilligen. Es kann realistischerweise 
kaum davon ausgegangen werden, dass Unternehmen 
mit dem Abschluss eines Arbeitsvertrags, selbst 
wenn dieser „unbefristet“ ist, notwendigerweise ein 
auf Lebensarbeitszeit des Arbeitnehmers angelegtes 
Dauerschuldverhältnis begründen wollen. Die Mög- 
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lichkeit, ihre Belegschaft an sich verändernde 
(welt)wirtschaftliche Rahmenbedingungen anpassen 
zu können, darf ihnen nicht verwehrt werden, auch 
nicht durch hohe Anpassungskosten oder Rechtsunsi- 
cherheit. 

Der Arbeitsgerichtsbarkeit kommt weiterhin eine wich- 
tige Rolle als Schiedsrichter in Zweifelsfallen zu. Dabei 
gilt es, einem dritten Aspekt Rechnung zu tragen. 

- Es muss ein hohes Maß an Rechtssicherheit vorhan- 
den sein, insbesondere sollten möglichst eindeutige 
gesetzliche Regelungen verhindern, dass die Arbeits- 
gerichtsbarkeit über die Normzwecke des Gesetzge- 
bers hinausgeht und eigenständig eine Rechtsfortbil- 
dung betreibt. 

Es liegt auf der Hand, dass es bei der Reform des gesetz- 
lichen Kündigungsschutzes nicht um Radikalkuren im 
Sinne von dessen Abschaffung, sondern um ein sorgfäl- 
tiges Austarieren teilweise widerstreitender Interessen 
bei möglichst hoher Rechtssicherheit geht. 

692 . Der Deutsche Bundestag hat am 26. Septem- 
ber 2003 im Rahmen des „Gesetzes zu Reformen am Ar- 
beitsmarkt“ eine Reihe von Maßnahmen beschlossen, 
welche eine Flexibilisierung des Kündigungsschutzes 
bewirken (Ziffern 253 f). Unter Vernachlässigung von 
Details gelten ab dem Jahr 2004 folgende Neuregelun- 
gen: 

- Die Sozialauswahl wird konkretisiert, indem die „so- 
zialen Gesichtspunkte“ auf die Aspekte Dauer der 
Betriebszugehörigkeit, Lebensalter, Unterhaltspflich- 
ten des Arbeitnehmers und Schwerbehinderung be- 
schränkt werden, wobei Arbeitnehmer ausgenommen 
werden können, „deren Weiterbeschäftigung, insbe- 
sondere wegen ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Leistungen oder zur Sicherung einer ausgewogenen 
Personalstruktur des Betriebes, im berechtigten be- 
trieblichen Interesse liegt“ (Artikel 1 Nr. 1 a bb). 
Wenn in einem Tarifvertrag oder einer betrieblichen 
Vereinbarung festgelegt ist, wie die genannten Ge- 
sichtspunkte zu gewichten sind, so können Arbeitsge- 
richte die Bewertung nur noch auf grobe Fehlerhaf- 
tigkeit überprüfen (Artikel 1 Nr. 1 b). Dies gilt auch 
bei einer Kündigung aufgrund einer Betriebsände- 
rung gemäß § 111 Betriebsverfassungsgesetz, wenn 
die Arbeitnehmer, denen gekündigt werden soll, in 
einem Interessensausgleich zwischen Arbeitgeber 
und Betriebsrat namentlich bezeichnet werden 
(Artikel 1 Nr. 1 c). 

- Bei betriebsbedingter Kündigung können sich Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer auf eine Abfindung verstän- 
digen, vorausgesetzt, der Arbeitnehmer lässt die Frist 
verstreichen, innerhalb der er Klage auf Feststellung 
einer sozial ungerechtfertigten Kündigung erhebt - in 
der Regel drei Wochen (§ 4 KSchG) -, und der Ar- 
beitgeber weist in der Kündigungserklärung auf diese 
Möglichkeit eines Abfindungsanspruchs hin und 
stützt die Kündigung auf dringende betriebliche Er- 
fordernisse. Die Höhe der Abfindung beträgt einen 


halben Monats verdienst je Jahr des Bestehens des Ar- 
beitsverhältnisses (Artikel 1 Nr. 2). 

- In den ersten vier Jahren nach Gründung eines Unter- 
nehmens ist die zeitliche Befristung eines Arbeitsver- 
trags auch ohne Vorliegen eines sachlichen Grunds 
bis zu einer Dauer von vier Jahren zulässig. Im Rah- 
men dieser Gesamtdauer von vier Jahren gilt dies zu- 
dem für mehrfache Verlängerungen des befristeten 
Arbeitsverhältnisses. 

- Der Schwellenwert von fünf Beschäftigten, ab dessen 
Überschreitung die Vorschriften des allgemeinen 
Kündigungsschutzes gemäß dem ersten Abschnitt des 
Kündigungsschutzgesetzes nicht gelten, wird dahin- 
gehend flexibilisiert, dass -befristet bis Ende des 
Jahres 2008 - bis zu fünf neu eingestellte Arbeitneh- 
mer mit befristeten Arbeitsverträgen außer Ansatz 
bleiben. Dabei gilt ein Arbeitsvertrag, der bei Errei- 
chen einer Altersgrenze endet, nicht als befristeter 
Arbeitsvertrag im Sinne dieser Rechtsvorschrift. 

693 . Mit der Herausnahme von bis zu fünf befristet 
eingestellten Arbeitnehmern bei der Berechnung des 
Schwellenwerts ist die Bundesregierung vielfach erho- 
benen Vorschlägen nicht gefolgt, die sich für eine Her- 
aufsetzung des Schwellenwerts beispielsweise auf zwan- 
zig Beschäftigte ausgesprochen hatten (JG 2002 
Ziffer 471, die Fraktionen im Deutschen Bundestag von 
CDU/CSU und FDP sowie die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände). Ein höherer Schwel- 
lenwert stellte zwar eine Verbesserung im Vergleich zur 
derzeitigen Gesetzeslage dar, weil sie kleinere Unterneh- 
men von hohen Entlassungskosten befreit und dort Ein- 
stellungsbarrieren absenkt. Gleichwohl kann die Bun- 
desregierung als Gegenargument zu bedenken geben, 
dass sich die Problematik des geltenden Kündigungs- 
schutzes auf den nunmehr höheren Schwellenwert verla- 
gert. Dann wären je nach deren Festlegung zwar (bedeu- 
tend) weniger Unternehmen betroffen, jedoch bleibt 
nach wie vor offen, warum Arbeitnehmer in kleineren 
Unternehmen weniger schutzbedürftig als in größeren 
sein sollen. Ein hinreichend flexibler Kündigungsschutz 
macht allemal Schwellenwerte gleich welcher Größen- 
ordnungen überflüssig. 

694 . Aus ökonomischer Sicht beruht eine für Arbeit- 
nehmer und Unternehmen akzeptable Kündigungs- 
schutzregelung darauf, dass der Nutzen aus dem Be- 
standsschutz des Arbeitsverhältnisses beziehungsweise 
aus einer reibungslosen Anpassung der Anzahl der Be- 
schäftigten so gut wie möglich in Geldeinheiten ausge- 
drückt wird, so dass diese Ansprüche prinzipiell Gegen- 
stand der Verhandlung zwischen beiden Vertragsparteien 
sein können. 

Konkret könnten für arbeitgeberseitige Kündigungen 
folgende grundsätzliche Regelungen als Reformvor- 
schlag dienen: 

- Der Gesetzgeber konkretisiert beim gesetzlichen 
Kündigungsschutz den Nachteilsausgleich für soziale 
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Härten - das ist geschehen - und beschränkt die Be- 
weistatbestände des Arbeitgebers. 

- Im Hinblick auf die Abdingbarkeit des Kündigungs- 
schutzes können mehrere Optionen ins Blickfeld ge- 
nommen werden. Der Gesetzgeber kann erwägen, im 
Kündigungsschutzgesetz die Möglichkeit zu eröff- 
nen, dass der Arbeitnehmer nach Beendigung der 
Probezeit für den Fall einer späteren betriebsbeding- 
ten Kündigung freiwillig auf den Kündigungsschutz 
verzichtet, wenn gleichzeitig eine zu zahlende Abfin- 
dungssumme vereinbart wird (JG 2002 Ziffer 471). 
Oder der Gesetzgeber kann dem Arbeitnehmer die 
Option einräumen, im Einvernehmen mit dem Arbeit- 
geber zum Zeitpunkt der festen Einstellung nach Be- 
endigung der Probezeit gänzlich auf einen Kündi- 
gungsschutz zu verzichten und im Gegenzug eine 
höhere Entlohnung zu vereinbaren. Eine spätere Re- 
vision dieser Entscheidungen kann nur im gegenseiti- 
gen Einvernehmen zwischen Arbeitnehmer und Ar- 
beitgeber vorgenommen werden. 

- Entscheidet sich der Arbeitnehmer für den Kündi- 
gungsschutz, dann haben die Arbeitsvertragsparteien 
wie bisher zum Zeitpunkt einer Entlassung die Mög- 
lichkeit, im gegenseitigen Einvernehmen im Rahmen 
eines Auflösungsvertrags eine Abfindung zu verein- 
baren. Dies gilt auch, wenn der Gesetzgeber die vor- 
hergehende Option nicht umsetzt. 

Diese drei grundsätzlichen Regelungen sind im Folgen- 
den der Reihe nach zu präzisieren, ohne dabei alle De- 
tailfragen ansprechen zu wollen. 

695 . Die Neuregelung des gesetzlichen Kündigungs- 
schutzes umfasst zwei Aspekte, nämlich zunächst die 
Sozialauswahl bei betrieblichen Kündigungen und au- 
ßerdem die Beweislast des Unternehmens. 

Die Sozialauswahl hat der Gesetzgeber mit dem „Gesetz 
zu Reformen am Arbeitsmarkt“ im Vergleich zur Geset- 
zeslage davor konkretisiert und damit dem Interpretati- 
onsspielraum der Arbeitsgerichtsbarkeit Grenzen ge- 
setzt. Jedoch hätte der Gesetzgeber die Kriterien auf die 
Dauer der Betriebszugehörigkeit, das Lebensalter und 
die Unterhaltspflichten beschränken sollen, denn für 
Schwerbehinderte besteht bereits ein besonderer, weiter- 
gehender Kündigungsschutz (demnach kann einem 
Schwerbehinderten, dessen Arbeitsverhältnis bereits län- 
ger als sechs Monate dauert, grundsätzlich nur nach Zu- 
stimmung der Hauptfürsorgestelle gekündigt werden, 
gegen deren abschlägigen Bescheid der Verwaltungs- 
rechtsweg offen steht). Im Hinblick auf das Kriterium 
„Lebensalter“ bleibt anzumerken, dass aufgrund der 
Neuregelung des Teilzeit- und Befristungsgesetzes Ar- 
beitnehmer im Alter von über 52 Jahren bereits generell 
befristet eingestellt werden können, sofern der befristete 
Arbeitsvertrag nicht in einem sachlichen Zusammen- 
hang mit einem vorherigen unbefristeten Vertrag steht. 
Bereits beschäftigte ältere Arbeitnehmer hingegen kom- 
men in den Genuss der Sozialauswahl, mit der Folge, 
dass bei betriebsbedingten Kündigungen jüngere Arbeit- 
nehmer möglicherweise mit einem höheren Entlassungs- 


risiko konfrontiert sind. Mit den im Gesetz genannten 
Ausnahmen von der Sozialauswahl - Arbeitnehmer mit 
„Kenntnissen, Fähigkeiten und Leistungen“, deren Wei- 
terbeschäftigung zur „Sicherung einer ausgewogenen 
Personalstruktur ... im berechtigten betrieblichen Inter- 
esse liegt“ - verwendet der Gesetzgeber zwar unbe- 
stimmte Rechtsbegriffe, ermöglicht aber gleichwohl eine 
gewisse Flexibilität, deren Funktionstüchtigkeit sich in 
der Praxis wird erweisen müssen. 

Der zweite Aspekt einer Neuregelung des gesetzlichen 
Kündigungsschutzes, der über die bereits verabschiede- 
ten Änderungen hinausgeht, sollte die Beweistatbe- 
stände des Arbeitgebers dahingehend beschränken, dass 
er bei betriebsbedingten Kündigungen nur noch glaub- 
haft machen, aber nicht mehr nachweisen muss, dass 
derzeit oder später keine Ersatzarbeitsplätze zur Verfü- 
gung stehen. Ferner sollten triftige Gründe als solche für 
verhaltensbedingte und personenbedingte Kündigungen 
reichen, das heißt, zwar muss das Unternehmen das 
Fehlverhalten als solches, nicht aber den Schaden auf- 
grund dieses Fehl Verhaltens des Arbeitnehmers nach- 
weisen. Es muss bei personenbedingten Kündigungen 
nicht mehr als glaubhaft machen, dass der Arbeitnehmer 
auch künftig die vereinbarten Leistungen zu erbringen 
nicht imstande sein wird. 

696 . Die im zweiten Teil des Vorschlags genannte Op- 
tion eröffnet dem Arbeitnehmer im Einvernehmen mit 
dem Arbeitgeber die Möglichkeit, zu Beginn eines unbe- 
fristeten Arbeitsverhältnisses den gesetzlichen Kündi- 
gungsschutz dahingehend abzubedingen, dass er entwe- 
der im Fall einer betriebsbedingten Kündigung auf eine 
Kündigungsschutzklage verzichtet und im Gegenzug 
eine Abfindung erhält oder dass er generell auf den Kün- 
digungsschutz verzichtet - von willkürlichen Kündigun- 
gen gegebenenfalls abgesehen - und stattdessen einen 
prozentualen Zuschlag auf das Arbeitsentgelt erhält, des- 
sen Höhe nach der Probezeit in einem Zusatz zum Ar- 
beitsvertrag geregelt wird. Der Gesetzgeber muss in die- 
sem Zusammenhang überprüfen, inwieweit bisheriges 
zwingendes Kündigungsschutzrecht in ein abdingbares 
Recht umgewandelt werden kann, also beispielsweise im 
Hinblick auf das Verbot willkürlicher Kündigungen, die 
weder personenbedingt, noch verhaltensbedingt oder be- 
triebsbedingt sind, oder im Hinblick auf Kündigungsfris- 
ten. Zwar mag man dafür plädieren, dass die gemäß 
§ 622 Absatz 1 BGB zwingend vorgeschriebene gesetz- 
liche Kündigungsfrist von vier Wochen zum Fünfzehn- 
ten oder zum Ende eines Kalendermonats nicht abbedun- 
gen werden kann. Dies sollte jedoch nicht für die gemäß 
§ 622 Absatz 2 BGB aufgeführten längeren Kündi- 
gungsfristen in Abhängigkeit von der Dauer des Arbeits- 
verhältnisses gelten, die bisher nur in Tarifverträgen ver- 
kürzt oder verlängert werden können (§ 622 Abs. 4 
BGB); sie sollten, sofern der Arbeitnehmer für den Ver- 
zicht auf den Kündigungsschutz eine Entschädigung in 
Form einer Abfindung oder eines Lohnaufschlags erhält, 
auch einzelvertraglich abbedungen werden können. 

Die Höhe der Abfindungen oder des Zuschlags sollten 
nach Beendigung der Probezeit grundsätzlich auf der be- 
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trieblichen Ebene individuell zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer ausgehandelt werden, um untemehmens- 
spezifischen Gegebenheiten im Hinblick auf die Stabili- 
tät der Beschäftigungsverhältnisse Rechnung tragen zu 
können. Wenn der Gesetzgeber gleichwohl tarifvertrag- 
liche Vereinbarungen über die Höhe der Abfindungen 
und des Zuschlags zulässt, muss die Ausübung der Op- 
tion unter den Vorbehalt der Zustimmung des individuel- 
len Arbeitgebers gestellt werden. Eine Revision der ge- 
nannten Abmachungen kann nur in gegenseitigem 
Einvernehmen mit dem Arbeitgeber vorgenommen wer- 
den. Besäße nämlich der Arbeitnehmer ein unbefristetes 
Wahlrecht, könnte er beispielsweise die höhere Entloh- 
nung in Anspruch nehmen, solange in dem Unternehmen 
keine Entlassungen drohen, um dann die Option „Kündi- 
gungsschutz“ zu wählen. Andererseits wird man nicht 
für eine völlige Irreversibilität der seinerzeitigen Ent- 
scheidung des Arbeitnehmers plädieren können, weil 
sich beispielsweise aufgrund einer Familiengründung 
die Präferenzen des Arbeitnehmers zu Gunsten des Kün- 
digungsschutzes ändern mögen. 

697 . Mit diesem Vorschlag könnte den Präferenzen von 
Arbeitnehmern und Unternehmen im Hinblick auf den 
Wert des Kündigungsschutzes stärker als bisher Rech- 
nung getragen werden. Der Arbeitnehmer kann sich im- 
mer für den gesetzlichen Kündigungsschutz entscheiden. 
Andererseits mag er angesichts seiner Qualifikation und 
Eeistungsfähigkeit sein Entlassungsrisiko für so gering 
halten, dass er die Abfindung oder die höhere Entloh- 
nung für vorteilhafter hält. Der Arbeitgeber wird bei sei- 
ner Überlegung, ob er überhaupt einer der beiden Optio- 
nen - Abfindungen oder Lohnzuschlag - zustimmt und 
gegebenenfalls welcher, abwägen, wie hoch er bei der 
Abfindungsregelung den Nutzen veranschlagt, im Fall 
betriebsbedingter Kündigungen seinen Personalbestand 
ohne weitere Restriktionen (wie etwa die einer Sozial- 
auswahl) und - je nach einzelvertraglicher Regelung - 
unter verkürzten Kündigungsfristen verringern zu kön- 
nen. Im Vergleich zur Zahlung einer Abfindung in einer 
möglicherweise schwierigen wirtschaftlichen Situation, 
die bei betriebsbedingten Kündigungen häufig vorliegen 
dürfte, mag der Arbeitgeber die Kosten von Entlassun- 
gen bereits vorher auf mehrere Zeitperioden verteilen 
und sich überdies eine höhere Flexibilität bei Kündigun- 
gen erkaufen wollen, indem er mit dem Arbeitnehmer 
generell einen Lohnzuschlag vereinbart. Damit entledigt 
sich der Arbeitgeber bei Kündigungen zwar weitgehend 
eines Begründungszwangs und etwaigen Rechtsstreitig- 
keiten, er wird aber diesem Vorteil die Risiken und Kos- 
ten einer gerichtlichen Überprüfung gegenüberstellen. 
Folgende überschlägige Berechnung von Größenordnun- 
gen mag als erste Orientierung dienen. 

Als Richtschnur bei gerichtlichen Auseinandersetzungen 
setzt § 10 Absatz 1 Kündigungsschutzgesetz einen Be- 
trag von bis zu zwölf Monatsverdiensten fest. Für Ar- 
beitnehmer, die das 50. (55.) Lebensjahr vollendet haben 
und eine Betriebszugehörigkeitsdauer von mindestens 
15 (20) Jahren aufweisen, legt §10 Absatz 2 Kündi- 
gungsschutzgesetz eine Obergrenze von fünfzehn (acht- 
zehn) Monatsverdiensten fest. Unter Beachtung dieser 


Obergrenzen hat sich in der Praxis ein halber Monats- 
verdienst pro Jahr einer Betriebszugehörigkeitsdauer 
eingespielt, bei einer Beschäftigungsdauer von mehr als 
fünfzehn Jahren verdoppelt sich dieser Betrag. Kommt 
das Arbeitsgericht zu dem Urteil einer seiner Ansicht 
nach ungerechtfertigten Kündigung - und das ist in rund 
75 vH der Klagen der Fall -, dann haben zusätzlich zu 
den Abfindungen die Lohnzahlungen ab dem Kündi- 
gungszeitpunkt zu erfolgen. Zusammengenommen erge- 
ben sich dann schnell Zahlungen des Unternehmens zwi- 
schen einem halben und ganzen Jahresgehalt. Bei einer 
Wahrscheinlichkeit von 0,27, dass eine Entlassung als 
Streitigkeit vor dem Arbeitsgericht ausgetragen wird, 
einer Wahrscheinlichkeit in Höhe von 0,75, dass der Ar- 
beitnehmer obsiegt, und einer Summe von Abfindungs- 
zahlungen, Lohnzahlungen und Gerichts- und Anwalts- 
kosten in Höhe eines Jahresgehalts ergeben sich als 
Erwartungswert der Kosten solcher nach Ansicht des 
Arbeitsgerichts ungerechtfertigter Entlassungen rund 
20 vH eines Jahresgehalts, also bei einem jährlichen Ar- 
beitnehmerentgelt einschließlich der Arbeitgeberbei- 
träge zur Sozialversicherung von beispielsweise 
33 000 Euro in der Größenordnung von über 6 000 Euro 
je entlassenem Arbeitnehmer. 

Schließlich stellt sich die Frage, ob von der Wahl des Ar- 
beitnehmers zwischen im Vorhinein vereinbarten Abfin- 
dung, Lohnzuschlag oder vollem gesetzlichen Kündi- 
gungsschutz Signalwirkungen im Hinblick auf seine 
Leistungsfähigkeit oder seinen Leistungswillen ausge- 
hen können, welche die Optionen letztlich obsolet ma- 
chen. 

Eine solche Signalwirkung könnte nämlich vermutet 
werden, wenn sich Arbeitnehmer bei der Einstellung für 
den Kündigungsschutz entscheiden und das Unterneh- 
men daraus auf eine verminderte Leistungsbereitschaft 
des Bewerbers schließt. Dem ist entgegenzuhalten, dass 
die Optionen erst zum Zeitpunkt der festen Einstellung 
nach Beendigung der Probezeit ausgeübt werden können 
und ein Arbeitnehmer diese Wahl mit Hinweis auf seine 
Fürsorgepflichten gegenüber seiner Familie und auf fi- 
nanzielle Verpflichtungen, beispielsweise in Form der 
Finanzierung eines Eigenheims, gut begründen kann. 
Dem Unternehmen stehen zwecks „Erprobung“ des Ar- 
beitnehmers nach wie vor Probezeiten und die Möglich- 
keit befristeter Arbeitsverträge zur Verfügung. Eine sol- 
che Erprobungsphase verhindert zudem ein anderes 
mögliches Problem einer für das Unternehmen ungünsti- 
gen Selektion. Diese könnte darin bestehen, dass im 
Hinblick auf die Option, den Kündigungsschutz zu wäh- 
len oder nicht, Arbeitnehmer mit einer geringen Produk- 
tivität, die das Unternehmen zunächst nicht feststellen 
kann, das Verhalten von Arbeitnehmern mit hoher Pro- 
duktivität nachahmen, um eingestellt zu werden. 

698 . Die im dritten Teil des Vorschlags genannte Op- 
tion entspricht weitgehend geltendem Recht. Allerdings 
ist zu beachten, dass die Sozialauswahl und gemäß dem 
ersten Teil des Vorschlags die Beweistatbestände neu ge- 
regelt sind. Bereits jetzt können Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer einvernehmlich und ohne Einschaltung des 
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Arbeitsgerichts die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
durch Auflösungsvertrag vereinbaren. Der Arbeitnehmer 
besitzt die freie Entscheidung, ob er dem Auflösungsver- 
trag und der damit verbundenen Abfindungszahlung zu- 
stimmt und auf die Erhebung einer Kündigungsschutz- 
klage verzichtet. Die im „Gesetz zu Reformen am 
Arbeitsmarkt“ festgeschriebene Höhe der Abfindungs- 
zahlung im Fall einer betriebsbedingten Kündigung 

- unabhängig von der individuellen wirtschaftlichen Si- 
tuation des Arbeitnehmers und des Unternehmers als 
einheitlichen Prozentsatz des Arbeitseinkommens für je- 
des Jahr der Laufzeit des Arbeitsvertrags und ohne jegli- 
che Obergrenzen - ist allerdings sehr undifferenziert, 
und ihre Höhe mag viele Unternehmen davon abhalten, 
dieser Regelung zuzustimmen. 

699. Mit der Novellierung des Kündigungsschutzge- 
setzes hat die Bundesregierung nach eigenem Bekunden 

- so jedenfalls die Einlassung des Bundesministers für 
Wirtschaft und Arbeit anlässlich der Debatte über das 
„Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt“ vor dem Deut- 
schen Bundestag - einen „sehr vorsichtigen Schritt“ ge- 
tan, um die Vorschriften „gelenkiger“ zu machen. Ge- 
messen an diesem Anspruch erfüllt dieses Gesetz das 
selbstgesteckte Ziel der Bundesregierung, jedoch bedarf 
es einer Reihe von Modifikationen und Erweiterungen, 
um einen verlässlicheren Kündigungsschutz zu gewähr- 
leisten. Dazu gehören insbesondere die Einschränkung 
der Beweistatbestände bei arbeitgeberseitigen Kündi- 
gungen im Sinne einer Aufhebung des von der Arbeits- 
gerichtsbarkeit entwickelten „ultima ratio-Prinzips“ und 
des „Prognoseprinzips“, eine weitere Flexibilisierung 
der Optionen bei Abdingung des gesetzlichen Kündi- 
gungsschutzes sowie die Überprüfung, inwieweit eine 
Heraufsetzung des Schwellenwerts für die Gültigkeit des 
gesetzlichen Kündigungsschutzes bei seiner weiteren 
Flexibilisierung noch erforderlich ist. Im Ergebnis führt 
dies zu mehr Rechtssicherheit für die Unternehmen und 
besseren Chancen für die Arbeitslosen als den Außensei- 
tern auf dem Arbeitsmarkt. 

2.3 Arbeitslosenversicherung und 

Mindestsicherung: Reformen ausbauen 

700. Die Bundesregierung hat im „Gesetz zu Reformen 
am Arbeitsmarkt“, welches am 26. September 2003 vom 
Deutschen Bundestag verabschiedet wurde, Änderungen 
beim Bezug von Arbeitslosengeld vorgenommen, die im 
Wesentlichen eine Verkürzung der Anspruchsberechti- 
gung auf Arbeitslosengeld auf 12 Monate und ab dem 
55. Lebensjahr auf 18 Monate sowie diesbezügliche 
Übergangsregelungen beinhalten. Außerdem werden die 
Unternehmen verpflichtet, der Bundesanstalt für Arbeit 
künftig 32 Monate lang (bisher: bis zu 24 Monate) die 
Kosten des Arbeitslosengelds zu erstatten, wenn sie Ar- 
beitnehmer im Alter über 55 Jahren nicht rechtmäßig 
entlassen. Des Weiteren wurde am 17. Oktober dieses 
Jahres im Deutschen Bundestag das „Vierte Gesetz für 
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ beschlos- 
sen, das die bisherige Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe 
zu einer Mindestsicherung zusammenfasst. Dieses neue 


„Arbeitslosengeld 11“ soll unter Berücksichtigung von 
Übergangsregelungen und Härtefallklauseln in etwa auf 
dem Niveau der früheren Sozialhilfe angesiedelt werden 
(Ziffern 716 f.). Das Gesetz bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates. Die Oppositionsparteien, welche dort über 
die Mehrheit verfügen, haben angekündigt, dem Gesetz 
nicht zustimmen zu wollen. 

Insbesondere mit der Verkürzung der Dauer der An- 
spruchsberechtigung auf Arbeitslosengeld und der ge- 
planten Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und So- 
zialhilfe hat die Bundesregierung - trotz Kritik an 
Detailregelungen - einen richtigen Reformschritt unter- 
nommen, wie er unter anderen vom Sachverständigenrat 
zur Diskussion gestellt wurde (JG 2002 Ziffern 440 ff.). 

Die bisherige längere Anspruchsberechtigung auf Ar- 
beitslosengeld bis zu einer Dauer von 32 Monaten ging 
nach aller Erfahrung mit einer längeren Arbeitslosig- 
keitsperiode einher. Die Neuregelung des verkürzten Be- 
zugs von Arbeitslosengeld ist daher zielführend, gleich- 
wohl sollte es der Gesetzgeber nicht bei dieser 
Maßnahme belassen, sondern weitere Reformen ins 
Blickfeld nehmen. Die Arbeitslosenversicherung sollte 
mehr als bisher Raum geben für eine Stärkung der Ar- 
beitsanreize und darüber hinaus die durch sie bedingte 
Quersubventionierung zwischen Unternehmen verrin- 
gern. 

Das Nebeneinander von Arbeitslosenhilfe und Sozial- 
hilfe wirft mannigfache Probleme auf. Obwohl beide 
Systeme den Charakter einer Mindestsicherung aufwei- 
sen und steuerfinanziert sind, erhalten bisher einige Per- 
sonengruppen, die vorher sozialversicherungspfiichtig 
beschäftigt waren, in Form der Arbeitslosenhilfe eine in 
der Regel höhere Mindestsicherung als die Bezieher von 
Sozialhilfe. Beide getrennten Mindestsicherungssysteme 
führen überdies zu „Verschiebebahnhöfen“ der Finanzie- 
rungslasten zwischen den Kommunen, welche für die 
Finanzierung der Sozialhilfe zuständig sind, und der 
Bundesanstalt für Arbeit, der die Ausgaben für die 
Arbeitslosenhilfe als Zuweisung des Bundes erstattet 
werden. Vor diesem Hintergrund ist die von der Bundes- 
regierung geplante Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
hilfe und Sozialhilfe zielführend, gleichwohl sollten ei- 
nige Detailregelungen - wie etwa die Einführung eines 
Tariflohns oder orfsüblichen Lohns bei den Zumutbar- 
keifsregeln - überprüft und weitere Reformschritte un- 
ternommen werden, um die Anreize zur Aufnahme einer 
Tätigkeit des betreffenden Personenkreises im Nie- 
driglohnbereich zu erhöhen. Dazu hat der Sachver- 
ständigenrat neben einer Reihe anderer Institutionen 
Vorschläge zur Diskussion gestellt (JG 2002 
Ziffern 444 ff.). 

Arbeitslosenversicherung: Arbeitsanreize stärken, 
Quersubventionierung verringern 

Die Problemlage bei der Arbeitslosenversicherung 

701. Der Leitgedanke einer Arbeitslosenversicherung 
besteht darin, für Arbeitnehmer eine zeitlich begrenzte 
Versicherung gegen den Einkommensausfall bei Arbeits- 
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losigkeit zu bieten sowie die Aufnahme eines Beschäfti- 
gungsverhältnisses zu unterstützen. Zunächst ist zu be- 
gründen, warum für die Arbeitslosenversicherung eine 
beitragsfmanzierte Sozialversicherungslösung gewählt 
wird, anstelle entweder eines privatwirtschaftlichen 
Modells oder einer Finanzierung ausschließlich aus 
Steuermitteln. Aber auch wenn man sich für eine Sozial- 
versicherungslösung entscheidet, muss Effizienzge- 
sichtspunkten Rechnung getragen werden. In der kon- 
kreten Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherung 
sollten folgende Aspekte Beachtung finden. 

- Die Versicherung sollte möglichst Fehlanreize in 
Form von Verhaltensrisiken vermeiden, wie bei- 
spielsweise eine wenig intensive Arbeitsplatzsuche. 

- Versicherungsfremde Leistungen sollten ausgeglie- 
dert und über Steuern finanziert werden. 

- Unternehmen, die aufgrund von Entlassungen über- 
durchschnittliche Kosten bei der Arbeitslosenversi- 
cherung verursachen, sollten nicht mehr wie im bis- 
herigen Ausmaß durch undifferenzierte Beiträge von 
anderen Unternehmen subventioniert werden. 

Diesen Anforderungen trägt das derzeitige System der 
Arbeitslosenversicherung nicht ausreichend Rechnung. 

Private oder steuerfinanzierte Arbeitslosenversicherung 
als Alternative zur Sozialversicherungslösung? 

702 . Die Frage, ob es bei der Arbeitslosenversicherung 
überhaupt eines staatlichen Eingriffs bedarf, wird durch- 
aus nicht einmütig beantwortet, vor allem wenn gleich- 
zeitig eine steuerfinanzierte Mindestsicherung in Form 
der Sozialhilfe oder gegebenenfalls des Arbeitslosen- 
gelds II existiert. Wer sich darüber hinaus gegen den 
Einkommensverlust bei Arbeitslosigkeit versichern 
wolle, dem stünden angeblich andere Wege zur Verfü- 
gung, nämlich private Versicherungen, eine individuelle 
Ersparnisbildung oder der Rückgriff auf (unterhalts- 
pflichtige) Familienangehörige, so die Argumentation 
der Kritiker einer staatlichen Arbeitslosenversicherung. 
Zudem würde eine private Arbeitslosenversicherung 
viele der genannten Probleme, vor allem Fehlanreize im 
Hinblick auf das Verhalten von Arbeitnehmern und Un- 
ternehmen, beseitigen. 

Der Verweis auf privatwirtschaftlich organisierte Ar- 
beitslosenversicherungen würde an Überzeugungskraft 
gewinnen, wenn davon ausgegangen werden könnte, 
dass solche Versicherungsmärkte tatsächlich zustande 
kämen. Nicht nur die bisherige Erfahrung, sondern zu- 
dem gewichtige versicherungsimmanente Gründe lassen 
daran ganz erhebliche Zweifel aufkommen, zumindest 
sind diese so gravierend, dass es eine höchst riskante so- 
zialpolitische Strategie darstellte, das hinreichende Zu- 
standekommen privater Versicherungen von vornherein 
als wahrscheinlich anzunehmen. Denn eine private Ar- 
beitslosenversicherung stünde vor folgenden Problemen: 

- Systemisches Risiko: Die Arbeitslosigkeitsrisiken 
sind zu einem beträchtlichen Teil nicht unabhängig 
voneinander, sondern es kann im Zuge von konjunk- 


turellen Schwankungen (bis hin zu schweren Rezessi- 
onen), als Folge von sektoralen Strukturkrisen oder 
als Ergebnis einer verfehlten Wirtschaftspolitik zu 
kumulativen Unterbeschäftigungsphasen kommen, ein 
Risiko, welches versicherungsmathematisch kaum 
kalkulierbar ist. Eine verlässliche private Arbeitslo- 
senversicherung bedürfte eines funktionstüchtigen 
Systems von Rückversicherungen, dessen Realisie- 
rungschancen erst noch unter Beweis zu stellen wä- 
ren, oder einer staatlichen Bürgschaft zumindest für 
bestimmte Risikofälle. 

- Selektionsverzerrung: Dieses Problem besteht darin, 
dass die Versicherung weniger vollständig über die 
individuellen Arbeitslosigkeitsrisiken informiert ist 
als der Versicherungsnehmer. Zwar hängt das Ar- 
beitslosigkeitsrisiko in beträchtlichem Umfang von 
Bestimmungsfaktoren ab, welche die Versicherung 
leicht in Erfahrung bringen kann, wie etwa Alter, Ge- 
schlecht und Qualifikationen. Darüber hinaus beein- 
flussen jedoch eine Reihe weiterer Faktoren das indi- 
viduelle Arbeitslosigkeitsrisiko, deren Kenntnis der 
Versicherung wenn überhaupt, dann nur unter hohem 
Aufwand möglich ist, wie beispielsweise Arbeitsmo- 
ral, Gesundheitszustand, persönliches Auftreten, un- 
terlassene Anstrengungen, den Arbeitsplatz zu behal- 
ten (Lohnzugeständnisse, Weiterbildung), oder die 
Intensität einer Arbeitsplatzsuche im Fall von Ar- 
beitslosigkeit. Als Folge dieser asymmetrischen In- 
formation zu Lasten der Versicherung besteht die Ge- 
fahr, dass sich in erster Linie „schlechte“ Risiken in 
eine Versicherung „selektieren“, mit der Folge stei- 
gender Beiträge, welche die „guten“ Risiken veran- 
lassen, diese Versicherung zu kündigen, bis die je- 
weilige Versicherung schließlich zusammenbricht. 

- Verhaltensrisiko: Nach Möglichkeit sollen Versicherte 
keinen Einfluss auf den Eintritt oder Umfang des Ver- 
sicherungsfalls ausüben können. Diese Bedingung 
kann für eine Arbeitslosenversicherung erheblich und 
schwer kontrollierbar verletzt sein. Talentierte Arbeit- 
nehmer können Entlassungen herbeiführen und ihre 
Suche nach einem neuen Arbeitsplatz hinauszögern, 
ohne der Versicherung eine Handhabe zu Sanktions- 
maßnahmen zu bieten. Unternehmen tun sich mögli- 
cherweise leichter mit individuellen Entlassungen, 
wenn sie von der zusätzlichen privaten Absicherung 
wissen. 

Vor diesem Hintergrund sprechen gewichtige Gründe 
gegen eine rein privatwirtschaftlich organisierte Arbeits- 
losenversicherung. 

Der Radikalvorschlag einer Abschaffung der Arbeitslo- 
senversicherung und der Verweis auf eine freiwillige in- 
dividuelle Ersparnisbildung der Arbeitnehmer, um gegen 
den Einkommensausfall bei Arbeitslosigkeit einigerma- 
ßen gewappnet zu sein, sind keine adäquaten Lösungen, 
selbst wenn eine Mindestsicherung existiert. Vor allem 
bei Beginn der Erwerbsphase ist die Ersparnisbildung 
insbesondere bei niedrigen Einkommen zu gering, um 
ausreichend Vorsorge gegen häufigere oder längere Ar- 
beitslosigkeit zu bieten, aber dies dürfte ebenso für die 
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beträchtliche Anzahl älterer Arbeitsloser zutreffen. 
Diese Personen dann alle zu Empfängern von Arbeitslo- 
sengeld 11 zu machen, ist gesellschaftspolitisch nicht un- 
problematisch. Geht man davon aus, dass viele Men- 
schen, besonders in jungen Jahren, die Erfordernisse 
einer ausreichenden Risikovorsorge unterschätzen und 
infolgedessen bei zum Beispiel Verlust des Arbeitsplat- 
zes auf die von der Allgemeinheit finanzierte Mindestsi- 
cherung angewiesen wären, dann spricht vieles für eine 
verpflichtende Risiko Vorsorge. 

Schließlich ist das Argument der Kritiker einer staatlich 
organisierten Arbeitslosenversicherung zu bezweifeln, 
bei Arbeitslosigkeit könnten Familienangehörige finan- 
zielle Hilfen leisten. Darauf zu bauen setzt voraus, dass 
unterhaltspflichtige Familienangehörige verfügbar sind. 
Nicht selten sind entweder keine solchen Verwandten 
vorhanden - etwa bei älteren Alleinstehenden - oder sie 
können in Ermanglung eigener Mittel nicht zum Unter- 
halt des Arbeitslosen herangezogen werden. Auf jeden 
Fall entsteht ein erheblicher Kontrollaufwand, nicht zu- 
letzt aufgrund der Versuche der Unterhaltspflichtigen, 
ihre Einkommensverhältnisse und Vermögensverhält- 
nisse zu verschleiern, wie die Erfahrungen in der Praxis 
mit der Sozialhilfe lehren. 

703 . In einigen anderen Ländern wird die Arbeitslo- 
senversicherung vollständig oder zum überwiegenden 
Teil aus allgemeinen Steuermitteln finanziert. Diese Op- 
tion besitzt den Vorzug, dass die Beiträge der Unterneh- 
men zur Arbeitslosenversicherung nicht wie hierzulande 
unmittelbar die Lohnzusatzkosten erhöhen und damit die 
Beschäftigung verringern. Außerdem kann für eine Steu- 
erfinanzierung geltend gemacht werden, dass die Bei- 
träge zu einer obligatorischen Arbeitslosenversicherung 
von den Arbeitnehmern ohnehin als Steuer empfunden 
würden. 

Jedoch sprechen gegen eine steuerfinanzierte Arbeits- 
losenversicherung vor allem vier gewichtige Ge- 
sichtspunkte. Erstens kommen bei einer konsequent 
angelegten Beitragsfinanzierung Äquivalenzgesichts- 
punkte wesentlich deutlicher zum Ausdruck. Bei einer 
Steuerfinanzierung werden Personen beteiligt, die - wie 
etwa Beamte und Selbständige - mit gutem Grund von 
den Leistungen der Arbeitslosenversicherung ausge- 
schlossen sind, sei es, weil bei ihnen kein Arbeitslosig- 
keitsrisiko besteht, sei es, weil der Eintritt des Schadens- 
falls manipulierbar und seitens der Versicherung 
unkontrollierbar ist. Zweitens werden Einkommensarten 
zur Finanzierung herangezogen - wie etwa Vermögens- 
einkommen -, die mit der Erwerbstätigkeit in keinem 
(direkten) Zusammenhang stehen. Drittens werden auf- 
grund des progressiven Steuersystems - direkt über die 
Steuersätze und indirekt über Freibeträge - Umvertei- 
lungsanliegen mit Versicherungsaspekten vermischt. 
Viertens spricht gegen eine Steuerfmanzierung die man- 
gelnde Transparenz bezüglich des Zusammenhangs zwi- 
schen Finanzierung und Leistungen. 

Die Vorschläge zur völligen Abkehr von der Arbeitslo- 
senversicherung als Sozialversicherung vermögen daher 
weder in der Gestalt einer ausschließlich privaten Absi- 


cherung noch als über Steuern finanzierte Leistung zu 
überzeugen. Deshalb ist eine sozialversicherungsrechtli- 
che Lösung angezeigt. Deren Kennzeichen ist das Soli- 
daritätsprinzip, das heißt, individuelle Risiken der Versi- 
cherten als Folge von beispielsweise Alter, Geschlecht 
oder Beruf werden durch Beiträge, die von diesen Merk- 
malen abstrahieren, wegtypisiert und dadurch von allen 
Versicherten gemeinsam getragen. Auch eine solche Lö- 
sung entbindet nicht von der Notwendigkeit, Fehlanreize 
zu verringern. 

Vermeidung von Verhaltensrisiken 

704 . Wie die meisten Versicherungen steht die Arbeits- 
losenversicherung vor dem schwierigen Problem, eine 
Balance zu finden zwischen der Einkommenssicherung 
bei Arbeitslosigkeit und einer möglichst weitgehenden 
Vermeidung diverser Verhaltensrisiken („moral ha- 
zard“). Diese bestehen unter anderem darin, dass je nach 
Ausgestaltung der Lohnersatzleistungen die Suchan- 
strengungen der Arbeitslosen nach einem neuen Arbeits- 
platz geringer sind oder später einsetzen, Beschäftigte 
eher einen Arbeitsplatz aufgeben, die Neigung, sich 
selbständig zu machen, sinkt und die Lohnpolitik zu ei- 
nem weniger beschäftigungsfreundlichen Kurs tendiert. 

Zu warnen ist indessen vor einseitigen Schuldzuweisun- 
gen an die Arbeitslosenversicherung, etwa dergestalt, sie 
sei hauptsächlich für die Persistenz der Arbeitslosigkeit 
verantwortlich. Solche Vorwürfe sind unangebracht, so- 
lange es an Arbeitsplätzen mangelt, welche die Arbeits- 
losen einnehmen können. Selbst noch so überzeugende 
Reformvorschläge im Hinblick auf eine Stärkung der 
Anreize, Arbeitsplatzangebote anzunehmen, laufen bei 
erheblicher Unterbeschäftigung zunächst einmal weitge- 
hend ins Leere. Zu bedenken ist ferner, dass eine intensi- 
vere und daher möglicherweise etwas längere Suchdauer 
dazu verhelfen kann, dass der Arbeitslose einen seinen 
Kenntnissen und Fähigkeiten besser entsprechenden Ar- 
beitsplatz mit demzufolge höherer Produktivität findet, 
als es in einer äußerst kurzen Suchphase der Fall wäre. 
Aber: Dieser Vorbehalt darf nicht dazu führen, weitere 
Reformschritte bei der Arbeitslosenversicherung zu 
unterlassen. Denn ein effizienteres Arbeitslosenversi- 
cherungssystem führt zu einer Entlastung bei den 
Arbeitskosten und trägt damit zur Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze bei; es hilft, noch vorhandene vakante Ar- 
beitsplätze und später neu entstehende Arbeitsplätze zü- 
giger zu besetzen, und beschleunigt damit die dringend 
erforderliche Entspannung auf dem Arbeitsmarkt. Es hat 
zudem zur Folge, dass ein missbräuchliches Verhalten 
arbeitsunwilliger Arbeitsloser, dessen Kosten von ande- 
ren Arbeitnehmern getragen werden müssen, wesentlich 
an Anziehungskraft verliert. 

705 . Zum Einfluss der Arbeitslosenversicherung auf 
das Verhalten der Arbeitnehmer liegen für Deutschland 
eine Vielzahl empirischer Studien vor. Sie verwenden 
Individualdatensätze für mehrere Jahre und neuere mi- 
kroökonometrische Methoden. Die Resultate unterschei- 
den sich je nachdem, ob die Höhe der Lohnersatzquote 
oder die Dauer der Anspruchsberechtigung auf Lohn- 
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ersatzleistungen im Mittelpunkt der Analyse steht, ob es 
um das Risiko, arbeitslos zu werden, oder um die Dauer 
der Arbeitslosigkeit geht und durch welche individuellen 
Merkmale die jeweils untersuchte Gruppe von Arbeits- 
losen gekennzeichnet ist (wie etwa Alter, Geschlecht 
oder Qualifikation). 

Ohne diese Einzelaspekte hier einer gesonderten Be- 
trachtung zu unterziehen, lautet die Schlussfolgerung der 
meisten empirischen Untersuchungen, dass in erster Li- 
nie die Dauer der Anspruchsberechtigung auf Lohner- 
satzleistungen, weniger die Lohnersatzquote einen Ein- 
fluss auf die Arbeitslosigkeit besitzt. Dies äußert sich 
darin, dass vielfach die Zeitspanne, für die ein Anspruch 
auf Arbeitslosengeld besteht, ausgeschöpft wird, bevor 
ein Arbeitsplatzangebot akzeptiert wird, kurzum, dass 
die Dauer der Arbeitslosigkeit steigt. 

Dieser Effekt ist nicht zu verwechseln mit dem Einfluss 
vom Gesetzgeber gewollter Frühverrentungsprogramme 
auf die Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer. Neueste 
Studien des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW), Berlin, und des Zentrums für Europäische Wirt- 
schaftsforschung (ZEW), Mannheim, vom Juni bezie- 
hungsweise August 2003 kommen zu dem Ergebnis, dass 
die Ausweitung der Dauer der Anspruchsberechtigung 
auf Arbeitslosengeld in Westdeutschland in den achtzi- 
ger Jahren hauptsächlich bei älteren männlichen Be- 
schäftigten für sich genommen zu einem teilweise star- 
ken Anstieg der Arbeitslosigkeit geführt hat. Zum einen 
erhöhte sich gemäß der DlW-Studie der Zugang in die 
Arbeitslosigkeit vor allem für die Gruppe der älteren 
männlichen Arbeitnehmer (im Alter von über 53 Jahren) 
um das Doppelte im Vergleich zur entsprechenden Kon- 
trollgruppe ohne einen Leistungsanspruch. Zum anderen 
ergeben beide Untersuchungen eine deutlich geringere 
Abgangsrate aus der Arbeitslosigkeit -genauer: eine 
bei gegebener bisheriger Dauer der Arbeitslosigkeit ge- 
ringere Wahrscheinlichkeit, in einer bestimmten Zeitpe- 
riode aus der Arbeitslosigkeit auszuscheiden - für 
männliche Arbeitslose mit einem Anspruch auf Arbeits- 
losengeld im Vergleich zu einer Kontrollgruppe ohne 
einen solchen Anspruch. Dieses Resultat ist jedoch 
hauptsächlich auf die Frühverrentungsprogramme zu- 
rückzuführen. Denn die Studie des ZEW ermittelte au- 
ßerdem, dass sich die Verweildauer in Arbeitslosigkeit 
derjenigen älteren Arbeitslosen, die anschließend wie- 
der eine Beschäftigung aufnahmen, nicht signifikant von 
der jüngerer Alterskohorten unterschied. Dies spricht 
nicht gegen die Beobachtung, dass allgemein die 
Arbeitslosigkeitsperiode anspruchsberechtigter Arbeits- 
loser vergleichsweise länger dauert, mahnt indes zur 
Vorsicht bei der diesbezüglichen Interpretation für un- 
terschiedliche Altersgruppen. 

Man kann diese Beobachtung einer verlängerten Dauer der 
Arbeitslosigkeit bei einer zeitlich ausgeweiteten An- 
spruchsberechtigung auf Arbeitslosenunterstützung ebenso 
mit Hilfe des Konzepts des „Anspruchslohns“ verdeutli- 
chen (JG 2002 Ziffer 433; JG 2001 Ziffern 421 ff). Der 
Anspruchslohn bezeichnet das Arbeitsentgelt, welches 
der Arbeitslose von seinem nächsten Arbeitsplatz min- 
destens erwartet. Neben einer Vielzahl anderer Faktoren 


hängt seine Höhe vom Altemativeinkommen bei 
Arbeitslosigkeit ab, für viele Arbeitnehmer im Wesentli- 
chen also von den Lohnersatzleistungen aus der Arbeits- 
losenversicherung. Steigt dieser Anspruchslohn als 
Folge höherer Lohnersatzleistungen, so führt dies für 
sich genommen zu einem verzögerten Abgang aus der 
Arbeitslosigkeit, weil sich die Betroffenen mit der Suche 
nach einem Arbeitsplatz mehr Zeit nehmen. Dieser Ef- 
fekt ist durch mehrere Studien des Instituts für Weltwirt- 
schaft (IfW), Kiel, gut belegt. 

706 . Verhaltensrisiken aufgrund einer besseren Ausge- 
staltung der Leistungen der Arbeitslosenversicherung 
- seien dies Lohnersatzleistungen, seien dies Maßnah- 
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik- können zudem 
auf der Ebene der Tarifvertragsparteien nicht ausge- 
schlossen werden. Das Risiko besteht darin, dass umso 
höhere Löhne vereinbart werden, je umfassender die 
Lohnersatzleistungen gewährt werden, das heißt, in je 
größerem Umfang sich der Staat als Reparaturbetrieb ei- 
nes lohnpolitischen Fehlverhaltens in die Pflicht nehmen 
lässt. Unter anderem mag dies erklären, warum sich die 
Gewerkschaften hierzulande gegen eine Kürzung der 
Ausgaben für die aktive Arbeitsmarktpolitik und eine 
Einschränkung der Lohnersatzleistungen sperren. 

Dass umfassendere Leistungen der Arbeitslosenversi- 
cherung zu höheren (tariflich vereinbarten) Nominallöh- 
nen führen, ist zwar ein Standardresultat der ökonomi- 
schen Theorie der Lohnbildung, lässt sich indes 
empirisch deshalb nur schwer überprüfen, weil es einer 
signifikanten Änderung der Leistungen der Arbeitslo- 
senversicherung bedarf, um ökonometrisch das Vorhan- 
densein und gegebenenfalls das Ausmaß eines kausalen 
Effekts der Leistungen auf die Lohnhöhe ermitteln zu 
können. (Zu diesem methodischen Problem siehe 
Ziffern 241, 482). Daher sind einschlägige nationale em- 
pirische Untersuchungen rar, und international verglei- 
chende Analysen beziehen den möglichen kausalen Ef- 
fekt gleich auf die Höhe der Arbeitslosigkeit und 
weniger auf die Lohnhöhe als mittelbare Variable in der 
Kausalkette. Da nicht sämtliche Wirkungen einer verän- 
derten Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherung auf 
die Arbeitslosigkeit über den Marktlohn laufen, sondern 
beispielsweise zudem über den Anspruchslohn, ergibt 
sich ein Zurechnungsproblem im Hinblick auf den kau- 
salen Effekt der Arbeitslosenversicherung auf den 
Marktlohn. Immerhin belegen zahlreiche international 
vergleichende Studien mit Hilfe von Querschnittsregres- 
sionen eine signifikant höhere Arbeitslosigkeit in Län- 
dern vor allem mit einer längeren Dauer der Anspruchs- 
berechtigung auf Lohnersatzleistungen. Mit einer 
besseren Ausgestaltung der Leistungen der Arbeitslo- 
senversicherung kann demnach die Arbeitslosigkeit stei- 
gen. 

Versicherungsfremde Leistungen 

707 . Versicherungsfremde Leistungen der Arbeitslo- 
senversicherung finden sich bei der Berücksichtigung 
von Kindern. Obwohl bei gleichem Einkommen dieselbe 
Höhe der Beiträge entrichtet wird, erhalten Arbeitslose 
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mit unterhaltspflichtigen Kindern höhere Lohnersatz- 
leistungen als kinderlose. Wenig spricht gegen eine Um- 
verteilung zugunsten der Erziehenden, aber diese Auf- 
gabe ist über Zuschläge zum Kindergeld über das 
staatliche Steuer- und Transfersystem abzuwickeln, 
nicht aber über die aus lohnbezogenen Beiträgen finan- 
zierte Arbeitslosenversicherung. Völlig unverständlich 
ist im gegenwärtigen System, wenn man dort schon eine 
familienpolitische Umverteilung will, dass lediglich der 
Tatbestand, ob unterhaltspflichtige Kinder vorhanden 
sind, nicht aber deren Anzahl, eine Erhöhung der Leis- 
tungen bewirkt, ganz davon abgesehen, dass der kinder- 
bezogene Transfer proportional mit dem zuletzt erzielten 
Arbeitseinkommen variiert, Arbeitslose mit einem vor- 
herigen Einkommen an der oberen Bemessungsgrenze 
mithin ein Mehrfaches an „Kindergeld für Arbeitslose“ 
erhalten als Personen mit geringerem Einkommen. 

Quersubventionierung zwischen Unternehmen 

708 . Die Arbeitslosenversicherung kann ebenso im 
Unternehmenssektor zu Verzerrungen führen. Der hälf- 
tig von Arbeitnehmer und Arbeitgeber gezahlte Beitrag 
ergibt sich aus der Anwendung eines einheitlichen Pro- 
zentsatzes auf das beitragspflichtige Arbeitseinkommen 
des Versicherungspflichtigen. Damit gibt es keine Diffe- 
renzierung in Abhängigkeit unterschiedlicher Risiko- 
klassen. So wird den einzelnen Unternehmen eine 
gegebenenfalls vom Durchschnitt aller Unternehmen ab- 
weichende Inanspruchnahme der Leistungen der Ar- 
beitslosenversicherung seitens entlassener Arbeitnehmer 
nicht in Rechnung gestellt. Vielmehr erfolgt eine Sub- 
ventionierung derjenigen Unternehmen, die bei der 
Arbeitslosenversicherung höhere Kosten in Form von 
häufiger oder länger währenden Zahlungen von Arbeits- 
losengeld verursachen, durch Unternehmen mit unter- 
durchschnittlicher Kostenverursachung. Mit anderen 
Worten: Die Kosten einer Anpassung der Beschäftigung 
werden nicht voll in den subventionierten Unternehmen 
intemalisiert, nämlich insoweit sie nicht - unter Berück- 
sichtigung des hälftigen Arbeitnehmerbeitrags - durch 
entsprechende Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitslosenver- 
sicherung des betreffenden Unternehmens gedeckt sind. 
Dieser Gesichtspunkt einer Kostenintemalisierung wird 
beispielsweise im Umweltschutz und beim Verbrauch 
natürlicher Ressourcen nicht nur grundsätzlich bejaht, 
sondern sogar explizit umgesetzt. 

Eine stärkere Betonung des Verursacherprinzips bei der 
Arbeitslosenversicherung bedeutet selbstverständlich 
nicht, dass die Unternehmen generell „schuld“ an Ent- 
lassungen und den damit verbundenen Kosten sind. Das 
ist für verhaltensbedingte und personenbedingte Kündi- 
gungen offenkundig, kann aber bei Entlassungen bei- 
spielsweise aufgrund einer überzogenen Lohnpolitik 
oder konjunkturelle Schwächephasen ebenfalls gegeben 
sein. Wohl aber gilt es, die Quersubventionierung von 
Unternehmen, deren entlassene Arbeitnehmer die Leis- 
tungen der Arbeitslosenversicherung im Vergleich zu an- 
deren Unternehmen in stärkerem Umfang in Anspruch 
nehmen, zu verringern, denn sie führt zu einer Verzer- 


rung der Preisstruktur: Die Verkaufspreise der Güter die- 
ser Unternehmen sind aufgrund der Kostensubventionie- 
rung in Form von relativ niedrigen Arbeitgeberbeiträgen 
geringer im Vergleich zu den Preisen, welche die tat- 
sächlichen Kosten zur Kalkulationsgrundlage hätten. 
Mit anderen Worten: Ein Teil der Kostenunterschiede 
einzelner Unternehmen beispielsweise einer bestimm- 
ten Branche wird auf andere Unternehmen mit einer an- 
deren Sektorzugehörigkeit verlagert und der Wettbewerb 
damit tendenziell verzerrt. 

Empirische Studien deuten auf eine beachtliche bran- 
chenmäßige Quersubventionierung aufgrund des hiesigen 
einheitlichen Beitragssatzes der Arbeitslosenversiche- 
rung hin. Für das Jahr 1990 ermittelte eine empirische 
Untersuchung für Westdeutschland, dass der Beitrags- 
satz (Arbeitnehmerbeitrag und Arbeitgeberbeitrag) 
beispielsweise für das Baugewerbe um rund 1,8 Prozent- 
punkte höher hätte angesetzt werden können und der für 
den Wirtschaftszweig Energie um etwa 2,4 Prozent- 
punkte niedriger im Vergleich zum seinerzeit gültigen 
einheitlichen Beitragssatz in Höhe von 4,3 vH, wäre eine 
branchenmäßige Zurechnung der Beiträge zur und der 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung erfolgt. 
Diese Ergebnisse stellen zwar Momentaufnahmen für 
ein gegebenes Entlassungsverhalten der untersuchten 
Wirtschaftszweige dar, welches sich bei Einführung ei- 
nes differenzierten Systems ändern dürfte, weisen aber 
gleichwohl auf die derzeit bestehende quantitative Be- 
deutung der Verzerrung der Kostenstrukturen hin. Sie ist 
alles andere als vernachlässigbar klein. 

709 . Zu den Kosten einer Entlassung gehören die Ent- 
wertung des während der Untemehmenszugehörigkeit 
akkumulierten betriebsspezifischen Humankapitals des 
Arbeitnehmers, der Verlust seines sozialen Umfelds un- 
ter anderem am bisherigen Arbeitsplatz, die im Falle der 
Arbeitslosigkeit bezogene Arbeitslosenunterstützung 
und gegebenenfalls in Anspruch genommene Maßnah- 
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik, nebst sonstigen 
Ausgaben zur Aufnahme einer neuen Beschäftigung, 
beispielsweise Umzugskosten. Die beiden erstgenannten 
Punkte sind Kosten der Entlassung im engeren Sinn, 
steigen tendenziell mit der Dauer der Betriebszugehörig- 
keit und nehmen in gewissem Umfang mit der Qua- 
lifikation und daher mit der Lohnhöhe zu. Die beiden 
letztgenannten Punkte hingegen, die Arbeitslosenunter- 
stützung und die Kosten des Übergangs zu einem neuen 
Arbeitsplatz oder Beruf, sind Kosten der Arbeitslosig- 
keit selbst. Da ein einheitlicher Beitrag zur Arbeitslosen- 
versicherung ähnlich wie eine Steuer auf den Faktor Ar- 
beit wirkt und das einzelne Unternehmen einen nur 
vemachlässigbaren Einfluss auf die Höhe des Beitrags- 
satzes besitzt, wird durch das gegenwärtige Finanzie- 
rungssystem der Arbeitslosenversicherung keine der 
genannten Kostenkomponenten intemalisiert, so dass 
Unternehmen aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ineffi- 
ziente Entlassungsentscheidungen fallen. Es ist auch zu 
bezweifeln, ob eine solche Internalisierung der Kosten 
über den Kündigungsschutz gelingen kann, etwa indem 
Entlassungen durch bestimmte vorgeschriebene Regeln, 
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zu erfüllende Kriterien oder dureh Abfindungszahlungen 
für das Unternehmen verteuert werden. 

Während sieh der Verlust des betriebsspezifisehen Hu- 
mankapitals und des sozialen Umfelds über eine naeh 
der Dauer der Betriebszugehörigkeit und der Lohnhöhe 
gestaffelte Abfindung abdeeken lässt, ist der Kündi- 
gungsschutz ein wenig geeignetes Instrument zur Inter- 
nalisierung der Kosten bei der Arbeitslosenversieherung, 
kann also die durch einen einheitlichen Beitragssatz des 
Arbeitgebers bewirkte Verzerrung nicht kompensieren: 
Zum einen ist der Kündigungsschutz - abgesehen von 
den Kriterien der Sozialauswahl - für alle Arbeitnehmer 
gleich, unabhängig davon, ob sie als Entlassene auf- 
grund langer Arbeitslosigkeit oder hoher Ansprüche auf 
Arbeitslosengeld bei der Arbeitslosenversicherung hohe 
Kosten verursachen oder nicht. Zum anderen kann, da 
das Eintreten und die Dauer einer Periode der Arbeitslo- 
sigkeit zum Zeitpunkt der Entlassung noch unbekannt 
sind, selbst eine Abfindung allenfalls die erwarteten 
Kosten der Arbeitslosigkeit abbilden, und auch dies nur 
sehr undifferenziert, weil die Arbeitsmarktlage und viele 
persönliche Merkmale des Entlassenen, die für die Kos- 
ten der Arbeitslosigkeit bedeutsam sind, bei der Höhe 
der Abfindung unberücksichtigt bleiben. 

Die unzulängliche Internalisierung dieser Kosten eröff- 
net Möglichkeiten der Absprache zwischen dem Arbeit- 
geber und dem Arbeitnehmer: Da im Falle einer Kündi- 
gung durch den Arbeitnehmer Sperrzeiten beim 
Arbeitslosengeld anfallen, die Zahlungsverpflichtungen 
des Unternehmens gegenüber der Arbeitslosenversiche- 
rung aber nicht vom Entlassungsverhalten abhängen 
- eine Ausnahme von dieser Regel sind Fälle einer Er- 
stattungspfiicht des Arbeitgebers gemäß § 147a 
SGB III -, besteht ein Anreiz, eine eigentlich arbeitneh- 
merseitige Kündigung als Entlassung zu deklarieren, das 
heißt im Ergebnis, einen Vertrag zu Lasten der Arbeits- 
losenversicherung und damit der Gesamtheit der Bei- 
tragszahler zu schließen. Der Kündigungsschutz als In- 
strument zur Internalisierung von Entlassungskosten 
greift in solchen Fällen ins Leere, da er eben nicht die 
tatsächlichen Kosten der Arbeitslosigkeit berücksichtigt. 
Diese lassen sich, da zu einem erheblichen Teil Ausga- 
ben der Arbeitslosenversicherung, aber ex post feststel- 
len, und dies sogar noch wesentlich besser als etwa den 
Wert des betriebsspezifischen Humankapitals. Es liegt 
daher nahe, im Rahmen einer Reform der Arbeitslosen- 
versicherung auch auf der Finanzierungsseite anzusetzen 
und die Beitragsgestaltung in bestimmten Grenzen von 
den durch Entlassungen verursachten Kosten abhängig 
zu machen. In dem Ausmaß, in dem eine Internalisie- 
rung der Kosten der Arbeitslosigkeit gelingt und sich da- 
mit das Entlassungsverhalten der Unternehmen ändert, 
kann im Gegenzug der Kündigungsschutz bei (betriebs- 
bedingten) Kündigungen von einem generellen Schutz 
vor Arbeitslosigkeit mit Hilfe von Abfindungszahlungen 
zu einem Schutz des betriebsspezifischen Humankapi- 
tals und vor den mit einer Entlassung verbundenen sozi- 
alen Kosten umgestaltet werden. Der Kündigungsschutz 
könnte dadurch zielgenauer werden, ohne den Schutz 


der Arbeitnehmer aufzugeben oder die Unternehmen zu- 
sätzlich zu belasten. 

Ein Reformvorschlag 

710 . Der Reformvorschlag, den der Sachverständigen- 
rat zur Diskussion stellt, baut auf den bereits gesetzlich 
verankerten oder geplanten Reformen der Bundesregie- 
rung auf und stellt weiterführende Reformschritte zur 
Diskussion. 

Mit dem vom Deutschen Bundestag verabschiedeten 
„Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt“ wird die maxi- 
male Bezugsdauer von Arbeitslosengeld erheblich ver- 
kürzt (Ziffer 229). Sie beläuft sich nach einem Versiche- 
rungspfiichtverhältnis mit einer Dauer von insgesamt 
mindestens zwölf Monaten auf sechs Monate und ver- 
doppelt sich schließlich, wenn das Versicherungspfiicht- 
verhältnis 24 Monate betragen hat. Für Arbeitslose nach 
Vollendung des 55. Lebensjahres steigt die Dauer der 
Anspruchsberechtigung auf maximal 18 Monate an, so- 
fern das Versicherungspflichtverhältnis mindestens 
36 Monate bestanden hat. Allerdings sind längere Über- 
gangsfristen für Arbeitslose vorgesehen, deren Anspruch 
auf Arbeitslosengeld, zukünftig Arbeitslosengeld I, in- 
nerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes 
entstanden ist, für sie gilt die bisherige Regelung. 

Der weiterführende Reformvorschlag des Sachverständi- 
genrates beinhaltet zum einen eine degressive Ausge- 
staltung des Arbeitslosengelds I und zum anderen eine 
Differenzierung der Arbeitgeberbeiträge im Hinblick auf 
die Inanspruchnahme der Arbeitslosenversicherung sei- 
tens entlassener Arbeitnehmer. 

Degressive Ausgestaltung des Arbeitslosengelds I 

711 . Das Arbeitslosengeld I sollte noch mehr als bisher 
vorgesehen die Anreize zur Arbeitsaufnahme stärken, 
indem es nicht - wie geplant und wie es der bisherigen 
Regelung entspricht - in Form einer zeitlich konstanten 
Lohnersatzquote ausgestaltet, sondern mit zunehmender 
Dauer der Arbeitslosigkeit stufenweise verringert wird. 
Dabei sollten die Leistungen des Arbeitslosengelds I zu 
Beginn der Arbeitslosigkeit im Vergleich zur derzeitigen 
Lohnersatzquote höher angesetzt werden, um die Här- 
ten, die mit dem Verlust des Arbeitseinkommens verbun- 
den sind, anfangs etwas abzumildern. Bereits nach kur- 
zer Dauer der Arbeitslosigkeit - spätestens nach etwa 
zwei Monaten - sinkt die Lohnersatzquote in mehreren 
Stufen von beispielsweise wiederum höchstens zwei 
Monaten, bis das Ende der Anspruchsberechtigung auf 
Arbeitslosengeld I erreicht ist. Damit der degressive Ta- 
rif hinreichend große Anreizeffekte bietet, liegt ab einer 
bestimmten Bezugsdauer die Lohnersatzquote unter dem 
bisherigen Wert. Dies ist zudem erforderlich, um eine 
Mehrbelastung der Arbeitslosenversicherung zu verhin- 
dern, da die Mehrzahl der in die Arbeitslosigkeit Eintre- 
tenden nur wenige Monate darin verweilen (JG 2002 
Ziffer 190). Angesichts einer durchschnittlichen Dauer 
des Bezugs von Arbeitslosengeld je vollendeter Arbeits- 
losigkeitsperiode im Jahr 2002 in Deutschland von rund 
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22 Wochen ist eine solche aufkommensneutrale degres- 
sive Ausgestaltung des Arbeitslosengelds 1 möglich, 
auch wenn sich infolge der geplanten Verkürzung der 
Bezugsdauer von Arbeitslosengeld die durchschnittli- 
che Dauer mit Sicherheit ebenfalls verringern wird. Um 
Fehlanreize in Form wiederholter kurzzeitiger Arbeitslo- 
sigkeit zu vermeiden, sollten sämtliche früheren indivi- 
duellen Arbeitslosigkeitsperioden innerhalb eines Zeit- 
raums von 24 Monaten die Berechnungsgrundlage der 
individuellen Zahlungen des Arbeitslosengelds I bilden. 
Wie bisher kann ergänzend Arbeitslosengeld II bezogen 
werden, wenn der Arbeitslose, etwa aufgrund eines nied- 
rigen vorangehenden Erwerbseinkommens, trotz des 
Anspruchs auf Arbeitslosengeld I bedürftig im Sinne des 
Arbeitslosengelds II wird. 

Infolge des degressiven Verlaufs des Arbeitslosengelds I 
ergibt sich, verglichen mit dem Status quo, eine Schlech- 
terstellung für diejenigen, die bei der alten Lohnersatz- 
quote nicht bedürftig im Sinne des Arbeitslosengelds II 
waren, nach der Reform aber bei länger anhaltender Ar- 
beitslosigkeit einer niedrigeren Lohnersatzquote unter- 
liegen und dadurch nun ein Arbeitslosengeld I unterhalb 
des Sozialhilfebedarfs beziehen. Eine Schlechterstellung 
bedeutet dies insbesondere deshalb, weil beim 
Arbeitslosengeld II zusätzliches Einkommen und das 
vorhandene Vermögen angerechnet werden und gegebe- 
nenfalls zur Versagung eines Anspruchs auf ergänzendes 
Arbeitslosengeld II führen. 

Soll diese Verschlechterung verhindert werden, so 
könnte die Vermögensprüfung beim Arbeitslosengeld II 
entfallen, sofern gleichzeitig Arbeitslosengeld I bezogen 
wird. Durch die Ausnahme von der Vermögensanrech- 
nung hätten die genannten Personen einen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld II, sofern sie nicht die sonstigen Be- 
dürftigkeitskriterien verletzen, etwa bei ausreichend ho- 
hem Einkommen des Partners. Begünstigt werden durch 
eine generelle Aussetzung der Vermögensanrechnung bei 
Bezug von Arbeitslosengeld I indes Personen, die schon 
im Status quo Arbeitslosengeld I unterhalb des Sozial- 
hilfebedarfs bezogen, aufgrund vorhandenen Vermö- 
gens, das die Freigrenzen übersteigt, aber dennoch kei- 
nen Anspruch auf ergänzende Sozialhilfe hatten. Durch 
die Nichtberücksichtigung des Vermögens haben sie nun 
sofort Anspruch auf eine Aufstockung des Arbeits- 
losengelds I auf das Niveau des Arbeitslosengelds 11. Im 
Hinblick auf den für die Anreizwirkung ungünstigsten 
Fall, das heißt bei niedrigem Erwerb seinkommen, gerin- 
gem oder fehlendem sonstigem Haushaltseinkommen 
(beispielsweise im Falle eines Alleinstehenden), aber 
vorhandenem Vermögen, besteht sogar ein Anreiz, sich 
arbeitslos zu melden, um zumindest für ein Jahr in den 
Genuss des Arbeitslosengelds II zu kommen. 

Als Ausweg bietet sich eine modifizierte Vermögensan- 
rechnung an: Arbeitslosengeld H kann ergänzend ge- 
währt werden, wenn der Bezug von Arbeitslosengeld I 
nicht den Bedarf deckt und die Bedürftigkeitskriterien 
des Arbeitslosengelds II erfüllt sind, das heißt, im Prin- 
zip gilt der Status quo der Anrechnung fort. Liegt der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld I bei der Lohnersatz- 
quote des Status quo, das heißt bei 60 vH des pauscha- 


lierten Nettoentgelts, jedoch über dem Bedarf im Sinne 
des neu geschaffenen SGB II, so bleibt für die Dauer des 
Bezugs von Arbeitslosengeld I bei einem infolge des de- 
gressiven Verlaufs entstehenden Anspruch auf Arbeits- 
losengeld II bei der Bedürftigkeitsprüfung das Vermögen 
außer Betracht. Im Hinblick auf die Interaktion zwischen 
degressiver Lohnersatzquote und Bedürftigkeitsprüfung 
des ergänzenden Arbeitslosengelds II ist aber auch zu 
berücksichtigen, dass sich spiegelbildlich eine Verbesse- 
rung gegenüber dem Status quo für diejenigen ergibt, die 
aufgrund der höheren anfänglichen Lohnersatzquote 
nun zumindest in den ersten Monaten ihrer Arbeitslosig- 
keit kein ergänzendes Arbeitslosen-geld H mehr benö- 
tigen. 

Die Leistungen des Arbeitslosengelds I sollten nicht wie 
bisher nach dem Kriterium differenziert werden, ob un- 
terhaltspflichtige Kinder vorhanden sind. Sofern eine 
über das Kindergeld hinausgehende finanzielle Förde- 
rung von Arbeitslosen mit unterhaltspflichtigen Kindern 
für notwendig erachtet wird, wäre die Zahlung eines Zu- 
schlags zum Kindergeld und eine Finanzierung aus dem 
Steueraufkommen, sowie beim Kindergeld, sachgerech- 
ter. Zum einen orientiert er sich an der Zahl der Kinder, 
zum anderen stellt die Berücksichtigung einer Familien- 
komponente ein gesamtgesellschaftliches Anliegen dar 
und nicht nur eines der Beitragszahler zur Arbeitslosen- 
versicherung. 

Differenzierter Arbeitgeberbeitrag 

712 . Die zweite Komponente des Reformvorschlags 
des Sachverständigenrates bezieht sich auf die Ausge- 
staltung der anteiligen Finanzierung der Arbeitslosen- 
versicherung durch die Arbeitgeber. Hier wird für eine 
stärkere Betonung des Verursacherprinzips und damit ei- 
ner teilweisen Internalisierung derjenigen Kosten ge- 
worben, die in Form einer Inanspruchnahme der Leis- 
tungen der Arbeitslosenversicherung im Vergleich zu 
den Einzahlungen des Unternehmens entstehen. 

Um dem Verursacherprinzip Rechnung zu tragen, bieten 
sich aus ökonomischer Sicht allgemein gesehen Steuern 
und Subventionen an. Übertragen auf den vorliegenden 
Sachverhalt hieße dies, dass Unternehmen, die durch ihr 
Entlassungsverhalten bei der Arbeitslosenversicherung 
hohe Nettokosten verursachen, neben ihren Arbeitgeber- 
beiträgen eine Steuer zahlen müssten, während Unter- 
nehmen, die für die Arbeitslosenversicherung Nettobei- 
tragszahler sind, über Erstattungen subventioniert 
würden. Die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung, bei 
denen nach juristischer Auffassung auch ein Eigentums- 
schutz des Arbeitnehmers bezüglich der erworbenen An- 
wartschaften zu beachten ist, blieben davon unberührt. 
Bemessungsgrundlage für die Steuer und die Subvention 
wäre jedoch, wie bei der Arbeitslosenversicherung, die 
beitragspflichtige Lohnsumme des Unternehmens, da 
auf den beitragspflichtigen Entgelten die Ansprüche der 
Entlassenen an die Arbeitslosenversicherung und folg- 
lich auch die zu intemalisierenden Kosten beruhen. Es 
bietet sich daher an, Steuer und Subvention einerseits 
und Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitslosenversicherung 
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andererseits nicht getrennt zu behandeln, sondern zur 
Verwaltungsvereinfachung bereits beim Unternehmen 
miteinander zu verrechnen. Folglich ist die Kombination 
aus Steuer, Subvention und fixen Beitragssätzen zur Ar- 
beitslosenversicherung einem System mit differenzierten 
Arbeitgeberbeiträgen äquivalent. In der Reformoption, 
die der Sachverständigenrat hier zur Diskussion stellt, 
behält die Arbeitslosenversicherung zu einem großen 
Teil ihren Charakter als Sozialversicherung. Die Bei- 
tragsbemessung für die Arbeitnehmer bleibt unverän- 
dert, und die daraus erwachsenden, grundgesetzlich 
geschützten Ansprüche orientieren sich ebenfalls unver- 
ändert an dem mit Beiträgen belegten Arbeitsentgelt. 
Diese Sozialversicherung wird jedoch dahingehend er- 
gänzt, dass die nach wie vor auf die versicherungspflich- 
tigen Arbeitsentgelte bezogenen Arbeitgeberbeiträge zur 
Arbeitslosenversicherung für jedes individuelle Unter- 
nehmen innerhalb bestimmter Grenzen in Anlehnung an 
die jeweiligen Nettokosten ausgestaltet werden, die das 
einzelne Unternehmen der Arbeitslosenversicherung 
aufbürdet. Konkret und vereinfachend nur auf die Zah- 
lungen des Arbeitslosengelds I bezogen, bedeuten Net- 
tokosten die Differenz zwischen der Hälfte der Zahlun- 
gen des Arbeitslosengelds I (die andere Hälfte wird 
durch den Arbeitnehmerbeitrag gedeckt) an betriebsbe- 
dingt gekündigte Arbeitnehmer dieses Unternehmens ei- 
nerseits und der Summe seiner auf diese Ausgaben ent- 
fallenden Arbeitgeberbeiträge andererseits. 

Mit einer solchen Ausgestaltung der Arbeitgeberbeiträge 
werden die aufgezeigten Nachteile einer Quersubventio- 
nierung verringert, insbesondere also die bereits genann- 
ten Effizienzverluste aufgrund einer verzerrten Preis- 
struktur und die daraus resultierende tendenzielle 
Wettbewerbsverzerrung. Die Kosten der Arbeitslosigkeit 
werden internalisiert, so dass der Schutz vor betriebsbe- 
dingten Kündigungen entsprechend in einen Ausgleich 
der durch die Entlassung entstehenden unmittelbaren 
Verluste umgestaltet wird: Auf der Ebene des Unterneh- 
mens werden durch die Abhängigkeit künftiger Arbeit- 
geberbeiträge zur Arbeitslosenversicherung von den 
Ausgaben, die die Entlassenen bei der Arbeitslosenversi- 
cherung verursachen, diejenigen Kündigungen verteuert, 
die auch besonders hohe gesamtwirtschaftliche Kosten 
verursachen. So ergibt sich beispielsweise implizit ein 
höherer Kündigungsschutz für Ältere, sofern diese 
schlechtere Einstellungschancen haben. Die Entlassung 
von Arbeitnehmern mit guten Arbeitsmarktchancen oder 
von Personen, die bereits eine neue Stelle in Aussicht 
haben, wird erleichtert, da sowohl die individuellen als 
auch die gesamtwirtschaftlichen Kosten der Arbeitslo- 
sigkeit dieser Personen niedriger oder unter Umständen 
sogar gleich null sind. Ferner bestehen zusätzliche An- 
reize für die Unternehmen, die Qualifikation der Arbeit- 
nehmer und damit ihre Arbeitsmarktchancen zu fördern 
sowie den Entlassenen bei der Suche nach einem neuen 
Arbeitsplatz eine Hilfestellung zu geben. 

713 . Allerdings muss man auch einige Probleme sehen, 
die mit solchen differenzierten Arbeitgeberbeiträgen 
verbunden sein können und die es daher angeraten er- 
scheinen lassen, das Verursacherprinzip nur in bestimm- 


ten Grenzen zur Geltung kommen zu lassen. Neben der 
Beseitigung der Verzerrungen der Preisstruktur besteht 
die Intention differenzierter Arbeitgeberbeiträge darin, 
verhaltenslenkend zu wirken, das heißt, die Notwendig- 
keit von Entlassungen noch sorgfältiger als bisher zu 
prüfen und die Bemühungen seitens des Unternehmens, 
den entlassenen Arbeitnehmer bei der Suche nach einem 
neuen Arbeitsplatz zu unterstützen, zu verstärken. Eine 
solche Verhaltenslenkung kann indes aus einer Reihe 
von Gründen nicht möglich sein oder weitgehend ins 
Leere laufen. 

Offensichtlich ist dies bei Kündigungen durch den Ar- 
beitnehmer sowie bei personenbedingten und verhal- 
tensbedingten Kündigungen, die in die Verantwortungs- 
sphäre des Arbeitnehmers fallen. Diese Zuordnung ist 
im Übrigen bereits im geltenden Recht angelegt, denn 
verhaltensbedingte Kündigungen und Selbstkündigun- 
gen führen zu Sperrzeiten beim Bezug von Arbeitslosen- 
geld I. Aber auch bei betriebsbedingten Kündigungen 
kann wegen bedeutsamer exogener Einflüsse - bei- 
spielsweise regionen- oder branchenspezifischer 
Schocks - die Verantwortung für Entlassungen dem ein- 
zelnen Unternehmen teilweise oder sogar weitgehend 
entzogen sein. Wenn ein Unternehmen einer krisenge- 
schüttelten Branche angehört und/oder sein Standort in 
einer wirtschaftlich schwachen Region liegt, wie es bei- 
spielsweise im Rahmen eines Strukturwandels häufig zu 
beobachten ist, sind Entlassungen wahrscheinlicher und 
verursachen aufgrund einer größeren mittleren Arbeits- 
losigkeitsdauer auch höhere Kosten. Eine Staffelung der 
Arbeitgeberbeiträge anhand der verursachten Nettokos- 
ten bei der Arbeitslosenversicherung könnte dann die 
Belastung der Unternehmen erhöhen und damit die Krise 
verschärfen, zumal wenn parallel noch etwaige Subven- 
tionen, von denen das Unternehmen aufgrund seiner 
Branchenzugehörigkeit oder geographischen Lage profi- 
tiert hat, zurückgeführt werden (Ziffern 468 ff). 

Prinzipiell könnte man aus diesem Grund bei der Be- 
rechnung individueller Arbeitgeberbeiträge nicht nur an 
eine generelle Begrenzung des Arbeitgeberbeitrags über 
Untergrenzen und Höchstgrenzen für die Beiträge, son- 
dern zusätzlich an eine Berücksichtigung branchenmäßi- 
ger und regionenspezifischer Gegebenheiten denken und 
Abweichungen des individuellen Unternehmens bei der 
Kostenbelastung der Arbeitslosenversicherung auf der 
Basis der Durchschnitte der betreffenden Branche und 
Region zur Grundlage der Differenzierung des Arbeitge- 
berbeitrags machen. Eine Reihe von Überlegungen rela- 
tiviert jedoch das Argument regionen- und branchenspe- 
zifischer Schocks und mahnt zur Vorsicht bei einer 
weitreichenden Differenzierung der Arbeitgeberbei- 
träge. Die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Region 
oder Branche erhöht nicht zwingend die Kostenbelas- 
tung der jeweiligen Unternehmen, beispielsweise weil 
diese nicht für die lokalen Absatzmärkte produzieren, 
sich über Produktdifferenzierung vom Branchentrend 
absetzen können oder die entlassenen Arbeitnehmer auf- 
grund ihrer Qualifikationen rasch Arbeitsplätze in ande- 
ren Wirtschaftszweigen finden. Insofern es tatsächlich 
zu Mehrbelastungen kommt, ist darüber hinaus zu 
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berücksichtigen, dass diese, ähnlich wie beim Subventi- 
onsabbau, aus der Beseitigung bestehender Verzerrun- 
gen resultieren und entsprechend an anderen, wenn auch 
weniger offenkundigen Stellen zu Entlastungen führen. 
Soll die Mehrbelastung gleichwohl, etwa aus regional- 
politischen Überlegungen vermieden werden, so ist aus 
Transparenzgründen ein Ausgleich über explizite Zu- 
weisungen vorzuziehen. Problematisch an einer Diffe- 
renzierung der Arbeitgeberbeiträge nach Regionen oder 
Branchen wäre ferner, dass nicht nur der administrative 
Aufwand eines solchen Systems erheblich höher ist, son- 
dern auch andere Fehlanreize entstehen, beispielsweise 
in Form des Versuchs von Unternehmen, sich in eine an- 
dere Branchenzugehörigkeit (typischerweise in eine 
Branche mit im Mittel höheren Nettokosten) umklassifi- 
zieren zu lassen. Daher erscheint die Begrenzung der 
Differenzierung des Arbeitgeberbeitrags sinnvoll. 

Neben den Problemen bestimmter Branchen und Re- 
gionen ist ein weiteres Argument für eine nur 
eingeschränkte Zurechnung der Nettokosten von be- 
triebsbedingten Kündigungen, dass Unternehmen mögli- 
cherweise auch dann ohne eigenes Verschulden Entlas- 
sungen vornehmen müssen, wenn die Verkaufspreise 
bestimmter Güter mit einer höheren Steuer belegt (wie 
etwa bei der Tabaksteuer oder Mineralölsteuer) oder ihre 
Produktion oder der Absatz durch Auflagen beeinträch- 
tigt werden (Umweltschutzauflagen beziehungsweise 
Dosenpfand). Auch können insbesondere kleine Un- 
ternehmen, die sich auf einzelne Geschäftsfelder spe- 
zialisieren und zudem häufig Kreditbeschränkungen 
unterliegen, durch eine vollständige Zurechnung der 
Entlassungskosten überproportional belastet werden, zu- 
mal die Mehrbelastung gerade in wirtschaftlich schwie- 
rigen Situationen zu Buche schlägt und damit eine Krise 
noch verschärft. Gegen eine volle Berücksichtigung des 
Verursacherprinzips spricht schließlich, dass es ansons- 
ten tendenziell zu höheren Arbeitskosten für Arbeitneh- 
mer mit geringeren Arbeitsmarktchancen käme, da diese 
im Mittel häufiger entlassen werden oder länger arbeits- 
los bleiben. Alle diese Überlegungen legen eine Ein- 
schränkung der Beitragsäquivalenz nahe, und zwar mit 
Hilfe von Obergrenzen der Arbeitgeberbeiträge, der Bei- 
behaltung eines konstanten Arbeitnehmerbeitrags und 
einer zeitlichen Glättung der Wirkungen, die durch Ent- 
lassungen verursachte höhere Nettokosten auf den Bei- 
tragssatz haben. 

714. Die stärkere Orientierung der Arbeitgeberbeiträge 
am Verursacherprinzip könnte sich die Erfahrungen mit 
einem „experience rating“ zunutze machen. So bedienen 
sich die Vereinigten Staaten, in denen die Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung ausschließlich von den Arbeit- 
gebern in Form einer Lohnsummensteuer gezahlt wer- 
den, dieses Instruments eines „experience rating“. Die 
Höhe der Beiträge des individuellen Unternehmens zur 
Arbeitslosenversicherung bemisst sich in diesem System 
daran, in welchem Umfang die Leistungen der Arbeits- 
losenversicherung von entlassenen Beschäftigten dieses 
Unternehmens in Anspruch genommen wurden, und 
zwar relativ zu seinen Beitragszahlungen. Die konkreten 
Berechnungsmethoden differieren zwischen einzelnen 


Bundesstaaten. Im Wesentlichen unterscheiden sie sich 
durch den Betrachtungszeitraum, der der Berechnung 
des zeitlich kumulierten Saldos aus Einzahlungen in die 
Arbeitslosenversicherung und den Unterstützungszah- 
lungen zugrunde liegt, also ob die Gesamtheit aller ver- 
gangenen Einzahlungen und Auszahlungen oder nur die 
der letzten drei oder vier Jahre berücksichtigt werden. In 
der Praxis sind die aus den beiden Berechnungsmetho- 
den resultierenden Unterschiede im Hinblick auf die Be- 
messung des individuellen Beitragssatzes jedoch be- 
grenzt, weil sich dieser aufgrund von Untergrenzen und 
Obergrenzen innerhalb einer bestimmten Bandbreite 
bewegt. Insoweit handelt es sich um ein partielles „expe- 
rience rating“, eine gewisse Quersubventionierung zwi- 
schen Unternehmen mit unterschiedlicher Inanspruch- 
nahme der Arbeitslosenversicherung findet nach wie vor 
statt. 

Empirische Studien zum Einfluss eines „experience ra- 
ting“ auf die Entlassungshäufigkeit beschäftigten sich in 
den Vereinigten Staaten vornehmlich mit der Frage, ob 
die dort häufiger als hierzulande anzutreffenden tempo- 
rären Entlassungen, meistens verbunden mit einer Wie- 
dereinstellungszusage („temporary layoffs with recall“) 
aufgrund dieser Ausgestaltung der Arbeitgeberbeiträge 
reduziert wurden. In der Tat belegen die Ergebnisse neu- 
erer ökonometrischer Untersuchungen beispielsweise für 
den Bundesstaat Washington, in dem im Jahre 1985 das 
System einheitlicher Arbeitgeberbeiträge von einem 
„experience rating“- System abgelöst wurde, dass sich 
die Anzahl der temporären Entlassungen signifikant ver- 
ringert hat und sich ebenso das Beschäftigungsniveau er- 
höht hat. 

715 . In seinen Grundzügen könnte eine partielle Risi- 
koäquivalenz der Arbeitgeberbeiträge wie folgt ausge- 
staltet sein. 

Die Arbeitgeberbeiträge des individuellen Unterneh- 
mens, und nur diese, werden innerhalb bestimmter 
Bandbreiten danach differenziert, inwieweit freigesetzte 
Arbeitnehmer dieses Unternehmens Zahlungen des 
Arbeitslosengelds I erhalten und zwar im Vergleich zu 
den Zahlungen, die das Unternehmen in Form von Ar- 
beitgeberbeiträgen geleistet hat. Mit anderen Worten, der 
Beitragssatz des individuellen Unternehmens fällt mit 
zunehmender Differenz zwischen den Zahlungen des 
Unternehmens in die Arbeitslosenversicherung einer- 
seits und den Leistungen in Form von Arbeitslosengeld I 
andererseits, die Arbeitnehmer dieses Unternehmens in 
Anspruch nehmen, beides bezogen auf die Summe aller 
beitragspflichtigen Entgelte des betreffenden Unterneh- 
mens (Risikoquotient). Nettobeitragszahler in die 
Arbeitslosenversicherung werden mit niedrigeren Bei- 
trägen belohnt, während aus Sicht der Arbeitslosenver- 
sicherung „teure“ Unternehmen einen Teil dieser 
Mehrkosten selbst tragen müssen. Grundlage dieser Be- 
rechnung ist dabei ein Durchschnitt des Risikoquotien- 
ten einer zurückliegenden Zeitperiode beispielsweise 
von drei Jahren. Da die Arbeitgeberbeiträge stets als fes- 
ter Prozentsatz der beitragspflichtigen Arbeitsentgelte 
berechnet werden, lässt sich die Definition des Risiko- 
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quotienten etwas vereinfachen, nämlich als Zahlungen 
des Arbeitslosengelds I an die ehemaligen Arbeitnehmer 
dieses Unternehmens bezogen auf die Summe aller bei- 
tragspflichtigen Arbeitsentgelte. Die Arbeitslosenversi- 
cherung legt allgemein für die Risikoquotienten be- 
stimmte Risikoklassen fest, wobei die höchste und 
niedrigste Risikoklasse nach oben beziehungsweise un- 
ten offen sind, und bestimmt den für jede Risikoklasse 
geltenden Arbeitgeberbeitragssatz. Anhand seines indi- 
viduellen Risikoquotienten kennt dann jedes Unterneh- 
men den für ihn gültigen Arbeitgeberbeitrag. Mit dieser 
Konstruktion des Arbeitgeberbeitrags in Stufen und in 
Abhängigkeit bestimmter Klassenintervalle des Risiko- 
quotienten, wobei das unterste und das oberste Intervall 
offen sind, werden bezüglich des Arbeitgeberbeitrags- 
satzes sowohl eine Mindesthöhe als auch eine Ober- 
grenze eingeführt. 

Folgendes fiktives Beispiel mag die prinzipielle Vorge- 
hensweise verdeutlichen. Unterstellt sei stark vereinfa- 
chend und nur auf die Leistungen der Arbeitslosenversi- 
cherung in Form von Arbeitslosengeld I bezogen, dass 
insgesamt betrachtet die Unternehmen mit ihren Arbeit- 
geberbeiträgen die Hälfte aller Zahlungen des Arbeits- 
losengelds I bestreiten. Mit anderen Worten, in gesamt- 
wirtschaftlicher Betrachtung belaufe sich der Wert des 
Quotienten aus Zahlungen des Arbeitslosengelds 1 zu 
den Arbeitgeberbeiträgen zur Arbeitslosenversicherung 
auf 2. Bei einem undifferenzierten Arbeitgeberbeitrags- 
satz von 3,25 vH bedeutet dies einen Quotienten aus 
Zahlungen des Arbeitslosengelds I zur beitragspflichti- 
gen Lohnsumme in Höhe von 6,5 vH. Auf der Grundlage 
dieses Quotienten legt die Arbeitslosenversicherung bei- 
spielsweise drei Risikoklassen fest, also etwa: bis 

5.00 vH, dann 5,01 vH bis 8,00 vH und schließlich 

8.01 vH und darüber. Für jedes Unternehmen wird nun 
jährlich individuell und für eine vergangene Zeitperiode 
anhand seines Risikoquotienten (also der Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung an ehemalige Arbeitnehmer 
bezogen auf die beitragspflichtigen Arbeitsentgelte die- 
ses Unternehmens) festgestellt, in welche Risikoklasse es 
fällt und welcher individuelle Arbeitgeberbeitrag zu ent- 
richten ist. Für die mittlere Klasse beläuft sich der Ar- 
beitgeberbeitragssatz nach wie vor auf 3,25 vH. Die Bei- 
tragssätze für die erste und dritte Klasse werden mit 
Hilfe eines gleich hohen Abschlags beziehungsweise 
Zuschlags so bestimmt, dass die arbeitgeberseitigen 
Zahlungen insgesamt aufkommensneutral bleiben. Das 
Beispiel dient lediglich zur Illustration und ist rein hypo- 
thetisch. Tatsächlich beliefen sich die Beitragseinnah- 
men der Bundesanstalt für Arbeit im Jahr 2002 insge- 
samt auf rund 47 Mrd Euro, die arbeitgeberseitigen 
Zahlungen mithin auf etwa 24 Mrd Euro, denen Ausga- 
ben allein für das Arbeitslosengeld in Höhe von gerun- 
det 27 Mrd Euro gegenüber standen. Damit wird deut- 
lich, dass das System eines „experience rating“ in der 
vorgeschlagenen Form impliziert, dass die übrigen Aus- 
gaben der Bundesanstalt für Arbeit prozentual auf die 
individuellen Unternehmen umgelegt werden. 

Für neugegründete Unternehmen gilt der mittlere Satz 
des Arbeitgeberbeitrags. Beide Elemente - die zeitlich 


zurückliegende Bemessungsgrundlage wie auch die 
Mindestgrenzen und Höchstgrenzen - gewährleisten den 
gewünschten partiellen Charakter der Risikoäquivalenz, 
um zusätzliche Belastungen des Unternehmens aufgrund 
höherer Beitragszahlungen gerade in wirtschaftlich 
schwierigen Situationen zumindest beträchtlich abzu- 
mildern. Die Begrenzung des Beitragssatzes dämpft 
auch die Erhöhung der Arbeitskosten für Geringquali- 
fizierte. Die Beitragsdifferenzierung kann zudem weit- 
gehend aufkommensneutral gestaltet werden, wobei zu 
beachten ist, dass der Charakter der Arbeitslosenversi- 
cherung als automatischer Stabilisator umso stärker zum 
Tragen kommt, je länger der zurückliegende Zeitraum 
ist, welcher der Berechnung des Risikoquotienten zu- 
grunde liegt. 

Zusammengefasst ist bei der konkreten Ausgestaltung 
der Beitragssatzdifferenzierung demnach eine Abwä- 
gung zu treffen zwischen den erwünschten Internalisie- 
rungswirkungen, die breite Bänder und enge Klassen er- 
fordern, und den genannten Einschränkungen und 
Problemfällen, die eine stärkere Umverteilungskompo- 
nente und damit engere Bänder sowie breitere Klassen 
implizieren. 

Die Einführung eines solchen oder ähnlichen Systems 
hat zur Voraussetzung, dass die Bundesanstalt für Arbeit 
für jedes Unternehmen ein entsprechendes Konto führt, 
auf dem die Zahlungen des Arbeitslosengelds I an ehe- 
malige Mitarbeiter des Unternehmens sowie die bei- 
tragspflichtige Summe der Arbeitsentgelte und gegebe- 
nenfalls die arbeitgeberseitigen Zahlungen an die 
Arbeitslosenversicherung des jeweiligen Unternehmens 
gebucht werden. Da diese Daten ohnehin erfasst werden, 
dürfte sich der damit einhergehende Zusatzaufwand in 
Grenzen halten. Bei der Berechnung des individuellen 
Risikoquotienten sollten die Zahlungen von Arbeitslo- 
sengeld I nur solche auf Grund von betriebsbedingten 
Entlassungen enthalten, die Unternehmen mithin nicht 
dafür bestraft werden, dass sie Arbeitnehmern aus ver- 
haltensbedingten oder personenbedingten Gründen kün- 
digen müssen, obwohl dies bereits durch die Klassenein- 
teilung des Quotienten abgeschwächt wird. Der 
Mehraufwand aufgrund einer Unterscheidung nach dem 
Grund der Auflösung des Beschäftigungsverhältnisses 
erscheint im Hinblick auf die Lenkungswirkung wün- 
schenswert. Der Entlassungsgrund könnte wohl am ein- 
fachsten im Rahmen der Arbeitslosigkeitsmeldung des 
Entlassenen erfasst werden, indem der Betreffende das 
Kündigungsschreiben vorlegt. Ohnehin hat er wegen der 
Sperrzeitenregelung bei Selbstkündigung oder einer we- 
gen Fehl Verhaltens selbst zu verantwortenden Kündi- 
gung keinen Anreiz, eine betriebsbedingte Kündigung 
nicht als solche zu deklarieren. Eine Auflösung des Ar- 
beitsverhältnisses „im gegenseitigen Einvernehmen“ 
geht hälftig in die Berechnung des untemehmensspezifi- 
schen Risikoquotienten ein, das heißt, nur 50 vH der 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung des betreffen- 
den Arbeitnehmers werden berücksichtigt. 
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Mindestsicherung: Unzureichende Anreize zur 
Arbeitsaufnahme 

716 . Das Grundprinzip einer Mindestsicherung be- 
steht darin, Personen, die sich in einer Notlage befinden 
eine Unterstützung zu gewähren. Auf die Anreizproble- 
matik bei den derzeitigen Regelungen der Sozialhilfe hat 
der Sachverständigenrat mehrfach aufmerksam gemacht, 
zuletzt ausführlich in seinem Jahresgutachten 2002 (Zif- 
fern 444 ff). Sie besteht aus zwei Aspekten. Zum einen 
wird einem arbeitslosen Sozialhilfeempfänger ein etwai- 
ges erzieltes Arbeitseinkommen - abgesehen von einem 
Freibetrag - voll auf die Sozialhilfe angerechnet, dass 
heißt, er unterliegt oberhalb dieses Freibetrags einer 
Grenzbelastung von bis zu 1 00 vH bis zum Auslaufen 
des Arbeitslosengelds 11. Zum anderen steht einer Ar- 
beitsaufnahme häufig ein zu geringer Abstand zwischen 
dem Nettoarbeitseinkommen und dem Sozialhilfeein- 
kommen entgegen; dies betrifft in erster Linie Tätigkei- 
ten im Niedriglohnbereich und Familien mit einem Al- 
leinverdiener. Diese Tatbestände erschweren die 
Integration der betreffenden arbeitsfähigen, aber arbeits- 
losen Sozialhilfeempfänger in die Erwerbstätigkeit, viel- 
leicht abgesehen von der Schattenwirtschaft. Das ge- 
plante Arbeitslosengeld 11 bringt in dieser Hinsicht zwar 
Besserung (Ziffern 23 1 ff), entschärft die Problematik 
indes nicht hinreichend. 

Die Verantwortlichkeiten für diesen Befund sollten nicht 
durch einseitige Schuldzuweisungen an „die“ Sozialhil- 
feempfänger verwischt werden. Dagegen sprechen im 
Wesentlichen zwei Gründe. Erstens betrifft die Proble- 
matik lediglich die erwerbsfähigen, aber arbeitslosen 
Sozialhilfeempfänger sowie die Empfänger von Arbeits- 
losenhilfe, nicht aber diejenigen, die keiner Erwerbstä- 
tigkeit nachgehen können. Als ungefähre Größenord- 
nung erhält man unter Berücksichtigung von 
Doppelzählungen einen diesbezüglichen Personenkreis 
von rund 2,5 Millionen Personen. Er setzt sich zum ei- 
nen zusammen aus bisherigen Arbeitslosenhilfeempfän- 
gem, die, soweit sie bedürftig sind, nun ebenfalls zum 
Personenkreis der Bezieher von Arbeitslosengeld II ge- 
hören, zum anderen aus Sozialhilfeempfängern im er- 
werbsfähigen Alter, soweit sie als arbeitslos gemeldet 
oder nicht aus Gründen wie Krankheit, Behinderung, 
Arbeitsunfähigkeit, häuslicher Bindung oder Ausbildung 
und Fortbildung nicht erwerbstätig sind, zusammen. 
Zweitens verhalten sich die Betreffenden rational. Wa- 
rum sollten sie arbeiten, wenn sie das gleiche oder ein 
geringfügig geringeres Einkommen als Unterstützungs- 
zahlung erhalten können? Der Fehler liegt im System, 
nicht in erster Linie bei den Betroffenen. 

Des Weiteren muss nachdrücklich auf die Verantwortung 
der Lohnpolitik verwiesen werden. Sie hat in der Ver- 
gangenheit durch überproportionale Anhebungen der 
Lohnsätze im Bereich gering qualifizierter Arbeit und 
durch Wegfall unterer Lohngruppen entscheidend zur 
Problematik einer zu geringen Spreizung der qualifika- 
torischen Lohnstruktur beigetragen. Dieser Vorwurf 
wiegt schwer. Die als Folge dieser lohnpolitischen Stra- 
tegie einsetzenden Arbeitsplatzverluste im Bereich ge- 


ring qualifizierter Arbeit wurden dann durch einen tech- 
nischen Fortschritt, welcher insbesondere solche 
Arbeitsplätze vernichtet, und die weltweite Arbeitstei- 
lung aufgrund der zunehmenden Intemationalisierung 
der Märkte noch verstärkt und beschleunigt. Eine solche 
Lohnpolitik kann nicht mit gut gemeinten Verteilungsan- 
liegen begründet werden, dafür wären das Sfeuersystem 
und Transfersystem zuständig, keinesfalls aber die 
Lohnpolitik. Die gegenteilige Strategie ist geboten: Die 
Tarifvertragsparteien müssen die Lohnsenkungen durch 
die Schaffung neuer Tariflohngruppen ermöglichen, und 
die Unternehmen sollten bestehende, kaum genutzte 
diesbezügliche Potentiale soweit wie möglich nutzen 
(JG 2002 Ziffer 456). Anderenfalls laufen die Reform- 
vorschläge im Bereich der Mindestsicherung ins Leere. 

717 . Der Deutsche Bundestag hat am 17. Oktober 2003 
das „Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar- 
beitsmarkt“ beschlossen. Das Gesetz bedarf der Zustim- 
mung des Bundesrates. Die Opposition, welche im Bun- 
desrat über die Mehrheit verfügt, hat bisher angekündigt, 
dem Gesetz nicht zustimmen zu wollen. 

Das Gesetz sieht eine Zusammenführung von Arbeifslo- 
senhilfe und Sozialhilfe zu einer neuen Leistung vor, 
dem Arbeitslosengeld II, welches an diejenigen Perso- 
nen gezahlt wird, die keinen Anspruch auf das reguläre 
Arbeitslosengeld besitzen und bedürftig und erwerbsfä- 
hig sind. Bei den Beziehern von Arbeitslosengeld II han- 
delt es sich mithin im Wesentlichen um die bisherigen 
Bezieher von Arbeitslosenhilfe, weiterhin Bedürftigkeit 
vorausgesetzt, und die erwerbsfähigen Bezieher von So- 
zialhilfe. Der Regelsatz beim Arbeitslosengeld II beläuft 
sich für einen Haushaltsvorstand auf 345 Euro oder 
331 Euro in Westdeutschland beziehungsweise Ost- 
deutschland. Er liegt damit höher als der durchschnittli- 
che Regelsatz der bisherigen Sozialhilfe, wobei aller- 
dings die meisten einmaligen Leistungen der Sozialhilfe 
entfallen. Empfängern von Arbeitslosengeld II, die vor- 
her Arbeitslosengeld I bezogen haben, wird ergänzend 
ein zweijähriger Zuschlag gezahlt (Ziffer 235). 

Diese Reformmaßnahmen sind insgesamt zielführend; 
sie entsprechen in wichtigen Punkten den Vorschlägen 
des Sachverständigenrates (JG 2002 Ziffern 442 ff). 
Zwei ergänzende Regelungen sind allerdings kritisch zu 
sehen. Zum einen verringern die vorgesehenen zweijäh- 
rigen Übergangszuschläge die geplante und erforderli- 
che Stärkung der Anreize zur Arbeitsaufnahme insbe- 
sondere für Langzeitarbeitslose, die nunmehr zwei Jahre 
lang höhere Transferleistungen erhalten als arbeitslose 
Empfänger von Arbeitslosengeld II, die vorher keinen 
Anspruch auf Arbeitslosengeld I geltend machen konn- 
ten. Für eine Übergangszeit mag dies vertretbar sein, als 
Dauerregelung ist es jedoch nicht sinnvoll. Zum anderen 
ist der ursprüngliche Entwurf des Hartz-IV-Gesetzes 
noch dahingehend geändert worden, dass ein Empfänger 
von Arbeitslosengeld II nur solche Tätigkeiten annehmen 
muss, für die zumindesl ein „ortsüblicher“ (Tarif-)lohn 
gezahlt wird. Dies würde deutlich über den gegenwärti- 
gen Rechtsstand, der bei tarifgebundenen Arbeitgebern 
und gewerkschaftlich organisierten Arbeitslosen bei 
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Beschäftigungsaufnahme eine untertarifliche Bezahlung 
ausschließt, hinausgehen und eine Allgemeinverbind- 
lichkeit des Tariflohns nach sich ziehen. Zwar sieht das 
vom Deutschen Bundestag verabschiedete Gesetz eine 
Versehärfung der Zumutbarkeitsregelungen insofern vor, 
als sämtliche Bezieher von Arbeitslosengeld, also aueh 
die früheren Empfänger von Arbeitslosenhilfe, zur Wah- 
rung der Anspruchsberechtigung jede zumutbare Arbeit 
annehmen müssen; gleichwohl zieht die Beschränkung 
auf den ortsübliehen Lohn eine Lohnuntergrenze ein, die 
die Anreize zur Aufnahme einer Beschäftigung bei nied- 
rig qualifizierten Beziehern von Arbeitslosengeld beein- 
trächtigt. Die beschäftigungsfeindlichen Wirkungen von 
staatlichen Mindestlöhnen sind gut belegt. Deshalb muss 
auf diese generelle Mindestlohnregelung verziehtet wer- 
den. 

Gerade im Hinblick auf eine Verbesserung der An- 
reizwirkungen vorzuziehen wäre die Umsetzung der 
vom Sachverständigenrat vorgeschlagenen Lösung ge- 
wesen: Diese besteht - grob skizziert - aus drei Ele- 
menten (JG 2002 Ziffern 448 ff. und insbesondere Kas- 
ten 11). Um den Anreiz zu erhöhen, aus der Mindestsi- 
cherung in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis zu 
wechseln, sollte der Regelsatz für arbeitsfähige Bezieher 
von Arbeitslosengeld II abgesenkt werden. Im Gegenzug 
kann der Betreffende in höherem Umfang als bisher ein 
Arbeitseinkommen beziehen, ohne dass dieses (voll) auf 
die Leistungen der Mindestsicherung angerechnet wird. 
Finden die Betreffenden trotz redliehen Bemühens kei- 
nen Arbeitsplatz, können sie ihre Arbeitskraft kommu- 
nalen Beschäftigungsagenturen zur Verfügung stellen, 
um das bisherige Leistungsniveau der Mindestsicherung 
zu erhalten. Das Konzept der kommunalen Beschäfti- 
gungsagenturen ist im Übrigen mit einer Mindestlohnre- 
gelung nieht in Einklang zu bringen. Da in den Beschäf- 
tigungsagenturen Vollzeittätigkeiten ausgeübt werden, 
dureh die Teilnahme aber lediglieh das Arbeitslosen- 
geld II von 70 vH auf den vollen Satz aufgestoekt wird, 
liegen die effektiven Stundenlöhne weit unter den orts- 
üblichen Löhnen, das heißt, die Tätigkeit wäre eigentlieh 
unzumutbar. 

Unabhängig davon, dass die bestehenden unteren Tarif- 
lohngruppen stärker als bisher mit Arbeitskräften besetzt 
werden sollten, sofern sie mit der Produktivität der Ar- 
beitnehmer im Einklang stehen, ist für die Wirksamkeit 
dieser Reformmaßnahmen im Hinbliek auf die Anreize 
zur Arbeitsaufnahme der Beitrag der Tarifvertragspar- 
teien unerlässlieh, nämlich durch die Vereinbarung neuer 
unterer Tariflohngruppen. 

Fazit 

718 . Mit der Begrenzung der Dauer der Anspruchsbe- 
rechtigung auf Arbeitslosengeld und der geplanten Zu- 
sammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe in 
etwa auf das Niveau der Sozialhilfe hat die Bundesregie- 
rung trotz erheblicher Detailkritik einen zielführenden 
Sehritt im Hinbliek auf eine Reform dieser Zweige des 
Systems der sozialen Sicherung unternommen. Gleich- 
wohl stehen aus der Sicht des Sachverständigenrates 


naeh wie vor unerledigte Aufgaben auf der Reforma- 
genda. Dies betrifft die Stärkung von Anreizwirkungen 
zur Arbeitsaufnahme sowohl für Bezieher des Ar- 
beitslosengelds I als auch für solche des neuen Arbeits- 
losengelds II, wozu allerdings aueh die Lohnpolitik un- 
bedingt ihren wichtigen Beitrag leisten muss. 

III. Europäische Geldpolitik: 
Preisniveaustabilität erreicht 


Das Wichtigste in Kürze 

(1) Die Geldpolitik hat ein hohes Maß an Preis- 
niveaustabilität gesichert und die Inflationserwar- 
tungen auf einem niedrigen Niveau verankert. Die 
Europäische Zentralbank sollte diese zielgerich- 
tete Politik fortsetzen. Die reiehlich vorhandene 
Liquidität und die historisch niedrigen Zinssätze 
sind gute Voraussetzungen für eine Wirtschaftsbe- 
lebung. 

(2) Im Zuge der Strategierevision hat die Europäisehe 
Zentralbank das Preisniveaustabilitätsziel konkre- 
tisiert und die konzeptionelle Rolle breiter Geld- 
mengenaggregate angemessen geklärt. Die zuneh- 
mend integrierte Gesamtsicht aller Risiken für die 
Preisniveaustabilität ist sinnvoll, eine vollständige 
Integration beider Strategiesäulen wäre konse- 
quenter gewesen. 

(3) Die Verfahren zur Bündelung der entseheidungs- 
relevanten Informationen könnten transparenter 
und nachvollziehbarer gestaltet werden. Die Euro- 
päisehe Zentralbank sollte die Rolle ihrer Infla- 
tions- und Konjunkturprognosen in der Entschei- 
dungsfindung und Kommunikation weiter stärken. 

719 . Die Europäisehe Zentralbank hat auch in diesem 
Jahr angemessene Rahmenbedingungen für ein hohes 
Maß an Preisniveaustabilität im Euro-Währungsraum 
geschaffen. Angesichts der gegenwärtig geringen Wirt- 
schaftsdynamik und der Aussiehten auf eine lediglich 
verhaltene Belebung im kommenden Jahr bestehen der- 
zeit kaum Risiken für einen realwirtschaftlich bedingten 
Preisauftrieb in der kurzen bis mittleren Frist. Im kom- 
menden Jahr ist vielmehr mit einer Stabilisierung der 
Infiationsrate um die 2-vH-Marke zu reehnen, so dass 
das gegenwärtige Zinsniveau als angemessen einzustu- 
fen ist. Gefahren für die Preisniveaustabilität gehen naeh 
wie vor von der hohen Überschussliquidität aus. Sollte 
die aus vergangenen Portfolioumschichtungen resultie- 
rende hohe Liquidität im Laufe der sich abzeichnenden 
moderaten Wirtschaftsbelebung verstärkt naehfrage- 
wirksam werden, statt in Portfolioanlagen zurückzuflie- 
ßen, wäre eine stärker restriktive Geldpolitik geboten. 
Sollte es hingegen zu einer weiteren kräftigen Aufwer- 
tung des Euro kommen, so würde sich Spielraum für 
eine zinspolitisehe Lockerung eröffnen. 
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Neben der aktuellen Geldpolitik rückte im Jahr 2003 
die grundsätzliche strategische Orientierung der Euro- 
päischen Zentralbank erneut in den Mittelpunkt des In- 
teresses. Grund hierfür war die von ihr vorgenommene 
Überprüfung ihrer geldpolitischen Strategie. Der Sach- 
verständigenrat stuft die vorgenommenen Anpassungen 
als sinnvoll ein. Insbesondere ist zu begrüßen, dass die 
Rolle breiter Geldmengenaggregate eine konzeptionell 
richtige Klärung erfahren hat. Dies bringt die offiziell 
kommunizierte Strategie in Übereinstimmung mit der 
Praxis der Geldpolitik in den vergangenen Jahren. Auch 
hat sich die Europäische Zentralbank faktisch mit ihrer 
Strategie dem Konzept der Inflationssteuerung weiter 
genähert. Es wäre jedoch konsequent gewesen, die bei- 
den Säulen der geldpolitischen Strategie zu verschmel- 
zen, denn dies hätte in der Kommunikation mit den 
Märkten und der Öffentlichkeit die integrierte Gesamt- 
beurteilung aller Risiken für die Preisniveaustabilität 
klarer herausgestellt. Zur Strukturierung des Informati- 
onsgehalts einer Vielzahl relevanter Indikatoren aus der 
wirtschaftlichen und monetären Analyse wäre eine wei- 
tergehende Stärkung der Rolle der Prognosen in der 
Entscheidungsfindung sinnvoll. Die Europäische Zen- 
tralbank sollte dazu den Entscheidungsrahmen und die 
Verfahren zur Bündelung der entscheidungsrelevanten 
Informationen transparenter und nachvollziehbarer ge- 
stalten. Dies sollte nicht als Forderung nach einer rein 
modellbasierten mechanistischen Form der Geldpolitik 
interpretiert werden, die sich ausschließlich an forma- 
len Modellen zu orientieren hätte. In die Prognosen 
könnten selbstverständlich alle Arten von modellexoge- 
nen Informationen einfließen, die sich in der aktuellen 
Entscheidungssituation als relevant für die Beurleilung 
der Inflationsrisiken erweisen. Eine zunehmende Fo- 
kussierung auf die Prognosen auch in der Kommunika- 
tion würde der Europäischen Zentralbank die Steue- 
rung der Markterwartungen erleichtern, ohne zu 
deutlich einen anstehenden Zinsschritt im Vorfeld zins- 
entscheidender Sitzungen des EZB-Rats signalisieren 
zu müssen. 

Zielgerichtete Geldpolitik fortgesetzt 

720. Die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank 
war in diesem Jahr, wie in den vergangenen Jahren, auf 
das im Oktober 1998 selbst gesetzte Ziel einer Stabilisie- 
rung des allgemeinen Preisniveauanstiegs im Euro- 
Raum in Höhe von mittelfristig unter 2 vH pro Jahr aus- 
gerichtet. Im Mai 2003 konkretisierte die Europäische 
Zentralbank im Rahmen ihrer Strategierevision diese 
Zielformulierung in dem Sinne, dass sie eine Stabilisie- 
rung des allgemeinen Preisniveauanstiegs von unter, 
aber nahe 2 vH in der mittleren Frist anstrebt. Dieses 
Ziel wurde im Jahr 2003 fast erreicht: Die Inflationsrate 
für den Harmonisierten Verbraucherpreisindex 
schwankte im Jahresdurchschnitt um 2 vH und lag am 
aktuellen Rand nach einem Wert von 1,9 vH im Juli in 
den Monaten August und September mit Werten von je- 
weils 2,1 vH wieder leicht jenseits der Stabilitäts- 
schwelle. Seit Beginn der Währungsunion betrug die 
durchschnittliche Inflationsrate 2 vH, mit einer Stan- 


dardabweichung von 0,5. Damit hat die Europäische 
Zentralbank im Durchschnitt der Jahre 1999 bis 2003 ihr 
selbst quantifiziertes Primärziel der Geldpolitik erreicht. 

Zusätzlich zur Stabilisierung der aktuellen Inflationsrate 
in der Nähe von 2 vH ist es der Europäischen Zentral- 
bank gelungen, die langfristigen Inflationserwartungen 
auf niedrigem Niveau zu verankern. Ein breites Spek- 
trum verschiedener Erwartungsindikatoren für den Euro- 
Raum belegt, dass sich die mittel- bis langfristig er- 
warteten Inflationsraten leicht unterhalb der Inflations- 
obergrenze von 2 vH eingependelt haben. Die von der 
Europäischen Zentralbank in einer Umfrage unter Prog- 
nostikern (Survey of Professional Forecasters) erhobe- 
nen Inflationserwartungen für 12 Monate und 24 Monate 
lagen in diesem für die Geldpolitik relevanten Zeithori- 
zont stabil unter der 2-vH-Obergrenze. Seit Beginn der 
Währungsunion betrug die für den 12-Monatszeitraum 
erwartete durchschnittliche Inflationsrate 1 ,7 vH, und 
der entsprechende Wert für den 24-Monatszeitraum lag 
bei 1,8 vH (Schaubild 71). Die dauerhaft niedrigen In- 
flationserwartungen zeugen von einem hohen Vertrauen 
der Märkte in die Fähigkeit der Europäischen Zentral- 
bank, ihr selbstgesetztes Stabilitätsziel erreichen zu kön- 
nen (Ziffern 151 ff). 

721. Zusätzlich zur Sicherung der Preisniveaustabilität 
ist die Europäische Zentralbank zur Unterstützung der 

Schaubild 71 


Verbraucherpreisentwicklung und 
Inflationserwartungen^) für den Euro-Raum 



1) Angaben aus dem Survey of Professional Forecasters (SPF).- 2} Glei- 
tender Drei-Monats-Durchschnitt des Harmonisierten Verbraucherpreis- 
index (HVPI), 1996 = 100.- 3} Inflationserwartungen für die nächsten 12 
Monate.- 4) Inflationserwartungen für die nächsten 24 Monate. 

Quelle: EU, EZB 
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allgemeinen Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft ver- 
pflichtet, soweit dies ohne Beeinträchtigung des vorran- 
gigen Zieles der Preisniveaustabilität möglich ist. 
Artikel 2 EG- Vertrag nennt, unter anderem, ein bestän- 
diges nichtinflationäres Wachstum als eines der wirt- 
schaftspolitischen Ziele der Gemeinschaft. 

Der Europäischen Zentralbank wird häufig vorgeworfen, 
sie schenke realwirtschaftlichen Entwicklungen zu we- 
nig Beachtung. Konkret: Sie reagiere auf den Konjunk- 
turabschwung im Euro-Raum zu zögerlich und zu spät 
und senke die Zinsen nicht deutlich genug, um konjunk- 
turelle Schwankungen zu glätten. Als Referenzpunkt zur 
Beurteilung der Zinspolitik der Europäischen Zentral- 
bank dient dabei in der Regel das Verhalten der US-ame- 
rikanischen Notenbank. Der Vergleich der Geldpolitiken 
beider Zentralbanken erfolgt typischerweise mittels ei- 
ner Taylor- Regel. 

Die Taylor-Regel ist eine einfache Instrumentenregel. Sie 
sollte einen Orientierungsrahmen für die Zinspolitik der 
US-amerikanischen Notenbank bieten und deren ange- 
messene Reaktion auf Inflations- und Outputänderungen 
verdeutlichen. In diesem Sinne wird die Taylor-Regel 
auch hier verwendet: als einfache Orientierungshilfe. 
Davon zu unterscheiden sind empirische Taylor-Regeln, 
die das tatsächliche Verhalten der Geldpolitik mit einer 
einfachen Formel erklären wollen. Empirische Taylor- 
Regeln schätzen den Zusammenhang zwischen Zinssät- 
zen, Inflation und Outputwachstum als geldpolitische Re- 
aktionsfunktion. Hierzu ist kritisch anzumerken, dass 
Taylor-Regeln der Komplexität realer geldpolitischer 
Entscheidungen nicht gerecht werden. Zentralbanken 
verarbeiten eine Vielzahl von Informationen und orien- 
tieren sich an einer Reihe monetärer und realwirtschaft- 
licher Indikatoren, die sie vorausschauend beurteilen 
und zu einer integrierten Gesamtsicht der absehbaren 
wirtschaftlichen Entwicklung kondensieren. In der geld- 
politischen Realität fließen neben den harten Fakten aus 
der quantitativen Analyse auch immer subjektive Urteile 
und persönliche Einschätzungen in die Zinsentscheidun- 
gen ein. Dies ist in einer einfachen Taylor-Regel nicht 
darstellbar. Ungeachtet dessen erfreuen sich Taylor-Re- 
geln gerade wegen ihrer Einfachheit in der Praxis einer 
hohen Beliebtheit. Hinzu kommt, dass sie oft einen recht 
guten empirischen Erklärungsgehalt besitzen. 

Die Taylor-Regel besagt, dass die Zentralbank mit einer 
Erhöhung der Geldmarktzinsen (jj) auf eine positive 
Output-Lücke (yf) reagieren soll; auch soll die Zentral- 
bank bei einer Inflationsrate {Kj oberhalb des Inflations- 
ziels {7t) die Zinsen erhöhen. Als Output-Lücke wird 
üblicherweise die Abweichung des Bruttoinlandspro- 
dukts vom Trendoutput angesehen (Ziffer 739). Die 
Standardform einer Taylor-Regel ergibt sich somit als 

i,={p + 7t) + a{K, - 7t)+ßyf . 


Taylor erachtet einen Inflationskoeffizienten von 
«=1,5 und einen Koeffizienten der Output-Lücke in 
Höhe von ß=Q,S als angemessen. Diese numerischen 


Werte sind bei Anwendung der Taylor-Regel weit 
verbreitet. Ferner wird in Anwendungen der Taylor-Re- 
gel häufig ein kurzfristiger Realzinssatz von /? = 3 % so- 
wie ein mittelfristiges Inflationsziel von 7t =2 vH als 
angemessen für die amerikanische Geldpolitik unter- 
stellt. 

Bei Anwendung der Taylor-Regel auf den Euro-Raum 
werden überwiegend die gleichen Koeffizienten verwen- 
det. Zusätzlich ist eine die Politik der Europäischen Zen- 
tralbank angemessen widerspiegelnde Spezifikation der 
Inflationslücke {tt^ - 7t) und der Output-Lücke (yf) 
erforderlich. Die Europäische Zentralbank geht bei der 
Ableitung des Referenzwerts für das Geldmengenwachs- 
tum von einer Trendwachstumsrate des Bruttoinlands- 
produkts von 2 vH bis IVi vH aus. Gängige Konvention 
ist auch die Annahme eines durchschnittlichen kurzfris- 
tigen Realzinssatzes von p=2 %. Eine angemessene Er- 
fassung des Inflationsziels erfordert zusätzliche Annah- 
men: Die Europäische Zentralbank weist keinen 
Punktwert für die mit Preisniveaustabilität vereinbare 
Inflationsrate aus, sondern gibt eine Obergrenze an, die 
hier als Basisszenario mit 7t = 2vH unterstellt wird. Ein 
niedrigerer Zielwert erfordert eine restriktivere Geldpo- 
litik. In der Überprüfung ihrer geldpolitischen Strategie 
hat die Europäische Zentralbank im Mai dieses Jahres 
angekündigt, dass sie zukünftig ein Inflationsziel von 
unter, aber nahe 2 vH verfolgt. In vergangenen Verlaut- 
barungen der Europäischen Zentralbank war häufiger 
auf den Bereich zwischen 1 vH und 2 vH Bezug genom- 
men worden. Um diesen Zielkorridor zu berücksichtigen 
wird eine Untergrenze von 7t ^ l vH für den Zeitraum 
1999 bis 2003 unterstellt. Unter diesen Annahmen imp- 
liziert bei gegebener Output-Lücke ein Inflationsziel- 
korridor von einem Prozentpunkt Bandbreite einen 
Taylor-Zinskorridor von 0,5 Prozentpunkten. In jüngs- 
ter Zeit sollte aufgrund der Klarstellung der Preis- 
niveaustabilitätsnorm im Mai 2003 insbesondere das un- 
tere Ende des Taylor-Zinskorridors an Relevanz 
gewonnen haben. 

Ein grundlegendes Problem von normativen Taylor-Re- 
geln besteht darin, dass Zentralbanken notwendiger- 
weise vorausschauend agieren müssen, um die Wir- 
kungsverzögerungen in den Transmissionsmechanismen 
der Geldpolitik angemessen zu berücksichtigen. Die Ver- 
wendung von kontemporären Quartalswerten für die 
Output- und Inflationslücke wird dieser Forderung nicht 
gerecht. Geldpolitik muss sich an der erwarteten zukünf- 
tigen Wirtschaftsentwicklung ausrichten. Der relevante 
Zeithorizont beträgt dabei in der Regel ein bis zwei 
Jahre. Eine angemessene Zukunftsorientierung der Tay- 
lor-Regel wird durch die Berücksichtigung von Erwar- 
tungen oder Prognosen erreicht. Als Inflations- und Pro- 
duktionserwartungen wären idealerweise die internen 
Prognosen der Europäischen Zentralbank zu verwenden. 
Da diese offiziell nur halbjährlich verfügbar sind und 
eine weite Bandbreite besitzen, wird hier ersatzweise auf 
die vierteljährigen Erwartungserhebungen zurückgegrif- 
fen, welche die Europäische Zentralbank aus ihrer 
Befragung von Prognostikern erhält und in den 
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Monatsberichten quartalsweise publiziert. Die voraus- 
schauende Variante der Taylor-Regel soll hier als Orien- 
tierungshilfe zur Beurteilung der Zinspolitik der Euro- 
päischen Zentralbank dienen. 

Der Tagesgeldsatz EONIA folgt eng dem von der Euro- 
päischen Zentralbank festgelegten Mindestbietungssatz 
der Hauptrefinanzierungsgeschäfte. Er bewegte sich seit 
Beginn der Währungsunion weitgehend parallel zu dem 
Band, welches in der Taylor-Regel bei gegebenen erwar- 
teten Inflationsraten und Output-Lücken mit dem 
Inflationszielkorridor der Europäischen Zentralbank 
korrespondierte (Schaubild 72, Teil a). Mit der Leitzins- 
senkung im April 1 999 erfolgte zunächst eine expansive 
Ausrichtung der Geldpolitik. Im Wirtschaftsaufschwung 
des Jahres 2000 wurde diese jedoch zunehmend restrik- 
tiv, so dass sich der Geldmarktsatz für Tagesgeld rasch 
über das obere Ende des Korridors hinaus bewegte. Mit 
der nachlassenden Wirtschaftsdynamik lockerte die Eu- 
ropäische Zentralbank die geldpolitischen Zügel zwar 
ein wenig, der Tagesgeldsatz blieb jedoch oberhalb der 
Taylor-Obergrenze verankert. Zur Befriedigung des ho- 
hen Liquiditätsbedarfs wegen der gestiegenen globalen 
Unsicherheit in Folge der Terroranschläge vom 11. Sep- 
tember 2001 schwenkte die Europäische Zentralbank zü- 
gig auf einen expansiven geldpolitischen Kurs um. Über 
weite Teile des Jahres 2002 blieb der Zins unter dem 
Eindruck der konjunkturellen Schwäche konstant und 
verharrte unterhalb des Taylor-Korridors. Seit Dezember 
2002 sank der EONIA-Zinssatz dann weitgehend syn- 
chron mit den sich ändernden Inflationserwartungen und 
Konjunkturaussichten für den Euro-Raum. Basierend 
auf dieser Daumenregel ist die europäische Geldpolitik 
gegenwärtig als expansiv einzustufen. Aus der Taylor- 
Regel folgt somit nicht, dass die Europäische Zentral- 
bank unter Wahrung ihrer Ziele eine im Grundsatz akti- 
vere Geldpolitik hätte implementieren sollen. Sie liefert 
auch keine Hinweise darauf, dass sie gegenwärtig unter 
Berücksichtigung ihres Primärziels und bei Beachtung 
des wirtschaftlichen Umfelds und der Erwartungen der 
Marktteilnehmer vorhandene geldpolitische Handlungs- 
spielräume ungenutzt lässt. Im Gegenteil, gegenwärtig 
ist nach dieser einfachen Taylor-Regel die Geldpolitik 
eindeutig expansiv. 

Eine noch engere Beziehung besteht zwischen dem Zins- 
satz für Zwölfmonatsgeld und dem Taylor-Korridor 
(Schaubild 72, Teil b). Hier stimmt der Zeithorizont der 
Inflations- und Produktionswartungen mit der Laufzeit 
der Geldanlage überein. Es kann jedoch nicht ausge- 
schlossen werden, dass bei Geldmarktanlagen mit länge- 
ren Laufzeiten die Marktteilnehmer die Taylor-Regel 
verwenden, um mittel- und längerfristige Zinsprognosen 
zu erstellen und dies daher in die Preisbildung am Geld- 
markt einfließt. Diese Interpretation wird gestützt durch 
die hohe Korrelation des Zinssatzes für Zwölfmonats- 
geld mit den Taylor-Bändem. 

722 . Zusammenfassend sei festgehalten, dass einfache 
geldpolitische Orientierungshilfen, wie die Taylor-Re- 
gel, die gegenwärtige Geldpolitik der Europäischen Zen- 
tralbank als expansiv erscheinen lassen. Die durch die 


Schaubild 72 


Zinspolitik der Europäischen Zentralbank 
und Taylor-Regel 


a) Geldmarktsatz für Tagesgeld^^ 



b) Geldmarktsatz für Zwölfmonatsgeld'^) 



1) Durchschnittlicher Euro-Tagesgeldsatz (EONIA: Euro Overnight 
Index Average): Monatsdurchschnitte.- 2} Taylor-Zins-Obergrenze 
(Inflationsziel: 1 vH, Potentialwachstum: 2,5 vH.- 3) Taylor-Zins- 
Untergrenze (Inflationsziel: 2 vH, Potentialwachstum: 2,5 vH.- 
4) EURIBOR-Zwölfmonatssatz (Euro Interbank Offered Rate); Mo- 
natsdurchschnitte. 
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Taylor-Regel offenbarte Reaktion der Zinspolitik auf er- 
wartete Produktions- und Inflationsentwicklungen ist 
vereinbar mit der Tatsache, dass die letzten beiden Zins- 
schritte primär realwirtschaftlich motiviert waren: Der 
EZB-Präsident hat in den Pressekonferenzen explizit 
darauf hingewiesen, dass geänderte Wirtschaftsprogno- 
sen zu einer veränderten Einschätzung der Wirtschafts- 
lage durch den EZB-Rat geführt hätten und die schlechte 
Konjunkturlage somit maßgeblich zu den Zinsentschei- 
dungen beigetragen habe. 

Geldpolitische Strategie mit der Praxis 
in Einklang gebracht 

723 . Die Europäische Zentralbank hat zu Beginn des 
Jahres ein internes Verfahren zur Überprüfung ihrer 
geldpolitischen Strategie in Gang gesetzt und die Ergeb- 
nisse dieser Evaluierung im Mai 2003 auf einer Presse- 
konferenz bekannt gegeben. Die bisherige, im 
Oktober 1998 angekündigte Strategie bestand aus drei 
Hauptelementen: einer quantitativen Definition von 
Preisniveaustabilität, einer herausragenden Rolle der 
Geldmenge bei der Beurteilung der Risiken für die 
Preisniveaustabilität und einer breit angelegten Beurtei- 
lung der Aussichten für die Preisentwicklung. Die er- 
folgten Änderungen sind marginal, denn die Europäi- 
sche Zentralbank sah keine Notwendigkeit einer weit 
reichenden Neukonzipierung der Strategie. Jedoch hat 
das Verhältnis und die relative Gewichtung der realwirt- 
schaftlichen und monetären Indikatoren der Strategie 
eine konzeptionell sinnvolle Klärung erfahren. Auch 
wurden das angestrebte Inflationsziel enger gefasst und 
deutlicher als zuvor Deflationsrisiken neben Inflations- 
gefahren bei der Zielfestlegung berücksichtigt. Trotz der 
terminologischen Abgrenzung gegenüber dem Konzept 
der (direkten) Inflationssteuerung hat sich die Europäi- 
sche Zentralbank weiter dieser geldpolitischen Strategie 
genähert, ohne sie voll zu übernehmen: Der Hauptunter- 
schied liegt im Stellenwert der Infiations- und Kon- 
junkturprognosen in der Entscheidungsfindung und 
Kommunikation der Zentralbank (Ziffern 152 ff). Die 
Pressekonferenzen zu den jüngsten Zinsentscheidungen 
belegen, dass die Europäische Zentralbank die Rolle von 
Prognosen im Entscheidungsprozess gestärkt hat. Eine 
zunehmende Fokussierung der Kommunikation der Eu- 
ropäischen Zentralbank auf die Prognosen und eine stär- 
kere Konditionierung von zukünftigen Zinsentscheidun- 
gen auf Abweichungen der Wirtschaftsentwicklung von 
den Infiations- und Konjunkturprognosen, die im Kon- 
zept der direkten Inflationssteuerung eine wichtige Rolle 
spielen, ist dem Ergebnis der Strategierevision jedoch 
nicht zu entnehmen. 

Ziel fiir Preisniveaustabilität konkretisiert 

724 . Das erste Element der Strategie, die quantitative 
Definition der Preisniveaustabilität, wurde in den ver- 
gangenen Jahren wiederholt kritisiert. Sie sei zu niedrig, 
gewährleiste nur eine unzureichende Absicherung ge- 
genüber Deflationsrisiken und sei aus Sicht der großen 


Länder wegen der Heterogenität der Inflationsraten zu 
restriktiv. 

Die Europäische Zentralbank definiert Preisniveaustabi- 
lität als einen Anstieg des Harmonisierten Verbraucher- 
preisindex für das Euro- Währungsgebiet in der mittleren 
Frist von unter 2 vH gegenüber dem Vorjahr. In der Stra- 
tegierevision hat sie diese Definition aus dem 
Jahre 1998 grundsätzlich bestätigt. Die Obergrenze für 
den Preisniveauanstieg liegt unverändert bei 2 vH. 
Gleichzeitig stellte der EZB-Rat jedoch klar, dass er da- 
rauf abzielt, die Inflationsrate unter, aber nahe der Ober- 
grenze zu halten. Mit dieser Konkretisierung unter- 
streicht die Europäische Zentralbank ihre Verpflichtung, 
neben den Inflationsgefahren auch die Deflationsrisiken 
angemessen zu berücksichtigen und zum Schutz gegen 
Deflationsrisiken für eine ausreichende Sicherheits- 
marge zu sorgen. Die neue Zielfestlegung bietet ihrer 
Ansicht nach ausreichend Raum, mögliche Messfehler 
bei der Berechnung der Verbraucherpreisentwicklung 
und die Heterogenität der Inflationsraten im Euro-Raum 
angemessen zu berücksichtigen. 

725 . Die Konkretisierung des Inflationsziels basiert auf 
einer expliziten Abwägung der Kosten der Inflation ge- 
genüber den Risiken einer Deflation. Die Kosten von In- 
flation können anhand einiger Beispiele verdeutlicht 
werden: Bei hohen Inflationsraten steigt die Inflati- 
onsunsicherheit. Dies bedingt Risikoprämien in den 
Langfristzinsen, was die Finanzierungskosten von Inves- 
titionen erhöht. Aus einer hohen Inflation resultieren 
auch Verzerrungen der relativen Preise, wodurch eine ef- 
fiziente Allokation von Ressourcen gestört wird. Auch 
verursacht eine hohe Inflation „Menükosten“ bei Preis- 
änderungen, wie beispielsweise die Erstellung und Pub- 
likation ständig neuer Preislisten. Bei Inflationsraten 
nahe null treten diese Effekte nicht auf. Jedoch kann eine 
geringfügig positive Inflationsrate vorteilhaft sein. Ers- 
tens können die Kosten von Deflation ungleich höher 
sein als die Kosten geringfügig positiver Inflationsraten: 
Eine Deflation kann finanzielle und realwirtschaftliche 
Instabilitäten verschärfen, indem sie den Realwert der 
Schulden von Haushalten und Unternehmen erhöht und 
das in den Unternehmen investierte Eigenkapital entwer- 
tet. Deflationäre Schocks können zudem in wirtschaftli- 
chen Schwächeperioden eine Deflationsspirale auslösen, 
wenn die Geldpolitik bei Erreichen der Nominalzinsun- 
tergrenze von null nicht mehr ausreichend in der Lage 
ist, durch Realzinssenkungen die Wirtschaftsaktivität zu 
stimulieren. Es kann dann zu einem sich selbst verstär- 
kenden Kreislauf von sinkender Nachfrage und zurück- 
gehenden Preisen kommen. Für geringfügig positive 
Inflationsraten spricht zweitens, dass die Wahrschein- 
lichkeit, an die Zinsuntergrenze von null zu geraten, bei 
einer angestrebten Inflationsrate über 1 vH stark 
abnimmt, wie eine Reihe von Studien belegt. Drittens er- 
leichtern geringfügig positive Inflationsraten die not- 
wendige Anpassung der relativen Preise an ökonomische 
Schocks, wenn Löhne und Preise durch hohe nominale 
Rigiditäten nach unten gekennzeichnet sind. Viertens 
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spricht für eine Tolerierung geringfügig positiver Inflati- 
onsraten die Tatsache, dass systematische Messfehler bei 
der Ermittlung der Verbraucherpreisindizes vorliegen, 
die eine Unterschätzung der tatsächlichen Inflationsrate 
bewirken, etwa weil deutliche Qualitätsverbesserungen 
im zugrundeliegenden Warenkorb nicht ausreichend er- 
fasst werden. Für die Vereinigten Staaten belegt der Bos- 
kin-Bericht eine Unterschätzung von etwa einem Pro- 
zentpunkt. Eine vergleichbare Studie der Deutschen 
Bundesbank aus dem Jahr 1998 ermittelte für Deufsch- 
land eine Verzerrung von rund % Prozenfpunkten. Auf- 
grund erheblicher Fortschritte bei der Erfassung von 
Qualitätsänderungen in den letzten Jahren, dürfte dieser 
Wert jedoch deutlich überzeichnet sein; so kam die 
Deutsche Bundesbank in einer neueren Untersuchung 
aus dem Jahr 2002 zu dem Ergebnis, dass bezogen auf 
einen Lebenshaltungskostenindex die ausgewiesene 
Teuerungsrate im Durchschnitt um weniger als einen 
halben Prozentpunkt über der „wahren“ Teuerungsrate 
liegen dürfte. Als letztes Argument für die Ausrichtung 
der gemeinsamen Geldpolitik im Euro-Raum an leicht 
positiven Inflationsraten werden von der Europäischen 
Zentralbank die Inflationsunterschiede in der Währungs- 
union aufgrund des Balassa-Samuelson Effekts ange- 
führt. Empirische Studien zeigen, dass solche Produk- 
tivitätsunterschiede als Determinante struktureller 
Inflationsdifferenzen im Euro-Raum höchstens einen hal- 
ben Prozentpunkt ausmachen (JG2001 Ziffern 497 ff). 
Zusammengenommen ist vor dem Hintergrund der hier 
berichteten Argumente die Neufestlegung des Zielbe- 
reichs für die mit Preisniveaustabilität vereinbare Infla- 
tionsrate durch die Europäische Zentralbank als be- 
gründbar und angemessen zu erachten. 

726 . Zum Ergebnis der Strategieüberprüfung wird oft 
kritisch angemerkt, dass die Europäische Zentralbank 
die Unsicherheit in Bezug auf den Zielwert nicht kom- 
plett aufgelöst hat, da sie das Inflationsziel nicht ein- 
deutig numerisch quantifiziert. Die nach wie vor gül- 
tige Festlegung des Referenzwerts für den Zuwachs der 
Geldmenge M3 impliziert einen Zielkorridor für den 
Preisauftrieb in der mittleren Frist von 1 vH bis 2 vH, 
mit einer mittleren Preisnorm von 1 Vi vH. Diese Preis- 
norm wurde in der Vergangenheit von der Europäi- 
schen Zentralbank wiederholt kommuniziert, etwa bei 
Anhörungen des EZB-Präsidenten im Europäischen 
Parlament. Die neue Zieldefmition von unter, aber nahe 
2 vH ist vereinbar mit den in der Vergangenheit kom- 
munizierten Zielkorridoren, konzentriert sich jedoch 
stärker als bisher auf den oberen Bereich des Ziel- 
bands. Sie stellt somit einen Kompromiss zwischen 
Kontinuität und Neuausrichtung der Strategie auf ein 
Inflationsziel von mittelfristig 2 vH dar. Ein Punktziel, 
gegebenenfalls ergänzt durch eine moderate Band- 
breite, hätte hier für mehr Klarheif gesorgt. Jedoch 
scheinen die vermeintlichen Nachteile eines gewissen 
Unschärfebereichs bei der Zielankündigung in der Pra- 
xis unschädlich zu sein: Empirische Studien belegen, 
dass es keinen signifikanten Unterschied für das Aus- 
maß der Verankerung von Inflationserwartungen auf ei- 


nem niedrigen Niveau zu machen scheint, ob die Zen- 
tralbank ein Punktziel oder ein Band für die angestrebte 
Inflationsrate ankündigt. Wichtiger als die Präzision der 
Inflationszielankündigung ist deren Höhe. Die Europäi- 
sche Zentralbank zielt mit der neuen Festlegung des 
Zielkorridors unter, aber nahe 2 vH primär darauf ab, 
die Strategie mit der Praxis der Geldpolitik in Einklang 
zu bringen: Die Konkretisierung des Inflationsziels fallt 
in den Bereich, in dem auch die mittelfristigen Inflati- 
onserwartungen dauerhaft verankert sind. Ein neuer of- 
fizieller Zielwert von 2 vH hätte somit womöglich 
einen Anstieg der mittel- bis langfristigen Inflations- 
erwartungen zur Folge gehabt. Die weniger präzise For- 
mulierung erlaubt es der Europäischen Zentralbank, 
ihre Politik fortzusetzen, ohne befürchten zu müssen, 
dass die angekündigte Zielmarke einen Anstieg der In- 
flationserwartungen bedingt. 

727 . Ein zweiter, gelegentlich an die Europäische Zen- 
tralbank gerichteter Vorwurf ist, dass sie es versäumt 
habe, den Zeithorizont ihrer geldpolitischen Orientie- 
rung stärker zu konkretisieren: Der Begriff „in der mitt- 
leren Frist“ sei nach wie vor interpretationsbedürftig. In 
üblicher Lesart bedeutet dies einen Zeithorizont von ein 
bis zwei Jahren. Die Fokussierung der Europäischen 
Zentralbank auf die mittlere Frist spiegelt die Notwen- 
digkeit einer vorausschauenden Orientierung der Geld- 
politik wider, die sich aus den Wirkungsverzögerungen 
im Transmissionsprozess ergibt. Geldpolitik muss sich 
stets an der zukünftig erwarteten Wirtschaftsentwick- 
lung ausrichten. Dabei ist zu klären, warum die Europäi- 
sche Zentralbank einen nicht konkret gefassten Zeitraum 
einem fixen Zeithorizont bei der Zielorientierung vor- 
zieht. Sie erachtet einen festen Zeithorizont weder als 
robust noch als optimal. Vielmehr sei der Zeithorizont, 
über den Preisniveaustabilität verfolgt werden sollte, 
maßgeblich vom Ausmaß und der Natur ökonomischer 
Schocks, wie auch dem anfänglichen Zustand der Wirt- 
schaft insgesamt abhängig. Beispielsweise könnten 
Nachfrageschocks bei gleicher Volatilität von Inflations- 
raten und Bruttoinlandsprodukt über kürzere Zeiträume 
von der Geldpolitik ausgeglichen werden als Angebots- 
schocks, welche die Inflationsrate und das Bruttoin- 
landsprodukt in unterschiedliche Richtungen bewegen. 
Dies liegt darin begründet, dass die Bekämpfung der in- 
flationären Wirkungen negativer Angebotsschocks in 
einer konjunkturellen Schwächephase durch eine restrik- 
tivere Geldpolitik die konjunkturellen Probleme ver- 
schärft, während die Bekämpfung der inflationären Ef- 
fekte einer Nachfrageexpansion durch eine restriktive 
Geldpolitik in einer Expansionsphase zur Konjunktur- 
stabilisierung beiträgt und daher in der Regel zeitnaher 
ergriffen werden kann. Die Strategie der Europäischen 
Zentralbank ist auf die Analyse der Inflationsursachen 
über alternative Zeithorizonte ausgerichtet. Sie konzent- 
riert sich dabei auf die kurzfristigen bis mittelfristigen 
Ursachen des Preisauftriebs. Faktisch bedeutet dies wohl 
eine Festlegung auf einen Zeithorizont von bis zu zwei 
Jahren. Keine der geldpolitischen Entscheidungen der 
letzten Jahre wurde mit einem Zeithorizont von mehr als 
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24 Monaten begründet. Die Relevanz dieser akademi- 
schen Diskussion für die geldpolitische Praxis ist daher 
gering. 

Korrespondierende Säulen 

728 . Die zweite Änderung in der Strategie betrifft die 
relative Prominenz der beiden Säulen der geldpoliti- 
sehen Strategie. Die Europäische Zentralbank wird aueh 
in Zukunft ihre geldpolitischen Entseheidungen auf der 
Basis einer umfassenden Analyse der Inflationsrisiken 
treffen. Jedoch wird sie ein stärkeres Gewieht auf die 
wirtschaftliche Analyse der kurzfristigen bis mittelfris- 
tigen Risiken für die Preisniveaustabilität legen. Darun- 
ter subsumiert die Europäische Zentralbank sowohl die 
Projektionen von zentralen gesamtwirtschaftliehen Vari- 
ablen als auch eine modellbasierte Analyse der Sehoeks, 
die die Wirtsehaft des Euro-Raums treffen. Etwas weni- 
ger prominent führt die Europäische Zentralbank in Zu- 
kunft die monetäre Analyse, in der die monetären Ursa- 
chen der mittelfristigen bis langfristigen Inflationstrends 
zusammengefasst sind. Wie bislang wird die monetäre 
Analyse die Entwieklung einer Reihe von monetären In- 
dikatoren in Betraeht ziehen, einschließlieh der 
Geldmenge M3, ihrer Komponenten und Gegenposten, 
insbesondere der Kredite, sowie verschiedener Messgrö- 
ßen der Überschussliquidität. Die Neuordnung der bei- 
den Säulen soll verdeutliehen, dass trotz geänderter Pri- 
oritätseinstufung die beiden Säulen sieh einander aueh 
zukünftig in der Gesamtbewertung der Risiken für die 
Preisniveaustabilität ergänzen. Die abgestufte Bedeu- 
tung der Geldmenge in der revidierten Strategie wird da- 
durch deutlich, dass die monetäre Analyse in erster Linie 
dazu dient, die kurzfristigen bis mittelfristigen Einschät- 
zungen, die sich aus der wirtschaftlichen Analyse erge- 
ben, aus langfristiger Perspektive gegenzuprüfen. Ferner 
hat die Europäische Zentralbank beschlossen, die Über- 
prüfung des Referenzwerts für das Geldmengenwachs- 
tum nicht mehr jährlich vorzunehmen. Dies soll die län- 
gerfristige Eigenschaft des Referenzwerts als 
Richtschnur zur Beurteilung der monetären Entwicklung 
stärker unterstreichen. Die Umstrukturierung und Neu- 
gewichtung der beiden Säulen der Strategie ist zu begrü- 
ßen. Die weniger prominente Rolle der Geldmenge in 
der neuen Strategie stellt sicher, dass die in jüngster Zeit 
praktizierte Politik besser mit der kommunizierten Stra- 
tegie in Einklang steht. 

729 . Mit der Herabstufung der monetären Analyse sind 
monetäre Variablen in der Strategie nicht unbedeutend 
geworden. Viele der Indikatoren der monetären Analyse 
offenbaren sowohl Informationen über langfristige Infla- 
tionstrends als auch über kurzfristige bis mittelfristige 
konjunkturelle Entwicklungen. Beispielsweise liefern 
die Teilkomponenten der Geldmenge M3, wie etwa die 
in Zeiten hoher Unsicherheit wegen ihres geringen Kurs- 
risikos verstärkt nachgefragten volatilen marktfähigen 
Finanzinstrumente (Geldmarktfondsanteile, Geldmarkt- 
papiere und Bankschuldverschreibungen mit einer Lauf- 
zeit von bis zu zwei Jahren) wichtige Anhaltspunkte 


über kurzfristige Portfolioumschichtungen durch pri- 
vate Anleger. Solche Substitutionsprozesse verändern 
nicht nur die Kurse und relativen Erträge der alternati- 
ven Portfolioanlagen, sondern haben über die Kosten der 
Außenfinanzierung auch potentielle Rückwirkungen auf 
die Investitionen von Unternehmen und somit auf Kon- 
junktur und Wachstum. Ähnlich verhält es sich mit den 
Gegenpositionen von M3, insbesondere den Krediten an 
den privaten Sektor. Diese enthalten wichtige Informati- 
onen über die Transmission monetärer Impulse auf real- 
wirtschaftliche Größen wie Investitionen und Konsum. 
So kann die Investitions- und Konsumdynamik dadurch 
gehemmt werden, dass bei angebotsseitigen Kreditrest- 
riktionen Zinssenkungen nicht an den privaten Sektor in 
Form günstigerer Kredite weitergegeben werden, son- 
dern die Banken die günstigere Refinanzierung primär 
zur Verbesserung ihrer Bilanzen nutzen. Beide Beispiele 
belegen, dass die in der monetären Analyse erfassten 
Teilkomponenten und Gegenpositionen der Geldmenge 
M3 nicht nur im Hinblick auf die langfristigen Inflati- 
onstrends, sondern insbesondere für die Analyse der 
konjunkfurellen Dynamik und damif für die Vorhersage 
der kurz- bis mittelfrisfigen realwirtschaftlichen Ursa- 
chen des Preisauftriebs unverzichtbar sind. Die monetä- 
ren Indikatoren sind somit sämtlich auch potentielle In- 
dikatoren der wirtschaftlichen Analyse, zumindest 
soweit sie signifikante Beiträge zur Vorhersage der wirt- 
schaftlichen Entwicklung liefern. Was klärungsbedürftig 
bleibt, ist weniger die Frage, ob monetäre und realwirt- 
schaftliche Faktoren zusammen in eine integrierte Ge- 
samtsicht der Wirtschaftsentwicklung einfließen müs- 
sen, als vielmehr die Frage, wie dies konkret in der 
Strategie der Europäischen Zentralbank geschieht. 

730 . In der wirtschaftlichen Analyse betrachtet die Eu- 
ropäische Zentralbank verschiedene Maße der realen 
Wirtschaftsaktivität (Output-Lücke, Kapazitätsauslas- 
tung und Arbeitslosenquoten), Löhne und Arbeitskosten, 
Wechselkurse und internationale Preise, Finanzpreise 
und die Zinsertragskurve, finanzpolitische Indikatoren 
sowie Geschäftsklima-Erhebungen und Konsumenten- 
Befragungen. Diese Indikatoren sind in der Strategie pri- 
mär für die Vorhersage der kurzfristigen bis mittelfristi- 
gen Ursachen des Preisauftriebs von Bedeutung. Im Mit- 
telpunkt dieser Analyse steht die Beurteilung der 
Preisniveauentwicklung aufgrund des Zusammenspiels 
zwischen Angebot und Nachfrage an den Güter-, Dienst- 
leistungs- und Faktormärkten. Dazu zählt auch explizit 
die Finanzmarktentwicklung, die Informationen über die 
Vermögenslage von privaten Haushalten und Unterneh- 
men liefert und damit Rückschlüsse auf die Konsum- 
und Investitionsentscheidungen zulässt. Die Indikatoren 
der wirtschaftlichen Analyse erlangen ihre Bedeutung in 
der Strategie ausschließlich über ihre Inflationswirkun- 
gen. Die Europäische Zentralbank hat kein explizites 
Wachstumsziel, jedoch spielt in ihrer geldpolitischen 
Orientierung das nichtinflationäre Wachstum bei der Be- 
rechnung des Referenzwerts für das M3-Geldmengen- 
wachsfum eine Rolle und wird mit einem Trendwachs- 
tum des Bruttoinlandsprodukts von 2 vH bis Idh vH 
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assoziiert. Eine geringe Wirtschaftsdynamik dämpft die 
realwirtschaftlichen Preisauftriebstendenzen und er- 
laubt eine expansivere, nichtinflationäre Orientierung 
der Geldpolitik. Auch eine Aufwertung des Euro schafft 
für sich genommen Raum für eine expansivere Geldpoli- 
tik, wobei wiederum nicht der Wechselkurs selbst von 
Interesse ist, sondern nur sein möglicher Beitrag zu den 
Risiken für die Preisniveaustabilität. Beim Wechselkurs, 
aber auch bei den übrigen Finanzmarktindikatoren, ist 
jedoch offensichtlich, dass ihre Beurteilung im Rahmen 
der wirtschaftlichen Analyse nur in enger Verbindung 
mit der monetären Analyse sinnvoll ist. Eine Wechsel- 
kursaufwertung kann fundamentale realwirtschaftliche 
Ursachen haben, wie etwa das massive Leistungsbilanz- 
defizit in den Vereinigten Staaten, sie kann jedoch auch 
monetär bedingt sein, etwa durch höhere Renditen auf 
Finanzanlagen im Euro-Raum. Nur die enge Verbindung 
von wirtschaftlicher und monetärer Analyse in einer in- 
tegrierten Gesamtsicht kann daher die Ursachen der 
kurz-, mittel- und langfristigen Inflationsdynamik um- 
fassend klären. 

731. Der Sachverständigenrat hat sich in der Vergan- 
genheit für die Integration der beiden Säulen bei deutlich 
geringerer Prominenz der monetären Säule ausgespro- 
chen (JG 2002 Ziffern 574 ff). Eine optimale geldpoliti- 
sche Strategie zur Sicherung der Preisniveaustabilität 
sollte zweierlei sicherstellen: Sie muss erstens eine stark 
wechselseitige Überprüfung und interaktive Interpreta- 
tion aller vorliegenden Informationen beinhalten. Sie 
sollte zweitens die verschiedenen inflationswirksamen 
realwirtschaftlichen und monetären Indikatoren beider 
Säulen mit ihrem jeweiligen Informationsgehalt gewich- 
tet zu einer Prognose der Inflationsentwicklung über al- 
ternative Prognosehorizonte verdichten, um eine struktu- 
rierte Entscheidungsfindung und Kommunikation im 
EZB-Rat zu ermöglichen. Die revidierte Strategie der 
Europäischen Zentralbank kommt der ersten Forderung 
recht nahe, zur Erfüllung des zweiten Kriteriums besteht 
nach wie vor Handlungsbedarf. Die faktische Integration 
der beiden Strategiesäulen wird auch von der Europäi- 
schen Zentralbank bekundet, denn sie betont in ihrem 
Monatsbericht vom Juni dieses Jahres selbst, dass die 
Zwei-Säulen-Struktur keine rigide Unterteilung des In- 
formationsspektrums beinhaltet und die Indikatoren 
nicht strikt der einen oder anderen Säule zuzuweisen 
sind. Vielmehr wird „die Komplementarität der Informa- 
tionsvariablen der beiden Säulen ausgenutzt, da so am 
besten gewährleistet ist, dass alle für die Beurteilung der 
Preisaussichten relevanten Informationen auf konsis- 
tente und effiziente Weise verwendet werden, wodurch 
sowohl der Prozess der Entscheidungsfindung als auch 
dessen Vermittlung vereinfacht werden“. Diese Gesamt- 
sicht aller entscheidungsrelevanten Informationen und 
ihre Berücksichtigung entsprechend ihres Informations- 
gehalts sind sinnvoll. 

Ausblick auf das Jahr 2004 

732. Die Revision der Strategie der Europäischen Zen- 
tralbank und die stärkere Fokussierung auf die realwirt- 


schaftliche Analyse darf keinesfalls dazu beitragen, die 
reichlich vorhandene Überschussliquidität im Euro- 
Raum und die von ihr möglicherweise ausgehenden In- 
flationsgefahren aus dem Blickfeld zu verlieren. Der Zu- 
wachs der Geldmenge M3 lag in den ersten neun Mona- 
ten des Jahres bei 8,1 vH und damit höher als im letzten 
Jahr (Ziffer 149). Die hohe Geldmengendynamik ließ 
auch in diesem Jahr die Liquidität ansteigen, gegen Ende 
des Jahres zeichnete sich allerdings eine leichte Ab- 
schwächung im M3-Zuwachs ab. Der Liquiditätsüber- 
hang hat seine Ursachen unter anderem in Portfolioum- 
schichtungen wegen geringer Renditen im gesamten 
Spektrum der Laufzeiten von alternativen Finanzanlagen 
im Euro-Raum sowie in den Kursrüekgängen an den Ak- 
tienmärkten in den vergangenen Jahren. Die reichlich 
vorhandene Liquidität birgt erhebliche Inflationsrisiken, 
falls ein rascher Liquiditätsabbau über eine erhöhte 
Naehfrage auf den Gütermärkten stattfände. Dies ist je- 
doch in der kurzen Frist unwahrscheinlich. Zunächst ist 
davon auszugehen, dass das gegenwärtige Zinsniveau 
wegen der verhaltenen Wirtschaftsdynamik im Euro- 
Raum und der unverändert niedrigen Inflationserwartun- 
gen auf absehbare Zeit angemessen ist. Sowohl am kur- 
zen Ende der Zinsstruktur als auch bei den langen Lauf- 
zeiten ist daher nicht mit erheblichen Zinsänderungen zu 
rechnen, was die Portfolioanlageentscheidungen auch 
nächstes Jahr in keinem grundsätzlich neuen Licht er- 
scheinen lässt. Auch ist bei vielen Anlegern aufgrund 
der erlittenen Vermögensverluste in der Vergangenheit 
das Vertrauen in Kapitalmarktanlagen noch nicht wieder 
vollends hergestellt. Dennoch sind die Aussichten auf 
eine Belebung der Kapitalmärkte gut. Die jüngsten 
Kursgewinne bei Aktien und die absehbare Wirtschafts- 
belebung sollten zu einem Anstieg der Unternehmensge- 
winne beitragen. Die Liquidität könnte dann vermehrt 
und weitgehend inflationsneutral in Kapitalanlagen im 
Euro-Raum zurückgeschichtet werden. Ein starker Ab- 
bau von liquiden Mitteln durch Kapitalanlagen außer- 
halb des Euro-Raums ist unwahrscheinlich. Die nicht zu- 
letzt wegen der stark expansiven Orientierung der Geld- 
und der Fiskalpolitik zu erwartende höhere Wirtschafts- 
dynamik der Vereinigten Staaten wird zwar Anlagemög- 
lichkeiten mit höheren Renditen als im Euro-Raum 
eröffnen, dem sind jedoch die drohenden Abwertungsri- 
siken des US-Dollar im Rahmen einer Korrektur des US- 
amerikanischen Leistungsbilanzdefizits entgegenzurech- 
nen. Schließlich könnte der Liquiditätsüberhang zu- 
künftig ausgabenwirksam werden, etwa in Form von 
Konsumausgaben oder Sachinvestitionen. Während der 
Liquiditätsabbau über Konsumausgaben in Abhängig- 
keit vom Auslastungsgrad der Wirtschaft preistreibend 
wirken kann, könnte bei den Investitionen das resultie- 
rende Wachstum mögliche inflationäre Wirkungen 
absorbieren. Eine ausgeprägte Konsum- und Investi- 
tionsdynamik ist jedoch vor dem Hintergrund der volks- 
wirtschaftlichen Daten im kommenden Jahr nieht zu er- 
warten. Insgesamt ist daher festzuhalten, dass ein 
rascher Abbau der Überschussliquidität im kommenden 
Jahr nicht wahrscheinlich ist. Die Zuwachsrate des Brut- 
toinlandsprodukts im Euro-Raum wird auch im kom- 
menden Jahr unterhalb des Potentialwachstums liegen. 
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Mit einem sich festigenden Wirtschaftswachstum zum 
Ende des Jahres 2004 und im Verlauf des Jahres 2005 
dürfte der Liquiditätsabbau dann jedoch zunehmen, so 
dass sich von dieser Seite mittelfristig ein Zinserhö- 
hungsspielraum eröffnen könnte. 

733 . Nach den Jahren 1999 bis 2001, in denen der 
Euro an den internationalen Devisenmärkten schwach 
notierte, hat sich dieser Trend in den Jahren 2002 
bis 2003 umgekehrt. Der Wechselkurs des Euro relativ 
zum US-Dollar lag im Oktober 2003 mit durchschnitt- 
lich 1,17 Euro je US-Dollar fast genau bei seinem Eröff- 
nungskurs von 1,19 Euro je US-Dollar zu Beginn der 
Europäischen Währungsunion. Die zu erwartende hö- 
here Wirtschaftsdynamik der Vereinigten Staaten wird 
den US-Dollar kurzfristig stützen, dem stehen jedoch er- 
hebliche Abwertungsrisiken wegen des Korrekturbe- 
darfs infolge des US-amerikanischen Leistungsbilanzde- 
fizits entgegen. Hinzu kommt, dass die Regierungen 
Japans und Chinas - trotz der zunehmenden Flexibilisie- 
rungsforderungen - vermutlich auch weiterhin eine ge- 
zielte Politik der Wechselkursstützung betreiben, um 


eine Abwertung ihrer Währungen gegenüber dem US- 
Dollar zu verhindern. Dies stärkt den Euro zusätzlich, da 
er die Hauptlast der Korrektur des US-amerikanischen 
Leistungsbilanzdefizits trägt. Die Europäische Zentral- 
bank muss die Rückwirkungen der Wechselkursentwick- 
lung auf die Inflationsdynamik beachten. Eine Aufwer- 
tung des Euro trägt direkt über die Verbilligung der 
Importe zu einem abnehmenden Preisauftrieb im Euro- 
Raum bei und erleichtert so der Europäischen Zentral- 
bank ihr Mandat, für Preisniveaustabilität zu sorgen. Zu- 
dem verteuert die Euro-Aufwertung die Exporte von eu- 
ropäischen Produkten auf den Weltmärkten. Dies dämpft 
die Auslandsnachfrage nach Gütern aus dem Euro-Raum 
und hat negative Rückwirkungen auf die Produktion. 
Eine Euro-Aufwertung reduziert somit nicht nur direkt 
die Inflation im Euro-Raum über die Verbilligung der 
Auslandsprodukte, sie mindert auch indirekt den Preis- 
auftrieb über eine geringere Produktionsdynamik im 
Euro-Raum. Eine fortgesetzte deutliche Euro-Aufwer- 
tung im kommenden Jahr würde daher einen Zinssen- 
kungsspielraum eröffnen. 
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ANALYSEN ZU AUSGEWÄHLTEN THEMEN 


I. Das Produktionspotential 
in Deutschland*) 

Problemstellung und Zielsetzung 

734 . Für zahlreiche Fragestellungen auf gesamtwirt- 
schaftlieher Ebene ist es erforderlieh, zwischen Wachs- 
tum und Konjunktur zu unterscheiden und diesen unter- 
sehiedliehen Aspekten in der empirisehen Analyse 
Rechnung zu tragen. Unter Wachstum versteht man in 
diesem Zusammenhang die langfristige Entwicklung des 
Bruttoinlandsprodukts bei voller oder zumindest norma- 
ler Auslastung aller Kapazitäten, also die Veränderung 
des Produktionspotentials. Davon weicht die Entwick- 
lung des tatsächliehen Bruttoinlandsprodukts aufgrund 
von Konjunkturschwankungen ab. Konjunkturschwan- 
kungen sind so gesehen Schwankungen im Auslastungs- 
grad des Produktionspotentials. 

Das methodisehe Problem besteht darin, dass das Produk- 
tionspotential eine unbeobachtete Größe darstellt und so- 
mit gesehätzt werden muss. Häufig behilft man sich mit 
Verfahren, welche die Zeitreihe des tatsäehlichen Brutto- 
inlandsprodukts über einen längeren Zeitraum glätten, um 
damit die Trendentwicklung zu bestimmen. Dieser Trend- 
output stimmt indes nieht notwendigerweise mit dem 
überein, was man in einem weiteren Verständnis auch un- 
ter dem Begriff des Produktionspotentials verstehen kann, 
nämlich die zu einem bestimmten Zeitpunkt maximalen 
Produktionsmögliehkeiten einer Volkswirtschaft. In Zei- 
ten einer länger andauernden, aber transitorisehen Wirt- 
sehaftsschwäche, erst recht während einer tiefen Depressi- 
onsphase, folgt der Trend des Bruttoinlandsprodukts dann 
doch dem Zeitpfad der tatsäehlichen Entwicklung, so dass 
der Trendoutput das Produktionspotential untersehätzt. 
Für Zeitperioden, in denen die Entwicklung des Bruttoin- 
landsprodukts geringeren Sehwankungen ausgesetzt ist 
- wie etwa in den letzten Jahrzehnten in (West)-Deutsch- 
land - hält sieh hingegen die genannte Unterschätzung des 
Produktionspotentials in Grenzen. Gleichwohl sollte sie 
nieht völlig außer Acht gelassen werden, wenn auch ein 
Großteil der empirischen Literatur nicht zwischen diesen 
beiden Konzepten unterscheidet. 

735 . Das Ziel der vorliegenden Untersuchung ist die 
Berechnung der Wachstumsraten des Produktionspoten- 
tials beziehungsweise des Trendoutputs und die Berech- 
nung der Output-Lüeken für Deutsehland für die Jahre 
1970 bis 2002. Die Output-Lüeke ist ein Indikator für 
die Auslastung der gesamtwirtsehaftlichen Kapazitäten 
und damit eher für den Einfluss von Nachfrage- 
sehwankungen. Sie ist in der vorliegenden Untersuchung 
definiert als die relative Abweichung des Bruttoinlands- 


*) Herr Dr. Martin Moryson, Obemrsel, leistete umfangreiche Vorar- 
beiten für diese Analyse. 


Produkts vom Trendoutputö beziehungsweise als rela- 
tive Abweiehung des jeweiligen Auslastungsgrads des 
Produktionspotentials von seinem Durehschnitt. 

736 . Die große Bedeutung des Produktionspotentials 
und der Output-Lücke für die gesamtwirtschaftliche 
Analyse ergibt sich aus den zahlreichen Verwendungs- 
mögliehkeiten dieser Größen in der quantitativen Wirt- 
schaftsforsehung. Mit ihnen kann die Frage untersucht 
werden, ob eine sehwache gesamtwirtsehaftliche Dyna- 
mik eher auf die Angebotsseite der Volkswirtschaft oder 
eher auf die Naehfrageseite der Volkswirtsehaft zurüek- 
zuführen ist. In der Konjunkturdiagnose wird die Output- 
Lüeke zur Abgrenzung von Konjunkturzyklen und zur 
Einschätzung der konjunkturellen Lage herangezogen. 
Im Rahmen einer potentialorientierten Geldpolitik findet 
das Produktionspotential Verwendung zur Bestimmung 
einer angemessenen Liquiditätsversorgung. Darüber hin- 
aus lassen sieh mittels der Output-Lüeke mögliche Infla- 
tions- und Deflationsgefahren ableiten. Schließlieh ist 
die Output-Lüeke auch von Bedeutung für die Schätzung 
der nieht konjunkturellen Arbeitslosigkeit. 

737 . Das Grundproblem der quantitativen Analyse des 
Produktionspotentials und der Output-Lüeke besteht in 
der empirischen Unbeobaehtbarkeit dieser Größen auf 
gesamtwirtsehaftlicher Ebene.^) Dies hat zur Folge, dass 
jedes empirische Sehätz verfahren Annahmen im Hin- 
bliek auf die Zerlegung der gesamtwirtsehaftliehen Pro- 
duktion in das Produktionspotential und die Output-Lü- 
eke treffen muss. Zudem kann die Güte der alternativen 
Modellansätze zur Schätzung des Produktionspotentials 
aufgrund dieser Unbeobaehtbarkeit nieht ohne weiteres 
bestimmt werden, was der Auswahl eines besten Mo- 
dells beziehungsweise einer besten Schätzmethode ein- 
deutige Grenzen setzt. Dies führt dazu, dass viele alter- 
native Modellansätze für die empirische Analyse des 
Produktionspotentials und der Output-Lücke existieren, 
die auf untersehiedlichen Prämissen und Sehätzmetho- 
den beruhen und zu voneinander abweiehenden Ergeb- 
nissen führen können. 

738 . Die in der vorliegenden Untersuchung verwende- 
ten Sehätzmethoden lassen sieh naeh versehiedenen Kri- 
terien ordnen; so kann beispielsweise zwischen rein sta- 
tistischen Verfahren und stärker auf die ökonomische 
Theorie zurüekgreifenden Verfahren unterschieden oder 
aber eine Unterteilung in univariate und multivariate 
Schätzmethoden vorgenommen werden. 


Im weiteren Verlauf des Textes wird der Trendoutput - aus Gründen 
der Übersichtlichkeit - als Produktionspotential bezeichnet. 

2) Einzig Befragungen von Unternehmen über die Auslastung ihrer 
Sachkapazitäten könnten zur direkten Ermittlung der Output-Lücke 
und damit des Produktionspotentials, allerdings nur für das Verarbei- 
tende Gewerbe, herangezogen werden. 
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Während die univariaten Verfahren - wie beispielsweise 
die statistisehen Filtermethoden - nur die Zeitreiheninfor- 
mation der Produktion selbst zur Bestimmung des Pro- 
duktionspotentials verwenden, berücksichtigen die multi- 
variaten Verfahren zusätzlich Zeitreiheninformationen 
von anderen wirtschaftlichen Größen zur Potentialschät- 
zung. Die univariaten Verfahren haben dabei gegenüber 
den multivariaten Schätzmethoden den Nachteil, dass sie 
keinen näheren Aufschluss über die Ursachen der Verän- 
derung des Potentialwachstums geben, so erlauben sie 
beispielsweise keine Identifikation von Angebots- und 
Nachfrageschocks. Dagegen ermöglichen zum Beispiel 
die (multivariaten) produktionstheoretisch fundierten 
Verfahren über eine Komponentenzerlegung eine genau- 
ere Auskunft über die Gründe des Potentialwachstums. 

739. Im Folgenden bezeichnet 7, die gesamtwirtschaft- 
liche Produktion im Jahre t, während Y* für das Produk- 
tionspotential im Jahre t steht. Subtrahiert man das Pro- 
duktionspotential von der Produktion, so erhält man die 
absolute Output-Lücke 7f , während die relative Output- 
Lücke im Verhältnis zum Produktionspotential definiert 
wird: 

_ V _ - t) 

f; f; ■ 

Die relative Output-Lücke wird approximativ 

durch FJ’ ' = \nY^-\nY,= y^-y, dargestellf), wobei 
im Weiteren Kleinbuchstaben Variablen in natürlichen 
Logarithmen kennzeichnen. 

Überblick über die verwendeten Schätzverfahren 

Univariate Verfahren 

740. Die univariaten Verfahren verwenden nur die 
Zeitreiheninfonnation der Produktion selbst zur Ablei- 
tung des Produktionspotentials. Sie greifen auf keine 
ökonomische Theorie zurück und sind damit wirt- 
schaftspolitisch weniger ergiebig als theoriegestützte 
Verfahren, da sie keinen Aufschluss über die Ursachen 
der Veränderung des Produktionspotentials geben. 

Die im Folgenden betrachteten statistischen Filtermetho- 
den basieren auf der Vorstellung, dass sich eine aggre- 
gierte ökonomische Zeitreihe (die Produktion y^ in eine 
Trendkomponente (das Produktionspotential y, ) und 
eine Konjunkturkomponente ^die Output-Lücke ) zer- 
legen lässt, das heißt y, +yf. Die Analyse einer 
Zeitreihe mittels der statistischen Filtermethoden kann 
entweder im Zeitbereich oder im Frequenzbereich vor- 


Dies folgt aus der Anwendung der Approximation erster Ordnung ei- 
ner Taylor-Entwicklung für die Funktion ln(x) an der Stelle 

X :ln(j:) = ln(x) + — (x — j:), vergleiche beispielsweise Hamilton 

X 

(1994, Seiten 713 f.). 


genommen werden (Pedersen, 2002). Das Produktions- 
potential ist dabei annahmegemäß durch sehr lange 
Schwingungen in der Zeitreihe der Produktion charakte- 
risiert, während der Output-Lücke kurze bis mittlere 
Schwingungen zugerechnet werden. Für die Bestim- 
mung des Produktionspotentials beziehungsweise der 
Output-Lücke ist also grundsätzlich eine Annahme be- 
züglich der Länge des Konjunkturzyklus zu treffen. Da- 
bei gehen die statistischen Filtermethoden in der Regel 
von symmetrischen und relativ regelmäßigen konjunktu- 
rellen Schwankungen aus. Sehr lang andauernde Über- 
auslastungen oder Unterauslastungen der Kapazitäten 
sind konstruktionsbedingt ausgeschlossen. 

741. Der Hodrick-Prescott-Filter (HP-Filter) lässt 
sich als Lösung des folgenden Minimierungsproblems 
darstellen (Hodrick und Prescott, 1997): 


min Y,iy,-y>) 

(>', .-.Vj.) 

T—l ^ 

+ S [(f*+i - F* )- (f* - F*-1 )] ■ 

t=2 


Die Trendkomponente der Zeitreihe, y* , wird demnach 
so bestimmt, dass einerseits die Abweichungen der tat- 
sächlichen Produktion y, von ihrem Trend minimiert wer- 
den und andererseits der Trend selbst einen möglichst 
glatten Verlauf aufweist. Die Gewichtung dieser beiden 
Kriterien wird durch das Setzen eines exogenen 
Glättungsparameters bestimmt. Je größer der Wert 
für Äpfp gewählt wird, desto stärker werden die Trend- 
werte geglättet. Dabei entspricht bei Quartalsdaten ein 
Wert des Glättungsparameters von 1 600 einem Referenz- 
zyklus von etwa acht Jahren, das heißt Schwingungen in 
der Produktionszeitreihe mit einer Dauer von weniger als 
acht Jahren werden als konjunkturelle Schwankungen 
gewertet. 

In der Praxis haben sich bestimmte Werte für die 
Glättungsparameter durchgesetzt, die anhand von Plau- 
sibilitätsüberlegungen für US-amerikanische makroöko- 
nomische Zeitreihen abgeleitet wurden. Die Werte 
Äjjp = 1600 für Quartalsdaten und = 100 für Jah- 
resdaten gelten zwar mittlerweile als Standard; sie sind 
jedoch nicht notwendigerweise für alle ökonomischen 
Zeitreihen eine optimale Wahl. 

Eine weitere Schwierigkeit stellt in diesem Zusammen- 
hang das Randwertproblem dar: Der HP-Filter kann im 
Zeitbereich als unendlicher gleitender Durchschnitt mit 
symmetrischen Gewichten aufgefasst werden. Da jedoch 
nur endliche Zeitreihen zur Verfügung stehen, kommt es 
an den Rändern zu Verzerrungen. Dieses Problem kann 
dadurch gemildert werden, dass für die dem Zeitreihen- 
ende folgenden Perioden Prognosewerte eingesetzt wer- 
den. Dies geschieht in der vorliegenden Untersuchung 
anhand von ARIMA-Modellen. 
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742. Der Rotemberg-Filter stellt eine Variante des 
HP-Filters dar (Rotemberg, 1998). Er berechnet sich als 
Lösung des folgenden Minimierungsproblems: 

min (1/ Ä) F* )(w« - yL ) 

b'i.-.yr) 

1=1 

wobei der Parameter X als der kleinstmögliche Wert zu 
wählen ist, der folgende Nebenbedingung erfüllt: 

X (f, -F*)[(f*+v - Wv)]= 0 ■ 

t=m+v 

Die Trendkomponente der Zeitreihe, y* , wird demnach 
so bestimmt, dass einerseits die Kovarianz der Output- 
Lücken mit einem (exogen vorzugebenden) zeitlichen 
Abstand von m Quartalen minimiert wird und anderer- 
seits der Trend einen möglichst glatten Verlauf aufweist. 
Diese Minimierung erfolgt unter der Nebenbedingung, 
dass die Veränderung des Trendwachstums für einen 
exogen festzulegenden Zeithorizont von v Quartalen un- 
abhängig von der aktuellen Output-Lücke ist. 

Für gegebene Werte von m und v liefert das obige 
Minimierungsproblem einen Sehätzwert für den Glät- 
tungsparameter X (der grundsätzlich dem Glättungs- 
parameter Xup der HP-Filtermethode entspricht).'** Dabei 
gilt: Je größer der Wert des Parameters X, desto unwich- 
tiger wird das „Kovarianzkriterium“ und desto eher wird 
die Nebenbedingung erfüllt sein, da einem möglichst 
glatten Trend eine höhere Bedeutung zukommt. Für 
m^O und 1= 1 600 entspricht der Rotemberg-Filter 
dem HP-Filter. 

Die Filtennethode von Rotemberg führt dazu, dass 
aktuelle kurzfristige Veränderungen im Potentialwachs- 
tum (Trendwachstum) unabhängig von der gegenwärti- 
gen Output-Lüeke sind. Somit liefert er einen deutlich 
glatteren Trend als der HP-Filter. Ein Problem der Me- 
thode von Rotemberg ist die Tatsache, dass man Annah- 
men über die Werte der Parameter m und v treffen muss, 
um den Glättungsparameter X zu bestimmen; insofern 
stellt der Rotemberg-Filter keine Verbesserung gegen- 
über der HP-Filtermethode dar. Außerdem liegt aueh 
beim Rotemberg-Filter das Randwertproblem vor. 

743. Der Baxter-King-Filter wurde als optimale Ap- 
proximation eines idealen Bandpass-Filters entwickelt, 
der nur die konjunkturellen Schwingungen einer Zeit- 
reihe herausfiltem soll. Er basiert wie alle Filter auf der 
Annahme, dass sich die Zeitreihen des Produktionspo- 
tentials und der Output-Lücke in Zyklen unterschiedli- 
cher Länge aufteilen lassen. Das Produktionspotential ist 
dureh sehr lange Zyklen (länger als 32 Quartale) eharak- 
terisiert, während die Output-Lüeke Zyklen einer Länge 


Rotemberg unterstellt bei Quartalsdaten in der Regel, dass m = 16 
und V = 5. 


von seehs bis 32 Quartalen auf sich vereint. Die ge- 
nannten Grenzen können mit spektralanalytischen Me- 
thoden in Gewichte für einzelne Zyklen transformiert 
werden, so dass sich das Produktionspotential und die 
Output-Lücke im Frequenzbereich zerlegen lassen. Der 
ideale Filter ergibt sich dann im Zeitbereich als unendli- 
cher gleitender Durehschnitt der Originalreihe. Um hier- 
aus eine anwendbare Methode zu entwickeln, wird eine 
optimale Approximation gesucht, von der unter anderem 
gefordert wird, dass die resultierende konjunkturelle 
Komponente eine stationäre Variable ist, aueh wenn der 
Filter auf eine nieht stationäre Reihe angewandt wird. 
Baxter und King (1999) zeigen, dass gilT>: 

Tf = 

i=-p 

ln der Regel werden für Quartalsdaten p = 12 vergan- 
gene und zukünftige Werte in die Berechnung einbezo- 
gen, so dass der Filter drei Jahre vor dem aktuellen Rand 
abbricht. Man begegnet diesem Problem in der vorlie- 
genden Untersuchung dadurch, dass man für diese zwölf 
Quartale Prognosewerte (anhand von Schätzungen mit 
ARIMA-Modellen) einsetzt. Wie beim HP-Filter ent- 
steht dadurch aber immer dann ein potentiell großer Re- 
visionsbedarf, wenn durch die Hinzunahme neuer Daten 
die früheren Prognosewerte dureh die tatsächlichen 
Werte ersetzt werden. 

744. Um das Randwertproblem zu mildem, wird eine 
Approximation des idealen Bandpass-Filters nach 
Christiane und Fitzgerald (1999) angewandt. Als idea- 
ler Bandpass-Filter basiert er (wie der Baxter-King-Fil- 
ter) auf der Annahme, dass die Zeitreihe des Produkti- 
onspotentials durch sehr lange Zyklen (länger als 
32 Quartale) charakterisiert ist, während die Zeitreihe 
der Output-Lücke Zyklen einer Länge von sechs bis 
32 Quartalen auf sich vereint. Die Output-Lüeke zum 
Zeitpunkt t lässt sich hier folgendermaßen als asymmet- 
rischer gleitender Durchschnitt darstellen: 

yf = G-iTi + - + GW, + CoU + GW, + - + Cr-, Tr 

Die Konjunkturkomponenten der Zeitreihe ergeben sich 
somit alle als verschiedene Linearkombinationen der 
Zeitreihenwerte yj, ..■,yj. Diese Methode hat damit 
den Vorteil, dass sich die Output-Lücke yf ohne die 
Hinzunahme von Prognosewerten bis an den aktuellen 
Rand heran berechnen lässt. 

Multivariate Verfahren 

745. Der Sachverständigenrat verwendete in früheren 
Gutachten zur Schätzung des Produktionspotentials eine 
limitationale Produktionsfunktion mit Kapital als limi- 
tierendem Faktor. Dieses Verfahren wurde wegen der 


^)Die Filtergewichte Cj ergeben sich dabei als Inverse der diskreten 
Fouriertransformierten (Schlittgen und Streitberg, 1999, Seiten 72 f.). 
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Umstellung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun- 
gen auf das ESVG 1995 letztmalig im Jahresgutachten 
1998 eingesetzt. Seit August 2002 liegen nun auch rück- 
gerechnete, revidierte Ergebnisse der Volkswirtschaftli- 
chen Gesamtrechnungen nach dem ESVG 1995 für den 
Zeitraum der Jahre 1970 bis 1991 vor, so dass unter an- 
derem aus diesem Grund die kapitalstockorientierte 
Methode des Sachverständigenrates in der vorliegen- 
den Untersuchung wieder aufgegriffen wird. 

746 . Diesem Ansatz liegt die Annahme zugrunde, dass 
konjunkturelle Schwankungen in der Kapazitätsauslas- 
tung primär durch den Untemehmensbereich ohne die 
Bereiche Land- und Forstwirtschaft, Fischerei sowie 
ohne den Bereich der Wohnungsvermietung verursacht 
werden. Für diese Sektoren wird ebenso wie für den Staat 
Vollauslastung der Kapazitäten unterstellt. Das gesamt- 
wirtschaftliche Produktionspotential ergibt sich somit aus 
der Addition des geschätzten Potentials des Untemeh- 
menssektors in der genannten Abgrenzung und der tat- 
sächlichen Bruttowertschöpfung der anderen Bereiche. 

747 . Die Produktionspotentialschätzung für den oben 
definierten Unternehmensbereich beruht auf der be- 
obachteten Kapitalproduktivität k , , die sich als Verhält- 
nis der Bruttowertschöpfung dieses Untemehmensbe- 
reichs zum zugehörigen Kapitalbestand K, bestimmt. 
Aus der empirischen Kapitalproduktivität wird in meh- 
reren Schritten die potentielle Kapitalproduktivität be- 
rechnet, mittels derer die Berechnung des Produktions- 
potentials erfolgt. Zunächst werden dabei für die 
empirische Kapitalproduktivität anhand ausgeprägter lo- 
kaler Minima der Veränderungsrate des Bruttoinlands- 
produkts abgeschlossene Zyklen bestimmt. Anschlie- 
ßend werden trendmäßige Kapitalproduktivitäten für 
die so festgelegten Stützzeiträume unter der Nebenbe- 
dingung geschätzt, dass sich die einzelnen Trendgeraden 
dort schneiden, wo die produktivitätszyklengerecht fest- 
gelegten Stützzeiträume aneinandergrenzen (Spline-Re- 
gression): 

k, = r+3„-t+^s,-d.,, 

i=\ 

wobei di , Trenddummy- Variablen darstellen: 

r 0 t<t, 

dii=\ 

[t -t, t> t, 

Dabei bezeichnen / eine Konstante, t den Zeitindex, 
t, den Zeitpunkt des /-ten Strukturbruchs und n die An- 
zahl der Strukturbrüche beziehungsweise die Anzahl der 
ausgeprägten Konjunkturtiefpunkte. 

Die potentielle Kapitalproduktivität k* ergibt sich schließ- 
lich durch die Parallelverschiebung der so geschätzten 
Trendfunktion durch denjenigen Wert der tatsächlich be- 
obachteten Kapitalproduktivität, der von seinem Trend- 
wert am weitesten nach oben abweicht: 

ln k' = dg + lnk^, mit dg = max (ln k, — ln k, ) . 


Die Multiplikation der potentiellen Kapitalproduktivität 
mit dem jeweiligen Kapitalstock liefert damit ein tech- 
nisch maximales Produktionspotential. Dieses ist per 
definitionem immer größer oder gleich dem Bruttoin- 
landsprodukt, und folglich ist der zugehörige Auslas- 
tungsgrad, als Quotient aus Bruttoinlandsprodukt und 
Produktionspotential, immer kleiner oder gleich eins. 

748 . Der ebenfalls produktionstheoretisch fundierte, 
nicht-parametrische Ansatz, wie er von der Deutschen 
Bundesbank verwendet wird, unterstellt, dass sich die 
gesamtwirtschaftliche Produktion Y durch eine Funktion 
mit den Faktoren Arbeit (T), Kapital {K) und Stand der 
Technik (A) darstellen lässt: 

Y,=FiL„K,)-A,. 

Die Schätzung des Produktionspotentials beziehungs- 
weise der Output-Lücke erfolgt beim nicht-parametri- 
schen Ansatz jedoch ohne eine Vorgabe bezüglich der 
konkreten Form der Produktionsfunktion. 

749 . Unter der Annahme konstanter Skalenerträge und 
eines kostenminimierenden Faktoreinsatzes ergeben sich 
folgende Wachstumsraten der Produktion (Tödter und 
von Thadden, 2000, Seiten 5 f ): 

Ay, =ä, ■ Al, +(l-ä,)- Ak, + Aa, 

wobei A für den Differenzenoperator steht. Somit be- 
zeichnen Ay, A l und A k die Zuwachsraten der Produk- 
tion, des Arbeitseinsatzes und des Kapitaleinsatzes. Die 
Größe Aa, steht für die Zuwachsrate der totalen Faktor- 
produktivität, die alle Einflüsse auf das Wachstum 
zusammenfasst, die nicht durch die Faktoren Arbeit und 
Kapital erklärt werden. Die Annahme kostenminimie- 
renden Faktoreinsatzes erlaubt es bei unterstellter 
Grenzproduktivitätsentlohnung, die als zeitvariabel an- 
genommene Produktionselastizität des Faktors Arbeit 
durch die jeweilige Lohnquote (a,) zu approximieren.®) 

Die Bestimmung des Produktionspotentials erfolgt beim 
nicht-parametrischen Verfahren in drei Schritten. Zu- 
nächst wird die Zuwachsrate der totalen Faktorprodukti- 
vität, das Solow-Residuum A a , , folgendermaßen berech- 
net: 

Aa,=Ay,-a,- Al,- {\-ä,)- Ak,. 

In einem zweiten Schritt werden die Trendwerte für die 
Zuwachsraten der Faktoren Arbeit und Kapital und der 
totalen Faktorproduktivität mittels des Hodrick-Prescott- 
Filters berechnet. Abschließend werden die so ermittelten 
Trendwerte A /* , A k* und A a* in die oben spezifizierte 
Produktionsfunktion eingesetzt. Dieses Vorgehen liefert 
folgende Wachstumsraten des Produktionspotentials: 

Ay] =ä, ■ Al] +{\-ä,)- A k] +Aa]. 


Die Annahme einer zeitinvarianten Produktionselastizität des Fak- 
tors Arbeit würde in diesem Ansatz zu der üblicherweise verwende- 
ten Cobb-Douglas-Produktionsfunktion führen. 
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Die logarithmierten Niveauwerte des Produktionspoten- 
tials ergeben sich damit durch folgende Aufsummierung 
der Änderungsraten: 

y] = y]_^ +ä, ■ A /* -I- (1 - a, ) ■ A k' + Aa* . 

Der Startwert yl wird dabei so gewählt, dass die Output- 
Lücke (j, -j*) im Durchschnitt des Schätzzeitraums 
den Wert null annimmt. 

Positiv für das nicht-parametrische Verfahren ist anzu- 
merken, dass es einen generellen Funktionstyp einer 
Produktionsfunktion verwendet. Problematisch ist, dass 
hier die Parameter der Produktionsfunktion nicht ökono- 
metrisch geschätzt werden, sondern dass für die Potenti- 
alschätzung lediglich bestimmte Parameter (wie die 
Lohnquote ä, gesetzt werden. 

750. Im Gegensatz zum nicht-parametrischen Verfah- 
ren wird im Folgenden die Annahme einer zeitvariablen 
Produktionselastizität des Faktors Arbeit fallengelassen 
und somit - bei weiterhin geltender Annahme konstanter 
Skalenerträge - eine Cobb-Douglas-Produktionsfunk- 
tion zur Schätzung des Produktionspotentials verwen- 
det. Diese ist hier folgendermaßen spezifiziert: 

Y, = ^ ■ K'-'^ ■ A , , 

wobei a die Produktionselastizität des Faktors Arbeit 
bezeichnet. Da der Stand der Technik A eine unbeobach- 
tete Größe darstellt, wird er in der empirisch orientierten 
Literatur häufig als exogener exponentieller determinis- 
tischer Trend modelliert (A^ - A^e^o') . Dies führt 
(nach Logarithmierung) zunächst zu folgender Schätz- 
gleichung: 

y, = y + -t + a ■ l, + (l-a) - +£, , 

wobei y eine Konstante, Sg die konstante Rate des tech- 
nischen Fortschritts und s, eine Störgröße bezeichnen, ln 
der vorliegenden Untersuchung werden jedoch mögliche 
Strukturbrüche in der Wachstumsrate des technischen 
Fortschritts berücksichtigt, was zu folgender Schätzglei- 
chung führt (Spline-Regression): 

n 

yt =Y+Sg-t + '^Si- dl, + a-l, + (l-a)- k, + £,. 

1=1 

Die obige Schätzgleichung kann folgendermaßen in Zu- 
wachsraten formuliert werden: 

n 

Ay, =dg +^Si -e,, +a-Al, +{i-a)-Ak, +u,, 

/=i 

wobei u, = £, - £■(_! und die Dummy- Variablen e, , wie 
folgt definiert sind: 

Jo t<ti 

‘“'li <><r 


751. Die Bestimmung des Produktionspotentials er- 
folgt beim hier betrachteten Ansatz in drei Schritten. 
Eine Kleinste-Quadrate-Schätzung der in Zuwachsraten 
formulierten Schätzgleichung (Produktionsfunktion) lie- 
fert zunächst Schätzwerte ,i = 0,...,« für die Zu- 
wachsraten des technischen Fortschritts in den einzelnen 
Stützbereichen, sowie den Schätzwert ä für die Produk- 
tionselastizität des Faktors Arbeit. 

ln einem zweiten Schritt werden die Trendwerte für die 
Zuwachsraten der Faktoren Arbeit und Kapital mittels 
des Hodrick-Prescott-Filters berechnet. Abschließend 
werden die so ermittelten Trendwerte Al* und Ak] in 
die geschätzte Produktionsfunktion eingesetzt. Dieses 
Vorgehen liefert folgende Wachstumsraten des Produkti- 
onspotentials: 

Ay* =Sg+'^Si-eii+ä-A l* +{l-ä)-Ak* . 

1=1 

Die logarithmierten Niveauwerte des Produktionspoten- 
tials ergeben sich damit wie folgt: 

n 

y, =U-i +4 +X^'' +{^-oc)-Ak, . 

i=\ 

Der Startwert y^ wird dabei so gewählt, dass die Output- 
Lücke {y,-y,)m\ Durchschnitt des Schätzzeitraums 
den Wert null annimmt. 

Zustandsraummodelle mit unbeobachtbaren 
Komponenten 

752. Eine weitere Möglichkeit zur Berechnung des 
Produktionspotentials und der Output-Lücke basiert auf 
der Schätzung von Zustandsraummodellen mit unbe- 
obachtbaren Komponenten, ln der Zustandsraumdarstel- 
lung lassen sich auch unbeobachtbare Größen, wie das 
Produktionspotential y] und die Output-Lücke yf , spe- 
zifizieren. Diese werden als Zustandsvariablen bezeich- 
net und machen die Dynamik des Modells aus. Die 
beobachtbare Produktion y, wird dagegen als Outputva- 
riable bezeichnet und kontemporär durch die Zustands- 
variablen erklärt. 

753. Im univariaten Zustandsraummodell von 
Watson (1986) wird für die Zustandsvariablen y* und 
yf jeweils ein spezifischer stochastischer Prozess 
modelliert, wobei verschiedene Modelle denkbar sind. 
Zu berücksichtigen ist dabei, dass y* eine nicht-station- 
äre Größe darstellt, während für yf eine Stationari- 
tätsannahme getroffen wird. Zur Schätzung des Produk- 
tionspotentials und der Output-Lücke wird in diesem 
Modell für das Produktionspotential y* ein Random- 
Walk mit konstanter Drift v unterstellt^b 

U =v+W,+G<- 


Damit enthält das Produktionspotential eine feste Trendkomponente. 
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Für die Output-Lücke wird - wie in der empirischen 
Literatur üblich - von einem stationären autoregressiven 
Prozess ausgegangen. Watson (1986) geht dabei von fol- 
gendem Prozess zweiter Ordnung aus: 

yf =a,y^_,+a2yf_,+£2>■ 

Für die Störgrößen wird angenommen, dass sie unkorre- 
liert und normalverteilt sind: 

1 = 1,2. 

754. Im multivariaten Zustandsraummodell nach 
Gerlach und Smets (1999) werden folgende Annahmen 
getroffen: 

Wie im univariaten Modell gilt = y* + jrf und für die 
Output-Lücke _vf wird ebenfalls der folgende stationäre 
autoregressive Prozess zweiter Ordnung unterstellt: 

Lf +«2Lf-2 +£■!,■ 

Für das Produktionspotential y* wird dagegen von ei- 
nem Random- Walk mit zeitvariabler Drift v, ausgegan- 
gen: 

y< = L + yi: + ^2> , mit L = V,_1 -I- ^3, . 

Für den Driftterm v, wird also ebenfalls ein Random- 
Walk unterstellt, so dass aufgrund der zusätzlichen Sto- 
chastik des Driftterms eine Vielzahl von Anpassungspfa- 
den infolge von Schocks möglich ist. 

Zusätzlich wird in diesem multivariaten Zustandsraum- 
modell eine modifizierte Phillipskurve für den Zusam- 
menhang zwischen der Änderung der Inflationsrate A;^, 
und der Output-Lücke _yf auf folgende Weise berück- 
sichtigt: 

An,=?i- yU + ßx ■ -h ■ A7t,_^ + e„ . 

Für die Störgrößen wird angenommen, dass sie unabhän- 
gig identisch normalverteilt sind: 

s,~N{Q,al), i = l,2,3,4. 

755. Mit Hilfe des Kalman-Filters können - Bekannt- 
heit der Modellparameter vorausgesetzt - die histori- 
schen Verläufe des Produktionspotentials und der Out- 
put-Lücke rekonstruiert werden. Für die im Normalfall 
unbekannten Parameter des jeweiligen Modells (v,«], 

2 2 

«2,(71,02 im univariaten Fall und a\ ,a2,^ ,ß\ ,ß2, 
2 2 2 2 

C7i ,(72,(72, ,ct 4 üu multivariaten Fall) lässt sich, nach der 

Überführung in Zustandsraumform, unter Rückgriff auf 
die Kalmanfilterrekursionen die zugehörige Likelihood- 
Funktion bestimmen und mittels numerischer Optimie- 
rungsroutinen maximieren. Mit den so geschätzten Para- 
meterwerten können dann die Kalmanfilter- und Kal- 
manglätterrekursionen durchgeführt werden, um die 


Verläufe des Produktionspotentials und der Output-Lü- 
cke zu berechnen (Hamilton, 1994, Seiten 372 ff). 

Der Vorteil dieser Zustandsraummodelle mit unbeobach- 
teten Komponenten liegt in der simultanen Schätzung 
des Produktionspotentials und der Modellparameter, so 
dass in diesen Modellen keine Setzungen nötig sind. 
Problematisch bei der Spezifikation des Produktionspo- 
tentials und der Output-Lücke ist, dass die jeweilige 
Funktionsform genau vom Anwender vorgegeben wer- 
den muss. Ein genereller Nachteil ist, dass die Anwen- 
dung der iterativen Maximum-Likelihood-Schätzung 
sehr sensibel auf die Wahl der Startwerte für die Modell- 
parameter und die Zustandsvariablen reagiert. 

Datengrundlage 

756. Grundlage der Produktionspotentialschätzung mit- 
tels der univariaten Verfahren (einschließlich des univa- 
riaten Zustandsraummodells) sind Jahresdaten oder nach 
dem Census X-12-Verfahren saisonbereinigte Quartals- 
daten des Bruttoinlandsprodukts nach dem ESVG 1995 
für den Zeitraum der Jahre 1970 bis 2002, wobei amtli- 
che gesamtdeutsche Daten nur für den Zeitraum der 
Jahre 1991 bis 2002 vorliegen. Zur Ermittlung der Daten 
für die Jahre 1970 bis 1990 wurde vom Sachverständi- 
genrat das gesamtdeutsche Bruttoinlandsprodukt des 
Jahres 1991 mit den westdeutschen Zuwachsraten rück- 
verkettet. Um das Produktionspotential mit den verschie- 
denen statistischen Filtermethoden auch für den aktuellen 
Rand schätzen zu können, wird die jeweilige Zeitreihe 
der Produktion mit Hilfe eines ARIMA-Modells in die 
Zukunft extrapoliert. Für die Schätzung mit dem HP-Fil- 
ter werden sowohl Jahres- als auch Quartalsdaten ver- 
wendet, für die übrigen statistischen Filtermethoden und 
das univariate Zustandsraummodell werden nur Quartals- 
daten zur Produktionspotentialschätzung herangezogen. 

Der Produktionspotentialschätzung nach der kapital- 
stockorientierten Methode des Sachverständigenrates 
liegen Jahresdaten des Bruttoinlandsprodukts, der Brut- 
towertschöpfung des Unternehmensbereichs ohne Land- 
und Forstwirtschaft, Fischerei und ohne den Bereich der 
Wohnungsvermietung sowie des Kapitalbestands des so 
definierten Untemehmenssektors für den Zeitraum der 
Jahre 1970 bis 2002 zugrunde. Zur Ermittlung nicht vor- 
liegender gesamtdeutscher Daten für die Jahre 1970 
bis 1990 wurden die amtlichen gesamtdeutschen Daten 
für die oben definierte Bruttowertschöpfung der 
Jahre 1991 bis 2002 über das Jahr 1991 mit den west- 
deutschen Zuwachsraten dieser Aggregate rückverkettet. 
Auch für den Kapitalbestand dieses Untemehmenssek- 
tors gibt es amtliche gesamtdeutsche Daten nach dem 
ESVG 1995 nur für den Zeitraum der Jahre 1991 
bis 2002, so dass es für die Berechnung der Kapitalbe- 
standsdaten für den Zeitraum der Jahre 1970 bis 1990 
unumgänglich war, ebenfalls eine Rückverkettung mit 
den westdeutschen Daten, die darüber hinaus nur in der 
Abgrenzung nach dem ESVG 1979 vorliegen, vorzuneh- 
men. Diese Rückverkettung ist wegen der stark unter- 
schiedlichen Gegebenheiten auch bei der Entwicklung 
des Kapitalstocks in den beiden Gebieten mit großen 
Unsicherheiten behaftet. 
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Die Daten für das Bruttoinlandsprodukt und den Kapi- 
talbestand entsprechen bei der Anwendung des nicht-pa- 
rametrischen Verfahrens und der Schätzung der Cobb- 
Douglas-Produktionsfunktion denen, die für die Potenti- 
alschätzung mittels der kapitalstockorientierten Methode 
des Sachverständigenrates verwendet wurden. Der Fak- 
tor Arbeit wird beim nicht-parametrischen Verfahren 
und bei der Cobb-Douglas-Produktionsfunktion durch 
das Arbeitsvolumen abgebildet. Hier liegen Daten nach 
dem ESVG 1995 für den Zeitraum der Jahre 1970 
bis 2002 vor. Dabei wurde für den Zeitraum der 
Jahre 1970 bis 1990 das gesamtdeutsche Arbeitsvolu- 
men des Jahres 1991 mit den westdeutschen Zuwachsra- 
ten des Arbeitsvolumens rückverkettet. 

Für die Potentialschätzung mit Hilfe des multivariaten 
Zustandsraummodells werden zusätzlich zu den saison- 
bereinigten Quartalsdaten des Bruttoinlandsprodukts 
Quartalsdaten des deutschen Verbraucherpreisindex ver- 
wendet. 

Ergebnisse der Schätzungen 

757 . Bei der kapitalstockorientierten Methode des 
Sachverständigenrates fallen in den Beobachtungs- 
zeitraum von 1970 bis 2003 drei abgeschlossene Kon- 
junkturzyklen: 1975 bis 1982, 1982 bis 1993 und 1993 
bis 2003. Die Trendkurve für die Kapitalproduktivität 
besteht somit aus drei miteinander verbundenen 
Geraden, wobei der Schätzzeitraum die Jahre 1975 bis 
2003 umfasst.*) Um die Trendwerte der Kapitalprodukti- 
vitäten für den Zeitraum der Jahre 1970 bis 1974 zu er- 
mitteln, wird der Trendwert für das Jahr 1975 mit der 
trendmäßigen Veränderungsrate der Kapitalproduktivität 
im Stützzeitraum 1975 bis 1982 zurückgerechnet. 

Die Schätzung der Trendfunktion mit Hilfe einer Spline- 
Regression liefert für die einzelnen Stützzeiträume (sig- 
nifikant unterschiedliche) trendmäßige Veränderungsra- 
ten der Kapitalproduktivität (1975 bis 1982: - 1,53 vH; 
1982 bis 1993: 0,01 vH; 1993 bis 2003: - 0,95 vH). 

Die empirische Kapitalproduktivität, die von den trend- 
mäßigen Kapitalproduktivitäten am weitesten nach oben 
abweicht, ergibt sich für das Jahr 1970, so dass in die- 
sem Jahr ein Auslastungsgrad des Produktionspotentials 
von 100 vH erreicht wird (Schaubild 73). 

758 . Für das Jahr 2002 ergibt sich nach der Methode 
des Sachverständigenrates ein geschätztes Wachstum des 
(maximalen) Produktionspotentials von 1 ,0 vH. Dies ist 
der für den gesamten Beobachtungszeitraum geringste 
Wert für das Potentialwachstum in Deutschland. Außer- 
dem liegen alle Schätzwerte der Wachstumsraten des 
Produktionspotentials im Zeitraum der letzten acht Jahre 
unterhalb von 2 vH (Schaubild 74). Der Schätzwert für 
die relative Output-Lücke wird als relative Abweichung 
des Auslastungsgrads des Produktionspotentials vom 


Dabei wurde für das Bruttoinlandsprodukt und die Bruttowertschöp- 
fung im Jahr 2003 jeweils eine Zuwachsrate von null unterstellt; der 
Kapitalstock für das Jahr 2003 wurde dagegen mit einem ARIMA- 
Modell geschätzt. 


Schaubild 73 
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1 ) Eigene Schätzung. Alle Werte in Preisen von 1995. Metho- 
dische Erläuterungen siehe Ziffern 745 ff. und zur Datengrund- 
lage siehe Ziffer 756.- 2} Bruttoinlandsprodukt in vH des Pro- 
duktionspotentials. - 3) Bruttowertschöpfung in Relation zum 
Kapitalstock. 
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Schaubild 74 


Wachstumsraten des Produktionspotentials nach ausgewählten Schätzverfahren'') 


Verfahren mit statistischen Filtermethoden 


HP (100) - Filter 
HP (1600) -Filter 


Bandpass - Filter 
Baxter - King - Filter 


■ — Rotemberg - Filter 
nachrichtlich: 

Bruttoinlandsprodukt^' 



Produktionstheoretisch fundierte Verfahren 

SVR - Methode — ^ Cobb - Douglas - Funktion 

nachrich 

Nicht - parametrisches Verfahren 


nachrichtlich: 

Bruttoinlandsprodukt"^' 



1) Eigene Schätzung. Methodische Erläuterungen siehe Ziffern 740 ff. und zur Datengrundlage siehe Ziffer 756.- 2) Veränderungsrate des Bruttoinlandsprodukts. 
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durchschnittlichen Auslastungsgrad des Produktions- 
potentials, dessen Wert 95,3 vH beträgt, bestimmt.^) Die 
relative Output-Lücke im Jahr 2002 ist damit (bei einem 
Auslastungsgrad von 94,5 vH) gleich - 0,9 vH, was auf 
eine geringe Auslastung der gesamtwirtschaftlichen 
Kapazitäten am aktuellen Rand hindeutet. Mit Aus- 
nahme eines schwach positiven Werts im Jahr 2000 sind 
die Schätzwerte der Output-Lücke im gesamten Zeit- 
raum der Jahre 1993 bis 2002 immer negativ (Schau- 
bild 75). 

759 . Die Schätzung der Cobb-Douglas-Produktions- 
funktion liefert für den Beobachtungszeitraum von 
1970 bis 2002 einen signifikanten Schätzwert für die 
Produktionselastizität des Faktors Arbeit von 0,75 (mit 
einem t-Wert von 5,22). Mit Hilfe eines CUSUM-Tests 
auf Parameterstabilität (zum Signifikanzniveau von 
10 %) konnten für die Zuwachsraten des technischen 
Fortschritts Strukturbrüche in den Jahren 1982 und 1993 
identifiziert werden (Greene, 2000, Seite 356 ff.). Unter 
Berücksichtigung dieser Strukturbrüche liefert die 
Schätzung der Cobb-Douglas-Funktion mit Hilfe einer 
Spline-Regression die trendmäßigen Zuwachsraten des 
technischen Fortschritts in drei Stützzeiträumen ( 1 97 1 
bis 1982: 1,91 vH; 1982 bis 1993: 2,06 vH; 1993 bis 
2002: 1,16 vH). 

Für das Jahr 2002 liefert die Schätzung der Produktions- 
funktion einen Wert für das Potentialwachstum von 
1,5 vH. Die Schätzwerte der Wachstumsraten des Pro- 
duktionspotentials liegen im Zeitraum der Jahre 1995 
bis 2002 in einem Bereich von 1,5 vH bis 1,7 vH. Für 
die relative Output-Lücke im Jahr 2002 erhält man einen 
Wert von - 1,3 vH. Im Zeitraum der letzten zehn Jahre 
ergeben sich mit Ausnahme der Jahre 2000 und 2001 
(mit einem schwach positiven Wert beziehungsweise ei- 
nem Wert von null) stets negative Schätzwerte für die re- 
lative Output-Lücke. 

760 . Die geschätzte Wachstumsrate des Produktions- 
potentials im Jahr 2002 beträgt nach dem nicht-parame- 
trischen Verfahren 1,0 vH. Dies ist gemeinsam mit dem 
Wert des Jahres 2001 der geringste Wert im gesamten 
Beobachtungszeitraum. Dabei ist das Potentialwachstum 
seit dem Jahr 1990 kontinuierlich gefallen und nimmt 
seit dem Jahr 1996 nur noch Werte kleiner als 2 vH an. 

Die Schätzwerte der Wachstumsraten des Produktions- 
potentials liegen für die verschiedenen statistischen Fil- 
termethoden (HP-Filter mit Glättungsparameter 
Ä[]p ^100 für Jahresdaten und = 1 600 für Quartals- 
daten, Rotemberg-Filter, Baxter- King-Filter und Band- 
pass-Filter nach Christiane und Fitzgerald) im Jahr 2002 
in einem engen Bereich von 1,5 vH bis 1,7 vH und damit 
vergleichsweise niedrig. Die geschätzten Potential- 
wachstumsraten aller betrachteten Filtermethoden wei- 
sen für die letzten acht Jahre Werte von unter 2 vH auf 
(mit Ausnahme von Werten knapp über 2 vH für den 


Dieses Vorgehen entspricht dem Wechsel des Konzepts von einem 
technisch maximalen Produktionspotential zu einem Produktionspo- 
tential bei Normalauslastung der Kapazitäten. 


Rotemberg-Filter in den Jahren 1995 und 1996). Die 
Schätzergebnisse für die Wachstumsraten des Produkti- 
onspotentials unter Verwendung des Baxter-King-Filters 
entsprechen dabei nahezu den Ergebnissen des 
HP(1600)-Filters. Der Rotemberg-Filter führt zu einem 
sehr glatten Verlauf der geschätzten Potentialwachs- 
tumsraten, dagegen besitzen die aus dem Bandpass-Fil- 
ter nach Christiano und Fitzgerald resultierenden Poten- 
tialwachstumsraten eine vergleichsweise hohe Varianz. 

Der Schätzwert der Wachstumsrate des Produktionspo- 
tentials liegt für das univariate Zustandsraummodell im 
Jahr 2002 bei 2, 1 vH, im multivariaten Modell ergibt sich 
am aktuellen Rand ein Potentialwachstum von 2,0 vH. 
Für den gesamten Beobachtungszeitraum schwankt das 
Potentialwachstum mehr (für das univariate Modell) oder 
weniger (für das multivariate Modell) stark um den Wert 
von 2 vH (Schaubild 76, Seite 422). 

761 . Die Berechnung der Korrelationsmatrix für die 
verschiedenen geschätzten Potentialwachstumsraten und 
für die Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts für 
den Zeitraum der Jahre 1974 bis 2002 zeigt Folgendes 
(Tabelle 75, Seite 423): 

- Die Korrelationen der verschiedenen Potentialwachs- 
tumsraten mit der Zuwachsrate des Bruttoinlandspro- 
dukts liegen in einem Bereich von 0,17 bis 0,67. Am 
geringsten fallen diese für das multivariate Zustands- 
raummodell und den Rotemberg-Filter aus. Grund- 
sätzlich gilt: je stärker die Glättung der Zeitreihe, 
desto geringer die Korrelation der entsprechenden ge- 
schätzten Potentialwachstumsraten mit der Zuwachs- 
rate des Bruttoinlandsprodukts. 

- Die Korrelationen der verschiedenen Potentialwachs- 
tumsraten untereinander weisen eine recht große 
Streuung auf und liegen in einem Bereich von 0,30 
bis 0,97. Dabei sind die Korrelationen der Potential- 
wachstumsraten des multivariaten Zustandsraum- 
modells und des Rotemberg-Filters mit den Potential- 
wachstumsraten der übrigen Schätzverfahren ver- 
gleichsweise gering. 

- Insgesamt ist trotz der vorhandenen (großen) Streu- 
ung der verschiedenen Korrelationen ein Gleichlauf 
der verschiedenen geschätzten Potentialwachstums- 
raten für den Zeitraum der Jahre 1974 bis 2002 zu 
konstatieren, da alle Korrelationen größer oder gleich 
0,3 und mehr als 80 vH der Korrelationen größer 
als 0,5 sind. 

762 . Der Schätzwert der relativen Output-Lücke nach 
dem nicht-parametrischen Verfahren ist im Jahr 2002 
gleich - 0,9 vH, was eine Unterauslastung der gesamt- 
wirtschaftlichen Kapazitäten am aktuellen Rand anzeigt. 
Mit Ausnahme des Jahres 2000 (mit einer relativen Out- 
put-Lücke von 0,2 vH) ist die Output-Lücke im Zeit- 
raum der letzten zehn Jahre immer negativ. 

Die Schätzwerte der relativen Output-Lücke für die ver- 
schiedenen statistischen Filtermethoden liegen am aktu- 
ellen Rand in einem Bereich von - 0,6 vH bis - 1,6 vH. 
Somit diagnostizieren alle Verfahren eine Unterauslas- 
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Schaubild 75 


Relative Output-Lücken^) nach ausgewählten Schätzverfahren^) 

Verfahren mit statistischen Filtermethoden 

HP (100) - Filter — ^ Bandpass - Filter . — Rotemberg - Filter 

nachrichtlich: 

— HP (1600) - Filter Baxter - King - Filter Aus Unternehmensbefragungen 



1974 75 76 77 78 79 80 81 82 83 84 85 86 87 88 89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 2000 01 2002 


Produktionstheoretisch fundierte Verfahren 


SVR - Methode^^ 


— ^ Cobb - Douglas - Funktion 


nachrichtlich: 

— Nicht - parametrisches Verfahren Aus Unternehmensbefragungen 

zur Kapazitätsauslastung 



1) Relative Abweichung des Bruttoinlandsprodukts vom Produktionspotential in vH.- 2) Eigene Schätzung. Methodische Erläuterungen siehe Ziffern 740 ff. und zur 
Datengrundlage siehe Ziffer 756.- 3) Der Schätzwert für die relative Output-Lücke wird als relative Abweichung des Auslastungsgrads des Produktionspotentials 
vom durchschnittlichen Auslastungsgrad des Produktionspotentials berechnet. 
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tung der gesamtwirtschaftlichen Kapazitäten im Jahr 
2002. Mit Ausnahme des Jahres 2000 fallt die geschätzte 
Auslastung der gesamtwirtschaftlichen Kapazitäten im 
Zeitraum der letzten zehn Jahre für die statistischen Fil- 
tennethoden (abgesehen vom Rotemberg-Filter für den 
Zeitraum der Jahre 1993 bis 1995) eher gering aus. Eine 
Betrachtung des gesamten Schätzzeitraums zeigt zudem, 
dass die aus dem Rotemberg-Filter resultierenden Out- 
put-Lücken die größte Varianz aufweisen. 

Für die relative Output-Lücke ergibt sich im univariaten 
Zustandsraummodell im Jahr 2002 ein Schätzwert von 
-1,7 vH, das multivariate Modell liefert einen Schätz- 


wert von - 2,2 vH (Schaubild 76). Die Schätzwerte der 
Output-Lücke weisen dabei für beide Modelle eine deut- 
lich höhere Varianz auf als die Schätzwerte aller anderen 
betrachteten Schätzverfahren, und insbesondere die po- 
sitiven Schätzwerte im Zeitraum der Jahre 1993 
bis 1997 passen nicht ins Gesamtbild der übrigen Ver- 
fahren. 

763 . Mittels Daten des Ifo-Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung, München, zur Kapazitätsauslastung der Produk- 
tionsanlagen von Unternehmen im Verarbeitenden Ge- 
werbe kann die relative Output-Lücke als relative 
Abweichung des Kapazitätsauslastungsgrads von seinem 


Schaubild 76 


Wachstum des Produktionspotentials und relative Output-Lücke^) 
für das univariate und multivariate Zustandsraummodell 


] Output-Lücke univariates Modell 
■ ■ Potentialwachstum univariates Modell 


Output-Lücke multivariates Modell 
Potentialwachstum multivariates Modell 
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1} Eigene Schätzung. Methodische Erläuterungen siehe Ziffern 752 ff. und zur Datengrundlage siehe Ziffer 756. 
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Tabelle 75 

Korrelationsmatrix für die Wachstumsraten des Produktionspotentials und des Bruttoinlandsprodukts 
für den Zeitraum der Jahre 1974 bis 2002 nach ausgewählten Schätzverfahren 
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HP(1600)-Filter 

0,84 

1 









Bandpass-Filter 

0,71 

0,92 

1 








Baxter-King-Filter 

0,78 

0,97 

0,92 

1 







Rotemberg-Filter 

0,80 

0,42 

0,30 

0,38 

1 






SVR-Methode 

0,84 

0,75 

0,60 

0,71 

0,63 

1 





Nicht-parametrisches Verfahren 

0,97 

0,77 

0,64 

0,72 

0,82 

0,83 

1 




Cobb-Douglas-Funktion 

0,87 

0,61 

0,47 

0,56 

0,88 

0,76 

0,81 

1 



Multivariates Zustandsraummodell 

0,59 

0,41 

0,34 

0,41 

0,73 

0,46 

0,63 

0,53 

1 


Bruttoinlandsprodukt 

0,43 

0,65 

0,54 

0,67 

0,21 

0,46 

0,43 

0,34 

0,17 

1 


Durchschnitt ermittelt werden. Der Kapazitätsauslas- 
tungsgrad im Verarbeitenden Gewerbe eignet sich zwar 
nur bedingt zur Bestimmung einer gesamtwirtschaftli- 
chen Output-Lücke, im Gegensatz zu allen vorher be- 
trachteten Schätzverfahren liegt hier jedoch eine direkt 
ermittelte (und nicht geschätzte) Information über den 
Verlauf der Output-Lücke im Beobachtungszeitraum 
vor. Die Schätzung der so berechneten Output-Lücke lie- 
fert dabei ausgeprägte konjunkturelle Tiefpunkte in den 
Jahren 1975, 1982 und 1993, sowie ausgeprägte kon- 
junkturelle Hochpunkte in den Jahren 1979, 1990 und 
2000. Diese Konjunkturwendepunkte stimmen nahezu 
(mit Einschränkungen für die betrachteten Zustands- 
raummodelle) mit den von den verschiedenen Schätzver- 
fahren implizierten Wendepunkten überein. 

Zusammenfassung 

764. Die Berechnungen des Produktionspotentials für 
Deutschland für den Zeitraum der Jahre 1970 bis 2002 
zeigen, abgesehen von den Ergebnissen der Zustands- 
raummodelle mit unbeobachtbaren Komponenten, dass 
spätestens seit Mitte der neunziger Jahre eine spürbare 
Abschwächung des Potentialwachstums in Deutschland 
stattgefunden hat, die in vergleichsweise niedrigen 
Wachstumsraten für das Jahr 2002 in einem Bereich von 
1 ,0 vH bis 1 ,7 vH (mit einem Median von 1 ,5 vH) mün- 
dete. Zusätzlich sind die Schätzwerte der relativen Out- 
put-Lücke im Zeitraum der letzten zehn Jahre meistens 
negativ oder nur schwach positiv. Am aktuellen Rand 
liegen sie dabei in einem Bereich von - 0,6 vH bis 
-1,6 vH (mit einem Median von - 0,95 vH). Aufgrund 
dieser Ergebnisse kann man von einem andauernd 
schwachen Wachstum der gesamtwirtschaftlichen Pro- 


duktionsmöglichkeiten und einer anhaltend geringen ge- 
samtwirtschaftlichen Nachfrage in Deutschland spre- 
chen. 

Die Schätzergebnisse für das univariate und multivariate 
Zustandsraummodell zeigen sowohl für die Wachstums- 
raten des Produktionspotentials als auch für die relative 
Output-Lücke einen anderen Verlauf als die Ergebnisse 
aller übrigen Schätzverfahren. Die geschätzten Potenti- 
alwachstumsraten schwanken mehr (für das univariate 
Modell) oder weniger (für das multivariate Modell) stark 
um einen Wert von etwa 2 vH, was nicht sonderlich 
plausibel ist. Bei der Schätzung der Output-Lücke pas- 
sen insbesondere die positiven Werte Mitte der neunzi- 
ger Jahre nicht ins Gesamtbild. Die Schätzergebnisse der 
Zustandsraummodelle mit unbeobachtbaren Komponen- 
ten sind insofern mit großer Vorsicht zu interpretieren, 
als die erhaltenen Schätzwerte sehr sensibel auf verän- 
derte Startwerte reagieren. 

Die Berechnungen der relativen Output-Lücke zeigen, 
dass deren Schätzung mit einer recht großen Unsicher- 
heit behaftet ist. So weichen die verschiedenen Schätz- 
werte für die relative Output-Lücke teilweise um bis zu 
vier Prozentpunkte voneinander ab (bei Berücksichti- 
gung der Zustandsraummodelle sind diese Abweichun- 
gen teilweise noch deutlich größer), und nicht selten ist 
keine sichere Aussage über das Vorzeichen der Output- 
Lücke möglich, was zu einer sehr vorsichtigen Interpre- 
tation der Schätzergebnisse mahnt. Diese Unsicherheits- 
marge bei der Berechnung der Output-Lücke verdeut- 
licht aber auch die Problematik, sich auf ein einziges 
Schätzverfahren zu beschränken und nicht auch alterna- 
tive Schätz verfahren zu betrachten. 

















Drucksache 15/2000 


-424- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Literatur 

Baxter, M. und R. G. King (1999) Measuring Business 
Cycles: Approximate Band-pass Filters for Economie 
Time Series, Review of Economics and Statistics, 81, 
573 - 593. 

Christiane, L. J. und T. J. Fitzgerald (1999) The Band 
Pass Filter, Working Paper 7257, NBER. 

De Brouwer, G. (1998) Estimating Output Gaps, Re- 
search Discussion Paper 9809, Reserve Bank of Austra- 
lia. 

Denis, C., K. Me Morrow und W. Roeger (2002) Pro- 
duetion Function Approach to Calculating Potential 
Growth and Output Gaps. Estimates for the EU Member 
States and the US, Economic Paper Number 176, Euro- 
pean Commission, Brussels. 

Deutsche Bundesbank (2003) Zur Entwicklung des Pro- 
duktionspotenzials in Deutsehland, Monatsbericht März 
2003, 43 - 54. 

Döpke, J. und O. Chagny (2001) Measures of the Output 
Gap in the Euro-Zone: An Empirical Assessment of Se- 
lected Methods, Mimeo, Kiel. 

Dupasquier, C., Guay, A. und P. St.-Amant (1997) A 
Comparison of Alternative Methodologies for Estima- 
ting Potential Output and the Output Gap, Bank of Ca- 
nada Working Paper, 97-5, Ottawa. 


Gerlach, S. und F. Smets (1999) Output Gaps and Mone- 
tary Policy in the EMU Area, European Economic Re- 
view, 43, 801 - 812. 

Greene, W. H. (2000) Econometric Analysis, New Jer- 
sey. 

Hamilton, J. D. (1994) Time Series Analysis, Princeton. 

Hodriek, R. und E. Preseott (1997) Postwar US Business 
Cycles: an Empirical Investigation, Journal of Money, 
Credit and Banking, 29, 1-16. 

Pedersen, T. M. (2002) Alternative Linear and Non-Li- 
near Detrending Techniques: a Comparative Analysis 
Based on Euro-Zone Data, Mimeo, Luxembourg. 

Rotemberg, J. J. (1998) A Method for Decomposing 
Time Series into Trend and Cyele Components, Mimeo, 
Harvard. 

Sehlittgen, R. und H. J. Streitberg (1999) Zeitreihenana- 
lyse, München. 

Sehumacher, C. (2002) Alternative Schätzansätze für 
das Produktionspotenzial im Euroraum, Baden-Baden. 

Tödter, K.-H. und L. von Thadden (2000) A Non-Para- 
metric Framework for Potential Output in Germany, 
Mimeo, Frankfurt am Main. 

Watson, M. W. (1986) Univariate Detrending Methods 
with Stochastic Trends, Journal of Monetary Economics, 
18,49-75. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-425- 


Drucksache 15/2000 


II. Tragfähigkeit der Finanzpolitik: 
Messkonzepte und Datenbasis 

765 . In dieser Analyse werden zunächst die Messkon- 
zepte zur Ermittlung von Tragfähigkeitslücken erläutert, 
und anschließend wird die Datenbasis beschrieben, die 
den in den Ziffern 438 ff. präsentierten Berechnungen 
zugrunde liegt. Ausgangspunkt jeder Quantifizierung ei- 
ner tragfähigen Finanzpolitik ist die intertemporale 
staatliche Budgetgleichung. Unterschieden wird dann 
zwischen dem von der OECD verwendeten Ansatz zur 
Ermittlung von Tragfähigkeitslücken und einem auf Ge- 
nerationenkonten basierenden Ansatz. Beide Ansätze 
fuhren zu gleichen Ergebnissen, wenn dieselben Zeit- 
räume betrachtet werden. Dabei spricht vieles dafür, von 
sehr langen Zeiträumen auszugehen, wie das beim gene- 
rationenspezifischen Ansatz der Fall ist. Bei der Inter- 
pretation von Tragfähigkeitslücken müssen die Grenzen 
von Tragfähigkeitsanalysen im Auge behalten werden. 
Auch liegen der im zweiten Teil dieser Analyse be- 
schriebenen Datenbasis und der Konstruktion altersspe- 
zifischer Einnahme- und Ausgabenprofile teilweise kon- 
troverse Annahmen zugrunde. Die Ergebnisse der 
Berechnungen von Tragfähigkeitslücken finden sich in 
den Ziffern 445 ff. 

Messkonzepte: Aggregierte 
Tragfähigkeitsindikatoren 

766 . In diesem Abschnitt werden operationale, quanti- 
tative Indikatoren für die Tragfähigkeit der öffentlichen 
Haushalte entwickelt, die insbesondere auch die aus der 
demographischen Entwicklung resultierenden zukünfti- 
gen Belastungen erfassen. Explizite staatliche Schulden 
und implizite staatliche Verschuldung, etwa aufgrund 
umlagefmanzierter Sozialversicherungssysteme, müs- 
sen zu einer umfassenden Kennziffer zusammengefasst 
werden. Ein solcher Indikator ist aus der intertemporalen 
staatlichen Budgetgleichung ableitbar. 

Der OECD-Ansatz 


landsprodukt bezogenen Größen mit Kleinbuchstaben 
und (hochgestelltem) Index y, also etwa bj = BJY„ er- 
hält man unter Berücksichtigung der Definition für den 
gesamtstaatlichen Primärsaldo: 

P,=S,-G, (2) 


die Beziehung 


bl,^-bj=-p^+rbr 

^ t 

Wird auch die Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts 
als konstant angenommen und mit n bezeichnet, lässt 
sich die letzte Gleichung wegen lY, =\ + n schrei- 
ben als 


\ + n 


+ 


\ + r 
\ + n 


b[. 


(3) 


Diese Gleichung beschreibt die Entwicklung der Schul- 
denstandsquote in Abhängigkeit der Primärsaldenquote 
für gegebene r und n. 


Betrachtet man insgesamt T Jahre, beginnend mit dem 
Jahr 0 (beispielsweise 2002) und endend mit dem Jahr 
T—\ (beispielsweise 2050), erhält man die in Barwerten 
ausgedrückte intertemporale staatliche Budgetgleichung 
durch rekursives Eliminieren von b\, Zj'j, . . ., b\_ [ als 


0 = hj’ - bj 


0 + «^" 


\ + r 


P, 


0 + 




l + r 


(4) 


Gleichung (4) besagt, dass die Differenz zwischen den 
Anfangsschulden und dem Barwert des Schuldenstands 
zu Beginn der Periode T dem Barwert der Primärdefizite 
oder Primärüberschüsse entsprechen muss. Dies ist eine 
Bilanzgleichung, die immer erfüllt ist, keine Gleichge- 
wichtsbedingung. Sie gilt ex post, nicht aber unbedingt 
auch ex ante. 


767 . Ausgangspunkt der Berechnungen von Tragfähig- 
keitslücken ist die periodische staatliche Budgetrestrik- 
tion unter Einschluss der Sozialversicherungen 

FS,=S,-G,-rB,. (1) 


Geht man realistischerweiseü und langfristig theoretisch 
zwingend^) von r> n (dynamische Effizienz) und endli- 
chen Werten für die Schuldenstandsquote der jeweiligen 
Periode T aus, wird (4) bei unendlichem Zeithorizont 
wegen 


Hier bezeichnen FSj den gesamtstaatlichen Finanzie- 
rungssaldo, St die öffentlichen Einnahmen aus Steuern 
und Sozialversicherungsbeiträgen, G, die gesamten 
staatlichen Ausgaben ohne Zinsausgaben, r den zur Ver- 
einfachung als konstant angenommenen Zinssatz und Bt 
den zu Beginn der Periode t vorhandenen Schulden- 
stand. Reale und nominale Größen stimmen überein. 

Im EG- Vertrag wird „eine auf Dauer tragbare Finanzlage 
der öffentlichen Hand“ über Referenzwerte für die Rela- 
tion des Finanzierungssaldos beziehungsweise des 
Schuldenstands jeweils zum Bruttoinlandsprodukt be- 
stimmt. Dividiert man Gleichung (1) durch das Bruttoin- 
landsprodukt Yt und bezeichnet alle auf das Bruttoin- 


lim bl 

T->^ 


1 + n 
l + r 


Y 

/ 


= 0 


zu 


0 = bl- 


'o -I — 

S1 + « 


\ + n 


•) Siehe Abel, Mankiw, Summers und Zeckhauser (1989). 
Siehe insbesondere Homburg (1992). 


(5) 
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Bei unendlich langem Zeithorizont muss ein barwertmä- 
ßiger Überschuss erzielt werden, der gerade dem Schul- 
denstand der Ausgangsperiode entspricht. 

Im Folgenden wird angenommen, dass neben bg auch r 
und n für die Finanzpolitik gegebene Größen darstel- 
len. Außerdem wird im Fall eines endlichen Zeithori- 
zonts die Schuldenstandsquote b'-p als Zielgröße inter- 
pretiert, etwa derart, dass sie am Ende der Periode T—\ 
einen bestimmten Wert bp erreichen oder aber gegen- 
über dem Ausgangswert nicht steigen soll (b^j.<bo). 
Die Gleichungen (4) und (5) sind dann Bedingungsglei- 
chungen für mögliche Zeitpfade der staatlichen Primär- 
defizite oder Primärüberschüsse mit fixierten Barwerten 
der Primärsalden. Einzelne Werte für ergeben sich 
also endogen. Eine staatliche Ausgabenpolitik (g^ ) und 
Steuerpolitik (/,) , die die Gleichungen (4) - für vorge- 
gebenes Dt - oder (5) aus Ex-ante-Sicht erfüllen, be- 
zeichnet man als tragfähige (oder synonym; nachhaltige) 
Finanzpolitik. 


Illustrative Berechnungen 


768 . ln dieser Textziffer sollen die tragfähigen Primär- 
defizit- oder Primärüberschussquoten in Abhängigkeit 
von vorgegebenen Werten für die Schuldenstands- 
quote und für unterschiedliche Zeiträume T bei 
fixierten Werten für b \ , r und n berechnet werden. Da- 
durch lassen sich die relevanten Größenordnungen ver- 
anschaulichen. Zur Vereinfachung werden nur über die 
Zeit konstante Primärsaldensquoten betrachtet, das heißt 
p] = y für alle t. Die Gleichungen (4) und (5) verein- 
fachen sich dann erheblich und werden nach Auflösung 
nach zu 


P' 


= -{r-n) 


1 -I- « 






-^0 


1 - 


1 -I- n 






(4a) 


p' ={r-n)bo. 


(5a) 


Tabelle 76 


Primärüberschuss- und -defizitquoten bei 
tragfähiger Finanzpolitik** 


T 

ijy 

10 

20 

50 

100 

00 

0 

+ 0,066 

+ 0,035 

+ 0,017 

+ 0,012 

+ 0,009 

0,3 

+ 0,037 

+ 0,022 

+ 0,013 

+ 0,010 

+ 0,009 

0,6 

+ 0,009 

+ 0,009 

+ 0,009 

+ 0,009 

+ 0,009 

1,2 

- 0,048 

- 0,017 

+ 0,001 

+ 0,006 

+ 0,009 


1 ) Gerundete Angaben. 


Bruttoinlandsprodukt Tg) dar. bp{^y entspricht dem 
Barwert des (ebenfalls auf Fq bezogenen) Schulden- 
stands, der nach T Perioden an die ab dann lebenden Ge- 
nerationen weitergegeben wird. Dann ist die Differenz 

[bfj -bpiy^Y ] der Betrag (in Relation zu Fo)r der in- 
nerhalb von T Perioden durch Bildung entsprechender 
Primärüberschüsse zu finanzieren ist. Ihre zeitliche Ver- 
teilung über die T Perioden erfolgt dabei so, dass die Pri- 
märüberschussquoten oder gegebenenfalls auch die Pri- 
märdefizitquoten im betrachteten Zeitintervall konstant 
bleiben. 

Fixiert man T, betrachtet die Tabelle also spaltenweise, 
wird ersichtlich, dass der Finanzierungsbedarf über die T 
Perioden umso geringer ist, je größer der Schuldenstand 
ist, der an die nachfolgenden Generationen ab Periode T 
übergeben wird. Bei b^P> b'Q können sich sogar Primär- 
defizite innerhalb bestimmter Zeiträume ergeben. Bei 
r — >■ CO ist der Barwert der an spätere Generationen 
übergebenen Staatsschuld vemachlässigbar; dem ent- 
spricht die Fiktion eines über einen unendlichen Zeit- 
raum planenden dynastischen Haushalts, der den ererb- 
ten Schuldenstand vollständig durch Bildung von 
Primärüberschüssen finanziert. Dies gilt unabhängig 
vom konkreten Wert für 6^ , so dass in allen Fällen iden- 
tische Primärüberschussquoten resultieren. 


Die Schuldenstandsquote in der Ausgangssituation be- 
trage bg = 0,6; für Zinssatz und Wachstumsrate seien 
r = 0,03 und n = 0,015 angenommen. Als Zielvorgaben 
für die Schuldenstandsquote zu Beginn der Periode T 
werden alternativ bp = {0; 0,3; 0,6; 1,2} betrachtet, die 
nach T= {10, 20, 50, 100, co) Perioden realisiert sein 
sollen. In der Tabelle 76 sind dann die für die jeweiligen 
Parameterkonstellationen tragfähigen, zeitkonstanten 
Primärüberschussquoten (+) oder Primärdefizitquoten (-) 
ausgewiesen. 

Die Werte in dieser Tabelle lassen sich durch die folgen- 
den Überlegungen erklären; b\ stellt den zu Beginn der 
Periode 0 vorhandenen Schuldenstand (in Relation zum 


Mögliche Rückwirkungen der Finanzpolitik auf r oder n (in endoge- 
nen Wachstumsmodellen) werden vernachlässigt. 


Bei zeilenmäßiger Betrachtung - also bei variablem 7} 
aber fixem b\ - treten zwei gegenläufige Effekte auf. 
Einmal verringert sich mit zunehmendem T der Barwert 
des für T angestrebten Schuldenstands. Für sich genom- 
men erhöht dies den Finanzierungsbedarf der bis T le- 
benden Generationen und die dazu zu bildenden Primär- 
überschüsse. Auf der anderen Seite verteilt sich der 
Finanzierungsbedarf auf mehr Perioden, was die die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen garantierenden 
periodischen Budgetüberschüsse reduziert. Diese beiden 
Effekte heben sich gerade auf, wenn die Schuldenstands- 
quote der Ausgangsperiode unverändert bleiben soll. 
Eine nachhaltige Finanzpolitik erfordert dann eine von T 
unabhängige Primärüberschussquote in Höhe von 
p] = {r-n)bl. Ist der Zielwert 6^ für die Schulden- 
standsquote kleiner als ihr Ausgangswert bg , überwiegt 
der zweite der obengenannten Effekte, und die 
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Primärüberschussquoten nehmen mit zunehmendem T 
ab. Bei b^j.> überwiegt der erste Effekt, und die nach- 
haltigen Primärüberschussquoten nehmen zu. 


Tmgfähigkeitslücken und implizite Staatsschuld 


769 . Die Begriffe „Tragfähigkeitslücke“ sowie „impli- 
zite Staatsschuld“ sollen hier nur für den formal einfa- 
cher zu analysierenden Fall T — >■ oo präzisiert werden. 
Gleichung (5) war die entsprechende Bedingungsglei- 
chung für nachhaltige Primärüberschussquoten oder die 
zugrunde liegenden Zeitpfade für die staatliche Ausga- 
ben- und Abgabenpolitik. Statt die p\ endogen so zu be- 
stimmen, dass sie der intertemporalen staatlichen Bud- 
getgleichung (5) genügen, wird jetzt die aktuelle und 
durch gesetzliche Regelungen bestimmte Abgaben- und 
Ausgabenpolitik fortgeschrieben. Mit p,' = T/ — g/ wer- 
den die sich bei Fortschreibung der aktuellen Finanzpo- 
litik ergebenden Primärüberschuss- oder Primärdefizit- 
quoten bezeichnet. Dann ist keineswegs gesichert, dass 
der Zeitpfad p'’, der fortgeschriebenen Primärüber- 
schuss- oder Primärdefizitquoten auch der Bedingungs- 
gleichung (5) genügt. Da diese Gleichung aber erfüllt 
sein muss, ist die Fortführung der aktuellen Politik auf 
Dauer gar nicht möglich, da ansonsten bei zu hohen Pri- 
märdefiziten die Schuldenstandsquote über alle Grenzen 
steigen würde. In solchen Fällen ergibt sich ein unab- 
weisbarer finanzpolitischer Korrekturbedarf, der die 
Einhaltung der intertemporalen staatlichen Budgetglei- 
chung erzwingt. Dieser Korrekturbedarf wird als Tragfä- 
higkeitslücke bezeichnet, wenn - bei unendlichem Zeit- 
horizont - der Barwert der aufgrund der aktuellen 
Rechtslage prognostizierten Primärüberschüsse oder Pri- 
märdefizite (jeweils in Relation zum nominalen Brutto- 
inlandsprodukt) kleiner ist als die aktuelle Schulden- 
standsquote. Die Schließung einer Tragfähigkeitslücke 
gewährleistet dann also die Erfüllung der Gleichung (5). 
Formelmäßig gilt, mit TL'q als der auf Yq bezogenen 
Tragfähigkeitslücke, 


TLl=b^- 


_ y 

1^1 + n 


Ä" fl + n 




l + r 


( 6 ) 


Im Extremfall kann die Schließung oder Reduzierung ei- 
ner Tragfähigkeitslücke auch dadurch erfolgen, dass die 
Erfüllung der staatlichen Zins- und Tilgungsverpfiich- 
tungen der Staatsschulden eingestellt wird. In der Regel 
wird die einen unabweisbaren finanzpolitischen Fland- 
lungsbedarf indizierende Tragfähigkeitslücke allerdings 
durch Korrekturen bei den staatlichen Ausgaben (ohne 
Zinsausgaben) und Einnahmen geschlossen. Bezeichnet 
man die bei den Abgaben ansetzenden Korrekturfakto- 
ren mit und die bei den Ausgaben ansetzenden mit 
ßf, sind die Korrekturmaßnahmen so zu wählen, dass 
die korrigierten Einnahme- und Ausgabenpläne die in- 
tertemporale staatliche Budgetgleichung erfüllen; 


0 = bo 


y ß:s!-ßfg: 

^ (l + n) 




1-1- r 


( 7 ) 


Dabei sind die Staatsausgaben in der Regel zu kürzen 
{ßf< 1) und/oder die Abgaben heraufzusetzen 
> 1 ) . Man beachte, dass höhere Abgaben oder nied- 
rigere Ausgaben in diesem Ansatz gleichwertige Instru- 
mente zur Schließung einer Nachhaltigkeitslücke sind. 
Dies liegt daran, dass die unterschiedlichen Auswirkun- 
gen, die Steuererhöhungen gegenüber Ausgabenkürzun- 
gen hervorrufen, hier vernachlässigt werden: Die Zeit- 
pfade für Bruttoinlandsprodukt und Zinssatz sind 
exogen vorgegeben. Dies stellt natürlich einen nicht un- 
erheblichen Nachteil dar (Ziffer 446). Unter Berücksich- 
tigung von Wachstums- und Wohlfahrtseffekten spricht 
vieles dafür, die Schließung oder Reduzierung einer 
Tragfahigkeitslücke nicht über die Erhöhung von Abga- 
bensätzen vorzunehmen. 

Offensichtlich gibt es unendlich viele Möglichkeiten, 
durch Wahl der Korrekturfaktoren ßf und ß^, eine nach- 
haltige Finanzpolitik sicherzustellen. Welcher Zeitpfad 
für die Korrekturmaßnahmen gewählt wird, hängt von 
intragenerativen und intergenerativen Verteilungsurtei- 
len ab. Um den Konsolidierungsbedarf möglichst allge- 
mein zu verdeutlichen, werden bei den Berechnungen 
von Tragfähigkeitslücken zur Vereinfachung nur zeit- 
konstante Korrekturfaktoren ßf = ß^ und ßf = ß^ für 
alle t betrachtet. Dann gibt (1 - ß^) ■ 100 den Prozent- 
satz an, um den die Ausgabenquote einheitlich in allen 
Perioden t = 0, ..., T reduziert werden müsste, um eine 
nachhaltige Finanzpolitik zu gewährleisten, und 
{ß^ - 1) ■ 100 den Prozentsatz, um den die Abgaben zu 
erhöhen wären. 

In der Gleichung (6) steht der Summenausdruck (ein- 
schließlich Vorzeichen) für den Barwert der Differenz 
von gegenwärtigen und zukünftigen staatlichen Ausga- 
ben (ohne Zinsausgaben) und Einnahmen bei Fortfüh- 
rung der aktuellen Politik. Übersteigen die Ausgaben 
die Einnahmen nach Barwerten, entspricht dieser Aus- 
druck einer impliziten Staatsschuld. Die Tragfahigkeits- 
lücke setzt sich dann aus der aktuellen, expliziten 
Schuldenstandsquote und einer impliziten Schulden- 
standsquote zusammen. Typisches Beispiel für eine 
implizite Staatsschuld sind die zukünftigen Verpflich- 
tungen, die aus den umlagefinanzierten Sozialversiche- 
rungssystemen resultieren. Eine Tragfähigkeitslücke 
kann allerdings auch dann auftreten, wenn der Barwert 
der staatlichen Einnahmen größer ist als der der Ausga- 
ben, was einem impliziten staatlichen Vermögen ent- 
spricht. Bei TL\ > 0 reicht diese implizite Vermögens- 
bildung allerdings nicht aus, um den existierenden 
Schuldenstand abzudecken. 

Zwischen expliziter und impliziter Staatsschuld existiert 
ein wesentlicher Unterschied. Die explizite Staatsschuld 
entspricht bei unendlicher Laufzeit der Staatsschuldtitel 
dem Barwert aller zukünftigen Zinsausgaben. Diese 
Zinsausgaben sind vertraglich fixiert; es handelt sich um 
verbriefte Forderungen der Zeichner von Staatsanleihen. 
Die impliziten Staatsschulden stellen hingegen unver- 
briefte Ansprüche dar; ihre Höhe kann einseitig durch 
gesetzgeberische Maßnahmen beeinflusst werden. Nur 
so ist der Übergang zu einer tragfähigen Finanzpolitik 
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möglich. Insofern ist der Begriff „implizite Staats- 
schuld“ mit angemessener Zurückhaltung zu interpretie- 
ren. 

Die bisherigen Ausführungen entsprechen den von 
Blanchard et al. (1990) oder Blanchard (1993) entwi- 
ckelten Nachhaltigkeitsindikatoren, die auch von der 
OECD (1998) und anderen Autoren, etwa Franco und 
Munzi (1997) übernommen wurden. Die von diesen Au- 
toren betrachteten Zeiträume belaufen sich dabei, anders 
als hier angenommen, auf fünf Jahre oder 30 bis 50 Jah- 
re. Fünf Jahre entsprechen dem Zeithorizont der mittel- 
fristigen Finanzplanung; 30 bis 50 Jahre werden übli- 
cherweise bei längerfristigen Berechnungen etwa zur 
Rentenversicherung oder zu Pensionsverpflichtungen 
zugrunde gelegt. Die Europäische Kommission (2003) 
geht demgegenüber bei ihren Berechnungen zur Tragfä- 
higkeitslücke wie hier unterstellt von einem unendlichen 
Zeitraum aus. 

Generationenspezifische Betrachtungsweis e^*) 

770 . Die demographische Entwicklung, ein entschei- 
dender Auslöser der Debatte über die Nachhaltigkeit der 
öffentlichen Finanzen, kommt in dem bislang beschrie- 
benen Ansatz nur indirekt zum Ausdruck, etwa in Form 
von Annahmen über die zukünftige Entwicklung be- 
stimmter altersspezifischer staatlicher Ausgaben oder in 
den unterstellten Wachstumsraten. In den folgenden 
Textziffem wird die bisherige Darstellung um eine gene- 
rationenspezifische Betrachtungsweise ergänzt. 


Mitglieder der Generation (t - a) entfallen. Wiederum 
gilt 

A A 

^ ■ s 

( 3=0 a=0 

wobei zur Vereinfachung angenommen wurde, dass sich 
auch tatsächlich sämtliche Ausgaben und Abgaben eines 
Jahres den jeweiligen Alterskohorten zurechnen lassen. 
Ansonsten ist zwischen zurechenbaren und nicht zure- 
chenbaren staatlichen Ausgaben und Einnahmen zu un- 
terscheiden. Im Detail verursacht dies erhebliche Ab- 
grenzungsprobleme, auf die in den Textziffern 775 ff. 
eingegangen wird. Hier geht es zunächst um konzeptio- 
nelle Überlegungen. 

Zur Illustration wird in der folgenden formalen Darstel- 
lung der Lebenszyklus jeder Generation in nur zwei Pha- 
sen unterteilt. In jeder Periode t leben dann nur zwei Ge- 
nerationen, eine ,junge“ (in der Periode t geborene) und 
eine „alte“ (in der Vorperiode t- \ geborene) Genera- 
tion. Dies vereinfacht die Darstellung erheblich. 

Die zurechenbaren staatlichen Ausgaben der Perio- 
de t, G„ werden dann aufgeteilt in Ausgaben G, , die 
auf die in dieser Periode lebenden „alten“ Mitglieder der 
Generation t - 1 entfallen, und Ausgaben G, , die auf die 
in dieser Periode lebende „junge“ Generation entfallen, 
also 

g, = g;-‘+g;. 

Analog gilt für die Abgabenseite 


Es bezeichne V, die Bevölkerungszahl in einer Periode t. 
Diese wird jetzt in Jahreskohorten aufgeteilt. Die maxi- 
male Lebensdauer eines Individuums betrage A Jahre, 
wobei in den späteren Berechnungen von ^ = 100 ausge- 
gangen wird. Mit a = 0, 1, ...,A gibt “ dann die An- 
zahl der in Periode t lebenden Personen des Geburtsjahr- 
gangs (t - a) an. Dabei steht a für die Zahl der Jahre, um 
die das Geburtsjahr zurückliegt. Es gilt dann 

fl =0 


Hochgestellte Indizes stehen für die Generation, tiefge- 
stellte Indizes für die betrachtete Periode. 

Alle in einer Periode {t - a) geborenen Personen be- 
zeichnet man als Generation {t - a). In jeder Periode t le- 
ben also bis zu 100 unterschiedliche Generationen. Die 
staatlichen Ausgaben und Einnahmen werden nun, so- 
fern möglich, den in einer Periode t lebenden Generatio- 
nen zugerechnet. G, “ (5, “) sind dann die staatlichen 
Ausgaben (Abgaben), die auf die in Periode t lebenden 


s,=s'fi+s:. 


Staatliche Ausgaben und Einnahmen werden jetzt nicht 
mehr, wie im OECD-Ansatz, auf das Bruttoinlands- 
produkt bezogen, sondern auf die Zahl der in einer Pe- 
riode lebenden Alterskohorten, denen sie zugerechnet 

werden können. Also geben etwa (g( / N‘) und 

(g,' ‘ / V' ‘ ) die Pro-Kopf- Ausgaben der Periode t an, 
jeweils bezogen auf die in dieser Periode lebende Mit- 
gliederzahl der Generationen t und t -1 Pro-Kopf-Grö- 
ßen werden im Folgenden mit Kleinbuchstaben bezeich- 
net. Also gilt 


g 


N‘ 


g 


t-\ 

l 


N'-' 


und analog 


5 


t 

t 



s 


t 


N‘- 


Siehe dazu etwa Auerbach, Gokhale und Kotlikoff (1991, 1994), 
Raffelhüschen (1999), Kotlikoff (2002). 


Ebenfalls zur Vereinfachung wird hier + j unterstellt, das 

heißt, die Mitglieder jeder Generation t sterben erst am Ende der Pe- 
riode ^ + 1 . 
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Als Generationenkonto (GK ‘ ) wird nun der Barwert der 
Netto-Abgabenbelastung einer Generation t bezeichnet, 
bestehend aus dem Barwert der Steuerbelastung abzüg- 
lich des Barwerts der zurechenbaren staatlichen Ausga- 
ben. ln Pro -Kopf-Form gilt demnach 


gk‘ =^=s:-g:+ '‘*^ 

N‘ l + r 


Für ein Mitglied der in der Ausgangsperiode 0 lebenden 
älteren Generation lautet das vollständige Generationen- 
konto eigentlich 


gr'=*:;-g:;+A^ 

l + r 


Da aber in der intertemporalen staatlichen Budgetglei- 
chung keine vor der Ausgangsperiode liegenden Zah- 
lungsströme erfasst werden, kann für die Generation 
t — l nur das unvollständige Generationenkonto 




•^0 .§^0 

l + r 


berücksichtigt werden. Natürlich ist ein Vergleich von 
unvollständigen mit vollständigen Generationenkonten 
wenig sinnvoll. 

Durch einfache Umformungen lassen sich jetzt die Glei- 
chungen (4) und (5) in eine generationenspezifische 
Darstellung unter Verwendung von Generationenkonten 
umformen. Dies soll hier nur für die Gleichung (5) illus- 
triert werden, weil die daraus resultierende Gleichung in 
verallgemeinerter Form den späteren Berechnungen zu- 
grunde liegt. 


Bei den folgenden Umformungen werden die folgenden 
Beziehungen verwendet: 


(i) 


-N‘ 

~N‘ 


= m 


für alle t; 


unterstellt wird also - hier wiederum ausschließlich zu 
Vereinfachungszwecken - eine konstante Zuwachs- 
rate der Bevölkerung, wobei m<Q zulässig ist. 


(ii) 


_ F, _ Fo(l + «y _ fl + «' 
N‘ N,{l + m)‘ ^\l + m^ 


wobei y, das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen 
angibt und die Zuwachsrate der Arbeitsproduk- 
tivität bezeichnet. 


Qf /~t o? /^t o/— 1 /^l — \ 

(iii) Pf=sf-gj=^ L = + ^ ^ 

F F F F F F 


_ 8, ^ s, 

y, y, y, 


1 


1 


1 + m 


8, 


l + m 

,<-i 5 


Fo 


s,-8,+ 


8t 


l + m l + m 




l + m 
1 + n 


wobei beim Übergang von der ersten zur zweiten 
Zeile mit N erweitert wurde. 


Gleichung (5) wird dann wie folgt umgeformt: 




Y+i 

/ 



(i+«y 

(i+,r 


1 

Fo 


i 


s,-8,+ 


l + m 


l + m 


(l -I- mj 

,0^ 


1 

Fo 


l + m l + m 

gkü (l + m) 


1 

1-l-r 


/=0 


t t 

. ^t+\ St+l 

(l + m^ 

‘ (l + r)(l + m) 

ll + '-J 


gk‘{l + m) ' 


= [(l + 'm)Fo V \ gko' +^8k‘ 


l + m 
1-l-r 


( 8 ) 


Ein Vergleich von (5) und (8) zeigt, dass bei der Ermitt- 
lung der intertemporalen staatlichen Budgetgleichung 
alternativ, aber äquivalent Primärüberschussquoten oder 
Generationenkonten verwendet werden können. 


Ganz analog verläuft dann auch die Ennittlung von 
möglichen Nachhaltigkeitslücken. So lassen sich die aus 
der Fortschreibung der aktuellen Finanzpolitik resultie- 
renden Generationenkonten gk^' und gk ermitteln. 
Eine Nachhaltigkeitslücke existiert in diesem Fall dann, 
wenn gilt: 


TLo = - [(l + m)yg ]^' ] gk^' +'^gk‘ 


l + m 
l + r 


• > 0 . (9) 


Wie zuvor muss eine Nachhaltigkeitslücke durch Anpas- 
sungen des Zeitpfads von staatlichen Ausgaben oder 
Einnahmen geschlossen werden. 

Was in dieser Textziffer für einen unendlichen Zeithori- 
zont gezeigt wurde, lässt sich mutatis mutandis auch auf 
endliche Zeiträume übertragen. Das ist aber verzichtbar, 
da in der empirischen Anwendung so große Zeiträume 
betrachtet werden (7=250), dass sie eine akzeptable 
Approximation für 7 — >• oj darstellen. 

Konzeptionelle Kritikpunkte 

771. Die absehbare demographische Entwicklung stellt 
die öffentlichen Flaushalte vor große Herausforderungen. 
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Dies gilt insbesondere für die umlagefinanzierten 
Sozialversicherungen. Zur Quantifizierung der langfris- 
tigen Effekte der Finanzpolitik und zur Beurteilung ihrer 
Durchführbarkeit wurde in der Literatur das Konzept der 
Tragfähigkeit entwickelt. Es präzisiert den in Arti- 
kel 121 EG- Vertrag verwendeten Begriff einer „auf 
Dauer tragbaren Finanzlage der öffentlichen Hand“. 
Eine Tragfähigkeitslücke vermittelt dann eine quantita- 
tive Vorstellung über den erforderlichen Konsolidie- 
rungsbedarf der öffentlichen Haushalte. Dazu wurden 
zwei in der Literatur verwendete Messkonzepte be- 
schrieben: der OECD-Ansatz und der generationenspezi- 
fische Ansatz. Die ausführliche analytische Darstellung 
hat gezeigt, dass beide Ansätze bei identischem 
- endlichen oder unendlichen - Zeithorizont und unter 
sonst vergleichbaren Annahmen zu denselben Ergebnis- 
sen im Hinblick auf die Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen kommen; beide Ansätze sind in dieser Hinsicht 
also grundsätzlich äquivalent. 

Tatsächlich ist der generationenspezifische Ansatz aber 
informativer und dem OECD-Ansatz insofern überlegen, 
als Letzterer eine aggregierte Version des Ersteren dar- 
stellt. Tragfähigkeitslücken sind zu großen Teilen auf die 
absehbare demographische Entwicklung zurückzufüh- 
ren. Gerade die altersspezifische Zurechnung zukünfti- 
ger staatlicher Ausgaben und Einnahmen verdeutlicht 
den Finanz- oder sozialpolitischen Handlungsbedarf. Die 
im OECD-Ansatz regelmäßig verwendeten aggregierten 
jährlichen Ausgaben- und Einnahmeströme überdecken 
demgegenüber ihre Demographieabhängigkeit. 

Zu Gunsten des OECD-Ansatzes wird in der Literatur 
gelegentlich auf die in den vorliegenden empirischen 
Studien regelmäßig unterstellten kürzeren Zeiträume 
von zwischen 30 und 50 Jahren verwiesen'^), während 
die in generationenspezifischen Tragfähigkeitsanalysen 
sehr viel längeren Zeithorizonte von bis zu 250 Jahren 
kritisch betrachtet werden. Ein Zeitraum von „etwa 
dreißig bis vierzig Jahren“ wird als „realistischer und 
politiknäher“ eingestuft, wohingegen ein Zeithorizont 
von 200 oder mehr Jahren „an das menschliche Vorstel- 
lungsvermögen ungewöhnliche Ansprüche“ stelle.’) Ein- 
mal abgesehen davon, dass kürzere Zeiträume bei einer 
Generationenbetrachtung schon konzeptionell wenig 
Sinn machen - allein drei Generationen (Großeltern, El- 
tern, Kinder) decken rund 150 Jahre ab -, spricht unter 
methodischen Gesichtspunkten vieles für die Berech- 
nung von Tragfähigkeitslücken unter der Annahme eines 
unendlichen Zeithorizonts. Wie Gleichung (4) verdeut- 
licht, müssen bei Betrachtung endlicher Zeiträume eini- 
germaßen willkürliche Annahmen über die am Ende des 
Betrachtungszeitraums verbleibende Staatsverschul- 
dung getroffen werden, die an die in der ferneren Zu- 
kunft lebenden Generationen weitergegeben werden 
soll. Wie Tabelle 76 illustriert, ist ein zeitkonstanter 
tragfähiger beziehungsweise nicht tragfähiger Primär- 


Siehe etwa Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen (2001) oder Kitterer (2002). 

Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 
( 2001 ). 


saldo sowohl von Annahmen über den betrachteten Zeit- 
raum als auch vom angestrebten Schuldenstand abhän- 
gig. Bei internationalen Tragfähigkeitsvergleichen ist 
die Vorgabe einheitlicher Schuldenstandsquoten am 
Ende des Betrachtungszeitraums aber kaum begründbar, 
wenn die Schuldenstandsquoten in der Ausgangssitua- 
tion völlig unterschiedlich sind. Auch der in einem Pro- 
tokoll zum EG-Vertrag genannte Referenzwert von 
60 vH für die Schuldenstandsquote stellt nur eine Ober- 
grenze dar, der überdies bislang keine große Bedeutung 
beigemessen wurde. Bei Zugrundelegung eines unendli- 
chen Zeithorizonts hängt die Höhe der Tragfähigkeitslü- 
cke hingegen ausschließlich von der aktuellen Schulden- 
standsquote, von der aktuellen Finanzpolitik und dem 
Zins- Wachstums-Differential ab. Auf diese Weise wird 
ein sinnvoller internationaler Vergleich möglich. Einem 
solchen Vorgehen liegt dann zwar die Annahme zu- 
grunde, dass die aktuelle Politik auf unendliche Zeit 
fortgesetzt wird; bei richtiger Interpretation ist diese An- 
nahme aber weniger problematisch, als sie auf den ersten 
Blick erscheinen mag. Sie stellt keine Prognose der zu 
erwartenden Finanzpolitik dar, sondern dient lediglich 
als kontrafaktische und einheitliche Messlatte zur Er- 
mittlung des unabweisbaren finanzpolitischen Hand- 
lungsbedarfs. 

772 . Der Ausweis von Tragfähigkeitslücken und ihrer 
Veränderung im Rahmen einer regelmäßigen Berichter- 
stattung liefert wertvolle Informationen für die Beurtei- 
lung und Ausgestaltung einer langfristig konzipierten Fi- 
nanzpolitik. Bei der Interpretation der Ergebnisse sollte 
allerdings stets auch die begrenzte Aussagekraft von 
Tragfähigkeitsindikatoren im Blick behalten werden. 

Der zentrale Einwand lautet sicherlich, dass Preisreakti- 
onen und Verhaltensanpassungen der privaten Wirt- 
schaftssubjekte in Tragfähigkeitsanalysen regelmäßig 
unberücksichtigt bleiben. Eine unmittelbare Konsequenz 
ist der schon zuvor erwähnte Sachverhalt, dass es dann 
gleichgültig ist, ob eine Tragfähigkeitslücke über die 
Anhebung von Steuern oder die Reduzierung staatlicher 
Ausgaben geschlossen wird. Tatsächlich besteht diese 
Äquivalenz natürlich nicht; vielmehr spricht alles dafür, 
erforderliche Konsolidierungsmaßnahmen über Ausga- 
benkürzungen oder den Abbau von Steuervergünstigun- 
gen durchzuführen. Demgegenüber ist die Erhöhung von 
Steuer- und Abgabensätzen unter Wohlfahrts- und 
Wachstumsaspekten skeptisch zu beurteilen, weil mit ih- 
nen überproportional wachsende Effizienzverluste ein- 
hergehen (JG 2002 Ziffer 379). Bei der Interpretation 
von Tragfähigkeitslücken und Maßnahmen zu ihrer Re- 
duzierung ist also Vorsicht angebracht. Sie indizieren 
zwar einen unabweisbaren finanzpolitischen Handlungs- 
bedarf; aus ihnen lassen sich aber keine ökonomisch be- 
gründeten Empfehlungen über die zur Schließung dieser 
Lücken angebrachten einnahme- oder ausgabenpoliti- 
schen Maßnahmen ableiten. Dazu wäre die Einbettung 
des generationenspezifischen Ansatzes in ein numeri- 
sches allgemeines Gleichgewichtsmodell mit überlap- 
penden Generationen erforderlich. Der Nachteil dieser 
Modellansätze besteht nun wiederum darin, dass sie in- 
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stitutionelle Details gegenwärtig nicht in der Tiefe und 
Detailliertheit erfassen können wie Tragfahigkeitsanaly- 
sen. Insofern besteht ein klarer Konflikt zwischen der 
Abbildung institutioneller Details auf der einen Seite 
und der Berücksichtigung von Preisanpassungen und 
Verhaltensreaktionen auf der anderen Seite. 

773 . Bei der Ermittlung von Tragfähigkeitslücken ist 
eine Reihe weiterer Einschränkungen zu beachten, die 
hier nur kurz problematisiert werden können.*) 

- Die Wahl des Ausgangsjahres hat einen nicht unbe- 
trächtlichen Einfluss auf die Höhe der Tragfähig- 
keitslücke, da das staatliche Budget dieser Periode 
Ausgangspunkt für die Fortschreibung staatlicher 
Einnahmen und Ausgaben ist. Der Primärsaldo des 
Basisjahres wird aber durch konjunkturelle und an- 
dere temporäre Effekte (etwa UMTS-Lizenzerlöse) 
verzerrt. Diesem Problem kann allerdings durch die 
Eliminierung von Einmaleffekten und die Zugrunde- 
legung konjunkturbereinigter öffentlicher Haushalte 
Rechnung getragen werden.^) 

- Von nicht minder großer Bedeutung für die Ergeb- 
nisse von Tragfähigkeitsanalysen sind Annahmen 
über den Diskontierungsfaktor beziehungsweise das 
Zins- Wachstums-Differential. Hier können über Sen- 
sitivitätsanalysen plausible Ober- und Untergrenzen 
für Tragfähigkeitslücken ermittelt werden. Im Übri- 
gen kommt es weniger auf die absolute Höhe der 
Tragfähigkeitslüeke an als auf ihre durch Politikmaß- 
nahmen hervorgerufene Veränderung. Entscheidend 
ist also, ob und in welchem (relativen) Ausmaß sich 
eine Tragfähigkeitslücke als Folge einer finanz- oder 
sozialpolitischen Reform verändert. Die Richtung der 
Veränderung sowie, in abgeschwächter Form, das re- 
lative Ausmaß der Veränderung sind aber vom Zins- 
Wachstums-Differential unabhängig. 

- Schließlich sind auch bei der Fortschreibung staatli- 
cher Einnahmen und Ausgaben in die ferne Zukunft 
bestimmte Annahmen erforderlich, die im nächsten 
Abschnitt im Einzelnen erläutert werden. 

774 . Von der bislang erwähnten Kritik an den 
Konzepten zur Ermittlung von Tragfähigkeitslücken zu 
unterscheiden ist die spezielle Kritik an dem in Ansätzen 
der Generationenbilanzierung gebräuchlichen Verfahren, 
die Tragfähigkeitslücke ausschließlich den zukünftigen 
Generationen zuzurechnen. Dies ist in der einschlägigen 
Literatur'^) zum Teil vehement kritisiert worden. Diese 
Kritik ist allerdings dann nicht weiter relevant, wenn 
Generationenkonten - wie hier - lediglich zur Ermitt- 
lung von Tragfähigkeitslücken verwendet werden. 


*)Siehe etwa Havemann (1994), Buiter (1995), Diamond (1996), Fehr 
und Kotlikoff (1997), Raffelhüschen und Risa (1997), Feist und 
Raffelhüschen (2000), Börstinghaus und Flirte (2001). 

Siehe etwa Deutsche Bundesbank (2001) oder ausführlicher Manzke 
( 2002 ). 

■“iSiehe exemplarisch Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministe- 
rium der Finanzen (2001). 


Datengrundlage und empirische Vorgehensweise 

775 . Die Berechnungen zur Tragfähigkeit der öffentli- 
chen Haushalte basieren vornehmlich auf Daten der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Grundlage 
für die Generationenbilanzen des Basisjahres 2002 bil- 
den die jeweiligen Konten der Einnahmen und Ausgaben 
des Staates, also der Gebietskörperschaften (Bund, Län- 
der und Gemeinden) einschließlich der Sozialversiche- 
rungen. Für die empirische Umsetzung ist neben den 
Basisdaten aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen sowohl eine Bevölkerungsprojektion als auch 
eine Zuordnung der einzelnen Aggregatspositionen zu 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen nach altersspezifi- 
schen Profilen erforderlich. Daher findet für die Einnah- 
men sowie für die Ausgaben des Staates eine Zurech- 
nung der jeweiligen Größen anhand alters- und 
geschlechtsspezifischer Ausgaben- und Einnahmeprofile 
statt, die aus verschiedenen statistischen Mikrodaten ge- 
wonnen werden. Zudem werden einige Ausgabenkatego- 
rien mit Hilfe finanzstatistischer Daten stärker nach ei- 
ner funktionalen Abgrenzung differenziert, als es allein 
mit Daten aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen möglich ist. Darüber hinaus sind für die unter- 
schiedliche Behandlung der ost- und westdeutschen Be- 
völkerung weitere Berechnungen unter Zuhilfenahme 
finanzstatistischer Daten notwendig, da innerhalb der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nicht in der 
notwendigen Tiefe zwischen alten und neuen Bundes- 
ländern unterschieden wird. Die daraus resultierenden 
Ost- West- Verteilungsschlüssel werden bei der Ermitt- 
lung der Generationenbilanzen dazu verwendet, die Ag- 
gregate der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
prozentual der Bevölkerung in den alten Bundesländern 
und derjenigen in den neuen Bundesländern zuzuweisen. 

776 . Die demographischen Annahmen beruhen auf den 
Ergebnissen der 10. koordinierten Bevölkerungsvoraus- 
berechnung des Statistischen Bundesamtes für die 
Jahre 2002 bis 2050 (Variante 5). In dieser Variante wird 
eine zusammengefasste Geburtenziffer von 1,4 bei linea- 
rer Ost- West Angleichung bis zum Jahr 2005 unterstellt, 
die Lebenserwartung der Männer (Frauen) steigt von 
75,1 (81,1) im Jahr 2001 auf81,l (86,6) im Jahr 2050. 
Hinsichtlich der Nettozuwanderung wird davon ausge- 
gangen, dass zwischen den Jahren 2002 und 2050 jähr- 
lich 200 000 Ausländer nach Deutschland übersiedeln. 
Der Wanderungsüberschuss der deutschen Staatsbürger 
hingegen sinkt schrittweise ab und erreicht im Jahr 2040 
das Nullniveau. Ab diesem Zeitpunkt bleibt der proji- 
zierte Wanderungssaldo bis zum Jahr 2050 konstant. In 
der vorliegenden Analyse wird angenommen, dass den 
Zuwanderern die Integration vollständig gelingt, das 
heißt, für sie werden die gleichen altersspezifischen 
Zahlungsprofile unterstellt wie für die westdeutsche Be- 
völkerung. 

Insgesamt werden 30 unterschiedliche Querschnittspro- 
file verwendet, von denen einige gesondert für Ost- und 
Westdeutschland vorliegen. Insbesondere sind dies die 
Profile für die Lohn- und Einkommensteuer, die Leis- 
tungen der Gesetzlichen Krankenversicherung sowie die 
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Leistungen der Gesetzlichen Rentenversicherung. Die 
Daten für die Ermittlung der Profile stammen im We- 
sentlichen aus der Einkommens- und Verbrauchsstich- 
probe (EVS) 1998. Da diese vom Statistischen Bundes- 
amt lediglich alle fünf Jahre durchgeführt wird, liegt 
eine Zeitverzögerung hinsichtlich der Entstehung und 
der Verwendung der Daten vor. Aus diesem Grund und 
da die EVS nicht für alle notwendigen Einnahme- und 
Ausgabenkategorien hinreichend Informationen liefert, 
werden zusätzlich auch aus anderen Quellen Daten zur 
Ermittlung von Querschnittsprofilen herangezogen. 

Generell gilt, dass für die Berechnung der jeweiligen 
Profile die erhobene Fallzahl eines jeden Jahrgangs und 
seine Zahlungen auf seine Kohortenstärke hochgerech- 
net werden müssen. Durch Division mit der Bevölke- 
rung des jeweiligen Jahrgangs werden anschließend al- 
tersspezifische Pro-Kopf-Größen bestimmt, welche im 
Querschnitt das gewünschte Zahlungsprofil bilden. Auf- 
grund von teilweise nicht hinreichend hohen Fallzahlen 
mussten die Profile partiell durch Schätzungen bezie- 
hungsweise Annahmen ergänzt werden. Dies gilt ins- 
besondere für die ältere Bevölkerung, da beispielsweise 
Daten für über 90-Jährige lückenhaft sind. Hier sind 
entsprechende Annahmen für die Bestimmung der rela- 
tiven finanzpolitischen Position dieser Bevölkerungs- 
gruppen erforderlich. Um statistische Ausreißer zu eli- 
minieren, werden die Profile unter Verwendung eines 
gleitenden Fünf-Jahres-Durchschnitts geglättet. In Fäl- 
len, in denen keine hinreichend hohen Fallzahlen für 
einzelne Geburtsjahrgänge vorliegen, wird das Daten- 
material stärker gruppiert, so dass der Stichprobenfehler 
minimiert wird. Für die Unterscheidung zwischen Ost- 
und Westdeutschland finden insgesamt 3 1 verschiedene 
Ost- West- Verteilungsschlüssel Anwendung. Die Berech- 
nung dieser Schlüssel erfolgt im Wesentlichen auf der 
Basis der Ergebnisse, die in der „Arbeits- und Sozial- 
statistik (Hauptergebnisse 2001)“ sowie verschiedenen 
Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes ent- 
halten sind. 

777 . Geleistete Vermögenseinkommen des Staates 
bleiben in der Berechnung der Generationenbilanz unbe- 
rücksichtigt, denn der Barwert aller künftig zu leisten- 
den Vermögenseinkommen entspricht exakt der explizit 
ausgewiesenen Staatsverschuldung. Da für die Berech- 
nung der Tragfähigkeifslücke die explizite Staatsver- 
schuldung bereits einbezogen ist, müssen die Zinsen auf 
die gegenwärtige Staatsschuld aus dem staatlichen Bud- 
get herausgerechnet werden. Grundlage zur Ermittlung 
der Tragfähigkeitslücke ist demnach das um die geleiste- 
ten Vermögenseinkommen bereinigte staatliche Konto, 
das mit dem primären Finanzierungssaldo abschließt. 
Demgegenüber sind die empfangenen Vermögensein- 
kommen im staatlichen Konto voll zu berücksichtigen, 
da sie Zinszahlungen auf das staatliche Vermögen reprä- 
sentieren. 

Nicht einbezogen werden die Zusatzversorgungssysteme 
des öffentlichen Dienstes, da diese seit Anwendung des 
ESVG 95 nicht mehr dem Staatssektor zugerechnet wer- 


den. Dies ist insofern nicht unproblematisch, als das 
System seit Anfang dieses Jahres nur fiktiv von einem 
umlagefinanzierten auf ein kapitalgedecktes Verfahren 
umgestellt worden ist. 

778 . Für die Berechnungen werden die Staatskonten 
für das Basisjahr 2002 sowie die Schätzung des Staats- 
kontos für das Jahr 2003 verwendet. Allerdings lassen 
sich nicht alle Posten der Budgets altersspezifisch zu- 
rechnen. Vielmehr gibt es Aggregate, welche die ge- 
samte Bevölkerung und alle Altersstufen gleichmäßig 
belasten beziehungsweise von denen alle gleichermaßen 
Nutzen ziehen. Diese Positionen werden mit einem ein- 
heitlichen Querschnittsprofil verteilt. Analog zur ein- 
heitlichen Pro-Kopf-Zurechnung bei den nicht altersspe- 
zifisch vorliegenden Querschnittsprofilen werden diese 
Positionen auch bei der Ost- West-Aufteilung gemäß der 
Bevölkerung im neuen und alten Bundesgebiet auf- 
geteilt. Eine Ausnahme bildet lediglich die Position 
Sonstige Bauinvestitionen, für die aufgrund der höheren 
Bautätigkeit in Ostdeutschland ein spezifischer Ost- 
West- Verteilungsschlüssel ermittelt wird. 

779 . Bei den altersspezifisch zurechenbaren Positionen 
gehen auf der Ausgabenseite zunächst die Arbeitneh- 
merentgelte, die der Staat an seine Bediensteten in den 
Bereichen schulische Bildung und Universitäten zahlt, in 
das Staatskonto ein. Diese werden dafür - mit Hilfe von 
Daten der Finanzstatistik in funktionaler Abgrenzung - 
von den gesamten Arbeitnehmerentgelten separiert. Zur 
Bestimmung des Profils für den Bereich der schulischen 
Bildung werden die Schülerzahlen aus den „Grund- und 
Sfrukturdaten 2001“ des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Forschung herangezogen. Das zu den Arbeit- 
nehmerentgelten im Bereich Universitäten gehörende 
Querschnittsprofil wird hingegen aus Daten der Einkom- 
mens- und Verbrauchsstichprobe gewonnen. Für beide 
Bildungsbereiche liegen spezifische Ost- West- Vertei- 
lungsschlüssel vor, welche auf Grundlage des Bundesfi- 
nanzberichts der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung und Forschungsförderung berechnet 
werden. 

780 . Den größten Ausgabenblock des Staates bilden 
die geleisteten Transfers. Sie setzen sich im Wesent- 
lichen aus den monetären Sozialleistungen und den 
sozialen Sachleistungen zusammen. Im Rahmen der mo- 
netären Sozialleistungen werden auch intrastaatliche 
Transfers gesondert aufgeschlüsselt. Dies gilt insbeson- 
dere für die Zahlungen der Rentenversicherungsträger 
an die Gesetzliche Krankenversicherung und die Soziale 
Pflegeversicherung. Hier wird nach Maßgabe der 
Arbeits- und Sozialstatistik ein entsprechender Vertei- 
lungsschlüssel generiert, so dass die entsprechenden Fi- 
nanzströme der einzelnen Sozialversicherungszweige 
abgebildet sind. Gleiches gilt für die Zahlungen der 
Arbeitslosenversicherung an die anderen gesetzlichen 
Sozialversicherungen. Diese zusätzliche Aufteilung er- 
laubt eine genauere altersspezifische Zuordnung der in- 
trastaatlichen Zahlungsströme. 
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781 . Die monetären Sozialleistungen des Staates um- 
fassen sowohl die Leistungen der Gebietskörpersehaften 
als auch die der Sozialversieherungen. Zu der ersten 
Gruppe gehören unter anderem Posten wie das gesetzli- 
che Kinder- und Erziehungsgeld, die Beamtenpensionen 
sowie die Geldleistungen der Sozialhilfe und der Ar- 
beitslosenhilfe. Für alle im Budget gesondert ausgewie- 
senen Ausgaben der Gebietskörperschaften liegen - mit 
Ausnahme der übrigen Leistungen in den neuen Bundes- 
ländern sowie der sonstigen monetären Sozialleistungen, 
die mit einem einheitlichen Zahlungsprofil verteilt 
werden - jeweils eigene aus der Einkommens- und Ver- 
brauehsstichprobe berechnete Quersehnittsprofile sowie 
aus der Arbeits- und Sozialstatistik gewonnene Ost- 
West- Verteilungssehlüssel vor. Die Ost- West-Auftei- 
lung der übrigen monetären Sozialleistungen erfolgt 
nach dem Bevölkerungsanteil in den neuen und alten 
Bundesländern. Die Position übrige Leistungen in den 
neuen Bundesländern wird hingegen zu 1 00 vH den Bür- 
gern dieser Länder zugerechnet. Zur zweiten Gruppe ge- 
hören die Leistungen der Renten-, Kranken-, Pflege- und 
Arbeitslosenversicherung sowie sonstige monetäre So- 
zialleistungen. Für die Arbeitslosenversieherung ist wie- 
derum auf Basis der Einkommens- und Verbrauehsstich- 
probe ein Profil ermittelt worden, wohingegen zur 
Berechnung des Rentenleistungsprofils die jeweils für 
das Basisjahr aktuelle Statistik des Verbands Deutscher 
Rentenversieherungsträger, für die monetären Leistun- 
gen der Gesetzliehen Krankenversieherung Daten des 
Risikostrukturausgleichs 2000 sowie für die Pflegeversi- 
cherung Daten des Verbands der privaten Krankenversi- 
cherung aus dem Jahr 2000 herangezogen werden. Letz- 
teres impliziert die Annahme, dass für die Versicherten 
der Sozialen Pflegeversicherung dieselben Zahlungs- 
ströme gelten wie für Versicherte in der privaten Pflege- 
versicherung. Dabei liegen jeweils gesonderte Profile für 
Ost- und Westdeutschland bei den Leistungen der Kran- 
ken- und Rentenversicherung vor. Bei der Ost-West- 
Aufteilung der Aggregate Gesetzliche Rentenversiche- 
rung, Gesetzliche Krankenversicherung und Soziale 
Pflegeversicherung sind entsprechende Schlüssel auf 
Basis der Arbeits- und Sozialstatistik bestimmt worden. 
Die sonstigen monetären Sozialleistungen, die größten- 
teils aus den Leistungen der gesetzlichen Unfallversi- 
cherung bestehen, werden nach der Bevölkerung den 
neuen und alten Bundesländern und alterspezifisch 
gleichmäßig den über 18-Jährigen zugerechnet. 

782 . Die sozialen Sachleistungen umfassen insbeson- 
dere die Sachleistungen der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung, für die, wie schon bei den monetären 
Leistungen der Gesetzlichen Krankenversicherung, je- 
weils altersspezifische Zahlungsprofile für Ost- und 
Westdeutschland aus Daten des Risikostrukturausgleichs 
aus dem Jahr 2000 berechnet und entsprechend einer 
Prognose hinsichtlich der medizintechnisch bedingten 
Kostendynamik fortgeschrieben werden. Dabei wird die 
Position übrige soziale Sachleistungen weiter differen- 
ziert, da hier neben Rehabilitationsmaßnahmen der Ge- 
setzlichen Rentenversicherung auch Leistungen der 
Gesetzlichen Krankenversicherung (zum Beispiel Zahn- 


ersatz) enthalten sind. Die Position Unterbringung in 
Heimen wird der Pflegeversicherung zugerechnet. Die 
Sachleistungen der Gebietskörperschaften enthält die 
Sozialhilfe in besonderen Lebenslagen sowie übrige so- 
ziale Sachleistungen. Für beide Positionen wird das So- 
zialhilfeprofil verwendet. Die Ost- West-Aufteilung aller 
sozialen Sachleistungen erfolgt analog zu der Aufteilung 
der monetären Sozialleistungen. 

Für die sonstigen Transfers an die Postunterstützungs- 
kassen wird das Zahlungsprofil der Beamtenpensionen 
unterstellt. Die Position Vermögenstransfers umfasst un- 
ter anderem Wohnungsbauprämien und Eigenheimzula- 
gen, weswegen sie altersspezifisch gleichmäßig über die 
erwerbstätige Bevölkerung verteilt wird. Die gesamten 
Vermögenstransfers verteilen sich annähernd nach der 
Bevölkerung auf Ost- und Westdeutschland. Für die al- 
tersspezifisch zurechenbaren Bruttoinvestitionen im 
schulischen und universitären Bildungsbereich werden 
die gleichen Zahlungsprofile und Ost- West- Verteilungs- 
schlüssel unterstellt wie bei den entsprechenden Arbeit- 
nehmerentgelten. 

783 . Die altersspezifisch zurechenbaren Einnahmen 
des Staates setzen sich innerhalb der Oberkategorie Emp- 
fangene Transfers aus Steuern, Sozialbeiträgen und Ver- 
mögenstransfers zusammen. Die Ost- West-Aufteilung 
der direkten Steuern erfolgt mit Ausnahme des Zinsab- 
schlags und der sonstigen direkten Steuern über Schlüs- 
sel, die aus dem kassenmäßigen Steueraufkommen abge- 
leitet sind. Die sonstigen direkten Steuern werden mit 
Hilfe des Schlüssels für die veranlagte Einkommensteuer 
aufgeteilt. Aufgrund von Inzidenzüberlegungen wird der 
Zinsabschlag nicht nach einem spezifischen Ost- West- 
Schlüssel, sondern über die Bevölkerung verteilt. Der 
Zinsabschlag wird hauptsächlich in den alten Bundeslän- 
dern kassenwirksam. Entsprechend würde sich aus den 
finanzstatistischen Daten ein Ost- West- Verteilungs- 
schlüssel von etwa 2,4 vH zu 97,6 vH ergeben. Da es 
aber für die Generationenbilanz nicht von Bedeutung ist, 
wo die Steuer bezahlt wird, sondern wem sie zuzu- 
rechnen ist, hierzu allerdings keine verlässlichen Daten 
vorliegen, scheint eine Approximation gemäß der Bevöl- 
kerungsanteile gerechtfertigt. Für die direkten Steuern 
liegen in der Regel entsprechende altersspezifische 
Quersehnittsprofile auf Basis der Einkommens- und Ver- 
brauchsstichprobe vor. Ausnahmen bilden die Profile für 
die Lohn- und Einkommensteuern, welche aufgrund 
steuerrechtlicher Änderungen aus einem Mikrosimula- 
tionsmodell gewonnen werden. Diese Profile liegen für 
das Basisjahr 2002 sowie für Ost- und Westdeutschland 
gesondert vor, um die Wirkungen der Steuerreform kor- 
rekt zu erfassen. 

Das Aufkommen aus nicht veranlagten Steuern vom Er- 
trag sowie dem Zinsabschlag wird annahmegemäß zu 
75 vH den Einkommensteuern und zu 25 vH den Kapi- 
talsteuern zugerechnet und mit den entsprechenden Pro- 
filen verteilt. Die sonstigen direkten Steuern werden 
gleichmäßig den über 18-Jährigen zugerechnet. Auch 
die altersspezifischen Zahlungsprofile der indirekten 
Steuern werden auf Grundlage der Einkommens- und 
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Verbrauchsstichprobe ermittelt. Allerdings können die 
Profile für die indirekten Steuern im Gegensatz zu den 
anderen Zahlungsprofilen nicht direkt, sondern nur indi- 
rekt über die Angaben in den für die einzelnen Steuerar- 
ten relevanten Ausgabenkategorien der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe berechnet werden. Einzelne 
Querschnittsprofile liegen für die Umsatz-, Strom-, Mi- 
neralöl- und die Versicherungssteuer sowie für die 
Grundsteuern vor. Für die sonstigen Verbrauchsteuem 
wird das Umsatzsteuerprofil unterstellt, die Gewerbe- 
steuer wird mit dem Kapitalsteuerprofil zugerechnet und 
die Tabaksteuer analog zu den sonstigen direkten Steu- 
ern gleichmäßig auf die über 18-Jährigen verteilt. Die 
Ost- West-Aufteilung der indirekten Steuern erfolgt an- 
hand des kassenmäßigen Aufkommens dieser Sfeuern. 
Ausnahmen bilden dabei die Tabak-, Versicherungs- und 
die sonstigen Verbrauchsteuem, für die der Umsatzsteu- 
erschlüssel Anwendung findet. 

784 . Unter den Sozialbeiträgen bilden die Sozialbei- 
träge der privaten Haushalte zu den Sozialversichemn- 
gen den größten Anteil, wobei sowohl bei der Profilzu- 
weisung als auch bei der Zuordnung der geeigneten Ost- 
West- Verteilungsschlüssel wiederum den Transfers zwi- 
schen den Sozialversicherangszweigen Rechnung ge- 
tragen wird. Dabei werden die bereits auf der Aus- 
gabenseite der Staatskonten gebuchten Beiträge der 
Arbeitslosenhilfe und der Arbeitslosenversicherung zur 
Gesetzlichen Rentenversicherung, Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung und Sozialen Pflegeversichemng als 
deren Einnahmen gegengerechnet. Entsprechend werden 
auch der Ost- West- Verteilungsschlüssel sowie das 
Zahlungsprofil des Arbeitslosengelds und der Arbeitslo- 
senhilfeleistungen angewendet. Ebenso werden die 
Beiträge der Gesetzlichen Rentenversicherang zur Ge- 
setzlichen Krankenversicherang und zur Sozialen Pfle- 
geversicherung als deren Einnahmen gegengerechnet 
und mit dem entsprechenden Ost- West- Verteilungs- 
schlüssel und Querschnittsprofil der Rentenleistungen 
verteilt. Um zusätzlich noch die Beitragszahlung der 
Rentenversicherten approximativ zu erfassen, werden 
die „Arbeitgeberanteile“ der Gesetzlichen Rentenversi- 
chemng verdoppelt. Die restlichen Einnahmen der So- 
zialversicherangen entsprechen den Beitragszahlungen 
der Erwerbstätigen. Mit Ausnahme der Pflegeversiche- 
rangsbeiträge, die analog zu den Krankenversicherangs- 
beiträgen verteilt werden, werden jeweils ein spezifi- 
sches aus der Einkommens- und Verbrauchsstiehprobe 
abgeleitetes Profil und ein entsprechender Ost-West- 
Verteilungsschlüssel aus der Arbeits- und Sozialstatis- 
tik berechnet. Da die Einkommens- und Ver- 
brauchsstichprobe nur die gesamten Beitragszahler zur 
Gesetzliehen Krankenversicherung erfasst, müssen zur 
Generierang des Krankenversicherungsbeitragsprofils 
der Erwerbstätigen die entsprechenden Gesamtbeiträge 
um die Beiträge der Rentner und der Arbeitslosen berei- 
nigt werden. Unter die sonstigen Sozialbeiträge fallen 
hauptsächlich die Beiträge der Unternehmen zur gesetz- 
lichen Unfallversichemng. Diese werden daher mit ei- 
nem für alle Beitragszahler identischen altersspezifi- 
schen Querschnittsprofil verteilt. Für die Ost-West- 


Zurechnung der sonstigen Sozialbeiträge wird der 
Sehlüssel der Krankenversichemngsbeiträge herangezo- 
gen. 

Einen wesentlichen Budgetposten des Staates machen 
auch die unterstellten Sozialbeiträge von privaten Haus- 
halten aus. Hierbei handelt es sich um die zu bilanziellen 
Zwecken in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun- 
gen unterstellten Beiträge der Beamten zur Alterssiche- 
rung. Für diese Beiträge wird ein altersspezifisches 
Querschnittsprofil gemäß den Beitragszahlungen der Er- 
werbstätigen zu den Rentenkassen unterstellt. Die Ost- 
West-Aufteilung erfolgt gemäß der Anzahl der Beamten 
in Ost- und Westdeutschland. Auch für die unterstellten 
Sozialbeiträge von der übrigen Welt wird das Rentenbei- 
tragsprofil verwendet. Als Ost- West- Verteilungsschlüs- 
sel dient die Bevölkerung. 

785 . Die altersspezifisch zurechenbaren Einnahmen in 
der Budgetposition Vermögenstransfers werden nach der 
Bevölkerung auf Ost- und Westdeutschland aufgeteilt. 
Für die Vermögenstransfers von Kapitalgesellschaften 
wird die Inzidenzannahme getroffen, dass diese von de- 
ren Anteilseignern geleistet werden, hier findet deshalb 
das Kapitalsteuerprofil Verwendung. Das Profil für die 
Vermögenstransfers der privaten Haushalte sieht eine 
uniforme Verteilung auf alle über 18-Jährigen vor. 

786 . Grundlage der Ergebnisse des Status-quo-Szena- 
rios des Basisjahres 2002 bildet das Staatskonto 
(Tabelle 33, Seite 168). Für den Status quo ist dabei die 
Gesetzeslage beziehungsweise der gesetzgeberische 
Wille der Regierung im Basisjahr maßgeblieh, das heißt, 
alle budgetären Auswirkungen von bereits beschlosse- 
nen Maßnahmen sind zu berücksichtigen. Für den Status 
quo ergeben sieh daraus folgende Konsequenzen: 

- Zum einen muss auf der Einnahmeseite die Einfüh- 
rung der letzten Stufe der ökologisehen Steuerreform 
zum 1. Januar 2003 bei der Fortschreibung der ska- 
lierten Profile der Strom- und der Mineralölsteuer be- 
rücksichtigt werden. Die Stufen umfassen auf Basis 
der aktuellen bis zum Jahr 2007 vorliegenden mittel- 
fristigen Schätzungen des „Arbeitskreis Steuerschät- 
zungen“ die Erhöhungen der Mineralölsteuer und der 
Stromsteuer. Ebenfalls einnahmewirksam wird die 
Erhöhung der Beitragssätze zur Gesetzliehen Renten- 
versicherung auf 19,5 vH ab dem Jahr 2003 gebucht. 
Die Beitragseinnahmen der Gesetzliehen Rentenver- 
sicherung werden also ausgehend von dem Niveau 
des Jahres 2003 in die Zukunft projiziert. 

- Zum anderen ist auf der Ausgabenseite berücksich- 
tigt, dass die Zahlungen des Staates an die Kriegsop- 
fer langfristig auslaufen werden. Daher wird die 
Kriegsopferversorgung nur bis zum Jahr 2020 einbe- 
zogen. Diese Ausgabenposition wird daher annahme- 
gemäß vom Wert des Jahres 2002 über die nächsten 
1 8 Jahre linear vermindert. 

787 . Die Auswirkungen der Steuerreform 2000 sowie 
das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 und die re- 
levanten Regelungen des Steuerbereinigungsgesetzes 
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1999 werden in der Status-quo-Analyse eingearbeitet. 
Im Mittelpunkt der Steuerreform 2000 standen Steuer- 
erleichterungen für Haushalte und Unternehmen. Alle 
kassenwirksamen Veränderungen in der Besteuerung 
der privaten Haushalte werden in der Berechnung des 
Status quo berücksichtigt. Dafür werden die aus einem 
Mikrosimulationsmodell abgeleiteten Ergebnisse ge- 
nutzt und die steuerreforminduzierten Veränderungen 
der altersspezifischen Steuerzahlungen aller inländi- 
schen Personen auf die skalierten Basisjahrprofile ange- 
passt. 

Einen wesentlichen Einfluss auf die Generationenbilan- 
zen des Basisjahres 2002 hat auch die Umsetzung der 
Rentenreform. Im Einzelnen sind dies die Wirkungen 
des Altersvermögensgesetzes und des Altersvermögens- 
ergänzungsgesetzes. Alle Auswirkungen dieser Renten- 
reform sind in der Berechnung des Status quo dadurch 
erfasst, dass die von der Reform betroffenen altersspezi- 
fischen Zahlungsprofile entsprechend angepasst werden. 
Auf der Ausgabenseite sinken die Rentenleistungspro- 
file gemäß den gesetzlichen Vorgaben. Auf der Einnah- 
meseite sind die steuerlich wirksamen Komponenten der 
Rentenreform, also die Abzugsfähigkeit der Vorsor- 
geaufwendungen von der Einkommensteuer und die 
nachgelagerte Besteuerung dieser privaten Renten, zu 
berücksichtigen. Dafür werden die altersspezifischen 
Steuerlastprofile durch verhaltensspezifische Skalie- 
rungsparameter angepasst, die aus einem Mikrosimulati- 
onsmodell stammen und die Implikationen des Alters- 
vermögensgesetzes bis zum Jahr 2040 erfassen. 

Weiterhin wird bei allen Szenarien davon ausgegangen, 
dass die ostdeutsche Bevölkerung bis zum Jahr 2040 die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der westdeutschen 
Bevölkerung vollständig erreicht. Dies reflektiert den 
Aufholprozess Ostdeutschlands an das Niveau West- 
deutschlands. 

Zusammenfassung 

788 . Das vom Sachverständigenrat verwendete Kon- 
zept zur Ermittlung der Tragfähigkeit der Finanzpolitik 
beruht auf einer breit gefächerten Datenbasis. Rund 
70 vH der gesamten Ausgaben und etwa 92 vH der Ein- 
nahmen des Staates werden altersspezifisch den jeweili- 
gen Generationen zugeordnet. Hierdurch lässt sich die 
implizite Staatsschuld sehr genau beziffern. Für 
Deutschland ergibt sich im Jahr 2002 eine erhebliche 
Tragfähigkeitslücke, die die Schuldenstandsquote um 
ein Mehrfaches übersteigt. Unter Zugrundelegung einer 
jährlichen Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts von 
1,5 vH und eines Marktzinses von 3 % beläuft sich die 
Tragfähigkeitslücke für das Basisjahr 2002 auf etwa 
330 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandspro- 
dukt. Berücksichtigt man, dass die explizite Staatsver- 
schuldung im Jahr 2002 bei 60,8 vH gelegen hat, so ver- 
bleiben implizite, nicht verbriefte Staatsschulden in 
Höhe von etwa 270 vH. Diese resultieren im Wesentli- 
chen aus den Ansprüchen an die umlagefinanzierten So- 
zialversicherungssysteme einschließlich der Pensionsan- 
sprüche und der nicht durch Ausgabenkürzungen 


gedeckten Einnahmeausfälle der in den letzten Jahren 
implementierten Steuerreformen. Zum Schließen der 
Tragfähigkeitslücke sind entweder eine deutliche Sen- 
kung der staatliche Ausgaben oder aber eine massive Er- 
höhung der Abgaben erforderlich. Angesichts der bereits 
sehr hohen Abgabenquote in Deutschland sollte die Poli- 
tik jedoch den Weg der Ausgabensenkung bevorzugen, 
damit die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen auch 
für die künftigen Generationen sichergestellt ist. 
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III. Finanzpolitik in der 

Europäischen Währungsunion 

789 . Die Europäische Währungsunion hat die Bedin- 
gungen, unter denen die nationale Finanzpolitik operiert, 
in bedeutsamer Weise verändert. Zum einen entfällt mit 
der einheitlichen Geldpolitik der Zins als ein Instrument 
der nationalen Stabilisierungspolitik, so dass die Finanz- 
politik an relativer Wichtigkeit gewonnen hat. Zum an- 
deren wird die mittelfristige bis langfristige Ausrichtung 
der Finanzpolitik insoweit stärker zu einer Angelegen- 
heit des supranationalen Interesses, als eine solide Struk- 
tur der öffentlichen Haushalte eine notwendige Bedin- 
gung für den dauerhaften Erfolg der gemeinsamen 
Währung darstellt. Eetzteres ist nicht nur im engeren 
Sinn einer Konfliktvermeidung zwischen nationalen Fi- 
nanzpolitiken und vergemeinschafteter Geldpolitik zu 
sehen, sondern auch weiter gefasst als Ausdruck der Er- 
kenntnis, dass die Finanzpolitik die langfristigen Wachs- 
tumsperspektiven im gemeinsamen Währungsgebiet 
maßgeblich beeinflusst. 

Die gegenwärtige Diskussion um die Anwendung des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts, mit dem diese Ziele 
auf europäischer Ebene realisiert werden sollen, hat ihre 
Ursachen nicht in einer mangelnden Übereinstimmung 
in dem langfristigen Ziel einer Sicherung der Tragfähig- 
keit der nationalen Finanzpolitiken. Die Schwierigkeiten 
in der Anwendung des Pakts bestehen vielmehr darin, 
dass durch ihn ebenfalls Bedingungen an die kurzfristige 
Budgetpolitik formuliert werden, die unter Umständen 
mit anderen kurzfristigen finanzpolitischen Zielen, hier 
vor allem der Konjunkturstabilisierung, in Konflikt gera- 
ten können. Dieses mögliche Spannungsverhältnis wird 
nicht zuletzt vor dem Hintergrund der hartnäckigen kon- 
junkturellen Schwächephase der vergangenen Jahre in 
der öffentlichen Diskussion verstärkt als tatsächliches 
Problem des Pakts wahrgenommen. Die in diesem Zu- 
sammenhang geübte Kritik geht einher mit einer Revita- 
lisierung der diskretionären Finanzpolitik insbesondere 
in den großen Ländern des Euro-Raums, darüber hinaus 
aber auch in den Vereinigten Staaten und - bereits seit 
geraumer Zeit - in Japan. 

790 . Vor diesem Hintergrund werden nach einer kurzen 
deskriptiven Analyse der Entwicklung schuldenrelevan- 
ter Indikatoren in den Ländern des Euro-Raums seit 
Mitte der neunziger Jahre detailliert kurzfristige Aspekte 
der Finanzpolitik untersucht. In einem ersten Schritt 
wird die Reaktion der öffentlichen Haushalte auf kon- 
junkturelle Schwankungen im Zeitablauf näher beleuch- 
tet. Dabei wird der Frage nachgegangen, ob die mit dem 
Maastricht- Vertrag verbundenen institutioneilen Verän- 
derungen in den betroffenen Ländern zu einer Ein- 
schränkung der konjunkturellen Reagibilität der nationa- 
len Haushalte geführt haben. Dies ließe sich als ein 
Hinweis auf eine verringerte Glättungskapazität der au- 
tomatischen Stabilisatoren interpretieren. Des Weiteren 
interessiert aber auch, ob seit Beginn der neunziger 
Jahre eine Veränderung in den diskretionären finanzpoli- 
tischen Reaktionsmustern beobachtet werden kann. 
Diese Frage wird anhand der Auswirkungen konjunktu- 


reller Schwankungen auf die konjunkturbereinigten 
Budgets untersucht. Beide Probleme sind nicht unabhän- 
gig voneinander zu sehen, weil sie die Interaktion der- 
selben Variablen betreffen, werden hier jedoch - der Li- 
teratur folgend - separat diskutiert. 

Die beiden vorgenannten Fragestellungen stellen die Re- 
aktion der Finanzpolitik auf Veränderungen der gesamt- 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in den Mittel- 
punkt. Die umgekehrte Fragestellung nach den Effekten 
der Finanzpolitik auf die Konjunktur ist jedoch ebenfalls 
bedeutsam. Deshalb werden die Ergebnisse aktueller 
empirischer Studien zu den Wirkungen einer diskretio- 
nären Finanzpolitik diskutiert. Im Anschluss daran wird 
die Frage der nicht-keynesianischen Effekte der Finanz- 
politik anhand einer Analyse der Konsolidierungserfah- 
rungen in den Ländern der Europäischen Währungsu- 
nion untersucht. 

Neben diesen kurzfristigen Wirkungen der Finanzpolitik 
auf die Konjunktur sind auch ihre langfristigen Wirkun- 
gen von Interesse. In einem abschließenden Abschnitt 
wird daher der Zusammenhang zwischen Wirtschafts- 
wachstum und Finanzpolitik empirisch untersucht. 

791 . Für die empirischen Analysen dienen Daten der 
Europäischen Kommission über die Länder der Europäi- 
schen Währungsunion als Grundlage.') Der maximale 
Betrachtungszeitraum umfasst die Jahre 1970 bis 2002; 
verwendet werden Jahresdaten, da für die Konten der öf- 
fentlichen Haushalte keine detaillierten unterjährigen 
Angaben veröffentlicht werden. Angaben zu den Out- 
put-Lücken werden von der Europäischen Kommission 
über zwei Verfahren berechnet, eine HP-Filtermethode 
sowie einen Produktionsfunktionsansatz (Europäische 
Kommission, 2002). Hier werden lediglich die auf der 
Produktionsfunktionsmethode basierenden Output-Lü- 
cken verwendet. Die konjunkturbereinigten Budgetposi- 
tionen sind über die entsprechenden Elastizitäten ermit- 
telt, wobei Letztere von der OECD berechnet wurden 
(van den Noord, 2000).^) 

Die Entwicklung schuldenrelevanter Indikatoren in 
der Europäischen Währungsunion 

792 . Einer ganzen Reihe von Ländern der Europäischen 
Währungsunion (EWU) ist es seit Mitte der neunziger Jahre 
gelungen, ihre Defizitquoten und Schuldenstandsquoten 
merklich zurückzuführen (Schaubild 77, Seite 438). Diese 


Verwendet werden Angaben der AMECO-Datenbank sowie Daten 
aus den Staatskonten der Mitgliedsländer der Europäischen Union 
(General Government Data). Beide Quellen sind unter http://euro- 
pa.eu.int/comm/economy_finance/index_en.htm zugänglich. Den 
Untersuchungen liegen die Daten zum Zeitpunkt der Frühjahrsschät- 
zung der Europäischen Kommission zugrunde. Luxemburg wird in 
den vorliegenden Analysen aufgrund seiner Besonderheiten und der 
damit einhergehenden geringen Vergleichbarkeit zu den übrigen 
Ländern des Euro-Raums nicht berücksichtigt. 

2) Die Europäische Kommission selbst verwendet bei der Berechnung 
der konjunkturbereinigten Defizite ebenfalls die OECD-Elastizitäten 
(Europäische Kommission, 2002). Sie veröffentlicht jedoch keine 
Angaben zu zyklisch bereinigten Teilkomponenten des Budgets, mit 
Ausnahme der Gesamteinnahmen und der Gesamtausgaben. 
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Schaubild 77 


Veränderung der Quoten des Finanzierungssaldos 
und der Schuldenstandsquoten in den Ländern 
des Euro-Raums zwischen 1995 und 2002^) 

I I Quote des Finanzierungssaldos^* 
Schuldenstandsquote^) 

Prozentpunkte Prozentpunkte 

20 I 1 20 


den Primärsaldo auch beeinflusst durch die Entwicklung 
der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Vor 
diesem Hintergrund ist es von Interesse, den konjunktu- 
rellen Effekt auf die beobachtbare Dynamik der Schul- 
denstandsquote zu isolieren. Ausgangspunkt hierfür ist 
die Bewegungsgleichung für die Schuldenstandsquote 
b\ + [ am Ende der Periode t. Diese verändert sich in 
Abhängigkeit von der Primärsaldenquote p\ , dem 
durchschnittlichen Zinssatz auf die Staatsschulden r, so- 
wie der Veränderungsrate des nominalen Bruttoinlands- 
produkts n,\ 



-50 


-50 


BE DE Fl FR GR IE IT NL AT PT ES 


1) Ohne Luxemburg: betrachtete Länder: Belgien {BE}, Deutschland 
(DE), Finnland (Fl), Frankreich (FR), Griechenland (GR), Irland (IE), 
Italien (IT), Niederlande (NL), Österreich (AT), Portugal (PT), Spanien 
(ES).- 2) Finanzierungssaldo/Schuldenstand des Staates in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. Jeweiliger Wert des Jahres 
2002 abzüglich dem des Jahres 1995. 


Quelle für Grundzahlen: EU 
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Bilanz gilt ungeachtet des konjunkturell bedingten An- 
stiegs der Defizite, das heißt eines Rückgangs der Finan- 
zierungssalden, in den vergangenen beiden Jahren. Die 
deutliche Verringerung der Schuldenstandsquoten er- 
reichten die betreffenden Länder durch hohe Primärsal- 
den (Kasten 17). Diese beliefen sich im Durchschnitt der 
Jahre 1995 bis 2002 in Belgien beispielsweise auf über 
6 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt; 
Griechenland, Irland, Italien und Finnland erreichten im- 
merhin noch Werte über 4 vH. ln erheblichem Kontrast 
zu dieser Ländergruppe stehen Deutschland, Frankreich 
und Portugal mit Primärüberschüssen von weniger als 
1 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt 
im mehrjährigen Durchschnitt (Schaubild 78). Zwar ha- 
ben diese drei Länder auch eine geringere Schulden- 
standsquote als Belgien, Italien und Griechenland, was 
aus Nachhaltigkeitsüberlegungen mit Blick auf die erfor- 
derlichen Konsolidierungsanstrengungen auch geringere 
Werte der die Schuldenstandsquote stabilisierenden Pri- 
märüberschüsse impliziert. Allerdings ist die Schulden- 
standsquote in den beiden größten EWU-Ländern seit 
dem Jahr 1995 angestiegen, während sie auch in den 
Ländern, die im Jahr 1995 ein vergleichbares Ausgangs- 
niveau des Verschuldungsgrads aufwiesen, ausnahmslos 
gesunken ist. 

793 . Die Veränderung der Schuldenstandsquote wird 
neben einem diskretionären Konsolidierungsimpuls über 


1 -b r 

uy , y _ 

V+i , , 

\ + n, 


\ + n. 


( 1 ) 


Zusätzlich zu diesen Faktoren wird die Veränderung der 
Schuldenstandsquote von weiteren Anpassungen der 
Schuldenstände beeinflusst (Stock-Flow Adjustments) . 
Da die von der amtlichen Statistik ausgewiesenen Quo- 
ten in der Maastricht-Definition die Schuldenstände zu 
Nominalwerten erfassen, enthalten die Bestandsgrö- 
ßenanpassungen nicht die Veränderungen der Kurswerte 
der umlaufenden Schuldtitel in heimischer Währung. Be- 
rücksichtigt werden allerdings Wechselkurseffekte bei 
nicht in Euro denominierten Schulden sowie die auf 


Schaubild 7 8 


Durchschnittlich jährliche Primärsaidenquoten^* 
in den Ländern des Euro-Raums^’ im 
Zeitraum der Jahre 1995 bis 2002 



BE DE Fl FR GR IE IT NL AT PT ES 


1) Durchschnittlich jährlicher Finanzierungssaldo des Staates abzüg- 
lich staatlicher Zinszahlungen in Relation zum nominalen Bruttoin- 
landsprodukt.- 2) Ohne Luxemburg; betrachtete Länder: Belgien (BE), 
Deutschland (DE), Finnland (Fl), Frankreich (FR), Griechenland (GR), 
Irland (IE), Italien (IT), Niederlande (NL), Österreich (AT), Portugal (PT), 
Spanien (ES). 

Quelle für Grundzahlen: EU 
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Kasten 17 


Verschiedene Konzepte zur Darstellung der öffentlichen Haushaltsposition 

Zur Darstellung der öffentlichen Budgetposition bieten sich - je nach Untersuchungsgegenstand - unterschiedli- 
che Abgrenzungen an. 

- Der Finanzierungssaldo gibt die Differenz zwischen öffentlichen Einnahmen (ohne Nettokreditaufnahme) und 
öffentlichen Ausgaben an, wobei die Ausgaben auch die Zinszahlungen auf die ausstehenden Staatsschulden 
einsehließen. Diese Größe gibt somit ein umfassendes Bild der Lage der öffentlichen Finanzen unter Ein- 
schluss aller Effekte. 

- Der Primärsaldo ist die Differenz zwisehen öffentlichen Einnahmen (ohne Nettokreditaufnahme) und öffentli- 
ehen Ausgaben abzüglich der Zinszahlungen auf die ausstehenden Staatsschulden. Die Heranziehung dieser 
Größe bietet sieh zur Beurteilung der aktuellen Finanzpolitik an, da sie die aus der Vergangenheit resultieren- 
den Zinszahlungen vernaehlässigt. Ihre Veränderung über die Zeit stellt das Wirken automatiseher Stabilisato- 
ren sowie die Effekte sonstiger finanzpolitischer Maßnahmen dar. 

- Vom (konjunktur)bereinigten Finanzierungssaldo oder (konjunktnr)bereinigten Primärsaldo spricht 
man, wenn konjunkturelle Effekte - also im Wesentlichen die Wirkungen automatischer Stabilisatoren - her- 
ausgerechnet sind. Die bereinigten Größen geben somit das Ergebnis der nicht konjunkturell bedingten Finanz- 
politik wieder. Dabei dient insbesondere der konjunkturbereinigte Primärsaldo zum einen der Beantwortung 
der Frage, ob in einem bestimmten Zeitraum finanzpolitische Konsolidierungsanstrengungen unternommen 
wurden. Zum anderen kann die Veränderung dieser Größe aber auch einen Anhaltspunkt für den Einsatz diskre- 
tionärer expansiver Finanzpolitik geben. 


reinen Finanztransaktionen basierenden Veränderungen 
der Schuldenstände, beispielsweise Tilgung durch Priva- 
tisierungserlöse. Die Anpassungsbeträge sind damit ein 
Residuum auf der rechten Seite der Gleichung (1), das 
die Konsistenz der Stromgrößeneffekte über die Primär- 
saldenquote auf die Schuldenstandsquoten sicherstellt. 
Der Zinssatz auf den Schuldenstand errechnet sich als 
implizite Größe aus der Zinsausgabenquote und der 
Schuldenstandsquote. 

Der konjunkturelle Einfluss auf die Veränderung des 
Sehuldenstands wirkt über zwei Kanäle: zum einen als 
direkter Effekt über die Zuwaehsrate des nominalen 
Bruttoinlandsprodukts, zum anderen indirekt über die 
Veränderung der Primärsaldenquote. Der konjunkturelle 
Effekt auf die Nominalzinsen wird hierbei vernaehläs- 
sigt. Der zyklisehe Gesamteffekt auf die Dynamik der 
Staatssehulden lässt sich dann in zwei Sehritten berech- 
nen. Zunächst wird eine hypothetisehe Veränderung der 
Sehuldenstandsquote bereehnet, die sieh ergeben würde, 
wenn der Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts gleieh 
dem Potentialwachstum wäre und die Primärsaldenquote 
ihren konjunkturbereinigten Werten entspräche. Die Dif- 
ferenz zwischen der tatsäehliehen Veränderung der 
Sehuldenstandsquote und der so errechneten gibt dann 
näherungsweise den konjunkturellen Einfluss an. 

Die auf konjunkturelle Einflüsse zurüekzuführende Ver- 
änderung der Schuldenstandsquoten zwischen den Jah- 
ren 1995 und 2002 ist für die einzelnen Länder von 
unterschiedlieher Bedeutung (Schaubild 79, Seite 440, 
Vergleich der schwarzen mit den weißen Säulen). Für 
Deutschland lässt sich rund die Hälfte des beobachtba- 
ren Anstiegs der Sehuldenstandsquote auf konjunktu- 
relle Probleme zurüekführen. Demgegenüber haben po- 


sitive konjunkturelle Effekte in Frankreich dazu geführt, 
dass die Sehuldenstandsquote nieht ganz so stark gestie- 
gen ist, wie es die konjunkturbereinigte Entwicklung der 
Sehuldenstandsquote hätte vermuten lassen. Ein eben- 
falls positiver zykliseher Einfluss war für Österreich zu 
beobachten, der den Rückgang der Sehuldenstandsquote 
etwa zur Hälfte erklärt. Auf die Rückführung des Ver- 
schuldungsgrads in Griechenland, den Niederlanden, 
Portugal und Finnland wirkten konjunkturelle Einflüsse 
ebenso in einem beträchtliehen Ausmaß günstig. Die 
Entwieklung in Belgien, Irland, Italien und Spanien mit 
teilweise erheblichen Verringerungen der Sehulden- 
standsquoten lässt sieh demgegenüber nur zu einem sehr 
geringen Teil auf positive zyklisehe Einflüsse zurüek- 
führen. Nieht berücksichtigt sind hierbei allerdings die 
Effekte der Nominalzinskonvergenz auf die Dynamik 
des Sehuldenstands. Diese waren in einigen ehemaligen 
Hochzinsländem bedeutsam, stellen allerdings keinen 
konjunkturellen Effekt dar. 

Die Feststellung, dass die konjunkturelle Entwieklung in 
einigen Ländern die Konsolidierung unterstützt hat, be- 
deutet jedoch nicht, dass diese Länder seit Mitte der 
neunziger Jahre nicht möglicherweise zugleich auch er- 
hebliche zusätzliche Konsolidierungsanstrengungen un- 
ternommen haben. Den originären Konsolidierungsbei- 
trag kann man mittels einer analogen Berechnung 
zumindest näherungsweise isolieren. Hierzu wird die 
Annahme des Potentialwachstums unverändert gelassen, 
für die Dynamik der Sehuldenstandsquote aber von einer 
auf den Wert des Jahres 1995 fixierten konjunkturberei- 
nigten Primärsaldenquote ausgegangen. Dann lässt sieh 
in einem Vergleich der Entwieklung dieses Szenarios 
mit demjenigen einer variablen konjunkturbereinigten 
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Schaubild 79 


Dynamik der staatlichen Schuldenstandsquoten^) in Abhängigkeit von konjunkturellen 
und diskretionären Einflüssen der Konsolidierung in den Ländern des Euro-Raums^) 


Tatsächliche Veränderung der Schuldenstandsquote 


] Hypothetische Veränderung der Schuldenstandsquote bei Potentialwachstum und konjunkturbereinigter Primärsaldenquote 


] Hypothetische Veränderung der Schuldenstandsquote bei Potentialwachstum und bei Fixierung der bereinigten Primärsalden- 
quote auf den Wert des Jahres 1995 



1) Schuldenstandsquote (tatsächliche, hypothetische) des Jahres 2002 abzüglich der des Jahres 1 995. Weitere Einzelheiten zur Berechnung der Schuldenstands- 
quoten siehe Ziffern 792 f.-2) Ohne Luxemburg: betrachtete Länder: Belgien (BE), Deutschland (DE), Finnland (Fl), Frankreich (FR), Griechenland (GR), Irland (IE), 
Italien (IT), Niederlande (NL), Österreich (AT), Portugal (PT), Spanien (ES). 

Quelle für Grundzahlen: EU 
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Primärsaldenquote erkennen, in welchem Ausmaß die 
Veränderung der bereinigten Primärsalden die Konsoli- 
dierung beeinflusst hat (Vergleich der grauen mit den 
weißen Säulen). Insbesondere in Finnland, Österreich, 
Griechenland, Spanien und Frankreich ist im Zeitraum 
der Jahre 1995 bis 2002 gemessen an dem Ausgangsjahr 
1 995 eine zwischenzeitlich bedeutsame Entwicklung hin 
zu einer Verringerung des Primärdefizits beziehungs- 
weise einer Erhöhung der Primärüberschüsse zu be- 
obachten gewesen. Aber auch für Deutschland lässt sich 
feststellen, dass der hypothetische Anstieg der Schulden- 
standsquote durch die zwischenzeitliche Erhöhung der 
Primärüberschussquoten merklich gebremst wurde. Inte- 
ressanterweise gilt das Gegenteil für Portugal; hier hat es 
im Betrachtungszeitraum keinen nennenswerten Konso- 
lidierungsimpuls über den Primärsaldo gegeben. 

794 . Bemerkenswert ist, dass in einer ganzen Reihe 
von Ländern die Verringerung der Schuldenstandsquote 
sowohl durch einen positiven konjunkturellen Effekt als 
auch durch eine originäre Konsolidierungsanstrengung 
erreicht wurde. Der Vergleich der beiden Effekte, kon- 
junktureller Einfluss und diskretionäre Anpassung der 
Primärsaldenquoten, auf die Veränderung der Schulden- 
standsquoten deutet allerdings darauf hin, dass über alle 
Länder hinweg der zyklische Einfluss weniger bedeut- 
sam gewesen ist als die Verbesserung der bereinigten 
Primärsaldenpositionen. 


Konjunkturreagibilität des Budgets 

795 . Vor dem Hintergrund des Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakts, der das Bekenntnis der EWU-Staaten zu mit- 
telfristig ausgeglichenen öffentlichen Haushalten ent- 
hält, ist es von Interesse, ob die mit dem Maastricht- 
Vertrag einhergegangenen Veränderungen in den Rah- 
menbedingungen für die nationalen Finanzpolitiken in 
den Ländern des Euro-Raums zu einer Veränderung in 
der Reagibilität der öffentlichen Haushalte auf konjunk- 
turelle Schwankungen geführt haben. Die Sensitivität 
des öffentlichen Defizits auf die Konjunktur lässt sich in 
zwei allgemeine Komponenten zerlegen. Zum einen rea- 
gieren wichtige Teile der Staatseinnahmen und Staats- 
ausgaben bedingt durch die institutioneile Ausgestaltung 
des Steuer- und Transfersystems quasi automatisch auf 
zyklische Veränderungen. Zum anderen ist es möglich, 
dass über diese automatischen Stabilisatoren hinaus eine 
systematisch diskretionäre Finanzpolitik das Defizit in 
konjunkturellen Abschwungphasen steigert und in Auf- 
schwungphasen reduziert. Angesichts der vielfältigen 
Schwierigkeiten einer solchen über den Konjunkturver- 
lauf symmetrisch antizyklischen diskretionären Politik - 
hier seien zunächst nur die zeitlichen Verzögerungen ge- 
nannt - dürfte der Anteil der Konjunkturreagibilität des 
Budgets, der auf das Wirken der automatischen Stabili- 
satoren zurückgeführt werden kann, weitaus größer sein 
als der Anteil einer diskretionär antizyklischen Finanz- 
politik. 
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Die mit dem Maastricht-Regime verbundene Verände- 
rung kann die Konjunkturreagibilität auf zwei unter- 
schiedliche Weisen beeinflusst haben. Zum einen hat die 
nationale Finanzpolitik durch die Wechselkursstabilität 
im Vorfeld der Währungsunion und durch den Wegfall 
von Wechselkursschwankungen mit ihrem Beginn an re- 
lativer stabilisierungspolitischer Bedeutung gewonnen. 
Dies spricht für eine erhöhte Budgetsensitivität. Zum an- 
deren könnten die mit dem Maastricht- Vertrag und dem 
Stabilitäts- und Wachstumspakt erzeugten Konsolidie- 
rungserfordernisse über diskretionäre Anpassungen das 
Wirken der automatischen Stabilisatoren eingeschränkt 
haben. Dies spricht für eine geringere Budgetsensitivität. 

Deskriptive Analyse der Konjunkturreagibilität der 
öffentlichen Haushalte 

796 . Als ein erster grober Indikator für die Konjunktur- 
reagibilität der öffentlichen Haushalte lässt sich das Ver- 
hältnis der Volatilität der Veränderungen der Primärsal- 
denquote zur Volatilität der Veränderungsraten des 
Bruttoinlandsprodukts heranziehen. Stimmt die Hypo- 
these einer eingeschränkten Budgetsensitivität, dann 
sollte dieses Verhältnis der Volatilitäten im Zeitverlauf 
abgenommen haben. Dies lässt sich für die Länder der 
Europäischen Währungsunion nicht beobachten (Schau- 
bild 80). Einzig in Belgien ist die entsprechende Größe in 

Schaubild 80 


Konjunkturreagibilität der staatlichen Haushalte 
in den Ländern des Euro-Raums^) vor und nach 
Beginn des Maastricht-Konvergenzprozesses^) 



BE DE Fl FR GR IE IT NL AT PT ES 

1} Ohne Luxemburg; betrachtete Länder: Belgien (BE), Deutschland 
(DE), Finnland (Fl), Frankreich (FR), Griechenland (GR), Irland (IE), Ita- 
lien (IT), Niederlande (NL), Österreich (AT), Portugal (PT), Spanien 
(ES).- 2) Verhältnis der Varianz der Veränderung der Primärsalden- 
quote zur Varianz der Veränderung des Bruttoinlandsprodukts für den 
Zeitraum 1995 bis 2002 in Relation zum entsprechenden Verhältnis 
für den Zeitraum 1970 bis 1994. Werte über (unter) eins zeigen eine 
Zunahme (Abnahme) der Konjunkturreagibilität der staatlichen Haus- 
halte seit Beginn des Maastricht-Konvergenzprozesses an. 

Quelle für Grundzahlen: EU 

SR 2003-12-0719 


der zweiten Hälfte der neunziger Jahre gegenüber dem 
Zeitraum zwischen den Jahren 1970 und 1994 zurückge- 
gangen. In allen anderen Ländern hat sich die Reagibilität 
erhöht, wenn auch im Falle Irlands nur marginal. Be- 
trachtet man anstelle der Primärdefizite die Gesamtdefi- 
zite, ändert sich an diesem Befund nichts; lediglich in Ir- 
land war die Reagibilität des Gesamtdefizits seit Beginn 
des Maastricht-Prozesses leicht geringer als davor. 

Regressionsanalyse der Konjunkturreagibilität der 
öffentlichen Haushalte 

797 . Der Zusammenhang zwischen Primärdefizit und 
Konjunktur im Zeitverlauf lässt sich präziser mittels ei- 
ner Regressionsanalyse für unterschiedliche Zeiträume 
untersuchen. Die Budgetreagibilität wird hierbei in ei- 
nem Panelansatz durch eine Regression der Output-Lü- 
cke auf die Primärsaldenquote geschätzt. 

Eine derartige Regression liefert allerdings verzerrte Er- 
gebnisse, wenn die erklärenden Variablen und der Feh- 
lerterm der Schätzung korreliert sind. Gründe für eine 
solche mangelnde Unabhängigkeit liegen dann vor, wenn 
die erklärenden Variablen fehlerhaft gemessen sind oder 
die erklärenden Variablen selbst endogen bestimmt sind. 
Beide Probleme dürften in der verwendeten Spezifikation 
eine Rolle spielen, insbesondere das Endogenitätsprob- 
lem ist bei Schätzungen der Beziehung zwischen Fiskal- 
variablen und gesamtwirtschaftlichen Variablen rele- 
vant. In der Literatur ist es deshalb inzwischen Standard, 
bei entsprechenden Panelanalysen die erklärenden Vari- 
ablen zu instrumentieren. Die Instrumente sollten die Ei- 
genschaft aufweisen, mit den erklärenden Variablen kor- 
reliert zu sein, nicht jedoch mit den erklärten Variablen. 
Das Schätzverfahren hierzu ist ein gewichtetes zweistufi- 
ges Kleinste-Quadrate-Verfahren, wobei als Gewichte 
die Elemente der Varianz-Kovarianz-Matrix der Resi- 
duen herangezogen werden. Fixe Effekte tragen der län- 
derspezifischen Heterogenität Rechnung. Alternative 
Schätzungen mittels eines Ansatzes mit gemeinsamen Ef- 
fekten liefern quantitativ ähnliche Ergebnisse. 

Üblich in solchen Schätzungen ist die Verwendung zeit- 
verzögerter Variablen als Instrumente. Die nachfolgen- 
den Schätzungen nutzen neben der verzögerten Output- 
Lücke die Output-Lücke in den Vereinigten Staaten als 
Instrument für den nationalen Auslastungsgrad. Die 
kontemporäre Korrelation der Output-Lücke der Verei- 
nigten Staaten mit den jeweiligen nationalen Output-Lü- 
cken liegt regelmäßig bei über 0,3; die konjunkturellen 
Impulse dürften dabei von den Vereinigten Staaten aus- 
gehen (JG 2001 Ziffern 458 ff). 

Die Schätzergebnisse lassen keine im Zeitverlauf abneh- 
mende Budgetsensitivität erkennen (Tabelle 77, Seite 
442). Wenn überhaupt, dann trifft die gegenteilige Hypo- 
these zu: Der konjunkturelle Einfluss auf die Primärsalden 
ist im Übergang zur dritten Stufe der Europäischen Wäh- 
rungsunion eher gestiegen. Trennt man mittels einer ent- 
sprechenden Dummyvariable den Schätzzeitraum explizit 
in die Phase vor und nach Beginn des Maastricht-Konver- 
genzprozesses im Jahr 1993, dann zeigt sich ebenfalls, 
dass für die EWU-Länder insgesamt die Budgetreagibili- 
tät in der zweiten Periode signifikant zugenommen hat. 
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Tabelle 77 


Reagibilität der Primärsaldenquote auf konjunkturelle Einflüsse" 


Variable 

Zeitraum 

1970 bis 2002 

1980 bis 2002 

1990 bis 2002 

1995 bis 2002 

1999 bis 2002 




alle EWU-Länder 



Output-Lücke 

0,39 ** 

0,44 ** 

0,29 ** 

0,58 ** 

0,48 ** 


(7,99) 

(7,29) 

(4,39) 

(7,99) 

(5,25) 



Deutschland, Frankreich, Italien und Portugal 


Output-Lücke 

0,23 ** 

0,02 

0,12 

0,10 

0,39 (*) 


(3,02) 

(0,29) 

(1,18) 

(0,73) 

(1,92) 


EWU ohne Deutschland, Frankreich, Italien und Portugal 

Output-Lücke 

0,50 ** 

0,70 ** 

0,41 ** 

0,64 ** 

0,55 ** 


(7,86) 

(9,46) 

(4,57) 

(8,08) 

(5,11) 


1) Erklärte Variable: Primärsaldenquote. Regressor: Output-Lücke. Instrumente: Verzögerte Output-Lücke, Output-Lücke der Vereinigten 
Staaten. Weitere Einzelheiten zum Schätzverfahren siehe Ziffer 797. 

(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10%-, 5%- beziehungsweise 1%-Niveau an. In Klammem: /-Statistik. 


Spezifikationstests durch die Hinzunahme weiterer er- 
klärender Variablen, beispielsweise der verzögerten Pri- 
märsaldenquote und der Schuldenstandsquote, ändern 
dieses Bild in qualitativer Hinsicht nicht. Die Berück- 
sichtigung der zeitverzögerten Primärsaldenquote in ei- 
ner erweiterten Spezifikation führt jedoch zu einer dyna- 
mischen Panelschätzung. Dies hat in einem Panel mit 
fixen Effekten inkonsistente Parameterschätzungen zur 
Folge (JG 2002 Ziffer 600). Da aber für die hier interes- 
sierende Frage einer zunehmenden oder abnehmenden 
Konjunktursensitivität des Budgets lediglich die zeitliche 
Veränderung der Output-Lücken-Koeffizienten von Be- 
lang ist, wird dieses Problem vernachlässigt. 

Unterteilt nach Ländergruppen zeigen sich deutliche Un- 
terschiede. Die kleineren Länder, die - mit Ausnahme 
Portugals - zugleich auch die Gruppe der Länder bilden, 
die gegenwärtig keine Probleme mit der Erfüllung des 
Defizitkriteriums des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
haben, weisen generell eine im Vergleich zum Aggregat 
aller Länder des Euro-Raums deutlich höhere und in je- 
dem Teilzeitraum signifikante Budgetsensitivität auf, die 
zudem auf eine antizyklische Finanzpolitik hindeutet. 
Die öffentlichen Haushalte der großen Mitgliedsländer 
der EWU (einschließlich Portugal) reagieren über große 
Teilzeiträume kaum auf den Auslastungsgrad. Lediglich 
für den langen Zeitraum ab dem Jahr 1970 und für den 
Zeitraum ab dem Jahr 1999, wobei angesichts des kur- 
zen Schätzzeitraums besondere Vorsicht bei der Interpre- 
tation geboten ist, lässt sich eine signifikant antizykli- 
sche Reaktion feststellen. Der Befund, dass die kleineren 
EWU-Staaten eine höhere Budgetsensitivität aufweisen, 
impliziert, dass diese Länder unter den Bedingungen des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts eine größere zyklische 
Sicherheitsmarge in ihrer Defizitposition benötigen, um 


in einem konjunkturellen Abschwung nicht die 3 vH- 
Defizitgrenze zu überschreiten. 

Die Ergebnisse dieser Schätzungen sollten jedoch auch 
nicht überinterpretiert werden. Der Schätzansatz erlaubt 
keine Trennung nach den Ursachen der Schwankungen 
im Auslastungsgrad. Die Reaktion der öffentlichen 
Haushalte unterscheidet sich aber je nach dem, welcher 
Schock die Volkswirtschaften trifft: So ist beispielsweise 
der Effekt automatischer Stabilisatoren auf die Budget- 
position größer bei Nachfrageschocks auf die Privaten 
Konsumausgaben als bei solchen, die primär die priva- 
ten Investitionen treffen (Europäische Kommission, 
2001). Insbesondere für kürzere Schätzzeiträume diffe- 
riert dann aber die Budgetsensitivität in Abhängigkeit 
von den Ursachen der in den einzelnen Perioden auftre- 
tenden Schwankungen der Output-Lücken. Dies legt 
eine gewisse Vorsicht beim Vergleich der Schätzwerte 
über die einzelnen Teilzeiträume hinweg nahe; der 
grundsätzliche Befund einer zumindest nicht verringer- 
ten Reagibilität der öffentlichen Haushalte wird davon 
aber nicht tangiert. 

798 . Betrachtet man die konjunkturelle Reagibilität, so 
zeigt sich darüber hinaus eine signifikante Asymmetrie: 
In konjunkturellen Abschwungsperioden, hier definiert 
als Perioden mit einer negativen Output-Lücke, also ei- 
ner Unterauslastung, ist ein signifikant antizyklisches 
Verhalten erkennbar, wohingegen in Jahren mit einem 
positiven Auslastungsgrad ein azyklisches Verhalten do- 
miniert (Tabelle 78). Diese Ergebnisse bestätigen damit 
ein Problem des Stabilitäts- und Wachstumspakts in sei- 
ner gegenwärtigen Ausgestaltung, nämlich die mangeln- 
den Anreizeffekte zu einer über den Konjunkturzyklus 
hinweg symmetrischen Reaktion der öffentlichen Haus- 
halte (Ziffern 420 ff). 
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Tabelle 78 


Reagibilität der Primärsaldenquote in Abhängigkeit 
von der Position im Konjunkturzyklus'* 


Variable 


Dummy Aufschwungphase 

0,24 


(1.05) 

Dummy Abschwungphase 

0,56 * 

(2,18) 


1) Erklärte Variable: Primärsaldenquote. Regressoren: Output-Lücken 
multipliziert mit Konjunkturdummy (Aufschwungphase/Abschwung- 
phase: gleich 1 bei positiver/negativer Output-Lücke). Instrumente: 
Verzögerte Output-Lücke, Output-Lücke der Vereinigten Staaten. Zu- 
grunde gelegter Zeitraum: Jahre 1970 bis 2002. Weitere Einzelheiten 
zum Schätzverfahren siehe Ziffer 797. 

(♦), *, ♦* zeigen Signifikanz auf dem 10%-, 5%- beziehungsweise 1%- 
Niveau an. In Klammem: t -Statistik. 

Zusammenhang zwischen konjunkturellen 
Schwankungen und diskretionärer Finanzpolitik 

799 . Die Reaktion des nicht konjunkturbereinigten Pri- 
märsaldos auf konjunkturelle Schwankungen dürfte in 
aller Regel die Effekte der automatischen Stabilisatoren 
erfassen. Darüber hinaus ist aber auch die Frage des Zu- 
sammenhangs zwischen konjunkturellen Schwankun- 
gen und diskretionärer finanzpolitischer Reaktion von 
Interesse. Eine Antwort auf diese Frage setzt allerdings 
die zuverlässige empirische Identifikation einer diskreti- 
onären fiskalischen Reaktion oder eines exogenen fiska- 
lischen Stimulus voraus. Dies ist angesichts der vielfälti- 
gen wechselseitigen Abhängigkeiten zwischen der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und der Verände- 
rung aggregierter Budgetdaten ein in der Wissenschaft 
kontrovers diskutiertes Problem; eine allgemein akzep- 
tierte Methodik hat sich bislang nicht herausgebildet. In 
einer Reihe neuerer Studien wird der fiskalische Impuls 
im Rahmen von vektorautoregressiven Modellen über 
eine Kombination über die zeitliche Wirkungsstruktur 
und von Annahmen über die entsprechenden Budget- 
elastizitäten isoliert (beispielhaft Perotti, 2002). Eine 
alternative Methode versucht über die Identifikation un- 
gewöhnlicher finanzpolitischer Ereignisse beziehungs- 
weise Zeiträume, etwa den Krieg in Vietnam oder die fi- 
nanzpolitische Expansion in den Vereinigten Staaten zu 
Beginn der achtziger Jahre, diskretionäre fiskalische Im- 
pulse zu isolieren und ihre gesamtwirtschaftliche Aus- 
wirkung zu untersuchen (beispielhaft Ramey und 
Shapiro, 1998). Eine weitere populäre Methode, der auch 
hier gefolgt wird, identifiziert diskretionäre Finanzpolitik 
über die Veränderung konjunkturbereinigter Budgetpos- 
ten und -Salden (beispielhaft Fatäs und Mihov, 2002). 

Verwendet man in einer Schätzung gemäß der für die un- 
bereinigten Primärsalden beschriebenen Methodik die 
jeweiligen konjunkturbereinigten Salden, so liefern die 
Ergebnisse unter der Annahme, dass die Veränderung 
der zyklisch bereinigten Größen ein geeignetes Maß für 


eine diskretionäre Finanzpolitik bilden,^) damit ergän- 
zende und zusätzliche Hinweise auf eine zeitliche Verän- 
derung im Gebrauch der Finanzpolitik als Stabilisie- 
rungsinstrument. 

Für die Gesamtheit der Länder der Europäischen Wäh- 
rungsunion ergibt sich keine signifikante Beziehung 
zwischen der Reagibilität der konjunkturbereinigten Pri- 
märsaldenquoten und dem Auslastungsgrad über den ge- 
samten Zeitraum betrachtet (Tabelle 79, Seite 444). Al- 
lerdings variieren die Ergebnisse wiederum deutlich 
zwischen den beiden Ländergruppen. In der Gruppe der 
großen Länder (einschließlich Portugal) lässt sich eine 
signifikant prozyklische Reaktion der öffentlichen Haus- 
halte beobachten. Dieses Verhalten ist jedoch nicht be- 
dingt durch den Maastricht-Konvergenzprozess, sondern 
prägte die Finanzpolitik dieser Ländergruppe bereits ge- 
raume Zeit vorher. Erst für die Zeit seit Beginn der Wäh- 
rungsunion lässt sich ein prozyklischer Zusammenhang 
nicht mehr erkennen. Dies deutet daraufhin, dass diskre- 
tionäre finanzpolitische Reaktionen in diesen Ländern in 
der Regel nicht die erwünschte Stabilisierungsrolle ge- 
spielt haben. Diese Befunde stehen in Einklang mit den- 
jenigen anderer Studien (Gali und Perotti, 2003). Dem- 
gegenüber gibt es für die Gruppe der kleinen Länder 
ohne Portugal für den Gesamtzeitraum keinen Zusam- 
menhang zwischen gesamtwirtschaftlichem Auslas- 
tungsgrad und Einsatz diskretionärer Finanzpolitik. 

Diskretionäre Finanzpolitik und Konsolidierung: 
Keynesianische und nicht-keynesianische Effekte 

Empirische Untersuchungen diskretionärer 
Finanzpolitik 

800 . Neben der Reaktion der öffentlichen Haushalte 
auf konjunkturelle Schwankungen gewinnt seit Beginn 
der dritten Stufe der Europäischen Währungsunion der 
Einsatz diskretionärer finanzpolitischer Instrumente zur 
Beeinflussung der konjunkturellen Entwicklung wieder 
zunehmend an Bedeutung. Dies liegt zum einen sicher- 
lich an der gegenwärtigen wirtschaftlichen Schwäche- 
phase, zum anderen setzen aber auch andere große In- 
dustriestaaten, insbesondere die Vereinigten Staaten und 
Japan, seit einiger Zeit deutliche finanzpolitische Sti- 
muli. Im Zuge dieser Entwicklung ist in jüngster Zeit 
eine Reihe empirischer Studien veröffentlicht worden, 
die die Frage der Effektivität diskretionärer Finanzpoli- 
tik untersuchen. Diese folgen im Grundsatz drei unter- 
schiedlichen Ansätzen: Schätzungen vektorautoregressi- 
ver (VAR-)Modelle sowie Simulationen dynamischer 
allgemeiner Gleichgewichtsmodelle und großer makroö- 
konometrischer Modelle. 

VAR-Modelle identifizieren Fiskalschocks auf unter- 
schiedliche Weise. Gemeinsam ist ihnen, dass sie einen 


Die Veränderung der zyklisch bereinigten Größen bildet das Aus- 
maß diskretionärer Finanzpolitik nur insofern korrekt ab, als eine 
diskretionäre Finanzpolitik nicht systematisch eingesetzt wird. Denn 
in diesem Fall würde der systematische Teil fälschlicherweise als 
das Wirken der automatischen Stabilisatoren wiedergegeben. 
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Tabelle 79 


Reagibilität der bereinigten Primärsaldenquote auf konjunkturelle Einflüsse'* 


Variable 

Zeitraum 

1970 bis 2002 

1980 bis 2002 

1990 bis 2002 

1995 bis 2002 

1999 bis 2002 




alle EWU-Länder 



Output-Lücke 

-0,07 

-0,03 

-0,14 * 

0,03 

0,01 


(-1,53) 

(-0,53) 

(-2,20) 

(0,41) 

(0,06) 



Deutschland, Frankreich, Italien und Portugal 


Output-Lücke 

-0,21 ** 

-0,41 ** 

-0,30 ** 

-0,33 * 

-0,05 


(-2,71) 

(-4,77) 

(-2,98) 

(-2,58) 

(-0,27) 


EWU ohne Deutschland, Frankreich, Italien und Portugal 

Output-Lücke 

0,01 

0,20 ** 

-0,05 

0,09 

0,06 


(0,19) 

(2,74) 

(-0,64) 

(1,05) 

(0,68) 


1) Erklärte Variable: Bereinigte Primärsaldenquote. Regressor: Output-Lücke. Instrumente: Verzögerte Output-Lücke, Output-Lücke der Ver- 
einigten Staaten. Weitere Einzelheiten zum Schätzverfahren siehe Ziffer 797. 

(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10%-, 5%- beziehungsweise 1%-Niveau an. In Klammem: t -Statistik. 


finanzpotitischen Impuls als einen einmaligen exogenen 
Schock modellieren, der sich in den Folgeperioden über 
die endogenen Beziehungen zwischen den betrachteten 
Variablen fortpflanzt. Mit anderen Worten: Im Gegen- 
satz zu den Simulationen makroökonometrischer Mo- 
delle ist in VAR-Analysen keine Analyse eines permanen- 
ten finanzpolitischen Effekts intendiert. Das wesentliche 
Problem der VAR-Studien besteht in der Ermittlung die- 
ser rein exogenen fiskalischen Schocks. Werden diese 
nicht korrekt bestimmt, läuft man Gefahr, die Auswirkun- 
gen diskretionärer Politiken falsch zu erfassen. 
Perotti (2002), der die Effekte von Finanzpolitik für 
OECD-Länder schätzt, nutzt institutionelle Informatio- 
nen über das Steuer- und Transfersystem sowie den Zeit- 
punkt der Steuererhebung. Ein Steuerschock ist als exo- 
gene Veränderung der Nettoabgabenquote, das heißt der 
Steuern und Sozialabgaben abzüglich der Transfers in 
Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt, um einen 
Prozentpunkt spezifiziert. Bezogen auf Deutschland er- 
höht eine Steuersenkung in diesem Ausmaß das Bruttoin- 
landsprodukt im Folgequartal signifikant um 0,2 vH. 
Dieser Effekt steigt nach zwölf Quartalen bis auf 0,8 vH 
und ist weiterhin signifikant. Langfristig - nach 20 Quar- 
talen - ist allerdings kein signifikanter Effekt mehr fest- 
stellbar. Langfristig signifikante Ergebnisse auf das Ni- 
veau des privaten Konsums und des verfügbaren 
Einkommens beziehungsweise auf das der gesamt- 
wirtschaftlichen Produktion für Deutschland erhalten 
dagegen Höppner (2001) und Scheremet (2001). Eine 
unerwartete Steuersenkung um I vH des realen Steuer- 
volumens (auf Basis des Verbraucherpreisindex) erhöht 
die Privaten Konsumausgaben kurzfristig um 0,12 vH, 
langfristig steigen sie um 0,35 vH, während das verfüg- 
bare Einkommen um 0,45 vH zunimmt (Höppner, 2001). 
Im VAR-Ansatz von Scheremet (2001) sind Steuer- 
schocks als exogene Senkung der nominalen Nettoab- 
gaben um I vH spezifiziert; während kurzfristig keine 
signifikanten Effekte auftreten, erhöht sich das Bruttoin- 
landsprodukt langfristig signifikant um 0,5 vH. Mount- 


ford und Uhlig (2002) stützen sich auf Vorzeichenrestrik- 
tionen der Impulsantwortfunktionen und spezifizieren 
einen Steuerschock als eine exogene Veränderung der 
Staatseinnahmen. In ihrem Modell für die Vereinigten 
Staaten erhöht eine defizitfinanzierte Steuersenkung, die 
einer Senkung der Staatseinnahmen um 1 US-Dollar ent- 
spricht, das Bruttoinlandsprodukt kontemporär um 
0,18 US-Dollar. Der maximale Effekt auf das Bruttoin- 
landsprodukt wird mit 1,95 US-Dollar nach neun Quarta- 
len erreicht. Die Größenordnung dieses mittelfristigen 
Multiplikators fällt aus dem Rahmen sämtlicher ver- 
gleichbarer Studien. Fatäs und Mihov (2001), die einen 
Steuerschock über die Cholesky-Anordnung identifizie- 
ren und die Effekte ebenfalls für die Vereinigten Staaten 
schätzen, nehmen an, dass die öffentlichen Ausgaben 
nicht innerhalb eines Vierteljahres auf Veränderungen 
der ökonomischen Bedingungen reagieren. Steuer- 
schocks sind spezifiziert als exogene Veränderung der 
realen Steuern. Auch hier hat eine Steuersenkung expan- 
sive Effekte, die den Ergebnissen Perottis ähneln: Eine 
Senkung der Steuern um 1 vH erhöht das Bruttoinlands- 
produkt nach einem Jahr signifikant um rund 0,2 vH. 
Erst nach mehr als 20 Quartalen wird der Effekt insigni- 
fikant. 

Finanzpolitische Maßnahmen in allgemeinen Gleichge- 
wichtsmodellen sind bisher im Wesentlichen für die Ver- 
einigten Staaten untersucht worden (beispielsweise Bax- 
ter und King, 1993; Ramey und Shapiro, 1997), während 
für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union nur we- 
nige solcher Untersuchungen existieren (beispielsweise 
Ardagna, 2001; Gasche, 2003). Hierbei hat eine Erhö- 
hung der öffentlichen Ausgaben in der Regel einen posi- 
tiven Outputeffekt, wobei sich die Wirkungen in der 
kurzen und der langen Frist über die Modelle unterschei- 
den. Die Wirkungen permanenter Ausgabenerhöhungen 
sind höher als jene nur vorübergehender Erhöhungen, 
da sie einen stärkeren negativen Vermögenseffekt indu- 
zieren, der den Arbeitseinsatz erhöht. 
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In einem Real Business Cycle-Modell für Deutschland 
hat eine kreditfinanzierte Senkung der Einkommensteuer 
einen positiven Effekt auf die Nettofaktorpreise. Da sich 
Arbeit und Investitionen mehr lohnen, werden diese er- 
höht, und auch die gesamtwirtschaftliche Produktion 
steigt. Die Outputeffekte variieren mit der Annahme 
über die Persistenz der Steuersenkung und die Elastizität 
des Arbeitsangebots. Unter der Annahme einer plausib- 
len Arbeitsangebotselastizität hat eine transitorische de- 
fizitfinanzierte Einkommensteuersenkung allerdings nur 
einen geringen Effekt auf die gesamtwirtschaftlichen 
Rahmendaten. Mit der Zeit machen sich die durch das 
(dauerhaft) höhere Defizit angewachsenen Schuldzinsen 
auf die akkumulierte Staatsschuld bemerkbar, was mit- 
tel- und langfristig eine Anhebung des Einkommensteu- 
ersatzes erfordert und negative Wirkungen für die wirt- 
schaftliche Entwicklung induziert. Die Produktion sinkt 
dann unter das Niveau vor Beginn der Steuersenkung. 

Die Ergebnisse der Schätzungen in verschiedenen makro- 
ökonometrischen Modellen zeigen generell geringere 
kurzfristige Multiplikatoreffekte für Steuersenkungen als 
für Ausgabenerhöhungen an. Kürzungen der indirekten 
Steuern und Ausgabenerhöhungen haben zwar positive 
Effekte auf die gesamtwirtschaftliche Aktivität, können 
jedoch langfristig zu relativ hohen Outputkosten führen. 
Im Gegensatz dazu haben transitorische Einkommen- 
steuersenkungen kurzfristig geringere Wirkungen auf 
das Bruttoinlandsprodukt. Langfristige Effekte temporä- 
rer Änderungen sind in der Regel noch geringer als 
kurzfristige und werden teilweise negativ (Hemming, 
Keil und Mahfouz, 2002). Bei permanenten Steuersen- 
kungen sind aber langfristig höhere Produktionsgewinne 
aufgrund einer zunehmenden Beschäftigung und eines 
verstärkten Kapitaleinsatzes erreichbar. 

Im QUEST-Modell der Europäischen Kommission wird 
eine Senkung der Einkommensteuer um I vH des Brutto- 
inlandsprodukts, die im Jahr danach wieder zurückge- 
nommen wird, modelliert. Infolgedessen erhöht sich das 
Bruttoinlandsprodukt im Vergleich zum Basisszenario im 
Jahr der Steuersenkung um 0,2 vH durch einen Anstieg 
der Privaten Konsumausgaben kreditbeschränkter Ver- 
braucher. Eine temporäre Senkung der Umsatzsteuer im 
gleichen Ausmaß führt demgegenüber zu einer um 
0,5 vH höheren gesamtwirtschaftlichen Aktivität. Aller- 
dings wirkt der Erhöhung des privaten Konsums hier ein 
Rückgang der privaten Investitionen aufgrund eines 
Crowding-Out-Effekts durch höhere Zinsen entgegen 
(Europäische Kommission, 2002). 

Im Interlink-Modell der OECD erhöht eine - im Gegen- 
satz zu den Simulationen im QUEST-Modell - dauerhafte 
Einkommensteuersenkung um I vH des Bruttoinlands- 
produkts des Euro-Raums die gesamtwirtschaftliche 
Aktivität in Deutschland um 0,9 vH im Jahr nach der 
Steuersenkung. Der expansive Effekt schwächt sich da- 
nach ab und beträgt im vierten Jahr noch 0,2 vH 
(OECD, 2001). 

801 . Die aktuellen empirischen Studien zu den Aus- 
wirkungen diskretionärer Finanzpolitik kommen im Re- 
gelfall zu den vor dem Hintergrund einer keynesiani- 
schen Modellwelt zu erwartenden Ergebnissen. Für die 
Wirkungslosigkeit der Finanzpolitik im Sinne des Ricar- 


dianischen Äquivalenztheorems finden sich im Allge- 
meinen wenig Indizien. 

Die Hypothese der Ricardianischen Äquivalenz besagt, 
dass für einen gegebenen Zeitpfad der Staatsausgaben 
die Frage der Finanzierung eben dieses Ausgabenstroms 
irrelevant ist, es also unbedeutend ist, ob die Staatsaus- 
gaben über Kredite oder Steuern finanziert werden. Die- 
ses Aquivalenzpostulat der Finanzpolitik gilt nur unter 
sehr rigiden Voraussetzungen und bezieht sich nur auf 
die Frage der Finanzierung eines gegebenen Ausgaben- 
pfads. Ricardianische Äquivalenz gilt dann, wenn keine 
verzerrenden Steuern erhoben werden und die privaten 
Haushalte einen unendlichen Zeithorizont in ihre Ent- 
scheidungen einbeziehen, perfekte Voraussicht haben, 
altruistisch sind und keinen Liquiditätsbeschränkungen 
unterliegen. 

Die ermittelten Multiplikatoren sind jedoch eher gering 
und die Wirkungsverzögerungen der Impulse unterschei- 
den sich insbesondere in VAR-Analysen nicht unerheb- 
lich. Zudem ist es in diesen Studien kaum möglich, un- 
terschiedliche wirtschaftliche Rahmenbedingungen für 
den Einsatz des finanzpolitischen Instrumentariums zu 
berücksichtigen; dies ist aber für die Frage der Höhe der 
Multiplikatoreffekte von großer Bedeutung. 

Voraussetzungen für keynesianische Effekte 

802 . Ob diskretionäre Finanzpolitik als zusätzliches 
Stabilisierungsinstrument über die automatischen Stabi- 
lisatoren hinaus die erwünschten Ergebnisse hat, also ei- 
nen gesicherten signifikant positiven Effekt auf die ge- 
samtwirtschaftliche Aktivität in der kurzen Frist, hängt 
in entscheidender Weise aber von der jeweiligen Si- 
tuation und den in dem betrachteten Land gegebenen 
Strukturen ab. So ist selbst in einem traditionellen key- 
nesianischen IS-LM-Modellrahmen die Wirksamkeit der 
Finanzpolitik von einer Reihe binnenwirtschaftlicher 
und außenwirtschaftlicher Einflussfaktoren abhängig. 

Zunächst erscheint der Einsatz diskretionärer finanzpoli- 
tischer Maßnahmen dann erwägenswert, wenn die auto- 
matischen Stabilisatoren nicht ausreichend oder nicht 
optimal wirken. Die Effekte automatischer Stabilisato- 
ren sind generell umso geringer, je niedriger die Staats- 
quote, je weniger progressiv das Steuersystem und je 
geringer die Leistungen der Systeme der Sozialen Siche- 
rung ausgestaltet sind. Diskretionäre Stabilisierungspoli- 
tik sollte aber nur dann überhaupt in Betracht gezogen 
werden, wenn das betreffende Land sich in einer kon- 
junkturell bedingten wirtschaftlichen Schwächephase 
befindet. Die nationale Finanzpolitik in der Währungs- 
union ist vor diesem Hintergrund insbesondere dann 
gefordert, wenn es sich um länderspezifische Schocks 
auf die Binnennachfrage handelt. Im Falle symmetri- 
scher Nachfrageschocks ist die Stabilisierungsrolle 
besser bei der Geldpolitik aufgehoben. Denn diese kann 
ihre Instrumente zeitlich und im Umfang besser abge- 
stimmt einsetzen als die Finanzpolitik, wenngleich der 
kürzeren Dauer zwischen Erkennen eines Handlungser- 
fordemisses und Umsetzung der entsprechenden Maß- 
nahme eine längere Wirkungsverzögerung im Vergleich 
zur Finanzpolitik entgegensteht. Bei schwerwiegenden 
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und andauernden negativen Angebotsschocks ist von ei- 
ner expansiven Stimulierung abzuraten; hier ist nicht 
einmal das freie Wirken der automatischen Stabilisato- 
ren optimal, denn diese sind noch auf das „alte“ Output- 
niveau konditioniert: Permanente Angebotsschocks wer- 
den aber das langfristig gleichgewichtige Outputniveau 
verringern, so dass automatische Stabilisatoren in die- 
sem Fall den notwendigen Anpassungsprozess verlän- 
gern. 

Zudem spielt die Größe und die Offenheit der Volkswirt- 
schaft eine Rolle: je kleiner und je offener sie ist, um so 
mehr des finanzpolitischen Stimulus wird an das Aus- 
land abgegeben und um so schwächer ausgeprägt sind 
die im Inland verbleibenden Wirkungen. 

803 . Eine expansive diskretionäre Stabilisierungspoli- 
tik sollte lediglich temporäre Maßnahmen einsetzen, um 
die vorhandene zyklische Schwächeposition zu korrigie- 
ren. Tendenziell sind hierbei die Multiplikatoren einer 
temporären Ausgabenerhöhung größer als die einer tran- 
sitorischen Steuersenkung (Europäische Kommission, 
2002). Ausgabenanpassungen sind zudem weniger dem 
Problem der Prozyklizität ausgesetzt als Steueränderun- 
gen, bei denen regelmäßig ein längerer legislativer Vor- 
lauf notwendig ist. Eine relativ schnelle fmanzpolitisehe 
Handlungsmöglichkeit liegt lediglich im Fall der Stö- 
rung eines gesamtwirtschaftlichen Gleiehgewichts vor, 
in dem die Bundesregierung mit Zustimmung des Bun- 
desrates gemäß dem Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 
die Einkommensteuer für längstens ein Jahr um maximal 
10 vH erhöhen oder senken kann. Die Problematik der 
zeitlichen Wirkungsverzögerungen ist an sich aber ein 
grundsätzliches Problem einer diskretionären Politik. Sie 
ist zum einen auf die Zeit zurückzuführen, die vergeht, 
bis eine diskretionäre finanzpolitische Maßnahme als 
notwendig erkannt, angemessen ausgestaltet und 
schließlich durchgesetzt wird. Zum anderen kommen die 
Wirkungen der dann eingesetzten Maßnahmen nicht so- 
fort, sondern erst mit einer weiteren Verzögerung zur 
Geltung. Diese Verzögerungswirkungen treten bei auto- 
matischen Stabilisatoren nur in sehr viel geringerem 
Ausmaß als bei diskretionärer Finanzpolitik auf. Letz- 
tere kann allerdings gegenüber automatischen Stabilisa- 
toren dann vorteilhaft sein, wenn die Ursache der kon- 
junkturellen Unterauslastung genau identifiziert werden 
kann. In diesem Fall kann diskretionäre Finanzpolitik 
gezielter als Stimulierungsmaßnahme ausgestaltet wer- 
den. Häufiger kommt es jedoch zu weniger zielgerichte- 
ten Ausgestaltungen, die ein Grund für die vielfaeh Vor- 
gefundene geringe Effektivität von Finanzpolitik sein 
mögen. Die empirisch festgestellte prozyklische Reak- 
tion der konjunkturbereinigten Primärsalden auf kon- 
junkturelle Schwankungen insbesondere in den großen 
Ländern der Europäischen Währungsunion in den zu- 
rüekliegenden Jahrzehnten unterstreicht diese Problema- 
tik. Wirken diskretionäre Maßnahmen aufgrund eines 
falseh eingeschätzten zeitlichen Wirkungszusammen- 
hangs prozyklisch, dann verkehrt sich die intendierte 
Stabilisierungswirkung in ihr Gegenteil, und die Volatili- 
tät des Outputs steigt. Diese höhere Volatilität hat nach 
einigen empirischen Studien langfristig negative Folgen 
für das Wirtschaftswaehstum (Fatäs und Mihov, 2002). 


804 . Zusammengefasst stützen die erwähnten em- 
pirischen Studien im Wesentlichen die keynesianische 
Sicht der Wirkungen finanzpolitischer Maßnahmen, 
aueh wenn die ermittelten Multiplikatoren in der Regel 
quantitativ eher gering ausfallen und der erfolgreiche 
Einsatz einer diskretionären Politik von schwierig zu 
beurteilenden Rahmenbedingungen abhängt, insbeson- 
dere der Identifikation des der gesamtwirtschaftlichen 
Schwäche zugrunde liegenden Sehocks. Dies spricht im 
Grundsatz dafür, die finanzpolitische Stabilisierungs- 
rolle den automatischen Stabilisatoren zu überlassen."^) 

Theorie und Empirie nieht-keynesianischer Effekte 
der Finanzpolitik 

805 . Die Frage der konjunkturellen Auswirkungen fi- 
nanzpolitischer Maßnahmen ist über die üblichen empi- 
rischen Ansätze hinaus vor dem Hintergrund der in einer 
Reihe europäischer Länder beobachtbaren gesamtwirt- 
schaftliehen Auswirkungen von Konsolidierungsphasen 
in einer Vielzahl von Studien aus einem ergänzenden 
Blickwinkel untersucht worden. Motivation für diese 
Studien war die Tatsache, dass in einigen Ländern be- 
achtliche Konsolidierungserfolge über eine Verringe- 
rung der konjunkturbereinigten Primärdefizite durchaus 
nicht zwangsläufig durch negative konjunkturelle Aus- 
wirkungen dieser Maßnahmen konterkariert wurden. 
Zum Teil gingen die Konsolidierungen, wie beispiels- 
weise in Finnland, Hand in Hand mit einer positiven 
konjunkturellen Entwicklung. Dies ist vor dem Hinter- 
grund einer eher keynesianischen Sicht ein zumindest 
erstaunlicher Befund. Bereits in den aehtziger Jahren lie- 
ßen sich jedoch in Ländern wie Dänemark und Irland 
Konsolidierungsperioden identifizieren, deren Auswir- 
kungen nieht dem übliehen keynesianisehen Muster ent- 
sprachen (Giavazzi und Pagano, 1 990). 

Die theoretisehen Begründungen für eine Abweichung 
von den üblichen keynesianisehen Effekten finanzpoliti- 
scher Maßnahmen folgen bei allen Unterschieden in ein- 
zelnen Erklärungsansätzen einem gemeinsamen Muster: 
Nicht-keynesianisehe Effekte treten dann auf, wenn auf- 
grund finanzpolitischer Rahmenbedingungen die Konsu- 
menten und Unternehmen in ihrer Erwartungsbildung 
hieraus zukünftige finanzpolitisehe Entwieklungen anti- 
zipieren, die den aktuellen Stimulus überkompensieren. 

Nicht-keynesianische Effekte sind den ricardianischen 
Effekten ähnlich, gehen aber noch einen Schritt weiter. 
Sie implizieren im Gegensatz zur Hypothese der Rieardi- 
anischen Äquivalenz keine Wirkungslosigkeit der Ein- 
griffe, sondern sogar einen Vorzeichen wechsel gegenüber 
der keynesianischen Wirkungsrichtung. Eine kreditfinan- 
zierte Steuersenkung würde in einer keynesianischen Mo- 
dellwelt einen positiven Konjunktur eff ekt haben, in ricar- 
dianischen Modellen wirkungslos bleiben, während die 


Die Bedeutung der automatischen Stabilisatoren in Deutschland ist 
nicht zu vernachlässigen. Sie unterscheidet sich allerdings zwischen 
der Einnahme- und Ausgabenseite, wobei sich das Verhältnis im 
Zeitverlauf umgekehrt hat: während der Effekt auf der Steuerseite 
abgenommen hat, ist er auf der Ausgabenseite angestiegen (Schere- 
met, 2001). 
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gesamtwirtschaftliche Entwicklung in einer nicht-key- 
nesianischen Welt negativ beeinflusst würde. Im Falle ei- 
ner Steuererhöhung bei gleichzeitiger Rückführung der 
Nettokreditaufnahme kommt es zu entgegengesetzten Wir- 
kungen. 

Ein möglicher Grund für negative finanzpolitische Mul- 
tiplikatoren liegt in der Existenz verzerrender Steuern. 
Eine Steuererhöhung in der Gegenwart reduziert im 
Normalfall das verfügbare Einkommen und damit den 
privaten Konsum. Sollte aber eine Konsolidierung über 
Steuererhöhungen in den Erwartungen der Verbraucher 
eine noch drastischere Anpassung in der Zukunft weni- 
ger wahrscheinlich machen, dann kann die steuerliche 
Mehrbelastung in der Gegenwart einen positiven Effekt 
auf das permanente Einkommen haben. Denn die verzer- 
renden Wirkungen von Steuern nehmen mit dem Ausmaß 
der Steuererhöhung zu. Nicht-keynesianische Effekte 
sind auch dann wahrscheinlich, wenn vor der Konsoli- 
dierung aufgrund eines hohen Verschuldungsgrads 
Glaubwürdigkeitsprobleme, die zu höheren Zinssätzen 
führen, sowie eine größere Unsicherheit bei den privaten 
Wirtschaftssubjekten Vorlagen (Blanchard, 1990). Eine 
solche Unsicherheit führt üblicherweise zu negativen 
Konsumeffekten, die durch die Konsolidierung beseitigt 
werden. Mit einer ähnlichen Begründungskette lässt sich 
die Abhängigkeit des Vorzeichens finanzpolitischer Mul- 
tiplikatoren vom Niveau der Staatsausgaben begründen 
(Bertola und Drazen, 1993). Liegt die Staatsausgaben- 
quote im Ausgangszeitpunkt niedrig, dann ist ein positi- 
ver Ausgabenmultiplikator zu erwarten; erfolgt eine 
Ausgabenerhöhung allerdings bereits von einem Ausga- 
benplateau, das als nicht tragfähig angesehen wird, 
dann reagieren die Konsumenten angesichts der in der 
Folge erwarteten Steuererhöhungen mit einer Ein- 
schränkung ihrer Konsumausgaben. 

Konsolidierungsanstrengungen in den Ländern 
des Euro-Raums 

806 . Über die Frage der theoretischen Relevanz nicht- 
keynesianischer Effekte hinaus ist von Interesse, ob es 
für die Länder der Europäischen Währungsunion Flin- 
weise darauf gibt, in welcher Weise eine Konsolidie- 
rungsstrategie zu gestalten ist, deren Erfolg von einer ge- 
wissen Dauer ist. Eine Antwort auf diese Frage setzt eine 
Operationalisierung des Konsolidierungskriteriums vor- 
aus. Die Mehrzahl der empirischen Studien verwendet 
hierzu die Veränderung der konjunkturbereinigten Pri- 
märsaldenquote (Alesina und Perotti, 1995, 1997; Euro- 
päische Kommission, 2003). Diesem Ansatz wird hier 
gefolgt. Eine signifikante Konsolidierung ist im Folgen- 
den als die Erhöhung der bereinigten Primärsaldenquote 
innerhalb eines Jahres um mehr als zwei Prozentpunkte 
oder innerhalb zweier aufeinanderfolgender Jahre um je- 
weils mehr als 1,5 Prozentpunkte definiert. Dies stellt si- 
cher, dass man aufgrund der bekannten Probleme bei der 
Konjunkturbereinigung und der Potentialberechnung tat- 
sächlich Zeiträume einer diskretionären Anpassung er- 
fasst. Mit beiden Kriterien werden im Zeitraum der 
Jahre 1970 bis 2002 insgesamt 26 zusammenhängende 
Konsolidierungsperioden mit im Ganzen 35 Konsolidie- 
rungsjahren identifiziert. Ob eine Konsolidierung erfolg- 
reich ist, wird ebenso wie die Frage, wann eine Konsoli- 


dierung vorliegt, nach einem exogen vorgegebenen 
Maßstab beurteilt. Als Erfolgskriterium gilt, dass eine 
Konsolidierung dann erfolgreich war, wenn im Durch- 
schnitt in den drei Jahren nach Abschluss der Konsolidie- 
rung die bereinigte Primärsaldenquote nicht niedriger 
war als im letzten Jahr der Konsolidierung. 

Auch gemäß diesem Kriterium als erfolglos eingestufte 
Konsolidierungen zeichnen sich durch eine durchaus 
ehrgeizige Erhöhung der Primärsalden in der Konsoli- 
dierungsperiode selbst aus, allein ihre Dauerhaftigkeit 
im Anschluss an die Konsolidierungsperiode ist nicht im 
gleichen Ausmaß gegeben. Nicht erfasst werden damit 
Perioden, in denen eine Verringerung der Primärdefizite 
beziehungsweise einer Erhöhung der Primärüber- 
schüsse im entsprechenden Ausmaß nicht gelang, ob- 
wohl dies ein ursprüngliches Ziel der Politik gewesen 
sein mag. Insoweit unterliegt die deskriptive Analyse 
derart definierter Perioden dem Problem einer verzerr- 
ten Stichprobenselektion, da ein Teil der in einem allge- 
meineren Verständnis als erfolgreich zu bezeichnenden 
Perioden qua Annahme nicht erfasst wird. Die Vorgabe 
exogener Werte zur Identifikation bedeutender Kon- 
solidierungsbemühungen sowie zur Unterscheidung 
zwischen erfolgreichen und erfolglosen Konsolidie- 
rungsperioden ist ein der gewählten Methode inhärentes 
Problem. Sensitivitätstests mit anderen Schwellenwerten 
sprechen aber dafür, dass die Resultate robust gegen- 
über plausiblen Parametervariationen sind. 

Mit dieser Definition werden aus den 26 Konsolidie- 
rungsphasen 12 erfolgreiche und 14 nicht erfolgreiche 
ermittelt (Tabelle 80, Seite 448). Aufgrund des dreijähri- 
gen Erfolgskriteriums lassen sich Konsolidierungen, die 
seit dem Jahr 1999 vollzogen wurden, nicht mehr beur- 
teilen. Hiervon betroffen sind drei einjährige Anpassun- 
gen: Finnland im Jahr 2000, Österreich im Jahr 2001 
und Portugal im Jahr 2002. 

Konsolidierung auf der Einnahme- oder 
auf der Ausgabenseite? 

807 . Hinsichtlich der Dauerhaftigkeit unterscheiden 
sich erfolgreiche und erfolglose fiskalische Anpassungen 
nicht signifikant darin, in welchem Ausmaß die Primär- 
saldenquote erhöht wurde. Während in den Jahren einer 
als erfolgreich identifizierten Konsolidierung die berei- 
nigte Primärsaldenquote in den Ländern des Euro-Raums 
im Mittel um 2,8 Prozentpunkte zunahm, betrug die Ver- 
änderung bei erfolglosen Konsolidierungen 2,9 Prozent- 
punkte (Tabelle 81, Seite 449). Bedeutsame Unterschiede 
ergeben sich aber mit Blick auf die Struktur der Anpas- 
sung. Erfolgreiche Phasen zeichnen sich dadurch aus, 
dass die Einnahmeseite weniger zum Konsolidierungser- 
folg beiträgt als in erfolglosen Konsolidierungsperioden. 
Die Unterschiede sind zwar nicht sonderlich ausgeprägt 
bei den direkten Steuern; ein bedeutendes Trennkriterium 
bilden jedoch die indirekten Steuern: Während in Phasen 
erfolgreicher Konsolidierung das konjunkturbereinigte 
Verhältnis der indirekten Steuern zum nominalen Brutto- 
inlandsprodukt lediglich um knapp 0,3 Prozentpunkte 
zunahm, betrug der Anstieg in Phasen erfolgloser An- 
passungen 0,9 Prozentpunkte. Auch hinsichtlich der 
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Tabelle 80 


Jahre erfolgreicher und nicht erfolgreicher Konsolidierung" in den Ländern des Euro-Raums" 


Erfolgreiche Konsolidierung 


Erfolglose Konsolidierung 


Jahr 

Belgien 

Deutsch- 

land 

Finnland 

Frank- 

reich 

Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Portugal 

Spanien 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 









































































































































































































































































































































1) Konsolidierung: Erhöhung der konjunkturbereinigten Primärsaldenquote innerhalb eines Jahres um mehr als 2 Prozentpunkte oder innerhalb 
von zwei aufeinanderfolgenden Jahren um jeweils mehr als 1,5 Prozentpunkte. Eine Konsolidierung war erfolgreich, wenn im Durchschnitt in 
den drei Jahren nach Abschluss der Konsolidierung die bereinigte Primärsaldenquote nicht niedriger war als im letzten Jahr der Konsolidierung. - 

2) Ohne Luxemburg. 

Quelle für Grundzahlen: EU 


Veränderung der konjunkturbereinigten Sozialabgaben- 
quote lassen sich deutliche Unterschiede feststellen: Bei 
erfolgreicher Konsolidierung stieg die Quote lediglich 
um 0,3 Prozentpunkte, bei nicht erfolgreicher Konsoli- 
dierung jedoch um doppelt so viel. 

Mit Blick auf die neben dem Primärdefizit betrachteten 
Teilpositionen des Budgets gehen auch die Budgetkom- 
ponenten der Einnahmeseite und die Quote der gesam- 
ten Ausgaben als konjunkturbereinigte Größen ein. Nur 
für die einzelnen Ausgabenkomponenten sind keine 
Elastizitäten veröffentlicht, mit denen eine entspre- 
chende Konjunkturbereinigung möglich wäre. 

Angesichts der Tatsache, dass keine universell überle- 
gene Methode der Konjunkturbereinigung existiert, 


wurde als Test auf die Robustheit der Ergebnisse die 
Analyse zusätzlich mit konjunkturbereinigten Daten der 
OECD durchgeführt. Die Identifikation der jeweiligen 
Konsolidierungsperioden unterscheidet sich kaum zwi- 
schen beiden Methoden, und auch die grundsätzlichen 
Aussagen über die Unterschiede in der Struktur zwi- 
schen erfolgreichen und erfolglosen Konsolidierungen 
bleiben hiervon unberührt. 

Die Tatsache, dass einnahmeseitige Konsolidierungen 
weniger von dauerhaftem Erfolg gekrönt sind, bedarf ei- 
niger qualifizierender Anmerkungen: Konsolidierungen 
durch höhere Steuereinnahmen werden hier über einen 
Anstieg der Steuerquoten erfasst. Diese sind jedoch für 
die Effizienzwirkungen des Steuersystems nicht unbe- 
dingt aussagekräftig (Ziffer 520). So ist es prinzipiell 
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Tabelle 81 


Veränderung einnahmeseitiger und ausgabenseitiger Größen 
in Konsolidierungsphasen'* im Euro-Raum^’ im Zeitraum 1970 bis 2002 


Veränderung 

Konsolidierung 

Mittelwert 

Median 

Standard- 

abweichung 

Beobach- 

tungen 

(Anzahl) 

Prozentpunkte 

Konjunkturbereinigte Primärsaldenquote 

erfolgreich 

2,79 

2,55 

1,04 

17 


nicht erfolgreich 

2,92 

2,53 

1,11 

18 

Konjunkturbereinigte Einnahmequote 

erfolgreich 

1,49 

1,55 

1,22 

17 


nicht erfolgreich 

3,02 

2,66 

1,85 

18 

Quote der konjunkturbereinigten 

erfolgreich 

0,68 

0,74 

0,63 

17 

direkten Steuern 

nicht erfolgreich 

0,84 

0,68 

1,13 

18 

Quote der konjunkturbereinigten 

erfolgreich 

0,26 

0,16 

0,45 

17 

indirekten Steuern 

nicht erfolgreich 

0,89 

0,90 

0,43 

18 

Quote der konjunkturbereinigten 

erfolgreich 

0,31 

0,38 

0,41 

17 

Sozialabgaben 

nicht erfolgreich 

0,61 

0,62 

0,64 

18 

Konjunkturbereinigte Ausgabenquote 

erfolgreich 

-1,03 

-0,89 

1,55 

17 


nicht erfolgreich 

0,42 

0,33 

1,41 

18 

Quote der öffentlichen Investitionen 

erfolgreich 

-0,30 

-0,22 

0,34 

17 


nicht erfolgreich 

-0,30 

-0,23 

0,35 

18 

Quote der monetären Sozialleistungen 

erfolgreich 

0,09 

0,17 

0,43 

17 


nicht erfolgreich 

0,42 

0,32 

0,50 

18 

Quote der Arbeitnehmerentgelte des 

erfolgreich 

-0,24 

-0,18 

0,34 

17 

Staates 

nicht erfolgreich 

0,18 

0,13 

0,51 

18 

Quote des staatlichen Konsums, 

erfolgreich 

-0,38 

-0,35 

0,51 

17 

ohne Arbeitnehmerentgelte 

nicht erfolgreich 

0,12 

0,01 

0,77 

18 

Quote der öffentlichen Subventionen 

erfolgreich 

-0,05 

-0,02 

0,17 

17 


nicht erfolgreich 

-0,03 

-0,05 

0,31 

18 


1) Zur Definition erfolgreicher/nicht erfolgreicher Konsolidierung siehe Tabelle 80, Fußnote 1. Da für die einzelnen Ausgabenkomponenten 
(mit Ausnahme der Gesamtausgaben) keine konjunkturbereinigten Werte existieren, werden die nicht konjunkturbereinigten Quoten ver- 
wendet. - 2) Ohne Luxemburg. 


Quelle für Grundzahlen: EU 


nicht möglich, die Erhöhung der Steuerquote im Konso- 
lidierungsprozess in diejenigen Einnahmezuwächse zu 
zerlegen, die sich aufgrund einer Verbreiterung der Be- 
messungsgrundlage bei unveränderten Steuersätzen er- 
geben, und denjenigen, die auf originäre Steuersatzerhö- 
hungen zurückgehen. Eine Einnahmeerhöhung durch 
Verbreiterung der Bemessungsgrundlage ist aber unter 
Wachstumsgesichtspunkten vorteilhafter als eine Steuer- 
satzerhöhung. Die Tatsaehe, dass die bedeutendsten Un- 
terschiede zwischen erfolglosen und erfolgreichen Kon- 
solidierungen bei den Veränderungen der Einnahmen aus 
indirekten Steuern zu beobachten sind, spricht zudem 
dafür, dass der negative Effekt der Einnahmeseite primär 
durch Steuersatzerhöhungen erklärbar ist. Denn der An- 
teil der gestiegenen Einnahmen aus indirekten Steuern, 
der auf Erhöhungen des Steuersatzes beruht, dürfte in 
der Regel höher sein als derjenige einer Einnahmezu- 
nahme der direkten Steuern. 


808. Erfolgreiche Anpassungen zeichnen sich zudem 
dadurch aus, dass die öffentlichen Ausgaben in Relation 
zum nominalen Produktionspotential gesenkt werden 
- im Mittel um 1 Prozentpunkt -, während sie bei nieht 
erfolgreichen Konsolidierungen sogar um durchschnitt- 
lich 0,4 Prozentpunkte ansteigen. Innerhalb der einzelnen 
Komponenten zeigen sich insbesondere beim Staatskon- 
sum und den monetären Sozialleistungen deutliche Un- 
terschiede hinsichtlich der Konsolidierungsbemühungen. 
Da diese Ausgabenkomponenten ein hohes Gewieht ha- 
ben, sind sie für eine erfolgreiche Konsolidierung auf der 
Ausgabenseite von großer Bedeutung. Die Quote der Ge- 
haltsbestandteile nimmt bei erfolgreichen Konsolidierun- 
gen im Schnitt um 0,2 Prozentpunkte, die des Staatskon- 
sums ohne Arbeitnehmerentgelte um 0,4 Prozentpunkte 
ab, während es bei erfolglosen Konsolidierungen zu An- 
stiegen um 0,2 Prozentpunkte beziehungsweise 0,1 Pro- 
zentpunkte kommt. Zwar wird die Quote der monetären 
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Sozialleistungen bei Konsolidierungen im Durchschnitt 
nicht gesenkt, jedoch ist der Anstieg bei erfolgreichen 
Konsolidierungen mit 0,1 Prozentpunkten geringer als 
bei nicht erfolgreichen Anpassungen mit 0,4 Prozent- 
punkten. Demgegenüber liegt der Rückgang der Quote 
der öffentlichen Investitionen während Konsolidierungen 
bei 0,3 Prozentpunkten, unabhängig davon, ob diese Pha- 
sen als erfolgreich oder erfolglos eingestuft werden. 
Keine Unterschiede zeigen sich auch bei den Subventio- 
nen, deren Quote in Konsolidierungsphasen nahezu kon- 
stant bleibt. 

Die Ergebnisse zeigen zudem, dass in den identifizierten 
Konsolidierungsphasen die öffentlichen Subventionen 
nur zu einem sehr geringen Teil zum Konsolidierungser- 
folg beigetragen haben. Hierbei gilt es allerdings zu be- 
achten, dass in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen der Subventionsbegriff erheblich enger definiert 
ist als in der aktuellen Diskussion um den Subventions- 
abbau. Die öffentlichen Subventionen gemäß den Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (ESVG 1995) um- 
fassen lediglich laufende staatliche Zahlungen an 
gebietsansässige Produzenten, die den Umfang der Pro- 
duktion dieser Einheiten, ihre Verkaufspreise oder die 
Entlohnung der Produktionsfaktoren beeinflussen. Sie 
machten im Jahr 2002 in Deutschland rund 30 Mrd Euro 
aus, ein Betrag, der deutlich unter dem liegt, der im Sub- 
ventionsbericht der Bundesregierung ausgewiesen ist. 

809 . Im Kern lautet die Botschaft dieser deskriptiven 
Analyse: Über den Erfolg oder Misserfolg einer Konsoli- 
dierungsstrategie entscheidet nicht das Ausmaß der An- 
passung, sondern vielmehr die Struktur des Konsolidie- 
rungsprozesses. Einnahmeseitige Strategien versprechen 
weniger Erfolg als ein Vorgehen, das zugleich entschie- 
den die wesentlichen Ausgabenkategorien einbezieht. 
Auf der Ausgabenseite sind es insbesondere die Katego- 
rien Staatsverbrauch und monetäre Sozialleistungen, die 
erfolgreiche von erfolglosen Konsolidierungen unter- 
scheiden. 

Konsolidierung und nicht-keynesianische Effekte 

810 . Neben der Frage, welche Merkmale in der Zusam- 
mensetzung des Konsolidierungsmixes eine erfolgreiche 
von einer erfolglosen Anpassung unterscheiden, ist auch 
von Interesse, welche Rolle die makroökonomischen 
Rahmenbedingungen spielen. Sollten ambitionierte Kon- 
solidierungen mehrheitlich in einem expansiven Umfeld 
begonnen werden beziehungsweise gemäß dem Dauer- 
haftigkeitskriterium erfolgreiche Konsolidierungen sich 
von den weniger nachhaltigen Konsolidierungen durch 
deutlich günstigere konjunkturelle Ausgangsbedingun- 
gen unterscheiden, spräche dies dafür, dass nicht so sehr 
die Frage, ob über die Einnahme- oder die Ausgabenseite 
konsolidiert wird, relevant ist, sondern vielmehr, wann 
eine ehrgeizige Konsolidierung eingeleitet wird. In die- 
sem Zusammenhang ist ebenfalls bedeutsam, welche ge- 
samtwirtschaftlichen Auswirkungen eine ehrgeizige 
Rückführung des Defizits hat. Denn als ein Standardar- 
gument gegen eine kontraktive Finanzpolitik werden de- 
ren vermeintlich negative kurzfristige Folgen angeführt; 
eine Konsolidierung sollte danach, wenn überhaupt, nur 


in einem unproblematischen gesamtwirtschaftlichen 
Umfeld durchgeführt werden. 

811 . Mit Blick auf die gesamtwirtschaftlichen Bedin- 
gungen zu Beginn einer ambitionierten Konsolidie- 
rungsphase kann die Hypothese der erfolgreichen 
„Schönwetterkonsolidierung“ abgelehnt werden. Das 
konjunkturelle Umfeld vor und während erfolgreichen 
Anpassungen war regelmäßig schlechter als im Durch- 
schnitt der gesamten Stichprobe. Gleiches gilt für die 
Privaten Konsumausgaben und die Ausrüstungsinvesti- 
tionen (Tabelle 82). Dies deutet darauf hin, dass insbe- 
sondere dann eine erfolgreiche Konsolidierung in An- 
griff genommen wurde, wenn sich die öffentlichen 
Haushalte in einer kritischen Situation befanden. Die 
kurz- bis mittelfristige Entwicklung nach Abschluss der 
Konsolidierungsphase zeigt, dass eine dauerhafte Erhö- 
hung der Primärsaldenquote keine Verschlechterung des 
Bruttoinlandsprodukts und seiner wesentlichen Verwen- 
dungsaggregate zur Folge hat. Im Gegenteil: Die Zu- 
nahme der Produktion, des Konsums und der Investitio- 
nen beschleunigt sich, verglichen mit der Entwicklung 
zu Beginn der Konsolidierung. Ähnliches gilt auch für 
eine nicht nachhaltige Konsolidierung, hierbei ist der 
Beschleunigungseffekt im Regelfall allerdings nicht so 
ausgeprägt. 

Zudem kommt es bei erfolgreichen Konsolidierungen 
während der Anpassungsphasen nicht zu dem vielfach 
mit einem solch kontraktiven Impuls assoziierten Ein- 
bruch der gesamtwirtschaftlichen Aktivität. Einzig die 
privaten Ausrüstungsinvestitionen gehen während der 
Anpassungsphasen im Durchschnitt leicht zurück, kön- 
nen diese Kontraktion aber mit der expansiven Entwick- 
lung in den nachfolgenden Jahren mehr als wettmachen. 

Inwiefern eine Konsolidierung eine noch bessere kon- 
junkturelle Entwicklung verhindert hat, lässt sich aus 
dieser deskriptiven Analyse abschließend nicht beant- 
worten. Allerdings kann der Vergleich der gesamtwirt- 
schaftlichen Rahmendaten vor, während und nach Kon- 
solidierungsphasen mit denjenigen in normalen Zeiten 
zumindest einen Hinweis darauf geben, ob solche nicht- 
keynesianischen Effekte möglich sind. Die beobachtba- 
ren Konsolidierungen wurden vornehmlich in den klei- 
neren Ländern des Euro-Raums vorgenommen. Mit 
Blick auf die gegenwärtigen „Problemfälle“ in der An- 
wendung des Stabilitäts- und Wachstumspakts steht da- 
mit der Testfall auf die gesamtwirtschaftlichen Auswir- 
kungen einer ambitionierten Konsolidierungsstrategie 
noch aus. 

812 . Die Entwicklung der Beschäftigung und der Ar- 
beitslosigkeit vor Beginn einer erfolgreichen Konsoli- 
dierung korrespondiert mit dem festgestellten schwa- 
chen gesamtwirtschaftlichen Umfeld. Hier kommt es 
allerdings erst mit einer gewissen Verzögerung zu einer 
Verbesserung im Beschäftigungsaufbau. Während und 
unmittelbar nach der Konsolidierungsphase ist die Be- 
schäftigung leicht rückläufig beziehungsweise stagnie- 
rend. Dies ist bei nicht erfolgreichen - also, wie sich ge- 
zeigt hat, bei stärker einnahmeseitig ansetzenden - 
Konsolidierungen nicht der Fall, worin sich möglicher- 
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Tabelle 82 


Veränderung von gesamtwirtschaftlichen Rahmendaten vor, während und 
nach Konsolidierungsphasen in den Ländern des Euro-Raums'* 



Veränderung 

Durchschnitt- 
lichjährliche 
Veränderung 
in den 3 Jah- 
ren nach der 

Nach- 

richtlich: 

gesamte 

Stich- 

probe 

im Jahr 

vor der 

während 

der 

im Jahr 

nach der 

Konsolidierungsphase’* 

er- 

folg- 

reich 

nicht 

erfolg- 

reich 

er- 

folg- 

reich 

nicht 

erfolg- 

reich 

er- 

folg- 

reich 

nicht 

erfolg- 

reich 

er- 

folg- 

reich 

nicht 

erfolg- 

reich 

Bruttoinlandsprodukt’* 

Mittelwert 

1,0 

2,8 

1,6 

0,4 

2,4 

2,5 

2,7 

3,4 

2,8 


Median 

0,9 

2,5 

1,6 

0,6 

2,1 

2,6 

2,7 

2,8 

2,8 

Privater Konsum’* 

Mittelwert 

0,7 

2,6 

1,5 

1,5 

2,3 

3,3 

2,3 

3,3 

2,7 


Median 

1,3 

2,6 

2,0 

2,5 

2,3 

2,9 

2,2 

3,4 

2,7 

Ausrüstungsinvestitionen’* 

Mittelwert 

1,0 

1,4 

-0,3 

-0,1 

4,3 

1,7 

5,3 

5,7 

3,3 


Median 

1,5 

1,3 

-0,3 

3,3 

5,5 

4,0 

3,5 

5,8 

4,3 

Zivile Beschäftigung** 

Mittelwert 

0,4 

0,4 

-0,4 

0,4 

0,0 

0,7 

1,0 

1,1 

0,7 


Median 

0,3 

-0,1 

-0,1 

0,2 

-0,2 

0,2 

1,0 

1,0 

0,6 

Arbeitslosenquote'** 

Mittelwert 

0,4 

0,5 

0,6 

0,3 

0,4 

0,3 

0,0 

-0,2 

0,1 


Median 

0,1 

0,3 

0,4 

0,1 

0,4 

0,2 

0,0 

-0,2 

0,1 

Schuldenstandsquote''* 

Mittelwert 

7,1 

2,9 

3,8 

2,5 

1,3 

1,8 

0,3 

2,5 

1,3 


Median 

5,7 

2,3 

3,4 

3,2 

1,2 

1,8 

-0,4 

2,4 

1,0 

Realer Kurzfristzins''* 

Mittelwert 

-0,6 

0,8 

0,1 

-0,5 

-0,6 

2,6 

-0,2 

0,5 

0,0 


Median 

0,0 

2,4 

0,0 

-0,1 

-0,4 

2,6 

-0,4 

0,1 

-0,2 

Realer Langffistzins''* 

Mittelwert 

0,1 

0,5 

0,0 

-0,9 

-0,1 

3,2 

-0,3 

0,3 

0,0 


Median 

0,4 

0,1 

-0,7 

-0,2 

-0,1 

3,7 

-0,4 

0,2 

0,0 

Realer effektiver Wechselkurs’* 

Mittelwert 

1,4 

1,6 

-2,0 

1,9 

0,9 

-1,7 

0,6 

0,5 

0,1 


Median 

2,2 

1,9 

-0,2 

1,7 

0,3 

-0,9 

0,8 

1,9 

0,4 


1) Ohne Luxemburg. - 2) Zur Definition erfolgreicher/nicht erfolgreicher Konsolidierung siehe Tabelle 80, Fußnote 1.-3) Veränderung in vH. - 
4) Veränderung in Prozentpunkten. 

Quelle für Grundzahlen: EU 


weise die Unterschiede in der öffentlichen Beschäfti- 
gung spiegeln: So verringern erfolgreiche Konsolidie- 
rungen den Anteil der Arbeitnehmerentgelte im 
Staatskonsum, während dies einnahmeseitige Strategien 
nicht tun. 

813 . Das empirisch beobachtbare gesamtwirtschaftli- 
che Umfeld wird neben der Finanzpolitik auch von an- 
deren Faktoren beeinflusst. Insbesondere die Geldpolitik 
und die außenwirtschaftlichen Rahmenbedingungen sind 
hier zu nennen. Deren Effekte werden über den realen 
Kurzfristzins (auf Basis des Deflators des Bruttoinlands- 
produkts) und den realen effektiven Wechselkurs, das 
heißt einen handelsgewichteten Durchschnitt der Wech- 
selkurse gegenüber jeweils 22 Industrieländern (auf Ba- 
sis der Verbraucherpreise) erfasst. Im Vorfeld erfolgrei- 
cher Konsolidierungen kommt es zu einem leichten 


Absinken des kurzfristigen Realzinses, das sich auch 
nach den Anpassungsperioden fortsetzt. Demgegenüber 
kommt es im Gefolge nicht nachhaltiger Konsolidie- 
rungsperioden im Mittel zu einem Realzinsanstieg. Dies 
deutet darauf hin, dass möglicherweise die Geldpolitik 
bei erfolgreichen Konsolidierungen eine akkommodie- 
rende Rolle gespielt hat. Allerdings ist der Realzinsef- 
fekt von quantitativ untergeordneter Bedeutung, so dass 
die entlastenden Impulse von der monetären Seite für die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung eine eher begrenzte 
Rolle gespielt haben dürften. Weniger einheitlich ist das 
Bild für den außenwirtschaftlichen Einfluss: Zwar kam 
es während erfolgreicher Anpassungsperioden zu einer 
realen Abwertung, dieser entlastende Effekt setzte sich 
jedoch nicht fort. Bei erfolglosen Konsolidierungsperio- 
den kam es unmittelbar im Anschluss zu einer Abwer- 
tung, die in der Folge aber ebenso wenig anhielt. Dieses 
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heterogene Bild spricht dafür, dass der Einfluss des 
Wechselkurses nicht prägend für die betrachteten Perio- 
den fiskalischer Anpassung war. 

814 . Theorien der nicht-keynesianischen Effekte stel- 
len die kritische Rolle des Zustands der öffentlichen 
Haushalte vor Beginn einer Konsolidierung in das Zen- 
trum ihrer Erklärungen, warum es nicht zu kontraktiven 
Folgen einer restriktiven Politik kommt. Die beobacht- 
bare Entwicklung der Schuldenstandsquote in den Län- 
dern des Euro-Raums vor Beginn einer Anpassungsperi- 
ode, insbesondere einer erfolgreichen, unterstützt diese 
Erklärung: So nahm im Jahr vor erfolgreichen Konsoli- 
dierungen der Verschuldungsgrad um mehr als sieben 
Prozentpunkte zu, und auch bei den nicht dauerhaft er- 
folgreichen Phasen ist der Zuwachs noch mehr als dop- 
pelt so groß wie im gesamten Stichprobenmittel. Erfolg- 
reichen Konsolidierungen gelingt jedoch mittelfristig 
eine Stabilisierung der Schuldenstandsquote. 

815 . Die Analyse der Konsolidierungsperioden in den 
EWU-Ländem zeigt ein Bild, dass das traditionelle key- 
nesianische Erklärungsmuster der Effekte einer restrikti- 
ven Finanzpolitik qualifiziert. Die beobachtbaren fiska- 
lischen Anpassungen haben im Durchschnitt nicht die 
befürchteten makroökonomischen Auswirkungen ge- 
habt, vielmehr lassen sich Hinweise auf nicht-keynesia- 
nische Reaktionen finden. Die identifizierten Konsoli- 
dierungsphasen bilden hierbei Zeiträume einer 
erheblichen fiskalischen Anpassung ab, so dass sich die 
Vermutung eines nichtlinearen Effekts der Finanzpolitik 
aufdrängt. Eine empirische Schätzung bestätigt dies. Die 
Trennung in keynesianische versus nicht-keynesianische 
Effekte lässt sich hierbei am klarsten anhand der Aus- 
wirkungen auf die Privaten Konsumausgaben untersu- 
chen. In Reaktion auf eine Erhöhung der Staatsausgaben 
impliziert die keynesianische Theorie über den Multipli- 
katoreffekt einen Konsumanstieg, wohingegen nach ei- 
ner Erhöhung der Staatseinnahmen ein negativer Effekt 
auf den privaten Verbrauch folgen sollte. In einer Panel- 
schätzung mit der Veränderungsrate der Privaten Konsu- 
mausgaben als erklärter Variable und dem Zuwachs des 
Bruttoinlandsprodukts, der Veränderung der Staatsaus- 
gabenquote sowie der Veränderung der Einnahmequote 
als erklärenden Größen findet sich dieser postulierte 
Wirkungszusammenhang (Tabelle 83). 

Es handelt sich hierbei wiederum um eine Panelschät- 
zung unter Verwendung eines gewichteten zweistufigen 
Kleinste-Quadrate-Verfahrens mit fixen Effekten. Die er- 
klärenden Variablen, die Veränderung der öffentlichen 
Einnahme- und Ausgabenquoten sowie deren mit einer 
Dummy-Variablen für Konsolidierungsphasen multipli- 
zierte Werte, werden mittels der verzögerten öffentlichen 
Einnahme- und Ausgabenquoten sowie der Output-Lü- 
cke der Vereinigten Staaten instrumentiert. Die Quoten 
der staatlichen Einnahmen und Ausgaben gehen nicht 
konjunkturbereinigt in die Regression ein. 

Eine um einen Prozentpunkt kräftigere Erhöhung der 
Staatsausgabenquote verstärkt die Zuwachsrate des pri- 
vaten Konsums im gleichen Jahr um rund 0,5 Prozent- 
punkte. Umgekehrt verringert eine analoge kräftigere 


Tabelle 83 


Panelschätzung nicht-keynesianischer Effekte 
auf die Zuwachsrate des privaten Konsums" 


Veränderung des Bruttoinlandsprodukts 

1,09 ** 
(10,72) 

Veränderung der Ausgabenquote 

0,52 ** 
(3,88) 

Veränderung der Einnahmequote 

-0,41 (*) 
(-1,70) 

Dummy für Konsolidierung 

-0,76 (*) 

(Ausgabenquote)^) 

(-1,91) 

Dummy für Konsolidierung 

1,00 (*) 

(Einnahmequote)^) 

(1.88) 


1) Instrumente: Verzögerte staatliche Einnahme- und Ausgabenquo- 
ten, Output-Lücke der Vereinigten Staaten. Weitere Einzelheiten zum 
Schätzverfahren siehe Ziffern 797 und 815.-2) Dummy (gleich 1 in 
Konsolidierungsphase) multipliziert mit der Veränderung der Aus- 
gaben- beziehungsweise Einnahmequote. 

(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10%-, 5%- beziehungsweise 
1%-Niveau an. In Klammem: t -Statistik. 

Erhöhung der Einnahmequote den Konsumzuwachs um 
0,4 Prozentpunkte. Diese Größenordnung entspricht 
auch in etwa derjenigen aktueller empirischer Studien, 
deren Ergebnisse mit vektorautoregressiven Ansätzen 
oder durch eine Simulation in makroökonometrischen 
Modellen hergeleitet werden. Diese quantitativen Ef- 
fekte realisieren sich in „normalen Zeiten“. Berücksich- 
tigt man die identifizierten Perioden einer erheblichen 
fiskalischen Konsolidierung über entsprechende Interak- 
tionsdummies, die in diesem Fall den Wert eins anneh- 
men, für die staatlichen Ausgaben- und Einnahmequo- 
ten, dann ergeben sich deutliche Unterschiede in den 
finanzpolitischen Multiplikatoren. Die Koeffizienten der 
mit den Dummy- Variablen multiplizierten Veränderun- 
gen der Quoten haben das umgekehrte Vorzeichen, sind 
auf dem 10 %-Niveau signifikant und absolut größer als 
die Koeffizienten der Quotenveränderungen ohne Unter- 
scheidung nach Konsolidierungsphasen. Der Gesamtef- 
fekt ergibt sich in diesem Fall durch Addition des Koef- 
fizienten für „normale Zeiten“ sowie des entsprechenden 
Koeffizienten mit der Dummy- Variable, der den zusät- 
zlichen Effekt während Konsolidierungsphasen angibt. 
In Konsolidierungsphasen kehren sich die Multiplikator- 
effekte um, das heißt, nicht-keynesianische Effekte 
dominieren.^) Ähnliche Befunde zu möglichen nichtline- 
aren Effekten finanzpolitischer Maßnahmen in Abhän- 


Durchgeführte Spezifikationstests der geschätzten Gleichung bezüg- 
lich der verwendeten Instrumente bestätigen dieses Bild: Die Be- 
rücksichtigung der entsprechenden Konsolidierungsphasen führt im- 
mer zu einer deutlichen Verringerung der Multiplikatoreffekte von 
Staatsausgaben und Staatseinnahmen. Allerdings überkompensieren 
die nicht-keynesianischen Effekte nicht in allen Fällen die „norma- 
len“ Multiplikatoren 
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gigkeit von finanzpolitischen Regimes finden sich auch 
in anderen Studien jüngeren Datums, die allerdings ei- 
nen breiteren Länderkreis als den der EWU-Staaten be- 
trachten (Giavazzi et ah, 2000; Afonso, 2001). 

Finanzpolitik und Wirtschaftswachstum 

816 . Über die kurzfristigen Wirkungen der Finanzpoli- 
tik auf das makroökonomische Umfeld hinaus sind ihre 
langfristigen Wirkungen auf das Wachstum von Belang. 
Der Stabilitäts- und Wachstumspakt soll neben seiner 
Funktion als „Sicherheitsnetz“ für die Unabhängigkeit 
der Notenbank auch die Voraussetzungen für ein nach- 
haltiges Wirtschaftswachstum in den Mitgliedsländern 
der Europäischen Union schaffen. Stand noch im Vorfeld 
der dritten Stufe der Währungsunion das Ziel der Kon- 
fliktvermeidung zwischen supranationaler Geldpolitik 
und einer weiterhin nationalen Finanzpolitik im Mittel- 
punkt der öffentlichen Diskussion, so wurde in den ver- 
gangenen Jahren stärker die Wachstumsdimension des 
Pakts betont. Mit dem Lissabon-Prozess hat die Europäi- 
sche Union das Ziel verbunden, am Ende dieses Jahr- 
zehnts zu einer der dynamischsten Wirtschaftsregionen 
avanciert zu sein. In diesem Rahmen wird der Finanzpo- 
litik eine wichtige Rolle zugewiesen. 

817 . Der Einfluss der Finanzpolitik auf die mittelfristi- 
gen bis langfristigen Wachstumsaussichten ist trotz eines 
zu beobachtenden verstärkten Interesses an den Zusam- 
menhängen zwischen Wirtschaftswachstum und Institu- 
tionen sowohl aus theoretischer als auch aus empirischer 
Sicht bislang nicht eindeutig geklärt. Aus theoretischer 
Sicht herrscht keine Einmütigkeit darüber, ob finanzpoli- 
tische Maßnahmen einen andauernden Effekt auf die 
langfristige Wachstumsrate einer Volkswirtschaft haben, 
wie Vertreter der endogenen Wachstumstheorie behaup- 
ten, oder ob die Wirkungen sich „lediglich“ auf das lang- 
fristige Niveau der Produktion beschränken, allerdings 
mit in der Übergangsphase an das neue Gleichgewicht 
durchaus über einen längeren Zeitraum einhergehenden 
Wachstumsrateneffekten. Da beide Ansätze in der kurzen 
bist mittleren Frist veränderte Wachstumsraten Vorhersa- 
gen, lässt sich diese theoretische Kontroverse aus empiri- 
scher Sicht nur schwer entscheiden (Jones, 1995; Rö- 
mern de Avila und Strauch, 2003). Darüber hinaus wird 
in der empirischen Literatur teilweise die Gültigkeit ei- 
nes jeglichen Effekts der Finanzpolitik auf das Wirt- 
schaftswachstum bestritten (Agell et ab, 1997; kontro- 
vers dazu Fölster und Henreksson, 1999). 

818 . In empirischen Arbeiten zum Einfluss finanzpoli- 
tischer Maßnahmen auf das Wirtschaftswachstum hat in 
den vergangenen Jahren auch hier der Einsatz von Panel- 
methoden gegenüber reinen Querschnittsmethoden an 
Gewicht gewonnen: Zum einen können damit neben der 
reinen Querschnittsdimension auch Zeitreiheninformati- 
onen genutzt werden; zum anderen beseitigt eine Panel- 
schätzung eine Reihe methodischer Probleme der Quer- 
schnittsstudien. Für die folgenden Schätzungen wird, 
wie in der Literatur weitgehend üblich, auf Fünfjahres- 
durchschnitte zurückgegriffen, um die Ausschaltung 
konjunktureller Einflüsse sicherzustellen. Geschätzt 
wird der Wachstumseinfluss der Finanzpolitik in einem 


dynamischen Panel mit der Wachstumsrate des Bruttoin- 
landsprodukts je Einwohner im erwerbsfähigen Alter als 
erklärter Variable und einer Reihe exogener finanzpoliti- 
scher Größen als erklärende Variablen. Fixe Effekte tra- 
gen der länderspezifischen Fleterogenität Rechnung. Als 
Instrumente werden hier die zeitverzögerten Niveaus der 
erklärenden Variablen genutzt (JG 2002 Ziffern 594 ff). 

819 . Die Ergebnisse der Panelregressionen belegen ei- 
nen signifikanten Einfluss sowohl der Finanzierungs- 
seite als auch der Ausgabenseite auf das Wachstum 
(Tabelle 84). Eine Verringerung der Einnahmequote so- 
wie eine Erhöhung des Finanzierungssaldos wirken in 
der Spezifikation der Finanzierungsseite wachstumsfor- 
derlich. Wird die Ausgabenquofe gekürzt, so hat auch 
dies positive Effekte auf das Wachstum. Der Koeffizient 
ist sogar auf einem deutlich höheren Niveau signifikant 
verschieden von null als die Koeffizienten der finanzie- 
rungsseitigen Komponenten. Demgegenüber ist der Fi- 
nanzierungssaldo in der Spezifikation der Ausgabenseite 
nicht signifikant. 

Tabelle 84 


Der Einfluss der staatlichen Einnahmen 
und Ausgaben auf das Wachstum'* 


Variable 

Finanzie- 

rungsseite 

Ausgaben- 

seite 

Veränderung des Bruttoin- 

0,23 (*) 

0,27 * 

landsprodukts - verzögert 

(1,89) 

(2,39) 

Einnahmen, insgesamt 

-0,23 * 
(-2,59) 


Ausgaben, insgesamt 


-0,31 ** 
(-3,51) 

F inanzierungssaldo 

0,51 ** 

-0,15 


(2,82) 

(-0,55) 


1) Veränderung des Bruttoinlandsprodukts je erwerbsfähigen Einwoh- 
ner (im Alter von 15 bis 64 Jahren) in Ländern des Euro-Raums (ohne 
Luxemburg). Zugrunde gelegter Zeitraum: 1970 bis 2002. Die erkläre- 
nden finanzpolitischen Variablen gehen als Veränderung ihres Anteils 
am nominalen Bruttoinlandsprodukt ein. Alle abhängigen Variablen 
sind logarithmiert (Ausnahme: Finanzierungssaldo). Zusätzlich - hier 
nicht aufgeflihrt - gehen ein Zeittrend und ein Dummy für die deutsche 
Vereinigung (1990 bis 1994) in die Regression ein. Instrumente: Ver- 
zögerte Niveaus der erklärenden Variablen (Verzögerung t -2). Weitere 
Einzelheiten zum Schätzverfahren siehe Ziffern 797 und 815. 

(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10%-, 5%- beziehungsweise 
1%-Niveau an. In Klammem: t -Statistik. 

Um ZU überprüfen, woher dieser negative Effekt der Fi- 
nanzpolitik rührt, wird der Einfluss der einzelnen Ein- 
nahme- und Ausgabenkomponenten auf das Wachstum 
geschätzt (Tabelle 85, Seite 454). Von den verschiede- 
nen Einnahmekomponenten erweisen sich die indirekten 
Steuern und die Sozialabgaben als signifikant negativ, 
für die direkten Steuern lässt sich keine signifikante Be- 
ziehung erkennen. Dieser empirische Befund wird auch 
von anderen Studien geteilt (Romero de Avila und 
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Tabelle 85 


Der Einfluss ausgewählter staatlicher Einnahme- 
und Ausgabenkomponenten auf das Wachstum'* 


Variable 

Einnahme- 

Ausgaben- 

komponenten 

Veränderung des Brutto in- 
landsprodukts - verzögert 

0,34 ** 
(3,33) 

0,33 * 
(2,37) 

Direkte Steuern 

0,02 

(0,57) 


Indirekte Steuern 

-0,13 (*) 
(-1,84) 


Sozialabgaben 

-0,32 ** 
(-4,78) 


Monetäre Sozialleistungen 


-0,16 * 
(-2,15) 

Öffentliche Investitionen 


0,10 ** 
(3,31) 

Arbeitnehmerentgelte 
des Staates 


0,09 

(0,59) 

Staatskonsum, ohne 
Arbeitnehmerentgelte 


-0,20 

(-1,22) 

Subventionen 


-0,04 

(-1,44) 

Zinsausgaben 


-0,02 
(-0, 79) 

F inanzierungssaldo 

0,45 ** 
(2,81) 

0,02 

(0,07) 


1) Erläuterungen siehe Tabelle 84, Fußnote 1. 

{*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10%-, 5%- beziehungsweise 
1%-Niveauan. In Klammem: / -Statistik. 


Strauch, 2003). Allerdings ist die Insignifikanz des Ein- 
flusses der direkten Steuern darauf zurückzuführen, dass 
die wachstumsschädlichen Effekte der direkten Steuern 
primär über den Einfluss auf die Unternehmensinvestiti- 
onen wirken (JG 2002 Ziffer 606). Eine Erhöhung der 
Defizitquote beziehungsweise eine Verringerung des 
staatlichen Finanzierungsüberschusses wirkt in dieser 
Spezifikation ebenfalls signifikant negativ. Auf der Aus- 
gabenseite haben nur die monetären Sozialleistungen 
einen signifikant negativen Effekt, öffentliche Investitio- 
nen wirken langfristig positiv auf das Wachstum. Dieses 
Ergebnis verändert sich auch nicht, wenn durch die Ein- 
beziehung der Einnahmequote die Finanzierung der 
Ausgaben berücksichtigt wird. 

820 . Unabhängig von den gewählten Spezifikationen 
ergibt sich somit ein Zusammenhang zwischen finanz- 
politischen Maßnahmen und Wirtschaftswachstum: 
Nicht-produktive Staatsausgaben beeinträchtigen die 
langfristigen Wachstumsaussichten, produktive Ausga- 
ben in Form von Investitionen unterstützen das Wachs- 
tum. Der Effekt der staatlichen Einnahmeseite ist eben- 


falls negativ, allerdings weniger ausgeprägt als derjenige 
der Ausgaben. Staatliche Defizite führen zu einem nied- 
rigeren gleichgewichtigen Niveau des Bruttoinlandspro- 
dukts. Aus den empirischen Ergebnissen kann man je- 
doch nicht folgern, dass aus Wachstumsgesichtspunkten 
der staatliche Einfluss drastisch oder im Extremfall gar 
auf null zu reduzieren sei. Vielmehr hat der Umfang der 
staatlichen Tätigkeit in den Ländern der Europäischen 
Währungsunion ein Niveau erreicht, von dem aus eine 
Rückführung im Regelfall wachstumsfÖrdemd wirken 
sollte. 

Zusammenfassung 

821 . In der vorliegenden Analyse wurde eine Reihe 
kurzfristiger Aspekte der Finanzpolitik empirisch unter- 
sucht. Mit Blick auf die Reaktion der öffentlichen Bud- 
gets auf konjunkturelle Schwankungen lässt sich kein 
Hinweis auf eine im Zeitablauf abnehmende Reagibilität 
feststellen. Für die diskretionären Reaktionsmuster in 
Gestalt der konjunkturbereinigten Primärsalden ist über 
weite Zeiträume in den großen EWU-Ländem eine sig- 
nifikant prozyklische Reaktion auf Veränderungen des 
Auslastungsgrads erkennbar, die erst am aktuellen Rand 
nicht mehr vorhanden scheint. Mit Blick auf die Effekte, 
die finanzpolitische Maßnahmen in der kurzen Frist auf 
die Konjunktur haben, stützen aktuelle Studien eine key- 
nesianische Sicht. Die Frage, ob eine diskretionäre Fi- 
nanzpolitik ein wirkungsvolles Stabilisierungsinstru- 
ment darstellt, hängt aber zusätzlich von einer Reihe von 
Bedingungen ab, die im konkreten Einzelfall schwierig 
zu beurteilen sind. Dies spricht dafür, die Stabilisie- 
rungsfunktion primär den automatischen Stabilisatoren 
zuzuweisen. Die Konsolidierungserfahrungen in vielen 
Ländern der Europäischen Währungsunion zeigen zu- 
dem, dass eine diskretionäre Finanzpolitik nicht unbe- 
dingt nur keynesianische Multiplikatoreffekte auslöst. 
Vielmehr kann es in Abhängigkeit von den finanzpoliti- 
schen Rahmenbedingungen und den Erwartungen der 
Haushalte und Unternehmen auch zu nicht-keynesiani- 
schen Effekten der Finanzpolitik kommen. Darüber hin- 
aus findet die vorliegende Analyse eine empirische Be- 
stätigung für den Einfluss finanzpolitischer Maßnahmen 
auf das Wirtschaftswachstum. Sowohl die Finanzie- 
rungsseite - über Abgaben und staatliche Kreditauf- 
nahme - als auch die Ausgabenseite beeinflussen das 
langfristige Produktionsniveau. 

Literatur 

Afonso, A. (2001) Non-Keynesian Effects of Fiscal 
Policy in the EU-15, Manuskript. 

Agell, J., T. Lindh und H. Ohlsson (1997) Growth and 
the Public Sector: a critical Review Essay, European 
Journal of Political Economy, 13, 33 - 52. 

Alesina, A. und R. Perotti (1997) Fiscal Adjustments in 
OECD Countries: Composition and Macroeconomic Ef- 
fects, IMF Staff Papers, 44, 297 - 329. 




Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-455- 


Drucksache 15/2000 


Alesina, A. und R. Perotti (1995) Fiscal Expansions and 
Adjustments in OECD Economies, Economic Policy, 21, 
207 - 248. 

Ardagna, S. (2001) Fiscal Policy Composition, Public 
Debt, and Economic Activity, Public Choice, 109, 
301 -325. 

Baxter, M. und R. G. King (1993) Fiscal Policy in Gene- 
ral Equilibrium, American Economic Review, 83, 
315 -334. 

Blanchard, O. (1990) Comment on Giavazzi and Pa- 
gano, in Blanchard O. and S. Fischer (Hrsg.), NBER 
Macroeconomics Annual, Cambridge Mass., The MIT 
Press. 

Bertola, G. und A. Drazen (1993) Trigger Points and 
Budget Cuts: Explaining the Effects of Fiscal Austerity, 
American Economic Review, 83, 1170 - 1188. 

Dalsgaard, T., C. Andre, und P. Richardson (2001) Stan- 
dard Shocks in the OECD Interlink Model, OECD Eco- 
nomics Department Working Papers 306. 

Europäische Kommission (2001) European Economy, 
3/2001 

Europäische Kommission (2002) European Economy, 
3/2002. 

Europäische Kommission (2003) European Economy, 
3/2003. 

Fatäs, A. und I. Mihov (2001) The Effects of Fiscal 
Policy on Consumption and Employment: Theory and 
Evidence, Centre for Economic Policy Research Discus- 
sion Paper 2760. 

Fatäs, A. und I. Mihov (2002) The Case for Restricting 
Fiscal Policy Discretion, Centre for Economic Policy 
Research Discussion Paper 3277. 

Polster, S. und M. Henrekson (1999) Growth and the 
Public Sector: a Critique of the Critics, European Jour- 
nal of Political Economy, 15, 337-358. 

Polster, S. und M. Henrekson (2001) Growth Effects of 
Government Expenditure and Taxation in Rieh Coun- 
tries, European Economic Review, 45, 1501 - 1520. 

Gali, J. und R. Perotti (2003) Fiscal Policy and Mone- 
tary Integration in Europe, Centre for Economic Policy 
Research Working Paper 3933. 


Gasche, M. (2003) Dynamische Fiskalpolitik — Makroö- 
konomische Wirkungen der Fiskalpolitik in einem Real 
Business Cycle-Modell, Frankfurt am Main, Lang. 

Giavazzi, F., T. Jappelli und M. Pagano (2000) Sear- 
ching for Non-Linear Effects of Fiscal Policy: Evidence 
from Industrial and Developing Countries, European 
Economic Review, 44, 1259 - 1289. 

Giavazzi, F. und M. Pagano (1990) Can Severe Fiscal 
Contractions be expansionary? Tales of two small Euro- 
pean Countries, in Blanchard O. and S. Fischer (Hrsg.), 
NBER Macroeconomics Annual, Cambridge Mass., The 
MIT Press. 

Hemming, R., M. Keil und S. Mahfouz (2002) The Ef- 
fectiveness of Fiscal Policy in Stimulating Economic Ac- 
tivity - A Review of the Literature, IMF Working 
Paper 02/208. 

Höppner, F. (2001) A VAR Analysis of the Effects of Fis- 
cal Policy in Germany, Universität Bonn. 

Jones, C. I. (1995) Time Series Properties of Endoge- 
nous Growth Models, Quarterly Journal of Economics, 
110, 495-525. 

Mountford, A. und H. Uhlig (2002) What are the Effects 
of Fiscal Policy Shocks?, Centre for Economic Policy 
Research Working Paper 3338. 

Perotti, R. (2002) Estimating the Effects of Fiscal Policy 
in OECD Countries, ECB Working Paper 168. 

Ramey, V. und M. D. Shapiro (1999) Costly Capital Re- 
allocation and the Effects of Government Spending, Car- 
negie-Rochester Conference Series on Public Policy, 48, 
1145- 1194. 

Romero de Ävila, D. und R. Strauch (2003), Public Fi- 
nances and Long-Term Growth in Europe - Evidence 
from a Panel Data Analysis, ECB Working Paper 246. 

Scheremet, W. (2001) Automatische Stabilisatoren, fis- 
kalpolitische Schocks und Konjunktur: Eine verglei- 
chende SVAR-Analyse für Deutschland und die USA, 
Frankfurt am Main, Lang. 

van den Noord, P. (2000) The Size and Role of Automatic 
Fiscal Stabilisers in the 1990s and Beyond, OECD Eco- 
nomics Department Working Papers 230. 



Drucksache 15/2000 


-456- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


IV. Verteilung der Markteinkommen und der 
Einkommensteuerschuld in Deutschland 

822 . Der Sachverständigenrat analysiert regelmäßig 
die Einkommensverteilung in der Bundesrepublik 
Deutschland (zuletzt JG 2002 Ziffern 633 ff). Im Fol- 
genden wird erstmals die primäre Einkommensvertei- 
lung in Deutschland anhand von einkommensteuerlichen 
Veranlagungsdaten untersucht. Dabei beschränkt sich 
die Untersuchung nicht auf Stichproben, deren Daten 
durch freiwillige Befragungen von Haushalten oder Per- 
sonen ermittelt wurden - solche Stichproben weisen üb- 
licherweise speziell im Bereich von Spitzeneinkom- 
mensbeziehern aufgrund geringer Fallzahlen gewisse 
Probleme bezüglich der Repräsentativität auf; vielmehr 
wird auf steuerstatistische Erhebungen zurückgegriffen, 
die insbesondere den oberen Einkommensbereich auf- 
grund des gewählten Stichprobenplans vollständig abbil- 
den. Die Untersuchung verdeutlicht, dass es zwischen 
den einzelnen Einkunftsarten teilweise erhebliche Unter- 
schiede in Bezug auf die Einkommensverteilung gibt. Im 
Hinblick auf einkommensteuerliche Abzugsbeträge wird 
allein durch die Sonderausgaben die Bemessungsgrund- 
lage stark vermindert. Ferner wird die Progressivität des 
Einkommensteuersystems anhand des Datenmaterials 
ersichtlich. 

Datenbasis 

823 . In den vergangenen Jahren wurde zur Untersu- 
chung der Einkommensverteilung auf Stichprobendaten 
des Sozio-oekonomischen Panels des Deutschen Insti- 
tuts für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, und der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des Statisti- 
schen Bundesamtes zurückgegriffen. Die damit erhalte- 
nen Verteilungsergebnisse wurden dann auf die Gesamt- 
bevölkerung hochgerechnet. Die bisherigen Analysen 
dürften weite Teile der Einkommensskala hinreichend 
gut repräsentieren. Zu vermuten ist allerdings, dass 
Haushalte oder Steuerpflichtige mit sehr hohen Einkom- 
men oder „Spitzeneinkommen“ nur unzureichend in den 
bisherigen Untersuchungen erfasst worden sind, denn 
Haushalte mit solchen Einkommen werden im Allgemei- 
nen in Befragungen, selbst bei einer Auskunftspflicht, 
nicht erreicht. 

824 . Eine Einkommensverteilung, die auch Spitzenein- 
kommensbezieher umfasst, kann mit Hilfe von prozess- 
produzierten Daten, zum Beispiel mit Daten aus der amt- 
lichen Steuerverwaltung, genauer untersucht werden. 
Das Statistische Bundesamt verfugt mit dem Ursprungs- 
datenmaterial aus den im Dreijahresturnus durchgeführ- 
ten Lohn- und Einkommensteuerstatistiken für die 
Veranlagungsjahre 1992, 1995 und 1998 über drei um- 
fangreiche Einzeldatenbestände, die zu einer - bislang 
fehlenden - umfassenden Analyse der Einkommensver- 
teilung herangezogen werden. Mit der Gründung des For- 
schungsdatenzentrums im Statistischen Bundesamt steht 
der Wissenschaft in Kürze unter anderem faktisch anony- 
misiertes Stichprobenmaterial aus der Einkommensteuer- 
statistik zur Verfügung. Die Lohn- und Einkommensteu- 
erstatistik enthält je Veranlagungsjahr rund 30 Millionen 


Steuerpflichtige. Im Fall der Zusammenveranlagung um- 
fasst ein Steuerpflichtiger zwei Steuerfalle. Somit liefert 
die Lohn- und Einkommensteuerstatistik für das 
Jahr 1998 Informationen von rund 43,6 Millionen Bun- 
desbürgern über die Zusammensetzung ihrer steuerlichen 
Einkünfte sowie die entsprechende einkommensteuerli- 
che Veranlagung. Etwa 13,8 Millionen Steuerpflichtige 
wurden nach der Grundtabelle und rund 14,9 Millionen 
Steuerpflichtige nach der Splittingtabelle besteuert. Jeder 
Datensatz beschreibt mit maximal 800 Merkmalen die 
Entstehung des „zu versteuernden Einkommens“ sowie 
der „festgesetzten Einkommensteuer“. Die Merkmale 
wurden im Rahmen der individuellen Einkommensteuer- 
erklärungen statistisch erfasst und aufbereitet. Aus die- 
sem Gesamtmaterial wurden zur leichteren Verarbeitung 
geschichtete Zufallsstichproben gezogen, die für die 
Jahre 1995 und 1998 rund 10 vH der Grundgesamtheit 
enthalten. Im Bereich von hohen Einkommen umfasst die 
Stichprobe in der Regel alle Steuerpflichtigen. Für das 
Veranlagungsjahr 1992 wurde aus technischen Gründen 
auf eine kleinere Stichprobe von rund 100 000 Steuer- 
pflichtigen zurückgegriffen. 

Als Merkmale zur Bildung von Schichten der Grundge- 
samtheit, aus der die Stichproben gezogen wurden, die- 
nen die einkommensteuerliche Veranlagungsart, die 
überwiegende Einkunftsart, die Zahl der Kinderfreibe- 
träge, der Wohnort der Steuerpflichtigen nach alten und 
neuen Bundesländern sowie der Gesamtbetrag der Ein- 
künfte. Hieraus ergeben sich für das Jahr 1995 insgesamt 
1 568 Schichten. Die Aufteilung des Stichprobenum- 
fangs auf die einzelnen Schichten erfolgt nach dem 
„Prinzip der vergleichbaren Präzision für gegliederte Er- 
gebnisse“ (Krug, Noumey und Schmidt, 2001). Aus den 
einzelnen Schichten wird dann jeweils eine bestimmte 
Anzahl von Stichprobenfallen zufällig gezogen. Für 
Steuerpflichtige mit einem sehr hohen steuerpflichtigen 
Einkommen liegt naturgemäß eine sehr hohe Varianz der 
Merkmalsausprägung Gesamtbetrag der Einkünfte vor. 
Daher wurden fast alle Steuerpflichtigen mit einem jähr- 
lichen Gesamtbetrag der Einkünfte von mehr als seiner- 
zeit 250 000 DM in die Stichprobe einbezogen (Zwick, 
1998). Der relative Stichprobenfehler des Merkmals Ge- 
samtbetrag der Einkünfte ist - nicht zuletzt aufgrund des 
Stichprobenumfangs - sehr gering und liegt für das Jahr 
1995 deutlich unter 0,1 vH. Für die vorliegende Untersu- 
chung wurden jeweils die 10 vH-Stichproben als formal 
anonymisiertes Datenmaterial im Statistischen Bundes- 
amt ausgewertet, wobei die Auswertung des Veranla- 
gungsjahrs 1998 auf einer vorläufigen Stiehprobe basiert. 

825 . Mit den Einkommensangaben in den Einkommen- 
steuerstatistiken ist ein Adäquationsproblem verbunden 
(Grohmann, 1985). Die zugrunde liegenden Begriffe 
und Abgrenzungen basieren auf dem Steuerrecht bezie- 
hungsweise stammen aus den einkommensteuerlichen 
Veranlagungen der Steuerpflichtigen. Sie sind daher 
nicht unmittelbar vergleichbar mit den Einkommensbe- 
griffen, die zum Beispiel in den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen dargestellt sind. Das steuerstatistisch 
aufgezeichnete Einkommen entspricht eher dem Markt- 
einkommen und nicht dem letztlich verfügbaren Ein- 
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kommen der Bundesbürger. Nicht erfasst sind folglich 
Einkommen, die steuerlich keine Relevanz besitzen. Da- 
durch können zwar Aussagen über die Primärverteilung 
der Einkommen in Deutschland, aber nicht über die Se- 
kundärverteilung vorgenommen werden, also die Ein- 
kommensverteilung, die sich nach den staatlichen Um- 
verteilungsmaßnahmen ergibt. 

Unberücksichtigt sind beispielsweise Transfers wie das 
Arbeitslosengeld oder das Krankengeld, sofern sie nicht 
dem Progressionsvorbehalt unterliegen, die Sozialhilfe- 
zahlungen oder das Wohngeld. Ebenfalls nicht in der 
Datenbasis enthalten sind die steuerfreien Zuschläge zur 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit nach § 3b Ein- 
kommensteuergesetz. Nicht vollständig erfasst sind Ren- 
ten aus der Gesetzlichen Rentenversicherung, die nach 
§ 22 Einkommensteuergesetz nur mit ihrem Ertragsan- 
teil zu versteuern sind, und Einkünfte aus Kapitalvermö- 
gen, sofern sie unter dem Sparerfreibetrag liegen und in 
der Einkommensteuererklärung daher nicht angegeben 
werden müssen. Ähnlich mag es mit Einkünften aus pri- 
vaten Wertpapiergeschäften sein, die häufig nicht dem 
Finanzamt zur Kenntnis gebracht werden oder bei einer 
Veräußerung außerhalb der gesetzlichen Fristen ohnehin 
steuerfrei sind. Einkommen, die unter den Tatbestand 
der Steuerfreiheit nach § 3 Einkommensteuergesetz fal- 
len (zum Beispiel Einnahmen aus nebenberuflicher Tä- 
tigkeit als Übungsleiter), sind nicht in der Datenbasis 
enthalten. 

Demgegenüber sind steuerpflichtige Einkünfte aus nicht- 
selbständiger Arbeit ebenso wie die entsprechenden indi- 
viduellen Einkommensteuerzahlungen über das gesamte 
Einkommensspektrum hinweg vollständig in der Daten- 
basis enthalten. Aufgrund des dargelegten Adäquations- 
problems beziehen sich die Aussagen über die Einkom- 
mensverteilung und die Einkommensteuerverteilung 
lediglich auf die Verteilung des Gros der Markteinkom- 
men, das heißt der steuerpfiiehtigen und dem Finanzamt 
deklarierten Einkommen sowie den dazugehörigen Ein- 
kommensteuerzahlungen. 

826 . Grundsätzlich ist anzumerken, dass im Rahmen 
der Gewinneinkünfte (Land- und Forstwirtschaft, Ge- 
werbebetrieb und selbständige Arbeit) ausschließlich die 
steuerlich relevanten Gewinne erfasst sind; die Be- 
triebsausgaben sind nicht in der Datenbasis enthalten, da 
sie üblicherweise nicht detailliert in den Formularen zur 
Einkommensteuererklärung angegeben werden. Analog 
verhält es sich auch bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung. Insgesamt ist dies insofern weniger 
problematisch, da die hier interessierende Einkommens- 
größe das steuerpflichtige Markteinkommen, das heißt 
das Einkommen nach Abzug von Werbungskosten bezie- 
hungsweise nach Abzug von Betriebsausgaben und vor 
Abzug von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 
ist. Schwierigkeiten bei der Beurteilung des Marktein- 
kommens insbesondere bei Gewinneinkünften können 
allerdings dann auftreten, wenn in den Betriebsausgaben 
Bestandteile enthalten sind, die eher der privaten Sphäre 
zugerechnet werden können. Im Rahmen der Gewinner- 
mittlung ist eine trennscharfe Abgrenzung von betrieb- 


lich und privat veranlassten Ausgaben nicht immer mög- 
lich, so dass Betriebsausgaben auch privat veranlasste, 
im Prinzip nicht abzugsfähige Ausgaben enthalten kön- 
nen. Um eine weitgehende Vergleichbarkeit der Ein- 
kunftsarten herzustellen, erfolgt die Verteilungsanalyse 
auch für die Einkommensquelle nichtselbständiger Ar- 
beit nach Abzug der entsprechenden Werbungskosten, 
obgleieh im Datensatz auch Angaben zum steuerpflichti- 
gen Bruttolohn enthalten sind. 

Verteilung der Einkommen über die steuerlichen 
Einkunftsarten 

827 . Die Summe der positiven Einkünfte betrug im 
Jahr 1992 insgesamt 828,2 Mrd Euro, dies entsprach der 
Hälfte des nominalen Bruttoinlandsprodukts oder etwa 
zwei Dritteln des Volkseinkommens, in dem allerdings 
die Sozialbeiträge der Arbeitgeber enthalten sind. Reeh- 
net man diese heraus, belief sich der Anteil der Summe 
der positiven Einkünfte an dem so bereinigten Volksein- 
kommen im Jahr 1992 auf 76,9 vH; er sank im Jahr 1995 
auf 76,2 vH. Für das Jahr 1998 ist eine leichte Zunahme 
dieses Anteils auf 76,3 vH feststellbar. Insofern kann mit 
Blick auf die positiven steuerpflichtigen Einkünfte für 
den Zeitraum der Jahre 1992 bis 1998 nicht von einer 
Erosion der einkommensteuerlichen Bemessungsgrund- 
lage gesprochen werden. 

Im Jahr 1992 bezogen rund 29,3 Millionen Steuerpfiieh- 
tige positive Einkünfte von durchschnittlieh 28 399 Euro 
je Steuerpflichtigen (Tabelle 86, Seite 458). Die durch- 
schnittliehe Summe dieser Einkünfte je Steuerpflichti- 
gen stieg bis zum Jahr 1995 um 7,0 vH. In dem Dreijah- 
reszeitraum von 1995 bis 1998 nahm diese Größe 
abermals um 6,4 vH auf 33 456 Euro zu. Die wesentlich 
kleinere Gruppe von Steuerpflichtigen mit negativen 
Einkünften - sie umfasste im Jahr 1992 rund 3,2 Millio- 
nen Steuerpflichtige - hatte im Mittel Verluste von 
10 024 Euro zu verzeichnen. Die Zahl der Steuerpflichti- 
gen mit negativen Einkünften nahm im Verlauf der 
neunziger Jahre deutlich zu. So machten im Jahr 1995 
etwa 3,7 Millionen Steuerpflichtige und im Jahr 1998 
bereits rund 4,0 Millionen Steuerpfiiehtige negative Ein- 
künfte im Rahmen ihrer Einkommensteuererklärung gel- 
tend. Die negativen Einkünfte betrugen im Jahr 1995 
durchschnittlich 13 896 Euro und im Jahr 1998 durch- 
schnittlich 13 295 Euro. In diesen Daten spiegelt sich 
vor allem die steuerliche Förderung gemäß dem Förder- 
gebietsgesetz in den neuen Bundesländern wider, die 
hohe Sonderabschreibungen für Investitionen erlaubte, 
die bis zum Jahr 1998 getätigt wurden. 

828 . Haupteinkommensquelle in Deutschland sind 
nach wie vor Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit. 
Sie erreichten im Jahr 1992 ein Volumen von 
655,3 Mrd Euro; das entsprach 79,1 vH der in die Steu- 
erbemessung einbezogenen positiven Einkünfte. Gemes- 
sen an den Bruttolöhnen und -gehältern einschließlich 
der in diese Einkunftsart fallenden, den Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen entnommenen Pensionen der 
Beamten gingen somit 84,8 vH als Einkünfte in die Ein- 
kommensbesteuerung ein. Rund 6,7 vH der in den 
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Tabelle 86 


Struktur der steuerlichen Einkunftsarten'* 







Einkünfte aus 







Land- und 

Forst- 

wirtschaft 

Gewerbe- 

betrieb 

selbstän- 

diger 

Arbeit 

nichtselb- 

ständiger 

Arbeit^^ 

Kapital- 

vermögen 

Vermietung 
und Ver- 
pachtung^^ 

Sonstigen 

Einkünften 

Summe 

der 

Einkünfte 

Einkünfte 

Positiv 

6,7 

78,6 

35,8 

Veranlagungsjahr 1992 

Mrd Euro 

655,3 28,0 

13,0 

10,8 

828,2 


Negativ 

- 0,4 

- 9,3 

- 0,7 

0,0 

- 0,3 

- 21,3 

0,0 

- 32,1 

Mittelwert 

Positiv 

12 884 

32 571 

34 493 

Euro 

24 725 5 172 

6 398 

3 289 

28 399 


Negativ 

-6 138 

- 11 330 

-4 882 

- 1 984 

-2 857 

-9 345 

- 1 371 

- 10 024 

Standard- 

Positiv 

29 140 

272 801 

78 418 

22 132 

45 811 

21 178 

8 868 

78 418 

abweichung 

Negativ 

12 814 

57 256 

13 076 

3 515 

14 945 

36 934 

2 841 

13 076 

Hochgerechned* 

Positiv 

519 470 

2 411 906 

1 038 218 

Steuerpflichtige 

26 505 213 5 417 368 

2 034 066 

3 271 963 

29 163 035 


Negativ 

64 258 

824 777 

141 193 

25 057 

101 251 

2 279 995 

4 561 

3 200 289“* 

Stichprobe 


1 693 

12 846 

8 493 

85 405 

27 840 

10 129 

9 735 

96 883 

Einkünfte 

Positiv 

6,9 

77,2 

41,0 

Veranlagungsjahr 1995 

Mrd Euro 

718,1 18,6 

15,7 

15,2 

892,7 


Negativ 

- 0,5 

- 15,1 

- 0,9 

- 0,1 

- 0,3 

- 34,5 

0,0 

- 51,5 

Mittelwert 

Positiv 

13 055 

30 537 

33 440 

Euro 

27 324 14 199 

7218 

3 880 

30 387 


Negativ 

-8619 

- 14 844 

-5 263 

-2 462 

-4 054 

- 13 098 

-2 077 

- 13 896 

Standard- 

Positiv 

38 994 

251 312 

77 895 

24 305 

116 696 

26 877 

7718 

89 869 

abweichung 

Negativ 

51 194 

168 537 

21 228 

6513 

46 943 

88 709 

16 902 

126 178 

Hochgerechned* 

Positiv 

528 474 

2 528 330 

1 224 815 

Steuerpflichtige 

26 279 030 1 309 404 

2 181 495 

3 920 968 

29 376 717 


Negativ 

60 220 

1 019 421 

176 113 

30 998 

80 201 

2 634 097 

5 726 

3 705 655“* 

Stichprobe 


144 846 

648 432 

392 464 

2 029 402 

381 110 

458 575 

582 217 

2 958 567 

Einkünfte 

Positiv 

8,2 

103,4 

49,6 

Veranlagungsjahr 1998 

Mrd Euro 

731,9 23,1 

18,6 

15,3 

950,0 


Negativ 

- 0,5 

- 16,3 

- 1,0 

- 0,1 

- 0,3 

- 35,0 

0,0 

- 53,2 

Mittelwert 

Positiv 

15 399 

36 913 

35 366 

Euro 

29 086 15 052 

7 444 

4 125 

33 456 


Negativ 

-7 540 

- 14 589 

-4 744 

- 1 941 

- 3 787 

- 12 311 

-4 798 

- 13 295 

Standard- 

Positiv 

59 044 

405 369 

90 061 

30 289 

173 920 

32 794 

16 363 

148 843 

abweichung 

Negativ 

20 558 

121 681 

15 203 

4 180 

58 707 

79 818 

13 718 

96 481 

Hochgerechned* 

Positiv 

530 056 

2 800 776 

1 401 919 

Steuerpflichtige 

25 164 753 1 532 978 

2 498 070 

3 703 953 

28 395 387 


Negativ 

62 993 

1 114 487 

203 907 

43 469 

83 235 

2 846 648 

9 141 

4 000 665“* 

Stichprobe 


56 035 

327 945 

171 610 

2 508 877 

210 878 

279 210 

388 533 

2 877 992 


1) Da die Ergebnisse auf einer Stichprobe basieren, können diese von den in den Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes ausgewiese- 
nen Daten abweichen. - 2) Einschließlich der Steuerpflichtigen, für die keine Einkommensteuerveranlagung durchgeführt wurde. - 3) Einschließ- 
lich Einkünfte aus Anteilen an Bauherren- und Erwerbergemeinschaften, geschlossenen Immobilienfonds und Grundstücksgemeinschaften. - 
4) Mehrfachangaben möglich. - a) Steuerpflichtige, bei denen in mindestens einer Einkunftsart negative Einkünfte Vorlagen. 
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Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nachgewiese- 
nen Bruttolöhne und -gehälter einschließlich Beamten- 
pensionen, also 51,6 Mrd Euro, wurden als Werbungs- 
kosten von den steuerpflichtigen Bruttolöhnen abgesetzt. 
Die verbleibende Differenz zwischen den ausgewiese- 
nen Bruttolöhnen und den Bruttolöhnen und -gehältem 
von 8,5 vH war steuerfreien Bestandteilen der Brutto- 
löhne und -gehälter zuzurechnen. Die positiven Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit stiegen in dem 
Dreijahreszeitraum von 1992 bis 1995 um 9,6 vH an, 
also stärker als die Bruttolöhne und -gehälter, die im 
gleichen Zeitraum um 7,7 vH expandierten. In diesen 
Jahren legte der Verbraucherpreisindex um insgesamt 
9, 1 vH zu - folglich kam es im Aggregat zu einem leich- 
ten Anstieg der realen Einkünfte aus nichtselbständiger 
Tätigkeit. Im Zeitraum der Jahre 1995 bis 1998 fiel der 
Einkommensanstieg erheblich moderater aus. Die Brut- 
tolöhne und -gehälter nahmen um 3,0 vH zu, während 
die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit um 1 ,9 vH 
zulegen konnten. Zwischen den Jahren 1995 und 1998 
stieg der Verbraucherpreisindex um 4,4 vH, so dass im 
Gegensatz zu den drei vorangegangenen Jahren im Ag- 
gregat von einem Rückgang der realen Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit gesprochen werden kann. In 
der hohen Zuwachsrate dieser Einkommen zu Beginn 
der neunziger Jahre spiegelt sich die beschleunigte Ein- 
kommensangleichung der neuen an die alten Bundeslän- 
der wider. Die Zahl der Steuerpflichtigen mit Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit reduzierte sich in dem 
Sechsjahreszeitraum von 1992 bis 1998 deutlich von 

26.5 Millionen auf 25,2 Millionen. Die durchschnittli- 
chen positiven Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
stiegen im Dreijahreszeitraum von 1992 bis 1995 um 

10.5 vH und von 1995 bis 1998 um 6,5 vH auf zuletzt 
29 086 Euro an. 

Für das Veranlagungsjahr 1998 liegen die Werbungskos- 
ten in aufgeschlüsselter Form vor. In jenem Jahr betrugen 
die Werbungskosten, die vom Bruttolohn abgesetzt wur- 
den, 53,4 Mrd Euro. Gegenüber dem Jahr 1992 war also 
lediglich ein geringfügiger Anstieg feststellbar. Ein 
Großteil, nämlich 33,0 Mrd Euro, wurde durch den da- 
mals geltenden Arbeitnehmerpauschbetrag in Höhe von 
2 000 DM verursacht. Die Mehraufwendungen für eine 
doppelte Haushaltsführung einschließlich entsprechen- 
der Verpflegungsmehraufwendungen beliefen sich auf 
3,0 Mrd Euro, während die übrigen Werbungskosten 
6,6 Mrd Euro ausmachten. Die nachgewiesenen Wer- 
bungskosten für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits- 
stätte betrugen 21,6 Mrd Euro, wobei jedoch ein Großteil 
der Werbungskosten bereits durch den Arbeitnehmer- 
pauschbetrag abgedeckt wurde. Das bedeutet, dass selbst 
eine ersatzlose Streichung der Anrechenbarkeit von 
Fahrtkosten im Jahr 1998 lediglich zu einer Verbreite- 
rung der Bemessungsgrundlage um 8,5 Mrd Euro geführt 
hätte, da ein Großteil der angegeben Fahrtkosten bereits 
durch den Arbeitnehmerpauschbetrag abgegolten wurde. 

829. Bezieher von Einkünften aus Gewerbebetrieb 
und aus selbständiger Arbeit hatten - verglichen mit 
Beziehern von Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit - im Durchschnitt deutlich höhere positive Ein- 


künfte. Im Jahr 1 992 waren die durchschnittlichen posi- 
tiven Einkünfte aus Gewerbebetrieb um 3 1 ,7 vH und aus 
selbständiger Arbeit etwa 39 vH höher als diejenigen aus 
nichtselbständiger Arbeit, das heißt 32 571 Euro bezie- 
hungsweise 34 493 Euro. Drei Jahre später war der Un- 
terschied weniger markant: Die durchschnittlichen posi- 
tiven Einkünfte aus Gewerbebetrieb lagen im Jahr 1995 
um knapp 12 vH und diejenigen aus selbständiger Arbeit 
um etwa 22 vH über den durchschnittlichen Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit. Weitere drei Jahre später 
lag der Abstand zwischen den durchschnittlichen positi- 
ven Einkünften aus Gewerbebetrieb mit 36 913 Euro 
und nichtselbständiger Arbeit wieder bei knapp 27 vH, 
während der Abstand zwischen den durchschnittlichen 
positiven Einkünften aus selbständiger Arbeit in Höhe 
von 35 366 Euro und nichtselbständiger Arbeit fast kon- 
stant blieb. 

Die Zahl der Steuerpflichtigen, die positive Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit in ihrer 
Einkommensteuererklärung deklarierten, nahm deutlich 
zu. Erzielten im Jahr 1992 etwa 2,4 Millionen Steuer- 
pflichtige positive Einkünfte aus Gewerbebetrieb, so wa- 
ren es im Jahr 1998 bereits rund 2,8 Millionen Steuer- 
pflichtige. Die Zahl derer, die über positive Einkünfte 
aus selbständiger Arbeit verfügten, stieg im gleichen 
Zeitraum um etwa 360 000 Steuerpflichtige. In den Jah- 
ren 1992 und 1995 betrugen die positiven Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb jeweils rund 78 Mrd Euro. Im Jahr 1998 
wurden positive Einkünfte aus Gewerbebetrieb in Höhe 
von etwa 103 Mrd Euro nachgewiesen. Diesen positiven 
Einkünften standen Verluste aus Gewerbebetrieb von 
9,3 Mrd Euro im Jahr 1992, 15,1 Mrd Euro im Jahr 1995 
und 16,3 Mrd Euro im Jahr 1998 gegenüber. Knapp 
35,8 Mrd Euro entfielen im Jahr 1992 auf positive Ein- 
künfte aus selbständiger Arbeit, wobei bei dieser 
Einkunftsart die Verlustfälle mit 0,7 Mrd Euro erheblich 
niedriger lagen. Offenkundig war im Rahmen der 
selbständigen Arbeit die Verlustanfälligkeit der wirt- 
schaftlichen Tätigkeit verglichen mit Gewerbetreiben- 
den erheblich geringer. Ein Vergleich zwischen den 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen aus den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und den ein- 
kommensteuerlichen Gewinnen ist nicht möglich, da die 
gesamtwirtschaftliche Größe auch die Gewinne umfasst, 
die der Körperschaftsbesteuerung unterliegen und nicht 
in der Datenbasis enthalten sind. 

830. Im Jahr 1992 hatten 18,6 vH aller Steuerpflichti- 
gen Einkünfte aus Kapitalvermögen in ihrer Steuerer- 
klärung angegeben. Insgesamt summierten sich diese 
Einkünfte auf rund 28,0 Mrd Euro. Diese Zahl fällt ver- 
glichen mit den auf der Grundlage der Geldvermögens- 
rechnung der Deutschen Bundesbank errechneten Kapi- 
taleinkommen bescheiden aus. Die privaten Haushalte 
einschließlich der privaten Organisationen ohne Er- 
werbszweck hielten zum Jahresende 1992 verzinsliche 
Geldvermögensbestände in Form von Termingeldern, 
Spareinlagen, Sparbriefen, Geldmarktpapieren und Ren- 
tenwerten in Höhe von 1 087 Mrd Euro. Angesichts ei- 
ner durchschnittlichen Umlaufsrendite von damals 8,1 % 
hätten prinzipiell rund 88 Mrd Euro an Einkünften aus 
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Kapitalvermögen eine einkommensteuerliche Berück- 
sichtigung finden müssen. Würde jedem der 28,4 Millio- 
nen Steuerpflichtigen der damals geltende Sparerfreibe- 
trag von 1 200 DM und ein entsprechender Pauschbetrag 
für Werbungskosten von 100 DM in voller Höhe zugebil- 
ligt, reduzierten sich die einkommensteuerlich relevan- 
ten Einkünfte aus Kapitalvermögen um 1 8,9 Mrd Euro 
auf 69,2 Mrd Euro. Aus dieser überschlägigen Berech- 
nung ergäbe sich im Jahr 1992 ein Volumen von Ein- 
künften aus Kapitalvermögen von über 40 Mrd Euro, das 
der Steuerverwaltung nicht zur Kenntnis gebracht wurde. 
Diese Zahl stellt wegen der Verwendung der durch- 
schnittlichen Umlaufsrendite eine Obergrenze dar; we- 
gen der niedrigeren Zinssätze auf Spareinlagen dürften 
die nicht deklarierten Einkünfte aus Kapitalvermögen je- 
doch geringer ausfallen. 

Für die Veranlagungsjahre 1995 und 1998 ergibt sich ein 
anderes Bild: Bei nur noch 4,6 vH beziehungsweise 
5,5 vH der Steuerpflichtigen werden Einkünfte aus Ka- 
pitalvermögen nachgewiesen. Im Jahr 1993 wurde der 
Sparerfreibetrag massiv auf 6 000 DM für Alleinste- 
hende beziehungsweise 12 000 DM für Zusammenver- 
anlagte angehoben, so dass für einen Großteil der Steu- 
erpflichtigen, die im Jahr 1992 noch einen Teil ihrer 
Einkünfte aus Kapitalvermögen zu versteuern hatten, 
diese Einkünfte vollständig steuerfrei blieben. Die ein- 
kommensteuerliche Bemessungsgrundlage Einkünfte 
aus Kapitalvermögen reduzierte sich um 9,4 Mrd Euro 
auf 18,6 Mrd Euro im Jahr 1995. Deutlich wird dies 
auch in den durchschnittlichen Einkünften aus Kapital- 
vermögen, die im Jahr 1992 noch 5 172 Euro betrugen, 
sich aber durch die fehlende Berücksichtigung der Steu- 
erpflichtigen, die lediglich über Einkünfte aus Kapital- 
vermögen unterhalb der hohen Sparerfreibeträge verfüg- 
ten, sehr stark auf durchschnittlich 14 199 Euro im 
Jahr 1995 und 15 052 Euro im Jahr 1998 erhöhten. Für 
die Jahre 1995 und 1998 ist ein Vergleich der deklarier- 
ten Einkünfte aus Kapitalvermögen mit den rechneri- 
schen Einkünften auf der Basis der Geldvermögensrech- 
nung der Deutschen Bundesbank aufgrund des stark 
angehobenen Sparerfreibetrags nicht sinnvoll, da davon 
auszugehen ist, dass nicht alle Steuerpflichtigen Ein- 
künfte aus Kapitalvermögen in Höhe des Sparerfreibe- 
trags hatten. 

831. Einige interessante Aspekte sind auch bei den 
Einkünften ans Vermietnng und Verpachtung zu be- 
obachten. Im Jahr 1992 verfügten etwa 4,3 Millionen 
Steuerpflichtige über Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung einschließlich der Einkünfte aus Anteilen 
an Bauherren-, Grundstücks- und Erwerbergemein- 
schaften sowie an geschlossenen Immobilienfonds. Die 
Zahl der Steuerpflichtigen stieg im Zeitablauf deutlich 
auf 4,8 Millionen Steuerpflichtige im Jahr 1995 und 
5,3 Millionen Steuerpflichtige im Jahr 1998 an. Diese 
Zunahme ist vermutlich auf die steuerliche Förderung 
von Immobilien im Rahmen des Fördergebietsgesetzes 
zurückzuführen. Die positiven Einkünfte aus Ver- 
mietung und Verpachtung im Jahr 1992 betrugen 
13,0 Mrd Euro. Dem standen jedoch steuerliche Verluste 
von rund 21,3 Mrd Euro gegenüber, so dass sich insge- 


samt für diesen Bereich eine negative einkommensteuer- 
liche Bemessungsgrundlage von 8,3 Mrd Euro ergab. 
Dieser steuerliche Verlust erfuhr bis zum Jahr 1995 ei- 
nen deutlichen Anstieg. Die positiven Einkünfte nahmen 
um rund 2,8 Mrd Euro zu, während die Verluste um rund 
13,2 Mrd Euro anstiegen. Auch das Veranlagungsjahr 
1998 war per saldo durch steuerliche Verluste in Höhe 
von 16,5 Mrd Euro im Bereich Vermietung und Ver- 
pachtung gekennzeichnet. Es ist jedoch anzunehmen, 
dass es im Regelfall nicht dauerhaft zu ökonomischen 
(im Gegensatz zu steuerlichen) Verlusten gekommen ist, 
da sich die Betätigung in diesem Geschäftsbereich in ei- 
nem solchen Fall nicht gelohnt hätte und die Anbieter 
von Mietobjekten auf Dauer vom Markt verschwunden 
wären. Offenkundig müssen die steuerlichen Regeln in 
den neunziger Jahren so attraktiv gewesen sein, dass sie 
per saldo immer wieder zu steuerlichen Verlusten führ- 
ten. 

832. Die durchschnittlichen positiven Einkünfte aus 
Land- und Eorstwirtschaft betrugen im Jahr 1995 nur 
13 055 Euro; zurückzuführen war dies auf die ver- 
gleichsweise hohe Zahl von Nebenerwerbsbetrieben in 
diesem Segment: Von den ausgewiesenen rund 530 000 
Steuerpflichtigen mit Einkünften aus Land- und Forst- 
wirtschaft erwirtschafteten lediglich etwa 245 000 Steu- 
erpflichtige, also weniger als die Hälfte, ihr Einkommen 
überwiegend aus dieser Einkunftsart. Ein weiterer Grund 
für die vergleichsweise niedrigen Einkünfte ist, dass es 
das Einkommensteuerrecht Land- und Forstwirten er- 
möglicht, ihren Gewinn nach Durchschnittssätzen zu er- 
mitteln. Darüber hinaus gibt es allerdings noch eine 
Reihe spezieller Regelungen, die zu einer weiteren Be- 
günstigung von Land- und Forstwirten führt. 

833. Die sonstigen Einkünfte in der Einkommensteu- 
erstatistik sind wenig aussagekräftig, da das Gros Sozi- 
alversicherungsrenten und Leibrenten sind, die lediglich 
mit ihrem Ertragsanteil in die Einkünfte einfließen. Au- 
ßerdem umfasst diese Einkunftsart unter anderem Abge- 
ordnetenbezüge, Betriebsrenten und wiederkehrende 
Leistungen wie private Versorgungsrenten. Vergleicht 
man dessen ungeachtet die Rentenausgaben der Gesetz- 
lichen Rentenversicherung des Jahres 1992 in Höhe von 
130,9 Mrd Euro mit den ausgewiesenen sonstigen Ein- 
künften von 10,8 Mrd Euro, wird unmittelbar ersicht- 
lich, dass im Durchschnitt Sozialversicherungsrenten 
mit weit weniger als 8 vH tatsächlich in die einkommen- 
steuerliche Bemessungsgrundlage einfließen. Ein we- 
sentlicher Grund hierfür liegt darin, dass Rentner, die 
ausschließlich Sozialrenten und gegebenenfalls zusätz- 
lich nur niedrige unter dem Sparerfreibetrag liegende 
Einkünfte aus Kapitalvermögen beziehen, aufgrund der 
faktischen Steuerfreiheit ihrer Einkünfte nicht mehr zur 
Einkommensteuer veranlagt werden. Ein Indiz hierfür ist 
auch die vergleichsweise geringe Zahl von Beziehern 
mit sonstigen Einkünften, die nur einen Bruchteil der 
Empfänger von Renten ausmacht. Eine tiefere Unterglie- 
derung der sonstigen Einkünfte lässt das Datenmaterial 
nicht zu; es liegen lediglich gesonderte Angaben für Ein- 
künfte aus Spekulationsgeschäften vor. 
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Die den sonstigen Einkünften zugehörigen Gewinne aus 
privaten Veräußerungsgeschäften (früher Spekulations- 
geschäfte) haben einen verschwindend geringen Anteil 
an dem nachgewiesenen Volumen der sonstigen Ein- 
künfte. So betrugen die deklarierten Einkünfte aus Spe- 
kulationsgesehäften im Jahr 1 995 lediglich 227 Mio 
Euro. Gerade einmal rund 15 000 Steuerpfliehtige gaben 
Einkünfte aus Spekulationsgesehäften in ihrer Einkom- 
mensteuererklärung an. Im Jahr 1998, also bereits zu ei- 
ner Zeit, in der die Aktienkurse in Deutschland boomten, 
erreichten die veranlagten Einkünfte einen Betrag von 
747 Mio Euro. Die Zahl der Steuerpfliehtigen mit ent- 
sprechenden Einkünften nahm um etwa 55 000 auf 
knapp 70 000 im Jahr 1998 zu. Dieses Ergebnis stützt, 
angesiehts von damals insgesamt knapp 13 Mio Wertpa- 
pierdepots inländischer Privatpersonen bei Kreditinstitu- 
ten (ohne Deutsche Bundesbank, damalige Bundessehul- 
denverwaltung und Kapitalanlagegesellsehaften) die 
These, dass im Bereich von Einkommen aus Spekulati- 
onsgesehäften der Fiskus kaum an den entspreehenden 
Gewinnen partizipiert, obwohl solche Einkünfte inner- 
halb der Spekulationsfrist grundsätzlich steuerpflichtig 
sind. 

834. Die Streuung der Einkünfte innerhalb der einzel- 
nen Einkunftsarten - gemessen an der zugehörigen Stan- 
dardabweiehung - ist durehgängig bei den Einkünften 
aus Gewerbebetrieb am höchsten. Demgegenüber war die 
Standardabweichung bei den sonstigen Einkünften am 
niedrigsten. Auch die Einkünfte aus Kapitalvermögen 
und aus selbständiger Arbeit waren dureh eine besonders 
hohe Standardabweiehung gekennzeiehnet. Auffällig ist, 
dass die Streuung zwisehen den Jahren 1992 und 1998 
zum Teil erheblieh zugenommen hat. Betraehtet man die 
Konzentration mit Hilfe des Variationskoeffizienten, 
zeigt sich, dass stets die größte „Ungleiehverteilung“ von 
positiven Einkünften bei Einkünften aus Kapitalvermö- 
gen, gefolgt von denen aus Gewerbebetrieb, zu beobach- 
ten war. 

835. Ein Bliek auf das zu versteuernde Einkommen 

zeigt, dass unter anderem durch Sonderausgaben und au- 
ßergewöhnliehe Belastungen die Summe der Einkünfte 
erheblich vermindert wurde. So betrug zum Beispiel die 
Summe der Einkünfte im Jahr 1998 rund 897 Mrd Euro, 
das zu versteuernde Einkommen lag demgegenüber bei 
737 Mrd Euro. Von den rund 160 Mrd Euro, die von der 
Bemessungsgrundlage abgezogen wurden, entfiel mit 
77,0 Mrd Euro die größte Position auf beschränkt ab- 
zugsfähige Sonderausgaben im Rahmen der Vorsor- 
geaufwendungen. Hinzu kommen die Abzüge für Vor- 
sorgeaufwendungen im Rahmen der Vorsorgepausehaie 
in Höhe von 15,7 Mrd Euro, so dass sieh die Vorsor- 
geaufwendungen auf insgesamt rund 92,7 Mrd Euro 
summierten. Ebenfalls bedeutsam war im Jahr 1998 die 
steuerliehe Förderung des Wohneigentums, welche die 
einkommensteuerliche Bemessungsgrundlage um etwa 
14,8 Mrd Euro verminderte. Hierbei ist allerdings zu be- 
rüeksichtigen, dass im Jahr 1996 die Wohneigentumsför- 
derung von einer steuerliehen auf eine direkte Förderung 
über die Eigenheimzulage umgestellt worden ist; daher 
reduziert sieh die einkommensteuerliehe Förderung des 


Wohneigentums unter anderem über § lOe Einkommen- 
steuergesetz in den Folgejahren deutlieh und wird ab dem 
Jahr 2005 vollständig entfallen. Die als Sonderausgaben 
abzugsfähige Kirehensteuer betrug rund 8,0 Mrd Euro. 
Bei einem unterstellten Grenzsteuersatz von 30 vH hät- 
ten sieh im Jahr 1998 folglich aus dem Abzug der Kir- 
ehensteuer als Sonderausgaben Steuermindereinnahmen 
von rund 2,4 Mrd Euro ergeben. Der Verlustausgleich 
nach § lOd Einkommensteuergesetz erreichte eine Grö- 
ßenordnung von knapp 6,0 Mrd Euro. Spenden und Bei- 
träge, die nach § 10b Einkommensteuergesetz von der 
Bemessungsgrundlage abziehbar sind, addierten sich auf 
einen Betrag von 2,4 Mrd Euro. Der Haushaltsfreibetrag 
für Alleinstehende verminderte die Summe der Ein- 
künfte um 3,8 Mrd Euro. Die von der Bemessungs- 
grundlage abziehbaren Steuerberatungskosten betrugen 
etwa 1,7 Mrd Euro. Die Sonderausgaben, welche die 
Steuerpfliehtigen für ihre Ausbildung geltend machten, 
summierten sieh auf insgesamt 2,3 Mrd Euro. Spezielle 
steuerliche Vergünstigungen für ältere Steuerpflichtige 
wie der Altersentlastungsbetrag und der Versorgungs- 
freibetrag für Pensionäre sehlugen mit einem Abzug von 
der einkommensteuerlichen Bemessungsgrundlage in 
Höhe von 2,1 Mrd Euro beziehungsweise 5,6 Mrd Euro 
zu Buehe. 

836. Werden die Steuerpfliehtigen aussehließlich nach 
ihren positiven Einkünften geschiehtet, lässt sich unter- 
suchen, inwieweit negative Einkünfte die positiven 
Einkünfte und damit auch die Einkommensteuer min- 
dern. Bei dieser Auswertung für das Jahr 1998 wird das 
Augenmerk auf die negativen Einkünfte aus Gewerbebe- 
trieb sowie aus Vermietung und Verpachtung gelegt, da 
diese beiden Einkunftsarten hauptverantwortlich für das 
Auftreten von negativen Einkünften waren. Der Anteil 
der Steuerpflichtigen mit negativen Einkünften aus Ver- 
mietung und Verpachtung an der Gesamtzahl der Ein- 
kommensteuerpflichtigen in einer Einkommensklasse 
stieg mit zunehmenden positiven Einkünften aus ande- 
ren Einkunftsarten (Tabelle 87, Seite 462). Rund die 
Hälfte der Steuerpflichtigen mit positiven Einkünften 
von über 250 000 Euro hatte negative Einkünfte aus Ver- 
mietung und Verpachtung. Die negativen Einkünfte aus 
dieser Einkunftsart stiegen mit zunehmenden positiven 
Einkünften und betrugen in den Einkommensklassen ab 
einer Summe der positiven Einkünfte von mehr als 
500 000 Euro im Durchschnitt zwischen 130 000 Euro 
und 510 000 Euro. Weniger systematisch waren dagegen 
die negativen Einkünfte aus Gewerbebetrieb verteilt. Bis 
zu einer Summe der positiven Einkünfte von 1 Mio Euro 
nahm der Anteil der Steuerpflichtigen mit negativen 
Einkünften aus dieser Einkunftsart zwar ebenfalls zu, 
aber er war deutlich geringer als bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung. Dennoch hatte rund ein 
Fünftel der Steuerpflichtigen mit einer positiven Summe 
der Einkünfte von 250 000 Euro bis unter 1 Mio Euro 
negative Einkünfte aus einer gewerblichen Tätigkeit. 
Die durchschnittlichen Verluste aus Gewerbebetrieb wa- 
ren jedoch deutlich höher als diejenigen, die aus der Ein- 
kunftsart Vermietung und Verpachtung resultierten. Der 
Anteil der Steuerpflichtigen, die negative Einkünfte aus 



Drucksache 15/2000 


-462- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Tabelle 87 


Bedeutung der negativen Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
und aus Vermietung und Verpachtung im Veranlagungsjabr 1998 




Durchschnittliche Einkünfte 
eines Steuerpflichtigen 

Steuerpflichtige mit 
negativen Einkünften aus 

Summe der 
positiven Einkünfte 

positive 

Einkünfte 

negative Ein- 
künfte aus Ge- 
werbebetrieb 

negative Ein- 
künfte aus Ver- 
mietung und 
Verpachtung 

Gewerbe- 

betrieb 

Vermietung 
und Ver- 
pachtung 

von ... bis unter ... Euro 


Euro 


Anteil in vH'* 

0 

10 000 

4 064 

- 1 1 707 

- 5 848 

2,4 

2,7 

10 000 

20 000 

14715 

- 8 983 

- 4 899 

2,6 

4,0 

20 000 

30 000 

24 370 

- 7 185 

- 4 970 

3,0 

6,5 

30 000 

40 000 

33 679 

- 6 834 

- 5 870 

3,5 

10,3 

40 000 

50 000 

43 255 

- 7 723 

- 7 067 

3,9 

14,2 

50 000 

75 000 

57 410 

- 9 860 

- 9 246 

4,6 

20,4 

75 000 

100 000 

79 536 

- 19 333 

- 13 369 

6,2 

32,2 

100 000 

250 000 

122 983 

- 36 453 

- 25 786 

12,0 

47,5 

250 000 

500 000 

277 644 

- 86 069 

- 69 282 

20,3 

57,5 

500 000 

1 000 000 

563 114 

- 171 337 

- 134 511 

20,5 

56,3 

1 000 000 

2 000 000 

1 179 554 

- 360 020 

-234 858 

15,4 

53,5 

2 000 000 

und höher 

5 215 477 

- 923 133 

- 515 169 

8,2 

55,5 


1) An der Gesamtzahl der Einkommensteuerpflichtigen in einer Einkommensklasse. 


Gewerbebetrieb geltend machten, sank in den oberen 
Einkommensklassen jedoch deutlich. 

Verteilung der Markteinkommen 

837. Die nachfolgende Verteilungsanalyse konzentriert 
sich ausschließlich auf die positiven Einkünfte der Steu- 
erpflichtigen, weil negative Daten bei der Berechnung 
von Verteilungskennziffem Probleme verursachen. Da 
sich die Analyse einerseits auf die Markteinkommen kon- 
zentriert und andererseits aus den steuerstatistischen Da- 
ten nur ungenaue Angaben zur Haushaltszusammenset- 
zung generiert werden können, muss auf eine in vielen 
Verteilungsanalysen angewandte Äquivalenzgewichtung 
verzichtet werden. Hauptaugenmerk wird vielmehr auf 
die Verteilung der Einkünfte innerhalb der einzelnen Ein- 
kunftsarten gelegt. 

838. Bei der Betrachtung von Dezilanteilen der ein- 
kommensteuerlichen Einkunftsarten sind im Zeitablauf 
kaum nennenswerte Veränderungen feststellbar (Tabel- 
le 88). Die Dezilanteile zeigen - abgesehen von Ein- 
künften aus nichtselbständiger Arbeit und sonstigen 
Einkünften - eine sehr starke Konzentration bei den Ein- 
künften. Bei positiven Einkünften aus Gewerbebetrieb, 
aus selbständiger Arbeit, aus Kapitalvermögen sowie 
aus Vermietung und Verpachtung verfügte das 10. Dezil 
regelmäßig über mehr als die Hälfte der insgesamt für 
die entsprechende Einkunftsart deklarierten Einkünfte. 


Die höchste Konzentration war bei den Einkünften aus 
Kapitalvermögen zu beobachten; etwa 1 0 vH der Steuer- 
pflichtigen erhielten hier rund 70 vH der Einkünfte. Be- 
trachtet man die Hälfte der Steuerpflichtigen, wird die 
starke Konzentration bei Einkünften aus Gewerbebe- 
trieb, aus selbständiger Arbeit, aus Kapitalvermögen so- 
wie aus Vermietung und Verpachtung noch deutlicher: 
So deklarierten beispielsweise 50 vH der Steuerpflichti- 
gen des Jahres 1998, die Einkünfte aus selbständiger Ar- 
beit hatten, 96,8 vH der gesamten Einkünfte aus dieser 
Einkunftsart. Demzufolge verfügte die andere Hälfte der 
Steuerpflichtigen nur über 3,2 vH der Einkünfte aus 
selbständiger Arbeit; dies impliziert, dass ein Großteil 
dieser Steuerpflichtigen offenkundig im Rahmen eines 
Nebenerwerbs selbständig arbeiten. Ein analoges Bild 
der Verteilung erhält man bei den Einkünften aus Land- 
und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb, aus Kapital- 
vermögen sowie aus Vermietung und Verpachtung. Im 
Bereich der Steuerpflichtigen mit Einkünften aus Land- 
und Forstwirtschaft war jedoch die Konzentration der 
Einkünfte auf das oberste Dezil zumindest zu Beginn der 
neunziger Jahre weniger stark ausgeprägt: Im Jahr 1992 
bezogen 10 vH dieser Gruppe rund 44 vH der jeweiligen 
Einkünfte. Hier ist allerdings eine deutliche Zunahme 
der Konzentration feststellbar; im Jahr 1998 entfielen 
bereits 53,9 vH der Einkünfte auf das oberste Dezil. 

Merklich geringer ist dagegen die Konzentration der 
zahlenmäßig größten Gruppe der Steuerpflichtigen mit 
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Tabelle 88 


Verteilung innerhalb der steuerlichen Einkunftsarten (Dezilanteile) 

vH‘> 



Einkünfte^’ aus 

Summe 

der 

Einkünfte 

Land- und 

Forstwirt- 

schaft 

Gewerbe- 

betrieb 

selbstän- 

diger 

Arbeit 

nichtselb- 

ständiger 

Arbeit 

Kapital- 

vennögen 

Vermietung 

und 

Verpachtung 

Sonstigen 

Einkünften 





Veranlagungsjahr 1992 



1. Dezil 

0,42 

0,11 

0,06 

0,48 

0,10 

0,20 

1,10 

0,53 

2. Dezil 

0,99 

0,45 

0,21 

2,16 

0,33 

0,67 

2,75 

2,10 

3. Dezil 

1,54 

0,99 

0,44 

4,40 

0,65 

1,26 

4,18 

3,93 

4. Dezil 

2,34 

1,77 

0,80 

6,41 

1,09 

1,94 

5,63 

5,68 

5. Dezil 

3,61 

2,81 

1,45 

8,06 

1,74 

2,82 

7,15 

7,16 

6. Dezil 

5,66 

4,09 

2,64 

9,55 

2,68 

3,98 

8,85 

8,53 

7. Dezil 

8,58 

5,72 

5,05 

11,22 

4,06 

5,70 

10,71 

10,12 

8. Dezil 

13,17 

8,26 

10,19 

13,47 

6,45 

8,57 

12,90 

12,28 

9. Dezil 

19,60 

12,90 

20,50 

16,83 

11,62 

14,89 

15,85 

15,58 

10. Dezil 

44,10 

62,90 

58,68 

27,41 

71,28 

59,97 

30,89 

34,10 





Veranlagungsjahr 1995 



1. Dezil 

0,35 

0,11 

0,06 

0,52 

0,16 

0,22 

1,10 

0,59 

2. Dezil 

0,94 

0,47 

0,22 

2,27 

0,51 

0,71 

2,77 

2,15 

3. Dezil 

1,48 

1,08 

0,47 

4,48 

0,92 

1,32 

4,27 

3,94 

4. Dezil 

2,16 

1,94 

0,88 

6,46 

1,44 

2,06 

5,79 

5,74 

5. Dezil 

3,23 

3,04 

1,60 

8,02 

2,11 

2,98 

7,37 

7,22 

6. Dezil 

4,98 

4,42 

2,99 

9,46 

3,03 

4,19 

9,11 

8,60 

7. Dezil 

7,66 

6,20 

5,71 

11,13 

4,39 

5,98 

11,00 

10,24 

8. Dezil 

12,16 

8,74 

10,66 

13,46 

6,64 

8,98 

13,19 

12,50 

9. Dezil 

19,28 

13,45 

20,29 

16,83 

11,42 

15,50 

16,07 

15,87 

10. Dezil 

47,75 

60,56 

57,13 

27,37 

69,38 

58,07 

29,33 

33,17 





Veranlagungsjahr 1998 



1. Dezil 

0,27 

0,08 

0,06 

0,53 

0,15 

0,23 

1,00 

0,58 

2. Dezil 

0,74 

0,37 

0,21 

2,23 

0,48 

0,76 

2,64 

2,09 

3. Dezil 

1,19 

0,88 

0,45 

4,33 

0,86 

1,43 

4,15 

3,77 

4. Dezil 

1,76 

1,64 

0,86 

6,24 

1,33 

2,23 

5,64 

5,43 

5. Dezil 

2,68 

2,59 

1,61 

7,82 

1,94 

3,22 

7,16 

6,86 

6. Dezil 

4,27 

3,76 

2,98 

9,26 

2,79 

4,50 

8,84 

8,20 

7. Dezil 

6,72 

5,29 

5,57 

10,94 

4,03 

6,29 

10,66 

9,79 

8. Dezil 

10,97 

7,42 

10,33 

13,30 

6,10 

9,10 

12,81 

12,03 

9. Dezil 

17,47 

11,46 

19,68 

16,81 

10,58 

15,26 

15,68 

15,45 

10. Dezil 

53,92 

66,52 

58,24 

28,53 

71,74 

56,97 

31,41 

35,79 


1) Anteile der Einkünfte des jeweiligen Dezils an den gesamten Einkünften der entsprechenden Einkunftsart. - 2) Bei der Ermittlung der Dezilan- 
teile wurden nur positive Werte berücksichtigt. 


Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit. Hier bezogen 
die Steuerpflichtigen des 10. Dezils in den drei betrach- 
teten Jahren 27,4 vH, 27,4 vH und 28,5 vH der Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit. Die einkommens- 
stärkere Hälfte der Steuerpflichtigen des Jahres 1998 mit 
dieser Einkunftsart erzielte 78,8 vH der entsprechenden 
Einkünfte. 


839. Ein Blick auf die durchschnittlichen Einkünfte 
der jeweiligen Dezile zeigt im 10. Dezil im Jahr 1992 
die höchsten durchschnittlichen Einkünfte mit rund 
200 000 Euro bei Einkünften aus Gewerbebetrieb und 
aus selbständiger Arbeit (Tabelle 89, Seite 464). Dies 
war in ähnlicher Form auch in den Jahren 1995 
und 1998 zu sehen, wenngleich im Jahr 1995 die 
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Tabelle 89 

Durchschnittliche Einkünfte in den Dezilen 


Euro 



Einkünfte’* aus 

Summe 

der 

Einkünfte 

Land- und 

Forstwirt- 

schaft 

Gewerbe- 

betrieb 

selbstän- 

diger 

Arbeit 

nichtselb- 

ständiger 

Arbeit 

Kapital- 

vermögen 

Vermietung 

und 

Verpachtung 

Sonstigen 

Einkünften 





Veranlagungsjahr 1992 



1. Dezil 

550 

350 

200 

1 200 

50 

150 

350 

1 500 

2. Dezil 

1 250 

1 500 

700 

5 350 

150 

450 

900 

5 950 

3. Dezil 

2 000 

3 200 

1 550 

10 900 

350 

800 

1 400 

11 150 

4. Dezil 

3 050 

5 750 

2 750 

15 850 

550 

1 250 

1 850 

16 100 

5. Dezil 

4 650 

9 150 

5 000 

19 950 

900 

1 800 

2 350 

20 300 

6. Dezil 

7 300 

13 300 

9 100 

23 600 

1 400 

2 550 

2 900 

24 200 

7. Dezil 

11 050 

18 650 

17 500 

27 750 

2 100 

3 650 

3 500 

28 750 

8. Dezil 

16 900 

26 900 

35 050 

33 300 

3 350 

5 500 

4 250 

34 850 

9. Dezil 

25 250 

41 950 

70 600 

41 600 

6 000 

9 550 

5 200 

44 250 

10. Dezil 

56 700 

204 850 

202 250 

67 750 

36 850 

38 400 

10 150 

96 850 





Veranlagungsjahr 1995 



1. Dezil 

450 

350 

200 

1 400 

250 

150 

400 

1 800 

2. Dezil 

1 250 

1 450 

750 

6 200 

700 

500 

1 100 

6 500 

3. Dezil 

1 950 

3 300 

1 550 

12 250 

1 300 

950 

1 650 

12 000 

4. Dezil 

2 800 

5 900 

2 950 

17 650 

2 050 

1 500 

2 250 

17 450 

5. Dezil 

4 200 

9 300 

5 350 

21 900 

3 000 

2 150 

2 850 

21 950 

6. Dezil 

6 500 

13 500 

10 000 

25 850 

4 300 

3 000 

3 550 

26 150 

7. Dezil 

10 000 

18 950 

19 100 

30 400 

6 250 

4 300 

4 250 

31 100 

8. Dezil 

15 850 

26 700 

35 650 

36 750 

9 400 

6 500 

5 100 

38 000 

9. Dezil 

25 150 

41 050 

67 850 

46 000 

16 200 

11 200 

6 250 

48 200 

10. Dezil 

62 350 

184 900 

191 050 

74 800 

98 500 

41 900 

11 400 

100 800 





Veranlagungsjahr 1998 



1. Dezil 

400 

300 

200 

1 550 

250 

150 

400 

1 950 

2. Dezil 

1 150 

1 350 

750 

6 500 

700 

550 

1 100 

7 000 

3. Dezil 

1 850 

3 250 

1 600 

12 600 

1 300 

1 050 

1 700 

12 600 

4. Dezil 

2 700 

6 050 

3 050 

18 150 

2 000 

1 650 

2 350 

18 200 

5. Dezil 

4 150 

9 550 

5 700 

22 750 

2 900 

2 400 

2 950 

22 950 

6. Dezil 

6 550 

13 900 

10 550 

26 950 

4 200 

3 350 

3 650 

27 400 

7. Dezil 

10 350 

19 500 

19 700 

31 800 

6 050 

4 700 

4 400 

32 750 

8. Dezil 

16 900 

27 400 

36 550 

38 700 

9 200 

6 800 

5 300 

40 250 

9. Dezil 

26 900 

42 300 

69 600 

48 900 

15 950 

11 350 

6 450 

51 700 

10. Dezil 

83 000 

245 550 

205 950 

83 000 

107 950 

42 400 

12 950 

119 750 


1) Bei der Ermittlung der durchschnittlichen Einkünfte in den Dezilen wurden nur positive Werte berücksichtigt; Ergebnisse auf volle 50 Euro 
gerundet. 
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durchschnittlichen Einkünfte der beiden obersten Dezile 
in diesen Einkunftsarten - vermutlich bedingt durch die 
Rezession des Jahres 1993 - etwas geringer waren als im 
Jahr 1992. Bei den durchsehnittlichen Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft war ein Rückgang fast über 
das gesamte Einkommensspektrum zu beobaehten, wäh- 
rend aber die durchschnittlichen Einkünfte im obersten 
Dezil hier einen deutlichen Zuwachs verzeichnen konn- 
ten. Vom Jahr 1995 bis zum Jahr 1998 nahmen die Mit- 
telwerte in den einzelnen Dezilen bei den Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft und aus Gewerbebetrieb im 
oberen Einkommensbereich tendenziell zu, während sie 
im unteren Einkommenssegment abnahmen. Im Bereich 
der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit war - je- 
weils verglichen mit dem vorangegangenen Beobach- 
tungszeitraum - in allen Dezilen eine Zunahme der 
durchschnittlichen Einkünfte festzustellen. Dabei war 
hier die Verteilung deutlich gleichmäßiger als bei den 
Gewinneinkommen. Bei Einkünften aus Kapitalvermö- 
gen war infolge der starken Erhöhung des Sparerfreibe- 
trags und der dadurch bedingten Verminderung der Zahl 
der Steuerpflichtigen ein erheblicher Anstieg der durch- 
schnittlichen Einkünfte im Jahr 1995 gegenüber dem 
Jahr 1992 über alle Dezile erkennbar. Im Jahr 1998 nah- 
men die durchschnittlichen Einkünfte aus Kapitalvermö- 
gen gegenüber dem Jahr 1 995 im obersten Dezil zu. Alle 
anderen Dezile wiesen stagnierende oder sinkende 
durchschnittliche Einkünfte auf Darin spiegelt sich der 
deutliche Rückgang der durchschnittlichen Zinsen wider. 

840 . Verteilungssituationen werden häufig mit Hilfe 
des Gini-Koeffizienten analysiert, der die Verteilung in 
einer zwischen null (vollständiger Gleichverteilung) und 
annähernd eins (vollständiger Ungleichverteilung) nor- 
mierten Kennziffer ausschließlich mit Blick auf eine 
monetäre Größe zusammenfasst. Die Gini-Koeffizienten 
der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit nahmen im 
Zeitverlauf geringfügig zu (Tabelle 90). Eine leichte 
Verminderung der Disparität war bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung zu beobachten. Insbeson- 
dere bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gab 
es - wie es auch schon die Entwicklung der Dezilanteile 
nahe legt - eine profilierte Zunahme der Ungleichvertei- 
lung. Bei Einkünften aus Kapitalvermögen war die Kon- 
zentration in dieser Gruppe der Steuerpflichtigen 
- gemessen am Gini-Koeffizienten - in allen drei unter- 
suchten Jahren am stärksten ausgeprägt. Insgesamt nahm 
die Ungleichverteilung zwischen den Jahren 1992 
und 1995 geringfügig ab und stieg anschließend wieder 
leicht an. Vergleicht man die hier ermittelten Gini-Koef- 
fizienten mit denen der letzten Verteilungsanalyse des 
Sachverständigenrates auf Basis der Daten des Sozio- 
oekonomischen Panels, ergibt sich ein ähnlicher Befund: 
eine tendenzielle Zunahme der Ungleichverteilung im 
Verlauf der neunziger Jahre, die jedoch in der hier vorge- 
stellten Untersuchung etwas weniger markant ausfällt. 
Die Gini-Koeffizienten auf der Basis der Einkommen- 
steuerstatistik fallen allerdings etwas höher aus als dieje- 
nigen, die auf der Grundlage von Daten des Sozio-oeko- 
nomischen Panels ermittelt wurden. Ein wesentlicher 
Grund hierfür ist die vollständige Berücksichtigung von 


Tabelle 90 


Gini-Koeffizienten der einzelnen Einknnftsarten*’ 


Einkünfte aus 

1992 

1995 

1998 

Land- und Forstwirtschaft 

0,619 

0,646 

0,692 

Gewerbebetrieb 

0,740 

0,724 

0,766 

selbständiger Arbeit 

0,755 

0,743 

0,748 

nichtselbständiger Arbeit 

0,414 

0,412 

0,423 

Kapitalvermögen 

0,804 

0,781 

0,797 

Vermietung und Verpachtung .... 

0,715 

0,703 

0,691 

Sonstigen Einkünften 

0,432 

0,420 

0,438 

Summe der Einkünfte 

0,468 

0,461 

0,482 


1) Bei der Ermittlung des Gini-Koeffizienten wurden nur positive 
Werte berücksichtigt. 


sehr hohen Einkommen im Rahmen der einkommensteu- 
erlichen Daten. 

841 . Problematisch am Gini-Koeffizienten ist die man- 
gelnde Eindeutigkeit, da er für unterschiedliche Vertei- 
lungen einen identischen Wert annehmen kann. Daher 
wird hier beispielhaft mit den Daten aus der Stichprobe 
des Jahres 1998 die Verteilungssituation anhand der je- 
weiligen Lorenzkurven illustriert werden (Schaubild 8 1 , 
Seite 466). Auffallend ist, dass sich die Lorenzkurven 
einzelner Einkunftsarten teilweise schneiden. Die Lo- 
renzkurve der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
wies - verglichen mit den anderen Einkunftsarten - auf 
eine gleichmäßigere Einkommensverteilung hin, wenn- 
gleich bei dieser Einkunftsart 50 vH der Steuerpflichti- 
gen über lediglich 20 vH der Einkünfte verfügten. Diese 
Einkunftsart ist dominierend unter den sieben Einkunfts- 
arten, sie vermag die starke Ungleichverteilung, die teil- 
weise in den anderen Einkunftsarten vorherrscht, dahin- 
gehend zu nivellieren, dass die Lorenzkurve der Summe 
der Einkünfte in Richtung einer gleichmäßigeren Vertei- 
lung verschoben wird. 

Verteilung der Einkommensteuerschuld 

842 . Für die Analyse der Einkommensteuerschuldver- 
teilung werden zunächst die Dezilanteile und die ent- 
sprechenden Gini-Koeffizienten betrachtet. Um auch die 
Wirkung des Steuertarifs mit Blick auf seine Progressi- 
vität darzustellen, werden die Daten in einem zweiten 
Schritt nach der Summe der Einkünfte geschichtet und 
die Anteile der Steuerschuld in den jeweiligen Einkom- 
mensklassen betrachtet. Ausgehend von der Verteilung 
des zu versteuernden Einkommens wird bereits die Pro- 
gressivität des Einkommensteuertarifs grundsätzlich 
deutlich: 20 vH der Steuerpflichtigen, für die rund 1 vH 
des zu versteuernden Einkommens nachgewiesen wurde, 
zahlten keine Einkommensteuer. Verfügte dagegen das 
10. Dezil über einen Anteil am zu versteuernden Ein- 
kommen von 37,3 vH und 37,9 vH in den Jahren 1992 
und 1998, so zahlten die Steuerpflichtigen im 10. Dezil 
der Verteilung der festgesetzten Einkommensteuer in 
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Schaubild 81 


Lorenzkurven für die steuerlichen Einkunftsarten im Veranlagungsjahr 1998 
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diesen Jahren 52,5 vH und 54,1 vH der Einkommensteu- 
erschuld (Tabelle 91). Bei einem Vergleich der Dezile 
des zu versteuernden Einkommens mit denen der Ein- 
kommensteuerschuld ist zu beachten, dass zwar die Zahl 
der Steuerpflichtigen in den jeweiligen Dezilen überein- 
stimmen muss, aber nicht unbedingt dieselben Steuer- 
pflichtigen in den Dezilen gleicher Ordnung sein müs- 
sen. Für das Jahr 1995 ergab sich für das 10. Dezil ein 
etwas niedrigerer Anteil am zu versteuernden Einkom- 
men, was sieh auch im 10. Dezil der Einkommensteuer- 


verteilung in einem etwas geringeren Anteil an der Ein- 
kommensteuerschuld niederschlug. Mit Blick auf die 
Entwieklung der Dezilanteile der Einkommensteuer- 
schuld wird anschaulich, dass die deutliche Erhöhung 
des Grundfreibetrags im Einkommensteuertarif in den 
Jahren 1995 und 1996 tendenziell zu einer Entlastung 
der Steuerpflichtigen in den unteren Dezilen geführt hat. 
Für die Jahre 1992 und 1995 lässt sich keine Aussage 
ableiten, ob die Einkommensteuer „gleicher“ oder 
„ungleicher“ verteilt war, da sich die Lorenzkurven die- 
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Tabelle 91 


Dezilanteile und Gini-Koeffizienten für das zu versteuernde Einkommen 
und für die Einkommensteuerschuld 



Zu versteuerndes Einkommen'* 

Einkommensteuerschuld'* 

1992 

1995 

1998 

1992 

1995 

1998 

vH 

1 . Dezil 

0,03 

0,03 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

2. Dezil 

1,11 

1,11 

0,97 

0,03 

0,00 

0,00 

3. Dezil 

2,75 

2,74 

2,74 

0,86 

0,43 

0,12 

4. Dezil 

4,73 

4,72 

4,69 

2,44 

2,36 

1,52 

5. Dezil 

6,58 

6,66 

6,47 

4,21 

4,43 

3,57 

6. Dezil 

8,28 

8,44 

8,12 

6,05 

6,46 

5,69 

7. Dezil 

10,12 

10,38 

10,00 

8,06 

8,66 

8,00 

8. Dezil 

12,57 

13,01 

12,60 

10,68 

11,58 

11,02 

9. Dezil 

16,46 

17,02 

16,49 

15,13 

16,34 

15,96 

10. Dezil 

37,36 

35,90 

37,93 

52,53 

49,74 

54,13 

Gini-Koeffizienten 

0,527 

0,519 

0,534 

0,676 

0,664 

0,705 


1) Bei der Ermittlung der Dezile und des Gini-Koeffizienten wurden nur positive Werte berücksichtigt. 


ser beiden Verteilungen schneiden. Es ist jedoch beleg- 
bar, dass im Jahr 1998 die Einkommensteuerverteilung 
„ungleicher“ wurde, da sich die Lorenzkurve der Vertei- 
lung der Einkommensteuerschuld nicht mit denen der 
Vorjahre schneidet und der Gini-Koeffizient angestiegen 
ist. 

843 . Abschließend werden das zu versteuernde Ein- 
kommen und die Einkommensteuerschuld im Jahr 1998, 
geschichtet nach der Summe der Einkünfte, betrachtet. 
Wenn man die Differenz zwischen der Summe der 
Einkünfte und dem zu versteuernden Einkommen bildet, 
erfasst man die Abzüge von der Bemessungsgrundlage, 
die hauptsächlich aus dem Sonderausgabenabzug re- 
sultieren. Die entsprechenden Beträge stiegen je 
Steuerpflichtigen mit zunehmender Summe der Ein- 
künfte an. Bezieht man diese Abzüge allerdings auf die 
durchschnittliche Summe der Einkünfte in den jeweili- 
gen Einkommensklassen, war mit zunehmender Summe 
der Einkünfte ein fallender Anteil von Abzügen beob- 
achtbar. In der ersten Einkommensklasse mit einer 
Summe der Einkünfte bis unter 10 000 Euro betrug der 
durchschnittliche Anteil der Abzugsbeträge an der 
Summe der Einkünfte 56,2 vH, während dieser Anteil 
6,0 vH in der nach oben offenen Einkommensklasse aus- 
machte. 

Der durchschnittliche Steuersatz, bezogen auf das zu ver- 
steuernde Einkommen, stieg stetig bis zu einer Höhe der 
Summe der Einkünfte von einer Million an (Tabelle 92, 
Seite 468). Dies ist ein Beleg dafür, dass das Einkom- 
mensteuersystem prinzipiell zwar progressiv ausgestaltet 


ist, aber aufgrund des in den oberen Einkommensklassen 
sinkenden Durchschnittssteuersatzes nicht über die ge- 
samte Einkommensskala progressiv ist. Steuerpflichtige, 
deren Summe der Einkünfte über einer Million lag, ver- 
zeichneten einen leicht sinkenden durchschnittlichen 
Steuersatz. Zudem müsste sich mit sehr hohem Einkom- 
men der Durchschnittssteuersatz an den Spitzensteuer- 
satz des Einkommensteuertarifs von damals 53 vH annä- 
hem. Hier klaffte jedoch eine Lücke von über 
14 Prozentpunkten. Dies ist ein deutliches Indiz dafür, 
dass speziell Steuerpflichtige mit einem sehr hohen Ein- 
kommen ihre Steuerschuld durch Steuerermäßigungen 
zum Beispiel nach den §§ 32c, 34c und 34g Einkommen- 
steuergesetz (Tarifbegrenzung bei gewerblichen Ein- 
künften, Steuerermäßigung bei ausländischen Einkünf- 
ten und Zuwendungen an politische Parteien und an 
unabhängige Wählervereinigungen) reduzieren konnten. 
In den zahlenmäßig stark besetzten Einkommensklassen 
von 20 000 Euro bis unter 75 000 Euro - dieser Einkom- 
mensbereich umfasste 55,6 vH der Steuerpflichtigen - 
fiel mit 55,3 vH auch ein Großteil der festgesetzten Ein- 
kommensteuer an. Nichtsdestotrotz zahlten die Steuer- 
pflichtigen mit einer Summe der Einkünfte von mehr als 
250 000 Euro, ihr Anteil an der Gesamtzahl der Steuer- 
pflichtigen betrug 0,37 vH, rund 18,3 vH der festgesetz- 
ten Einkommensteuer, obgleich ihr Anteil an der gesam- 
ten Summe der Einkünfte nur knapp 9 vH ausmachte. 
Gerade die Ergebnisse für die obersten Einkommensklas- 
sen können als äußerst zuverlässig bezeichnet werden, da 
es sich in diesem Fall faktisch um keine Stichprobe, son- 
dern um eine Vollerhebung handelt. 
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Tabelle 92 


Zu versteuerndes Einkommen nnd Einkommenstenerschuld geschichtet nach der 
Summe der Einkünfte im Veranlagungsjahr 1998'* 


Summe der 
Einkünfte 

Steuerpflichtige 

Summe der 
Einkünfte 

Zu 

versteuerndes 

Einkommen 

Festgesetzte 

Einkommen- 

steuerschuld 

Nachricht- 
lich: Durch- 
schnittlicher 
Steuersatz^* 

von ... bis unter... Euro 

gewichteP* 

ungewichteF* 

Mrd Euro 

vH 

Mrd Euro 

vH 

Mrd Euro 

vH 

vH 

0 

10 000 

5 927 921 

592 793 

26,92 

3,0 

11,79 

1,6 

0,20 

0,1 

4,9 

10 000 

20 000 

5 225 600 

522 560 

79,35 

8,7 

55,23 

7,4 

5,54 

3,2 

11,0 

20 000 

30 000 

6 249 960 

624 996 

155,67 

17,1 

122,45 

16,3 

18,95 

11,1 

15,0 

30 000 

40 000 

4 104 700 

410 470 

141,87 

15,6 

117,32 

15,6 

21,55 

12,6 

17,7 

40 000 

50 000 

2 593 690 

259 369 

115,69 

12,7 

98,51 

13,1 

20,21 

11,8 

19,9 

50 000 

75 000 

2 772 700 

277 270 

165,63 

18,2 

144,42 

19,3 

33,70 

19,8 

22,6 

75 000 

100 000 

757 620 

75 762 

64,47 

7,1 

56,40 

7,5 

15,57 

9,1 

26,6 

100 000 

250 000 

557 950 

55 804 

77,12 

8,5 

68,21 

9,1 

23,73 

13,9 

32,5 

250 000 

500 000 

69 490 

65 674 

23,34 

2,6 

21,34 

2,8 

8,99 

5,3 

40,1 

500 000 

1 000 000 

21 809 

21 800 

14,81 

1,6 

13,69 

1,8 

5,79 

3,4 

41,9 

1 000 000 

2 000 000 

7 965 

7 947 

10,90 

1,2 

10,06 

1,3 

4,16 

2,4 

41,4 

2 000 000 

und höher 

5 760 

5 751 

32,53 

3,6 

30,60 

4,1 

12,23 

7,2 

38,8 


1) Ohne Verlustfälle. - 2) Durchschnitt der individuell festgesetzten Einkommensteuer bezogen auf das individuell zu versteuernde Einkommen. - 


3) Hochgerechnete Stichprobenergebnisse. - 4) Nicht hochgerechnete Stichprobenergebnisse. 


Verteilung der Einkommensteuerschuld im 
Bundesländervergleich 

844. Im Hinblick auf die Struktur der Einkünfte waren 
im Jahr 1998 deutliche Unterschiede zwischen den ein- 
zelnen Bundesländern feststellbar. So betrug zum Bei- 
spiel in Hamburg der Anteil der positiven Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb an der Summe der positiven Einkünfte 
15,8 vH, in Sachsen- Anhalt dagegen nur 6,2 vH 
(Tabelle 93). ln den drei Stadtstaaten war der Anteil der 
Einkünfte aus selbständiger Arbeit durchgängig höher 
als in den Flächenländem, was darauf schließen lässt, 
dass Freiberufler überproportional in Städten ansässig 
waren. Auffällig war darüber hinaus, dass in den neuen 
Bundesländern der Anteil der Einkünfte aus nichtselb- 
ständiger Arbeit an der positiven Summe der Einkünfte 
stärker ausgeprägt war. Damit korrespondierend waren 
die Anteile der Einkünfte aus Gewerbebetrieb und aus 
selbständiger Arbeit in Ostdeutschland vielfach erheb- 
lich niedriger als in Westdeutschland. Hier spiegelt sich 
insbesondere der geringere Anteil von Selbständigen 
und Gewerbetreibenden in diesen Bundesländern wider. 
Auch bei den Einkünften aus Kapitalvermögen sowie 
aus Vermietung und Verpachtung war in den neuen Bun- 
desländern ein deutlich geringerer Anteil dieser Ein- 
künfte an der Summe der positiven Einkünfte zu beob- 
achten. Bemerkenswert ist ferner, dass - verglichen mit 
den anderen Bundesländern - der Anteil der Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft in Schleswig-Holstein am 
höchsten war. In anderen großen Flächenländern, wie 
beispielsweise Baden-Württemberg, war die Bedeutung 


dieser Einkunftsart wesentlich geringer, da diese Länder 
über bedeutendere Industrien und über größere Agglo- 
merationsräume verfügten. 

845. Um schließlich einen Anhaltspunkt dafür zu be- 
kommen, inwieweit der Datenbestand der Lohn- und 
Einkommensteuerstatistik die gesamte Bevölkerung re- 
präsentiert, wird in der nachfolgenden Analyse der Ein- 
kommensverteilung im Ländervergleich nicht mehr al- 
lein auf die Steuerpflichtigen abgestellt. Es werden 
vielmehr auch die mit den Steuerpflichtigen in Zusam- 
menhang zu bringenden Personen dargestellt, das heißt, 
im Falle einer Zusammenveranlagung wird der Ehegatte 
einschließlich eventuell vorhandener Kinder miteinbe- 
zogen. Dadurch wird der Steuerpflichtige als Haushalt 
verstanden. 

Der Anteil der mit dem Datenbestand erfassten Personen 
schwankt stark im Ländervergleich. Hierin spiegeln sich 
die divergierenden wirtschaftlichen Verhältnisse in den 
einzelnen Ländern wider, die sich in Bezug auf den Er- 
fassungsgrad in der unterschiedlich hohen Zahl von 
Transferempfängem ausdrücken. So war beispielsweise 
im Jahr 1998 der höchste Erfassungsgrad mit 81,7 vH in 
Bayern und der niedrigste mit 59,4 vH in Bremen zu be- 
obachten (Tabelle 94, Seite 470). Bezogen auf die Ge- 
samtbevölkerung des jeweiligen Bundeslands kamen in 
Hamburg auf 1 00 000 Einwohner knapp 1 00 Personen, 
die in Haushalten von Einkommensmillionären lebten. 
In Nordrhein- Westfalen war dieser Anteil lediglich halb 
so hoch. In Ostdeutschland war durchweg ein erheblich 
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Tabelle 93 


Struktur der steuerlichen Einkünfte nach Bnndesländern im Veranlagnngsjahr 1998 


vH 



Schles- 




Nord- 


Rhein- 

land- 

Pfalz 

Baden- 


wig- 

Ham- 

Nieder- 

Bremen 

rhein- 

Hessen 

Würt- 


Hol- 

stein 

bürg 

Sachsen 

West- 

falen 

tem- 

berg 

Anteil der positiven Einkünfte aus 

Land- und Forstwirtschaft 

2,1 

0,2 

1,7 

0,5 

0,6 

0,6 

1,3 

0,8 

Gewerbebetrieb 

11,8 

15,8 

10,6 

13,2 

11,6 

9,5 

9,6 

12,3 

selbständiger Arbeit 

5,2 

7,5 

4,8 

6,1 

5,1 

5,4 

4,6 

5,1 

nichtselbständiger Arbeit 

74,8 

66,8 

77,1 

72,8 

76,3 

77,9 

79,0 

75,5 

Kapitalvermögen 

2,4 

5,1 

2,2 

3,1 

2,5 

2,7 

2,0 

2,8 

Vermietung und Verpachtung 

1,9 

2,6 

3,3 

2,0 

2,2 

2,0 

1,8 

1,9 

Sonstigen Einkünften 

1,9 

2,1 

0,3 

2,2 

1,7 

1,8 

1,6 

1,7 



Bayern 

Saar- 

land 

Berlin 

Bran- 

den- 

burg 

Meck- 

lenburg- 

Vorpom- 

mem 

Sachsen 

Sach- 

sen- 

Anhalt 

Thü- 

ringen 

Anteil der positiven Einkünfte aus 

Land- und Forstwirtschaft 

1,2 

0,3 

0,0 

0,3 

0,8 

0,2 

0,6 

0,2 

Gewerbebetrieb 

12,0 

9,3 

8,9 

6,8 

8,3 

6,6 

6,2 

6,9 

selbständiger Arbeit 

5,6 

4,8 

7,2 

4,6 

4,7 

4,6 

4,3 

4,4 

nichtselbständiger Arbeit 

74,9 

80,7 

77,0 

85,5 

83,5 

85,8 

86,2 

85,9 

Kapitalvermögen 

2,7 

1,7 

3,2 

0,6 

0,6 

0,5 

0,4 

0,4 

Vermietung und Verpachtung 

1,9 

1,7 

1,6 

0,5 

0,5 

0,5 

0,6 

0,5 

Sonstigen Einkünften 

1,7 

1,5 

2,0 

1,6 

1,6 

1,8 

1,7 

1,7 


geringerer Anteil an Einkommensmillionären zu ver- 
zeichnen. Bezogen auf 100 000 Einwohner lebten in 
Brandenburg (möglicherweise aufgrund der Nähe zu 
Berlin) und Mecklenburg-Vorpommern rund fünf Perso- 
nen, in den anderen neuen Bundesländern jedoch stets 
weniger als drei Personen in Haushalten von Einkom- 
mensmillionären. 

Bemerkenswert sind auch die Unterschiede in den An- 
teilen der Personen, die sich in Haushalten befanden, de- 
ren Summe der Einkünfte geringer als 30 000 Euro war. 
Dieser Anteil lag in allen neuen Bundesländern bei über 
43 vH. Von den westdeutschen Bundesländern hatte le- 
diglich Bayern eine diesbezügliche Quote von über 
40 vH zu verzeichnen. Dies ist ein Indiz dafür, dass es 
auch in Bayern strukturschwächere Gebiete gab, in de- 
nen viele Steuerpflichtige mit niedrigeren Einkommen 
wohnten. Umgekehrt war der Anteil der Personen an der 
Gesamtbevölkerung, die in Haushalten mit einer Summe 
der Einkünfte von mehr als 1 00 000 Euro lebten, gerade 
in Bayern vergleichsweise hoch; er lag nach Hessen und 
Hamburg an dritter Stelle, gefolgt von Baden-Württem- 
berg. 


Fazit 

846. Diese Analyse zur Einkommensverteilung zeigt, 
dass in Deutschland eine deutliche Disparität der Markt- 
einkommen vorliegt, die sich zudem im Hinblick auf die 
steuerlichen Einkunftsarten stark unterscheidet. Des 
Weiteren führte die einkommensteuerrechtliche Behand- 
lung von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung in 
den neunziger Jahren dazu, dass per saldo die einkom- 
mensteuerliche Bemessungsgrundlage durch diese Ein- 
kunftsart nicht erweitert, sondern massiv reduziert wor- 
den ist. Im deutschen Einkommensteuerrecht bestand 
und besteht noch heute eine Reihe von quantitativ be- 
deutsamen Abzugsmöglichkeiten, die die Bemessungs- 
grundlage in einer nicht unbeträchtlichen Größenord- 
nung vermindert. Hinsichtlich der Verteilung der 
Einkommensteuerlast war bis zu einer Einkommens- 
grenze von 1 Mio Euro eine deutliche Progression des 
Einkommensteuersystems feststellbar, aber über diese 
Einkommensgrenze hinaus wirkte das Einkommensteu- 
errecht leicht regressiv. Nichtsdestotrotz zahlten 10 vH 
der Steuerpflichtigen, die einen Anteil am Einkommen 
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Tabelle 94 


Verteilung der Steuerpflichtigen nach Einkommensklassen und Bundesländern im Veranlagungsjahr 1998 


Summe der Einkünfte 

1 Schleswig-Holstein | 

1 Hamburg | 

1 Niedersachsen | 

1 Bremen | 


Personen*^ 


Personen*^ 

Steuer- 

pflichtige 

Personen*^ 

BrnraniSi 

Personen*^ 

von . 

.. bis 

unter . 

.. Euro 

1 Tausend | 

vH^’ 

1 Tausend | 

vH^’ 

1 Tausend | 

vH^’ 

1 Tausend | 

vH^’ 

1 Verlustfälle^^ | 

12,8 

26,0 

0,9 

8,7 

15,3 

0,9 

30,9 

63,5 

0,8 

2,4 

4,6 

0,7 

0 

10 000 

176,5 

254,2 

9.2 

135,0 

186,1 

10,9 

583,2 

858,0 

10,9 

45,0 

65,1 

9,7 

10 000 

20 000 

180,0 

301,3 

10,9 

105,1 

169,3 

9.9 

492,5 

860,4 

11,0 

37,0 

60,9 

9,1 

20 000 

30 000 

224,6 

463,9 

16,8 

117,5 

212,9 

12,5 

617,1 

1 328,1 

16,9 

41,9 

82,1 

12,2 

30 000 

40 000 

140,5 

343,6 

12,4 

86,2 

175,7 

10,3 

404,2 

1 029,6 

13,1 

29,9 

67,3 

10,0 

40 000 

50 000 

92,1 

247,4 

9,0 

55,2 

125,1 

7,4 

253,8 

705,4 

9.0 

17,7 

43,2 

6,4 

50 000 

75 000 

99,8 

282,9 

10,2 

61,8 

152,3 

9,0 

261,4 

750,5 

9.6 

18,1 

47,3 

7,1 

75 000 

100 000 

28,8 

83,1 

3,0 

20,1 

51,4 

3,0 

68,9 

203,3 

2,6 

5,3 

14,7 

2,2 

100 000 

500 000 

24,2 

71,2 

2,6 

20,5 

54,5 

3,2 

55,6 

164,8 

2,1 

4,5 

12,3 

1,8 

500 000 

1 000 000 

0,8 

2,0 

0,1 

0,9 

2,3 

0,1 

1,9 

5,1 

0,1 

0,2 

0,5 

0,1 

1 000 000 

und höher 

0,5 

1,3 

0,0 

0,7 

1,7 

0,1 

1,2 

3,0 

0,0 

0,2 

0,4 

0.1 

Insgesamt 


980,5 

2 076,8 

75,2 

611,7 

1 146,6 

67,4 

2 770,6 

5 971,6 

76,0 

202,0 

398,4 

59,4 


Summe der Einkünfte 

1 Nordrhein-Westfalen | 

1 Hessen | 

1 Rheinland-Pfalz | 

1 Baden Württemberg | 

roiramiffii 

Personen*^ 


Personen*^ 

Steuer- 

pflichtige 

Personen*^ 

BrnraniSi 

Personen*^ 

von .. 

,. bis 

unter . 

.. Euro 

1 Tausend | 

vH^’ 

1 Tausend | 


1 Tausend | 


1 Tausend | 

vH^’ 

Verlustfälle 

3) 

63,7 

126,1 

0,7 

30,7 

60,3 

1,0 

15,9 

31,9 

0,8 

53,8 


106,2 

1.0 

0 

10 000 

1 190,1 

1 727,3 

9,6 

426,6 

625,3 

10,4 

287,1 

418,7 

10,4 

799,8 

1 

124,4 

10,8 

10 000 

20 000 

1 013,5 

1 748,4 

9,7 

357,1 

616,9 

10,2 

246,0 

426,8 

10,6 

586,9 

1 

003,3 

9,6 

20 000 

30 000 

1 444,9 

3 045,1 

16,9 

461,5 

935,7 

15,5 

325,8 

692,6 

17,2 

791,1 

1 

615,3 

15,5 

30 000 

40 000 

954,5 

2 343,3 

13,0 

330,3 

776,5 

12,9 

217,3 

552,8 

13,8 

579,2 

1 

435,0 

13,8 

40 000 

50 000 

597,8 

1 592,9 

8,9 

211,9 

546,7 

9,1 

134,8 

373,1 

9,3 

381,9 

1 

053,0 

10,1 

50 000 

75 000 

658,1 

1 827,2 

10,2 

240,5 

654,5 

10,9 

140,3 

399,3 

9,9 

433,3 

1 

240,3 

11,9 

75 000 

100 000 

185,1 

528,4 

2,9 

73,2 

205,3 

3.4 

36,5 

106,2 

2,6 

113,6 


329,5 

3,2 

100 000 

500 000 

157,7 

451,8 

2,5 

63,7 

180,8 

3,0 

29,3 

86,2 

2,1 

93,0 


269,1 

2,6 

500 000 

1 000 000 

5,8 

15,3 

0,1 

2,0 

5,5 

0,1 

0,8 

2,3 

0,1 

3,7 


9,5 

0.1 

1 000 000 

und höher 

3,7 

9,2 

0.1 

1,1 

2,9 

0,0 

0,5 

1,2 

0,0 

2,4 


5,9 

0,1 

Insgesamt 


6 274,8 

13 415,1 

74,6 

2 198,7 

4 610,5 

76,4 

1 434,2 

3 091,1 

76,9 

3 838,5 

8 

191,6 

78,7 


Summe der Einkünfte 

1 Bayern | 

1 Saarland | 

1 Berlin | 

1 Brandenburg | 

Kiiiraniffii 

Personen*^ 


Personen*^ 

Steuer- 

pflichtige 

Personen*^ 

BrnraniSi 

Personen*^ 

von .. 

,. bis 

unter . 

.. Euro 

1 Tausend | 

vH^* 

1 Tausend | 

vH^> 

1 Tausend | 

vH^> 

1 Tausend | 

vH^’ 

Verlustfälle 

3) 

69,8 

139,0 

1,2 

3,2 

6,4 

0,6 

18,9 

34,9 

1,0 

11,5 

24,4 

0.9 

0 

10 000 

880,6 

1 261,5 

10,5 

54,7 

80,7 

7,5 

219,8 

327,2 

9,6 

193,9 

319,5 

12,4 

10 000 

20 000 

834,2 

1 418,9 

11,8 

59,4 

100,5 

9,3 

196,6 

344,7 

10,1 

201,5 

410,5 

15,9 

20 000 

30 000 

1 075,9 

2 210,2 

18,3 

82,3 

174,2 

16,2 

211,2 

408,9 

12,0 

162,4 

404,3 

15,7 

30 000 

40 000 

683,0 

1 683,4 

13,9 

54,2 

137,1 

12,7 

142,8 

315,8 

9,2 

95,0 

271,5 

10,5 

40 000 

50 000 

430,6 

1 155,1 

9,6 

31,5 

86,5 

8,0 

93,2 

232,1 

6.8 

61,5 

188,6 

7,3 

50 000 

75 000 

457,4 

1 274,3 

10,6 

29,7 

83,0 

7,7 

108,4 

293,8 

8.6 

60,6 

186,2 

7,2 

75 000 

100 000 

129,6 

373,4 

3.1 

7,2 

20,6 

1.9 

31,3 

86,8 

2,5 

14,3 

44,3 

1,7 

100 000 

500 000 

113,3 

327,8 

2,7 

5,8 

16,8 

1,6 

21,9 

59,0 

1.7 

9,0 

26,9 

1,0 

500 000 

1 000 000 

4,3 

11,6 

0,1 

0,2 

0,5 

0,1 

0,7 

1,7 

0,0 

0,1 

0,4 

0,0 

1 000 000 

und höher 

2,8 

7,2 

0,1 

0,2 

0,4 

0,0 

0,4 

1,0 

0,0 

0,1 

0,1 

0,0 

Insgesamt 


4 681,4 

9 862,3 

81,7 

328,4 

706,7 

65,6 

1 045,1 

2 105,7 

61,7 

809,9 

1 876,7 

72,7 


Summe der Einkünfte 

1 Mecklenburg-Vorpommern 1 

1 Sachsen | 

1 Sachsen-Anhalt | 

1 Thüringen | 

Kiiiwniffii 

Personen*^ 


Personen*^ 

Steuer- 

pflichtige 

Personen*^ 

BrnraniSi 

Personen*^ 

von . 

.. bis 

unter . 

.. Euro 

1 Tausend | 

vH^’ 

1 Tausend | 

vH^’ 

1 Tausend | 

vH^’ 

1 Tausend | 

vH^’ 

1 Verlustfälle^^ | 

7,5 

15,9 

0,9 

26,2 

54,0 

1,2 

10,1 

20,5 

0,8 

11,9 

24,3 

1.0 

0 

10 000 

142,2 

232,9 

12,9 

378,7 

600,3 

13,3 

210,5 

344,5 

12,8 

204,2 

327,7 

13,3 

10 000 

20 000 

137,3 

289,5 

16,1 

369,0 

756,8 

16,8 

201,2 

412,7 

15,3 

208,6 

426,9 

17,3 

20 000 

30 000 

104,3 

273,6 

15,2 

274,5 

694,7 

15,4 

158,0 

399,7 

14,9 

157,0 

403,9 

16,3 

30 000 

40 000 

60,4 

177,6 

9.9 

150,0 

425,5 

9,4 

89,0 

256,6 

9,5 

88,2 

256,9 

10,4 

40 000 

50 000 

37,4 

116,6 

6,5 

90,0 

270,5 

6,0 

54,4 

164,8 

6,1 

50,0 

153,5 

6,2 

50 000 

75 000 

33,8 

107,0 

5,9 

80,5 

245,2 

5,4 

47,1 

143,8 

5,3 

41,8 

130,6 

5,3 

75 000 

100 000 

7,6 

24,1 

1,3 

18,1 

55,4 

1,2 

9,8 

30,0 

1,1 

8,5 

26,8 

1,1 

100 000 

500 000 

5,0 

15,4 

0,9 

11,6 

34,6 

0,8 

6,7 

20,6 

0,8 

5,7 

18,1 

0,7 

500 000 

1 000 000 

0,1 

0,2 

0,0 

0,2 

0,5 

0,0 

0,1 

0,2 

0,0 

0,1 

0,2 

0,0 

1 000 000 

und höher 

0,0 

0,1 

0,0 

0,0 

0,1 

0,0 

0,0 

0,1 

0,0 

0,0 

0,1 

0,0 

Insgesamt 


535,6 

1 252,8 

69,5 

1 398,8 

3 137,4 

69,6 

786,8 

1 793,3 

66,7 

776,1 

1 769,1 

71,6 


1) Anzahl der im Datenbestand befindlichen Personen einschließlich Kindern gemäß der Definition des Einkommensteuergesetzes. - 2) Anteil der 
im Datenbestand enthaltenen Personen an der Wohnbevölkerung. - 3) Verlustfälle liegen vor, wenn die Summe der Einkünfte negativ sind. 
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von 35 vH hatten, über 50 vH des gesamten Einkom- 
mensteueraufkommens . 

Das Hauptaugenmerk dieser Untersuchung liegt auf der 
Verteilung der Markteinkommen. In einer umfassenderen 
Analyse wäre zu berücksichtigen, dass ein Großteil des 
Steueraufkommens wieder als Transfers an die Bevölke- 
rung und dort häufig an untere Einkommensgruppen 
zurückfließt. Angaben über Transferempfänger sind al- 
lerdings nicht in der Datenbasis enthalten, so dass hier 
keine Aussage über die gleichmäßigere sekundäre Ein- 
kommensverteilung abgeleitet werden kann. 
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I. 

Gesetz über die Bildung eines Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


Vom 14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 685) 

in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutach- 
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, vom 8. November 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 633) - § 6 Abs. 1 -, und 
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft, vom 8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 582), - § 6 Abs. 2 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Zur periodischen Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Erleichterung der Urteilsbildung 
bei allen wirtschaftspolitisch verantwortlichen Instanzen 
sowie in der Öffentlichkeit wird ein Rat von unabhängi- 
gen Sachverständigen gebildet. 

(2) Der Sachverständigenrat besteht aus fünf Mit- 
gliedern, die über besondere wirtschaftswissenschaftli- 
che Kenntnisse und volkswirtschaftliche Erfahrungen 
verfügen müssen. 

(3) Die Mitglieder des Sachverständigenrates dürfen 
weder der Regierung oder einer gesetzgebenden Körper- 
schaft des Bundes oder eines Landes noch dem öffentli- 
chen Dienst des Bundes, eines Landes oder einer sonsti- 
gen juristischen Person des öffentlichen Rechts, es sei 
denn als Hochschullehrer oder als Mitarbeiter eines wirt- 
schafts- oder sozialwissenschaftlichen Institutes, ange- 
hören. Sie dürfen ferner nicht Repräsentant eines Wirt- 
schaftsverbandes oder einer Organisation der 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer sein oder zu diesen in ei- 
nem ständigen Dienst- oder Geschäftsbesorgungsver- 
hältnis stehen. Sie dürfen auch nicht während des letzten 
Jahres vor der Berufung zum Mitglied des Sachverstän- 
digenrates eine derartige Stellung innegehabt haben. 

§2 

Der Sachverständigenrat soll in seinen Gutachten die 
jeweilige gesamtwirtschatliche Lage und deren abseh- 
bare Entwicklung darstellen. Dabei soll er untersuchen, 
wie im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung 
gleichzeitig Stabilität des Preisniveaus, hoher Beschäfti- 
gungsstand und außenwirtschaftliches Gleichgewicht bei 
stetigem und angemessenem Wachstum gewährleistet 
werden können. 


In die Untersuchung sollen auch die Bildung und die 
Verteilung von Einkommen und Vermögen einbezogen 
werden. Insbesondere soll der Sachverständigenrat die 
Ursachen von aktuellen und möglichen Spannungen 
zwischen der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage und 
dem gesamtwirtschaftlichen Angebot aufzeigen, welche 
die in Satz 2 genannten Ziele gefährden. Bei der Unter- 
suchung sollen jeweils verschiedene Annahmen zu- 
grunde gelegt und deren unterschiedliche Wirkungen 
dargestellt und beurteilt werden. Der Sachverständigen- 
rat soll Fehlentwicklungen und Möglichkeiten zu deren 
Vermeidung oder deren Beseitigung aufzeigen, jedoch 
keine Empfehlungen für bestimmte wirtschafts- und so- 
zialpolitische Maßnahmen aussprechen. 

§3 

(1) Der Sachverständigenrat ist nur an den durch die- 
ses Gesetz begründeten Auftrag gebunden und in seiner 
Tätigkeit unabhängig. 

(2) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung der 
Gutachten zu einzelnen Fragen eine abweichende Auf- 
fassung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den Gutach- 
ten zum Ausdruck zu bringen. 

§4 

Der Sachverständigenrat kann vor Abfassung seiner 
Gutachten ihm geeignet erscheinenden Personen, insbe- 
sondere Vertretern von Organisationen des wirtschaftli- 
chen und sozialen Lebens, Gelegenheit geben, zu we- 
sentlichen sich aus seinem Auftrag ergebenden Fragen 
Stellung zu nehmen. 

§5 

(1) Der Sachverständigenrat kann, soweit er es zur 
Durchführung seines Auftrages für erforderlich hält, die 
fachlich zuständigen Bundesminister und den Präsiden- 
ten der Deutschen Bundesbank hören. 



Drucksache 15/2000 


-474- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


(2) Die fachlich zuständigen Bundesminister und der 
Präsident der Deutschen Bundesbank sind auf ihr Ver- 
langen zu hören. 

(3) Die Behörden des Bundes und der Länder leisten 
dem Sachverständigenrat Amtshilfe. 

§6 

(1) Der Sachverständigenrat erstattet jährlich ein 
Gutachten (Jahresgutachten) und leitet es der Bundes- 
regierung bis zum 15. November zu. Das Jahresgutachten 
wird den gesetzgebenden Körperschaften von der Bun- 
desregierung unverzüglich vorgelegt und zum gleichen 
Zeitpunkt vom Sachverständigenrat veröffentlicht. Spä- 
testens acht Wochen nach der Vorlage nimmt die Bun- 
desregierung gegenüber den gesetzgebenden Körper- 
schaften zu dem Jahresgutachten Stellung, ln der 
Stellungnahme sind insbesondere die wirtschaftspoliti- 
schen Schlußfolgerungen, die die Bundesregierung aus 
dem Gutachten zieht, darzulegen. 

(2) Der Sachverständigenrat hat ein zusätzliches 
Gutachten zu erstatten, wenn auf einzelnen Gebieten 
Entwicklungen erkennbar werden, welche die in § 2 Satz 
2 genannten Ziele gefährden. Die Bundesregierung kann 
den Sachverständigenrat mit der Erstattung weiterer 
Gutachten beauftragen. Der Sachverständigenrat leitet 
Gutachten nach Satz 1 und 2 der Bundesregierung zu 
und veröffentlicht sie; hinsichtlich des Zeitpunktes der 
Veröffentlichung führt er das Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft herbei. 

§7 

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates werden 
auf Vorschlag der Bundesregierung durch den Bundes- 
präsidenten berufen. Zum 1. März eines jeden Jahres - 
erstmals nach Ablauf des dritten Jahres nach Erstattung 
des ersten Gutachtens gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 - schei- 
det ein Mitglied aus. Die Reihenfolge des Ausscheidens 
wird in der ersten Sitzung des Sachverständigenrates 
durch das Los bestimmt. 

(2) Der Bundespräsident beruft auf Vorschlag der 
Bundesregierung jeweils ein neues Mitglied für die 
Dauer von fünf Jahren. Wiederberufungen sind zulässig. 
Die Bundesregierung hört die Mitglieder des Sachver- 
ständigenrates an, bevor sie ein neues Mitglied vor- 
schlägt. 

(3) Die Mitglieder sind berechtigt, ihr Amt durch Er- 
klärung gegenüber dem Bundespräsidenten niederzule- 
gen. 

(4) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird ein 
neues Mitglied für die Dauer der Amtszeit des ausge- 


schiedenen Mitglieds berufen; Absatz 2 gilt entspre- 
chend. 

§8 

(1) Die Beschlüsse des Sachverständigenrates bedür- 
fen der Zustimmung von mindestens drei Mitgliedern. 

(2) Der Sachverständigenrat wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden für die Dauer von drei Jahren. 

(3) Der Sachverständigenrat gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

§9 

Das Statistische Bundesamt nimmt die Aufgaben ei- 
ner Geschäftsstelle des Sachverständigenrates wahr. Die 
Tätigkeit der Geschäftsstelle besteht in der Vermittlung 
und Zusammenstellung von Quellenmaterial, der techni- 
schen Vorbereitung der Sitzungen des Sachverständigen- 
rates, dem Druck und der Veröffentlichung der Gutach- 
ten sowie der Erledigung der sonst anfallenden 
Verwaltungsaufgaben. 

§ 10 

Die Mitglieder des Sachverständigenrates und die 
Angehörigen der Geschäftsstelle sind zur Verschwiegen- 
heit über die Beratungen und die vom Sachverständigen- 
rat als vertraulich bezeichneten Beratungsunterlagen 
verpflichtet. Die Pflicht zur Verschwiegenheit bezieht 
sich auch auf Informationen, die dem Sachverständigen- 
rat gegeben und als vertraulich bezeichnet werden. 

§ 11 

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates erhal- 
ten eine pauschale Entschädigung sowie Ersatz ihrer 
Reisekosten. Diese werden vom Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern festgesetzt. 

(2) Die Kosten des Sachverständigenrates trägt der 
Bund. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündi- 
gung in Kraft. 
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II. 

Auszug aus Buudesgesetzblatt, Jahrgaug 1967, Teil I S. 582 

Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 


Vom 8. Juni 1967 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Bund und Länder haben bei ihren wirtschafts- und 
finanzpolitischen Maßnahmen die Erfordernisse des ge- 
samtwirtschaftliehen Gleichgewichts zu beachten. Die 
Maßnahmen sind so zu treffen, daß sie im Rahmen der 
marktwirtschaftlichen Ordnung gleiehzeitig zur Stabili- 
tät des Preisniveaus, zu einem hohen Beschäftigungs- 
stand und außenwirtschaftlichem Gleiehgewieht bei 
stetigem und angemessenem Wirtschaftswachstum bei- 
tragen. 

§2 

(1) Die Bundesregierung legt im Januar eines jeden 
Jahres dem Bundestag und dem Bundesrat einen Jahres- 
wirtschaftsbericht vor. Der Jahreswirtschaftsbericht ent- 
hält: 

1 . die Stellungnahme zu dem Jahresgutachten des Sach- 
verständigenrates auf Grund des § 6 Abs. 1 Satz 3 des 
Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtsehaftlichen 
Entwieklung vom 14. August 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 685) in der Fassung des Gesetzes vom 
8. November 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 633); 

2. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der 
Bundesregierung angestrebten wirtschafts- und fi- 
nanzpolitischen Ziele (Jahresprojektion); die Jahres- 
projektion bedient sich der Mittel und der Form der 


volkswirtsehaftlichen Gesamtreehung, gegebenen- 
falls mit Altemativrechnung; 

3. eine Darlegung der für das laufende Jahr geplanten 
Wirtschafts- und Finanzpolitik. 

(2) Maßnahmen naeh § 6 Abs. 2 und 3 und naeh den 
§§15 und 19 dieses Gesetzes sowie naeh § 51 Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes und nach § 19c des Körper- 
schaftsteuergesetzes dürfen nur getroffen werden, wenn 
die Bundesregierung gleiehzeitig gegenüber dem Bun- 
destag und dem Bundesrat begründet, daß diese Maß- 
nahmen erforderlieh sind, um eine Gefährdung der Ziele 
des § 1 zu verhindern. 

§3 

(1) Im Falle der Gefährdung eines der Ziele des § 1 
stellt die Bundesregierung Orientierungsdaten für ein 
gleiehzeitiges aufeinander abgestimmtes Verhalten (kon- 
zertierte Aktion) der Gebietskörperschaften, Gewerk- 
schaften und Untemehmensverbände zur Erreiehung der 
Ziele des § 1 zur Verfügung. Diese Orientierungsdaten 
enthalten insbesondere eine Darstellung der gesamtwirt- 
schaftlichen Zusammenhänge im Hinbliek auf die gege- 
bene Situation. 

(2) Der Bundesminister für Wirtsehaft hat die Orien- 
tierungsdaten auf Verlangen eines Beteiligten zu erläu- 
tern. 

§4 
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III. 

Verzeichnis der Gutachten des Sachverständigenrates 


Jahresgutachten 1964/65: „Stabiles Geld - Stetiges Wachstum“ (am 11. Januar 1965) 

Jahresgutachten 1965/66: „Stabilisierung ohne Stagnation“ (am 13. Dezember 1965) 

Jahresgutachten 1966/67: „Expansion und Stabilität“ (am 30. November 1966) 

Jahresgutachten 1967/68: „Stabilität im Wachstum“ (am 6. Dezember 1967); darin enthalten: Sondergutachten 

vom März 1967: „Zur Konjunkturlage im Frühjahr 1967“ und Stellungnahme vom 
20. Juni 1964 gemäß § 6 Absatz 1 Satz 2 sowie „Brief des Sachverständigenrates an den 
Bundeskanzler vom 19. Juni 1965“ gemäß § 6 Absatz 1 des Gesetzes vom 14. August 
1963 über den Sachverständigenrat 

Jahresgutachten 1968/69: „Alternativen außenwirtschaftlicher Anpassung“ (am 4. Dezember 1968) 

Jahresgutachten 1969/70: „Im Sog des Booms“ (am 3. Dezember 1969); darin enthalten: Sondergutachten vom 

30. Juni 1969 und 3. Juli 1968: „Binnenwirtschaftliche Stabilität und außenwirtschaftli- 
ches Gleichgewicht“; „Sondergutachten vom Juli 1968, dem Herrn Bundeskanzler am 

3. Juli 1968 mündlich vorgetragen“; Sondergutachten vom 25. September 1969: „Zur 
lohn- und preispolitischen Situation Ende September 1969“; Sondergutachten vom 

4. Oktober 1969: „Zur währungspolitischen Situation Anfang Oktober 1969“ 

Jahresgutachten 1970/71 : „Konjunktur im Umbruch - Risiken und Chancen -“ (am 3. Dezember 1970); darin ent- 
halten: Brief des Sachverständigenrates vom 21. März 1970 an den Bundeskanzler und 
Sondergutachten vom 9. Mai 1970: „Zur Konjunkturlage im Frühjahr 1970“ 

Jahresgutachten 1971/72: „Währung, Geldwert, Wettbewerb - Entscheidungen für morgen -“ (am 22. November 

1971); darin enthalten: Sondergutachten vom 24. Mai 1971: „Zur konjunktur- und wäh- 
rungspolitischen Lage im Mai 1971“ 

Jahresgutachten 1972/73: „Gleicher Rang für den Geldwert“ (am 6. Dezember 1972); darin enthalten: Sondergut- 
achten vom 3. Juli 1972: „Zur währungspolitischen Lage im Juli 1972“ 

Jahresgutachten 1973/74: „Mut zur Stabilisierung“ (am 22. November 1973); darin enthalten: Sondergutachten 

vom 4. Mai 1973: „Zur konjunkturpolitischen Lage im Mai 1973“ 

Jahresgutachten 1974/75: „Vollbeschäftigung für morgen“ (am 22. November 1974); darin enthalten: Sondergut- 
achten vom 17. Dezember 1973: „Zu den gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen der Öl- 
krise“ 

Jahresgutachten 1975/76: „Vor dem Aufschwung“ (am 24. November 1975); darin enthalten: Sondergutachten 

vom 17. August 1975: „Zur konjunkturpolitischen Lage im August 1975“ 

Jahresgutachten 1976/77: „Zeit zum Investieren“ (am 24. November 1976) 

Jahresgutachten 1977/78: „Mehr Wachstum - Mehr Beschäftigung“ (am 22. November 1977) 

Jahresgutachten 1978/79: „Wachstum und Währung“ (am 23. November 1978); darin enthalten: Sondergutachten 

vom 19. Juni 1978: „Zur wirtschaftlichen Lage im Juni 1978“ 

Jahresgutachten 1979/80: „Herausforderung von außen“ (am 22. November 1979) 

Jahresgutachten 1980/81: „Unter Anpassungszwang“ (am 20. November 1980) 

Jahresgutachten 1981/82: „Investieren für mehr Beschäftigung“ (am 20. November 1981); darin enthalten: Son- 
dergutachten vom 4. Juli 1981: „Vor Kurskorrekturen - Zur finanzpolitischen und wäh- 
rungspolitischen Situation im Sommer 1981“ 

Jahresgutachten 1982/83: „Gegen Pessimismus“ (am 23. November 1982); darin enthalten: Sondergutachten vom 

9. Oktober 1982: „Zur wirtschaftlichen Lage im Oktober 1982“ 

Jahresgutachten 1983/84: „Ein Schritt voran“ (am 24. November 1983) 
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Jahresgutachten 1984/85: „Chancen für einen langen Aufsehwung“ (am 23. November 1984) 

Jahresgutachten 1985/86: „Auf dem Weg zu mehr Besehäftigung“ (am 22. November 1985); darin enthalten: Son- 
dergutachten vom 23. Juni 1985: „Wirtschaftspolitische Entscheidungen im Sommer 
1985“ 

Jahresgutachten 1986/87: „Weiter auf Wachstumskurs“ (am 24. November 1986) 

Jahresgutachten 1987/88: „Vorrang für die Waehstumspolitik“ (am 23. November 1987) 

Jahresgutachten 1988/89: „Arbeitsplätze im Wettbewerb“ (am 18. November 1988) 

Jahresgutachten 1989/90: „Weiehenstellungen für die neunziger Jahre“ (am 20. November 1989) 

Jahresgutachten 1990/91 : „Auf dem Wege zur wirtsehaftliehen Einheit Deutschlands“ (vom 13. November 1990); 

darin enthalten: Sondergutachten vom 20. Januar 1990: „Zur Unterstützung der Wirt- 
schaftsreform in der DDR: Voraussetzungen und Mögliehkeiten“ und Brief des Saeh- 
verständigenrates vom 9. Februar 1990 „Zur Frage einer Währungsunion zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR“ 

Jahresgutachten 1991/92: „Die wirtsehaftliche Integration in Deutschland. Perspektiven - Wege - Risiken“ (am 

12. November 1991); darin enthalten: Sondergutachten vom 13. April 1991: „Markt- 
wirtschaftlichen Kurs halten. Zur Wirtschaftspolitik für die neuen Bundesländer“ 

Jahresgutachten 1992/93: „Für Wachstumsorientierung - Gegen lähmenden Verteilungsstreit“ (am 16. November 

1992) 

Jahresgutachten 1993/94: „Zeit zum Handeln - Antriebskräfte stärken“ (am 12. November 1993) 

Jahresgutachten 1994/95: „Den Aufschwung sichern - Arbeitsplätze schaffen“ (am 17. November 1994); darin 

enthalten: Sondergutachten vom 18. März 1994: „Zur aktuellen Diskussion um die Pfle- 
geversicherung“ 

Jahresgutachten 1995/96: „Im Standortwettbewerb“ (am 14. November 1995); darin enthalten: Sondergutachten 

vom 2. Juli 1995: „Zur Kompensation in der Pflegeversieherung“ 

Jahresgutachten 1996/97: „Reformen voranbringen“ (am 15. November 1996); darin enthalten: Sondergutachten 

vom 27. April 1996: „Zum wirtschaftspolitischen Handlungsbedarf im Frühjahr 1996“ 

Jahresgutachten 1997/98: „Waehstum, Beschäftigung, Währungsunion - Orientierungen für die Zukunft“ (am 

14. November 1997); darin enthalten: Brief des Sachverständigenrates vom 23. Mai 1997 
an den Bundeskanzler: „Fehlentwicklungen bei den öffentlichen Finanzen beheben“ 

Jahresgutachten 1998/99: „Vor weitreiehenden Entscheidungen“ (am 18. November 1998) 

Jahresgutachten 1999/2000: „Wirtschaftspolitik unter Reformdruck“ (am 12. November 1999) 

Jahresgutachten 2000/01 : „Chaneen auf einen höheren Waehstumspfad“ (am 10. November 2000) 

Jahresgutachten 2001/02: „Für Stetigkeit - Gegen Aktionismus“ (am 14. November 2001) 

Jahresgutachten 2002/03: „Zwanzig Punkte für Beschäftigung und Wachstum“ (am 13. November 2002) 


Die Jahresgutachten des Sachverständigenrates sind bis zum Jahrgang 1988/89 im W. Kohlhammer- Verlag, Stuttgart-Mainz, ab Jahrgang 1989/90 bis 
zum Jahrgang 2002/03 im Verlag Metzler-Poeschel, Stuttgart, erschienen. Noch verfügbare Jahresgutachten der Jahrgänge ab 1976/77 können über den 
Buchhandel oder direkt beim: SFG - Servicecenter Fachverlage, Postfach 4343, 72774 Reutlingen (Telefon: 07071/935350, Telefax: 07071/935335; 
E-Mail: StaBA@s-f-g.com) bezogen werden. Die Jahrgänge 1964/65 bis 1975/76, die als Buchausgabe inzwischen vergriffen sind, können von der 
Schmidt Periodicals GmbH in 83075 Bad Feilnbach, (Telefon: 08064/221, Telefax: 08064/557; E-Mail: schmidt@backsets.com) als Nachdruck bezo- 
gen werden. Außerdem sind sie noch als Bundestags-Drucksache über die Bundesanzeiger Verlagsges. mbH, Köln, Amsterdamer Straße 192, 
50735 Köln oder Postfach 100534, 50445 Köln erhältlich. 
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IV. 

Methodische Erläuterungen 


A. Zur Berechnung der 
Arbeitseinkommensquote 

Formale Definition 

1 . Unter der Arbeitseinkommensquote wird das Verhält- 
nis aus gesamtwirtschaftlichem Arbeitseinkommen 
und Volkseinkommen verstanden. Das gesamtwirt- 
schaftliche Arbeitseinkommen ist die Summe aus 
dem Arbeitnehmerentgelt (Inländerkonzept) und dem 
kalkulatorischen Arbeitseinkommen der selbständig 
Erwerbstätigen einschließlich der mithelfenden Fa- 
milienangehörigen. Bei der Bereehnung des kalkula- 
torischen Unternehmerlohns wird angenommen, dass 
der zu veranschlagende Durehschnittslohn eines 
Selbständigen/mithelfenden Familienangehörigen in 
gleicher Höhe anzusetzen ist wie das Arbeitnehmer- 
entgelt je Arbeitnehmer. Die gesamten kalkulatori- 
schen Untemehmerlöhne werden errechnet, indem 
dieser Durehschnittslohn mit der Anzahl der Selb- 
ständigen und mithelfenden Familienangehörigen 
multipliziert wird. 

Das gesamtwirtschaftliehe Arbeitseinkommen ist 
demnach definiert als 


ae,=^e., (1) 

die Arbeitseinkommensquote als 
AE 

AEQ.=^100. (2) 

Die Symbole haben folgende Bedeutung: 

AE gesamtwirtschaftliches Arbeitseinkommen 

L Arbeitnehmerentgelt 

A Anzahl der Arbeitnehmer 

E Anzahl der Erwerbstätigen 

AEQ Arbeitseinkommensquote 

Y Volkseinkommen 

t Zeitindex 

bereinigte Lohnquote 

Die Arbeitseinkommensquote (2) lässt sieh mit Hilfe 
von (1) aueh wie folgt sehreiben: 

AEQ.=^A (3) 

Bei dieser Schreibweise wird ersichtlich, dass die 

Arbeitseinkommensquote als das Verhältnis aus 

Lohneinkommen je besehäftigten Arbeitnehmer zum 
Volkseinkommen je Erwerbstätigen interpretiert wer- 
den kann. 


2. Die Arbeitseinkommensquote steht in einem festen 
Verhältnis zur bereinigten Lohnquote. Die bereinigte 
Lohnquote wird unter der Vorgabe, dass das Verhält- 
nis der Anzahl der Arbeitnehmer zur Anzahl der Er- 
werbstätigen aus dem Jahre 1991 in den folgenden 
Jahren konstant gehalten wird, aus der tatsäehliehen 
Arbeitseinkommensquote wie folgt berechnet: 


L(t-= 



(A/E),,,, 

(A/E), 


(4) 


Bereinigte Lohnquote und Arbeitseinkommensquote 
unterseheiden sieh um den Faktor 0,9053. 

Die Bereinigung unter Zugrundelegung der Erwerbs- 
struktur des Jahres 1991 bezweckt, Veränderungen 
der Lohnquote reehnerisch auszusehalten, die ledig- 
lieh auf eine Veränderung des Anteils der besehäftig- 
ten Arbeitnehmer an der Gesamtzahl der Erwerbstäti- 
gen zurüekzuführen waren. Nach dieser Bereinigung 
kann der Einfluss des Lohns auf die Lohnquote für 
sich betrachtet werden. 


Definition in Größen der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen 

3. Bei der Bereehnung der Arbeitseinkommensquote 
werden die Größen der Volkswirtschaftliehen Ge- 
samtrechnungen verwendet. Die Arbeitnehmerent- 
gelte werden unterteilt in Bruttolöhne und -gehälter 
und die tatsäehliehen und unterstellten Sozialbeiträge 
der Arbeitgeber. Die Produktivität wird als Verhältnis 
zwisehen realem Bruttonationaleinkommen und An- 
zahl der Erwerbstätigen (Bruttoerwerbstätigenpro- 
duktivität) in die Rechnung eingestellt. Es wird ferner 
der Realwert des Nationaleinkommens verwendet, 
um die im Inland verfügbaren Güter zu konstanten 
Preisen des Jahres 1995 zu ermitteln. Zur Bereeh- 
nung des Produkts in jeweiligen Preisen wird der De- 
flator der inländisehen Verwendung herangezogen. 
Der Übergang von der Bruttorechnung auf die Netto- 
rechnung erfolgt durch Berücksichtigung der Ab- 
schreibungen, der Übergang von der Reehnung zu 
Marktpreisen auf die Rechnung zu Faktorkosten er- 
folgt dureh Berücksiehtigung von Produktions- und 
Importabgaben abzüglieh Subventionen. 

Zur Berechnung der verschiedenen Effekte, die auf 
die Veränderung der Arbeitseinkommensquote im 
Zeitablauf einwirken, ist es zweckmäßig die Arbeits- 
einkommensquote in einem Zwischenschritt mit den 
Größen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
wie folgt zu definieren: 
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AEQ, 


BLG,+AGB, 

^ v-ioo 

bne; rne, bne:-ak:-(t-s.) 

E, BNE; ' BNE“ 


( 5 ) 


4. Durch weitere Umformungen kann die Gleichung (5) 
in eine Schreibweise überführt werden, in der die ein- 
zelnen Faktoren einer inhaltlichen Interpretation bes- 
ser zugänglich sind: 

F, F, 


Die weiteren Symbole bedeuten: 

BLG Bruttolöhne und -gehälter 

AGB tatsächliche und unterstellte Sozialbeiträge 
der Arbeitgeber 

BNE“^ Bruttonationaleinkommen in Preisen von 1995 
RNE Realwert des Nationaleinkommens. 

Es gilt: RNE • p’''= BNE" 

(Zur Definition des Realwerts siehe auch 
JG 84 Ziffern 246 ff) 

P''' Deflator der inländischen Verwendung 
AK" Abschreibungen in jeweiligen Preisen 
BNE" Bruttonationaleinkommen in jeweiligen Preisen 
T Produktions- und Importabgaben 
S Subventionen 


AEQ, 


BLG, 

A, 


^ AGB ^ 


1-H- 


BLG, 


BNE; RNE, p,. 

E, bne; ‘ 

F, R R 


AK 


n 


1 — 

BNE" 

V ‘ / 


T.-S, 


BNE" -AK" 

V • '7 


( 6 ) 


Dabei bedeuten: 

F 1 Lohnfaktor 

F 2 Sozialbeitragsfaktor 

F 3 Produktivitätsfaktor 

F 4 Terms-of-Trade-Faktor 

F 5 Deflator 

Fg Abschreibungsfaktor 

Fy Nettoproduktionsabgabenfaktor 


Tabelle Al 


Entwicklung der Arbeitseinkommensquote'’ 


Jahr'” 

Arbeits- 

einkommens- 

quote 

(3) + (4) 

minus 
(5) bis (9) 

Effekte 

F, 

Fy 

Fr 

F 4 

F 5 

Fs 

F, 

Bruttolöhne 

und 

-gehälter 
je Arbeit- 
nehmer'’ 

Effekt der 

Arbeit- 

geber- 

beiträge"'’ 

Produk- 

tivitäts- 

effekd’ 

Terms-of- 

Trade- 

Effekd’ 

„Preiseffekt“ 

der inlän- 
dischen 

Verwen- 

dung^^ 

Abschrei- 

bungseffekt*’ 

Effekt der 

Netto- 

produktions- 

abgaben^^ 


vH 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 


(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) 

(8) 

(9) 

1991 

79,9 









1992 

81,6 

+ 2,1 

+ 10,4 

+ 0,1 

+ 3,8 

+ 0,5 

+ 4,5 

- 0,4 

- 0,4 

1993 

82,9 

+ 1,6 

+ 4,4 

- 0,3 

+ 0,2 

+ 0,5 

+ 3,2 

- 0,7 

- 0,6 

1994 

82,1 

- 0,9 

+ 2,0 

+ 1,0 

+ 1,7 

+ 0,1 

+ 2,4 

- 0,0 

- 0,3 

1995 

81,7 

- 0,5 

+ 3,2 

+ 0,4 

+ 1,4 

+ 0,3 

+ 1,8 

- 0,0 

+ 0,6 

1996 

81,1 

- 0,7 

+ 1,5 

- 0,2 

+ 1,2 

- 0,2 

+ 1,1 

- 0,0 

- 0,1 

1997 

80,3 

- 1,0 

+ 0,2 

+ 0,6 

+ 1,5 

- 0,5 

+ 1,2 

- 0,1 

- 0,3 

1998 

79,9 

- 0,5 

+ 1,0 

+ 0,0 

+ 0,6 

+ 0,6 

+ 0,5 

+ 0,1 

- 0,2 

1999 

80,4 

+ 0,6 

+ 1,5 

- 0,3 

+ 0,9 

+ 0,0 

+ 0,4 

+ 0,1 

- 0,8 

2000 

81,3 

+ 1,1 

+ 1,6 

+ 0,5 

+ 1,3 

- 1,5 

+ 1,2 

- 0,2 

+ 0,1 

2001 

81,2 

- 0,1 

+ 1,9 

- 0,1 

+ 0,5 

+ 0,0 

+ 1,3 

- 0,1 

+ 0,1 

2002 

80,5 

- 1,0 

+ 1,5 

+ 0,1 

+ 1,1 

+ 0,6 

+ 1,0 

- 0,0 

- 0,2 

2003 

80,5 

+ 0,0 

+ 1,6 

+ 0,3 

+ 1,2 

+ 0,4 

+ 0,7 

+ 0,0 

- 0,3 


1) Gesamtwirtschaftliches Arbeitseinkommen in vH des Volkseinkommens (Nettonationalprodukt zu Faktorkosten). Gesamtwirtschaft. Be- 
rechnung der Spalte (2) durch multiplikative Verknüpfung. - 2) Jahre 2000 bis 2002 vorläufige Ergebnisse; Jahr 2003 eigene Schätzung. - 
3) Lohnfaktor; Inländerkonzept. - 4) Sozialbeitragsfaktor; tatsächliche und unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber. - 5) Produktivitäts- 
faktor; Bruttonationaleinkommen in Preisen von 1995 je Erwerbstätigen (Bruttoerwerbstätigenproduktivität). - 6) Terms-of-Trade-Faktor; 
Realwert des Nationaleinkommens im Verhältnis zum Bruttonationaleinkommen in Preisen von 1995. - 7) Deflator. - 8) Abschreibungs- 
faktor; Erhöhung derAbschreibungskosten: (-). - 9) Nettoproduktionsabgabenfaktor. 
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Zur Berechnung der Veränderungsraten (Effekte) 

5. Die Veränderung eines Faktors Fj j gegenüber sei- 
nem Vorjahreswert beträgt, als Verähderungsrate aus- 
gedrückt: 


Aus den Veränderungsraten der einzelnen Faktoren 
ergibt sich näherungsweise die Veränderungsrate der 
Arbeitseinkommensquote Vti 

V. = Vj , -h Vj , - V3 , -V4 , -V5 , -Vj_, -V7 , . (8) 

Die mit 100 multiplizierten, also in vH ausgedrück- 
ten Veränderungsraten der sieben Faktoren bezeich- 
nen wir als „Effekte“. Diese Bezeichnung deutet an, 
dass die Effekte die Veränderung der Arbeitseinkom- 
mensquote ursächlich bewirken oder bewirkt haben, 
wenn man eine abgelaufene Periode betrachtet 
(Tabelle Al). Bei Anwendung der Rechnung auf eine 
künftige Periode können spezielle Annahmen zur 
Entwicklung bestimmter Effekte oder zur Entwick- 
lung der Arbeitseinkommensquote getroffen werden, 
so dass von diesen Vorgaben her auf restliche Effekte 
oder auf die Veränderungsrate der Arbeitseinkom- 
mensquote geschlossen werden kann. Dabei gilt die 
Zerlegung der Veränderungsrate der Arbeitseinkom- 
mensquote in ihre Effekte im strengen Sinne jedoch 
nur rechnerisch. 

B. Abgrenzung der verdeckten Arbeitslosigkeit 

1. Mit dem Konzept der verdeckten Arbeitslosigkeit 
quantifiziert der Sachverständigenrat seit langem die- 
jenigen Personen als Teil der Arbeitslosigkeit, die 
über staatlich geforderte, arbeitsmarktpolitische Maß- 
nahmen Leistungen erhalten und daher nicht der Zahl 
der registrierten Arbeitslosen zugerechnet werden. 

2. Zu den verdeckt Arbeitslosen zählt der Sachverstän- 
digenrat all jene, die entweder subventioniert be- 
schäftigt sind (Kurzarbeiter mit ihrem Arbeitsausfall, 
Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungs- und Strukturan- 
passungsmaßnahmen) oder als Maßnahmeteilnehmer 
nicht erwerbstätig sind (Vollzeitäquivalente von 
Teilnehmern beruflicher Weiterbildung, Teilnehmer 
an Deutsch- Sprachlehrgängen, Leistungsempfänger 
nach §§ 125 und 428 SGB III, Empfänger von Alters- 
Übergangs- und Vorruhestandsgeld sowie Bezieher 
von Altersrente wegen Arbeitslosigkeit). Zu den sub- 
ventioniert Beschäftigten werden nur jene Personen 
gezählt, deren verdeckte Arbeitslosigkeit quantifi- 
zierbar ist. Deshalb bleiben beispielsweise Teilneh- 
mer an Maßnahmen zur Eingliederung in reguläre 
Beschäftigung unberücksichtigt (JG 2001 Kasten 3). 
In der verdeckten Arbeitslosigkeit ebenfalls nicht 
enthalten ist die Stille Reserve im engeren Sinn, das 
heißt die Personen, die an einer Erwerbsarbeit grund- 
sätzlich interessiert sind, aber weder als arbeitslos re- 


gistriert sind noch durch arbeitsmarktpolitische Maß- 
nahmen gefördert werden. 

3. Aufgrund gesetzlicher Änderungen müssen die Ab- 
grenzung der verdeckten Arbeitslosigkeit und ihre 
Komponenten regelmäßig überprüft und gegebenen- 
falls angepasst werden, indem gegebenenfalls neue 
Maßnahmen zu berücksichtigen oder bereits einge- 
rechnete Maßnahmen in ihrer Gewichtung zu modifi- 
zieren sind. Dies hat der Sachverständigenrat zuletzt 
im vergangenen Jahr getan (JG 2002 Anhang IV B). 
Bei der Betrachtung der einzelnen Gebietsstände ist 
zudem zu beachten, dass diese zum 1. Januar 2003 
ebenfalls neu abgegrenzt wurden und infolgedessen 
Ostdeutschland nun neben dem Beitrittsgebiet auch 
Berlin (West) umfasst. Zurückgerechnete Reihen für 
die neuen Gebietsstände für alle dargestellten Kompo- 
nenten liegen erst ab dem Jahr 1998 vor (Tabelle Bl). 

4. Die im Laufe des Jahres 2003 eingeführten neuen 
Instrumente und Programme der aktiven Arbeits- 
marktpolitik, beispielsweise die Personal-Service- 
Agenturen oder die Programme gegen Langzeitar- 
beitslosigkeit (Ziffern 243 ff.) wirken sich ebenfalls 
auf die offene und die verdeckte Arbeitslosigkeit aus. 
Eine abermalige Neubewertung der bisherigen Ab- 
grenzung ist indes erst im kommenden Jahr geboten, 
wenn diese Maßnahmen die Anlaufphase abgeschlos- 
sen haben. 

C. Berechnung des strukturellen Defizits im 
disaggregierten Verfahren 

1 . Mit der Konzeption des strukturellen Defizits ennit- 
telt der Sachverständigenrat den quantitativen Konso- 
lidierungsbedarf in den öffentlichen Haushalten 
(Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen). 
Dabei ist das tatsächliche Defizit, wie es in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ausgewie- 
sen wird, in dreierlei Hinsicht zu bereinigen. In ei- 
nem ersten Schritt sind aus den Einnahmen und Aus- 
gaben der öffentlichen Haushalte einmalige 
(transitorische) Sondereffekte herauszurechnen, da 
weder einmalige Sonderausgaben einen Konsolidie- 
rungsbedarf begründen, noch einmalige Sonderein- 
nahmen einen Konsolidierungserfolg darstellen. Die 
Einnahmen und Ausgaben müssen im zweiten Schritt 
um konjunkturelle Einflüsse bereinigt werden, da 
sich diese über den Konjunkturzyklus hinweg aus- 
gleichen, sich also daraus resultierende Defizite auto- 
matisch abbauen. Von diesem konjunkturbereinigten 
Saldo ist in einem dritten Schritt die dauerhaft akzep- 
table Kreditfinanzierung abzuziehen. In der Konzep- 
tion des Sachverständigenrates wird diese durch die 
Höhe der Nettoinvestitionen des Staates bestimmt, da 
diese einen Kapazitätseffekt haben und somit in der 
Zukunft einen höheren Wachstumspfad ermöglichen 
(investitionsorientierte Verschuldung). Insgesamt gilt 
also nur jener Teil des Defizits als konsolidierungsbe- 
dürftig, der weder konjunkturbedingt ist noch auf 
zeitlich befristete Maßnahmen zurückzuführen ist 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-481 - 


Drucksache 15/2000 


Tabelle Bl 


Offene und verdeckte Arbeitslosigkeit in Deutschland 

Tausend Personen 



Offe- 






Verdeckt Arbeitslose** 




Nach- 


ne und 

ver- 

deckt 

Ar- 

beits- 

lose 

(2)+{3) 

Regist- 

rierte 






davon 





richt- 


zu- 

Teilnehmer an 

Personen in vorzeitigem Ruhestand 

Leis- 

Kurzar- 

lich; 

Zeit- 

1) 

raum 

(offe- 
ne) Ar- 
beits- 
lose^* 

sam- 

men 

(4) 

bis 

(11) 

beschäfti- 

gungs- 

schaffen- 

den Maß- 

nahmen^^"*^ 

beruf- 

licher 

Weiter- 
bildung in 
Vollzeit’*^* 

Deutsch- 

sprach- 

lehr- 

gängen^^ 

Perso- 
nen nach 
§428 
SGB llf* 

Freistel- 
lungspha- 
se Alters- 

teilzeit^^^^ 

Altersüber- 

gangs-/ 

Vorruhe- 

standsgeld 

Alters- 

rente 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit^^ 

tungs- 
empfän- 
ger nach 
§ 126 
SGB llf* 

beiter: 

Arbeits- 

losen- 

äqui- 

valent^**^ 

An- 

zahl 

der 

Kurz- 

arbei- 

ter 


(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) 

(8) 

(9) 

(10) 

(11) 

(12) 

(13) 

1991 

5 189 

2 602 

2 587 

266 

406 

76 

Deutschland 

64 

577 

223 

31 

944 

1 761 

1992 

5 633 

2 979 

2 654 

466 

675 

54 

83 


823 

232 

39 

283 

653 

1993 

5 978 

3 419 

2 559 

310 

583 

61 

128 


857 

256 

51 

313 

948 

1994 

5 911 

3 698 

2 213 

338 

467 

57 

142 


652 

364 

59 

136 

372 

1995 

5 763 

3 612 

2 150 

384 

500 

53 

152 


373 

538 

63 

87 

199 

1996 

6 072 

3 965 

2 107 

354 

505 

51 

169 

0 

187 

663 

67 

112 

277 

1997 

6311 

4 384 

1 927 

302 

400 

43 

209 

2 

60 

752 

78 

80 

183 

1998 

6 154 

4 279 

1 876 

385 

TU 

28 

203 

8 

1 

807 

70 

53 

115 

1999 

6 030 

4 099 

1 931 

430 

333 

27 

200 

16 

1 

810 

65 

50 

119 


5 699 

3 889 

1 810 

316 

324 

28 

192 

32 

0 

797 

75 

46 

86 


5 612 

3 852 

1 760 

243 

315 

25 

228 

49 

0 

765 

76 

59 

123 

2002 

5 810 

4 060 

1 749 

193 

300 

24 

294 

61 

0 

705 

85 

88 

207 

2003 

5 995 

4 383 

1 612 

140 

217 

22 

357 

69 

0 

632 

88 

88 

202 

■ 

2 466 

1 689 

777 

83 

237 

Früheres Bundesgebiet*^* 

76 63 

23 

223 

29 

43 

145 

lüa 

2 631 

1 808 

823 

78 

250 

51 

82 


13 

231 

30 

88 

283 

1993 

3 260 

2 270 

990 

51 

238 

55 

127 


8 

246 

38 

228 

767 

1994 

3 451 

2 556 

895 

57 

226 

50 

139 


6 

287 

41 

89 

275 

1995 

3 512 

2 565 

947 

72 

257 

46 

146 


3 

335 

42 

48 

128 

1996 

3 839 

2 796 

1 043 

76 

276 

42 

139 

0 

2 

391 

42 

74 

206 

1997 

4 031 

3 021 

1 009 

68 

223 

33 

130 

2 

1 

450 

49 

55 

133 

1998 

■tBKf« 

2 751 


60 

166 

22 

rü7~ 

6 

0 

?95“ 

41 

34 

79 

1999 

3 577 

2 604 

973 

67 

182 

20 

107 

12 

0 

511 

38 

36 

90 

2000 

3 358 

2 380 

978 

59 

177 

21 

104 

25 

0 

517 

43 

32 

59 

2001 

3 335 

2 320 

1 015 

53 

169 

19 

134 

39 

0 

514 

45 

43 

94 

2002 

3 559 

2 498 

1 061 

42 

162 

18 

183 

48 

0 

493 

51 

64 

162 

2003 

3 795 

2 755 

1 040 

30 

124 

17 

227 

54 

0 

463 

55 

70 

165 

1991 

2 724 

913 

1 811 

183 

169 

Neue Bundesländer*^* 

0 0 

555 

0 

3 

900 

1 616 

1992 

3 002 

1 170 

1 832 

388 

425 

3 

1 


811 

1 

9 

194 

370 

1993 

2 719 

1 149 

1 570 

260 

345 

6 

1 


849 

10 

13 

85 

181 

1994 

2 461 

1 142 

1 319 

280 

241 

7 

2 


646 

77 

18 

46 

97 

1995 

2 250 

1 047 

1 203 

312 

243 

7 

7 


370 

203 

22 

39 

71 

1996 

2 234 

1 169 

1 065 

278 

230 

8 

30 

0 

186 

271 

25 

38 

71 

1997 

2 280 

1 364 

916 

235 

177 

9 

79 

1 

58 

302 

29 

26 

49 

1998 

2 475 

nsT" 

946 

355 

TsS 

6 

96 

2 

1 


29 

18 


1999 

2 453 

1 495 

958 

363 

151 

6 

93 

5 

1 

299 

27 

14 

Bi 

2000 

2 340 

1 508 

832 

257 

148 

6 

88 

7 



32 

14 

Bl 

2001 

2 276 

1 532 

744 

190 

146 

6 

94 



251 

32 

16 

29 

2002 

2 250 

1 563 

687 

150 

138 

5 

112 

13 


212 

34 

23 

45 

2003 

2 199 

1 628 

571 

109 

92 

5 

131 

15 


169 

33 

18 

37 


1) Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. Jahreswerte aus gerundeten Quartalswerten berechnet. 4. Vierteljahr 2003 und Jah- 
reswert 2003 eigene Schätzung. - 2) Einschließlich weiterer Personen in vorzeitigem Ruhestand (Empfänger von Altersübergangsgeld und Vor- 
ruhestandsgeld, 1999: 527 Personen). - 3) Vierteljahresdurchschnitte aus Monatsendständen berechnet, wobei der Stand am Ende des letzten Mo- 
nats des Vorquartals und am Ende des dritten Monats des Berichtsquartals jeweils zur Hälfte berücksichtigt werden. - 4) Neben den Teilnehmern 
an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (§§ 260 bis 271, 416 SGB III) sind auch die Teilnehmer an Strukturanpassungsmaßnahmen (§§ 272 bis 279, 
einschließlich § 415 SGB III bis 31.12.2002) und in beschäftigungschaffenden Infrastrukturmaßnahmen (§ 279a SGB III) berücksichtigt. - 5) Er- 
fasst nach dem Wohnortprinzip (ohne Einarbeitung). - 6) 58-jährige und ältere Leistungsempfänger, die der Arbeitsvermittlung nicht mehr zur 
Verfügung stehen müssen und nicht als registrierte Arbeitslose gezählt werden. - 7) Personen in vorzeitigem Ruhestand, die sich in der Freistel- 
lungsphase Altersteilzeit befinden (nur von der Bundesanstalt für Arbeit geförderte Fälle). - 8) 60- bis unter 65-Jährige. Eigene Schätzung nach 
Angaben des BMWA, des VDR und der Bundesknappschaft; früheres Bundesgebiet und Berlin-West, neue Bundesländer und Berlin-Ost. - 
9) Arbeitsunfähige Personen, die Leistungen empfangen, aber nicht als registrierte Arbeitslose gezählt werden. - 10) Anzahl der Kurzarbeiter 
multipliziert mit ihrem durchschnittlichen Arbeitsausfall. - 1 1) Ab 1998 ohne Berlin- West. - 12) Für die Jahre 1991 bis 1997 neue Bundesländer 
und Berlin-Ost, ab 1998 neue Bundesländer und Berlin. 


Quelle für Grundzahlen: BA 








































Drucksache 15/2000 


-482- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


und eine Neuverschuldung in Höhe der Nettoinvesti- 
tionen übersteigt (JG 2000 Ziffern 490 ff) 

2. Die verwendeten Symbole haben die folgende Be- 
deutung: 

Abw Ein hochgestelltes Abw bezeichnet die rela- 
tive Abweichung der betreffenden Größe 
von ihrem mittels HP-Filter geschätzten 
Trendwerts 

K Ein hochgestelltes K bezeichnet die kon- 

junkturelle Komponente der entsprechenden 
Größe 

KB Ein hochgestelltes KB bezeichnet konjunk- 

turell bereinigte Größen 

t Zeitindex 

ABM Ausgaben für Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 

men, Strukturanpassungsmaßnahmen, Wei- 
terbildung in Vollzeit, Altersübergangs- und 
Vorruhestandsgeld 

ABMT Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men, Strukturanpassungsmaßnahmen und 
Weiterbildung in Vollzeit, Bezieher von Al- 
tersübergangs- und Vorruhestandsgeld 

AEG Ausgaben für Arbeitslosengeld 
ALGB Arbeitslosengeldempfänger 
ALH Ausgaben für Arbeitslosenhilfe 

ALHB Arbeitslosenhilfeempfanger 

ANE nominales Arbeitnehmerentgelt des privaten 

Sektors 

Aus Ausgaben des Staates 

BAN Beschäftigte Arbeitnehmer im Inland 

BLG Bruttolohn- und -gehaltssumme des priva- 

ten Sektors 

BPS Beschäftigte Arbeitnehmer im privaten Sektor 

BUV Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

CPI Verbraucherpreisindex 

Ein Einnahmen des Staates (Gebietskörperschaf- 

ten und Sozialversicherungen) 

ErtSt Ertragsteuern: veranlagte Einkommen- 

steuer, Körperschaftsteuer, nicht veranlagte 
Steuern vom Ertrag, Zinsabschlag (jeweils 
einschließlich Solidaritätszuschlag), Gewer- 
besteuer 

LSt Lohnsteueraufkommen (einschließlich antei- 

ligem Solidaritätszuschlag) 

LSt^^ Lohnsteueraufkommen (einschließlich anteili- 

gem Solidaritätszuschlag) im privaten Sektor 

LSt^‘ Lohnsteueraufkommen (einschließlich antei- 

ligem Solidaritätszuschlag) im staatlichen 
Sektor 

KG Kurzarbeitergeld 

Inv*^’®* Nettoinvestitionen des Staates 


NLG 

Nettolohn- und -gehaltssumme des privaten 
Sektors 

nPK 

Nominale Private Konsumausgaben 

rPK 

Reale Private Konsumausgaben 

PA 

Personalausgaben des Staates 

RA 

Ausgaben für Renten 

Saldo 

Finanzierungssaldo des Staates 

Saldo'*"' 

struktureller Saldo 

SH 

Ausgaben für Sozialhilfe und Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 


Sozialbeiträge für Arbeitnehmer des priva- 
ten Sektors 

SVB**' 

Sozialbeiträge für Arbeitnehmer des Staates 

TL 

Index der Tariflöhne im Produzierenden Ge- 
werbe, Handel, Kredit- und Versicherungs- 
gewerbe 

USt 

Umsatzsteueraufkommen des privaten Sek- 
tors 

VSt 

Verbrauchssteuern (Tabaksteuer, Mineralöl- 


Steuer, Stromsteuer, Kaffeesteuer, Versiche- 
rungsteuer, Branntweinmonopolabgabe, Kraft- 
fahrzeugsteuer, Biersteuer) 


3. Für die Konjunkturbereinigung des Saldos des Staats- 
haushalts bedarf es einer Quantifizierung des kon- 
junkturellen Einflusses. Dies geschieht mittels eines 
disaggregierten Verfahrens. Dabei werden zunächst 
die konjunkturreagiblen Einnahmen und Ausgaben 
identifiziert. Auf der Einnahmenseite handelt es sich 
dabei um die Steuereinnahmen und die Beiträge zu 
den gesetzlichen Sozialversicherungen, auf der Aus- 
gabenseite neben den durch Arbeitslosigkeit beding- 
ten Ausgaben auch im begrenzten Umfang um die 
Rentenausgaben und die Personalausgaben des Staa- 
tes. Für jede dieser Größen wird dann eine entspre- 
chende makroökonomische Bezugsgröße gesucht und 
diese um ihre konjunkturelle Komponente bereinigt. 
Für diese Bereinigung wird hier der Hodrick-Prescott- 
Filter (HP-Filter) mit einem Glättungsparameter von 
Z = 20 verwendet. Dem Randwertproblem des HP- 
Filters wird dadurch Rechnung getragen, dass für das 
aktuelle Jahr und die fünf darauf folgenden Jahre Pro- 
gnosen eingesetzt werden, wobei für einige Variablen 
Schätzer aus ARIMA-Modellen verwendet werden. 
Durch die Einbeziehung von Prognosedaten und auf- 
grund von Datenrevisionen ist es nicht ausgeschlos- 
sen, dass sich die Ergebnisse für das laufendende Jahr 
bei einer späteren Neuberechnung ändern können. 

4. Die Einnahmen des Staates werden um die konjunk- 
turellen Komponenten beim Aufkommen der Um- 
satzsteuer, der Verbrauchssteuern, der Steuern vom 
Einkommen und vom Ertrag und der tatsächlichen 
Sozialbeiträge bereinigt. 

- Zunächst wird die Umsatzsteuer um den auf den 
Staatskonsum entfallenden Anteil bereinigt, da 
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dieser annahmegemäß keinen konjunkturellen 
Einflüssen ausgesetzt ist. Als makroökonomische 
Bezugsgröße werden die nominalen Privaten Kon- 
sumausgaben gewählt. Die Aufkommenselastizi- 
tät wird auf eins gesetzt. Damit ist die Annahme 
impliziert, dass sich die Aufteilung des privaten 
Konsums auf Güter mit unterschiedlichen Um- 
satzsteuersätzen nicht (wesentlich) ändert. Mit 
Hilfe des HP-Filters wird zunächst die relative 
Abweichung der Privaten Konsumausgaben von 
ihrer trendmäßigen Entwicklung bestimmt. Das 
Produkt aus dieser relativen Abweichung, der 
Aufkommenselastizität und dem tatsächlichen um 
die Konsumausgaben des Staates bereinigten Um- 
satzsteueraufkommen ergibt dann die konjunktu- 
relle Komponente der Umsatzsteuer: 

UStf =UStt •nPKf’" 

- Die Verbrauchssteuern (Tabaksteuer, Mineralöl- 
steuer, Stromsteuer, Kaffeesteuer, Branntweinab- 
gabe, Biersteuer, Kraftfahrzeugsteuer und Versi- 
cherungsteuer) werden, da sie überwiegend als 
Mengensteuem ausgestaltet sind, auf die realen 
Konsumausgaben bezogen, wobei ebenfalls eine 
Aufkommenselastizität von eins unterstellt wird: 

VStf =VStt ■rPKf’" 

- Bei dem Aufkommen aus der Lohnsteuer (ein- 
schließlich anteiligem Solidaritätszuschlag) ist zu- 
nächst zwischen dem Aufkommen aus dem Pri- 
vatsektor und dem Staatssektor zu unterscheiden. 
Es werden in Bezug auf den Privatsektor zwei Be- 
reinigungen vorgenommen: Eine Erhöhung der 
Beschäftigung im Privatsektor um 1 vH, sollte 

- Konstanz in der Einkommensverteilung unter- 
stellt - auch zu einem Anstieg des Lohnsteuerauf- 
kommens um 1 vH fuhren. Daher wird das Lohn- 
steueraufkommen um den Prozentsatz bereinigt, 
um den die Anzahl der beschäftigten Arbeitneh- 
mer im privaten Sektor von seiner trendmäßigen 
Entwicklung abweicht. Das Lohnsteueraufkom- 
men hängt nicht nur von der Höhe der Beschäfti- 
gung, sondern auch von den Löhnen ab, wobei 

- Konstanz in der Anzahl der Beschäftigten unter- 
stellt - die Erhöhung der durchschnittlichen nomi- 
nalen Bruttolöhne und -gehälter um 1 vH wegen 
der Progressivität des Einkommensteuertarifs zu 
einer Erhöhung des Aufkommens um mehr als 
1 vH führen sollte. Wir haben in unseren Berech- 
nungen eine Elastizität von 1,8 unterstellt. 

- Anders wird in Bezug auf den öffentlichen Sektor 
verfahren: Da die Anzahl der beschäftigten Ar- 
beitnehmer im öffentlichen Dienst eine vom Staat 
diskretionär festgelegte Größe ist, geht diese nicht 
in die Konjunkturbereinigung der Lohnsteuer ein. 
Allerdings sind die Personalausgaben des Staates 
insofern konjunkturabhängig, als die Lohnent- 
wicklung im öffentlichen Dienst nicht unabhängig 
von der im privaten Sektor ist. Daher wird das auf 


die Bruttolöhne- und -gehälter des Staatssektors 
entfallende Aufkommen aus der Lohnsteuer mit- 
tels der konjunkturellen Komponente der Tarif- 
löhne im Privatsektor bereinigt. Dabei wird die 
gleiche Aufkommenselastizität unterstellt wie in 
der Privatwirtschaft. Somit ergibt sich die Lohn- 
steuerbereinigung als: 


LStf =LSt‘’® -1,8 


BLG 

BPS 


\ Abw 


LStf® ■ BPSf’’"' -I- LStf ■ 1,8 ■ TLf"' 


- Analog wird mit den Beiträgen zu den Sozialver- 
sicherungen verfahren: Für den Privatsektor wird 
das auf ihn entfallende nominale Arbeitnehmer- 
entgelt als makroökonomische Bezugsgröße 
gewählt. Hierbei unterstellen wir eine Aufkom- 
menselastizität von eins. Daher kann die konjunk- 
turelle Komponente der Beiträge als Produkt aus 
den tatsächlichen Beiträgen und der relativen Ab- 
weichung des nominalen Arbeitnehmerentgelts 
im Privatsektor von seinem Trend berechnet wer- 
den. Für den Staatssektor wird ebenfalls eine Auf- 
kommenselastizität von eins unterstellt, als 
Bezugsgröße werden aber - mit der gleichen Ar- 
gumentation wie bei der Lohnsteuer - die Tarif- 
löhne im privaten Sektor gewählt: 

SVBf = SVBf® ■ ANEf’’" -I- SVBf ■ TLf’"' 

- Die übrigen Steuern vom Einkommen (veranlagte 
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, nicht ver- 
anlagte Steuern vom Ertrag, Zinsabschlag und an- 
teiliger Solidaritätszuschlag) und die Gewerbe- 
steuer werden zusammengefasst auf das 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen bezo- 
gen. Die zugrunde gelegte Aufkommenselastizität 
liegt mit 1,3 deutlich unter der der Lohnsteuer, 
dabei geht die aktuelle relative Abweichung der 
Bemessungsgrundlage von ihrem Trend nur mit 
einem Anteil von 60 vH in die Berechnung ein, 
die des Vorjahres mit 40 vH, um so Verzögerun- 
gen bei dem Aufkommen dieser Steuern zu be- 
rücksichtigen: 


ErtStf =ErtSt, U- 

(0,6BUV,^'’'" -r 0,4BUV,^?"') 

Die konjunkturell bereinigten Einnahmen des 
Staates ergeben sich als: 

Ein“ = Ein, - UStf -VStf- 
LStf-SVBf-ErtStf 


5. Die Ausgaben des Staates werden um die konjunktu- 
rellen Komponenten der Ausgaben für Arbeitslosig- 
keit, der Ausgaben für Renten, Sozialhilfe sowie die 
Personalausgaben des Staates bereinigt. 
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- Die gesamten Ausgaben für Kurzarbeitergeld 
werden als konjunkturbedingt betrachtet und von 
daher in voller Höhe von den Ausgaben abgezo- 
gen. 

- Die Ausgaben für Arbeitslosengeld und Arbeits- 
losenhilfe können hingegen nicht vollständig von 
den Gesamtausgaben abgezogen werden, da die 
Arbeitslosigkeit in Deutschland zu einem großen 
Teil struktureller Natur ist. Daher werden diese 
Ausgaben auf die relative Abweichung des Be- 
stands an Arbeitslosengeldbeziehem beziehungs- 
weise Arbeitslosenhilfebeziehem von ihrem je- 
weiligen Trendwert ermittelt: 

ALG f = ALG t • ALGBf und 
ALUf = ALHt ■ ALHBf'’* 


- Unter die Ausgaben für die verdeckte Arbeitslosig- 
keit fallen die Ausgaben für Arbeitsbeschaffüngs- 
maßnahmen und Strukturanpassungsmaßnahmen, 
für Teilnehmer an beruflicher Weiferbildung in 
Vollzeif sowie für Altersübergangs- und Vorruhe- 
standsgeldempfänger. Die Konjunkturbereinigung 
der Summe dieser Ausgaben wird mittels der rela- 
tiven Abweichung der Anzahl der insgesamt in die- 
sen Maßnahmen befindlichen Personen von ihrer 
trendmäßigen Entwicklung vorgenommen: 

ABMf = ABMj ■ ABMTt^'’* 


- Bei den Rentenzahlungen wird davon ausgegan- 
gen, dass zwar die Anzahl der Rentenbezieher 
keinem konjunkturellen Einfluss unterliegt, wohl 
aber die Höhe der Renten, da sich deren Steige- 
rungen - wie in den neunziger Jahren - an der 
Nettolohnentwicklung orientieren. Die konjunk- 
turbedingten Rentenausgaben werden von daher 
anhand der durchschnittlichen Nettolöhne- und 
-gehälter je Arbeitnehmer des Vorjahres ermittelt: 


RAf 


= RAt 


'NLG 

BAN 


\Abw 

>t-l 


- Auch die Sozialhilfe (Bruttoausgaben, ab 1994 
einschließlich Leistungen nach dem Asylbewer- 
berleistungsgesetz) reagiert insofern auf die Kon- 
junktur, als die Höhe der Regelsätze von der 
Preisentwicklung abhängt. Da die Anpassungen 
der Regelsätze an das Preisniveau mit einer etwa 
einjährigen Verzögerung vorgenommen werden, 
sind hier die tatsächlichen Sozialhilfeausgaben 
anhand der konjunkturellen Entwicklung des Ver- 
braucherpreisindex bereinigt: 

SHf =SHt ■CPI^^'j'^ 


- Zwar ist die Anzahl der beschäftigten Arbeitneh- 
mer im Staat eine diskretionäre Größe, gleich- 


wohl sind aber auch die Personalausgaben des 
Staates insoweit konjunkturbeeinflusst, als die 
Lohnentwicklung im öffentlichen Dienst der des 
privaten Sektors im Wesentlichen folgt. Deshalb 
werden die Personalausgaben des Staates anhand 
des Tariflohnindex im privaten Sektor konjunk- 
turbereinigt: 

PAf = PAt • TLt*’'^ 

- Die konjunkturell bereinigten Staatsausgaben 
sind somit definiert als 

Aus“ = Aus, - KG, - ALGf - ALHf - 
ABMf -RAf -SHf -PAf 

6. Schließlich wird die dauerhaft akzeptable Kreditfi- 
nanzierung der öffentlichen Haushalte bestimmt. 
Diese entspricht den gesamten Nettoinvestitionen des 
Staates, die vom konjunkturbereinigten Finanzie- 
rungssaldo abgesetzt werden. 

Der konjunkturbereinigte Saldo ergibt als 
Saldof® =Em™-Aus™ 
und der strukturelle Saldo somit als 

Saldof’’ =Saldof® -Invf'’^* 


D. Zur Konstruktion eines index staatiich 
administrierter Verbraucherpreise 

1 . Der Sachverständigenrat hat bereits in seinen Jahres- 
gutachten \916I1T\ 1982/83'”, 1991/92”, 1993/94” 
und 1996/97°' Möglichkeiten vorgestellt, die Bedeu- 
tung staatlich administrierter Preise im Verbraucher- 
preisindex (früher Preisindex für die Lebenshaltung) 
zu quantifizieren. Einige methodische Aspekte der im 
Jahr 1996 vorgenommenen Neuabgrenzung des In- 
dex staatlich administrierter Verbraucherpreise wer- 
den hier nochmals erläutert (JG 96 Ziffern 114 f). 

In einen Index zur Messung des staatlichen Einflusses 
auf die Preisniveauentwicklung können grundsätzlich 
nur Preise solcher Güter aufgenommen werden, die 
auch im Verbraucherpreisindex berücksichtigt sind. 
Zudem müssen diese Preise gesondert ausgewiesen 
sein. Weiterhin ist die Auslegung des Begriffs der 
„staatlichen Einflussnahme“ zu klären: Staatliche 
Preisbeeinflussung geschieht nicht nur über eine di- 
rekte Festsetzung der Preise, sondern auch indirekt 
über Vorschriften für die Produktherstellung und Pro- 
duktgestaltung, wie beispielsweise Normierungen, 
Regulierungen hinsichtlich Produktqualität und Pro- 
duktsicherheit oder Umweltauflagen. Wegen vielfälti- 
ger Produktionsverflechtungen sind hiervon alle Gü- 
ter des Warenkorbs in unterschiedlicher Intensität 
betroffen; die exakte Abgrenzung eines Teilindex un- 
ter differenzierter Berücksichtigung der alternativen 
Möglichkeit staatlicher Einflussnahme wäre kaum 
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durchführbar. Daher wurden in den Index allein die 
Verbrauchsgüter aufgenommen, auf deren Preisset- 
zung der Staat unmittelbar und in einem deutlich stär- 
keren Maße als bei anderen Gütern Einfluss ausübt, 
wobei letztlich jedoch immer ein gewisses Maß an 
Ermessensfreiheit besteht. Zudem werden Effekte, die 
sich aus der staatlichen Preisadministrierung bei Vor- 
produkten ergeben, weitgehend vernachlässigt. 
Ebenso wird die Auswirkung einer Veränderung des 
Mehrwertsteuersatzes durch diesen Index nicht er- 
fasst, da davon nur die Preise der mehrwertsteuerbe- 
freiten Güter und Dienstleistungen im Verbraucher- 
preisindex nicht berührt werden. Auch die Wirkungen, 
die über die staatliche Gestaltung der Sozialabgaben 
insbesondere auf die im Verbraucherpreisindex ent- 
haltenen Dienstleistungen ausgehen, bleiben ausge- 
klammert, da das Ausmaß des staatlichen Einflusses 
auf die Verbraucherpreise über die Beeinflussung der 
Kostenkomponenten nur schwer zu quantifizieren ist. 

2. Das Ausmaß der staatlichen Einflussnahme auf die 
Entwicklung der in den Index aufgenommenen Preise 
ist unterschiedlich groß, was bei der Konstruktion des 
Index zu einer Einteilung der staatlich administrier- 
ten Preise in vier Gruppen führt (Tabelle Dl). Diese 
Untergliederung bleibt beim neu abgegrenzten Index 
gegenüber seinem Vorgänger weitgehend erhalten, 
Änderungen gibt es jedoch in der Zusammensetzung 
der Teilgruppen: 

Die Gruppe der direkt administrierten Verbraucher- 
preise (Gruppe 1) umfasst diejenigen Güter und 
Dienstleistungen, bei denen staatliche Stellen die 
Preise direkt festlegen. Teiladministrierte Verbrau- 
cherpreise (Gruppe 2) gelten für Leistungen, bei de- 


ren Preisgestaltung der Staat ein Mitspracherecht be- 
sitzt wie beispielsweise bei den Wohnungsmieten im 
öffentlich geförderten Wohnungsbau. Die Gruppe der 
quasiadministrierten Preise (Gruppe 3) enthält Güter, 
die speziellen Verbrauchsteuem unterliegen. Die 
Gruppe der indirekt administrierten Preise (Gruppe 4) 
umfasst die Agrarprodukte, die einer Agrarmarktord- 
nung und damit einer Kombination von Binnen- 
schutz- und Außenschutzmaßnahmen unterliegen. 
Aufgrund der unterschiedlichen Art staatlicher Preis- 
beeinflussung bietet es sich an, die Gruppe 4 in zwei 
Untergruppen zu gliedern. Die Gruppe 4a umfasst 
alle Produkte, bei denen die Marktordnungen Rück- 
nahmeverpflichtungen zur Preisregulierung vorse- 
hen. Die Gruppe 4b enthält die Produkte, bei denen 
eine Preisbeeinflussung vor allem über eine Aus- 
schaltung des Weltmarktes geschieht. Durch fortge- 
setzte Änderungen der Agrarmarktordnungen tritt in 
dieser Gruppe jedoch ein rascher Wandel des Inter- 
ventionscharakters auf. Überdies sind wegen der zum 
Teil sehr geringen Wertschöpfungsanteile von Agrar- 
rohstoffen am Endpreis von verarbeiteten Lebensmit- 
teln nur die Preisreihen von Agrarprodukten mit ei- 
nem geringen Verarbeitungsgrad berücksichtigt. 

In Tabelle D2 werden die verschiedenen Teilgruppen- 
Indizes sowie einige aus diesen Teilgruppen errech- 
nete Zusammenfassungen ausgewiesen. 


JG 76 Ziffern 144 f. und Anhang VII. 

'’ÜG 82 Ziffern 104 ff. und Anhang V, Abschnitt E. 
JG 91 Ziffern I2I f. und Anhang V, Abschnitt E. 
JG 93 Ziffer 65 und Anhang IV, Abschnitt E. 

'* JG 96 Ziffern II4 f und Anhang V, Abschnitt F. 



Drucksache 15/2000 


-486- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Tabelle Dl 


Zur Konstruktion eines Index 


Teilgruppe 1 
direkt administrierte 


Teilgrappe 2 
teiladministrierte 


Verbraucherpreise 


Indexgruppe 

Personenbeförderung 

Kombinierte Personenbefbr- 
derungsdienstleistungen^* 
Personenbeförderung im 
Straßenverkehr“'* 

Rundfunkgebühr 

Fernsehgebühr 


Gewicht 

f0,ll 

8,21 

1,90 

1,92 

3,54 


Gebühren für den Besuch 
von kulturellen Einrich- 
tungen, Sportanlagen, Bil- 
dungseinrichtungen 

Kulturdienstleistungen^* 
Eintrittskarte für das 
Hallenbad 

Lehrgangsgebühr, Volks- 
hochschule 
Kindergartenbesuch 
Kindergrippenbesuch 
Fischereischeingebühren 


14,10 

3,89 

2,18 

1,72 

4,13 

2,08 

0,10 


Indexgruppe 

Versorgungstarife 

Strom 

Zentralheizung und Fern- 
wärme 

Steinkohlen- und Braun- 
kohlenbriketts 

Nachrichtenübermittlung 

Telefon-, Telegrafie-und 
Telefaxdienstleistungen 

Briefdienst 

Wohnungsmieten (netto) im 
öffentlich geförderten 
Wohnungsbau 

Wohnung, mehr als 70 qm, 
Neubau, Zentralheizung 

Wohnung, bis 70 qm, 
Neubau, Zentralheizung 

Unterbringung und Verpfle- 
gung im Altenwohnheim 


Teilgruppe 3 
quasiadministrierte 


Gewicht 

29.37 

18.65 

10.37 

0,35 

23.66 

20,96 

2,70 

9,76 

1,91 


Indexgruppe 

Gewicht 

Alkoholische Getränke 

20,50 

Bier^* 

16,13 

Spirituosen** 

3,07 

Deutscher Sekt’* 

1,30 

Tabakwaren 

19,87 

Kaffee’* 

3,40 

Bohnenkaffee 

2,95 

Instant-Bohnenkaffee 

0,45 

Gas 

9,41 

Heizöl, extra leicht 

7,90 

Kraft- und Schmierstoffe 


für Privatfahrzeuge 

34,09 

Kraftstoffe 

33,70 

Motorenöl 

0,39 


1) 


7,85 


2,58 


Dienstleistungen im 


Zusammenhang mit der 


Wohnung 

31,67 

Wasserversorgung 

10,78 

Müllabfuhr 

6,52 

Abwasserentsorgung 

8,98 

Straßenreinigung 

0,92 

Schomsteinfegergebühren 

2,31 

Grundsteuer 

2,16 

Dienstleistungen im 


Zusammenhang mit dem 


Betrieb von Privatfahr- 


zeugen 

7,41 

Führerscheingebühr 

0,14 

Zulassungsgebühr 

0,20 

Abgasuntersuchung 

0,15 

Kfz-Prüfungsgebühr 

0,56 

Parkuhrgebühr 

0,28 

Kfz-Steuer 

6,08 

Gebühren für andere 


Dienstleistungen 

7,69 

Friedhofsgebühren 

0,51 

Wettgebühren 

6,08 

Sonstige Gebühren^^ 

1,10 


Beiträge zur Kranken- 
versicherung 

Kosten der Gesundheits- 
pflege 

Medikamente (einschließ- 
lich Rezeptgebühr) 
Ambulante Gesundheits- 
dienstleistungen 
Stationäre Gesxmdheits- 
dienstleistungen 

Aufwendungen für medizi- 
nische Betreuung und 
Pflege 

Dienstleistungen der Pflege- 
heime bzw. Altenwohn- 
heime mit Pflegestation für 
privat Pflegeversicherte 
Dienstleistungen für Pflege- 
heime bzw. Altenwohn- 
heime mit Pflegestation für 
gesetzlich Pflegeversicherte 

Dienstleistungen der häus- 
lichen Alten- und Behinder- 
tenpflege 

Ambulante Pflege für privat 
Pflegeversicherte 
Ambulante Pflege für gesetz- 
lich Pflegeversicherte 
Essen auf Rädern 

Unfallversicherung 


3,99 

28,64 

9,51 

13,50 

5.63 

4.63 

0,48 

4,15 

1,00 

0,15 

0,73 

0,12 

4,92 


Zusammen 


76,44 


Rechtsanwalts- und Notar- 
gebühren 

Steuerberatungskosten 

Maklergebühren 

Zusammen 


1,04 

0,44 

1,04 

110,77 


Zusammen 


95,17 


I) Berechnet auf der Grundlage des Verbraucherpreisindex (Insgesamt) mit der Basis 2000 = 100; Wägungsanteile in Promille. - 2) Durch EG- 
Agrarpreisbeschlüsse bewirkt. - 3) Verbundverkehr/Ortsverkehr. - 4) Personenbeförderung mit Omnibussen, Taxifahrten. - 5) Einzelkarte und 
Abonnement für Oper und Schauspiel. - 6) Reisepass, Kurtaxe und ähnliches. - 7) Flaschenbier (ohne alkoholfreies Bier), Verzehr von Bier (ein- 
schließlich alkoholfreies Bier) in Restaurants, Cafes, Straßenverkauf u. ä. - 8) Einschließlich Verzehr in Restaurants, Cafes, Straßenverkauf u. ä. - 
9) Ohne Verzehr in Restaurants, Cafes, Straßenverkauf u. ä. - 10) Rindfleisch zum Kochen und Schmoren, Rouladen, Lendenfilet, Leber. - 

I I) Kotelett, Bauchfleisch, Braten, Bauchspeck. - 12) Frische Vollmilch und H-Milch. - 13) Putenschnitzel und tiefgekühlte Brathähnchen. 
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Tabelle Dl 

„Staatlich administrierter Verbraucherpreise“^* 


Teilgrappe 4a 


Teilgmppe 4b 


indirekt administrierte^* 


Verbraucherpreise 


Indexgruppe 


Gewicht 


1) 


Indexgruppe 


Gewicht 


1) 


Fleisch (frisch, gefroren 


oder tiefgefroren) 

8,08 

Rindfleisch^*^* 

2,22 

Kalbschnitzel 

0,13 

Schweinefleisch (auch fri- 
scher Speck)'** 

4,56 

Hackfleisch, gemischt 

1,17 

Milch, Butter 

5,40 

Trinkmilch*^* 

2,46 

Kondensmilch 

0,46 

süße Sahne 

0,86 

Deutsche Markenbutter 

1,62 

Brot und andere Backwaren 


aus Brotteig 

8,12 

Weißbrot 

0,38 

Toastbrot 

0,41 

Roggenbrot 

1,19 

dunkles Mischbrot 

1,46 

Schnittbrot, Roggenvoll- 
kombrot 

0,62 

Kömerbrot 

0,65 

Roggen-Knäckebrot 

0,14 

Brötchen 

3,27 

Zucker 

0,65 

Mehl, Teigwaren und Nähr- 


mittel sonstiger Art 

1,79 

Weizenmehl, Typ 405 

0,23 

Haferflocken 

0,09 

Weizengries 

0,17 

Cornflakes 

1,00 

Puddingpulver 

0,30 


13 ) 


Fleisch 

Lammfleisch 
Geflügelfleisch' 

Deutsche Eier 

Ohst und Gemüse 

Blumenkohl 

Tomaten 

Salatgurken 

Tafeläpfel 

Tafelbimen 

Apfelsinen 

Zitronen 

Weintrauben 

Sultaninen 

Bananen 


2,22 

0,17 

2.05 

1,36 

8.27 

0,19 

1.05 
0,53 
2,08 
0,31 
0,95 
0,17 
1,55 
0,17 

1.27 


Zusammen 


24,04 


Zusammen 


11,85 
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Tabelle D2 


Zur Entwicklung staatlich administrierter Verbraucherpreise’’ 

Deutschland 


Zeitraum 

Verbraucherpreisindex 

Staatlich administrierte Verbraucherpreise 

ins- 

gesamt 

ohne staat- 
lich admi- 
nistrierte 

Verbrau- 

cherpreise 

ohne 

Gruppe 

1 und 2 

ohne 

Gruppe 

1 bis 3 

ohne 
Gruppe 
1, 2 
und 4 

zu- 

sammen 

davon 

darunter 

Gruppe 

1 

Gruppe 

2 

Gruppe 

3 

Gruppe 

4a 

Gruppe 

4b 

Gruppe 

1 und 2 

Gruppe 

1 bis 3 

Gruppe 
1,2 
und 4 

Gewicht 

1000 

681,73 

812,79 

717,62 

776,90 

318,27 

76,44 

110,77 

95,17 

24,04 

11,85 

187,21 

282,38 

223,10 








2000 = 100 







1995 

93,9 

95,4 

94,2 

95,5 

93,9 

90,8 

84,3 

98,6 

83,7 

98,8 

99,3 

92,6 

89,7 

93,8 

1996 

95,3 

96,7 

95,6 

96,9 

95,4 

92,3 

87,2 

98,9 

85,6 

100,1 

100,4 

94,0 

91,3 

95,1 

1997 

97,1 

97,8 

96,9 

98,0 

96,6 

95,5 

92,7 

101,9 

88,0 

102,0 

101,6 

98,0 

94,7 

98,7 

1998 

98,0 

98,7 

97,4 

98,8 

97,2 

96,6 

95,8 

103,9 

86,6 

102,0 

103,0 

100,5 

95,9 

100,9 

1999 

98,6 

99,3 

98,2 

99,3 

98,1 

97,1 

98,2 

101,9 

89,6 

99,9 

98,5 

100,3 

96,8 

100,2 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

102,0 

101,3 

101,7 

101,6 

101,5 

103,4 

105,1 

102,2 

102,6 

106,1 

105,5 

103,4 

103,1 

103,8 

2002 

103,4 

102,6 

102,9 

102,8 

102,8 

105,1 

107,3 

104,1 

103,8 

106,9 

106,1 

105,4 

104,9 

105,6 

2003 Jan 

104,0 

102,5 

103,4 

102,7 

103,3 

107,1 

108,3 

105,2 

108,9 

106,5 

104,8 

106,5 

107,3 

106,4 

Feb 

104,5 

102,9 

104,0 

103,1 

103,9 

108,0 

108,4 

105,5 

111,1 

106,3 

107,0 

106,7 

108,2 

106,7 

Mrz 

104,6 

102,9 

104,1 

103,1 

104,0 

108,2 

108,6 

105,6 

111,7 

106,4 

106,0 

106,8 

108,5 

106,7 

Apr 

104,3 

102,9 

103,7 

103,0 

103,6 

107,3 

108,8 

105,8 

108,4 

106,3 

106,1 

107,0 

107,5 

106,9 

Mai 

104,1 

102,8 

103,4 

102,9 

103,3 

106,9 

108,9 

106,0 

106,8 

106,4 

105,0 

107,2 

107,1 

107,0 

Jun 

104,4 

103,1 

103,8 

103,3 

103,6 

107,1 

109,0 

106,0 

107,3 

106,3 

105,8 

107,2 

107,3 

107,0 

Jul 

104,6 

103,4 

104,0 

103,5 

103,9 

107,2 

109,1 

106,0 

107,6 

106,3 

104,5 

107,3 

107,4 

107,0 

Aug 

104,6 

103,3 

104,0 

103,3 

104,0 

107,3 

109,2 

106,1 

108,6 

106,4 

98,3 

107,4 

107,8 

106,8 

Sep 

104,5 

103,2 

103,8 

103,2 

103,8 

107,4 

109,3 

106,5 

108,0 

106,4 

99,8 

107,7 

107,8 

107,1 






Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 





1996 

1,5 

1,4 

1,5 

1,4 

1,5 

1,7 

3,4 

0,3 

2,3 

1,3 

1,1 

1,5 

1,7 

1,4 

1997 

1,9 

1,2 

1,4 

1,2 

1,3 

3,5 

6,3 

3,0 

2,8 

1,9 

1,2 

4,3 

3.8 

3,8 

1998 

0,9 

0,8 

0,5 

0.8 

0,6 

1,1 

3,3 

2,0 

- 1,6 

0,0 

1,4 

2,6 

1.2 

2,2 

1999 

0,6 

0,7 

0.8 

0.5 

1,0 

0,5 

2,5 

- 1,9 

3,5 

- 2,1 

- 4,4 

- 0,2 

0.9 

- 0.6 

2000 

1,4 

0,7 

1,8 

0.7 

1,9 

3,0 

1,8 

- 1,9 

11,6 

0,1 

1,5 

- 0.3 

3,4 

- 0,2 

2001 

2,0 

1,3 

1,7 

1,6 

1,5 

3,4 

5,1 

2,2 

2,6 

6,1 

5,5 

3,4 

3,1 

3,8 

2002 

1,4 

1,3 

1,2 

1,2 

1,3 

1,6 

2,1 

1,9 

1,2 

0,8 

0,6 

1,9 

1,7 

1,7 

2003 Jan 

1,1 

0,4 

1,0 

0,1 

1,3 

2,4 

1,3 

1,4 

7,5 

- 1,2 

- 10,8 

1,4 

3,4 

0,4 

Feb 

1,3 

0,4 

1,2 

0,2 

1,4 

3,1 

1,4 

1,3 

9,1 

- 1,1 

- 6,9 

1,4 

3,9 

0,6 

Mrz 

1,2 

0,4 

1,1 

0,2 

1,3 

2,8 

1,5 

1,5 

7,9 

- 0,9 

- 7,5 

1,5 

3,7 

0,7 

Apr 

1,0 

0,7 

0,8 

0,5 

1,0 

1,5 

1,7 

1,6 

2,8 

- 1,0 

- 6,4 

1,6 

2,1 

0,9 

Mai 

0,7 

0,3 

0,4 

0.2 

0,6 

1,4 

1,6 

1,7 

2,4 

- 0,8 

- 5,0 

1,7 

1,9 

1,0 

Jun 

1,0 

0,5 

0,8 

0,4 

0,9 

2,0 

1,6 

1,7 

3,6 

- 0,5 

- 0,7 

1,6 

2,3 

1,3 

Jul 

0,9 

0,3 

0,7 

0,3 

0,7 

2,1 

1,7 

1,7 

3,7 

- 0,4 

0,2 

1,7 

2.4 

1,4 

Aug 

1,1 

0,5 

0,9 

0,4 

0,9 

2,3 

1,7 

1,9 

4,2 

- 0,2 

- 0,8 

1,9 

2,6 

1,5 

Sep 

1,1 

0,6 

0,8 

0,6 

0,9 

2,0 

1,7 

2,3 

2,7 

- 0,1 

1,2 

2,1 

2,3 

1,8 


1) Berechnet auf der Grundlage des Verbraucherpreisindex, Basis 2000 = 100; der Index setzt sich aus vier Teilgruppen zusammen (wobei die 
Gruppe 4 in zwei Untergruppen gegliedert ist) : Gruppe 1= direktadministrierte Preise (u.a. Personenbeförderung, Dienstleistungen im Zusam- 


menhang mit der Wohnung), Gruppe 2 = teiladministrierte Preise (u.a. Versorgungstarife, Mieten im öffentlich geförderten Wohnungsbau, Nach- 
richtenübermittlung), Gruppe 3 = quasiadministrieite Preise (u.a. alkoholische Getränke, Tabakwaren, Gas, Heizöl, Kraftstoffe), Gruppe 4a = in- 
direkt administrierte Preise (u.a. Rind- und Schweinefleisch, Fleischwaren, Milch und Butter, Backwaren, Mehl, Nährmittel), Gruppe 4b = indirekt 
administrierte Preise (u.a. Schaf- und Geflügelfleisch, Obst und Gemüse). 
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Aligemeine Bemerkungen und Hinweise 


Die in den nachfolgenden Tabellen veröffentlichten Er- 
gebnisse sind mit wenigen Ausnahmen - wie aueh die 
statistischen Angaben im Textteil des Jahresgutach- 
tens - amtlichen nationalen und internationalen Veröf- 
fentlichungen entnommen. Die Quellen wurden bei den 
jeweiligen Tabellen vermerkt, soweit sie nicht vom Sta- 
tistischen Bundesamt stammen. 

Im Frühjahr 1999 wurden die Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen in den Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union auf das Europäische System Volkswirt- 
schaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) 1995 umgestellt. 
Inzwischen liegen für die Länder der Europäischen 
Union rückgerechnete Ergebnisse nach dem ESVG 1995 
vor, so dass in den „Internationalen Tabellen“ ein Zeit- 
raum ab dem Jahr 1980 dargestellt werden kann. In den 
Tabellen 3* bis 6* werden die Aggregate der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen für die an der Europäi- 
schen Währungsunion teilnehmenden Länder nach den 
vom Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten (Eurostat) auf der Basis der mit dem unwiderruflieh 
festgelegten Umrechnungskurs in Euro ermittelten Er- 
gebnisse dargestellt. Dieser Datensatz ist ausschließlich 
für einen Zeitvergleich, das heißt für Zeitreihenanalysen 
nach einzelnen Ländern geeignet. Für länderübergrei- 
fende Vergleiche und für Aggregationen sind die von 
Eurostat in seinen Veröffentlichungen angebotenen Rei- 
hen in „Euro/ECU“ zu verwenden. Aus aktuellem 
Anlass wurde der internationale Tabellenteil um makro- 
ökonomische Grunddaten über die am 1 . Mai 2004 der 


Europäischen Union beitretenden zehn Länder erweitert 
(Tabellen 13* bis 15*). 

Die Tabellen zu den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen für Deutschland enthalten für die Jahre 1970 bis 
1991 die vom Statistischen Bundesamt im August 2002 
erstmals nach dem ESVG 1995 vorgelegten rückgerech- 
neten, revidierten Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen für das frühere Bundesgebiet. Tief 
gegliederte Jahres- und Viertel) ahreswerte können dem 
Beiheft „Revidierte Ergebnisse 1970 bis 1991, Ergän- 
zung zur Fachserie 18, Reihe S. 21“ des Statistischen 
Bundesamtes entnommen werden. Für die Jahre 1950 
bis 1969 liegen zu den Größen aus den Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen nur unrevidierte Angaben in 
Preisen von 1991 basierend auf dem Europäischen 
System der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
(ESVG) 1979 vor (siehe Statistisches Bundesamt, Fach- 
serie 18, Reihe S. 15 aus dem Jahr 1990). 

Teil B. 11. der Tabellen für Deutschland enthält Angaben 
zum Gesamtsystem der Sozialen Sicherung (Sozialbud- 
get) sowie zu den wichtigsten Bereichen: Gesetzliche 
Rentenversicherung (Arbeiter und Angestellte), Gesund- 
heitswesen, Soziale Pflegeversicherung, Arbeitslosen- 
versicherung und Sozialhilfe. 

Die Tabellen im Statistischen Anhang sind einschließ- 
lich fehlender Zeiträume, die aus drucktechnischen 
Gründen nicht darzustellen waren, unter www.sachver- 
staendigenrat.org als Download im Format Excel erhält- 
lich. 
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Erläuterung 

von Begriffen aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

für Deutschland 


1 . Einführung des Europäischen Systems Voiks- 
wirtschaftiicher Gesamtrechnungen 1995 

Zum 28. April 1999 wurden die Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen für Deutschland auf das Europäi- 
sche System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun- 
gen (ESVG) 1995 umgestellt. Das neue System, das 
zum gleichen Zeitpunkt auch in den anderen Mitglied- 
staaten der Europäischen Union verbindlich eingeführt 
wurde, bringt im Hinblick auf die verwendeten 
Konzepte und Definitionen eine Vielzahl von Änderun- 
gen gegenüber dem zuvor angewandten eigenständigen 
deutschen System. Das Statistische Bundesamt hat in 
ausführlichen Veröffentlichungen die methodischen und 
konzeptionellen Änderungen zwischen dem ESVG 1995 
und dem bisherigen System dargestellt.') Die folgenden 
Ausführungen beschränken sich auf wichtige Begriffe 
im ESVG 1995. 

2. Volkswirtschaft und Sektoren 

ln den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen wird 
die wirtschaftliche Betätigung aller Wirtschaftseinheiten 
erfasst, die ihren ständigen Sitz beziehungsweise Wohn- 
sitz im Wirtschaftsgebiet haben. Ein Wirtschaftsgebiet 
kann die gesamte Volkswirtschaft (zum Beispiel Bun- 
desrepublik Deutschland) oder ein Teil davon (zum Bei- 
spiel ein Bundesland) sein. Die Region außerhalb des je- 
weiligen Wirtschaftsgebiets wird nicht als Ausland, 
sondern als „Übrige Welt“ bezeichnet. Für die Abgren- 
zung ist im Allgemeinen die Staatsangehörigkeit ohne 
Bedeutung; ebenso ist es unerheblich, welche Rechts- 
form die Wirtschaftseinheiten haben. Ständig im Inland 
befindliche Produktionsstätten, Verwaltungseinrichtun- 
gen usw. zählen deshalb zu den inländischen Wirt- 
schaftseinheiten, unabhängig von den Eigentumsver- 
hältnissen; umgekehrt gehören ständig im Ausland 
gelegene Produktionsstätten, Verwaltungseinrichtungen 
usw. im Eigentum von Inländern nicht zu den inländi- 
schen Wirtschaftseinheiten. Ausnahmen von dieser Re- 
gel bilden unter anderem diplomatische und konsulari- 
sche Vertretungen sowie Streitkräfte. 

Als kleinste Darstellungseinheit dienen in der Inlands- 
produktsberechnung Organisationen, die entweder 
selbst bilanzieren oder bei denen es aus rechtlicher und 
wirtschaftlicher Sicht möglich wäre, eine vollständige 
Rechnungsführung zu erstellen. Diese Einheiten werden 
zu folgenden Sektoren zusammengefasst: 

Zu den nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften gehö- 
ren die Kapitalgesellschaften, wie AG und GmbH, sowie 


■) Wirtschaft und Statistik, Heft 4, April 1999, Seiten 257 ff., und Heft 6, 
Juni 1999, Seiten 449 ff. 


die Personengesellschaften, wie OHG und KG, die recht- 
lich unselbständigen Eigenbetriebe des Staates und der 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck, wie Kran- 
kenhäuser und Pflegeheime sowie die Wirtschaftsver- 
bände. 

Der Sektor der finanziellen Kapitalgesellschaften um- 
fasst im Wesentlichen Banken, Versicherungen sowie 
das entsprechende Hilfsgewerbe (Effekten- und Waren- 
terminbörsen, Versicherungsmakler, Versicherungsver- 
treter usw.). 

Zu den privaten Hanshalten zählen Einzelpersonen und 
Gruppen von Einzelpersonen als Konsumenten und ge- 
gebenenfalls auch als Produzenten, wie selbständige 
Landwirte, Einzelunternehmer, Händler, Gastwirte, selb- 
ständige Verkehrsuntemehmer, selbständige Versiche- 
rungsvertreter, „Freiberufler“ usw. 

In der Regel mit den privaten Haushalten zusammenge- 
fasst wird aus statistischen Gründen der Sektor private 
Organisationen ohne Erwerbszweck, zu dem politi- 
sche Parteien, Gewerkschaften, Kirchen, Wohlfahrtsver- 
bände, Vereine usw. gehören. 

Zum Staat gehören die Gebietskörperschaften (Bund, 
Länder und Gemeinden) sowie die Sozialversicherung. 

Die Gesamtheit der Wirtschaftseinheiten, die ihren stän- 
digen Sitz (Wohnsitz) außerhalb des Wirtschaftsgebiets 
haben, wird als „Übrige Welt“ bezeichnet. 

3. Inlandsprodukt und Nationaleinkommen 

Das Bruttoinlandsprodukt, das die Produktion von 
Waren und Dienstleistungen im Inland nach Abzug der 
Vorleistungen misst, ist in erster Linie ein Produktions- 
indikator. Das Bruttoinlandsprodukt errechnet sich als 
Summe der unbereinigten Bruttowertschöpfung aller 
Wirtschaftsbereiche abzüglich der unterstellten Bankge- 
bühr und zuzüglich des Saldos von Gütersteuem minus 
Gütersubventionen. 

Die Produktionswerte der Unternehmen stellen den 
Wert der Verkäufe von Waren und Dienstleistungen aus 
eigener Produktion sowie von Handelsware an andere 
(in- und ausländische) Wirtschaftseinheiten dar, ver- 
mehrt um den Wert der Bestandsveränderung an Haib- 
und Fertigwaren aus eigener Produktion und um den 
Wert der selbsterstellten Anlagen. Zu den Verkäufen 
rechnen in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
auch die Einnahmen aus der Vermietung von Wohnungen 
(einschließlich unterstellter Mieten für eigengenutzte 
Wohnungen) und von gewerblichen Anlagen sowie der 
Eigenkonsum der Unternehmer (im eigenen Unterneh- 
men produzierte und im privaten Haushalt des Untemeh- 
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mers konsumierte Erzeugnisse). Der Wert der Verkäufe 
schließt die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer nicht 
ein. Der Produktionswert der so genannten „Nichtmarkt- 
produzenten“ aus den Sektoren Staat und private Organi- 
sationen ohne Erwerbszweck, deren Leistungen der All- 
gemeinheit überwiegend ohne spezielles Entgelt zur 
Verfügung gestellt werden, werden durch Addition der 
Aufwandsposten dieser Institutionen ermittelt. 

Unter Vorleistungen ist der Wert der Güter (Waren und 
Dienstleistungen) zu verstehen, die inländische Wirt- 
schaftseinheiten von anderen (in- und ausländischen) 
Wirtschaftseinheiten bezogen und im Berichtszeitraum im 
Zuge der Produktion verbraucht haben. Die Vorleistungen 
umfassen außer Rohstoffen, sonstigen Vorprodukten, 
Hilfs- und Betriebsstoffen, Brenn- und Treibstoffen und 
anderen Materialien auch Bau- und sonstige Leistungen 
für laufende Reparaturen, Transportkosten, Postgebühren, 
Anwaltskosten, gewerbliche Mieten, Benutzungsgebüh- 
ren für öffenfliche Einrichtungen usw. In der Regel schlie- 
ßen die Vorleistungen nicht die eingesetzte Handelsware 
ein, da der Produktionswert von Handelsaktivitäten nur in 
Höhe des Dienstleistungsentgelts gebucht wird. 

Zu den Gütersteuern zählen alle Steuern und ähnlichen 
Abgaben, die für gehandelte Waren oder Dienstleistun- 
gen zu entrichten sind. Sie umfassen die nichtabziehbare 
Umsatzsteuer (Teil der Umsatzsteuer, der nicht im Rah- 
men des Vorsteuerabzugsverfahrens von der geschulde- 
ten Umsatzsteuer abgezogen werden kann), Importabga- 
ben (unter anderem Zölle, Verbrauchsteuern und 
Abschöpfungsbeträge auf eingeführte Güter) und sons- 
tige Gütersteuern (Verbrauchsteuern, Vergnügungssteu- 
ern, Versicherungsteuer usw.). 

Gütersubventionen sind Subventionen, die bei produ- 
zierten oder eingeführten Waren oder Dienstleistungen 
geleistet werden. Unter Subventionen versteht man in 
den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen laufende 
Zahlungen ohne Gegenleistung, die der Staat oder Insti- 
tutionen der Europäischen Union an gebietsansässige 
Produzenten leisten, um den Umfang der Produktion 
dieser Einheiten, ihre Verkaufspreise oder die Entloh- 
nung der Produktionsfaktoren zu beeinflussen. 

Das Bruttonationaleinkommen ergibt sich, indem zum 
Bruttoinlandsprodukt die von der übrigen Welt empfan- 
genen Primäreinkommen (Arbeitnehmerentgelt, Vermö- 
genseinkommen, Subventionen) hinzugezählt und die an 
die übrige Welt geleisteten Primäreinkommen (Arbeit- 
nehmerentgelt, Vermögenseinkommen, Produktions- 
und Importabgaben) abgezogen werden. 

4. Verteilung des Volkseinkommens 

Werden vom Bruttonationaleinkommen die Abschrei- 
bungen abgezogen, so ergibt sich das Nettonationalein- 
kommen (Primäreinkommen). Durch Abzug der Pro- 
duktions- und Importabgaben an den Staat und 
Hinzufügen der Subventionen vom Staat kann aus dem 
Nettonationaleinkommen das Volkseinkommen abgelei- 
tet werden. 

Das Volkseinkommen als häufig genutzte Größe der 
Verteilungsrechnung ist die Summe aller Erwerbs- und 


Vermögenseinkommen, die Inländern letztlich zugeflos- 
sen sind. Es umfasst also das von Inländern empfangene 
Arbeitnehmerentgelt sowie die Unternehmens- und Ver- 
mögenseinkommen, die Selbständigen oder Arbeitneh- 
mern zufließen. 

Erhöht man das Volkseinkommen um die Produktions- 
und Importabgaben an den Staat abzüglich Subventio- 
nen vom Staat sowie die empfangenen laufenden Trans- 
fers aus der übrigen Welt und zieht die geleisteten lau- 
fenden Transfers an die übrige Welt ab, so ergibt sich 
das verfügbare Einkommen der Gesamtwirtschaft. 

Ein überwiegender Teil dieses verfügbaren Einkommens 
der Gesamtwirtschaft wird konsumiert, der Rest wird 
Sparen genannt. 

Analog ist das Sparen der privaten Haushalte der Teil 
des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte, 
der nicht konsumiert wird, zuzüglich der Zunahme be- 
trieblicher Versorgungsansprüche einschließlich Ries- 
ter-Rente. Die Relation aus dem so ermittelten Sparen 
der privaten Haushalte zum verfügbaren Einkommen 
der privaten Haushalte nach dem Ausgabenkonzept wird 
als Sparquote bezeichnet. 

5. Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 

Auf der Verwendungsseite des Bruttoinlandsprodukts 
werden die Konsumausgaben der privaten Haushalte, 
der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck und 
des Staates, die Bruttoanlageinvestitionen, die Vorrats- 
veränderungen und der Nettozugang an Wertsachen so- 
wie der Außenbeitrag unterschieden. 

Private Konsumausgaben sind die Summe von Kon- 
sumausgaben der privaten Haushalte und Konsumausga- 
ben der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. 
Als Konsumausgaben privater Haushalte werden die 
Waren- und Dienstleistungskäufe der inländischen priva- 
ten Haushalte für Konsumzwecke bezeichnet. Neben den 
tatsächlichen Käufen, zu denen unter anderem Entgelte 
für häusliche Dienste gehören, sind auch bestimmte un- 
terstellte Käufe enthalten, wie zum Beispiel der Eigen- 
verbrauch der Unternehmer, der Wert der Nutzung von 
Eigentümerwohnungen sowie so genannte Naturalent- 
gelte für Arbeitnehmer (zum Beispiel Deputate). Der 
Konsum auf Geschäftskosten wird nicht zu den Konsum- 
ausgaben privater Haushalte gerechnet, sondern zu den 
Vorleistungen. Nicht enthalten sind ferner Käufe von 
Grundstücken und Gebäuden, die zu den Bruttoanlagein- 
vestitionen zählen. Die Konsumausgaben der privaten 
Organisationen ohne Erwerbszweck bestehen aus dem 
Eigenverbrauch, das heißt aus dem Wert der von diesen 
Organisationen produzierten Güter abzüglich selbst- 
erstellter Anlagen und Verkäufe sowie den Ausgaben für 
Güter, die als soziale Sachtransfers den privaten Haus- 
halten für ihren Konsum zur Verfügung gestellt werden. 

Die Konsumausgaben des Staates entsprechen dem 
Wert der Güter, die vom Staat selbst produziert werden, 
jedoch ohne selbsterstellte Anlagen und Verkäufe, sowie 
den Ausgaben für Güter, die als soziale Sachtransfers 
den privaten Haushalten für ihren Konsum zur Verfü- 
gung gestellt werden. 
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Die Bruttoanlageinvestitionen umfassen die Käufe 
neuer Anlagen (einschließlich aller eingeführten und 
selbsterstellten Anlagen) sowie die Käufe von gebrauch- 
ten Anlagen und Land nach Abzug der Verkäufe von ge- 
brauchten Anlagen und Land. Die Käufe und Verkäufe 
von gebrauchten Anlagen und Land saldieren sich weit- 
gehend in der Volkswirtschaft, mit Ausnahme der Ver- 
käufe von Anlageschrott, gebrauchten Ausrüstungsgü- 
tem an private Haushalte (Kraftwagen) und an die 
übrige Welt (Kraftwagen, Schiffe und andere). Als Anla- 
gen werden in diesem Zusammenhang alle dauerhaften 
reproduzierbaren Produktionsmittel angesehen, mit Aus- 
nahme nur militärisch nutzbarer Anlagen und Gütern, 
die in den Privaten Konsum eingehen. Als dauerhaft gel- 
ten in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen die- 
jenigen Produktionsmittel, deren Nutzungsdauer mehr 
als ein Jahr beträgt und die normalerweise in der be- 
triebswirtschaftlichen Buchführung aktiviert werden. 
Ausgenommen sind geringwertige Güter, vor allem sol- 
che, die periodisch wiederbeschafft werden, auch wenn 
sie eine längere Nutzungsdauer als ein Jahr haben (zum 
Beispiel kleinere Werkzeuge, Reifen, Büromittel). Grö- 
ßere Reparaturen, die zu einer wesentlichen Steigerung 
des Wertes einer Anlage führen, sind dagegen Bestand- 
teile der Bruttoanlageinvestitionen. Die Bruttoanlage- 
investitionen untergliedern sich in Ausrüstungen (Ma- 
schinen, Geräte, Fahrzeuge), Bauten (Wohnbauten, 
Nichtwohnbauten) und Sonstige Anlagen (unter ande- 
rem Computersoftware, Urheberrechte, Nutztiere und 
Nutzpflanzungen). 


Die Vorratsveränderungen werden anhand von Be- 
standsangaben für Vorräte berechnet, die zunächst von 
Buchwerten auf eine konstante Preisbasis umgerechnet 
werden. Die Differenz zwischen Anfangs- und Endbe- 
ständen zu konstanten Preisen wird anschließend mit jah- 
resdurchschnittlichen Preisen bewertet. Die so ermittelte 
Vorratsveränderung ist frei von Scheingewinnen und -Ver- 
lusten, die aus preisbedingten Änderungen der Buchwerte 
resultieren. Zusammengefasst mit den Vorratsverände- 
rungen wird der Nettozugang an Wertsachen veröffent- 
licht, der in Deutschland ausschließlich aus den Käufen 
abzüglich Verkäufen der privaten Haushalte von Goldbar- 
ren und nichtumlauffähigen Goldmünzen besteht. 

Der Außenbeitrag ergibt sich als Saldo zwischen den 
Exporten und Importen von Waren und Dienstleistun- 
gen. Als Exporte und Importe gelten alle Waren- und 
Dienstleistungsumsätze mit Wirtschaftseinheiten, die ih- 
ren ständigen Sitz oder Wohnsitz außerhalb Deutsch- 
lands haben. Nicht eingeschlossen sind die grenzüber- 
schreitenden Primäreinkommen zwischen Inländern und 
der Übrigen Welt. Die Berechnung geht von den Zahlen 
des Generalhandels aus, jedoch sind die von Ausländem 
auf deutsche Zolllager genommenen und wiederausge- 
führten Waren abgesetzt. Der Wert der eingeführten Wa- 
ren wird mittels Schätzung vom Grenzwert (cif) auf den 
Wert frei Grenze (fob) des exportierenden Landes umge- 
rechnet, das heißt die im Gesamtwert enthaltenen 
Fracht- und Versicherungskosten ausländischer Trans- 
port- und Versicherungsunternehmen werden in die 
Dienstleistungskäufe umgesetzt. 


6. Drei Berechnungsarten in den Voikswirtschaftiichen Gesamtrechnungen 


I. Entstehungsrechnung II. Verwendungsrechnung 


Produktionswert 

Private Konsumausgaben 

- Vorleistungen 

+ Konsumausgaben des Staates 

= Bruttowertschöpfung (unbereinigt) 

+ Ausrüstungsinvestitionen 

- unterstellte Bankgebühr 

+ Bauinvestitionen 

= Bruttowertschöpfung (bereinigt) 

+ Sonstige Anlagen 

+ Gütersteuern 

+ Vorratsveränderungen und Nettozugang an Wert- 

- Gütersubventionen 

sachen 


+ Exporte von Waren und Dienstleistungen 


- Importe von Waren und Dienstleistungen 


= Bruttoinlandsprodukt 

+ Saldo der Primäreinkommen mit der übrigen Welt 
= Bruttonationaleinkommen 
- Abschreibungen 


III. Verteilungsrechnung 


= Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen) 
- Produktions- und Importabgaben an den Staat 
+ Subventionen vom Staat 


= Volkseinkommen 

- Arbeitnehmerentgelt 
= Unternehmens- und Vermögenseinkommen 
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7. Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen und 
konstanten Preisen 

Das Bruttoinlandsprodukt und die wichtigsten Teilgrö- 
ßen der Verwendungsrechnung werden auch in konstan- 
ten Preisen (von 1995) berechnet. In diesem Fall wird 
auch vom realen Bruttoinlandsprodukt im Gegensatz 
zum nominalen, das in jeweiligen Preisen ausgedrückt 
ist, gesprochen. Bei Division der nominalen durch die 
entsprechenden realen Größen ergeben sich die Preis- 
indizes auf der Basis 1995. 

Bei diesen impliziten Preisindizes der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen für die Verwendungsseite des 
Bruttoinlandsprodukts handelt es sich um Preisindizes 


mit wechselnder Gewichtung, denen der „Warenkorb“ 
des jeweiligen Berichtsjahres zugrunde liegt. Sie zeigen 
die Preisentwicklung des Berichtsjahres gegenüber 
1995, dem Basisjahr für die Berechnung des Inlandspro- 
dukts in konstanten Preisen. Die Preisentwicklung ge- 
genüber dem jeweiligen Vorjahr lässt sich aus ihnen 
- wegen der wechselnden Gewichtung - nur mit Ein- 
schränkungen ablesen. Der Preisindex für das Bruttoin- 
landsprodukt stellt die Preisentwicklung der gesamten 
von der Wirtschaft erbrachten Produktionsleistung dar, 
die als Differenz aller von der Volkswirtschaft erzeugten 
Waren und Dienstleistungen und der Summe aller Vor- 
leistungen, zu denen auch eingeführte Güter gehören, er- 
rechnet wird. 
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22* Arbeitnehmer nach Wirtschaftsbereichen .. 537 
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44* Kassenmäßige Steuereinnahmen 572 
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Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-495- 


Drucksache 15/2000 


Seite 


49* Kapitalverkehr mit dem Ausland 578 

50* Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe 580 

51* Umsatz im Bergbau und im Verarbeitenden 

Gewerbe 583 
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85* Finanzentwicklung und Versicherte in der 

Sozialen Pflegeversicherung 619 

86* Leistungsempfänger in der Sozialen Pflege- 
versicherung 620 

87* Einnahmen und Leistungsempfänger in der 

Arbeitslosenversicherung 621 

88* Sozialhilfe: Empfänger, Ausgaben und Ein- 
nahmen 622 
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Tabelle 1* 


Bevölkerung und Erwerbstätige in der Europäischen 

Tausend 


Jahr'* 

Belgien 

Deutsch- 

land^^ 

Finnland 

Frankreich 

Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Österreich 






Gesamtbevölkerung 





1960 

9 154 

55 433 

4 430 

45 684 

8 354 

2 835 

50 200 

314 

11 483 

7 048 

1965 

9 464 

58 619 

4 564 

48 778 

8 578 

2 877 

52 112 

331 

12 293 

7 271 

1970 

9 656 

60 651 

4 606 

50 772 

8 822 

2 951 

53 822 

361 

13 032 

7 467 

1975 

9 801 

61 829 

4711 

52 699 

9 077 

3 178 

55 441 

365 

13 660 

7 579 

1980 

9 859 

61 566 

4 780 

53 880 

9 675 

3 402 

56 434 

364 

14 148 

7 549 

1981 

9 859 

61 682 

4 800 

54 182 

9 761 

3 444 

56 510 

365 

14 247 

7 569 

1982 

9 856 

61 638 

4 827 

54 493 

9 822 

3 481 

56 544 

366 

14312 

7 576 

1983 

9 854 

61 423 

4 856 

54 772 

9 879 

3 506 

56 564 

366 

14 368 

7 567 

1984 

9 855 

61 175 

4 882 

55 026 

9 929 

3 530 

56 577 

366 

14 423 

7 571 

1985 

9 857 

61 024 

4 902 

55 284 

9 967 

3 541 

56 593 

367 

14 488 

7 578 

1986 

9 859 

61 066 

4 918 

55 547 

9 997 

3 542 

56 596 

368 

14 567 

7 588 

1987 

9 870 

61 077 

4 932 

55 824 

10 017 

3 543 

56 602 

371 

14 664 

7 598 

1988 

9 904 

61 449 

4 946 

56 118 

10 037 

3 531 

56 629 

374 

14 760 

7615 

1989 

9 940 

62 063 

4 964 

56 423 

10 090 

3 510 

56 672 

378 

14 846 

7 659 

1990 

9 968 

63 253 

4 986 

58 171 

10 161 

3 506 

56 719 

382 

14 947 

7 729 

1991 

10 006 

79 984 

5 014 

58 464 

10 247 

3 526 

56 751 

387 

15 068 

7 813 

1992 

10 047 

80 594 

5 042 

58 754 

10 322 

3 549 

56 859 

392 

15 182 

7 914 

1993 

10 086 

81 179 

5 066 

59 006 

10 379 

3 563 

57 049 

398 

15 290 

7 991 

1994 

10 116 

81 422 

5 089 

59 221 

10 426 

3 571 

57 204 

404 

15 381 

8 030 

1995 

10 137 

81 661 

5 108 

59 430 

10 635 

3 601 

57 301 

410 

15 460 

7 948 

1996 

10 155 

81 896 

5 125 

59 634 

10710 

3 626 

57 397 

416 

15 526 

7 959 

1997 

10 180 

82 052 

5 140 

59 839 

10 777 

3 661 

57 512 

421 

15 607 

7 968 

1998 

10 203 

82 029 

5 153 

60 049 

10 836 

3 713 

57 588 

427 

15 703 

7 977 

1999 

10 222 

82 087 

5 165 

60 294 

10 884 

3 754 

57 646 

433 

15 809 

7 992 

2000 

10 246 

82 188 

5 176 

60 589 

10918 

3 799 

57 762 

439 

15 922 

8 012 

2001 

10 281 

82 339 

5 188 

60 912 

10 938 

3 853 

57 927 

442 

16 043 

8 032 

2002 

10 334 

82 483 

5 201 

61 230 

10 950 

3 909 

58 028 

446 

16 148 

8 053 






Erwerbstätige“'* 





1960 

3 470 

26 247 

2 097 

19 667 

3 386 

1 078 

20 385 

132 

4 486 

3 218 

1965 

3 640 

26 887 

2 155 

20 098 

3 255 

1 092 

19 555 

133 

4 837 

3 191 

1970 

3 698 

26 668 

2 126 

20 864 

3 134 

1 076 

19 378 

140 

5 023 

3 075 

1975 

3 750 

26 110 

2 221 

21 461 

3 198 

1 096 

19 770 

158 

4 974 

3 202 

1980 

3 747 

27 059 

2 328 

22 007 

3 356 

1 181 

20 732 

158 

5 188 

3 272 

1981 

3 678 

27 033 

2 353 

21 901 

3 531 

1 171 

20 600 

159 

5 131 

3 277 

1982 

3 630 

26 725 

2 377 

21 989 

3 502 

1 173 

20 513 

158 

5 025 

3 237 

1983 

3 593 

26 347 

2 390 

21 941 

3 540 

1 148 

20 538 

158 

4 958 

3 197 

1984 

3 586 

26 393 

2 414 

21 734 

3 553 

1 128 

20 590 

159 

4 983 

3 195 

1985 

3 609 

26 593 

2 440 

21 709 

3 588 

1 099 

20 645 

160 

5 049 

3 202 

1986 

3 632 

26 960 

2 431 

21 811 

3 601 

1 095 

20 727 

164 

5 173 

3 215 

1987 

3 654 

27 157 

2 443 

21 902 

3 598 

1 110 

20 670 

169 

5 257 

3 214 

1988 

3 716 

27 366 

2 467 

22 131 

3 657 

1 111 

20 781 

174 

5 378 

3 234 

1989 

3 760 

27 761 

2 489 

22 462 

3 671 

1 111 

20 762 

180 

5 477 

3 282 

1990 

3 794 

28 486 

2 476 

22 648 

3 719 

1 160 

21 020 

187 

5 644 

3 345 

1991 

3 793 

38 499 

2 341 

22 876 

3 634 

1 172 

22 736 

165 

6 824 

3 951 

1992 

3 776 

37 885 

2 175 

22 743 

3 686 

1 176 

22 674 

165 

6913 

3 959 

1993 

3 747 

37 356 

2 045 

22 450 

3 717 

1 193 


165 

6 932 

3 934 

1994 

3 732 

37 279 

2 016 

22 483 

3 786 

1 231 

21 627 

167 

6 976 

3 929 

1995 

3 894 

37 330 

2 056 

22 682 

3 820 

1 285 

21 526 

168 

7 133 

3 928 

1996 

3 907 

37 210 

2 083 

22 768 

3 805 

1 331 

21 736 


7 298 


1997 

3 942 

37 145 

2 152 

22 867 

3 784 


21 793 

172 

7 534 

3 924 

1998 

4011 

37 554 

2 195 

23 215 

3 940 

1 526 

21 994 

176 

7 733 

3 964 

1999 

4 063 

38 006 

2 251 

23 680 

3 941 

1 617 

22 255 


7 935 


2000 

4 139 

38 681 

2 301 

24 290 

3 935 

1 693 


185 

8 114 


2001 

4 197 

38 851 

2 335 

24 717 

3 921 

1 743 



8 264 

4 076 

2002 

4 189 

38 610 

2 344 

24 924 

3 925 

1 766 

23 345 

194 

8 339 

4 067 


1) Ab 1999 vorläufige Ergebnisse. - 2) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. Erwerbstätige: Inländerkonzept. 
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Tabelle 1* 


Union und in ausgewählten Ländern 

Personen 


Portugal 

Spanien 

Euro- 

Raum^' 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes 

Königreich 

Europäische 

Union 

(EU- 15) 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 

Jahr*’ 





Gesamtbevölkerung 






8 682 

30 583 

225 846 

4 581 

7 480 

52 372 

298 633 

5 429 

94 302 

180 671 

1960 

8 774 

32 085 

237 168 

4 760 

7 734 

54 350 

312 590 

5 857 

99 209 

194 303 

1965 

8 692 

33 876 

245 886 

4 929 

8 043 

55 632 

323 312 

6 193 

104 665 

205 052 

1970 

9 094 

35 515 

253 872 

5 060 

8 192 

56 226 

332 427 

6 321 

111 940 

215 973 

1975 

9 767 

37 510 

259 259 

5 124 

8 310 

56 330 

338 698 

6 335 

117 060 

227 726 

1980 

9 852 

37 741 

260 251 

5 122 

8 320 

56 352 

339 806 

6 373 

117 884 

229 966 

1981 

9 912 

37 944 

260 949 

5 118 

8 325 

56 318 

340 532 

6410 

118 693 

232 188 

1982 

9 955 

38 123 

261 354 

5 114 

8 329 

56 377 

341 053 

6 428 

119 483 

234 307 

1983 

9 990 

38 279 

261 674 

5 111 

8 337 

56 506 

341 557 

6 456 

120 235 

236 348 

1984 

10012 

38 408 

262 054 

5 113 

8 350 

56 685 

342 169 

6 485 

121 049 

238 466 

1985 

9 904 

38 537 

262 492 

5 120 

8 370 

56 852 

342 831 

6 523 

121 672 

240 651 

1986 

9 900 

38 632 

263 013 

5 127 

8 398 

57 009 

343 564 

6 567 

122 264 

242 804 

1987 

9 886 

38 717 

263 929 

5 130 

8 436 

57 158 

344 690 

6 620 

122 783 

245 021 

1988 

9 937 

38 792 

265 184 

5 131 

8 493 

57 358 

346 256 

6 674 

123 255 

247 342 

1989 

9 899 

38 851 

268 411 

5 138 

8 559 

57 561 

349 830 

6 751 

123 611 

249 973 

1990 

9 967 

38 922 

285 902 

5 150 

8 617 

57 808 

367 724 

6 843 

124 043 

252 665 

1991 

9 963 

39 012 

287 308 

5 166 

8 668 

57 563 

369 027 

6 908 

124 452 

255 410 

1992 

9 974 

39 098 

288 700 

5 185 

8 719 

57 672 

370 655 

6 969 

124 764 

258 119 

1993 

9 998 

39 168 

289 604 

5 201 

8 781 

57 797 

371 809 

7 019 

125 034 

260 637 

1994 

10 027 

39 223 

290 306 

5 230 

8 827 

57 928 

372 926 

7 062 

125 570 

263 082 

1995 

10 056 

39 279 

291 069 

5 262 

8 841 

58 043 

373 925 

7 081 

125 864 

265 502 

1996 

10 089 

39 348 

291 817 

5 285 

8 846 

58 167 

374 892 

7 096 

126 166 

268 048 

1997 

10 129 

39 453 

292 424 

5 303 

8 851 

58 305 

375 719 

7 124 

126 486 

270 509 

1998 

10 174 

39 626 

293 202 

5 321 

8 858 

58 481 

376 746 

7 164 

126 686 

272 945 

1999 

10231 

39 927 

294 291 

5 338 

8 871 

58 643 

378 061 

7 204 

126 926 

275 372 

2000 

10 299 

40 266 

306 520 

5 357 

8 896 

58 837 

379 610 

7 261 

127 291 

285 545 

2001 

10 351 

40 546 

307 679 

5 376 

8 919 

59 712 

381 686 

7318 

127 435 

288 600 

2002 





Erwerbstätige“*’ 






3 240 

11 536 

95 557 

2 170 

3 599 

24 823 

129 534 

2 707 

44 388 

65 785 

1960 

3 206 

11 862 

96 656 

2 328 

3 698 

25 219 

131 156 

3 014 

47 298 

71 070 

1965 

3 231 

12 380 

97 659 

2 377 

3 854 

24 759 

131 783 

3 132 

50 950 

78 669 

1970 

3 647 

12 740 

99 129 

2 373 

4 062 

25 048 

133 810 

3 107 

52 226 

85 830 

1975 

3 842 

12 082 

101 596 

2 479 

4 235 

25 224 

136 890 

3 166 

55 362 

99 303 

1980 

3 860 

11 720 

100 884 

2 446 

4 225 

24 419 

135 505 

3 240 

55 818 

100 400 

1981 

3 858 

11 568 

100 253 

2 457 

4219 

23 979 

134 410 

3 257 

56 384 

99 529 

1982 

4 064 

11 440 

99 773 

2 465 

4 224 

23 853 

133 855 

3 257 

57 325 

100 822 

1983 

4 076 

11 232 

99 488 

2 507 

4 255 

24 330 

134 133 

3 288 

57 659 

105 003 

1984 

4 058 

11 133 

99 696 

2 622 

4 243 

24 591 

134 740 

3 354 

58 070 

107 154 

1985 

4 064 

11 380 

100 653 

2 683 

4 275 

24 619 

135 830 

3 430 

58 534 

109 601 

1986 

4 170 

11 729 

101 475 

2 693 

4316 

25 267 

137 349 

3 515 

59 107 

112 439 

1987 

4 279 

12 066 

102 701 

2 673 

4 375 

26 345 

139 751 

3 607 

60 106 

114 974 

1988 

4 375 

12 555 

104 214 

2 655 

4 441 

26 978 

141 959 

3 704 

61 278 

117 327 

1989 

4 473 

12 883 

106 114 

2 636 

4 484 

27 063 

144 016 

3 821 

62 494 

118 796 

1990 

4 712 

13 951 

121 020 

2 621 

4 495 

26 501 

158 271 

4 076 

63 687 

117713 

1991 

4 635 

13 734 

119 835 

2 600 

4 295 

25 952 

156 368 

4015 

64 364 

118 488 

1992 

4 540 

13 325 

117712 

2 562 

4 071 

25 568 

153 630 

3 982 

64 500 

120 259 

1993 

4 493 

13 294 

117 227 

2 599 

4 036 

25 740 

153 388 

3 955 

64 535 

123 071 

1994 

4 484 

13 580 

118 066 

2 632 

4 095 

26 100 

154 713 

3 957 

64 572 

124 908 

1995 

4 555 

13 748 

118 710 

2 659 

4 058 

26 412 

155 644 

3 957 

64 862 

126 720 

1996 

4 626 

14 147 

119 707 

2 692 

4 007 

26 916 

157 106 

3 959 

65 568 

129 572 

1997 

4 751 

14 699 

121 818 

2 735 

4 066 

27 227 

159 786 

4 014 

65 141 

131 476 

1998 

4 839 

15217 

124 063 

2 768 

4 153 

27 611 

162 536 

4 046 

64 621 

133 498 

1999 

4 951 

15 714 

126 778 

2 782 

4 258 

28 053 

165 806 

4 089 

64 460 

136 899 

2000 

5 020 

16 093 

132 454 

2 792 

4 337 

28 332 

167 915 

4 156 

64 121 

136 941 

2001 

5 027 

16 303 

133 033 

2 776 

4 347 

27 659 

167 815 

4 172 

63 304 

136 486 

2002 


3) Ab 2001 einschließlich Griechenland (EU-12). - 4) Ab 1991 für die EU-Länder nach ESVG 1995. 


Quellen: EU, OECD, nationale Veröffentlichungen 

















Drucksache 15/2000 


-500- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Tabelle 2* 


Beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitslosenquoten 


Jahr'* 

Belgien 

Deutsch- 

land^^ 

Finnland 

Frankreich 

Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Österreich 





Beschäftigte Arbeitnehmer 

5 ) 









Tausend Personen 





1960 

2 835 

20 257 

1 434 

14 759 

1 093 

674 

11 966 

94 

3 809 

2 282 

1965 

2 971 

21 757 

1 588 

15 083 

1 164 

725 

12 641 

102 

4 107 

2 381 

1970 

3 020 

22 299 

1 741 

16 551 

1 251 

748 

13 259 

112 

4 286 

2 389 

1975 

3 135 

22 642 

1 816 

17 670 

1 451 

794 

13 791 

132 

4 298 

2 656 

1980 

3 141 

24 239 

1 885 

18 525 

1 668 

898 

14 078 

136 

4 563 

2 789 

1981 

3 069 

24 298 

1 913 

18 478 

1 699 

903 

13 841 

138 

4512 

2 799 

1982 

3 017 

24 127 

1 935 

18 621 

1 720 

901 

13 668 

138 

4 414 

2 766 

1983 

2 967 

23 914 

1 949 

18 626 

1 713 

873 

13 424 

138 

4 352 

2 735 

1984 

2 961 

24 137 

1 963 

18 496 

1 744 

857 

13 365 

139 

4 377 

2 745 

1985 

2 975 

24 514 

1 981 

18 541 

1 770 

842 

13 436 

141 

4 442 

2 760 

1986 

2 991 

25 015 

1 977 

18 690 

1 774 

845 

13 414 

146 

4 564 

2 780 

1987 

3 006 

25 416 

1 997 

18 813 

1 794 

851 

13 320 

151 

4 645 

2 785 

1988 

3 061 

25 811 

2 024 

19 084 

1 845 

843 

13 407 

156 

4 765 

2 810 

1989 

3 095 

26316 

2 052 

19 468 

1 888 

846 

13 470 

163 

4 863 

2 862 

1990 

3 119 

27 116 

2 048 

19 728 

1 947 

883 

13 719 

170 

5 026 

2 929 

1991 

3 114 

34 919 

2 025 

20 011 

1 895 

909 

16 401 

148 

5 792 

3 070 

1992 

3 092 

34 243 

1 876 

20 009 

1 895 

905 

16 402 

149 

5 862 

3 096 

1993 

3 055 

33 667 

1 762 

19 845 

1 936 

924 

16 040 

148 

5 854 

3 091 

1994 

3 042 

33 491 

1 734 

19 974 

2 039 

962 

15 734 

150 

5 875 

3 107 

1995 

3 185 

33 498 

1 772 

20 252 

2 069 

1 021 

15 598 

151 

6 010 

3 126 

1996 

3 194 

33 371 

1 801 

20 407 

2 068 

1 066 

15 772 

152 

6 141 

3 123 

1997 

3 232 

33 231 

1 867 

20 562 

2 067 

1 132 

15 849 

154 

6 343 

3 151 

1998 

3 309 

33 580 

1 924 

20 955 

2 165 

1 226 

16 006 

158 

6 549 

3 199 

1999 

3 368 

34 067 

1 972 

21 439 

2213 

1 315 

16 294 

162 

6 788 

3 258 

2000 

3 450 

34 680 

2 021 

22 061 

2 231 

1 385 

16 612 

167 

6 958 

3 300 

2001 

3 516 

34 774 

2 058 

22 506 

2 269 

1 433 

16 969 

171 

7 116 

3 324 

2002 

3 512 

34 520 

2 070 

22 744 

2 278 

1 456 

17 278 

174 

7 185 

3 314 






Arbeitslosenquote ^’ 










vH 





1980 


2,6 







4,3 


1981 


4,0 







5,8 


1982 

9,8 

5,7 


7,4 


11,4 

6,5 

2,9 

7,7 


1983 

10,7 

6,9 


7,9 

7,0 

13,9 

7,4 

3,4 

9,2 


1984 

10,8 

7,1 

5,9 

9,4 

7,3 

15,5 

7,9 

3,0 

8,9 


1985 

10,1 

7,2 

6,0 

9,8 

7,0 

16,8 

8,1 

2,9 

7,9 


1986 

10,0 

6,5 

6,7 

9,9 

6,6 

16,8 

8,9 

2,5 

7,8 


1987 

9,8 

6,3 

4,9 

10,1 

6,6 

16,6 

9,6 

2,5 

7,7 


1988 

8,8 

6,2 

4,2 

9,6 

6,9 

16,2 

9,7 

2,0 

7,2 


1989 

7,4 

5,6 

3,1 

9,1 

6,7 

14,7 

9,7 

1,8 

6,6 


1990 

6,6 

4,8 

3,2 

8,6 

6,3 

13,4 

8,9 

1,6 

5,9 


1991 

6,4 

4,2 

6,6 

9,1 

6,9 

14,7 

8,5 

1,6 

5,5 


1992 

7,1 

6,4 

11,6 

10,0 

7,8 

15,4 

8,7 

2,1 

5,3 


1993 

8,6 

7,7 

16,4 

11,3 

8,6 

15,6 

10,1 

2,6 

6,2 

4,0 

1994 

9,8 

8,2 

16,8 

11,8 

8,9 

14,3 

11,0 

3,2 

6,8 

3,8 

1995 

9,7 

8,0 

15,2 

11,4 

9,1 

12,3 

11,5 

2,9 

6,6 

3,9 

1996 

9,5 

8,7 

14,6 

11,9 

9,7 

11,7 

11,5 

2,9 

6,0 

4,4 

1997 

9,2 

9,7 

12,7 

11,8 

9,6 

9,9 

11,6 

2,7 

4,9 

4,4 

1998 

9,3 

9,1 

11,3 

11,4 

11,0 

7,5 

11,7 

2,7 

3,8 

4,5 

1999 

8,6 

8,4 

10,2 

10,7 

11,8 

5,6 

11,3 

2,4 

3,2 

4,0 

2000 

6,9 

7,8 

9,8 

9,3 

11,0 

4,3 

10,4 

2,3 

2,8 

3,7 

2001 

6,7 

7,8 

9,1 

8,5 

10,4 

3,9 

9,4 

2,1 

2,4 

3,6 

2002 

7,3 

8,6 

9,1 

8,8 

10,0 

4,4 

9,0 

2,8 

2,8 

4,3 


1) Ab 1999 vorläufige Ergebnisse. - 2) Bis 1990 früheres Bundesgebiet; Beschäftigte Arbeitnehmer: Inländerkonzept. Arbeitslosenquote: Bis 
1992 früheres Bundesgebiet. - 3) Ab 2001 einschließlich Griechenland ( EU -12). - 4) Beschäftigte Arbeitnehmer, ohne den Sektor Landwirtschaft. 
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Tabelle 2* 


in der Europäischen Union und in ausgewählten Ländern 


Portugal 

Spanien 

Euro- 

Raum^^ 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes 

Königreich 

Europäische 

Union 

(EU- 15) 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten'** 

Jahr** 




Beschäftigte Arbeitnehmer^* 









Tausend Personen 






2 343 

6 984 

67 437 

1 656 

2 966 

23 060 

96 212 

2 596 

23 700 

54 189 

1960 

2 319 

7 190 

70 863 

1 847 

3 194 

23 525 

100 592 

2 890 

28 757 

60 763 

1965 

2 391 

7 795 

74 591 

1 964 

3 425 

22 838 

104 068 

3 004 

33 063 

70 879 

1970 

2 338 

8 712 

77 986 

1 995 

3 697 

23 059 

108 188 

2 979 

36 467 

76 945 

1975 

2 500 

7 910 

80 664 

2 147 

3 882 

23 065 

111 426 

2 962 

39 710 

90 406 

1980 

2 556 

7 648 

80 154 

2 125 

3 873 

22 161 

110012 

3 022 

40 372 

91 152 

1981 

2 603 

7 568 

79 757 

2 146 

3 859 

21 670 

109 153 

3 034 

40 974 

89 544 

1982 

2 782 

7 396 

79 155 

2 163 

3 873 

21 356 

108 260 

3 030 

42 082 

90 152 

1983 

2 752 

7 122 

78 912 

2 214 

3 913 

21 469 

108 253 

3 057 

42 646 

94 408 

1984 

2 747 

7 134 

79 513 

2 339 

3 912 

21 626 

109 160 

3 116 

43 123 

97 387 

1985 

2 791 

7518 

80 731 

2 404 

3 949 

21 543 

110 401 

3 177 

43 789 

99 344 

1986 

2 830 

8 197 

82 012 

2 419 

4 003 

21 873 

112 101 

3 242 

44 278 

101 958 

1987 

2 955 

8 661 

83 578 

2 407 

4 064 

22 718 

114 612 

3 313 

45 377 

105 209 

1988 

3 059 

9 205 

85 398 

2 400 

4 120 

23 030 

116 837 

3 388 

46 785 

107 884 

1989 

3 144 

9 614 

87 495 

2 396 

4 166 

23 123 

119 127 

3 477 

48 348 

109 403 

1990 

3 527 

11 295 

101 211 

2 383 

4 308 

22 634 

132 431 

3 482 

50 024 

108 249 

1991 

3 485 

11 065 

100 184 

2 357 

4 091 

22 288 

130 815 

3 439 

51 190 

108 601 

1992 

3 446 

10 750 

98 582 

2 325 

3 848 

21 951 

128 642 

3 385 

52 020 

110713 

1993 

3 377 

10 747 

98 193 

2 374 

3 810 

22 008 

128 424 

3 333 

52 363 

114 163 

1994 

3 345 

11 038 

98 996 

2 417 

3 866 

22 312 

129 660 

3 341 

52 633 

117 191 

1995 

3 381 

11 155 

99 563 

2 446 

3 834 

22 730 

130 641 

3 333 

53 225 

119 608 

1996 

3 437 

11 583 

100 541 

2 485 

3 784 

23 218 

132 095 

3 303 

53 911 

122 690 

1997 

3 534 

12 057 

102 497 

2 534 

3 842 

23 657 

134 695 

3 347 

53 674 

125 865 

1998 

3 619 

12 595 

104 877 

2 568 

3 926 

24 119 

137 703 

3 361 

53 301 

128 916 

1999 

3 707 

13 090 

107 431 

2 582 

4 028 

24 622 

140 894 

3 425 

53 552 

131 720 

2000 

3 767 

13 457 

111 360 

2 596 

4 111 

24 889 

142 956 

3 491 

53 687 

131 922 

2001 

3 795 

13 724 

112 050 

2 582 

4 128 

24 339 

143 099 

3 471 

53 309 

130 791 

2002 





Arbeitslosenquote** 










vH 










2,1 




2,0 

7,1 

1980 





2,6 




2,2 

7,6 

1981 


13,0 


7,8 

3,3 

10,1 



2,4 

9,7 

1982 

8,2 

14,1 


8,4 

3,7 

10,8 



2,7 

9,6 

1983 

8,9 

16,5 


7,9 

3,3 

10,9 



2,7 

7,5 

1984 

9,2 

17,7 


6,6 

2,9 

11,2 



2,6 

7,2 

1985 

8,8 

17,4 


5,0 

2,7 

11,2 



2,8 

7,0 

1986 

7,2 

16,7 


5,0 

2,2 

10,3 



2,8 

6,2 

1987 

5,8 

15,8 


5,7 

1,8 

8,5 



2,5 

5,5 

1988 

5,2 

13,9 


6,8 

1,5 

7,1 



2,3 

5,3 

1989 

4,8 

13,1 


7,2 

1,7 

6,9 



2,1 

5,6 

1990 

4,2 

13,2 

7,9 

7,9 

3,1 

8,6 

7,9 

1,9 

2,1 

6,8 

1991 

4,3 

14,9 

8,6 

8,6 

5,6 

9,7 

8,7 

3,0 

2,2 

7,5 

1992 

5,6 

18,6 

10,2 

9,6 

9,1 

9,9 

10,1 

3,9 

2,5 

6,9 

1993 

6,9 

19,8 

10,8 

7,7 

9,4 

9,2 

10,5 

3,9 

2,9 

6,1 

1994 

7,3 

18,8 

10,6 

6,8 

8,8 

8,5 

10,1 

3,5 

3,1 

5,6 

1995 

7,3 

18,1 

10,8 

6,3 

9,6 

8,0 

10,2 

3,9 

3,4 

5,4 

1996 

6,8 

17,0 

10,8 

5,3 

9,9 

6,9 

10,0 

4,2 

3,4 

4,9 

1997 

5,2 

15,2 

10,2 

4,9 

8,2 

6,2 

9,4 

3,6 

4,1 

4,5 

1998 

4,5 

12,8 

9,4 

4,8 

6,7 

5,9 

8,7 

3,0 

4,7 

4,2 

1999 

4,1 

11,3 

8,5 

4,4 

5,6 

5,4 

7,8 

2,7 

4,7 

4,0 

2000 

4,1 

10,6 

8,0 

4,3 

4,9 

5,0 

7,4 

2,6 

5,0 

4,7 

2001 

5,0 

11,3 

8,4 

4,5 

4,9 

5,1 

7,7 

3,1 

5,4 

5,8 

2002 


5) Ab 1991 für die EU-Länder nach ESVG 1995. - 6) Von der EU harmonisierte Arbeitslosenquoten gemäß den Richtlinien der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO-Konzept). Einzelheiten zur Methodik siehe OECD, Quarterly Labour Force Statistics, Technical Notes. Arbeitslose 
in vH der Erwerbspersonen. 


Quellen: EU, OECD, nationale Veröffentlichungen 
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Tabelle 3* 


Bruttoinlandsprodukt in der 

Mrd 


Jahr 

Belgien 

Deutsch- 

land^^ 

Finnland 

Frankreich 

Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Österreich 


Euro^* 






In jeweiligen Preisen 





1980 

88,29 

766,60 

32,80 

439,38 

6,11 


198,52 


160,72 

74,72 

1981 

92,57 

800,20 

37,14 

493,79 

7,31 


238,17 


168,53 

79,62 

1982 

100,17 

831,80 

41,67 

565,10 

9,19 


280,84 


175,35 

85,45 

1983 

106,12 

872,20 

46,51 

625,18 

10,97 


327,13 


182,18 

90,91 

1984 

114,65 

915,00 

52,06 

680,04 

13,64 


374,78 


190,49 

95,50 

1985 

121,94 

955,30 

56,66 

727,37 

16,65 


420,32 

5,84 

199,07 

100,77 

1986 

127,63 

1 010,20 

60,50 

782,89 

19,89 


465,04 

6,42 

205,50 

105,86 

1987 

132,77 

1 043,30 

65,69 

825,72 

22,41 


508,53 

6,68 

207,84 

109,91 

1988 

142,06 

1 098,50 

74,58 

889,85 

27,27 


564,41 

7,44 

216,04 

115,12 

1989 

154,04 

1 168,30 

83,10 

955,90 

32,40 


618,10 

8,50 

228,96 

123,48 

1990 

163,34 

1 274,90 

88,08 

1 009,35 

39,11 

36,31 

682,15 

9,18 

243,56 

133,60 

1991 

171,12 

1 502,20 

84,04 

1 049,48 

48,30 

37,68 

744,03 

10,15 

256,55 

143,23 

1992 

179,69 

1 613,20 

82,01 

1 086,36 

55,84 

40,03 

783,77 

10,73 

266,47 

151,83 

1993 

185,07 

1 654,20 

83,08 

1 101,68 

62,87 

43,24 

807,36 

11,84 

273,24 

156,94 

1994 

195,04 

1 735,50 

87,89 

1 143,32 

71,30 

46,50 

853,91 

12,73 

287,52 

165,41 

1995 

202,17 

1 801,30 

95,26 

1 181,85 

79,93 

52,64 

923,05 

13,21 

302,23 

172,29 

1996 

206,99 

1 833,70 

98,63 

1 212,18 

87,85 

58,08 

982,44 

13,93 

315,06 

178,05 

1997 

217,17 

1 871,60 

107,03 

1 251,16 

97,24 

67,12 

1 026,29 

15,49 

333,73 

182,49 

1998 

225,24 

1 929,40 

116,31 

1 305,85 

105,77 

77,54 

1 073,02 

17,01 

354,19 

190,63 

1999 

235,71 

1 978,60 

119,99 

1 355,10 

112,69 

89,61 

1 107,99 

18,74 

374,07 

197,06 

2000 

247,79 

2 030,00 

130,15 

1 420,14 

121,67 

102,84 

1 166,55 

21,26 

402,29 

206,67 

2001 

253,80 

2 073,70 

135,23 

1 475,58 

131,03 

114,74 

1 220,15 

21,99 

429,13 

212,51 

2002 

260,01 

2 110,40 

139,72 

1 520,80 

141,35 

129,34 

1 258,35 

22,40 

444,65 

218,33 






In Preisen von 1995 





1980 

153,12 

1 178,70 

73,81 

878,14 

70,16 


692,77 


218,48 

123,02 

1981 

152,69 

1 180,00 

75,36 

888,84 

69,07 


698,18 


217,36 

122,96 

1982 

153,60 

1 170,70 

77,76 

912,24 

68,29 


702,59 


214,57 

125,54 

1983 

154,08 

1 188,90 

79,94 

925,86 

67,55 


711,27 


218,34 

129,17 

1984 

157,88 

1 222,50 

82,52 

941,11 

68,91 


730,89 


225,15 

129,65 

1985 

160,49 

1 249,30 

85,34 

954,75 

70,64 


752,64 

7,59 

231,13 

132,80 

1986 

163,42 

1 279,50 

87,31 

977,73 

71,00 


771,65 

8,35 

238,35 

135,63 

1987 

167,19 

1 298,30 

91,06 

1 002,51 

69,40 


794,68 

8,68 

242,76 

137,85 

1988 

175,08 

1 346,80 

95,38 

1 048,77 

72,38 


826,06 

9,41 

250,00 

142,59 

1989 

181,16 

1 399,50 

99,97 

1 092,55 

75,13 


849,78 

10,34 

261,96 

148,65 

1990 

186,84 

1 479,60 

99,63 

1 121,04 

75,13 

41,88 

866,56 

10,89 

272,61 

155,67 

1991 

190,26 

1 710,80 

93,27 

1 132,21 

77,46 

42,69 

878,60 

11,83 

279,16 

160,84 

1992 

193,18 

1 749,10 

89,72 

1 149,10 

78,00 

44,12 

885,28 

12,04 

283,32 

164,54 

1993 

191,32 

1 730,10 

88,60 

1 138,91 

76,75 

45,31 

877,46 

12,55 

285,17 

165,23 

1994 

197,49 

1 770,70 

92,09 

1 162,44 

78,28 

47,91 

896,83 

13,03 

293,34 

169,54 

1995 

202,17 

1 801,30 

95,26 

1 181,85 

79,93 

52,64 

923,05 

13,21 

302,23 

172,29 

1996 

204,56 

1 815,10 

98,97 

1 194,88 

81,81 

56,89 

933,14 

13,66 

311,42 

175,74 

1997 

211,62 

1 840,40 

105,16 

1 217,64 

84,79 

63,20 

952,05 

14,79 

323,37 

178,54 

1998 

215,89 

1 876,40 

110,42 

1 259,06 

87,64 

68,66 

969,13 

15,81 

337,44 

185,54 

1999 

222,81 

1 914,80 

114,14 

1 299,51 

90,64 

76,41 

985,25 

17,05 

350,92 

190,47 

2000 

231,37 

1 969,50 

119,98 

1 348,80 

94,67 

84,11 

1 016,19 

18,61 

363,09 

196,99 

2001 

232,84 

1 986,20 

121,42 

1 377,07 

98,50 

89,32 

1 034,55 

18,83 

367,50 

198,46 

2002 

234,47 

1 989,70 

124,09 

1 393,69 

102,21 

95,50 

1 038,39 

19,08 

368,39 

201,17 


1) Weitere Einzelheiten zu den Länderdaten siehe „Allgemeine Bemerkungen und Hinweise“ zum statistischen Anhang. - 2) Für Japan 
1 000 Mrd Yen. - 3) Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 
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Tabelle 3* 


Europäischen Union und in ausgewählten Ländern" 


Landeswährung^* 


Portugal 

Spanien 

Euro- 

Raum'** 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes 

Königreich 

Europäische 

Union 

(EU-15) 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 

Jahr 

Euro" 

ECU/Euro" 

DKK 

SEK 

GBP 

ECU/Euro" 

CHE 

JPY 

USD 







In jeweiligen Preisen 







95,34 



385,81 

545,27 

230,70 


180,09 

243,80 

2 795,6 

1980 


106,97 



422,40 

596,01 

253,00 


193,49 

261,51 

3 131,3 

1981 


123,01 



482,21 

652,01 

277,09 


203,63 

274,71 

3 259,2 

1982 


140,07 



531,73 

731,56 

302,77 


210,11 

286,50 

3 534,9 

1983 


158,05 



583,55 

820,56 

324,41 


224,06 

305,77 

3 932,7 

1984 


175,63 



634,02 

893,25 

354,95 


237,21 

326,82 

4 213,0 

1985 


201,06 



685,57 

977,76 

381,32 


248,49 

341,88 

4 452,9 

1986 


224,83 



720,94 

1 059,13 

419,63 


257,18 

356,53 

4 742,5 

1987 

36,73 

250,31 



748,27 

1 155,65 

468,39 


272,73 

382,45 

5 108,3 

1988 

43,21 

280,49 



788,60 

1 282,05 

514,17 


293,32 

410,47 

5 489,1 

1989 

50,82 

312,42 



825,31 

1 410,61 

557,30 


317,30 

442,07 

5 803,2 

1990 

58,39 

342,60 

4 

561,68 

857,65 

1 496,84 

586,15 

5 779,49 

333,66 

469,94 

5 986,2 

1991 

65,78 

368,99 

4 

807,35 

887,87 

1 485,13 

610,85 

6 023,33 

342,36 

482,38 

6 318,9 

1992 

69,19 

381,75 

4 

856,73 

900,15 

1 545,49 

642,33 

6 047,99 

349,80 

486,41 

6 642,3 

1993 

74,94 

406,01 

5 

071,40 

965,72 

1 647,58 

681,33 

6 341,69 

357,46 

491,87 

7 054,3 

1994 

80,83 

437,79 

5 

309,46 

1 009,76 

1 772,02 

719,18 

6 594,77 

363,33 

498,87 

7 400,5 

1995 

86,23 

464,25 

5 

534,55 

1 060,89 

1 817,15 

763,29 

6 928,03 

365,83 

511,95 

7 813,2 

1996 

93,01 

494,14 

5 

648,89 

1 116,32 

1 890,19 

810,94 

7 295,02 

371,37 

523,05 

8 318,4 

1997 

100,96 

527,98 

5 

883,52 

1 155,41 

1 973,85 

859,44 

7 638,49 

379,99 

516,58 

8 781,5 

1998 

108,03 

565,42 

6 

150,33 

1 207,75 

2 078,55 

903,87 

8 038,73 

388,52 

509,12 

9 274,3 

1999 

115,55 

609,73 

6 

452,97 

1 280,78 

2 196,76 

951,27 

8 568,85 

405,77 

513,38 

9 824,6 

2000 

123,05 

653,29 

6 

844,19 

1 325,27 

2 266,62 

994,04 

8 865,39 

413,87 

507,46 

10 082,2 

2001 

129,28 

696,21 

7 

o 

o 

00 

1 365,21 

2 339,95 

1 043,95 

9 170,13 

417,30 

499,99 

10 446,2 

2002 






In Preisen von 1995 







304,22 



783,77 

1 341,73 

510,41 


297,70 

310,08 

4 807,8 

1980 


303,82 



767,69 

1 339,48 

503,06 


302,40 

318,66 

4 925,6 

1981 


307,60 



788,77 

1 355,17 

512,68 


298,05 

328,79 

4 825,9 

1982 


313,05 



802,49 

1 380,65 

530,83 


299,56 

336,49 

5 034,8 

1983 


318,64 



830,66 

1 440,01 

544,47 


308,63 

349,43 

5 400,6 

1984 


326,03 



860,16 

1 471,37 

563,87 


319,18 

365,38 

5 608,5 

1985 


336,64 



894,66 

1 511,78 

586,16 


324,37 

376,06 

5 800,1 

1986 


355,32 



894,93 

1 562,32 

612,85 


326,76 

392,55 

5 997,2 

1987 

67,13 

373,42 



905,80 

1 602,74 

643,25 


336,92 

418,25 

6 247,4 

1988 

71,46 

391,44 



907,16 

1 645,78 

657,23 


351,55 

440,20 

6 466,6 

1989 

74,28 

406,25 



915,92 

1 663,81 

662,22 


364,71 

463,06 

6 580,5 

1990 

77,52 

416,58 

5 

037,90 

926,13 

1 645,41 

653,17 

6215,81 

361,79 

478,15 

6 549,6 

1991 

78,37 

420,46 

5 

114,93 

931,79 

1 616,70 

654,45 

6 292,69 

361,33 

482,92 

6 749,3 

1992 

76,77 

416,12 

5 

072,90 

931,77 

1 634,89 

669,69 

6 269,60 

359,59 

484,36 

6 928,4 

1993 

77,51 

426,04 

5 

193,60 

982,70 

1 703,17 

699,31 

6 442,03 

361,51 

489,28 

7 208,1 

1994 

80,83 

437,79 

5 

309,46 

1 009,76 

1 772,02 

719,18 

6 594,77 

363,33 

498,87 

7 400,5 

1995 

83,69 

448,46 

5 

384,13 

1 035,19 

1 795,11 

738,52 

6 700,84 

364,49 

515,79 

7 664,8 

1996 

87,01 

466,51 

5 

509,01 

1 065,93 

1 838,78 

762,82 

6 867,27 

370,76 

525,24 

8 004,5 

1997 

90,99 

486,79 

5 

666,88 

1 092,24 

1 905,75 

786,62 

7 067,83 

379,49 

519,32 

8 347,3 

1998 

94,45 

507,35 

5 

826,00 

1 121,02 

1 992,93 

808,63 

7 270,15 

385,30 

519,83 

8 690,7 

1999 

97,93 

528,71 

6 

029,83 

1 153,48 

2 079,78 

839,18 

7 529,11 

397,74 

534,41 

9 016,8 

2000 

99,54 

543,75 

6 

234,61 

1 169,94 

2 103,22 

857,09 

7 653,78 

401,12 

536,61 

9 039,5 

2001 

99,97 

554,85 

6 

288,88 

1 194,09 

2 143,01 

871,88 

7 733,47 

402,04 

537,39 

9 260,6 

2002 


4) Ab 2001 einschließlich Griechenland (EU-12). - 5) Umgerechnet mit dem unwiderruflich festgelegten Euro-Umrechnungskurs. - 6) Bis 1998 


in ECU, ab 1999 in Euro. 


Quellen: EU, OECD 
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Tabelle 4* 


Private Konsumausgaben'’ in der 

Mrd 


Jahr 

Belgien 

Deutsch- 

land“*^ 

Finnland 

Frankreich 

Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Österreich 


Euro^* 






In jeweiligen Preisen 





1980 

49,36 

434,70 

17,23 

241,43 

3,95 


115,63 


84,89 

40,68 

1981 

53,23 

459,35 

19,47 

278,50 

4,83 


139,06 


87,03 

44,05 

1982 

58,43 

476,85 

22,28 

320,53 

6,04 


164,50 


90,59 

47,69 

1983 

62,46 

498,85 

24,79 

353,77 

7,36 


189,55 


94,15 

52,05 

1984 

66,20 

521,47 

27,33 

384,03 

8,81 


217,96 


97,81 

54,12 

1985 

71,36 

541,05 

29,90 

414,12 

10,60 


245,00 

3,46 

102,05 

57,00 

1986 

73,57 

559,24 

31,98 

440,69 

12,78 


271,26 

3,59 

104,64 

59,10 

1987 

76,09 

582,76 

34,65 

469,14 

15,39 


296,23 

3,78 

107,18 

61,38 

1988 

79,53 

605,82 

38,26 

495,88 

18,81 


326,38 

4,10 

108,96 

64,24 

1989 

85,31 

642,40 

42,15 

529,13 

22,66 


361,26 

4,44 

113,94 

68,72 

1990 

90,42 

686,49 

44,17 

558,64 

27,86 

21,46 

392,42 

4,77 

120,77 

74,19 

1991 

95,78 

852,51 

44,94 

582,17 

34,28 

22,43 

431,99 

5,28 

128,10 

78,68 

1992 

99,39 

914,30 

44,68 

602,58 

40,57 

23,77 

464,40 

5,38 

132,85 

84,16 

1993 

101,47 

950,66 

44,96 

614,63 

45,97 

24,98 

471,91 

5,71 

136,07 

87,89 

1994 

106,25 

985,75 

46,50 

635,28 

52,04 

26,78 

502,90 

6,09 

142,01 

92,47 

1995 

109,65 

1 024,79 

48,75 

656,06 

58,41 

28,51 

542,14 

6,33 

148,24 

96,75 

1996 

113,23 

1 052,26 

51,39 

676,94 

64,71 

31,17 

572,94 

6,70 

157,06 

101,78 

1997 

117,59 

1 079,77 

54,17 

687,58 

70,15 

34,34 

604,73 

7,06 

165,00 

105,04 

1998 

122,41 

1 111,18 

57,61 

716,07 

75,86 

38,24 

637,34 

7,60 

175,98 

108,48 

1999 

126,75 

1 155,97 

60,35 

742,32 

79,55 

43,22 

667,94 

7,91 

187,59 

112,04 

2000 

134,16 

1 196,22 

64,45 

773,24 

83,85 

48,82 

706,18 

8,49 

200,64 

117,42 

2001 

138,57 

1 232,66 

67,98 

807,49 

89,19 

53,58 

732,68 

9,16 

213,12 

121,60 

2002 

143,94 

1 236,49 

71,06 

833,69 

94,99 

58,27 

757,80 

9,59 

221,69 

123,93 






In Preisen von 1995 





1980 

82,73 

643,81 

37,04 

509,84 

43,05 


397,77 


120,88 

67,04 

1981 

83,08 

640,91 

37,51 

517,51 

42,76 


405,34 


115,78 

67,93 

1982 

85,11 

633,70 

39,25 

532,09 

44,21 


409,98 


114,41 

69,69 

1983 

84,98 

642,41 

40,51 

534,87 

45,14 


411,13 


115,57 

73,13 

1984 

85,29 

655,06 

41,76 

537,76 

45,31 


423,65 


116,79 

72,36 

1985 

87,60 

667,72 

43,24 

546,31 

45,54 


436,57 

4,50 

120,17 

73,66 

1986 

89,98 

693,90 

44,71 

565,76 

44,86 


454,20 

4,64 

123,71 

75,09 

1987 

91,54 

719,46 

46,90 

582,48 

46,06 


471,35 

4,86 

127,27 

77,03 

1988 

94,58 

738,33 

49,43 

598,34 

48,92 


490,40 

5,15 

128,25 

79,40 

1989 

97,71 

761,61 

52,08 

616,23 

51,93 


508,77 

5,39 

132,15 

82,82 

1990 

100,81 

793,04 

51,49 

632,68 

53,28 

24,46 

519,58 

5,60 

137,15 

86,54 

1991 

103,86 

966,12 

49,53 

637,08 

54,75 

24,90 

534,66 

5,99 

140,82 

88,72 

1992 

105,84 

992,47 

47,53 

643,12 

56,03 

25,62 

544,96 

5,85 

141,52 

91,36 

1993 

105,36 

993,60 

45,73 

640,38 

55,61 

26,37 

525,00 

5,97 

141,98 

92,13 

1994 

107,89 

1 004,12 

46,85 

648,01 

56,74 

27,52 

533,12 

6,21 

144,02 

94,30 

1995 

109,65 

1 024,79 

48,75 

656,06 

58,41 

28,51 

542,14 

6,33 

148,24 

96,75 

1996 

110,89 

1 035,05 

50,56 

664,49 

59,80 

30,37 

548,89 

6,60 

154,17 

99,84 

1997 

113,08 

1 041,21 

52,30 

665,60 

61,41 

32,52 

566,67 

6,86 

158,79 

101,50 

1998 

116,62 

1 059,79 

54,54 

688,39 

63,56 

34,85 

584,84 

7,31 

166,46 

104,28 

1999 

119,27 

1 099,10 

56,46 

710,56 

65,13 

38,17 

600,04 

7,50 

174,35 

106,83 

2000 

123,37 

1 120,62 

58,19 

729,12 

66,45 

41,34 

616,50 

7,84 

180,49 

110,38 

2001 

124,34 

1 136,85 

59,34 

749,17 

68,40 

43,51 

622,93 

8,19 

183,07 

111,91 

2002 

125,76 

1 125,29 

60,20 

758,18 

70,30 

44,40 

625,71 

8,38 

184,63 

112,80 


1) Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck. - 2) Weitere Einzelheiten zu den Länderdaten siehe „Allgemeine Bemer- 


kungen und Hinweise“ zum statistischen Anhang. - 3) Für Japan 1 000 Mrd Yen. - 4) Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 
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Tabelle 4* 


Europäischen Union und in ausgewählten Ländern^’ 


Landeswährung^* 


Portugal 

Spanien 

Euro- 

Raum"* 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes 

Königreich 

Europäische 

Union 

(EU-15) 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 

Jahr 

Euro"* 

ECU/Euro"’ 

DKK 

SEK 

GBP 

ECU/Euro"* 

CHE 

JPY 

USD 





In jeweiligen Preisen 







61,23 


207,18 

269,83 

135,83 


111,20 

134,23 

1 762,9 

1980 


69,18 


228,28 

300,88 

150,80 


118,62 

141,90 

1 944,2 

1981 


79,16 


255,40 

334,41 

165,11 


125,86 

151,96 

2 079,3 

1982 


89,23 


277,08 

363,97 

181,29 


131,32 

159,96 

2 286,4 

1983 


98,50 


302,73 

398,32 

194,53 


137,03 

168,29 

2 498,4 

1984 


108,95 


329,21 

439,45 

212,52 


143,82 

177,77 

2 712,6 

1985 


123,19 


358,38 

483,74 

235,59 


149,09 

184,81 

2 895,2 

1986 


137,74 


367,11 

535,88 

258,92 


154,58 

193,30 

3 105,3 

1987 

23,04 

151,43 


375,83 

582,07 

292,73 


160,26 

204,29 

3 356,6 

1988 

26,75 

170,41 


393,26 

629,29 

321,42 


168,76 

218,38 

3 596,7 

1989 

31,77 

188,05 


404,92 

688,04 

349,05 


179,59 

234,28 

3 831,5 

1990 

37,02 

205,93 

2 584,64 

423,03 

768,19 

370,71 

3 321,53 

193,43 

247,57 

3 971,2 

1991 

42,34 

224,22 

2 738,09 

439,26 

774,18 

390,56 

3 482,55 

201,85 

258,03 

4 209,7 

1992 

45,75 

231,62 

2 769,32 

450,16 

796,01 

415,95 

3 507,46 

206,78 

264,16 

4 454,7 

1993 

48,81 

245,50 

2 874,53 

493,82 

832,96 

437,68 

3 656,56 

211,18 

272,64 

4 716,4 

1994 

51,19 

261,77 

2 997,85 

509,55 

865,24 

459,85 

3 780,63 

216,05 

276,84 

4 969,0 

1995 

54,67 

276,85 

3 142,98 

533,21 

890,59 

492,65 

3 997,57 

219,78 

283,38 

5 237,5 

1996 

58,13 

293,12 

3 200,75 

560,85 

931,69 

523,32 

4 216,57 

224,25 

288,81 

5 529,3 

1997 

62,78 

312,60 

3 330,76 

581,27 

967,19 

557,99 

4 419,81 

228,95 

288,10 

5 856,0 

1998 

67,39 

334,99 

3 506,48 

599,50 

1 015,74 

592,51 

4 685,08 

234,72 

286,58 

6 246,5 

1999 

71,58 

359,29 

3 680,48 

608,67 

1 078,03 

626,54 

5 002,65 

241,95 

285,81 

6 683,7 

2000 

74,97 

381,58 

3 922,58 

626,52 

1 102,63 

660,38 

5 187,71 

248,93 

286,24 

6 987,0 

2001 

78,13 

405,30 

4 034,87 

653,89 

1 139,17 

692,89 

5 349,09 

252,67 

285,94 

7 303,7 

2002 





In Preisen von 1995 







193,97 


417,42 

737,07 

305,96 


181,67 

174,12 

3 125,9 

1980 


192,03 


410,03 

732,89 

306,33 


183,56 

175,54 

3 168,0 

1981 


192,11 


417,78 

738,98 

309,10 


184,16 

182,92 

3 206,7 

1982 


192,86 


421,97 

722,96 

321,83 


186,27 

188,18 

3 381,8 

1983 


192,48 


430,96 

735,52 

329,03 


188,71 

192,82 

3 564,1 

1984 


196,87 


448,33 

759,23 

341,70 


191,70 

200,05 

3 740,7 

1985 


203,57 


474,98 

798,71 

363,37 


196,11 

206,52 

3 897,6 

1986 


215,69 


464,35 

840,81 

383,20 


200,34 

215,09 

4 027,0 

1987 

41,65 

226,24 


454,53 

862,40 

412,48 


203,75 

225,95 

4 189,6 

1988 

42,88 

238,51 


454,04 

872,59 

426,55 


208,43 

236,54 

4 301,4 

1989 

45,64 

246,89 


454,31 

869,30 

430,83 


210,88 

247,29 

4 380,5 

1990 

47,57 

254,01 

2 873,85 

461,62 

878,14 

424,29 

3 604,47 

214,34 

254,38 

4 372,8 

1991 

49,82 

259,54 

2 928,75 

470,39 

866,47 

426,26 

3 663,11 

214,64 

261,02 

4 498,0 

1992 

50,37 

254,60 

2 904,33 

472,69 

840,46 

438,80 

3 650,88 

212,68 

264,61 

4 649,2 

1993 

50,89 

257,36 

2 943,28 

503,35 

856,20 

452,37 

3 713,34 

214,81 

271,71 

4 824,6 

1994 

51,19 

261,77 

2 997,85 

509,55 

865,24 

459,85 

3 780,63 

216,05 

276,84 

4 969,0 

1995 

52,74 

267,41 

3 045,22 

522,16 

879,40 

476,53 

3 852,93 

217,48 

283,44 

5 127,5 

1996 

54,49 

275,87 

3 092,40 

537,20 

902,91 

493,88 

3 927,43 

220,62 

286,13 

5 310,0 

1997 

57,24 

287,88 

3 186,00 

549,34 

929,73 

513,32 

4 051,43 

225,71 

285,82 

5 564,3 

1998 

60,16 

301,32 

3 298,96 

553,05 

965,37 

535,95 

4 197,80 

230,63 

286,37 

5 839,2 

1999 

61,75 

313,31 

3 388,58 

542,34 

1 012,42 

560,40 

4 321,97 

235,35 

289,22 

6 093,2 

2000 

62,49 

322,21 

3 527,25 

544,30 

1 014,36 

577,79 

4 407,37 

240,35 

294,07 

6 243,3 

2001 

62,85 

330,74 

3 543,99 

554,85 

1 027,51 

598,37 

4 451,80 

242,04 

298,09 

6 437,9 

2002 


5) Ab 2001 einschließlich Griechenland (EU-12). - 6) Umgerechnet mit dem unwiderruflich festgelegten Euro-Umrechnungskurs. - 7) Bis 1998 


in ECU, ab 1999 in Euro. 


Quellen: EU, OECD 
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Tabelle 5* 


Konsumausgaben des Staates in der 

Mrd 


Jahr 

Belgien 

Deutsch- 

land^^ 

Finnland 

Frankreich 

Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Österreich 


Euro^* 






In jeweiligen Preisen 





1980 

20,29 

152,86 

6,05 

94,47 



33,50 


40,72 

13,80 

1981 

22,42 

164,10 

7,06 

110,71 



43,32 


42,98 

15,05 

1982 

23,91 

168,35 

8,02 

130,52 



51,32 


45,28 

16,53 

1983 

24,97 

173,47 

9,15 

145,92 



61,03 


46,46 

17,62 

1984 

26,89 

179,81 

10,25 

161,43 



69,14 


46,27 

18,55 

1985 

27,97 

187,28 

11,67 

172,52 



78,37 

1,09 

48,47 

19,76 

1986 

29,09 

195,71 

12,69 

183,05 



85,31 

1,17 

49,77 

21,07 

1987 

30,04 

203,68 

13,97 

190,61 



97,18 

1,29 

52,34 

21,84 

1988 

30,18 

211,95 

15,24 

202,15 



110,34 

1,37 

53,07 

22,59 

1989 

31,66 

216,20 

16,77 

213,09 

4,85 


119,55 

1,52 

54,50 

23,79 

1990 

33,18 

230,62 

19,06 

224,67 

5,88 

5,97 

137,86 

1,68 

57,13 

25,32 

1991 

35,87 

288,36 

20,89 

236,52 

6,85 

6,55 

150,89 

1,80 

60,79 

27,50 

1992 

37,84 

318,88 

20,86 

250,83 

7,66 

7,11 

157,18 

1,98 

64,82 

29,74 

1993 

39,59 

328,77 

20,13 

269,57 

8,98 

7,59 

160,99 

2,17 

67,45 

32,03 

1994 

41,35 

342,20 

20,60 

275,99 

9,81 

8,09 

163,35 

2,26 

69,58 

33,90 

1995 

43,23 

356,79 

21,75 

282,16 

12,25 

8,66 

164,82 

2,44 

72,62 

35,22 

1996 

44,85 

365,75 

22,92 

293,19 

12,76 

9,15 

177,57 

2,63 

72,86 

36,13 

1997 

46,00 

364,47 

23,83 

302,89 

14,71 

10,15 

186,43 

2,78 

76,42 

35,91 

1998 

47,48 

369,53 

25,07 

306,06 

16,16 

11,13 

192,22 

2,85 

80,44 

37,25 

1999 

49,96 

378,17 

25,93 

315,73 

17,37 

12,53 

199,55 

3,15 

85,53 

39,00 

2000 

52,42 

385,57 

26,87 

329,85 

19,12 

14,31 

213,30 

3,34 

91,29 

39,71 

2001 

55,09 

394,10 

28,39 

342,78 

20,02 

17,03 

229,66 

3,72 

100,27 

40,10 

2002 

55,63 

404,43 

30,31 

362,97 

21,98 

19,49 

235,94 

4,03 

109,07 

40,66 






In Preisen von 1995 





1980 

36,21 

229,74 

16,13 

192,16 



125,67 


49,85 

26,00 

1981 

37,35 

235,25 

16,88 

198,68 



129,88 


51,46 

26,45 

1982 

37,09 

233,94 

17,31 

208,05 



133,65 


52,73 

27,32 

1983 

37,33 

234,39 

17,68 

212,71 



138,44 


53,82 

27,83 

1984 

37,41 

239,27 

18,21 

218,61 



140,90 


53,91 

28,02 

1985 

38,50 

243,68 

19,01 

223,34 



145,18 

1,45 

56,60 

28,39 

1986 

39,00 

249,49 

19,59 

228,74 



148,94 

1,54 

59,00 

28,90 

1987 

40,04 

254,05 

20,44 

233,81 



156,14 

1,69 

61,85 

28,93 

1988 

39,77 

260,12 

20,85 

241,38 



162,37 

1,77 

62,95 

29,26 

1989 

40,24 

257,27 

21,33 

245,24 

11,89 


162,67 

1,91 

64,15 

29,77 

1990 

40,08 

265,16 

22,23 

251,49 

11,96 

7,56 

166,67 

2,04 

65,59 

30,45 

1991 

41,54 

326,43 

22,65 

258,27 

11,78 

7,77 

169,46 

2,12 

67,48 

31,43 

1992 

42,17 

342,80 

22,09 

268,10 

11,42 

8,00 

170,40 

2,19 

69,42 

32,54 

1993 

42,10 

343,17 

21,16 

280,51 

11,72 

8,00 

170,01 

2,30 

70,51 

33,75 

1994 

42,68 

351,44 

21,32 

282,48 

11,59 

8,33 

168,53 

2,33 

71,55 

34,77 

1995 

43,23 

356,79 

21,75 

282,16 

12,25 

8,66 

164,82 

2,44 

72,62 

35,22 

1996 

44,30 

363,27 

22,32 

288,55 

12,36 

8,96 

166,48 

2,57 

72,33 

35,63 

1997 

44,38 

364,51 

22,97 

294,69 

12,73 

9,48 

166,85 

2,65 

74,62 

35,11 

1998 

44,83 

371,33 

23,44 

294,33 

12,95 

10,04 

167,19 

2,69 

77,30 

36,08 

1999 

46,46 

374,34 

23,77 

300,30 

13,22 

10,85 

169,40 

2,88 

79,23 

37,18 

2000 

47,70 

378,02 

23,78 

308,73 

13,51 

11,76 

172,17 

3,02 

80,82 

37,15 

2001 

48,98 

381,95 

24,30 

317,84 

13,37 

13,10 

178,28 

3,23 

84,25 

36,63 

2002 

49,04 

388,35 

25,29 

330,96 

14,06 

14,50 

181,38 

3,37 

87,43 

36,66 


1) Weitere Einzelheiten zu den Länderdaten siehe „Allgemeine Bemerkungen und Hinweise“ zum statistischen Anhang. - 2) Für Japan 1 000 Mrd 


Yen. - 3) Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. - 4) Ab 2001 einschließlich Griechenland (EU-12). 
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Tabelle 5* 


Europäischen Union und in ausgewählten Ländern" 


Landeswährung^* 


Portugal 

Spanien 

Euro- 

Raum'** 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes 

Königreich 

Europäische 

Union 

(EU-15) 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten"* 

Jahr 

Euro"* 

ECU/Euro" 

DKK 

SEK 

GBP 

ECU/Euro" 

CHF 

JPY 

USD 





In jeweiligen Preisen 







13,30 


105,28 

162,93 

49,70 


23,52 

32,48 

569,7 

1980 


15,95 


119,82 

179,98 

56,19 


25,59 

35,36 

631,4 

1981 


18,57 


138,32 

195,96 

61,18 


27,72 

37,83 

684,4 

1982 


21,77 


148,57 

214,61 

66,40 


29,56 

40,23 

735,9 

1983 


24,18 


154,95 

232,55 

70,36 


30,83 

42,57 

800,8 

1984 


27,35 


164,24 

250,27 

74,25 


32,91 

44,76 

878,3 

1985 


30,91 


168,90 

269,68 

79,74 


34,58 

47,38 

942,3 

1986 


35,71 


185,99 

283,55 

85,51 


35,48 

49,46 

997,9 

1987 

5,36 

39,37 


196,63 

302,37 

92,14 


38,18 

51,84 

1 036,9 

1988 

6,63 

45,55 


204,57 

338,00 

99,83 


41,76 

54,98 

1 100,2 

1989 

8,22 

52,07 


210,93 

388,21 

110,25 


46,44 

58,87 

1 181,4 

1990 

10,49 

59,46 

928,56 

220,53 

411,18 

121,40 

1 194,98 

50,86 

62,60 

1 235,5 

1991 

11,84 

67,38 

996,79 

229,16 

419,67 

129,20 

1 267,56 

53,36 

66,16 

1 270,5 

1992 

12,88 

71,83 

1 029,45 

240,92 

455,00 

131,53 

1 291,09 

53,47 

69,18 

1 293,0 

1993 

14,00 

73,96 

1 057,33 

250,30 

467,87 

136,26 

1 328,79 

54,85 

71,39 

1 327,9 

1994 

15,03 

79,09 

1 093,80 

260,30 

483,12 

141,03 

1 365,03 

55,02 

74,73 

1 372,0 

1995 

16,33 

83,32 

1 142,56 

274,56 

506,33 

146,19 

1 433,20 

56,64 

77,56 

1 421,9 

1996 

17,70 

86,64 

1 150,47 

284,53 

515,50 

148,18 

1 478,32 

55,84 

79,16 

1 487,9 

1997 

19,12 

92,15 

1 176,26 

300,45 

542,91 

153,96 

1 521,48 

56,81 

80,79 

1 538,5 

1998 

21,25 

98,59 

1 229,37 

312,13 

571,39 

166,34 

1 606,91 

57,30 

82,89 

1 641,0 

1999 

23,70 

107,22 

1 287,58 

323,81 

589,62 

177,79 

1 711,90 

59,69 

86,00 

1 751,0 

2000 

25,57 

114,65 

1 371,38 

342,92 

617,54 

191,20 

1 791,57 

61,73 

88,10 

1 858,0 

2001 

27,45 

123,76 

1 435,72 

358,68 

655,62 

209,00 

1 887,91 

63,53 

89,40 

1 972,9 

2002 





In Preisen von 1995 







41,80 


215,45 

374,32 

122,71 


37,53 

44,53 

995,9 

1980 


43,50 


219,73 

383,27 

122,96 


38,47 

46,89 

1 004,8 

1981 


45,58 


225,74 

386,07 

123,75 


38,91 

49,15 

1 020,4 

1982 


47,06 


225,90 

388,26 

126,08 


40,38 

51,46 

1 054,6 

1983 


47,93 


225,53 

396,40 

127,69 


41,05 

53,25 

1 091,0 

1984 


50,01 


230,35 

403,23 

127,32 


42,46 

53,90 

1 161,4 

1985 


52,33 


232,33 

410,29 

129,28 


43,88 

56,39 

1 224,5 

1986 


57,13 


237,27 

415,33 

129,23 


44,64 

58,34 

1 260,9 

1987 

11,88 

59,21 


236,81 

419,74 

129,47 


46,64 

60,47 

1 275,5 

1988 

12,64 

64,14 


234,85 

432,24 

130,73 


49,14 

62,07 

1 310,6 

1989 

13,17 

68,17 


234,38 

442,90 

133,62 


51,81 

63,69 

1 353,4 

1990 

14,44 

72,28 

1 023,39 

235,80 

457,90 

137,65 

1 283,96 

53,64 

65,86 

1 369,1 

1991 

14,30 

74,81 

1 057,20 

237,71 

458,67 

138,66 

1 318,94 

54,04 

67,60 

1 375,5 

1992 

14,27 

76,80 

1 073,19 

247,56 

488,85 

137,67 

1 338,65 

53,96 

69,79 

1 364,6 

1993 

14,89 

77,21 

1 086,80 

254,87 

485,18 

139,11 

1 354,45 

55,06 

71,68 

1 365,9 

1994 

15,03 

79,09 

1 093,80 

260,30 

483,12 

141,03 

1 365,03 

55,02 

74,73 

1 372,0 

1995 

15,55 

80,09 

1 112,32 

269,09 

486,44 

142,04 

1 386,45 

56,14 

76,87 

1 387,1 

1996 

15,89 

82,39 

1 126,02 

271,34 

481,90 

141,64 

1 399,90 

56,14 

77,61 

1 419,8 

1997 

16,54 

85,41 

1 142,19 

279,78 

498,16 

143,53 

1 421,50 

56,86 

79,25 

1 447,0 

1998 

17,46 

88,95 

1 164,11 

285,30 

506,76 

148,08 

1 450,89 

57,57 

82,70 

1 502,9 

1999 

18,16 

93,45 

1 188,22 

288,30 

501,35 

150,93 

1 478,59 

58,77 

86,62 

1 543,8 

2000 

18,78 

96,85 

1 232,65 

294,21 

505,90 

153,54 

1 512,27 

60,15 

88,82 

1 600,3 

2001 

19,31 

101,09 

1 266,93 

300,24 

516,67 

157,20 

1 552,94 

61,28 

90,86 

1 670,9 

2002 


5) Die Konsumausgaben des Staates beinhalten die staatlichen Bruttoinvestitionen. - 6) Umgerechnet mit dem unwiderruflich festgelegten 
Euro-Umrechnungskurs. - 7) Bis 1998 in ECU, ab 1999 in Euro. 


Quellen: EU, OECD 
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Tabelle 6* 


Bruttoanlageinvestitionen in der 

Mrd 


Jahr 

Belgien 

Deutsch- 

land^^ 

Finnland 

Frankreich 

Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Österreich 


Euro^* 






In jeweiligen Preisen 





1980 

20,52 

177,97 

8,84 

104,65 



49,97 


36,04 

18,97 

1981 

18,69 

177,99 

9,93 

114,11 



60,05 


34,89 

20,10 

1982 

19,04 

174,93 

11,20 

127,01 



66,83 


34,80 

19,49 

1983 

18,61 

184,47 

12,60 

132,52 



73,88 


36,24 

20,13 

1984 

19,72 

189,69 

13,29 

138,59 



83,71 


38,64 

20,66 

1985 

21,49 

193,86 

14,56 

147,65 



91,60 

0,94 

41,73 

22,43 

1986 

22,31 

203,12 

15,26 

159,55 



97,34 

1,31 

44,37 

23,33 

1987 

23,76 

210,04 

16,99 

173,21 



106,24 

1,58 

45,58 

24,77 

1988 

28,04 

223,99 

20,25 

195,31 



120,12 

1,76 

48,70 

26,85 

1989 

32,95 

246,51 

24,74 

215,47 

7,30 


131,92 

1,97 

52,19 

28,94 

1990 

36,68 

277,50 

25,27 

227,75 

9,03 

6,79 

146,33 

2,15 

54,69 

31,60 

1991 

35,89 

356,87 

20,54 

230,38 

10,89 

6,45 

156,55 

2,57 

56,13 

34,73 

1992 

37,19 

387,85 

16,48 

227,44 

11,89 

6,75 

160,44 

2,30 

57,61 

35,99 

1993 

36,95 

380,99 

13,88 

213,52 

12,74 

6,70 

148,85 

2,81 

56,60 

36,47 

1994 

37,99 

401,45 

13,92 

218,10 

13,29 

7,69 

153,70 

2,85 

58,29 

38,92 

1995 

40,19 

404,24 

16,03 

222,10 

14,87 

9,21 

169,32 

2,85 

61,35 

40,13 

1996 

41,16 

399,10 

17,15 

223,97 

17,10 

11,11 

180,16 

2,98 

66,38 

41,51 

1997 

44,34 

401,14 

19,96 

224,59 

19,25 

13,97 

187,39 

3,45 

71,68 

42,97 

1998 

46,44 

412,65 

22,40 

240,63 

22,35 

17,34 

198,29 

3,85 

76,23 

44,97 

1999 

49,31 

426,39 

23,49 

260,41 

25,53 

21,41 

210,62 

4,46 

84,19 

46,31 

2000 

52,63 

439,99 

25,75 

284,92 

28,72 

24,91 

230,93 

4,43 

88,96 

49,66 

2001 

53,09 

420,65 

27,83 

295,59 

31,29 

26,96 

241,29 

5,03 

93,00 

49,28 

2002 

51,56 

391,96 

26,44 

294,74 

33,78 

28,63 

247,76 

5,05 

92,16 

48,29 






In Preisen von 1995 





1980 

32,80 

271,84 

18,52 

174,06 



149,07 


47,66 

29,29 

1981 

27,70 

258,63 

18,81 

173,10 



147,26 


43,35 

29,17 

1982 

26,60 

245,70 

19,78 

173,16 



142,10 


41,78 

26,85 

1983 

25,18 

252,93 

20,37 

169,27 



140,50 


42,95 

27,03 

1984 

25,77 

252,57 

19,97 

167,89 



145,32 


45,24 

26,92 

1985 

26,92 

252,11 

20,51 

173,08 



145,90 

1,23 

48,29 

28,59 

1986 

27,75 

259,48 

20,67 

183,41 



149,28 

1,68 

51,41 

28,97 

1987 

29,12 

264,21 

21,61 

194,47 



155,54 

1,98 

51,98 

30,06 

1988 

33,79 

276,42 

24,13 

212,93 



166,01 

2,21 

54,72 

32,28 

1989 

37,76 

295,06 

27,16 

228,46 

14,26 


173,00 

2,36 

57,56 

33,59 

1990 

41,00 

317,92 

25,91 

236,08 

14,98 

8,09 

179,97 

2,44 

59,03 

35,66 

1991 

39,30 

391,93 

21,10 

232,58 

15,69 

7,52 

181,77 

2,83 

59,23 

38,01 

1992 

39,72 

409,46 

17,65 

228,97 

15,19 

7,52 

179,19 

2,40 

59,63 

38,23 

1993 

38,72 

391,24 

14,97 

214,41 

14,66 

7,14 

159,66 

2,89 

57,69 

37,89 

1994 

38,87 

406,88 

14,42 

217,67 

14,26 

7,99 

159,77 

2,90 

58,91 

39,63 

1995 

40,19 

404,24 

16,03 

222,10 

14,87 

9,21 

169,32 

2,85 

61,35 

40,13 

1996 

40,55 

400,85 

17,11 

222,06 

16,11 

10,75 

175,45 

2,96 

65,22 

41,01 

1997 

43,43 

403,09 

19,47 

221,94 

17,22 

12,79 

179,11 

3,34 

69,54 

41,82 

1998 

44,84 

415,21 

21,11 

237,41 

19,04 

14,69 

186,23 

3,73 

72,48 

43,46 

1999 

46,81 

432,44 

21,63 

257,02 

21,14 

16,75 

195,62 

4,27 

78,12 

44,39 

2000 

48,88 

444,12 

22,51 

276,85 

22,82 

17,94 

209,61 

4,12 

79,20 

47,17 

2001 

49,02 

425,29 

23,48 

283,20 

24,31 

17,97 

215,15 

4,54 

79,11 

46,09 

2002 

47,81 

396,94 

22,54 

278,78 

25,70 

18,25 

216,26 

4,48 

75,55 

44,80 


1) Weitere Einzelheiten zu den Länderdaten siehe „Allgemeine Bemerkungen und Hinweise“ zum statistischen Anhang. - 2) Für Japan 1000 Mrd 
Yen. - 3) Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. - 4) Ab 2001 einschließlich Griechenland (EU-12). 
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Tabelle 6* 


Europäischen Union und in ausgewählten Ländern'* 


Landeswährung"* 


Portugal 

Spanien 

Euro- 

Raum“*^ 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes 

Königreich 

Europäische 

Union 

(EU- 15) 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten^^ 

Jahr 

Euro"* 

ECU/Euro"* 

DKK 

SEK 

GBP 

ECU/Euro"’ 

CHF 

JPY 

USD 





In jeweiligen Preisen 







21,79 


77,47 

113,56 

43,24 


44,41 

77,57 

484,2 

1980 


24,32 


70,82 

116,89 

43,33 


48,38 

80,81 

541,0 

1981 


27,69 


84,22 

127,28 

47,39 


48,73 

81,79 

531,0 

1982 


30,66 


94,93 

144,09 

51,49 


51,38 

81,16 

570,0 

1983 


31,71 


110,46 

163,14 

58,59 


54,49 

85,77 

670,1 

1984 


36,18 


131,42 

184,37 

64,40 


57,95 

91,01 

714,5 

1985 


42,53 


154,41 

194,23 

68,55 


61,97 

94,76 

740,7 

1986 


50,34 


158,42 

219,29 

79,00 


65,15 

102,47 

754,3 

1987 

10,06 

60,62 


153,18 

250,19 

96,24 


72,97 

115,30 

802,7 

1988 

11,50 

71,82 


161,68 

302,60 

111,32 


80,45 

127,81 

845,2 

1989 

13,33 

80,78 


164,30 

324,75 

114,30 


85,85 

142,20 

847,2 

1990 

14,56 

86,06 

1 036,98 

163,75 

308,98 

105,18 

1 265,52 

84,97 

149,03 

800,4 

1991 

15,60 

85,32 

1 065,84 

158,98 

267,28 

100,58 

1 274,44 

78,63 

146,78 

851,6 

1992 

15,39 

81,15 

1 012,12 

154,31 

241,85 

101,03 

1 204,64 

75,42 

142,01 

934,0 

1993 

16,68 

85,70 

1 049,04 

166,99 

255,00 

108,31 

1 254,33 

78,72 

138,66 

1 034,6 

1994 

18,46 

96,25 

1 093,18 

187,86 

282,85 

117,45 

1 307,56 

77,64 

138,12 

1 110,7 

1995 

20,12 

100,39 

1 122,35 

196,82 

293,47 

126,29 

1 357,82 

73,88 

144,98 

1 212,7 

1996 

23,77 

108,08 

1 139,33 

218,81 

296,63 

133,78 

1 417,29 

72,89 

146,13 

1 327,7 

1997 

27,12 

120,72 

1 203,53 

238,29 

324,50 

150,54 

1 517,27 

76,02 

138,21 

1 465,6 

1998 

29,46 

136,34 

1 292,39 

238,79 

358,33 

154,65 

1 626,65 

78,06 

133,46 

1 577,2 

1999 

32,42 

154,54 

1 389,14 

263,99 

389,32 

161,21 

1 764,23 

84,07 

134,62 

1 691,8 

2000 

33,47 

165,98 

1 443,46 

266,53 

403,92 

166,69 

1 790,92 

82,68 

130,04 

1 646,3 

2001 

32,27 

175,36 

1 427,98 

266,97 

399,74 

169,97 

1 777,84 

78,74 

120,30 

1 589,3 

2002 





In Preisen von 1995 







59,06 


142,55 

228,30 

78,40 


57,22 

85,72 


1980 


58,09 


114,63 

215,03 

71,45 


58,26 

87,70 


1981 


58,67 


122,60 

216,28 

75,67 


55,96 

87,60 


1982 


57,95 


124,76 

221,93 

79,49 


58,15 

86,87 


1983 


55,18 


138,31 

238,47 

86,76 


60,88 

90,52 


1984 


58,88 


158,14 

255,27 

90,34 


62,60 

95,18 


1985 


65,03 


184,11 

257,96 

92,09 


66,00 

99,92 


1986 


72,97 


182,62 

278,56 

100,62 


68,63 

108,94 

857,2 

1987 

14,82 

82,86 


176,74 

296,29 

115,56 


74,17 

122,17 

888,3 

1988 

15,36 

92,81 


175,60 

332,10 

122,48 


78,11 

132,72 

912,4 

1989 

16,53 

98,80 


171,69 

332,62 

119,34 


81,11 

143,46 

895,8 

1990 

17,08 

100,44 

1 103,30 

165,83 

304,16 

109,51 

1 308,30 

78,79 

146,73 

833,6 

1991 

17,85 

96,29 

1 109,23 

162,34 

268,93 

108,55 

1 308,27 

73,59 

143,25 

887,7 

1992 

16,86 

87,71 

1 041,98 

156,23 

241,35 

108,89 

1 237,03 

71,61 

139,25 

959,7 

1993 

17,32 

89,33 

1 067,30 

168,28 

257,32 

113,96 

1 271,38 

76,29 

137,13 

1 047,3 

1994 

18,46 

96,25 

1 093,18 

187,86 

282,85 

117,45 

1 307,56 

77,64 

138,12 

1 110,7 

1995 

19,51 

98,25 

1 106,37 

195,15 

295,50 

124,13 

1 332,56 

75,82 

147,04 

1 214,3 

1996 

22,22 

103,12 

1 132,87 

216,51 

294,72 

132,56 

1 373,30 

76,95 

148,39 

1 330,4 

1997 

24,76 

113,44 

1 190,91 

238,22 

317,60 

149,41 

1 459,14 

80,42 

142,59 

1 482,0 

1998 

26,34 

123,47 

1 261,08 

241,67 

343,51 

151,78 

1 537,77 

82,61 

141,35 

1 597,4 

1999 

27,52 

130,46 

1 322,35 

262,36 

366,09 

157,27 

1 612,81 

87,41 

145,16 

1 694,2 

2000 

27,54 

134,72 

1 346,24 

267,80 

369,05 

162,95 

1 618,94 

84,51 

143,83 

1 629,6 

2001 

26,13 

136,12 

1 307,61 

268,52 

359,80 

165,85 

1 582,91 

81,05 

136,87 

1 579,4 

2002 


5) Ohne Investitionen des Staates. - 6) Umgerechnet mit dem unwiderruflich festgelegten Euro-Umrechnungskurs. - 7) Bis 1998 in ECU, 
ab 1999 in Euro. 


























Drucksache 15/2000 


-510- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Tabelle 7* 


Exporte von Waren nnd Dienstleistnngen in der 

Mrd 


Jahr 

Belgien 

Deutsch- 

land^^ 

Finnland 

Frankreich 

Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Österreich 


Euro^* 






In jeweiligen Preisen 





1980 

50,84 

207,16 

10,37 

89,56 

1,44 


42,86 


82,90 

26,89 

1981 

57,50 

234,57 

11,91 

105,31 

1,91 


54,79 


95,84 

29,60 

1982 

66,88 

253,26 

12,36 

117,61 

1,93 


63,09 


98,95 

31,14 

1983 

73,64 

257,13 

13,71 

134,09 

2,21 


70,80 


102,00 

32,53 

1984 

84,86 

288,63 

15,76 

156,57 

2,80 


83,66 


115,51 

36,16 

1985 

87,51 

318,34 

16,30 

166,92 

3,28 


94,40 

6,68 

123,15 

40,13 

1986 

84,01 

310,41 

15,93 

159,08 

4,30 


92,34 

6,72 

106,50 

38,36 

1987 

85,24 

309,25 

16,67 

163,02 

4,96 


97,45 

6,80 

104,70 

38,58 

1988 

96,98 

331,98 

18,04 

181,30 

5,44 


105,85 

7,70 

113,36 

43,29 

1989 

112,52 

375,29 

19,62 

207,73 

6,31 


121,61 

9,04 

126,74 

48,59 

1990 

115,64 

423,94 

19,99 

214,45 

7,06 

20,69 

134,68 

9,56 

132,70 

52,85 

1991 

118,43 

395,18 

18,45 

225,70 

8,38 

21,81 

137,93 

10,56 

140,27 

56,02 

1992 

121,43 

395,81 

21,56 

233,88 

10,15 

24,35 

149,34 

11,04 

139,90 

57,09 

1993 

119,32 

376,66 

26,70 

228,42 

10,79 

28,54 

179,67 

12,22 

143,53 

56,44 

1994 

130,94 

409,22 

30,71 

245,59 

12,58 

32,92 

203,70 

13,58 

158,10 

60,39 

1995 

139,62 

441,04 

34,97 

265,97 

14,09 

40,22 

249,54 

14,41 

173,63 

63,41 

1996 

146,16 

463,99 

36,81 

279,76 

15,39 

45,02 

253,65 

15,48 

182,45 

67,46 

1997 

162,24 

522,53 

41,52 

319,09 

19,15 

53,48 

270,67 

18,48 

203,85 

76,37 

1998 

169,82 

560,19 

44,87 

341,01 

20,99 

66,55 

282,74 

21,65 

215,88 

82,68 

1999 

178,45 

586,37 

45,35 

351,57 

25,26 

78,50 

283,03 

25,51 

225,38 

89,63 

2000 

212,00 

686,08 

55,95 

405,44 

31,14 

100,15 

329,97 

32,16 

271,43 

103,91 

2001 

217,80 

731,47 

54,07 

412,15 

31,23 

112,94 

345,96 

33,73 

280,27 

111,64 

2002 

218,02 

757,64 

54,03 

411,60 

29,51 

121,16 

339,09 

32,72 

278,43 

115,17 






In Preisen von 1995 





1980 

73,48 

265,69 

18,58 

134,85 

9,94 


112,38 


83,90 

35,39 

1981 

75,99 

284,77 

19,68 

139,90 

10,77 


118,53 


85,09 

36,75 

1982 

78,11 

295,17 

19,25 

139,00 

9,00 


117,52 


84,72 

36,94 

1983 

80,16 

293,77 

20,02 

145,07 

8,47 


121,87 


87,42 

38,02 

1984 

85,38 

319,54 

21,21 

155,39 

9,40 


131,31 


94,19 

40,66 

1985 

85,67 

343,00 

21,30 

159,49 

9,57 


136,37 

7,75 

99,03 

43,80 

1986 

88,04 

338,68 

21,60 

158,81 

11,19 


137,49 

7,98 

101,71 

41,68 

1987 

92,44 

340,97 

22,22 

164,16 

11,85 


143,67 

8,25 

105,26 

42,64 

1988 

101,39 

359,78 

22,91 

178,39 

11,60 


150,96 

9,16 

113,79 

46,82 

1989 

109,71 

396,76 

23,59 

196,26 

11,82 


162,73 

10,32 

122,35 

51,37 

1990 

114,75 

449,29 

23,94 

205,60 

11,41 

22,05 

174,95 

10,89 

129,18 

55,39 

1991 

118,29 

413,62 

22,16 

217,72 

11,88 

23,31 

172,49 

11,89 

136,38 

58,28 

1992 

122,64 

410,27 

24,40 

229,52 

13,08 

26,55 

185,16 

12,22 

138,83 

59,15 

1993 

122,10 

387,73 

28,37 

229,42 

12,74 

29,13 

201,87 

12,80 

145,56 

58,29 

1994 

132,31 

417,27 

32,23 

247,02 

13,68 

33,53 

221,63 

13,78 

159,60 

61,55 

1995 

139,62 

441,04 

34,97 

265,97 

14,09 

40,22 

249,54 

14,41 

173,63 

63,41 

1996 

143,75 

463,48 

36,95 

275,22 

14,58 

45,15 

251,10 

15,24 

181,56 

66,74 

1997 

152,28 

515,59 

41,99 

307,72 

17,50 

53,02 

267,15 

17,49 

197,59 

74,98 

1998 

161,42 

551,49 

45,84 

333,30 

18,42 

64,17 

276,32 

19,97 

212,18 

81,03 

1999 

169,59 

581,84 

48,80 

347,61 

21,76 

73,93 

276,58 

22,92 

223,04 

87,95 

2000 

183,82 

661,47 

58,20 

391,29 

24,83 

89,17 

309,04 

26,77 

248,27 

99,72 

2001 

186,13 

698,78 

57,71 

397,70 

24,57 

96,56 

312,45 

27,47 

252,43 

107,24 

2002 

188,03 

722,63 

60,55 

403,71 

22,68 

102,54 

309,41 

27,37 

252,72 

111,19 


1) Weitere Einzelheiten zu den Länderdaten siehe „Allgemeine Bemerkungen und Hinweise“ zum statistischen Anhang. - 2) Für Japan 
1 000 Mrd Yen. - 3) Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 


















Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-511 - 


Drucksache 15/2000 


Tabelle 7* 


Europäischen Union und in ausgewählten Ländern" 


Landeswährung^* 


Portugal 

Spanien 

Euro- 

Raum'** 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes 

Königreich 

Europäische 

Union 

(EU-15) 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 

Jahr 

Euro" 

ECU/Euro" 

DKK 

SEK 

GBP 

ECU/Euro" 

CHE 

JPY 

USD 





In jeweiligen Preisen 







14,11 


124,25 

159,62 

62,61 


58,59 

32,82 

278,9 

1980 


18,04 


151,94 

178,01 

67,43 


64,96 

37,85 

302,8 

1981 


21,63 


172,20 

210,91 

72,71 


65,85 

39,19 

282,6 

1982 


27,67 


190,11 

260,48 

79,89 


68,13 

39,13 

277,0 

1983 


34,87 


211,87 

298,07 

91,66 


75,57 

44,90 

303,1 

1984 


37,95 


230,57 

313,94 

102,07 


84,25 

46,18 

303,0 

1985 


37,89 


218,88 

319,98 

97,68 


84,89 

38,06 

320,3 

1986 


41,27 


225,23 

342,51 

106,56 


86,04 

36,18 

365,6 

1987 

11,46 

44,85 


248,44 

370,12 

107,55 


92,39 

37,43 

446,9 

1988 

14,38 

48,23 


276,65 

406,78 

121,61 


102,90 

42,27 

509,0 

1989 

16,74 

50,88 


295,70 

421,54 

133,89 


107,67 

45,86 

557,2 

1990 

17,50 

55,92 

1 210,17 

319,09 

420,11 

135,94 

1 513,29 

110,79 

46,67 

601,6 

1991 

18,17 

61,86 

1 253,47 

324,25 

417,35 

144,09 

1 559,74 

116,17 

47,29 

636,8 

1992 

18,44 

70,01 

1 278,31 

318,58 

492,99 

163,64 

1 597,80 

118,67 

44,11 

658,0 

1993 

21,27 

85,40 

1 409,60 

342,63 

582,93 

180,51 

1 766,17 

121,39 

44,27 

725,1 

1994 

24,43 

98,96 

1 565,49 

357,45 

695,38 

203,51 

1 950,18 

123,28 

45,23 

818,6 

1995 

25,73 

110,91 

1 654,89 

379,41 

688,32 

223,97 

2 079,67 

127,05 

49,56 

874,2 

1996 

28,29 

132,17 

1 826,96 

406,89 

781,87 

233,03 

2 329,39 

141,84 

56,07 

966,4 

1997 

31,14 

143,85 

1 948,89 

413,41 

838,23 

230,33 

2 460,17 

148,09 

55,05 

964,9 

1998 

32,09 

155,55 

2 051,42 

459,63 

885,30 

238,79 

2 602,68 

157,69 

51,14 

989,3 

1999 

36,45 

183,67 

2 417,20 

567,30 

1 006,76 

267,01 

3 082,13 

178,21 

55,26 

1 101,1 

2000 

38,10 

195,48 

2 564,83 

597,42 

1 027,44 

271,71 

3 192,93 

180,63 

52,57 

1 034,1 

2001 

39,00 

197,66 

2 594,02 

613,26 

1 012,45 

272,73 

3 220,78 

176,59 

55,83 

1 014,9 

2002 





In Preisen von 1995 







36,56 


192,25 

331,54 

111,02 


81,75 

23,24 

339,1 

1980 


40,70 


207,86 

339,47 

110,19 


85,59 

26,12 

343,0 

1981 


42,96 


212,99 

362,18 

111,12 


82,60 

26,33 

318,6 

1982 


47,09 


223,09 

398,42 

113,07 


83,50 

27,61 

310,8 

1983 


52,76 


231,86 

426,80 

120,54 


88,71 

31,70 

336,9 

1984 


53,11 


243,40 

432,09 

127,71 


96,65 

33,46 

346,0 

1985 


53,23 


244,26 

446,94 

133,16 


96,89 

31,62 

371,5 

1986 


56,04 


254,72 

466,35 

141,24 


98,87 

31,44 

413,3 

1987 

16,69 

58,18 


283,25 

479,59 

142,17 


104,48 

33,29 

479,6 

1988 

18,73 

59,01 


295,23 

494,91 

148,63 


110,04 

36,31 

536,2 

1989 

20,50 

61,78 


313,44 

503,63 

156,73 


112,87 

38,84 

583,1 

1990 

20,74 

66,88 

1 282,72 

332,59 

494,00 

156,62 

1 583,39 

112,10 

40,44 

621,1 

1991 

21,41 

71,89 

1 322,24 

329,57 

504,67 

163,39 

1 633,14 

115,61 

42,03 

659,4 

1992 

20,71 

77,53 

1 331,66 

324,77 

546,50 

170,55 

1 654,64 

116,77 

41,99 

681,4 

1993 

22,45 

90,45 

1 451,26 

347,36 

623,43 

186,26 

1 805,59 

119,93 

43,45 

742,2 

1994 

24,43 

98,96 

1 565,49 

357,45 

695,38 

203,51 

1 950,18 

123,28 

45,23 

818,6 

1995 

26,16 

109,23 

1 635,68 

372,90 

721,15 

221,05 

2 046,95 

126,25 

48,19 

885,4 

1996 

28,03 

125,99 

1 805,93 

388,33 

820,80 

239,65 

2 255,71 

136,84 

53,61 

994,1 

1997 

30,59 

136,28 

1 939,14 

404,87 

891,51 

246,26 

2 407,76 

144,21 

52,37 

1 015,3 

1998 

31,47 

146,84 

2 039,88 

454,49 

957,16 

256,79 

2 538,78 

151,62 

53,15 

1 049,6 

1999 

34,01 

161,52 

2 296,20 

513,62 

1 065,33 

281,02 

2 847,44 

166,88 

59,72 

1 151,8 

2000 

34,65 

167,32 

2 400,91 

529,18 

1 057,32 

288,09 

2 934,02 

166,80 

56,06 

1 089,9 

2001 

35,40 

167,31 

2 442,73 

559,71 

1 061,58 

285,41 

2 977,24 

166,16 

60,68 

1 072,4 

2002 


4) Ab 2001 einschließlich Griechenland (EU-12). - 5) Umgerechnet mit dem unwiderruflich festgelegten Euro-Umrechnungskurs. - 6) Bis 1998 


in ECU, ab 1999 in Euro. 


Quellen: EU, OECD 
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noch Tabelle 7* 


Importe von Waren und Dienstleistungen in der 

Mrd 


Jahr 

Belgien 

Deutsch- 

land^^ 

Finnland 

Frankreich 

Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Österreich 


Euro^* 






In jeweiligen Preisen 





1980 

53,81 

211,98 

10,82 

100,28 

1,70 


48,66 


84,62 

28,49 

1981 

59,85 

229,82 

11,55 

117,41 

2,07 


59,97 


91,10 

30,85 

1982 

68,99 

234,13 

12,29 

135,67 

2,49 


66,99 


92,60 

30,08 

1983 

73,31 

242,01 

13,72 

142,71 

2,98 


69,32 


96,23 

31,69 

1984 

84,24 

267,25 

14,50 

162,72 

3,61 


85,35 


107,11 

36,12 

1985 

86,23 

284,53 

15,92 

173,49 

4,44 


96,52 

6,45 

115,39 

39,90 

1986 

80,89 

259,78 

15,23 

161,11 

5,46 


86,13 

6,45 

100,21 

37,27 

1987 

82,63 

258,90 

16,60 

171,13 

5,96 


95,03 

6,84 

100,81 

38,28 

1988 

93,26 

278,55 

18,59 

188,85 

6,98 


105,46 

7,62 

107,13 

42,81 

1989 

108,85 

318,38 

21,33 

216,35 

8,85 


122,76 

8,63 

120,72 

47,75 

1990 

112,57 

349,49 

21,44 

224,25 

10,90 

19,01 

134,40 

9,21 

123,67 

51,36 

1991 

114,99 

398,72 

19,19 

230,54 

12,96 

19,94 

138,17 

10,29 

130,17 

55,04 

1992 

116,40 

399,78 

20,77 

227,60 

14,70 

21,30 

150,00 

10,25 

130,62 

55,92 

1993 

112,73 

373,79 

22,76 

211,86 

15,88 

23,95 

153,48 

11,13 

128,31 

55,75 

1994 

123,08 

403,69 

25,60 

230,37 

17,03 

28,32 

173,94 

12,12 

140,53 

61,03 

1995 

130,94 

429,42 

27,48 

249,76 

19,93 

34,20 

211,98 

12,80 

155,67 

64,79 

1996 

137,73 

444,92 

29,36 

259,63 

22,40 

38,27 

205,19 

13,90 

164,36 

69,45 

1997 

152,68 

496,86 

32,92 

281,68 

26,29 

45,00 

229,12 

16,39 

184,06 

79,19 

1998 

160,21 

531,35 

34,62 

306,38 

29,82 

57,86 

246,21 

19,13 

196,70 

83,82 

1999 

168,24 

570,35 

35,11 

320,84 

34,88 

66,51 

260,29 

22,43 

209,14 

91,33 

2000 

204,40 

678,56 

43,91 

387,82 

41,53 

86,77 

318,55 

27,73 

250,42 

105,18 

2001 

209,65 

690,23 

42,78 

388,71 

40,79 

95,70 

328,19 

29,90 

257,77 

111,03 

2002 

208,55 

666,97 

42,07 

380,23 

39,11 

97,01 

325,18 

28,83 

255,71 

110,42 






In Preisen von 1995 





1980 

74,05 

238,91 

17,12 

142,56 

10,31 


106,52 


85,55 

37,69 

1981 

72,50 

232,63 

16,49 

139,86 

10,97 


104,86 


80,37 

37,79 

1982 

73,52 

231,63 

16,85 

142,71 

10,69 


105,33 


80,40 

35,79 

1983 

72,64 

237,45 

17,59 

137,85 

10,96 


102,84 


83,55 

37,05 

1984 

77,24 

248,69 

17,84 

142,69 

10,73 


115,62 


87,98 

40,39 

1985 

77,53 

258,09 

18,98 

148,68 

11,20 


121,70 

7,48 

93,67 

42,98 

1986 

81,13 

266,12 

19,52 

158,35 

12,76 


126,60 

7,61 

97,65 

40,39 

1987 

86,62 

278,69 

21,35 

170,59 

13,03 


142,08 

8,17 

101,28 

42,32 

1988 

95,58 

294,47 

23,62 

185,67 

13,99 


150,45 

9,02 

107,78 

46,25 

1989 

104,67 

319,61 

25,77 

200,58 

15,45 


163,83 

9,85 

116,12 

49,96 

1990 

109,85 

353,94 

25,63 

211,69 

16,75 

21,36 

182,62 

10,34 

120,51 

53,42 

1991 

112,86 

395,09 

22,32 

218,16 

17,72 

21,87 

186,79 

11,28 

126,47 

56,54 

1992 

117,56 

401,06 

22,43 

222,07 

17,91 

23,66 

200,59 

10,93 

128,35 

57,31 

1993 

117,09 

378,87 

22,77 

213,76 

18,03 

25,44 

178,78 

11,50 

128,75 

56,69 

1994 

125,51 

406,83 

25,59 

231,34 

18,30 

29,38 

193,31 

12,28 

140,86 

61,33 

1995 

130,94 

429,42 

27,48 

249,76 

19,93 

34,20 

211,98 

12,80 

155,67 

64,79 

1996 

134,39 

442,70 

29,10 

253,76 

21,33 

38,47 

211,26 

13,77 

162,47 

68,00 

1997 

141,18 

479,40 

32,35 

271,18 

24,35 

44,92 

232,62 

15,68 

177,97 

76,18 

1998 

151,52 

523,05 

34,92 

302,65 

26,60 

56,36 

253,28 

18,08 

193,16 

80,52 

1999 

157,94 

567,22 

36,15 

321,32 

30,60 

63,16 

267,35 

20,71 

204,34 

87,79 

2000 

171,30 

626,66 

42,26 

368,22 

33,32 

76,64 

291,12 

23,77 

225,85 

97,96 

2001 

173,12 

631,99 

42,35 

372,98 

32,20 

81,60 

293,95 

24,90 

231,32 

103,71 

2002 

175,12 

621,50 

42,88 

375,23 

30,68 

83,49 

298,44 

24,50 

230,88 

104,96 


1) Weitere Einzelheiten zu den Länderdaten siehe „Allgemeine Bemerkungen und Hinweise“ zum statistischen Anhang. - 2) Für Japan 
1 000 Mrd Yen. - 3) Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 
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noch Tabelle 7* 


Europäischen Union und in ausgewählten Ländern" 


Landeswährung^* 


Portugal 

Spanien 

Euro- 

Raum'** 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes 

Königreich 

Europäische 

Union 

(EU-15) 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 

Jahr 

Euro" 

ECU/Euro" 

DKK 

SEK 

GBP 

ECU/Euro" 

CHE 

JPY 

USD 





In jeweiligen Preisen 







16,35 


128,62 

168,34 

57,45 


63,55 

35,04 

293,8 

1980 


20,29 


149,02 

177,49 

60,24 


67,49 

35,93 

317,8 

1981 


23,88 


170,49 

212,47 

67,63 


65,60 

37,34 

303,2 

1982 


28,79 


180,24 

243,72 

77,43 


67,94 

34,26 

328,6 

1983 


31,77 


205,36 

266,67 

92,58 


75,96 

36,87 

405,1 

1984 


34,89 


229,00 

297,86 

98,72 


83,54 

35,14 

417,2 

1985 


34,25 


222,76 

287,93 

100,89 


81,74 

24,78 

452,2 

1986 


41,52 


212,48 

321,62 

111,45 


83,48 

25,62 

507,9 

1987 

14,36 

48,25 


226,95 

349,89 

124,66 


91,57 

29,19 

553,2 

1988 

16,82 

57,89 


252,24 

398,45 

142,69 


104,03 

36,04 

589,7 

1989 

20,05 

61,70 


253,84 

414,13 

148,26 


106,65 

41,69 

628,6 

1990 

21,71 

67,09 

1 222,44 

268,68 

394,83 

142,06 

1 531,45 

105,78 

39,12 

622,3 

1991 

23,03 

72,52 

1 251,35 

265,58 

390,88 

151,66 

1 563,13 

104,60 

36,89 

664,6 

1992 

23,26 

72,95 

1 208,14 

257,31 

435,42 

170,13 

1 528,02 

101,99 

33,34 

718,5 

1993 

26,40 

86,02 

1 328,35 

291,00 

508,33 

185,26 

1 681,31 

105,69 

34,39 

812,1 

1994 

29,45 

99,78 

1 467,09 

316,15 

576,06 

207,05 

1 844,21 

109,23 

38,27 

902,8 

1995 

31,41 

108,51 

1 529,29 

327,18 

568,70 

227,42 

1 944,98 

111,73 

47,02 

963,1 

1996 

35,49 

127,14 

1 678,67 

367,69 

644,88 

231,95 

2 166,35 

123,94 

50,32 

1 055,8 

1997 

40,05 

143,50 

1 809,09 

390,10 

714,29 

238,84 

2 325,02 

129,08 

45,61 

1 116,7 

1998 

43,29 

162,65 

1 950,16 

401,82 

757,56 

254,71 

2 513,36 

136,93 

43,25 

1 239,2 

1999 

49,42 

197,30 

2 350,05 

490,74 

883,13 

286,56 

3 032,67 

157,06 

47,94 

1 466,6 

2000 

50,14 

206,26 

2 451,15 

511,67 

891,20 

299,33 

3 097,44 

158,18 

49,39 

1 383,0 

2001 

48,71 

207,88 

2 410,67 

532,28 

870,63 

304,02 

3 060,80 

148,67 

49,42 

1 438,5 

2002 





In Preisen von 1995 







31,06 


177,13 

350,39 

102,31 


66,32 

18,74 

330,7 

1980 


29,94 


176,86 

331,78 

99,49 


65,92 

18,81 

339,5 

1981 


31,42 


185,20 

347,09 

104,38 


64,93 

18,35 

335,2 

1982 


31,04 


187,01 

351,36 

111,22 


67,80 

17,79 

377,5 

1983 


30,63 


197,70 

371,34 

122,21 


72,70 

19,66 

469,4 

1984 


32,94 


216,85 

400,86 

125,29 


76,37 

19,16 

499,7 

1985 


38,60 


237,44 

415,98 

133,88 


82,38 

19,76 

541,6 

1986 


48,17 


230,13 

447,64 

144,43 


87,27 

22,00 

574,5 

1987 

18,10 

55,92 


249,30 

467,83 

162,94 


92,04 

26,28 

596,3 

1988 

19,17 

65,82 


259,44 

503,80 

175,08 


96,47 

30,42 

619,9 

1989 

21,95 

72,16 


262,62 

507,13 

176,02 


99,32 

32,55 

643,8 

1990 

23,54 

79,62 

1 272,89 

270,48 

482,25 

168,13 

1 584,27 

97,97 

32,19 

640,5 

1991 

26,05 

85,05 

1 312,89 

269,38 

489,41 

179,56 

1 638,90 

94,39 

31,98 

683,1 

1992 

25,20 

80,60 

1 258,09 

262,23 

478,84 

185,47 

1 589,25 

93,90 

31,53 

745,2 

1993 

27,42 

89,83 

1 363,77 

294,50 

537,35 

196,14 

1 718,78 

102,21 

33,97 

834,4 

1994 

29,45 

99,78 

1 467,09 

316,14 

576,06 

207,05 

1 844,21 

109,23 

38,27 

902,8 

1995 

30,91 

107,78 

1 514,89 

327,36 

593,48 

227,13 

1 921,19 

111,32 

43,38 

980,7 

1996 

34,00 

122,05 

1 651,39 

360,11 

667,92 

249,29 

2 100,28 

118,10 

43,91 

1 114,8 

1997 

38,82 

138,22 

1 816,33 

392,03 

743,49 

272,36 

2 308,04 

127,86 

40,91 

1 245,9 

1998 

42,10 

155,59 

1 951,73 

413,59 

779,67 

293,84 

2 480,68 

137,35 

42,14 

1 381,6 

1999 

44,36 

172,05 

2 171,40 

460,30 

869,53 

320,65 

2 751,76 

148,83 

46,13 

1 564,1 

2000 

44,77 

178,93 

2 247,70 

469,04 

839,04 

334,96 

2 805,77 

148,43 

46,16 

1 519,3 

2001 

44,56 

182,08 

2 249,28 

488,71 

816,32 

347,12 

2 822,27 

143,19 

47,09 

1 575,7 

2002 


4) Ab 2001 einschließlich Griechenland (EU-12). - 5) Umgerechnet mit dem unwiderruflich festgelegten Euro-Umrechnungskurs. - 6) Bis 1998 


in ECU, ab 1999 in Euro. 


Quellen: EU, OECD 
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Tabelle 8* 


Industrieproduktion und Verbraucherpreise in der 


Jahr 

Belgien 

Deutsch- 

land^^ 

Finnland 

Frankreich 

Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Österreich 





Industrieproduktion (1995 = 100) 




1970 

66,8 

74,0 

43,3 

64,4 

46,5 


59,2 

68,1 

59,4 

47,5 

1975 

72,9 

75,9 

53,1 

72,7 

71,2 


64,0 

65,3 

70,5 

56,1 

1980 

83,4 

85,7 

67,6 

85,5 

92,6 

33,8 

83,5 

71,0 

79,2 

70,2 

1981 

81,1 

84,1 

69,4 

84,6 

93,3 

35,6 

81,6 

67,0 

77,6 

69,4 

1982 

81,1 

81,4 

70,0 

83,9 

94,2 

35,3 

79,1 

68,5 

74,7 

69,1 

1983 

82,6 

81,9 

72,2 

83,9 

93,9 

38,1 

77,3 

72,3 

76,0 

69,7 

1984 

84,7 

84,4 

75,6 

85,4 

96,0 

41,9 

79,8 

80,7 

79,9 

73,1 

1985 

86,8 

88,4 

78,1 

86,6 

99,2 

43,3 

79,9 

79,8 

83,7 

76,6 

1986 

87,5 

90,1 

79,3 

87,1 

98,9 

44,3 

83,2 

81,3 

83,8 

77,5 

1987 

89,4 

90,4 

82,9 

88,2 

97,7 

48,2 

85,4 

80,8 

84,7 

78,2 

1988 

94,6 

93,7 

86,5 

92,2 

102,6 

53,3 

91,2 

87,8 

84,8 

81,7 

1989 

97,8 

98,3 

88,6 

95,6 

104,4 

59,5 

94,8 

94,7 

89,1 

86,5 

1990 

99,3 

103,4 

87,1 

98,7 

101,9 

62,3 

93,2 

97,1 

91,3 

92,3 

1991 

97,4 

107,0 

79,6 

98,4 

100,9 

64,3 

92,3 

97,5 

92,9 

94,1 

1992 

97,0 

104,4 

80,2 

97,5 

99,8 

70,2 

91,4 

96,7 

92,6 

93,0 

1993 

92,0 

96,2 

84,7 

93,8 

97,0 

74,1 

89,4 

92,5 

91,6 

91,6 

1994 

93,9 

99,2 

94,2 

97,7 

98,2 

83,0 

94,6 

98,0 

96,0 

95,3 

1995 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1996 

100,5 

100,7 

102,9 

100,9 

101,2 

108,1 

98,3 

100,1 

102,4 

101,0 

1997 

105,2 

104,4 

111,8 

104,8 

102,5 

127,0 

102,1 

105,9 

102,6 

107,4 

1998 

108,8 

108,8 

122,1 

110,2 

109,8 

152,1 

103,4 

105,8 

104,9 

116,2 

1999 

109,7 

110,4 

129,0 

112,3 

114,1 

174,6 

103,3 

118,0 

106,3 

123,2 

2000 

115,6 

117,2 

144,3 

116,3 

114,7 

201,5 

107,5 

123,0 

110,6 

134,1 

2001 

113,1 

117,8 

144,4 

117,6 

116,3 

222,1 

106,3 

125,2 

112,1 

135,2 

2002 

114,8 

116,5 

146,9 

116,4 

116,8 

239,5 

104,8 

126,4 

109,8 

135,4 





Verbraucherpreise (1995 = 100) 




1960 

20,8 

30,6 

10,2 

13,1 

2,0 

7,4 

5,8 

23,0 


23,3 

1965 

23,6 

35,0 

13,1 

15,7 

2,1 

9,1 

7,4 

25,6 

26,9 

28,2 

1970 

28,0 

39,5 

16,5 

19,3 

2,4 

11,7 

8,5 

29,7 

34,0 

33,1 

1975 

41,8 

53,2 

28,5 

29,5 

4,3 

21,8 

14,6 

42,0 

51,3 

47,1 

1980 

56,8 

64,8 

47,2 

48,6 

9,2 

42,1 

31,1 

56,4 

68,7 

60,3 

1981 

61,2 

68,9 

52,5 

55,0 

11,5 

50,7 

36,7 

61,0 

73,3 

64,4 

1982 

66,5 

72,5 

57,5 

61,6 

13,9 

59,4 

42,7 

66,7 

77,7 

68,0 

1983 

71,6 

74,9 

62,3 

67,4 

16,7 

65,6 

49,0 

72,5 

79,8 

70,2 

1984 

76,1 

76,7 

66,7 

72,6 

19,7 

71,2 

54,2 

77,1 

82,4 

74,2 

1985 

79,8 

78,3 

70,2 

76,8 

23,5 

75,1 

59,2 

80,3 

84,3 

76,6 

1986 

80,9 

78,2 

72,3 

78,8 

28,9 

78,0 

62,7 

80,5 

84,4 

77,9 

1987 

82,1 

78,4 

75,2 

81,4 

33,7 

80,4 

65,7 

80,5 

83,8 

79,0 

1988 

83,1 

79,4 

79,1 

83,6 

38,3 

82,1 

69,0 

81,6 

84,4 

80,5 

1989 

85,7 

81,6 

84,3 

86,5 

43,5 

85,5 

73,3 

84,4 

85,3 

82,6 

1990 

88,6 

83,8 

89,5 

89,6 

52,4 

88,3 

78,0 

87,1 

87,4 

85,3 

1991 

91,5 

87,2 

93,3 

92,5 

62,6 

91,1 

82,9 

89,9 

90,2 

88,1 

1992 

93,7 

91,6 

96,0 

94,7 

72,5 

94,0 

87,3 

92,7 

93,0 

91,7 

1993 

96,3 

95,7 

98,1 

96,6 

82,9 

95,3 

91,3 

96,0 

95,4 

95,0 

1994 

98,6 

98,3 

99,2 

98,3 

91,8 

97,5 

95,0 

98,1 

98,1 

97,8 

1995 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 




Harmonisierter Verbraucherpreisindex (1996 = 100) 



1995 

98,3 

98,8 

98,9 

98,0 

92,7 

97,9 

96,2 

98,8 

98,6 

98,3 

1996 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1997 

101,5 

101,5 

101,2 

101,3 

105,4 

101,2 

101,9 

101,4 

101,9 

101,2 

1998 

102,4 

102,1 

102,6 

102,0 

110,2 

103,4 

103,9 

102,4 

103,7 

102,0 

1999 

103,6 

102,8 

103,9 

102,5 

112,6 

106,0 

105,7 

103,4 

105,8 

102,5 

2000 

106,4 

104,2 

107,0 

104,4 

115,8 

111,5 

108,4 

107,3 

108,2 

104,5 

2001 

109,0 

106,2 

109,8 

106,3 

120,1 

116,0 

110,9 

109,9 

113,8 

106,9 

2002 

110,7 

107,6 

112,0 

108,3 

124,8 

121,5 

113,8 

112,1 

118,2 

108,8 


1) Ohne gesonderten Hinweis: Quelle OECD. - 2) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. - 3) Eigene Berechnung. Für die Industrieproduktion: 


zusammengewogen mit dem Anteil des jeweiligen Landes am Bruttoinlandsprodukt der OECD-Länder insgesamt im Jahre 1995. 
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Tabelle 8* 


Europäischen Union und in ausgewählten Ländern" 


Portugal 

Spanien 

Euro- 

Raum^' 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes 

Königreich 

Europäische 

Union 

(EU-15) 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 

Jahr 




Industrieproduktion (1995 = 

100) 





33,2 

48,9 

61,0 


62,9 

69,3 


70 

46,8 

53,7 

1970 

44,2 

70,4 

67,7 

56,0 

71,1 

70,8 


68 

50,6 

58,2 

1975 

62,1 

80,4 

80,6 

66,8 

68,8 

76,8 

80,9 

77 

69,9 

71,1 

1980 

63,5 

79,8 

79,4 

66,8 

67,6 

74,4 

79,5 

77 

70,6 

72,0 

1981 

68,4 

78,9 

77,8 

68,5 

66,5 

75,8 

78,4 

74 

70,8 

68,2 

1982 

70,9 

80,9 

78,1 

70,9 

69,1 

78,6 

79,1 

74 

73,1 

70,0 

1983 

72,6 

81,6 

80,2 

78,5 

74,1 

78,6 

81,2 

76 

79,9 

76,3 

1984 

71,7 

83,1 

84,5 

81,3 

76,3 

83,0 

83,6 

80 

82,8 

77,1 

1985 

76,9 

85,8 

86,3 

86,4 

76,6 

84,2 

85,3 

83 

82,7 

77,8 

1986 

80,3 

89,7 

87,5 

82,1 

78,6 

87,7 

87,0 

84 

85,6 

81,5 

1987 

83,3 

92,5 

90,6 

86,6 

79,6 

92,2 

91,0 

91 

93,6 

85,5 

1988 

88,9 

97,3 

94,9 

87,0 

82,5 

94,1 

94,7 

92 

99,0 

86,2 

1989 

97,0 

96,9 

98,2 

87,7 

88,2 

94,1 

96,7 

96 

103,2 

86,9 

1990 

97,0 

96,3 

98,7 

87,8 

83,7 

91,0 

96,8 

97 

105,1 

85,4 

1991 

94,7 

92,9 

97,1 

90,6 

82,4 

91,4 

95,6 

96 

99,1 

87,7 

1992 

89,7 

88,5 

92,5 

87,2 

82,3 

93,4 

92,2 

94 

95,6 

90,6 

1993 

89,6 

95,4 

96,7 

96,2 

91,9 

98,2 

96,7 

98 

96,8 

95,4 

1994 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1995 

105,3 

98,7 

100,4 

101,4 

100,9 

101,2 

100,6 

100 

102,3 

104,4 

1996 

108,0 

105,5 

104,7 

106,4 

106,4 

102,3 

104,4 

105 

106,0 

112,0 

1997 

114,1 

111,3 

109,2 

109,5 

110,7 

103,3 

108,3 

108 

99,4 

118,3 

1998 

117,6 

114,1 

111,3 

109,8 

114,4 

104,1 

110,3 

112 

99,7 

123,3 

1999 

115,3 

119,2 

117,2 

115,7 

122,2 

105,9 

115,4 

122 

105,3 

129,1 

2000 

118,9 

117,4 

117,7 

118,0 

120,9 

103,5 

115,4 

121 

98,6 

124,6 

2001 

118,6 

117,6 

117,1 

119,1 

120,1 

99,9 

114,3 

115 

95,2 

123,7 

2002 




Verbraucherpreise (1995 = 100) 





1,6 

4,3 


11,2 

10,8 

8,4 

11,0 

27,2 

18,8 

19,4 

1960 

1,9 

6,0 


14,5 

12,9 

9,9 

13,3 

31,9 

25,0 

20,7 

1965 

2,5 

7,7 


20,0 

16,0 

12,4 

16,0 

37,7 

32,3 

25,5 

1970 

5,1 

13,6 

32,5 

31,2 

23,4 

22,9 

25,6 

54,6 

55,4 

35,3 

1975 

14,5 

31,9 

48,6 

51,1 

38,6 

44,8 

43,7 

61,3 

76,3 

54,1 

1980 

17,4 

36,6 

53,5 

57,1 

43,3 

50,2 

48,9 

65,3 

80,1 

59,7 

1981 

21,4 

41,8 

58,7 

62,9 

47,0 

54,5 

54,2 

69,0 

82,2 

63,3 

1982 

26,7 

46,9 

63,2 

67,3 

51,2 

57,0 

58,7 

71,0 

83,8 

65,4 

1983 

34,5 

52,2 

67,4 

71,5 

55,3 

59,8 

63,0 

73,1 

85,7 

68,2 

1984 

41,2 

56,8 

70,9 

74,8 

59,4 

63,4 

66,9 

75,6 

87,4 

70,6 

1985 

46,1 

61,8 

72,9 

77,6 

61,9 

65,6 

69,3 

76,2 

88,0 

71,9 

1986 

50,4 

65,1 

74,7 

80,7 

64,5 

68,3 

71,6 

77,3 

88,1 

74,6 

1987 

55,3 

68,2 

76,8 

84,4 

68,4 

71,7 

74,3 

78,7 

88,7 

77,6 

1988 

62,2 

72,9 

80,0 

88,4 

72,9 

77,3 

78,1 

81,2 

90,7 

81,4 

1989 

70,6 

77,8 

83,4 

90,7 

80,5 

84,6 

82,6 

85,6 

93,5 

85,7 

1990 

78,0 

82,4 

87,2 

92,9 

88,3 

89,6 

86,9 

90,6 

96,5 

89,4 

1991 

85,3 

87,2 

91,0 

94,9 

90,6 

92,9 

90,8 

94,3 

98,2 

92,1 

1992 

91,1 

91,2 

94,4 

96,0 

94,9 

94,4 

94,1 

97,4 

99,4 

94,8 

1993 

96,0 

95,5 

97,2 

98,0 

97,2 

96,7 

97,0 

98,2 

100,1 

97,3 

1994 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1995 




Harmonisierter Verbraucherpreisindex (1996 = 100) 




97,2 

96,6 

97,9 

98,0 

99,2 

97,6 

97,7 

100 

100 

100 

1995 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100,8 

100,1 

102,9 

1996 

101,9 

101,9 

101,6 

101,9 

101,9 

101,8 

101,7 

101,3 

101,9 

105,3 

1997 

104,2 

103,7 

102,7 

103,3 

102,9 

103,4 

103,0 

101,4 

102,5 

107,0 

1998 

106,4 

106,0 

103,8 

105,4 

103,4 

104,8 

104,3 

102,2 

102,2 

109,3 

1999 

109,4 

109,7 

106,0 

108,3 

104,8 

105,6 

106,2 

103,8 

101,5 

113,0 

2000 

114,2 

112,8 

108,5 

110,7 

107,6 

106,9 

108,6 

104,8 

100,8 

116,2 

2001 

118,4 

116,8 

110,9 

113,4 

109,7 

108,3 

110,8 

105,5 

99,8 

118,0 

2002 


Für die Verbraucherpreise: zusammengewogen mit dem Vorjahresanteil des jeweiligen Landes an den Privaten Konsumausgaben der 
OECD-Länder insgesamt (in Kaufkraftstandards). Ab 2001 einschließlich Griechenland (EU-12). 


Quellen: EU, OECD 
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Tabelle 9* 


Salden der Handelsbilanz und der Leistungs- 

Mrd 


Jahr 

Belgien 

Dänemark 

Deutsch- 

land'^ 

Finnland 

Frankreich 

Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

1970 

+ 0,59 

- 0,46 

+ 5,69 

- 0,19 

- 0,30 

- 0,81 

- 0,36 

+ 0,12 

Salden der 

+ 0,16 

1975 

+ 0,09 

- 0,33 

+16,01 

- 1,80 

+ 1,11 

- 1,49 

- 0,62 

- 0,45 

+ 0,09 

1976 

+ 0,08 

- 1.91 

+15,02 

- 0,69 

- 6,03 

- 1,53 

- 0,79 

- 2,67 

+ 0,15 

1977 

- 0,78 

- 1,67 

+18,15 

+ 0,44 

- 3,32 

- 1,76 

- 1,07 

+ 2,30 

+ 0,11 

1978 

- 1,08 

- 1.19 

+22,83 

+ 1,13 

+ 1,94 

- 1,81 

- 1,50 

+ 6,22 

+ 0,02 

1979 

- 2,46 

- 1,98 

+14,74 

+ 0,47 

- 2,84 

- 1,80 

- 2,97 

+ 3,72 

+ 0,15 

1980 

- 3,82 

- 0,78 

+ 7,55 

- 0,71 

-16,70 

- 2,04 

- 2,94 

-13,12 

- 0,10 

1981 

- 3,01 

+ 0,41 

+15,01 

+ 0,51 

-14,67 

- 0,99 

- 2,93 

- 8,88 

- 0,19 

1982 

- 2,30 

+ 0,21 

+24,16 

+ 0,09 

-17,91 

- 2,87 

- 1,69 

- 5,60 

- 0,12 

1983 

+ 0,45 

+ 1,08 

+19,52 

- 0,01 

- 7,42 

- 3,00 

- 0,79 

+ 1,89 

- 0,04 

1984 

+ 0,61 

+ 0,63 

+21,43 

+ 1,25 

- 4,80 

- 2,48 

- 0,33 

- 1,86 

+ 0,02 

1985 

+ 0,96 

+ 0,15 

+28,28 

+ 0,37 

- 4,92 

- 2,87 

+ 0,08 

- 2,15 

+ 0,16 

1986 

+ 2,86 

- 0,48 

+54,65 

+ 0,83 

- 1,67 

- 2,83 

+ 0,32 

+ 8,09 

+ 0,24 

1987 

+ 2,34 

+ 1,87 

+67,65 

+ 0,10 

- 8,92 

- 2,52 

+ 1,42 

+ 3,62 

- 0,05 

1988 

+ 3,73 

+ 3,20 

+76,35 

- 0,78 

- 8,20 

- 3,74 

+ 2,27 

+ 0,58 

+ 0,09 

1989 

+ 3,91 

+ 3,34 

+74,95 

- 2,38 

-9,14 

- 5,34 

+ 2,14 

- 1,63 

+ 0,41 

1990 

+ 3,99 

+ 6,78 

+68,43 

- 2,26 

-11,98 

- 8,27 

+ 2,19 

+ 0,45 

+ 0,42 

1991 

+ 4,32 

+ 7,91 

- 4,19 

- 1,09 

- 5,58 

- 8,60 

+ 2,38 

- 0,38 

+ 0,31 

1992 

+ 5,79 

+ 9,73 

- 4,98 

+ 1,04 

+ 8,08 

- 8,16 

+ 4,10 

- 1,05 

+ 0,99 

1993 

+ 7,38 

+ 9,46 

+ 3,40 

+ 4,09 

+19,41 

- 7,59 

+ 5,30 

+32,30 

+ 1,28 

1994 

+ 10,05 

+ 8,13 

+ 6,68 

+ 5,84 

+18,19 

- 6,25 

+ 5,42 

+35,76 

+ 1,76 

1995 

+ 12,10 

+ 7,38 

+15,87 

+10,20 

+22,68 

- 8,61 

+ 7,60 

+44,66 

+ 2,21 

1996 

+ 11,20 

+ 9,01 

+24,79 

+ 9,65 

+25,90 

- 9,93 

+ 8,49 

+60,81 

+ 2,06 

1997 

+ 11,10 

+ 5,94 

+28,98 

+ 9,87 

+41,44 

- 8,93 

+ 10,12 

+47,29 

+ 2,35 

1998 

+ 10,50 

+ 3,48 

+32,10 

+11,41 

+38,77 

-10,21 

+ 9,75 

+40,78 

+ 2,81 

1999 

+ 10,80 

+ 8,29 

+17,08 

+10,92 

+32,09 

-10,74 

+ 12,79 

+24,26 

+ 3,43 

2000 

+ 7,60 

+ 9,49 

+ 6,95 

+11,12 

+16,78 

- 9,73 

+ 12,35 

+10,55 

+ 4,36 

2001 

+ 8,20 

+10,31 

+36,95 

+10,11 

+21,71 

- 8,57 

+ 15,44 

+15,92 

+ 3,82 

2002 

+ 10,00 

+10,30 

+85,69 

+11,31 

+30,05 

- 9,08 

+22,82 

+13,15 

+ 3,84 

1970 









Salden der 

1975 

+ 0,14 

- 0,49 

+ 4,50 

- 2,17 

+ 2,70 

- 1,08 

- 0,12 

- 0,62 


1976 

+ 0,25 

- 1.91 

+ 3,77 

- 1,14 

- 3,37 

- 1,10 

- 0,43 

- 2,81 


1977 

- 0,74 

- 1,72 

+ 3,88 

- 0,13 

- 0,41 

- 1,36 

- 0,53 

+ 2,35 


1978 

- 0,77 

- 1.42 

+ 9,10 

+ 0,65 

+ 7,06 

- 1,16 

- 0,86 

+ 6,02 


1979 

- 2,58 

- 2,97 

- 5,44 

- 0,18 

+ 5,17 

- 2,20 

- 2,11 

+ 5,88 


1980 

- 3,73 

- 2,47 

-12,83 

- 1,46 

- 4,16 

- 2,62 

- 2,14 

-10,53 


1981 

- 2,72 

- 1,85 

- 3,67 

- 0,41 

- 4,67 

- 2,74 

- 2,58 

-10,02 


1982 

- 1,11 

- 2,26 

+ 5,51 

- 0,86 

-11,96 

- 2,23 

- 1,91 

- 7,24 


1983 

+ 0,66 

- 1,38 

+ 5,22 

- 1,06 

- 5,01 

- 2,23 

- 1,18 

+ 0,83 


1984 

+ 1,12 

- 1,73 

+10,03 

+ 0,04 

- 0,80 

- 2,47 

- 1,03 

- 3,11 


1985 

+ 1,99 

- 2,75 

+18,35 

- 0,77 

- 0,21 

- 3,79 

- 0,76 

- 4,17 


1986 

+ 4,39 

- 4,48 

+40,25 

- 0,65 

+ 2,37 

- 2,14 

- 0,86 

+ 2,19 


1987 

+ 4,07 

- 2,99 

+45,76 

- 1,74 

- 4,48 

- 1,75 

- 0,08 

- 2,52 


1988 

+ 5,20 

- 1,60 

+52,68 

- 2,68 

- 4,58 

- 1,54 

- 0,02 

- 7,02 


1989 

+ 5,09 

- 1,70 

+57,08 

- 5,77 

- 4,64 

- 3,32 

- 0,58 

-11,21 


1990 

+ 6,19 

+ 0,59 

+48,55 

- 7,01 

- 9,77 

- 4,70 

- 0,40 

-16,80 


1991 

+ 7,22 

+ 1,17 

-18,37 

- 6,80 

- 5,71 

- 2,65 

+ 0,33 

-24,27 


1992 

+ 9,95 

+ 3,16 

-14,46 

- 5,13 

+ 4,82 

- 3,60 

+ 0,55 

-30,21 


1993 

+ 12,99 

+ 3,90 

- 9,67 

- 1,12 

+ 9,64 

- 1,94 

+ 1,81 

+ 7,94 


1994 

+ 14,22 

+ 2,32 

-24,30 

+ 1,06 

+ 7,43 

- 1,37 

+ 1,51 

+12,54 


1995 

+ 15,40 

+ 1,30 

-27,00 

+ 5,36 

+11,10 

- 4,50 

+ 1,71 

+24,97 

+ 2,51 

1996 

+ 13,81 

+ 2,66 

-13,80 

+ 5,14 

+20,81 

- 6,39 

+ 2,02 

+39,12 

+ 2,31 

1997 

+ 13,81 

+ 0,67 

- 9,10 

+ 6,90 

+37,90 

- 5,32 

+ 1,92 

+33,74 

+ 1,92 

1998 

+ 13,26 

- 1,56 

-12,30 

+ 7,29 

+39,10 

- 3,74 

+ 0,74 

+23,10 

+ 1,77 

1999 

+ 12,70 

+ 3,03 

-24,90 

+ 7,71 

+41,20 

- 5,40 

+ 0,20 

+ 8,00 

+ 1,75 

2000 

+ 9,41 

+ 2,37 

-25,80 

+ 9,10 

+17,10 

- 7,80 

- 0,40 

- 6,10 

+ 2,70 

2001 

+ 9,18 

+ 4,93 

+ 3,70 

+ 8,70 

+21,16 

- 7,22 

- 0,70 

- 0,80 

+ 1,79 

2002 

+ 11,53 

+ 4,40 

+54,10 

+10,00 

+28,00 

- 8,60 

- 0,90 

- 7,00 

+ 2,30 


1) Bis 1990 früheres Bundesgebiet; Handelsbilanz: Ausfiihr und Einfuhr von Waren. 
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Tabelle 9* 


bilanz in ausgewählten Ländern 

US-Dollar 


Nieder- 

lande 

Österreich 

Portugal 

Schweden 

Spanien 

Vereinigtes 

Königreich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 

Jahr 

Handelsbilanz^* 









- 0,94 

+ 0,11 

- 0,36 

- 0,11 

- 0,40 

+ 1,05 

- 0,26 

+ 2,84 

+ 1,23 

1970 

+ 2,09 

+ 0,17 

- 1,77 

+ 0,05 

- 4,12 

- 4,00 

+ 1,60 

+ 0,84 

+ 13,58 

1975 

+ 2,30 

- 0,71 

- 2,05 

- 1,12 

- 4,92 

- 2,52 

+ 1,92 

+ 5,25 

- 2,28 

1976 

+ 0,25 

- 1,44 

- 2,42 

- 1,19 

- 2,63 

+ 1,81 

+ 1,67 

+ 12,25 

- 23,68 

1977 

- 1,16 

- 0,36 

- 2,16 

+ 1,18 

+ 0,97 

+ 4,31 

+ 2,22 

+ 18,11 

- 26,10 

1978 

- 2,21 

- 0,58 

- 2,07 

- 0,79 

+ 0,34 

+ 1,59 

- 0,13 

- 8,02 

- 23,98 

1979 

- 2,27 

- 1,70 

- 3,53 

- 2,07 

- 5,21 

+12,00 

- 2,96 

- 9,82 

- 14,88 

1980 

+ 3,89 

- 1,09 

- 4,61 

+ 0,10 

- 4,07 

+14,57 

- 1,29 

+ 8,72 

- 14,95 

1981 

+ 4,99 

+ 0,86 

- 4,27 

- 0,26 

- 3,44 

+ 8,88 

+ 0,12 

+ 7,44 

- 20,55 

1982 

+ 4,18 

+ 0,64 

- 2,54 

+ 2,18 

- 1,30 

+ 3,73 

+ 0,09 

+ 20,50 

- 51,68 

1983 

+ 5,43 

+ 0,02 

- 1,33 

+ 3,79 

+ 3,21 

- 1,23 

- 0,17 

+ 33,86 

-102,03 

1984 

+ 4,89 

+ 0,15 

- 0,61 

+ 1,87 

+ 3,00 

+ 4,34 

+ 0,29 

+ 46,59 

-114,23 

1985 

+ 5,07 

+ 0,98 

- 0,52 

+ 4,49 

+ 4,34 

- 4,71 

+ 1,76 

+ 79,21 

-131,88 

1986 

+ 4,23 

+ 0,32 

- 2,00 

+ 3,29 

- 0,34 

- 8,01 

+ 1,72 

+ 73,17 

-142,25 

1987 

+6,96 

+ 0,54 

- 4,04 

+ 3,29 

- 4,86 

-30,46 

+ 0,57 

+ 64,35 

-106,30 

1988 

+ 6,26 

+ 0,87 

- 3,12 

+ 1,28 

-13,59 

-34,55 

- 0,69 

+ 45,29 

- 80,73 

1989 

+10,94 

+ 1,81 

- 4,68 

+ 1,24 

-17,72 

-25,65 

+ 0,74 

+ 28,93 

- 71,45 

1990 

+11,93 

+ 1,16 

- 5,85 

+ 4,18 

-17,93 

-10,83 

+ 3,51 

+ 56,15 

- 20,68 

1991 

+11,65 

+ 1,47 

- 7,25 

+ 4,55 

-17,38 

-13,35 

+ 8,25 

+ 82,13 

- 27,85 

1992 

+18,06 

+ 0,81 

- 6,04 

+ 7,41 

- 3,86 

- 9,74 

+11,29 

+ 97,09 

- 60,45 

1993 

+21,33 

- 0,78 

- 6,21 

+ 9,68 

- 0,77 

- 7,27 

+11,51 

+ 96,79 

- 87,10 

1994 

+24,66 

- 1,88 

- 6,72 

+16,75 

- 1,09 

- 5,59 

+11,89 

+ 74,30 

- 84,25 

1995 

+23,65 

- 2,59 

- 7,38 

+17,84 

+ 3,15 

- 5,39 

+12,41 

+ 23,34 

- 88,95 

1996 

+22,38 

- 3,19 

- 8,25 

+17,95 

+ 5,72 

+ 1,76 

+12,35 

+ 47,61 

- 89,35 

1997 

+21,34 

- 1,26 

- 9,93 

+15,60 

+ 0,40 

-14,09 

+13,13 

+ 72,40 

-151,73 

1998 

+17,32 

- 1,81 

-11,95 

+15,47 

- 7,57 

-25,76 

+13,83 

+ 69,50 

-249,88 

1999 

+19,41 

- 1,17 

-11,98 

+13,53 

-12,59 

-29,65 

+12,54 

+ 68,23 

-365,45 

2000 

+20,16 

- 0,10 

-10,83 

+13,19 

- 9,66 

-39,79 

+13,31 

+ 26,39 

-348,88 

2001 

+21,47 

+ 5,10 

- 9,23 

+14,63 

- 9,66 

-47,02 

+17,99 

+ 51,39 

-423,63 

2002 

Leistnngsbilanz 









+ 0,19 

- 0,08 




+ 1,94 


+ 1,97 

+ 2,33 

1970 

+ 2,39 

- 0,23 

- 0,75 

- 0,32 

- 3,88 

- 3,84 

+ 2,56 

- 0,68 

+ 18,11 

1975 

+ 3,57 

- 1,10 

- 1,28 

- 1,61 

- 4,61 

- 1,72 

+ 3,37 

+ 3,68 

+ 4,29 

1976 

+ 1,41 

- 2,18 

- 0,95 

- 2,12 

- 2,37 

- 0,76 

+ 3,48 

+ 10,92 

- 14,34 

1977 

- 0,92 

- 0,69 

- 0,45 

- 0,19 

+ 1,22 

+ 1,12 

+ 4,45 

+ 16,54 

- 15,14 

1978 

+ 0,34 

- 1,12 

- 0,05 

- 2,34 

+ 0,73 

- 2,37 

+ 2,43 

- 8,75 

- 0,29 

1979 

- 0,83 

- 1,65 

- 1,06 

- 4,32 

- 5,55 

+ 4,01 

- 0,55 

- 10,75 

+ 2,32 

1980 

+ 3,70 

- 1,35 

- 4,63 

- 2,82 

- 5,26 

+10,91 

+ 2,79 

+ 4,77 

+ 5,03 

1981 

+ 4,98 

+ 0,70 

- 3,19 

- 3,34 

- 4,48 

+ 4,55 

+ 3,98 

+ 6,85 

- 5,53 

1982 

+ 5,02 

+ 0,26 

- 1,55 

- 0,74 

- 2,92 

+ 2,78 

+ 3,82 

+ 20,79 

- 38,70 

1983 

+ 6,33 

- 0,20 

- 0,59 

+ 0,72 

+ 1,81 

- 0,56 

+ 4,35 

+ 35,01 

- 94,34 

1984 

+ 4,35 

- 0,09 

+ 0,37 

- 0,98 

+ 2,76 

+ 0,50 

+ 5,12 

+ 50,68 

-118,16 

1985 

+ 4,28 

+ 0,26 

+ 1,17 

+ 0,05 

+ 3,85 

- 3,54 

+ 6,93 

+ 85,41 

-147,18 

1986 

+ 4,15 

- 0,21 

+ 0,45 

- 0,02 

- 0,22 

-12,70 

+ 7,57 

+ 84,08 

-160,66 

1987 

+ 7,07 

- 0,25 

- 1,01 

- 0,57 

- 3,67 

-35,36 

+ 9,10 

+ 79,23 

-121,16 

1988 

+ 9,41 

+ 0,25 

+ 0,17 

- 3,10 

-10,89 

-43,08 

+ 7,03 

+ 63,32 

- 99,49 

1989 

+ 8,08 

+ 1,23 

- 0,21 

- 6,28 

-18,05 

-39,08 

+ 8,76 

+ 44,15 

- 78,96 

1990 

+ 7,47 

- 0,01 

- 0,69 

- 4,69 

-19,93 

-19,02 

+10,68 

+ 68,32 

+ 3,74 

1991 

+ 6,80 

- 0,73 

- 0,26 

- 7,54 

-21,60 

-22,92 

+15,31 

+ 112,60 

- 48,52 

1992 

+13,21 

- 1,43 

+ 0,31 

- 2,62 

- 5,68 

-17,92 

+19,24 

+131,94 

- 82,53 

1993 

+17,31 

- 3,34 

- 2,25 

+ 2,45 

- 6,43 

-10,29 

+17,27 

+130,35 

-118,24 

1994 

+25,80 

- 6,16 

- 0,15 

+ 8,50 

+ 0,81 

-14,25 

+21,20 

+110,40 

-105,20 

1995 

+21,48 

- 5,42 

- 4,20 

+ 9,70 

+ 0,37 

-10,90 

+21,97 

+ 65,70 

-117,20 

1996 

+25,06 

- 6,50 

- 6,08 

+10,29 

+ 2,52 

- 1,50 

+25,48 

+ 97,00 

-127,70 

1997 

+12,90 

- 5,18 

- 7,81 

+ 9,70 

- 2,90 

- 6,30 

+26,00 

+ 118,60 

-204,70 

1998 

+15,75 

- 6,74 

- 9,75 

+10,65 

-14,00 

-33,80 

+30,40 

+114,60 

-290,80 

1999 

+ 8,20 

- 4,98 

-11,60 

+ 9,41 

-19,30 

-29,50 

+31,64 

+119,40 

-411,50 

2000 

+ 7,80 

- 3,70 

-10,40 

+ 8,48 

-16,40 

-26,00 

+21,80 

+ 87,70 

-393,70 

2001 

+ 5,80 

+ 0,90 

- 8,70 

+10,00 

-15,70 

-28,40 

+24,80 

+112,70 

-480,90 

2002 


2) Ausfuhr und Einfuhr von Waren und Dienstleistungen: fob (free on board). 


Quelle: OECD 
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Tabelle 10* 


Zinssätze in der Europäischen Union 

Prozent 


Zeitraum 

Belgien 

Deutsch- 

land 

Finnland 


Griechen- 

land 

Irland 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Österreich 

1980 

14,33 

9,54 

13,80 

12,03 

Kurzfristige Zinssätze^* 

16,44 16,23 

16,93 


10,55 

10,28 

1981 

15,56 

12,35 

12,70 

15,32 

16,80 

16,65 

19,31 


11,77 

11,37 

1982 

14,25 

8,75 

13,67 

14,62 

18,89 

17,54 

19,88 


8,21 

8,77 

1983 

10,42 

5,80 

14,22 

12,47 

16,63 

14,03 

18,31 


5,67 

5,38 

1984 

11,53 

5,97 

15,80 

11,70 

15,71 

13,23 

17,27 


6,08 

6,57 

1985 

9,55 

5,44 

12,81 

9,95 

17,03 

12,03 

15,04 


6,26 

6,20 

1986 

8,05 

4,60 

11,67 

7,71 

19,78 

12,35 

12,83 


5,66 

5,32 

1987 

7,05 

3,99 

10,03 

8,25 

14,93 

11,05 

11,39 


5,36 

4,35 

1988 

6,73 

4,27 

9,97 

7,94 

15,90 

8,08 

11,29 


4,82 

4,59 

1989 

8,73 

7,07 

12,56 

9,40 

18,67 

9,80 

12,68 


7,39 

7,46 

1990 

9,82 

8,43 

14,00 

10,32 

19,86 

11,37 

12,33 


8,68 

8,53 

1991 

9,39 

9,18 

13,08 

9,62 

22,73 

10,44 

12,20 


9,28 

9,10 

1992 

9,38 

9,46 

13,25 

10,35 

23,54 

12,37 

14,01 


9,35 

9,32 

1993 

8,08 

7,24 

7,77 

8,59 

23,47 

9,27 

10,19 


6,85 

7,23 

1994 

5,58 

5,32 

5,34 

5,85 

24,56 

5,87 

8,45 


5,18 

5,04 

1995 

4,70 

4,48 

5,75 

6,58 

16,35 

6,28 

10,33 


4,37 

4,52 

1996 

3,18 

3,27 

3,63 

3,94 

13,79 

5,42 

8,69 


2,99 

3,34 

1997 

3,44 

3,30 

3,23 

3,46 

12,81 

6,05 

6,78 


3,32 

3,51 

1998 

3,54 

3,52 

3,57 

3,56 

13,98 

5,47 

4,91 


3,42 

3,58 

1999 

X 

X 

X 

X 

10,09 

X 

X 


X 

X 

2000 

X 

X 

X 

X 

7,72 

X 

X 


X 

X 

2001 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


X 

X 

2002 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


X 

X 

2003 l.Vj. 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


X 

X 

2.Vj. 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


X 

X 

3.Vj. 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


X 

X 

1980 

12,20 

8,50 

10,42 

13,78 

Langfristige Zinssätze'*' 

15,35 

15,30 

7,44 

10,14 

9,24 

1981 

13,82 

10,39 

10,98 

16,30 


17,26 

19,35 

8,69 

11,53 

10,61 

1982 

13,44 

8,97 

10,99 

15,99 


17,04 

20,21 

10,35 

9,92 

9,92 

1983 

11,79 

7,89 

10,76 

14,36 


13,90 

18,25 

9,83 

8,24 

8,17 

1984 

11,95 

7,77 

11,12 

13,40 


14,62 

15,57 

10,26 

8,10 

8,02 

1985 

10,61 

6,86 

10,65 

11,86 


12,67 

13,70 

9,53 

7,32 

7,77 

1986 

7,92 

5,92 

8,91 

9,11 


11,07 

11,47 

8,68 

6,36 

7,33 

1987 

7,83 

5,84 

7,91 

10,22 


11,27 

10,58 

7,96 

6,36 

6,94 

1988 

7,86 

6,08 

10,30 

9,22 


9,49 

10,54 

7,14 

6,06 

6,67 

1989 

8,64 

7,03 

12,09 

9,15 


8,95 

11,61 

7,69 

7,22 

7,14 

1990 

10,05 

8,85 

13,21 

10,41 


10,09 

11,87 

8,60 

9,01 

8,74 

1991 

9,25 

8,64 

11,88 

9,48 


9,17 

13,12 

8,15 

8,92 

8,62 

1992 

8,65 

7,85 

11,97 

8,59 

24,12 

9,32 

13,27 

7,86 

8,10 

8,27 

1993 

7,23 

6,51 

8,83 

6,78 

23,29 

7,69 

11,18 

6,85 

6,36 

6,71 

1994 

7,75 

6,87 

9,04 

7,22 

20,72 

7,92 

10,52 

7,15 

6,86 

7,03 

1995 

7,48 

6,85 

8,79 

7,54 

17,02 

8,25 

12,21 

7,23 

6,90 

7,14 

1996 

6,49 

6,22 

7,08 

6,31 

14,46 

7,29 

9,40 

6,32 

6,15 

6,32 

1997 

5,75 

5,64 

5,96 

5,58 

9,92 

6,29 

6,86 

5,60 

5,58 

5,68 

1998 

4,75 

4,57 

4,79 

4,64 

8,48 

4,80 

4,88 

4,73 

4,63 

4,71 

1999 

4,75 

4,49 

4,72 

4,61 

6,30 

4,71 

4,73 

4,66 

4,63 

4,68 

2000 

5,59 

5,26 

5,48 

5,39 

6,10 

5,51 

5,58 

5,52 

5,40 

5,56 

2001 

5,13 

4,80 

5,04 

4,94 

5,30 

5,01 

5,19 

4,86 

4,96 

5,07 

2002 

4,99 

4,78 

4,98 

4,86 

5,12 

5,01 

5,03 

4,70 

4,89 

4,97 

2003 l.Vj. 

4,18 

4,05 

4,14 

4,11 

4,31 

4,14 

4,24 

3,57 

4,06 

4,12 

2.Vj. 

3,99 

3,86 

3,95 

3,93 

4,07 

3,93 

4,06 

3,32 

3,95 

3,92 

3.Vj. 

4,18 

4,09 

4,13 

4,13 

4,25 

4,12 

4,24 

3,08 

4,14 

4,19 


1) Jahres- und Vierteljahresdurchschnitte. - 2) Ab 2001 einschließlich Griechenland. - 3) Dreimonatsgeld. Für die Schweiz: Dreimonatsdepot 
bei Großbanken in Zürich. 
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Tabelle 10* 


und in ausgewählten Ländern'* 


p.a. 


Portugal 

Spanien 

Euro- 

Raum^^ 

Dänemark 

Schweden 

Vereinigtes 

Königreich 

Emopäische 

Union 

(EU-15) 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 

Zeitraum 

16,34 

16,52 


16,83 

Kurzfristige Zinssätze^* 

16,75 

13,20 

5,03 

10,69 

11,56 

1980 

16,02 

16,18 


14,87 


14,15 

14,56 

8,20 

7,40 

13,97 

1981 

16,84 

16,28 


16,44 


12,21 

13,13 

4,40 

6,85 

10,60 

1982 

20,92 

20,05 


11,90 


10,12 

11,17 

3,31 

6,50 

8,67 

1983 

22,46 

14,90 


11,50 


10,01 

10,75 

3,77 

6,32 

9,45 

1984 

21,01 

12,22 


9,98 


12,23 

10,10 

4,36 

6,47 

7,52 

1985 

15,56 

11,66 


9,10 


10,85 

8,67 

3,63 

4,98 

5,97 

1986 

13,89 

15,82 


9,87 

9,64 

9,70 

8,34 

3,22 

3,88 

5,87 

1987 

12,96 

11,64 


8,32 

10,25 

10,32 

8,20 

2,58 

3,97 

6,89 

1988 

13,70 

15,03 


9,60 

11,63 

13,90 

10,62 

7,33 

5,43 

8,39 

1989 

16,91 

15,16 

10,37 

10,89 

13,76 

14,77 

11,20 

8,92 

7,75 

7,74 

1990 

17,67 

13,23 

10,33 

9,70 

11,82 

11,52 

10,70 

8,21 

7,36 

5,53 

1991 

16,18 

13,34 

10,92 

11,03 

13,44 

9,62 

10,99 

7,85 

4,40 

3,51 

1992 

13,25 

11,69 

8,52 

10,47 

8,77 

5,94 

8,41 

4,90 

2,96 

3,08 

1993 

11,10 

8,01 

6,27 

6,08 

7,64 

5,51 

6,45 

4,19 

2,25 

4,68 

1994 

9,79 

9,35 

6,46 

6,09 

8,85 

6,68 

6,68 

2,94 

1,22 

5,97 

1995 

7,36 

7,52 

4,75 

3,87 

5,88 

6,03 

5,06 

2,02 

0,58 

5,46 

1996 

5,72 

5,38 

4,17 

3,66 

4,47 

6,83 

4,72 

1,64 

0,62 

5,68 

1997 

4,32 

4,25 

3,85 

4,14 

4,30 

7,33 

4,59 

1,55 

0,75 

5,50 

1998 

X 

X 

2,97 

3,43 

3,33 

5,54 

3,53 

1,41 

0,22 

5,41 

1999 

X 

X 

4,39 

5,00 

4,07 

6,19 

4,77 

3,17 

0,28 

6,53 

2000 

X 

X 

4,26 

4,70 

4,11 

5,01 

4,40 

2,86 

0,15 

3,77 

2001 

X 

X 

3,32 

3,54 

4,24 

4,06 

3,48 

1,12 

0,08 

1,80 

2002 

X 

X 

2,68 

2,82 

3,71 

3,80 

2,90 

0,49 

0,06 

1,33 

2003 l.Vj. 

X 

X 

2,37 

2,48 

3,28 

3,64 

2,61 

0,29 

0,06 

1,23 

2.Vj. 

X 

X 

2,14 

2,19 

2,86 

3,57 

2,40 

0,27 

0,05 

1,13 

3.Vj. 

21,73 

15,96 


18,94 

Langfristige Zinssätze“'* 

12,0 13,78 


4,76 

9,13 

10,81 

1980 

19,15 

15,80 


19,17 

13,7 

14,75 


5,57 

8,66 

13,07 

1981 

22,26 

15,99 


20,77 

13,3 

12,87 


4,60 

8,06 

12,22 

1982 

26,48 

16,95 


14,30 

12,6 

10,80 


4,17 

7,42 

10,84 

1983 

27,55 

16,53 


13,89 

12,5 

10,69 


4,55 

6,81 

11,99 

1984 

25,41 

13,39 


11,23 

13,2 

10,58 


4,70 

6,34 

10,75 

1985 

17,87 

11,36 


10,06 

10,5 

9,87 


4,23 

4,94 

8,14 

1986 

15,36 

12,78 


11,30 

11,7 

9,50 


4,03 

4,21 

8,64 

1987 

13,87 

11,74 


9,57 

11,3 

9,36 


4,02 

4,28 

8,98 

1988 

14,75 

13,71 


9,89 

11,2 

9,58 


5,20 

5,06 

8,57 

1989 

15,17 

14,68 


10,72 

13,2 

11,08 


6,45 

7,36 

8,73 

1990 

14,26 

12,43 


9,23 

10,8 

9,92 


6,23 

6,52 

8,16 

1991 

11,68 


9,79 

8,91 

9,98 

9,08 

9,75 

6,40 

5,19 

7,13 

1992 

11,19 


8,08 

7,30 

8,53 

7,55 

8,27 

4,58 

4,09 

5,97 

1993 


9,99 

8,18 

7,83 

9,70 

8,15 

8,44 

5,06 

4,24 

7,21 

1994 

11,47 

11,27 

8,73 

8,27 

10,24 

8,32 

8,85 

4,71 

3,32 

6,69 

1995 

8,56 

8,74 

7,23 

7,19 

8,03 

7,94 

7,50 

4,24 

3,03 

6,54 

1996 

6,36 

6,40 

5,99 

6,26 

6,62 

7,13 

6,27 

3,52 

2,15 

6,45 

1997 

4,88 

4,83 

4,71 

4,94 

4,99 

5,60 

4,94 

3,04 

1,30 

5,33 

1998 

4,78 

4,73 

4,66 

4,91 

4,98 

5,01 

4,74 

3,04 

1,75 

5,64 

1999 

5,60 

5,53 

5,44 

5,64 

5,37 

5,33 

5,43 

3,93 

1,76 

6,03 

2000 

5,16 

5,12 


5,08 

5,11 

5,01 

5,00 

3,38 

1,34 

5,01 

2001 

5,01 

4,96 

4,92 

5,06 

5,30 

4,91 

4,92 

3,20 

1,27 

4,60 

2002 

4,19 

4,10 

4,16 

4,30 

4,58 

4,34 

4,17 

2,44 

0,80 

3,90 

2003 l.Vj. 

3,95 

3,92 

3,96 

4,12 

4,43 

4,35 

4,02 

2,54 

0,60 

3,61 

2.Vj. 

4,22 

4,14 

4,16 

4,31 

4,65 

4,62 

4,24 


1,19 

4,22 

3.Vj. 


4) Umlaufsrendite festverzinslicher Staatsschuldpapiere mit einer Restlaufzeit von mindestens drei Jahren. EU-15 und Euro-Raum ab 1990 in 
der Abgrenzung der Maastrichter Kriterien; für die Länder (außer Schweiz) ab 1992. 


Quellen: Deutsche Bundesbank, EU, EZB 
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Tabelle 11* 

DM-Wechselkurse und Euro-Kurse für ausgewählte Währungen'’^’ 


Zeitraum 

Vereinigte 

Staaten 

Japan^^ 

Dänemark 

Schweden 

liili 

Norwegen 

Schweiz 

Kanada 


1 USD 

100 JPY 

100 DKK 

100 SEK 

1 GBP 1 

100 NOK 

100 CHF 

1 CAD 




Kassa-Mittelkursc an der Frankfurter Börse (1 WE = ... DM' 



I960 

4,1704 


60,512 

80,709 

11,709 

58,471 

96,564 

4,3026 

1961 

4,0221 


58,266 

77,848 

11,271 

56,318 

93,133 

3,9752 

1962 

3,9978 


57,938 

77,557 

11,225 

56,015 

92,461 

3,7412 

1963 

3,9864 


57,750 

76,837 

11,162 

55,765 

92,249 

3,6959 

1964 

3,9748 


57,481 

77,171 

11,098 

55,540 

92,035 

3,6852 

1965 

3,9943 


57,772 

77,442 

11,167 

55,868 

92,309 

3,7054 

1966 

3,9982 


57,885 

77,402 

11,167 

55,921 

92,421 

3,7115 

1967 

3,9866 


57,135 

77,237 

10,961 

55,757 

92,111 

3,6961 

1968 

3,9923 


53,347 

77,260 

9,558 

55,895 

92,507 

3,7054 

1969 

3,9244 

1,0305 

52,197 

75,911 

9,381 

54,934 

91,002 

3,6446 

1970 

3,6463 

1,0183 

48,631 

70,324 

8,736 

51,043 

84,601 

3,4966 

1971 

3,4795 

0,9996 

47,024 

68,192 

8,505 

49,588 

84,578 

3,4459 

1972 

3,1889 

1,0534 

45,923 

67,055 

7,974 

48,417 

83,537 

3,2200 

1973 

2,6590 

0,9795 

44,046 

60,959 

6,514 

46,263 

84,005 

2,6599 

1974 

2,5897 

0,8888 

42,535 

58,351 

6,055 

46,859 

87,010 

2,6486 

1975 

2,4631 

0,8301 

42,850 

59,282 

5,449 

47,104 

95,252 

2,4218 

1976 

2,5173 

0,8500 

41,657 

57,803 

4,553 

46,144 

100,747 

2,5541 

1977 

2,3217 

0,8671 

38,696 

51,997 

4,051 

43,634 

96,843 

2,1860 

1978 

2,0084 

0,9626 

36,438 

44,456 

3,853 

38,336 

112,924 

1,7649 

1979 

1,8330 

0,8424 

34,872 

42,766 

3,888 

36,206 

110,229 

1,5651 

1980 

1,8158 

0,8064 

32,245 

42,943 

4,227 

36,784 

108,478 

1,5542 

1981 

2,2610 

1,0255 

31,735 

44,747 

4,556 

39,377 

115,252 

1,8860 

1982 

2,4287 

0,9766 

29,138 

38,894 

4,242 

37,713 

119,721 

1,9694 

1983 

2,5552 

1,0764 

27,926 

33,294 

3,871 

34,991 

121,614 

2,0738 

1984 

2,8456 

1,1974 

27,479 

34,386 

3,791 

34,893 

121,181 

2,1979 

1985 

2,9424 

1,2338 

27,766 

34,160 

3,785 

34,210 

120,016 

2,1577 

1986 

2,1708 

1,2915 

26,815 

30,449 

3,184 

29,379 

120,918 

1,5619 

1987 

1,7982 

1,2436 

26,275 

28,341 

2,941 

26,687 

120,588 

1,3565 

1988 

1,7584 

1,3707 

26,089 

28,650 

3,124 

26,942 

120,060 

1,4307 

1989 

1,8813 

1,3658 

25,717 

29,169 

3,081 

27,230 

115,042 

1,5889 

1990 

1,6161 

1,1183 

26,120 

27,289 

2,877 

25,817 

116,501 

1,3845 

1991 

1,6612 

1,2346 

25,932 

27,421 

2,926 

25,580 

115,740 

1,4501 

1992 

1,5595 

1,2313 

25,869 

26,912 

2,753 

25,143 

111,198 

1,2917 

1993 

1,6544 

1,4945 

25,508 

21,248 

2,483 

23,303 

111,949 

1,2823 

1994 

1,6218 

1,5870 

25,513 

21,013 

2,4816 

22,982 

118,712 

1,1884 

1995 

1,4338 

1,5293 

25,570 

20,116 

2,2620 

22,614 

121,240 

1,0443 

1996 

1,5037 

1,3838 

25,945 

22,434 

2,3478 

23,292 

121,891 

1,1027 

1997 

1,7348 

1,4378 

26,249 

22,718 

2,8410 

24,508 

119,508 

1,2533 

1998 

1,7592 

1,3484 

26,258 

22,128 

2,9142 

23,297 

121,414 

1,1884 



Euro-Referenzkurse der Europäischen Zentralbank (1 EUR = ... 

WE) 


1999 

1,0658 

121,32 

7,4355 

8,8075 

0,65874 

8,3104 

1,6003 

1,5840 

2000 

0,9236 

99,47 

7,4538 

8,4452 

0,60948 

8,1129 

1,5579 

1,3706 

2001 

0,8956 

108,68 

7,4521 

9,2551 

0,62187 

8,0484 

1,5105 

1,3864 

2002 

0,9456 

118,06 

7,4305 

9,1611 

0,62883 

7,5086 

1,4670 

1,4838 

2001 l.Vj. 

0,9232 

108,99 

7,4638 

9,0030 

0,63265 

8,2027 

1,5335 

1,4097 

2.Vj. 

0,8731 

107,05 

7,4595 

9,1267 

0,61462 

8,0144 

1,5282 

1,3464 

3.Vj. 

0,8908 

108,25 

7,4437 

9,4163 

0,61940 

8,0084 

1,5064 

1,3757 

4.Vj. 

0,8955 

110,64 

7,4417 

9,4768 

0,62081 

7,9702 

1,4735 

1,4151 

2002 l.Vj. 

0,8764 

116,03 

7,4317 

9,1566 

0,61464 

7,8081 

1,4733 

1,3973 

2.Vj. 

0,9194 

116,49 

7,4342 

9,1568 

0,62878 

7,5157 

1,4650 

1,4282 

3.Vj. 

0,9836 

117,27 

7,4281 

9,2286 

0,63521 

7,3984 

1,4636 

1,5363 

4.Vj. 

1,0003 

122,47 

7,4280 

9,0943 

0,63640 

7,3181 

1,4667 

1,5696 

2003 l.Vj. 

1,0734 

127,63 

7,4305 

9,1818 

0,66981 

7,5739 

1,4663 

1,6202 

2.Vj. 

1,1364 

134,67 

7,4250 

9,1427 

0,70149 

7,9550 

1,5177 

1,5888 

3.Vj. 

1,1244 

132,10 

7,4309 

9,1639 

0,69886 

8,2468 

1,5450 

1,5531 


1) Jahresdurchschnitte aus den täglichen Notierungen, Vierteljahre aus den Monatsdurchschnitten errechnet. Weitere Erläuterungen siehe Statis- 
tisches Beiheft 5 „Devisenkursstatistik“ zum Monatsbericht der Deutschen Bundesbank. - 2) Für die Wechselkurse der Länder des Euro-Raums 
siehe auch Tabelle 11* im Anhang des JG 2002/03. - 3) Erstmalige Notierung am 1. Dezember 1969. - 4) Ab 1994 Notierung mit vier Dezimal- 
stellen. 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 12* 


Geldmengenaggregate in der Europäischen Währungsunion 

Mrd Euro 


Ende des 

Zeitraums 

Geldmenge Ml'* 

Geldmenge M2^* 

Geldmenge M3^^ 

ins- 

gesamt 

davon 

ins- 

gesamt 

davon 

Einlagen mit vereinbarter 

ins- 

gesamt 

davon 

Bargeld- 

Umlauf^^ 

täglich 

fällige 

Einlagen^^ 

Repo- 

geschäfte 

Geld- 

markt- 

fonds- 

anteile 

(netto)*’* 

Geldmarkt- 
papiere und 
Schuldver- 
schreibungen 
von bis zu 

2 Jahren 

(netto) 

Laufzeit bis 

zu 2 Jahren 

Kündigungs- 
frist von 

bis zu 

3 Monaten 

1998 

1 781,3 

323,4 

1 457,9 

3 915,5 

896,6 

1 237,5 

4 467,3 

176,5 

231,1 

144,2 

1999 

1 965,4 

350,8 

1 614,6 

4 135,1 

882,7 

1 287,0 

4 701,5 

143,9 

280,0 

142,5 

2000 

2 077,1 

348,4 

1 728,8 

4 291,7 

991,8 

1 222,7 

4 902,4 

174,9 

300,0 

135,8 

2001 

2 207,9 

239,7 

1 968,2 

4 667,7 

1 088,8 

1 371,0 

5 430,2 

218,5 

398,0 

145,9 

2002 

2 425,5 

341,2 

2 084,4 

4 963,5 

1 075,5 

1 462,4 

5 788,6 

226,9 

470,6 

127,7 

2000 l.Vj. 

1 978,4 

335,5 

1 642,9 

4 135,8 

889,1 

1 268,3 

4 760,8 

177,3 

303,6 

144,0 

2.Vj. 

2 016,3 

342,0 

1 674,3 

4 177,8 

916,5 

1 245,0 

4 796,8 

167,3 

319,3 

132,4 

3.Vj. 

1 994,4 

339,8 

1 654,6 

4 174,0 

958,4 

1 221,2 

4 786,4 

171,4 

310,5 

130,5 

4.Vj. 

2 077,1 

348,4 

1 728,8 

4 291,7 

991,8 

1 222,7 

4 902,4 

174,9 

300,0 

135,8 

2001 l.Vj. 

2 039,5 

336,3 

1 703,2 

4 375,1 

1 065,9 

1 269,7 

5 080,6 

222,6 

343,6 

139,3 

2.Vj. 

2 131,5 

333,0 

1 798,5 

4 480,7 

1 066,2 

1 283,0 

5 204,8 

221,5 

357,3 

145,2 

3.Vj. 

2 124,7 

309,6 

1 815,1 

4 496,3 

1 070,9 

1 300,6 

5 250,8 

225,7 

381,2 

147,6 

4.Vj. 

2 207,9 

239,7 

1 968,2 

4 667,7 

1 088,8 

1 371,0 

5 430,2 

218,5 

398,0 

145,9 

2002 l.Vj. 

2 168,5 

254,3 

1 914,2 

4 654,7 

1 088,5 

1 397,7 

5 452,8 

229,6 

431,2 

137,2 

2.Vj. 

2 277,8 

285,7 

1 992,1 

4 752,2 

1 074,9 

1 399,6 

5 553,8 

229,6 

439,2 

132,8 

3.Vj. 

2 291,1 

306,7 

1 984,4 

4 776,1 

1 073,6 

1 411,4 

5 606,1 

238,3 

460,4 

131,3 

4.Vj. 

2 425,5 

341,2 

2 084,4 

4 963,5 

1 075,5 

1 462,4 

5 788,6 

226,9 

470,6 

127,7 

2003 l.Vj. 

2 396,9 

327,2 

2 069,7 

4 984,0 

1 073,2 

1 513,9 

5 858,2 

224,0 

550,8 

99,4 

2.Vj. 

2 501,5 

351,0 

2 150,5 

5 106,3 

1 060,0 

1 544,8 

5 989,8 

214,9 

571,0 

97,6 

3.Vj. 

2 481,4 

361,5 

2 119,9 

5 099,3 

1 063,4 

1 554,6 

5 996,2 

220,1 

585,5 

91,2 

2002 Jan 

2 168,5 

246,7 

1 921,9 

4 639,4 

1 081,0 

1 389,9 

5 414,0 

216,2 

416,6 

141,8 

Feb 

2 157,6 

240,5 

1 917,1 

4 628,5 

1 076,8 

1 394,2 

5 415,3 

221,1 

427,0 

138,8 

Mrz 

2 168,5 

254,3 

1 914,2 

4 654,7 

1 088,5 

1 397,7 

5 452,8 

229,6 

431,2 

137,2 

Apr 

2 207,2 

261,7 

1 945,5 

4 690,6 

1 092,1 

1 391,4 

5 490,9 

228,1 

437,5 

134,7 

Mai 

2 219,3 

273,8 

1 945,4 

4 712,4 

1 099,6 

1 393,5 

5 533,8 

234,8 

442,6 

144,0 

Jun 

2 277,8 

285,7 

1 992,1 

4 752,2 

1 074,9 

1 399,6 

5 553,8 

229,6 

439,2 

132,8 

Jul 

2 255,9 

296,6 

1 959,4 

4 742,3 

1 083,7 

1 402,7 

5 546,9 

228,8 

450,3 

125,5 

Aug 

2 228,6 

301,1 

1 927,4 

4 734,2 

1 096,9 

1 408,8 

5 560,7 

236,5 

463,4 

126,5 

Sep 

2 291,1 

306,7 

1 984,4 

4 776,1 

1 073,6 

1 411,4 

5 606,1 

238,3 

460,4 

131,3 

Okt 

2 282,2 

313,9 

1 968,4 

4 794,4 

1 093,7 

1 418,4 

5 626,3 

235,6 

462,7 

133,7 

Nov 

2 341,9 

321,4 

2 020,5 

4 858,3 

1 086,3 

1 430,0 

5 696,1 

229,6 

477,1 

131,1 

Dez 

2 425,5 

341,2 

2 084,4 

4 963,5 

1 075,5 

1 462,4 

5 788,6 

226,9 

470,6 

127,7 

2003 Jan 

2 342,8 

312,1 

2 030,6 

4 905,5 

1 077,9 

1 484,9 

5 782,6 

233,0 

534,9 

109,2 

Feb 

2 350,9 

319,3 

2 031,6 

4 931,7 

1 080,2 

1 500,7 

5 821,8 

233,8 

547,2 

109,1 

Mrz 

2 396,9 

327,2 

2 069,7 

4 984,0 

1 073,2 

1 513,9 

5 858,2 

224,0 

550,8 

99,4 

Apr 

2 425,7 

336,3 

2 089,4 

5 030,0 

1 081,9 

1 522,4 

5 947,4 

230,5 

563,0 

124,0 

Mai 

2 458,7 

343,8 

2 114,9 

5 085,3 

1 096,9 

1 529,8 

5 992,8 

231,4 

571,1 

105,0 

Jun 

2 501,5 

351,0 

2 150,5 

5 106,3 

1 060,0 

1 544,8 

5 989,8 

214,9 

571,0 

97,6 

Jul 

2 481,4 

361,5 

2 119,9 

5 099,3 

1 063,4 

1 554,6 

5 996,2 

220,1 

585,5 

91,2 

Aug 

2 468,6 

362,7 

2 105,9 

5 100,6 

1 069,3 

1 562,7 

5 994,3 

217,1 

587,7 

88,9 

Sep 

2 510,4 

364,9 

2 145,5 

5 111,6 

1 037,3 

1 563,9 

5 989,5 

211,7 

577,5 

88,7 


1) Bargeldumlauf (ab 2002 Euro-Bargeldumlauf zuzüglich noch im Umlauf befindlicher nationaler Banknoten und Münzen), täglich fällige Ein- 


lagen (ohne Einlagen von Zentralregierungen) und monetäre Verbindlichkeiten der Zentralregierungen. - 2) Ml zuzüglich Einlagen mit verein- 
barter Laufzeit bis zu zwei Jahren und vereinbarter Kündigungsfrist bis zu drei Monaten (ohne Einlagen von Zentralregierungen) sowie monetäre 
Verbindlichkeiten der Zentralregierungen. - 3) M2 zuzüglich Repogeschäfte, Geldmarktfondsanteile und Geldmarktpapiere sowie Schuldver- 
schreibungen bis zu zwei Jahren. - 4) Ohne Kassenbestände der Monetären Finanzinstitute (MFIs). - 5) Einschließlich der monetären Verbind- 
lichkeiten der Zentralregierungen. - 6) Ohne Bestände der Monetären Finanzinstitute (MFIs). 


Quelle: EZB 
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Tabelle 13* 

Ausgewählte Wirtschaftsdaten für die EU-Beitrittsländer 


Jahr 

Estland 

Lettland 

Litauen 

Malta 

Polen 

Slowakei 

Slowenien 

Tsche- 

chische 

Republik 

Ungarn 

Zypern 

Europäische 
Union 
(EU- 15) 

1991 

1 568 

2 662 

3 704 

Gesamtbevölkerung (Tausend Personen) 

364 38 245 2 002 10 309 

10 373 


367 724 

1992 

1 555 

2 632 

3 700 

367 

38 365 


1 996 

10318 

10 369 


367 461 

1993 

1 494 

2 586 

3 683 

371 

38 459 

5 325 

1 991 

10 330 

10 358 

633 

369 232 

1994 

1 463 

2 548 

3 658 

375 

38 544 

5 347 

1 989 

10 334 

10 343 

645 

370 971 

1995 

1 437 

2 485 

3 629 

378 

38 588 

5 364 

1 988 

10 327 

10 329 

656 

373 708 

1996 

1 416 

2 457 

3 602 

380 

38 618 

5 374 

1 991 

10315 

10311 

666 

374 788 

1997 

1 400 

2 433 

3 575 

383 

38 650 

5 383 

1 987 

10 303 

10 291 

675 

375 843 

1998 

1 393 

2410 

3 549 

385 

38 666 

5 391 

1 983 

10 294 

10 267 

683 

376 753 

1999 

1 379 

2 391 

3 524 

387 

38 654 

5 396 

1 984 

10 285 

10 238 

691 

377 866 

2000 

1 372 

2 373 

3 500 

390 

38 646 

5 401 

1 989 

10 272 

10211 

698 

379 272 

2001 

1 367 

2 355 

3 481 

393 

38 641 

5 379 

1 992 

10 260 

10 188 

706 

380 815 

2002 

1 361 

2 339 

3 469 

396 

38 641 

5 379 

1 995 

10 249 

10 164 

717 

382 187 

1991 

811 

1 397 

1 898 

125 

Erwerbstätige’’ (Tausend Personen) 

874 



158 265 

1992 

763 

1 294 

1 855 

126 

15 181 


834 


4 085 


158 494 

1993 

702 

1 205 

1 778 

127 

14 894 


819 

4 874 

3 827 


156 629 

1994 

678 

1 083 

1 675 

128 

14 658 


816 

4 927 

3 752 

273 

153 883 

1995 

636 

1 046 

1 644 

132 

14 791 

2 147 

825 

4 963 

3 623 

282 

154711 

1996 

621 

1 018 

1 659 

134 

14 968 

2218 

817 

4 972 

3 605 

285 

155 641 

1997 

622 

1 037 

1 669 

134 

15 177 

2 194 

813 

4 937 

3 610 

284 

157 101 

1998 

609 

1 043 

1 656 

134 

15 356 

2 228 

813 

4 866 

3 675 

287 

159 779 

1999 

583 

1 038 

1 648 

135 

14 757 

2 157 

823 

4 764 

3 792 

290 

162 535 

2000 

575 

1 038 

1 586 

136 

14 526 

2 102 

895 

4 732 

3 829 

298 

165 805 

2001 

580 

1 037 

1 522 

138 

14 207 

2 123 

903 

4 750 

3 845 

304 

167911 

2002 

588 

1 065 

1 399 

137 

13 782 

2 127 

902 

4 796 

3 871 

305 

168 652 

1991 

777 



Beschäftigte Arbeitnehmer’’ 

108 

(Tausend Personen) 

774 



132 419 

1992 

716 



109 

10 592 


736 


3 199 


132 434 

1993 

644 


1 553 

111 

10 252 


716 

4 420 

3 088 


130 792 

1994 

617 


1 402 

112 

10 124 


707 

4411 

3 045 

214 

128 601 

1995 

593 

837 

1 206 

116 

10 398 


714 

4 374 

2 979 

221 

129 660 

1996 

575 

818 

1 155 

118 

10 550 


710 

4 369 

2 961 

223 

130 643 

1997 

573 

814 

1 152 

118 

10 880 


708 

4 329 

2 990 

226 

132 092 

1998 

557 

836 

1 160 

118 

11 191 

2 080 

708 

4 203 

3 089 

230 

134 690 

1999 

533 

848 

1 111 

119 

10 782 

1 993 

719 

4 079 

3 201 

232 

137 704 

2000 

524 

863 

1 078 

121 

10 547 

1 958 

734 

4 023 

3 256 


140 896 

2001 

532 

855 

1 057 

123 

10 226 

1 971 

742 

4 033 

3 296 


142 950 

2002 

540 

878 

1 055 

122 

9 904 

1 984 

741 

4 029 

3 337 


143 772 

1995 


166 


8 

Arbeitslose^’ (Tausend Personen) 
2 280 304 66 

168 

391 


16 860 

1996 

69 

180 


9 

2 241 

282 

65 

170 

380 


17 149 

1997 

64 

182 


11 

1 849 

293 

67 

231 

355 

16 

16 933 

1998 

61 

168 

210 

11 

1 730 

330 

72 

328 

337 

16 

16 030 

1999 

74 

161 

200 

12 

2 300 

427 

69 

444 

279 

17 

14 950 

2000 

81 

154 

283 

11 

2 850 

481 

63 

445 

256 

16 

13 557 

2001 

77 

143 

283 

11 

3 228 

508 

56 

411 

227 

14 

12 893 

2002 

58 

144 

215 

12 

3 445 

483 

59 

376 

229 

13 

13 560 

1995 





Arbeitslosenquot 

:^*^’(vH) 




10,1 

1996 







6,9 


9,6 


10,2 

1997 

9,6 




10,9 


6,9 


9,0 


10,0 

1998 

9,2 

14,3 

11,8 


10,2 


7,4 

6,4 

8,4 


9,4 

1999 

11,3 

14,0 

11,2 


13,4 

16,7 

7,2 

8,6 

6,9 


8,7 

2000 

12,5 

13,7 

15,7 

7,0 

16,4 

18,7 

6,6 

8,7 

6,3 

5,2 

7,8 

2001 

11,8 

12,8 

16,1 

6,7 

18,5 

19,4 

5,8 

8,0 

5,6 

4,4 

7,4 

2002 

9,1 

12,8 

13,1 

7,4 

19,9 

18,6 

6,0 

7,3 

5,6 

3,8 

7,7 


1) Nach ESVG 1995. - 2) Von der EU harmonisierte Arbeitslosenzahlen und Arbeitslosenquoten gemäß den Richtlinien der Internationalen Ar- 


beitsorganisation (ILO-Konzept). Einzelheiten zur Methodik siehe OECD, Quarterly Labour Force Statistics, Technical Notes. - 3) Arbeitslose 
in vH der Erwerbspersonen. 
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Ausgewählte Wirtschaftsdaten für die EU-Beitrittsländer 


Jahr 

Estland 

Lettland 

Litauen 

Malta 

Polen 

Slowakei 

Slowenien 

Tsche- 

chische 

Republik 

Ungarn 

Zypern 

Europäische 
Union 
(EU- 15) 

1991 




Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro 

5 540 1 050 4 720 

1 690 


15 720 

1992 


430 

430 

5 760 

1 010 


5 180 


1 640 


16 390 

1993 

940 

710 

620 

5 660 

1 910 

2 140 

5 440 

2 890 

3 180 

8 900 

16 379 

1994 

1 330 

1 210 

980 

6 110 

2 160 

2 430 

6 100 

3 350 

3 380 

9 720 

17 090 

1995 

1 900 

1 360 

1 310 

6 570 

2 520 

2 770 

7 600 

3 850 

3 300 

10 350 

17 680 

1996 

2 420 

1 630 

1 720 

6 900 

2 930 

3 050 

7 890 

4410 

3 450 

10 570 

18 530 

1997 

2 910 

2 040 

2 380 

7 690 

3 290 

3 470 

8 530 

4 540 

3 920 

11 130 

19 460 

1998 

3 350 

2 260 

2 740 

8 130 

3 650 

3 670 

9 280 

4 920 

4 080 

11 930 

20 330 

1999 

3 540 

2 600 

2 840 

8 830 

3 760 

3 550 

9 950 

5 010 

4 400 

12 600 

21 340 

2000 

4 070 

3 280 

3 460 

9 920 

4 610 

4 059 

10 270 

5 430 

4 960 

13 800 

22 670 

2001 

4 580 

3 650 

3 810 

10 320 

5 290 

4 340 

10 920 

6 220 

5 680 

14 460 

23 350 

2002 

5 070 

3 820 

4 220 

10 360 

5 180 

4 680 

11 700 

7210 

6 780 

15 000 

24 020 

1991 


8 570 

7 460 

Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in 

7 360 4 480 9 430 

KKS“’ 

9 190 

7310 


15 720 

1992 


5 830 

6 030 

7 840 

4 750 


9 240 

9 260 

7 350 


16 390 

1993 

5 150 

4 890 

5 110 

8 160 

5 030 

7 180 

9 780 

9 500 

7 450 

12 260 

16 379 

1994 

5 260 

4 530 

4 740 

8 720 

5 440 

7 740 

10 670 

10 160 

7 900 

13 010 

17 090 

1995 

5 820 

4 380 

5 150 

9 330 

6 370 

8 340 

12 020 

10 970 

8 150 

13 830 

17 680 

1996 

6 350 

4 690 

5 450 

9 960 

6 790 

8 980 

12 880 

11 980 

8 490 

14 310 

18 530 

1997 

7 360 

5 090 

6 080 

10 640 

6 880 

9 600 

13 900 

12 280 

9 190 

14 840 

19 460 

1998 

8 039 

5 620 

6 580 

11 070 

7 710 

10 300 

14 800 

12 710 

9 840 

15 790 

20 330 

1999 

8 180 

6 060 

7310 

11 720 

8 270 

10 600 

15 290 

12 540 

10 390 

17 490 

21 340 

2000 

9 080 

6 970 

7 990 


9 150 

10 660 

15 890 

12 700 

11 240 

17 070 

22 670 

2001 

9 360 

7 840 

8 880 


9 430 

11 200 

16 830 

13 810 

12 270 

17 080 

23 350 

2002 

10 020 

8 460 

9 390 


9 460 

11 350 

17710 

14 370 

13 420 

17 360 

24 020 

1995 

83,5 


80,2 

Harmonisierter Verbraueherpreisindex (1996 = 100) 

94,5 91,0 91,7 

81,0 


97,7 

1996 

100 

100 

100 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1997 

109,3 

108,1 

108,8 


115,0 

106,0 

108,4 

108,0 

118,5 

103,3 

101,7 

1998 

118,9 

112,7 

114,3 


128,5 

113,1 

116,9 

118,5 

135,3 

105,7 

103,0 

1999 

122,6 

115,1 

115,0 


137,8 

124,9 

124,1 

120,6 

148,8 

106,9 

104,3 

2000 

127,4 

118,2 

116,1 


151,7 

140,1 

135,2 

125,4 

163,6 

112,1 

106,2 

2001 

134,6 

121,1 

117,6 


159,7 

149,9 

146,8 

131,1 

178,5 

114,3 

108,6 

2002 

139,4 

123,5 

118,1 


162,8 

154,9 

157,7 

133,0 

187,8 

117,5 

110,8 

1995 




Kurzfristige Zinssätze** 

4,8 27,6 8,4 

(Prozent p.a.) 

11,0 

31,3 


6,7 

1996 

7,1 



5,0 

21,4 

11,9 


12,0 

24,3 


5,1 

1997 

7,6 



5,1 

23,7 

21,8 


16,0 

20,4 


4,7 

1998 

12,5 

6,9 


5,4 

20,4 

21,1 

10,3 

14,3 

17,9 


4,6 

1999 

6,6 

7,5 

13,9 

5,2 

14,7 

15,7 

8,6 

6,9 

15,1 

6,3 

3,5 

2000 

4,7 

4,0 

8,6 

4,9 

18,8 

8,6 

10,9 

5,4 

11,4 

6,4 

4,8 

2001 

4,5 

6,1 

5,9 

4,9 

16,1 

7,8 

10,9 

5,2 

10,9 

5,9 

4,4 

2002 

3,4 

3,3 

3,7 

4,0 

9,0 

7,8 

8,0 

3,5 

9,2 

4,4 

3,5 

1995 




Langfristige Zinssätze^* 

(Prozent p.a.) 



8,9 

1996 











7,5 

1997 










6,9 

6,3 

1998 










6,7 

4,9 

1999 





9,5 




9,9 

7,4 

4,7 

2000 


7,8 


5,8 

11,8 

8,3 

4.7 

6,9 

8,6 

7,6 

5,4 

2001 


7,5 


6,1 

10,7 

8,1 

4,6 

6,3 

7,9 

7,7 

5,0 

2002 


5,3 

6,0 

5,7 

7,3 

6,9 

3,4 

4,9 

7.1 

5,4 

4,9 


4) Zur Methode siehe Eurostat Statistik kurz gefasst, Wirtschaft und Finanzen, Thema 2 „Preise und Kaufkraftparitäten“. - 5) Dreimonatsgeld. - 


6) Mit einer Restlaufzeit von mindestens 10 Jahren; für Lettland und Slowenien von mindestens 5 Jahren. 


Quellen: EU, OECD 
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Tabelle 14* 


Bruttoinlandsprodukt und Aggregate für die EU-Beitrittsländer 
ln jeweiligen Preisen 

Mrd ECU/Euro'> 


Jahr 

Estland 

Lettland 

Litauen 

Malta 

Polen 

Slowakei 

Slowenien 

Tsche- 

chische 

Republik 

Ungarn 

Zypern 

Europäische 
Union 
(EU- 15) 






Bruttoinlandsprodukt 





1991 




2,02 

40,10 


9,45 


17,57 


5 779,49 

1992 


1,12 

1,59 

2,12 

38,64 


10,34 


17,03 


6 023,33 

1993 

1,41 

1,85 

2,28 

2,10 

73,41 

11,42 

10,83 

29,86 

32,97 

5,64 

6 047,99 

1994 

1,94 

3,08 

3,57 

2,29 

83,32 

13,00 

12,13 

34,63 

34,91 

6,27 

6 341,69 

1995 

2,73 

3,38 

4,74 

2,48 

97,18 

14,83 

15,12 

39,80 

34,12 

6,79 

6 594,77 

1996 

3,43 

4,01 

6,21 

2,62 

113,32 

16,40 

15,71 

45,48 

35,58 

7,04 

6 928,03 

1997 

4,08 

4,96 

8,49 

2,94 

127,13 

18,70 

16,93 

46,75 

40,35 

7,52 

7 295,02 

1998 

4,67 

5,44 

9,71 

3,13 

141,29 

19,76 

18,40 

50,64 

41,93 

8,15 

7 638,49 

1999 

4,88 

6,22 

9,99 

3,42 

145,51 

19,13 

19,74 

51,57 

45,08 

8,70 

8 038,73 

2000 

5,58 

7,78 

12,10 

3,87 

177,98 

21,93 

20,44 

55,75 

50,65 

9,63 

8 568,85 

2001 

6,26 

8,59 

13,26 

4,06 

204,45 

23,32 

21,75 

63,85 

57,87 

10,20 

8 865,39 

2002 

6,90 

8,94 

14,65 

4,10 

200,20 

25,15 

23,35 

73,87 

68,92 

10,76 

9 170,13 






Private Konsumausgaben^* 





1991 




1,24 

24,12 


5,18 


9,64 


3 321,53 

1992 


0,45 


1,29 

24,18 


5,70 


9,82 


3 482,55 

1993 

0,82 

0,98 

1,67 

1,26 

46,95 

6,14 

6,33 

15,08 

19,68 


3 507,46 

1994 

1,19 

1,82 

2,43 

1,36 

52,84 

6,72 

6,87 

17,77 

20,26 

3,62 

3 656,56 

1995 

1,60 

2,13 

3,10 

1,52 

59,43 

7,48 

9,02 

20,22 

18,39 

4,38 

3 780,63 

1996 

2,08 

2,72 

4,06 

1,67 

71,75 

8,67 

9,22 

23,73 

18,51 

4,65 

3 997,57 

1997 

2,42 

3,31 

5,25 

1,84 

81,03 

9,91 

9,78 

25,05 

20,37 

5,04 

4 216,57 

1998 

2,75 

3,51 

5,89 

1,94 

89,86 

10,76 

10,54 

26,60 

21,34 

5,57 

4 419,81 

1999 

2,84 

3,91 

6,45 

2,15 

93,76 

10,81 

11,32 

27,63 

23,64 

5,83 

4 685,08 

2000 

3,15 

4,82 

7,77 

2,47 

113,32 

12,21 

11,58 

30,17 

26,45 

6,66 

5 002,65 

2001 

3,50 

5,34 

8,52 

2,59 

132,45 

13,50 

12,15 

33,92 

30,66 

7,05 

5 187,71 

2002 

3,95 

5,61 

9,17 

2,65 

132,60 

14,76 

12,74 

38,98 

37,06 

7,45 

5 349,09 






Konsumausgaben des Staates 





1991 




0,37 

8,77 


1,80 


4,51 


1 194,98 

1992 


0,13 

0,21 

0,40 

8,01 


2,10 


4,52 


1 267,56 

1993 

0,29 

0,37 

0,35 

0,42 

14,33 

2,77 

2,28 

6,54 

9,42 


1 291,09 

1994 

0,46 

0,62 

0,70 

0,47 

14,01 

2,70 

2,45 

7,48 

9,16 

1,04 

1 328,79 

1995 

0,71 

0,76 

1,07 

0,51 

16,32 

3,05 

3,02 

7,93 

8,04 

1,09 

1 365,03 

1996 

0,85 

0,87 

1,42 

0,57 

18,55 

3,68 

3,13 

9,08 

7,83 

1,27 

1 433,20 

1997 

0,94 

0,93 

1,98 

0,60 

20,36 

4,02 

3,33 

9,26 

8,85 

1,41 

1 478,32 

1998 

1,06 

1,16 

2,40 

0,62 

21,82 

4,29 

3,61 

9,43 

9,09 

1,56 

1 521,48 

1999 

1,14 

1,28 

2,26 

0,64 

22,61 

3,79 

3,85 

10,12 

9,71 

1,49 

1 606,91 

2000 

1,17 

1,53 

2,67 

0,72 

31,92 

4,34 

4,08 

10,91 

10,52 

1,59 

1 711,90 

2001 

1,25 

1,66 

2,68 

0,82 

36,67 

4,70 

4,47 

12,80 

12,38 

1,80 

1 791,57 

2002 

1,36 

1,73 

2,99 

0,83 

36,00 

5,01 

4,80 

15,81 

15,93 

1,91 

1 887,91 


1) Bis 1998 ECU, ab 1999 in Euro. - 2) Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck. 
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noch Tabelle 14* 


Bruttoinlandsprodukt und Aggregate für die EU-Beitrittsländer 
ln jeweiligen Preisen 

Mrd ECU/Euro'> 


Jahr 

Estland 

Lettland 

Litauen 

Malta 

Polen 

Slowakei 

Slowenien 

Tsche- 

chische 

Republik 

Ungarn 

Zypern 

Europäische 
Union 
(EU- 15) 






Bruttoanlageinvestitionen 





1991 




0,60 

7,82 


1,95 


3,68 


1 265,52 

1992 


0,13 

0,37 

0,58 

6,49 


1,93 


3,38 


1 274,44 

1993 

0,34 

0,25 

0,53 

0,62 

11,66 

3,42 

2,04 

8,48 

6,23 


1 204,64 

1994 

0,52 

0,46 

0,83 

0,68 

14,95 

3,46 

2,44 

9,95 

7,03 

1,29 

1 254,33 

1995 

0,71 

0,51 

1,04 

0,79 

18,11 

3,71 

3,09 

12,75 

6,84 

1,30 

1 307,56 

1996 

0,92 

0,73 

1,36 

0,75 

23,49 

5,29 

3,36 

14,53 

7,62 

1,43 

1 357,82 

1997 

1,14 

0,93 

1,99 

0,75 

29,84 

6,39 

3,84 

14,32 

8,97 

1,42 

1 417,29 

1998 

1,38 

1,48 

2,39 

0,77 

35,53 

7,13 

4,35 

14,74 

9,91 

1,57 

1 517,27 

1999 

1,22 

1,57 

2,25 

0,80 

37,07 

5,66 

5,21 

14,32 

10,78 

1,57 

1 626,65 

2000 

1,42 

2,06 

2,32 

1,01 

42,52 

5,69 

5,26 

15,77 

12,23 

1,69 

1 764,23 

2001 

1,66 

2,32 

2,73 

0,94 

42,81 

6,72 

5,22 

17,71 

13,67 

1,77 

1 790,92 

2002 

1,97 

2,36 

3,15 

0,85 

38,33 

7,49 

5,28 

19,46 

15,82 

2,01 

1 777,84 





Exporte von Waren und Dienstleistungen 




1991 




1,76 

9,43 


7,90 


5,76 


1 513,29 

1992 


0,90 

0,37 

1,95 

9,16 


6,53 


5,36 


1 559,74 

1993 

0,98 

1,35 

1,88 

2,01 

16,84 

6,47 

6,36 

16,38 

8,71 


1 597,80 

1994 

1,46 

1,43 

1,98 

2,22 

19,70 

7,78 

7,27 

17,48 

10,10 

2,98 

1 766,17 

1995 

1,96 

1,60 

2,44 

2,33 

24,66 

8,65 

7,92 

21,35 

15,15 

3,76 

1 950,18 

1996 

2,30 

2,06 

3,32 

2,28 

27,52 

8,88 

8,29 

23,89 

17,25 

3,93 

2 079,67 

1997 

3,20 

2,53 

4,61 

2,50 

32,41 

10,64 

9,22 

26,43 

22,25 

4,24 

2 329,39 

1998 

3,72 

2,79 

4,52 

2,75 

39,79 

11,80 

9,91 

29,76 

26,25 

4,37 

2 460,17 

1999 

3,77 

2,73 

3,98 

3,10 

38,03 

11,74 

9,83 

31,25 

29,37 

4,77 

2 602,68 

2000 

5,23 

3,55 

5,53 

3,97 

50,28 

15,53 

11,55 

38,93 

37,93 

5,47 

3 082,13 

2001 

5,59 

3,82 

6,75 

3,54 

57,35 

17,11 

12,60 

45,18 

43,03 

5,83 

3 192,93 

2002 

5,81 

4,06 

7,92 

3,60 

59,97 

18,30 

13,52 

48,14 

45,05 

5,54 

3 220,78 





Importe von Waren und Dienstleistungen 




1991 




1,98 

10,20 


7,02 


5,93 


1 531,45 

1992 


0,82 

0,32 

2,10 

8,56 


5,81 


5,40 


1 563,13 

1993 

1,04 

1,05 

2,06 

2,21 

16,12 

6,97 

6,25 

16,14 

11,41 


1 528,02 

1994 

1,67 

1,37 

2,19 

2,45 

17,91 

7,04 

7,01 

18,41 

12,36 

3,01 

1 681,31 

1995 

2,18 

1,68 

2,98 

2,67 

22,37 

8,27 

8,20 

23,24 

15,10 

4,00 

1 844,21 

1996 

2,70 

2,39 

3,93 

2,65 

29,29 

10,60 

8,44 

26,81 

17,08 

4,39 

1 944,98 

1997 

3,67 

2,95 

5,50 

2,75 

37,89 

12,41 

9,35 

29,21 

21,84 

4,64 

2 166,35 

1998 

4,21 

3,52 

5,66 

2,92 

47,19 

13,91 

10,17 

30,37 

26,87 

4,99 

2 325,02 

1999 

4,01 

3,37 

5,01 

3,29 

47,29 

12,57 

10,66 

31,91 

30,58 

5,02 

2 513,36 

2000 

5,46 

4,22 

6,31 

4,39 

62,09 

16,07 

12,28 

40,79 

39,88 

5,97 

3 032,67 

2001 

5,83 

4,78 

7,48 

3,74 

64,97 

19,02 

12,73 

46,91 

43,91 

6,29 

3 097,44 

2002 

6,46 

5,01 

8,76 

3,65 

66,75 

20,09 

13,19 

49,85 

46,60 

6,32 

3 060,80 


Quelle: EU 
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Tabelle 15* 


Bruttoinlandsprodukt und Aggregate für die EU-Beitrittsländer 
In Preisen von 1995 

Mrd ECU/Euro'> 


Jahr 

Estland 

Lettland 

Litauen 

Malta 

Polen 

Slowakei 

Slowenien 

Tsche- 

chische 

Republik 

Ungarn 

Zypern 

Europäische 
Union 
(EU- 15) 






Bruttoinlandsprodukt 





1991 


6,15 

7,49 

2,02 

91,54 


14,18 

36,92 

33,57 

5,45 

6215,81 

1992 


4,01 

5,90 

2,12 

60,54 

12,31 

13,41 

36,73 

32,86 

5,98 

6 292,69 

1993 

2,67 

3,41 

4,94 

2,21 

62,84 

13,07 

13,79 

36,76 

32,67 

6,02 

6 269,60 

1994 

2,62 

3,43 

4,46 

2,34 

90,80 

13,75 

14,53 

37,57 

33,61 

6,38 

6 442,03 

1995 

2,73 

3,38 

4,74 

2,48 

97,18 

14,83 

15,12 

39,80 

34,12 

6,79 

6 594,77 

1996 

2,84 

3,50 

4,96 

2,58 

103,04 

15,49 

15,70 

41,51 

34,58 

6,92 

6 700,84 

1997 

3,11 

3,80 

5,31 

2,71 

110,07 

16,37 

16,40 

41,20 

36,16 

7,08 

6 867,27 

1998 

3,26 

3,98 

5,69 

2,80 

115,40 

17,02 

17,01 

40,77 

37,91 

7,42 

7 067,83 

1999 

3,24 

4,09 

5,59 

2,91 

120,08 

17,24 

18,01 

40,96 

39,49 

7,77 

7 270,15 

2000 

3,47 

4,37 

5,81 

3,10 

139,06 

17,62 

18,75 

42,29 

41,55 

8,16 

7 529,11 

2001 

3,70 

4,72 

6,19 

3,06 

140,38 

18,20 

19,29 

43,60 

43,14 

8,49 

7 653,78 

2002 

3,92 

5,00 

6,61 

3,11 

142,67 

19,00 

19,85 

44,45 

44,64 

8,66 

7 733,47 






Private Konsumausgaben^* 





1991 





62,46 


7,24 




3 604,47 

1992 





38,15 


6,99 




3 663,11 

1993 

1,54 




40,20 

7,09 

7,95 




3 650,88 

1994 

1,55 




57,60 

7,20 

8,26 

19,10 


3,65 

3 713,34 

1995 

1,60 

2,13 

3,10 

1,52 

59,43 

7,48 

9,02 

20,22 

18,39 

4,38 

3 780,63 

1996 

1,75 

2,34 

3,31 

1,63 

64,55 

8,14 

9,26 

21,83 

17,73 

4,54 

3 852,93 

1997 

1,88 

2,46 

3,48 

1,65 

68,97 

8,61 

9,48 

22,35 

18,07 

4,72 

3 927,43 

1998 

1,97 

2,49 

3,65 

1,69 

72,31 

9,15 

9,77 

21,99 

18,95 

5,12 

4 051,43 

1999 

1,91 

2,58 

3,77 

1,80 

76,21 

9,46 

10,34 

22,37 

20,00 

5,16 

4 197,80 

2000 

2,04 

2,77 

4,02 

1,92 

87,21 

9,28 

10,37 

22,92 

21,10 

5,69 

4 321,97 

2001 

2,14 

2,99 

4,17 


88,96 

9,65 

10,62 

23,76 

22,29 

5,96 

4 407,37 

2002 

2,35 

3,20 

4,38 


91,88 

10,15 

10,74 

24,71 

24,58 

6,11 

4 451,80 






Konsumausgaben des Staates 





1991 


0,70 



17,80 


2,79 

8,55 

8,57 


1 283,96 

1992 


0,76 



12,25 

3,11 

2,74 

7,98 

8,47 


1 318,94 

1993 

0,58 

0,76 



12,65 

3,29 

2,89 

8,27 

9,31 


1 338,65 

1994 

0,61 

0,75 



15,74 

2,96 

2,95 

8,28 

8,62 

1,08 

1 354,45 

1995 

0,71 

0,76 

1,07 

0,51 

16,32 

3,05 

3,02 

7,93 

8,04 

1,09 

1 365,03 

1996 

0,71 

0,77 

1,10 

0,55 

16,65 

3,55 

3,12 

8,21 

7,85 

1,23 

1 386,45 

1997 

0,72 

0,77 

1,17 

0,55 

17,16 

3,39 

3,20 

7,85 

8,09 

1,28 

1 399,90 

1998 

0,75 

0,82 

1,24 

0,52 

17,41 

3,78 

3,37 

7,50 

8,24 

1,37 

1 421,50 

1999 

0,78 

0,82 

1,14 

0,52 

17,58 

3,49 

3,47 

7,67 

8,36 

1,26 

1 450,89 

2000 

0,79 

0,80 

1,18 

0,55 

17,85 

3,54 

3,55 

7,60 

8,52 

1,27 

1 478,59 

2001 

0,80 

0,81 

1,19 

0,57 

17,89 

3,72 

3,69 

8,00 

8,89 

1,41 

1 512,27 

2002 

0,84 

0,82 

1,24 

0,58 

18,05 

3,87 

3,78 

8,46 

9,35 

1,46 

1 552,94 


1) Bis 1998 ECU, ab 1999 in Euro. - 2) Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck. 
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noch Tabelle 15* 


Bruttoinlandsprodukt und Aggregate für die EU-Beitrittsländer 
In Preisen von 1995 

Mrd ECU/Euro'> 


Jahr 

Estland 

Lettland 

Litauen 

Malta 

Polen 

Slowakei 

Slowenien 

Tsche- 

chische 

Republik 

Ungarn 

Zypern 

Europäische 
Union 
(EU- 15) 






Bruttoanlageinvestitionen 





1991 


0,78 



12,69 


2,40 

8,36 

6,40 


1 308,30 

1992 


0,56 



9,26 

3,83 

2,09 

9,74 

6,23 


1 308,27 

1993 

0,64 

0,47 



9,53 

3,71 

2,32 

9,76 

6,36 


1 237,03 

1994 

0,68 

0,47 



15,55 

3,62 

2,64 

10,64 

7,15 

1,32 

1 271,38 

1995 

0,71 

0,51 

1,04 


18,11 

3,71 

3,09 

12,75 

6,84 

1,30 

1 307,56 

1996 

0,79 

0,63 

1,20 


21,67 

4,82 

3,43 

13,79 

7,30 

1,40 

1 332,56 

1997 

0,92 

0,76 

1,50 


26,36 

5,51 

3,91 

13,39 

7,97 

1,33 

1 373,30 

1998 

1,03 

1,09 

1,82 


30,11 

6,11 

4,31 

13,48 

9,03 

1,44 

1 459,14 

1999 

0,88 

1,05 

1,71 


32,07 

4,98 

5,28 

13,35 

9,56 

1,42 

1 537,77 

2000 

0,99 

1,26 

1,56 


34,97 

5,04 

5,42 

14,06 

10,29 

1,48 

1 612,81 

2001 

1,11 

1,47 

1,77 


31,91 

5,53 

5,39 

14,84 

10,65 

1,52 

1 618,94 

2002 

1,29 

1,63 

1,99 


30,07 

5,50 

5,47 

14,94 

11,42 

1,67 

1 582,91 





Exporte von Waren und Dienstleistungen 




1991 


1,88 



14,21 


9,06 

14,19 

9,82 


1 583,39 

1992 


2,15 



13,06 

7,16 

6,93 

15,54 

10,08 


1 633,14 

1993 

1,80 

1,67 



13,49 

7,14 

6,97 

18,00 

9,04 


1 654,64 

1994 

1,87 

1,53 



20,09 

8,01 

7,83 

18,30 

10,27 

3,02 

1 805,59 

1995 

1,96 

1,60 

2,44 

2,33 

24,66 

8,65 

7,92 

21,35 

15,15 

3,76 

1 950,18 

1996 

2,01 

1,92 

2,91 

2,19 

27,61 

8,29 

8,14 

23,11 

17,06 

3,90 

2 046,95 

1997 

2,61 

2,17 

3,46 

2,28 

30,98 

9,86 

9,05 

25,23 

20,87 

3,96 

2 255,71 

1998 

2,92 

2,28 

3,61 

2,46 

35,42 

11,16 

9,72 

27,74 

24,83 

3,97 

2 407,76 

1999 

2,93 

2,13 

3,01 

2,67 

34,49 

11,74 

9,88 

29,44 

27,92 

4,22 

2 538,78 

2000 

3,77 

2,39 

3,30 

2,82 

43,27 

13,36 

11,17 

34,46 

33,77 

4,60 

2 847,44 

2001 

3,76 

2,55 

4,00 

2,68 

44,63 

14,22 

11,88 

38,55 

36,75 

4,76 

2 934,02 

2002 

3,99 

2,71 

4,78 

2,76 

46,77 

15,07 

12,64 

39,61 

38,13 

4,52 

2 977,24 





Importe von Waren und Dienstleistungen 




1991 


2,56 



14,56 


7,19 

10,42 

9,48 


1 584,27 

1992 


2,77 



11,24 

7,77 

5,54 

13,51 

9,54 


1 638,90 

1993 

1,85 

1,67 



12,72 

7,72 

6,51 

16,72 

11,45 


1 589,25 

1994 

2,07 

1,66 



17,99 

7,31 

7,37 

19,18 

12,46 

3,03 

1 718,78 

1995 

2,18 

1,68 

2,98 

2,67 

22,37 

8,27 

8,20 

23,24 

15,10 

4,00 

1 844,21 

1996 

2,35 

2,16 

3,68 

2,51 

28,64 

9,76 

8,39 

26,35 

16,68 

4,27 

1 921,19 

1997 

3,03 

2,30 

4,60 

2,47 

34,77 

11,11 

9,36 

28,48 

20,53 

4,32 

2 100,28 

1998 

3,42 

2,74 

4,88 

2,53 

41,22 

12,98 

10,32 

30,35 

25,70 

4,65 

2 308,04 

1999 

3,24 

2,60 

4,28 

2,79 

41,62 

12,16 

11,15 

31,99 

29,13 

4,58 

2 480,68 

2000 

4,14 

2,73 

4,48 

3,08 

51,82 

13,40 

12,00 

37,42 

34,77 

4,99 

2 751,76 

2001 

4,23 

3,07 

5,27 

2,79 

49,05 

14,96 

12,35 

42,50 

36,88 

5,18 

2 805,77 

2002 

4,66 

3,21 

6,19 

2,73 

50,31 

15,76 

12,96 

44,32 

39,12 

5,26 

2 822,27 


Quelle: EU 
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Tabelle 16* 


Indikatoren für die Welt und für ausgewählte Ländergruppen’’ 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 



1985 

bis 

1994’’ 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

Bruttoinlandsprodukt, real 










Welt 

3,3 

3,7 

4,0 

4,2 

2,8 

3,6 

4,8 

2,4 

3,0 

davon: 

Industrieländer^^ 

3,0 

2,8 

3,0 

3,5 

2,7 

3,4 

3,9 

1,0 

1,8 

Entwicklungsländer 

5,2 

6,1 

6,6 

5,9 

3,5 

3,9 

5,7 

4,1 

4,6 

Transformationsländer 

-2,1 

-1,5 

-0,6 

1,9 

-0,9 

4,1 

7,1 

5,1 

4,2 

nachrichtlich: 










G7-Länder"'’ 

2,8 

2,4 

2,7 

3,2 

2,8 

3,0 

3,5 

0,8 

1,6 

Europäische Union^^ 

2,4 

2,5 

1,7 

2,6 

3,0 

2,8 

3,6 

1,7 

1,1 

Bruttoinlandsprodukt, real 
je Einwohner 

Industrieländer’’ 

2,4 

2,1 

2,3 

2,8 

2,1 

2,8 

3,4 

0,5 

1,4 

Entwicklungsländer 

3,2 

4,4 

4,9 

4,2 

1,9 

2,3 

4,1 

2,5 

3,1 

Transformationsländer 

-2,6 

-1,5 

-0,6 

1,9 

-0,8 

4,2 

7,3 

5,4 

4,5 

Welthandel, Waren und Dienste 










Volumen, insgesamt 

5,5 

9,0 

7,0 

10,4 

4,4 

5,8 

12,6 

0,1 

3,2 

Deflator 

in US-Dollar 

3,0 

9,0 

-1,5 

-6,0 

-5,4 

-1,9 

-0,7 

-3,1 

1,0 

in Sonderziehungsrechten 

-0,4 

2,9 

2,9 

-0,9 

-4,1 

-2,7 

2,9 

0,3 

-0,7 

Exporte, Waren und Dienste 










Industrieländer^^ 

5,8 

8,8 

6,1 

10,6 

4,2 

5,5 

12,0 

-0,8 

2,2 

Entwicklungsländer 

7,7 

8,1 

9,5 

13,5 

5,5 

5,4 

14,4 

2,7 

6,5 

Importe, Waren und Dienste 










Industrieländer^^ 

6,0 

8,9 

6,4 

9,4 

6,0 

8,1 

11,9 

-1,0 

2,2 

Entwicklungsländer 

4,8 

9,6 

9,9 

10,5 

-0,8 

2,4 

16,1 

1,6 

6,0 

Verbraucherpreise 

davon: 

Industrieländer^^ 

3,8 

2,6 

2,4 

2,1 

1,5 

1,4 

2,2 

2,2 

1,5 

Entwicklungsländer 

49,9 

23,3 

15,3 

9,9 

10,4 

6,5 

5,8 

5,8 

5,3 

Transformationsländer 

97,1 

133,8 

42,5 

27,4 

21,5 

44,4 

20,7 

16,2 

11,1 

nachrichtlich: 










G7-Länder"'’ 

3,3 

2,3 

2,2 

2,0 

1,3 

1,4 

2,2 

2,0 

1,3 

Europäische Union^^ 

4,3 

2,9 

2,5 

1,9 

1,5 

1,4 

2,2 

2,4 

2,3 


1) Industrieländer (25) und vier südostasiatische Schwellenländer, 125 Entwicklungsländer und 28 Transformationsländer; nähere Erläuterun- 
gen bezüglich der einbezogenen Länder, zur Klassifikation der jeweiligen Ländergruppe und zur Berechnung der zusammengefassten Ergeb- 
nisse für die jeweiligen Merkmale siehe statistischer Anhang zum „World Economic Outlook, September 2003“ des Internationalen Währungs- 
fonds (IWF). - www.imf.org. - 2) Durchschnittlich jährliche Veränderung. - 3) Einschließlich vier südostasiatische Schwellenländer: Hongkong 
(China), Korea, Singapur und Taiwan. - 4) Deutschland (bis Juni 1990 früheres Bundesgebiet), Frankreich, Italien, Japan, Kanada, Vereinigtes 
Königreich und Vereinigte Staaten. - 5) In allen Jahren für die 15 aktuellen Mitgliedstaaten. 


Quelle: IWF 
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Tabelle 17* 


Bevölkerungsstand und Bevölkerungsvorausberechnung 
für die Bundesrepublik Deutschland 



Bevölkerungsstand*^ 

Bevölkerungsvorausberechnung^^ 

1950 

1960 

1970 

1 1980 

1989 

1991 

1995 1 

2001 

2010 

2020 

2030 1 

2050 






Tausend Personen 






Bevölkerungsstand 













- insgesamt 

50 958 

55 958 

61 001 

61 658 

62 679 

80 275 

81 817 

82 440 

83 066 

82 822 

81 220 

75 117 

- Männer 

23 801 

26 328 

29 072 

29 481 

30 236 

38 839 

39 825 

40 275 

40 784 

40 669 

39 774 

36 491 

- Frauen 

27 157 

29 631 

31 930 

32 177 

32 443 

41 435 

41 993 

42 166 

42 282 

42 154 

41 446 

38 626 

- nach Altersgruppen 













0 bis unter 15 

11 855 

12 066 

14 103 

11 003 

9 436 

13 100 

13 238 

12 619 

11 258 

10 701 

10 182 

8 859 

1 5 bis unter 20 

3 689 

3 851 

4 022 

5 275 

3 635 

4 194 

4 390 

4 641 

4 267 

3 851 

3 745 

3 235 

20 bis unter 25 

3 774 

4 897 

3 940 

4 755 

5 294 

6 079 

4 767 

4 754 

5 150 

4 441 

3 972 

3 612 

25 bis unter 40 

10 178 

11 426 

13 132 

12 488 

14 591 

19 348 

20 379 

18 432 

15 420 

15 805 

14 302 

12 958 

40 bis unter 60 

14311 

14 483 

14 001 

16 171 

16 648 

21 169 

21 834 

22 124 

25 708 

23 870 

21 110 

18 867 

60 bis unter 65 

2 345 

3 134 

3 685 

2 431 

3 461 

4 352 

4 477 

5 806 

4 676 

5 935 

6 295 

5 347 

65 und älter 

4 806 

6 100 

8 119 

9 535 

9 614 

12 033 

12 732 

14 066 

16 589 

18219 

21 615 

22 240 







Anteile in vH 






- nach Altersgruppen 













0 bis unter 15 

23,3 

21,6 

23,1 

17,8 

15,1 

16,3 

16,2 

15,3 

13,6 

12,9 

12,5 

11,8 

1 5 bis unter 20 

7,2 

6,9 

6,6 

8,6 

5,8 

5,2 

5,4 

5,6 

5,1 

4,6 

4,6 

4,3 

20 bis unter 25 

7,4 

8,8 

6,5 

7,7 

8,4 

7,6 

5,8 

5,8 

6,2 

5,4 

4,9 

4,8 

25 bis unter 40 

20,0 

20,4 

21,5 

20,3 

23,3 

24,1 

24,9 

22,4 

18,6 

19,1 

17,6 

17,3 

40 bis unter 60 

28,1 

25,9 

23,0 

26,2 

26,6 

26,4 

26,7 

26,8 

30,9 

28,8 

26,0 

25,1 

60 bis unter 65 

4,6 

5,6 

6,0 

3,9 

5,5 

5,4 

5,5 

7,0 

5,6 

7,2 

7,8 

7,1 

65 und älter 

9,4 

10,9 

13,3 

15,5 

15,3 

15,0 

15,6 

17,1 

20,0 

22,0 

26,6 

29,6 

- Jugendquotient '20'^* 

50,8 

46,9 

52,1 

45,4 

32,7 

33,9 

34,3 

33,8 

30,5 

29,1 

30,5 

29,7 

- Altenquotient 'öS'“*’ 

15,7 

18,0 

23,4 

26,6 

24,0 

23,6 

24,7 

27,5 

32,6 

36,4 

47,3 

54,5 






Tausend 

Personen 






Geburten 

813 

969 

811 

621 

682 

830 

765 

734 

700 

688 

620 

562 

Gestorbene 

529 

643 

735 

714 

698 

911 

885 

829 

913 

984 

1 049 

1 138 

- Saldo 

284 

326 

76 

-93 

- 16 

-81 

- 120 

-95 

-213 

-296 

-429 

-576 

Geburtenhäufigkeit** 

2 100 

2 366 

2 016 

1 445 

1 395 

1 332 

1 249 

1 349 

1 400 

1 400 

1 400 

1 400 







Jahre 






Lebenserwartung** 













- Männer 













0 Jahre (bei Geburt) 

64,6 

66,9 

67,4 

69,9 

72,6 

72,5 

73,3 

74,8 


78,1 

79,7 ‘‘* 

81,1 

20 Jahre 

50,3 

50,3 

50,2 

51,6 

53,6 

53,4 

54,1 

55,5 





40 Jahre 

32,3 

31,9 

31,8 

32,5 

34,7 

34,7 

35,3 

36,5 





60 Jahre 

16,2 

15,5 

15,3 

16,4 

17,7 

17,8 

18,3 

19,2 



22,7 "* 

23,7 

80 Jahre 

5,2 

5,2 

5,4 

5,7 

6,1 

6,2 

6,5 

7,0 





- Frauen 













0 Jahre (bei Geburt) 

68,5 

72,4 

73,8 

76,6 

79,0 

79,0 

79,7 

80,8 


83,8 

85,4 "* 

86,6 

20 Jahre 

53,2 

55,2 

56,0 

57,9 

59,8 

59,8 

60,4 

61,4 





40 Jahre 

34,7 

36,1 

36,8 

38,6 

40,4 

40,3 

40,8 

41,8 





60 Jahre 

17,5 

18,5 

19,1 

20,7 

22,2 

22,1 

22,7 

23,5 



27,1 "* 

28,2 

80 Jahre 

5,6 

5,9 

6,2 

6,9 

7,7 

7,7 

8,0 

8,5 










Tausend Personen 






Anläenwanderungen^ 













- Znzüge, insgesamt 

88 

395 

1 043 

736 

1 134 

1 199 

1 096 

879 





Deutsche 


77 

67 

105 

367 

274 

303 

194 





Ausländer 


318 

976 

631 

767 

925 

793 

685 





- Fortzüge, insgesamt 

136 

219 

496 

440 

540 

596 

698 

606 





Deutsche 


94 

61 

54 

102 

99 

131 

110 





Ausländer 


124 

435 

386 

438 

498 

567 

497 





- Saldo, insgesamt 

-48 

176 

547 

297 

594 

603 

398 

273 

230 

215 

205 

200 

Deutsche 


- 17 

6 

51 

265 

175 

173 

84 

30 

15 

5 

0 

Ausländer 


193 

542 

246 

329 

428 

225 

188 

200 

200 

200 

200 


1) Ab 1991 Bundesrepublik Deutschland einschließlich neue Bundesländer und Berlin-Ost. - 2) Gemäß 10. koordinierte Bevölkerungsvorausbe- 


rechnung (5 . Variante) auf der Basis 3 1 . Dezember 200 1 ; Jahresendstände. - 3) Unter 20- Jährige bezogen auf die Bevölkerung im Alter von 20 
bis unter 65 Jahren in vH. - 4) 65-Jährige und Ältere bezogen auf die Bevölkerung im Alter von 20 bis unter 65 Jahren in vH. - 5) Lebendgebore- 
ne je Tausend Frauen im Alter von 15 bis 49 Jahren. - 6) Bei erreichtem Alter; errechnet aus den Sterbetafeln von 1949/51, 1960/61, 1970/72, 
1979/81, 1990/92, 1994/96, 1998/00. - 7) Außenwanderungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Ausland; lur 1950 Ergebnisse 
des Jahres 1952. - a) Fernere Lebenserwartung im Jahr 2035. 
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Ausländer in Deutschland 


An- 


Staatsangehörigkeit 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

Europa 

5 920 324 

6 003 943 

6 004 693 

Wohnbevölkerung** 

5 938 649 5 930 311 

5 857 791 

5 834 688 

5 816 743 

Belgien 

22 917 

23 214 

23 313 

23 266 

23 284 

23 494 

23 463 

23 525 

Dänemark 

20 540 

20 483 

20 474 

20 383 

20 320 

20 963 

21 326 

21 390 

Finnland 

14 790 

15 129 

15 090 

15 150 

15 449 

15 903 

16 059 

15 827 

Frankreich 

99 135 

101 783 

103 902 

105 808 

107 191 

110 173 

1 1 1 347 

112 392 

Griechenland 

359 556 

362 539 

363 202 

363 514 

364 354 

365 438 

362 708 

359 361 

Irland 

15 683 

16 282 

16 039 

15 512 

15 527 

15 690 

15 594 

15 647 

Italien 

586 089 

599 429 

607 868 

612 048 

615 900 

619 060 

616 282 

609 784 

Luxemburg 

5 481 

5 545 

5 607 

5 732 

5 857 

5 981 

6 225 

6 589 

Niederlande 

113 063 

113 299 

112 804 

112 072 

110519 

110 786 

112 362 

115215 

Österreich 

184 470 

184 933 

185 076 

185 159 

186 090 

187 742 

188 957 

189 336 

Portugal 

125 131 

130 842 

132 314 

132 578 

132 623 

133 726 

132 625 

131 435 

Schweden 

16 784 

17 275 

17 545 

17 923 

18 178 

18 875 

19 194 

19417 

Spanien 

132 283 

132 457 

131 636 

131 121 

129 893 

129 471 

128 713 

127 465 

Vereinigtes Königreich 

115 826 

116 641 

115 162 

114 055 

113 487 

115 353 

115 167 

114 683 

EU-Länder 

1 811 748 

1 839 851 

1 850 032 

1 854 321 

1 858 672 

1 872 655 

1 870 022 

1 862 066 

Estland 

2 509 

2 881 

3 173 

3 348 

3 429 

3 649 

3 880 

4019 

Jugoslawien“^^ 

1 332 884 

1 335 534 

721 029 

719 474 

737 204 

662 495 

627 523 

591 492 

Polen 

276 753 

283 356 

283 312 

283 604 

291 673 

301 366 

310 432 

317 603 

Schweiz 

36 045 

36 541 

36 842 

37 153 

37 455 

37 974 

37 922 

38 010 

Slowakei 

6 707 

7 738 

9 242 

9 808 

12 097 

14 657 

17 049 

18 327 

Slowenien 

17 328 

17 772 

18 093 

18 412 

18 648 

18 766 

19 395 

20 550 

Tschechische Republik 

18 327 

18 771 

19 583 

20 782 

22 038 

24 361 

26 667 

28 429 

Türkei 

2014311 

2 049 060 

2 107 426 

2 110 223 

2 053 564 

1 998 534 

1 947 938 

1 912 169 

Ungarn 

56 748 

55 706 

52 029 

51 905 

53 152 

54 437 

55 978 

55 953 

Übriges Europa 

346 964 

356 733 

903 932 

829 619 

842 379 

868 897 

917 882 

968 125 

Afrika 

291 169 

298 643 

305 595 

303 269 

300 611 

299 255 

303 018 

308 238 

Ägypten 

13 455 

13 595 

13 927 

13 976 

13 811 

14 025 

14 179 

14 477 

Marokko 

81 922 

82 927 

83 904 

82 748 

81 450 

80 266 

79 444 

79 838 

übriges Afrika 

195 792 

202 121 

207 764 

206 545 

205 350 

204 964 

209 395 

213 923 

Amerika 

183 019 

189 583 

194 371 

199311 

205 373 

213 285 

218 889 

223 867 

Kanada 

10 508 

10 826 

11 119 

11 403 

11 594 

12 048 

12 646 

13 160 

Vereinigte Staaten 

108 359 

109 598 

110 105 

110 680 

111 982 

113 623 

113 528 

112 943 

Übriges Amerika 

64 152 

69 159 

73 147 

77 228 

81 797 

87 614 

92 715 

97 764 

Asien 

702 923 

743 468 

781 034 

796 254 

823 092 

841 738 

877 413 

901 706 

Indien 

34 709 

35 591 

35 609 

34 760 

34 328 

35 183 

38 210 

41 246 

Iran 

106 979 

111 084 

113 848 

115 094 

116 446 

107 927 

98 555 

88 711 

Israel 

9 398 

9 380 

9 291 

9 208 

9 208 

9 259 

9 555 

10219 

Japan 

27 295 

28 072 

28 425 

29 292 

29 980 

32 354 

33 839 

34 689 

Jordanien 

12 249 

12 067 

11 878 

11 545 

11 190 

10 922 

10 638 

10 435 

Pakistan 

36 924 

37 856 

38 527 

38 095 

38 257 

37 016 

35 433 

34 937 

Übriges Asien 

475 369 

509 418 

543 456 

558 260 

583 683 

609 077 

651 183 

681 469 

Australien und Ozeanien 

9 186 

9 380 

9 624 

9 929 

10 033 

10 410 

11 202 

11 853 

Staatenlos und ungeklärte 









Staatsangehörigkeit 

67 245 

69 029 

70 516 

72 181 

74 171 

74 338 

73 418 

73 185 

Insgesamt 

7 173 866 

7 314 046 

7 365 833 

7 319 593 

7 343 591 

7 296 817 

7 318 628 

7 335 592 


1) Stand am 31. Dezember. - 2) Ab 1998 Deutschland. - 3) Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer jeweils am 30. Juni. - Ab 
1999 ohne eingebürgerte ausländische Mitbürger. - 4) Von 1993 bis 1996: Bosnien und Herzegowina, Kroatien, Montenegro, Serbien und Ma- 
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nach der Staatsangehörigkeit 

zahl 


1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

Staatsangehörigkeit 

1 873 502 

1 822 384 

1 740 729 

Beschäl 

1 746 748 

1 653 430 

1 679 143 

1 692 605 

1 655 796 

Europa 

9 373 

9211 

8 882 

8 775 

8 611 

8 552 

8 655 

8 548 

Belgien 

4 990 

4 640 

4 423 

4 343 

4 347 

4 426 

4 585 

4 571 

Dänemark 

4 325 

4 308 

4 242 

4 108 

3 868 

3 938 

3 983 

3 854 

Finnland 

68 277 

68 715 

69 296 

72 246 

77 227 

80 500 

82 054 

76 387 

Frankreich 

116 745 

113 107 

108 666 

108 989 

108 911 

111 581 

110919 

107 339 

Griechenland 

3 931 

3 841 

4 025 

3 769 

3 590 

3 464 

3 459 

3 312 

Irland 

204 646 

203 204 

199 741 

202 740 

204 906 

207 427 

205 791 

197 575 

Italien 

1 265 

1 289 

1 269 

1 276 

1 300 

1 273 

1 309 

1 231 

Luxemburg 

39 207 

38 536 

36 960 

36 191 

35 126 

34 124 

33 047 

31 759 

Niederlande 

83 587 

79 372 

74 845 

73 068 

64 123 

63 495 

63 466 

62 485 

Österreich 

51 057 

51 356 

50 754 

52 235 

50 218 

49 748 

48 844 

46 713 

Portugal 

3 920 

3 914 

3 787 

3 729 

3 682 

3 922 

4 062 

4 030 

Schweden 

50 141 

47 991 

45 766 

44 829 

41 857 

41 583 

41 173 

39 636 

Spanien 

38 428 

36 867 

34 744 

33 762 

31 619 

31 566 

31 745 

30 772 

Vereinigtes Königreich 

679 892 

666 351 

647 400 

650 060 

639 385 

645 599 

643 092 

618212 

EU-Länder 



354 

428 

451 

544 

631 

698 

Estland 

418 668 

408 218 1 

307 679 

284 593 

231 125 

208 579 

196 609 

183 488 

Jugoslawien^* 

66 193 

63 844 

61 075 

65 139 

58 305 

59 007 

63 394 

66 611 

Polen 

8 830 

8 466 

7 983 

8 014 

7 065 

7 259 

7 399 

7 443 

Schweiz 



1 570 

1 987 

2 502 

3 453 

4 600 

5 068 

Slowakei 



3 108 

3 585 

5 084 

5 914 

6 276 

6 459 

Slowenien 



5 522 

5 859 

12 037 

13 091 

14 548 

15 000 

Tschechische Republik 

600 434 

578 203 

559 842 

568 554 

540 012 

556 498 

553 504 

534 521 

Türkei 

13 512 

12 489 

11 952 

14 444 

12 615 

12415 

13 116 

13 089 

Ungarn 

85 973 

84 813 

134 244 

144 085 

144 849 

166 784 

189 436 

205 207 

Übriges Europa 

66 218 

66 759 

68 683 

74 206 

73 050 

78 150 

79 465 

78 842 

Afrika 

2 747 

2 589 

2 586 

2 641 

2 491 

2 593 

2 577 

2 632 

Ägypten 

22 342 

22 148 

22 450 

23 820 

22 983 

24 184 

24 289 

23 609 

Marokko 

41 129 

42 022 

43 647 

47 745 

47 576 

51 373 

52 599 

52 601 

Übriges Afrika 

41 849 

40 405 

38 931 

39 699 

38 389 

40 462 

42 642 

43 224 

Amerika 

2 393 

2 350 

2 318 

2 322 

2 200 

2 427 

2 443 

2 508 

Kanada 

27 011 

25 640 

24 081 

23 306 

22 355 

22 502 

22 865 

22 335 

Vereinigte Staaten 

12 445 

12 415 

12 532 

14 071 

13 834 

15 533 

17 334 

18 381 

Übriges Amerika 

126 958 

126 279 

133 813 

146 486 

145 452 

156 090 

163 410 

168 977 

Asien 

8 860 

8 643 

8 456 

8 378 

7 668 

7 889 

8 531 

9 179 

Indien 

16 488 

16 495 

17 172 

18 304 

19 094 

21 073 

20 926 

20 119 

Iran 

1 849 

1 720 

1 642 

1 695 

1 541 

1 640 

1 638 

1 714 

Israel 

5 442 

5 337 

5 294 

5 458 

5 722 

4 874 

5 070 

4 246 

Japan 

2 557 

2 403 

2 356 

2 384 

2 063 

2 015 

1 999 

1 959 

Jordanien 

6 827 

6 629 

6 507 

6 766 

6 399 

6 859 

6 638 

6 572 

Pakistan 

84 935 

85 052 

92 386 

103 501 

102 965 

111 740 

118 608 

125 188 

Übriges Asien 

2 744 

2 656 

2 536 

2 818 

2 620 

2 403 

2 541 

2 624 

Australien und Ozeanien 

17 451 

19 199 

17 168 

20 309 

11 881 

7 372 

27 399 

10 490 

Staatenlos und ungeklärte 
Staatsangehörigkeit 

2 128 722 

2 077 682 

2 001 860 

2 030 266 

1 924 822 

1 963 620 

2 008 062 

1 959 953 

Insgesamt 


zedonien; ab 1997: Montenegro und Serbien. - 5) Für Beschäftigte bis 1996: Bosnien und Herzegowina, Kroatien, Montenegro, Serbien, Slo- 
wenien und Mazedonien; ab 1997: Montenegro und Serbien. 


Quelle für Beschäftigte: BA 
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Tabelle 19* 

Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit 


Jahr'* 


Erwerbsquoten der 

Erwerbstätige^* 

Nach- 


Nachrichtlich 

Wohnbevölkerung 

im Inland] 

Inländer 


richtlich 

Regis- 

Arbeits- 

Gemeldete 

2) 

ins- 

gesamt^^ 

15- bis 

insgesamt 

darunter: Arbeitnehmer 


lose^* 

trierte 


unter 65- 
Jährigen'*^ 

zu- 

sammen 

darunter 

Ausländer**^^^ 

saldo** 

Arbeits- 

lose’* 

quote’*’* 

Stellen’* 


Tausend 

vH 

Tausend Personen 

vH 

Tausend 






Früheres Bundesgebiet 






1970 

26 827 

44,2 


26 618 26 724 

22 299 


- 106 

103 

149 

0,7 


1971 

26 953 

44,0 


26 720 26 821 

22 647 


- 101 

132 

185 

0,8 


1972 

27 134 

44,0 

66,8 

26 860 26 957 

22 911 


-97 

177 

246 

1,1 


1973 

27 471 

44,3 

66,9 

27 173 27 263 

23 313 


-90 

208 

273 

1,2 


1974 

27 334 

44,0 

66,6 

26 900 26 988 

23 178 


- 88 

346 

582 

2,6 


1975 

26 920 

43,5 

66,6 

26 221 26 307 

22 642 


-86 

613 

1 074 

4,7 


1976 

26 847 

43,6 

66,2 

26 125 26 213 

22 720 


-88 

634 

1 060 

4,6 

235 

1977 

26 860 

43,7 

66,4 

26 174 26 260 

22 900 


- 86 

600 

1 030 

4,5 

231 

1978 

27 085 

44,2 

66,4 

26 433 26 519 

23 216 


- 86 

566 

993 

4,3 

246 

1979 

27 503 

44,8 

66,8 

26 938 27 019 

23 791 


-81 

484 

876 

3,8 

304 

1980 

27 935 

45,4 

67,1 

27 377 27 452 

24 239 


-75 

483 

889 

3,8 

308 

1981 

28 280 

45,8 

66,9 

27 404 27 482 

24 298 


-78 

798 

1 272 

5,5 

208 

1982 

28 576 

46,4 

66,9 

27 183 27 274 

24 127 


-91 

1 302 

1 833 

7,5 

105 

1983 

28 881 

47,0 

66,2 

26 940 27 031 

23 914 

1 714 

-91 

1 850 

2 258 

9,1 

76 

1984 

29 180 

47,7 

66,5 

27 155 27 250 

24 137 

1 553 

-95 

1 930 

2 266 

9,1 

88 

1985 

29 608 

48,5 

67,2 

27 533 27 632 

24 514 

1 536 

-99 

1 976 

2 304 

9,3 

110 

1986 

29 964 

49,1 

67,7 

28 058 28 157 

25 015 

1 545 

-99 

1 807 

2 228 

9,0 

154 

1987 

30 289 

49,6 

68,3 

28 429 28 530 

25 416 

1 557 

- 101 

1 759 

2 229 

8,9 

171 

1988 

30 680 

49,9 

68,8 

28 821 28 920 

25 811 

1 607 

-99 

1 760 

2 242 

8,7 

189 

1989 

31 045 

50,0 

69,0 

29 353 29 450 

26 316 

1 684 

-97 

1 595 

2 038 

7,9 

251 

1990 

31 699 

50,1 

70,8 

30 276 30 276 

27 116 

1 793 

0 

1 423 

1 883 

7,2 

314 

1991 

32 136 

50,2 

70,5 

31 116 30 870 

27 667 

1 909 

246 

1 266 

1 596 

5,7 

331 






Deutschland 






1991 

40 632 

50,8 

72,6 

38 454 38 499 

34 919 


-45 

2 133 

2 602 


363 

1992 

40 395 

50,1 

72,4 

37 878 37 885 

34 243 


- 7 

2510 

2 979 

7,7 

356 

1993 

40 376 

49,7 

71,9 

37 365 37 356 

33 667 


9 

3 020 

3 419 

8,9 

279 

1994 

40 501 

49,7 

72,1 

37 304 37 279 

33 491 


25 

3 222 

3 698 

9,6 

285 

1995 

40 445 

49,5 

71,9 

37 382 37 330 

33 498 


52 

3 115 

3 612 

9,4 

321 

1996 

40 606 

49,6 

71,4 

37 270 37 210 

33 371 

2 050 

60 

3 396 

3 965 

10,4 

327 

1997 

40 932 

49,9 

71,7 

37 208 37 145 

33 231 

1 998 

63 

3 787 

4 384 

11,4 

337 

1998 

41 148 

50,2 

71,7 

37 616 37 554 

33 580 

2 024 

62 

3 594 

4 279 

11,1 

422 

1999 

41 339 

50,4 

72,2 

38 071 38 006 

34 067 

1 915 

65 

3 333 

4 099 

10,5 

456 

2000 

41 746 

50,8 

72,1 

38 748 38 681 

34 680 

2 008 

67 

3 065 

3 889 

9,6 

514 

2001 

41 961 

51,0 

72,6 

38 911 38 851 

34 774 

1 979 

60 

3 110 

3 852 

9,4 

506 

2002 

42 006 

50,9 

72,8 

38 671 38 610 

34 520 

1 902 

61 

3 396 

4 060 

9,8 

451 


1) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 2) Inländerkonzept; nach dem ESVG 1995. - 3) Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Erwerbslose) 
an der Wohnbevölkerung insgesamt. - 4) Anteil der Erwerbspersonen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren an der Wohnbevölkerung in diesem Al- 
ter nach den Ergebnissen des Mikrozensus. - 5) Arbeitnehmer, Selbständige und mithelfende Familienangehörige. - 6) Sozialversicherungspflich- 
tig Beschäftigte. - 7) Quelle: BA. - 8) Erwerbstätige nach dem Inlandskonzept abzüglich Erwerbstätige nach dem Inländerkonzept. - 9) Anteil der 
registrierten Arbeitslosen an den zivilen Erwerbspersonen (abhängige zivile Erwerbspersonen, Selbständige, mithelfende Familienangehörige). 































Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 535 - 


Drucksache 15/2000 


Tabelle 20* 


Struktur der Arbeitslosigkeit 


Jahr 

Registrierte Arbeitslose 

Offene und 

verdeckte 

Arbeits- 

losigkeit* 

Kurz- 

Bewegungen 

Arbeitslosenquoten^^ 

Offene und 

verdeckte 

Arbeits- 

losigkeit* 

Zugänge 

in 

Abgänge 

aus 

ins- 

gesamt 

Männer 

Frauen 

Jugend- 
liche unter 

20 Jahren 

insge- 

samt 

darunter: 

nachrichtlich: 

Männer 

Langzeit- 

arbeitslose^^ 

arbeiter 

registrierte/r 

Arbeitslosigkeit^^ 


1 Tausend Personen | 

1 vH 1 






Früheres Bundesgebiet^* 






1970 

149 

93 

9 


10 

1 296 

1 313 

0,7 

0,7 

0,8 



1975 

1 074 

623 

97 


773 

3 450 

3 173 

4,7 

4,3 

5,4 



1980 

889 

426 

106 

1 083 

137 

3 084 

2 833 

3,8 

3,0 

5,2 

3,2 

3,9 

1985 

2 304 

1 289 

666 

2 821 

235 

3 750 

3 728 

9,3 

8,6 

10,4 

8,1 

9,7 

1986 

2 228 

1 200 

654 

2 816 

197 

3 637 

3 766 

9,0 

8,0 

10,5 

7,4 

9,5 

1987 

2 229 

1 207 

670 

2 920 

278 

3 726 

3 636 

8,9 

8,0 

10,2 

6,6 

9,8 

1988 

2 242 

1 199 

685 

2 973 

208 

3 668 

3 786 

8,7 

7,8 

10,0 

6,1 

9,9 

1989 

2 038 

1 070 

591 

2 785 

108 

3 806 

3 945 

7,9 

6,9 

9,4 


9,2 

1990 

1 883 

968 

513 

2 653 

56 

3 703 

3 971 

7,2 

6,3 

8,4 

5,0 

8,5 

1991 

1 689 

898 

455 

2 372 

140 

3 507 

3 570 

6,2 

5,6 

7,0 


7,9 

1992 

1 808 

983 

474 

2 520 

273 

3 808 

3 531 

6,4 

6,0 

7,1 

4,9 

8,4 

1993 

2 270 

1 277 

594 

3 136 

757 

4 376 

3 895 

8,0 

7,8 

8,3 

6,2 

10,3 

1994 

2 556 

1 462 

798 

3 320 

272 

4 329 

4 308 

9,0 

9,0 

9,1 

7,2 

11,0 

1995 

2 565 

1 464 

828 

3 373 

125 

4 462 

4 337 

9,1 

9,1 

9,0 

7,8 

11,2 

1996 

2 796 

1 617 

899 

3 688 

203 

4 759 

4 489 

9,9 

10,1 

9,7 

8,9 

12,3 

1997 

3 021 

1 741 

1 057 

3 884 

131 

4 723 

4 620 

10,8 

11,0 

10,5 

9,0 

12,9 

1998 

2 904 

1 641 

1 032 

3 694 

79 

4 729 

4 905 

10,3 

10,4 

10,2 

8,5 

- 

1999 

2 756 

1 536 

963 

3 585 

90 

4 620 

4 814 

9,6 

9,7 

9,6 

7,7 

- 

2000 

2 529 

1 398 

884 

3 366 

59 

4 439 

4 673 

8,4 

8,5 

8,3 

5,7 

- 

2001 

2 478 

1 379 

786 

3 345 

94 

4 572 

4 441 

8,0 

8,3 

7,7 

4,8 

- 

2002 

2 649 

1 513 

787 

3 559 

162 

4 943 

4 730 

8,5 

9,1 

7,8 

4,4 

- 






Neue Bundesländer und Berlin 





1991 

913 

383 


2 819 

1 621 

1 596 

1 190 

10,2 

8,7 

11,9 


29,5 

1992 

1 170 

429 

271 

3 115 

380 

1 727 

1 647 

14,4 

10,6 

18,5 


32,8 

1993 

1 149 

414 

356 

2 844 

192 

1 670 

1 588 

15,4 

11,3 

19,9 

7,5 

30,5 

1994 

1 142 

401 

361 

2 592 

100 

1 747 

1 897 

15,7 

11,3 

20,4 

7,2 

28,1 

1995 

1 047 

387 

297 

2 390 

73 

2 063 

1 957 

14,8 

11,3 

18,5 

8,0 

26,2 

1996 

1 169 

495 

296 

2 386 

75 

2 384 

2 296 

16,6 

14,1 

19,2 

9,6 

26,3 

1997 

1 364 

602 

410 

2 428 

52 

2 545 

2 275 

19,1 

16,7 

21,6 

11,4 

27,1 

1998 

1 375 

632 

423 

2 463 

36 

2 541 

2 689 

19,2 

17,5 

21,0 

11,4 

- 

1999 

1 344 

624 

415 

2 448 

29 

2 598 

2 553 

18,7 

17,3 

20,2 

10,6 

- 

2000 

1 359 

655 

459 

2 331 

27 

2 496 

2 501 

18,5 

17,8 

19,3 

10,5 

- 

2001 

1 374 

685 

467 

2 268 

29 

2 463 

2 439 

18,8 

18,5 

19,0 

9,4 

- 

2002 

1 411 

727 

518 

2 249 

45 

2 469 

2 420 

19,2 

19,5 

18,9 

8,9 

- 







Deutschland 






1991 

2 602 

1 281 


5 190 

1 761 

5 103 

4 760 

7,3 

6,4 

8,5 


11,1 

1992 

2 979 

1 412 

745 

5 634 

653 

5 535 

5 178 

8,5 

7,1 

10,2 


11,6 

1993 

3 419 

1 692 

950 

5 980 

948 

6 046 

5 484 

9,8 

8,6 

11,3 

6,5 

12,4 

1994 

3 698 

1 863 

1 158 

5 912 

372 

6 076 

6 205 

10,6 

9,5 

12,0 

7,2 

12,6 

1995 

3 612 

1 851 

1 125 

5 763 

199 

6 525 

6 294 

10,4 

9,6 

11,4 

7,9 

12,9 

1996 

3 965 

2 112 

1 196 

6 073 

277 

7 142 

6 785 

11,5 

11,0 

12,1 

9,0 

14,0 

1997 

4 384 

2 342 

1 467 

6311 

183 

7 269 

6 895 

12,7 

12,2 

13,3 

9,6 

14,7 

1998 

4 279 

2 273 

1 455 

6 154 

115 

7 270 

7 594 

12,3 

11,9 

12,8 

9,3 

14,5 

1999 

4 099 

2 160 

1 379 

6 031 

119 

7218 

7 368 

11.7 

11,3 

12,2 

8,5 

14,1 

2000 

3 889 

2 053 

1 343 

5 699 

86 

6 935 

7 173 

10,7 

10,5 

10,9 

6,8 

13,2 

2001 

3 852 

2 063 

1 254 

5 613 

123 

7 035 

6 880 

10,3 

10,4 

10,2 

5,8 

12,9 

2002 

4 060 

2 239 

1 305 

5 809 

207 

7412 

7 151 

10,8 

11,3 

10,3 

5,4 

13,4 


1) Ein Jahr und länger registriert arbeitslos; Stand jeweils September. - 2) Zu den Einzelheiten siehe Anhang, IV B. - 3) Jahressummen. - 4) An- 
teil der registrierten Arbeitslosen an den zivilen Erwerbspersonen (abhängige zivile Erwerbspersonen, Selbständige, mithelfende Familienange- 
hörige). - 5) Für das frühere Bundesgebiet, die neuen Bundesländer und Berlin-Ost: Anteil der registrierten Arbeitslosen plus verdeckt Arbeitslo- 
ser an den Erwerbspersonen (in der Abgrenzung des ESVG 1979); für Deutschland: offen und verdeckt Arbeitslose in vH der Erwerbstätigen 
(abzüglich der Differenz zwischen der Anzahl der registrierten Arbeitslosen und den Erwerbslosen nach ESVG 1995) plus offen und verdeckt 
Arbeitslose, abzüglich subventioniert Beschäftigte. Eigene Berechnung. - 6) Wegen Gebietsstandveränderungen im Land Berlin seit 1997 wur- 
den die Zeitreihen ab 1991 von der Bundesanstalt für Arbeit neu abgegrenzt: Früheres Bundesgebiet ohne Berlin; Neue Bundesländer und Berlin 


Quelle: BA 
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Tabelle 21* 

Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen'* 






Produzierendes Gewerbe 



Dienstleistungsbereiche 








davon 





davon 






Produzierendes Gewerbe 
ohne Baugewerbe 





Öffentliche und 
private Dienstleister 



Land- 




davon 





Finan- 


darunter 

Jahr^’ 

Ins- 

gesamt 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft; 

Fischerei 

zu- 

sammen 

zu- 

sammen 

Bergbau 
und Ge- 
winnung 

von 

Steinen 

und 

Erden 

Verar- 

beiten- 

des 

Gewerbe 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung 

Bau- 

gewerbe 

zu- 

sammen 

Handel, 

Gast- 

gewerbe 

und 

Verkehr 

zierung, 
Vermie- 
tung und 
Unter- 

nehmens- 

dienst- 

leister 

zu- 

sammen 

Öffent- 
liche Ver- 
waltung, 
Verteidi- 
gung, 

Sozial- 

versi- 

cherung 

1970 

26 618 

2 302 

12 362 

10 085 

322 

Früheres Bundesgebiet 

Tausend Personen 

9 518 245 2 277 

11 954 

5 878 

1 625 

4 451 

1 894 

1975 

26 221 

1 790 

11 116 

9 076 

267 

8 551 

258 

2 040 

13 315 

6 068 

1 876 

5 371 

2 239 

1980 

27 377 

1 448 

11 258 

9 081 

248 

8 558 

275 

2 177 

14 671 

6 424 

2 160 

6 087 

2 336 

1981 

27 404 

1 413 

11 098 

8 947 

251 

8 419 

277 

2 151 

14 893 

6 460 

2218 

6215 

2 369 

1982 

27 183 

1 369 

10 788 

8 716 

249 

8 188 

279 

2 072 

15 026 

6 445 

2 249 

6 332 

2 385 

1983 

26 940 

1 330 

10 486 

8 455 

244 

7 931 

280 

2 031 

15 124 

6413 

2 278 

6 433 

2 398 

1984 

27 155 

1 293 

10 460 

8 429 

235 

7 913 

281 

2 031 

15 402 

6 488 

2 343 

6 571 

2 403 

1985 

27 533 

1 255 

10 500 

8 547 

230 

8 035 

282 

1 953 

15 778 

6 579 

2 429 

6 770 

2 453 

1986 

28 058 

1 240 

10 635 

8 702 

228 

8 190 

284 

1 933 

16 183 

6 695 

2 528 

6 960 

2 486 

1987 

28 429 

1 196 

10 642 

8 727 

222 

8217 

288 

1 915 

16 591 

6 839 

2 629 

7 123 

2 503 

1988 

28 821 

1 153 

10 658 

8 740 

214 

8 235 

291 

1 918 

17 010 

7 004 

2 736 

7 270 

2 518 

1989 

29 353 

1 107 

10 803 

8 855 

206 

8 358 

291 

1 948 

17 443 

7 174 

2 865 

7 404 

2 524 

1990 

30 276 

1 080 

11 114 

9 085 

198 

8 593 

294 

2 029 

18 082 

7 436 

3 064 

7 582 

2 525 

1991 

31 116 

1 055 

11 267 

9 213 

192 

8 725 

296 

2 054 

18 794 

7 782 

3 241 

7 771 

2 538 

1970 

WO 

8,6 

46,4 

37,9 

1,2 

35,8 

Anteil in vH 

0,9 8,6 

44,9 

22,1 

6,1 

16,7 

7,1 

1980 

WO 

5,3 

41,1 

33,2 

0,9 

31,3 

1,0 

8,0 

53,6 

23,5 

7,9 

22,2 

8,5 

1990 

WO 

3,6 

36,7 

30,0 

0,7 

28,4 

1,0 

6,7 

59,7 

24,6 

10,1 

25,0 

8,3 

1991 

WO 

3,4 

36,2 

29,6 

0,6 

28,0 

1,0 

6,6 

60,4 

25,0 

10,4 

25,0 

8,2 

1991 

38 454 

1 555 

14 117 

11 321 

324 

Deutschland 

Tausend Personen 

10 581 416 2 796 

22 782 

9 333 

3 707 

9 742 

3 142 

1992 

37 878 

1 325 

13 372 

10 458 

265 

9 794 

399 

2 914 

23 181 

9 356 

3 909 

9916 

3 111 

1993 

37 365 

1 224 

12 755 

9 730 

231 

9 110 

389 

3 025 

23 386 

9 341 

4 054 

9 991 

3 035 

1994 

37 304 

1 172 

12 394 

9 229 

206 

8 642 

381 

3 165 

23 738 

9 313 

4 248 

10 177 

2 996 

1995 

37 382 

1 115 

12 228 

9 001 

195 

8 439 

367 

3 227 

24 039 

9 309 

4 404 

10 326 

2 957 

1996 

37 270 

1 008 

11 871 

8 745 

179 

8 212 

354 

3 126 

24 391 

9 326 

4 566 

10 499 

2 935 

1997 

37 208 

991 

11 585 

8 586 

155 

8 088 

343 

2 999 

24 632 

9 347 

4 738 

10 547 

2 876 

1998 

37 616 

994 

11 498 

8 596 

144 

8 118 

334 

2 902 

25 124 

9 472 

5 014 

10 638 

2 829 

1999 

38 071 

973 

11 333 

8 483 

133 

8 032 

318 

2 850 

25 765 

9 617 

5 348 

10 800 

2 802 

2000 

38 748 

964 

11 283 

8 522 

128 

8 098 

296 

2 761 

26 501 

9 848 

5 712 

10 941 

2 755 

2001 

38 911 

952 

11 115 

8 528 

117 

8 129 

282 

2 587 

26 844 

9 914 

5 897 

11 033 

2 705 

2002 

38 671 

939 

10 765 

8 338 

110 

7 950 

278 

2 427 

26 967 

9 858 

5 962 

11 147 

2 669 

1991 

WO 

4,0 

36,7 

29,4 

0,8 

27,5 

Anteil in vH 

1,1 7,3 

59,2 

24,3 

9,6 

25,3 

8,2 

1995 

WO 

3,0 

32,7 

24,1 

0,5 

22,6 

1,0 

8,6 

64,3 

24,9 

11,8 

27,6 

7,9 

2000 

WO 

2,5 

29,1 

22,0 

0,3 

20,9 

0,8 

7,1 

68,4 

25,4 

14,7 

28,2 

7,1 

2001 

WO 

2,4 

28,6 

21,9 

0,3 

20,9 

0,7 

6,6 

69,0 

25,5 

15,2 

28,4 

7,0 

2002 

WO 

2,4 

27,8 

21,6 

0,3 

20,6 

0,7 

6,3 

69,7 

25,5 

15,4 

28,8 

6,9 


1) Arbeitnehmer, Selbständige und mithelfende Familienangehörige; Inlandskonzept in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen. - 2) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 22=* 


Arbeitnehmer nach Wirtschaftsbereichen'* 






Produzierendes Gewerbe 



Dienstleistungsbereiche 






1 


davon 





davon 






Produzierendes Gewerbe 
ohne Baugewerbe 





Öffentliche und 
private Dienstleister 



Land- 




davon 





Finan- 


darunter 

Jahr^* 

Ins- 

gesamt 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft; 

Fischerei 

zu- 

sammen 

zu- 

sammen 

Bergbau 
und Ge- 
winnung 

von 

Steinen 

und 

Erden 

Verar- 

beiten- 

des 

Gewerbe 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung 

Bau- 

gewerbe 

zu- 

sammen 

Handel, 

Gast- 

gewerbe 

und 

Verkehr 

zierung, 
Vermie- 
tung und 
Unter- 

nehmens- 

dienst- 

leister 

zu- 

sammen 

Öffent- 
liche Ver- 
waltung, 
Verteidi- 
gung, 

Sozial- 

versi- 

cherung 

1970 

22 193 

332 

11 672 

9 663 

317 

Früheres Bundesgebiet 

Tausend Personen 

9 101 245 2 009 

10 189 

4 672 

1 356 

4 161 

1 894 

1975 

22 556 

293 

10 529 

8 732 

263 

8211 

258 

1 797 

11 734 

5 030 

1 610 

5 094 

2 239 

1980 

24 164 

299 

10 728 

8 785 

244 

8 266 

275 

1 943 

13 137 

5 471 

1 879 

5 787 

2 336 

1981 

24 220 

295 

10 577 

8 659 

247 

8 135 

277 

1 918 

13 348 

5 517 

1 929 

5 902 

2 369 

1982 

24 036 

297 

10 272 

8 435 

245 

7911 

279 

1 837 

13 467 

5 505 

1 953 

6 009 

2 385 

1983 

23 823 

298 

9 984 

8 178 

241 

7 657 

280 

1 806 

13 541 

5 462 

1 978 

6 101 

2 398 

1984 

24 042 

302 

9 963 

8 154 

232 

7 641 

281 

1 809 

13 777 

5 524 

2 032 

6 221 

2 403 

1985 

24 415 

302 

10 009 

8 276 

227 

7 767 

282 

1 733 

14 104 

5 605 

2 096 

6 403 

2 453 

1986 

24 916 

298 

10 149 

8 433 

225 

7 924 

284 

1 716 

14 469 

5 717 

2 176 

6 576 

2 486 

1987 

25 315 

292 

10 166 

8 468 

219 

7 961 

288 

1 698 

14 857 

5 854 

2 274 

6 729 

2 503 

1988 

25 712 

289 

10 181 

8 483 

211 

7 981 

291 

1 698 

15 242 

6018 

2 364 

6 860 

2 518 

1989 

26 219 

286 

10313 

8 589 

203 

8 095 

291 

1 724 

15 620 

6 175 

2 471 

6 974 

2 524 

1990 

27 116 

294 

10618 

8 812 

195 

8 323 

294 

1 806 

16 204 

6 420 

2 652 

7 132 

2 525 

1991 

27 913 

295 

10 762 

8 931 

188 

8 447 

296 

1 831 

16 856 

6 746 

2 809 

7 301 

2 538 

1970 

WO 

1,5 

52,6 

43,5 

1,4 

41,0 

Anteil in vH 

1,1 9.1 

45,9 

21,1 

6,1 

18,7 

8,5 

1980 

WO 

1,2 

44,4 

36,4 

1,0 

34,2 

1,1 

8,0 

54,4 

22,6 

7,8 

23,9 

9,7 

1990 

WO 

1,1 

39,2 

32,5 

0,7 

30,7 

1,1 

6,7 

59,8 

23,7 

9,8 

26,3 

9,3 

1991 

WO 

1,1 

38,6 

32,0 

0,7 

30,3 

1,1 

6.6 

60,4 

24,2 

10,1 

26,2 

9,1 

1991 

34 874 

775 

13 518 

10 982 

320 

Deutschland 

Tausend Personen 

10 246 416 2 536 

20 581 

8 143 

3 229 

9 209 

3 142 

1992 

34 236 

578 

12 741 

10 113 

261 

9 453 

399 

2 628 

20 917 

8 150 

3 398 

9 369 

3 111 

1993 

33 676 

517 

12 108 

9 380 

227 

8 764 

389 

2 728 

21 051 

8 125 

3 514 

9 412 

3 035 

1994 

33 516 

507 

11 723 

8 874 

203 

8 290 

381 

2 849 

21 286 

8 059 

3 666 

9 561 

2 996 

1995 

33 550 

502 

11 539 

8 652 

192 

8 093 

2,61 

2 887 

21 509 

8 035 

3 799 

9 675 

2 957 

1996 

33 431 

481 

11 161 

8 404 

176 

7 874 

354 

2 757 

21 789 

8 048 

3 926 

9815 

2 935 

1997 

33 294 

484 

10 869 

8 238 

153 

7 742 

343 

2 631 

21 941 

8 059 

4 044 

9 838 

2 876 

1998 

33 642 

489 

10 777 

8 256 

141 

7 781 

334 

2 521 

22 376 

8 182 

4 292 

9 902 

2 829 

1999 

34 132 

488 

10613 

8 161 

131 

7 712 

318 

2 452 

23 031 

8 356 

4 623 

10 052 

2 802 

2000 

34 747 

479 

10 550 

8 199 

126 

7 777 

296 

2 351 

23 718 

8 588 

4 966 

10 164 

2 755 

2001 

34 834 

466 

10 371 

8 204 

116 

7 806 

282 

2 167 

23 997 

8 642 

5 137 

10218 

2 705 

2002 

34 581 

463 

10 027 

8 019 

109 

7 632 

278 

2 008 

24 091 

8 610 

5 167 

10314 

2 669 

1991 

WO 

2,2 

38,8 

31,5 

0,9 

29,4 

Anteil in vH 

1,2 7,3 

59,0 

23,3 

9,3 

26,4 

9,0 

1995 

WO 

1,5 

34,4 

25,8 

0,6 

24,1 

1,1 

8,6 

64,1 

23,9 

11,3 

28,8 

8,8 

2000 

WO 

1,4 

30,4 

23,6 

0,4 

22,4 

0,9 

6,8 

68,3 

24,7 

14,3 

29,3 

7,9 

2001 

WO 

1,3 

29,8 

23,6 

0,3 

22,4 

0,8 

6,2 

68,9 

24,8 

14.7 

29,3 

7,8 

2002 

WO 

1,3 

29,0 

23,2 

0,3 

22,1 

0,8 

5,8 

69,7 

24,9 

14,9 

29,8 

7,7 


1) Inlandskonzept in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. - 2) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 23* 


Bruttowertschöpfung, Bruttoinlandsprodukt, 

Mrd 


Zeitraum** 

Brutto- 

wert- 

schöp- 

flmg 

Unter- 

stellte 

Bank- 

gebühren 

Güter- 

steuem 

abzüglich 

Güter- 

subven- 

tionen 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

Saldo 

der 

Primär- 

ein- 

kommen 

aus der 
übrigen 
Welt 

Brutto- 

national- 

einkom- 

men 

(Brutto- 

sozial- 

produkt) 

mum 

Netto- 

national- 

einkom- 

men 

Produk- 

tions- 

und 

Import- 

abgaben 

abzüglich 

Subven- 

tionen 

V olkseinkommen 

ins- 

gesamt 

davon 

Arbeit- 

nehmer- 

entgelte^* 

Unter- 

neh- 

mens- 

und Ver- 
mögens- 
ein- 

kommen 

+ 

- 

+ 

- 

+ 

= 

- 

= 

- 

- 

+ 

+ 







In jeweiligen Preisen 










Früheres Bundesgebiet 





1970 

325,26 

8,19 

34,93 

352,00 

0,92 

352,92 

39,21 

313,71 

39,00 

274,71 

184,91 

89,80 

1971 

360,28 

9,55 

39,37 

390,10 

0,42 

390,52 

45,02 

345,50 

43,13 

302,37 

209,74 

92,63 

1972 

396,61 

11,11 

42,00 

427,50 

0,25 

427,75 

49,76 

377,99 

45,82 

332,17 

232,31 

99,86 

1973 

444,22 

12,27 

44,75 

476,70 

0,18 

476,88 

55,15 

421,73 

49,25 

372,48 

264,31 

108,17 

1974 

483,09 

15,30 

45,81 

513,60 

0,07 

513,67 

62,01 

451,66 

50,95 

400,71 

292,13 

108,58 

1975 

504,31 

16,97 

48,66 

536,00 

0,36 

536,36 

67,36 

469,00 

52,15 

416,85 

305,35 

111,50 

1976 

549,07 

17,93 

52,76 

583,90 

1,48 

585,38 

72,08 

513,30 

57,10 

456,20 

329,93 

126,27 

1977 

587,49 

19,23 

55,44 

623,70 

0,28 

623,98 

76,80 

547,18 

61,02 

486,16 

354,21 

131,95 

1978 

629,12 

20,98 

61,16 

669,30 

3,26 

672,56 

82,96 

589,60 

65,17 

524,43 

378,10 

146,33 

1979 

677,01 

22,50 

67,99 

722,50 

1,58 

724,08 

90,98 

633,10 

71,77 

561,33 

409,25 

152,08 

1980 

717,15 

23,81 

73,26 

766,60 

2,44 

769,04 

101,46 

667,58 

76,55 

591,03 

444,74 

146,29 

1981 

751,83 

27,98 

76,35 

800,20 

0,76 

800,96 

110,32 

690,64 

77,21 

613,43 

466,42 

147,01 

1982 

786,40 

33,01 

78,41 

831,80 

-2,13 

829,67 

117,74 

711,93 

79,11 

632,82 

481,52 

151,30 

1983 

826,04 

37,17 

83,33 

872,20 

1,74 

873,94 

123,79 

750,15 

83,91 

666,24 

492,28 

173,96 

1984 

866,08 

38,20 

87,12 

915,00 

5,41 

920,41 

130,82 

789,59 

87,38 

702,21 

511,35 

190,86 

1985 

905,14 

38,18 

88,34 

955,30 

5,09 

960,39 

136,65 

823,74 

88,27 

735,47 

531,78 

203,69 

1986 

957,64 

38,02 

90,58 

1 010,20 

3,85 

1 014,05 

142,49 

871,56 

89,63 

781,93 

560,12 

221,81 

1987 

986,49 

37,48 

94,29 

1 043,30 

2,44 

1 045,74 

148,36 

897,38 

91,21 

806,17 

585,53 

220,64 

1988 

1 039,39 

38,69 

97,80 

1 098,50 

5,57 

1 104,07 

155,55 

948,52 

95,23 

853,29 

610,39 

242,90 

1989 

1 100,70 

39,80 

107,40 

1 168,30 

8,77 

1 177,07 

165,76 

1 011,31 

104,42 

906,89 

638,70 

268,19 

1990 

1 198,10 

42,67 

119,47 

1 274,90 

9,61 

1 284,51 

179,18 

1 105,33 

118,12 

987,21 

689,10 

298,11 

1991 

1 305,82 

50,53 

131,81 

1 387,10 

3,27 

1 390,37 

195,71 

1 194,66 

129,27 

1 065,39 

745,92 

319,47 







Deutschland 






1991 

1 414,19 

54,72 

142,73 

1 502,20 

8,94 

1 511,14 

210,32 

1 300,82 

133,75 

1 167,07 

845,98 

321,09 

1992 

1 518,90 

60,17 

154,47 

1 613,20 

7,95 

1 621,15 

230,66 

1 390,49 

147,89 

1 242,60 

916,36 

326,24 

1993 

1 555,37 

63,52 

162,35 

1 654,20 

6,84 

1 661,04 

246,72 

1 414,32 

158,60 

1 255,72 

937,92 

317,80 

1994 

1 626,08 

67,60 

177,02 

1 735,50 

- 7,07 

1 728,43 

256,88 

1 471,55 

168,92 

1 302,63 

961,17 

341,46 

1995 

1 690,40 

66,24 

177,14 

1 801,30 

- 9,50 

1 791,80 

266,47 

1 525,33 

166,73 

1 358,60 

996,18 

362,42 

1996 

1 722,07 

66,81 

178,44 

1 833,70 

- 8,02 

1 825,68 

272,14 

1 553,54 

171,88 

1 381,66 

1 005,25 

376,41 

1997 

1 760,16 

69,07 

180,51 

1 871,60 

- 9,12 

1 862,48 

278,43 

1 584,05 

179,42 

1 404,63 

1 009,22 

395,41 

1998 

1 810,25 

68,42 

187,57 

1 929,40 

- 13,98 

1 915,42 

285,22 

1 630,20 

188,03 

1 442,17 

1 030,56 

411,61 

1999 

1 843,18 

66,78 

202,20 

1 978,60 

- 13,46 

1 965,14 

291,44 

1 673,70 

205,48 

1 468,22 

1 057,78 

410,44 

2000 

1 885,32 

61,80 

206,48 

2 030,00 

- 9,71 

2 020,29 

302,36 

1 717,93 

209,58 

1 508,35 

1 099,09 

409,26 

2001 

1 925,06 

58,98 

207,62 

2 073,70 

- 8,06 

2 065,64 

311,13 

1 754,51 

212,32 

1 542,19 

1 121,28 

420,91 

2002 

1 958,89 

58,22 

209,73 

2 110,40 

- 1,57 

2 108,83 

317,72 

1 791,11 

219,60 

1 571,51 

1 130,46 

441,05 

2002 l.Vj. 

471,32 

14,62 

52,30 

509,00 

- 3,91 

505,09 

79,09 

426,00 

52,72 

373,28 

262,36 

110,92 

2. Vj. 

487,44 

14,55 

52,61 

525,50 

- 2,13 

523,37 

79,56 

443,81 

53,51 

390,30 

272,59 

117,71 

3. Vj. 

497,28 

14,52 

53,74 

536,50 

- 0,27 

536,23 

79,46 

456,77 

57,89 

398,88 

281,53 

117,35 

4. Vj. 

502,85 

14,53 

51,08 

539,40 

4,74 

544,14 

79,61 

464,53 

55,48 

409,05 

313,98 

95,07 

2003 l.Vj. 

475,81 

14,53 

53,92 

515,20 

- 5,87 

509,33 

79,41 

429,92 

55,60 

374,32 

263,67 

110,65 

2. Vj. 

488,19 

14,52 

54,03 

527,70 

- 4,36 

523,34 

79,93 

443,41 

57,05 

386,36 

272,54 

113,82 


1) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 2) Inländerkonzept. 
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Tabelle 23* 


V olkseinkommen, N ationaleinkommen 

Euro 


Brutto- 

wert- 

schöpfung 

Unterstellte 

Bank- 

gebühren 

Gütersteuem 

abzüglich 

Gütersubven- 

tionen 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

Saldo der 

Primärein- 
kommen aus 
der übrigen 
Welt 

Brutto- 

national- 

einkommen 

(Brutto- 

sozial- 

produkt) 

Abschrei- 

bungen 

Netto- 

national- 

einkommen 

Nachrichtlich 

Zeitraum*' 

Geleistete 

Arbeits- 
stunden der 

Erwerbs- 

tätigen 

(Arbeits- 

volumen) 

+ 

- 

+ 

= 

+ 

= 

- 

= 

Mrd Stunden 




In Preisen von 1995 








Früheres Bundesgebiet 





823,48 

17,70 

91,22 

897,00 

6,95 

903,95 

99,12 

804,83 

51,887 

1970 

847,02 

18,57 

98,25 

926,70 

5,99 

932,69 

105,89 

826,80 

51,305 

1971 

883,44 

20,74 

102,10 

964,80 

4,05 

968,85 

112,43 

856,42 

50,748 

1972 

925,07 

21,68 

105,41 

1 008,80 

4,10 

1 012,90 

118,61 

894,29 

50,464 

1973 

934,23 

22,21 

101,38 

1 013,40 

4,60 

1 018,00 

123,96 

894,04 

49,038 

1974 

919,41 

22,90 

106,29 

1 002,80 

4,94 

1 007,74 

128,50 

879,24 

46,671 

1975 

965,25 

24,48 

112,13 

1 052,90 

8,09 

1 060,99 

132,75 

928,24 

47,313 

1976 

996,29 

26,84 

115,45 

1 084,90 

5,68 

1 090,58 

137,22 

953,36 

46,605 

1977 

1 027,33 

29,11 

119,18 

1 117,40 

9,92 

1 127,32 

142,05 

985,27 

46,340 

1978 

1 071,67 

31,13 

123,36 

1 163,90 

6,92 

1 170,82 

147,49 

1 023,33 

46,769 

1979 

1 084,75 

31,75 

125,70 

1 178,70 

8,20 

1 186,90 

153,13 

1 033,77 

47,085 

1980 

1 088,92 

32,64 

123,72 

1 180,00 

5,47 

1 185,47 

158,42 

1 027,05 

46,614 

1981 

1 085,04 

33,60 

119,26 

1 170,70 

1,23 

1 171,93 

162,88 

1 009,05 

46,029 

1982 

1 100,21 

34,69 

123,38 

1 188,90 

6,55 

1 195,45 

167,06 

1 028,39 

45,317 

1983 

1 133,05 

35,44 

124,89 

1 222,50 

11,35 

1 233,85 

170,89 

1 062,96 

45,198 

1984 

1 162,42 

37,08 

123,96 

1 249,30 

11,47 

1 260,77 

174,84 

1 085,93 

44,804 

1985 

1 191,48 

39,28 

127,30 

1 279,50 

8,81 

1 288,31 

179,02 

1 109,29 

45,216 

1986 

1 208,50 

41,45 

131,25 

1 298,30 

6,19 

1 304,49 

183,93 

1 120,56 

45,352 

1987 

1 254,82 

43,15 

135,13 

1 346,80 

10,43 

1 357,23 

189,31 

1 167,92 

45,641 

1988 

1 308,56 

44,69 

135,63 

1 399,50 

14,94 

1 414,44 

195,67 

1 218,77 

45,640 

1989 

1 382,32 

47,64 

144,92 

1 479,60 

15,32 

1 494,92 

203,23 

1 291,69 

45,873 

1990 

1 452,71 

51,95 

154,24 

1 555,00 

7,04 

1 562,04 

212,05 

1 349,99 

46,450 

1991 





Deutschland 





1 598,27 

57,16 

169,69 

1 710,80 

11,66 

1 722,46 

228,53 

1 493,93 

59,254 

1991 

1 635,01 

58,46 

172,55 

1 749,10 

10,20 

1 759,30 

241,13 

1 518,17 

58,976 

1992 

1 619,22 

60,88 

171,76 

1 730,10 

8,08 

1 738,18 

251,40 

1 486,78 

57,426 

1993 

1 654,97 

63,89 

179,62 

1 770,70 

- 6,87 

1 763,83 

259,34 

1 504,49 

57,288 

1994 

1 690,40 

66,24 

177,14 

1 801,30 

- 9,50 

1 791,80 

266,47 

1 525,33 

56,836 

1995 

1 709,57 

71,95 

177,48 

1 815,10 

- 6,91 

1 808,19 

273,48 

1 534,71 

55,994 

1996 

1 742,09 

78,42 

176,73 

1 840,40 

- 8,06 

1 832,34 

279,93 

1 552,41 

55,656 

1997 

1 783,00 

85,43 

178,83 

1 876,40 

- 12,82 

1 863,58 

286,85 

1 576,73 

56,010 

1998 

1 823,52 

93,03 

184,31 

1 914,80 

- 11,87 

1 902,93 

295,56 

1 607,37 

56,315 

1999 

1 886,74 

100,30 

183,06 

1 969,50 

- 7,80 

1 961,70 

305,24 

1 656,46 

56,700 

2000 

1 911,47 

104,91 

179,64 

1 986,20 

- 6,64 

1 979,56 

314,71 

1 664,85 

56,409 

2001 

1 919,94 

104,73 

174,49 

1 989,70 

- 0,21 

1 989,49 

321,95 

1 667,54 

55,791 

2002 

464,17 

26,07 

44,00 

482,10 

- 3,48 

478,62 

79,85 

398,77 

14,045 

2002 l.Vj. 

479,94 

26,15 

44,01 

497,80 

- 1,77 

496,03 

80,34 

415,69 

13,399 

2. Vj. 

489,09 

26,26 

44,77 

507,60 

- 0,13 

507,47 

80,75 

426,72 

14,177 

3. Vj. 

486,74 

26,25 

41,71 

502,20 

5,17 

507,37 

81,01 

426,36 

14,173 

4. Vj. 

467,24 

26,50 

43,16 

483,90 

- 5,29 

478,61 

81,32 

397,29 

13,930 

2003 l.Vj. 

477,92 

26,68 

43,46 

494,70 

- 3,87 

490,83 

81,65 

409,18 

13,091 

2. Vj. 



















Drucksache 15/2000 


-540- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Tabelle 24* 


Bruttowertschöpfung 






Produzierendes Gewerbe 



Dienstleistungsbereiche 






1 


davon 





davon 






Produzierendes Gewerbe 
ohne Baugewerbe 





Öffentliche und 
private Dienstleister 



Land- 




davon 





Finan- 


darunter 

Jahr'* 

Ins- 

gesamt 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft; 

Fischerei 

zu- 

sammen 

zu- 

sammen 

Bergbau 
und Ge- 
winnung 

von 

Steinen 

und 

Erden 

Verar- 

beiten- 

des 

Gewerbe 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung 

Bau- 

gewerbe 

zu- 

sammen 

Handel, 

Gast- 

gewerbe 

und 

Verkehr 

zierung, 
Vermie- 
tung und 
Unter- 

nehmens- 

dienst- 

leister 

zu- 

sammen 

Öffent- 
liche Ver- 
waltung, 
Verteidi- 
gung, 

Sozial- 

versi- 

cherung 

1970 

325,26 

10,67 

157,45 

131,28 

5,06 

In jeweiligen Preisen 
Früheres Bnndesgebiet 

Mrd Euro 

119,12 7,10 26,17 

157,14 

62,38 

45,19 

49,57 

20,64 

1975 

504,31 

13,77 

212,76 

180,59 

6,42 

162,12 

12,05 

32,17 

277,78 

93,39 

85,34 

99,05 

38,95 

1980 

717,15 

14,64 

297,47 

247,26 

7,45 

223,50 

16,31 

50,21 

405,04 

130,64 

132,74 

141,66 

52,58 

1981 

751,83 

15,27 

303,05 

252,08 

8,43 

226,43 

17,22 

50,97 

433,51 

134,45 

146,79 

152,27 

55,94 

1982 

786,40 

17,36 

311,35 

262,28 

9,19 

234,13 

18,96 

49,07 

457,69 

138,41 

161,07 

158,21 

57,52 

1983 

826,04 

15,63 

324,58 

273,69 

9,47 

243,25 

20,97 

50,89 

485,83 

143,94 

176,28 

165,61 

59,22 

1984 

866,08 

16,18 

337,38 

286,14 

9,43 

254,58 

22,13 

51,24 

512,52 

152,42 

187,74 

172,36 

60,47 

1985 

905,14 

15,05 

355,08 

306,08 

9,49 

273,60 

22,99 

49,00 

535,01 

157,06 

197,84 

180,11 

63,03 

1986 

957,64 

16,08 

377,09 

325,41 

8,38 

292,92 

24,11 

51,68 

564,47 

163,56 

210,88 

190,03 

65,92 

1987 

986,49 

14,30 

379,40 

326,96 

7,92 

293,55 

25,49 

52,44 

592,79 

169,50 

224,06 

199,23 

68,67 

1988 

1 039,39 

15,98 

398,26 

342,89 

7,28 

309,94 

25,67 

55,37 

625,15 

175,40 

241,14 

208,61 

70,59 

1989 

1 100,70 

18,01 

418,78 

359,34 

7,44 

326,34 

25,56 

59,44 

663,91 

186,96 

260,14 

216,81 

72,84 

1990 

1 198,10 

18,05 

451,68 

384,98 

7,46 

351,17 

26,35 

66,70 

728,37 

206,99 

289,07 

232,31 

77,04 

1991 

1 305,82 

16,38 

478,46 

407,23 

7,99 

372,18 

27,06 

71,23 

810,98 

230,30 

328,95 

251,73 

83,72 

1970 

WO 

3,3 

48,4 

40,4 

1,6 

36,6 

Anteil in vH 

2,2 8,0 

48,3 

19,2 

13,9 

15,2 

6,3 

1980 

WO 

2,0 

41,5 

34,5 

1,0 

31,2 

2,3 

7,0 

56,5 

18,2 

18,5 

19,8 

7,3 

1990 

WO 

1,5 

37,7 

32,1 

0,6 

29,3 

2,2 

5,6 

60,8 

17,3 

24,1 

19,4 

6,4 

1991 

WO 

1,3 

36,6 

31,2 

0,6 

28,5 

2,1 

5,5 

62,1 

17,6 

25,2 

19,3 

6,4 

1991 

1 414,19 

19,69 

514,62 

430,48 

11,04 

387,26 

Deutschland 

Mrd Euro 

32,18 84,14 

879,88 

250,72 

342,68 

286,48 

93,13 

1992 

1 518,90 

19,98 

534,61 

434,69 

10,90 

391,03 

32,76 

99,92 

964,31 

265,00 

382,03 

317,28 

101,10 

1993 

1 555,37 

19,66 

515,38 

410,92 

11,08 

366,66 

33,18 

104,46 

1 020,33 

271,59 

415,26 

333,48 

105,55 

1994 

1 626,08 

20,82 

533,80 

420,11 

10,06 

375,79 

34,26 

113,69 

1 071,46 

286,37 

436,94 

348,15 

108,09 

1995 

1 690,40 

21,59 

542,35 

428,30 

9,90 

382,24 

36,16 

114,05 

1 126,46 

299,45 

462,27 

364,74 

111,63 

1996 

1 722,07 

22,65 

539,02 

430,06 

5,91 

382,78 

41,37 

108,96 

1 160,40 

297,69 

488,65 

374,06 

113,42 

1997 

1 760,16 

22,89 

542,82 

438,20 

5,32 

392,22 

40,66 

104,62 

1 194,45 

306,00 

508,81 

379,64 

113,53 

1998 

1 810,25 

22,58 

555,99 

455,22 

5,33 

408,06 

41,83 

100,77 

1 231,68 

316,42 

527,24 

388,02 

1 14,22 

1999 

1 843,18 

22,12 

553,92 

452,99 

5,16 

408,45 

39,38 

100,93 

1 267,14 

322,09 

548,30 

396,75 

115,64 

2000 

1 885,32 

22,53 

561,00 

463,76 

5,22 

423,22 

35,32 

97,24 

1 301,79 

336,28 

560,74 

404,77 

116,67 

2001 

1 925,06 

23,49 

564,63 

472,14 

4,31 

431,27 

36,56 

92,49 

1 336,94 

350,46 

574,06 

412,42 

116,72 

2002 

1 958,89 

21,98 

564,34 

476,68 

4,02 

435,35 

37,31 

87,66 

1 372,57 

353,21 

595,11 

424,25 

118,52 

1991 

WO 

1,4 

36,4 

30,4 

0,8 

27,4 

Anteil in vH 

2,2 5,9 

62,2 

17,7 

24,2 

20,3 

6,6 

1995 

WO 

1,3 

32,1 

25,3 

0,6 

22,6 

2,1 

6,7 

66,6 

17,7 

27,3 

21,6 

6,6 

2000 

WO 

1,2 

29,8 

24,6 

0,3 

22,4 

1,9 

5,2 

69,0 

17,8 

29,7 

21,5 

6,2 

2001 

WO 

1,2 

29,3 

24,5 

0,2 

22,4 

1,9 

4,8 

69,4 

18,2 

29,8 

21,4 

6,1 

2002 

WO 

1,1 

28,8 

24,3 

0,2 

22,2 

1,9 

4,5 

70,1 

18,0 

30,4 

21,7 

6,1 


1) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 24* 


nach Wirtschaftsbereichen 





Produzierendes Gewerbe 



Dienstleistungsbereiche 






1 


davon 





davon 






Produzierendes Gewerbe 
ohne Baugewerbe 





Öffentliche und 
private Dienstleister 



Land- 




davon 





Finan- 


darunter 


Ins- 

gesamt 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft; 

Fischerei 

zu- 

sammen 

zu- 

sammen 

Bergbau 
und Ge- 
winnung 

von 

Steinen 

und 

Erden 

Verar- 

beiten- 

des 

Gewerbe 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung 

Bau- 

gewerbe 

zu- 

sammen 

Handel, 

Gast- 

gewerbe 

und 

Verkehr 

zierung, 
Vermie- 
tung und 
Unter- 

nehmens- 

dienst- 

leister 

zu- 

sammen 

Öffent- 
liche Ver- 
waltung, 
Verteidi- 
gung, 

Sozial- 

versi- 

cherung 

Jahr*^ 

823,48 

12,36 

381,63 

303,02 

15,27 

In Preisen von 1995 
Früheres Bundesgebiet 

Mrd Euro 

271,59 16,16 78,61 

429,49 

138,79 

132,76 

157,94 

59,62 

1970 

919,41 

13,28 

386,07 

309,93 

11,12 

279,27 

19,54 

76,14 

520,06 

150,40 

169,23 

200,43 

73,13 

1975 

1 084,75 

13,87 

440,54 

355,30 

10,32 

321,80 

23,18 

85,24 

630,34 

182,45 

221,30 

226,59 

78,53 

1980 

1 088,92 

13,81 

431,16 

348,91 

10,16 

317,36 

21,39 

82,25 

643,95 

183,16 

228,69 

232,10 

80,35 

1981 

1 085,04 

15,90 

421,07 

342,48 

10,11 

311,65 

20,72 

78,59 

648,07 

178,24 

235,55 

234,28 

80,97 

1982 

1 100,21 

14,85 

424,87 

344,55 

9,62 

312,79 

22,14 

80,32 

660,49 

180,69 

242,48 

237,32 

81,46 

1983 

1 133,05 

15,64 

436,46 

355,61 

9,35 

323,32 

22,94 

80,85 

680,95 

187,49 

250,70 

242,76 

82,50 

1984 

1 162,42 

14,68 

446,95 

370,04 

9,14 

337,67 

23,23 

76,91 

700,79 

191,41 

261,18 

248,20 

84,25 

1985 

1 191,48 

16,05 

450,06 

372,05 

8,15 

339,13 

24,77 

78,01 

725,37 

195,92 

276,01 

253,44 

85,47 

1986 

1 208,50 

14,85 

446,36 

369,80 

8,00 

334,37 

27,43 

76,56 

747,29 

200,32 

289,14 

257,83 

87,01 

1987 

1 254,82 

15,77 

460,99 

382,28 

7,63 

347,29 

27,36 

78,71 

778,06 

210,58 

303,06 

264,42 

88,17 

1988 

1 308,56 

16,29 

483,82 

401,38 

7,99 

365,88 

27,51 

82,44 

808,45 

218,83 

320,34 

269,28 

88,72 

1989 

1 382,32 

17,41 

504,28 

418,54 

7,39 

382,99 

28,16 

85,74 

860,63 

237,17 

347,03 

276,43 

90,10 

1990 

1 452,71 

16,02 

517,76 

432,25 

7,84 

395,64 

28,77 

85,51 

918,93 

258,44 

376,08 

284,41 

93,06 

1991 

100 

1,5 

46,3 

36,8 

1,9 

33,0 

Anteil in vH 

2,0 9,5 

52,2 

16,9 

16,1 

19,2 

7,2 

1970 

100 

1,3 

40,6 

32,8 

1,0 

29,7 

2,1 

7,9 

58,1 

16,8 

20,4 

20,9 

7,2 

1980 

100 

1,3 

36,5 

30,3 

0,5 

27,7 

2,0 

6,2 

62,3 

17,2 

25,1 

20,0 

6,5 

1990 

100 

1,1 

35,6 

29,8 

0,5 

27,2 

2,0 

5,9 

63,3 

17,8 

25,9 

19,6 

6,4 

1991 

1 598,27 

20,08 

559,62 

456,33 

10,86 

410,59 

Deutsehland 

Mrd Euro 

34,88 103,29 

1 018,57 

282,12 

403,62 

332,83 

108,46 

1991 

1 635,01 

21,27 

556,75 

445,91 

10,39 

401,33 

34,19 

110,84 

1 056,99 

293,26 

417,91 

345,82 

110,40 

1992 

1 619,22 

21,72 

525,78 

415,33 

10,68 

370,99 

33,66 

110,45 

1 071,72 

289,18 

431,77 

350,77 

110,20 

1993 

1 654,97 

20,59 

542,87 

426,06 

9,82 

381,70 

34,54 

116,81 

1 091,51 

293,66 

439,95 

357,90 

111,44 

1994 

1 690,40 

21,59 

542,35 

428,30 

9,90 

382,24 

36,16 

114,05 

1 126,46 

299,45 

462,27 

364,74 

111,63 

1995 

1 709,57 

23,02 

528,37 

418,93 

8,38 

371,29 

39,26 

109,44 

1 158,18 

302,57 

484,19 

371,42 

112,46 

1996 

1 742,09 

22,94 

536,45 

428,63 

6,33 

383,99 

38,31 

107,82 

1 182,70 

306,01 

502,95 

373,74 

111,66 

1997 

1 783,00 

23,47 

542,21 

437,26 

6,50 

392,08 

38,68 

104,95 

1 217,32 

314,26 

525,93 

377,13 

111,37 

1998 

1 823,52 

24,76 

535,60 

430,54 

6,77 

384,53 

39,24 

105,06 

1 263,16 

334,50 

546,59 

382,07 

110,51 

1999 

1 886,74 

24,63 

549,38 

447,33 

5,55 

401,69 

40,09 

102,05 

1 312,73 

353,45 

570,91 

388,37 

110,66 

2000 

1 911,47 

24,61 

540,04 

444,25 

3,58 

400,77 

39,90 

95,79 

1 346,82 

367,58 

589,65 

389,59 

109,49 

2001 

1 919,94 

24,12 

533,92 

443,80 

3,56 

399,82 

40,42 

90,12 

1 361,90 

371,25 

595,89 

394,76 

109,30 

2002 

100 

1,3 

35,0 

28,6 

0,7 

25,7 

Anteil in vH 

2,2 6,5 

63,7 

17,7 

25,3 

20,8 

6,8 

1991 

100 

1,3 

32,1 

25,3 

0,6 

22,6 

2,1 

6,7 

66,6 

17,7 

27,3 

21,6 

6,6 

1995 

100 

1,3 

29,1 

23,7 

0,3 

21,3 

2,1 

5,4 

69,6 

18,7 

30,3 

20,6 

5,9 

2000 

100 

1,3 

28,3 

23,2 

0,2 

21,0 

2,1 

5,0 

70,5 

19,2 

30,8 

20,4 

5,7 

2001 

100 

1,3 

27,8 

23,1 

0,2 

20,8 

2,1 

4,7 

70,9 

19,3 

31,0 

20,6 

5,7 

2002 
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Tabelle 25* 


Verwendung des Volkseinkommens 

Mrd Euro 


Zeitraum^^ 

Volks- 

einkom- 

men 

Produk- 
tions- 
und Im- 
portab- 
gaben 
abzüglich 
Sub- 
ventionen 

Netto - 

national- 

ein- 

kommen 

Davon 

Konsum^^ 

Nettoinvestitionen^^ 

Außenbeitrag'^^ 

Private 

Haus- 

halte^* 

Staat 

zu- 

sammen 

davon 

zu- 

sammen 

davon Saldo der 

Sektoren 

außer- 
halb des 

Staates 

Sektor 

Staat 

Waren- 

umsätze 

Dienst- 

leis- 

tungs- 

umsätze 

Primär- 

einkom- 

men 






Früheres Bundesgebiet 





1970 

274,71 

39,00 

313,71 

190,08 

53,81 

61,32 



8,50 

11,73 

- 4,15 

0,92 

1971 

302,37 

43,13 

345,50 

211,52 

63,97 

62,68 



7,33 

11,78 

- 4,87 

0,42 

1972 

332,17 

45,82 

377,99 

234,17 

71,34 

64,21 



8,27 

13,34 

- 5,32 

0,25 

1973 

372,48 

49,25 

421,73 

257,13 

82,69 

68,21 



13,70 

20,40 

- 6,88 

0,18 

1974 

400,71 

50,95 

451,66 

276,67 

96,40 

56,94 



21,65 

28,40 

- 6,82 

0,07 

1975 

416,85 

52,15 

469,00 

303,80 

106,66 

44,90 



13,64 

20,71 

- 7,43 

0,36 

1976 

456,20 

57,10 

513,30 

329,15 

112,85 

57,88 



13,42 

20,02 

- 8,08 

1,48 

1977 

486,16 

61,02 

547,18 

354,32 

119,98 

59,43 



13,45 

22,20 

- 9,03 

0,28 

1978 

524,43 

65,17 

589,60 

376,75 

129,06 

65,29 



18,50 

24,36 

- 9,12 

3,26 

1979 

561,33 

71,77 

633,10 

406,14 

139,63 

83,10 



4,23 

14,56 

- 11,91 

1,58 

1980 

591,03 

76,55 

667,58 

434,70 

152,86 

82,40 

68,57 

13,83 

- 2,38 

7,53 

- 12,35 

2,44 

1981 

613,43 

77,21 

690,64 

459,35 

164,10 

61,68 

49,85 

11,83 

5,51 

18,16 

- 13,41 

0,76 

1982 

632,82 

79,11 

711,93 

476,85 

168,35 

49,73 

40,82 

8,91 

17,00 

30,81 

- 11,68 

- 2,13 

1983 

666,24 

83,91 

750,15 

498,85 

173,47 

60,97 

53,81 

7,16 

16,86 

26,60 

- 11,48 

1,74 

1984 

702,21 

87,38 

789,59 

521,47 

179,81 

61,52 

54,89 

6,63 

26,79 

32,03 

- 10,65 

5,41 

1985 

735,47 

88,27 

823,74 

541,05 

187,28 

56,51 

49,74 

6,77 

38,90 

43,28 

- 9,47 

5,09 

1986 

781,93 

89,63 

871,56 

559,24 

195,71 

62,13 

53,56 

8,57 

54,48 

61,03 

- 10,40 

3,85 

1987 

806,17 

91,21 

897,38 

582,76 

203,68 

58,15 

49,93 

8,22 

52,79 

62,64 

- 12,29 

2,44 

1988 

853,29 

95,23 

948,52 

605,82 

211,95 

71,75 

63,80 

7,95 

59,00 

68,37 

- 14,94 

5,57 

1989 

906,89 

104,42 

1 011,31 

642,40 

216,20 

87,03 

78,44 

8,59 

65,68 

72,17 

- 15,26 

8,77 

1990 

987,21 

118,12 

1 105,33 

686,49 

230,62 

104,16 

95,07 

9,09 

84,06 

71,12 

3,33 

9,61 

1991 

1 065,39 

129,27 

1 194,66 

745,62 

244,56 

118,98 

111,50 

7,48 

85,50 

67,93 

14,30 

3,27 







Deutschland 






1991 

1 167,07 

133,75 

1 300,82 

852,51 

288,36 

154,55 

140,65 

13,90 

5,40 

16,56 

-20,10 

8,94 

1992 

1 242,60 

147,89 

1 390,49 

914,30 

318,88 

153,33 

135,61 

17,72 

3,98 

22,43 

- 26,40 

7,95 

1993 

1 255,72 

158,60 

1 414,32 

950,66 

328,77 

125,18 

109,75 

15,43 

9,71 

32,40 

- 29,53 

6,84 

1994 

1 302,63 

168,92 

1 471,55 

985,75 

342,20 

145,14 

130,93 

14,21 

- 1,54 

39,39 

-33,86 

- 7,07 

1995 

1 358,60 

166,73 

1 525,33 

1 024,79 

356,79 

141,63 

133,30 

8,33 

2,12 

46,00 

- 34,38 

- 9,50 

1996 

1 381,66 

171,88 

1 553,54 

1 052,26 

365,75 

124,48 

118,12 

6,36 

11,05 

54,39 

- 35,32 

- 8,02 

1997 

1 404,63 

179,42 

1 584,05 

1 079,77 

364,47 

123,26 

120,24 

3,02 

16,55 

63,40 

- 37,73 

- 9,12 

1998 

1 442,17 

188,03 

1 630,20 

1 111,18 

369,53 

134,63 

131,65 

2,98 

14,86 

69,94 

-41,10 

- 13,98 

1999 

1 468,22 

205,48 

1 673,70 

1 155,97 

378,17 

137,00 

132,19 

4,81 

2,56 

66,56 

- 50,54 

- 13,46 

2000 

1 508,35 

209,58 

1 717,93 

1 196,22 

385,57 

138,33 

135,48 

2,85 

- 2,19 

62,83 

-55,31 

- 9,71 

2001 

1 542,19 

212,32 

1 754,51 

1 232,66 

394,10 

94,57 

92,41 

2,16 

33,18 

100,66 

- 59,42 

- 8,06 

2002 

1 571,51 

219,60 

1 791,11 

1 236,49 

404,43 

61,09 

61,26 

- 0,17 

89,10 

133,81 

-43,14 

- 1,57 

2002 l.Vj. 

373,28 

52,72 

426,00 

296,34 

96,28 

15,85 



17,53 

33,95 

- 12,51 

- 3,91 

2.Vj. 

390,30 

53,51 

443,81 

308,57 

97,01 

19,17 



19,06 

31,94 

- 10,75 

- 2,13 

3.Vj. 

398,88 

57,89 

456,77 

309,71 

98,64 

26,00 



22,42 

34,96 

- 12,27 

- 0,27 

4.Vj. 

409,05 

55,48 

464,53 

321,87 

112,50 

0,07 



30,09 

32,96 

- 7,61 

4,74 

2003 l.Vj. 

374,32 

55,60 

429,92 

301,37 

97,29 

17,46 



13,80 

30,48 

- 10,81 

- 5,87 

2.Vj. 

386,36 

57,05 

443,41 

313,32 

98,49 

16,47 



15,13 

30,50 

- 11,01 

- 4,36 


1) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 2) Ausgabenkonzept. - 3) Bruttoinvestitionen (Bruttoanlageinvestitionen einschließlich Vorratsverände- 
rungen und Nettozugang an Wertsachen) abzüglich Abschreibungen. - 4) Exporte abzüglich Importe. - 5) Einschließlich private Organisa- 
tionen ohne Erwerbszweck. 
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Tabelle 26* 


Unternehmens- und Vermögenseinkommen der Gesamtwirtschaff 


Jahr“’ 

Unter- 

nehmens- 

und Ver- 

mögens- 

einkom- 

2) 

men 

Saldo der 

Vermö- 

gensein- 

kommen 

mit der 
übrigen 
Welt 

1 Betriebsüberschuss/Selbständigeneinkommen | 

zu- 

sammen 

1 davon | 

1 Kapitalgesellschaften | 

Staat 

private 
Haus- 
halte und 
private 
Organisa- 
tionen 

ohne Er- 
werb s- 

zweck 

Betriebs- 

über- 

schuss 

1 nachrichtlich | 


geleistete 

Vermö- 

gensein- 

kom- 

4) 

men 

Unter- 

nehmens- 

gewinne 

geleistete 
Aus- 
schüttun- 
gen und 
Entnah- 
men 

reinves- 
tierte Ge- 
winne an 
die übrige 
Welt 

Primär- 

einkom- 

men^^ 

+ 


- 

- 

- 

- 

- 






Früheres Bundesgebiet 











Mrd Euro 






1980 

146,29 

3,14 

143,15 

50,77 

120,10 

99,92 

70,95 

56,07 

- 0,56 

15,44 

- 1,81 

94,19 

1981 

147,01 

2,53 

144,48 

47,47 

146,33 

124,60 

69,20 

62,94 

- 1,55 

7,81 

- 1,42 

98,43 

1982 

151,30 

- 0,38 

151,68 

51,37 

154,98 

133,06 

73,29 

64,84 

- 0,60 

9,05 

- 1,34 

101,65 

1983 

173,96 

2,83 

171,13 

65,11 

149,44 

119,47 

95,08 

68,28 

0,31 

26,49 

- 1,55 

107,57 

1984 

190,86 

6,71 

184,15 

70,66 

162,55 

128,28 

104,93 

81,36 

- 0,23 

23,80 

- 1,46 

114,95 

1985 

203,69 

6,37 

197,32 

79,98 

167,69 

131,32 

116,35 

90,95 

0,28 

25,12 

- 1,41 

118,75 

1986 

221,81 

5,44 

216,37 

90,01 

168,34 

129,50 

128,85 

88,66 

0,74 

39,45 

- 1,46 

127,82 

1987 

220,64 

3,88 

216,76 

85,86 

169,00 

129,64 

125,22 

88,61 

1,64 

34,97 

- 1,27 

132,17 

1988 

242,90 

7,12 

235,78 

95,26 

177,46 

136,23 

136,49 

83,16 

0,10 

53,23 

- 1,10 

141,62 

1989 

268,19 

12,24 

255,95 

105,32 

199,41 

159,27 

145,46 

91,64 

1,70 

52,12 

- 1,00 

151,63 

1990 

298,11 

15,20 

282,91 

125,66 

240,60 

192,54 

173,72 

102,23 

- 0,78 

72,27 

- 1,55 

158,80 

1991 

319,47 

16,31 

303,16 

133,60 

276,88 

220,20 

190,28 

132,87 

1,84 

55,57 

- 1,43 

170,99 





Anteil am Betriebsüberschuss/Selbständigeneinkommen in vH 




1980 

102,2 

2,2 

100 

35,5 



49,6 



10,8 

- 1,3 

65,8 

1985 

103,2 

3,2 

100 

40,5 



59,0 

\ 


12,7 

- 0,7 

60,2 

1990 

105,4 

5,4 

100 

44,4 



61,4 



25,5 

- 0,5 

56,1 

1991 

105,4 

5,4 

100 

44,1 



62,8 



18,3 

- 0,5 

56,4 







Deutschland 












Mrd Euro 






1991 

321,09 

16,31 

304,78 

125,99 

307,01 

245,30 

187,70 

141,23 

1,84 

44,63 

- 2,38 

181,17 

1992 

326,24 

17,74 

308,50 

114,65 

335,46 

274,20 

175,91 

139,36 

- 3,80 

40,35 

- 2,37 

196,22 

1993 

317,80 

14,61 

303,19 

103,88 

336,12 

273,25 

166,75 

138,74 

- 2,84 

30,85 

- 2,01 

201,32 

1994 

341,46 

2,97 

338,49 

126,30 

339,43 

261,87 

203,86 

171,98 

- 0,68 

32,56 

- 1,44 

213,63 

1995 

362,42 

2,13 

360,29 

138,28 

341,84 

265,65 

214,47 

160,94 

- 1,80 

55,33 

- 1,47 

223,48 

1996 

376,41 

1,93 

374,48 

138,98 

351,95 

274,38 

216,55 

157,45 

- 3,48 

62,58 

- 1,71 

237,21 

1997 

395,41 

0,56 

394,85 

156,78 

378,68 

292,56 

242,90 

181,95 

- 0,40 

61,35 

- 1,81 

239,88 

1998 

411,61 

- 6,15 

417,76 

180,43 

416,29 

316,37 

280,35 

220,72 

- 0,52 

60,15 

- 2,19 

239,52 

1999 

410,44 

- 6,76 

417,20 

181,44 

424,07 

333,28 

272,23 

240,82 

- 5,16 

36,57 

- 2,65 

238,41 

2000 

409,26 

- 1,59 

410,85 

176,57 

495,94 

387,40 

285,11 

271,79 

- 5,84 

19,16 

- 2,84 

237,12 

2001 

420,91 

- 1,80 

422,71 

187,84 

506,30 

394,83 

299,31 

310,67 

- 17,52 

6,16 

- 2,99 

237,86 

2002 

441,05 

1,12 

439,93 

200,94 

493,88 

380,40 

314,42 

279,67 

- 8,40 

43,15 

- 3,60 

242,59 





Anteil am Betriebsüberschuss/Selbständigeneinkommen in vH 




1991 

105,4 

5,4 

100 

41,3 


/ 

61,6 


/ 

14,6 

- 0,8 

59,4 

1995 

100,6 

0,6 

100 

38,4 

\ 

/ 

59,5 

\ 

/ 

15,4 

- 0,4 

62,0 

1996 

100,5 

0,5 

100 

37,1 

\ 

/ 

57,8 

\ 

/ 

16,7 

- 0,5 

63,3 

1997 

100,1 

0,1 

100 

39,7 

\ 

/ 

61,5 

\ 

/ 

15,5 

- 0,5 

60,8 

1998 

98,5 

- 1,5 

100 

43,2 

\ 

/ 

67,1 

\ 

/ 

14,4 

- 0,5 

57,3 

1999 

98,4 

- 1,6 

100 

43,5 

/ 

\ 

65,3 

/ 

\ 

8,8 

- 0,6 

57,1 

2000 

99,6 

- 0,4 

100 

43,0 

/ 

\ 

69,4 

/ 

\ 

4,7 

- 0,7 

57,7 

2001 

99,6 

- 0,4 

100 

44,4 

/ 

\ 

70,8 

/ 

\ 

1,5 

- 0,7 

56,3 

2002 

100,3 

0,3 

100 

45,7 

/ 

\ 

71,5 

/ 

\ 

9,8 

- 0,8 

55,1 


1) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 2) Inländerkonzept. - 3) Zinsen (einschließlich unterstellte Bankgebühren), Ausschüttungen und Entnahmen, 
Vermögenseinkommen aus Versicherungsverträgen, reinvestierte Gewinne aus der übrigen Welt, Pachteinkommen. - 4) Zinsen und Pachten. 
Ohne Ausschüttungen und Entnahmen. - 5) Nettonationaleinkommen der Kapitalgesellschaften. 
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Tabelle 27* 


Arbeitnehmerentgelte nach Wirtschaftsbereichen'*^* 

Mrd Euro 


Jahr^* 

Ins- 

gesamt 

Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft; 

Fischerei 

1 Produzierendes Gewerbe | 

1 Dienstleistungsbereiche | 

zu- 

sammen 

1 davon | 

zu- 

sammen 

1 davon | 

Produzierendes Gewerbe 
ohne Baugewerbe 

Bau- 

gewerbe 

Handel, 

Gast- 

gewerbe 

und 

Verkehr 

Finan- 
zierung, 
Vermie- 
tung und 
Unter- 

nehmens- 

dienst- 

leister 

Öffentliche und 
private Dienstleister 

zu- 

sammen 

1 davon | 

zu- 

sammen 

darunter 

Bergbau 
und Ge- 
winnung 

von 

Steinen 

und 

Erden 

Verar- 

beiten- 

des 

Gewerbe 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung 

Öffent- 
liche Ver- 
waltung, 
Verteidi- 
gung, 

Sozial- 

versi- 

cherung 







Früheres Bundesgebiet 






1970 

184,19 

2,26 

96,76 

80,60 

3,18 

74,92 

2,50 

16,16 

85,17 

35,36 

12,19 

37,62 

17,72 

1971 

208,75 

2,42 

106,67 

87,94 

3,43 

81,57 

2,94 

18,73 

99,66 

40,44 

14,34 

44,88 

21,03 

1972 

231,32 

2,48 

116,17 

94,39 

3,43 

87,58 

3,38 

21,78 

112,67 

45,53 

16,31 

50,83 

23,64 

1973 

263,35 

2,63 

130,32 

106,49 

3,64 

98,98 

3,87 

23,83 

130,40 

51,96 

18,84 

59,60 

27,49 

1974 

291,07 

2,92 

140,22 

116,38 

4,14 

107,83 

4,41 

23,84 

147,93 

57,00 

21,74 

69,19 

31,95 

1975 

304,12 

3,04 

141,15 

117,71 

4,58 

108,32 

4,81 

23,44 

159,93 

60,44 

24,02 

75,47 

34,16 

1976 

328,58 

3,14 

152,23 

127,36 

4,79 

117,29 

5,28 

24,87 

173,21 

65,50 

26,52 

81,19 

35,63 

1977 

352,83 

3,43 

163,49 

137,71 

5,02 

126,83 

5,86 

25,78 

185,91 

70,17 

28,59 

87,15 

37,12 

1978 

376,63 

3,64 

173,21 

145,73 

5,16 

134,30 

6,27 

27,48 

199,78 

75,61 

31,01 

93,16 

39,34 

1979 

407,73 

3,87 

188,06 

157,77 

5,63 

145,24 

6,90 

30,29 

215,80 

81,24 

34,22 

100,34 

41,70 

1980 

443,17 

4,05 

204,50 

170,99 

6,14 

157,36 

7,49 

33,51 

234,62 

88,03 

37,78 

108,81 

44,71 

1981 

464,64 

4,13 

211,01 

176,85 

6,49 

162,32 

8,04 

34,16 

249,50 

92,82 

40,58 

116,10 

47,52 

1982 

479,36 

4,27 

215,40 

180,85 

6,66 

165,92 

8,27 

34,55 

259,69 

95,75 

42,91 

121,03 

48,90 

1983 

490,02 

4,41 

217,90 

182,87 

6,66 

167,59 

8,62 

35,03 

267,71 

97,63 

44,62 

125,46 

50,25 

1984 

509,01 

4,59 

226,58 

190,55 

6,86 

174,91 

8,78 

36,03 

277,84 

101,35 

47,03 

129,46 

51,26 

1985 

529,21 

4,70 

234,38 

200,65 

6,87 

184,61 

9,17 

33,73 

290,13 

105,05 

49,29 

135,79 

53,49 

1986 

557,52 

4,76 

246,09 

210,98 

6,98 

194,46 

9,54 

35,11 

306,67 

110,19 

52,56 

143,92 

56,04 

1987 

582,79 

4,72 

255,54 

220,25 

6,98 

203,18 

10,09 

35,29 

322,53 

115,14 

56,05 

151,34 

58,44 

1988 

607,52 

4,77 

265,29 

228,12 

6,82 

210,72 

10,58 

37,17 

337,46 

121,06 

59,50 

156,90 

59,94 

1989 

635,82 

4,84 

277,88 

238,54 

6,78 

221,10 

10,66 

39,34 

353,10 

127,26 

63,85 

161,99 

61,54 

1990 

688,25 

5,10 

301,32 

257,54 

7,10 

239,27 

11,17 

43,78 

381,83 

138,13 

71,45 

172,25 

64,87 

1991 

750,79 

5,34 

323,27 

276,23 

7,14 

256,67 

12,42 

47,04 

422,18 

153,81 

80,53 

187,84 

70,47 







Deutschland 






1991 

844,00 

10,63 

358,93 

301,16 

9,41 

277,13 

14,62 

57,77 

474,44 

170,19 

87,92 

216,33 

79,12 

1992 

915,29 

8,90 

381,46 

315,84 

9,55 

290,34 

15,95 

65,62 

524,93 

187,58 

99,26 

238,09 

86,44 

1993 

937,39 

8,92 

374,58 

304,05 

8,95 

278,83 

16,27 

70,53 

553,89 

195,48 

107,40 

251,01 

90,03 

1994 

960,96 

9,23 

379,95 

303,48 

8,15 

279,01 

16,32 

76,47 

571,78 

197,96 

113,67 

260,15 

91,85 

1995 

996,90 

9,48 

388,73 

311,00 

8,08 

286,77 

16,15 

77,73 

598,69 

203,54 

121,40 

273,75 

94,93 

1996 

1 006,17 

9,31 

384,33 

309,28 

7,70 

285,39 

16,19 

75,05 

612,53 

203,80 

127,15 

281,58 

96,74 

1997 

1 010,30 

9,34 

380,59 

308,92 

7,03 

285,88 

16,01 

71,67 

620,37 

203,71 

131,45 

285,21 

96,77 

1998 

1 031,42 

9,50 

384,37 

315,70 

6,52 

293,10 

16,08 

68,67 

637,55 

206,43 

140,74 

290,38 

97,27 

1999 

1 058,71 

9,67 

384,76 

317,70 

6,12 

295,93 

15,65 

67,06 

664,28 

212,69 

151,58 

300,01 

98,68 

2000 

1 099,96 

9,73 

397,77 

332,56 

6,14 

310,64 

15,78 

65,21 

692,46 

219,46 

166,31 

306,69 

99,21 

2001 

1 121,90 

9,49 

401,25 

340,13 

5,73 

318,92 

15,48 

61,12 

711,16 

224,82 

174,78 

311,56 

99,05 

2002 

1 131,00 

9,54 

395,47 

337,93 

5,26 

317,66 

15,01 

57,54 

725,99 

227,04 

179,27 

319,68 

100,62 


1) Inlandskonzept, in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (ESVG 1995). - 2) Bruttolöhne und -gehälter zuzüglich tat- 
sächliche und unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber. - 3) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 28* 


Bruttolöhne und -gehälter nach Wirtschaftsbereichen 

Mrd Euro 


Jahd* 

Ins- 

gesamt 

Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft; 

Fischerei 

1 Produzierendes Gewerbe | 

1 Dienstleistungsbereiche | 

zu- 

sammen 

1 davon | 

zu- 

sammen 

1 davon | 

Produzierendes Gewerbe 
ohne Baugewerbe 

Bau- 

gewerbe 

Handel, 

Gast- 

gewerbe 

und 

Verkehr 

Finan- 
zierung, 
Vermie- 
tung und 
Unter- 

nehmens- 

dienst- 

leister 

Öffentliche und 
private Dienstleister 

zu- 

sammen 

1 davon | 

zu- 

sammen 

darunter 

Bergbau 
und Ge- 
winnung 

von 

Steinen 

und 

Erden 

Verar- 

beiten- 

des 

Gewerbe 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung 

Öffent- 
liche Ver- 
waltung, 
Verteidi- 
gung, 

Sozial- 

versi- 

cherung 







Früheres Bundesgebiet 






1970 

157,59 

1,94 

83,80 

69,84 

2,59 

65,10 

2,15 

13,96 

71,85 

30,41 

10,43 

31,01 

14,24 

1971 

177,91 

2,05 

92,01 

75,93 

2,78 

70,64 

2,51 

16,08 

83,85 

34,67 

12,11 

37,07 

16,98 

1972 

196,02 

2,11 

99,42 

81,03 

2,76 

75,41 

2,86 

18,39 

94,49 

38,87 

13,74 

41,88 

19,02 

1973 

221,66 

2,23 

110,72 

90,79 

2,92 

84,61 

3,26 

19,93 

108,71 

44,04 

15,80 

48,87 

22,04 

1974 

243,77 

2,47 

118,17 

98,28 

3,28 

91,36 

3,64 

19,89 

123,13 

48,23 

18,18 

56,72 

25,63 

1975 

252,77 

2,54 

117,92 

98,46 

3,52 

91,10 

3,84 

19,46 

132,31 

50,78 

19,88 

61,65 

27,27 

1976 

271,10 

2,63 

126,04 

105,49 

3,63 

97,65 

4,21 

20,55 

142,43 

54,57 

21,87 

65,99 

28,25 

1977 

291,64 

2,86 

135,84 

114,52 

3,82 

106,12 

4,58 

21,32 

152,94 

58,56 

23,67 

70,71 

29,38 

1978 

310,74 

3,04 

143,57 

120,80 

3,89 

112,11 

4,80 

22,77 

164,13 

62,83 

25,73 

75,57 

31,15 

1979 

335,92 

3,21 

155,15 

130,09 

4,14 

120,80 

5,15 

25,06 

177,56 

67,77 

28,37 

81,42 

33,04 

1980 

364,53 

3,36 

168,14 

140,49 

4,52 

130,38 

5,59 

27,65 

193,03 

73,33 

31,30 

88,40 

35,38 

1981 

382,19 

3,43 

174,02 

145,78 

4,91 

134,93 

5,94 

28,24 

204,74 

77,18 

33,55 

94,01 

37,63 

1982 

393,04 

3,53 

176,76 

148,36 

5,01 

137,14 

6,21 

28,40 

212,75 

79,49 

35,38 

97,88 

38,68 

1983 

400,42 

3,64 

177,89 

149,20 

4,98 

137,77 

6,45 

28,69 

218,89 

80,86 

36,59 

101,44 

39,78 

1984 

414,57 

3,80 

184,29 

154,73 

5,00 

143,08 

6,65 

29,56 

226,48 

83,76 

38,51 

104,21 

40,32 

1985 

431,16 

3,86 

190,96 

163,54 

5,17 

151,51 

6,86 

27,42 

236,34 

86,79 

40,52 

109,03 

41,85 

1986 

454,23 

3,90 

201,07 

172,70 

5,23 

160,26 

7,21 

28,37 

249,26 

90,79 

43,15 

115,32 

43,80 

1987 

474,85 

3,88 

207,75 

179,15 

5,19 

166,42 

7,54 

28,60 

263,22 

95,31 

46,26 

121,65 

45,74 

1988 

495,26 

3,92 

216,17 

186,14 

5,10 

173,18 

7,86 

30,03 

275,17 

100,10 

49,05 

126,02 

46,85 

1989 

519,14 

3,95 

226,98 

195,18 

5,10 

182,01 

8,07 

31,80 

288,21 

105,50 

52,63 

130,08 

47,90 

1990 

561,94 

4,18 

245,55 

210,03 

5,26 

196,28 

8,49 

35,52 

312,21 

114,57 

58,93 

138,71 

50,50 

1991 

613,00 

4,41 

263,08 

225,04 

5,40 

210,53 

9,11 

38,04 

345,51 

127,55 

66,34 

151,62 

55,37 







Deutschland 






1991 

691,36 

8,95 

292,88 

245,76 

7,16 

227,69 

10,91 

47,12 

389,53 

141,39 

72,63 

175,51 

62,57 

1992 

749,34 

7,46 

310,90 

257,21 

7,17 

238,18 

11,86 

53,69 

430,98 

155,54 

81,99 

193,45 

68,48 

1993 

769,45 

7,44 

307,19 

249,43 

6,78 

230,28 

12,37 

57,76 

454,82 

162,00 

88,72 

204,10 

71,12 

1994 

781,08 

7,65 

308,18 

245,86 

6,05 

227,32 

12,49 

62,32 

465,25 

162,56 

93,41 

209,28 

71,64 

1995 

806,90 

7,85 

314,32 

251,06 

6,04 

232,45 

12,57 

63,26 

484,73 

165,13 

99,71 

219,89 

73,93 

1996 

815,69 

7,70 

311,21 

250,64 

5,71 

232,34 

12,59 

60,57 

496,78 

167,28 

103,75 

225,75 

75,00 

1997 

814,45 

7,70 

306,57 

248,90 

5,15 

231,33 

12,42 

57,67 

500,18 

166,34 

106,77 

227,07 

74,35 

1998 

831,10 

7,82 

309,39 

254,13 

4,79 

236,96 

12,38 

55,26 

513,89 

168,62 

114,11 

231,16 

74,74 

1999 

855,99 

7,97 

311,10 

256,15 

4,52 

239,67 

11,96 

54,95 

536,92 

174,13 

123,88 

238,91 

75,66 

2000 

885,20 

8,03 

316,87 

263,30 

4,44 

247,61 

11,25 

53,57 

560,30 

181,02 

134,35 

244,93 

76,52 

2001 

904,14 

7,86 

319,51 

269,26 

4,10 

254,17 

10,99 

50,25 

576,77 

185,57 

141,90 

249,30 

76,51 

2002 

910,77 

7,89 

314,97 

267,55 

3,78 

252,60 

11,17 

47,42 

587,91 

187,92 

144,74 

255,25 

77,23 


1) Inlandskonzept, in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (ESVG 1995). - 2) Arbeitnehmerentgelte abzüglich tatsäch- 
liche und unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber. - 3) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 29* 


Verwendung des Bruttoinlands- 

Mrd 


Zeitraum^^ 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

Inländische Verwendung 

insgesamt 

davon 

Konsum (Ausgabenkonzept) 

insgesamt 

davon 

Private 

Haushalte 

Private 

Organisationen 

ohne 

Erwerbszweck 

Staat 




Früheres Bundesgebiet 



1970 

352,00 

344,42 

243,89 

187,62 

2,46 

53,81 

1971 

390,10 

383,19 

275,49 

208,47 

3,05 

63,97 

1972 

427,50 

419,48 

305,51 

230,57 

3,60 

71,34 

1973 

476,70 

463,18 

339,82 

252,76 

4,37 

82,69 

1974 

513,60 

492,02 

373,07 

271,79 

4,88 

96,40 

1975 

536,00 

522,72 

410,46 

298,59 

5,21 

106,66 

1976 

583,90 

571,96 

442,00 

323,35 

5,80 

112,85 

1977 

623,70 

610,53 

474,30 

347,97 

6,35 

119,98 

1978 

669,30 

654,06 

505,81 

369,76 

6,99 

129,06 

1979 

722,50 

719,85 

545,77 

398,43 

7,71 

139,63 

1980 

766,60 

771,42 

587,56 

426,15 

8,55 

152,86 

1981 

800,20 

795,45 

623,45 

450,12 

9,23 

164,10 

1982 

831,80 

812,67 

645,20 

466,92 

9,93 

168,35 

1983 

872,20 

857,08 

672,32 

488,13 

10,72 

173,47 

1984 

915,00 

893,62 

701,28 

509,99 

11,48 

179,81 

1985 

955,30 

921,49 

728,33 

528,50 

12,55 

187,28 

1986 

1 010,20 

959,57 

754,95 

545,40 

13,84 

195,71 

1987 

1 043,30 

992,95 

786,44 

568,10 

14,66 

203,68 

1988 

1 098,50 

1 045,07 

817,77 

590,48 

15,34 

211,95 

1989 

1 168,30 

1 111,39 

858,60 

626,20 

16,20 

216,20 

1990 

1 274,90 

1 200,45 

917,11 

668,81 

17,68 

230,62 

1991 

1 387,10 

1 304,87 

990,18 

727,68 

17,94 

244,56 




Deutschland 



1991 

1 502,20 

1 505,74 

1 140,87 

832,88 

19,63 

288,36 

1992 

1 613,20 

1 617,17 

1 233,18 

892,23 

22,07 

318,88 

1993 

1 654,20 

1 651,33 

1 279,43 

926,63 

24,03 

328,77 

1994 

1 735,50 

1 729,97 

1 327,95 

959,49 

26,26 

342,20 

1995 

1 801,30 

1 789,68 

1 381,58 

996,16 

28,63 

356,79 

1996 

1 833,70 

1 814,63 

1 418,01 

1 021,63 

30,63 

365,75 

1997 

1 871,60 

1 845,93 

1 444,24 

1 047,55 

32,22 

364,47 

1998 

1 929,40 

1 900,56 

1 480,71 

1 076,47 

34,71 

369,53 

1999 

1 978,60 

1 962,58 

1 534,14 

1 118,30 

37,67 

378,17 

2000 

2 030,00 

2 022,48 

1 581,79 

1 156,49 

39,73 

385,57 

2001 

2 073,70 

2 032,46 

1 626,76 

1 191,47 

41,19 

394,10 

2002 

2 110,40 

2 019,73 

1 640,92 

1 193,49 

43,00 

404,43 

2001 l.Vj. 

504,90 

496,65 

389,19 

285,23 

10,07 

93,89 

2. Vj. 

515,00 

506,56 

402,18 

298,58 

9,96 

93,64 

3. Vj. 

521,20 

514,33 

403,33 

298,08 

10,16 

95,09 

4. Vj. 

532,60 

514,92 

432,06 

309,58 

11,00 

111,48 

2002 l.Vj. 

509,00 

487,56 

392,62 

285,70 

10,64 

96,28 

2. Vj. 

525,50 

504,31 

405,58 

298,03 

10,54 

97,01 

3. Vj. 

536,50 

513,81 

408,35 

299,10 

10,61 

98,64 

4. Vj. 

539,40 

514,05 

434,37 

310,66 

11,21 

112,50 

2003 l.Vj. 

515,20 

495,53 

398,66 

290,20 

11,17 

97,29 

2. Vj. 

527,70 

508,21 

411,81 

302,42 

10,90 

98,49 


1) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 2) Im Wesentlichen Computersoftware, Nutztiere und Nutzpflanzungen. 
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Tabelle 29* 

Produkts in jeweiligen Preisen 

Euro 



Inländische Verwendung 


davon 


Bruttoinvestitionen 


davon 


Bruttoanlageinvestitionen 


I davon | 

Aus- 

rüstungs- 

investi- 

tionen 

Bauinvesti- 

tionen 

Sonstige 

Anlagen^^ 


Vorrats Ver- 
änderungen 
und Netto- 
zugang an 
Wertsachen 



von Waren und 
Dienstleistungen 


Zeitraum^^ 


Früheres Bundesgebiet 


100,53 

91,95 

35,53 

55,14 

1,28 

8,58 

76,74 

69,16 

7,58 

1970 

107,70 

104,48 

38,87 

64,11 

1,50 

3,22 

82,27 

75,36 

6,91 

1971 

113,97 

111,40 

38,69 

70,82 

1,89 

2,57 

89,64 

81,62 

8,02 

1972 

123,36 

117,29 

39,97 

75,03 

2,29 

6,07 

105,38 

91,86 

13,52 

1973 

118,95 

114,29 

38,47 

73,59 

2,23 

4,66 

135,49 

113,91 

21,58 

1974 

112,26 

113,51 

41,36 

69,62 

2,53 

- 1,25 

133,09 

119,81 

13,28 

1975 

129,96 

122,14 

45,55 

73,73 

2,86 

7,82 

152,28 

140,34 

11,94 

1976 

136,23 

131,71 

50,40 

77,96 

3,35 

4,52 

161,41 

148,24 

13,17 

1977 

148,25 

143,70 

55,59 

84,44 

3,67 

4,55 

168,85 

153,61 

15,24 

1978 

174,08 

161,93 

61,79 

96,10 

4,04 

12,15 

185,33 

182,68 

2,65 

1979 

183,86 

177,97 

65,87 

107,64 

4,46 

5,89 

207,16 

211,98 

- 4,82 

1980 

172,00 

177,99 

65,75 

107,26 

4,98 

- 5,99 

234,57 

229,82 

4,75 

1981 

167,47 

174,93 

63,85 

105,38 

5,70 

- 7,46 

253,26 

234,13 

19,13 

1982 

184,76 

184,47 

69,53 

108,73 

6,21 

0,29 

257,13 

242,01 

15,12 

1983 

192,34 

189,69 

70,54 

112,69 

6,46 

2,65 

288,63 

267,25 

21,38 

1984 

193,16 

193,86 

78,58 

108,16 

7,12 

- 0,70 

318,34 

284,53 

33,81 

1985 

204,62 

203,12 

82,18 

113,16 

7,78 

1,50 

310,41 

259,78 

50,63 

1986 

206,51 

210,04 

86,05 

115,79 

8,20 

- 3,53 

309,25 

258,90 

50,35 

1987 

227,30 

223,99 

92,37 

122,50 

9,12 

3,31 

331,98 

278,55 

53,43 

1988 

252,79 

246,51 

102,78 

133,55 

10,18 

6,28 

375,29 

318,38 

56,91 

1989 

283,34 

277,50 

117,93 

148,59 

10,98 

5,84 

423,94 

349,49 

74,45 

1990 

314,69 

306,51 

132,49 

162,58 

11,44 

8,18 

483,49 

401,26 

82,23 

1991 





Deutschland 






364,87 

356,87 

153,71 

190,92 

12,24 

8,00 

395,18 

398,72 

- 3,54 

1991 

383,99 

387,85 

150,72 

223,62 

13,51 

- 3,86 

395,81 

399,78 

- 3,97 

1992 

371,90 

380,99 

130,28 

236,57 

14,14 

- 9,09 

376,66 

373,79 

2,87 

1993 

402,02 

401,45 

128,27 

258,21 

14,97 

0,57 

409,22 

403,69 

5,53 

1994 

408,10 

404,24 

129,82 

258,76 

15,66 

3,86 

441,04 

429,42 

11,62 

1995 

396,62 

399,10 

131,87 

250,32 

16,91 

- 2,48 

463,99 

444,92 

19,07 

1996 

401,69 

401,14 

137,22 

245,98 

17,94 

0,55 

522,53 

496,86 

25,67 

1997 

419,85 

412,65 

150,06 

243,02 

19,57 

7,20 

560,19 

531,35 

28,84 

1998 

428,44 

426,39 

159,59 

245,19 

21,61 

2,05 

586,37 

570,35 

16,02 

1999 

440,69 

439,99 

176,66 

240,15 

23,18 

0,70 

686,08 

678,56 

7,52 

2000 

405,70 

420,65 

167,36 

228,94 

24,35 

- 14,95 

731,47 

690,23 

41,24 

2001 

378,81 

391,96 

151,85 

215,52 

24,59 

- 13,15 

757,64 

666,97 

90,67 

2002 

107,46 

97,18 

40,48 

50,81 

5,89 

10,28 

181,14 

172,89 

8,25 

2001 l.Vj 

104,38 

108,93 

42,57 

60,43 

5,93 

- 4,55 

184,12 

175,68 

8,44 

2.Vj 

111,00 

107,90 

39,72 

62,08 

6,10 

3,10 

178,23 

171,36 

6,87 

3.Vj 

82,86 

106,64 

44,59 

55,62 

6,43 

- 23,78 

187,98 

170,30 

17,68 

4.Vj 

94,94 

87,95 

34,55 

47,40 

6,00 

6,99 

178,78 

157,34 

21,44 

2002 l.Vj 

98,73 

101,60 

38,55 

57,07 

5,98 

- 2,87 

190,07 

168,88 

21,19 

2.Vj 

105,46 

102,13 

36,76 

59,23 

6,14 

3,33 

190,76 

168,07 

22,69 

3.Vj 

79,68 

100,28 

41,99 

51,82 

6,47 

- 20,60 

198,03 

172,68 

25,35 

4.Vj 

96,87 

83,56 

33,79 

43,77 

6,00 

13,31 

187,26 

167,59 

19,67 

2003 l.Vj 

96,40 

98,18 

37,39 

54,79 

6,00 

- 1,78 

186,27 

166,78 

19,49 

2.Vj 


3) Exporte abzüglich Importe. 
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Tabelle 30* 


Verwendung des Bruttoinlands- 

Mrd 


Zeitraum’^ 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

Inländische Verwendung 

insgesamt 

davon 

Konsum (Ausgabenkonzept) 

insgesamt 

davon 

Private 

Haushalte 

Private 

Organisationen 

ohne 

Erwerbszweck 

Staat 




Früheres Bundesgebiet 



1970 

897,00 

876,16 

619,21 

453,79 

7,73 

157,69 

1971 

926,70 

912,31 

653,91 

479,43 

8,32 

166,16 

1972 

964,80 

951,45 

684,60 

502,14 

9,18 

173,28 

1973 

1 008,80 

984,14 

708,93 

516,47 

10,04 

182,42 

1974 

1 013,40 

965,98 

720,65 

518,73 

10,17 

191,75 

1975 

1 002,80 

973,90 

749,13 

537,82 

10,56 

200,75 

1976 

1 052,90 

1 022,01 

774,07 

559,01 

11,16 

203,90 

1977 

1 084,90 

1 052,86 

801,28 

582,51 

11,59 

207,18 

1978 

1 117,40 

1 089,59 

829,86 

603,18 

12,12 

214,56 

1979 

1 163,90 

1 144,35 

859,24 

623,96 

12,75 

222,53 

1980 

1 178,70 

1 151,92 

873,55 

630,48 

13,33 

229,74 

1981 

1 180,00 

1 127,86 

876,16 

627,17 

13,74 

235,25 

1982 

1 170,70 

1 107,16 

867,64 

619,37 

14,33 

233,94 

1983 

1 188,90 

1 132,58 

876,80 

627,48 

14,93 

234,39 

1984 

1 222,50 

1 151,65 

894,33 

639,42 

15,64 

239,27 

1985 

1 249,30 

1 164,39 

911,40 

651,01 

16,71 

243,68 

1986 

1 279,50 

1 206,94 

943,39 

675,96 

17,94 

249,49 

1987 

1 298,30 

1 236,02 

973,51 

700,92 

18,54 

254,05 

1988 

1 346,80 

1 281,49 

998,45 

719,17 

19,16 

260,12 

1989 

1 399,50 

1 322,35 

1 018,88 

741,25 

20,36 

257,27 

1990 

1 479,60 

1 384,25 

1 058,20 

771,61 

21,43 

265,16 

1991 

1 555,00 

1 444,73 

1 099,92 

809,19 

20,58 

270,15 




Deutschland 



1991 

1 710,80 

1 692,27 

1 292,55 

942,26 

23,86 

326,43 

1992 

1 749,10 

1 739,89 

1 335,27 

966,89 

25,58 

342,80 

1993 

1 730,10 

1 721,24 

1 336,77 

967,46 

26,14 

343,17 

1994 

1 770,70 

1 760,26 

1 355,56 

976,94 

27,18 

351,44 

1995 

1 801,30 

1 789,68 

1 381,58 

996,16 

28,63 

356,79 

1996 

1 815,10 

1 794,32 

1 398,32 

1 004,99 

30,06 

363,27 

1997 

1 840,40 

1 804,21 

1 405,72 

1 010,02 

31,19 

364,51 

1998 

1 876,40 

1 847,96 

1 431,12 

1 027,01 

32,78 

371,33 

1999 

1 914,80 

1 900,18 

1 473,44 

1 064,34 

34,76 

374,34 

2000 

1 969,50 

1 934,69 

1 498,64 

1 084,74 

35,88 

378,02 

2001 

1 986,20 

1 919,41 

1 518,80 

1 100,68 

36,17 

381,95 

2002 

1 989,70 

1 888,57 

1 513,64 

1 088,08 

37,21 

388,35 

2001 l.Vj. 

487,50 

472,97 

368,54 

265,16 

8,83 

94,55 

2.Vj. 

495,30 

480,00 

378,85 

276,02 

9,20 

93,63 

3.Vj. 

502,90 

486,56 

375,91 

273,65 

8,77 

93,49 

4.Vj. 

500,50 

479,88 

395,50 

285,85 

9,37 

100,28 

2002 l.Vj. 

482,10 

457,50 

365,84 

261,00 

8,99 

95,85 

2.Vj. 

497,80 

473,33 

377,30 

271,87 

9,64 

95,79 

3.Vj. 

507,60 

482,53 

376,77 

271,61 

9,02 

96,14 

4.Vj. 

502,20 

475,21 

393,73 

283,60 

9,56 

100,57 

2003 l.Vj. 

483,90 

461,94 

367,50 

262,43 

9,07 

96,00 

2.Vj. 

494,70 

475,20 

380,68 

274,08 

9,71 

96,89 


1) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 2) Im Wesentlichen Computersoftware, Nutztiere und Nutzpflanzungen. 
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Produkts in Preisen von 1995 

Euro 

Inländische Verwendung 
davon 

Bruttoinvestitionen ^ 

Bxporte Importe 

Außen- 

Vorratsver- . 3 . Zeitraum^ 

.. j ' beitrag 

anderungen ^ 

undNetto- 

von Waren und 
Zugang an . 

Dienstleistungen 

Wertsachen 


256,95 

240,43 

82,28 

Früheres Bundesgebiet 

156,14 2,01 

16,52 

162,49 

141,65 

20,84 

1970 

258,40 

253,98 

84,94 

166,72 

2,32 

4,42 

166,78 

152,39 

14,39 

1971 

266,85 

260,86 

82,39 

175,76 

2,71 

5,99 

176,51 

163,16 

13,35 

1972 

275,21 

260,68 

81,73 

175,84 

3,11 

14,53 

194,39 

169,73 

24,66 

1973 

245,33 

235,93 

72,79 

160,21 

2,93 

9,40 

217,02 

169,60 

47,42 

1974 

224,77 

225,10 

72,41 

149,47 

3,22 

0,33 

204,54 

175,64 

28,90 

1975 

247,94 

233,03 

77,28 

152,28 

3,47 

14,91 

224,99 

194,10 

30,89 

1976 

251,58 

242,32 

83,55 

154,88 

3,89 

9,26 

233,68 

201,64 

32,04 

1977 

259,73 

252,21 

89,43 

158,59 

4,19 

7,52 

240,30 

212,49 

27,81 

1978 

285,11 

266,75 

96,09 

166,15 

4,51 

18,36 

251,97 

232,42 

19,55 

1979 

278,37 

271,84 

97,68 

169,30 

4,86 

6,53 

265,69 

238,91 

26,78 

1980 

251,70 

258,63 

92,55 

160,88 

5,20 

6,93 

284,77 

232,63 

52,14 

1981 

239,52 

245,70 

85,06 

154,91 

5,73 

6,18 

295,17 

231,63 

63,54 

1982 

255,78 

252,93 

89,41 

157,46 

6,06 

2,85 

293,77 

237,45 

56,32 

1983 

257,32 

252,57 

87,28 

158,97 

6,32 

4,75 

319,54 

248,69 

70,85 

1984 

252,99 

252,11 

94,14 

151,12 

6,85 

0,88 

343,00 

258,09 

84,91 

1985 

263,55 

259,48 

96,60 

155,35 

7,53 

4,07 

338,68 

266,12 

72,56 

1986 

262,51 

264,21 

99,89 

156,22 

8,10 

1,70 

340,97 

278,69 

62,28 

1987 

283,04 

276,42 

105,37 

162,02 

9,03 

6,62 

359,78 

294,47 

65,31 

1988 

303,47 

295,06 

113,82 

171,18 

10,06 

8,41 

396,76 

319,61 

77,15 

1989 

326,05 

317,92 

127,66 

179,43 

10,83 

8,13 

449,29 

353,94 

95,35 

1990 

344,81 

334,40 

139,05 

184,22 

11,13 

10,41 

507,43 

397,16 

110,27 

1991 

399,72 

391,93 

161,14 

218,85 

Deutschland 

11,94 

7,79 

413,62 

395,09 

18,53 

1991 

404,62 

409,46 

154,31 

242,16 

12,99 

4,84 

410,27 

401,06 

9,21 

1992 

384,47 

391,24 

131,00 

246,53 

13,71 

6,77 

387,73 

378,87 

8,86 

1993 

404,70 

406,88 

128,47 

263,58 

14,83 

2,18 

417,27 

406,83 

10,44 

1994 

408,10 

404,24 

129,82 

258,76 

15,66 

3,86 

441,04 

429,42 

11,62 

1995 

396,00 

400,85 

132,09 

251,34 

17,42 

4,85 

463,48 

442,70 

20,78 

1996 

398,49 

403,09 

137,01 

247,63 

18,45 

4,60 

515,59 

479,40 

36,19 

1997 

416,84 

415,21 

149,56 

245,18 

20,47 

1,63 

551,49 

523,05 

28,44 

1998 

426,74 

432,44 

160,31 

248,70 

23,43 

5,70 

581,84 

567,22 

14,62 

1999 

436,05 

444,12 

176,45 

242,14 

25,53 

8,07 

661,47 

626,66 

34,81 

2000 

400,61 

425,29 

167,81 

230,53 

26,95 

24,68 

698,78 

631,99 

66,79 

2001 

374,93 

396,94 

152,48 

217,07 

27,39 

22,01 

722,63 

621,50 

101,13 

2002 

104,43 

98,30 

40,72 

51,02 

6,56 

6,13 

172,71 

158,18 

14,53 

2001 l.Vj. 

101,15 

109,89 

42,50 

60,82 

6,57 

8,74 

174,67 

159,37 

15,30 

2.Vj. 

110,65 

108,99 

39,73 

62,52 

6,74 

1,66 

172,21 

155,87 

16,34 

3.Vj. 

84,38 

108,11 

44,86 

56,17 

7,08 

23,73 

179,19 

158,57 

20,62 

4.Vj. 

91,66 

88,80 

34,53 

47,58 

6,69 

2,86 

170,92 

146,32 

24,60 

2002 l.Vj. 

96,03 

102,55 

38,38 

57,51 

6,66 

6,52 

180,85 

156,38 

24,47 

2.Vj. 

105,76 

103,64 

37,13 

59,67 

6,84 

2,12 

181,96 

156,89 

25,07 

3.Vj. 

81,48 

101,95 

42,44 

52,31 

7,20 

20,47 

188,90 

161,91 

26,99 

4.Vj. 

94,44 

85,39 

34,68 

43,91 

6,80 

9,05 

179,24 

157,28 

21,96 

2003 l.Vj. 

94,52 

100,07 

37,98 

55,33 

6,76 

5,55 

178,11 

158,61 

19,50 

2. Vj. 


3) Exporte abzüglich Importe. 


davon 

Bruttoanlageinvestitionen 
davon 

insgesamt Aus- 

zusammen rüstungs- Bauinvesti- Sonstige 

investi- tionen Anlagen^^ 

tionen 


Tabelle 30* 
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Konsumausgaben der privaten Haus- 






Wohnung, Wasser, Strom, Gas 
und andere Brennstoffe 

Einrich- 

tungs- 

gegen- 

stände, 

Appa- 

rate, 

Geräte 

und 

Ausrüs- 

tun- 

3 ) 

gen 





Beher- 




Nah- 




darunter 





Frei- 

ber- 

gungs- 

und 

Gast- 

stätten- 

dienst- 

leistun- 

gen 

Son- 

stige 

Waren 

und 

Dienst- 

leistun- 

gen 

Jahr^' 

Ins- 

gesamt 

rungs- 

mittel 

und Ge- 
tränke, 

Tabak- 

waren 

Beklei- 

dung 

und 

Schuhe 

zu- 

sammen 

tatsäch- 

liche 

Miet- 

zahlun- 

gen 

unter- 

stellte 

Miet- 

zahlun- 

gen 

Strom, 

Gas 

und an- 
dere 

Brenn- 

stoffe 

Ge- 

sund- 

heits- 

pflege 

Ver- 

kehr 

Nach- 

richten- 

über- 

mitt- 

lung 

zeit, 

Unter- 

haltung, 

Kultur 

und Bil- 
dungs- 
wesen 

1970 

186,43 

47,46 

19,62 

33,36 

11,79 

In jeweiligen Preisen 
Früheres Bnndesgebiet 

Mrd Euro 

11,37 7,12 16,54 4,15 

21,68 

2,39 

18,05 

8,92 

14,26 

1971 

206,56 

51,10 

21,19 

36,49 

12,88 

12,59 

7,51 

18,85 

4,74 

24,55 

2,84 

20,83 

9,60 

16,37 

1972 

227,86 

55,53 

23,40 

40,19 

14,10 

13,96 

8,20 

21,12 

5,24 

26,72 

3,46 

23,56 

10,50 

18,14 

1973 

248,67 

59,69 

24,75 

46,16 

15,60 

15,67 

10,50 

22,91 

5,74 

27,89 

4,01 

26,26 

11,32 

19,94 

1974 

267,12 

62,40 

26,50 

51,25 

17,06 

17,40 

11,89 

24,66 

6,41 

28,13 

4,58 

28,76 

12,26 

22,17 

1975 

292,97 

66,66 

28,69 

56,73 

18,87 

19,37 

13,01 

26,53 

7,20 

33,42 

5,20 

31,08 

13,33 

24,13 

1976 

317,73 

71,44 

30,22 

62,53 

20,27 

21,03 

15,00 

28,40 

7,98 

37,89 

5,71 

33,38 

14,45 

25,73 

1977 

341,21 

75,64 

32,70 

65,93 

21,50 

22,59 

15,17 

31,06 

8,60 

42,29 

6,19 

35,79 

15,73 

27,28 

1978 

361,98 

77,83 

33,77 

70,42 

22,67 

24,15 

16,51 

32,74 

9,61 

45,77 

6,85 

38,32 

17,53 

29,14 

1979 

389,26 

81,75 

35,68 

79,27 

24,18 

26,00 

21,55 

34,59 

10,55 

48,97 

7,29 

41,02 

18,65 

31,49 

1980 

416,26 

87,14 

38,66 

86,03 

26,41 

28,55 

23,00 

37,00 

11,60 

50,44 

7,56 

43,56 

20,05 

34,22 

1981 

440,34 

92,05 

39,76 

93,72 

28,37 

31,00 

25,58 

37,72 

12,64 

53,27 

8,02 

45,63 

21,80 

35,73 

1982 

457,95 

96,38 

39,60 

101,24 

30,67 

33,81 

27,35 

37,23 

13,42 

54,61 

8,60 

46,86 

22,61 

37,40 

1983 

480,24 

98,58 

40,84 

107,25 

33,10 

36,79 

27,47 

38,70 

14,91 

59,35 

9,12 

48,66 

23,61 

39,22 

1984 

503,28 

100,42 

42,20 

115,15 

35,13 

39,45 

30,09 

39,67 

15,94 

62,54 

9,49 

50,76 

25,40 

41,71 

1985 

522,31 

101,58 

43,70 

122,38 

37,03 

41,87 

32,69 

39,83 

16,68 

65,16 

9,89 

52,63 

26,83 

43,63 

1986 

536,76 

102,99 

45,50 

122,48 

38,85 

44,18 

28,20 

41,32 

17,15 

67,94 

10,24 

54,85 

28,48 

45,81 

1987 

558,19 

104,45 

47,09 

124,64 

40,54 

46,31 

25,78 

43,78 

17,90 

72,53 

10,71 

57,49 

30,49 

49,11 

1988 

580,15 

106,57 

47,52 

127,45 

42,26 

48,75 

23,76 

46,39 

18,94 

75,85 

11,17 

60,72 

32,66 

52,88 

1989 

616,99 

112,82 

48,93 

133,67 

44,36 

51,48 

24,34 

49,67 

20,06 

84,06 

12,08 

63,52 

35,60 

56,58 

1990 

676,06 

122,41 

54,71 

141,98 

46,76 

54,71 

26,11 

55,01 

21,88 

95,86 

12,59 

71,10 

39,02 

61,50 

1991 

744,00 

129,90 

59,82 

154,55 

49,61 

58,78 

30,59 

60,19 

24,31 

113,83 

13,62 

77,20 

42,58 

68,00 

1970 

100 

25,5 

10,5 

17,9 

6,3 

6,1 

Anteil in vH 

3,8 8,9 

2,2 

11,6 

1,3 

9,7 

4,8 

7,6 

1980 

100 

20,9 

9,3 

20,7 

6,3 

6,9 

5,5 

8,9 

2,8 

12,1 

1,8 

10,5 

4,8 

8,2 

1990 

100 

18,1 

8,1 

21,0 

6,9 

8,1 

3,9 

8,1 

3,2 

14,2 

1,9 

10,5 

5,8 

9,1 

1991 

100 

17,5 

8,0 

20,8 

6,7 

7,9 

4,1 

8,1 

3,3 

15,3 

1,8 

10,4 

5,7 

9,1 

1991 

820,69 

149,80 

64,55 

164,80 

50,51 

59,58 

Deutschland 

Mrd Euro 
35,13 66,33 

25,72 

127,29 

14,64 

86,53 

47,28 

73,75 

1992 

876,37 

154,06 

67,98 

180,89 

57,45 

66,23 

35,62 

70,94 

28,58 

135,32 

16,51 

92,53 

50,08 

79,48 

1993 

908,12 

154,98 

70,17 

200,49 

65,20 

73,80 

37,80 

73,56 

32,70 

128,72 

17,94 

93,83 

52,08 

83,65 

1994 

936,85 

155,85 

68,79 

213,19 

70,27 

79,84 

37,11 

74,57 

34,70 

134,15 

18,62 

95,74 

53,46 

87,78 

1995 

972,43 

160,28 

69,22 

227,54 

75,37 

86,05 

38,11 

74,27 

39,35 

138,26 

19,70 

98,48 

53,52 

91,81 

1996 

997,75 

161,40 

69,30 

241,22 

79,85 

91,42 

40,55 

74,50 

39,06 

144,77 

20,27 

100,76 

52,58 

93,89 

1997 

1 023,83 

164,30 

69,51 

250,48 

83,25 

95,76 

40,76 

74,88 

41,59 

148,03 

22,52 

103,27 

52,80 

96,45 

1998 

1 051,84 

168,30 

69,65 

255,45 

85,73 

99,03 

38,88 

77,12 

42,61 

153,71 

24,00 

106,70 

53,25 

101,05 

1999 

1 091,23 

173,14 

71,59 

262,24 

88,40 

102,74 

38,34 

79,57 

43,50 

163,60 

24,63 

111,94 

54,72 

106,30 

2000 

1 126,31 

177,09 

72,81 

272,54 

91,42 

106,65 

40,97 

81,99 

45,19 

162,97 

27,98 

117,61 

55,84 

112,29 

2001 

1 163,25 

186,23 

73,18 

286,18 

94,15 

110,31 

47,62 

81,69 

47,30 

165,86 

32,13 

119,09 

56,31 

115,28 

2002 

1 168,42 

188,68 

71,43 

290,53 

96,90 

113,86 

45,40 

78,96 

48,64 

168,18 

33,25 

117,43 

54,80 

116,52 

1991 

100 

18,3 

7,9 

20,1 

6,2 

7,3 

Anteil in vH 

4,3 8,1 

3,1 

15,5 

1,8 

10,5 

5,8 

9,0 

1995 

100 

16,5 

7,1 

23,4 

7,8 

8,8 

3,9 

7,6 

4,0 

14,2 

2,0 

10,1 

5,5 

9,4 

2000 

100 

15,7 

6,5 

24,2 

8,1 

9,5 

3,6 

7,3 

4,0 

14,5 

2,5 

10,4 

5,0 

10,0 

2001 

100 

16,0 

6,3 

24,6 

8,1 

9,5 

4,1 

7,0 

4,1 

14,3 

2,8 

10,2 

4,8 

9,9 

2002 

100 

16,1 

6,1 

24,9 

8,3 

9,7 

3,9 

6,8 

4,2 

14,4 

2,8 

10,1 

4,7 

10,0 


1) Im Inland. - 2) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 31* 


halte nach Verwendungszwecken'* 





Wohnung, Wasser, Strom, Gas 
und andere Brennstoffe 

Einrich- 

tungs- 

gegen- 

stände, 

Appa- 

rate, 

Geräte 

und 

Ausrüs- 

tun- 

gen’* 





Beher- 




Nah- 

rungs- 

mittel 

und Ge- 
tränke, 
Tabak- 
waren 




darunter 





Frei- 

ber- 

gungs- 

und 

Gast- 

stätten- 

dienst- 

leistun- 

gen 

Son- 

stige 

Waren 

und 

Dienst- 

leistun- 

gen 


Ins- 

gesamt 

Beklei- 

dung 

und 

Schuhe 

zu- 

sammen 

tatsäch- 

liche 

Miet- 

zahlim- 

gen 

unter- 

stellte 

Miet- 

zahlun- 

gen 

Strom, 

Gas 

und an- 
dere 

Brenn- 

stoffe 

Ge- 

sund- 

heits- 

pflege 

Ver- 

kehr 

Nach- 

richten- 

über- 

mitt- 

lung 

zeit, 

Unter- 

haltung, 

Kultur 

und Bil- 
dungs- 
wesen 

Jahr’* 

449,43 

93,84 

46,98 

92,68 

28,86 

In Preisen von 1995 
Früheres Bundesgebiet 

Mrd Euro 

28,78 21,55 35,35 11,76 

64,95 

4,47 

38,61 

25,22 

35,57 

1970 

472,37 

98,05 

48,13 

95,33 

30,04 

30,30 

21,09 

38,69 

12,38 

68,56 

4,96 

42,19 

25,77 

38,31 

1971 

493,38 

101,12 

49,74 

99,64 

31,35 

31,97 

22,03 

41,91 

12,79 

70,11 

5,06 

45,28 

26,35 

41,38 

1972 

503,13 

101,24 

48,96 

105,04 

33,04 

34,10 

23,09 

43,92 

13,04 

67,90 

5,18 

47,65 

26,48 

43,72 

1973 

506,33 

101,91 

49,24 

109,21 

34,82 

36,36 

23,01 

44,16 

13,69 

62,22 

5,43 

49,14 

27,29 

44,04 

1974 

525,33 

103,61 

50,86 

113,20 

36,59 

38,46 

22,80 

44,94 

14,25 

69,96 

5,63 

50,19 

27,98 

44,71 

1975 

546,48 

106,52 

51,70 

118,00 

37,93 

40,18 

24,15 

46,91 

15,00 

75,39 

6,10 

51,68 

28,82 

46,36 

1976 

567,75 

106,60 

53,28 

121,23 

39,12 

41,79 

24,15 

49,79 

15,56 

82,11 

6,59 

54,11 

29,65 

48,83 

1977 

587,54 

109,37 

52,29 

125,86 

40,24 

43,41 

25,65 

51,18 

16,80 

84,48 

7,41 

57,28 

31,01 

51,86 

1978 

606,73 

113,60 

53,03 

130,83 

41,68 

45,28 

26,81 

52,59 

17,65 

85,65 

8,04 

59,50 

31,59 

54,25 

1979 

614,68 

115,99 

54,27 

135,10 

43,61 

47,65 

26,52 

52,88 

18,19 

80,77 

8,97 

60,88 

32,04 

55,59 

1980 

613,82 

117,05 

53,01 

138,76 

45,18 

49,81 

26,17 

50,72 

18,73 

77,41 

9,36 

61,14 

32,66 

54,98 

1981 

607,41 

114,87 

50,54 

142,66 

46,91 

52,15 

25,95 

47,82 

18,67 

76,46 

9,78 

60,18 

32,00 

54,43 

1982 

617,35 

114,39 

50,74 

146,66 

48,32 

54,20 

26,29 

48,34 

19,61 

80,22 

10,15 

60,38 

32,11 

54,75 

1983 

632,07 

115,18 

51,31 

151,84 

49,62 

56,20 

27,80 

48,59 

20,65 

82,38 

10,55 

61,46 

33,76 

56,35 

1984 

644,70 

115,93 

52,02 

156,47 

50,89 

58,11 

29,12 

48,02 

21,29 

83,88 

11,16 

62,78 

35,13 

58,02 

1985 

666,79 

117,17 

53,29 

160,98 

52,61 

60,29 

29,43 

49,25 

21,55 

91,52 

11,61 

64,64 

36,56 

60,22 

1986 

690,40 

120,08 

54,56 

164,85 

54,21 

62,12 

29,25 

51,65 

22,05 

96,49 

12,21 

67,23 

38,45 

62,83 

1987 

709,04 

122,50 

54,38 

166,76 

55,40 

64,13 

27,64 

54,06 

22,94 

99,50 

12,73 

70,19 

40,42 

65,56 

1988 

733,43 

126,82 

55,20 

169,07 

56,49 

65,91 

26,66 

56,96 

23,29 

104,64 

13,64 

72,78 

43,05 

67,98 

1989 

783,21 

133,72 

60,86 

173,69 

57,67 

67,80 

27,67 

61,75 

25,05 

115,67 

14,23 

79,23 

45,86 

73,15 

1990 

831,15 

138,29 

64,94 

180,68 

58,90 

69,81 

30,94 

65,63 

26,84 

129,99 

14,48 

84,55 

48,16 

77,59 

1991 

WO 

20,9 

10,5 

20,6 

6,4 

6,4 

Anteil in vH 

4,8 7,9 

2,6 

14,5 

1,0 

8,6 

5,6 

7,9 

1970 

WO 

18,9 

8,8 

22,0 

7,1 

7,8 

4,3 

8,6 

3,0 

13,1 

1,5 

9,9 

5,2 

9,0 

1980 

WO 

17,1 

7,8 

22,2 

7,4 

8,7 

3,5 

7,9 

3,2 

14,8 

1,8 

10,1 

5,9 

9,3 

1990 

WO 

16,6 

7,8 

21,7 

7,1 

8,4 

3,7 

7,9 

3,2 

15,6 

1,7 

10,2 

5,8 

9,3 

1991 

932,33 

159,15 

69,83 

206,18 

66,91 

75,10 

Deutschland 

Mrd Euro 
36,05 72,08 

29,09 

146,07 

15,55 

95,82 

53,71 

84,85 

1991 

953,00 

159,42 

71,64 

209,75 

69,00 

77,55 

35,90 

75,08 

31,08 

147,84 

17,03 

99,14 

54,51 

87,51 

1992 

949,64 

158,26 

71,85 

215,24 

70,71 

80,02 

37,44 

75,86 

34,51 

135,42 

18,17 

97,43 

54,06 

88,84 

1993 

954,76 

157,07 

69,45 

219,99 

72,92 

82,86 

36,80 

75,60 

35,33 

136,09 

18,70 

97,42 

54,34 

90,77 

1994 

972,43 

160,28 

69,22 

227,54 

75,37 

86,05 

38,11 

74,27 

39,35 

138,26 

19,70 

98,48 

53,52 

91,81 

1995 

982,24 

160,41 

68,84 

235,37 

77,39 

88,79 

40,79 

73,81 

38,34 

141,74 

19,89 

99,76 

51,94 

92,14 

1996 

990,37 

160,87 

68,76 

238,30 

78,64 

90,83 

40,16 

73,88 

38,88 

143,33 

22,89 

99,58 

51,53 

92,35 

1997 

1 008,27 

163,12 

68,57 

241,25 

80,07 

92,97 

39,38 

75,47 

37,97 

148,90 

25,26 

102,02 

51,11 

94,60 

1998 

1 044,08 

168,76 

70,26 

244,19 

81,78 

95,56 

37,54 

77,42 

40,11 

155,09 

30,68 

106,67 

51,85 

99,05 

1999 

1 063,78 

172,69 

71,32 

247,06 

83,57 

98,13 

35,88 

79,71 

41,60 

147,40 

36,98 

111,37 

52,27 

103,38 

2000 

1 081,59 

174,73 

71,16 

253,70 

85,11 

100,45 

38,54 

78,64 

43,27 

147,72 

44,61 

110,77 

51,84 

105,15 

2001 

1 071,56 

174,38 

69,05 

255,77 

86,43 

102,32 

37,55 

75,24 

44,13 

146,84 

46,06 

107,31 

48,64 

104,14 

2002 

WO 

17,1 

7,5 

22,1 

7,2 

8,1 

Anteil in vH 

3,9 7,7 

3,1 

15,7 

1,7 

10,3 

5,8 

9,1 

1991 

WO 

16,5 

7,1 

23,4 

7,8 

8,8 

3,9 

7,6 

4,0 

14,2 

2,0 

10,1 

5,5 

9,4 

1995 

WO 

16,2 

6,7 

23,2 

7,9 

9,2 

3,4 

7,5 

3,9 

13,9 

3,5 

10,5 

4,9 

9,7 

2000 

WO 

16,2 

6,6 

23,5 

7,9 

9,3 

3,6 

7,3 

4,0 

13,7 

4,1 

10,2 

4,8 

9,7 

2001 

WO 

16,3 

6,4 

23,9 

8,1 

9,5 

3,5 

7,0 

4,1 

13,7 

4,3 

10,0 

4,5 

9,7 

2002 


3) Für den Haushalt; einschließlich Instandhaltung. 
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Tabelle 32* 


Brutto- 




1 Ausrüstungsinvestitionen | 


Bauinvestitionen 



Vorrats Ver- 








1 Nichtwohnbauten | 


änderungen 

Jahr^* 

Insgesamt 

zu- 

sammen 

Sektoren 

außerhalb 

des Staates 

Sektor 

Staat 

zu- 

sammen 

Wohn- 

bauten 

Sektoren 

außerhalb 

des Staates 

Sektor 

Staat 

Sonstige 

Anlagen^* 

und Netto- 
zugang 

an Wert- 
sachen 

1970 

100,53 

35,53 

33,89 

1,64 

In jeweiligen Preisen 
Früheres Bundesgebiet 

Mrd Euro 

55,14 23,96 

16,11 

15,07 

1,28 

8,58 

1971 

107,70 

38,87 

37,04 

1,83 

64,11 

29,12 

18,86 

16,13 

1,50 

3,22 

1972 

113,97 

38,69 

36,86 

1,83 

70,82 

34,87 

20,04 

15,91 

1,89 

2,57 

1973 

123,36 

39,97 

38,01 

1,96 

75,03 

37,83 

20,75 

16,45 

2,29 

6,07 

1974 

118,95 

38,47 

35,89 

2,58 

73,59 

34,52 

19,38 

19,69 

2,23 

4,66 

1975 

112,26 

41,36 

38,63 

2,73 

69,62 

31,84 

18,19 

19,59 

2,53 

- 1,25 

1976 

129,96 

45,55 

42,94 

2,61 

73,73 

34,72 

19,87 

19,14 

2,86 

7,82 

1977 

136,23 

50,40 

47,67 

2,73 

77,96 

37,77 

21,08 

19,11 

3,35 

4,52 

1978 

148,25 

55,59 

52,83 

2,76 

84,44 

40,93 

22,63 

20,88 

3,67 

4,55 

1979 

174,08 

61,79 

58,75 

3,04 

96,10 

47,19 

25,70 

23,21 

4,04 

12,15 

1980 

183,86 

65,87 

62,95 

2,92 

107,64 

53,04 

29,58 

25,02 

4,46 

5,89 

1981 

172,00 

65,75 

62,87 

2,88 

107,26 

53,25 

29,95 

24,06 

4,98 

- 5,99 

1982 

167,47 

63,85 

61,42 

2,43 

105,38 

52,43 

30,85 

22,10 

5,70 

- 7,46 

1983 

184,76 

69,53 

66,89 

2,64 

108,73 

56,65 

31,48 

20,60 

6,21 

0,29 

1984 

192,34 

70,54 

67,58 

2,96 

112,69 

59,38 

32,94 

20,37 

6,46 

2,65 

1985 

193,16 

78,58 

75,18 

3,40 

108,16 

54,78 

32,77 

20,61 

7,12 

- 0,70 

1986 

204,62 

82,18 

78,45 

3,73 

113,16 

55,39 

35,14 

22,63 

7,78 

1,50 

1987 

206,51 

86,05 

82,22 

3,83 

115,79 

56,23 

36,87 

22,69 

8,20 

- 3,53 

1988 

227,30 

92,37 

88,45 

3,92 

122,50 

60,04 

39,55 

22,91 

9,12 

3,31 

1989 

252,79 

102,78 

98,64 

4,14 

133,55 

66,31 

42,96 

24,28 

10,18 

6,28 

1990 

283,34 

117,93 

113,51 

4,42 

148,59 

76,08 

46,67 

25,84 

10,98 

5,84 

1991 

314,69 

132,49 

128,09 

4,40 

162,58 

85,03 

51,15 

26,40 

11,44 

8,18 

1970 

WO 

35.3 

33,7 

1,6 

Anteil in vH 

54,8 23,8 

16,0 

15,0 

1,3 

8,5 

1975 

WO 

36,8 

34,4 

2,4 

62,0 

28,4 

16,2 

17,5 

2,3 

- 1.1 

1980 

WO 

35,8 

34,2 

1,6 

58,5 

28,8 

16,1 

13,6 

2,4 

3,2 

1985 

WO 

40,7 

38,9 

1,8 

56.0 

28,4 

17,0 

10,7 

3,7 

- 0,4 

1991 

WO 

42,1 

40,7 

1,4 

51,7 

27,0 

16,3 

8.4 

3,6 

2,6 

1991 

364,87 

153,71 

147,59 

6,12 

Deutsehland 

Mrd Euro 

190,92 94,70 

63,54 

32,68 

12,24 

8,00 

1992 

383,99 

150,72 

144,07 

6,65 

223,62 

110,74 

74,87 

38,01 

13,51 

- 3,86 

1993 

371,90 

130,28 

124,51 

5,77 

236,57 

120,96 

77,25 

38,36 

14,14 

- 9,09 

1994 

402,02 

128,27 

123,18 

5,09 

258,21 

138,24 

81,14 

38,83 

14,97 

0,57 

1995 

408,10 

129,82 

125,01 

4,81 

258,76 

141,98 

82,50 

34,28 

15,66 

3,86 

1996 

396,62 

131,87 

127,22 

4,65 

250,32 

141,69 

76,42 

32,21 

16,91 

-2,48 

1997 

401,69 

137,22 

133,13 

4,09 

245,98 

142,13 

74,70 

29,15 

17,94 

0,55 

1998 

419,85 

150,06 

145,28 

4,78 

243,02 

142,35 

71,93 

28,74 

19,57 

7,20 

1999 

428,44 

159,59 

154,29 

5,30 

245,19 

144,22 

70,72 

30,25 

21,61 

2,05 

2000 

440,69 

176,66 

171,42 

5,24 

240,15 

140,92 

69,82 

29,41 

23,18 

0,70 

2001 

405,70 

167,36 

162,03 

5,33 

228,94 

132,43 

68,29 

28,22 

24,35 

-14,95 

2002 

378,81 

151,85 

146,73 

5,12 

215,52 

124,93 

63,65 

26,94 

24,59 

-13,15 

1991 

WO 

42,1 

40,5 

1,7 

Anteil in vH 

52,3 26,0 

17,4 

9,0 

3,4 

2,2 

1995 

WO 

31,8 

30,6 

1.2 

63,4 

34,8 

20,2 

8,4 

3,8 

0.9 

2000 

WO 

40,1 

38,9 

1,2 

54,5 

32,0 

15,8 

6.7 

5,3 

0,2 

2002 

WO 

40,1 

38,7 

1.4 

56,9 

33,0 

16,8 

7.1 

6,5 

- 3,5 


1) Ausrüstungsinvestitionen, Bauinvestitionen, sonstige Anlagen, Vorratsveränderungen und Nettozugang an Wertsachen. 
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Tabelle 32* 


investitionen'* 



1 Ausrüstungsinvestitionen | 


Bauinvestitionen 



Vorratsver- 








1 Nichtwohnbauten | 


änderungen 


Insgesamt 

zu- 

sammen 

Sektoren 

außerhalb 

des Staates 

Sektor 

Staat 

zu- 

sammen 

Wohn- 

bauten 

Sektoren 

außerhalb 

des Staates 

Sektor 

Staat 

Sonstige 

Anlagen^^ 

und Netto- 
zugang 

an Wert- 
sachen 

Jahr^* 

256,95 

82,28 

78,96 

3,32 

In Preisen von 1995 
Früheres Bundesgebiet 

Mrd Euro 

156,14 74,88 

42,75 

38,51 

2,01 

16,52 

1970 

258,40 

84,94 

81,43 

3,51 

166,72 

82,49 

46,08 

38,15 

2,32 

4,42 

1971 

266,85 

82,39 

78,96 

3,43 

175,76 

92,71 

46,76 

36,29 

2,71 

5,99 

1972 

275,21 

81,73 

78,16 

3,57 

175,84 

94,05 

46,05 

35,74 

3,11 

14,53 

1973 

245,33 

72,79 

68,41 

4,38 

160,21 

80,63 

39,41 

40,17 

2,93 

9,40 

1974 

224,77 

72,41 

68,01 

4,40 

149,47 

73,10 

37,03 

39,34 

3,22 

- 0,33 

1975 

247,94 

77,28 

73,20 

4,08 

152,28 

75,71 

39,04 

37,53 

3,47 

14,91 

1976 

251,58 

83,55 

79,41 

4,14 

154,88 

78,62 

40,17 

36,09 

3,89 

9,26 

1977 

259,73 

89,43 

85,42 

4,01 

158,59 

80,58 

40,94 

37,07 

4,19 

7,52 

1978 

285,11 

96,09 

91,84 

4,25 

166,15 

85,78 

42,84 

37,53 

4,51 

18,36 

1979 

278,37 

97,68 

93,83 

3,85 

169,30 

87,75 

45,00 

36,55 

4,86 

6,53 

1980 

251,70 

92,55 

88,92 

3,63 

160,88 

83,49 

43,45 

33,94 

5,20 

- 6,93 

1981 

239,52 

85,06 

82,18 

2,88 

154,91 

79,66 

43,94 

31,31 

5,73 

- 6,18 

1982 

255,78 

89,41 

86,40 

3,01 

157,46 

83,95 

44,56 

28,95 

6,06 

2,85 

1983 

257,32 

87,28 

84,02 

3,26 

158,97 

85,39 

45,49 

28,09 

6,32 

4,75 

1984 

252,99 

94,14 

90,51 

3,63 

151,12 

78,11 

44,89 

28,12 

6,85 

0,88 

1985 

263,55 

96,60 

92,62 

3,98 

155,35 

77,76 

47,30 

30,29 

7,53 

4,07 

1986 

262,51 

99,89 

95,83 

4,06 

156,22 

77,42 

48,95 

29,85 

8,10 

- 1,70 

1987 

283,04 

105,37 

101,31 

4,06 

162,02 

80,96 

51,45 

29,61 

9,03 

6,62 

1988 

303,47 

113,82 

109,66 

4,16 

171,18 

86,38 

54,30 

30,50 

10,06 

8,41 

1989 

326,05 

127,66 

123,23 

4,43 

179,43 

93,42 

55,50 

30,51 

10,83 

8,13 

1990 

344,81 

139,05 

134,70 

4,35 

184,22 

97,62 

57,19 

29,41 

11,13 

10,41 

1991 

100 

32,0 

30,7 

1,3 

Anteil 

60,8 

in vH 

29,1 

16,6 

15,0 

0,8 

6,4 

1970 

100 

32,2 

30,3 

2,0 

66,5 

32,5 

16,5 

17,5 

1,4 

- 0,1 

1975 

100 

35,1 

33,7 

1,4 

60,8 

31,5 

16,2 

13,1 

1,7 

2,3 

1980 

100 

37,2 

35,8 

1,4 

59,7 

30,9 

17,7 

11,1 

2,7 

0,3 

1985 

100 

40,3 

39,1 

1,3 

53,4 

28,3 

16,6 

8,5 

3,2 

3,0 

1991 

399,72 

161,14 

155,08 

6,06 

Deutsehland 

Mrd Euro 

218,85 109,77 

72,18 

36,90 

11,94 

7,79 

1991 

404,62 

154,31 

147,74 

6,57 

242,16 

121,32 

80,21 

40,63 

12,99 

- 4,84 

1992 

384,47 

131,00 

125,37 

5,63 

246,53 

126,78 

80,22 

39,53 

13,71 

- 6,77 

1993 

404,70 

128,47 

123,46 

5,01 

263,58 

141,56 

82,65 

39,37 

14,83 

- 2,18 

1994 

408,10 

129,82 

125,01 

4,81 

258,76 

141,98 

82,50 

34,28 

15,66 

3,86 

1995 

396,00 

132,09 

127,38 

4,71 

251,34 

141,75 

76,69 

32,90 

17,42 

- 4,85 

1996 

398,49 

137,01 

132,88 

4,13 

247,63 

142,31 

75,08 

30,24 

18,45 

- 4,60 

1997 

416,84 

149,56 

144,64 

4,92 

245,18 

142,64 

72,46 

30,08 

20,47 

1,63 

1998 

426,74 

160,31 

154,79 

5,52 

248,70 

144,91 

72,01 

31,78 

23,43 

- 5,70 

1999 

436,05 

176,45 

171,04 

5,41 

242,14 

141,12 

70,40 

30,62 

25,53 

- 8,07 

2000 

400,61 

167,81 

162,15 

5,66 

230,53 

132,34 

68,78 

29,41 

26,95 

-24,68 

2001 

374,93 

152,48 

146,90 

5,58 

217,07 

124,73 

64,31 

28,03 

27,39 

-22,01 

2002 

100 

40,3 

38,8 

1,5 

Anteil 

54,8 

in vH 

27,5 

18,1 

9,2 

3,0 

1,9 

1991 

100 

31,8 

30,6 

1,2 

63,4 

34,8 

20,2 

8,4 

3,8 

0,9 

1995 

100 

40,5 

39,2 

1,2 

55,5 

32,4 

16,1 

7,0 

5,9 

- 1,9 

2000 

100 

40,7 

39,2 

1,5 

57,9 

33,3 

17,2 

7,5 

7,3 

- 5,9 

2002 


2) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 3) Im Wesentlichen Computersoftware, Nutztiere und Nutzpflanzungen. 
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Tabelle 33* 

Anlageinvestitionen nach Wirtschafts- 


Mrd 


Jahr^* 

Ins- 

gesamt 

Land- 

1 Produzierendes Gewerbe | 

1 Dienstleistungsbereiche 

zu- 

sammen 

1 davon | 

zu- 

sammen 

1 davon 

Produzierendes Gewerbe ohne 
Baugewerbe 

Bau- 

gewerbe 

Handel, 

Gast- 

gewerbe 

und 

Verkehr 

Finan- 



zu- 

sammen 

1 davon | 

zierung, 

und Forst 

Wirt- 

schaft; 

Fischerei 

Bergbau 
und Ge- 
winnung 

von 

Steinen 

und 

Erden 

Ver- 

arbeiten- 

des 

Gewerbe 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung 

Vermie- 
tung und 
Unter- 

neh- 

mens- 

dienst- 

leister^* 

Stücks - 

und 

Woh- 

nungs- 

wesen 

liehe 

und 

private 

Dienst- 

leister 






Neue Ausrüstungen und sonstige Anlagen 



^ ^ 








Früheres Bundesgebiet 






1970 

37,88 

1,91 

22,59 

20,29 

0,65 

17,53 

2,11 

2,30 

13,38 

7,66 

2,12 

3,60 

1971 

41,55 

1,81 

24,60 

22,04 

0,94 

18,26 

2,84 

2,56 

15,14 

8,96 

2,36 

3,82 

1972 

41,93 

2,07 

24,08 

21,46 

0,83 

17,05 

3,58 

2,62 

15,78 

9,21 

2,68 

3,89 

1973 

43,53 

2,72 

23,28 

21,02 

0,74 

16,44 

3,84 

2,26 

17,53 

9,69 

3,25 

4,59 

1974 

42,18 

2,20 

23,05 

21,56 

0,76 

16,28 

4,52 

1,49 

16,93 

9,32 

2,83 

4,78 

1975 

45,51 

2,50 

24,54 

22,81 

1,12 

17,11 

4,58 

1,73 

18,47 

8,98 

3,66 

5,83 

1976 

49,97 

2,80 

26,26 

24,30 

1,26 

19,07 

3,97 

1,96 

20,91 

9,71 

4,75 

6,45 

1977 

55,29 

3,38 

27,08 

24,88 

1,17 

20,28 

3,43 

2,20 

24,83 

11,10 

6,27 

7,46 

1978 

60,96 

3,58 

28,93 

26,22 

1,12 

21,32 

3,78 

2,71 

28,45 

12,31 

7,74 

8,40 

1979 

67,47 

3,72 

32,44 

29,04 

1,16 

24,20 

3,68 

3,40 

31,31 

12,64 

9,23 

9,44 

1980 

72,14 

3,40 

35,77 

32,47 

1,29 

27,14 

4,04 

3,30 

32,97 

13,23 

10,06 

9,68 

1981 

73,28 

3,17 

35,66 

33,10 

1,61 

27,06 

4,43 

2,56 

34,45 

14,21 

10,46 

9,78 

1982 

72,00 

3,44 

36,21 

34,00 

1,91 

26,01 

6,08 

2,21 

32,35 

13,60 

9,91 

8,84 

1983 

78,42 

4,06 

38,26 

35,76 

1,77 

27,72 

6,27 

2,50 

36,10 

15,13 

11,41 

9,56 

1984 

80,04 

3,42 

38,60 

36,23 

1,50 

27,86 

6,87 

2,37 

38,02 

15,37 

12,04 

10,61 

1985 

89,14 

3,58 

43,43 

41,03 

1,57 

32,72 

6,74 

2,40 

42,13 

17,45 

13,86 

10,82 

1986 

93,86 

3,52 

46,22 

43,49 

1,61 

35,13 

6,75 

2,73 

44,12 

18,09 

14,66 

11,37 

1987 

98,70 

3,34 

48,50 

45,63 

1,53 

37,10 

7,00 

2,87 

46,86 

18,63 

15,91 

12,32 

1988 

106,81 

3,82 

49,95 

46,92 

1,70 

38,75 

6,47 

3,03 

53,04 

20,47 

19,45 

13,12 

1989 

119,45 

4,26 

54,72 

51,06 

1,59 

43,38 

6,09 

3,66 

60,47 

22,82 

23,18 

14,47 

1990 

135,01 

4,53 

61,62 

57,21 

1,37 

50,05 

5,79 

4,41 

68,86 

25,79 

26,84 

16,23 

1991 

150,14 

4,78 

66,66 

61,62 

1,29 

54,55 

5,78 

5,04 

78,70 

29,14 

32,24 

17,32 







I 

teutschland 






1991 

171,54 

4,64 

75,84 

68,92 

1,75 

60,11 

7,06 

6,92 

91,06 

34,16 

35,08 

1,14 

20,68 

1992 

171,88 

4,85 

73,90 

66,18 

2,26 

56,32 

7,60 

7,72 

93,13 

35,95 

35,03 

1,24 

20,91 

1993 

152,56 

4,15 

62,82 

55,66 

1,85 

46,01 

7,80 

7,16 

85,59 

34,76 

31,24 

1,31 

18,28 

1994 

151,31 

4,14 

59,87 

52,97 

1,57 

43,33 

8,07 

6,90 

87,30 

31,73 

34,60 

1,43 

19,54 

1995 

153,83 

4,35 

60,77 

55,01 

1,92 

46,59 

6,50 

5,76 

88,71 

30,12 

36,97 

1,34 

20,28 

1996 

157,92 

4,54 

61,80 

56,99 

1,44 

47,80 

7,75 

4,81 

91,58 

30,90 

38,68 

1,33 

20,67 

1997 

165,03 

4,13 

61,53 

57,32 

1,21 

48,98 

7,13 

4,21 

99,37 

33,69 

42,98 

1,43 

21,27 

1998 

179,96 

4,59 

65,40 

61,08 

1,18 

52,98 

6,92 

4,32 

109,97 

36,22 

48,64 

1,57 

23,54 

1999 

192,94 

4,85 

69,57 

64,86 

1,19 

57,04 

6,63 

4,71 

118,52 

37,44 

53,53 

1,56 

25,99 

2000 

211,29 

4,73 

72,73 

68,05 

0,96 

59,67 

7,42 

4,68 

133,83 

42,80 

61,34 

1,56 

28,13 

2001 

206,06 

4,47 

72,48 

68,55 

0,82 

60,52 

7,21 

3,93 

129,11 

40,10 

60,06 

1,50 

27,45 

2002 

191,79 

4,70 

67,74 

64,29 

0,84 

56,76 

6,69 

3,45 

119,35 

36,58 

56,93 

25,84 


1) Neue Ausrüstungen und sonstige Anlagen sowie neue Bauten. - 2) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 33* 

bereichen in jeweiligen Preisen'* 

Euro 


Produzierendes Gewerbe 


davon 


Produzierendes Gewerbe ohne 
Baugewerbe 


Land- 
und Forst 

wirt- zu- 
schaft; sammen 
Fischerei 



I davon 

Bergbau 
und Ge- 
winnung 

von 

Steinen 

und 

Erden 

Ver- 

arbeiten- 

des 

Gewerbe 


Energie- Bau- 
und gewerbe 
Wasser- 
versor- 
gung 


Neue Bauten 
Früheres Bundesgebiet 


Dienstleistungsbereiche 


davon 


zierung, 
Handel, Vermie- 
zu- Gast- tung und 
sammen gewerbe Unter- 
und neh- 
Verkehr mens- 
dienst- 
leisted* 



55,14 

0,65 

6,76 

6,48 

0,11 

4,81 

1,56 

0,28 

47,73 

5,39 

26,42 

15,92 

1970 

64,11 

0,57 

7,70 

7,29 

0,16 

5,12 

2,01 

0,41 

55,84 

6,25 

32,13 

17,46 

1971 

70,82 

0,51 

7,45 

6,92 

0,15 

4,49 

2,28 

0,53 

62,86 

6,78 

38,33 

17,75 

1972 

75,03 

0,57 

7,30 

6,73 

0,12 

4,35 

2,26 

0,57 

67,16 

6,91 

41,80 

18,45 

1973 

73,59 

0,72 

6,92 

6,59 

0,12 

4,04 

2,43 

0,33 

65,95 

6,80 

38,45 

20,70 

1974 

69,62 

0,77 

6,68 

6,40 

0,14 

3,30 

2,96 

0,28 

62,17 

6,43 

35,57 

20,17 

1975 

73,73 

0,82 

6,88 

6,61 

0,22 

3,39 

3,00 

0,27 

66,03 

7,03 

38,72 

20,28 

1976 

77,96 

0,93 

7,58 

7,21 

0,21 

4,07 

2,93 

0,37 

69,45 

7,02 

41,46 

20,97 

1977 

84,44 

0,99 

7,65 

7,29 

0,20 

4,00 

3,09 

0,36 

75,80 

7,31 

45,11 

23,38 

1978 

96,10 

1,01 

00 

00 

00 

8,45 

0,24 

4,73 

3,48 

0,43 

86,21 

8,11 

52,20 

25,90 

1979 

107,64 

1,04 

10,70 

10,24 

0,26 

5,73 

4,25 

0,46 

95,90 

8,79 

59,36 

27,75 

1980 

107,26 

0,99 

10,15 

9,69 

0,29 

5,28 

4,12 

0,46 

96,12 

8,46 

60,60 

27,06 

1981 

105,38 

1,02 

9,46 

9,06 

0,35 

4,85 

3,86 

0,40 

94,90 

8,60 

60,83 

25,47 

1982 

108,73 

1,12 

9,04 

8,58 

0,33 

4,50 

3,75 

0,46 

98,57 

8,86 

65,34 

24,37 

1983 

112,69 

1,09 

9,40 

8,97 

0,24 

4,75 

3,98 

0,43 

102,20 

9,70 

68,04 

24,46 

1984 

108,16 

1,08 

9,26 

8,92 

0,24 

4,84 

3,84 

0,34 

97,82 

10,05 

63,53 

24,24 

1985 

113,16 

1,02 

10,81 

10,51 

0,26 

6,10 

4,15 

0,30 

101,33 

11,29 

63,98 

26,06 

1986 

115,79 

1,01 

11,14 

10,82 

0,21 

6,80 

3,81 

0,32 

103,64 

11,90 

65,08 

26,66 

1987 

122,50 

1,04 

11,41 

11,07 

0,22 

6,78 

4,07 

0,34 

110,05 

12,09 

69,95 

28,01 

1988 

133,55 

1,10 

12,61 

12,20 

0,15 

7,70 

4,35 

0,41 

119,84 

12,74 

77,24 

29,86 

1989 

148,59 

1,31 

13,71 

13,22 

0,14 

8,43 

4,65 

0,49 

133,57 

13,10 

88,29 

32,18 

1990 

162,58 

1,27 

14,49 

13,94 

0,12 

8,92 

4,90 

0,55 

146,82 

14,49 

99,16 

33,17 

1991 






Deutschland 







190,92 

1,59 

18,29 

17,38 

0,20 

10,57 

6,61 

0,91 

171,04 

19,60 

16,00 93,90 

41,54 

1991 

223,62 

1,77 

22,33 

21,25 

0,21 

11,36 

9,68 

1,08 

199,52 

24,49 

17,62 108,56 

48,85 

1992 

236,57 

1,82 

21,87 

20,57 

0,18 

10,34 

10,05 

1,30 

212,88 

23,40 

19,05 119,56 

50,87 

1993 

258,21 

1,84 

21,03 

19,63 

0,14 

9,39 

10,10 

1,40 

235,34 

23,18 

21,32 136,73 

54,11 

1994 

258,76 

1,97 

20,48 

19,14 

0,12 

9,26 

9,76 

1,34 

236,31 

21,91 

22,03 139,75 

52,62 

1995 

250,32 

1,90 

18,65 

17,57 

0,10 

8,67 

8,80 

1,08 

229,77 

19,57 

19,62 141,06 

49,52 

1996 

245,98 

1,88 

16,89 

16,22 

0,12 

7,89 

8,21 

0,67 

227,21 

18,50 

20,06 141,05 

47,60 

1997 

243,02 

1,91 

16,59 

16,04 

0,14 

8,35 

7,55 

0,55 

224,52 

18,65 

20,34 139,28 

46,25 

1998 

245,19 

1,87 

16,64 

16,09 

0,07 

8,62 

7,40 

0,55 

226,68 

20,61 

19,31 140,33 

46,43 

1999 

240,15 

1,87 

16,78 

16,24 

0,11 

8,95 

7,18 

0,54 

221,50 

18,42 

20,93 136,63 

45,52 

2000 

228,94 

1,85 

16,74 

16,28 

0,04 

9,23 

7,01 

0,46 

210,35 

18,64 

21,36 127,08 

43,27 

2001 

215,52 

1,80 

15,75 

15,33 

0,04 

8,70 

6,59 

0,42 

197,97 

18,81 

138,98 

40,18 

2002 


3) Ohne Grundstücks- und Wohnungswesen. 



























Produzierendes Gewerbe 


davon 


Produzierendes Gewerbe ohne 
Baugewerbe 


Dienstleistungsbereiche 


davon 


gesamt Wirt- 
schaft; 
Fischerei 


zu- 

sammen 


1 davon 

Bergbau 
und Ge- 
winnung 

von 

Steinen 

und 

Erden 

Ver- 

arbeiten- 

des 

Gewerbe 


Energie- Bau- 
und gewerbe 
Wasser- 
versor- 
gung 




Finan- 

zierung, 


Handel, 

Vermie- 

zu- 

Gast- 

tung und 

sammen 

gewerbe 

Unter- 


und 

neh- 


Verkehr 

mens- 

dienst- 

leister^^ 



Woh- private 
nungs- Dienst- 
wesen leister 



1) Neue Ausrüstungen und sonstige Anlagen sowie neue Bauten. - 2) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. 

























Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-557- 


Drucksache 15/2000 




Produzierendes Gewerbe 


davon 


Produzierendes Gewerbe ohne 


Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft; 

Fischerei 


zu- 

sammen 


zu- 

sammen 


I davon | 

Bergbau 
und Ge- 
winnung 

von 

Steinen 

und 

Erden 

Ver- 

arbeiten- 

des 

Gewerbe 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung 


Bau- 

gewerbe 


zu- Gast- 
sammen gewerbe 
und 

Verkehr 


Dienstleistungsbereiche 


davon 


Finan- 
zierung, 
Vermie- 
tung und 
Unter- 
neh- 
mens- 
dienst- 
leister^^ 
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Tabelle 35* 


Primäreinkommen, Verfügbares Einkommen und Sparen der privaten Haushalte" 

Mrd Euro 





Verfügbares Einkommen^^ 











davon 










Primäreinkommen"^’ 





geleis- 
tete mo- 








darunter 







Zu- 


Spar- 

quote^* 

(vH) 

(11)/ 

((8) + (10)) 

Zeitraum^* 

zu- 

sammen 

empfan- 

gene 

Arbeit- 

nehmer- 

entgelte 

empfan- 
gene mo- 
netäre 

Sozial- 

leistun- 

5 ) 

gen 

empfan- 

gene 

sonstige 

laufende 

Trans- 

fers 

geleis- 
tete Ein- 

kom- 

men- 

und Ver- 
mögen- 

Steuern 

geleis- 
tete So- 

zialbei- 

träge®^ 

netäre 

Sozial- 
leistun- 
gen und 
geleis- 
tete 

sonstige 

laufende 

Transfers 

ins- 

gesamt 

(l) + (3) 
+ (4)-(5) 

- (6) - (7) 

Private 

Kon- 

sum- 

aus- 

gaben^* 

nahme 

betrieb- 

licher 

Versor- 

gungsan- 

sprüche^^ 

Sparen*^ 

(8) + (10) 
-(9) 


(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) 

(8) 

(9) 

(10) 

(11) 

(12) 

1980 

587,74 

444,74 

136,08 

20,53 

82,90 

Früheres Bundesgebiet 

142,42 24,71 494,32 

434,70 

7,75 

67,37 

13,4 

1981 

619,41 

466,42 

147,06 

22,38 

83,38 

152,11 

26,62 

526,74 

459,35 

6,71 

74,10 

13,9 

1982 

636,60 

481,52 

156,31 

23,90 

85,27 

160,83 

28,02 

542,69 

476,85 

6,86 

72,70 

13,2 

1983 

655,03 

492,28 

158,76 

24,97 

87,52 

165,14 

29,17 

556,93 

498,85 

7,52 

65,60 

11,6 

1984 

694,60 

511,35 

160,99 

26,55 

91,65 

173,80 

31,15 

585,54 

521,47 

8,32 

72,39 

12,2 

1985 

726,55 

531,78 

165,67 

27,75 

97,78 

181,78 

32,12 

608,29 

541,05 

7,20 

74,44 

12,1 

1986 

759,69 

560,12 

172,67 

28,71 

101,72 

191,51 

32,99 

634,85 

559,24 

6,86 

82,47 

12,9 

1987 

792,35 

585,53 

181,41 

30,13 

108,33 

199,88 

33,97 

661,71 

582,76 

7,71 

86,66 

12,9 

1988 

825,06 

610,39 

190,04 

31,48 

111,02 

208,64 

36,11 

690,81 

605,82 

7,37 

92,36 

13,2 

1989 

874,55 

638,70 

198,02 

34,35 

122,08 

217,79 

38,65 

728,40 

642,40 

7,13 

93,13 

12,7 

1990 

936,12 

689,10 

208,70 

36,07 

118,72 

233,84 

40,08 

788,25 

686,49 

9,10 

110,86 

13,9 

1991 

1 037,00 

745,92 

212,17 

36,26 

139,76 

253,78 

38,67 

853,22 

745,62 

9,57 

117,17 

13,6 

1991 

1 151,18 

845,98 

258,27 

43,54 

147,61 

Deutschland 

288,68 45,88 

970,82 

852,51 

9,58 

127,89 

13,0 

1992 

1 235,24 

916,36 

288,34 

47,70 

164,71 

316,63 

50,79 

1 039,15 

914,30 

11,21 

136,06 

13,0 

1993 

1 261,96 

937,92 

314,12 

52,70 

166,00 

330,15 

55,42 

1 077,21 

950,66 

7,03 

133,58 

12,3 

1994 

1 307,42 

961,17 

328,33 

56,58 

170,55 

353,84 

60,85 

1 107,09 

985,75 

8,51 

129,85 

11,6 

1995 

1 354,57 

996,18 

347,79 

58,51 

180,12 

374,63 

63,38 

1 142,74 

1 024,79 

10,95 

128,90 

11,2 

1996 

1 372,81 

1 005,25 

376,23 

60,43 

184,20 

388,74 

64,60 

1 171,93 

1 052,26 

7,89 

127,56 

10,8 

1997 

1 399,01 

1 009,22 

384,91 

61,44 

183,79 

401,44 

63,77 

1 196,36 

1 079,77 

8,50 

125,09 

10,4 

1998 

1 439,11 

1 030,56 

390,44 

61,84 

193,30 

407,52 

63,34 

1 227,23 

1 111,18 

11,55 

127,60 

10,3 

1999 

1 487,63 

1 057,78 

399,42 

65,10 

204,45 

411,36 

65,99 

1 270,35 

1 155,97 

10,75 

125,13 

9,8 

2000 

1 545,16 

1 099,09 

407,37 

66,00 

216,90 

423,71 

67,54 

1 310,38 

1 196,22 

15,09 

129,25 

9,8 

2001 

1 588,34 

1 121,28 

418,93 

70,00 

215,47 

430,22 

72,58 

1 359,00 

1 232,66 

14,69 

141,03 

10,3 

2002 

1 579,55 

1 130,46 

439,30 

71,77 

212,77 

438,55 

74,02 

1 365,28 

1 236,49 

17,55 

146,34 

10,6 

1998 l.Hj. 

696,43 

482,31 

195,63 

30,73 

88,29 

195,14 

31,25 

608,11 

539,99 

5,62 

73,74 

12,0 

2.Hj. 

742,68 

548,25 

194,81 

31,11 

105,01 

212,38 

32,09 

619,12 

571,19 

5,93 

53,86 

8,6 

1999 l.Hj. 

721,38 

495,95 

198,87 

31,92 

95,10 

198,09 

32,44 

626,54 

562,18 

5,07 

69,43 

11,0 

2.Hj. 

766,25 

561,83 

200,55 

33,18 

109,35 

213,27 

33,55 

643,81 

593,79 

5,68 

55,70 

8,6 

2000 l.Hj. 

754,81 

516,37 

203,30 

32,25 

102,17 

204,02 

33,11 

651,06 

584,29 

7,12 

73,89 

11,2 

2.Hj. 

790,35 

582,72 

204,07 

33,75 

114,73 

219,69 

34,43 

659,32 

611,93 

7,97 

55,36 

8,3 

2001 l.Hj. 

780,84 

530,16 

208,59 

34,14 

103,37 

208,11 

35,87 

676,22 

603,84 

6,96 

79,34 

11,6 

2.Hj. 

807,50 

591,12 

210,34 

35,86 

112,10 

222,11 

36,71 

682,78 

628,82 

7,73 

61,69 

8,9 

2002 l.Hj. 

777,16 

534,95 

217,18 

35,14 

102,19 

211,60 

36,77 

678,92 

604,91 

7,46 

81,47 

11,9 

2.Hj. 

802,39 

595,51 

222,12 

36,63 

110,58 

226,95 

37,25 

686,36 

631,58 

10,09 

64,87 

9,3 

2003 l.Hj. 

783,62 

536,21 

224,96 

36,38 

100,12 

216,45 

36,55 

691,84 

614,69 

9,57 

86,72 

12,4 


1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. - 2) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 3) Ausgabenkonzept. - 4) Selbständigenein- 
kommen, Betriebsüberschuss, empfangene Arbeitnehmerentgelte, empfangene Vermögenseinkommen abzüglich geleistete Zinsen und Pachten. - 
5) Geldleistungen der Sozialversicherung, Sozialleistungen aus privaten Sicherungssystemen, sonstige Sozialleistungen der Arbeitgeber sowie 


sonstige soziale Geldleistungen (unter anderem Sozialhilfe, Arbeitslosenhilfe). - 6) Tatsächliche und unterstellte Sozialbeiträge. - 7) Einschließ- 
lich der Riester-Renten. - 8) Verfügbares Einkommen abzüglich Private Konsumausgaben zuzüglich Zunahme betrieblicher Versorgungsan- 
sprüche. - 9) Sparen in vH des verfügbaren Einkommens einschließlich der Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche. 
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Tabelle 36* 

Lohnkosten, Produktivität und Lohnstückkosten der Gesamtwirtschaft" 


Jahr" 

Nominale 

Lohnkosten^^ 

Produktivität" 

Nominale 

Lohnstückkosten auf 

1 Nachrichtlich: | 

reale Lohnstückkosten auf 

Nettolöhne 

und 

-gehälter 
je Arbeit- 
nehmer^^ 

je 

Arbeit- 

nehmer 

je Arbeit- 
nehmerstunde 

je 

Erwerbs- 

tätigen 

je Erwerbs- 
tätigenstunde 

Erwerbs- 

tätigen- 

basis^^ 

Stunden- 

basis^^ 

m 

Stunden- 

basis^^ 


1 Euro 1 


1995 

=100 


Euro 





Früheres Bundesgebiet 




1970 

8 299 

4,42 

33 699 

17,23 

39,9 

39,6 

101,8 

100,9 

5 472 

1971 

9 259 

5,01 

34 682 

18,02 

43,3 

42,9 

102,8 

102,0 

6 020 

1972 

10 139 

5,56 

35 920 

18,91 

45,8 

45,4 

103,3 

102,4 

6 582 

1973 

11 340 

6,31 

37 125 

19,86 

49,5 

49,0 

104,8 

103,8 

7 088 

1974 

12 606 

7,15 

37 673 

20,51 

54,3 

53,8 

107,1 

106,1 

7 748 

1975 

13 483 

7,85 

38 244 

21,28 

57,2 

56,9 

107,0 

106,4 

8 260 

1976 

14 518 

8,36 

40 302 

22,27 

58,4 

57,9 

105,3 

104,4 

8 638 

1977 

15 466 

8,98 

41 450 

23,10 

60,5 

60,0 

105,3 

104,3 

9 131 

1978 

16 283 

9,57 

42 273 

23,86 

62,5 

61,9 

104,3 

103,4 

9 692 

1979 

17 197 

10,19 

43 207 

24,57 

64,5 

64,0 

104,0 

103,1 

10 278 

1980 

18 340 

10,99 

43 054 

24,76 

69,1 

68,5 

106,2 

105,3 

10 807 

1981 

19 184 

11,66 

43 059 

25,08 

72,3 

71,8 

106,5 

105,8 

11 289 

1982 

19 943 

12,24 

43 067 

25,30 

75,1 

74,7 

105,7 

105,1 

11 613 

1983 

20 569 

12,71 

44 131 

26,09 

75,6 

75,2 

103,0 

102,5 

11 848 

1984 

21 172 

13,20 

45 019 

26,78 

76,3 

76,0 

101,9 

101,6 

12 035 

1985 

21 676 

13,72 

45 375 

27,36 

77,5 

77,4 

101,3 

101,2 

12 197 

1986 

22 376 

14,33 

45 602 

27,81 

79,6 

79,5 

100,8 

100,7 

12 644 

1987 

23 022 

14,94 

45 668 

28,23 

81,7 

81,6 

101,7 

101,6 

12 910 

1988 

23 628 

15,39 

46 730 

28,98 

82,0 

82,0 

100,5 

100,5 

13 318 

1989 

24 250 

16,04 

47 678 

30,00 

82,5 

82,5 

98,8 

98,8 

13 580 

1990 

25 382 

17,04 

48 870 

31,21 

84,2 

84,3 

97,7 

97,8 

14 591 

1991 

26 898 

18,34 

49 974 

32,40 

87,3 

87,3 

97,8 

97,9 

15 072 






Deutschland 





1991 

24 201 

16,43 

44 490 

28,87 

88,2 

87,8 

100,5 

100,0 

13 784 

1992 

26 735 

17,93 

46 177 

29,66 

93,9 

93,3 

101,8 

101,2 

14 976 

1993 

27 836 

18,98 

46 303 

30,13 

97,5 

97,2 

102,0 

101,7 

15 684 

1994 

28 672 

19,58 

47 467 

30,91 

98,0 

97,7 

99,9 

99,7 

15 713 

1995 

29 714 

20,54 

48 186 

31,69 

100 

100 

100 

100 

15 842 

1996 

30 097 

21,12 

48 701 

32,42 

100,2 

100,5 

99,2 

99,5 

15 822 

1997 

30 345 

21,45 

49 462 

33,07 

99,5 

100,1 

97,8 

98,4 

15 631 

1998 

30 659 

21,77 

49 883 

33,50 

99,7 

100,3 

96,9 

97,5 

15 818 

1999 

31 018 

22,20 

50 296 

34,00 

100,0 

100,8 

96,8 

97,5 

16 121 

2000 

31 656 

22,93 

50 828 

34,74 

101,0 

101,9 

98,0 

98,8 

16 486 

2001 

32 207 

23,51 

51 045 

35,21 

102,3 

103,0 

98,0 

98,7 

17 035 

2002 

32 706 

24,03 

51 452 

35,66 

103,1 

104,0 

97,2 

98,0 

17 192 





Nachrichtlich: 1970 = 

= lOO'" 




1975 

162,5 

177,6 

113,5 

123,5 

143,1 

143,7 

105,1 

105,5 

X 

1980 

221,0 

248,8 

127,8 

143,7 

173,0 

173,1 

104,4 

104,5 

X 

1985 

261,2 

310,6 

134,6 

158,8 

194,0 

195,5 

99,5 

100,3 

X 

1990 

305,8 

385,8 

145,0 

181,2 

210,9 

213,0 

96,0 

97,0 

X 

1995 

358,0 

464,9 

143,0 

184,0 

250,4 

252,7 

98,3 

99,2 

X 

2000 

381,4 

519,1 

150,8 

201,7 

252,9 

257,4 

96,3 

98,0 

X 

2002 

394,1 

544,0 

152,7 

207,0 

258,1 

262,7 

95,5 

97,2 

X 


1) Inlandskonzept. - 2) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 3) Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer beziehungsweise je Arbeitnehmerstunde. - 
4) Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1995 je Erwerbstätigen im Inland. - 5) Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer in Relation zum Brutto- 
inlandsprodukt in Preisen von 1995 je Erwerbstätigen. - 6) Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmerstunde in Relation zum Bruttoinlandsprodukt 
in Preisen von 1 995 je Erwerbstätigenstunde. - 7) Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 
1 995 je Erwerbstätigen deflationiert mit dem Deflator des Bruttoinlandsprodukts. - 8) Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmerstunde in Relation 
zum Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1995 je Erwerbstätigenstunde deflationiert mit dem Deflator des Bruttoinlandsprodukts. - 9) Brutto- 
löhne und -gehälter abzüglich der Lohnsteuer und der Sozialbeiträge des Arbeitnehmers; Inländerkonzept. - 10) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. 
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Tabelle 37* 


Lohnkosten nach Wirtschaftshereichen'* 


Euro 


Jahr^* 

Land- und 
Forstwirtschaft, 
Fischerei 

Produzierendes 

Gewerbe ohne 
Baugewerbe 

Baugewerbe 

Handel, 
Gastgewerbe 
und Verkehr 

Finanzierung, 
Vermietung und 
Untemehmens- 

dienstleister 

Öffentliche 
und private 
Dienstleister 

je 

Arbeit- 

nehmer 

je 

Arbeit- 

nehmer- 

stunde 

je 

Arbeit- 

nehmer 

je 

Arbeit- 

nehmer- 

stunde 

je 

Arbeit- 

nehmer 

je 

Arbeit- 

nehmer- 

stunde 

je 

Arbeit- 

nehmer 

je 

Arbeit- 

nehmer- 

stunde 

je 

Arbeit- 

nehmer 

je 

Arbeit- 

nehmer- 

stunde 

je 

Arbeit- 

nehmer 

je 

Arbeit- 

nehmer- 

stunde 






Früheres Bundesgebiet 





1970 

6 807 

3,32 

8 341 

4,44 

8 044 

4,49 

7 568 

3,94 

8 990 

4,79 

9 041 

4,86 

1971 

7 563 

3,71 

9 140 

4,97 

9 154 

5,06 

8 436 

4,47 

10 091 

5,45 

10 331 

5,68 

1972 

7 898 

3,93 

10 004 

5,50 

10 537 

5,83 

9 228 

5,01 

11 020 

6,01 

11 089 

6,14 

1973 

8 567 

4,30 

11 219 

6,23 

11 407 

6,49 

10314 

5,72 

12 338 

6,81 

12 495 

7,00 

1974 

9 701 

5,02 

12 540 

7,16 

12 232 

6,95 

11 301 

6,38 

13 803 

7,71 

14 006 

7,97 

1975 

10 375 

5,40 

13 480 

7,95 

13 044 

7,52 

12 016 

6,88 

14 919 

8,53 

14 815 

8,70 

1976 

11 018 

5,71 

14 891 

8,50 

13 878 

8,06 

12 841 

7,37 

16 053 

9,18 

15 468 

9,09 

1977 

11 747 

6,26 

16017 

9,21 

14 434 

8,39 

13 615 

7,91 

17 120 

9,91 

16 400 

9,71 

1978 

12 256 

6,58 

16 983 

9,87 

15 182 

8,87 

14 410 

8,47 

17 956 

10,55 

17 037 

10,28 

1979 

12 943 

7,06 

18 168 

10,59 

16 069 

9,54 

15 114 

9,01 

18 948 

11,22 

17 725 

10,78 

1980 

13 545 

7,53 

19 464 

11,46 

17 247 

10,25 

16 090 

9,72 

20 106 

12,10 

18 802 

11,57 

1981 

14 000 

7,88 

20 424 

12,21 

17810 

10,87 

16 824 

10,30 

21 037 

12,81 

19 671 

12,21 

1982 

14 377 

8,20 

21 440 

12,95 

18 808 

11,32 

17 393 

10,72 

21 971 

13,56 

20 141 

12,72 

1983 

14 799 

8,56 

22 361 

13,53 

19 396 

11,67 

17 874 

11,14 

22 558 

14,06 

20 564 

13,09 

1984 

15 199 

9,00 

23 369 

14,12 

19 917 

12,21 

18 347 

11,61 

23 145 

14,60 

20 810 

13,40 

1985 

15 563 

9,34 

24 245 

14,88 

19 463 

12,24 

18 742 

12,05 

23 516 

15,02 

21 207 

13,81 

1986 

15 973 

9,75 

25 018 

15,51 

20 460 

12,60 

19 274 

12,72 

24 154 

15,62 

21 886 

14,39 

1987 

16 164 

10,02 

26 010 

16,29 

20 783 

13,03 

19 669 

13,19 

24 648 

16,13 

22 491 

14,97 

1988 

16 505 

10,35 

26 891 

16,89 

21 890 

13,49 

20 116 

13,60 

25 169 

16,57 

22 872 

15,30 

1989 

16 923 

10,71 

27 773 

17,64 

22 819 

13,97 

20 609 

14,13 

25 840 

17,31 

23 228 

15,96 

1990 

17 347 

11,18 

29 226 

18,82 

24 241 

15,12 

21 516 

14,89 

26 942 

18,34 

24 152 

16,94 

1991 

18 102 

12,05 

30 929 

20,27 

25 691 

16,34 

22 800 

16,09 

28 669 

19,65 

25 728 

18,16 







Deutschland 






1991 

13 716 

9,71 

27 423 

18,68 

22 780 

14,21 

20 900 

14,37 

27 228 

18,33 

23 491 

16,09 

1992 

15 398 

9,77 

31 231 

20,46 

24 970 

15,13 

23 016 

15,90 

29211 

19,83 

25 413 

17,57 

1993 

17 253 

10,82 

32 415 

21,78 

25 854 

16,08 

24 059 

16,76 

30 563 

21,02 

26 669 

18,66 

1994 

18 205 

11,42 

34 199 

22,82 

26 841 

16,67 

24 564 

17,22 

31 007 

21,47 

27 209 

19,12 

1995 

18 884 

11,97 

35 945 

23,97 

26 924 

17,20 

25 332 

18,04 

31 956 

22,43 

28 295 

20,19 

1996 

19 356 

12,33 

36 802 

25,15 

27 222 

17,77 

25 323 

18,27 

32 387 

22,96 

28 689 

20,60 

1997 

19 298 

12,45 

37 499 

25,64 

27 241 

17,59 

25 277 

18,50 

32 505 

23,37 

28 991 

20,98 

1998 

19 427 

12,62 

38 239 

26,03 

27 239 

17,55 

25 230 

18,63 

32 791 

23,71 

29 325 

21,39 

1999 

19 816 

12,87 

38 929 

26,63 

27 349 

17,56 

25 454 

19,02 

32 788 

24,04 

29 846 

21,91 

2000 

20313 

13,25 

40 561 

28,03 

27 737 

18,14 

25 554 

19,35 

33 490 

24,72 

30 174 

22,38 

2001 

20 365 

13,38 

41 459 

28,96 

28 205 

18,64 

26 015 

19,79 

34 024 

25,09 

30 491 

22,81 

2002 

20 605 

13,66 

42 141 

29,61 

28 655 

19,11 

26 369 

20,19 

34 695 

25,73 

30 995 

23,28 






Nachrichtlich: 1970 = 100^' 





1975 

152,4 

162,7 

161,6 

178,9 

162,2 

167,6 

158,8 

174,7 

166,0 

178,2 

163,9 

179,2 

1980 

199,0 

226,8 

233,3 

257,9 

214,4 

228,4 

212,6 

246,8 

223,7 

252,8 

208,0 

238,1 

1985 

228,6 

281,6 

290,7 

334,9 

242,0 

272,8 

247,6 

306,1 

261,6 

313,9 

234,6 

284,2 

1990 

254,8 

337,0 

350,4 

423,4 

301,4 

336,9 

284,3 

378,1 

299,7 

383,2 

267,1 

348,7 

1995 

277,4 

360,7 

430,9 

539,6 

334,7 

383,2 

334,7 

458,1 

355,5 

468,6 

313,0 

415,6 

2000 

298,4 

399,3 

486,3 

630,7 

344,8 

404,2 

337,6 

491,5 

372,5 

516,4 

333,7 


2001 

299,2 

403,3 

497,0 

651,8 

350,6 

415,3 

343,7 

502,7 

378,5 

524,2 

337,3 

469,5 

2002 

302,7 

411,5 

505,2 

666,4 

356,2 

425,9 

348,4 

512,8 

385,9 

537,6 

342,8 

479,2 


1) Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer beziehungsweise je Arbeitnehmerstunde. - 2) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 3) Bis 1990 früheres 
Bundesgebiet. 
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Tabelle 38* 


Produktivität nach Wirtschaftsbereichen" 


Euro 


Jahr" 

Land- und 

Forstwirtschaft, 

Fischerei 

Produzierendes 

Gewerbe ohne 
Baugewerbe 

Baugewerbe 

Handel, 
Gastgewerbe 
und Verkehr 

Finanzierung, 
Vermietung und 
Untemehmens- 

dienstleister 

Öffentliche 
und private 
Dienstleister 

je 

Erwerbs- 

tätigen 

je Er- 
werbs- 
tätigen- 
stunde 

je 

Erwerbs- 

tätigen 

je Er- 
werbs- 
tätigen- 
stunde 

je 

Erwerbs- 

tätigen 

je Er- 
werbs- 
tätigen- 
stunde 

je 

Erwerbs- 

tätigen 

je Er- 
werbs- 
tätigen- 
stunde 

je 

Erwerbs- 

tätigen 

je Er- 
werbs- 
tätigen- 
stunde 

je 

Erwerbs- 

tätigen 

je Er- 
werbs- 
tätigen- 
stunde 






Früheres Bundesgebiet 





1970 

5 369 

2,40 

30 047 

15,85 

34 523 

18,56 

23 612 

11,68 

81 698 

41,22 

35 484 

18,68 

1971 

5 825 

2,61 

30 013 

16,15 

36 454 

19,49 

24 163 

12,17 

83 655 

42,71 

35 732 

19,22 

1972 

5 914 

2,69 

31 374 

17,08 

38 333 

20,50 

24 366 

12,53 

86 970 

44,83 

35 979 

19,52 

1973 

6 631 

3,06 

33 059 

18,19 

38 367 

21,08 

24 914 

13,10 

89 121 

46,54 

36 226 

19,89 

1974 

7 287 

3,37 

33 923 

19,17 

37 249 

20,48 

25 088 

13,41 

89 837 

47,58 

36 902 

20,59 

1975 

7419 

3,41 

34 148 

19,91 

37 324 

20,78 

24 786 

13,43 

90 208 

48,78 

37 317 

21,46 

1976 

7 854 

3,61 

37 270 

21,10 

38 725 

21,70 

26 045 

14,18 

92 094 

50,00 

37 438 

21,57 

1977 

8 682 

4,02 

37 980 

21,64 

39 665 

22,21 

27 096 

14,93 

96 919 

53,21 

37 600 

21,81 

1978 

9 168 

4,28 

38 520 

22,18 

39 844 

22,43 

28 152 

15,67 

100 000 

55,74 

37 389 

22,10 

1979 

9 368 

4,35 

39 860 

23,01 

39 920 

22,80 

28 754 

16,20 

101 802 

57,18 

37 117 

22,10 

1980 

9 579 

4,50 

39 126 

22,81 

39 155 

22,40 

28 401 

16,20 

102 454 

58,44 

37 225 

22,42 

1981 

9 774 

4,60 

38 997 

23,09 

38 238 

22,36 

28 353 

16,38 

103 106 

59,51 

37 345 

22,69 

1982 

11 614 

5,48 

39 293 

23,48 

37 930 

21,89 

27 656 

16,07 

104 735 

61,17 

36 999 

22,85 

1983 

11 165 

5,27 

40 751 

24,40 

39 547 

22,86 

28 176 

16,55 

106 444 

62,77 

36 891 

22,97 

1984 

12 096 

5,63 

42 189 

25,24 

39 808 

23,45 

28 898 

17,15 

107 000 

63,65 

36 944 

23,22 

1985 

11 697 

5,44 

43 295 

26,29 

39 380 

23,70 

29 094 

17,49 

107 526 

64,60 

36 662 

23,28 

1986 

12 944 

6,11 

42 755 

26,22 

40 357 

23,89 

29 264 

17,99 

109 181 

66,25 

36 414 

23,33 

1987 

12 416 

5,97 

42 374 

26,26 

39 979 

23,98 

29 291 

18,29 

109 981 

67,57 

36 197 

23,45 

1988 

13 677 

6,53 

43 739 

27,17 

41 038 

24,25 

30 066 

18,91 

110 768 

68,36 

36 371 

23,67 

1989 

14715 

7,08 

45 328 

28,46 

42 320 

24,88 

30 503 

19,45 

111 812 

70,10 

36 370 

24,25 

1990 

16 120 

7,78 

46 069 

29,30 

42 257 

25,30 

31 895 

20,53 

113 260 

72,27 

36 459 

24,79 

1991 

15 185 

7,49 

46 917 

30,34 

41 631 

25,33 

33 210 

21,80 

116 038 

74,77 

36 599 

25,07 







Deutschland 






1991 

12 913 

7,09 

40 308 

27,06 

36 942 

22,25 

30 228 

19,46 

108 880 

69,22 

34 164 

22,81 

1992 

16 053 

8,35 

42 638 

27,56 

38 037 

22,32 

31 345 

20,26 

106 910 

68,58 

34 875 

23,50 

1993 

17 745 

9,12 

42 686 

28,22 

36 512 

21,92 

30 958 

20,14 

106 505 

69,02 

35 109 

23,90 

1994 

17 568 

9,13 

46 165 

30,29 

36 907 

22,15 

31 532 

20,53 

103 566 

67,65 

35 168 

24,05 

1995 

19 363 

10,11 

47 584 

31,20 

35 342 

21,68 

32 168 

21,09 

104 966 

69,63 

35 322 

24,52 

1996 

22 837 

11,99 

47 905 

32,13 

35 010 

21,74 

32 444 

21,36 

106 042 

71,10 

35 377 

24,71 

1997 

23 148 

12,19 

49 922 

33,45 

35 952 

22,05 

32 739 

21,76 

106 152 

71,79 

35 436 

24,92 

1998 

23 612 

12,56 

50 868 

33,97 

36 165 

22,05 

33 178 

22,25 

104 892 

71,44 

35 451 

25,10 

1999 

25 447 

13,40 

50 753 

34,05 

36 863 

22,30 

34 782 

23,58 

102 205 

70,55 

35 377 

25,18 

2000 

25 550 

13,55 

52 491 

35,55 

36 961 

22,60 

35 891 

24,68 

99 949 

69,49 

35 497 

25,47 

2001 

25 851 

13,90 

52 093 

35,70 

37 027 

22,86 

37 077 

25,71 

99 992 

69,72 

35 311 

25,55 

2002 

25 687 

13,88 

53 226 

36,65 

37 132 

22,95 

37 660 

26,26 

99 948 

69,89 

35 414 

25,71 






Nachrichtlich: 1970 = lOO" 





1975 

138,2 

142,5 

113,7 

125,6 

108,1 

112,0 

105,0 

115,0 

110,4 

118,4 

105,2 

114,9 

1980 

178,4 

188,0 

130,2 

143,9 

113,4 

120,7 

120,3 

138,8 

125,4 

141,8 

104,9 

120,0 

1985 

217,9 

227,0 

144,1 

165,9 

114,1 

127,7 

123,2 

149,8 

131,6 

156,7 

103,3 

124,6 

1990 

300,2 

324,6 

153,3 

184,9 

122,4 

136,3 

135,1 

175,9 

138,6 

175,3 

102,7 

132,7 

1995 

360,6 

421,8 

158,4 

196,8 

102,4 

116,8 

136,2 

180,6 

128,5 

168,9 

99,5 

131,3 

2000 

475,9 

565,6 

174,7 

224,3 

107,1 

121,8 

152,0 

211,3 

122,3 

168,6 

100,0 

136,4 

2001 

481,5 

580,1 

173,4 

225,2 

107,3 

123,1 

157,0 

220,2 

122,4 

169,2 

99,5 

136,8 

2002 

478,4 

579,2 

177,1 

231,2 

107,6 

123,7 

159,5 

224,9 

122,3 

169,6 

99,8 

137,6 


1) Bruttowertschöpfiing in Preisen von 1995 je Erwerbstätigen im Inland beziehungsweise je Erwerbstätigenstunde. - 2) Ab 2000 vorläufige 
Ergebnisse. - 3) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. 
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Tabelle 39* 

Deflatoren aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 


1995 = 100 




Inländische Verwendung 

Außenbeitrag 




davon 







Konsum (Ausgabenkonzept) 

Bruttoinvestitionen 





Brutto - 



davon 


darunter 

Exporte 

Importe 


Zeitraum^^ 




Private 



Bruttoanlageinvestitionen 



Terms 

inlands- 

insge- 


Private 

Organi- 




davon 



of 


produkt 

samt 

insge- 

sationen 

Staat 

insge- 

zu- 

Aus- 

Bau- 




Trade^^ 




samt 

Haus- 

ohne 

samt 


Sonstige 






halte 

sam- 

rüstungs- 

investi- 

Waren und 






Erwerbs- 



men 

investi- 

tionen 

Anlagen^^ 

Dienstleistungen 







zweck 




tionen 











Früheres Bundesgebiet 






1970 

39,2 

39,3 

39,4 

41,3 

31,8 

34,1 

39,1 

38,2 

43,2 

35,3 

63,7 

47,2 

48,8 

96,7 

1971 

42,1 

42,0 

42,1 

43,5 

36,7 

38,5 

41,7 

41,1 

45,8 

38,5 

64,7 

49,3 

49,5 

99,8 

1972 

44,3 

44,1 

44,6 

45,9 

39,2 

41,2 

42,7 

42,7 

47,0 

40,3 

69,7 

50,8 

50,0 

101,5 

1973 

47,3 

47,1 

47,9 

48,9 

43,5 

45,3 

44,8 

45,0 

48,9 

42,7 

73,6 

54,2 

54,1 

100,2 

1974 

50,7 

50,9 

51,8 

52,4 

48,0 

50,3 

48,5 

48,4 

52,9 

45,9 

76,1 

62,4 

67,2 

93,0 

1975 

53,5 

53,7 

54,8 

55,5 

49,3 

53,1 

49,9 

50,4 

57,1 

46,6 

78,6 

65,1 

68,2 

95,4 

1976 

55,5 

56,0 

57,1 

57,8 

52,0 

55,3 

52,4 

52,4 

58,9 

48,4 

82,4 

67,7 

72,3 

93,6 

1977 

57,5 

58,0 

59,2 

59,7 

54,8 

57,9 

54,1 

54,4 

60,3 

50,3 

86,1 

69,1 

73,5 

94,0 

1978 

59,9 

60,0 

61,0 

61,3 

57,7 

60,2 

57,1 

57,0 

62,2 

53,2 

87,6 

70,3 

72,3 

97,2 

1979 

62,1 

62,9 

63,5 

63,9 

60,5 

62,7 

61,1 

60,7 

64,3 

57,8 

89,6 

73,6 

78,6 

93,6 

1980 

65,0 

67,0 

67,3 

67,6 

64,1 

66,5 

66,0 

65,5 

67,4 

63,6 

91,8 

78,0 

88,7 

87,9 

1981 

67,8 

70,5 

71,2 

71,8 

67,2 

69,8 

68,3 

68,8 

71,0 

66,7 

95,8 

82,4 

98,8 

83,4 

1982 

71,1 

73,4 

74,4 

75,4 

69,3 

72,0 

69,9 

71,2 

75,1 

68,0 

99,5 

85,8 

101,1 

84,9 

1983 

73,4 

75,7 

76,7 

77,8 

71,8 

74,0 

72,2 

72,9 

77,8 

69,1 

102,5 

87,5 

101,9 

85,9 

1984 

74,8 

77,6 

78,4 

79,8 

73,4 

75,1 

74,7 

75,1 

80,8 

70,9 

102,2 

90,3 

107,5 

84,1 

1985 

76,5 

79,1 

79,9 

81,2 

75,1 

76,9 

76,4 

76,9 

83,5 

71,6 

103,9 

92,8 

110,2 

84,2 

1986 

79,0 

79,5 

80,0 

80,7 

77,1 

78,4 

77,6 

78,3 

85,1 

72,8 

103,3 

91,7 

97,6 

93,9 

1987 

80,4 

80,3 

80,8 

81,1 

79,1 

80,2 

78,7 

79,5 

86,1 

74,1 

101,2 

90,7 

92,9 

97,6 

1988 

81,6 

81,6 

81,9 

82,1 

80,1 

81,5 

80,3 

81,0 

87,7 

75,6 

101,0 

92,3 

94,6 

97,5 

1989 

83,5 

84,0 

84,3 

84,5 

79,6 

84,0 

83,3 

83,5 

90,3 

78,0 

101,2 

94,6 

99,6 

95,0 

1990 

86,2 

86,7 

86,7 

86,7 

82,5 

87,0 

86,9 

87,3 

92,4 

82,8 

101,4 

94,4 

98,7 

95,6 

1991 

89,2 

90,3 

90,0 

89,9 

87,2 

90,5 

91,3 

91,7 

95,3 

88,3 

102,8 

95,3 

101,0 

94,3 








Deutschland 






1991 

87,8 

89,0 

88,3 

88,4 

82,3 

88,3 

91,3 

91,1 

95,4 

87,2 

102,5 

95,5 

100,9 

94,7 

1992 

92,2 

92,9 

92,4 

92,3 

86,3 

93,0 

94,9 

94,7 

97,7 

92,3 

104,0 

96,5 

99,7 

96,8 

1993 

95,6 

95,9 

95,7 

95,8 

91,9 

95,8 

96,7 

97,4 

99,5 

96,0 

103,1 

97,1 

98,7 

98,5 

1994 

98,0 

98,3 

98,0 

98,2 

96,6 

97,4 

99,3 

98,7 

99,8 

98,0 

100,9 

98,1 

99,2 

98,8 

1995 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100,0 

1996 

101,0 

101,1 

101,4 

101,7 

101,9 

100,7 

100,2 

99,6 

99,8 

99,6 

97,1 

100,1 

100,5 

99,6 

1997 

101,7 

102,3 

102,7 

103,7 

103,3 

100,0 

100,8 

99,5 

100,2 

99,3 

97,2 

101,3 

103,6 

97,8 

1998 

102,8 

102,8 

103,5 

104,8 

105,9 

99,5 

100,7 

99,4 

100,3 

99,1 

95,6 

101,6 

101,6 

100,0 

1999 

103,3 

103,3 

104,1 

105,1 

108,4 

101,0 

100,4 

98,6 

99,6 

98,6 

92,2 

100,8 

100,6 

100,2 

2000 

103,1 

104,5 

105,5 

106,6 

110,7 

102,0 

101,1 

99,1 

100,1 

99,2 

90,8 

103,7 

108,3 

95,8 

2001 

104,4 

105,9 

107,1 

108,2 

113,9 

103,2 

101,3 

98,9 

99,7 

99,3 

90,4 

104,7 

109,2 

95,8 

2002 

106,1 

106,9 

108,4 

109,7 

115,6 

104,1 

101,0 

98,7 

99,6 

99,3 

89,8 

104,8 

107,3 

97,7 

2002 l.Vj. 

105,6 

106,6 

107,3 

109,5 

118,4 

100,4 

103,6 

99,0 

100,1 

99,6 

89,7 

104,6 

107,5 

97,3 

2.Vj. 

105,6 

106,5 

107,5 

109,6 

109,3 

101,3 

102,8 

99,1 

100,4 

99,2 

89,8 

105,1 

108,0 

97,3 

3.Vj. 

105,7 

106,5 

108,4 

110,1 

117,6 

102,6 

99,7 

98,5 

99,0 

99,3 

89,8 

104,8 

107,1 

97,9 

4.Vj. 

107,4 

108,2 

110,3 

109,5 

117,3 

111,9 

97,8 

98,4 

98,9 

99,1 

89,9 

104,8 

106,7 

98,3 

2003 l.Vj. 

106,5 

107,3 

108,5 

110,6 

123,2 

101,3 

102,6 

97,9 

97,4 

99,7 

88,2 

104,5 

106,6 

98,0 

2. Vj. 

106,7 

106,9 

108,2 

110,3 

112,3 

101,7 

102,0 

98,1 

98,4 

99,0 

88,8 

104,6 

105,2 

99,5 


1) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 2) Im Wesentlichen Computersoftware, Nutztiere und Nutzpflanzungen. - 3) Deflator der Exporte dividiert 
durch den Deflator der Importe in vH. 
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Tabelle 40* 

Vermögensbildung und ihre Finanzierung'* 


Mrd Euro 




Inländische nichtfmanzielle Sektoren 


Inländische 

finanzielle 

Sektoren 

zusam- 

4)5) 

men ' 





Nicht- 


Staat 




Sektoren 

ins- 

gesamt^^ 

Jahr 

Private 

Haushalte^* 

finanzielle 

Kapital- 

gesell- 

schaften^* 

zu- 

3)4) 

sammen 

Gebiets- 

körper- 

schaften 

Sozialver- 

sicherung 

zu- 

4) 

sammen ^ 

Übrige 

Welt 

1994 

133,65 

0,09 

- 29,11 

I. Sparen und Vermögensübertragungen 
- 31,64 2,53 104,63 

17,78 

22,73 

145,14 

1995 

134,85 

148,44 

-172,63 

-166,29 

- 6,34 

110,66 

14,37 

16,60 

141,63 

1996 

135,06 

28,52 

- 58,06 

- 52,36 

- 5,70 

105,52 

11,52 

7,44 

124,48 

1997 

134,94 

20,90 

- 49,45 

- 50,85 

1,40 

106,39 

15,20 

1,67 

123,26 

1998 

141,53 

25,78 

- 41,61 

- 44,51 

2,90 

125,70 

4,43 

4,50 

134,63 

1999 

143,22 

- 10,65 

- 26,86 

- 32,23 

5,37 

105,71 

13,69 

16,24 

135,64 

2000 

145,53 

- 19,33 

- 26,67 

- 25,79 

- 0,88 

99,53 

19,62 

22,52 

141,67 

2001 

154,80 

- 12,07 

- 56,96 

- 54,57 

- 2,39 

85,77 

11,46 

- 2,36 

94,87 

2002 

161,70 

25,97 

- 78,32 

- 71,61 

- 6,71 

109,35 

3,06 

- 50,39 

62,02 

1994 

80,89 

45,92 

11. Nettoinvestitionen^* (Sachvermögensbildung) 

14,21 13,55 0,66 141,02 4,12 


145,14 

1995 

77,14 

51,41 

8,33 

7,08 

1,25 

136,88 

4,75 

- 

141,63 

1996 

72,22 

41,67 

6,36 

5,44 

0,92 

120,25 

4,23 

- 

124,48 

1997 

71,09 

44,84 

3,02 

2,70 

0,32 

118,95 

4,31 

- 

123,26 

1998 

72,26 

55,01 

2,98 

2,76 

0,22 

130,25 

4,38 

- 

134,63 

1999 

72,43 

55,08 

4,78 

4,58 

0,20 

132,19 

3,35 

- 

135,64 

2000 

69,21 

66,83 

2,77 

2,61 

0,16 

138,81 

2,86 

- 

141,67 

2001 

54,97 

35,33 

1,86 

1,67 

0,19 

92,16 

2,71 

- 

94,87 

2002 

44,26 

17,21 

-0,72 

-0,76 

0,04 

60,75 

1,27 

- 

62,02 

1994 

148,38 

51,91 

2,24 

III. Geldvermögensbildung 
- 0,01 2,12 202,53 

282,28 

79,47 

564,28 

1995 

132,60 

54,03 

- 9,52 

- 2,08 

- 7,47 

177,11 

357,88 

122,05 

657,03 

1996 

140,59 

71,20 

0,56 

6,78 

- 6,46 

212,36 

380,64 

118,04 

711,05 

1997 

127,03 

47,10 

- 2,15 

- 3,44 

1,24 

171,98 

463,93 

210,21 

846,11 

1998 

143,20 

134,28 

- 8,58 

- 11,69 

3,05 

268,90 

555,94 

321,34 

1 146,18 

1999 

145,34 

154,88 

5,00 

-0,84 

5,83 

305,21 

556,33 

367,18 

1 228,72 

2000 

116,75 

209,36 

35,00 

36,25 

- 1,33 

361,11 

455,07 

437,83 

1 254,00 

2001 

121,19 

153,12 

- 46,98 

- 44,84 

- 2,18 

227,33 

343,75 

291,61 

862,69 

2002 

133,30 

87,76 

- 17,53 

- 11,47 

- 6,04 

203,53 

322,94 

172,10 

698,57 

1994 

96,54 

106,22 

43,96 

IV. Außenfinanzierung 

43,58 0,25 246,72 

268,62 

48,94 

564,28 

1995 

75,81 

-29,74 

169,94 

169,78 

0,12 

216,01 

348,26 

92,77 

657,03 

1996 

78,86 

88,53 

63,27 

62,87 

0,16 

230,67 

373,35 

107,03 

711,05 

1997 

64,21 

78,32 

48,84 

48,63 

0,16 

191,37 

453,04 

201,70 

846,11 

1998 

75,16 

167,03 

34,20 

33,77 

0,37 

276,39 

555,89 

313,90 

1 146,18 

1999 

75,90 

205,34 

34,74 

34,07 

0,66 

315,97 

545,99 

366,77 

1 228,72 

2000 

41,38 

364,57 

12,21 

12,42 

- 0,29 

418,16 

438,31 

397,54 

1 254,00 

2001 

22,24 

194,70 

10,54 

10,11 

0,40 

227,47 

335,00 

300,21 

862,69 

2002 

16,80 

53,77 

58,66 

57,97 

0,71 

129,22 

321,15 

248,19 

698,57 

1994 

51,84 

- 46,51 

- 41,72 

V. Finanzierungssaldo^^ 

- 43,59 1,87 - 36,39 

13,66 

22,73 ») 


1995 

56,79 

96,44 

-179,45 

-171,86 

- 7,59 

- 26,22 

9,62 

16,60 

- 

1996 

61,73 

- 13,75 

- 62,71 

- 56,09 

- 6,62 

- 14,73 

7,29 

7,44 

- 

1997 

62,82 

- 24,39 

- 50,99 

- 52,07 

1,08 

- 12,56 

10,89 

1,67 "* 

- 

1998 

68,04 

- 29,81 

- 42,78 

- 45,46 

2,68 

- 4,55 

0,05 

4,50 

- 

1999 

69,44 

- 66,28 

- 29,74 

- 34,91 

5,17 

- 26,58 

10,34 

16,24 

- 

2000 

75,37 

-120,56 “* 

22,79 

23,83 

- 1,04 

- 22,40 

16,76 

5,64 “* 

- 

2001 

98,95 

- 47,82 “* 

- 57,52 

- 54,94 

- 2,58 

- 6,39 

8,75 

- 2,36 "* 

- 

2002 

116,50 

8,29 “* 

- 76,19 

- 69,44 

- 6,75 

48,60 

1,79 

- 50,39 "* 

- 


1) Nach ESVG 1995. - 2) Einschließlich Organisationen ohne Erwerbszweck. - 3) Im Jahr 1995 nach Ausschaltung der Übernahme der Treu- 
handschulden sowie eines Teils der Altverschuldung ostdeutscher Wohnungsuntemehmen durch den Erblastentilgungsfonds in Höhe von rund 
105 Mrd Euro sowie 15 Mrd Euro. - 4) Bei der Summenbildung wurden innersektorale Ströme nicht mit einbezogen. - 5) Banken, Bausparkas- 
sen und Geldmarktfonds, Sonstige Finanzinstitute, Versicherungen einschließlich Pensions- und Sterbekassen sowie berufsständische Versor- 
gungswerke. - 6) Bruttoinvestitionen abzüglich Abschreibungen. - 7) FinanzierungsüberschussZ-defizit. Sparen und Vermögensübertragungen 
(netto) abzüglich Nettoinvestitionen und Nettozugang an nichtproduzierten Vermögensgütem - a) Bei den „Nichtfinanzielle Kapitalgesell- 
schaften“: einschließlich statistischer Differenz; beim „Ausland“: ohne statistische Differenz. Zur Methodik siehe „Statistische Sonderver- 
öffentlichung 4; Ergebnisse der gesamtwirtschaftlichen Finanzierungsrechnung fiir Deutschland 1991 bis 2002“ der Deutschen Bundesbank 
vom September 2003. 
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Tabelle 41* 


Einnahmen und Aus- 

Mrd 




Einnahmen 







Aus- 








Arbeit- 

nehmer- 

entgelte 

1 monetäre Sozialleistungen | 

Jahr^* 

insgesamt 

empfangene 

Sozial- 

sonstige 

insgesamt 

Vor- 


1 davon | 


Steuern 

beiträge 

Einnahmen^^ 

leistungen 

zusammen 

an private 
Haushalte 

an die 

übrige Welt 

1970 

139,37 

82,84 

42,55 

13,98 

Staat insgesamt’’ 

Früheres Bundesgebiet 
137,64 14,56 

30,31 

44,93 

44,06 

0,87 

1975 

236,35 

125,87 

83,97 

26,51 

267,25 

24,37 

59,88 

93,54 

91,78 

1,76 

1980 

344,93 

187,44 

124,57 

32,92 

367,38 

34,57 

76,69 

124,91 

122,33 

2,58 

1981 

358,49 

188,80 

134,49 

35,20 

390,49 

36,84 

80,36 

135,05 

132,29 

2,76 

1982 

377,30 

193,68 

142,53 

41,09 

406,64 

38,29 

82,97 

143,58 

140,76 

2,82 

1983 

390,24 

202,41 

145,59 

42,24 

415,71 

39,68 

85,16 

145,30 

142,44 

2,86 

1984 

410,81 

213,59 

152,87 

44,35 

429,08 

41,74 

86,94 

147,25 

144,13 

3,12 

1985 

430,98 

224,52 

160,66 

45,80 

441,92 

42,94 

89,73 

150,39 

147,39 

3,00 

1986 

447,03 

231,30 

169,33 

46,40 

458,60 

44,32 

93,90 

155,94 

152,83 

3,11 

1987 

458,72 

239,17 

175,85 

43,70 

477,67 

45,58 

97,14 

163,62 

160,37 

3,25 

1988 

475,67 

248,95 

183,91 

42,81 

497,92 

46,62 

99,44 

171,24 

167,86 

3,38 

1989 

515,14 

272,56 

192,41 

50,17 

514,32 

49,75 

102,04 

179,38 

174,62 

4,76 

1990 

541,81 

281,30 

205,86 

54,65 

566,88 

53,36 

107,52 

187,04 

183,50 

3,54 

1991 

607,79 

315,40 

225,75 

66,64 

647,23 

50,80 

115,36 

189,28 

185,62 

3,66 

1991 

663,13 

337,13 

258,45 

67,55 

Deutschland 

707,44 65,47 

135,14 

235,38 

231,74 

3,64 

1992 

734,49 

367,67 

283,64 

83,18 

775,67 

71,20 

148,43 

263,71 

259,93 

3,78 

1993 

763,44 

379,60 

300,81 

83,03 

814,91 

71,71 

154,33 

288,64 

284,64 

4,00 

1994 

808,32 

397,07 

323,35 

87,90 

850,04 

71,96 

156,90 

306,89 

302,58 

4,31 

1995 

830,58®’ 

405,40 

338,74 

86,44®’ 

1 010,03®’ 

73,19 

161,54 

325,55 

321,11 

4,44 

1996 

859,22 

419,61 

356,23 

83,38 

921,93 

72,94 

163,43 

353,22 

348,76 

4,46 

1997 

872,57 

423,71 

368,18 

80,68 

923,56 

71,67 

163,12 

361,05 

356,42 

4,63 

1998 

898,86 

445,95 

372,04 

80,87 

941,64 

73,68 

163,27 

365,62 

360,83 

4,79 

1999 

935,13 

478,68 

375,39 

81,06 

964,53 

76,22 

165,37 

374,61 

369,85 

4,76 

2000 

955,31 

498,37 

378,12 

78,82 

928,47*’’ 

78,02 

165,70 

379,73 

374,79 

4,94 

2001 

942,53 

476,27 

383,55 

82,71 

1 001,38 

81,12 

165,53 

390,36 

385,69 

4,67 

2002 

949,54 

477,60 

388,95 

82,99 

1 023,87 

84,45 

167,74 

409,60 

404,98 

4,62 

1970 

98,65 

82,84 

3,24 

12,57 

Gebietskörperschaften*’ 

Früheres Bundesgebiet 
99,82 13,88 

28,78 

14,34 

13,77 

0,57 

1975 

155,76 

125,87 

6,43 

23,46 

184,59 

23,15 

56,66 

29,95 

28,97 

0,98 

1980 

226,54 

187,44 

8,92 

30,18 

250,11 

33,21 

72,40 

36,95 

35,71 

1,24 

1981 

230,82 

188,80 

9,50 

32,52 

265,06 

35,42 

75,77 

40,06 

38,74 

1,32 

1982 

242,61 

193,68 

9,91 

39,02 

274,78 

36,80 

78,08 

41,03 

39,77 

1,26 

1983 

252,96 

202,41 

10,17 

40,38 

277,77 

38,20 

80,04 

41,27 

40,00 

1,27 

1984 

266,56 

213,59 

10,57 

42,40 

284,02 

40,03 

81,72 

41,27 

40,05 

1,22 

1985 

279,58 

224,52 

11,10 

43,96 

292,33 

41,20 

84,29 

42,20 

40,99 

1,21 

1986 

287,64 

231,30 

11,64 

44,70 

303,38 

42,45 

88,09 

44,91 

43,71 

1,20 

1987 

293,30 

239,17 

11,90 

42,23 

314,91 

43,58 

91,06 

46,96 

45,75 

1,21 

1988 

302,11 

248,95 

12,32 

40,84 

324,44 

44,28 

93,15 

47,95 

46,76 

1,19 

1989 

332,90 

272,56 

12,71 

47,63 

340,27 

47,16 

95,53 

51,32 

48,89 

2,43 

1990 

345,87 

281,30 

13,37 

51,20 

380,76 

50,42 

100,58 

51,81 

50,77 

1,04 

1991 

391,05 

315,40 

13,47 

62,18 

444,93 

47,59 

107,59 

52,59 

51,58 

1,01 


Fußnoten: siehe Ende der Tabelle. 
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Tabelle 41* 


gaben des Staates'’ 
Euro 


gaben 








Nachrichtlich | 


Soziale 

Sach- 

leistungen 

geleistete 

Vermögens- 

einkommen"'’ 

Subven- 

tionen 

Vermögens- 

transfers 

Brutto- 

investi- 

tionen 

sonstige 

Ausgaben^’ 

Finanzie- 

mngssaldo 

Staatsquote 

Abgaben- 

quote 

Finanzie- 

rungsquote 

Jahr^’ 





vH'” 



13,28 

3,37 

5,15 

6,11 

Staat insgcsamd’ 

Früheres Bundesgebiet 
17,04 2,89 

+ 1,73 

39,1 

34,9 

-t 0,5 

1970 

32,18 

7,75 

9,51 

11,58 

23,02 

5,42 

- 30,90 

49,9 

38,5 

- 5,8 

1975 

47,34 

16,30 

13,84 

15,66 

28,65 

9,42 

- 22,45 

47,9 

40,3 

- 2,9 

1980 

51,34 

20,31 

14,44 

14,70 

27,58 

9,87 

- 32,00 

48,8 

40,1 

- 4,0 

1981 

52,33 

24,16 

14,66 

15,38 

25,09 

10,18 

- 29,34 

48,9 

40,1 

- 3,5 

1982 

53,86 

26,37 

14,97 

15,76 

24,06 

10,55 

- 25,47 

47,7 

39,6 

- 2,9 

1983 

57,66 

27,56 

16,42 

15,44 

24,09 

11,98 

- 18,27 

46,9 

39,8 

- 2,0 

1984 

60,76 

28,79 

17,91 

14,71 

24,77 

11,92 

- 10,94 

46,3 

40,0 

- 1,1 

1985 

63,86 

29,04 

19,11 

13,65 

27,20 

11,58 

- 11,57 

45,4 

39,5 

- 1,1 

1986 

66,89 

29,77 

20,96 

13,96 

27,44 

12,31 

- 18,95 

45,8 

39,6 

- 1,8 

1987 

72,25 

30,76 

21,89 

13,80 

27,85 

14,07 

- 22,25 

45,3 

39,3 

- 2,0 

1988 

70,51 

31,76 

22,94 

14,44 

29,50 

14,00 

+ 0,82 

44,0 

39,7 

+ 0,1 

1989 

76,70 

34,55 

22,40 

15,68 

31,62 

38,01 

- 25,07 

44,5 

38,1 

- 2,0 

1990 

85,98 

40,87 

23,15 

23,34 

32,00 

86,45 

- 39,44 

46,7 

39,1 

- 2,8 

1991 

99,25 

42,59 

32,74 

30,02 

Deutschland 

41,09 

25,76 

- 44,31 

47,1 

39,8 

- 2,9 

1991 

113,90 

52,48 

31,30 

26,70 

47,01 

20,94 

- 41,18 

48,1 

40,5 

- 2,6 

1992 

116,66 

55,37 

31,10 

26,54 

46,42 

24,14 

- 51,47 

49,3 

41,1 

- 3,1 

1993 

127,24 

57,99 

36,44 

23,53 

46,03 

23,06 

- 41,72 

49,0 

41,5 

- 2,4 

1994 

136,03 

65,91 

38,24 

147,56 

41,14 

20,87 

-179,45®’ 

56,1 ®’ 

41,3 

- 10,0 ®’ 

1995 

143,07 

67,33 

37,03 

23,79 

39,07 

22,05 

- 62,71 

50,3 

42,1 

- 3,4 

1996 

142,43 

68,10 

34,30 

23,32 

35,50 

24,07 

- 50,99 

49,3 

42,1 

- 2,7 

1997 

144,84 

69,75 

35,71 

27,39 

35,74 

25,64 

- 42,78 

48,8 

42,1 

- 2,2 

1998 

148,49 

68,87 

35,97 

27,21 

37,67 

30,12 

- 29,40 

48,7 

42,8 

- 1,5 

1999 

152,97 

68,39 

34,84 

30,06 

36,33 

- 17,57'’’ 

+ 26,84'’’ 

45, 7 '’’ 

42,9 

+ 1,3 '’’ 

2000 

158,36 

67,72 

34,01 

36,08 

35,86 

32,34 

- 58,85 

48,3 

41,2 

- 2,8 

2001 

163,25 

65,22 

30,89 

34,63 

34,31 

33,78 

- 74,33 

48,5 

40,6 

- 3,5 

2002 

1,95 

3,52 

5,15 

6,09 

Gebietskörperschaften*’ 

Früheres Bundesgebiet 
16,94 9,17 

- 1,17 

28,4 

23,8 

- 0,3 

1970 

3,81 

8,04 

9,32 

11,58 

22,71 

19,37 

- 28,83 

34,4 

24,1 

- 5,4 

1975 

6,22 

16,64 

12,88 

15,61 

28,27 

27,93 

- 23,57 

32,6 

25,3 

- 3,1 

1980 

6,90 

20,61 

13,56 

14,67 

27,06 

31,01 

- 34,24 

33,1 

24,5 

- 4,3 

1981 

7,46 

24,49 

13,99 

15,28 

24,51 

33,14 

- 32,17 

33,0 

24,2 

- 3,9 

1982 

7,59 

26,69 

14,17 

15,65 

23,47 

30,69 

- 24,81 

31,8 

24,2 

- 2,8 

1983 

7,85 

27,82 

15,32 

15,33 

23,53 

31,15 

- 17,46 

31,0 

24,3 

- 1,9 

1984 

8,14 

29,04 

16,56 

14,65 

24,09 

32,16 

- 12,75 

30,6 

24,4 

- 1,3 

1985 

8,54 

29,27 

17,32 

13,59 

26,64 

32,57 

- 15,74 

30,0 

23,9 

- 1,6 

1986 

9,16 

30,18 

18,82 

13,98 

26,99 

34,18 

- 21,61 

30,2 

24,0 

- 2,1 

1987 

9,76 

30,92 

19,59 

13,82 

27,31 

37,66 

- 22,33 

29,5 

23,8 

- 2,0 

1988 

10,24 

31,91 

20,94 

14,46 

29,04 

39,67 

- 7,37 

29,1 

24,4 

- 0,6 

1989 

11,33 

34,70 

20,70 

15,69 

31,09 

64,44 

- 34,89 

29,9 

23,1 

- 2,7 

1990 

12,64 

41,01 

21,27 

23,21 

31,23 

107,80 

- 53,88 

32,1 

23,8 

- 3,9 

1991 
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noch Tabelle 41* 


Einnahmen und Aus- 

Mrd 


Jahr^' 

1 Einnahmen | 

1 Aus- 

insgesamt 

empfangene 

Steuern 

Sozial- 

beiträge 

sonstige 

Einnahmen^^ 

insgesamt 

Vor- 

leistungen 

Arbeit- 

nehmer- 

entgelte 

1 monetäre Sozialleistungen | 

zusammen 

1 davon | 

an private 
Haushalte 

an die 
übrige Welt 





noch Gebietskörperschaften 

8) 









Deutschland 





1991 

413,79 

337,13 

13,80 

62,86 

469,09 

61,63 

126,44 

60,54 

59,53 

1,01 

1992 

461,14 

367,67 

15,02 

78,45 

500,64 

66,61 

138,38 

66,36 

65,35 

1,01 

1993 

474,11 

379,60 

15,75 

78,76 

528,63 

66,85 

143,57 

71,44 

70,44 

1,00 

1994 

499,06 

397,07 

17,93 

84,06 

542,65 

66,98 

145,65 

79,85 

78,87 

0,98 

1995 

507,23®’ 

405,40 

18,38 

83,45®’ 

679,09 ®’ 

67,57 

149,80 

84,08 

83,10 

0,98 

1996 

518,80 

419,61 

19,21 

79,98 

574,89 

67,16 

150,92 

98,73 

97,80 

0,93 

1997 

520,78 

423,71 

20,08 

76,99 

572,85 

66,67 

150,68 

101,87 

100,96 

0,91 

1998 

543,72 

445,95 

20,31 

77,46 

589,18 

68,16 

150,49 

103,17 

102,29 

0,88 

1999 

575,92 

478,68 

20,09 

77,15 

610,68 

70,27 

152,11 

106,43 

105,59 

0,84 

2000 

593,20 

498,37 

20,06 

74,77 

566,69 

71,88 

152,07 

106,12 

105,25 

0,87 

2001 

575,23 

476,27 

20,13 

78,83 

630,82 

74,88 

151,55 

107,12 

106,52 

0,60 

2002 

577,26 

477,60 

20,58 

79,08 

644,98 

77,80 

153,51 

1 14,49 

1 14,02 

0,47 






Sozialversicherung’^ 










Früheres Bundesgebiet 





1970 

47,21 

- 

39,31 

7,90 

44,31 

0,68 

1,53 

30,59 

30,29 

0,30 

1975 

94,97 

- 

77,54 

17,43 

97,04 

1,22 

3,22 

63,59 

62,81 

0,78 

1980 

137,52 

- 

115,65 

21,87 

136,40 

1,36 

4,29 

87,96 

86,62 

1,34 

1981 

149,34 

- 

124,99 

24,35 

147,10 

1,42 

4,59 

94,99 

93,55 

1,44 

1982 

158,17 

- 

132,62 

25,55 

155,34 

1,49 

4,89 

102,55 

100,99 

1,56 

1983 

158,00 

- 

135,42 

22,58 

158,66 

1,48 

5,12 

104,03 

102,44 

1,59 

1984 

164,80 

- 

142,30 

22,50 

165,61 

1,71 

5,22 

105,98 

104,08 

1,90 

1985 

172,73 

- 

149,56 

23,17 

170,92 

1,74 

5,44 

108,19 

106,40 

1,79 

1986 

180,93 

- 

157,69 

23,24 

176,76 

1,87 

5,81 

111,03 

109,12 

1,91 

1987 

188,00 

- 

163,95 

24,05 

185,34 

2,00 

6,08 

116,66 

114,62 

2,04 

1988 

197,65 

- 

171,59 

26,06 

197,57 

2,34 

6,29 

123,29 

121,10 

2,19 

1989 

208,41 

- 

179,70 

28,71 

200,22 

2,59 

6,51 

128,06 

125,73 

2,33 

1990 

222,83 

- 

192,49 

30,34 

213,01 

2,94 

6,94 

135,23 

132,73 

2,50 

1991 

249,14 

- 

212,28 

36,86 

234,70 

3,21 

7,77 

136,69 

134,04 

2,65 






Deutschland 





1991 

287,07 

- 

244,65 

42,42 

276,08 

3,84 

8,70 

174,84 

172,21 

2,63 

1992 

314,44 

- 

268,62 

45,82 

316,12 

4,59 

10,05 

197,35 

194,58 

2,77 

1993 

340,37 

- 

285,06 

55,31 

337,32 

4,86 

10,76 

217,20 

214,20 

3,00 

1994 

357,83 

- 

305,42 

52,41 

355,96 

4,98 

11,25 

227,04 

223,71 

3,33 

1995 

372,45 

- 

320,36 

52,09 

380,04 

5,62 

11,74 

241,47 

238,01 

3,46 

1996 

394,71 

- 

337,02 

57,69 

401,33 

5,78 

12,51 

254,49 

250,96 

3,53 

1997 

407,04 

- 

348,10 

58,94 

405,96 

5,00 

12,44 

259,18 

255,46 

3,72 

1998 

416,70 

- 

351,73 

64,97 

414,02 

5,52 

12,78 

262,45 

258,54 

3,91 

1999 

430,37 

- 

355,30 

75,07 

425,01 

5,95 

13,26 

268,18 

264,26 

3,92 

2000 

434,81 

- 

358,06 

76,75 

434,48 

6,14 

13,63 

273,61 

269,54 

4,07 

2001 

445,84 

- 

363,42 

82,42 

449,10 

6,24 

13,98 

283,24 

279,17 

4,07 

2002 

458,70 

- 

368,37 

90,33 

465,31 

6,65 

14,23 

295,11 

290,96 

4,15 


1) Gemeinsamer Haushalt der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun- 
gen. - 2) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 3) Verkäufe, empfangene sonstige Subventionen, empfangene Vermögenseinkommen, sonstige lau- 
fende Transfers und Vermögenstransfers. - 4) Zinsen auf öffentliche Schulden. - 5) Geleistete sonstige Produktionsabgaben, sonstige laufende 
Transfers und Nettozugang an nichtproduzierten Vermögensgütem. - 6) Ausaben/ Abgaben (Steuern einschließlich Steuern an die EU und Erb- 
schaftsteuer sowie tatsächliche Sozialbeiträge)/Finanzierungssaldo in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen. - 7) Gebietskör- 
perschaften (Bund, Länder und Gemeinden) und Sozialversicherung. - 8) Einschließlich der Transaktionen mit der Sozialversicherung. - 9) Ein- 
schließlich der Transaktionen mit den Gebietskörperschaften. - a) Einmaliger Effekt durch die Übernahme der Schulden der Treuhandanstalt 
und eines Teils der Altschulden der ostdeutschen Wohnungswirtschaft in den öffentlichen Sektor (im Einzelnen siehe dazu JG 95 Ziffer 179 
und Tabelle 34); Einnahmen in Höhe von 2,9 Mrd Euro und Ausgaben in Höhe von 122,5 Mrd Euro; ohne die Berücksichtigung ergeben sich 
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noch Tabelle 41* 


gaben des Staates'* 

Euro 


gaben | 

Finanzie- 

rungssaldo 

1 Nachrichtlich | 

Jahr^* 

Soziale 

Sach- 

leistungen 

geleistete 

Vermögens- 

einkommen"^^ 

Subven- 

tionen 

Vermögens- 

transfers 

Brutto- 

investi- 

tionen 

sonstige 

Ausgaben^* 

Staatsquote 

Abgaben- 

quote 

Finanzie- 

rungsquote 

1 vH‘* 1 




noch Gebictskörperschaften** 









Deutschland 






15,46 

42,76 

29,19 

29,98 

40,19 

62,90 

- 55,30 

31,2 

23,5 

-5,7 

1991 

17,45 

52,65 

25,31 

26,69 

45,89 

61,30 

- 39,50 

31,0 

23,9 

- 2,4 

1992 

20,05 

55,52 

25,05 

26,53 

45,20 

74,42 

- 54,52 

32,0 

23,9 

- 3,3 

1993 

22,00 

58,06 

30,77 

23,54 

44,87 

70,93 

- 43,59 

31,3 

23,9 

- 2,5 

1994 

24,03 

65,92 

32,15 

147,59 

39,36 

68,59 

-171,86‘'> 

57,7 

23,5 

- 9,5 

1995 

23,05 

67,40 

30,77 

23,77 

37,57 

75,52 

- 56,09 

31,4 

23,8 

- 3,1 

1996 

19,71 

68,14 

29,26 

23,30 

34,58 

78,64 

- 52,07 

30,6 

23,5 

- 2,8 

1997 

19,17 

69,83 

30,20 

26,91 

34,87 

86,38 

- 45,46 

30,5 

23,9 

- 2,4 

1998 

19,33 

68,88 

29,70 

26,71 

36,78 

100,47 

- 34,76 

30,9 

24,9 

- 1,8 

1999 

19,98 

68,32 

29,30 

29,35 

35,45 

54,22 

+ 26,51"* 

27,9 "* 

25,4 

+ 1,3 "> 

2000 

20,72 

67,60 

29,34 

35,44 

34,81 

109,36 

- 55,59 

30,4 

23,7 

- 2,7 

2001 

21,47 

65,09 

26,72 

34,49 

33,35 

118,06 

- 67,72 

30,6 

23,2 

- 3,2 

2002 





Sozialversicherung’* 










Früheres Bundesgebiet 






11,33 

- 

- 

0,02 

0,10 

0,06 

+ 2,90 

12,6 

11,1 

+ 0,8 

1970 

28,37 

- 

0,19 

0,05 

0,31 

0,09 

- 2,07 

18,1 

14,4 

- 0,4 

1975 

41,12 

- 

0,96 

0,11 

0,38 

0,22 

+ 1,12 

17,8 

15,0 

+ 0,1 

1980 

44,44 

0,01 

0,88 

0,10 

0,52 

0,15 

+ 2,24 

18,4 

15,6 

+ 0,3 

1981 

44,87 

- 

0,67 

0,17 

0,58 

0,12 

+ 2,83 

18,7 

15,9 

+ 0,3 

1982 

46,27 

- 

0,80 

0,22 

0,59 

0,15 

- 0,66 

18,2 

15,5 

- 0,1 

1983 

49,81 

- 

1,10 

0,19 

0,56 

1,04 

- 0,81 

18,1 

15,5 

- 0,1 

1984 

52,62 

- 

1,35 

0,12 

0,68 

0,78 

+ 1,81 

17,9 

15,6 

+ 0,2 

1985 

55,32 

- 

1,79 

0,15 

0,56 

0,23 

+ 4,17 

17,5 

15,6 

+ 0,4 

1986 

57,73 

0,03 

2,14 

0,05 

0,45 

0,20 

+ 2,66 

17,8 

15,7 

+ 0,3 

1987 

62,49 

0,03 

2,30 

0,06 

0,54 

0,23 

+ 0,08 

18,0 

15,6 

+ 0,0 

1988 

60,27 

0,03 

2,00 

0,05 

0,46 

0,25 

+ 8,19 

17,1 

15,3 

+ 0,7 

1989 

65,37 

0,03 

1,70 

0,04 

0,53 

0,23 

+ 9,82 

16,7 

15,0 

+ 0,8 

1990 

73,34 

0,04 

1,88 

0,20 

0,77 

10,80 

+ 14,44 

16,9 

15,3 

+ 1,0 

1991 





Deutschland 






83,79 

0,01 

3,55 

0,16 

0,90 

0,29 

+ 10,99 

18,4 

16,2 

+ 0,7 

1991 

96,45 

0,04 

5,99 

0,13 

1,12 

0,40 

- 1,68 

19,6 

16,6 

- 0,1 

1992 

96,61 

0,04 

6,05 

0,13 

1,22 

0,45 

+ 3,05 

20,4 

17,2 

+ 0,2 

1993 

105,24 

0,12 

5,67 

0,07 

1,16 

0,43 

+ 1,87 

20,5 

17,6 

+ 0,1 

1994 

112,00 

0,16 

6,09 

0,66 

1,78 

0,52 

- 7,59 

21,1 

17,7 

- 0,4 

1995 

120,02 

0,09 

6,26 

0,09 

1,50 

0,59 

- 6,62 

21,9 

18,3 

- 0,4 

1996 

122,72 

0,08 

5,04 

0,09 

0,92 

0,49 

+ 1,08 

21,7 

18,5 

+ 0,1 

1997 

125,67 

0,05 

5,51 

0,63 

0,87 

0,54 

+ 2,68 

21,5 

18,2 

+ 0,1 

1998 

129,16 

0,08 

6,27 

0,66 

0,89 

0,56 

+ 5,36 

21,5 

17,9 

+ 0,3 

1999 

132,99 

0,15 

5,54 

0,85 

0,88 

0,69 

+ 0,33 

21,4 

17,6 

+ 0,0 

2000 

137,64 

0,19 

4,67 

0,79 

1,05 

1,30 

- 3,26 

21,7 

17,5 

- 0,2 

2001 

141,78 

0,20 

4,17 

0,85 

0,96 

1,36 

- 6,61 

22,0 

17,4 

- 0,3 

2002 


folgende Werte: Einnahmen: Staat 827,7 Mrd Euro, Gebietskörperschaften 504,3 Mrd Euro, Sonstige Einnahmen: Staat 83,5 Mrd Euro, Gebiets- 
körperschaften 80,6 Mrd Euro, Ausgaben: Staat 887,5 Mrd Euro, Gebietskörperschaften 556,3 Mrd Euro, Vermögenstransfers: Staat 25,1 Mrd 
Euro, Gebietskörperschaften 25,1 Mrd Euro, Finanzierungssaldo: Staat -59,8 Mrd Euro, Gebietskörperschaften -52,0 Mrd Euro, Staatsquote: 


Staat 49,3 vH, Gebietskörperschaften 30,9 vH, Finanzierungsquote: Staat -3,3 vH, Gebietskörperschaften -2,9 vH. - b) Einmaliger Effekt durch 
den Verkauf der UMTS-Lizenzen in Höhe von 50,8 Mrd Euro; ohne die Berücksichtigung ergeben sich folgende Werte: Ausgaben: Staat 981,6 
Mrd Euro, Gebietskörperschaften 618,0 Mrd Euro, Sonstige Ausgaben: Staat 33,2 Mrd Euro, Gebietskörperschaften 105,1 Mrd Euro, Finanzie- 
rungssaldo Staat -28,0 Mrd Euro, Gebietskörperschaften -27,0 Mrd Euro, Staatsquote: Staat 48,4 vH, Gebietskörperschaften 30,4 vH, Finanzie- 
rungsquote: Staat -1,4 vH, Gebietskörperschaften -1,3 vH. 
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Tabelle 42* 

Einnahmen und Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden'* 


Mrd Euro 


Jahr^* 

1 Einnahmen | 

1 Ausgaben | 

Finanzie- 

rungssaldo 

insge- 

samt^^ 

1 darunter | 

insgesamt 

Vorleis- 

tungen 

Arbeit- 

nehmer- 

entgelt 

geleistete 

geleistete 

Transfers^* 

Brutto- 

investi- 

tionen 

sonstige 

Ausgaben^^ 

Steuern 

Sozial- 

beiträge 

Vermö- 

gensein- 

kommen"^^ 







Bund 











Früheres Bundesgebiet 





1970 

48,81 

46,13 

0,71 

45,82 

5,78 

6,08 

1,50 

23,46 

3,62 

5,38 

+ 2,99 

1975 

68,72 

64,84 

1,31 

84,64 

9,08 

10,88 

3,11 

47,30 

5,13 

9,14 

- 15,92 

1976 

76,75 

72,37 

1,33 

89,92 

9,60 

11,24 

4,26 

48,96 

4,75 

11,11 

- 13,17 

1977 

83,57 

79,00 

1,39 

94,20 

9,95 

11,81 

4,92 

50,70 

4,95 

11,87 

- 10,63 

1978 

89,39 

83,11 

1,50 

101,38 

11,12 

12,40 

5,48 

55,52 

5,38 

11,48 

- 11,99 

1979 

96,34 

89,44 

1,58 

108,07 

12,11 

12,96 

6,42 

58,86 

5,51 

12,21 

- 11,73 

1980 

100,94 

94,15 

1,67 

115,38 

13,33 

13,81 

8,32 

61,89 

5,64 

12,39 

- 14,44 

1981 

103,96 

95,64 

1,78 

122,94 

14,65 

14,70 

10,43 

67,16 

4,84 

11,16 

- 18,98 

1982 

111,34 

98,30 

1,80 

129,20 

15,76 

14,88 

12,47 

69,69 

4,58 

11,82 

- 17,86 

1983 

115,60 

101,88 

1,86 

130,09 

16,69 

15,31 

13,98 

67,07 

4,96 

12,08 

- 14,49 

1984 

120,72 

106,62 

1,94 

133,73 

17,08 

15,65 

14,81 

68,83 

5,32 

12,04 

- 13,01 

1985 

126,54 

111,26 

2,05 

136,01 

17,10 

16,32 

15,40 

69,59 

5,55 

12,05 

- 9,47 

1986 

128,35 

113,16 

2,16 

138,96 

17,41 

16,98 

15,54 

72,07 

5,87 

11,09 

- 10,61 

1987 

129,58 

117,32 

2,21 

144,64 

17,79 

17,56 

16,26 

75,67 

5,95 

11,41 

- 15,06 

1988 

131,11 

121,73 

2,28 

149,26 

17,67 

17,95 

16,68 

80,21 

5,78 

10,97 

- 18,15 

1989 

149,52 

134,69 

2,36 

157,06 

18,34 

18,53 

17,24 

84,67 

5,85 

12,43 

- 7,54 

1990 

156,70 

141,16 

2,46 

184,82 

18,01 

19,25 

18,99 

109,14 

6,13 

13,30 

- 28,12 

1991 

183,97 

161,94 

2,42 

233,18 

14,22 

19,82 

23,64 

149,29 

5,38 

20,83 

- 49,21 







Deutschland 





1991 

192,16 

174,12 

2,56 

240,52 

19,66 

21,82 

25,21 

138,20 

6,54 

29,09 

- 48,36 

1992 

217,41 

188,29 

2,74 

242,20 

21,15 

22,94 

33,45 

135,06 

7,44 

22,16 

- 24,79 

1993 

219,41 

189,76 

2,76 

254,94 

20,05 

23,10 

35,00 

148,97 

7,04 

20,78 

- 35,53 

1994 

236,29 

201,43 

3,70 

255,71 

18,48 

22,98 

36,58 

154,76 

6,38 

16,53 

- 19,42 

1995 

233,50 

204,38 

3,54 

379,67 

18,52 

22,99 

43,62 

144,06 

6,11 

144,37 

-146,17®* 

1996 

228,19 

202,44 

3,60 

262,73 

18,36 

23,11 

44,17 

150,87 

5,80 

20,42 

- 34,54 

1997 

229,63 

204,68 

3,71 

259,73 

17,99 

23,01 

43,86 

152,80 

4,66 

17,41 

- 30,10 

1998 

238,82 

214,19 

3,66 

274,36 

18,50 

22,88 

45,15 

161,43 

5,62 

20,78 

- 35,54 

1999 

259,19 

234,16 

3,54 

289,71 

19,35 

23,10 

44,34 

175,19 

7,57 

20,16 

- 30,52 

2000 

267,54 

244,66 

3,53 

239,62 

19,51 

22,96 

43,74 

176,94 

6,17 

- 29,70 

+ 27,92‘’> 

2001 

262,64 

236,62 

3,55 

290,98 

20,01 

22,83 

42,35 

176,83 

6,51 

22,45 

- 28,34 

2002 

267,55 

240,78 

3,57 

301,79 

20,54 

23,00 

39,64 

191,62 

6,50 

20,49 

- 34,24 







Länder 











Früheres Bundesgebiet 





1970 

39,04 

27,86 

2,18 

40,34 

3,65 

15,24 

0,91 

12,52 

3,18 

4,84 

- 1,30 

1975 

68,14 

45,24 

4,42 

78,54 

5,85 

30,77 

2,27 

24,52 

4,31 

10,82 

- 10,40 

1976 

76,03 

50,90 

4,74 

83,57 

6,46 

32,71 

2,95 

25,46 

4,12 

11,87 

- 7,54 

1977 

83,97 

57,62 

5,12 

87,76 

6,93 

35,02 

3,34 

27,47 

4,29 

10,71 

- 3,79 

1978 

88,53 

60,65 

5,49 

93,86 

7,33 

36,85 

3,66 

30,31 

4,31 

11,40 

- 5,33 

1979 

94,68 

65,50 

5,88 

101,25 

7,92 

39,01 

4,28 

32,75 

4,57 

12,72 

- 6,57 

1980 

99,40 

68,65 

6,37 

109,35 

8,32 

41,85 

5,01 

35,53 

5,01 

13,63 

- 9,95 

1981 

100,94 

69,17 

6,79 

113,59 

8,29 

43,47 

6,21 

38,29 

4,54 

12,79 

- 12,65 

1982 

104,04 

70,94 

7,11 

116,94 

8,62 

44,93 

7,64 

38,97 

4,61 

12,17 

- 12,90 

1983 

108,74 

74,76 

7,30 

119,37 

8,99 

46,31 

8,50 

39,06 

4,48 

12,03 

- 10,63 

1984 

114,10 

79,42 

7,59 

120,84 

9,32 

47,07 

9,30 

39,14 

4,63 

11,38 

- 6,74 

1985 

119,04 

83,92 

7,97 

124,77 

9,57 

48,19 

9,83 

41,81 

4,50 

10,87 

- 5,73 

1986 

123,87 

87,75 

8,35 

129,71 

10,00 

50,09 

10,20 

43,39 

4,98 

11,05 

- 5,84 

1987 

127,37 

90,75 

8,53 

134,35 

10,31 

51,30 

10,32 

46,02 

4,90 

11,50 

- 6,98 

1988 

131,98 

94,20 

8,81 

137,88 

10,80 

52,55 

10,59 

47,49 

4,92 

11,53 

- 5,90 

1989 

143,18 

102,50 

9,08 

144,59 

11,88 

53,73 

10,92 

50,44 

5,32 

12,30 

- 1,41 

1990 

147,26 

104,00 

9,55 

153,66 

13,67 

56,51 

11,58 

52,84 

5,61 

13,45 

- 6,40 

1991 

163,49 

114,74 

9,70 

168,49 

11,66 

60,60 

12,74 

63,30 

5,82 

14,37 

- 5,00 
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noch Tabelle 42* 


Einnahmen und Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden*’ 

Mrd Euro 




Einnahmen 





Ausgaben 







1 darunter | 



Arbeit- 

nehmer- 

entgelt 

geleistete 


Brutto- 

investi- 

tionen 


Finanzie- 

rungssaldo 

Jahd’ 

insge- 

samt^^ 

Steuern 

Sozial- 

beiträge 

insgesamt 

Vorleis- 

tungen 

Vermö- 

gensein- 

kommen“^^ 

geleistete 

Transfers^’ 

sonstige 

Ausgaben^^ 

1991 

196,54 

122,27 

9,88 

205,36 

16,87 

noch Länder 

Deutschland 

69,00 12,77 

74,22 

7,42 

25,08 

- 8,82 

1992 

210,83 

134,68 

10,79 

221,91 

18,06 

76,09 

13,81 

78,86 

8,51 

26,58 

- 11,08 

1993 

220,13 

143,55 

11,43 

237,12 

18,68 

80,56 

14,83 

87,66 

8,28 

27,11 

- 16,99 

1994 

225,47 

148,85 

12,55 

246,75 

19,52 

83,26 

15,71 

93,28 

9,10 

25,88 

- 21,28 

1995 

224,96 

154,20 

13,10 

246,27 

19,74 

86,67 

16,44 

90,82 

6,52 

26,08 

- 21,31 

1996 

243,25 

167,58 

13,74 

263,99 

20,09 

88,40 

17,39 

103,95 

7,64 

26,52 

- 20,74 

1997 

243,94 

167,76 

14,41 

265,89 

19,86 

89,11 

18,56 

104,81 

7,46 

26,09 

- 21,95 

1998 

253,11 

175,46 

14,64 

267,20 

20,56 

89,47 

19,13 

104,53 

7,65 

25,86 

- 14,09 

1999 

262,40 

185,42 

14,56 

271,96 

20,97 

90,47 

19,28 

108,27 

7,49 

25,48 

- 9,56 

2000 

271,06 

193,03 

14,52 

277,84 

21,52 

90,36 

19,26 

112,02 

7,91 

26,77 

- 6,78 

2001 

259,59 

181,98 

14,58 

287,28 

23,31 

90,22 

19,91 

116,87 

7,67 

29,30 

- 27,69 

2002 

257,95 

180,20 

14,91 

288,77 

25,06 

91,14 

20,33 

117,93 

6,64 

27,67 

- 30,82 

1970 

25,16 

8,85 

0,35 

28,02 

Gemeinden 

Früheres Bundesgebiet 

4,45 7,46 1,22 

4,36 

10,14 

0,39 

- 2,86 

1975 

47,19 

15,79 

0,70 

49,70 

8,22 

15,01 

2,85 

9,25 

13,27 

1,10 

- 2,51 

1976 

52,33 

18,16 

0,71 

51,81 

8,41 

15,99 

2,97 

10,15 

13,08 

1,21 

+ 0,52 

1977 

55,26 

20,14 

0,74 

54,02 

9,63 

16,60 

2,88 

10,92 

12,88 

1,11 

+ 1,24 

1978 

55,54 

20,80 

0,76 

54,04 

9,41 

14,67 

2,83 

11,86 

14,16 

1,11 

+ 1,50 

1979 

58,72 

21,43 

0,81 

58,95 

10,51 

15,41 

3,03 

12,68 

16,25 

1,07 

- 0,23 

1980 

65,45 

24,64 

0,88 

64,63 

11,56 

16,74 

3,53 

14,00 

17,62 

1,18 

+ 0,82 

1981 

65,70 

23,99 

0,93 

68,31 

12,48 

17,60 

4,22 

14,88 

17,68 

1,45 

- 2,61 

1982 

67,01 

24,44 

1,00 

68,42 

12,42 

18,27 

4,63 

16,26 

15,32 

1,52 

- 1,41 

1983 

67,61 

25,77 

1,01 

67,30 

12,52 

18,42 

4,47 

16,39 

14,03 

1,47 

+ 0,31 

1984 

70,64 

27,55 

1,04 

68,35 

13,63 

19,00 

4,28 

16,39 

13,58 

1,47 

+ 2,29 

1985 

74,11 

29,34 

1,08 

71,66 

14,53 

19,78 

4,18 

17,62 

14,04 

1,51 

+ 2,45 

1986 

76,97 

30,39 

1,13 

76,26 

15,04 

21,02 

4,06 

18,87 

15,79 

1,48 

+ 0,71 

1987 

79,72 

31,10 

1,16 

79,29 

15,48 

22,20 

3,94 

20,05 

16,14 

1,48 

+ 0,43 

1988 

83,51 

33,02 

1,23 

81,79 

15,81 

22,65 

3,94 

21,31 

16,61 

1,47 

+ 1,72 

1989 

88,33 

35,37 

1,27 

86,75 

16,94 

23,27 

4,07 

23,16 

17,87 

1,44 

00 

+ 

1990 

92,89 

36,14 

1,36 

93,26 

18,74 

24,82 

4,46 

24,57 

19,35 

1,32 

- 0,37 

1991 

100,19 

38,72 

1,35 

99,86 

21,71 

27,17 

4,97 

24,59 

20,03 

1,39 

+ 0,33 

1991 

124,37 

40,74 

1,36 

122,49 

25,10 

Deutschland 

35,62 5,13 

28,73 

26,23 

1,68 

+ 1,88 

1992 

134,08 

44,70 

1,49 

137,71 

27,40 

39,35 

5,75 

33,37 

29,94 

1,90 

- 3,63 

1993 

142,11 

46,29 

1,56 

144,11 

28,12 

39,91 

6,02 

38,27 

29,88 

1,91 

- 2,00 

1994 

144,78 

46,79 

1,68 

147,67 

28,98 

39,41 

6,05 

41,90 

29,39 

1,94 

- 2,89 

1995 

146,09 

46,82 

1,74 

150,47 

29,31 

40,14 

6,16 

46,13 

26,73 

2,00 

- 4,38 

1996 

149,20 

49,59 

1,87 

150,01 

28,71 

39,41 

6,15 

49,75 

24,13 

1,86 

- 0,81 

1997 

146,28 

51,27 

1,96 

146,30 

28,82 

38,56 

5,99 

48,06 

22,46 

2,41 

- 0,02 

1998 

150,01 

56,30 

2,01 

145,84 

29,10 

38,14 

5,83 

48,86 

21,60 

2,31 

+ 4,17 

1999 

152,85 

59,10 

1,99 

147,53 

29,95 

38,54 

5,50 

49,64 

21,72 

2,18 

+ 5,32 

2000 

156,11 

60,68 

2,01 

150,74 

30,85 

38,75 

5,53 

51,34 

21,37 

2,90 

+ 5,37 

2001 

152,54 

57,67 

2,00 

152,10 

31,56 

38,50 

5,54 

52,55 

20,63 

3,32 

+ 0,44 

2002 

152,26 

56,62 

2,10 

154,92 

32,20 

39,37 

5,34 

54,40 

20,21 

3,40 

- 2,66 


1) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. - 2) Ab 2000 vorläufige Ergebnisse. - 3) Steuern, Sozialbeiträge, Verkäufe, 
Subventionen, Vermögenseinkommen, sonstige laufende Transfers und Vermögenstransfers. - 4) Zinsen auf öffentliche Schulden. - 5) Mone- 
täre Sozialleistungen, soziale Sachleistungen, Subventionen und sonstige laufende Transfers. - 6) Geleistete sonstige Produktionsabgaben, Ver- 
mögenstransfers und Nettozugang an nichtproduzierten Vermögensgütem. - a) Siehe Fußnote Tabelle 41. - b) Siehe Fußnote Tabelle 4 1 . 
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Tabelle 43* 


Ausgaben und Einnahmen der staatlichen 


Bundesland 

1992 

1 1993 

1 1994 

1 1995 

1 1996 

1 1997 

1 1998 1 

1999 

1 2000 

1 2001 

1 2002 1 





Mio DM 





1 Mio Euro | 

Baden- Württemberg 

74 519 

75 969 

74 462 

78 525 

Gesamtausgaben^* 

78 127 77 083 78 253 

79 809 

82 567 

44 906 

44 341 

Bayern 

83 591 

85 241 

87 518 

92 150 

93 699 

92 166 

92 743 

94 112 

96 230 

50 650 

51 473 

Berlin 

39 023 

42 262 

43 145 

44 949 

44 266 

42 320 

41 368 

41 670 

40 867 

22 576 

21 047 

Brandenburg 

20 817 

22 625 

23 151 

23 405 

23 598 

24 385 

23 643 

24 740 

23 327 

12 093 

12 326 

Bremen 

7 285 

7 651 

7 746 

7 904 

8 020 

8 070 

7 929 

8 272 

8 064 

4 189 

4215 

Hamburg 

17 323 

17 031 

17 506 

17 728 

18 492 

18 458 

18 554 

18 561 

18 996 

9 568 

8 786 

Hessen 

46 043 

48 528 

48 443 

49 256 

51 007 

50 152 

50 290 

52 304 

53 380 

28 055 

27 669 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

14 946 

16 080 

17019 

17311 

18 749 

17 459 

17 375 

17 264 

16 701 

8 579 

8 760 

Niedersachsen 

53 280 

55 309 

56 844 

57 386 

56 912 

55 859 

56 051 

57 258 

58 268 

31 391 

31 624 

Nordrhein-Westfalen 

124 974 

131 590 

133 048 

139 100 

138 595 

139 251 

139 999 

142 176 

142 908 

75 010 

75 979 

Rheinland-Pfalz 

25 838 

26 756 

27 340 

27 916 

28 991 

28 711 

29 058 

29 544 

29 895 

15 976 

15 920 

Saarland 

7 896 

8 269 

8 230 

8 304 

8 471 

8313 

8 283 

8 330 

8 436 

4 292 

4 329 

Sachsen 

35 590 

37 078 

38 964 

41 294 

42 204 

40 391 

38 527 

38 157 

38 478 

18 944 

19 177 

Sachsen-Anhalt 

22 697 

23 928 

24 530 

25 476 

25 057 

25 943 

25 265 

24 716 

24 274 

12 369 

12 313 

Schleswig-Holstein 

19 303 

19 940 

20 466 

21 231 

21 106 

20 657 

20 757 

20 998 

20 885 

10 856 

11 136 

Thüringen 

20 191 

21 652 

22 729 

22 445 

22 948 

22 338 

22 443 

22 629 

21 992 

11 189 

10 856 

Insgesamt 

608 833 

635 952 

647 936 

664 280 

667 555 

658 520 

657 230 

665 139 

668 689 

351 239 

352 104 

nachrichtlich: Bund 

431 679 

462 505 

478 908 

489 865 

493 674 

482 083 

512 817 

530 421 

518 241 

265 655 

279 344 

Baden- Württemberg 

15 445 

14 816 

12 964 

12 970 

darunter: 

11 948 

Investitionsausgaben 

12 184 12 920 

1 

12 228 

13 118 

7 995 

6 979 

Bayern 

21 935 

20 655 

20 914 

21 322 

21 201 

19 409 

19 391 

18 744 

18 440 

9 678 

9216 

Berlin 

6 961 

6 687 

6 252 

6 953 

6 967 

5 514 

5 143 

4 745 

4 337 

3 662 

1 818 

Brandenburg 

6 496 

6 948 

6281 

6 096 

5 743 

6 538 

5 336 

5 960 

4 706 

2 395 

2 591 

Bremen 

930 

907 

810 

837 

884 

1 038 

1 053 

1 126 

1 222 

669 

689 

Hamburg 

2 141 

2 027 

1 963 

1 875 

2 105 

2 164 

1 803 

1 910 

1 896 

1 007 

821 

Hessen 

7 982 

7 833 

7 369 

7 050 

6 709 

6 260 

5 810 

5 684 

5 843 

3 323 

2 936 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

4 289 

4 824 

5 229 

4 802 

5 077 

4 590 

4 449 

4 190 

3 718 

1 780 

1 719 

Niedersachsen 

9 006 

9 050 

8 849 

8 646 

8 109 

7 469 

7 686 

7 423 

7 579 

4 455 

3 585 

Nordrhein-Westfalen 

20 151 

19 937 

19 259 

18 208 

16 606 

16 293 

16 179 

16 269 

15 049 

7816 

7 049 

Rheinland-Pfalz 

4 680 

4 621 

4 447 

4 286 

4 303 

4214 

4 203 

4 278 

4 196 

2 146 

1 858 

Saarland 

1 167 

1 206 

957 

936 

949 

897 

1 008 

899 

940 

447 

400 

Sachsen 

12 492 

11 740 

12 111 

13 333 

13 515 

11 676 

10 882 

9 975 

9 732 

4 355 

4219 

Sachsen-Anhalt 

7 190 

7 597 

7 309 

7 155 

6 232 

7 276 

6 860 

5 917 

5 465 

2 622 

2310 

Schleswig-Holstein 

3 018 

3 016 

3 178 

3 101 

3 075 

2 693 

2 668 

2 737 

2 703 

1 285 

1 180 

Thüringen 

6 922 

7 349 

7 286 

6 147 

5 840 

5 445 

5 432 

5 448 

4 862 

2 290 

2 035 

Insgesamt 

130 805 

129 212 

125 176 

123 718 

119 262 

113 660 

110831 

107 530 

103 806 

55 925 

49 405 

nachrichtlich: Bund 

44 450 

45 123 

43 134 

41 963 

35 240 

34 753 

35 609 

34 822 

35 083 

17611 

17 582 

Baden- Württemberg 

28 849 

30 180 

30711 

31 715 

darunter: Personalausgaben 

32 166 32 004 32 424 

33 191 

33 508 

17 700 

18 286 

Bayern 

31 846 

33 173 

33 891 

35 320 

35 999 

36 075 

36 890 

37 395 

37 552 

19 663 

20 255 

Berlin 

14 655 

15 618 

15 857 

15 962 

15 961 

15 708 

13 876 

15 530 

13 979 

7 188 

7 270 

Brandenburg 

6 885 

7 543 

7 752 

8017 

8 059 

7 979 

7 958 

7 993 

7 708 

3 941 

3 847 

Bremen 

2 799 

2 860 

2 834 

2 875 

2 895 

2 892 

2 598 

2 931 

2 571 

1 329 

1 322 

Hamburg 

7 078 

6 581 

6 705 

6 809 

6 345 

6 344 

6511 

6 258 

6 268 

3 275 

3 319 

Hessen 

17 545 

18 252 

18 525 

19 198 

19 284 

19 400 

19 695 

20 062 

19 903 

9 872 

10 168 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

5411 

5 377 

5 322 

5 544 

5 594 

5 519 

5 525 

5 574 

5 543 

2 846 

2 865 

Niedersachsen 

21 831 

22 523 

22 965 

23 434 

23 524 

23 496 

23 792 

24 015 

24 191 

12 027 

12 387 

Nordrhein-Westfalen 

49 633 

51 572 

52 112 

54 089 

54 507 

54 819 

55 456 

56 278 

56 992 

28 944 

29 887 

Rheinland-Pfalz 

10 377 

10 822 

11 077 

11 550 

11 808 

11 953 

12 045 

12 306 

12 456 

6 552 

6 550 

Saarland 

3 144 

3 207 

3219 

3 308 

3 333 

3 342 

3 372 

3 434 

3 479 

1 814 

1 858 

Sachsen 

11 810 

12 716 

12 175 

13 180 

13 017 

12 554 

12 484 

12 451 

12 350 

6 231 

6 325 

Sachsen-Anhalt 

8 014 

8 690 

8 567 

8 854 

8 876 

8 755 

8 638 

8 680 

8 586 

4 400 

4 404 

Schleswig-Holstein 

7 525 

7 791 

7 882 

8 201 

8 232 

8 291 

8 294 

8413 

8 484 

4 338 

4 507 

Thüringen 

6 770 

7 223 

7 302 

7 533 

7519 

7 352 

7 175 

7 260 

7 162 

3 691 

3 699 

Insgesamt 

234 170 

244 128 

246 896 

255 589 

257 116 

256 484 

256 730 

261 770 

260 732 

133 810 

136 950 

nachrichtlich: Bund 

51 493 

52 714 

52 667 

52 933 

52 868 

52 487 

52 128 

52 735 

51 862 

26 807 

26 986 


1) In der Abgrenzung der Finanzstatistik; ab 1992 ohne Krankenhäuser und Hochschulkliniken mit kaufmännischem Rechnungswesen. Bis 1999 


Rechnungsergebnisse; 2000 Kassenergebnisse, Zweckverbände geschätzt; 2001 ohne Zweckverbände. 
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Tabelle 43* 


und kommunalen Haushalte nach Ländern'* 


1992 1 

1 1993 1 

1 1994 1 

1 1995 

1 1996 1 

1997 

1 1998 

1 1999 

1 2000 

1 2001 

1 2002 1 

Bundesland 





Mio DM 





1 Mio Euro | 

4 021 

4 255 

4 306 

4 256 

noch Ausgaben 
darunter: Zinsausgaben 

4 188 4 205 4 266 

4 092 

4 008 

2 047 

2 110 

Baden- Württemberg 

3 746 

3 762 

3 706 

3 572 

3 453 

3 574 

3 694 

3 637 

3 341 

1 701 

1 656 

Bayern 

1 314 

1 693 

1 927 

2 275 

2 867 

3 352 

3 561 

3 746 

3 839 

2 071 

2 194 

Berlin 

192 

578 

832 

1 061 

1 222 

1 378 

1 460 

1 600 

1 529 

811 

854 

Brandenburg 

1 120 

1 211 

1 267 

1 224 

1 199 

1 126 

1 126 

1 095 

1 004 

545 

502 

Bremen 

1 463 

1 574 

1 665 

1 778 

1 871 

1 925 

1 948 

1 907 

1 920 

998 

1 080 

Hamburg 

3 316 

3 517 

3 599 

3 691 

3 737 

3 711 

3 853 

3 733 

3 572 

1 792 

1 777 

Hessen 

123 

260 

384 

571 

740 

870 

969 

1 046 

1 082 

576 

587 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

4414 

4 621 

4 698 

4 875 

5 046 

5 171 

5 115 

5 304 

5 160 

2 744 

2 785 

Niedersachsen 

11 088 

11 342 

11 266 

11 460 

11 477 

11 568 

11 621 

11 726 

11 598 

6 078 

6 181 

Nordrhein-Westfalen 

2 223 

2 302 

2 346 

2 309 

2 388 

2 457 

2 527 

2 544 

2 596 

1 369 

1 365 

Rheinland-Pfalz 

1 192 

1 260 

1 262 

1 180 

1 137 

1 109 

1 073 

1 010 

946 

456 

455 

Saarland 

195 

709 

1 086 

1 338 

1 653 

1 804 

1 839 

1 810 

1 704 

900 

880 

Sachsen 

173 

599 

886 

1 199 

1 316 

1 470 

1 606 

1 559 

1 705 

907 

978 

Sachsen-Anhalt 

1 752 

1 932 

1 962 

1 972 

1 993 

2 041 

2 099 

2 074 

2 056 

1 068 

1 045 

Schleswig-Holstein 

185 

450 

665 

902 

1 130 

1 275 

1 361 

1 436 

1 422 

798 

807 

Thüringen 

36 517 

40 065 

41 854 

43 664 

45 419 

47 036 

48 117 

48 320 

47 483 

24 859 

25 255 

Insgesamt 

43 824 

45 800 

53 056 

49 743 

50 902 

53 409 

56 171 

80 359 

76 568 

37 626 

37 064 

nachrichtlich: Bund 

70 802 

73 226 

73 057 

73 297 

Gesamteinnahmen^* 

74 742 75 173 79 440 

82 361 

82 809 

41 422 

41 801 

Baden- Württemberg 

80 534 

83 507 

86 004 

89 454 

88 572 

87 694 

93 600 

98 417 

98 354 

49 071 

48 115 

Bayern 

35 814 

35 852 

34 379 

33 782 

33 215 

39 827 

35 775 

38 149 

35 875 

17 339 

16 104 

Berlin 

16 106 

17 454 

18 227 

20 323 

20 803 

21 308 

21 496 

22 547 

22 398 

11 378 

10711 

Brandenburg 

6 597 

6 355 

8 070 

7 928 

8 071 

8 178 

7 953 

8 830 

7 779 

3 883 

3 620 

Bremen 

15 390 

14 673 

14 875 

16 059 

16 809 

16 761 

17 058 

17 286 

17 655 

8 141 

7 840 

Hamburg 

43 694 

45 787 

45 761 

45 310 

48 559 

47 290 

49 646 

52 445 

53 819 

26 962 

24 974 

Hessen 

12 989 

13 491 

13 899 

14 947 

16 151 

15 661 

15 878 

16 159 

15 543 

7 931 

7 580 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

49 653 

50 489 

51 668 

51 429 

53 050 

52 416 

54 482 

55 425 

56 650 

27 170 

27 598 

Niedersachsen 

119 587 

122 964 

123 428 

128 932 

130 108 

128 018 

135 072 

137 749 

139 192 

67 149 

69 340 

Nordrhein-Westfalen 

24 260 

24 934 

25 089 

25 563 

26 633 

26 167 

26 773 

28 129 

28 628 

14 413 

13 932 

Rheinland-Pfalz 

7 031 

7 147 

8 583 

8 490 

8 792 

8 722 

8 632 

8 443 

8 443 

4 190 

3 986 

Saarland 

30 036 

32 268 

33 997 

37 806 

38 634 

38 372 

38 099 

38 248 

38 139 

18 775 

18 231 

Sachsen 

18 123 

19 084 

19615 

21 581 

22 102 

22 262 

22 498 

22 894 

22 604 

11 198 

10 606 

Sachsen-Anhalt 

18 061 

18 598 

19 043 

19 391 

19 195 

19 350 

19 962 

20 634 

20 243 

10 442 

9 881 

Schleswig-Holstein 

16 555 

17 742 

18 142 

19 703 

20 082 

20 261 

20 643 

20 852 

20 648 

10 412 

9 722 

Thüringen 

560 754 

579 614 

590 637 

603 894 

612 831 

615 100 

633 696 

653 129 

652 198 

320 472 

316 195 

Insgesamt 

393 308 

395 526 

428 297 

439 336 

415 170 

418 594 

456 214 

479 129 

570 903 

244 564 

246 683 

nachrichtlich: Bund 

50 717 

51 665 

50 063 

51 666 

darunter: 

52 799 

Steuereinnahmen 

52 069 56 713 

60 426 

61 920 

30 342 

29 266 

Baden- Württemberg 

55 315 

57 629 

58 628 

58 961 

60 285 

60 360 

64 744 

67 768 

70 661 

34 623 

34 098 

Bayern 

12 472 

14611 

16 693 

15 829 

15 162 

15 657 

16 387 

16 788 

16 994 

8 035 

7 667 

Berlin 

4 669 

5 334 

6 571 

10 227 

9 261 

9 695 

10 033 

10 749 

11 117 

5 436 

5 064 

Brandenburg 

3 769 

3 609 

3 732 

3 661 

3 537 

3 758 

3 468 

3 837 

3 635 

1 765 

1 775 

Bremen 

11 335 

11 430 

11 310 

11 530 

12 243 

11 937 

13 177 

14 201 

14 705 

6 724 

6 878 

Hamburg 

31 462 

33 013 

32 223 

31 712 

33 849 

33 237 

35 798 

39 369 

40 995 

19 636 

18218 

Hessen 

3 571 

3 846 

4 534 

6 759 

6 595 

6 728 

6 998 

7 241 

7 480 

3 671 

3 384 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

32 193 

33 110 

33 514 

34 555 

34 917 

34 849 

36 341 

37 529 

38 767 

18 925 

18 120 

Niedersachsen 

87 418 

87 775 

85 476 

90 147 

91 465 

90 655 

95 705 

99 834 

102 474 

47 379 

49 121 

Nordrhein-Westfalen 

16 367 

16 852 

16 743 

17 543 

17 966 

17 529 

18 252 

19 341 

19 401 

9 301 

9 091 

Rheinland-Pfalz 

4 433 

4512 

4 485 

4 487 

4 675 

4 674 

4 708 

4 909 

5 066 

2 470 

2312 

Saarland 

8 477 

9 880 

12 017 

17 869 

16 873 

17 107 

17 735 

18 625 

18 772 

9 365 

8 608 

Sachsen 

4 962 

5 780 

6 876 

10 070 

10 042 

9 973 

10718 

10 955 

10 844 

5 465 

5 050 

Sachsen-Anhalt 

11 416 

12 017 

12 378 

12 863 

12 642 

12 828 

13 538 

13 554 

13 487 

6 844 

6 587 

Schleswig-Holstein 

4 862 

5 029 

6 104 

9 291 

8 933 

9 048 

9 504 

9 891 

10 047 

5 024 

4 608 

Thüringen 

343 438 

356 092 

361 347 

387 170 

391 243 

390 104 

413 821 

435 018 

446 365 

215 006 

209 847 

Insgesamt 

356 818 

360 338 

386 327 

390 861 

372 546 

368 335 

379 486 

414 053 

428 362 

213 350 

214 367 

nachrichtlich: Bund 


2) Um Zahlungen von gleicher Ebene bereinigt. 
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Tabelle 44* 


Kassenmäßige Steuereinnahmen 

Mio Euro 








Darunter 





Zeitraum^^ 

Insgesamt^^ 

Lohn- 

steuer^\ 

veranlagte 

Einkom- 

mensteuer 

Körper- 

schaft- 

steuer 

Steuern 

vom 

Umsatz"*^ 

Mineral- 

ölsteuer^* 

Tabak- 

steuer 

Ver- 

sicherung- 

steuer 

Vermögen- 

steuer 

Kraftfahr- 

zeugsteuer 

Gewerbe- 

steuer**^ 

1950 

10 783 

1 991 

741 

2 550 

Früheres Bundesgebiet 

37 1 104 

33 

66 

178 

638 

1955 

21 636 

4 476 

1 591 

5 796 

581 

1 309 

72 

273 

372 

1 906 

1960 

34 997 

8 725 

3 329 

8616 

1 362 

1 808 

111 

562 

754 

3 801 

1965 

53 922 

16 124 

4 177 

12 687 

3 798 

2 402 

198 

961 

1 342 

5 258 

1970 

78 809 

26 120 

4 457 

19717 

5 886 

3 342 

315 

1 471 

1 958 

6 195 

1971 

88 151 

31 262 

3 665 

22 172 

6 349 

3 509 

409 

1 597 

2 125 

7219 

1972 

100 726 

37 278 

4 343 

24 045 

7 274 

4 001 

479 

1 531 

2 414 

8 704 

1973 

114 940 

44 844 

5 567 

25 303 

8 482 

4 536 

539 

1 654 

2 551 

10 385 

1974 

122 496 

50 492 

5 319 

26 163 

8 207 

4 577 

572 

1 744 

2 638 

11 028 

1975 

123 767 

50 716 

5 141 

27 652 

8 754 

4 543 

586 

1 707 

2 711 

10 684 

1976 

137 065 

56 993 

6 054 

29 890 

9 265 

4 795 

633 

2 003 

2 879 

11 930 

1977 

153 103 

64 566 

8 605 

32 050 

9 809 

5 012 

692 

2 554 

3 031 

13 540 

1978 

163 154 

66 181 

10 136 

37 460 

10 462 

5 348 

752 

2313 

3 212 

13 973 

1979 

175 283 

68 829 

11 715 

43 054 

10 809 

5 471 

836 

2 292 

3 874 

14513 

1980 

186 617 

75 853 

10 902 

47 779 

10 917 

5 772 

910 

2 385 

3 367 

14 296 

1981 

189 341 

76 431 

10 309 

49 999 

11 340 

5 753 

984 

2 396 

3 371 

13 329 

1982 

193 627 

78 744 

10 971 

49 962 

11 676 

6 242 

1 042 

2 547 

3 420 

13 346 

1983 

202 766 

80 357 

12 105 

54 131 

11 933 

7 097 

1 107 

2 553 

3 571 

13 388 

1984 

212 031 

83 196 

13 453 

56 489 

12 288 

7 378 

1 164 

2 297 

3 724 

14 480 

1985 

223 537 

90 089 

16 278 

56 153 

12 537 

7 389 

1 266 

2 192 

3 758 

15 727 

1986 

231 327 

93 113 

16516 

56 825 

13 111 

7 404 

1 318 

2 248 

4 784 

16 355 

1987 

239 622 

99 636 

13 959 

60 739 

13 363 

7417 

1 394 

2 772 

4 277 

16 074 

1988 

249 560 

102 613 

15 340 

63 035 

13 821 

7 442 

1 485 

2 840 

4 177 

17 621 

1989 

273 810 

111 784 

17 477 

67 224 

16 855 

7 930 

2 142 

2 953 

4 687 

18 767 

1990 

281 040 

109 472 

15 385 

75 459 

17 701 

8 897 

2 266 

3 238 

4251 

19 836 

1991 

338 434 

130 741 

16216 

91 865 

Deutschland 

24 167 10 017 

2 997 

3 441 

5 630 

21 115 

1992 

374 132 

147 688 

15 944 

101 088 

28 206 

9 844 

4 139 

3 451 

6 809 

22 930 

1993 

383 018 

148 899 

14 230 

110 595 

28 786 

9 949 

4 750 

3 468 

7 188 

21 610 

1994 

401 957 

149 314 

10 005 

120 511 

32 644 

10 361 

5 829 

3 388 

7 244 

22 541 

1995 

416 289 

151 699 

9 273 

119961 

33 177 

10 530 

7211 

4 016 

7 059 

21 504 

1996 

409 032 

134 415 

15 062 

121 283 

34 896 

10 583 

7 336 

4 620 

7 027 

23 458 

1997 

407 578 

130 091 

17 009 

123 171 

33 750 

10 816 

7 223 

898 

7 372 

24 849 

1998 

425 913 

137 738 

18 509 

127 932 

34 091 

11 071 

7 133 

543 

7 757 

25 825 

1999 

453 068 

144 696 

22 359 

137 156 

38 259 

11 655 

7 116 

537 

7 039 

27 060 

2000 

467 253 

147 958 

23 575 

140 871 

41 182 

11 443 

7 243 

433 

7015 

27 025 

2001 

446 248 

141 398 

-426 

138 935 

45 012 

12 072 

7 427 

291 

8 376 

24 534 

2002 

441 703 

139 731 

2 864 

138 195 

47 289 

13 778 

8 327 

239 

7 592 

23 489 

2003 l.Vj. 

96 869 

25 140 

2 443 

33 706 

6 039 

1 950 

3 999 

77 

1 999 

5 749 

2.Vj. 

108 773 

34 279 

1 221 

33 301 

12 329 

3 600 

1 594 

80 

1 977 

6315 


1) Von 1950 bis 1959 ohne Saarland. - 2) Von 1957 bis 1969 ohne buchmäßige Mehreinnahmen aus Regierungskäufen im Ausland; 1970 
ohne, ab 1971 einschließlich Zölle auf Regierungskäufe im Ausland; von 1969 bis 1971 ohne Vergütungen an die Importeure aufgrund des 
Absicherungsgesetzes; 1973 und 1974 ohne Stabilitätszuschlag und Investitionsteuer. - 3) Ab 1996 um Kindergeld gekürzt. - 4) Bis 1967 


Umsatzsteuer, Umsatzausgleichsteuer, Beförderungsteuer; ab 1968 Umsatzsteuer/Mehrwertsteuer einschließlich Einfuhrumsatzsteuer, 1969 
bis 1972 einschließlich Straßengüterverkehrsteuer. - 5) Ab Mai 1999 einschließlich Stromsteuer. - 6) Bis 1979 einschließlich Lohnsummen- 
steuer. 


Quelle; BMF 
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Tabelle 45* 


Verschuldung der öffentlichen Haushalte'* 


Ende des 

Zeitraums 

Insgesamt^* 

1 Nach den Kreditnehmern | 

Ausj 

Gewählte Schuldarten | 

Nachrichtlich 

Bund'* 

Länder 

Gemeinden'** 

Anleihen'* 

Direktaus- 
leihungen 
der Kredit- 
institute^^ 

Darlehen von 

Nichtbanken 

Schulden- 

stands- 

quote'* 

Sozial- 

versiche- 

rungen 





Mio DM 








Früheres Bundesgebiet 




1950 

20 634 

7 290 

12 844 

500 


465 

150 


1955 

40 983 

20 791 

15 523 

4 670 

2 022 

3 700 

2019 


1960 

52 759 

26 895 

14 695 

11 169 

3 528 

11 205 

2 667 


1965 

83 667 

40 422 

17 401 

25 844 

11 195 

25 435 

6 591 

X \ 

1970 

125 890 

57 808 

27 786 

40 295 

17 491 

59 556 

5 725 

18,6 

1973 

167 754 

68 393 

39 462 

59 900 

27 378 

92 104 

14 392“) 

18,3 

1975 

256 389 

114 977 

67 001 

74 411 

40 680 

150 139 

18 426 

24,8 

1976 

296 650 

135 015 

81 805 

79 830 

52 101 

180 932 

12 953 

26,3 

1977 

328 484 

155 555 

89 583 

83 345 

63 498 

195 219 

10 342 

27,3 

1978 

370 811 

181 972 

102 139 

86 700 

69 913 

227 075 

10 144 

28,7 

1979 

413 935 

207 629 

115 900 

90 406 

81 414 

262 087 

10 125 

29,7 

1980 

468 612 

235 600 

137 804 

95 208 

87 428 

305 724 

10 570 

31,7 

1981 

545 617 

277 828 

165 150 

102 639 

89 404 

378 817 

10 691 

35,4 

1982 

614 820 

314 340 

190 622 

109 858 

114 128 

417 144 

10 690 

38,7 

1983 

671 708 

347 231 

212 026 

112 452 

140 464 

437 908 

10 527 

40,2 

1984 

717 522 

373 855 

230 551 

113 116 

173 006 

456 268 

9 809 

41,0 

1985 

760 192 

399 043 

247 411 

113 738 

207 787 

464 921 

9 088 

41,7 

1986 

800 967 

421 805 

264 351 

114811 

251 595 

456 259 

8 223 

41,6 

1987 

848 816 

446 389 

284 609 

117818 

287 418 

461 882 

7 502 

42,6 

1988 

903 015 

481 139 

302 560 

119316 

325 356 

477 457 

7 171 

43,1 

1989 

928 837 

497 604 

309 860 

121 374 

352 299 

472 947 

6 743 

41,8 





Deutschland 




1990 

1 053 490 

599 101 

328 787 

125 602 

430 157 

494 059 

6 364 


1991 

1 170 959 

680 815 

352 346 

137 797 

501 561 

524 832 

2 178 

40,4 

1992 

1 342 491 

801 500 

389 130 

151 861 

551 470 

536 596 

2 450 

42,9 

1993 

1 506 431 

902 452 

433 840 

170 140 

636 932 

575 722 

1 602 

46,9 

1994 

1 659 632 

1 003 319 

470 702 

185 610 

706 479 

644 459 

1 337 

49,3 

1995 

1 993 476 

1 287 688 

511 687 

194 101 

835 748 

764 875 

1 263 

57,0 

1996 

2 126 320 

1 370 385 

558 346 

197 589 

890 817 

836 582 

770 

59,8 

1997 

2 215 893 

1 421 573 

595 471 

198 850 

939 554 

879 021 

663 

61,0 

1998 

2 280 154 

1 457 750 

623 572 

198 833 

1 015 875 

894 456 

550 

60,9 





Mio Euro 








Deutschland 




1999 

1 199 975 

770 331 

327 407 

102 237 

578 670 

450 111 

281 

61,2 

2000 

1 211 439 

774 834 

338 143 

98 462 

601 154 

433 443 

211 

60,2 

2001 

1 223 929 

760 161 

364 559 

99 208 

604 588 

422 440 

174 

59,5 

2002 

1 277 630 

784 615 

392 172 

100 842 

611 867 

404 168 

195 

60,8 

2003 Juni’* 

1 325 969 

808 919 

412 300 

104 750 

627 550 

401 353 

205 



1) Berechnungen der Deutschen Bundesbank unter Verwendung von Angaben des Statistischen Bundesamtes. Ab 1991 ohne die kaufmännisch 
buchenden Krankenhäuser. - 2) Ohne Verschuldung der Haushalte untereinander. - 3) Einschließlich der Sondervermögen, wie zum Beispiel 
ERP-Sondervermögen, Lastenausgleichsfonds, Fonds „Deutsche Einheit“, Kreditabwicklungsfonds/Erblastentilgungsfonds, Bundeseisenbahn- 
vermögen, Ausgleichsfonds Steinkohleneinsatz/Entschädigungsfonds. - 4) Einschließlich Verschuldung der kommunalen Zweckverbände und 
der kommunalen Krankenhäuser. - 5) Einschließlich Bundesschatzbriefe und Bundesobligationen; ohne den Eigenbestand der Emittenten. Ab 
1981 ohne Kassenobligationen der Länder mit einer Laufzeit von über 4 Jahren. - 6) Im Wesentlichen Schuldscheindarlehen, einschließlich 
der bei ausländischen Stellen aufgenommenen Darlehen. Sonstige Darlehen von Nichtbanken einschließlich Darlehen von öffentlichen Zu- 
satzversorgungskassen und der Verbindlichkeiten aus der Investitionshilfeabgabe. - 7) Verschuldung der öffentlichen Haushalte in Relation 
zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen. Für das frühere Bundesgebiet bis 1989 nach dem ESVG 1979; Quelle; BMF. - 8) Nach Aus- 
schaltung der Verschuldung der kommunalen Eigenbetriebe, einschließlich Verschuldung der kommunalen Zweckverbände. - 9) Vorläufiges 
Ergebnis. - a) Ab 1973 werden die vorher bei den sonstigen Nichtbanken ausgewiesenen Darlehen von öffentlichen Zusatzversorgungsein- 
richtungen bei den Sozialversicherungen verbucht. 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 46* 


Absatz und Erwerb von Wertpapieren 


Zeitraum 

Festverzinsliche Wertpapiere 

Aktien 

Nachrichtlich 

Absatz 

Erwerb durch 

Absatz 

Deutscher 

Aktienindex 
(DAX) der 
Frankfurter 
Wertpapier- 
börse"’’ 

inländische Rentenwerte'^ 

aus- 

ländische 

Renten- 

41 

werte ' 

Inländer 

Aus- 

länder^’ 

inländische 

Aktien^^ 

aus- 

ländische 

Aktien’’ 

zusammen 

darunter 

zu- 

sammen^^ 

darunter 

Banken^’ 

öffentliche 

Hand^’ 

Nicht- 

banken^^ 






Mio DM 










Früheres Bundesgebiet 




1987 = 1 000 

I960 

4 105 

3 336 

1 156 

- 24 

2 708 


1 373 

2 793 



1965 

11 326 

8 136 

2 835 

381 

11 604 


103 

3 959 



1970 

14 312 

11 934 

2 157 

1 042 

14 537 


817 

3 592 



1975 

47 977 

34 974 

13 171 

1 357 

52 690 


- 3 358 

6010 



1976 

47 859 

31 731 

16 676 

1 325 

46 149 


3 034 

6 081 



1977 

49 777 

28 937 

21 256 

4 464 

53 577 


668 

4 368 



1978 

39 832 

29 437 

11 420 

3 485 

43 208 


106 

5 550 



1979 

41 246 

36 350 

6011 

3 652 

40 976 


3 923 

5 513 



1980 

45 218 

41 546 

4 934 

7 196 

52 133 

33 892 

281 

6 948 

3 640 

480,92 

1981 

66 872 

70 451 

- 2 608 

6013 

74 293 

57 460 

- 1 408 

5 516 

4 639 

490,39 

1982 

72 726 

44 795 

28 563 

10 570 

81 102 

36 420 

2 194 

5 921 

3 349 

552,77 

1983 

85 527 

51 726 

34 393 

5 544 

80 558 

42 272 

10 513 

7 271 

8 280 

773,95 

1984 

71 101 

34 639 

36 664 

15 176 

72 805 

49 918 

13 471 

6 278 

5 742 

820,91 

1985 

76 050 

33 013 

42 738 

26 659 

72 087 

39 316 

30 622 

11 009 

7 550 

1 366,23 

1986 

87 485 

29 509 

57 774 

16012 

45 927 

13 667 

57 570 

16 394 

15 977 

1 432,25 

1987 

88 190 

28 448 

59 768 

24 096 

78 193 

33 599 

34 093 

11 889 

3 956 

1 000,00 

1988 

35 100 

- 11 029 

46 228 

53 325 

86 656 

49 417 

1 769 

7 528 

13 862 

1 327,87 

1989 

78 409 

52 418 

25 649 

39 877 

96 074 

76 448 

22 212 

19 365 

16 145 

1 790,37 





Deutschland 






1990"’ 

220 340 

136 799 

83 609 

24 488 

225 066 

133 266 

19 763 

28 021 

22 048 

1 398,23 

1991 

219 346 

131 670 

87 011 

12619 

173 099 

127 310 

58 866 

13 317 

20 161 

1 577,98 

1992 

284 054 

106 857 

177 376 

7 708 

170 873 

37 368 

120 887 

17 226 

15 370 

1 545,05 

1993 

382 571 

151 812 

230 560 

12 539 

183 195 

20 095 

211 915 

19512 

19 843 

2 266,68 

1994 

276 058 

117 185 

158 939 

27 281 

279 989 

154 738 

23 349 

29 160 

25 966 

2 106,58 

1995 

203 029 

162 538 

40 839 

24 070 

141 282 

94 409 

85 815 

23 600 

22 822 

2 253,88 

1996 

233 519 

191 341 

41 529 

20 840 

148 250 

31 751 

106 109 

34 212 

38 280 

2 888,69 

1997 

250 688 

184911 

64 214 

81 967 

204 378 

60 201 

128 276 

22 239 

97 280 

4 249,69 

1998 

308 201 

254 367 

50 691 

110 640 

245 802 

42 460 

173 035 

48 796 

200 708 

5 002,39 






Mio Euro 










Deutschland 






1999 

198 068 

156 399 

39 485 

94 595 

155 766 

81 038 

136 919 

36 010 

114 003 

6 958,14 

2000 

157 994 

120 154 

25 234 

68 600 

154 089 

62 642 

72 506 

22 733 

116 971 

6 433,61 

2001 

86 656 

55 918 

16 262 

94 243 

114 469 

78 619 

66 432 

17 575 

64 711 

5 160,10 

2002 

124 035 

47 296 

62 235 

56 922 

91 562 

78 026 

89 395 

9 232 

42 953 

2 892,63 

2003 l.Vj. 

62 046 

12 773 

34 658 

6 044 

34 053 

14 072 

34 037 

2 881 

- 9 048 

2 423,87 

2.Vj. 

27 366 

2 672 

16 879 

19 350 

21 498 

18 300 

25 218 

5 632 

2 874 

3 220,58 


1) Nettoabsatz zu Kurswerten unter Berücksichtigung von Eigenbestandsveränderungen der Emittenten. - 2) Bankschuldverschreibungen, ab 
1969 ohne Bank-Namensschuldverschreibungen. - 3) Einschließlich Bundesbahn/Bundeseisenbahnvermögen, Bundespost und Treuhandanstalt, 
jedoch ohne von der Lastenausgleichsbank für den Lastenausgleichsfonds begebene Schuldverschreibungen. - 4) Nettoerwerb (+) beziehungs- 
weise Nettoveräußerung (-) ausländischer Rentenwerte zu Transaktions werten durch Inländer. - 5) In- und ausländische Rentenwerte. - 6) Als 
Rest errechnet; enthält auch den Erwerb in- und ausländischer Wertpapiere durch inländische Investmentfonds. - 7) Nettoerwerb (+) beziehungs- 
weise Nettoveräußerung (-) inländischer Rentenwerte (einschließlich Geldmarktpapiere der Banken) zu Transaktionswerten durch Ausländer. - 
8) Zu Emissionskursen. - 9) Nettoerwerb (+) beziehungsweise Nettoveräußerung (-) ausländischer Aktien (einschließlich Direktinvestitionen) zu 
Transaktionswerten durch Inländer. - 10) Ende 1987 = 1 000; Stand am Ende des Zeitraums. - a) Ab Juli 1990 einschließlich Schuldverschrei- 
bungen, ab Januar 1994 einschließlich Aktien ostdeutscher Emittenten. 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 47* 


Ausgewählte Zinsen und Renditen'* 


Prozent p.a. 




Lombard- 





Hypothekar- 


Umlaufsrendite ' 












satz/ Zinssatz 

Diskont- 




kredite auf 



darunter 











Satz der 

für Spitzen- 

satz/ 

Dreimonats- 

Konto- 

Festgeld''*’* 

Wohngrund- 

Spar- 


Anlei- 

Zeitraum 

Einlage- 

reflnan- 

Basiszins- 

geld/Fibor/ 

korrent- 

stücke zu 

ein- 

ins- 

hen der 


fazilität 

zierungs- 

fazilität^^ 

satz^^ 

EURIBOR'**^* 

krediü^^^ 


Festzinsen 

(Effektivver- 

lagen''*^* 

gesamt 

öffent- 

liehen 







zinsung)"*^^^ 



Hand 

I960 


5,44 

4,44 

5,10 

8,94 

3,10 


3,75 

6,3 

6,4 

1965 


4,66 

3,66 

5,14 

8,16 

2,58 


3,52 

6,8 

7.1 

1970 


9,02 

6,89 

9,41 

11,12 

7,51 


4,88 

8,2 

8,3 

1975 


5,75 

4,50 

4,96 

10,14 

4,20 


4,36 

8,7 

8,5 

1980 


8,78 

7,17 

9,54 

12,05 

7,95 


4,64 

8,6 

8,5 

1981 


9,00 

7,50 

12,11 

14,69 

9,74 


4,92 

10,6 

10,4 

1982 


8,39 

7,06 

8,88 

13,50 

7,54 


4,85 

9,1 

9,0 

1983 


5,37 

4,21 

5,78 

10,05 

4,56 

8,99 

3,26 

8,0 

7,9 

1984 


5,50 

4,25 

5,99 

9,82 

4,86 

8,87 

3,01 

7,8 

7,8 

1985 


5,77 

4,31 

5,44 

9,53 

4,44 

7,96 

2,88 

6,9 

6,9 

1986 


5,50 

3,59 

4,60 

8,75 

3,71 

6,98 

2,50 

6,0 

5,9 

1987 


4,95 

2,99 

3,99 

8,36 

3,20 

6,59 

2,11 

5,8 

5,8 

1988 


4,73 

2,92 

4,28 

8,33 

3,29 

6,68 

2,01 

6,0 

6,1 

1989 


6,81 

4,81 

7,12 

9,94 

5,50 

7,94 

2,43 

7.1 

7,0 

1990 


8,08 

6,00 

8,49 

11,59 

7,07 

9,73 

2,81 

8,9 

8,8 

1991 


9,07 

6,85 

9,25 

12,46 

7,62 

9,79 

2,83 

8,7 

8,6 

1992 


9,68 

8,19 

9,52 

13,59 

8,01 

9,35 

2,81 

8,1 

8,0 

1993 


8,12 

6,96 

7,30 

12,85 

6,27 

7,52 

2,54 

6,4 

6,3 

1994 


6,26 

4,82 

5,36 

11,48 

4,47 

7,61 

2,10 

6,7 

6,7 

1995 


5,80 

3,93 

4,53 

10,94 

3,85 

7,49 

2,04 

6,5 

6,5 

1996 


4,65 

2,65 

3,31 

10,02 

2,83 

6,44 

1,99 

5,6 

5,6 

1997 


4,50 

2,50 

3,33 

9,13 

2,69 

5,90 

1,71 

5,1 

5,1 

1998 


4,50 

2,50 

3,54 

9,02 

2,88 

5,41 

1,56 

4,5 

4,4 

1999 

1,75 

3,79 

2,13 

2,97 

8,81 

2,43 

5,14 

1,31 

4,3 

4,3 

2000 

3,02 

5,02 

3,45 

4,39 

9,63 

3,40 

6,36 

1,25 

5,4 

5,3 

2001 

3,29 

5,29 

4,05 

4,26 

10,01 

3,56 

5,68 

1,19 

4,8 

4.7 

2002 

2,22 

4,22 

2,56 

3,32 

9,70 

2,66 

5,53 

1,02 

4,7 

4,6 

2003 1. Vj. 

1,68 

3,68 

1,97 

2,68 

9,66 

2,17 

4,59 

0,91 

3,7 

3,8 

2.Vj. 

1,36 

3,36 

1,97 

2,36 

9,57 

1,89 

4,35 

0,76 

3,5 

3,6 


1) Durchschnitte; Diskontsatz/Basiszinssatz und Lombardsatz/Zinssatz für Spitzenrefinanzierungsfazilität sind mit den Tagen der Geltungs- 
dauer gewichtet, wobei der Monat zu 30 Tagen angesetzt wird. - 2) Ab 1. August 1990 bis 31. Dezember 1993 zugleich Zinssatz für Kassen- 
kredite; ab 1. Januar 1994 wurden keine Kassenkredite mehr gewährt. Ersetzt ab 1. Januar 1999 gemäß Diskontsatz-Überleitungs-Gesetz 
(DÜG) in Verbindung mit der Lombardsatz-Überleitungs-Verordnung den Lombardsatz. - 3) Bis 31. Juli 1990 zugleich Zinssatz für Kassen- 
kredite. Ersetzt gemäß DÜG in Verbindung mit der Basiszinssatz-Bezugsgrößen-Verordnung ab 1. Januar 1999 bis zum 31. Dezember 2001 
den Diskontsatz. Nach Artikel 4 § 2 Versicherungskapitalanlagen-Bewertungsgesetz (VersKapAG) tritt ab 4. April 2002 an Stelle des Basis- 
zinssatzes gemäß DÜG der Basiszinssatz gemäß § 247 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). - 4) Die Durchschnittssätze sind als ungewichtetes 
arithmetisches Mittel aus den innerhalb der Streubreite liegenden Zinsmeldungen errechnet, indem jeweils 5 vH der Meldungen mit den 
höchsten und den niedrigsten Zinssätzen ausgesondert werden. - 5) Von 1991 bis 1998 „Frankfurt Interbank Offered Rate“ ab 1999 „Euro 
Interbank Offered Rate“ - 6) Kontokorrentkredite unter 1 Mio DM/500 000 Euro. - 7) Festgelder von 100 000 DM/50 000 Euro bis unter 
1 Mio DM/500 000 Euro mit vereinbarter Laufzeit von einem Monat bis drei Monaten einschließlich. - 8) Die Angaben beziehen sich auf 
den Zeitpunkt des Vertragsabschlusses und nicht auf die Gesamtlaufzeit der Verträge. Bei Errechnung der Effektivverzinsung wird von einer 
jährlichen Grundtilgung von 1 vH zuzüglich ersparter Zinsen ausgegangen unter Berücksichtigung der von den beteiligten Instituten jeweils 
vereinbarten Rückzahlungsmodalitäten. - 9) Mit dreimonatiger Kündigungsfrist. - 10) Festverzinsliche Wertpapiere: Inhaberschuldver- 
schreibungen mit einer längsten Laufzeit gemäß Emissionsbedingungen von über vier Jahren, soweit ihre mittlere Restlaufzeit mehr als drei 
Jahre beträgt. Außer Betracht bleiben Wandelschuldverschreibungen und ähnliche, Bankschuldverschreibungen mit unplanmäßiger Tilgung, 
Null-Kupon- Anleihen, variabel verzinsliche Anleihen und Fremdwährungsanleihen. Die Vierteljahreszahlen werden aus den Renditen aller 
Geschäftslage eines Vierteljahres errechnet. Die Jahreszahlen sind ungewogene Mittel der Monatszahlen. 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 48* 


Zahlungs- 







Saldo der Leistungsbilanz 









Saldo der Dienstleistungen 

2) 


Saldo der laufenden 







darunter 


Saldo 

Übertragungen 

Zeit- 


Außen- 

handel*^ 






der Er- 


darunter 

raum 

insgesamt 

Warenver- 

kehr 

insgesamt 

Reise- 

verkehr^^ 

Transport- 

leisetungen 

werbs- und 
Vermögens- 
einkommen 

insgesamt 

Nettobeitrag 
zum EU- 

Haushalt"*^ 

1971 


+ 4 158 

+ 15 892 

- 349 

Mio DM 

Früheres Bundesgebiet 

- 2 036 - 7 147 + 

3 544 

+ 1 329 

- 10 678 

- 455 

1972 


+ 4 238 

+ 20 279 

- 1 544 

- 3 497 

- 8 538 

-h 

3 421 

+ 1 448 

- 12 454 

- 1 172 

1973 


+ 13 931 

+ 32 979 

- 778 

- 5 890 

- 11 435 

+ 

3 391 

+ 1 909 

- 14 289 

- 1 931 

1974 


+ 27 550 

+ 50 846 

- 3 497 

- 5 237 

- 12 646 

+ 

4 697 

+ 1 208 

- 15 769 

- 1 740 

1975 


+ 10 882 

+ 37 277 

- 4 432 

- 7 085 

- 14 621 

+ 

5 011 

+ 3 224 

- 18 101 

- 3 491 

1976 


+ 9 556 

+ 34 469 

- 3 135 

- 6 895 

- 14 776 

+ 

4 505 

+ 4 257 

- 19 140 

- 3 332 

1977 


+ 8 966 

+ 38 436 

- 2 651 

- 8 731 

- 16 860 

+ 

4 720 

+ 686 

- 18 778 

- 3 695 

1978 


+ 18 221 

+ 41 200 

- 2 088 

- 7 889 

- 18 897 

+ 

4319 

+ 6 268 

- 19 271 

- 2 283 

1979 


- 9 731 

+ 22 430 

- 3 026 

- 12 314 

-21 444 

+ 

4 452 

+ 4 321 

-21 142 

- 4 105 

1980 


- 25 863 

+ 8 948 

- 3 615 

- 14 084 

-26 157 

+ 

5 775 

+ 5 631 

- 22 744 

- 4 100 

1981 


- 10 443 

+ 27 719 

- 3 492 

- 12 556 

-27 935 

+ 

6 821 

+ 3 387 

- 25 502 

- 6411 

1982 


+ 11 031 

+ 51 277 

- 2 068 

- 1 1 627 

-28 517 

+ 

7 912 

+ 21 

- 26 573 

- 7 510 

1983 


+ 10 392 

+ 42 089 

- 2 258 

- 1 1 273 

-27 613 

+ 

6 815 

+ 7 487 

- 25 653 

- 6019 

1984 


+ 26 335 

+ 53 965 

- 3 039 

- 7 524 

- 27 622 

+ 

6 933 

+ 13 570 

- 30 637 

- 7 272 

1985 


+ 49 537 

+ 73 354 

- 1 849 

- 6 024 

- 28 073 

+ 

7 571 

+ 13 636 

-29 583 

- 8 344 

1986 


+ 83 279 

+112 620 

- 3 520 

- 9 670 

-30418 

+ 

5 836 

+ 11 382 

- 27 530 

- 8 235 

1987 


+ 78 621 

+117 737 

- 4 287 

- 14 666 

-32 139 

+ 

4 849 

+ 9 375 

-29 535 

- 10 391 

1988 


+ 89 127 

+128 047 

- 2 790 

- 19 823 

- 33 792 

+ 

5 439 

+ 16 629 

- 32 934 

- 13 015 

1989 


+104 111 

+134 575 

- 4 107 

- 18 443 

- 34 968 

+ 

7 042 

+ 26 872 

- 34 784 

- 13 366 

1990 


+ 73 001 

+105 382 

- 3 831 

-26 139 

Deutschlam 

-39 912 

+ 

6 026 

+ 32 860 

- 35 268 

- 1 1 636 

1991 


- 36 277 

+ 21 900 

- 2 805 

- 30 701 

-42311 

+ 

6 266 

+ 33 142 

- 57 812 

- 19 053 

1992 


- 30 023 

+ 33 656 

- 1 426 

- 44 993 

-48 418 

+ 

4 722 

+ 33 963 

-51 222 

- 22 045 

1993 


- 23 072 

+ 60 304 

- 3 039 

- 52 558 

-51 729 

+ 

4 905 

+ 27 372 

-55 149 

- 23 625 

1994 


- 46 761 

+ 71 762 

- 1 104 

-62 816 

- 60 023 

+ 

4 963 

+ 4 852 

-59 455 

-27 631 

1995 


- 38 656 

+ 85 303 

- 4 722 

- 63 999 

-60 435 

+ 

4 816 

+ 177 

-55 416 

- 26 062 

1996 


- 20 729 

+ 98 540 

- 5 266 

- 64 830 

- 62 457 

+ 

4 805 

+ 1 815 

- 50 988 

- 22 447 

1997 


- 15 756 

+116 467 

- 7 360 

- 69 535 

- 63 539 

+ 

5 722 

- 2 589 

- 52 738 

- 22 528 

1998 


- 21 667 

+126 971 

- 5 933 

- 76 062 

- 64 466 

+ 

5 449 

- 13 337 

- 53 305 

- 23 833 

1999 


- 23 408 

+ 65 210 

- 6 981 

- 47 020 

Mio Euro 

Deutschlanc 

-36 421 

+ 

2 884 

- 9 599 

-25 017 

- 10 780 

2000 


- 27 945 

+ 59 129 

- 7 000 

- 49 867 

- 37 420 

+ 

3 385 

- 1 838 

- 28 367 

- 12 743 

2001 


+ 4 185 

+ 95 495 

- 5 431 

-51 216 

-37 416 

+ 

4 142 

- 7 230 

- 27 432 

- 9 978 

2002 


+ 59 691 

+129 675 

- 5 933 

- 38 246 

- 35 243 

+ 

3 031 

+ 750 

- 26 554 

- 7 429 

2002 

l.Vj. 

+ 13 221 

+ 32 638 

- 1 050 

- 11 091 

- 6812 

+ 

194 

- 2 149 

- 5 128 

+ 63 


2. Vj. 

+ 12 417 

+ 30 767 

- 1 388 

- 8 875 

- 8 453 

+ 

1 027 

+ 465 

- 8 550 

- 4 279 


3. Vj. 

+ 12 341 

+ 34 000 

- 1 565 

- 12 809 

- 13 332 

+ 

716 

- 1 829 

- 5 457 

- 1 003 


4. Vj. 

+ 21 712 

+ 32 270 

- 1 930 

- 5 471 

- 6 646 

+ 

1 094 

+ 4 263 

- 7419 

- 2210 

2003 

l.Vj. 

+ 9 679 

+ 29 304 

- 1 355 

- 8 612 

- 6 564 

+ 

751 

- 4 337 

- 5 322 

- 555 


2. Vj. 

+ 8 839 

+ 29 799 

- 1 898 

- 8 944 

- 7 607 

+ 

1 311 

- 2 467 

- 7 650 

- 3 851 


1) Spezialhandel nach der amtlichen Außenhandelsstatistik; Einfuhr cif, Ausfuhr fob. Ergebnisse ab 1993 durch Änderung in der Erfassung des 
Außenhandels mit größerer Unsicherheit behaftet. - 2) Ohne die bereits im cif-Wert der Einfuhr enthaltenen Ausgaben für Fracht- und Versiche- 
rungskosten. - 3) Die Meldungen über Zahlungen im Auslandsreiseverkehr stammen im Wesentlichen von Kreditinstituten und Reiseuntemeh- 
men. Weitere Erläuterungen zum Reiseverkehr siehe Deutsche Bundesbank, Beiheft 3 zum Monatsbericht (Zahlungsbilanzstatistik), Tabelle 
I. 4.b. - 4) Ohne den besonderen Währungsausgleich bei der Ausfuhr nach Italien und dem Vereinigten Königreich. Die Währungsausgleichsbe- 
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bilanz 


Saldo der 
Vermögens- 
über- 
tragungen 

1 Saldo der Kapitalbilanz^^ I 

Veränderung 

der 

Währungs- 
reserven zu 

Trans- 

aktions- 

Werten^^ 

Saldo der 

statistisch 

nicht auf- 
gliederbaren 
Trans- 
aktionen 

Nachrichtlich 

Zeit- 

raum 

insgesamt 

1 davon Saldo | 

Veränderung 
der Netto - 

Auslands- 

aktiva der 

Bundesbank zu 

Transaktions- 

Werten^^ 

der 

Direkt- 

investi- 

tionen^^ 

der Wert- 
papier- 
trans- 

aktionen 

1 des übrigen Kapitalverkehrs | 

zusammen 

darunter 

Kredite der 

Kredit- 

institute^^ 






Mio DM 











Früheres Bundesgebiet 







- 411 

+ 

8 447 

403 

+ 2 001 

+ 6 852 

+ 5 284 

- 

16311 

+ 

4 116 

- 16 355 

1971 

- 481 

+ 

10 337 

+ 293 

+ 14 877 

- 4 831 

+ 1 082 

- 

15 597 

+ 

1 501 

- 15 690 

1972 

- 473 

+ 

9 599 

+ 278 

+ 5 839 

+ 3 484 

- 1 464 

- 

25 413 

+ 

2 358 

- 26 428 

1973 

- 575 

- 

36 620 

+ 125 

- 3 130 

- 33 619 

- 11 193 

+ 

9 925 

- 

279 

+ 1 907 

1974 

- 629 

- 

12 256 

- 3 704 

- 3 942 

- 4 612 

- 13 773 

+ 

1 998 

+ 

5 

+ 2 219 

1975 

- 602 

- 

1 704 

- 3 252 

+ 4 393 

- 2 845 

+ 2 573 

- 

8 250 

+ 

1 001 

- 8 789 

1976 

- 559 

+ 

3 098 

- 3 362 

- 3 271 

+ 9 732 

+ 3 498 

- 

11 674 

+ 

168 

- 10 450 

1977 

- 784 

+ 

15218 

- 4 634 

287 

+ 20 137 

+ 16 336 

- 

29 200 

- 

3 455 

- 19 772 

1978 

- 1 402 

+ 

8 064 

- 5 929 

+ 1 799 

+ 12 193 

+ 21 416 

+ 

6 534 

- 

3 466 

+ 4 953 

1979 

- 3 054 

+ 

5 230 

- 7 922 

- 5 950 

+ 19 099 

- 9 777 

+ 

22 695 

+ 

992 

+ 27 893 

1980 

- 1 841 

+ 

7 652 

- 9 388 

- 4 824 

+ 21 863 

- 8 509 

+ 

633 

+ 

3 998 

+ 2 284 

1981 

- 1 902 

+ 

2 542 

- 5 498 

- 7 491 

+ 15 531 

+ 1 044 

- 

8 382 

- 

3 290 

- 3 078 

1982 

- 2 032 

- 

17 567 

- 5 028 

+ 3 755 

- 16 293 

- 8 633 

+ 

5 360 

+ 

3 848 

+ 4 074 

1983 

- 1 992 

- 

36 262 

- 11 961 

+ 991 

- 25 292 

- 4 869 

+ 

2 057 

+ 

9 861 

+ 3 099 

1984 

- 2 502 

- 

53 372 

- 14 069 

+ 6 108 

- 45411 

- 24 602 

- 

5 043 

+ 

11 382 

- 1 843 

1985 

- 2 149 

- 

76 783 

- 16 819 

+ 51 066 

-111 029 

- 49 774 

- 

11 189 

+ 

6 840 

- 5 965 

1986 

- 2 186 

- 

40 284 

- 11 883 

+ 6 813 

- 35 207 

- 7 066 

- 

37 903 

+ 

1 747 

- 41 217 

1987 

- 2 029 


122 720 

- 23 502 

- 64 201 

- 35 020 

- 8 243 

+ 27 662 

+ 

7 962 

+ 34 676 

1988 

- 2 063 


110 286 

- 15 352 

- 4 452 

- 90 481 

- 46 126 

- 

5 404 

+ 

13 644 

+ 18 997 

1989 






Deutschland 







- 4 975 

- 

89 497 

- 34 371 

- 5 755 

- 49 371 

- 17 861 

- 

11 613 

+ 

33 083 

- 10 975 

1990 

- 4 565 

+ 

12 612 

- 30 220 

+ 41 121 

+ 1 714 

+ 12 743 

+ 

9 604 

+ 

18 622 

316 

1991 

- 1 964 

+ 

69 791 

- 32 308 

+ 45 904 

+ 56 195 

+ 81 091 

- 

52 887 

+ 

15 081 

- 68 744 

1992 

- 1 915 

+ 

21 443 

- 27 823 

+198 527 

-149 263 

- 87 755 

+ 

22 797 

- 

19 252 

+ 35 767 

1993 

- 2 635 

+ 

57 870 

- 19 028 

- 50 511 

+127 408 

+141 832 

+ 

2 844 

- 

11 321 

- 12 243 

1994 

- 3 845 

+ 

63 647 

- 38 729 

+ 48 783 

+ 53 594 

+ 42 468 

- 

10 355 

- 

10 792 

- 17 755 

1995 

- 3 284 

+ 

23 608 

- 66 560 

+ 86 270 

+ 3 896 

- 4 768 

+ 

1 882 

- 

1 479 

+ 1 610 

1996 

+ 52 

+ 

29 

- 51 248 

- 13 156 

+ 64 435 

+ 64 610 

+ 

6 638 

+ 

9 033 

+ 8 470 

1997 

+ 1 288 

+ 

32 810 

-113 026 

- 4 389 

+150 225 

+143 959 

- 

7 129 

- 

5 307 

- 8 230 

1998 






Mio Euro 












Deutschland 







- 152 

- 

22 932 

- 49 384 

- 1 1 473 

+ 37 925 

+ 52 950 

+ 

12 535 

+ 

33 956 

- 37 000 

1999 

- 1 599 

+ 

36 304 

+158 155 

-161 275 

+ 39 426 

+ 13 760 

+ 

5 843 

- 

21 026 

+ 48 231 

2000 

- 386 

- 

21 419 

- 12 322 

+ 32 894 

- 41 989 

- 76 308 

+ 

6 031 

+ 

11 589 

+ 32 679 

2001 

- 211 

- 

86 102 

+ 6 936 

+ 36 428 

-129 467 

-102 215 

+ 

2 066 

+ 

24 561 

- 33 292 

2002 

+ 160 

+ 

721 

+ 9413 

- 3 784 

- 4 908 

+ 13 604 

_ 

1 352 

_ 

12 749 

- 18 497 

2002 l.Vj 

75 

- 

20 118 

+ 12 256 

+ 22 781 

- 55 156 

- 48 585 

+ 

2 433 

+ 

5 344 

+ 1 694 

2.Vj 

+ 62 

- 

19 490 

- 14 132 

+ 29 421 

- 34 779 

- 17 396 

+ 

86 

+ 

7 002 

- 17 587 

3.Vj, 

- 358 

- 

47 215 

601 

- 1 1 990 

- 34 624 

- 49 838 

+ 

899 

+ 

24 964 

+ 1 098 

4.Vj 

+ 4 

- 

15 949 

- 7 583 

+ 38 985 

- 47 352 

- 33 003 

- 

18 424 

+ 

7 761 

- 1 495 

2003 l.Vj 

+ 151 

- 

29 254 

+ 21 821 

+ 5 339 

- 56 414 

- 67 031 

- 

58 854 

+ 

18 760 

+ 1 505 

2.Vi 


träge für Einfuhren dieser Staaten aus anderen EU-Ländem werden über den ausführenden und nicht wie sonst üblich über den einführenden 
Mitgliedstaat ausbezahlt. - Bis Ende 1990: Früheres Bundesgebiet. - 5) Kapitalexport (-). - 6) Die Abgrenzung der Direktinvestitionen ist ab 
1996 geändert; Erläuterungen siehe Tabelle 49* Fußnote 2. - 7) Lang- und kurzfristige Kredite. - 8) Zunahme (-)/Abnahme (+). Ab 1999: Ge- 
änderte Definition der Währungsreserven; Erläuterungen siehe Deutsche Bundesbank, Beiheft 3 zum Monatsbericht (Zahlungsbilanzstatistik). 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Kapitalverkehr 



1 Saldo des gesamten Kapitalverkehrs | 




Deutsche Netto- 



1 darunter | 




im Ausland (Zunahme/ 









Kreditge- 

Zeitraum 

ins- 

Direkt- 

Wert- 



Direkt- 

Wert- 


da- 

gesamt*^ 

investi- 

tionen^^ 

papier- 

anlagen^^ 

Kredit- 

verkehr 

zusammen 

investi- 

tionen^^ 

papier- 

anlagen^^ 

zu- 

sammen 

Kredit- 

institute 


Mio DM 


1971 


+ 

8 447 


403 

+ 

2 001 

+ 

Früheres Bundesgebiet 

7 278 - 7 172 - 4 232 

+ 531 

- 3 119 

+ 167 

1972 


+ 

10 337 

+ 

293 

+ 

14 877 

- 

4 421 

- 5 699 

- 

5 762 

+ 4 038 

- 3 823 

+ 481 

1973 


+ 

9 599 

+ 

278 

+ 

5 839 

+ 

3 920 

- 12 850 

- 

5 187 

+ 358 

- 7 625 

- 4 234 

1974 


- 

36 620 

+ 

125 

- 

3 130 

- 

33 042 

- 52 813 

- 

5 483 

- 1 099 

- 45 701 

- 14 596 

1975 


- 

12 256 

- 

3 704 

- 

3 942 

- 

3 938 

- 39 944 

- 

5 354 

- 2 606 

- 31 375 

- 26 592 

1976 


- 

1 704 

- 

3 252 

+ 

4 393 

- 

2 497 

- 37 982 

- 

6 577 

882 

- 30 274 

- 12 389 

1977 


+ 

3 098 

- 

3 362 

- 

3 271 

+ 

10 063 

- 26 336 

- 

5 550 

- 5 460 

- 15 054 

- 8 382 

1978 


+ 

15218 

- 

4 634 

- 

287 

+ 

20 557 

- 29 696 

- 

7 834 

- 4 285 

- 17 191 

- 10 719 

1979 


+ 

8 064 

- 

5 929 

+ 

1 799 

+ 

12 684 

- 35 673 

- 

9 108 

- 3 268 

- 22 830 

- 7 175 

1980 


+ 

5 230 

- 

7 922 

- 

5 950 

+ 

20 043 

- 52 517 

- 

8 542 

- 7 533 

- 35 603 

- 16515 

1981 


+ 

7 652 

- 

9 388 

- 

4 824 

+ 

22 993 

- 54 914 

- 

10 130 

- 5 936 

- 37 728 

- 16 459 

1982 


+ 

2 542 

- 

5 498 

- 

7 491 

+ 

16 524 

- 28 743 

- 

7 330 

- 1 1 023 

- 9 378 

+ 877 

1983 


- 

17 567 

- 

5 028 

+ 

3 755 

- 

14 166 

- 42 411 

- 

9 398 

- 10 505 

- 20 433 

- 2 553 

1984 


- 

36 262 

- 

11 961 

+ 

991 

- 

23 638 

- 84 629 

- 

13 481 

- 15 475 

- 54 049 

- 24 315 

1985 


- 

53 372 

- 

14 069 

+ 

6 108 

- 

43 328 

-111 792 

- 

16 647 

- 31 507 

- 61 625 

- 41 258 

1986 


- 

76 783 

- 

16819 

+ 

51 066 

- 

108 969 

-160 711 

- 

21 856 

- 21 380 

-115 483 

- 72 313 

1987 


- 

40 284 

- 

11 883 

+ 

6813 

- 

33 486 

- 85 726 

- 

15 685 

- 24 570 

- 42 540 

- 28 641 

1988 


- 

122 720 

- 

23 502 

- 

64 201 

- 

33 307 

-159 576 

- 

25 544 

- 71 120 

- 60 632 

- 28 240 

1989 


- 

110 286 

- 

15 353 

- 

4 452 

- 

88 309 

-247 304 

- 

28 377 

- 48 996 

-167 774 

- 88 497 

1990 



89 497 


34 371 


5 754 


46 954 

Deutschland 

-181 930 


39 157 

- 23 168 

-117 492 

- 60 332 

1991 


+ 

12 614 

- 

30 220 

+ 

41 120 

+ 

4 899 

-103 010 

- 

38 065 

- 28 124 

- 33 646 

- 2 402 

1992 


+ 

69 792 

- 

32 309 

+ 

45 905 

+ 

58 911 

-110 645 

- 

29 046 

- 70 859 

- 8 145 

+ 7 647 

1993 


+ 

21 442 

- 

27 822 

+198 527 

- 

146 782 

-288 017 

- 

28 431 

- 41 796 

-215 242 

-146 455 

1994 


+ 

57 871 

- 

19 027 

- 

50 510 

+128 938 

- 91 643 

- 

30 605 

- 65 404 

+ 6 820 

+ 30 251 

1995 


+ 

63 647 

- 

38 729 

+ 

48 782 

-H 

58 757 

-169 369 

- 

55 962 

- 26 363 

- 82 759 

- 77 822 

1996 


+ 

23 607 

- 

66 559 

+ 

86 272 

+ 

7 889 

-192 796 

- 

76 449 

- 55 075 

- 57 256 

- 60 216 

1997 


+ 

31 

- 

51 248 

- 

13 157 

+ 

69 558 

-387 149 

- 

72 480 

-171 175 

-139 139 

-139 672 

1998 


+ 

32 810 

- 

13 026 

- 

4 387 

+158 539 

-577 308 

- 

156 302 

-269 535 

-143 384 

-135 477 

1999 



22 931 


49 384 


11 471 

+ 

40 293 

Mio Euro 

Deutschland 

-346 737 


102 018 

-179 562 

- 62 834 

- 42 443 

2000 


+ 

36 305 

5-158 154 

- 

61 275 

+ 

41 348 

-355 670 

- 

60 030 

-208 858 

- 84 596 

-101 533 

2001 


- 

21 419 

- 

12 324 

+ 

32 893 

- 

40 650 

-270 851 

- 

36 314 

-123 281 

-109 871 

-130 648 

2002 


- 

86 103 

+ 

6 935 

+ 

36 429 

- 

127 992 

-258 451 

- 

28 700 

- 69 569 

-158 634 

-130 536 

2002 

l.Vj. 

+ 

721 

+ 

9 413 

_ 

3 784 

_ 

4 465 

- 57 679 

_ 

3 269 

- 30 591 

- 23 348 

305 


2.Vj. 

- 

20 118 

+ 

12 256 

+ 

22 781 

- 

54 717 

- 80 633 

- 

2 738 

- 17 740 

- 59 707 

- 54 117 


3.Vj. 

- 

19 490 

- 

14 132 

+ 

29 421 

- 

34 480 

- 93 592 

- 

16 437 

- 12 143 

- 64 670 

- 45 819 


4.Vj. 

- 

47 215 

- 

601 

- 

11 990 

- 

34 330 

- 26 547 

- 

6 256 

- 9 096 

- 10 909 

- 30 296 

2003 

l.Vj. 

- 

15 949 

- 

7 583 

+ 

38 985 

- 

46 769 

- 95 947 

- 

16 036 

+ 8 428 

- 87 752 

- 74 254 


2.Vj. 

- 

29 254 

+ 

21 821 

+ 

5 339 

- 

55 795 

- 64 914 

+ 

12 714 

- 22 168 

- 54 820 

- 66 528 


1) Direktinvestitionen, Wertpapieranlagen, Kreditverkehr und übriger Kapitalverkehr. - 2) Als Direktinvestitionen gelten Finanzbeziehungen zu 
in- und ausländischen Unternehmen, an denen der Investor 10 vH oder mehr (bis Ende 1989: 25 vH oder mehr, von 1990 bis Ende 1998 mehr 
als 20 vH) der Anteile oder Stimmrechte unmittelbar hält; einschließlich Zweigniederlassungen und Betriebsstätten. Erfasst werden Beteili- 
gungskapital, reinvestierte Gewinne (Veränderung von Gewinn-ZVerlustvorträgen sowie von Gewinnrücklagen; geschätzt auf der Grundlage 
der Bestände an Direktinvestitionen), Grundbesitz, langfristige Finanzkredite und ab 1996 werden kurzfristige Finanzkredite und Handelskre- 
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mit dem Ausland 


kapitalanlagen 
Kapitalausfuhr (-)) 





Ausländische Nettokapitalanlagen im Inland 
(Zunahme/Kapitaleinluhr (+)) 






währung"^^ 







Kreditgewährung'*^ 






runter 

sonstige 

Kapital- 

anlagen^^ 


Direkt- 

Wert- 


darunter 


sonstige 

Kapital- 

anlagen 

7p»itrc»iim 

Unterneh- 
men und 

Privat- 

personen 

zusammen 

investi- 

2) 

tionen 

papier- 

anlagen^^ 

zu- 

sammen 

Kredit- 

institute 

Unterneh- 
men und 

Privat- 

personen 



- 2 766 


354 

+ 15 618 

+ 

Mio DM 

Früheres Bundesgebiet 

3 825 + 1 468 + 10 396 

+ 5 119 

+ 

4 579 


73 

1971 


- 2 879 

- 

153 

+ 16 036 

+ 

6 053 

+ 10 838 

594 

+ 601 

- 

1 929 

- 

261 

1972 


- 1 460 

- 

398 

+ 22 448 

+ 

5 464 

+ 5 480 

+ 1 1 546 

+ 2 768 

+ 

8 991 

- 

36 

1973 


- 20 801 

- 

531 

+ 16 190 

+ 

5 608 

- 2 031 

+ 12 661 

+ 3 404 

+ 

7 599 

- 

47 

1974 


- 3 791 

- 

611 

+ 27 688 

+ 

1 652 

- 1 335 

+ 27 438 

+ 12 819 

+ 

10 546 

- 

67 

1975 


- 15 050 

- 

249 

+ 36 275 

+ 

3 324 

+ 5 276 

+ 27 775 

+ 14 961 

+ 

8 042 

- 

97 

1976 


- 7 158 

- 

269 

+ 29 433 

+ 

2 188 

+ 2 189 

+ 25 120 

+ 11 879 

+ 

12 338 

- 

65 

1977 


- 8 942 

- 

384 

+ 44 912 

+ 

3 201 

+ 4 001 

+ 37 750 

+ 27 052 

+ 

4 161 

- 

40 

1978 


- 14 737 

- 

467 

+ 43 737 

+ 

3 180 

+ 5 065 

+ 35 516 

+ 28 591 

+ 

7 130 

- 

25 

1979 


- 18016 

- 

841 

+ 57 746 

+ 

621 

+ 1 585 

+ 55 646 

+ 6 738 

+ 

21 488 

- 

108 

1980 


- 17 839 

- 

1 124 

+ 62 572 

+ 

744 

+ 1 112 

+ 60 722 

+ 7 951 

+ 

27 129 

- 

7 

1981 


- 7 221 

- 

1 013 

+ 31 285 

+ 

1 831 

+ 3 532 

+ 25 903 

+ 170 

+ 

12 976 

+ 

17 

1982 


- 11 383 

- 

2 077 

+ 24 847 

+ 

4 371 

+ 14 261 

+ 6 267 

- 6 080 

+ 

6 107 

- 

50 

1983 


- 23 537 

- 

1 624 

+ 48 370 

+ 

1 520 

+ 16 465 

+ 30 414 

+ 19 446 

+ 

6 239 

- 

30 

1984 


- 15 998 

- 

2 010 

+ 58 418 

+ 

2 577 

+ 37 612 

+ 18 300 

+ 16 657 

+ 

922 

- 

71 

1985 


- 38 856 

- 

1 997 

+ 83 930 

+ 

5 036 

+ 72 445 

+ 6 514 

+ 22 537 

- 

16 307 

- 

66 

1986 


- 9 078 

- 

1 750 

+ 45 443 

+ 

3 801 

+ 32 563 

+ 9 057 

+ 21 209 

+ 

739 

+ 

24 

1987 


- 27 894 

- 

1 727 

+ 36 854 

+ 

2 043 

+ 7 473 

+ 27 322 

+ 20 001 

+ 

10 477 

+ 

14 

1988 


- 70 644 

- 

2 157 

+137 018 

+ 

13 025 

+ 44 544 

+ 79 466 

+ 42 370 

+ 

17 946 

- 

17 

1989 


- 44 588 


2 113 

+ 92 433 

+ 

4 786 

Deutschland 

+ 17 414 

+ 70 538 

+ 42 472 

+ 

27 212 


306 

1990 


- 22 714 

- 

3 175 

+115 624 

+ 

7 845 

+ 69 244 

+ 38 545 

+ 15 144 

+ 

33 972 

- 

10 

1991 


- 5 445 

- 

2 596 

+180 437 

- 

3 263 

+116 764 

+ 67 056 

+ 73 444 

+ 

10 157 

- 

119 

1992 


- 57 164 

- 

2 549 

+309 460 

+ 

609 

+240 323 

+ 68 460 

+ 58 699 

+ 

6 101 

+ 

68 

1993 


- 27 315 

- 

2 455 

+149 515 

+ 

11 578 

+ 14 894 

+122 117 

+111 581 

+ 

10 795 

+ 

926 

1994 


+ 4 107 

- 

4 285 

+233 015 

+ 

17 233 

+ 75 145 

+141 516 

+120 289 

+ 

19 676 

- 

878 

1995 


+ 3 134 

- 

4015 

+216 403 

+ 

9 890 

+141 347 

+ 65 145 

+ 55 447 

+ 

5 949 

+ 

21 

1996 


+ 4 040 

- 

4 354 

+387 180 

+ 

21 233 

+158 017 

+208 698 

+204 283 

+ 

18 095 

- 

768 

1997 


- 6 255 

- 

8 088 

+610 119 

+ 43 276 

+265 147 

+301 923 

+279 437 

+ 

18 849 

- 

227 

1998 


+ 19 495 


2 324 

+323 806 

+ 

52 634 

Mio Euro 

Deutschland 

+168 090 

+103 126 

+ 95 394 

+ 

20 978 


45 

1999 


- 5 116 

- 

2 185 

+391 974 

+218 184 

+ 47 583 

+125 945 

+115 294 

+ 

9711 

+ 

263 

2000 


- 19217 

- 

1 385 

+249 433 

+ 

23 990 

+156 175 

+ 69 221 

+ 54 341 

+ 

11 412 

+ 

47 

2001 


+ 744 

- 

1 549 

+172 348 

+ 

35 635 

+105 998 

+ 30 641 

+ 28 321 

+ 

3 334 

+ 

74 

2002 


- 7 782 

_ 

471 

+ 58 400 

+ 

12 681 

+ 26 807 

+ 18 883 

+ 13 908 

+ 

7 084 

+ 

29 

2002 

l.Vj. 

- 5 521 

- 

449 

+ 60 515 

+ 

14 994 

+ 40 521 

+ 4 989 

+ 5 533 

- 

2 173 

+ 

11 


2. Vj. 

- 4 698 

- 

341 

+ 74 101 

+ 

2 305 

+ 41 564 

+ 30 191 

+ 28 422 

+ 

1 506 

+ 

42 


3. Vj. 

+ 18 746 

- 

287 

- 20 668 

+ 

5 655 

- 2 894 

- 23 422 

- 19 542 

- 

3 083 

- 

8 


4. Vj. 

- 17 690 

- 

588 

+ 79 998 

+ 

8 454 

+ 30 557 

+ 40 983 

+ 41 251 

- 

2 278 

+ 

5 

2003 

l.Vj. 

- 8 335 

- 

641 

+ 35 660 

+ 

9 107 

+ 27 506 

975 

502 

- 

2 184 

+ 

22 


2. Vj. 


dite einbezogen. Weitere Erläuterungen siehe Deutsche Bundesbank, Beiheft 3 zum Monatsbericht (Zahlungsbilanzstatistik). - 3) Dividenden- 
werte einschließlich Genussscheine, Investmentzertifikate (ab 1991 einschließlich thesaurierter Erträge), langfristige festverzinsliche Wertpa- 
piere, Geldmarktpapiere. Ohne Finanzderivate. - 4) Buchkredite, Schuldscheindarlehen, im Wege der Abtretung erworbene Forderungen und 
Ähnliches (jeweils lang- und kurzfristig) und Handelskredite (Forderungen und Verbindlichkeiten aus Zahlungszielen und Anzahlungen im 
Waren und Dienstleistungs verkehr). - 5) Insbesondere Beteiligungen des Bundes an internationalen Organisationen. 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 50* 

Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe'* 


a) Insgesamt (2000 =100) 


Zeitraum 



Wertindex 



1 


/olumenindex 


insgesamt 

1 Produzenten von | 

1 Produzenten von | 

Vor- 

leistungs- 

Investi- 

tions-^^ 

Ge- 

brauchs- 

Ver- 

brauchs- 

insgesamt 

Vor- 

leistungs- 

Investi- 

tions-^^ 

Ge- 

brauchs- 

Ver- 

brauchs- 



1 gütem 1 

1 gütem 1 






Deutschland 





1991 

78,0 

81,1 

71,9 

94,8 

95,6 

83,1 

83,6 

78,2 

104,2 

103,1 

1992 

75,9 

78,3 

69,4 

95,7 

96,1 

79,9 

81,5 

73,6 

102,5 

101,4 

1993 

70,0 

72,5 

62,7 

91,0 

92,2 

73,8 

77,1 

65,7 

95,7 

96,9 

1994 

75,2 

80,7 

66,5 

92,5 

92,7 

78,9 

85,2 

69,4 

96,5 

97,1 

1995 

77,5 

82,4 

69,4 

94,0 

95,6 

79,3 

83,1 

71,7 

97,1 

98,2 

1996 

77,3 

79,7 

71,5 

90,4 

94,8 

79,2 

82,0 

73,0 

92,3 

96,9 

1997 

82,7 

86,7 

76,7 

90,8 

95,9 

84,2 

88,9 

77,6 

92,2 

97,7 

1998 

86,2 

86,9 

83,3 

92,4 

97,0 

87,4 

89,0 

83,9 

93,2 

98,2 

1999 

88,3 

88,1 

86,5 

93,5 

98,2 

90,2 

92,0 

87,0 

94,0 

99,1 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

98,0 

95,7 

99,1 

99,6 

102,3 

97,2 

95,0 

98,3 

97,8 

100,8 

2002 

97,9 

96,0 

99,1 

95,3 

100,7 

96,9 

96,2 

97,4 

92,9 

99,0 

2003 l.Vj. 

100,1 

99,3 

100,5 

93,9 

105,9 

98,8 

98,7 

98,7 

91,0 

104,2 

2.Vj. 

96,0 

95,7 

98,0 

85,7 

90,0 

94,6 

95,1 

96,2 

82,7 

88,3 






Früheres Bundesgebiet 





1991 

80,3 

84,3 

73,1 

98,9 

97,1 

85,6 

87,0 

79,5 

108,7 

104,8 

1992 

78,3 

81,9 

70,7 

100,1 

98,2 

82,6 

85,3 

74,9 

107,1 

103,7 

1993 

71,6 

75,3 

63,2 

94,2 

94,1 

75,7 

80,1 

66,2 

99,1 

98,9 

1994 

76,6 

83,2 

67,0 

95,4 

94,4 

80,5 

87,9 

69,9 

99,5 

98,9 

1995 

78,4 

84,2 

69,4 

96,3 

97,1 

80,3 

85,0 

71,8 

99,5 

99,8 

1996 

78,3 

81,2 

72,2 

91,9 

95,9 

80,4 

83,6 

73,9 

93,9 

98,1 

1997 

83,6 

88,0 

77,5 

92,2 

96,8 

85,2 

90,2 

78,4 

93,5 

98,5 

1998 

86,5 

87,7 

83,3 

93,5 

97,6 

87,8 

89,9 

83,9 

94,3 

98,9 

1999 

88,5 

88,5 

86,5 

94,0 

98,7 

90,4 

92,5 

87,0 

94,7 

99,7 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

97,6 

94,8 

98,9 

99,5 

101,8 

96,7 

94,1 

98,0 

97,8 

100,4 

2002 

97,0 

94,7 

98,5 

95,2 

99,6 

95,9 

94,8 

96,8 

92,8 

98,0 

2003 l.Vj. 

99,1 

97,3 

100,0 

93,9 

105,0 

97,7 

96,7 

98,2 

91,1 

103,3 

2.Vj. 

94,8 

93,6 

97,6 

85,3 

88,3 

93,4 

92,9 

95,8 

82,3 

86,7 





Neue Bundesländer und Berlin-Ost 




1991 

49,3 

43,5 

53,7 

43,1 

67,7 

52,2 

44,3 

58,5 

48,3 

72,5 

1992 

43,8 

35,7 

50,5 

42,2 

58,6 

45,9 

37,1 

53,4 

46,3 

61,7 

1993 

47,8 

39,9 

54,6 

50,6 

57,1 

50,3 

42,6 

56,7 

54,2 

60,3 

1994 

56,1 

51,8 

59,9 

55,1 

62,6 

58,5 

54,4 

62,0 

58,4 

65,9 

1995 

65,1 

61,3 

68,8 

62,8 

68,6 

66,0 

61,4 

70,3 

65,7 

70,6 

1996 

62,1 

62,7 

59,0 

69,8 

73,9 

63,3 

64,3 

59,5 

71,8 

75,8 

1997 

69,5 

71,8 

65,1 

72,6 

80,8 

70,6 

73,6 

65,4 

74,1 

82,6 

1998 

80,9 

77,8 

83,8 

78,1 

85,6 

81,9 

79,7 

83,9 

78,9 

87,1 

1999 

85,2 

83,3 

86,7 

85,8 

88,9 

87,1 

86,8 

86,9 

86,5 

89,8 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

104,6 

105,7 

103,0 

100,5 

110,3 

103,6 

104,8 

102,3 

98,5 

108,5 

2002 

110,4 

111,2 

109,9 

96,9 

119,0 

109,7 

111,7 

108,4 

93,8 

116,7 

2003 l.Vj. 

114,7 

122,2 

107,9 

94,0 

123,9 

113,6 

122,0 

106,2 

90,4 

121,4 

2. Vj. 

112,1 

120,3 

104,7 

91,1 

120,4 

111,0 

120,5 

102,6 

87,6 

118,2 


1) Ohne Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung; ohne Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brut- 
stoffen. - 2) Einschließlich Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen. 
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noch Tabelle 50* 

Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe'* 


b) Inland (2000 = 100) 


Zeitraum 



Wertindex 



1 


/olumenindex 


insgesamt 

1 Produzenten von | 

1 Produzenten von 

Vor- 

leistungs- 

Investi- 

tions-^* 

Ge- 

brauchs- 

Ver- 

brauchs- 

insgesamt 

Vor- 

leistungs- 

Investi- 

tions-^* 

Ge- 

brauchs- 

Ver- 

brauchs- 



1 gütem 1 

1 gütem 






Deutschland 





1991 

93,8 

93,9 

89,7 

102,0 

111,0 

98,8 

96,1 

96,0 

113,2 

119,6 

1992 

92,1 

90,9 

87,6 

105,3 

111,7 

95,8 

93,9 

91,1 

113,5 

117,6 

1993 

83,3 

82,6 

76,2 

101,8 

107,1 

86,9 

87,1 

78,5 

107,4 

112,3 

1994 

87,2 

89,9 

78,8 

101,5 

105,1 

90,7 

94,3 

81,0 

106,2 

109,8 

1995 

89,9 

91,1 

83,8 

101,0 

105,5 

90,8 

91,2 

85,0 

104,4 

107,9 

1996 

86,9 

85,9 

82,8 

98,8 

102,9 

88,1 

87,8 

83,0 

100,5 

105,1 

1997 

88,7 

90,3 

83,3 

96,7 

101,1 

89,7 

92,3 

83,2 

97,8 

103,0 

1998 

92,7 

91,8 

90,7 

97,9 

102,2 

93,5 

93,8 

90,3 

98,5 

103,7 

1999 

92,8 

91,4 

91,7 

97,1 

101,3 

94,3 

95,0 

91,6 

97,7 

102,2 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

97,4 

96,2 

97,8 

99,3 

100,0 

96,5 

95,5 

97,0 

97,3 

98,4 

2002 

94,3 

94,3 

94,3 

91,6 

95,9 

93,2 

94,3 

92,5 

88,6 

94,0 

2003 l.Vj. 

95,5 

95,4 

96,0 

92,1 

96,6 

94,1 

94,5 

94,2 

88,5 

94,9 

2.Vj. 

92,0 

93,9 

93,1 

83,0 

84,6 

90,6 

93,0 

91,4 

79,3 

83,0 






Früheres Bundesgebiet 





1991 

98,2 

98,6 

93,2 

108,0 

114,2 

103,7 

101,2 

99,7 

119,9 

123,3 

1992 

96,3 

96,1 

90,2 

111,4 

115,3 

100,3 

99,4 

93,8 

120,0 

121,4 

1993 

85,9 

86,4 

77,0 

106,5 

110,4 

89,8 

91,2 

79,3 

112,2 

115,7 

1994 

89,1 

93,0 

78,7 

105,8 

107,7 

92,8 

97,7 

80,9 

110,6 

112,6 

1995 

91,1 

93,3 

83,4 

104,2 

107,8 

92,2 

93,5 

84,6 

107,7 

110,3 

1996 

88,1 

87,4 

83,4 

101,1 

104,8 

89,5 

89,5 

83,6 

103,0 

107,1 

1997 

89,7 

91,5 

83,8 

98,6 

102,4 

90,9 

93,8 

83,7 

99,8 

104,4 

1998 

93,4 

92,7 

91,2 

99,4 

103,2 

94,3 

94,9 

90,6 

100,0 

104,7 

1999 

93,2 

91,9 

91,9 

97,9 

102,0 

94,8 

95,6 

91,7 

98,6 

103,0 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

97,0 

95,6 

97,5 

99,0 

99,4 

96,1 

94,8 

96,8 

97,0 

97,8 

2002 

93,4 

93,1 

93,8 

91,1 

94,5 

92,3 

93,0 

92,0 

88,2 

92,7 

2003 l.Vj. 

94,7 

93,9 

95,7 

91,9 

95,2 

93,2 

93,0 

93,9 

88,4 

93,5 

2.Vj. 

90,4 

91,8 

91,9 

82,5 

82,5 

88,9 

90,8 

90,2 

78,8 

80,9 





Neue Bundesländer und Berlin-Ost 




1991 

50,0 

48,5 

50,2 

43,5 

62,4 

52,0 

48,6 

53,7 

48,9 

67,1 

1992 

49,8 

41,0 

59,0 

46,1 

59,4 

51,6 

42,0 

61,4 

50,6 

62,5 

1993 

55,8 

45,8 

67,0 

55,5 

59,7 

58,0 

48,2 

68,7 

59,4 

63,0 

1994 

68,3 

60,1 

79,9 

58,9 

66,1 

70,5 

62,5 

81,7 

62,4 

69,6 

1995 

77,0 

69,5 

88,1 

68,4 

72,0 

77,3 

69,0 

88,9 

71,4 

73,9 

1996 

73,1 

70,5 

75,7 

74,4 

75,2 

73,7 

71,6 

75,4 

76,3 

77,1 

1997 

77,7 

77,3 

77,4 

77,3 

81,9 

78,3 

78,7 

76,9 

78,6 

83,8 

1998 

84,6 

82,9 

86,3 

83,1 

87,4 

85,2 

84,3 

85,8 

83,9 

89,0 

1999 

88,4 

86,6 

90,0 

89,3 

90,4 

89,9 

89,8 

90,0 

90,0 

91,3 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

102,1 

102,6 

100,3 

102,4 

108,3 

101,1 

101,7 

99,6 

100,3 

106,4 

2002 

103,6 

106,1 

99,3 

97,2 

116,9 

102,7 

106,3 

97,7 

93,8 

114,5 

2003 l.Vj. 

104,7 

109,3 

98,6 

93,7 

118,1 

103,4 

108,7 

97,0 

89,9 

115,6 

2. Vj. 

109,7 

113,6 

107,0 

87,9 

116,8 

108,3 

113,3 

104,8 

84,2 

114,4 


1) Ohne Emährungsgewerbe und Tabakverarbeitung; ohne Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brut- 
stoffen. - 2) Einschließlich Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen. 
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Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe" 


c) Ausland (2000 = 100) 


Zeitraum 



Wertindex 



1 

1 

/olumenindex 


insgesamt 

1 Produzenten von | 

1 Produzenten von | 

Vor- 

leistungs- 

Investi- 

2) 

tions- ' 

Ge- 

brauchs- 

Ver- 

brauchs- 

insgesamt 

Vor- 

leistungs- 

Investi- 

tions-^^ 

Ge- 

brauchs- 

Ver- 

brauchs- 



1 gütem 1 

1 gütem 1 






Dentschland 





1991 

58,9 

62,6 

56,2 

78,7 

62,8 

63,6 

65,3 

62,2 

84,1 

67,3 

1992 

56,3 

59,7 

53,1 

74,1 

63,0 

60,3 

63,0 

57,5 

78,0 

66,6 

1993 

53,7 

57,7 

50,2 

66,4 

60,2 

57,5 

62,2 

53,6 

69,5 

63,3 

1994 

60,4 

67,0 

55,4 

72,2 

66,4 

64,1 

71,5 

58,5 

74,8 

69,8 

1995 

62,1 

68,8 

56,1 

78,1 

73,9 

64,6 

70,2 

59,1 

80,5 

76,7 

1996 

65,3 

70,1 

61,1 

71,5 

76,9 

67,9 

72,9 

63,5 

73,6 

78,6 

1997 

75,2 

81,3 

70,7 

77,6 

84,7 

77,2 

83,5 

72,3 

79,3 

85,8 

1998 

78,0 

79,3 

76,5 

79,9 

85,6 

79,7 

81,4 

77,9 

81,1 

86,2 

1999 

82,7 

82,9 

81,6 

85,1 

91,5 

84,9 

87,2 

82,7 

85,7 

92,2 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

98,8 

94,8 

100,3 

100,2 

107,3 

98,0 

94,1 

99,5 

99,0 

106,1 

2002 

102,3 

98,7 

103,6 

103,5 

111,1 

101,4 

99,1 

102,0 

102,3 

109,7 

2003 l.Vj. 

105,9 

105,4 

104,6 

98,1 

126,7 

104,6 

105,3 

102,8 

96,6 

124,9 

2.Vj. 

100,8 

98,5 

102,6 

92,2 

101,7 

99,6 

98,5 

100,6 

90,6 

100,3 






Früheres Bnndesgebiet 





1991 

59,4 

64,0 

55,5 

80,1 

62,0 

64,1 

66,8 

61,4 

85,5 

66,5 

1992 

57,5 

61,7 

53,7 

76,2 

63,2 

61,6 

65,1 

58,1 

80,1 

66,8 

1993 

54,8 

59,5 

51,0 

68,0 

60,6 

58,7 

64,2 

54,3 

71,1 

63,7 

1994 

61,9 

69,1 

56,7 

73,6 

66,9 

65,8 

73,7 

59,9 

76,2 

70,3 

1995 

63,2 

70,5 

57,1 

79,8 

74,5 

65,8 

72,0 

60,1 

82,2 

77,3 

1996 

66,7 

71,7 

62,4 

72,5 

77,1 

69,3 

74,6 

64,9 

74,6 

78,9 

1997 

76,4 

82,7 

71,8 

78,7 

84,9 

78,3 

84,9 

73,5 

80,4 

86,0 

1998 

78,3 

80,2 

76,4 

81,0 

85,9 

79,9 

82,3 

77,8 

82,1 

86,4 

1999 

82,9 

83,3 

81,6 

85,9 

91,8 

85,1 

87,7 

82,7 

86,4 

92,5 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

98,3 

93,7 

100,0 

100,6 

106,9 

97,4 

93,0 

99,2 

99,3 

105,8 

2002 

101,2 

97,2 

102,5 

103,8 

110,6 

100,3 

97,5 

100,9 

102,6 

109,2 

2003 l.Vj. 

104,3 

102,5 

103,8 

98,2 

126,0 

103,1 

102,3 

102,0 

96,7 

124,1 

2.Vj. 

100,0 

96,2 

102,6 

91,5 

100,7 

98,7 

96,1 

100,7 

90,0 

99,2 





Neue Bundesländer nnd Berlin-Ost 




1991 

55,0 

38,9 

69,0 

42,7 

89,6 

59,7 

40,7 

76,9 

47,1 

95,3 

1992 

30,9 

24,4 

37,3 

23,1 

53,5 

33,3 

26,0 

40,7 

25,0 

56,8 

1993 

29,5 

25,4 

32,2 

26,5 

45,5 

31,9 

28,0 

34,4 

28,4 

48,3 

1994 

28,3 

30,8 

25,0 

36,5 

48,5 

30,2 

33,1 

26,4 

38,8 

51,4 

1995 

36,6 

39,7 

33,4 

34,3 

50,6 

37,9 

40,4 

35,0 

36,0 

52,9 

1996 

35,9 

42,3 

28,4 

46,4 

66,9 

37,5 

44,3 

29,3 

48,2 

68,8 

1997 

49,9 

57,2 

42,6 

48,8 

74,6 

51,6 

59,2 

43,7 

50,3 

75,8 

1998 

72,1 

64,5 

79,2 

52,2 

76,1 

73,7 

66,8 

80,3 

53,1 

76,8 

1999 

77,6 

74,6 

80,4 

67,7 

80,9 

79,8 

78,7 

81,2 

68,5 

81,7 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

110,5 

114,1 

108,0 

90,7 

120,8 

109,6 

113,2 

107,2 

89,2 

119,3 

2002 

126,9 

125,2 

129,6 

95,7 

131,1 

126,3 

126,1 

128,1 

93,7 

129,5 

2003 l.Vj. 

138,6 

156,7 

125,1 

95,6 

154,5 

138,1 

157,7 

123,5 

93,3 

152,2 

2.Vj. 

118,0 

138,6 

100,4 

107,7 

141,2 

117,5 

139,8 

98,6 

105,3 

139,5 


1) Ohne Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung; ohne Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brut- 
stoffen. - 2) Einschließlich Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen. 
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Tabelle 51* 


Umsatz im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe" 

Mio Euro 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe 

Bergbau, 
Gewinnung 
von Steinen 
und Erden 

Verarbei- 

tendes 

Gewerbe 

Produzenten von 

Vorleistungs- 

Investitions- 

Gebrauchs- 

Verbrauchs- 

Energie^* 

gütem 





Insgesamt 




1995 

1 060 249 

20 711 

1 039 538 

383 940 

339 163 

49 342 

215 874 

71 929 

1996 

1 063 127 

14 999 

1 048 128 

373 109 

354 057 

47 457 

216 992 

71 511 

1997 

1 117 788 

13 092 

1 104 696 

386 120 

385 885 

47 289 

221 959 

76 535 

1998 

1 161 054 

11 906 

1 149 148 

390 394 

428 767 

48 664 

232 573 

60 656 

1999 

1 196 314 

11 538 

1 184 776 

390 103 

456 606 

49 334 

236 139 

64 132 

2000 

1 306 664 

12 190 

1 294 474 

433 659 

496 988 

51 965 

245 033 

79 018 

2001 

1 346 352 

13 337 

1 333 016 

434 536 

520 917 

53 156 

248 349 

89 395 

2002 

1 326 367 

12 347 

1 314 020 

431 343 

518 722 

49 807 

240 547 

85 949 

2002 l.Vj. 

318 526 

3 140 

315 386 

104 246 

121 704 

12 643 

59 548 

20 384 

2.Vj. 

332 008 

3 050 

328 958 

110 041 

128 834 

12 289 

58 977 

21 867 

3.Vj. 

334 179 

3 043 

331 136 

110415 

128 778 

12 032 

60 960 

21 993 

4.Vj. 

341 655 

3 115 

338 541 

106 641 

139 406 

12 842 

61 061 

21 705 

2003 l.Vj. 

326 701 

2 798 

323 903 

107 624 

125 520 

12 372 

60 417 

20 767 

2.Vj. 

331 735 

2 923 

328 812 

109 340 

129 172 

11 477 

61 037 

20 710 





Inland 




1995 

759 411 

19 563 

739 848 

269 317 

196 005 

37 666 

186 437 

69 987 

1996 

747 530 

13 877 

733 653 

256 116 

199 719 

36 254 

185 906 

69 535 

1997 

761 537 

12 570 

748 967 

257 587 

206 268 

35 261 

188 200 

74 221 

1998 

775 967 

11 392 

764 575 

261 911 

226 663 

36 150 

192 882 

58 361 

1999 

787 642 

11 014 

776 628 

260 349 

235 282 

35 871 

194 756 

61 385 

2000 

832 666 

11 658 

821 008 

276 622 

244 702 

36 297 

199 609 

75 435 

2001 

848 003 

12 766 

835 237 

276 203 

249 183 

36 048 

201 205 

85 363 

2002 

821 859 

11 731 

810 128 

265 850 

244 112 

33 245 

195 760 

82 892 

2002 l.Vj. 

196 634 

2 978 

193 656 

63 589 

56 447 

8 572 

48 414 

19 612 

2.Vj. 

205 973 

2 893 

203 079 

67 531 

61 113 

8 154 

48 089 

21 086 

3.Vj. 

208 043 

2 895 

205 148 

68 884 

60 607 

7 985 

49 364 

21 202 

4.Vj. 

211 210 

2 965 

208 245 

65 846 

65 945 

8 534 

49 893 

20 992 

2003 l.Vj. 

200 290 

2 587 

197 703 

64 756 

58 778 

8 408 

48 357 

19 992 

2.Vj. 

206 680 

2 709 

203 971 

67 310 

62 180 

7 675 

49 446 

20 068 





Ausland 




1995 

300 838 

1 148 

299 690 

1 14 623 

143 158 

11 677 

29 437 

1 943 

1996 

315 597 

1 122 

314 475 

116 993 

154 339 

11 203 

31 086 

1 977 

1997 

356 251 

522 

355 730 

128 533 

179 618 

12 027 

33 759 

2 314 

1998 

385 087 

514 

384 573 

128 483 

202 104 

12 514 

39 691 

2 295 

1999 

408 672 

524 

408 148 

129 754 

221 324 

13 463 

41 383 

2 747 

2000 

473 999 

532 

473 466 

157 037 

252 286 

15 668 

45 424 

3 583 

2001 

498 350 

571 

497 779 

158 332 

271 734 

17 108 

47 144 

4 032 

2002 

504 509 

617 

503 892 

165 493 

274 610 

16 562 

44 787 

3 057 

2002 l.Vj. 

121 892 

162 

121 729 

40 657 

65 258 

4 072 

11 134 

772 

2.Vj. 

126 035 

157 

125 879 

42 510 

67 721 

4 135 

10 888 

781 

3.Vj. 

126 136 

148 

125 988 

41 531 

68 171 

4 047 

11 597 

791 

4.Vj. 

130 445 

150 

130 296 

40 795 

73 460 

4 309 

11 168 

713 

2003 l.Vj. 


211 

126 200 

■n 

66 743 

3 964 



2.Vj. 



124 841 


66 992 

3 802 




1) Ab Januar 2003 wurde der Berichtskreis um eine größere Anzahl von Betrieben erweitert. Nach der Klassifizierung der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 2003 (WZ 2003). - 2) Die Angaben der Betriebe des Abschnittes E der WZ 2003, die klassifikatorisch auch der neuen Hauptgruppe 
Energie zuzurechnen wären, sind nicht enthalten. 
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Tabelle 52* 

Index der Nettoproduktion im Produzierenden Gewerbe" 

Index 1995 = 100 







Davon 





1 Darunter: ausgewählte Zweige | 






Industrie 



Vorberei- 



Büroma- 
schinen, 
DV; Elek- 
trotech- 
nik, Fein- 
mechanik 
und Optik 




Produ- 



davon 



tende 




Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

zieren- 
des Ge- 
werbe 
(ohne 
Bau) 

zu- 

sammen 

Vorleis- 

tungs-^^ 

Investi- 

tions-^^ 

Ge- 

brauchs- 

Ver- 

brauchs-"*^ 

Energie^* 

Baustel- 

lenar- 

beiten, 

Hoch- 

und 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe®^ 

Ma- 

schinen- 

bau 

Fahr- 

zeugbau 






güterproduzenten | 






Gewicht 1995 

100 

88,22 

79,66 

32,47 

28,06 

3,87 

Deutschland 

15,26 8,56 

11,78 

79,54 

11,66 

10,95 

10,81 

1991 

103,6 

106,2 

106,2 

100,6 

110,8 

119,5 

106,6 

105,9 

84,7 

106,1 

117,9 

107,3 

110,0 

1992 

103,2 

104,6 

104,7 

100,3 

108,3 

114,1 

105,3 

104,0 

92,9 

104,7 

111,8 

103,8 

111,5 

1993 

96,1 

96,4 

95,9 

93,8 

94,3 

108,3 

100,7 

100,7 

94,1 

95,9 

98,2 

96,0 

92,8 

1994 

99,6 

99,3 

99,3 

100,0 

97,1 

107,9 

99,8 

99,3 

102,0 

99,2 

97,2 

100,7 

100,1 

1995 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1996 

99,8 

100,6 

100,4 

99,5 

101,8 

97,8 

100,4 

103,2 

93,4 

100,4 

100,6 

102,2 

102,0 

1997 

102,4 

104,1 

104,4 

105,2 

106,4 

97,2 

100,8 

101,5 

89,7 

104,4 

104,7 

108,1 

108,1 

1998 

106,4 

109,0 

109,9 

108,8 

116,6 

101,2 

102,0 

100,4 

87,3 

110,0 

110,0 

117,0 

123,8 

1999 

108,3 

111,0 

112,1 

111,3 

118,8 

101,8 

104,4 

100,1 

88,2 

112,2 

108,1 

122 

128,2 

2000 

113,5 

117,3 

119,2 

117,0 

131,0 

105,7 

105,8 

99,8 

84,9 

119,3 

115,3 

140,0 

141,0 

2001 

112,9 

117,4 

119,5 

115,9 

133,7 

106,4 

104,6 

98,0 

78,9 

119,6 

117,4 

142,2 

146,6 

2002 

111,3 

116,0 

117,9 

115,8 

130,4 

98,5 

104,3 

98,2 

76,4 

118,0 

113,4 

135,0 

147,9 

2003 l.Vj. 

108,2 

115,7 

116,4 

114,9 

129,0 

97,3 

101,1 

109,3 

52,3 

116,6 

105,4 

136,3 

155,4 

2.Vj. 

110,9 

115,3 

117,3 

117,4 

128,6 

89,2 

103,4 

97,0 

77,6 

117,3 

108,3 

133,6 

150,3 

Gewicht 1995 

WO 

89,98 

81,70 

33,17 

29,12 

Früheres Bundesgebiet 

4,02 15,39 8,28 

10,02 

81,68 

12,20 

11,44 

11,36 

1991 

105,8 

107,1 

107,7 

102,6 

111,6 

120,9 

107,9 

101,1 

94,9 

107,6 

116,3 

108,4 

111,0 

1992 

105,3 

105,8 

106,2 

102,5 

108,9 

115,6 

106,4 

102,0 

101,6 

106,1 

110,5 

105,0 

112,2 

1993 

97,2 

96,9 

96,7 

95,3 

94,2 

109,4 

101,8 

99,0 

99,6 

96,8 

97,0 

96,8 

92,5 

1994 

100,0 

99,5 

99,7 

100,6 

97,2 

108,5 

100,2 

98,2 

104,0 

99,7 

97,5 

101,0 

99,7 

1995 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1996 

99,6 

100,4 

100,1 

99,2 

101,6 

97,2 

99,6 

103,6 

92,5 

100,1 

100,5 

101,7 

102,2 

1997 

102,1 

103,6 

103,7 

104,7 

106,1 

95,9 

99,3 

102,2 

89,0 

103,8 

104,4 

106,8 

108,4 

1998 

106,2 

108,2 

108,9 

107,8 

116,1 

99,5 

100,2 

101,2 

87,8 

109,0 

109,7 

115,4 

123,6 

1999 

107,7 

109,8 

110,7 

109,5 

118,0 

99,4 

102,3 

100,7 

89,2 

110,6 

107,6 

119,9 

127,8 

2000 

112,9 

115,7 

117,2 

114,5 

130,0 

102,7 

102,9 

100,0 

87,5 

117,2 

114,8 

136,7 

140,2 

2001 

112,1 

115,4 

117,2 

112,9 

132,4 

102,8 

101,3 

97,8 

82,2 

117,2 

116,6 

138,3 

145,4 

2002 

110,2 

113,5 

115,0 

112,3 

128,7 

95,0 

100,3 

98,0 

80,6 

115,1 

112,5 

130,1 

146,3 

2003 l.Vj. 

107,5 

113,2 

113,6 

111,5 

127,3 

93,9 

97,4 

109,1 

56,2 

113,7 

104,5 

131,2 

153,4 

2.Vj. 

109,4 

112,4 

114,0 

113,2 

127,1 

85,9 

98,3 

96,7 

82,8 

114,0 

107,3 

128,9 

148,7 

Gewicht 1995 

100 

67,85 

56,05 

24,33 

Neue Bundesländer und Berl 

15,76 2,17 13,79 11,80\ 

in-Ost 

32,15 

54,80 

5,44 

5,23 

4,44 

1991 

78,0 

92,8 

81,2 

69,0 

93,2 

90,5 

88,7 

145,1 

48,1 

79,7 

159,2 

78,3 

78,8 

1992 

78,6 

87,0 

79,7 

65,3 

93,8 

81,6 

90,1 

120,3 

61,4 

79,1 

144,3 

73,0 

89,2 

1993 

83,3 

87,6 

81,8 

69,4 

97,5 

86,5 

85,0 

114,4 

74,4 

81,5 

129,0 

74,2 

103,0 

1994 

95,4 

95,5 

92,7 

89,5 

95,6 

95,8 

94,8 

108,5 

95,0 

91,3 

91,5 

94,9 

112,9 

1995 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1996 

102,0 

104,5 

105,5 

103,0 

103,7 

111,6 

111,2 

99,9 

96,6 

105,9 

103,4 

116,3 

94,4 

1997 

105,4 

111,7 

115,0 

112,5 

112,4 

124,8 

120,8 

96,0 

92,2 

115,6 

111,4 

140,3 

100,7 

1998 

109,4 

120,8 

126,5 

126,1 

126,8 

137,9 

125,0 

94,0 

85,2 

127,6 

118,8 

158,0 

129,2 

1999 

115,3 

129,7 

136,9 

138,1 

137,1 

153,9 

131,8 

95,3 

84,8 

138,3 

120,8 

183,8 

139,7 

2000 

121,5 

143,3 

152,8 

157,1 

153,3 

169,0 

142,1 

98,3 

75,6 

154,9 

129,6 

223,7 

164,6 

2001 

122,6 

149,0 

159,5 

162,2 

162,6 

183,4 

147,3 

99,4 

66,9 

161,9 

138,7 

242,5 

182,5 

2002 

124,7 

154,8 

166,3 

170,5 

167,2 

174,1 

156,6 

99,8 

61,4 

168,8 

136,3 

260,8 

194,5 

2003 l.Vj. 

116,7 

154,0 

163,2 

169,2 

165,3 

172,0 

148,6 

110,7 

37,9 

166,2 

125,7 

267,7 

214,4 

2.Vj. 

127,3 

159,8 

172,6 

183,7 

160,2 

158,4 

169,5 

99,0 

58,6 

174,9 

133,4 

254,8 

199,1 


1) Aufgrund einer EU-Verordnung sind die Hauptgruppen des Produzierenden Gewerbes neu abgegrenzt und EU-weit vereinheitlicht worden. 


Nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ93). - 2) Einschließlich Erzbergbau, Gewinnung von Steinen und Erden. - 
3) Einschließlich Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen. - 4) Einschließlich Druckgewerbe. - 5) Energieversorgung sowie insbe- 
sondere Kohlenbergbau, Gewinnung von Erdöl und Erdgas, Mineralölverarbeitung. - 6) Industrie (79,66 vH) ohne Erzbergbau, Gewinnung 
von Steinen und Erden, sonstiger Bergbau (0,56 vH) und einschließlich Kokerei, Mineralölverarbeitung, Spalt- und Brutstoffen (0,44 vH). 
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Tabelle 53* 

Beschäftigte und geleistete Arbeitsstunden im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe'* 




Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe 

Zeitraum 

Ins- 

Bergbau, Gewin- 

Verarbeitendes 

Gewerbe 

Produzenten von 

gesamt 

nung von Steinen 

Vorleistungs- 

Investitions- 

Gebrauchs- 

Verbrauchs- 

Energie^* 



und Erden 

gütem 





Beschäftigte 

Tausend Personen 




1995 

6 778 

186 

6 593 

2 598 

2415 

374 

1 219 

173 

1996 

6 520 

167 

6 353 

2 496 

2 337 

354 

1 179 

153 

1997 

6311 

148 

6 163 

2410 

2 287 

333 

1 141 

140 

1998 

6 405 

138 

6 267 

2 395 

2 350 

328 

1 201 

130 

1999 

6 368 

129 

6 239 

2 357 

2 374 

320 

1 197 

121 

2000 

6 375 

118 

6 257 

2 364 

2 388 

314 

1 197 

111 

2001 

6 393 

108 

6 285 

2 382 

2 425 

310 

1 173 

102 

2002 

6 209 

100 

6 109 

2312 

2 388 

295 

1 118 

96 

2002 l.Vj. 

6 250 

101 

6 149 

2 327 

2 399 

302 

1 124 

97 

2. Vj. 

6 207 

101 

6 106 

2314 

2 384 

297 

1 116 

96 

3. Vj. 

6217 

100 

6 117 

2314 

2 393 

293 

1 122 

95 

4. Vj. 

6 161 

99 

6 062 

2 292 

2 377 

289 

1 109 

94 

2003 l.Vj. 

6 168 

97 

6 071 

2 280 

2 395 

284 

1 116 

93 

2. Vj. 

6 135 

98 

6 038 

2 274 

2 383 

280 

1 106 

92 





Arbeiter 








Tausend Personen 




1995 

4 373 

137 

4 237 

1 744 

1 531 

261 

719 

119 

1996 

4 168 

121 

4 047 

1 660 

1 478 

243 

682 

105 

1997 

4 021 

107 

3 914 

1 601 

1 446 

227 

652 

95 

1998 

4 085 

99 

3 986 

1 608 

1 494 

224 

672 

87 

1999 

4 035 

92 

3 944 

1 585 

1 490 

217 

664 

80 

2000 

4 027 

84 

3 943 

1 589 

1 493 

213 

658 

74 

2001 

4 023 

76 

3 947 

1 593 

1 512 

209 

644 

66 

2002 

3 864 

71 

3 794 

1 523 

1 467 

196 

617 

61 

2002 l.Vj. 

3 897 

71 

3 826 

1 535 

1 479 

202 

619 

62 

2. Vj. 

3 865 

71 

3 794 

1 525 

1 466 

197 

615 

61 

3. Vj. 

3 874 

71 

3 803 

1 527 

1 471 

194 

622 

60 

4. Vj. 

3 822 

70 

3 752 

1 505 

1 454 

191 

612 

60 

2003 l.Vj. 

3 813 

68 

3 745 

1 495 

1 458 

188 

613 

59 

2. Vj. 

3 792 

68 

3 724 

1 494 

1 448 

184 

609 

58 




Geleistete Arbeitsstunden^* 








Mio 





1995 

10 670 

270 

10 400 

4 168 

3 752 

565 

1 944 

243 

1996 

10 142 

240 

9 902 

3 944 

3 576 

533 

1 881 

212 

1997 

9 861 

212 

9 649 

3 839 

3 518 

496 

1 818 

194 

1998 

10 098 

199 

9 899 

3 848 

3 650 

498 

1 924 

180 

1999 

9 979 

188 

9 792 

3 766 

3 646 

485 

1 916 

168 

2000 

9 992 

165 

9 827 

3 786 

3 674 

475 

1 909 

148 

2001 

9 870 

151 

9719 

3 751 

3 668 

459 

1 858 

136 

2002 

9 479 

140 

9 339 

3 617 

3 546 

431 

1 760 

127 

2002 l.Vj. 

2 406 

35 

2 371 

913 

902 

114 

444 

34 

2. Vj. 

2 381 

36 

2 345 

913 

890 

108 

436 

32 

3. Vj. 

2 351 

36 

2315 

901 

874 

103 

442 

31 

4. Vj. 

2 342 

33 

2 309 

889 

880 

106 

438 

30 

2003 l.Vj. 

2 385 

35 


892 

922 

107 

430 

34 

2. Vj. 

2 308 

34 


874 

884 


418 

32 


1) Betriebe mit im Allgemeinen 20 Beschäftigten und mehr nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003). Ab Januar 
2003 wurde der Berichtskreis um eine größere Anzahl von Betrieben erweitert. - 2) Die Angaben der Betriebe des Abschnittes E der WZ 2003, 
die klassifikatorisch auch der neuen Hauptgruppe Energie zuzurechnen wären, sind nicht enthalten. - 3) Geleistete Arbeiterstunden je beschäftig- 
ten Arbeiter multipliziert mit den Beschäftigten. Ab 2003 Arbeitsstunden aller Beschäftigten. 
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Tabelle 54* 

Kapazitätsauslastung im Verarbeitendeu Gewerbe'* 


Zeitraum 

1 Früheres Bundesgebiet | 

1 Neue Bundesländer und Berlin-Ost | 

Verarbei- 

tendes 

Gewerbe^^ 

Grund- 
stoff- und 

Produk- 

tionsgüter- 

gewerbe^^ 

Investi- 

tions- 

güterpro- 

duzie- 

rendes 

Gewerbe 

Ver- 

brauchs- 

güter 

produzie- 

rendes 

Gewerbe 

Nahrungs- 

und 

Genuss- 

mittel- 

gewerbe 

Verarbei- 

tendes 

Gewerbe^^ 

Grund- 
stoff- und 

Produk- 

tionsgüter- 

gewerbe^^ 

Investi- 

tions- 

güterpro- 

duzie- 

rendes 

Gewerbe 

Ver- 

brauchs- 

güter 

produzie- 

rendes 

Gewerbe 

Nahrungs- 

und 

Genuss- 

mittel- 

gewerbe 

1980 

82,3 

77,5 

84,9 

84,7 

81,5 






1981 

79,2 

73,9 

81,3 

81,9 

81,2 





yy^ 

1982 

76,8 

71,1 

78,3 

80,0 

80,1 






1983 

78,6 

75,1 

78,0 

83,9 

80,2 






1984 

80,3 

80,4 

78,7 

85,5 

78,5 






1985 

83,7 

81,7 

85,5 

86,1 

79,6 






1986 

84,1 

81,3 

86,4 

86,8 

80,0 



>< 



1987 

83,8 

82,3 

84,6 

87,3 

79,7 






1988 

86,1 

86,7 

86,1 

88,1 

81,5 






1989 

88,3 

88,8 

89,0 

89,8 

82,7 






1990 

89,4 

88,4 

90,2 

90,5 

86,6 






1991 

87,3 

85,8 

88,1 

89,0 

85,9 






1992 

83,4 

82,3 

84,0 

84,7 

82,5 






1993 

78,8 

78,6 

77,1 

82,0 

81,7 

72,6 

67,3 

72,5 

77,2 

79,4 

1994 

82,7 

85,1 

80,9 

84,2 

81,4 

76,6 

77,5 

75,9 

78,8 

76,0 

1995 

84,8 

85,7 

85,3 

82,9 

82,4 

78,7 

81,3 

77,3 

S0,5 

78,3 

1996 

82,5 

81,7 

83,6 

81,3 

81,4 

77,4 

76,5 

76,5 

79,4 

80,1 

1997 

85,7 

86,9 

86,4 

83,9 

81,8 

80,0 

78,7 

79,8 

80,1 

81,9 

1998 

86,2 

85,6 

88,1 

84,7 

81,3 

81,9 

80,0 

82,6 

81,1 

82,6 

1999 

85,4 

85,8 

86,6 

83,5 

81,4 

82,2 

79,9 

83,2 

82,4 

81,2 

2000 

87,1 

87,9 

88,7 

85,1 

80,5 

83,7 

82,8 

84,7 

83,4 

81,1 

2001 

84,6 

83,7 

86,7 

82,7 

81,1 

81,4 

80,1 

81,7 

81,8 

81,5 

2002 

83,3 

84,6 

84,3 

80,4 

79,9 

79,8 

79,7 

80,7 

76,7 

80,2 

1 999 Mrz 

84,7 

83,9 

86,6 

82,9 

81,4 

82,6 

80,6 

84,0 

81,8 

81,6 

Jun 

84,9 

85,2 

86,2 

83,2 

81,0 

82,4 

79,3 

83,6 

83,0 

80,9 

Sep 

85,6 

86,3 

86,7 

83,6 

82,0 

81,7 

79,4 

82,6 

82,3 

80,3 

Dez 

86,4 

88,1 

87,1 

84,3 

81,4 

81,7 

80,0 

82,7 

81,8 

81,3 

2000 Mrz 

87,1 

88,9 

88,0 

85,4 

80,4 

82,3 

80,6 

83,1 

83,0 

80,6 

Jun 

87,3 

87,7 

88,8 

85,3 

81,7 

83,2 

81,8 

84,7 

81,6 

81,4 

Sep 

87,0 

87,5 

88,9 

85,2 

80,0 

84,4 

83,2 

85,5 

84,0 

81,3 

Dez 

87,1 

87,8 

89,3 

84,5 

79,8 

84,5 

85,3 

85,3 

84,2 

80,4 

2001 Mrz 

86,4 

86,1 

88,6 

83,8 

81,4 

83,7 

82,8 

85,0 

82,8 

80,6 

Jun 

85,0 

84,3 

87,2 

82,9 

79,9 

82,2 

81,4 

82,1 

84,0 

80,5 

Sep 

84,1 

83,2 

86,0 

82,1 

81,4 

80,4 

80,2 

80,2 

80,5 

82,1 

Dez 

82,9 

81,2 

84,8 

81,9 

81,2 

79,2 

76,2 

79,4 

79,5 

82,6 

2002 Mrz 

82,8 

82,8 

84,3 

80,7 

79,6 

78,5 

78,5 

78,3 

77,5 

81,0 

Jun 

83,6 

84,7 

84,7 

80,8 

80,1 

79,7 

79,1 

80,6 

75,7 

81,8 

Sep 

83,3 

85,0 

84,1 

80,2 

79,3 

80,2 

79,3 

81,5 

76,9 

79,1 

Dez 

83,5 

86,0 

83,9 

79,9 

80,4 

80,9 

82,2 

82,2 

76,7 

78,9 

2003 Mrz 

83,2 

84,9 

83,6 

80,6 

80,4 

81,8 

81,4 

83,6 

77,9 

79,8 

Jun 

81,9 

83,2 

82,2 

80,0 

80,1 

80,6 

81,7 

81,7 

78,0 

77,6 

Sep 

82,4 

82,2 

83,6 

80,7 

80,3 

81,2 

81,8 

82,4 

77,7 

79,7 


1) Betriebliche Vollausnutzung = 100 vH. Vierteljahresangaben saisonbereinigt mit dem Berliner Verfahren (Stützzeitraum März 1993 bis 
September 2003). - 2) Ohne Chemische Industrie. 


Quelle fiir Grundzahlen: Ifo 
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Tabelle 55=1 


Baugenehmigungen 


Genehmigungen für Hochbauten 



1 Rauminhalt"^’ | 

1 veranschlagte Kosten des Bauwerkes^’ | 




1 Nichtwohngebäude | 



1 Nichtwohngebäude | 

Zeitraum^^ 

insgesamt 

Wohngebäude 

nicht- 

öffentliche 

Bauherren'** 

Öffentliche 

Bauherren^^ 

insgesamt 

Wohngebäude 

nicht- 

öffentliche 

Bauherren'** 

Öffentliche 

Bauherren^^ 


1 1 000 cbm 1 

1 Mio Euro | 





Früheres Bundesgebiet 




1950 


140 665 


1 


2 681 



1955 

309 971 

195 519 

114 452 

7 919 

5 145 

2 774 

1960 

392 427 

234 427 

158 000 

14 056 

8 821 

5 235 

1961 

422 657 

247 872 

174 075 

16 200 

10 150 

6 051 

1962 

425 658 

252 434 

135 881 

37 343 

17 730 

11 338 

3 959 

2 432 

1963 

383 725 

229 774 

115 015 

38 936 

17 481 

11 165 

3 582 

2 734 

1964 

429 634 

246 181 

139 465 

43 988 

20 829 

12 985 

4 618 

3 226 

1965 

441 164 

259 257 

137 138 

44 769 

22 946 

14 589 

4 849 

3 507 

1970 

497 264 

266 573 

184 841 

45 850 

30 196 

18 166 

7 822 

4 208 

1971 

542 377 

313 124 

180 151 

49 102 

37 625 

24 036 

8 649 

4 940 

1972 

567 238 

343 057 

178 182 

45 999 

44 602 

29 257 

10 108 

5 238 

1973 

520 450 

303 315 

173 875 

43 260 

43 940 

28 495 

10 183 

5 262 

1974 

388 207 

209 250 

123 953 

55 004 

36 924 

21 456 

7 911 

7 557 

1975 

384 504 

190 694 

141 211 

52 599 

37 974 

20 698 

9 613 

7 663 

1976 

374 089 

210 227 

128 309 

35 553 

37 252 

23 692 

8 466 

5 093 

1977 

353 043 

205 056 

118 581 

29 406 

36 460 

23 915 

7 993 

4 553 

1978 

421 217 

247 614 

137 520 

36 083 

45 265 

30 259 

9 405 

5 601 

1979 

395 667 

227 956 

137 349 

30 362 

45 840 

30 676 

9 830 

5 334 

1980 

389 153 

215 351 

141 121 

32 681 

49 412 

31 558 

11 359 

6 495 

1981 

343 740 

189 110 

125 895 

28 735 

47 713 

30 605 

11 090 

6 018 

1982 

305 900 

165 352 

117 185 

23 363 

45 496 

28 647 

11 523 

5 326 

1983 

364 486 

202 712 

141 847 

19 927 

55 269 

35 985 

14 294 

4 990 

1984 

279 231 

159 632 

102 491 

17 108 

44 081 

29 306 

10 340 

4 435 

1985 

252 933 

125 018 

109 684 

18 231 

39 089 

23 313 

10 976 

4 799 

1986 

257 004 

116 709 

120 717 

19 578 

40 197 

21 966 

12 794 

5 438 

1987 

252 091 

107 700 

123 619 

20 772 

39 395 

20 578 

13 107 

5 710 

1988 

275 774 

120 722 

133 898 

21 154 

45 122 

23 517 

15 035 

6 571 

1989 

320 196 

145 684 

156 196 

18316 

51 290 

28 591 

17 417 

5 283 

1990 

370 394 

181 361 

169 424 

19 609 

63 263 

37 095 

19 864 

6 304 

1991 

372 057 

179 517 

173 169 

19 371 

66 996 

38 896 

21 451 

6 650 

1992 

387 406 

204 799 

163 578 

19 029 

76 313 

46 347 

23 183 

6 783 

1993 

398 048 

232 374 

146 297 

19 377 

83 987 

55 097 

22 194 

6 697 





Deutschland 




1994 

556 997 

313 709 

218 266 

25 022 

120 682 

77 645 

33 555 

9 482 

1995 

500 695 

271 965 

204 887 

23 843 

111 506 

70 876 

31 710 

8919 

1996 

473 309 

254 195 

197 970 

21 144 

105 345 

67 785 

29 397 

8 162 

1997 

448 725 

243 746 

183 455 

21 524 

99 148 

64 662 

25 926 

8 561 

1998 

456 313 

233 929 

198 869 

23 515 

96 273 

62 034 

25 399 

8 840 

1999 

451 948 

225 995 

204 209 

21 744 

92 066 

58 967 

25 398 

7 700 

2000 

408 887 

186 511 

200 398 

21 978 

81 103 

48 574 

24 932 

7 597 

2001 

386 507 

160 252 

206 040 

20 215 

74 428 

41 782 

25 260 

7 386 

2002 

347 334 

156 267 

170 727 

20 340 

69 975 

40 844 

21 763 

7 368 

2003 l.Vj. 

94 100 

54 746 

34 847 

4 507 

19 713 

13 884 

4 399 

1 431 

2.Vj. 

90 054 

39 981 

45 650 

4 423 

17 844 

10 517 

5 731 

1 596 


1) Von 1950 bis 1959 ohne Saarland und Berlin (West). - 2) Ab 1963 nur Neubau und Wiederaufbau (einschließlich Umbau ganzer Gebäude). - 
3) Alle Baumaßnahmen. - 4) Unternehmen und private Haushalte. - 5) Gebietskörperschaften einschließlich Sozialversicherung und Organisa- 
tionen ohne Erwerbszweck. 
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Tabelle 56* 

Auftragseingang im Bauhauptgewerbe nach Bauarten'’ 


a) Wertindex 2000 =100 


Zeitraum 

Insgesamt 

1 Hochbau | 

1 Tiefbau | 

zusammen 

Wohnungs- 

bau 

gewerb- 

licher 

Hochbau^^ 

Öffentlicher 

Hochbau^^ 

zusammen 

Straßen- 

bau 

gewerb- 

licher 

Tiefbau^’ 

öffentlicher 

Tiefbau'* 






Deutschland 





1991 

103,8 

104,5 

86,4 

115,5 

118,5 

102,7 

96,2 

99,6 

112,2 

1992 

117,1 

118,8 

101,3 

130,2 

129,6 

114,7 

101,6 

120,8 

122,5 

1993 

125,5 

130,7 

131,1 

130,4 

131,1 

118,2 

97,0 

121,9 

136,2 

1994 

137,0 

147,9 

162,8 

137,8 

140,2 

121,9 

102,7 

127,4 

136,5 

1995 

133,1 

142,9 

152,9 

135,6 

140,0 

119,6 

102,5 

125,1 

132,0 

1996 

122,6 

133,3 

154,9 

118,5 

123,2 

107,8 

96,7 

116,6 

111,0 

1997 

112,2 

117,6 

133,5 

104,4 

118,3 

104,9 

96,1 

112,2 

107,1 

1998 

111,9 

112,8 

126,0 

100,9 

117,2 

110,6 

102,5 

116,5 

113,5 

1999 

109,6 

111,5 

119,8 

104,1 

114,1 

106,9 

103,3 

111,2 

106,8 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

94,5 

91,8 

82,9 

97,9 

95,8 

98,4 

99,0 

95,1 

100,7 

2002 

88,6 

80,8 

72,7 

84,9 

90,0 

99,5 

99,9 

105,1 

94,0 

2003 l.Vj. 

69,6 

64,6 

60,8 

67,1 

66,1 

76,6 

74,8 

80,8 

74,6 

2.Vj. 

86,3 

74,4 

70,6 

74,3 

86,1 

102,8 

108,0 

109,0 

91,7 





Früheres Bundesgebiet 




1991 

115,5 

113,6 

100,1 

119,8 

129,7 

118,3 

110,0 

119,2 

125,6 

1992 

123,0 

121,8 

114,0 

123,9 

137,6 

124,7 

113,0 

134,6 

127,7 

1993 

124,9 

127,3 

137,6 

117,6 

135,7 

121,3 

101,4 

124,3 

137,9 

1994 

130,0 

136,9 

157,9 

120,4 

139,3 

119,8 

103,5 

121,6 

134,0 

1995 

123,0 

127,5 

136,4 

118,9 

135,3 

116,4 

103,2 

114,6 

130,5 

1996 

111,9 

116,8 

133,2 

104,3 

117,1 

104,8 

94,0 

113,9 

107,4 

1997 

105,8 

107,3 

119,6 

96,4 

114,3 

103,7 

95,6 

110,3 

105,8 

1998 

106,7 

104,7 

113,8 

95,6 

113,4 

109,7 

99,9 

118,3 

111,8 

1999 

107,6 

107,6 

114,8 

101,5 

110,0 

107,7 

102,8 

112,1 

108,7 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

97,5 

95,6 

87,6 

101,0 

98,1 

100,2 

99,5 

97,5 

103,2 

2002 

90,8 

85,1 

79,6 

87,8 

91,4 

99,3 

100,5 

105,6 

92,8 

2003 l.Vj. 

72,2 

68,0 

67,0 

68,9 

68,1 

78,4 

76,9 

81,7 

77,1 

2.Vj. 

87,3 

77,4 

77,0 

76,2 

83,3 

101,9 

108,6 

107,0 

91,0 





Neue Bundesländer und Berlin-Ost 




1991 

66,5 

72,4 

44,5 

97,1 

86,2 

59,8 

60,0 

52,0 

68,4 

1992 

98,3 

108,0 

62,4 

157,6 

106,4 

87,4 

72,0 

87,2 

105,8 

1993 

127,3 

142,9 

111,5 

185,7 

117,7 

109,6 

85,6 

116,1 

130,9 

1994 

159,4 

187,3 

177,8 

213,7 

143,1 

127,8 

100,5 

141,5 

144,8 

1995 

165,3 

197,7 

203,3 

207,8 

154,0 

128,5 

100,5 

150,8 

136,7 

1996 

156,6 

192,3 

221,1 

180,1 

140,9 

116,1 

103,9 

123,2 

122,7 

1997 

132,5 

154,1 

176,3 

139,1 

130,0 

108,1 

97,5 

116,8 

111,0 

1998 

128,5 

141,8 

163,4 

123,6 

128,1 

113,3 

109,6 

112,1 

119,3 

1999 

115,9 

125,5 

134,7 

115,4 

126,2 

104,9 

104,7 

109,1 

100,4 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

85,2 

78,0 

68,4 

84,2 

89,1 

93,4 

97,7 

89,5 

92,8 

2002 

81,6 

65,3 

51,9 

72,4 

85,7 

100,0 

98,2 

103,8 

97,9 

2003 l.Vj. 

61,2 

52,1 

42,1 

59,7 

60,3 

71,6 

69,2 

78,6 

66,5 

2.Vj. 

83,1 

63,7 

51,1 

66,0 

94,2 

105,0 

106,2 

113,6 

93,9 


1) „Hoch- und Tiefbau“ sowie „Vorbereitende Baustellenarbeiten“ nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003). 

2) Gewerblicher und industrieller Bau für Unternehmen, Bauten für Unternehmen der Deutschen Bahn AG, Deutschen Post AG, Deutschen 
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noch Tabelle 56* 

Auftragseingang im Bauhauptgewerbe nach Bauarten'* 


b) Volumenindex 2000 = 100 




Hochbau 

Tiefbau | 

Zeit- 

raum 

Ins- 

gesamt 

zusammen 

Wohnungsbau 

Hochbau"^^ ohne 
Wohnungsbau 

zusammen 

Straßenbau 

Tiefbau^^ ohne 
Straßenbau 





Dentschland 




1991 

111,0 

113,2 

94,7 

125,1 

108,0 

100,1 

112,2 

1992 

118,9 

121,6 

104,5 

132,6 

115,2 

100,7 

122,9 

1993 

124,0 

129,6 

130,1 

129,2 

116,3 

94,9 

127,6 

1994 

133,4 

143,9 

158,2 

134,8 

118,8 

100,1 

128,7 

1995 

127,7 

136,6 

145,7 

130,8 

115,3 

99,2 

123,8 

1996 

118,5 

128,4 

148,8 

115,3 

105,0 

95,4 

110,1 

1997 

110,1 

114,8 

130,0 

105,0 

103,6 

96,4 

107,4 

1998 

111,4 

111,8 

124,8 

103,4 

110,9 

104,6 

114,3 

1999 

110,0 

111,5 

119,5 

106,3 

108,1 

105,8 

109,3 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

95,0 

92,5 

83,7 

98,2 

98,3 

98,2 

98,4 

2002 

89,4 

81,9 

73,9 

87,1 

99,8 

99,4 

100,1 

2003 l.Vj. 

70,4 

65,6 

62,0 

67,8 

77,0 

74,6 

78,3 

2.Vj. 

87,3 

75,6 

72,0 

77,9 

103,3 

107,7 

101,0 




Früheres Bundesgebiet 



1991 

126,2 

125,6 

112,1 

133,8 

127,1 

117,6 

132,0 

1992 

127,6 

127,4 

120,2 

131,7 

127,8 

115,0 

134,5 

1993 

126,1 

128,9 

139,5 

122,5 

121,8 

101,9 

132,2 

1994 

129,2 

136,0 

156,8 

123,4 

119,1 

103,6 

127,2 

1995 

120,5 

124,5 

132,8 

119,5 

114,5 

102,7 

120,7 

1996 

110,3 

114,7 

130,6 

105,1 

103,8 

94,7 

108,6 

1997 

105,6 

106,6 

118,6 

99,4 

104,1 

97,7 

107,5 

1998 

107,2 

104,7 

113,8 

99,2 

111,0 

102,9 

115,2 

1999 

108,5 

108,0 

115,2 

103,7 

109,3 

105,6 

111,2 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

97,6 

96,0 

88,1 

100,8 

99,8 

98,3 

100,6 

2002 

91,4 

85,9 

80,6 

89,2 

99,5 

100,2 

99,2 

2003 l.Vj. 

73,1 

69,0 

68,2 

69,5 

79,1 

77,2 

80,0 

2.Vj. 

88,3 

78,5 

78,5 

78,5 

102,7 

109,1 

99,4 




Neue Bundesländer und Berlin-Ost 



1991 

67,0 

74,0 

46,8 

95,2 

59,2 

57,8 

60,0 

1992 

94,4 

104,5 

61,6 

138,1 

82,9 

66,2 

92,3 

1993 

119,0 

133,9 

105,6 

156,2 

102,1 

77,8 

115,8 

1994 

146,9 

172,5 

164,8 

178,5 

117,9 

91,0 

132,9 

1995 

150,1 

179,0 

184,7 

174,5 

117,3 

90,5 

132,4 

1996 

143,9 

175,8 

202,8 

154,6 

107,8 

96,6 

114,0 

1997 

124,4 

143,8 

164,7 

127,4 

102,3 

93,0 

107,6 

1998 

124,7 

137,1 

158,3 

120,4 

110,6 

108,4 

111,8 

1999 

114,9 

123,8 

132,9 

116,7 

104,7 

105,7 

104,1 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

86,5 

79,6 

69,7 

87,3 

94,4 

98,0 

92,3 

2002 

82,8 

67,0 

53,0 

78,0 

100,7 

97,1 

102,7 

2003 l.Vj. 

61,8 

53,2 

42,9 

61,3 

71,6 

67,7 

73,7 

2.Vj. 

83,7 

65,0 

52,0 

75,2 

105,0 

103,9 

105,6 


Postbank AG, Deutschen Telekom AG; der landwirtschaftliche Bau ist im gewerblichen Hochbau enthalten. - 3) Gebietskörperschaften, Or- 
ganisationen ohne Erwerbszweck. - 4) Gewerblicher und öffentlicher Hochbau. - 5) Gewerblicher und öffentlicher Tiefbau. 
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Tabelle 57* 


Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe'’ 

Wertindex 2000 =100 


Zeitraum 

Insgesamt 

1 Hochbau | 

1 Tiefbau | 

zusammen 

Wohnungs- 

bau 

gewerb-licher 

Hochbau^’ 

Öffentlicher 

Hochbau^^ 

zusammen 

Straßen- 

bau 

gewerb-licher 

Tiefbau^^ 

Öffentlicher 

Tiefbau^^ 






Deutschland 





1991 

105,2 

111,4 

97,2 

116,2 

126,1 

97,1 

92,3 

77,8 

116,9 

1992 

120,0 

129,5 

118,2 

134,5 

136,8 

107,5 

96,2 

93,6 

127,9 

1993 

129,1 

144,3 

152,5 

138,8 

145,6 

109,0 

92,9 

93,6 

134,7 

1994 

141,8 

164,2 

195,9 

146,9 

154,8 

112,1 

96,7 

93,3 

139,8 

1995 

140,1 

161,7 

184,8 

148,2 

158,3 

111,5 

98,9 

94,7 

135,4 

1996 

134,2 

150,9 

179,9 

134,0 

146,3 

112,1 

103,8 

100,6 

128,2 

1997 

118,5 

127,9 

146,4 

117,2 

125,0 

106,0 

99,0 

101,3 

115,5 

1998 

111,8 

115,3 

131,6 

104,3 

117,8 

107,2 

105,1 

99,3 

115,3 

1999 

112,8 

112,8 

127,6 

102,4 

116,8 

112,8 

110,5 

112,7 

114,7 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

93,1 

93,3 

80,9 

100,3 

96,2 

92,7 

100,6 

84,2 

93,6 

2002 

87,8 

83,8 

68,2 

90,1 

96,1 

93,1 

102,0 

89,4 

89,2 

2003 Mrz 

83,9 

76,4 

62,5 

80,8 

91,7 

93,9 

107,9 

92,7 

83,8 

Jun 

84,7 

76,8 

63,7 

82,2 

86,9 

95,2 

108,3 

95,3 

84,8 





Früheres Bundesgebiet 




1991 

119,2 

125,8 

112,0 

128,4 

147,2 

110,4 

110,0 

85,3 

130,5 

1992 

129,4 

139,5 

134,1 

138,7 

155,0 

115,7 

109,3 

97,4 

134,5 

1993 

131,4 

145,8 

162,0 

132,9 

158,6 

112,0 

99,5 

92,6 

136,3 

1994 

137,0 

156,7 

193,0 

134,6 

158,9 

110,5 

100,7 

84,2 

138,4 

1995 

131,0 

147,8 

168,4 

133,9 

154,2 

108,3 

101,0 

82,1 

134,2 

1996 

125,4 

138,1 

158,3 

124,6 

143,6 

108,3 

102,1 

91,5 

125,9 

1997 

113,7 

120,6 

132,9 

112,6 

123,5 

104,3 

99,4 

96,3 

114,1 

1998 

107,2 

108,7 

123,5 

98,8 

113,3 

105,2 

102,7 

98,1 

112,6 

1999 

110,0 

108,8 

122,7 

99,1 

114,0 

111,6 

107,8 

115,1 

111,6 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

95,4 

97,5 

84,8 

104,7 

98,9 

92,5 

99,2 

82,5 

95,6 

2002 

89,3 

88,3 

73,8 

94,8 

95,9 

90,8 

99,5 

83,0 

90,7 

2003 Mrz 

84,4 

80,5 

67,9 

84,3 

94,4 

89,8 

104,2 

83,8 

84,1 

Jun 

85,1 

81,4 

68,7 

87,1 

88,3 

90,1 

103,1 

85,3 

84,6 





Neue Bundesländer und 

Berlin-Ost 




1991 

54,6 

57,5 

49,4 

63,7 

58,1 

50,8 

43,0 

52,6 

57,7 

1992 

86,2 

92,0 

66,6 

116,6 

78,1 

79,0 

59,9 

80,9 

98,6 

1993 

120,8 

138,4 

121,5 

163,8 

103,7 

98,7 

74,4 

97,2 

127,6 

1994 

158,9 

191,9 

205,1 

199,3 

141,6 

117,4 

85,8 

124,2 

146,0 

1995 

173,1 

213,4 

238,0 

209,0 

171,3 

122,5 

93,1 

137,6 

140,4 

1996 

166,3 

198,9 

250,3 

174,1 

154,9 

125,3 

108,3 

131,2 

138,4 

1997 

136,1 

155,4 

190,5 

136,8 

130,0 

112,0 

97,8 

118,2 

121,6 

1998 

128,3 

139,7 

158,2 

127,9 

132,2 

113,9 

111,9 

103,2 

127,0 

1999 

123,0 

127,8 

143,5 

116,1 

126,1 

116,9 

118,0 

104,5 

128,4 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

84,7 

77,7 

67,9 

81,8 

87,7 

93,5 

104,3 

90,1 

84,8 

2002 

82,2 

67,0 

49,9 

70,0 

96,6 

101,3 

108,9 

111,0 

82,8 

2003 Mrz 

82,1 

61,1 

45,1 

66,0 

82,9 

108,4 

118,3 

122,9 

82,5 

Jun 

83,3 

59,7 

47,7 

61,1 

82,4 

113,1 

122,7 

129,3 

85,7 


1) „Hoch- und Tiefbau“ sowie „Vorbereitende Baustellenarbeiten“ nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003). - 

2) Gewerblicher und industrieller Bau für Unternehmen, Bauten fflr Unternehmen der Deutschen Bahn AG, Deutschen Post AG, Deutschen 
Postbank AG, Deutschen Telekom AG; der landwirtschaftliche Bau ist im gewerblichen Hochbau enthalten. - 3) Gebietskörperschaften, Or- 
ganisationen ohne Erwerbszweck. 
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Tabelle 58* 

Umsatz, Beschäftigte und Produktion im Bauhauptgewerbe'’ 


Zeitraum 

1 Umsatz^^ 1 

Beschäftigte"’’ 

Geleistete 

Arbeitsstunden^^ 

Nettopro-duktions 

index^^^^ 

insgesamt 

Wohnungsbau 

gewerblicher 

Bau^^ 

Öffentlicher und 

Straßenbau 

1 Mio Euro | 

Tausend 

Mio 

1995 = 100 





Deutschland 




1991 

85 086 

24 801 

33 698 

26 588 

1 282 

1 599 

85,3 

1992 

100 733 

28 880 

40 674 

31 179 

1 301 

1 697 

92,8 

1993 

104 025 

31 663 

41 743 

30619 

1 343 

1 696 

94,1 

1994 

116 434 

40 095 

43 852 

32 487 

1 405 

1 809 

102,1 

1995 

116 831 

40 977 

43 941 

31 913 

1 412 

1 734 

100 

1996 

111 107 

41 175 

39 886 

30 045 

1 312 

1 562 

93,4 

1997 

107 552 

40 240 

37 715 

29 597 

1 221 

1 480 

90,1 

1998 

102 716 

38 553 

35 654 

28 508 

1 156 

1 395 

87,2 

1999 

103 780 

38 151 

36 398 

29 231 

1 110 

1 362 

87,9 

2000 

98 641 

34 730 

35 232 

28 679 

1 050 

1 276 

84,9 

2001 

91 344 

29 195 

34 619 

27 531 

954 

1 124 

78,9 

2002 

85 977 

27 483 

32 127 

26 367 

880 

1 019 

76,7 

2003 l.Vj. 

13 468 

4318 

5 401 

3 749 

774 

172 

53,4 

2.Vj. 

20 632 

6 715 

7 413 

6 504 

799 

253 

79,3 




Früheres Bundesgebiet 



1991 

72 558 

22 010 

28 295 

22 253 

964 

1 219 

95,2 

1992 

82 291 

25 508 

31 908 

24 874 

978 

1 259 

101,1 

1993 

80 633 

26 954 

30 481 

23 198 

982 

1 213 

99,0 

1994 

85 278 

31 634 

30 250 

23 394 

989 

1 238 

103,7 

1995 

83 607 

30 427 

29 943 

23 237 

968 

1 163 

100 

1996 

78 549 

29 247 

27 695 

21 606 

893 

1 038 

92,5 

1997 

76 973 

28 709 

26 927 

21 338 

834 

988 

88,9 

1998 

75 075 

28 414 

25 963 

20 697 

802 

951 

87,4 

1999 

76 519 

28 400 

27 051 

21 069 

775 

932 

88,4 

2000 

74 713 

26 975 

26 867 

20 872 

747 

900 

87,9 

2001 

70 274 

23 214 

26 677 

20 383 

694 

809 

82,7 

2002 

66 618 

22 238 

25 058 

19 322 

652 

747 

80,9 

2003 l.Vj. 

10 727 

3 588 

4 322 

2 818 

583 

130 


2.Vj. 

16 044 

5 508 

5 730 

4 807 

599 

189 





Neue Bundesländer und Berlin-Ost 



1991 

12 528 

2 791 

5 402 

4 335 

319 

380 

48,3 

1992 

18 443 

3 372 

8 766 

6 305 

324 

438 

61,0 

1993 

23 392 

4 710 

11 262 

7 421 

361 

484 

73,7 

1994 

31 156 

8 461 

13 602 

9 093 

416 

570 

94,9 

1995 

33 225 

10 551 

13 998 

8 676 

443 

571 

100 

1996 

32 558 

11 928 

12 191 

8 439 

418 

524 

96,7 

1997 

30 579 

11 531 

10 788 

8 259 

387 

491 

92,2 

1998 

27 641 

10 139 

9 691 

7811 

354 

445 

84,9 

1999 

27 261 

9 751 

9 347 

8 162 

335 

430 

84,1 

2000 

23 929 

7 756 

8 365 

7 808 

303 

376 

75,9 

2001 

21 070 

5 980 

7 942 

7 148 

260 

315 

67,3 

2002 

19 359 

5 245 

7 069 

7 045 

228 

273 

61,6 

2003 l.Vj. 

2 741 

730 

1 080 

932 

191 

43 


2.Vi. 

4 588 

1 207 

1 684 

1 697 

200 

65 



1) „Hoch- und Tiefbau“ sowie „Vorbereitende Baustellenarbeiten“ nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003). - 

2) Nur baugewerblicher Umsatz. - 3) Einschließlich landwirtschaftlicher Tiefbau; Deutsche Bahn AG, Deutsche Telekom AG, Deutsche Post AG 
und Deutsche Postbank AG. - 4) Einschließlich der unbezahlt mithelfenden Familienangehörigen. - 5) Von Inhabern, Angestellten, Arbeitern 
und Auszubildenden auf Bauhöfen und Baustellen geleistete Arbeitsstunden. - 6) Arbeitstäglich bereinigt. - 7) Aufgrund der Umstellung des Ba- 
sisjahres kein Nachweis in 2003 für das frühere Bundesgebiet und die neuen Bundesländer. 
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Tabelle 59* 

Außenhandel (Spezialhandel)'* 


Tatsächliche Werte, Volumen und Durchschnittswerte 


Zeitraum^^ 

Tatsächliche Werte 

Volumen'* 

Durchschnittswerte 

Terms of Trade“'* 

Ausfuhr 1 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Ausfuhr 1 

Einfuhr 


Mio Euro 

1980 = 

100 /ab 2000 = 

100 




Früheres Bundesgebiet^* 



1950 

4 275 

5 815 






1955 

13 149 

12 512 

25 591 

18 642 

51,4 

67,1 

76,6 

1960 

24 514 

21 844 

43 734 

36 591 

56,1 

59,7 

94,0 

1965 

36 635 

36 019 

61 601 

66 022 

59,5 

54,6 

109,0 

1966 

41 224 

37 156 

67 764 

68 165 

60,8 

54,5 

111,6 

1967 

44 505 

35 884 

72 507 

67 655 

61,4 

53,0 

115,8 

1968 

50 900 

41 506 

83 689 

78 570 

60,8 

52,8 

115,2 

1969 

58 061 

50 092 

92 592 

91 385 

62,7 

54,8 

114,4 

1970 

64 053 

56 041 

105 954 

108 310 

60,5 

51,7 

117,0 

1975 

113 297 

94 238 

132 030 

126 127 

85,8 

74,7 

114,9 

1976 

131 219 

113 595 

156 627 

148 600 

83,8 

76,4 

109,7 

1977 

139 897 

120 245 

162 865 

151 945 

85,9 

79,1 

108,6 

1978 

145 671 

124 605 

168 064 

162 288 

86,7 

76,8 

112,9 

1979 

160 785 

149 318 

176 136 

174 595 

91,3 

85,5 

106,8 

1980 

179 120 

174 545 

179 120 

174 545 

100 

100 

100 

1981 

202 931 

188 758 

190 927 

165 876 

106,3 

113,8 

93,4 

1982 

218 701 

192 483 

197 172 

168 050 

110,9 

114,5 

96,9 

1983 

221 022 

199 502 

196611 

174 773 

112,4 

114,1 

98,5 

1984 

249 624 

222 032 

214 624 

183 796 

116,3 

120,8 

96,3 

1985 

274 648 

237 143 

227 308 

191 442 

120,8 

123,9 

97,5 

1986 

269 125 

211 544 

230 326 

203 242 

116,8 

104,1 

112,2 

1987 

269 644 

209 446 

236 951 

214 130 

113,8 

97,8 

116,4 

1988 

290 237 

224 769 

252 714 

227 720 

114,8 

98,7 

116,3 

1989 

327 759 

258 951 

273 241 

244 302 

120,0 

106,0 

113,2 

1990 

328 651 

281 532 

277 131 

272 449 

118,6 

103,3 

114,8 

1991 

331 503 

323 675 

281 242 

308 079 

117,9 

105,1 

112,2 





Deutschland 




1991 

340 425 

329 228 






1992 

343 180 

325 972 






1993 

321 289 

289 644 






1994 

353 084 

315 444 






1995 

383 232 

339 618 






1996 

403 377 

352 995 






1997 

454 342 

394 794 






1998 

488 371 

423 452 






1999 

510 008 

444 797 






2000 

597 440 

538 311 

597 396 

538 510 

100 

100 

100 

2001 

638 268 

542 774 

628 287 

544 548 

101,6 

99,7 

101,9 

2002*** 

648 306 

522 062 

653 504 

550 000 

99,3 

95,0 

104,5 

2002 l-Vj.*** 

156 002 

124 179 

153 174 

129 236 

101,9 

96,1 

106,0 

2. Vj."* 

162 336 

132 440 

162 807 

137 963 

99,7 

96,0 

103,9 

3. Vj."* 

161 778 

128 615 

164 920 

136 275 

98,1 

94,4 

103,9 

4.Vj.^> 

168 190 

136 828 

172 603 

146 527 

97,4 

93,4 

104,3 

2003 l-Vj.*** 

162 832 

133 528 

165 334 

143 312 

98,5 

93,2 

105,7 

2. Vj."* 

161 956 

132 143 

168 659 

143 687 

96,1 

92,0 

104,4 


1) Ausfuhr fob (free on board), Einfahr cif (cost, insurance, freight). Ergebnisse ab 1993 durch Änderung in der Erfassung des Außenhandels 
mit größerer Unsicherheit behaftet. Ab 1995 einschließlich Zuschätzungen von Anmeldeausfällen in der Intrahandelsstatistik. Ausführliche 


Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Fachserie 7, Reihe 1, Monatshefte, Seite 6. - 2) Bis 1959 ohne Saarland. - 3) Werte bewertet mit den 
Durchschnittswerten des Jahres 1980 für das frühere Bundesgebiet, mit denen des Jahres 1995 für Deutschland. - 4) Durchschnittswerte der 
Ausfuhr in vH der Durchschnittswerte der Einfuhr. - 5) Eigene Umrechnung mit dem unwiderruflichen Euro-Umrechnungskurs: 1 Euro = 
1,95583 DM. - 6) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 60* 


Ausfuhr und Einfuhr nach ausgewählten Gütergruppen der Produktionsstatistik'* 

Mio Euro 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Darunter 

Erdöl 

und 

Erdgas 

Erzeug- 
nisse des 

Emäh- 

rungsge- 

werbes 

Textilien; 
Beklei- 
dung; 
Leder und 

Leder- 

waren 

Che- 

mische 

Erzeug- 

nisse 

Eisen- 

und Stahl- 
erzeug- 
nisse; 
NE- 

Metalle 

und -Er- 
zeugnisse 

Maschi- 

nen 

Büroma- 

schinen; 

Datenver- 

arbei- 
tungs- 
geräte und 
-einrich- 

tungen 

Geräte der 

Elek- 

trizitäts- 

erzeu- 

gung und 
-Vertei- 
lung u.ä. 

Nachrich- 

tentechnik; 

Rundfunk- 

und Fern- 
sehgeräte 
sowie 

elektroni- 
sche Bau- 
elemente 

Kraftwa- 
gen und 
Kraftwa- 
genteile; 
Sonstige 
Fahr- 
zeuge 








Ausfuhr 





1995 


383 232 

486 

16 267 

16 895 

50 954 

22 816 

61 331 

9 485 

20 890 

14 868 

67 818 

1996 


403 377 

1 339 

17 479 

17 298 

52 560 

21 172 

66 421 

9 481 

21 629 

15 796 

74 428 

1997 


454 342 

1 519 

19 003 

19218 

60 348 

25 116 

72 160 

11 129 

24 011 

19 322 

88 847 

1998 


488 371 

1 454 

20 266 

20 559 

63 039 

25 413 

77 640 

12 922 

25 598 

20 175 

103 558 

1999 


510 008 

1 074 

19 793 

19 903 

65 648 

23 421 

76 682 

13 694 

26 105 

23 729 

112 409 

2000 


597 440 

1 767 

22 004 

21 633 

76 358 

30 406 

87 282 

18 666 

31 205 

34 646 

131 004 

2001 


638 268 

2 828 

24 083 

22 050 

82 432 

30 624 

93 357 

17 650 

32 311 

34 490 

148 229 

2002^* 


648 306 

2 562 

22 804 

21 835 

76 536 

29 031 

91 667 

16 401 

31 158 

31 363 

151 914 

2001 

l.Vj. 

160 088 

784 

5 621 

5 788 

20 556 

8 059 

22 827 

4 693 

8 442 

8 875 

37 673 


2.Vj. 

161 211 

767 

5 943 

5 228 

21 551 

7 841 

23 792 

4 109 

8 154 

9 137 

37 504 


3.Vj. 

156 634 

524 

6 190 

5 766 

20 423 

7 492 

23 080 

4 058 

7 912 

7 903 

35 954 


4.Vj. 

160 336 

753 

6 328 

5 269 

19 902 

7 232 

23 658 

4 790 

7 803 

8 575 

37 099 

2002 

l.Vj."' 

156 002 

773 

5 246 

5 529 

18 871 

6 827 

21 507 

4 096 

7 549 

7 367 

37 325 


2.Vj."' 

162 336 

597 

5 734 

5 238 

19715 

7 394 

23 296 

3 970 

7 730 

7 786 

36 946 


3.Vj."' 

161 778 

448 

5 651 

5 820 

18 741 

7 358 

22 806 

3 830 

7 728 

8 056 

38 284 


4.Vj."> 

168 190 

744 

6 173 

5 248 

19 209 

7 452 

24 058 

4 505 

8 151 

8 155 

39 359 

2003 

l.Vj."' 

162 832 

790 

5 842 

5 608 

20 044 

7 378 

22 092 

4011 

7 766 

7 660 

38 654 


2.Vj."' 

161 956 

884 

6 023 

4 365 

20 809 

7 312 

22 874 

3 419 

7 905 

7 036 

37 425 








Einfuhr 






1995 


339 618 

14 435 

21 302 

31 710 

31 613 

23 201 

23 991 

16 186 

13 765 

17213 

36 921 

1996 


352 995 

18 622 

22 440 

33 073 

31 562 

19 760 

25 299 

16 670 

14 137 

17519 

42 162 

1997 


394 794 

19 912 

23 419 

35 008 

35 189 

22 988 

27 078 

19 264 

15 704 

19 203 

48 636 

1998 


423 452 

15 557 

24 645 

36 166 

41 225 

24 751 

31 339 

23 716 

17 881 

21 953 

57 335 

1999 


444 797 

17 909 

24 305 

35 112 

44 561 

22 086 

32 920 

26 869 

18 970 

24 704 

62 751 

2000 


538 311 

33 318 

25 796 

38 231 

52 609 

29 854 

38 674 

32 096 

24 390 

36 555 

72 418 

2001 


542 774 

33 771 

27 511 

37 927 

58 532 

28 608 

40 373 

31 507 

24 852 

37 310 

77 462 

2002^* 


522 062 

31 233 

26 000 

34 419 

55 153 

24 999 

36 250 

27 653 

22 524 

31 437 

74 816 

2001 

l.Vj. 

137 548 

9 170 

6 551 

9 985 

13 695 

7 647 

10 127 

8 471 

6 741 

9 700 

20 039 


2.Vj. 

139 106 

8 596 

6 926 

9 005 

15 450 

7 888 

10 569 

7 102 

6 079 

9 807 

20 214 


3.Vj. 

131 087 

7 998 

6 661 

9 999 

15 483 

6 684 

9 730 

7 118 

5 835 

8 321 

17 699 


4.Vj. 

135 033 

8 007 

7 373 

8 937 

13 905 

6 389 

9 946 

8 815 

6 197 

9 482 

19 510 

2002 

l.Vj."' 

124 179 

7 572 

5 908 

8 828 

12 938 

5 945 

8 634 

6 907 

5418 

7 010 

17 845 


2.Vj."' 

132 440 

7 710 

6 367 

8 114 

14 158 

6 534 

9 278 

6 902 

5 396 

7 531 

19 873 


3.Vj."' 

128 615 

7 366 

6 420 

9 137 

14319 

6 300 

8 938 

6 365 

5 490 

7 746 

18 454 


4.Vj."' 

136 828 

8 586 

7 305 

8 340 

13 738 

6 220 

9 400 

7 479 

6 221 

9 150 

18 643 

2003 

l.Vj."' 

133 528 

10 000 

6 542 

8 755 

13 486 

6 370 

9 226 

6 799 

5 906 

8 030 

19 202 


2.Vj."' 

132 143 

8 239 

6 575 

8 037 

14 493 

6 390 

9 531 

5 565 

5 587 

7 363 

20 425 


1) In der Gliederung nach Güterabteilungen des Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken 1995 (GP95). - 2) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 61* 


Ausfuhr nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik 

Mio Euro 


Zeitraum^^ 

Ins- 

gesamt^^ 

Güter der 
Ernährungs- 
Wirtschaft 

1 Güter der gewerblichen Wirtschaft | 

zusammen 

Rohstoffe 

Halbwaren 

1 Fertigwaren | 

zu- 

sammen 

1 Vor- 1 

End- 1 

1 erzeugnisse | 





Früheres Bundesgebiet* 




1950 

4 275 

100 

4 175 

597 

806 

2 772 

952 

1 820 

1955 

13 149 

349 

12 800 

802 

1 671 

10 327 

2 438 

7 889 

1960 

24 514 

558 

23 875 

1 116 

2 560 

20 199 

4 945 

15 254 

1965 

36 635 

1 013 

35 464 

1 306 

3 198 

30 960 

6 806 

24 153 

1970 

64 053 

2 239 

61 454 

1 630 

4 897 

54 928 

11 777 

43 150 

1971 

69 541 

2 606 

66 542 

1 666 

5 358 

59 518 

12 207 

47 311 

1972 

76 194 

3 040 

72 698 

1 732 

5 340 

65 625 

13 223 

52 402 

1973 

91 212 

4 099 

86 609 

2 081 

6 772 

77 756 

17 043 

60 713 

1974 

117 893 

5 089 

112 171 

2 820 

10 531 

98 820 

26 144 

72 676 

1975 

113 297 

5 316 

107 261 

2 712 

8 247 

96 302 

20 622 

75 679 

1976 

131 219 

5 835 

124 640 

2 910 

9 555 

112 175 

23 334 

88 841 

1977 

139 897 

7016 

132 038 

2 892 

9 347 

119 798 

23 815 

95 983 

1978 

145 671 

7 051 

137 691 

3 118 

10 438 

124 135 

25 516 

98 619 

1979 

160 785 

8 026 

151 668 

3 352 

12 678 

135 639 

30 007 

105 632 

1980 

179 120 

9 444 

168 398 

3 473 

15 605 

149 320 

32 022 

117 298 

1981 

202 931 

11 811 

189 725 

3 859 

17 085 

168 781 

35 280 

133 500 

1982 

218 701 

12 205 

205 025 

3 692 

17 508 

183 826 

36 123 

147 703 

1983 

221 022 

12 079 

207 446 

3 683 

17 552 

186211 

37 046 

149 166 

1984 

249 624 

13 638 

234 347 

4 243 

20 540 

209 564 

43 540 

166 025 

1985 

274 648 

14 329 

258 618 

4 379 

20 982 

233 256 

47 380 

185 876 

1986 

269 125 

13 968 

253 361 

3 722 

15 663 

233 976 

44 761 

189215 

1987 

269 644 

13 497 

254 307 

3 387 

14 628 

236 291 

44 465 

191 826 

1988 

290 237 

14 804 

274 436 

3 443 

16 471 

254 522 

49 512 

205 010 

1989 

327 759 

16 382 

310 349 

3 822 

18 552 

287 975 

55 380 

232 595 

1990 

328 651 

15 923 

311 612 

3 683 

17 299 

290 631 

53 407 

237 224 

1991 

331 503 

17 448 

312 856 

3 711 

17013 

292 132 

51 670 

240 463 





Deutschland 




1991 

340 425 

18 316 

320 879 

3 851 

17 644 

299 383 

53 022 

246 361 

1992 

343 180 

18 904 

322 945 

3 652 

17 224 

302 070 

51 391 

250 679 

1993 

321 289 

17 742 

295 136 

2 992 

16 021 

276 122 

46 879 

229 243 

1994 

353 084 

19 026 

328 147 

3 648 

17 992 

306 508 

53 251 

253 256 

1995 

383 232 

19 454 

353 256 

3 843 

19 045 

330 367 

59 347 

271 020 

1996 

403 377 

21 393 

368 494 

3 588 

19 849 

345 056 

58 495 

286 561 

1997 

454 342 

22 476 

419 782 

3 681 

22 513 

393 588 

67 128 

326 460 

1998 

488 371 

24 198 

456 876 

3 627 

22 124 

431 125 

68 754 

362 371 

1999 

510 008 

24 107 

473 330 

3 646 

21 983 

447 702 

68 479 

379 223 

2000 

597 440 

28 021 

559 309 

6515 

25 410 

527 384 

81 654 

445 730 

2001 

638 268 

30 376 

596 781 

7 428 

24 948 

564 405 

82 575 

481 830 

2002'** 

648 306 

28 662 

587 274 

6 880 

23 847 

556 547 

79 792 

476 755 

2002 l.Vj.‘'> 

156 002 

6 799 

141 373 

1 836 

5 591 

133 945 

19 237 

114 708 

2. Vj."» 

162 336 

7 294 

146 866 

1 719 

6 031 

139 116 

20 774 

118 343 

3. Vj."» 

161 778 

7 034 

146 966 

1 507 

5 906 

139 553 

19 887 

119 666 

4. Vj.''> 

168 190 

7 534 

152 069 

1 818 

6 320 

143 932 

19 894 

124 038 

2003 l.Vj.‘'> 

162 832 

7 205 

147 610 

1 862 

6 285 

139 464 

20 274 

119 189 

2. Vj.'*) 

161 956 

7 393 

146 748 

2 022 

5 978 

138 748 

20 577 

118 170 


1) Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. Ergebnisse ab 1993 durch Änderung in der Erfassung des Außenhandels mit größerer Unsicherheit behaftet. 
Ab 1995 einschließlich Zuschätzung von Anmeldeausfällen in der Intrahandelsstatistik. Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, 
Fachserie 7, Reihe 1, Monatshefte, Seite 4. Ab 2000 nach dem Stand von 2002 (EGW-Rev.l). - 2) Ab 1956 einschließlich Rückwaren und Er- 
satzlieferungen. - 3) Eigene Umrechnung mit dem unwiderruflichen Euro-Umrechnungskurs: 1 Euro = 1,95583 DM. - 4) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 62* 


Einfuhr nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik 

Mio Euro 


Zeitraum^^ 

Ins- 

gesamt^^ 

Güter der 
Ernährungs- 
Wirtschaft 

1 Güter der gewerblichen Wirtschaft | 

zusammen 

Rohstoffe 

Halbwaren 

1 Fertigwaren | 

zu- 

sammen 

1 Vor- 1 

End- 1 

1 erzeugnisse | 





Früheres Bundesgebiet* 




1950 

5 815 

2 563 

3 252 

1 722 

800 

731 

365 

365 

1955 

12 512 

3 904 

8 609 

3 723 

2514 

2 372 

1 413 

959 

1960 

21 844 

5 750 

15 889 

4 739 

4 122 

7 028 

2 952 

4 077 

1965 

36 019 

8 616 

27 056 

5 845 

5 526 

15 686 

5 330 

10 357 

1970 

56 041 

10 698 

44 602 

7 572 

9 029 

28 000 

8 691 

19 308 

1971 

61 416 

11 672 

48 898 

8 113 

8 348 

32 437 

9 554 

22 883 

1972 

65 826 

12 761 

52 235 

8 108 

8 405 

35 721 

10 597 

25 124 

1973 

74 351 

14 331 

59 157 

9 589 

11 033 

38 536 

11 695 

26 842 

1974 

91 896 

15 005 

75 825 

17718 

15 546 

42 560 

13 142 

29 419 

1975 

94 238 

15 915 

77 075 

15412 

14 136 

47 526 

12 886 

34 641 

1976 

113 595 

18 425 

93 707 

18 456 

17 736 

57 514 

16 066 

41 447 

1977 

120 245 

20 097 

98 564 

17 974 

18 127 

62 464 

17 004 

45 460 

1978 

124 605 

19 738 

103 170 

15 741 

19 187 

68 243 

18 070 

50 173 

1979 

149 318 

20 425 

127 028 

21 834 

25 628 

79 567 

21 600 

57 967 

1980 

174 545 

22 171 

150 169 

30 130 

30 636 

89 404 

23 104 

66 300 

1981 

188 758 

24 429 

161 931 

32 747 

33 974 

95 209 

23 606 

71 602 

1982 

192 483 

25 392 

164 405 

30 319 

35 699 

98 388 

24 267 

74 120 

1983 

199 502 

25 807 

170 659 

26 691 

37 398 

106 570 

25 951 

80 619 

1984 

222 032 

27 919 

190 697 

29 776 

41 621 

119 300 

29 191 

90 109 

1985 

237 143 

29 631 

203 639 

29 377 

44 377 

129 886 

31 479 

98 406 

1986 

211 544 

27 993 

179 390 

15 785 

30 770 

132 836 

31 178 

101 658 

1987 

209 446 

26 499 

178 676 

14 294 

26 073 

138 309 

30 426 

107 883 

1988 

224 769 

27 229 

193 637 

14 223 

27 010 

152 404 

34 018 

118 386 

1989 

258 951 

28 704 

225 996 

16418 

32 275 

177 303 

38 839 

138 463 

1990 

281 532 

30 297 

247 294 

17 151 

31 755 

198 388 

41 051 

157 338 

1991 

323 675 

34 470 

285 746 

16817 

32 541 

236 388 

42 451 

193 937 





Deutschland 




1991 

329 228 

34 766 

290 948 

18 544 

33 707 

238 697 

42 864 

195 834 

1992 

325 972 

35 602 

285 931 

18 090 

30 415 

237 426 

42 365 

195 061 

1993 

289 644 

30 302 

246 447 

16017 

26 592 

203 837 

34 742 

169 095 

1994 

315 444 

33 871 

272 108 

16 955 

28 904 

226 249 

40 139 

186 111 

1995 

339 618 

34 812 

286 786 

16 173 

31 720 

238 893 

44 765 

194 128 

1996 

352 995 

36 509 

298 732 

18 430 

32 132 

248 170 

41 618 

206 552 

1997 

394 794 

38 282 

330 937 

19 602 

37 474 

273 861 

45 375 

228 486 

1998 

423 452 

39 692 

363 315 

16 487 

35 552 

311 276 

50 183 

261 093 

1999 

444 797 

38 835 

380 102 

19 031 

32 223 

328 847 

48 459 

280 389 

2000 

538 311 

41 479 

470 973 

41 653 

40 030 

389 290 

58 905 

330 386 

2001 

542 774 

43 412 

481 221 

42 411 

37 413 

401 397 

63 087 

338 310 

2002'** 

522 062 

40 594 

439 229 

38 956 

31 790 

368 482 

51 066 

317416 

2002 l.Vj.‘'> 

124 179 

9 614 

104 577 

9 441 

7 405 

87 730 

11 926 

75 804 

2. Vj."» 

132 440 

10313 

111 391 

9916 

8 058 

93 418 

13 636 

79 782 

3. Vj."» 

128 615 

9 798 

108 558 

9 185 

8 173 

91 200 

12 678 

78 523 

4. Vj.''> 

136 828 

10 869 

1 14 702 

10414 

8 154 

96 133 

12 826 

83 307 

2003 l.Vj.‘'> 

133 528 

10 349 

112 719 

11 804 

7 873 

93 042 

12 937 

80 105 

2. Vj.'*) 

132 143 

10 668 

110 904 

10 013 

8 146 

92 744 

13 551 

79 193 


1) Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. Ergebnisse ab 1993 durch Änderung in der Erfassung des Außenhandels mit größerer Unsicherheit behaftet. 
Ab 1995 einschließlich Zuschätzung von Anmeldeausfällen in der Intrahandelsstatistik. Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, 
Fachserie 7, Reihe 1, Monatshefte, Seite 4. Ab 2000 nach dem Stand von 2002 (EGW-Rev.l). - 2) Ab 1956 einschließlich Rückwaren und Er- 
satzlieferungen. - 3) Eigene Umrechnung mit dem unwiderruflichen Euro-Umrechnungskurs: 1 Euro = 1,95583 DM. - 4) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 63* 


Warenausfuhr uach Läudergruppen 

Bestimmungsländer 
Mio Euro'* 


Zeit- 

2) 

raum 

Ins- 

gesamt 

EU- 

Länder** 

Mittel- und 

osteuro- 

päische 

Länder"^^ 

Übrige 

euro- 

päische 

Länder 

1 Außereuropäische Länder | 

zu- 

sammen^^ 

1 darunter | 

1 Industrieländer | 

1 Entwicklungsländer | 

zu- 

6) 

sammen 

darunter 

zu- 

sammen 

darunter 

Vereinigte 

Staaten 

OPEC- 

Länder** 





Früheres Bundesgebiet 




1950 

4 275 

2 092 

160 

986 

1 037 

365 

220 

635 

101 

1955 

13 149 

5 262 

262 

3 264 

4 360 

1 392 

824 

2 809 

530 

1960 

24 514 

9 879 

946 

5 714 

7 975 

3 125 

1 904 

4 546 

934 

1965 

36 635 

17 148 

1 203 

8 128 

10 156 

4 637 

2 935 

5 201 

1 177 

1970 

64 053 

31 895 

2 434 

12 630 

17 094 

9 074 

5 848 

7 537 

1 832 

1975 

113 297 

53 175 

8 138 

20 786 

31 197 

11 512 

6 721 

18 560 

8 540 

1976 

131 219 

64 258 

8 036 

23 852 

35 073 

12 493 

7 369 

21 306 

10 600 

1977 

139 897 

67 165 

7 885 

25 419 

39 427 

14 513 

9 305 

23 836 

12 744 

1978 

145 671 

70 931 

7 914 

25 066 

41 760 

16 081 

10318 

24 188 

12 539 

1979 

160 785 

82 628 

8 151 

28 380 

41 626 

16 696 

10614 

22 954 

9 807 

1980 

179 120 

91 599 

8 806 

32 815 

45 900 

17 686 

10 982 

26 343 

11 665 

1981 

202 931 

99 656 

8 766 

34 523 

59 986 

21 831 

13 281 

35 967 

17 835 

1982 

218 701 

110 448 

9 383 

36 555 

62 314 

23 319 

14 378 

37 044 

19 451 

1983 

221 022 

111 296 

10 113 

37 745 

61 867 

25 466 

16 794 

34 244 

16 145 

1984 

249 624 

124 571 

10 358 

42 547 

72 149 

35 303 

23 946 

34 504 

14 289 

1985 

274 648 

136 650 

10 917 

48 473 

78 608 

40 499 

28 394 

33 932 

12 884 

1986 

269 125 

136 747 

10 003 

50 121 

72 254 

39 887 

28 226 

28 588 

9 159 

1987 

269 644 

142 096 

9 069 

51 012 

67 466 

37 713 

25 503 

26 635 

7 309 

1988 

290 237 

157 578 

10 065 

54 353 

68 241 

37 662 

23 355 

27 582 

7 906 

1989 

327 759 

180 316 

12 534 

60 267 

74 641 

40 096 

23 838 

31 578 

8 386 

1990 

328 651 

179 178 

11 994 

61 645 

75 833 

39 992 

23 964 

33 254 

9 306 

1991 

331 503 

182 543 

13 300 

60 017 

75 643 

36 535 

21 265 

36 470 

10 864 






Deutschland 





1991 

340 425 

214 935 

22 672 

26 265 

76 553 

36 641 

21 334 

37 184 

10 862 

1992 

343 180 

217 250 

21 702 

25 146 

79 082 

35 938 

21 834 

39 623 

11 649 

1993 

321 289 

188 063 

24 240 

24 818 

84 168 

38 555 

23 903 

39 750 

9 293 

1994 

353 084 

204 821 

27 483 

25 818 

94 961 

44 420 

27 690 

44 497 

8 949 

1995 

383 232 

222 876 

31 185 

28 792 

100 380 

45 671 

27 922 

47 976 

8 579 

1996 

403 377 

231 461 

36 663 

29 351 

105 902 

49 616 

30 736 

49 245 

8 527 

1997 

454 342 

252 350 

47 153 

32 144 

122 694 

59 564 

39 174 

56 072 

10 206 

1998 

488 371 

275 992 

52 878 

34 072 

125 429 

65 673 

45 889 

52 074 

9 793 

1999 

510 008 

293 377 

49 742 

33 504 

133 384 

71 986 

51 425 

52 985 

9 114 

2000 

597 440 

337 375 

60 827 

39 583 

159 655 

86 835 

61 764 

61 318 

10 729 

2001 

638 268 

351 611 

71 093 

39611 

175 954 

94 821 

67 824 

66 906 

13 669 

2002** 

648 306 

354 801 

76 489 

40 012 

177 004 

93 188 

66 596 

66 977 

14 578 

2003 l.Vj.** 

162 832 

92 092 

18 344 

9 685 

42 711 

22 566 

15 990 

15 630 

3 354 

2.Vj.** 

161 956 

88 834 

20 693 

10 096 

42 334 

21 562 

15 154 

15 650 

3 246 


1) Bis 1991 eigene Umrechnung mit dem unwiderruflichen Euro-Umrechnungskurs: 1 Euro = 1,95583 DM. - 2) Bis 1959 ohne Saarland. Ergeb- 
nisse ab 1993 durch Änderung in der Erfassung des Außenhandels mit größerer Unsicherheit behaftet. Ab 1995 einschließlich Zuschätzungen von 
Anmeldeausfällen in der Intrahandelsstatistik. Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Fachserie 7, Reihe 1, Monatshefte, Seite 6. - 
3) Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich (ab 1997 einschließlich Guadeloupe, Martinique, Französisch-Guyana, Reunion), Griechenland, Ir- 
land, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien (bis 1996 ohne Kanarische Inseln), Vereinigtes Königreich. Für 
die Angaben des früheren Bundesgebietes ohne Finnland, Österreich, Schweden. - 4) Albanien, Bulgarien, Bosnien und Herzegowina, Bundesre- 
publik Jugoslawien (seit 1997 Serbien und Montenegro), Kroatien, Mazedonien, Polen, Tschechische Republik, Slowakei, Slowenien, Ungarn, 
Estland, Lettland, Litauen und die ehemaligen GUS-Staaten. - 5) Einschließlich asiatische Staatshandelsländer (China, Mongolei, Nordkorea, 
Vietnam), Polargebiete, nicht ermittelte Bestimmungsländer und Gebiete sowie einschließlich Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf. - 6) Australien, 
Japan, Kanada, Neuseeland, Republik Südafrika, Vereinigte Staaten. - 7) Ländergmppe nach dem Stand 1. Januar 1989: Algerien, Ecuador, Ga- 
bun, Indonesien, Irak, Iran, Katar, Kuwait, Libyen, Nigeria, Saudi-Arabien, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate; ab I. Januar 1997 ohne 
Ecuador und Gabun. - 8) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 64* 


Wareneinfuhr nach Ländergruppen 

Ursprungsländer 
Mio Euro'* 


Zeit- 

2) 

raum 

Ins- 

gesamt 

EU- 

Länder** 

Mittel- und 

osteuro- 

päische 

Länder"^^ 

Übrige 

euro- 

päische 

Länder 

1 Außereuropäische Länder | 

zu- 

sammen^^ 

1 darunter | 

1 Industrieländer | 

1 Entwicklungsländer | 

zu- 

sammen^* 

darunter 

zu- 

sammen 

darunter 

Vereinigte 

Staaten 

OPEC- 

Länder** 





Früheres Bundesgebiet 




1950 

5 815 

2 127 

149 

923 

2 616 

1 213 

887 

1 365 

246 

1955 

12512 

4 403 

274 

1 955 

5 880 

2 394 

1 637 

3 378 

761 

1960 

21 844 

8 630 

868 

3 184 

9 162 

4 108 

3 054 

4 833 

1 437 

1965 

36 019 

16 803 

1 337 

4 524 

13 355 

6 287 

4 702 

6 851 

2 408 

1970 

56 041 

28 886 

2 064 

6 663 

18 428 

9 170 

6 169 

9 022 

3 526 

1975 

94 238 

48 907 

4 078 

9 785 

31 468 

12 201 

7 274 

18 796 

10 340 

1976 

113 595 

57 438 

5 201 

12 236 

38 721 

14 975 

8 976 

23 201 

12 480 

1977 

120 245 

60 774 

5 441 

13 663 

40 366 

15 344 

8 702 

24 528 

12 004 

1978 

124 605 

64 452 

5 990 

15 763 

38 401 

15 568 

8 914 

22 294 

9 914 

1979 

149 318 

75 883 

7 619 

18 724 

47 092 

18 653 

10 366 

27 736 

13 787 

1980 

174 545 

84 753 

8 013 

22 421 

59 357 

22 786 

13 135 

35 523 

19 131 

1981 

188 758 

92 383 

8 904 

24 503 

62 968 

25 299 

14515 

36 569 

19 147 

1982 

192 483 

95 936 

9 855 

25 403 

61 289 

25 095 

14 425 

34 972 

16 783 

1983 

199 502 

101 718 

10 128 

28 371 

59 285 

25 707 

14 169 

32 247 

13 950 

1984 

222 032 

111 088 

12 065 

31 506 

67 373 

30 108 

15 900 

35 696 

13 953 

1985 

237 143 

120 493 

12 042 

34 352 

70 256 

32 043 

16 536 

36 659 

13 856 

1986 

211 544 

110 449 

9 345 

32 836 

58 914 

30 318 

13 735 

26 994 

6 764 

1987 

209 446 

110241 

8 084 

33 446 

57 676 

30 016 

13 096 

25 655 

5 675 

1988 

224 769 

116 248 

8 188 

35 815 

64 517 

34 106 

14 876 

27 994 

5 535 

1989 

258 951 

132 251 

9 839 

40 575 

76 287 

41 258 

19 565 

31 846 

6 320 

1990 

281 532 

146 540 

11 140 

44 924 

78 927 

40 940 

18915 

33 844 

7 212 

1991 

323 676 

170 054 

13 520 

48 877 

91 225 

47 205 

21 531 

37 896 

7 683 






Deutschland 





1991 

329 228 

195 790 

20 603 

21 047 

91 788 

47 358 

21 587 

38 249 

7 486 

1992 

325 972 

194 454 

20 871 

21 638 

89 009 

46 297 

21 657 

36 361 

7 551 

1993 

289 644 

162 343 

20 957 

20 901 

85 443 

42 602 

20 627 

35 359 

6 984 

1994 

315 444 

175 566 

25 635 

23 092 

91 152 

45 136 

22 844 

37 637 

6 591 

1995 

339 618 

191 687 

29 906 

24 631 

93 394 

46 701 

23 156 

37 742 

5 642 

1996 

352 995 

198 531 

31 868 

25 999 

96 597 

48 253 

25 303 

38 184 

6 386 

1997 

394 794 

217 007 

38 472 

28 993 

110321 

55 223 

30 186 

42 848 

7 117 

1998 

423 452 

231 123 

43 781 

29 684 

118 864 

62 468 

34 925 

43 177 

5 710 

1999 

444 797 

239 652 

48 733 

30 588 

125 824 

65 215 

36 790 

45 295 

6 401 

2000 

538 311 

273 951 

64 343 

36 616 

163 401 

82 340 

47 121 

60 548 

10 235 

2001 

542 774 

277 034 

70 397 

39011 

156 332 

77 387 

45 982 

57 088 

8 220 

2002** 

522 062 

268 878 

72 024 

38 745 

142 415 

66 921 

39 994 

52 595 

6 960 

2003 l.Vj.** 

133 528 

67 206 

18 846 

10 934 

36 541 

16 801 

10251 

13 477 

1 808 

2.Vj.** 

132 143 

67 421 

19 032 

10 234 

35 457 

16 663 

10 024 

12 774 

1 931 


1) Bis 1991 eigene Umrechnung mit dem unwiderruflichen Euro-Umrechnungskurs: 1 Euro = 1,95583 DM. - 2) Bis 1959 ohne Saarland. Ergeb- 
nisse ab 1993 durch Änderung in der Erfassung des Außenhandels mit größerer Unsicherheit behaftet. Ab 1995 einschließlich Zuschätzungen von 
Anmeldeausfällen in der Intrahandelsstatistik. Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Fachserie 7, Reihe 1, Monatshefte, Seite 6. - 
3) Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich (ab 1997 einschließlich Guadeloupe, Martinique, Französisch-Guyana, Reunion), Griechenland, Ir- 
land, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien (bis 1996 ohne Kanarische Inseln), Vereinigtes Königreich. Für 
die Angaben des früheren Bundesgebietes ohne Finnland, Österreich, Schweden. - 4) Albanien, Bulgarien, Bosnien und Herzegowina, Bundesre- 
publik Jugoslawien (seit 1997 Serbien und Montenegro), Kroatien, Mazedonien, Polen, Tschechische Republik, Slowakei, Slowenien, Ungarn, 
Estland, Lettland, Litauen und die ehemaligen GUS-Staaten. - 5) Einschließlich asiatische Staatshandelsländer (China, Mongolei, Nordkorea, 
Vietnam), Polargebiete, nicht ermittelte Bestimmungsländer und Gebiete sowie einschließlich Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf. - 6) Australien, 
Japan, Kanada, Neuseeland, Republik Südafrika, Vereinigte Staaten. - 7) Ländergmppe nach dem Stand 1. Januar 1989: Algerien, Ecuador, Ga- 
bun, Indonesien, Irak, Iran, Katar, Kuwait, Libyen, Nigeria, Saudi-Arabien, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate; ab I. Januar 1997 ohne 
Ecuador und Gabun. - 8) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 65“^ 


Einzelhandelsumsatz 

2000 = 100 


Davon 

insgesamt ohne Handel mit Kraftfahrzeugen und ohne Tankstellen; Reparatur von Gebrauchsgütem 
I davon 


Einzelhandel in Verkaufsräumen 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Kraft- 

fahr- 

zeuge, 

Tank- 

stellen 

zu- 

sammen 

Waren 

ver- 

schie- 

dener 

Art 

Fach- 

einzel- 

handel 

mit Nah- 
rungs- 
mitteln, 
Geträn- 
ken, 

Tabak- 

waren 

Apothe- 

ken, 

Fach- 

einzel- 

handel 

mit me- 
dizini- 
schen 

Artikeln 

sonstiger Facheinzelhandel 

Anti- 
quitäten 
und Ge- 
braucht- 
waren 

Einzel- 

handel 

nicht in 

Ver- 

kaufs- 

räumen 

zu- 

sammen 

darunter 

Tex- 

tilien 

Be- 

kleidung 

Schuhe, 

Leder- 

waren 

Möbel, 

Einrich- 

tungs- 

gegen- 

stände 

Elektro- 

haus- 

halts- 

geräte 







In jeweiligen Preisen 






1994 

93,1 

86,0 

95,5 

96,4 

105,5 

73,7 

100,3 

103,2 

105,7 

96,7 

112,1 

97,3 

106,1 

95,8 

1995 

94,8 

89,9 

96,7 

98,1 

113,9 

78,5 

99,5 

105,7 

105,1 

99,9 

105,1 

93,9 

85,0 

96,0 

1996 

96,0 

93,6 

97,0 

97,7 

112,8 

81,8 

98,7 

102,9 

103,9 

100,2 

103,2 

92,3 

74,9 

100,3 

1997 

95,8 

97,6 

95,9 

96,5 

110,6 

83,4 

97,1 

96,6 

102,1 

98,2 

100,5 

89,0 

93,7 

98,8 

1998 

97,5 

102,4 

96,9 

97,7 

109,2 

88,2 

98,7 

95,3 

100,8 

98,1 

104,4 

92,8 

74,1 

94,0 

1999 

98,7 

103,7 

97,7 

99,0 

100,8 

94,7 

97,9 

95,1 

100,5 

98,8 

102,3 

95,2 

84,4 

93,8 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

101,3 

100,2 

101,8 

104,2 

98,0 

107,3 

97,9 

99,0 

99,2 

100,7 

98,6 

94,1 

108,4 

100,6 

2002 

100,1 

99,9 

100,3 

105,7 

96,3 

111,1 

91,5 

89,4 

94,3 

96,1 

90,0 

80,5 

111,0 

97,5 

2001 l.Vj. 

95,8 

95,8 

95,8 

97,1 

90,6 

103,1 

90,9 

97,5 

89,4 

81,9 

98,7 

93,2 

94,1 

100,8 

2. Vj. 

102,5 

106,6 

100,8 

104,3 

99,2 

105,5 

97,2 

87,2 

96,4 

112,4 

94,6 

81,8 

110,3 

94,4 

3. Vj. 

97,5 

96,1 

98,1 

100,3 

97,7 

105,0 

93,2 

94,1 

96,6 

101,3 

89,4 

86,0 

94,7 

98,4 

4. Vj. 

109,5 

102,2 

112,6 

115,2 

104,7 

115,6 

110,4 

117,1 

114,4 

107,0 

111,5 

115,5 

134,4 

108,8 

2002 l.Vj. 

93,7 

93,4 

93,9 

99,8 

90,5 

106,0 

84,0 

92,5 

84,4 

78,9 

88,5 

77,9 

86,8 

91,3 

2. Vj. 

101,0 

107,3 

98,3 

104,0 

96,4 

109,5 

89,7 

85,5 

90,0 

105,6 

84,8 

70,7 

112,1 

92,6 

3. Vj. 

98,0 

98,1 

98,1 

102,8 

97,6 

110,6 

88,9 

83,9 

92,0 

98,2 

84,0 

74,8 

115,8 

96,5 

4. Vj. 

107,7 

100,7 

110,8 

116,2 

100,6 

118,4 

103,3 

95,6 

110,8 

101,5 

102,7 

98,7 

129,3 

109,5 

2003 l.Vj. 

94,3 

96,0 

93,6 

99,7 

87,0 

108,4 

81,7 

73,7 

80,1 

79,7 

86,4 

75,3 

79,8 

94,5 

2. Vj. 

101,6 

108,7 

98,6 

105,7 

98,1 

110,6 

88,6 

72,4 

88,4 

103,0 

83,1 

67,3 

92,7 

91,2 







In Preisen von 1995 






1994 

96,9 

90,2 

98,8 

98,4 

110,3 

74,4 

102,3 

106,1 

107,0 

100,7 

119,0 

88,1 

108,4 

115,3 

1995 

97,9 

92,9 

99,5 

99,5 

118,1 

78,6 

100,7 

107,6 

105,6 

103,0 

109,7 

85,8 

86,3 

116,6 

1996 

98,2 

96,6 

98,9 

98,5 

115,9 

81,9 

99,5 

103,8 

103,9 

102,6 

106,4 

85,4 

75,6 

115,3 

1997 

97,5 

100,3 

97,2 

96,4 

111,6 

83,6 

97,6 

97,3 

102,0 

99,8 

102,9 

83,9 

94,5 

112,4 

1998 

99,1 

103,7 

98,3 

96,8 

109,1 

88,3 

98,9 

95,5 

100,5 

98,9 

105,8 

89,0 

74,4 

113,0 

1999 

99,9 

104,7 

98,8 

98,8 

101,2 

95,1 

98,0 

95,1 

100,2 

99,0 

102,9 

93,4 

84,5 

106,8 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

101,4 

102,2 

101,0 

102,3 

95,8 

106,2 

97,7 

98,0 

98,2 

99,1 

97,2 

96,1 

103,9 

103,0 

2002 

98,9 

98,8 

98,9 

101,9 

92,1 

110,9 

91,2 

87,2 

93,1 

92,7 

87,8 

84,4 

110,6 

101,8 

2001 l.Vj. 

96,7 

97,8 

96,3 

97,0 

89,9 

102,7 

91,8 

98,0 

89,9 

82,9 

98,6 

96,1 

92,4 

103,8 

2. Vj. 

101,9 

108,2 

99,3 

101,2 

96,7 

104,5 

96,7 

86,8 

95,3 

110,0 

93,2 

83,0 

110,2 

95,5 

3. Vj. 

97,3 

98,3 

96,9 

97,9 

95,1 

103,8 

93,2 

93,4 

95,9 

100,2 

88,1 

87,4 

91,5 

98,9 

4. Vj. 

109,4 

104,4 

111,6 

113,1 

101,4 

113,7 

109,2 

113,8 

111,8 

103,5 

108,9 

117,7 

121,6 

113,8 

2002 l.Vj. 

92,2 

92,5 

92,1 

95,2 

86,3 

105,5 

83,4 

90,4 

83,2 

76,4 

86,4 

80,6 

86,1 

96,2 

2. Vj. 

99,4 

106,3 

96,5 

99,5 

92,1 

109,0 

89,1 

83,4 

88,6 

101,8 

82,7 

73,6 

111,5 

96,4 

3. Vj. 

97,0 

96,8 

97,1 

99,6 

93,5 

110,4 

89,0 

82,0 

91,1 

94,8 

81,9 

78,7 

115,9 

101,0 

4. Vj. 

106,7 

99,4 

109,9 

113,3 

96,6 

118,6 

103,3 

93,0 

109,3 

97,7 

100,0 

104,7 

129,1 

113,5 

2003 l.Vj. 

92,6 

94,4 

91,8 

95,8 

82,1 

109,0 

81,7 

71,7 

79,4 

77,0 

83,9 

80,4 

79,6 

94,5 

2. Vj. 

100,0 

106,9 

97,0 

101,0 

92,4 

111,3 

88,6 

70,3 

87,7 

99,5 

80,5 

72,2 

92,7 

95,7 
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Tabelle 66* 


Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 

Inlandsabsatz’’ 

1995 = 100 



Insgesamt 

Erzeugnisse nach Hauptgruppen^’ 



davon 

Vorleistungs- 

güterprodu- 

zenten^’ 



Konsum- 

Zeitraum 

zusammen 

ohne 

Mineralöl- 

erzeugnisse 

Energie“’’ 

Investitions- 

zusammen 

davon 


Mineralöl- 


Gebrauchs- 

Verbrauchs- 



erzeugnisse 


güterproduzenten 

Gewicht 

I 000 

965,72 

36,28 

313,38 

201,93 

216,23 

268,46 

42,89 

225,57 

1995 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1996 

98,8 

98,5 

107,6 

98,0 

94,7 

100,9 

101,0 

101,1 

101,0 

1997 

99,9 

99,6 

110,5 

98,1 

98,4 

101,4 

102,2 

101,5 

102,3 

1998 

99,5 

99,5 

100,3 

97,9 

95,3 

102,2 

102,5 

102,0 

102,6 

1999 

98,5 

98,0 

111,4 

96,3 

93,6 

102,4 

101,7 

102,6 

101,5 

2000 

101,8 

100,1 

147,2 

99,8 

102,8 

102,8 

102,5 

103,8 

102,3 

2001 

104,9 

103,3 

145,1 

100,6 

112,0 

103,7 

105,3 

106,1 

105,2 

2002 

104,4 

102,9 

144,6 

100,0 

108,4 

105,0 

106,2 

107,8 

105,9 

2001 l.Vj. 

104,7 

103,1 

146,1 

101,2 

111,9 

103,2 

104,5 

105,5 

104,3 

2.Vj. 

105,6 

103,8 

151,8 

100,9 

114,8 

103,6 

105,5 

106,0 

105,4 

3.Vj. 

105,2 

103,6 

146,7 

100,3 

113,3 

104,0 

105,7 

106,4 

105,6 

4.Vj. 

104,0 

102,8 

135,6 

99,9 

108,1 

104,1 

105,6 

106,5 

105,5 

2002 l.Vj. 

104,5 

103,2 

138,8 

99,5 

109,6 

104,8 

106,2 

107,5 

106,0 

2.Vj. 

104,6 

103,0 

145,6 

100,0 

109,0 

104,9 

106,3 

107,9 

105,9 

3.Vj. 

104,2 

102,6 

146,2 

100,3 

107,0 

105,1 

106,1 

108,0 

105,8 

4.Vj. 

104,5 

102,9 

147,7 

100,3 

108,0 

105,2 

106,2 

107,9 

105,9 

2003 l.Vj. 

106,3 

104,2 

161,6 

100,8 

115,7 

105,2 

106,6 

108,5 

106,3 

2.Vj. 

106,1 

104,5 

146,7 

100,8 

114,3 

105,3 

106,5 

108,9 

106,1 

3.Vj. 

106,3 

104,7 

148,2 

100,3 

115,8 

105,4 

106,7 

109,0 

106,3 


Erzeugnisse des Verarbeitenden Gewerbes 



darunter 






Eisen- und 



Geräte der 


Zeitraum 

5) 

zusammen 

Emährungs- 

gewerbe 

Verlags- und 
Druckerei- 
erzeugnisse 

Chemische 

Erzeugnisse 

Metall- 
erzeugnisse, 
NE-Metalle 
und -erzeug- 

Metall- 

erzeugnisse 

Maschinen 

Elektrizitäts- 

erzeugung 

und 

-Verteilung 

Kraftwagen 
und Kraft- 
wagenteile 






nisse 



und ähnliche 


Gewicht 

793,50 

122,47 

43,12 

69,47 

44,93 

58,43 

80,60 

43,42 

81,09 

1995 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1996 

99,8 

101,0 

102,4 

96,6 

95,0 

100,9 

101,6 

100,5 

100,9 

1997 

100,4 

103,0 

102,0 

97,6 

96,6 

101,1 

102,6 

99,7 

101,6 

1998 

100,6 

102,6 

102,0 

97,0 

98,0 

101,8 

103,3 

99,7 

102,6 

1999 

99,8 

99,8 

101,9 

95,5 

93,1 

102,2 

104,1 

99,6 

103,3 

2000 

101,5 

100,7 

102,6 

100,1 

102,1 

103,0 

105,0 

100,9 

103,9 

2001 

103,0 

104,9 

103,5 

102,1 

101,4 

103,8 

106,5 

100,9 

105,0 

2002 

103,4 

104,9 

102,7 

101,2 

99,3 

104,8 

108,0 

101,3 

106,9 

2001 l.Vj. 

102,8 

103,8 

102,4 

102,8 

103,4 

103,5 

106,1 

100,9 

104,3 

2.Vj. 

103,2 

105,2 

104,0 

102,9 

102,3 

103,7 

106,4 

100,9 

104,7 

3.Vj. 

103,1 

105,6 

103,4 

101,8 

100,6 

104,0 

106,7 

100,6 

105,3 

4.Vj. 

103,0 

105,1 

104,0 

101,0 

99,1 

104,1 

106,8 

101,2 

105,6 

2002 l.Vj. 

103,2 

104,9 

103,4 

99,8 

98,3 

104,4 

107,6 

101,4 

106,4 

2.Vj. 

103,4 

104,8 

103,2 

101,2 

99,3 

104,6 

107,9 

101,4 

106,8 

3.Vj. 

103,5 

104,9 

102,1 

101,8 

99,5 

104,9 

108,1 

101,1 

107,1 

4.Vj. 

103,6 

105,1 

102,2 

102,1 

100,1 

105,1 

108,3 

101,2 

107,2 

2003 l.Vj. 

103,9 

104,9 

101,3 

103,1 

101,8 

105,6 

108,7 

101,1 

107,3 

2.Vj. 

103,9 

104,7 

101,4 

103,5 

102,2 

106,1 

109,1 

100,9 

107,7 

3.Vj. 

103,8 

105,0 

101,4 

102,0 

102,1 

106,2 

109,2 

100,9 

108,0 


1) Ohne Umsatzsteuer. - 2) Aufgrund einer EU-Verordnung sind die Hauptgruppen neu abgegrenzt und EU-weit vereinheitlicht worden. Nach 
der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ93). - 3) Aus der bisherigen Hauptgruppe „Erzeugnisse der Vorleistungsgüterpro- 
duzenten“ wurden die „Erzeugnisse der Energieproduzenten“ herausgenommen. - 4) Neue Hauptgruppe mit Inhalt: Kohle und Torf; Erdöl und 
Erdgas ohne Erdgasversorgung; Kokerei- und Mineralölerzeugnisse; Elektrizität, Gas und Fernwärme; Wasserversorgung. - 5) Ohne Mineralöl- 
erzeugnisse. 
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Tabelle 67* 

Index der Ausfuhrpreise'* 


1995 = 100 




Güter der 


Güter der gewerblichen Wirtschaft 


Zeitraum 

Insgesamt 

Ernährungs- 

2) 

Rohstoffe^* 

Halbwaren^^ 

Fertigwaren^^ 

Investitions- 

Verbrauchs- 



Wirtschaft^^ 

zusammen 

süterproduzenten^^ 

1965 

44,7 

61,2 

43,9 

Früheres Bundesgebiet 

50,5 48,5 

43,8 



1966 

45,6 

62,7 

44,8 

50,5 

49,7 

44,7 



1967 

45,6 

61,6 

44,8 

48,7 

49,7 

44,8 



1968 

45,1 

60,4 

44,4 

47,9 

49,4 

44,3 



1969 

46,9 

61,6 

46,2 

48,4 

50,7 

46,2 



1970 

48,3 

62,3 

47,6 

49,1 

52,3 

47,7 



1971 

50,0 

63,9 

49,3 

52,6 

52,2 

49,4 



1972 

51,1 

66,9 

50,2 

55,3 

50,3 

50,6 



1973 

54,3 

74,5 

53,4 

58,1 

59,0 

53,3 



1974 

63,5 

82,3 

62,5 

67,9 

87,4 

60,9 



1975 

66,0 

82,4 

65,0 

77,6 

82,0 

63,9 



1976 

68,5 

85,1 

67,6 

82,8 

84,7 

66,5 



1977 

69,8 

89,1 

68,7 

82,0 

82,5 

67,9 



1978 

70,9 

88,6 

69,9 

81,1 

81,1 

69,2 



1979 

74,2 

91,4 

73,3 

85,3 

93,7 

71,9 



1980 

78,8 

96,9 

77,9 

89,7 

106,7 

76,1 



1981 

83,4 

103,2 

82,3 

98,3 

120,2 

79,8 



1982 

87,0 

104,5 

86,0 

103,2 

122,9 

83,6 



1983 

88,5 

106,7 

87,5 

101,9 

122,7 

85,3 



1984 

91,6 

110,7 

90,5 

109,7 

129,1 

88,0 



1985 

94,1 

109,3 

93,1 

113,0 

132,1 

90,5 



1986 

92,3 

101,7 

91,8 

102,0 

109,2 

90,5 



1987 

91,6 

96,9 

91,0 

94,4 

100,3 

90,4 



1988 

93,4 

100,0 

92,9 

94,1 

104,7 

92,3 



1989 

96,0 

103,1 

95,5 

98,1 

110,2 

94,7 



1990 

96,1 

98,7 

95,7 

94,9 

105,6 

95,2 



1991 

97,1 

99,9 

96,9 

Deutschland 

89,9 101,1 

96,7 



1992 

97,8 

101,0 

97,5 

88,4 

97,0 

97,6 



1993 

97,8 

98,5 

97,7 

85,6 

94,4 

98,0 



1994 

98,6 

100,8 

98,5 

91,8 

97,0 

98,6 



1995 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1996 

100,0 

100,6 

100,0 

92,0 

97,7 

100,2 

101,3 

100,7 

1997 

101,5 

103,5 

101,4 

94,7 

102,4 

101,4 

102,6 

102,9 

1998 

101,4 

103,1 

101,4 

92,7 

97,6 

101,7 

103,0 

103,3 

1999 

100,9 

100,0 

100,9 

89,9 

94,8 

101,4 

103,6 

101,8 

2000 

104,4 

103,6 

104,5 

100,6 

115,0 

103,9 

105,0 

104,0 

2001 

105,4 

106,6 

105,4 

100,0 

114,7 

104,9 

105,9 

106,3 

2002 

105,3 

106,3 

105,2 

103,3 

111,6 

104,9 

106,5 

106,5 

2001 l.Vj. 

105,4 

105,7 

105,4 

100,9 

117,4 

104,7 

105,4 

105,6 

2.Vj. 

105,9 

106,8 

105,8 

101,3 

118,6 

105,1 

105,9 

106,5 

3.Vj. 

105,5 

107,5 

105,4 

99,8 

114,2 

104,9 

106,1 

106,7 

4.Vj. 

104,9 

106,4 

104,8 

98,0 

108,4 

104,7 

106,2 

106,4 

2002 l.Vj. 

105,0 

106,7 

104,9 

98,9 

108,8 

104,7 

106,6 

106,4 

2.Vj. 

105,4 

105,7 

105,4 

103,9 

112,7 

104,9 

106,6 

106,4 

3.Vj. 

105,4 

105,8 

105,4 

107,2 

112,0 

105,0 

106,4 

106,4 

4.Vj. 

105,4 

106,9 

105,3 

103,3 

112,9 

104,9 

106,4 

106,7 

2003 l.Vj. 

105,7 

106,0 

105,7 

102,8 

117,2 

105,0 

106,5 

106,5 

2.Vj. 

105,4 

104,9 

105,4 

102,0 

112,0 

105,0 

106,6 

106,1 

3.Vj. 

105,2 

105,7 

105,2 

100,1 

111,2 

104,9 

106,7 

106,1 


1) Preise bei Vertragsabschluss (Effektivpreise); fob (free on board). Ohne Umsatzsteuer, Verbrauchsteuem und Exporthilfen. - 2) Nach Wa- 
rengruppen der Außenhandelsstatistik gruppiert. - 3) Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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Tabelle 68* 

Index der Einfuhrpreise'* 


1995 = 100 




Güter der 


Güter der gewerblichen Wirtschaft 


Zeitraum 

Insgesamt 

Ernährungs- 

2) 

Rohstoffe^* 

Halbwaren^* 

Fertigwaren^* 

Investitions- 

Verbrauchs- 



Wirtschaft^^ 

zusammen 

2 Üterproduzenten^^ 

1965 

52,8 

79,4 

48,2 

Früheres Bundesgebiet 

46,3 51,3 

60,1 



1966 

53,7 

79,4 

49,5 

46,9 

53,4 

61,3 



1967 

52,5 

76,7 

48,7 

45,6 

52,6 

60,8 



1968 

52,2 

73,8 

48,9 

45,8 

53,6 

60,2 



1969 

53,0 

76,2 

49,5 

45,0 

55,7 

61,0 



1970 

52,5 

75,8 

49,0 

43,7 

55,6 

60,4 



1971 

52,7 

74,6 

49,4 

47,9 

52,2 

60,9 



1972 

52,4 

76,7 

48,7 

46,4 

49,9 

60,9 



1973 

59,1 

92,3 

54,1 

54,6 

63,6 

63,3 



1974 

76,0 

100,6 

72,3 

102,5 

89,6 

71,3 



1975 

74,6 

94,6 

71,8 

99,4 

81,8 

74,3 



1976 

79,3 

102,4 

75,9 

108,0 

87,3 

77,0 



1977 

80,4 

111,5 

75,9 

107,2 

85,6 

77,7 



1978 

77,5 

100,9 

74,0 

95,1 

82,6 

78,4 



1979 

86,5 

102,0 

84,2 

115,6 

113,9 

81,7 



1980 

99,4 

105,5 

98,7 

170,7 

136,5 

86,8 



1981 

113,0 

113,6 

113,1 

223,2 

162,0 

93,1 



1982 

115,6 

114,9 

115,9 

222,2 

167,9 

96,1 



1983 

115,2 

119,4 

114,8 

211,3 

164,0 

97,3 



1984 

122,1 

127,8 

121,5 

228,8 

179,5 

100,7 



1985 

123,8 

124,7 

123,9 

229,1 

180,2 

103,1 



1986 

104,5 

113,1 

103,3 

123,7 

119,1 

99,6 



1987 

98,8 

103,0 

98,3 

115,4 

103,4 

97,1 



1988 

100,0 

105,5 

99,3 

108,1 

106,2 

98,7 



1989 

104,5 

106,2 

104,3 

125,8 

117,8 

101,0 



1990 

102,1 

102,2 

102,2 

125,3 

113,1 

99,3 



1991 

102,9 

104,9 

102,8 

Deutschland 

121,2 110,6 

100,4 



1992 

100,5 

101,6 

100,5 

108,8 

99,2 

99,9 



1993 

98,9 

98,4 

99,1 

102,5 

95,1 

99,3 



1994 

99,8 

102,6 

99,6 

100,1 

96,8 

99,7 



1995 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1996 

100,4 

102,6 

100,1 

113,3 

99,6 

99,2 

99,9 

101,4 

1997 

104,0 

110,3 

103,2 

122,9 

109,2 

100,9 

101,1 

104,6 

1998 

100,7 

107,3 

99,9 

96,3 

97,2 

100,5 

100,3 

105,2 

1999 

100,2 

101,4 

100,1 

114,9 

98,2 

99,3 

99,6 

104,0 

2000 

111,4 

104,9 

112,3 

185,8 

143,0 

102,8 

101,5 

107,1 

2001 

112,1 

108,7 

112,6 

173,4 

144,4 

103,8 

102,2 

110,0 

2002 

109,3 

108,2 

109,5 

164,4 

129,9 

102,7 

101,6 

109,2 

2001 l.Vj. 

113,3 

109,8 

113,7 

175,6 

153,3 

103,8 

101,7 

109,3 

2.Vj. 

114,5 

110,6 

115,0 

189,5 

153,8 

104,3 

102,5 

110,8 

3.Vj. 

111,9 

107,0 

112,6 

179,9 

141,0 

103,9 

102,3 

110,2 

4.Vj. 

108,8 

107,6 

109,0 

148,6 

129,3 

103,4 

102,2 

109,9 

2002 l.Vj. 

109,7 

113,5 

109,3 

153,0 

128,9 

103,4 

102,6 

110,2 

2.Vj. 

109,8 

107,5 

110,1 

167,4 

131,3 

103,2 

102,1 

109,5 

3.Vj. 

108,8 

105,0 

109,3 

169,7 

128,7 

102,3 

101,0 

108,6 

4.Vj. 

108,8 

106,8 

109,1 

167,5 

130,6 

102,0 

100,5 

108,6 

2003 l.Vj. 

109,8 

108,9 

109,9 

180,9 

136,9 

101,2 

99,5 

107,6 

2.Vj. 

106,4 

104,9 

106,6 

150,1 

128,5 

100,5 

98,6 

106,7 

3. Vj. 

106,5 

103,3 

107,0 

159,8 

129,0 

100,2 

98,6 

106,7 


1) Preise bei Vertragsabschluss (Effektivpreise); cif (cost, insurance, freight). Ohne Zölle, Abschöpfungen, Währungsausgleichsbeträge und 
Einfuhrumsatzsteuer. - 2) Nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik gruppiert. - 3) Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegen- 
den Verwendung gruppiert. 
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Tabelle 69* 


Preisindizes für Neubau und Instandhaltung, Baulandpreise'* 

2000 = 100 


Zeitraum^^ 

1 Neubau | 

Instandhal- 
tung von 

Mehr- 

familien- 

gebäuden^^ 

Baureifes 

Land“^^ 

1 Bauleistungen am Bauwerk für | 

Straßen- 

bau- 

leistungen 

insgesamt 

1 Wohngebäude | 

Büro- 

gebäude 

gewerbliche 

Betriebsge- 

bäude 

insgesamt 

Ein- 

familien- 

Mehr- 

familien- 

gemischt 

genutzte 

1 Gebäude | 






Früheres Bundesgebiet 




I960 

18,2 

18,1 

18,3 

18,9 

18,6 

19,1 

33,7 

17,7 


1965 

24,4 

24,2 

24,3 

25,0 

24,3 

24,6 

36,8 

22,7 

11,19 

1966 

25,1 

25,0 

25,2 

25,8 

25,1 

25,3 

36,3 

23,3 

12,07 

1967 

24,6 

24,5 

24,7 

25,1 

24,5 

24,0 

34,7 

23,0 

13,15 

1968 

25,6 

25,5 

25,6 

26,2 

25,5 

25,3 

36,2 

23,9 

14,51 

1969 

27,1 

27,0 

27,1 

27,8 

27,1 

27,6 

37,8 

25,0 

15,27 

1970 

31,6 

31,4 

31,6 

32,3 

31,7 

32,6 

43,3 

28,0 

15,72 

1971 

34,8 

34,6 

34,9 

35,6 

34,9 

36,2 

46,7 

30,8 

17,16 

1972 

37,2 

37,0 

37,3 

37,8 

37,1 

38,0 

47,4 

32,5 

20,57 

1973 

39,9 

39,7 

40,0 

40,6 

39,8 

40,2 

48,8 

34,8 

20,85 

1974 

42,8 

42,7 

43,0 

43,3 

42,5 

42,6 

53,5 

38,3 

20,63 

1975 

43,9 

43,7 

44,0 

44,3 

43,4 

43,8 

54,9 

40,2 

22,54 

1976 

45,4 

45,2 

45,5 

45,8 

44,8 

45,6 

55,7 

41,6 

24,95 

1977 

47,5 

47,6 

47,6 

48,0 

46,9 

47,5 

57,2 

43,6 

27,60 

1978 

50,5 

50,6 

50,6 

50,9 

49,6 

50,0 

61,0 

45,8 

30,63 

1979 

54,9 

55,1 

55,0 

55,2 

53,5 

53,9 

67,3 

48,6 

35,37 

1980 

60,8 

61,2 

60,8 

61,0 

59,0 

59,5 

75,9 

52,9 

41,93 

1981 

64,3 

64,7 

64,4 

64,6 

62,6 

63,2 

77,9 

56,4 

49,12 

1982 

66,2 

66,5 

66,3 

66,6 

64,9 

65,7 

76,1 

59,2 

57,01 

1983 

67,6 

67,7 

67,7 

68,0 

66,4 

67,2 

75,5 

61,1 

61,31 

1984 

69,3 

69,4 

69,4 

69,8 

68,3 

68,8 

76,5 

63,0 

62,35 

1985 

69,6 

69,7 

69,7 

70,1 

69,0 

69,4 

77,9 

64,2 

59,36 

1986 

70,5 

70,6 

70,8 

71,1 

70,2 

70,8 

79,4 

65,4 

61,90 

1987 

71,8 

71,9 

72,2 

72,5 

71,8 

72,4 

80,4 

67,1 

64,46 

1988 

73,4 

73,5 

73,7 

74,0 

73,6 

73,9 

81,3 

68,9 

65,31 

1989 

76,0 

76,1 

76,4 

76,7 

76,3 

76,5 

83,0 

71,4 

64,65 

1990 

81,0 

81,1 

81,2 

81,5 

80,7 

81,3 

88,2 

75,0 

63,50 






Deutschland 




1991 

86,6 

86,5 

86,8 

87,0 

85,9 

86,3 

94,1 

80,0 


1992 

92,2 

92,1 

92,4 

92,3 

91,1 

91,5 

99,1 

86,0 

43,16 

1993 

96,7 

96,7 

97,0 

96,7 

95,4 

95,5 

101,3 

91,2 

49,06 

1994 

99,0 

99,1 

99,3 

98,9 

97,6 

97,5 

101,7 

94,0 

55,66 

1995 

101,3 

101,3 

101,5 

101,1 

99,9 

99,7 

102,4 

96,8 

58,02 

1996 

101,1 

101,2 

101,2 

101,0 

100,0 

100,0 

100,6 

97,9 

61,37 

1997 

100,4 

100,4 

100,5 

100,2 

99,5 

99,5 

98,9 

98,4 

64,70 

1998 

100,0 

100,1 

100,1 

99,9 

99,5 

99,6 

98,0 

99,3 

69,69 

1999 

99,7 

99,7 

99,8 

99,6 

99,3 

99,3 

97,8 

99,4 

70,65 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

76,21 

2001 

99,9 

99,9 

99,9 

100,0 

100,4 

100,4 

100,7 

100,8 

75,20 

2002 

99,9 

99,9 

99,8 

99,9 

100,5 

100,6 

100,5 

101,3 


2002 Feb 

99,8 

99,8 

99,8 

99,9 

100,5 

100,5 

100,7 

101,3 

75,45 

Mai 

99,9 

99,9 

99,8 

99,9 

100,5 

100,4 

100,7 

101,3 

77,63 

Aug 

99,9 

100,0 

99,9 

100,0 

100,6 

100,6 

100,4 

101,4 

79,07 

Nov 

99,8 

99,8 

99,7 

99,8 

100,5 

100,7 

100,1 

101,3 

80,00 

2003 Feb 

99,9 

100,0 

99,9 

99,9 

100,6 

100,8 

100,1 

101,6 


Mai 

99,9 

99,9 

99,8 

99,9 

100,6 

100,9 

100,2 

101,7 


Aug 

99,9 

99,9 

99,8 

99,9 

100,6 

100,9 

100,2 

101,8 



1) Einschließlich Umsatzsteuer. - 2) Bis 1965 ohne Berlin (West). - 3) Ohne Schönheitsreparaturen. - 4) Bis 1990 eigene Umrechnung mit dem 


unwiderruflichen Euro-Umrechnungskurs: 1 Euro — 1,95583 DM. 
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Tabelle 70* 


Verbraucherpreisindex für Deutschland'* 

2000 = 100 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Nah- 

rungs- 

mittel 

und al- 
kohol- 
freie 

Ge- 

tränke 

Alkoho- 

lische 

Ge- 

tränke, 

Tabak- 

waren 

Beklei- 

dung 

und 

Schuhe 

Woh- 

nung, 

Wasser, 
Strom, 
Gas und 

andere 

Brenn- 

stoffe 

Einrich- 

tungsge- 
genstän- 
de u. ä. 

fiir den 

Haushalt 

sowie 

deren 

Instand- 

haltung 

Gesund- 

heits- 

pflege 

Ver- 

kehr 

Nach- 

richten- 

über- 

mittlung 

Freizeit, 

Unter- 

haltung 

und 

Kultur 

Bil- 

dungs- 

wesen 

Beher- 

ber- 

gungs- 

und 

Gast- 

stätten- 

dienst- 

leis- 

tungen 

Andere 

Waren 

und 

Dienst- 

leis- 

tungen 

Gewicht 

1 000 

103,35 

36,73 

55,09 

302,66 

68,54 

35,46 

138,65 

25,21 

110,85 

6,66 

46,57 

70,23 

1991 

81,9 

94,0 

83,8 

90,9 

71,7 

90,7 

81,1 

75,9 

122,5 

88,6 

61,2 

82,0 

77,5 

1992 

86,1 

95,9 

88,0 

93,4 

78,0 

93,0 

84,0 

80,1 

125,5 

92,0 

66,3 

86,0 

81,4 

1993 

89,9 

96,4 

91,4 

96,0 

84,4 

95,3 

86,3 

83,8 

127,0 

94,3 

73,2 

90,7 

86,7 

1994 

92,3 

98,0 

92,4 

97,4 

87,9 

96,9 

89,2 

86,8 

127,9 

95,4 

80,5 

93,0 

90,4 

1995 

93,9 

99,0 

92,9 

98,1 

90,5 

97,9 

90,2 

88,3 

127,5 

96,3 

83,8 

94,3 

93,4 

1996 

95,3 

99,6 

93,7 

98,8 

92,7 

98,6 

91,6 

90,4 

128,7 

96,7 

86,8 

95,3 

93,9 

1997 

97,1 

101,0 

95,4 

99,2 

95,2 

99,0 

98,1 

92,2 

124,8 

98,8 

90,3 

96,3 

95,6 

1998 

98,0 

102,0 

97,2 

99,6 

96,0 

99,7 

103,2 

92,5 

124,1 

99,3 

94,6 

97,7 

96,0 

1999 

98,6 

100,7 

98,5 

99,9 

97,2 

100,0 

99,8 

95,0 

112,4 

99,6 

98,4 

98,9 

97,6 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2001 

102,0 

104,5 

101,7 

100,8 

102,4 

100,9 

101,3 

102,5 

94,1 

100,6 

101,3 

101,9 

103,0 

2002 

103,4 

105,3 

105,8 

101,5 

103,4 

101,9 

101,9 

104,5 

95,7 

101,3 

104,0 

105,6 

105,0 

1997 l.Vj. 

96,6 

100,4 

95,2 

99,1 

94,7 

98,9 

93,3 

91,3 

124,7 

99,1 

89,1 

95,4 

95,4 

2.Vj. 

96,7 

101,5 

95,4 

99,2 

95,0 

99,0 

93,3 

91,5 

124,4 

97,7 

89,6 

95,9 

95,6 

3.Vj. 

97,6 

101,1 

95,5 

99,1 

95,3 

99,0 

102,8 

93,1 

124,7 

99,8 

90,7 

97,7 

95,6 

4.Vj. 

97,5 

101,0 

95,6 

99,5 

95,6 

99,1 

102,9 

92,8 

125,4 

98,5 

91,8 

96,0 

95,8 

1998 l.Vj. 

97,7 

102,3 

95,6 

99,3 

95,7 

99,2 

102,9 

92,0 

124,8 

99,5 

93,4 

96,3 

95,6 

2.Vj. 

98,0 

103,1 

97,2 

99,6 

96,1 

99,7 

103,4 

92,6 

124,4 

98,2 

93,8 

97,6 

95,9 

3.Vj. 

98,3 

101,8 

98,1 

99,5 

96,1 

99,8 

103,0 

92,9 

124,3 

100,5 

94,5 

99,3 

96,1 

4.Vj. 

97,9 

100,9 

98,1 

100,0 

96,0 

99,9 

103,3 

92,6 

122,8 

99,1 

96,5 

97,5 

96,4 

1999 l.Vj. 

98,0 

102,0 

98,0 

99,8 

96,2 

99,9 

99,7 

92,4 

114,1 

100,0 

98,0 

97,6 

97,0 

2.Vj. 

98,5 

102,0 

98,0 

99,9 

97,2 

100,1 

99,7 

94,5 

112,5 

98,4 

98,2 

98,8 

97,5 

3.Vj. 

98,9 

99,9 

98,0 

99,8 

97,7 

100,0 

99,9 

96,2 

111,6 

100,8 

98,4 

100,6 

97,6 

4.Vj. 

98,8 

99,0 

99,8 

100,2 

97,8 

100,0 

100,0 

97,1 

111,3 

99,4 

99,0 

98,6 

98,2 

2000 l.Vj. 

99,5 

100,2 

99,8 

99,9 

98,8 

100,0 

99,6 

98,8 

107,4 

99,9 

99,7 

98,9 

99,2 

2.Vj. 

99,7 

100,7 

99,8 

100,0 

99,4 

100,0 

99,9 

99,4 

100,7 

99,2 

99,7 

99,1 

99,7 

3.Vj. 

100,2 

99,6 

99,8 

99,7 

100,4 

100,0 

100,1 

101,0 

96,5 

100,5 

100,1 

101,2 

100,1 

4.Vj. 

100,6 

99,6 

100,6 

100,4 

101,3 

100,0 

100,4 

100,8 

95,4 

100,5 

100,6 

100,7 

100,9 

2001 l.Vj. 

101,2 

102,3 

101,4 

100,2 

101,9 

100,3 

100,9 

101,8 

94,9 

99,9 

101,1 

100,3 

102,3 

2.Vj. 

102,1 

106,1 

101,7 

100,8 

102,4 

100,8 

101,2 

103,8 

93,7 

99,6 

101,1 

100,9 

102,8 

3.Vj. 

102,4 

105,2 

101,8 

100,5 

102,8 

101,0 

101,4 

102,9 

93,9 

101,2 

101,4 

103,3 

103,3 

4.Vj. 

102,2 

104,4 

101,9 

101,5 

102,6 

101,3 

101,7 

101,4 

94,0 

101,7 

101,6 

103,1 

103,6 

2002 l.Vj. 

103,2 

107,2 

105,4 

101,6 

103,1 

101,9 

101,8 

103,2 

95,1 

101,3 

103,3 

104,4 

104,6 

2.Vj. 

103,4 

106,4 

105,5 

101,8 

103,3 

101,9 

102,0 

104,9 

96,0 

100,3 

103,6 

104,7 

104,9 

3.Vj. 

103,5 

104,4 

106,0 

101,1 

103,4 

101,9 

101,9 

105,0 

96,1 

102,0 

104,1 

106,9 

105,3 

4.Vj. 

103,4 

103,4 

106,1 

101,6 

103,6 

102,0 

102,0 

104,9 

95,8 

101,6 

104,7 

106,5 

105,2 

2003 l.Vj. 

104,4 

105,1 

111,0 

100,9 

104,8 

102,2 

102,3 

107,1 

95,8 

100,6 

105,2 

105,4 

106,3 

2.Vj. 

104,3 

105,9 

111,3 

100,9 

104,7 

102,3 

102,2 

106,3 

96,2 

100,0 

106,1 

105,6 

106,6 

3.Vi. 

104,6 

104,9 

111,5 

99,9 

104,9 

102,2 

102,4 

106,9 

96,5 

101,5 

106,5 

107,8 

106,9 


1) Abgrenzung nach der COICOP (Classification of Individual Consumption by Purpose) in der für den Verbraucherpreisindex (VPI) geltenden 
Fassung 6/98. 
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Tabelle 71* 

Preisindex für die Lebenshaltung nach Haushaltstypen** 



Verbraucher- 

preisindex 

Alle privaten Haushalte 

4-Personen-Haushalte 

von Beamten und 
Angestellten mit höherem 
Einkommen 

4-Personen-Haushalte 

von Arbeitern und 
Angestellten mit mittlerem 
Einkommen 

2-Personen- 

Rentnerhaushalte mit 
geringem Einkommen 



für 

Deutschland 

Früheres 

Bundes- 

gebiet 

neue 

Bundes- 
länder und 

Berlin-Ost 

Früheres 

Bundes- 

gebiet 

neue 

Bundes- 
länder und 

Berlin-Ost 

Früheres 

Bundes- 

gebiet 

neue 

Bundes- 
länder und 

Berlin-Ost 

Früheres 

Bundes- 

gebiet 

neue 

Bundes- 
länder und 

Berlin-Ost 

2000 = 100 




1995 

= 100 




1962 



33,0 


32,8 


33,5 


31,9 


1963 



34,0 


33,6 


34,5 


33,0 


1964 



34,8 


34,3 


35,3 


34,0 


1965 



35,9 


35,1 


36,5 


35,3 


1966 



37,1 


36,3 


37,8 


36,8 


1967 



37,8 


37,1 


38,4 


37,3 


1968 



38,4 


37,9 


38,8 


37,8 


1969 



39,1 


38,6 


39,6 


39,0 


1970 



40,5 


39,9 


40,9 


40,2 


1971 



42,6 


42,0 


43,0 


42,1 


1972 



44,9 


44,3 


45,3 


44,5 


1973 



48,1 


47,3 


48,4 


47,7 


1974 



51,4 


50,7 


51,7 


50,9 


1975 



54,5 


53,7 


54,8 


54,2 


1976 



56,8 


56,0 


57,2 


56,9 


1977 



58,9 


58,1 


59,2 


58,9 


1978 



60,5 


59,7 


60,7 


60,2 


1979 



63,0 


62,2 


63,0 


62,3 


1980 



66,4 


65,6 


66,3 


65,6 


1981 



70,6 


69,9 


70,5 


69,6 


1982 



74,3 


73,6 


74,3 


73,5 


1983 



76,7 


76,1 


76,7 


76,0 


1984 



78,6 


77,9 


78,5 


77,9 


1985 



80,2 


79,6 


80,1 


79,4 


1986 



80,1 


79,7 


79,9 


79,6 


1987 



80,3 


80,1 


80,0 


79,4 


1988 



81,3 


81,3 


80,9 


80,3 


1989 



83,6 


83,5 


83,2 


82,6 


1990 



85,8 


85,7 


85,5 


85,0 


1991 


81,9 

89,0 

75,5 

88,8 

77,2 

88,7 

77,4 

88,1 

74,6 

1992 


86,1 

92,5 

85,6 

92,3 

86,7 

92,3 

86,7 

91,7 

85,1 

1993 


89,9 

95,8 

94,7 

95,7 

95,2 

95,7 

94,9 

95,2 

94,5 

1994 


92,3 

98,4 

98,1 

98,3 

98,3 

98,4 

98,2 

98,1 

98,1 

1995 


94 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1996 


95,3 

101,3 

101,9 

101,4 

101,7 

101,3 

101,8 

101,3 

102,0 

1997 


97,1 

103,2 

104,2 

102,9 

103,6 

103,1 

103,8 

103,6 

104,4 

1998 


98,0 

104,1 

105,3 

103,8 

104,4 

104,0 

104,7 

105,0 

106,0 

1999 


98,6 

104,8 

105,7 

104,5 

104,9 

104,7 

105,1 

105,3 

106,0 

2000 


100,0 

106,9 

107,5 

106,2 

106,6 

106,5 

106,9 

107,1 

107,4 

2001 


102,0 

109,4 

110,6 

108,5 

109,3 

109,1 

109,8 

110,0 

110,6 

2002 


103,4 

110,9 

111,8 

109,9 

110,5 

110,6 

111,0 

111,4 

111,6 

2002 

l.Vj. 

103,2 

110,7 

111,8 

109,6 

110,5 

110,3 

111,0 

111,4 

111,8 


2. Vj. 

103,4 

111,0 

111,9 

110,1 

110,7 

110,8 

111,3 

111,7 

111,8 


3. Vj. 

103,5 

111,1 

111,8 

110,3 

110,6 

110,9 

111,1 

111,5 

111,6 


4. Vj. 

103,4 

110,8 

111,4 

109,7 

110,1 

110,4 

110,6 

111,2 

111,1 


1) Indexumstellung: neues Basisjahr (siehe Tabelle 70). Daher kein Nachweis im Jahr 2003 für früheres Bundesgebiet und neue Bundesländer. 
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Tabelle 12 * 


Löhne und Gehälter 




Bruttomonatsverdienste ’ * 

1 Tarifliche | 


Brutto- 
stunden- 
verdienste im 

Produ- 

Produzierendes Gewerbe, Handel, 

Kredit- und Versicherungsgewerbe^* 

Stundenlöhne^^ 

Monatsgehälter*' 



1 davon | 

gewerbliche 

Wirtschaft 

und Ge- 
bietskör- 
perschaften 


gewerbliche 

Wirtschaft 

und Ge- 
bietskör- 
perschaften 


Zeitraum 


1 Produzierendes Gewerbe | 

Handel; 

Produ- 

zierendes 

Gewerbe 

Produ- 

zierendes 

Gewerbe 

zierenden 

zusammen 


darunter 

Kredit- und 


Gewerbe^ ^ 

zusammen 

Hoch- und 

Tiefbau 

Versiche- 

rungs- 

gewerbe^^ 


1 Oktober 1 995 = 1 00 / 2000 = 1 00 | 


1995 

= 100 






Früheres Bundesgebiet 




I960 

10,9 

12,6 

12,9 

12,6 

12,0 

11,6 

11,6 

15,3 

14,6 

1965 

17,1 

18,2 

18,3 

19,1 

17,7 

16,9 

17,0 

21,0 

20,4 

1970 

24,6 

25,8 

25,8 

27,5 

25,4 

23,8 

23,9 

27,7 

26,9 

1975 

39,0 

40,6 

40,5 

42,1 

40,0 

39,9 

39,2 

44,4 

43,2 

1980 

52,7 

55,5 

55,4 

56,3 

54,8 

53,3 

52,6 

58,1 

57,0 

1981 

55,5 

58,3 

58,1 

59,4 

57,6 

56,3 

55,5 

61,0 

60,0 

1982 

58,2 

61,1 

60,9 

61,2 

60,4 

58,7 

58,0 

63,6 

62,7 

1983 

60,1 

63,1 

62,9 

63,2 

62,3 

60,8 

59,9 

65,8 

64,9 

1984 

61,6 

65,1 

65,1 

65,3 

64,1 

62,4 

61,6 

67,4 

66,7 

1985 

63,9 

67,6 

67,6 

66,3 

66,4 

64,9 

64,4 

69,5 

68,7 

1986 

66,1 

69,9 

69,9 

69,0 

68,7 

67,3 

66,7 

71,8 

70,8 

1987 

68,7 

72,5 

72,5 

70,9 

71,0 

70,1 

69,5 

74,5 

73,9 

1988 

71,6 

75,0 

75,1 

73,0 

73,4 

72,4 

72,0 

76,4 

76,0 

1989 

74,4 

77,6 

77,8 

75,7 

75,8 

75,1 

74,7 

78,2 

77,9 

1990 

78,3 

80,8 

80,9 

79,8 

79,2 

78,8 

78,3 

81,1 

80,7 

1991 

83,0 

85,3 

85,5 

84,5 

83,6 

83,9 

83,3 

86,1 

85,6 

1992 

87,5 

89,6 

89,6 

88,9 

87,8 

89,1 

88,8 

90,5 

91,2 

1993 

91,8 

93,2 

93,0 

94,1 

91,7 

93,6 

93,4 

94,4 

94,5 

1994 

94,8 

95,4 

95,1 

96,7 

94,2 

96,0 

96,0 

95,9 

96,0 

1995 

98,5 

98,5 

98,4 

98,4 

98,6 

100 

100 

100 

100 

1996 

92,2 

91,6 

92,0 

92,9 

91,3 

104,3 

104,8 

103,4 

104,2 

1997 

93,6 

93,1 

93,2 

93,9 

93,2 

106,0 

106,5 

104,9 

105,8 

1998 

95,2 

95,0 

95,1 

95,2 

95,2 

108,0 

108,5 

107,0 

107,9 

1999 

97,5 

97,5 

97,4 

97,2 

97,8 

110,8 

111,3 

109,7 

110,7 

2000 

100 

100 

100 

100 

100 

113,2 

113,8 

112,2 

113,2 

2001 

101,6 

102,7 

102,4 

102,1 

102,8 

115,7 

116,3 

115,0 

115,8 

2002 

103,4 

105,9 

105,4 

104,7 

106,3 

118,1 

118,8 

117,6 

118,5 





Neue Bundesländer und Berlin-Ost 




1996 

90,3 

89,3 

89,4 

95,5 

88,2 

106,1 

106,7 

105,2 

107,7 

1997 

92,9 

92,3 

92,3 

96,4 

91,5 

110,6 

111,6 

108,2 

112,3 

1998 

94,8 

94,8 

94,8 

97,1 

94,0 

113,1 

113,7 

111,2 

114,6 

1999 

97,2 

97,2 

97,1 

98,3 

97,0 

115,9 

116,3 

114,8 

117,4 

2000 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

118,0 

118,2 

117,2 

119,7 

2001 

102,5 

103,2 

103,3 

102,2 

102,9 

120,4 

120,5 

120,5 

122,1 

2002 

105,3 

107,2 

106,9 

104,2 

106,5 

122,9 

123,0 

124,0 

125,3 






Deutschland 





1996 

92,4 

91,8 

92,2 

92,3 

91,5 

104,2 

104,7 

103,1 

103,9 

1997 

93,6 

93,2 

93,3 

93,3 

93,2 

105,6 

106,1 

104,4 

105,3 

1998 

95,2 

95,1 

95,2 

94,8 

95,2 

107,6 

108,1 

106,4 

107,3 

1999 

97,5 

97,6 

97,5 

97,0 

97,8 

110,3 

110,9 

109,0 

110,1 

2000 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

112,8 

113,4 

111,5 

112,7 

2001 

101,5 

102,6 

102,4 

102,1 

102,8 

115,3 

115,9 

114,2 

115,3 

2002 

103,3 

105,8 

105,3 

104,8 

106,2 

117,6 

118,4 

116,7 

117,9 

2003 Jan 

105,1 

107,7 

107,2 

106,8 

108,0 

120,0 

120,7 

119,6 

120,3 

Apr 

105,8 

108,5 

107,8 

108,7 

108,7 

120,3 

120,9 

120,0 

120,7 


1) Jahresergebnis errechnet als Durchschnitt aus den vier Erhebungsmonaten. - 2) Einschließlich Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahr- 


zeugen und Gebrauchsgütem. - 3) Ab 1996 Basisjahr 2000 = 100. 
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Tabelle ly 


Sozialbudget: Leistungen nach Institutionen 



1 Früheres Bundesgebiet 



Deutschland 




I960 

1970 

1980 

1990 

1991 

1995 

1998 

2000 

2001 

Allgemeine Systeme 

15 507 

40 394 

123 553 

199 939 

Mio Euro^* 
259 629 

354 898 

386 817 

407 405 

420 249 

Rentenversicherung 

9 975 

26 478 

72 362 

109 414 

133 342 

184 751 

204 080 

217 431 

225 130 

Private Altersvorsorge 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Krankenversicherung 

4 840 

12 853 

45 380 

71 627 

92 674 

122 135 

126 523 

132 046 

137 072 

Pflegeversicherung 

- 

- 

- 

- 

- 

5 279 

15 676 

16 665 

16 849 

Unfallversicherung 

854 

2 023 

4 789 

6 552 

7 640 

10 243 

10 664 

10 835 

10 928 

Arbeitsförderung 

601 

1 838 

11 668 

24 978 

44 644 

65 788 

68 051 

64 767 

64 859 

Sondersysteme^’ 

115 

561 

1 879 

3 294 

3 568 

4 610 

5120 

5 213 

5 378 

Leistungssysteme des öff. Dienstes^* 

4 911 

12 285 

23 687 

32 757 

34 492 

41 816 

46 525 

49 365 

50 869 

darunter: Pensionen 

3 467 

8 092 

16 844 

22 565 

23 183 

28 253 

31 116 

33 389 

34 608 

Leistungssysteme der Arbeitgeber 

2 446 

9 782 

26 622 

42 236 

46 758 

54 477 

49 957 

54 202 

55 576 

darunter: Entgeltfortzahlung 

1 534 

6 473 

14611 

20 190 

23 426 

28 301 

22 867 

26 276 

26 819 

Betriebliche Altersvorsorge .... 

608 

1 559 

4 443 

9 996 

10 804 

13 585 

13 989 

14 209 

14 340 

Entschädigungssysteme^*“*’ 

4 136 

5 981 

8 948 

8 422 

8 736 

9 260 

8 085 

6 605 

6 019 

darunter: Soziale Entschädigung (KOV) 

1 990 

3 756 

6 776 

6 528 

6 865 

7 128 

5 753 

5 154 

4 720 

Förder- und Fürsorgesysteme^* 

1 583 

6 477 

25 469 

34 672 

47 289 

62 071 

51 250 

52 766 

54 479 

darunter: Sozialhilfe 

587 

1 663 

6 788 

14 771 

18 104 

27 689 

25 541 

25 721 

26 298 

Jugendhilfe 

254 

948 

4 274 

6 839 

10 900 

14 951 

16 286 

16 778 

17 133 

Kindergeld 

468 

1 478 

8 783 

7 414 

10 435 

10 877 

70 

106 

103 

Erziehungsgeld 

- 

- 

- 

2 465 

3 229 

3 873 

3 970 

3 743 

3 863 

Wohngeld 

1 

337 

1 027 

2 006 

2 527 

3 175 

3 860 

4 309 

4 462 

Direkte Leistungen insgesamt 

28 697 

75 474 

210 029 

321 018 

400 136 

526 490 

546 916 

574 698 

591 695 

Indirekte Leistungen insgesamt 

3 887 

11 052 

20 007 

23 479 

27 224 

35 870 

59 992 

70 939 

72 021 

Steuerliche Maßnahmen^^ (ohne FLA) 

3 887 

11 052 

20 007 

23 479 

27 224 

35 870 

34 438 

39 290 

40 116 

Familienleistungsausgleich (FLA) 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

25 554 

31 649 

31 905 

Sozialbudget insgesamt 

32 584 

86 526 

230 035 

344 496 

427 360 

562 359 

606 907 

645 637 

663 716 

Allgemeine Systeme 

48,8 

48,4 

55,7 

A 

59,5 

.nteile in vH 
62,3 

65,1 

65,8 

64,9 

65,1 

Rentenversicherung 

29,9 

29,6 

30,0 

30,6 

29,9 

31,0 

31,6 

31,9 

32,2 

Private Altersvorsorge 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Krankenversicherung 

14,5 

14,4 

18,8 

20,0 

20,8 

20,5 

19,6 

19,4 

19,6 

Pflegeversicherung 

- 

- 

- 

- 

- 

0,9 

2,4 

2,4 

2,4 

Unfallversicherung 

2,6 

2,3 

2,0 

1,8 

1,7 

1,7 

1,7 

1,6 

1,6 

Arbeitsförderung 

1,8 

2,1 

4,8 

7,0 

10,0 

11,0 

10,5 

9,5 

9,3 

Sondersysteme^’ 

0,3 

0,6 

0,8 

0,9 

0,8 

0,8 

0,8 

0,8 

0,8 

Leistungssysteme des öff. Dienstes^* 

14,7 

13,8 

9,8 

9,2 

7,7 

7,0 

7,2 

7,3 

7,3 

darunter: Pensionen 

10,4 

9,1 

7,0 

6,3 

5,2 

4,7 

4,8 

4,9 

4,9 

Leistungssysteme der Arbeitgeber 

7,3 

11,0 

11,1 

11,8 

10,5 

9,1 

7,7 

8,0 

7,9 

Entgeltfortzahlung 

4,6 

7,2 

6,1 

5,6 

5,2 

4,7 

3,5 

3,9 

3,8 

Betriebliche Altersvorsorge 

1,8 

1,7 

1,8 

2,8 

2,4 

2,3 

2,2 

2,1 

2,1 

Entschädigungssysteme^*“*’ 

12,4 

6,7 

3,7 

2,4 

2,0 

1,6 

1,3 

1,0 

0,9 

darunter: Soziale Entschädigung (KOV) 

6,0 

4,2 

2,8 

1,8 

1,5 

1,2 

0,9 

0,8 

0,7 

Förder- und Fürsorgesysteme^* 

4,7 

7,3 

10,6 

9,7 

10,6 

10,4 

7,9 

7,8 

7,8 

Sozialhilfe 

1,8 

1,9 

2,8 

4,1 

4,1 

4,6 

4,0 

3,8 

3,8 

Jugendhilfe 

0,8 

1,1 

1,8 

1,9 

2,4 

2,5 

2,5 

2,5 

2,5 

Kindergeld 

1,4 

1,7 

3,6 

2,1 

2,3 

1,8 

0,0 

0,0 

0,0 

Erziehungsgeld 

- 

- 

- 

0,7 

0,7 

0,6 

0,6 

0,5 

0,6 

Wohngeld 

- 

0,4 

0,4 

0,6 

0,6 

0,5 

0,6 

0,6 

0,6 

Direkte Leistungen insgesamt 

88,3 

87,6 

91,7 

93,4 

93,9 

94,0 

90,7 

89,6 

89,7 

Indirekte Leistungen insgesamt 


12,4 

8,3 

6,6 

6,1 

6,0 

9,3 

10,4 

10,3 

Steuerliche Maßnahmen^^ (ohne FLA) 

11,7 

12,4 

8,3 

6,6 

6,1 

6,0 

5,3 

5,8 

5,7 

Familienleistungsausgleich (FLA) 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

4,0 

4,6 

4,6 

Sozialbudget insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Nachrichtlich: 

Leistungen insgesamt in Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH 

21,1 

24,6 

30,0 

27,0 

28,4 

31,2 

31,5 

31,8 

32,0 

Leistungen insgesamt je Einwohner (Euro) .... 

588 

1 427 

3 736 

5 446 

5 343 

6 887 

7 399 

1 855 

8 061 


1) Vorläufige Ergebnisse, teilweise geschätzt. - 2) Ergebnisse vor 2001: Eigene Umrechnung der Grunddaten mit dem unwiderruflichen Euro- 
Umrechnungskurs: 1 Euro = 1,95583 DM. - 3) Keine Konsolidierung der Beiträge des Staates. - 4) Altershilfe für Landwirte, Versorgungs- 
werke. - 5) Kriegsopferversorgung (KOV), Lastenausgleich, Wiedergutmachung, sonstige Entschädigungen. 


Quelle: BMWA 
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Tabelle 74* 


Sozialbudget: Leistungen nach Funktionen 



1 Früheres Bundesgebiet | 

1 Deutschland | 

I960 

1970 

1980 

1 1990 1 

1 1991 1 

1 1995 1 

1998 

2000 

2001 





Mio Euro^* 




Ehe und Familie 

5 539 

16 279 

36 791 

46 304 

59 764 

72 184 

86 793 

96 875 

98 716 

Kinder/Jugendliche 

3 493 

8 106 

20 443 

29 063 

39 248 

49 145 

58 171 

65 117 

66 232 

Ehegatten 

1 730 

7 504 

14 426 

14 613 

17 450 

19 236 

24 234 

27 286 

28 038 

Mutterschaft 

316 

669 

1 922 

2 628 

3 065 

3 803 

4 387 

4 472 

4 446 

Gesundheit 

9 010 

25 140 

75 121 

118 538 

148 182 

200 759 

207 737 

220 177 

227 560 

Vorbeugung/Rehabilitation 

570 

1 564 

4 044 

6 699 

7 865 

12 431 

10 565 

11 874 

12315 

Krankheit 

6 119 

18 305 

57 041 

87 023 

108 037 

138 571 

140 350 

148 630 

153 991 

Arbeitsunfall, Berufskrankheit 

812 

2 255 

5 640 

7 969 

9 806 

12 374 

12 381 

12 996 

13 259 

Invalidität (allgemein) 

1 509 

3 017 

8 395 

16 846 

22 473 

37 383 

44 441 

46 678 

47 995 

Beschäftigung 

872 

2 797 

11 901 

24 811 

41 184 

56 503 

59 970 

61 846 

61 422 

Berufliche Bildung 

275 

1 235 

4 153 

7012 

10312 

11 425 

10 965 

13 527 

14 230 

Mobilität 

188 

972 

2 925 

4 162 

7 777 

11 410 

11 951 

12 071 

12 238 

Arbeitslosigkeit 

409 

589 

4 823 

13 637 

23 095 

33 668 

37 054 

36 248 

34 955 

Alter und Hinterbliebene 

14 189 

35 435 

89 264 

139 111 

161 222 

209 491 

228 338 

241 612 

250 478 

Alter 

12 464 

32 353 

83 064 

132 919 

154 590 

201 216 

219 964 

233 305 

241 937 

Hinterbliebene 

1 725 

3 081 

6 200 

6 192 

6 632 

8 275 

8 374 

8 307 

8 541 

übrige Funktionen 

2 973 

6 876 

16 958 

15 733 

17 008 

23 422 

24 070 

25 127 

25 539 

Folgen politischer Ereignisse 

1 428 

2 160 

3 443 

1 782 

1 828 

5 040 

3 891 

3 104 

3 009 

Wohnen 

297 

943 

2 480 

4 360 

4 932 

6 362 

6 936 

7 131 

7 266 

Sparen/Vermögensbildung 

638 

3 091 

9 596 

7 786 

8 292 

9 643 

11 164 

12 983 

13 292 

Allgemeine Lebenshilfe 

611 

682 

1 439 

1 805 

1 957 

2 377 

2 080 

1 909 

1 971 

Sozialbudget insgesamt 

32 584 

86 526 

230 035 

344 496 

427 360 

562 359 

606 907 

645 637 

663 715 





Anteile in vH 




Ehe und Familie 

17,0 

18,8 

16,0 

13,4 

14,0 

12,8 

14,3 

15,0 

14,9 

Kinder/Jugendliche 

10,7 

9,4 

8,9 

8,4 

9,2 

8,7 

9,6 

10,1 

10,0 

Ehegatten 

5,3 

8,7 

6,3 

4,2 

4,1 

3,4 

4,0 

4,2 

4,2 

Mutterschaft 

1,0 

0,8 

0,8 

0,8 

0,7 

0,7 

0,7 

0.7 

0,7 

Gesundheit 

27,7 

29,1 

32,7 

34,4 

34,7 

35,7 

34,2 

34,1 

34,3 

Vorbeugung/Rehabilitation 

1,8 

1,8 

1,8 

1,9 

1,8 

2,2 

1.7 

1.8 

1.9 

Krankheit 

18,8 

21,2 

24,8 

25,3 

25,3 

24,6 

23,1 

23,0 

23,2 

Arbeitsunfall, Berufskrankheit 

2,5 

2,6 

2,5 

2,3 

2,3 

2,2 

2,0 

2,0 

2.0 

Invalidität (allgemein) 

4,6 

3,5 

3,6 

4,9 

5,3 

6,6 

7,3 

7,2 

7,2 

Beschäftigung 

2,7 

3,2 

5,2 

7,2 

9,6 

10,0 

9,9 

9,6 

9,3 

Berufliche Bildung 

0,8 

1,4 

1,8 

2,0 

2,4 

2,0 

1,8 

2,1 

2,1 

Mobilität 

0,6 

1,1 

1,3 

1,2 

1,8 

2,0 

2,0 

1,9 

1,8 

Arbeitslosigkeit 

1,3 

0,7 

2,1 

4,0 

5,4 

6,0 

6,1 

5,6 

5,3 

Alter und Hinterbliebene 

43,5 

41,0 

38,8 

40,4 

37,7 

37,3 

37,6 

37,4 

37,7 

Alter 

38,3 

37,4 

36,1 

38,6 

36,2 

35,8 

36,2 

36,1 

36,5 

Hinterbliebene 

5,3 

3,6 

2,7 

1,8 

1,6 

1,5 

1,4 

1,3 

1,3 

übrige Funktionen 

9,1 

7,9 

7,4 

4,6 

4,0 

4,2 

4,0 

3,9 

3,8 

Folgen politischer Ereignisse 

4,4 

2,5 

1,5 

0,5 

0,4 

0,9 

0,6 

0,5 

0,5 

Wohnen 

0,9 

1,1 

1,1 

1,3 

1,2 

1,1 

1,1 

1,1 

1,1 

Sparen/Vermögensbildung 

2,0 

3,6 

4,2 

2,3 

1,9 

1,7 

1,8 

2,0 

2.0 

Allgemeine Lebenshilfe 

1,9 

0,8 

0,6 

0,5 

0,5 

0,4 

0,3 

0,3 

0,3 

Sozialbudget insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Nachrichtlich: 










Leistungen insgesamt in Relation zum 










nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH 

21,1 

24,6 

30,0 

27,0 

28,4 

31,2 

31,5 

31,8 

32,0 

Leistungen insgesamt je Einwohner (Euro).. 

588 

1427 

3736 

5446 

5343 

6887 

7399 

7855 

8061 


1 ) V orläufige Ergebnisse, teilweise geschätzt. - 2) Ergebnisse vor 2001: Eigene Elmrechnung der Grunddaten mit dem unwiderruflichen Euro- 


Umrechnungskurs: 1 Euro = 1,95583 DM. 


Quelle: BMWA 
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Tabelle 75* 


Sozialbudget: Finanzierung nach Arten und Quellen'* 




Früheres Bundesgebiet | 


Deutschland 



1960 

1970 

1980 

1990 

1991 

1995 

1998 

2000 

2001'* 

Sozialbeiträge 

19 210 

52 560 

146 726 

] 

242 382 

Naeh Arten 

Mio Euro'* 

1 293 373 365 598 

385 555 

401 797 

407 882 

der Versicherten 

6 768 

18 701 

52 873 

95 320 

117 802 

152 374 

167 570 

173 969 

176 325 

der Arbeitnehmer 

6 097 

16 666 

46 658 

78 185 

99 474 

124 665 

137 138 

142 407 

144 112 

Selbständigen 

187 

537 

2 538 

4 248 

4 693 

6 601 

7 125 

7 400 

7 600 

Rentner 

246 

120 

282 

6 739 

7 104 

12 308 

14 324 

14 960 

15 224 

sonstigen Personen 

238 

1 378 

3 394 

6 148 

6 530 

8 799 

8 982 

9 202 

9 388 

Sozialversicherungsträger.... 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

der Arbeitgeber 

12 442 

33 859 

93 853 

147 063 

175 572 

213 225 

217 985 

227 828 

231 557 

tatsächliche Beiträge 

8 064 

19 222 

56 169 

92 265 

116 273 

145 314 

156 010 

162 838 

165 750 

unterstellte Beiträge'** 

4 378 

14 637 

37 684 

54 797 

59 298 

67 910 

61 976 

64 991 

65 807 

Zuweisungen 

15 355 

37 507 

90 131 

116 766 

148 923 

198 535 

227 874 

249 878 

257 244 

aus öffentlichen Mitteln^* 

13 673 

34 831 

84 105 

109 966 

141 560 

189 002 

217 945 

242 340 

249 389 

sonstige Zuweisungen 

1 682 

2 676 

6 026 

6 800 

7 364 

9 534 

9 929 

7 539 

7 856 

Sonstige Einnahmen 

799 

1 739 

3 284 

6 247 

7 894 

8 418 

9 160 

10 500 

11 205 

Sozialbudget insgesamt 

35 364 

91 805 

240 140 

365 395 

450 190 

572 552 

622 589 

662 176 

676 332 

Sozialbeiträge 

54,3 

57,3 

61,1 

1 

66,3 

Anteile in vH 

1 65,2 63,9 

61,9 

60,7 

60,3 

der Versicherten 

19,1 

20,4 

22,0 

26,1 

26,2 

26,6 

26,9 

26,3 

26,1 

der Arbeitnehmer 

17,2 

18,2 

19,4 

21,4 

22,1 

21,8 

22,0 

21,5 

21,3 

Selbständigen 

0,5 

0,6 

1,1 

1,2 

1,0 

1,2 

1,1 

1,1 

1,1 

Rentner 

0,7 

0,1 

0,1 

1,8 

1,6 

2,1 

2,3 

2,3 

2,3 

sonstigen Personen 

0,7 

1,5 

1,4 

1,7 

1,5 

1,5 

1,4 

1,4 

1,4 

Sozialversicherungsträger.... 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

der Arbeitgeber 

35,2 

36,9 

39,1 

40,2 

39,0 

37,2 

35,0 

34,4 

34,2 

tatsächliche Beiträge 

22,8 

20,9 

23,4 

25,3 

25,8 

25,4 

25,1 

24,6 

24,5 

unterstellte Beiträge'** 

12,4 

15,9 

15,7 

15,0 

13,2 

11,9 

10,0 

9,8 

9,7 

Zuweisungen 

43,4 

40,9 

37,5 

32,0 

33,1 

34,7 

36,6 

37,7 

38,0 

aus öffentlichen Mitteln^* 

38,7 

37,9 

35,0 

30,1 

31,4 

33,0 

35,0 

36,6 

36,9 

sonstige Zuweisungen 

4,8 

2,9 

2,5 

1,9 

1,6 

1,7 

1,6 

1,1 

1,2 

Sonstige Einnahmen 

2,3 

1,9 

1,4 

1,7 

1,8 

1,5 

1,5 

1,6 

1,7 

Sozialbudget insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Unternehmen 

12 140 

30 012 

79 834 

123 527 

lach Quellen 

Mio Euro'* 

1 147 321 174 933 

178 012 

184 109 

187 782 

Bund 

9 053 

22 307 

56 165 

69 764 

91 700 

119 328 

133 537 

148 419 

151 995 

Länder 

4 888 

12 795 

28 150 

37 610 

45 341 

57 237 

69 842 

77 150 

79 871 

Gemeinden 

1 788 

6 384 

18 680 

31 142 

38 283 

55 343 

58 970 

62 748 

63 999 

Sozialversicherung 

85 

241 

757 

1 201 

1 475 

2 116 

2 137 

2 369 

2310 

Private Organisationen 

352 

813 

2 737 

5 156 

6 131 

8 741 

9 475 

10 021 

10213 

Private Haushalte 

7 058 

19 226 

53 755 

96 923 

119 784 

154 544 

170 385 

176 907 

179 348 

Übrige Welt 

- 

27 

62 

73 

156 

309 

230 

451 

815 

Sozialbudget insgesamt 

35 364 

91 805 

240 140 

365 395 

450 190 

572 552 

622 589 

662 176 

676 332 

Unternehmen 

34,3 

32,7 

33,2 

1 

33,8 

Anteile in vH 

1 32,7 30,6 

28,6 

27,8 

27,8 

Bund 

25,6 

24,3 

23,4 

19,1 

20,4 

20,8 

21,4 

22,4 

22,5 

Länder 

13,8 

13,9 

11,7 

10,3 

10,1 

10,0 

11,2 

11,7 

11,8 

Gemeinden 

5,1 

7,0 

7,8 

8,5 

8,5 

9,7 

9,5 

9,5 

9,5 

Sozialversicherung 

0,2 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,4 

0,3 

0,4 

0,3 

Private Organisationen 

1,0 

0,9 

1,1 

1,4 

1,4 

1,5 

1,5 

1,5 

1,5 

Private Haushalte 

20,0 

20,9 

22,4 

26,5 

26,6 

27,0 

27,4 

26,7 

26,5 

Übrige Welt 

- 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,1 

0,0 

0,1 

0,1 

Sozialbudget insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


1) Konsolidiert. - 2) Vorläufige Ergebnisse, teilweise geschätzt. - 3) Ergebnisse vor 2001: Eigene Umrechnung der Grunddaten mit dem unwider- 
ruflichen Euro-Umrechnungskurs: 1 Euro = 1,95583 DM. - 4) Für Direktleistungen und für Pensionsrückstellungen. Gegenwert für Leistungen, 
die Arbeitnehmer oder sonstige Berechtigte vom Arbeitgeber direkt erhalten, wenn für gleichartige Leistungen ein beitragsorientiertes System 
besteht, so auch beispielsweise für die Finanzierung des beamtenrechtlichen Systems. - 5) Bundeszuschuss zur Rentenversicherung, Defizit- 
ausgleich des Bundes für den Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit, Erstattung aus EG/EU-Fonds, Finanzierung der indirekten Leistungen. 


Quelle: BMWA 
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Tabelle 76* 

Beiträge und Leistungen in der Gesetzlichen Rentenversicherung (Arbeiter und Angestellte) 


Jahr 

Beitrags- 

satz^^ 

Beitrags- 
bemessungs- 
grenze (Monat) 

Allgemeine 
Bemessungs- 
grundlage / 
aktueller 

Rentenwert 
(im Jahr)^^ 

Rentenanpassungs- 

3)4) 

Satze zum 

Standardrente^* 

Durchschnitt- 

liches 

Bruttojahres- 
arbeitsentgelt 
aller Ver- 
sicherten 

1 . Januar 

1 . Juli 

Monatliche 

Rente*’* 

(brutto) 

1 Rentenniveau^^ | 

brutto 

netto 


vH 

1 DM / Euro 1 

1 vH 1 

DM / Euro 

1 vH 1 

DM / Euro 





Früheres Bnndesgebiet 




1957 

14,0 

750 

4 281 

- 

- 

240,90 

57,3 

66,7 

5 043 

1960 

14,0 

850 

5 072 

5,94 

- 

270,70 

53,2 

63,2 

6 101 

1965 

14,0 

1 200 

7 275 

9,40 

- 

377,90 

49,1 

59,3 

9 229 

1970 

17,0 

1 800 

10318 

6,55 

- 

550,20 

49,5 

63,9 

13 343 

1975 

18,0 

2 800 

16 520 

- 

11,10 

929,30 

48,6 

66,1 

21 808 

1980 

18,0 

4 200 

21 911 

4,00 

- 

1 232,50 

50,2 

70,3 

29 485 

1981 

18,5 

4 400 

22 787 

4,00 

- 

1 281,80 

49,8 

69,9 

30 900 

1982 

18,0 

4 700 

24 099 

5,76 

- 

1 355,60 

50,5 

71,5 

32 198 

1983 

18,5 

5 000 

25 445 

- 

5,59 

1 431,30 

50,2 

71,3 

33 293 

1984 

18,5 

5 200 

26 310 

- 

3,40 

1 480,00 

50,9 

72,0 

34 292 

1985 

18,7/19,2 

5 400 

27 099 

- 

3,00 

1 524,40 

51,1 

71,8 

35 286 

1986 

19,2 

5 600 

27 885 

- 

2,90 

1 568,60 

50,7 

70,2 

36 627 

1987 

18,7 

5 700 

28 945 

- 

3,80 

1 628,20 

50,8 

70,6 

37 726 

1988 

18,7 

6 000 

29 814 

- 

3,00 

1 677,10 

51,0 

70,3 

38 896 

1989 

18,7 

6 100 

30 709 

- 

3,00 

1 727,40 

51,0 

70,7 

40 063 

1990 

18,7 

6 300 

31 661 

- 

3,10 

1 781,00 

50,2 

67,6 

41 946 

1991 

17,7 

6 500 

33 149 

- 

4,70 

1 864,70 

49,2 

67,3 

44 421 

1992 

17,7 

6 800 

42,63 

- 

2,87 

1 918,35 

48,5 

67,0 

46 820 

1993 

17,5 

7 200 

44,49 

- 

4,36 

2 002,05 

48,8 

66,9 

48 178 

1994 

19,2 

7 600 

46,00 

- 

3,39 

2 070,00 

49,7 

69,3 

49 142 

1995 

18,6 

7 800 

46,23 

- 

0,50 

2 080,35 

49,2 

69,9 

50 665 

1996 

19,2 

8 000 

46,67 

- 

0,95 

2 100,15 

48,5 

70,1 

51 678 

1997 

20,3 

8 200 

47,44 

- 

1,65 

2 134,80 

48,7 

71,3 

52 143 

1998 

20,3 

8 400 

47,65 

- 

0,44 

2 144,25 

48,5 

70,8 

52 925 

1999 

19,5 

8 500 

48,29 

- 

1,34 

2 173,05 

48,4 

70,3 

53 507 

2000 

19,3 

8 600 

48,58 

- 

0,60 

2 186,10 

48,2 

69,5 

54 256 

2001 

19,1 

8 700 

49,51 


1,91 

2 227,95 

48,0 

68,2 

55 124 

2002 

19,1 

4 500 

25,86 

- 

2,16 

1 163,70 

48,3 

68,9 

28 623 

2003 

19,5 

5 100 

26,13 

- 

1,04 

1 175,85 

48,0 

69,9 

29 224 




Neue Bundesländer und Berlin-Ost 




1991 

17,7 

3 400 

21,11 

15,00 

15,00 

949,79 

49,9 

60,5 

X 

1992 

17,7 

4 800 

26,57 

11,65 

12,73 

1 195,65 

46,1 

59,7 

X 

1993 

17,5 

5 300 

32,17 

6,10 

14,12 

1 447,65 

48,0 

62,0 

X 

1994 

19,2 

5 900 

34,49 

3,64 

3,45 

1 552,05 

51,0 

67,2 

X 

1995 

18,6 

6 400 

36,33 

2,78 

2,48 

1 634,85 

50,7 

67,1 

X 

1996 

19,2 

6 800 

38,38 

4,38 

1,21 

1 727,10 

52,4 

69,9 

X 

1997 

20,3 

7 100 

40,51 

- 

5,55 

1 822,95 

53,3 

71,8 

X 

1998 

20,3 

7 000 

40,87 

- 

0,89 

1 839,15 

54,3 

72,3 

X 

1999 

19,5 

7 200 

42,01 

_ 

2,79 

1 890,45 

54,3 

72,0 

X 

2000 

19,3 

7 100 

42,26 

- 

0,60 

1 901,70 

54,2 

71,2 

X 

2001 

19,1 

7 300 

43,15 

- 

2,11 

1 941,45 



X 

■Hjn» 

19,1 

3 750 

22,70 

- 

2,89 

1 021,50 



X 

■miiM 

19,5 

4 250 

22,97 

- 

1,19 

1 033,65 



X 


1) Für Arbeitnehmer und Arbeitgeber zusammen; ab 1. Januar außer für 1957 ab 1. März; für 1983 ab 1. September; für 1985 ab 1. Juni 19,2 vH; 
für 1987 und 1999 ab 1. April. - 2) Ab 1992, jeweils Stand 1. Juli. - 3) 1978 fand keine Rentenanpassung statt, von 1992 bis 1998 Ermittlung der 
Anpassungssätze auf der Grundlage der Nettoanpassungsformel des Rentenreformgesetzes 1992; im Jahr 2000 Anpassung in Höhe der Infla- 
tionsrate; ab 2001 nach modifizierter Bruttoanpassungsformel gemäß der Rentenreform von 2001. - 4) Einschließlich der Eigenbeteiligung der 
Rentner zur Krankenversicherung (KVdR) ab 1983 und zur Pflegeversicherung ab 1995. - 5) Altersrente eines Versicherten mit durchschnittli- 
chem Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicherten der ArV und AnV und nach 45 anrechnungsfahigen Versicherungsjahren. - 6) Altersrente am 
1. Juli des Jahres, vor 1983 am 1. Januar des Jahres. - 7) Im Kalenderjahr; Bruttorente/Nettorente gemessen am Brutto-ZNettoarbeitsentgelt; ab 
1995 geschätzt. - a) 1. Halbjahr 3 000 DM; im 2. Halbjahr 3 400 DM. 


Quelle: BMGS, BMWA, VdAK, VDR 
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Tabelle 77* 


Struktur der Leistungsempfänger in der Gesetzlichen Rentenversicherung (Arbeiter und Angestellte) 

- Männer und Frauen - 


Jahr 

Rentenbestand'*^^ 

Rentenneuzugänge^^ 

Rentenzugangsalter"** 

Renten- 

bezugs- 

dauer^* 

(Versi- 

cherten- 

renten) 

ins- 

gesamt 

1 davon | 

ins- 

gesamt 

darunter: Versichertenrenten 

wegen 

Renten 

wegen 

Todes** 

ins- 

gesamt 

darunter: Rente 

wegen 

Versichertenrenten 

wegen 

Renten 

wegen 

Todes** 

vermin- 

derter 

Erwerbs- 

fähig- 

keit’* 

Arbeits- 

losigkeit 

Regel- 

alters- 

renten 

vermin- 

derter 

Erwerbs- 

fähigkeit 

Alters 

Alters^* 

vermin- 

derter 

Erwerbs- 

fähigkeit^^ 


1 Anzahl (1000) | 

1 Jahre | 






Früheres Bundesgebiet 






1960 

7 213,8 

2 662,4 

1 404,8 

3 146,6 

595,1 

245,3 

6,5 

113,6 

205,8 

59,2 

56,0 

64,7 

9,9 

1965 

7 890,9 

3 256,8 

1 427,2 

3 206,8 

734,6 

237,6 

3,9 

198,8 

252,9 

61,1 

57,3 

64,8 

10,5 

1970 

9 142,0 

4 130,2 

1 496,1 

3 515,7 

863,9 

276,2 

9,6 

231,8 

275,2 

61,5 

58,3 

64,3 

11,1 

1975 

10 748,5 

5 253,5 

1 649,4 

3 845,5 

975,5 

278,4 

15,3 

170,5 

300,3 

61,2 

57,8 

63,6 

11,6 

1980 

11 746,3 

5 825,3 

1 860,2 

4 060,8 

891,1 

301,6 

26,9 

92,1 

277,7 

59,3 

56,3 

62,2 

12,1 

1981 

12 318,6 

6 087,2 

2 015,1 

4 216,3 

873,8 

309,0 

29,5 

69,9 

271,7 

59,0 

56,1 

62,0 

12,4 

1982 

12 546,5 

6 153,7 

2 134,0 

4 258,8 

875,1 

308,2 

36,2 

58,1 

269,4 

59,0 

56,3 

61,9 

11,9 

1983 

12 943,9 

6 265,5 

2 331,8 

4 346,6 

905,0 

312,0 

32,7 

59,0 

279,5 

59,2 

56,4 

62,0 

12,8 

1984 

13 110,1 

6 348,7 

2 412,8 

4 348,6 

945,0 

322,2 

37,8 

108,2 

268,3 

59,5 

56,0 

62,7 

13,0 

1985 

13 159,2 

6 449,1 

2 381,9 

4 328,2 

863,5 

216,2 

37,6 

142,8 

275,8 

59,6 

54,0 

62,8 

13,2 

1986 

13 320,4 

6 714,8 

2 268,8 

4 336,8 

894,7 

184,8 

36,1 

202,3 

263,1 

60,3 

53,5 

63,1 

13,5 

1987 

13 444,0 

7 004,4 

2 116,0 

4 323,7 

925,6 

183,1 

36,0 

225,3 

282,1 

60,5 

53,5 

63,3 

14,4 

1988 

13 634,2 

7 320,2 

1 987,8 

4 326,2 

963,2 

187,4 

46,1 

232,5 

279,8 

60,6 

53,5 

63,3 

14,7 

1989 

13 848,8 

7 627,1 

1 890,1 

4 331,5 

978,6 

189,5 

52,0 

241,4 

278,3 

60,6 

53,5 

63,3 

15,0 

1990 

14 090,1 

7 937,7 

1 819,3 

4 333,1 

985,9 

186,4 

52,3 

253,7 

271,9 

60,7 

53,5 

63,2 

15,4 

1991 

14 320,4 

8 235,3 

1 757,2 

4 327,9 

871,8 

175,2 

47,3 

214,5 

241,8 

60,5 

53,7 

63,2 

15,5 

1992 

14 598,2 

8 532,1 

1 729,6 

4 336,4 

947,2 

188,4 

49,5 

239,5 

271,4 

60,7 

53,6 

63,4 

15,7 

1993 

14 784,4 

9 124,9 

1 363,4 

4 296,1 

1 106,0 

202,5 

79,1 

272,4 

328,8 

60,7 

53,4 

63,3 

15,6 

1994 

15 141,3 

9 415,5 

1 340,9 

4 385,0 

1 149,4 

212,5 

104,0 

282,9 

317,1 

60,6 

53,2 

63,2 

a) 

1995 

15 514,9 

9 759,6 

1 337,6 

4 417,6 

1 161,5 

218,6 

118,2 

274,2 

309,9 

60,3 

52,8 

63,0 

15,6 

1996 

15 849,1 

10 088,0 

1 343,4 

4 417,7 

1 162,3 

210,8 

128,5 

254,2 

311,8 

60,2 

52,7 

62,7 

15,9 

1997 

16 208,6 

10 400,9 

1 366,5 

4 441,2 

1 121,7 

196,6 

130,5 

234,9 

290,3 

60,2 

52,3 

62,6 

15,9 

1998 

16 508,3 

10 699,2 

1 372,3 

4 436,9 

1 115,5 

180,8 

120,5 

228,0 

293,0 

60,2 

52,1 

62,5 

15,9 

1999 

16 821,6 

11 004,3 

1 373,3 

4 444,1 

1 145,3 

168,6 

121,7 

255,8 

281,2 

60,5 

52,1 

62,5 

16,0 

2000 

17 092,6 

12 681,7 

4 410,9 

1 144,7 

166,9 

130,3 

271,5 

283,6 

60,5 

51,9 

62,6 

X 

2001 

17 496,6 

13 067,9 

4 428,8 

1 096,1 

156,7 

120,2 

267,9 

275,9 

60,6 

51,4 

62,7 

16,2 

2002 

17 791,7 

13 368,6 

4 423,2 

1 043,5 

135,9 

104,7 

270,1 

280,0 

60,8 

50,7 

63,0 

16,6 






Neue Bundesländer und Berlin-Ost 






1993 

3 545,5 

2 262,5 

375,6 

907,5 

344,7 

56,5 

20,2 

60,3 

106,3 

59,1 

49,4 

62,2 

X 

1994 

3 737,6 

2 363,3 

414,0 

960,3 

516,7 

68,3 

81,2 

60,0 

204,4 

59,2 

49,3 

61,9 

X 

1995 

4 004,2 

2 488,8 

439,9 

1 075,4 

502,5 

64,2 

157,1 

43,6 

108,4 

59,6 

49,6 

61,3 

16,0 

1996 

4 224,0 

2 690,7 

436,4 

1 096,9 

335,9 

58,4 

82,5 

11,4 

95,5 

57,8 

49,3 

60,6 

16,1 

1997 

4 344,0 

2 773,5 

471,2 

1 099,2 

322,3 

57,6 

77,4 

10,4 

84,1 

57,9 

49,5 

60,7 

16,0 

1998 

4 449,0 

2 858,6 

485,2 

1 105,3 

275,3 

47,3 

52,1 

8,5 

77,1 

58,1 

49,8 

60,7 

15,8 

1999 

4511,1 

2 914,7 

488,6 

1 107,9 

278,1 

41,4 

52,6 

8,9 

73,3 

58,5 

49,9 

60,6 

16,4 

2000 

4 558,4 

3 457,1 

1 101,4 

277,0 

39,5 

57,4 

10,9 

74,2 

58,7 

49,8 

60,8 

16,2 

2001 

4 647,4 

3 544,7 

1 102,7 

245,6 

37,2 

41,5 

10,2 

71,1 

58,6 

49,6 

61,0 

16,7 

2002 

4 681,5 

3 582,1 

1 099,5 

226,6 

34,0 

34,0 

10,7 

71,7 

58,6 

49,3 

61,3 

16,6 


1) Bis 1984: Anzahl der laufenden Renten am jeweiligen Stichtag der Rentenanpassung; einschließlich von der AnV festgestellte Handwerker- 


renten. Für das Jahr 1978 gibt es keine offiziellen Angaben, weil keine Rentenanpassung stattfand und deshalb auch keine Rentenauszählung er- 
folgte; die Ergebnisse für 1978 wurden deshalb hilfsweise als Mittelwert aus den Werten der Jahre 1977 und 1979 errechnet. Ab 1985 Stichtag 
1. Januar des Jahres (beziehungsweise 31. Dezember des Vorjahres) aus VDR-Rentenbestandsstatistik. - 2) Bis 1980 Inland, ab 1981 Inland und 
Ausland. - 3) 1991 und 1992: Untererfassung gegenüber dem Vorjahr wegen Änderung des Datensatzaufbaus und da die Rentenberechnungspro- 
gramme noch nicht im Einsatz waren. - 4) Die durchschnittlichen Zugangsalter sind für jedes Jahr als Querschnitt berechnet und durch Rechts- 
änderungen (zum Beispiel Einführung des flexiblen Altersruhegeldes 1973) und durch sich im Zeitablauf ändernde Altersstrukturen beeinflusst. - 
5) Berechnet aus den Rentenwegfällen in dem angegebenen Jahr; zur Interpretation: siehe auch Fußnote 4. - 6) Regelaltersrenten, Altersrenten 
wegen Arbeitslosigkeit, für Frauen, für Schwerbehinderte, Berufs- oder Erwerbsunfähige und für langjährig Versicherte sowie ab 1993 ein- 
schließlich in Regelaltersrenten umgewandelte Erwerbsminderungsrenten ab dem Alter von 65 Jahren. - 7) Berufsunfähigkeitsrenten, Erwerbsun- 
fähigkeitsrenten und erweiterte Erwerbsunfähigkeitsrenten, ab 1993 nur Erwerbsminderungsrenten bis zum Alter von 64 Jahren. - 8) Witwen-/ 
Witwerrenten, Waisenrenten und Erziehungsrenten; ohne wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhende Renten, a) Kein Ausweis, da Fall- 
gruppen nicht exakt erfasst. 


Quelle: VDR 
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Tabelle 78* 


Finanzielle Entwicklung in der Gesetzlichen Rentenversicherung (Arbeiter und Angestellte) 


Mrd Euro 


Jahr 

1 Einnahmen | 

1 Ausgaben | 

Saldo: 
(Einnah- 
men ./. 

Aus- 

gaben) 

Nachrichtlich: 

ins- 

ge- 

samt 

1 darunter | 

ins- 

ge- 

samt 

1 darunter | 

Schwankungs- 

3 ) 

reserve 

Bei- 

träge 

Bundes- 

zu- 

schuss 

Finanz- 

aus- 

gleich*^ 

Renten 

Maßnahmen 
zur Erhaltung, 
Besserung und 
Wiederherstel- 
lung der Er- 
werbsfähig- 
keit und zu- 
sätzliche 
Leistungen 

KVdR 

und 

PVdR^* 

Finanz- 

aus- 

gleich*^ 

Verwal- 
tungs- 
und Ver- 
fahrens- 
kosten 

Mrd 

Euro 

in 

Monats- 

ausgaben 






Früheres Bundesgebiet 







1957 

7,26 

4,99 

1,74 

X 

6,37 

5,46 

0,29 

0,39 

X 

0,14 

0,89 

X 

X 

1960 

9,86 

6,89 

2,10 

X 

9,14 

7,29 

0,44 

0,65 

X 

0,20 

0,72 

X 

X 

1965 

15,93 

11,50 

3,01 

X 

14,97 

11,52 

0,91 

1,12 

X 

0,34 

0,97 

X 

X 

1970 

26,25 

21,67 

3,66 

X 

24,39 

19,63 

1,05 

2,38 

X 

0,54 

1,86 

X 

X 

1975 

53,00 

38,99 

6,83 

5,14 

53,25 

37,24 

2,06 

6,32 

5,14 

1,10 

- 0,25 

22,0 

7,4 

1980 

71,66 

56,86 

10,80 

2,60 

70,17 

55,92 

2,19 

6,54 

2,60 

1,33 

1,48 

9,6 

2,1 

1981 

76,32 

61,62 

9,59 

3,33 

74,41 

58,83 

2,41 

6,89 

3,33 

1,36 

1,90 

11,1 

2,4 

1982 

79,22 

62,18 

11,35 

3,95 

79,70 

62,75 

2,44 

7,35 

3,95 

1,39 

- 0,48 

10,5 

2,1 

1983 

79,94 

61,92 

11,45 

5,14 

82,39 

65,33 

2,01 

6,63 

5,14 

1,43 

- 2,45 

7,7 

1,5 

1984 

82,61 

66,04 

12,40 

2,85 

84,79 

69,19 

1,96 

6,61 

2,85 

1,46 

- 2,18 

5,0 

0,9 

1985 

89,26 

70,38 

12,85 

4,63 

88,54 

72,10 

2,14 

5,67 

4,63 

1,48 

0,72 

5,7 

1,0 

1986 

93,99 

74,59 

13,25 

4,82 

90,51 

74,77 

2,26 

5,09 

4,82 

1,57 

3,48 

9,1 

1,6 

1987 

94,46 

75,82 

13,67 

3,35 

92,40 

78,26 

2,39 

4,77 

3,35 

1,61 

2,05 

10,8 

1,8 

1988 

99,54 

78,64 

14,12 

4,21 

97,75 

81,98 

2,59 

4,72 

4,21 

1,66 

1,79 

11,9 

1,9 

1989 

104,26 

82,50 

14,57 

4,12 

102,65 

85,85 

2,72 

5,15 

4,12 

1,73 

1,61 

13,2 

2,0 

1990 

111,33 

89,43 

15,18 

2,71 

106,43 

89,92 

2,79 

5,61 

2,71 

1,85 

4,90 

17,9 

2,6 

1991 

118,62 

93,73 

16,74 

3,09 

113,16 

95,31 

3,08 

5,78 

3,09 

2,01 

5,45 

21,9 

2,6 

1992 

122,15 

98,84 

19,79 

0,51 

118,69 

100,68 

3,41 

6,03 

2,35 

2,17 

3,46 

25,1 

2,6 

1993 

131,96 

100,40 

20,77 

7,96 

134,90 

106,79 

3,82 

6,69 

11,01 

2,30 

- 2,94 

19,8 

1,9 

1994 

142,71 

110,32 

23,99 

6,39 

142,29 

113,51 

4,07 

7,36 

10,44 

2,34 

0,42 

17,1 

1,5 

1995 

148,82 

115,21 

23,91 

7,89 

150,31 

118,37 

4,22 

8,15 

12,44 

2,47 

- 1,50 

11,2 

0,9 

1996 

155,09 

120,68 

25,18 

6,82 

154,08 

122,04 

4,37 

8,61 

11,87 

2,49 

1,01 

7,3 

0,6 

1997 

160,82 

127,04 

27,45 

5,01 

155,81 

126,33 

3,27 

9,16 

10,09 

2,34 

5,01 

7,3 

0,6 

1998 

164,22 

127,86 

28,96 

2,32 

157,48 

130,67 

3,08 

9,54 

7,08 

2,39 

6,74 

9,2 

0,7 

1999 

169,87 

134,02 

27,17 

1,10 

160,56 

134,87 

3,16 

9,92 

5,27 

2,48 

9,31 

13,6 

1,0 

2000 

174,61 

137,75 

26,20 

1,97 

168,16 

139,49 

3,52 

10,26 

7,36 

2,60 

6,45 

14,2 

1,0 

2001 

180,50 

139,89 

26,62 

2,08 

173,98 

144,07 

3,69 

10,62 

7,90 

2,71 

6,52 

13,8 

0,9 

2002 

183,17 

141,04 

27,38 

1,85 

179,90 

149,19 

3,82 

11,21 

7,95 

2,78 

3,27 

10,0 

0,7 






Neue Bundesländer und Berlin-Ost 






1991 

16,02 

13,09 

2,88 

X 

15,75 

13,63 

0,11 

1,75 

X 

0,25 

0,26 

\ 

t 

1992 

22,69 

16,64 

3,96 

1,85 

23,19 

20,42 

0,20 

1,28 

X 

0,46 

- 0,50 

\ 

/ 

1993 

26,35 

18,43 

4,60 

3,05 

27,34 

23,94 

0,30 

1,45 

X 

0,61 

- 0,98 

\ 

/ 

1994 

31,08 

20,91 

5,88 

4,06 

32,52 

28,14 

0,49 

1,73 

X 

0,69 

- 1,44 

\ 

/ 

1995 

34,48 

22,99 

6,53 

4,55 

38,06 

32,64 

0,68 

2,10 

X 

0,77 

- 3,58 

\ 

/ 

1996 

36,33 

23,82 

7,15 

5,05 

40,95 

34,96 

0,84 

2,27 

X 

0,73 

- 4,62 

N 

J 

1997 

38,23 

25,02 

7,78 

5,08 

42,26 

36,06 

0,70 

2,46 

X 

0,69 

- 4,04 

> 

\ 

1998 

38,86 

24,42 

8,21 

4,76 

43,86 

37,33 

0,81 

2,63 

X 

0,71 

- 5,01 

/ 

\ 

1999 

38,95 

25,14 

7,38 

4,16 

43,37 

36,90 

0,74 

2,62 

X 

0,70 

- 4,43 

/ 

\ 

2000 

39,10 

24,41 

7,14 

5,40 

44,97 

38,26 

0,81 

2,70 

X 

0,74 

- 5,87 

/ 

\ 

2001 

39,64 

23,69 

7,21 

5,83 

46,12 

39,27 

0,85 

2,75 

X 

0,75 

- 6,48 

/ 

\ 

2002 

40,29 

23,39 

7,41 

6,10 

47,68 

40,56 

0,91 

2,85 

X 

0,74 

- 7,38 

f 



1) Rentenversicherung der Angestellten-West an die Rentenversicherung der Arbeiter-Ost. - 2) KVdR: Krankenversicherung der Rentner, PVdR: 
Pflegeversicherung der Rentner. - 3) Stand zum Jahresende: Bis 1968 Bar- und Anlagevermögen, ab 1969 Betriebsmittel und Rücklage ohne 
Verwaltungsvermögen (gemäß § 216 SGB VI). Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 


Quelle: VDR 
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Tabelle 79* 


Gesundheitsausgaben in Deutschland” 

Mio Euro 






Deutschland (neue GAR)^* 





1992 

1993 

1994 

1 1995 1 

1 1996 1 

1997 

1 1998 1 

1999 

2000 

2001 

Gesundhcitsausgabcn, insgesamt 

163 164 

168 118 

180211 

193 991 

203 030 

203 894 

208 445 

214 270 

218 784 

225 931 

nach Ausgabenträgern, 
absolut 

öffentliche Haushalte 

21 213 

22 700 

23 252 

23 564 

21 838 

17 713 

16 974 

17 121 

17 380 

17 535 

gesetzliche Krankenversicherung 

98 971 

99 210 

107 665 

112 893 

116 598 

115 632 

118 191 

121 636 

124 393 

128 865 

soziale Pflegeversicherung 

- 

- 

- 

4 918 

10012 

13 955 

14 656 

15216 

15 638 

15 895 

gesetzliche Rentenversicherung 

3 727 

4 114 

4 388 

4 719 

4 864 

3 535 

3 481 

3 582 

3 941 

4 091 

gesetzliche Unfallversicherung 

2 923 

3 230 

3 404 

3 523 

3 544 

3 614 

3 657 

3 756 

3 795 

3 868 

Arbeitgeber 

6 969 

7 372 

161S 

8 377 

8 493 

8 790 

8 823 

9 094 

9 201 

9215 

private Krankenversicherung^^ 

11 946 

12 875 

13 758 

14 518 

14 792 

15 829 

16313 

17 206 

17 868 

18 677 

priv. Haushalte/priv. Org. o.E 

17 414 

18 616 

20 067 

21 478 

22 889 

24 827 

26 350 

26 658 

26 567 

27 785 

nach Leistungsarten 

Prävention/Gesundheitsschutz 

6 914 

7 589 

8 054 

8 756 

9 071 

8 666 

8 754 

9 465 

9 841 

10 084 

ärztliche Leistungen 

46 329 

47 931 

50 853 

53 275 

54 453 

55 431 

55 193 

57 168 

58 072 

59 580 

pflegerische/therapeutische 

Leistungen 

30 371 

32 735 

35 676 

40 841 

45 587 

47 016 

48 679 

49 506 

50 509 

51 621 

Ausgleich krankheitsbedingter 

Folgen 

2 202 

2 420 

2611 

2 877 

3 126 

3 294 

3 474 

3 751 

3 887 

4 062 

Unterkunft/Verpflegung 

12 875 

13 817 

14 687 

15 298 

14718 

13 260 

13 564 

13 889 

14 222 

14 454 

Waren 

44 361 

42 507 

46 230 

49 117 

52 069 

52 703 

54 996 

55 733 

57 291 

60 363 

Transporte 

2 067 

2 377 

2 692 

2 944 

3 037 

2 998 

3 136 

3 326 

3 454 

3 613 

Verwaltungsleistungen 

8 058 

8 516 

9 068 

10 131 

10 112 

10 394 

10 893 

11 406 

11 577 

11 951 

Forschung/ Ausbildung/ 

Investitionen 

9 988 

10 226 

10 339 

10 753 

10 856 

10 130 

9 757 

10 026 

9 931 

10 203 

nach Einrichtungen 

Gesundheitsschutz 

2 764 

2 931 

2 953 

3 097 

3 165 

3 292 

3 323 

3 706 

3 831 

3 955 

ambulante Einrichtungen 

75 811 

74 898 

80 605 

86 203 

91 892 

93 525 

95 407 

98 110 

100 411 

105 086 

stationäre/teilstationäre 

Einrichtungen 

62 796 

67 377 

72 634 

76 592 

78 612 

79 142 

81 644 

83 448 

85 315 

86 725 

Krankentransporte/Rettungsdienste 

1 324 

1 527 

1 721 

1 821 

1 845 

1 840 

1 937 

2 046 

2 109 

2 184 

Verwaltung 

8 696 

9 189 

9 748 

10 976 

11 012 

11 224 

11 713 

12 244 

12 424 

12 885 

sonstige Einrichtungen und 

private Haushalte 

4 788 

5 123 

5 393 

7 770 

8 882 

8 052 

8 051 

8 152 

8 289 

8416 

Ausland 

379 

374 

347 

383 

422 

374 

374 

381 

401 

406 

Investitionen 

6 605 

6 700 

6810 

7 150 

7 199 

6 445 

5 994 

6 183 

6 004 

6 275 

Ausgewählte Kennziffern: 
Gesundheitsausgaben 

in Relation zum Bruttoinlands- 
produkt (vH) 

10,1 

10,2 

10,4 

10,8 

11,1 

10,9 

10,8 

10,8 

10,8 

10,9 

je Einwohner (Euro) 

2 020 

2 070 

2210 

2 380 

2 480 

2 480 

2 540 

2 610 

2 660 

2 740 

nachrichtlich: 

Einkommensieistungen'^^ 

59 771 

61 369 

62 694 

67 988 

66 364 

62 214 

62 293 

64 215 

64 785 

67 498 


1) Alle finanziellen Aufwendungen der Bevölkerung in Deutschland für den Erhalt und die Wiederherstellung der Gesundheit; zu den Einzelhei- 
ten siehe Statistisches Bundesamt, Presseexemplar Gesundheitswesen „Neue Gesundheitsausgabenrechnung“, Februar 2001. - 2) Ergebnisse sind 
aus methodischen Gründen (Umstellung der Gesundheitsausgabenrechnungen (GAR)) nicht unmittelbar vergleichbar. - 3) Ab 1995 einschließlich 
private Pflege-Pflichtversicherung. - 4) Einkommensleistungen sind zum Beispiel Zahlungen von Kranken-, Verletzten- und Übergangsgeldem, 
vorzeitige Renten bei Berufs- und Erwerbsunfähigkeit sowie Entgeltfortzahlung bei Krankheit und Mutterschutz. 
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Tabelle 80* 

Gesundheitspersonal nach Berufen, Einrichtungen und Alter in den Jahren 1998 und 2001 ** 

Tausend Personen 



1 Insgesamt | 


Männer 



Frauen 

1 


1998 

2001 

1 Zusammen | 

darunter 

in Teilzeit 

1 Zusammen | 

1 darunter in Teilzeit | 



IKiTill 

1998 

1 2001 


KiMl 

1 1998 1 

2001 

Gesundheitsdienstberufe, davon 

2 110 

2 179 

459 

475 

Nach Berufen 

32 38 1 

1 651 

1 704 

502 

570 

Ärzte, Apotheker, Zahnärzte 

402 

415 

244 

247 

8 

10 

158 

168 

30 

38 

Ärzte 

287 

298 

183 

186 

7 

8 

104 

112 

18 

24 

Apotheker 

52 

53 

20 

20 

0 

1 

32 

33 

10 

11 

Zahnärzte 

62 

64 

40 

41 

1 

0 

22 

23 

3 

4 

Übrige Gesundheitsdienstberufe, davon 

1 709 

1 764 

216 

228 

25 

28 

1 493 

1 536 

471 

532 

Arzt-/Zahnarzthelfer 

490 

493 

6 

5 

1 

0 

484 

488 

138 

154 

Diätassistenten 

11 

12 

1 

1 

0 

0 

10 

11 

3 

4 

Heilpraktiker 

16 

18 

6 

6 

1 

3 

10 

12 

6 

6 

Helfer in der Krankenpflege 

203 

223 

49 

56 

8 

6 

154 

167 

60 

71 

Krankenschwestern, Hebammen 

697 

697 

104 

106 

9 

12 

593 

591 

189 

211 

Physiotherap., Masseure, med. Bademeister 

112 

126 

34 

34 

3 

3 

78 

92 

23 

26 

Medizinisch-technische Assistenten 

94 

93 

8 

8 

1 

1 

86 

85 

26 

30 

Pharmazeutisch-technische Assistenten 

44 

48 

1 

1 

0 

0 

43 

47 

14 

15 

Therapeutische Berufe 

43 

54 

8 

11 

2 

2 

35 

43 

13 

16 

Soziale Berufe, davon 

227 

282 

31 

40 

4 

6 

196 

242 

65 

88 

Altenpfleger 

211 

263 

26 

35 

4 

5 

185 

228 

61 

84 

Heilerziehungspfleger, Heilpädagogen 

16 

19 

5 

5 

0 

0 

11 

14 

4 

5 

Gesundheitshandwerker, davon 

141 

136 

75 

71 

2 

2 

66 

65 

13 

12 

Augenoptiker 

39 

41 

18 

16 

1 

0 

21 

25 

3 

4 

Orthopädiemechaniker 

11 

11 

8 

8 

0 

1 

3 

3 

1 

0 

Zahntechniker 

75 

67 

36 

32 

1 

1 

39 

35 

8 

7 

Sonstige Gesundheitshandwerker 

16 

16 

13 

12 

1 

1 

3 

4 

0 

0 

Sonstige Gesundheitsfachberufe, davon 

85 

84 

23 

23 

2 

2 

62 

61 

20 

19 

Gesundheitsingenieure 

15 

14 

3 

3 

0 

1 

12 

11 

3 

3 

Gesundheitssichemde Berufe^^ 

21 

24 

17 

19 

1 

1 

4 

5 

0 

1 

Pharmakanten 

5 

5 

2 

2 

0 

0 

3 

3 

0 

0 

Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte 

45 

41 

2 

0 

0 

0 

43 

41 

16 

15 

Andere Berufe im Gesundheitswesen 

1 541 

1 440 

611 

567 

36 

38 

930 

873 

292 

289 

Insgesamt 

4 104 

4 122 

1 199 

1 176 

75 

85 

2 905 

2 946 

892 

979 

Gesundheitsschutz, davon 

48 

50 

24 

25 

In Einrichtunge 

2 1 1 

n 

24 

25 

7 

8 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

24 

23 

9 

9 

1 

0 

15 

14 

4 

5 

Sonstige Einrichtungen 

25 

27 

16 

16 

2 

1 

9 

11 

2 

3 

Ambulante Einrichtungen, davon 

1 753 

1 689 

464 

427 

26 

29 

1 289 

1 262 

380 

398 

Arztpraxen 

692 

646 

144 

137 

8 

7 

548 

509 

150 

153 

Zahnarztpraxen 

337 

315 

65 

62 

2 

3 

272 

253 

73 

73 

Praxen sonstiger medizinischer Berufe 

177 

185 

65 

61 

6 

7 

112 

124 

38 

42 

Apotheken 

167 

162 

24 

20 

1 

1 

143 

142 

45 

45 

GesundheitshandwerkZ-einzelhandel 

173 

155 

133 

112 

7 

6 

40 

43 

8 

9 

Einrichtungen der ambulanten Pflege 

176 

190 

26 

27 

4 

3 

150 

163 

58 

68 

Sonstige Einrichtungen 

31 

36 

6 

8 

0 

0 

25 

28 

7 

9 

Stationäre und teilstationäre Einrichtungen, 
davon 

1 679 

1 745 

380 

389 

28 

33 

1 299 

1 356 

425 

484 

Krankenhäuser 

1 125 

1 109 

279 

275 

20 

23 

846 

834 

286 

311 

Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 

108 

120 

27 

29 

2 

4 

81 

91 

27 

33 

Stationäre und teilstationäre Pflege 

411 

475 

65 

73 

6 

6 

346 

402 

104 

131 

Berufliche und soziale Rehabilitation 

36 

40 

10 

10 

1 

1 

26 

30 

8 

9 

Krankentransporte/Rettungsdienste 

39 

46 

27 

31 

2 

2 

12 

15 

4 

6 

Verwaltung 

214 

214 

116 

117 

6 

7 

98 

97 

28 

30 

Sonstige Einrichtungen 

93 

96 

39 

39 

3 

3 

54 

57 

15 

18 

Vorleistungsindustrien, davon 

277 

283 

149 

150 

7 

8 

128 

133 

33 

36 

Pharmazeutische Industrie 

114 

112 

61 

60 

3 

3 

53 

52 

15 

15 

Medizintechnische/augenoptische Industrie 

95 

98 

55 

56 

2 

2 

40 

42 

9 

10 

Medizinische Laboratorien und Großhandel 

68 

72 

33 

32 

2 

1 

35 

40 

9 

12 

Insgesamt 

4 104 

4 122 

1 199 

1 176 

75 

85 

2 905 

2 946 

892 

979 

bis unter 35 Jahre 

1 580 

1 434 

390 

347 

Nach Alter 

23 25 1 

1 190 

1 087 

236 

221 

von 35 bis 49 Jahre 

1 726 

1 835 

507 

513 

36 

38 

1 219 

1 322 

484 

560 

Über 49 Jahre 

799 

853 

303 

317 

16 

22 

496 

536 

172 

198 


1) Im Rahmen der Gesundheitsberichterstattung des Bundes (www.gbe-bund.de). - 2) Einschließlich Gesundheitstechnikem. 
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Tabelle 81* 


Krankenversicherungsschutz der Bevölkerung 


- Ergebnisse des Mikrozensus - 




Früheres Bundesgebiet 



Deutschland 



1980 1 

1985 1 

1990 1 

1995 1 

1999 

1994 

1 1995 1 

1999 

Gesetzliche Krankenversicherung 

55 565 

54 447 

54 360 

Tausend Personen 

57 211 58 105 

72 009 

72 156 

72 567 

davon: 









Ortskrankenkasse, insgesamt^^ 

26 352 

25 115 

23 702 

24 792 

23 899 

32 256 

32 763 

30 634 

davon: 









Pflichtversicherte 

10 347 

10 220 

10 078 

10 098 

9417 

13 891 

13 734 

12 167 

Freiwillig Versicherte 

945 

976 

950 

1 090 

1 024 

1 135 

1 229 

1 125 

Rentner 

5 594 

5 591 

5 372 

5 682 

5 669 

8 042 

8 217 

8 094 

Familienmitglieder 

9 466 

8 328 

7 302 

7 921 

7 789 

9 188 

9 583 

9 248 

Betriebskrankenkasse, insgesamt 

7 837 

7 249 

7 144 

6 433 

7916 

8 342 

7 413 

9 117 

davon: 









Pflichtversicherte 

2 732 

2 578 

2 580 

2 094 

2 853 

3 089 

2 600 

3 477 

Freiwillig Versicherte 

454 

430 

369 

367 

561 

434 

387 

604 

Rentner 

1 286 

1 445 

1 521 

1 551 

1 731 

1 911 

1 758 

1 958 

Familienmitglieder 

3 365 

2 796 

2 674 

2 420 

2 771 

2 908 

2 667 

3 078 

Innungskrankenkasse, insgesamt 

2 761 

2915 

2 850 

3 323 

3 751 

3 993 

4 281 

4 877 

davon: 









Pflichtversicherte 

1 130 

1 308 

1 336 

1 481 

1 705 

2 040 

2 132 

2 477 

Freiwillig Versicherte 

182 

180 

183 

218 

229 

244 

268 

274 

Rentner 

269 

372 

370 

453 

485 

434 

497 

555 

Familienmitglieder 

1 179 

1 055 

961 

1 171 

1 332 

1 275 

1 384 

1 571 

Ersatzkasse, insgesamt 

15 104 

16 077 

17 969 

20 123 

20 220 

24 435 

24 768 

25 215 

davon: 









Pflichtversicherte 

5 564 

6 236 

7 375 

8 185 

8 328 

10 777 

10 721 

11 057 

Freiwillig Versicherte 

2 237 

2 120 

2 364 

2 576 

2 203 

2 810 

2 858 

2 472 

Rentner 

1 561 

2 070 

2 547 

2 972 

3 264 

3 210 

3 307 

3 829 

Familienmitglieder 

5 741 

5 651 

5 683 

6 390 

6 425 

7 637 

7 882 

7 857 

Fandwirtschaftliche 









Krankenkasse insgesamt 

1 943 

1 632 

1 318 

1 269 

1 187 

1 310 

1 298 

1 228 

Bundesknappschaft, insgesamt 

1 568 

1 459 

1 377 

1 271 

1 132 

1 673 

1 633 

1 496 

Private Krankenversicherung 

4611 

5 135 

6 935 

7 049 

6 756 

7 384 

7 382 

7 309 

Sonstiger Versicherungsschutz^^ 

1 203 

1 190 

1 669 

1 711 

1 748 

1 870 

1 929 

1 970 

Nicht krankenversichert 

137 

215 

97 

93 

129 

107 

105 

150 

Ohne Angabe zur Krankenversicherung 

- 

- 

- 

- 

22 

- 

- 

28 

Zusammen 

61 516 

60 987 

63 062 

66 064 

66 760 

81 368 

81 570 

82 024 

Gesetzliche Krankenversicherung 

90,3 

89,3 

86,2 

Anteile in vH 

86,6 87,0 

88,5 

88,5 

88,5 

davon: 









Ortskrankenkasse, insgesamt^^ 

42,8 

41,2 

37,6 

37,5 

35,8 

39,6 

40,2 

37,3 

Betriebskrankenkasse, insgesamt 

12,7 

11,9 

11,3 

9,7 

11,9 

10,3 

9,1 

11,1 

Innungskrankenkasse, insgesamt 

4,5 

4,8 

4,5 

5,0 

5,6 

4,9 

5,2 

5,9 

Ersatzkasse, insgesamt 

24,6 

26,4 

28,5 

30,5 

30,3 

30,0 

30,4 

30,7 

Landwirtschaftliche 









Krankenkasse, insgesamt 

3,2 

2,7 

2,1 

1,9 

1,8 

1,6 

1,6 

1,5 

Bundesknappschaft, insgesamt 

2,5 

2,4 

2,2 

1,9 

1,7 

2,1 

2,0 

1,8 

Private Krankenversicherung 

7,5 

8,4 

11,0 

10,7 

10,1 

9,1 

9,0 

8,9 

Sonstiger Versicherungsschutz^^ 

2,0 

2,0 

2,6 

2,6 

2,6 

2,3 

2,4 

2,4 

Nicht krankenversichert 

0,2 

0,4 

0,2 

0,1 

0,2 

0,1 

0,1 

0,2 

Zusammen 

100 

100 

100 

WO 

100 

100 

100 

100 


1) Einschließlich der ausländischen Krankenkassen. - 2) Einschließlich der Betriebskrankenkassen der Deutschen Bundesbahn, der Deutschen 
Bundespost und des Bundesministeriums für Verkehr sowie der See-Krankenkasse. - 3) Anspruchsberechtigt als Sozialhilfeempfänger, Kriegs- 
schadenrentner oder Empfänger von Unterhaltshilfe aus dem Lastenausgleich, freie Heilfärsorge der Polizei und der Bundeswehr. 
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Tabelle 82* 


Beiträge und Versicherte in der Gesetzlichen Krankenversicherung 


Jahr 

Allge- 

meiner 

Bei- 

trags- 

satz’* 

Eigen- 
beitrags- 
satz für 

Rentner 

zur 

KVdR^* 

Beitrags- 

bemes- 

sungs- 

3) 

grenze , 

monat- 

lich 

1 Versicherte | 

nach- 

richtlich: 

Wohn- 

bevölke- 

4) 

rung 

ins- 

gesamt 

1 davon | 

1 Mitglieder | 

1 Mitversicherte Familienangehörige | 

ins- 

gesamt 

1 davon | 

ins- 

gesamt 

1 davon von | 

Pflicht- 

mitglie- 

der 

Freiwilli- 
ge Mit- 
glieder 

Rentner 

Pflicht- 

mitglie- 

dem 

Freiwilli- 
gen Mit- 
gliedern 

Rentnern 


vH 

DM/Euro 




Tausend Personen (Stand: 1.7 

.und 1.10.)^’ 









Früheres Bundesgebiet^’ 






1970 

8,2 

A 

1 200 

X 

30 646 

17 839 

4 798 

8 009 

N 




60 651 

1975 

10,5 

A 

2 100 

X 

33 493 

19 137 

4 724 

9 632 

\ 




61 829 

1976 

11,3 

A 

2 325 

X 

33 582 

19 300 

4 432 

9 850 

\ 

. 


y 

61 531 

1977 

11,4 

A 

2 550 

X 

33 835 

19 447 

4 350 

10 038 


N. 



61 400 

1978 

11,4 

A 

2 775 

X 

34 379 

19 752 

4 453 

10 174 


N. 



61 327 

1979 

11,2 

A 

3 000 

X 

34 838 

20 205 

4 398 

10 235 


N 



61 359 

1980 

11,4 

A 

3 150 

X 

35 395 

20 638 

4 454 

10 303 


y 



61 566 

1981 

11,8 

A 

3 300 

X 

35 705 

20 798 

4 577 

10 329 





61 682 

1982 

12,0 

A 

3 525 

X 

35 820 

20 812 

4 605 

10 403 





61 638 

1983 

11,8 

1,00 

3 750 

X 

35 806 

20 777 

4 569 

10 460 





61 423 

1984 

11,4 

3,00 

3 900 

X 

35 993 

20 886 

4 539 

10 568 




N. 

61 175 

1985 

11,8 

4,50 

4 050 

X 

36 209 

21 106 

4 480 

10 623 

X 




61 024 

1986 

12,2 

5,20 

4 200 

55 139 

36 706 

21 667 

4 381 

10 658 

18 433 

12 080 

4 583 

1 770 

61 066 

1987 

12,6 

5,90 

4 275 

55 098 

36 954 

21 818 

4413 

10 724 

18 144 

11 859 

4 551 

1 734 

61 077 

1988 

12,9 

5,90 

4 500 

55 137 

37 229 

22 074 

4 341 

10813 

17 908 

11 781 

4418 

1 709 

61 450 

1989 

12,9 

6,45 

4 575 

54 732 

37 386 

22 039 

4 422 

10 925 

17 346 

11 186 

4 540 

1 620 

62 062 

1990 

12,5 

6,40 

4 725 

55 832 

38 272 

22 807 

4 427 

11 038 

17 560 

11 419 

4 555 

1 586 

63 254 

1991 

12,2 

6,10 

4 875 

56 843 

39011 

23 229 

4 631 

11 150 

17 832 

11 575 

4 687 

1 570 

64 074 

1992 

12,7 

6,25 

5 100 

57 166 

39 473 

23 364 

4 827 

11 281 

17 693 

11 380 

4 767 

1 546 

64 865 

1993 

13,4 

6,70 

5 400 

57 474 

39 633 

23 333 

4 904 

11 395 

17 841 

11 569 

4 744 

1 528 

65 534 

1994 

13,2 

6,70 

5 700 

57 386 

39 705 

23 376 

4 873 

11 456 

17 681 

11 668 

4 540 

1 473 

65 858 

1995 

13,2 

7,10 

5 850 

58 749 

40 703 

23 903 

5 065 

11 735 

18 046 

11 983 

4 596 

1 467 

66 156 

1996 

13,5 

7,55 

6 000 

59 114 

40 832 

23 679 

5 375 

11 778 

18 282 

12 062 

4 777 

1 443 

66 444 

1997 

13,5 

7,50 

6 150 

58 730 

40 872 

23 576 

5 488 

11 808 

17 858 

11 794 

4 685 

1 379 

66 647 

1998 

13,5 

7,65 

6 300 

58 908 

40 878 

23 500 

5 551 

11 827 

18 031 

11 928 

4 750 

1 353 

66 697 

1999 

13,5 

7,60 

6 375 

59 209 

41 249 

23 749 

5 660 

11 839 

17 960 

11 930 

4 723 

1 306 

66 834 

2000 

13,5 

7,60 

6 450 

59 248 

41 391 

23 661 

5 876 

11 853 

17 858 

11 794 

4 685 

1 379 

67 019 

2001 

13,5 

7,60 

6 525 

59 145 

41 422 

23 487 

6 097 

11 839 

17 723 

11 697 

4 819 

1 207 

65 166 

2002 

14,0 

7,85 

3 375 

58 888 

41 501 

23 352 

5 118 

13 030 

17 387 

11 499 

4 436 

1 452 








Neue Bundesländer^’ 






1991 

12,8 

X 

2 550“’ 

14 440 

11 681 

8 105 

547 

3 028 

2 759 

2 525 

208 

26 

15 910 

1992 

12,6 

6,35 

3 600 

14 810 

11 552 

7 987 

503 

3 063 

3 258 

2 986 

234 

38 

15 730 

1993 

12,6 

6,25 

3 975 

14 691 

11 245 

7 473 

661 

3 110 

3 446 

3 046 

355 

45 

15 645 

1994 

13,0 

6,50 

4 425 

14 328 

11 050 

7 101 

708 

3 241 

3 278 

2 856 

369 

53 

15 564 

1995 

12,8 

6,90 

4 800 

13 137 

10 184 

6316 

643 

3 225 

2 953 

2 573 

321 

59 

15 505 

1996 

13,5 

7,50 

5 100 

13 018 

10 164 

6 199 

662 

3 302 

2 854 

2 468 

322 

64 

15 452 

1997 

13,9 

7,70 

5 325 

12 865 

10 110 

6 101 

643 

3 366 

2 756 

2 374 

314 

69 

15 405 

1998 

13,9 

7,85 

5 250 

12 750 

10 004 

5 953 

654 

3 396 

2 747 

2 345 

328 

74 

15 332 

1999 

13,9 

7,80 

5 400 

12 573 

9 954 

5 873 

654 

3 426 

2 619 

2 232 

314 

74 

15 253 

2000 

13,8 

7,75 

5 325 

12 567 

9 811 

5 666 

687 

3 457 

2 756 

2 374 

314 

69 

15 169 

2001 

13,7 

7,60 

6 525 

12 113 

9 699 

5 671 

565 

3 463 

2 414 

2 094 

247 

73 

13 788 

2002 

14,0 

7,85 

3 375 

12 073 

9 631 

5 603 

477 

3 552 

2 442 

2 110 

255 

77 



1) Durchschnittlicher Beitragssatz für Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammen mit Entgeltfortzahlungsanspruch für mindestens sechs Wo- 
chen. - 2) Krankenversicherung der Rentner jeweils ab 1. Juli; ab 1995 einschließlich Eigenbeitrag zur Gesetzlichen Pflegeversicherung. - 
3) Gleichzeitig Pflichtversicherungsgrenze. - 4) Jahresdurchschnitte. Früheres Bundesgebiet einschließlich Berlin-West, Neue Bundesländer 
einschließlich Berlin-Ost. Ab 2001 ohne Berlin. - 5) Versicherte: Bis 1985 Jahresdurchschnitte. - 6) Ab 1995 wird Berlin-Ost dem früheren 
Bundesgebiet zugerechnet. - a) 1. Halbjahr: 2 250 DM; 2. Halbjahr: 2 550 DM. 


Quelle: BMGS, BMWA, VDAK, VDR 
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Tabelle 83* 


Struktur der Einnahmen und Ausgaben in der Gesetzlichen Krankenversicherung 

Mrd Euro'* 


Jahr 

Einnahmen 

Ausgaben^^ 

Einnah- 

men./. 

Aus- 

gaben^^ 

ins- 

gesamt 

darunter 

ins- 

gesamt 

Leistungsausgaben^* 

Netto- 

Verwal- 

tungs- 

kosten^^ 

Vermö- 
gensauf- 
wendun- 
gen und 
sonstige 
Aufwen- 
dungen 

Beiträge 

zu- 

4 ) 

sammen 

darunter: ausgewählte Leistungsausgaben 

Ärztliche 

Behänd- 

lung 

Zahnärzt- 
liche Be- 
handlung, 
Zahnersatz 

Arznei-, 
Verband-, 
Heil- und 

Hilfs- 
mittel aus 
Apotheken 

Kranken- 

hausbe- 

handlung 

Kranken- 

geld 







Früheres Bundesgebiet’* 





1970 

13,35 

12,77 

12,87 

12,19 

2,79 

1,30 

2,16 

3,07 

1,26 

0,63 

0,05 

0,48 

1975 

31,06 

29,74 

31,18 

29,74 

5,76 

4,25 

4,55 

8,97 

2,38 

1,39 

0,05 

-0,13 

1976 

35,89 

34,52 

34,03 

32,51 

6,10 

4,91 

4,93 

9,85 

2,42 

1,47 

0,06 

1,86 

1977 

37,58 

35,91 

35,70 

34,06 

6,39 

5,12 

5,04 

10,46 

2,51 

1,54 

0,10 

1,88 

1978 

39,08 

37,42 

38,24 

36,54 

6,75 

5,48 

5,45 

11,18 

2,71 

1,63 

0,07 

0,84 

1979 

41,33 

39,42 

41,45 

39,59 

7,22 

5,98 

5,81 

11,89 

3,04 

1,77 

0,08 

-0,12 

1980 

45,22 

42,71 

45,93 

43,95 

7,85 

6,58 

6,43 

13,02 

3,40 

1,92 

0,06 

-0,71 

1981 

49,33 

46,52 

49,28 

47,14 

8,43 

7,18 

6,97 

13,97 

3,29 

2,08 

0,07 

0,05 

1982 

52,00 

49,35 

49,71 

47,38 

8,65 

6,68 

7,04 

15,13 

3,01 

2,28 

0,05 

2,29 

1983 

52,91 

50,38 

51,48 

49,03 

9,08 

6,62 

7,39 

15,83 

2,96 

2,40 

0,05 

1,43 

1984 

54,10 

51,50 

55,57 

52,95 

9,68 

7,11 

7,95 

16,56 

3,22 

2,55 

0,07 

-1,47 

1985 

57,18 

54,66 

58,34 

55,58 

10,05 

7,32 

8,49 

17,39 

3,26 

2,69 

0,07 

-1,16 

1986 

60,59 

58,28 

61,29 

58,32 

10,38 

7,19 

9,01 

18,68 

3,52 

2,90 

0,07 

-0,70 

1987 

63,95 

61,80 

63,91 

60,81 

10,72 

6,98 

9,66 

19,53 

3,78 

3,05 

0,05 

0,04 

1988 

67,82 

65,54 

68,71 

65,48 

11,07 

8,87 

10,45 

20,19 

3,98 

3,17 

0,06 

-0,89 

1989 

71,42 

68,97 

66,43 

63,01 

11,58 

6,42 

10,34 

20,87 

4,00 

3,36 

0,06 

4,99 

1990 

75,54 

72,53 

72,43 

68,63 

12,46 

6,65 

11,17 

22,80 

4,51 

3,72 

0,07 

3,12 

1991 

78,85 

75,53 

81,71 

77,53 

13,67 

7,54 

12,52 

25,12 

5,23 

4,05 

0,13 

-2,86 

1992 

85,78 

82,49 

90,44 

85,82 

14,79 

8,69 

13,85 

27,58 

5,63 

4,44 

0,18 

-4,65 

1993 

94,29 

91,01 

89,66 

84,92 

15,28 

7,83 

11,15 

29,12 

5,57 

4,49 

0,25 

4,63 

1994 

97,74 

94,34 

96,27 

91,25 

15,89 

8,47 

11,70 

32,25 

6,70 

4,74 

0,28 

1,47 

1995 

100,53 

96,60 

103,07 

97,29 

16,71 

8,91 

12,81 

34,02 

7,79 

4,95 

0,83 

-2,54 

1996 

103,40 

99,82 

106,13 

100,41 

17,21 

9,70 

13,69 

34,24 

7,64 

5,29 

0,43 

-2,73 

1997 

104,83 

101,61 

103,97 

98,23 

17,51 

9,80 

13,19 

34,98 

6,03 

5,26 

0,47 

0,87 

1998 

106,68 

103,58 

106,08 

100,10 

17,79 

9,00 

13,95 

36,02 

5,80 

5,58 

0,40 

0,60 

1999 

109,84 

106,67 

109,03 

102,68 

18,21 

9,10 

15,09 

36,03 

5,97 

5,90 

0,45 

0,19“’ 

2000 

112,62 

109,37 

111,58 

105,05 

18,49 

9,31 

15,62 

36,81 

5,96 

6,02 

0,52 

1,04 

2001 

114,63 

111,07 

115,67 

108,89 

18,89 

9,64 

17,26 

37,11 

6,57 

6,35 

0,44 

-1,05 

2002 

118,60 

115,01 

119,43 

111,79 

18,37 

9,59 

18,98 

38,01 

6,45 

6,68 

0,96 

-0,84 







Neue Bundesländer’* 





1991 

13,30 

13,01 

11,88 

11,21 

1,70 

1,42 

2,04 

4,07 

0,52 

0,66 


1,42 

1992 

17,06 

16,63 

17,19 

16,21 

2,27 

2,59 

2,79 

5,27 

0,83 

0,96 


-0,13 

1993 

19,31 

18,80 

18,62 

17,40 

2,65 

1,89 

2,90 

5,91 

1,08 

1,20 


0,69 

1994 

21,05 

20,50 

21,13 

19,82 

2,99 

2,06 

3,21 

6,86 

1,44 

1,25 


-0,07 

1995 

19,81 

19,25 

20,94 

19,70 

2,96 

1,94 

3,25 

6,73 

1,62 

1,19 


-1,12 

1996 

20,97 

20,17 

21,79 

20,47 

2,90 

2,07 

3,41 

7,11 

1,66 

1,25 

HS 

-0,82 

1997 

21,32 

20,78 

21,33 

20,05 

2,99 

2,11 

3,19 

7,35 

1,36 

1,19 

0,08 

-0,01 

1998 

21,07 

20,70 

21,39 

20,02 

2,99 

1,84 

3,24 

7,56 

1,25 

1,24 

0,13 

-0,32 

1999 

21,37 

20,83 

21,89 

20,52 

2,98 

1,86 

3,44 

7,72 

1,18 

1,28 

0,09 

0,09“* 

2000 

21,19 

20,68 

22,24 

20,89 

3,02 

1,92 

3,66 

7,73 

1,10 

1,28 

0,07 

-1,05 

2001 

21,16 

20,82 

23,14 

21,75 

3,01 

1,95 

4,10 

7,87 

1,14 

1,29 

0,10 

-1,97 

2002 

21,66 

21,19 

24,20 

22,54 

3,01 

1,90 

4,47 

8,14 

1,12 

1,34 

0,33 

-2,53 


1) Eigene Umrechnung der Grunddaten mit dem unwiderruflichen Euro-Umrechnungskurs: 1 Euro = 1,95583 DM. - 2) Leistungsausgaben, Ver- 
waltungskosten, Vermögensaufwendungen und sonstige Aufwendungen ohne Risikostrukturausgleich (RSA). - 3) Für alle Versicherten: Mitglie- 
der (einschließlich Rentner) und deren Familienangehörigen. - 4) Differenzen ergeben sich durch sonstige Leistungsausgaben wie zum Beispiel 
Sterbegeld, Mutterschaftsgeld, Häusliche Krankenpflege. - 5) Verwaltungs- und Verfahrenskosten. - 6) Abzüglich des Saldos aus dem Risiko-. 
Strukturausgleich. - 7) Ab 1995 wird Berlin-Ost dem früheren Bundesgebiet zugeordnet. - a) Unter Berücksichtigung des RSA-West-Ost-Trans- 
fers in Höhe von 0,61 Mrd Euro. 


Quelle: BMGS 
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Tabelle 84* 

Leistungsausgaben für die Mitglieder der Gesetzlichen Krankenversicherung*’ 



Pflichtversicherte und freiwillige Mitglieder 

Rentner 

Nachrichtlich: 

Jalii 

ins- 


2) 

ins- 

je KVdR-Versicherten*’ 

Gesamtausgaben"^^ 


gesamt 


gesamt 

insgesamt 

je Versicherten^^ 


Mrd Euro 

1 Euro 

1 1991=100 1 

Mrd Euro 

Euro 1 1991=100 

Mrd Euro 

1 Euro 1 

1991=100 





Früheres Bundesgebiet*’ 





1970 

8,83 

390 

23,8 

3,36 

420 

14,5 

12,87 

420 

19,9 

1971 

10,87 

468 

28,5 

4,25 

515 

17,8 

15,92 

506 

24,0 

1972 

12,54 

531 

32,3 

5,12 

599 

20,7 

18,61 

578 

27,4 

1973 

14,61 

605 

36,8 

6,36 

702 

24,2 

22,17 

668 

31,6 

1974 

17,20 

712 

43,3 

7,95 

851 

29,4 

26,49 

791 

37,5 

1975 

20,29 

850 

51,8 

9,45 

981 

33,9 

31,18 

931 

44,1 

1976 

21,94 

924 

56,3 

10,57 

1 073 

37,0 

34,03 

1 013 

48,0 

1977 

22,76 

953 

58,0 

11,30 

1 126 

38,8 

35,70 

1 055 

50,0 

1978 

24,17 

999 

60,8 

12,37 

1 216 

42,0 

38,24 

1 112 

52,7 

1979 

26,09 

1 060 

64,6 

13,50 

1 319 

45,5 

41,45 

1 190 

56,4 

1980 

28,89 

1 151 

70,1 

15,06 

1 462 

50,4 

45,93 

1 298 

61,5 

1981 

30,46 

1 200 

73,1 

16,69 

1 616 

55,8 

49,28 

1 380 

65,4 

1982 

30,02 

1 181 

71,9 

17,37 

1 669 

57,6 

49,71 

1 388 

65,7 

1983 

30,24 

1 193 

72,6 

18,79 

1 797 

62,0 

51,48 

1 438 

68,1 

1984 

32,31 

1 271 

77,4 

20,64 

1 953 

67,4 

55,57 

1 544 

73,1 

1985 

33,45 

1 307 

79,6 

22,13 

2 083 

71,9 

58,34 

1 611 

76,3 

1986 

34,72 

1 346 

82,0 

23,60 

2215 

76,4 

61,29 

1 682 

79,7 

1987 

35,86 

1 379 

84,0 

24,95 

2 329 

80,4 

63,91 

1 740 

82,4 

1988 

38,51 

1 469 

89,5 

26,97 

2 499 

86,3 

68,71 

1 857 

88,0 

1989 

37,04 

1 407 

85,7 

25,98 

2 382 

82,2 

66,43 

1 784 

84,5 

1990 

40,43 

1 501 

91,4 

28,21 

2 562 

88,4 

72,43 

1 909 

90,4 

1991 

45,30 

1 642 

100 

32,23 

2 898 

100 

81,71 

2 111 

100 

1992 

49,88 

1 782 

108,5 

35,94 

3 196 

110,3 

90,44 

2 305 

109,2 

1993 

49,07 

1 747 

106,4 

35,86 

3 153 

108,8 

89,66 

2 272 

107,6 

1994 

52,25 

1 859 

113,2 

38,99 

3 406 

117,5 

96,27 

2 434 

115,3 

1995 

56,46 

1 962 

119,5 

40,83 

3 487 

120,4 

103,07 

2 546 

120,6 

1996 

58,49 

2 043 

124,4 

41,92 

3 564 

123,0 

106,13 

2 609 

123,6 

1997 

56,44 

1 950 

118,7 

41,80 

3 540 

122,2 

103,97 

2 551 

120,8 

1998 

57,17 

1 980 

120,6 

42,93 

3 631 

125,3 

106,08 

2 608 

123,5 

1999 

58,51 

2 008 

122,3 

44,17 

3 731 

128,8 

109,03 

2 661 

126,0 

2000 

59,58 

2 030 

123,6 

45,47 

3 837 

132,4 

111,58 

2 708 

128,3 

2001 

61,81 

2 101 

127,9 

47,07 

3 972 

137,1 

115,67 

2 803 

132,8 

2002 

60,78 

2 121 

129,2 

51,02 

4 017 

138,6 

119,43 

2 888 

136,8 





Neue Bundesländer*’ 





1991 

6,69 

785 

100 

4,52 

1 485 

100 

11,88 

1 027 

100 

1992 

9,71 

1 137 

144,8 

6,51 

2 128 

143,3 

17,19 

1 483 

144,4 

1993 

10,09 

1 230 

156,6 

7,31 

2 361 

159,0 

18,62 

1 648 

160,4 

1994 

11,10 

1 415 

180,2 

8,72 

2 716 

182,8 

21,13 

1 911 

186,1 

1995 

10,84 

10,91 

1 541 

196,2 

8,86 

2 789 

187,8 

20,94 

2 050 

199,6 

1996 

1 591 

202,6 

9,56 

2 909 

195,9 

21,79 

2 148 

209,2 

1997 

10,36 

1 535 

195,4 

9,70 

2 895 

195,0 

21,33 

2 113 

205,7 

1998 

10,05 

1 524 

194,0 

9,97 

2 941 

198,0 

21,39 

2 142 

208,6 

1999 

9,97 

1 528 

194,5 

10,55 

3 086 

207,8 

21,89 

2 200 

214,2 

2000 

9,90 

1 553 

197,7 

10,99 

3 185 

214,4 

22,24 

2 263 

220,3 

2001 

10,14 

1 621 

206,4 

11,61 

3 352 

225,7 

23,14 

2 381 

231,8 

2002 

10,14 

1 664 

211,8 

12,40 

3 513 

236,5 

24,20 

2 515 

244,9 


1) Die Gesetzliche Krankenversicherung besteht aus der Allgemeinen Krankenversicherung (AKV) und der Krankenversicherung der Rentner 
(KVdR). - 2) Für Mitglieder (ohne Rentner) und deren Familienangehörige. - 3) Für Rentner und deren Familienangehörige. - 4) Leistungsaus- 
gaben, Verwaltungskosten, Vermögensaufwendungen und sonstige Aufwendungen. - 5) Einschließlich Rentner. - 6) Ab 1995 wird Berlin-Ost 
dem früheren Bundesgebiet zugerechnet. 


Quelle: BMGS 
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Tabelle 85* 

Finanzentwicklung und Versicherte in der sozialen Pflegeversicherung" 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

Einnahmen, insgesamt (Mrd Euro) 

8,95 

12,04 

15,94 

Finanzentwicklung 

16,00 16,31 

16,55 

16,81 

16,98 

Beitragseinnahmen 

8,31 

11,90 

15,77 

15,80 

16,13 

16,31 

16,56 

16,76 

davon 









Beiträge an Pflegekassen 

6,85 

9,84 

13,06 

13,04 

13,32 

13,46 

13,66 

13,57 

Beiträge an den Ausgleichsfonds, insgesamt 

1,46 

2,06 

2,71 

2,76 

2,80 

2,86 

2,90 

3,19 

darunter: Beiträge der Rentenversicherung^^ 

0,55 

0,78 

1,03 

1,06 

1,09 

1,13 

1,17 

1,21 

Sonstige Einnahmen 

0,09 

0,14 

0,17 

0,20 

0,19 

0,23 

0,25 

0,22 

Ausgaben, insgesamt (Mrd Euro) 

4,98 

10,86 

15,13 

15,90 

16,34 

16,69 

16,86 

17,32 

Leistungsausgaben, insgesamt 

4,42 

10,25 

14,34 

15,07 

15,55 

15,86 

16,03 

16,47 

davon 









Geldleistungen 

3,04 

4,44 

4,32 

4,28 

4,24 

4,18 

4,11 

4,18 

Pflegesachleistungen 

0,69 

1,54 

1,77 

1,99 

2,13 

2,23 

2,29 

2,37 

Pflegeurlaub 

0,13 

0,13 

0,05 

0,06 

0,07 

0,10 

0,11 

0,13 

Tages-/Nachtpflege 

0,01 

0,03 

0,04 

0,05 

0,05 

0,06 

0,07 

0,08 

Kurzzeitpflege 

0,05 

0,09 

0,10 

0,11 

0,12 

0,14 

0,15 

0,16 

Soziale Sicherung der Pflegepersonen 

0,31 

0,93 

1,19 

1,16 

1,13 

1,07 

0,98 

0,96 

Pflegemittel/technische Hilfen 

0,20 

0,39 

0,33 

0,37 

0,42 

0,40 

0,35 

0,38 

Vollstationäre Pflege 

0,00 

2,69 

6,41 

6,84 

7,18 

7,48 

7,75 

8,00 

Vollstationäre Pflege in Behindertenheimen 

0,00 

0,01 

0,13 

0,22 

0,20 

0,21 

0,21 

0,21 

Hälfte der Kosten des Medizinischen Dienstes 

0,23 

0,24 

0,23 

0,24 

0,24 

0,24 

0,25 

0,26 

Verwaltungsausgaben^^ 

0,32 

0,36 

0,55 

0,56 

0,55 

0,56 

0,57 

0,58 

Sonstige Ausgaben 

0,00 

0,01 

0,01 

0,02 

0,01 

0,02 

0,02 

0,01 

Ausgaben, insgesamt (Anteile in vH) 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Leistungsausgaben, insgesamt 

88,8 

94,4 

94,8 

94,8 

95,2 

95,0 

95,1 

95,1 

davon 









Geldleistungen 

61,0 

40,9 

28,6 

26,9 

25,9 

25,0 

24,4 

24,1 

Pflegesachleistungen 

13,9 

14,2 

11,7 

12,5 

13,0 

13,4 

13,6 

13,7 

Pflegeurlaub 

2,6 

1,2 

0,3 

0,4 

0,4 

0,6 

0,7 

0,8 

Tages-/Nachtpflege 

0,2 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,4 

0,4 

0,5 

Kurzzeitpflege 

1,0 

0,8 

0,7 

0,7 

0,7 

0,8 

0,9 

0,9 

Soziale Sicherung der Pflegepersonen 

6,2 

8,6 

7,9 

7,3 

6,9 

6,4 

5,8 

5,5 

Pflegemittel/technische Hilfen 

4,0 

3,6 

2,2 

2,3 

2,6 

2,4 

2,1 

2,2 

Vollstationäre Pflege 

0,0 

24,8 

42,4 

43,0 

43,9 

44,8 

46,0 

46,2 

Vollstationäre Pflege in Behindertenheimen 

0,0 

0,1 

0,9 

1,4 

1,2 

1,3 

1.2 

1,2 

Hälfte der Kosten des Medizinischen Dienstes 

4,6 

2,2 

1,5 

1,5 

1,5 

1,4 

1,5 

1,5 

Verwaltungsausgaben^^ 

6,4 

3,3 

3,6 

3,5 

3,4 

3,4 

3,4 

3,3 

Sonstige Ausgaben 

0,0 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

Liquidität (Mrd Euro) 









Überschuss der Einnahmen 

3,97 

1,18 

0,81 

0,10 

X 

X 

X 

X 

Überschuss der Ausgaben 

X 

X 

X 

X 

0,03 

0,14 

0,05 

0,34 

Investitionsdarlehen an den Bund 

- 0,56 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

0,56 

Mittelbestand am Jahresende 

2,87 

4,05 

4,86 

4,99 

4,95 

4,82 

4,76 

4,93 

Durchschnittlicher Mittelbestand in 









Monatsausgaben (Monate) 

3,9 

3,0 

3,8 

3,7 

3,6 

3,4 

3,3 

3,3 

Insgesamt (Tausend Personen) 

71 901 

72 263 

71 693 

Versicherte 

71 402 71 424 

71 319 

70 999 

70 853 

nach Geschlecht 









Männer 

33 674 

33 846 

33 644 

33 499 

33 523 

33 489 

33 326 

33 232 

Frauen 

38 227 

38417 

38 049 

37 903 

37 901 

37 830 

37 673 

37 621 

nach Versichertengruppen 









Mitglieder 

50 915 

51 095 

51 087 

50 638 

50 863 

50 948 

50 881 

51 051 

Familienangehörige 

20 986 

21 169 

20 606 

20 764 

20 561 

20 371 

20 118 

19 802 

Insgesamt (Anteile in vH) 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

nach Geschlecht 









Männer 

46,8 

46,8 

46,9 

46,9 

46,9 

47,0 

46,9 

46,9 

Frauen 

53,2 

53,2 

53,1 

53,1 

53,1 

53,0 

53,1 

53,1 

nach Versichertengruppen 









Mitglieder 

70,8 

70,7 

71,3 

70,9 

71,2 

71,4 

71,7 

72,1 

Familienangehörige 

29,2 

29,3 

28,7 

29,1 

28,8 

28,6 

28,3 

27,9 


1) Abweichungen in den Summen durch Rundungen. - 2) Gesetzliche Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten. - 3) 1995 einschließ- 
lich Vorlauskostenerstattung an die Krankenkassen. 
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Tabelle 86* 

Leistungsempfänger in der Sozialen Pflegeversicherung 


1. Nach Altersgruppen, insgesamt 







Nach Altersgruppen von... bis unter... Jahren 




Jahr 

Insgesamt 

20 

20-55 

55-60 

60-65 

65-70 

70-75 

75-80 

80-85 

85-90 


1995 

1 061 418 

72 868 

115 845 

35 268 

Personen 

46 911 67 876 

99 910 

104 481 

199 787 

201 266 

117 206 

1996 

1 546 746 

79 987 

141 175 

48 169 

63 850 

91 455 

136 124 

175 144 

284 103 

325 613 

201 126 

1997 

1 660 710 

85 701 

167 781 

51 874 

71 303 

96 432 

141 983 

207 142 

266 874 

348 777 

222 843 

1998 

1 738 118 

88 803 

181 239 

52 650 

78 128 

98 187 

148 920 

237 459 

243 118 

366 654 

242 960 

1999 

1 826 362 

93 544 

189 994 

51 675 

82 922 

104 551 

157 874 

256 598 

238 865 

383 315 

267 024 

2000 

1 822 104 

90 627 

191 346 

46 666 

83 676 

105 398 

158 145 

249 776 

255 175 

365 216 

276 079 

2001 

1 839 602 

90 358 

194 202 

43 254 

83 844 

108 619 

159 134 

244 189 

290 281 

336 621 

289 100 

2002 

1 888 969 

92 214 

199 223 

43 314 

83 196 

115 062 

161 907 

246 496 

335 885 

304 488 

307 184 

1995 

100 

6,9 

10,9 

3,3 

Anteile 

4,4 

in vH 

6.4 

9,4 

9,8 

18,8 

19,0 

11,0 

1996 

100 

5,2 

9,1 

3,1 

4,1 

5,9 

8,8 

11,3 

18,4 

21,1 

13,0 

1997 

100 

5,2 

10,1 

3.1 

4,3 

5,8 

8,5 

12,5 

16,1 

21,0 

13,4 

1998 

100 

5,1 

10,4 

3,0 

4,5 

5,6 

8,6 

13,7 

14,0 

21,1 

14,0 

1999 

100 

5,1 

10,4 

2,8 

4,5 

5,7 

8,6 

14,0 

13,1 

21,0 

14,6 

2000 

100 

5,0 

10,5 

2,6 

4,6 

5,8 

8,7 

13,7 

14,0 

20,0 

15,2 

2001 

100 

4,9 

10,6 

2.4 

4.6 

5,9 

8,7 

13,3 

15,8 

18,3 

15,7 

2002 

100 

4,9 

10,5 

2,3 

4,4 

6,1 

8,6 

13,0 

17,8 

16,1 

16,3 


2. Nach Pflegestufen und Geschlecht 




Insgesamt 


davon 

Jahr 



1 ambulant und teilstationär | 

1 vollstationär | 


zusammen 

I 

II 

III 

zusammen 

I 

II 

III 

zusammen 

1 

II 

III 







Personen 






1996 

1 546 746 

620 318 

670 147 

256 281 

1 162 184 

Insgesamt 

508 462 507 329 

146 393 

384 562 

111 856 

162 818 

109 888 

1997 

1 660 710 

728 235 

676 200 

256 275 

1 198 103 

568 768 

486 338 

142 997 

462 607 

159 467 

189 862 

113 278 

1998 

1 738 118 

804 356 

682 431 

251 331 

1 226 715 

616 506 

471 906 

138 303 

511 403 

187 850 

210 525 

113 028 

1999 

1 826 362 

872 264 

698 846 

255 252 

1 280 379 

668 314 

472 189 

139 876 

545 983 

203 950 

226 657 

115 376 

2000 

1 822 104 

892 541 

683 242 

246 321 

1 260 760 

681 658 

448 406 

130 696 

561 344 

210 883 

234 836 

115 625 

2001 

1 839 602 

916 623 

679 472 

243 507 

1 261 667 

697 714 

436 693 

127 260 

577 935 

218 909 

242 779 

116 247 

2002 

1 888 969 

956 376 

685 524 

247 069 

1 289 152 

725 993 

435 924 

127 235 

599 817 

230 383 

249 600 

119 834 







Männer 






1996 

483 178 

192 178 

214 112 

76 888 

406 596 

164 413 

184 190 

57 993 

76 582 

27 765 

29 922 

18 895 

1998 

550 141 

257 014 

216 207 

76 920 

431 242 

199 631 

175 857 

55 754 

118 899 

57 383 

40 350 

21 166 

2000 

579 007 

286 843 

215 922 

76 242 

448 471 

223 596 

170 870 

54 005 

130 536 

63 247 

45 052 

22 237 

2002 

607 370 

312 148 

218 969 

76 253 

466 387 

243 525 

169 822 

53 040 

140 983 

68 623 

49 147 

23 213 







Frauen 






1996 

1 063 568 

428 140 

456 035 

179 393 

755 588 

344 049 

323 139 

88 400 

307 980 

84 091 

132 896 

90 993 

1998 

1 187 977 

547 342 

466 224 

174411 

795 473 

416 875 

296 049 

82 549 

392 504 

130 467 

170 175 

91 862 

2000 

1 243 162 

605 740 

467 344 

170 078 

812 354 

458 104 

277 557 

76 693 

430 808 

147 636 

189 787 

93 385 

2002 

1 281 599 

644 228 

466 555 

170 816 

822 765 

482 468 

266 102 

74 195 

458 834 

161 760 

200 453 

96 621 







Anteile in vH 






1996 

100 

40,1 

43,3 

16,6 

75,1 

Insgesamt 

32,9 32,8 

9,5 

24,9 

7,2 

10,5 

7.1 

1998 

100 

46,3 

39,3 

14,5 

70,6 

35,5 

27,2 

8,0 

29,4 

10,8 

12,1 

6,5 

2000 

100 

49,0 

37,5 

13,5 

69,2 

37,4 

24,6 

7,2 

30,8 

11,6 

12,9 

6,3 

2002 

100 

50,6 

36,3 

13,1 

68,2 

38,4 

23,1 

6.7 

31,8 

12,2 

13,2 

6,3 







Männer 






1996 

100 

39,8 

44,3 

15,9 

84,2 

34,0 

38,1 

12,0 

15,8 

5,7 

6.2 

3,9 

1998 

100 

46,7 

39,3 

14,0 

78,4 

36,3 

32,0 

10,1 

21,6 

10,4 

7,3 

3,8 

2000 

100 

49,5 

37,3 

13,2 

77,5 

38,6 

29,5 

9,3 

22,5 

10,9 

7,8 

3,8 

2002 

100 

51,4 

36,1 

12,6 

76,8 

40,1 

28,0 

8,7 

23,2 

11,3 

8,1 

3.8 







Frauen 






1996 

100 

40,3 

42,9 

16,9 

71,0 

32,3 

30,4 

8,3 

29,0 

7,9 

12,5 

8,6 

1998 

100 

46,1 

39,2 

14,7 

67,0 

35,1 

24,9 

6,9 

33,0 

11,0 

14,3 

7,7 

2000 

100 

48,7 

37,6 

13,7 

65,3 

36,8 

22,3 

6,2 

34,7 

11,9 

15,3 

7,5 

2002 

100 

50,3 

36,4 

13,3 

64,2 

37,6 

20,8 

5,8 

35,8 

12,6 

15,6 

7,5 


Quelle: BMGS 
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Tabelle 87* 


Einnahmen und Leistungsempfänger in der Arbeitslosenversicherung 


Zeit- 

raum 

Beitrags- 

satz'* 

Einnahmen^^ 

Registrierte Arbeitslose 

Arbeits- 

losen- 

4) 

quote ^ 

Kurz- 

arbeiter 

Teilnehmer in 

ins- 

gesamt 

darunter 

ins- 

gesamt 

darunter: Leistungsempfänger^^ 

Maßnah- 
men zur 

Arbeits- 

beschaf- 

fung 

Voll- 

zeit- 

FuU- 

Maß- 

nahmen^* 

Beitrags- 

ein- 

nahmen 

Darlehen/ 

Zuschüsse 

des Bundes 

zu- 

sammen 

1 darunter | 

Arbeits- 

losen- 

geld 

Arbeits- 

losen- 

hilfe 


vH 


Mrd Euro 

,6) 

Tausend Personen’* 

vH 

Tausend Personen’* 






Früheres Bundesgebiet** 





1970 

1,3 

1,8 

1,6 

- 

149 

113 

96 

17 

0,6 

10 

2 

42 

1975 

2.0 

4,7 

4,0 

3,9 

1 074 

817 

707 

110 

4,0 

773 

16 

127 

1980 

3.0 

9,7 

8,9 

0,9 

889 

576 

454 

122 

3,2 

137 

41 

91 

1985 

4,1 

16,4 

15,1 

- 

2 304 

1 453 

836 

617 

8,2 

235 

87 

134 

1990 

4,3 

20,7 

19,5 

0,4 

1 883 

1 291 

799 

433 

6,4 

56 

83 

215 

1991 

6.8 

31,3 

29,7 

X 

1 596 

1 108 

687 

365 

5,7 

145 

83 

237 

1992 

6,3 

35,4 

33,8 

X 

1 699 

1 239 

800 

381 

5,9 

283 

78 

250 

1993 

6,5 

37,9 

35,2 

X 

2 149 

1 705 

1 127 

484 

7,3 

767 

51 

238 

1994 

6,5 

39,6 

35,5 

X 

2 426 

1 880 

1 226 

584 

8,2 

275 

57 

226 

1995 

6,5 

39,6 

36,7 

X 

2 427 

1 820 

1 162 

616 

8,3 

128 

72 

257 

1996 

6,5 

40,5 

37,1 

X 

2 646 

1 979 

1 247 

700 

9.1 

206 

76 

276 

1997 

6,5 

41,3 

37,5 

X 

2 870 

2 148 

1 282 

839 

9,8 

133 

68 

223 

1998 

6,5 

40,4 

37,9 

X 

2 751 

2 095 

1 176 

895 

9,4 

81 

71 

175 

1999 

6,5 

41,7 

38,9 

X 

2 604 

1 971 

1 074 

869 

8,6 

92 

82 

192 

2000 

6,5 

43,3 

40,0 

X 

2 380 

1 802 

986 

786 

7,6 

62 

70 

186 

2001 

6,5 

44,4 

41,1 

X 

2 320 

1 823 

1 030 

761 

7,2 

96 

61 

181 

2002 

6,5 

44,7 

41,2 

X 

2 498 

2 133 

1 228 

877 

7,8 

163 

50 

170 






Neue Bundesländer und Berlin-Ost** 





1991 

6,8 

4,6 

4,6 

X 

1 006 

759 

707 

50 

10,7 

1 616 

183 

169 

1992 

6,3 

5,4 

5,4 

X 

1 279 

1 033 

881 

148 

14,4 

370 

388 

425 

1993 

6,5 

5,7 

5,6 

X 

1 270 

1 045 

760 

275 

15,1 

181 

260 

345 

1994 

6.5 

6,2 

6,2 

X 

1 272 

1 062 

687 

366 

15,2 

97 

280 

241 

1995 

6,5 

6,5 

6,5 

X 

1 185 

990 

618 

366 

14,0 

71 

312 

243 

1996 

6.5 

6,4 

6,4 

X 

1 319 

1 155 

742 

404 

15,7 

71 

278 

230 

1997 

6,5 

6,4 

6,3 

X 

1 514 

1 395 

872 

515 

18,1 

49 

235 

177 

1998 

6.5 

6,1 

6,1 

X 

1 529 

1 419 

796 

609 

18,2 

34 

314 

147 

1999 

6,5 

6,3 

6,2 

X 

1 495 

1 372 

724 

626 

17,3 

27 

348 

141 

2000 

6.5 

6,4 

6,3 

X 

1 508 

1 372 

681 

670 

17,1 

24 

246 

138 

2001 

6,5 

6,3 

6,2 

X 

1 532 

1 400 

660 

716 

17,3 

27 

182 

134 

2002 

6.5 

6,2 

6,2 

X 

1 563 

1 476 

637 

815 

17,8 

45 

142 

126 







Dentschland 






1991 

6,8 

35,9 

34,3 

0,5 

2 602 

1 868 

1 394 

415 

6,6 

1 761 

266 

406 

1992 

6,3 

40,7 

39,2 

4,6 

2 979 

2 273 

1 681 

529 

7,7 

653 

466 

675 

1993 

6.5 

43,5 

40,8 

12,5 

3 419 

2 751 

1 887 

759 

8,9 

948 

310 

583 

1994 

6,5 

45,8 

41,7 

5,2 

3 698 

2 941 

1 913 

950 

9,6 

372 

338 

467 

1995 

6,5 

46,1 

43,1 

3,5 

3 612 

2 810 

1 780 

982 

9,4 

199 

384 

500 

1996 

6,5 

46,9 

43,5 

7,0 

3 965 

3 133 

1 989 

1 104 

10,4 

277 

354 

505 

1997 

6,5 

47,6 

43,9 

4,9 

4 384 

3 543 

2 155 

1 354 

11,4 

183 

302 

400 

1998 

6,5 

46,6 

44,1 

3,9 

4 279 

3 514 

1 972 

1 504 

11,1 

115 

385 

322 

1999 

6,5 

48,0 

45,1 

3,7 

4 099 

3 344 

1 798 

1 495 

10,5 

119 

430 

333 

2000 

6,5 

49,6 

46,4 

0,9 

3 889 

3 174 

1 667 

1 457 

9,6 

86 

316 

324 

2001 

6,5 

50,7 

47,3 

1,9 

3 852 

3 223 

1 690 

1 477 

9,4 

123 

243 

315 

2002 

6,5 

50,9 

47,4 

5,6 

4 060 

3 609 

1 865 

1 692 

9,8 

208 

192 

297 


1) Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil zusammen; Stand zur Jahresmitte. Beitragsbemessungsgrenze entspricht der in der Gesetzlichen Ren- 


tenversicherung der Arbeiter und Angestellten. - 2) Ab 1992 bereinigte Einnahmen für die neuen Bundesländer; für das frühere Bundesgebiet 
Einnahmen für Deutschland abzüglich bereinigte Einnahmen in den neuen Bundesländern. - 3) Bezug von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 
Eingliederungshilfe oder Altersübergangsgeld. - 4) Anteil der registrierten Arbeitslosen an den Erwerbspersonen (beschäftigte Arbeitnehmer, 
Selbständige, mithelfende Familienangehörige und registrierte Arbeitslose). - 5) Teilnehmer an beruflicher Fortbildung und Umschulung (FuU), 
ohne Einarbeitung; 1970 bis 1988 Berechnungen des lAB. - 6) Eigene Umrechnung der Grunddaten mit dem unwiderruflichen Euro-Umrech- 
nungskurs 1 Euro = 1,95583 DM. - 7) Jahresdurchschnittsbestände. - 8) Wegen Gebietsstandsveränderungen im Land Berlin seit 1997 wurden 
die Zeitreihen ab 1991 von der Bundesanstalt für Arbeit neu abgegrenzt: früheres Bundesgebiet ohne Berlin; neue Bundesländer und Berlin. 


Quelle für Grundzahlen: BA 































Drucksache 15/2000 


-622- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Tabelle 


Sozialhilfe: Empfänger, Ausgaben und Einnahmen 



1 Früheres Bundesgebiet | 

1 Deutschland | 

1980 1 

1985 1 

1990 1 

1 1992 

1 1994 

1 1996 1 

1998 1 

2000 1 

2001 1 

2002 




Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt'* 









Tausend Personen 





Insgesamt 

922 

1 475 

1 832 

2 438 

2 308 

2 724 

2 903 

2 694 

2715 

2 776 

Nach Alter 





Anteile in vH 





Unter 18 Jahre 

32,9 

32,3 

34,0 

36,1 

38,0 

37,2 

37,0 

36,9 

36,7 

36,7 

18 bis unter 25 Jahre 

7,9 

12,4 

10,8 

11,4 

8,7 

9,2 

9,5 

9,6 

9,8 

10,2 

25 bis unter 60 Jahre 

32,5 

40,0 

41,7 

40,7 

42,2 

43,6 

43,3 

41,9 

41,6 

41,9 

60 Jahre und älter 

26,6 

15,3 

13,6 

11,9 

11,1 

10,0 

10,1 

11,6 

11,8 

11,2 

Nach Art der Unterbringung 





Tausend 

Personen 





Außerhalb von Einrichtungen 

851 

1 398 

1 772 

2 339 

2 258 

2 695 

2 879 

2 677 

2 699 

2 757 

In Einrichtungen 

71 

77 

60 

99 

51 

29 

24 

16 

17 

19 

Nach Nationalität 











Deutsche 

841 

1 268 

1 334 

1 647 

1 856 

2 084 

2 237 

2 099 

2 113 

2 143 

Nichtdeutsche 

81 

207 

498 

791 

452 

639 

666 

595 

603 

615 





Hilfe in 

besonderen Lebenslagen^*'* 









Tausend Personen 





Insgesamt 

1 125 

1 108 

1 510 

1 870 

1 306 

1 409 

1 378 

1 459 

1 498 


Nach Alter 





Anteile in vH 





Unter 18 Jahre 

20,4 

18,9 

20,9 

21,1 

18,6 

19,9 

21,6 

20,6 

20,6 


18 bis unter 25 Jahre 

8,4 

10,8 

10,2 

10,1 

6,4 

6,0 

6,5 

6,4 

6,4 


25 bis unter 60 Jahre 

29,0 

35,8 

38,4 

37,6 

38,2 

42,1 

46,7 

44,6 

44,4 


60 Jahre und älter 

42,2 

34,5 

30,4 

31,2 

36,8 

32,0 

25,1 

28,4 

28,6 


Nach Art der Unterbringung 





Tausend 

Personen 





Außerhalb von Einrichtungen 

644 

600 

921 

1 119 

663 

718 

769 

796 

816 


In Einrichtungen 

508 

530 

624 

791 

691 

754 

678 

749 

774 


Nach Nationalität 











Deutsche 

1 063 

991 

1 116 

1 298 

1 134 

1 120 

1 093 

1 180 

1 221 


Nichtdeutsche 

62 

117 

395 

571 

172 

289 

286 

278 

277 






Ausgaben und Einnahmen 









Mrd Euro 





Ausgaben 











Insgesamt 

6,8 

10,6 

16,2 

21,8 

25,4 

25,5 

23,0 

23,3 

23,9 

24,7 

Nach Hilfearten 











Hilfe zum Lebensunterhalt 

2,2 

4,1 

6,6 

8,0 

8,7 

9,9 

10,5 

9,8 

9,7 

9,9 

Hilfe in besonderen Lebenslagen 

4,6 

6,5 

9,6 

13,7 

16,8 

15,5 

12,5 

13,5 

14,3 

14,8 

darunter: 











Hilfe zur Pflege 

2,6 

3,7 

5,2 

7,5 

9,1 

7.1 

3,0 

2,9 

2,9 

2,9 

Eingliederungshilfe für 











behinderte Menschen 

1,4 

2,1 

3,4 

4,8 

6,3 

7.1 

7,9 

9,1 

9,8 

10,2 

Nach Art der Unterbringung 











Außerhalb von Einrichtungen 

2,5 

4,4 

7,3 

8,6 

9,6 

10,6 

11,7 

11,2 

11,3 

11,6 

In Einrichtungen 

4,2 

6,3 

8,9 

13,2 

15,9 

14,8 

11,3 

12,1 

12,6 

13,0 

Einnahmen 











Insgesamt 

1,6 

2,3 

3,3 

3,9 

4,7 

4,5 

2,7 

2,5 

2,7 

2,7 


1) Empfänger am Jahresende. - 2) Empfänger im Verlauf des Jahres. - 3) Mehrfachzählungen sind nur insoweit ausgeschlossen, als sie aufgrund 
der Meldungen erkennbar waren. 
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Sachregister 

(Die Zahlenangaben beziehen sich auf die Textziffem.) 


AAÜG-Zahlungen 333 

Abgabenbelastung 520 ff 

Abgabenkeil 324, 331, 359, 640, Schaubild 70 

Abgeltungssteuer 550 f 

Abschläge 

- versicherungsmathematische 341 

- anreizneutrale 341 

Abwertung 

- US-Dollar 77, 86 ff 

Äquivalenzbeitragszahler 346 
Äquivalenzprinzip 296, 323, 330 
Äquivalenzrentner 346 
Agenda 2000 158 

Agenda 2010 289, 294, 395 ff. 

Aktienkursveränderungen 1 2 1 

- siehe auch Vermögenseffekt 

Aktienmarkt 144, 192 

Aktive Arbeitsmarktpolitik 48 1 ff. 

Aktueller Rentenwert 343, Kasten 9 
Altersvorsorge, betriebliche 296 
Altersvorsorgeanteil 343 
Altersvorsorgesparen 328, 349 
Alterungsrückstellungen 328 
Analogpräparate 297 
Anpassungsgeld 469 

Anspruchslohn 

- siehe Löhne 

Anspruchs- und 

Anwartschaftsüberführungsgesetz 333 
Apothekenvergütung 297 

Arbeitnehmerüberlassung 243 f, Kasten 6 

- Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 243 

- Gleichbehandlungsgrundsatz 243 

- internationaler Vergleich Kasten 6 

- Personal-Service-Agenturen 224, 244, 667 

- Tarifverträge 257, Tabelle 31 


Arbeitserlaubnis 217 
Arbeitskampf 255 ff. 

Arbeitslosengeld 229,671 

- siehe auch Arbeitslosengeld I 

- degressiver Verlauf 711 

- Einfluss auf die Dauer der Arbeitslosigkeit 705 

- Erstattungspflicht des Arbeitgebers 251, 700, 709 

- Sperrzeiten 229,713 

Arbeitslosengeld I 230 

Arbeitslosengeld II 23 1 ff 

- Anrechnung von Erwerbseinkommen 235 

- Bedürftigkeit 232,711 

- Empfänger 23 1 

- finanzielle Auswirkungen 240 

- Grenzbelastungen 238, Schaubild 44, Schaubild 45 

- Zumutbarkeit 234, 717 

- Zuschlag 233, 717 

Arbeitslosenhilfe 

- siehe Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und 
Sozialhilfe, Arbeitslosengeld II 

Arbeitslosenversicherung, Gesetzliche 

- siehe auch Arbeitslosengeld, Arbeitslosengeld I 

- als Privatversicherung 702 

- differenzierte Arbeitgeberbeiträge 714 ff. 

- Experience Rating 714 

- Quersubventionierung zwischen Unternehmen 708 

- Steuerfinanzierung 703 

- Verhaltensrisiken 704 ff. 

- versicherungsfremde Leistungen 707 

Arbeitslosigkeit 

- Abgänge 223 

- Entwicklung 221, Schaubild 41, Tabelle 25 

- Euro-Raum 122 

- Japan 91 

- Jugendarbeitslosigkeit 222 

- Langzeitarbeitslosigkeit 222 

- Ostdeutschland 221 

- Quote, standardisierte 221 

- verdeckte 224, 225 f. , Tabelle 26 

- Vereinigte Staaten 72 

- voraussichtliche Entwicklung 385 

- Westdeutschland 221 

- Zugänge 223 

Arbeitsmarkt 

- Bewegungen am 223, Schaubild 42 

- Reformen am 228 ff, Tabelle 29 
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Arbeitsmarktpolitik 

- ABM 224 

- aktive 481 ff. 

- Beitrag zur Haushaltskonsolidierung 48 1 ff 

- Bildungsgutscheine 241 

- Evaluierung 241, 482 

- Existenzgründungszuschuss 223 f , 245 f , 668 

- für Jugendliche 224, 227 

- für Langzeitarbeitslose 224, 227, 242 

- Kapital für Arbeit 227, 242, 670 

- Überbrückungsgeld 223 f , 246 

- vorzeitiger Ruhestand 223 f., 705 

Arbeitsnachfrage 

- Arbeitsproduktivität 636 f., Kasten 15, Tabelle 74 

- Elastizität 657 

Arbeitsrecht 

- siehe Kündigungsschutz 

Arbeitsvermittlung 

- Vermittlungsgutscheine 242 

- Zumutbarkeit angebotener Stellen 234 

Arbeitsvolumen 218, Tabelle 74 
Arbeitszeit 

- Arbeitszeitkonten 657 

- Verlängerung 657 

Argentinien 103, Tabelle 9 
Arzneimittelausgaben 297 
Arzneimittelpreisverordnung 297 
Arzneimittelvereinbarung 305 
Arzneimittelvertrieb 297 
ASEAN-Gipfeltreffen Tabelle 9 
Asset Backed Securities 100, 113 

Aufstrebende Volkswirtschaften 

- siehe Beitrittsländer; China; Lateinamerika; 
Südostasien 

Auftragseingang 206 

Auftragseingangs-Kapazitäts-Relation 

- siehe Order-Capacity-Ratio 

Ausbildungsplatzabgabe 17 

Ausbildungszeiten 

- Anrechnung in der Gesetzlichen 
Rentenversicherung 354 

Ausfuhr 

- siehe Exporte 

Ausgaben 

- siehe Öffentliche Finanzen 

Ausgleichszulage in Berggebieten 480 

Auslastungsgrad des Produktionspotentials 

- siehe Produktionspotential 


Ausrüstungsinvestitionen 13, 124, 187, 189 ff. 

- voraussichtliche Entwicklung 380 

Außenhandel 21, 77, 185, 201 ff. 

Außenwert des Euro 125, 142 

Austauschverhältnis 

- siehe Terms of Trade 

Aut-idem-Regelung 297 

Balance Sheet Channel 

- siehe Bilanzkanal 

Bank Lending Channel 

- siehe Bankkreditkanal 

Bankkreditkanal 192 

Bank Lending Survey 

- siehe Umfrage zum Kreditgeschäft 

Bank of England 136 
Basel II 109 ff 
Baugenehmigungen 195 

Bauinvestitionen 13, 124, 187, 195 ff 

- voraussichtliche Entwicklung 381 

Beamte 

- Einbeziehung in die Gesetzliche 
Krankenversicherung 318, Kasten 8 

- Sonderzahlungen 256 

Beamtenpensionen 286 

Befristete Beschäftigungsverhältnisse 251, 253, 676, 
678, Kasten 6 

Beitragsrückgewähr 301 

Beitragssatzpfad 336, Schaubild 54, Schaubild 57 
Beitragssatzsicherungsgesetz 290 f 

Beitrittsländer 137 

- siehe auch EU-Osterweiterung 

Berufsausbildungsstellenmarkt 226 f , Kasten 5, 
Tabelle 27 

Beschäftigung 

- siehe Erwerbstätigkeit 

Beschäftigungseffekte 

- Bürgerversicherung 325, Kasten 8 

- Pauschalprämie 325, Kasten 8 

Besteuerung der Rentenzahlungen 286, 348 

Betriebliche Altersversorgung 332, 355 

- Entgeltumwandlung 290, 332 

Betriebsverfassungsgesetz 

- Betriebsvereinbarung 674 

- Sperrwirkung des § 77 Abs. 3 674 

Bilanzkanal 1 92 

Bilaterale Handelsabkommen 107 f 
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Bildungsgutscheine 

- siehe Arbeitsmarktpolitik 

Brasilien 103 

Bruttoanlageinvestitionen 13, 124, 188 

Bruttoinlandsprodnkt 13 

- voraussichtliche Entwicklung 19, 377 ff. 

Bruttolöhne und -gehälter 198 
Bruttowertschöpfung 210 

Bürgerversicherung 289, 291, 306, 315 ff., Kasten 8, 
Schaubild 50, Schaubild 52 

Bundesagentur für Arbeit 

- siehe Bundesanstalt, Reform der Bundesanstalt für 
Arbeit 

- Haushalt 241 

- Reform der 239 ff. 

Bundesbankgewinn 262, 268 
Bundesgarantie 333 
Chemische Industrie 203, 258 
China 102 

Credit Crnnch 

- siehe Kreditklemme 

Defizit 

- Deutschland 261 f. 

- Europa 128 ff, 136 f , 412 ff, 174, 792 ff, 

Tabelle 11 

- Japan 94 

- konjunkturbereinigtes 128, 422 ff, Kasten 17, 
Tabelle 50 

- strukturelles 264 

- Vereinigte Staaten 80 f. 

Defizitverfahren 130, 412 ff, Sehaubild 62 
Deflationsrisiken 213, 725 
Demographie-Faktor 346 

Demographische Entwicklnng 289, 310, 320, 328, 
346, 358 f. , Kasten 8, Kasten 10 

Deregulierung 126 

Devisenmarkt 

- siehe Außenwert des Euro 

- siehe Wechselkurse 

Dienstleistungsbereiche 126, 210 ff 
Dieselkraftstoff- Verbilligung 480 
Differenzierung (Löhne) 644, 655, 674 
Direktinvestitionen 1 3 7 
Direktzahlungen 159, 181, 183 
Disease Management Programme 301, 305 
Doha-Runde, WTO 104 ff 


Doppelte Haushaltsführung 496 

Duale Einkommensteuer 567 f. , 584 ff 

- Ausgestaltung 584 ff 

- Gewinnermittlung 577 ff 

- Grenzüberschreitende Investitionen 580 ff. 

- Nordische Länder 624 ff 

- verfassungsrechtliehe Vereinbarkeit 614 ff. 

Dynamische Absicherungsgeschäfte Kasten 1 
ECOFIN-Rat 130, 412 ff 

Effektivverdienste 

- siehe Löhne 

EG-Vertrag 130 f , 413 ff 
Ehegattensplitting 405, 485 ff 
Eigenanteil 293, 308 
Eigenanteilssatz 308 ff 
Eigenheimzulage 196, 473 ff, 484, 509 
Eigeukapitalquote 109 ff, 192 

Eiufuhr 

- siehe Importe 

Eiugliederungsquote 241 
Eiukommen, beitragspflichtiges 290, 332 

Eiukommen, verfügbares 121,198 

- voraussichtliche Entwicklung Tabelle 47 

Einkommensteuer 

- siehe auch Öffentliche Finanzen 

- siehe auch Steuerreform 

- duale 567 f , 584 ff 

- synthetische 535 ff, 566, 570 ff 

Einkommensumverteilung 310 f , 318, 323, 326, 330 

Einkommensverteilung, personelle 822 ff 

Einkunftsarten 827 ff. 

- Gewerbebetrieb 829 

- Kapitalvermögen 830 

- Land- und Forstwirtschaft 832 

- negative Einkünfte 836 

- nichtselbständige Arbeit 828 

- Selbständige Arbeit 829 

- Sonstige Einkünfte 833 

- Vermietung und Verpachtung 83 1 

Einnahmenorientierte Ausgabenpolitik 344, 

Kasten 10 

Einzelhandel 212 
Einzelverträge 304 f 
Energie 

- Energiepreise 141,214 

- Mineralölpreise, Rohölpreise 141,214 

- Ölpreise 141,214 

Entfernungspauschale 491 ff 
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Entgeltumwandlung 290, 332 
Entscheidungsneutralität 406, 493 
Erblastentilgungsfonds 262 
Erwerbsminderungsrente Kasten 9 

Erwerbstätigkeit 

- siehe auch Niedriglohnsektor 

- Entwicklung 122, 217, Tabelle 25 

- Erwerbsneigung 220 

- geringfügig entlohnte Beschäftigung 219, 247 ff., 
669 

- nach Wirtschaftsbereichen 217 

- Ostdeutschland 218 

- Selbständige 218,223 

- sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 218 

- subventionierte Beschäftigung siehe Arbeitslosigkeit, 
verdeckte 

- Vereinigte Staaten 72 

- voraussichtliche Entwicklung 385, Tabelle 48 

Erzeugerpreise 

- siehe Preisentwicklung 

EU-Osterweiterung 156 ff. 

Europäische Kommission 125, 128 ff., 161, 173, 

412 ff. 

Europäischer Rat 161,173 

Europäisches Parlament 161 f, 173 

- Europäisches Währungssystem 170 f. 

Europäische Währungsunion 125, 133, 136 

- siehe auch Europäische Zentralbank 

- Europäische Zentralbank 138 ff., 418 f., 719 ff. 

- Geldpolitik 138 ff., 719 ff. 

- neue Abstimmungsregeln im EZB-Rat 178 f. 

- Strategierevision 152 ff., 723 ff 

- Zinspolitik 138,148,721 

Euro-Raum 120 ff. 

Exporte 13, 125, 187, 201 ff. 

- Güterstruktur 203 

- Regionalstruktur 125, 203 

- voraussichtliche Entwicklung 379 

Fahrtkosten 491 ff. 

Fakturierung (Außenhandel) 202 
Fallpauschalen 303 
Fannie Mae Kasten 1 
Fehlerkorrekturmodell Kasten 4 
Festbetragsregelung 297 

Finanzausgleich 510 ff. 

- siehe auch Bundesergänzungszuweisungen 

- Mischfinanzierungen 515 

- Reform des Finanzausgleichs 510 ff. 

- Zahnersatzversicherung 293 

Finanzhilfen 455 ff, 467 ff, 5 1 5 ff 


Finanzierungssaldo Kasten 17 
Finanzpolitik 

- siehe auch Öffentliche Finanzen 

- antizyklische 797 

- diskretionäre 400 ff, 799 ff 

- keynesianische Effekte 800 ff 

- nicht-keynesianische Effekte 805 ff 

- nichtlinearer Effekt 815 

- prozyklische 799 

- Wirkungsverzögerungen 802 f 

- und Wirtschaftswachstum 816 ff. 

Föderalismus 510 ff 
Fortbildungsverpflichtung 305 
Freddie Mac Kasten 1 
Freihandelsabkommen 107 f , Tabelle 9 
Fremdbesitzverbot 297 
Frühverrentung 341, 354 
G8-Gipfeltreffen Tabelle 9 
Geldlücke 149 

Geldmenge 

- Entwicklung 149 

- Gegenposten 1 50 

- Referenzwert für M3 149 

Geldpolitik 

- siehe Europäische Währungsunion 

- siehe Europäische Zentralbank 

- siehe Japan 

- siehe Vereinigten Staaten 

- im Vereinigten Königreich 154 

- und konjunkturelle Entwicklung 72 1 

Geldpolitische Strategie 152 ff, 723 ff 
Gemeinsame Agrarpolitik 159, 181 ff 
Gemeinsamer Bundesausschuss 297, 300, 302, 304 
Gemeinschaftsaufgaben 480,515 

Gemeldete Stellen 218 

- siehe auch Berufsausbildungsstellenmarkt 

Geringfügig entlohnte Beschäftigung 

- siehe Erwerbstätigkeit 

Geringqualiflzierte 655 
Gesamteinkommensprinzip 488 
Gesamtversorgungsniveau 349 
Geschäftsklima 13, 191 

Gesundheitspolitik 290 ff 

- siehe auch Krankenversicherung, Gesetzliche 

- Gesundheitsreform 291 ff 

Gesundheitsprämie 289, 291, 306 ff, Kasten 8, 
Schaubild 50, Schaubild 51, Schaubild 52 
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Gewerkschaften 

- siehe Tarifpolitik 

Gewinne 192 ff. 

Gini-Koeffizient 840 ff. 
GKV-Modernisiernngsgesetz 291 ff. 

Gleitzone 

- siehe Niedriglohnsektor 

Green-Card-Verordnnng 

- siehe Arbeitserlaubnis 

Grenzbelastung 

- Bürgerversicherung 319, Schaubild 50 

- Gesundheitsprämie 310, Schaubild 50 

Grenzbelastungen, effektive 520 ff. 

Grenzproduktivität der Arbeit 636 f, Kasten 15, 
Tabelle 74 

Grundsicherung 348 

- siehe aueh Rentenversieherung 

Güternachfrage 645 ff. 

Halbjahres-Afa 484 
Handwerksordnung 252 

Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI) 

- siehe Preisentwicklung 

Hartz-Kommission 228 ff, 666, Tabelle 29 
Hausarztsysteme 304 f 

Haushaltsentwicklung 

- Bund 266 ff 

- Länder 270 

- Gemeinden 27 1 , Kasten 7 

- Sozialversicherung 272, 290, 332, 357 

- Staat 265 

Haushaltskonsolidierung 455 ff 

- Erfolgreiche 807 ff 

- Europäische Währungsunion 792 ff, 806 ff 

- makroökonomische Rahmenbedingungen 810 ff. 

Hessen-Modell 237 f , Schaubild 44, Schaubild 45 
Herzog-Kommission 331,343,359 

Hypothekenmarkt 

- China 102 

- Vereinigte Staaten 73, Kasten 1 

Immobilienpreise 136, Kasten 1 

- China 102 

- Vereinigte Staaten 74 

Implizite Rendite 337, 339, 341, 350 f , Kasten 9, 
Schaubild 55, Schaubild 56, Schaubild 59 

Importe 13, 125, 201 ff 

- Importpreise 191, 214 

- voraussichtliche Entwicklung 379 

Individualeinkommensprinzip 488 


Industrieproduktion 127, 206 
Industrievertrauen 127, Schaubild 10 
Inflation 

- Erwartungen 151,154,721 

- Streuung der Raten im Euro-Raum 139 

Inflation Targeting 

- siehe Inflationssteuerung 

Inflationssteuerung 154 f, 719 
Informations- und 

Kommunikationstechnologien 72, 101, 126 
Insolvenzen 194 

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit 297, 
302 

Investitionen 

- Investitionsmotive 190 

- Steuerbelastung 527 ff 

Japan 

- Aktienkursveränderungen 92 

- Arbeitslosigkeit 9 1 

- Außenwirtsehaft 93 

- Bankensektor 95 f. 

- Defizit 94 

- Deflation 94, 99 f 

- Finanzpolitik 94 

- Geldpolitik 99 

- Haushalt Tabelle 9 

- Industrial Revitalization Corporation Tabelle 9 

- Interventionen 84, 93 

- Kapitalerhöhung 96 

- Lebensversicherungen 98 

- Nachtragshaushalt Tabelle 9 

- notleidende Kredite 95 f , 98 

- Postuntemehmen Tabelle 9 

- private Investitionen 90, 92 

- Private Konsumausgaben 91 

- Sehuldenstand 94 

- Staatliche Konsumausgaben und 
Bruttoinvestitionen 94 

- Statistischer Überhang 90 

- Steuerreform Tabelle 9 

- Steuerrückerstattung, vorgetragene 96 

- Verbriefungen 1 00 

- verfügbares Einkommen 9 1 

- Verstaatliehung von Banken 96 f. 

J-Kurven-Effekt 86 
Jobrotation 242 

Jugendarbeitslosigkeit 

- siehe Arbeitslosigkeit 

Kalendereffekt 383 
Kalman-Filter 755 

Kapazitätsauslastung 

- Euro-Raum 124, Schaubild 10 

- Deutschland 189, 191 
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Kapitaldeckung 326, 328, 358 f. 
Kapitaldeckungsverfahren 326, 359 
Kapitalkosten 519 

Kapitalmarkt 

- siehe Aktienmarkt 

Kapitalproduktivität 747, 757, Schaubild 73 

Kapitalstockorientierte Methode des 
Sachverständigenrates 

- siehe Multivariate Verfahren 

Kapitalverkehrsfreiheit 1 67 

Karlsruher Entwurf 

- siehe Steuerreform 

Kaufkraftargument 646 
Kaufkraftstandards 168 f 
Kerninflation 140, 215 
Kinderfreibetrag 295 
Kinderlastenausgleich 295 
Kinderzuschlag 236 
Kirchensteuer 506 ff. 

Körperschaftsteuer 275, 542 ff 
Kohäsionsfonds 160 

Kommission für die Nachhaltigkeit der Finanzierung 
der Sozialen Sicherungssysteme 

- siehe Rürup-Kommission 

Kommunikation 723 

Konjnnkturelle Entwicklung 

- Beitrittsländer 137 

- Deutschland 185 ff. 

- Euro-Raum 120 ff, Tabelle 10 

- Japan 90 ff. 

- Lateinamerika 1 03 

- Südostasien 101 

- Vereinigte Staaten 7 1 ff 

- Volksrepublik China 102 

- voraussichtliche Entwicklung 360 ff. 

- Welt 70 ff 

Konj unktur reagibilität 

- des Budgets der öffentlichen Haushalte 795 ff. 

Konjunkturverbund 132 ff. Schaubild 11, 

Schaubild 12 

Konsolidierung 455 ff 

- siehe auch Öffentliche Finanzen 

- siehe auch Strukturelles Defizit 

- ausgabenseitig 456 ff 

- einnahmeseitig 456 ff. 

Konsolidierungsstrategie 433, 456, 461 f , 464 ff 
Konsumgutlösung 474 f 


Konvent zur Zukuuft Europas 173 ff, 436 

Kouvergenzprozess 168 ff, 421, Schaubild 22, 
Schaubild 23, Schaubild 63 

Kopenhagener Kriterien 163 

Kopf-Prämien 307 ff 

Kostenerstattungsprinzip 300 

Krankengeld 294, 307 f 

Krankenversicherung, Gesetzliche 290 ff 

- Beitragsbemessungsgrenze 311,316 

- Beitragsbemessungsgrundlage 315 ff 

- Beitragssatz 290 f , 294, 305 

- Bundeszuschuss 292, 305, Tabelle 42 

- Disease-Management-Programme 301, 305 

- Fallpauschalen 303 

- Festbeträge 297 

- Gesamtvergütung 299, 303 

- Haushalt 290 

- Integrierte Versorgung 304 

- Kopf-Prämien 307 ff 

- Krankengeld 294, 307 f 

- Krankenversicherung der Rentner 310 

- Leistungskatalog 292 ff. 

- paritätische Finanzierung 294 

- Positivliste 297 

- Praxisgebühr 295 

- Reform 291 ff 

- Risikoentmischung 301,310,318,326 

- Risikoselektion 301 

- Risikostrukturausgleich 294, 305 

- versicherungsfremde Leistungen 292 

- Versicherungspflicht 310,318 

- Versicherungspflichtgrenze 310,318,326 

- Verwaltungsausgaben 290, 298 

- Zuzahlungen 295 

- Zuzahlungsbefreiung 295 

Krankenversicherung, Private 293, 310, 318, 326, 
Kasten 8 

Kredite an kleine und mittlere Unternehmen 1 12 
Kreditgewährung 


- Argentinien, IWF 103, Tabelle 9 

- Deutschland 

192 

- Europa 150 


Kreditklemme 

192 


Kündigungsschutz 253 f , 676 ff 

- Abfindung 254, 682 f , 689, 696 f 

- Beweislast 694 f. 

- empirische Evidenz 689 

- Funktion 684 ff. 

- Gesetzeslage 677 

- Kündigungsgründe 680 

- Rechtsunsicherheit 681 ff. 

- Reform 691 ff. 

- Schwellenwert 682, 693 

- Sozialauswahl 677, 692 
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Kurzarbeit 223 f. 

Lateinamerika 103 
Laufzeit-Effekt Kasten 1 

Lebenserwartung 

- fernere 335, Schaubild 53 

Lebensversicherung 

- Japan 98 

- steuerliche Behandlung 505 

Leiharbeit 

- siehe Arbeitnehmerüberlassung 

Leistungsbilanz 

- Deutschland 204 

- mittel- und osteuropäische Länder 137 

- Vereinigte Staaten 77, 82 ff. 

Leistungsempfängerquote 223 
Leistungsfähigkeitsprinzip 296, 323, 599 f 
Leitzinsänderungen 136 f, 138 

Liberalisierung 

- Arzneimittelvertrieb 297 

- Handelsliberalisierung 1 67 

Löhne 

- siehe auch Differenzierung 

- siehe auch Tarifpolitik 

- Anspruchslohn 705 

- Effektivverdienste 255, Tabelle 30 

- Lohndrift 255, Tabelle 30 

- Lohnnebenkosten 640, Schaubild 70 

- reale Arbeitskosten, früher Produzentenlohn 639 f.. 
Schaubild 70, Tabelle 30 

- reale Nettoverdienste, früher 
Konsumentenlohn 639 f.. Schaubild 70, Tabelle 30 

- Tarifverdienste 255, Tabelle 31 

Lohndrift 255, 652, Kasten 15 
Lohnnebenkosten 315, 319, 324, 331, 333 
Lohnquote 642, Kasten 15 

Lohnpolitik 

- siehe Tarifpolitik 

Lohnsteuer 275 
Lohnsteuercharakter 3 1 0 
Lohnstückkosten 641 ff. 

Lorenzkurven 841 

Maastricht- Kriterien 170 ff. 

- Konjunkturreagibilität des Budgets 795 ff 

Mainzer Modell 247 

Marktöffnung 

- siehe Deregulierung 

Marktwirtschaft, funktionsfähige 1 64 
Marriage Penalty 79 


Marshall-Lerner-Bedingung 87 
Mehrbesitzverbot 297 
Midi- Job 

- siehe Niedriglohnsektor, Gleitzone 

Mineralölpreise 

- siehe Energie 

Mini-Job 

- siehe Erwerbstätigkeit - geringfügig entlohnte 
Beschäftigung 

Mischfinanzierung 463, 515 

Mittel- und Osteuropa 

- siehe Beitrittsländer 

Mobilitätsentscheidung 493 
Multivariate Verfahren 

- Cobb-Douglas-Produktionsfunktions-Ansatz 750 f. 

- Kapitalstoekorientierte Methode des 
Sachverständigenrates 745 ff. 

- nicht-parametrischer Ansatz 748 f. 

Nachhaltigkeit der öffentlichen Haushalte 

- siehe Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte 

Nachhaltigkeitsfaktor 343 ff, 453 
Nachhaltigkeitsrücklage 333 

Nachgelagerte Besteuerung 

- siehe Besteuerung der Rentenzahlungen 

Nettozahler 158 

Neue Bundesländer 

- siehe Ostdeutschland 

Neue Ökonomie 72 

Neuverschuldung 

- siehe Strukturelles Defizit 

Nicht-keynesianische Effekte 459 

N iedriglohnsektor 

- siehe auch Löhne 

- Gleitzone 248 

Öffentliche Einanzen 

- siehe auch Haushaltsentwicklung 

- siehe auch Steuerbelastungen, effektive 

- siehe auch Steuerreform 

- Abgabenquote 263 

- Ausgaben 123, 265 

- automatische Stabilisatoren 797 f, 802, Kasten 17 

- Bund 266 

- Defizit 261 f , 273 

- Einkommensteuer 275, 535 ff, 822 ff. 

- Europäische Währungsunion 789 ff. 

- Finanzstatistik 262 

- Gemeinden 271 

- Gewerbesteuer 276, 529 ff 

- Körperschaftsteuer 275, 542 ff 

- Länder 270, 511 ff 
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- Mischfinanzierung 515 

- Nettokreditaufnahme 262 

- nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 275 

- Ökosteuer 278 

- Sozialversicherung 272, 289 ff. 

- Sozialversicherungsbeiträge 272, 289 ff 

- Staatsquote 263 

- Steuereinnahmen 274 ff. 

- Steuerpolitik 518 ff 

- Umsatzsteuer 277 

- Verschuldung 279 

- voraussichtliche Entwicklung 387 

Öffentlicher Dienst 256 

Öffnungsklauseln 

- siehe Tarifpolitik 

Öffnungsmoratorium 305 
Ölpreisentwicklung 70, 100 

Offene Stellen 

- siehe gemeldete Stellen 

Operationelles Risiko 110,116 
Order-Capacity-Ratio 207 

Ostdeutschland 209 

- Arbeitslosigkeit 22 1 

- Arbeitsmarkt 218 

Output-Lücke 132 f , 172, 734 ff, Sehaubild 24, 
Sehaubild 75, Sehaubild 76 

- und Primärsaldenquote 797 f. 

Panelmodelle 

- länderübergreifende 797 ff 

- Waehstumsregressionen 818 ff. 

Patientenbeauftragter 300 

Patientenquittung 300 

Pauschalprämie 289, 291, 306 ff, Kasten 8, 
Sehaubild 50, Sehaubild 51, Schaubild 52 

Pendlerpauschale 491 ff, 509 

Personal-Service-Agentur 

- siehe Arbeitnehmerüberlassung 

Personenfreizügigkeit 137, 167 

Pflegeversicherung, Soziale 357 ff. 

- Ausgaben 357 

- Defizit 357 

- Einnahmen 357 

- Haushalt 357 

- Pflegebedürftige 357 

- Reform 358 ff 

- Versieherte 357 

Positivliste 297 
Prävention 292 
Praxisgebühr 295, 307 


Preisbindung der zweiten Hand 297 

Preisentwicklung 

- Erzeugerpreise 141,214 

- Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPl) 121, 
139,213 

- Importpreise 214 

- Japan 100 

- Verbraucherpreise 136 f, 213 

- Vereinigte Staaten 78 

Preisniveaustabilitätsziel 139, 152 f, 724 ff 

Primärsalden 441 ff, 459, 509, Kasten 17 

- Primärdefizitquote 767 ff. 

- Primärüberschussquote 767 ff 

Primärsaldenposition 456 

Private Konsumausgaben 13, 121, 136 f , 198 ff 

- voraussichtliche Entwicklung 382 

Produktion 

- siehe aueh Beitrittsländer 

- siehe aueh Bruttoinlandsprodukt 

- siehe aueh Industrieproduktion 

Produktionspotential 186 f , 734 ff. Schaubild 73, 
Schaubild 74, Schaubild 76 

- Auslastungsgrad des 734 f , 757 f , Schaubild 73 

Produktivität 137 

- siehe auch Vereinigte Staaten 

Prognose 

- Annahmen 365 

- Deutsehland Tabelle 46 

- Europa Tabelle 46 

- Japan Tabelle 46 

- Risiken 389 

- Vereinigte Staaten Tabelle 46 

- Weltwirtsehaft 372 

Prozyklizität 113 
Random-Walk 753 f 
Rasenmähermethode 462 f , 509 
Ratingansätze 112 
Regelleistungsvolumen 303 
Rentenanpassungsformel 339, 343 ff, Kasten 9 
Rentenbezugsdauer 335, 338 f , 341, 346, Kasten 9 

Renteneintrittsalter 338 ff, Kasten 9 

- gesetzliehes 338 ff, 453 

- tatsächliehes 341, 354 

Rentenniveau 338, 348, Kasten 10 

Rentenversicherung und Rentenversicherung, 
Gesetzliche 

- Abschläge 341 

- Beitragsbemessungsgrenze 266,316,344 

- Beitragseinnahmen 332 ff. 

- Besteuerung 286, 348 
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- Bruttorentenniveau 348, Kasten 10 

- Bundeszuschuss 241, 285, 333, Schaubild 46 

- Gesamtversorgungsniveau 349 

- Grundsicherung 348 

- Haushalt 332 ff. 

- implizite Rendite 337, 339, 341, 350 f. 

Schaubild 55, Schaubild 56, Schaubild 59, Kasten 9 

- Nachhaltigkeitsfaktor 343 ff., 453 

- Nettorentenniveau 348 

- Rentenausgaben 332 ff. 

- Rentenreform 334 ff. 

- Schwankungsreserve 333 

- versicherungspflichtige Entgelte 344 

- Zulagenfbrderung 355 

Rentnerquotient 343, 346, Kasten 10 

Rezessionen 

- Definition NBER 71 

Riester-Reform 334 ff 

Riester-Rente 286, 343, 349, 355 f 

Risikoentmischung 301, 310, 326, 329 

Risikopool 294 

Risikoselektion 301,305,321 

Risikostrukturausgleich 294, 305, 310, 329 

Rürup-Kommission 289, 291, 306 ff, 335 ff, 358 ff, 
Kasten 8 

Schedulensteuer 533 

Schuldenstandsquote 129, 279, Tabelle 11 

- siehe auch Tragfähigkeit der öffentlichen 
Haushalte 

- Dynamik in der EWU 793 
Schwankungsreserve 333 f 

Schwellenländer 

- China 102 

- Lateinamerika 1 03 

- Südostasien 101 

Selbständige 

- siehe Erwerbstätigkeit 

Selhstbehalte 295, 301 

Selbstbehaltstarife 301 

Singapur-Themen 106 

Sofortprogramm zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit 227 

Sonstige Anlagen 188 

- voraussichtliche Entwicklung 380 

Soziale Sicherung 

- siehe Arbeitslosenversicherung, Gesetzliche; 
Rentenversicherung, Gesetzliche; 
Krankenversicherung, Gesetzliche ; 
Pflegeversicherung, Soziale 


Sozialer Ausgleich 308, 310 f, 325 f , 330, Kasten 8 

Sozialhilfe 231 

- siehe auch Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe; Arbeitslosengeld II 

Sozialversicherung 

- siehe Arbeitslosenversicherung, Gesetzliche; 
Rentenversicherung, Gesetzliche; 
Krankenversicherung, Gesetzliche; 
Pflegeversicherung, Soziale; Öffentliche Finanzen 

Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) 823 

Sparerfreibetrag 499 

Sparquote 199, Schaubild 34 

- Vereinigte Staaten 74 

Spekulationsgeschäfte 833 
Spenden 506 ff 
Staatsquote 263 

Staatsverschuldung, explizite und implizite 

- siehe Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte 

Stabilitätspakt, nationaler 432 f 
Stabilitätsprogramm, Europäisches 128 

Stabilitäts- und Wachstumspakt 1 3 1 , 4 1 2 ff 

- Reformvorschläge 131, 434 ff, Kasten 12 

- Konjunkturreagibilität der Budgets 795 ff 

Statistische Eiltermethoden 740 ff 

- Bandpass-Filter 744 

- Baxter-King-Filter 743 

- Hodrick-Prescott-Filter 741 

- Rotemberg-Filter 742 

Statistischer Überhang 90, 120, Schaubild 26 
Steinkohlesubventionen 468 f 
Sterbegeld 292 
Steuerautonomie 513 f 
Steuerbelastungen, effektive 520 ff 

Steuereinnahmen 

- siehe Öffentliche Finanzen 

Steuerpolitik 518 ff 

- siehe auch Öffentliche Finanzen 

- siehe auch Steuerreform 

- Steueraufkommen 274 ff. 

Steuerreform 

- Abgeltungssteuer 550 f 

- Dividendenfreistellungs verfahren 571 f. 

- dritte Stufe 285 

- duale Einkommensteuer 567 f, 584 ff. 

- Gemeindewirtschaftssteuer 284, 529 ff. 

- Gewerbesteuer 284, 529 ff 

- Haushaltsbegleitgesetz 285 

- Japan Tabelle 9 

- Karlsruher Entwurf 602 ff, 609 ff, Kasten 14 
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- Kommunale Einkommen- und 
Gewinnsteuer 530 ff. 

- Korb 11 281 f 

- Körperschaftsteuer 542 ff. 

- Kriterien 559 ff. 

- Leistungsfähigkeitsprinzip 599 f. 

- Merz-Konzept 405 ff. 

- nachgelagerte Besteuerung 286, 556 

- Nettoprinzip 540 ff. 

- Reformvorschlag des CDU-Bundesvorstands siehe 
Merz-Konzept 

- Steuerehrlichkeit 283 

- Steuersatz 566, 571 

- Steuervergünstigungsabbaugesetz 280 

- Synthetische Einkommensteuer 535 ff, 566, 

570 ff. 

- Untemehmensbesteuerung 604 ff. 

- Veräußerungsgewinne 552 ff, 573 ff. 

- Vereinigte Staaten 79 

- Verlustverrechnung 282, 548 ff, 595 

Steuerschecks 73, 79 

Steuervergünstigungen 

- Abbau 484 ff. 

Strategierevision der EZB 152 ff, 723 ff. 

Strukturelles Defizit 264 

- siehe auch Defizit 

Strukturfonds 160 
Subsidiaritätsprinzip 1 74 

Subventionen 455 ff, 808 

- Landwirtschaft 479 f 

Subventionsbericht 472 f , 480, 497, 499 
Südostasien 101 

Synthetische Einkommensteuer 

- siehe Steuerreform 

Tabaksteuer 91,278,292 

Tarifpolitik 

- siehe auch Löhne 

- Abschlüsse 255 ff, Tabelle 31 

- Allgemeinverbindlicherklärung 674 

- Beschäftigungsorientierung 634 ff, 637, Kasten 15 

- Betriebsvereinbarung siehe 
Betriebsverfassungsgesetz 

- Erfolgsbeteiligung 653 

- Flächentarifvertrag 674 

- Günstigkeitsprinzip 674 

- Lohndifferenzierung siehe Differenzierung 

- Lohnzurückhaltung 634 ff, 637, 652, Kasten 15, 

Kasten 16 

- Nachwirkung Tarifvertrag 674 

- Öffnungsklauseln 653 

- Produktivitätsorientierung 255, 637, 652, 

Kasten 15 

- Tarifautonomie 674 

- Tariftreuegesetz 674 


Taylor-Regel 721, Schaubild 72 
Teilzeitarbeit Kasten 16 
Tragfähigkeit 

- siehe auch Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte 

- Leistungsbilanzdefizit Vereinigte Staaten 82 ff. 

Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte 438 ff, 

765 ff. 

- explizite Staatsschulden 439 ff. Schaubild 66 

- implizite Staatsschulden 439 ff, 769, Kasten 13, 
Schaubild 66, Schaubild 67, Schaubild 68, Tabelle 56 

- intertemporale Budgetgleichung des Staates 441, 
765 ff 

- Schuldenstandsquote 438 ff, 767 f 

- Tragfähigkeitslücke 438 ff, 765 ff. Schaubild 66, 
Schaubild 67, Schaubild 68, Tabelle 56 

- Zins-Wachstums-Differential 450 f, 771 ff, 

Tabelle 55 

Tragfähigkeitslücke 

- siehe auch Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte 

- und demographische Entwicklung 447 ff. 
Schaubild 67, Tabelle 54 

- und Generationenkonten 442 ff, 770 ff. 

Schaubild 65 

- und Rentenreform 452 f. Schaubild 68 
Transparenz 154, 719 
Trendoutput 734 f 

True Sales Initiative 

- siehe Verbriefungsinitiative 

Übnngsleiterpauschale 503 
Umfrage zum Kreditgeschäft 192 
Umsatzsteueraufkommen 277 
Umzugskosten 491 ff 
Unisex-Tarife 356 

Univariate Verfahren 

- siehe Statistische Filtermethoden 

Unternehmensstenerreform 

- siehe Steuerreform 

Venezuela 103 
Verbleibsquote 241 

Verbraucherpreise 

- siehe Preisentwicklung 

Verbrauchervertrauen 121, Schaubild 10 

Verbriefungen 1 1 5 

- Japan 100 

Verbriefungsinitiative 1 1 5 
Vereinigte Staaten 

- Abwertung des US-Dollar 77, 86 ff 

- Aktienkursveränderungen 74 
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- Arbeitslosengeld 79 

- Arbeitslosigkeit 72 

- Arbeitsproduktivität 72 

- Außenwirtschaft 77 

- Erwerbstätigkeit 72 
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